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Die Adkerban-Strafkolonien und die Fürforge 
für die entlaffenen Sträflinge, 


Bon 
Dr. Auguft Slärl, 


Einleitung. 


Bei allen Völkern finden wir denjelben Entwidlungsgang des Strafrechts. 
Das Verbrechen wurde anfänglich nicht als Verlegung der öffentlichen Rechts- 
ordnung aufgefaßt, jondern nur als Eingriff in die Privatrechtsiphäre eines 
Anderen. Die Reaktion gegen das begangene Unrecht war daher PBrivatjache, 
nicht Sache des Staates. Später machte fi) das Bedürfniß von Anftalten 
zur Aufrechthaltung des allgemeinen Friedens geltend, das Recht der Privat: 
rache wurde begrenzt und es bildete jich ein fürmliches Buß- oder Kompoſi— 
vonenſyſtem, wonach der Einzelne für das ihm zugefügte Unrecht entjchädigt 
wurde. Daß dann in der Folge neben der Privatjatisfaktion, wie fie fich in 
der compositio darftellte, eine Buße an den König oder an das Volk gezahlt 
werden mußte, zeigt Schon das Vorhandenfein einer dunklen Idee von einer 
Berlegung der öffentlichen Rechtsordnung an. Bei der immer mehr fort: 
ichreitenden Kultur eines Volkes mußte die Privatgenugthung volljtändig durch 
die öffentliche Genugthuung, die eigentliche Strafe, verdrängt werden, welch 
legtere Anfangs von der Kirche, nachher vom Staate verhängt wurde. 

Sobald aber der Staat ſich berufen fühlte, jelbjt die Zuchtruthe zu hand— 
baben, mußte jih ihm das Bedürfnif aufdrängen, die Verbrechen möglichjt zu 
verhüten. Am Nächten lag e3 daher, die Strafe als Abjchredungsmittel auf: 
zufaſſen. Durch Graufamfeit juchte er den Zwed der Verhütung der Verbrechen 
zu erreichen, wie ja bei niederer Kulturjtufe auf allen Gebieten die Reaktion 
gegen bejtehende Uebelſtände fich durch die rohe Fauſt geltend macht. Erſt 
nad) langer Zeit begann man einzufehen, daß durch die mannigfaltigen grau: 
jamen Abjtufungen der Todesſtrafe der eigentliche Zwed, den man bei ihrer 
Anwendung im Auge hatte, gar nicht erreicht wurde. „So fommt denn der 
Staat bei regelrechter Entwidlung von den „ehlichen Griffen mit glühenden 
Zangen“ und den jonftigen Leibesjtrafen und Verftümmelungen nad) und nad) 
zu den qualifizirten Gefängnißftrafen, dann zu dem einfachen Gefängniß und 
endlich zu dem irischen Beurlaubungsſyſtem, von dem Pfahl und Rad und 
jonjtigen Todesmartern zum einfachen Tod und von diefem zur Abjchaffung 
der Zodesjtrafe.“ ') 





Braun, die Wirthichaftd- und die — — in Faucher's Viertel— 
jahrsſchrift für Volt⸗swiribſchaft und Kulturgeſchichte. 1868. S. 108. 
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2 N. Flärl: Die AderbausStraftolonien 


Je tiefer man in das Weſen des Staatsrechtes eindrang, deſto mehr 
mußten fi) die Strafrechtsbegriffe läutern. Man begann nad) dem Rechts: 
grunde der Strafe zu fragen. Mit Aufjtellung der verjchiedenen Strafrechts: 
theorien, durch welche man dieje Frage zu löſen verjuchte, that man einen 
weiteren Schritt zur Erfenntniß. 

Die Abſchreckungstheorie mit ihren verfchiedenen Seiten als General- und 
Spezial-Präventionstheorie, Feuerbach's Theorie des piychologischen Zwanges 
und die Warnungstheorie Bauer’3 bewegen ſich noch in den alten Anfichten 
von der Strafe als einem Mittel der Abjchredung und jegen offenbar voraus, 
daß, je härter da8 malum passionis, dejto eher der Zwed der Verhütung des 
Verbrechens, des malum actionis, erreicht werde. Aber man bedachte nicht, 
daß der Verbrecher ſich mit der Hoffnung jchmeichelt, unentdedt zu bleiben; 
man beachtete nicht, daß die Strafe auf Manche gar nicht einen abjchredenden 
Einfluß ausübt, daß fie für Manchen jogar als wünſchenswerthes Ziel er- 
ſcheint; ) man erfannte nicht, daß „der in den Ketten der Unwiſſenheit und 
fchlechter Gewohnheit befangene Berbrecher feinen Beruf verfolgen und den 
Galgen in der Ferne mit ebenjo großer Gemüthsruhe betrachten werde, wie 
der Soldat eine Schlacht in dem Feldzuge des nächjten Jahres.““) Man jah, 
bei der Abichredungstheorie insbejondere, nicht ein, daß es widerſinnig ift, Dem 
Verbrecher die Nahahmung feiner Frevelthat auf jeine Rechnung zu jchreiben, 
jtatt Diejenigen verantwortlicdy zu machen, die jie jogar nachahmungswerth ge= 
funden haben, und ihn dafür „Anderen zum abjcheulichen Erempel* unter 
großer Feierlichkeit auf dem Blutgerüfte abzuſchlachten; und man erfannte nicht 
den Widerfinn, der darin liegt, über das Vorhandenfein der Schuld im Hinblick 
auf die Vergangenheit, über dag Maß der Schuld aber im Hinblid auf Die 
Zukunft, d. h. nach dem möglichen Einfluß, den das Strafübel auf den Ber: 
brecher zu äußern vermag, zu entjcheiden. 

Im Gegenjag zu diefen Theorien faßt die Notbwehrtheorie die Strafe 
als Abwehr gegen Eingriffe in die ftaatliche Rechtsiphäre auf und ſtimmt 
darin mit den obigen Theorien überein, daß fie harte Strafen vorausjegt, weil 
fie den Verbrecher unjchädlich machen will. 

Ich kann die minder beachtenswerthen Vergütungs:, Abbüßungs- und Ver: 
tragstheorien übergehen, um jogleic) die Kant'ſche und Hegel'ſche Gerechtigfeits- 
Theorie zu bejprechen. Nach diejer ift die Strafe ein umbedingtes Erforder- 
niß der Gerechtigkeit. Verſteht man aber unter Strafe ein Uebel, das dem 
Berbrecher ala Vergeltung wegen feiner Frevelthat zugefügt wird — und Jahr: 
hunderte hindurch hat man dieſe Anjchauung mit graufamer Konjequenz durch: 
geführt, umd auch der freie Geift der modernen Strafgejeßgebungen hat ſich 
von diefem Gedanken noch nicht vollftändig frei gemacht —, verjteht man alfo 
unter Strafe eine Peinigung, jo ijt es der Vermunft und der Gerechtigkeit 
Hohn sprechend, Böſes mit Böſem, Unrecht wieder mit Unrecht zu ver: 
gelten. Man mußte jchließlich mit diefer Lehre zu der Konfequenz gelangen, 
das durch die Mifjethat angeftiftete Uebel durch ein gleich großes Uebel zu 
jühnen, eine Konjequenz, deren vollftändige Durchführung jelbjt die begeiftertften 





1) Beifpiele hievon f. bei Bauer, der Gewerbetrieb in den Strafanjtalten. 1861. ©. 57. 
Diejelbe Beobachtung hat man von dem ruſſiſchen Deportationsſfyſtem gemacht. Man vgl. 
ferner Delder’3, aus dem Gefängnikleben. 1860. 

2) Kord Brou gham, on the inefficieney of a simple penal legislation bei 
Holgendorff, die rzungsfähigteit der fFreibeitäftrafen. 1861. ©. 42. 


und die Fürjorge für die entlafjenen Sträflinge. 3 


Vertreter diefer Theorie fcheuen. Sodann feßt dieſe Theorie voraus, daß der 
Beitrafte die ihm zugefügte Peinigung auch wirflich als gerechte Vergeltung 
für da3 begangene Unrecht anjehe, wenn die Strafe irgend einen Erfolg haben 
jol. Wenn aber 3. B. die Zuchthausſtrafe in dem Sträfling nur den Ge: 
danken rege macht, daß er diefe Strafe „abfigen“ müſſe, weil der Richter e8 
jo ausgefprochen, und wenn daher der Beitrafte jelbjt feine Idee davon hat, 
daß er ein Unrecht begangen hat, jo muß die Strafe al3 gerechte Vergeltung 
für eine Miſſethat ganz bedeutungslos fein. 

Wiewohl alfo der Werth der Strafrechtstheorien nicht zu unterfchägen ift, 
da jie die Anregung zu einer philojophiichen Behandlung des Kriminalrechts 
gaben und eine gefundere Auffaſſung der Rechtsbegriffe anbahnten, jo kann doch 
die abitrafte Philofophie allein in der Praris nicht ausreichen. Wirklich 
fonjequent durchgeführt, müßten diefe Theorien jogar zu verkehrten jchädlichen 
Anihauungen leiten, deren machtheiligen Einfluß auf die Gefängnißitrafe 
Baker treffend nachgewiejen hat.) Es genügt nicht, die Strafrechtstheorien 
zu vermwerthen, unbefümmert um den innigen Zufammenhang des Kriminal- 
reht3 mit den Erfcheinungen des Lebens; daraus könnte nur eine lebloje 
papierene Necht3pflege, nicht eine wirklich lebensfähige geboren werden. Die 
Strafrechtäpflege muß ſich auf die Empirie, die Kriminaljtatiftif, die Forſch— 
ungen der Piychologie und Erziehungslehre jtügen und die Beichaffenheit der 
äußeren Umjtände auf das geheime Spiel der Begehrungskraft und Leidenjchaft 
im einzelnen Fall berücjichtigen. 

Geftügt auf ſolche Erfahrungen muß man zur Ueberzeugung kommen, 
daß man weder mit den abjchredenden Mitteln einer kalt berechneten Grau: 
lamfeit den Verbrechen vorzubeugen vermag, noch daß man unter dem Namen 
der Gerechtigkeit dem Verbrecher alles mögliche Unrecht zufügen joll, um den 
Endzwed der Strafe zu erreichen, jondern, daß es darauf anfümmt, die rechts— 
midrigen Motive im Innern des Verbrechers zu unterdrüden, und daß es ſich 
darım handelt, ihm fittlich zu beijern und wieder aufzurichten. Die Strafe 
darf nicht Endzmwed bei Behandlung des Verbrechers, jondern nur ein Mittel 
der fittlichen Erziehung und Beſſerung desjelben jein, und als Strafmittel 
dürfen nicht äußere mechanische Mittel gewählt werden, die nur bejtimmt 
find, dem Miſſethäter nugloje Duälereien und Leiden zuzufügen, fondern jolche 
Mittel, die auf das Innere des Menjchen wirken, ihn fittlich bilden und befjern. 

Allerdings jtehen bedeutende Schwierigkeiten der praftiichen Anwendung 
der Beijerungstheorie im Wege:?) das bereits begangene Verbrechen bildet 
nur das äußere Merkmal des verbrecheriichen Willens, folglich” müßte die 
Strafe ald Bejjerungsmittel auch über den verhängt werden, der feinen 
verbrecheriichen Vorſatz noch nicht durch eine äußerlich erfennbare — 
manifeſtirt hat; auch geräth man nach dieſer Theorie bei Ausmeſſung der 
Strafe in fatale Konſequenzen. Allein abgeſehen davon, daß der letztere 
Einwand durch eine gut ausgebildete Strafgeſetzgebung gehoben werden kann, 
ſo können doch im Allgemeinen bloße Schwierigkeiten bei der praktiſchen Durch— 
führung einer Theorie die prinzipielle Nichtigkeit derſelben nicht alteriren, 
und auch der Umjtand, daß fich das Strafgejeg an das äußerliche Merkmal 


) Transactions of the National Association for promotion of social science. 1860. 
N Nah Behrend, Gefchichte der Gefänguißreform, gelten 3. B. in Irland 15 Prozent 
der Gefangenen als unverbejierlic). 
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einer verbrecheriichen Handlung halten muß, kann die Richtigkeit der Beſſer— 
nngstheorie nicht in Frage jtellen, weil die Strafanjtalt nur als ein Glied 
in der großen Kette der jozialen Erziehungsmittel erſcheint. Es ift jedenfalla 
jchwerer, den bejahrten Verbrecher auf die Bahn des Nechtes zurüczuführen, 
als den noch reinen Menjchen vom Abwege abzuhalten, und Lebteres wird 
immer mehr die jchöne Aufgabe des Staates werden. Zrefflih jagt Robert 
von Mohl:!) „Wer wird es nicht für ficherer, leichter, in jeder Beziehung 
rathjamer und menjchlicher erachten, ein Kind gut zu erziehen und es dadurch 
auf dem Pfade der Sittlichfeit und Gejeglichkeit von Anfang an zu erhalten, 
als einen Menjchen erjt im Sumpfe der Umnfittlichkeit, in der Verhärtung ge— 
werbsmäßiger Verbrechen aufwachjen, ihn eine vielleicht Jahre lang fortgejegte 
Reihe von Unthaten gegen Einzelne und gegen die Gejellichaft vollbringen zu 
lajien, in der Hoffnung, er werde einjt durch Einzelgefängniß, durch Geſell— 
haften zur Unterbringung entlajfener Züchtlinge u. }. w. völlig zum Guten 
gewendet werden können. Wer wird nicht lieber ein Mädchen unjchuldig zu 
erhalten juchen, als dasjelbe erjt in ein Bordell gerathen laſſen und es mittelit 
eines Magdalenenhoipitals Förperlich und geiftig wieder zu bejiern.“ 


Daß die Beljerungstheorie auf die wirklichen Erjcheinungen und Bor: 
fommnijje des Lebens Rüdficht nimmt, das ift ihr hoher Vorzug vor den 
anderen Theorien, welche in leblojer Abjtraktion, unbefümmert um den innigen 
Zujammenhang der Strafrechtspflege mit dem Leben, diejelbe al3 etwas ganz 
für fich Bejtehendes behandeln. „Die Bejjerungsthätigfeit muß man individus 
alifiren,” jagt Ferrus.?) 

Diejes Prinzip der Individualifirung muß bei allen Strafarten feine 
Anwendung finden. Eine und diefelbe Strafart auf alle Klaſſen von Verbrechen 
anzuwenden, würde den Zweck der Bejjerungsthätigfeit vereiteln, zumal da 
die Wirkung, welche eine Strafart auf einen Menjchen ausübt, bei einem anderen 
jih anders geftaltet. Muß doch auch die Kurmethode ſich nach der Beichaffenheit 
der Krankheit und der Konjtitution des Kranken verjchieden einrichten! Das 
gilt von allen Strafarten, von der Deportation ſowohl als von dem Gefäng: 
nifje, und von den verjchiedenen Arten des Gefängnifjes, ſowohl von der gemein: 
jamen Haft als von dem Zellenſyſtem. „Für eine rationelle und fruchtbare 
Theorie des Gefängnißſyſtems genügt es nicht, die Erfahrung der Vergangenheit 
zu fragen, noch die Bönitentiargelehrten, noch die ſtatiſtiſchen Thatjachen, welche 
nolens volens immer zweifelhaft find, fondern man muß mit der VBerjchieden: 
heit, welche die Natur der Menjchheit auferlegt, Rechnung halten... . . micht 
nur das Gefängniß ftudiren, jondern auch den Gefangenen. Wir glauben, daß 
eine einzige Form der Einferferung logisch nicht anwendbar ift, außer da, wo 
die Gefangenen die nämliche Organifation, gleiche Fähigkeiten und identijche 
Gefühle hätten, was aber nicht der Fall ift, da die Bevölkerung der Gefäng- 
niffe gleich der freien Bevölkerung bedeutende Ungleichheiten in Bezug auf 
phyſiſche, intellektuelle und moraliſche Eigenjchaften darbietet. Auch glauben 
wir, daß die vernünftige Anwendung einer verjchiedenen Methode faſt noth— 
wendig durch ihre Angemejjenheit für die Individuen, auf welche fie ange— 
wendet wird, bejjere Wirkungen ausübt, als die gleichförmige und unbeugjame 
Regel der weiſeſten Einrichtung.“ (Ferrus.) 


!) Die Rettungshäuſer fir verwahrloſte Kinder. (Zeitſchrift für die geſammte Staats— 
wiſſenſchaft. 1845. ©. 650.) 
2) Ferrus, Des prisonniers, de l'’emprisonnement et des prisons. Paris. 1847—50, 
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Das Prinzip der Individualifirung fordert vor Allem eine Scheidung der 
Berbreder nad dem Geſchlechte und nah dem Alter. Weibliche Ge- 
fangene erheijchen durch die Verjchtedenheit ihrer Charaktere eine andere Behand: 
lung al3 männliche, jugendliche Mifjethäter eine andere als erwachſene. Dieje 
Klaſſifikation ift der erjte Schritt zu einer vollftändigen Verbefjerung des Ge— 
fängnißwejens. „Nach dem Alter zu jcheiden, Jung und Alt zu trennen, das 
it die Regel, die zuerit beobachtet werden joll und in der etwas Gutes liegt.!) 
Allerdings macht auch diefe Scheidung ſchon Schwierigkeiten; es Fann ja hier 
die bejtimmte Höhe des Alter nur einen äußerlichen Anhaltspunkt für Die 
Trennung, nicht ein ficheres Zeichen für die fittliche Verdorbenheit des Detinirten 
darbieten. „Vor Allem ijt es,“ fährt Suringar fort, „eine Zahl, von der hier 
die Trennung abhängig gemacht wird. Wie oft findet man doch unter den 
ungen Taugenichtie vom erjten Range, deren Gejellichaft geflohen werden 
muß wie die Peſt, denen man es aber nad) ihrem Neußern und nach dem ver: 
übten Verbrechen nicht anfehen kann, jondern die man in eine der bejten Klaſſen 
bringen würde.“ 

Dod it im Allgemeinen der Erfahrungsfag feitzuhalten, daß der jugend» 
lihe Geiſt für die Einwirkung der Beilerungsthätigfeit viel empfänglicher iſt, 
ala der in Laſter verjunfene Geift des bejahrten VBerbrechers. Dieje Erfahrung 
führte zur Scheidung der jugendlichen Miſſethäter von den. erwachjenen und 
war die Einleitung zu volljtändigeren und organiicheren Verbejjerungen. Dazu 
fam noch, daß man dieſe Kategorie von Unglüdlichen noch verderbter die 
Schwelle des Gefängnijjes verlajjen jah, als fie diefelbe betreten hatte, eine 
natürliche Folge davon, daß man fie mit den Auswürflingen der menjchlichen 
Seiellichaft in ein Gefängniß zufammenpferchte; es zeigte jich eine ausnehmend 
ttarfe Tendenz zum Rückfall bei den jugendlichen WVerbrechern, welche kaum, 
daß jie eine Strafe überjtanden hatten, mit dämoniſcher Haft von Neuem die 
Gefängniſſe füllten. Nach den Kriminaltabellen kann die traurige Erfahrung 
nicht geleugnet werden, daß Diejenigen, welche ſchon in ihrer frühen Jugend 
wegen Bergehen zur Gefängnißjtrafe verurtheilt wurden, in der Regel 
die verbrecheriihe Bahn nicht verlaffen. Die Gefellihaft der alten ver: 
dorbenen Verbrecher zerjtört ihr fittliches Gefühl, das erjt im Erjtarfen be: 
griffen ift.?) 

So mußte ſchon die übergroße Anzahl jugendlicher Verbreder das 
Bedürfniß eigener Anftalten für diefelben hervorrufen. „Schauderhaft ijt die 
Anzahl junger Verbrecher, die in England und in der Landichaft Wales jähr- 
lich beitraft werden.“ So verjicherte uns jchon vor 40 Jahren Ducpetiaur,?) 
und Marie Martint) gibt die Zahl der jugendlichen Gewohnheitsverbrecher 
in England auf 20,000, die der vagabundirenden Kinder auf 200,000 an. 
Auch in Irland war die Zahl diefer Jungen fehr bedeutend, ſank aber in Folge 
der neuen Gefängißverbejjerung.d) In Frankreich gab es 1856 7330 jeunes 


.. " Suringar im Weekblad van het regt. 1856. (vgl. Röder, der Strafvollzug im 
Geijte ded Rechte. 1864.) 


?) Mittermaier, über die Fortidritte der Straßburger Geſellſchaft zur Verbeſſerung 
der Lage jugendlicher Verbrecher, in den Zahrbüchern für Gefängnigkunde von Julius. Bd. 3, 

 Sambaber, das Beilerungsiyitem. Frankf. 1839, 

*) Annales de la Charits 1861. ©. 688. 

’) Mittermaier, die Kriminalitatiftit, im „Gerichtsjaal.“ 1861. 
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detenus, und die Koften der Juftiz vermehrten fich bedeutend.!) Bon Italien 
ſagt Sacdhi,?) daß das Vagabundenleben der Jungen eine Plage nicht nur für 
die volfreichen Städte, fondern auch für die Alpendörfer fei, und die Stanitif 
der jardinischen Staaten gibt die Bahl der verurtheilten jugendlichen Verbrecher 
auf 718 an, während ihre Zahl in ganz Stalien approrimativ auf 3600 ge: 
ſchätzt wird.) 14 Korreftionshäufer für männliche und 34 für Mädchen find 
in Stalien zu ihrer Aufnahme beſtimmt. Deutjchland fteht bezüglich der Zahl 
der jugendlichen Verbrecher hinter anderen Ländern nicht zurüd. 

Man fünnte in der That, wenn man diefe erjchredenden Reihen von 
Zahlen jieht, verfucht fein, mit Duetelet*) zu glauben, daß „es einen Zoll gibt, 
den man mit jchredenerregender Negelmäßigfeit zahlt, nämlich den der Ge 
fängnifje, der Galeerenhöfe und der Schaffote.“ 

Endlich konnte man ſich auch der Ueberzeugung nicht verjchließen, daß e3 
bei Behandlung der j jungen Sträflinge nicht jowohl um den Vollzug einer Strafe 
handle, als vielmehr um eine erziehende und bejjernde Thätigfeit, daß 
e3 hier nicht gelte, Vergeltung für Frevelthaten auszuüben, jondern weiteren 
Berbrechen durch eine geregelte Erziehung vorzubeugen. Diefer Gefichtspunft 
machte fich in allen modernen Strafgejegen geltend, und jo hat fich die Beſſer— 
ungstheorie wenigjtens auf Ddiejem Gebiete Anerkennung errungen. Die Todes: 
jtrafe ijt durch die neuere Strafgefeggebung faſt aller Länder aus der für 
junge Verbrecher anwendbaren Strafifala gejtrichen und die entehrenden Strafen 
find dem Beſſerungszwecke zu Liebe bejeitigt. Die Geſetze haben eine gewijje Alters: 
jtufe als Niveau bezeichnet, unter welchem nicht der allgemeine Maßſtab der 
Beitrafung anzulegen ift, jollte auch die infriminirte Handlung jelbit von dem 
wohlüberlegteften Plane, von der größten Verworfenheit, von der fältejten 
Entjchlofjenheit Zeugniß ablegen. Einige Gejege haben theilweie jogar den 
Standpunkt der Strafe ganz verlajjen, indem fie bei einem gemwiljen Alter des 
BVerbrechers gar feine VBerurtheilung eintreten lafjen. Ein kurzer Ueberblid 
über dieſen Theil der Strafgefeßgebung möge die obigen Behauptungen 
erläutern. 

Der Kriminalfoder von Frankreich macht es dem Richter in jedem einzel: 
nen Falle zur Pflicht, bei Perſonen unter 16 Jahren zu prüfen, ob diejelben die 
zur Erfenntniß der Strafbarfeit ihrer Handlung nöthige Urtheilskraft beſeſſen 
haben. Ergibt die Prüfung ein verneinendes Refultat, jo find fie freizuiprechen. 
Das Gejeg von 1850 bejtimmt aber weiter, daß die Kinder in einem jolchen 
gr nicht den Eltern zurüdzugeben, jondern in Bönitentiarfolonien unterzus 
ringen find. In diefe Kolonien find auch diejenigen unter 16 Jahre alten 
Perjonen aufzunehmen, welche zu einer Gefängnißjtrafe von mehr ala 6 Monaten 
und weniger als 2 Jahren verurtheilt worden find; fie jollen hier eine mo— 
ralijche, religiöfe und profejlionelle Erziehung erhalten, und wenn fie fich bier 
widerjpenjtig betragen, in die colonies correctionelles geihafft werden. Die 
Berurtheilten, welche 16—20 Jahre alt find, müfjen nad) einer Minijterial- 





) Hügel, die YFindelhäufer und das FFindelwejen in Europa. ©. 100 und 142, 
vgl. ferner Lucas, des moyens et des conditions d'une röforme penitentiaire en 
France. Par. 1840. S. 78 u. 79. 

%) Sacchi, intorno all’ ordinamento dei nuovi istituti di correzzione per la 
gioventü traviata. 

) Garelli, Sul tema: esaminare, se ed in quali luoghi potesse aver luogo 
l’esperimento delle colonie penitenziarie etc. Modena 1866. 

*) Que&telet, sur la theorie des probabilites appliqu&e aux sciences morales et 
politiques. Brux. 1846. 
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inftruftion vom 26. Dezember 1860 in bejonderen Abtheilungen der Zentral» 
gefängnilje von den Ermwachjenen werden; die Zahl Ddiefer jeunes 
adultes war im Jahre 1858 1518. ') 

England hatte jchon in den dreißiger Jahren eine befondere Straffolonie 
für jugendliche Berbreher auf van Diemensland in Point Puer eingerichtet. 
1838 wurde auf Andringen Crawford's und Ruſſel's eine befondere Anjtalt 
für noch nicht 17 Jahre alte Verbrecher in Parkhurſt auf der Inſel Wight 
errichtet, Die entweder zur Gefängniß: oder zur Deportationsſtrafe verur: 
tbeilt worden waren, um dajelbit bis zum Ablauf ihrer Strafzeit oder bis zur 
Anordnung der Deportation oder bis zu ihrer Verſetzung ins Gefängniß zu bleiben. 
Die Behandlung, die man dajelbjt mit ihnen vornahm, war auf Bellerung, 
nicht auf Bejtrafung begründet. Die Akte von 1858 (21. und 22. Viet. chap. 
103) bejtimmt: „Die Unterbringung jugendlicher Verbrecher in einer Beſſer— 
ungsichule kann vom Richter für eine Friſt von 1-5 Jahren in einem Straf: 
erfenntnifje angeordnet werden, wenn dasjelbe eine Freiheitsſtrafe von mindeſtens 
14 Tagen fejtgefegt und der betreffende Verbrecher, welcher nad Verbüßung 
diejer Strafe in eine Bejlerungsanftalt gebracht werden joll, nicht älter ift ala 
16 Jahre.“ Bejonderer Nachdruck wird in England wie in Frankreich auf 
die bedingungsweije Entlajjung der jugendlichen Sträflinge gelegt. 

Irland hat eine befondere Anstalt für junge Verbrecher in Lusk. 

In Amerika dürfen junge Verbrecher jtatt in Strafanftalten in Erziehungs» 
Inſtitute gebracht werden (houses of refuge.)?) Nach dem Report of 
the United States Commissioner of Education for the year 1871 gibt 
es 7 Schulen für folche Kinder, die größte bei Bolton; ein mächtiges Schiff 
— Meilen von Boſton, im Meere gelegen, bildet das "Gebäude dieſer 
Anitalt. 

In Belgien bemilligte ſchon 1840 ein Geſetz einen Kredit von 500,000 F Fr. 
zum Zweck der Errichtung eines beſonderen Straf- und Beflerungshaufes für 
unge Verbrecher zu St. Hubert. Für jugendliche Bettler und Bagabunden 
unter 18 Jahren ordnete das Geſetz vom 3. April 1848 die Errichtung ſpe— 
zieller Etablifjements an, im Folge deſſen die ecoles de reforme zu Ruyſſelede 
für Knaben und zu Berneem für. Mädchen errichtet wurden. 

In Holland, wo die großartigen Armenfolonien auf Anregung des 
Generals van den Bosch geichaffen wurden und Beenhuizen Nr. 1 fpeziell für 
Findlinge und verwahrlofte Kinder, jowie für Kinder, deren Eltern in den 
Zwangsfolonien verjtorben waren, bejtimmt war, war e3 den Bemühungen 
des Vereins für entlafjene Strafgefangene gelungen, die Gründung zweier be= 
fonderer Anjtalten, in Rotterdam für Knaben, in Amfterdam für Mädchen, 
zu veranlajjen. 1851 entjtand durch Suringare die Aderbaufolonie Nieder: 
en Mettray bei Zitphen, nad) dem Vorbild des franzöfiichen Mettray 

ei Tours. 

Das Strafgeſetzbuch des Königreichs Italien Artikel 441 beſtimmt, daß 
jugendliche Verbrecher unter 16 Jahren, die ein vagabundirendes Leben führen, 
ihren Familien zurückgegeben werden ſollen, mit der Verpflichtung, für ihre 
Ausbildung zu einem Handwerk Sorge zu tragen; würden die Kinder wieder 
rüdtällig, jo follten die Eltern bejtraft und Die erfleren in ein öffentliches 
Arbeitshaus aufgenommen werden. 


756. 
831. 


N Annales de la Charite. Jahrgang 1860, 
rı Julius, Nordamerikas fittlihe Zustände. 
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Das portugieſiſche Strafgejegbuch ordnet Landwirthichaftliche Rettungs- 
anftalten für jugendliche Mifjethäter an und legt Gewicht auf die probemeile 
Entlaſſung. 

In Deutſchland hatte ſchon im Jahre 1838 Sachſen eine derartige Anſtalt 
in Bräunsdorf ins Leben gerufen. Württemberg beſitzt ſeit 1839 eine muſter— 
hafte Anſtalt in Schwäbiſch-Hall. Bayern hat Rettungsanſtalten in Otto— 
beuern, Mödingen, Speier ꝛc. für ſolche Kinder, die wegen mangelnder Zu— 
rechnungsfähigkeit von den Gerichten nicht verurtheilt werden fonnten, ſowie 
befondere Anjtalten für jugendliche Verbrecher. Das deutiche Strafgejegbuch 
endlidy bejtimmte in Artikel 56, daß Perſonen unter 12 Jahren immer jtraflos 
bleiben, Berfonen im Alter von 12-—18 Yahren, die wegen mangelnder Zu: 
rechnungsfähigfeit freizufprechen jind, entweder den Eltern zurüdgegeben oder 
in eine Erziehungsanjtalt gebradht werden jollen. Die sFreiheitsitrafe Der 
jungen verurtheilten Verbrecher ijt nach Artikel 57 in bejonderen Anftalten 
zu verbüßen 

In der Schweiz nimmt die Rettungsanftalt zu Vächtelen im Gegenſatz 
zu den „Aderbauafylen“ nur jolche Knaben: auf, die ſich entweder jchon eines 
oh ihuldig gemacht haben oder bereits in bedeutendem Grade verwahr— 
lojt find. — 

Diefer kurze Ueberblid zeigt uns, daß es alle Strafgejege für nothwendig 
erachtet haben, eine Abjonderung der jungen Sträflinge von den erwachjenen 
eintreten zu lajjen. Einige Gejege find einen Schritt weiter gegangen, fie ver— 
lajjen ſogar den Standpunft der Strafe, um ih ganz auf den der Bejlerungs=- 
theorie zu jtellen, fie lafjen bis zu einer gewiſſen Altersgrenze ganz Itraffrei 
und jegen als Surrogat der gejeßlichen Strafe die Unterbringung in einer 
Beſſerungs- oder Erziehungsanftalt; auch geftatten die neueren Kriminalgejege 
nicht, die volle gefegliche Strafe auszufprechen, jogar bei ſolchen Handlungen, 
welche die denkbar größte Werderbtheit verrathen. Die ganze Strenge Des 
Gejeges walten zu lajjen, würde jowohl im Hinblid auf den Charakter des 
jungen Delinquenten, als mit Rüdjiht auf die Umfjtände und Verhältniſſe, 
unter deren leitendem Einfluß derjelbe die verbrecheriiche Handlung begangen 
hat, als ungerecht erjcheinen. 

Was nämlich den jugendlichen Charakter betrifft, jo iſt dieje Altersperiode 
durch vorherrichenden Begehrungstrieb charakteriſirt. Es ijt das Leben der 
reinen Sinnlichkeit, welches der Jugend das eigenthümliche Gepräge verleiht; 
und diejes Leben jucht nur in der Gegenwart feine volle Befriedigung, ohne auf 
die Vergangenheit Rüdficht zu nehmen oder von der Zukunft etwas zu fürchten. 
Das injtinktive Wollen der Jugend hat ſtets über ihren freien Willen das 
Uebergewicht, das rohe Begehrungsvermögen über die Willensfreiheit, der raſch 
hervortretende Affeft des Augenblid3 über das noch unentwidelte Denkvermögen, 
das Urſache und Wirkung überlegt, die Handlung und deren Folgen durch 
klares Nachdenken im Geiſte jich vergegenwärtigt. Die freche Entſchloſſenheit 
und planmäßige Ueberlegung, welche einer Handlung den Stempel der größten 
Verworfenheit aufdrüct, läßt noch nicht auf Willensfreiheit jchließen, und die 
vollendetite Bosheit, welche aus dem frech und planmäßig vollbracdhten Ver- 
brechen anscheinend hervorleuchtet, verjchwindet bisweilen bei dem Lichte des 
augenblidlichen Affeft3 und mit Hinblid auf die äußerlichen Bedingungen be- 
trachtet, welche die Seele beeinflußen. Das Wollen wird in der Lebensperiode 
der Jugend oft durch äußere Einflüjje in Bewegung gejegt, ohne daß Die 
- Willenskraft hinreichend ift, dem Inſtinkte der Leidenschaft und des Begehrungs— 


— 
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ttiebes durch Erwägung der Pflichten oder der Wirkungen einer Handlung 
ernitlihen Widerftand entgegenzujegen. Daher wird eine Handlung, Die das 
Gepräge der vollendetiten Bosheit an jich trägt, dem feineren Menjchenforjcher 
oft nur als ein Ueberwallen der nicht durch Vernunft gebändigten Triebe er: 
ſcheinen. Als ein jolches Ueberjtrömen der jugendlichen Kräfte charafterifirt 
fih 3. B. die Zeritörungsjucht der Kinder, welche Goethe jogar für ein Zeichen 
von dem Erwachen des Verſtandes erklärt, der Alles in jeine Theile zerlegt, 
um das Wejen der Dinge zu erfajjen. Die Fälle der Branditiftung, die wir 
in den Reihen der jungen Verbrecher jo häufig vorfinden ’), laſſen ſich entweder 
auf die vorwaltende Neigung der Jugend, das ihr Läſtige bei Seite zu jchaffen, 
eine Neigung, die nicht durch Vernunft und Urtheilsfraft gemäßigt ijt, oder 
auf die Zerjtörungsjucht der Kinder zurückführen, oder auf thieriſche Rachſucht, 
der nicht die hinreichende pſychiſche Widerjtandsfraft entgegenfteht. Das Gleiche 
gilt von dem Verbrechen des Mordes. So jagt auh Hügel?): „Mord und 
Brandlegung, von Kindern verübt, find jelten abjichtliche Handlungen. Die 
Kinder morden, meiſtens von einer firen dee oder einem zu mächtigen Nach: 
ahmungstrieb geleitet.“ Hügel belegt dieje Behauptung mit einem recht an: 
ihaulichen Beitbiel, So artet auch der natürliche Wunjch der Kinder, das, 
was ihnen in die Augen fällt, zu bejigen, oft in die Neigung zum Stehlen 
aus, wenn das kindliche Begehrungsvermögen nicht durch eine gejunde Erziehung 
geleitet wird. 

Urſache mannigfacher Verbrechen ijt ferner der dem jugendlichen Alter 
eigenthümliche Leichtjinn, der jich dem Einflujje des Augenblids überläßt, ohne 
durch Ueberlegung der Folgen eingejchränft zu werden; auf diefen Urjprung 
laſſen ſich viele Fälle des Diebjtahls, der Bettelei und Landjtreicherei zurück— 
leiten, während fajt alle Fälle der Schlägerei und Körperverlegung in dem 
leberichägen der phyſiſchen Stärke, in der Ruhmjucht, es Anderen durch für: 
perliches Uebergewicht zuvorzuthun, ihren Grund haben. 

Eine Hauptquelle von Verbrechen, namentlich der Eigenthums-Verbrechen, 
bildet auch die Armuth. Die jteten Verjuchungen des Elends und der Hilf: 
lofigfeit liefern ihr regelmäßiges Kontingent zur Gefängnißbevölferung. Dies 
beweift die Zunahme der Eigenthumsverbredhen im Winter und zu Beiten 
der Theuerung. ?) = 
brechen eine Hauptrolle ſpielt. Das Kind entwidelt ſich zwar geiftig wie 
lörperlich auch ohne bejondere Anleitung und Anregung der Menfchen. Denn 
die Berührung mit der Außenwelt bringt jein Bewußtſein zur Entfaltung, ohne 
daß e3 einer abjichtlihen Mitwirkung Anderer bedürfte, und wirkt ebenjo jtarf 
auf das empfängliche Gemüth des werdenden Menjchen ein, als die fich ihres 
Zweckes bewußte und nach bejtimmten Regeln geleitete Erziehung. Aber eine 
unabfichtliche Erziehung, die fih um das geijtige und körperliche Leben des 


*) Unter 1202 in den franzöfiichen Kolonien gefangen gehaltenen Kindern waren 166 
Knaben und 26 Mädchen wegen Mordes und Brandftiftung verurtheil. Lamarque, des 
eolonies penitentiaires et du patronage des jeunes libérés. Paris 1863. 

) Hügel, die Findelhäufer und das Findelweſen Europa's. Wien 1863. S. 102. 
_ 9 So werden nah Guerry von je 100 Verbrechen 23,6 gegen das Eigenthbum im 
Sommer, 27,9 im Winter verübt, und Mayr (Statijtit der gerichtlichen Polizei in Bayern) 
weiſt nah, daß während der Periode von 1835—61 jo ziemlich jeder Sechſer, um melden 
der Getreidepreis jtieg, auf je 100,000 Einwohner einen Diebjtahl mehr in Bayern hervor: 
ar während andererjeit3 das Fallen des Getreidepreijes um je einen Sechſer einen Dieb: 

bl bei der gleichen Einwohnerzahl verhütet hat. 
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Kindes gar nicht befümmerte und es nur den Eindrüden der Außenwelt bloß: 
ftellen würde, könnte nur ſchädlich für fein Wohl fein. Oft find auch die Ein- 
drüde, die das Kind von jeiner Umgebung empfängt, der Art, daß fie un: 
möglich das in ihm fchlummernde fittliche Gefühl zum Erwachen bringen können. 
Wie foll es fich moralifch entwideln, wenn e3 in feiner Umgebung nur Sünde 
und Lafter fieht, wenn e3 einen in Laftern ergrauten Verbrecher zum Water, 
ein in Sünde und Unzucht lebendes Weib zur Mutter hat. Und was joll ich 
jagen von einer abſichtlich mißleiteten Erziehung! Trefflich jchildern ung 
Riehl!) und Ave Lallemand?) das Gaunerthum. „Der ächte zunftgerechte 
Gauner“, jagt NRiehl, „wird in der Regel zu feinem Berufe geboren und er— 
zogen, ganz wie den ehrlichen Arbeitern im fozialen Stande der Familie zu= 
meift jchon der Arbeitskreis, worin fie fich fpäter bewegen ſollen, vorgedeutet 
ift. Das Gaunerfind Iernt mit dem ermwachenden Bewußtjein die fittliche Welt 
jofort in ihrer teuflifchen Verfehrtheit kennen, und recht funftvoll und glänzend 
zu ftehlen und zu betrügen, erjcheint ihm von Anbeginn die höchfte Ehre der 
Arbeit. Wer von Kindesbeinen an ftet3 große Künftler als die Lichter der 
Menjchheit preifen hörte, deſſen Ehrgeiz zielt leicht für das ganze Leben darauf, 
ag ein Künftler zu werden, felbft wenn nur ein dürftiges Talent zur Kunſt 
in feinem Geifte fchlummerte, und wer ſchon in der Kinderjtube den Cartouche 
und Lips Tullian als die wahren Helden gejchildert befam, der jtellt gar leicht 
feinen Ehrgeiz dahin, ein ähnlicher gefeierter Gauner zu werden, ja, er ſieht 
zulegt wohl noch eine Ehre darin, am Galgen zu fterben, weil alle großen 
Gauner feines Ideals am Galgen geftorben find... Kann das Gaunerfind 
gleich noch nicht laufen und reden, jo wird es doch ſchon paljiv zur Spitz— 
ubenarbeit benügt. Denn ein Widelfind auf dem Arme iſt Schuß und Maske 
für die gaunernde Mutter. Darum wird es vielleicht auch zu gleichem Zwecke 
ausgeliehen und geht bei den Weibern der Genofjenfchaft von Arm zu Arm 
je nad) Bedarf. Sowie fid) aber Geijt und Leben entwidelt, tritt es ein zur 
aktiven Theilnahme an der gemeinfamen Berufsarbeit.“ 

Ebenſo wenig wird das Kind moralifch fich entwideln können, wenn feine 
erziehende Hand die fittlichen Keime in ihm zur Enfaltung bringt, wenn es 
frühe elternlo8 geworden, noch bedürftig der ſchützenden Hand einer beforgten 
Mutter, in die kalte Außenwelt hinausgejtoßen wird; ohne den Schuß eines 
forgfam wachenden Erzieherd, der e3 vor verderblichen Abwegen abhalten 
könnte, und preisgegeben den Verfuchungen des Elends. 

Tous les erimes de l’homme commencent au vagabondage de l’en- 
fant, fagt Viktor Hugo, und der tägliche Lebensverkehr und die Kriminalftatiftif 
beftätigen diefe traurige Erfahrung. Es fei mir erlaubt, aus der Unmaſſe von 
Belegen hiefür einige herauszuziehen. 

Unter den 560 — die im Jahre 1856 das Zellengefängniß zu 
Bruchſal bevölkerten, hatten 250 gar feine oder ſchlechte, 126 eine 
jehr, 156 eine ziemlich vernachläßigte Erziehung, nur 28 eine gute Erziehung 
erhalten. °) 

Die meisten von den in Parkhurſt Aufgenommenen waren ald Diebe ver: 
urtheilt, und in der Regel hatten gänzliche Vernachläſſigung von Seite ihrer 
Eltern, frühes Verfallen in fchlechte Gefellichaft, große Noth und nicht felten 





1) Riehl, die deutiche Arbeit. Stuttgart 1861. ©. 245. 
2, Ave Lallemand, das deutiche Gaunerthbum. Leipzig 1858—64. 
2) Röder, der Strafvollzug im Geifte des Rechts. 1865. ©. 335. 
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fogar Anleitung zum Diebftahl durch ihre Eltern felbjt die Veranlafjung zu 
ihren Verbrechen gegeben. ') 

Bon 88 Kindern, welche während des Jahres 1870 ins Londoner Ge: 
fängniß Newgate gebracht worden waren, befanden ji) 37 in der äußerjten 
Unmwifjenheit, 50 andere konnten nur nothdürftig lefen oder fchreiben und nur 
ein einziger Snabe verjtand Beides gut.?) Nun gibt zwar das Maß der Schul: 
fenntnifje noch feinen Maßſtab zur Beurtheilung der Verbrecherzahl und die 
Erlernung des ABE verhütet noch nicht Verbrechen; daß aber Schulbildung 
und Erziehung im tiefen Zufammenhange mit dem Berbrechensjtatus eines 
Landes jteht, fann nicht geläugnet werden. 

In Franfreih gab der Minijter des Innern in einer Inftruftion vom 
17, April 1861 folgende Tabelle über die jugendlichen Detinirten: Won 7162 
Sträflingen hatten 1672 Eltern, die feine Profeſſion betrieben oder von Pro— 
ftitution und Bettel lebten, 774 hatten ihre Eltern verloren oder find von 
ihnen verlajjen worden, 779 ftammten von Eltern, die bejtraft worden waren, 
die Familien der Uebrigen leben von ihrer Arbeit, 153 find ſogar wohlhabend. ?) 

Daß unehelihe und Findelkinder ein beträchtliches Kontingent zur Ge: 
fängnigbevölferung liefern, lehrt ein offizielles Tableau über die in Frankreich 
in den Bagnos, Zentralgefängnifien, forreftionellen Erziehungshäufern und 
Beiferungstolonien vom Jahre 18534 und Parent-Duchatelet in feinem 
befannten Werke über die Proftitution. Dasjelbe wird uns von den ſardiniſchen 
Staaten berichtet. °) 

„Der 6. Theil unter den jugendlichen Verbrechern ift von umehelicher Ge- 
burt, der 8. Theil hat weder Vater noch Mutter, der 4. Theil hat entweder 
Bater oder Mutter verloren. Die Meijten haben aljo der häuslichen Pflege 
mtbehrt, weil ihre Eltern entweder geitorben find oder fie ihrem Scidjale 
äberlajjen haben oder fie find unter Liederlichem Geſindel aufgewachſen. Wenn 
fie in Folge eines Strafurtbeils ins Gefängniß gefommen find, jo ift die Ur: 
lache - entiweder Herumftreichen oder Vettel oder Diebjtahl geweſen. * von 
den dem PBarijer Schußvereine übergebenen 269 Entlafjenen hatten fein eigent- 
liches Verbrechen begangen, jondern waren wegen Herumjtreichens, Bettels oder 
Diebftahls verurtheilt worden; und von diefen 269 waren 114 durch die 
Schlechtigfeit oder durch das Elend ihrer Eltern zu geſetzwidrigem Thun ges 
trieben worden“. ©) 

Fit unter ſolchen Verhältniſſen Strafe geboten, oder ift es nicht vielmehr 
Pflicht des Staates, eine erziehende und beijernde Thätigkeit zu entfalten und 
namentlich fäumige Eltern durch Zwangsmittel zu guter Erziehung ihrer Kinder 
anzuhalten? Bingtrinier jchlägt vor, den jungen WBerbrechern eher 
assistance als repression angedeihen zu laſſen und ihnen die Pforten der 
Hoſpize ſtatt die der Korrektionshäuſer zu öffnen. In der That! Wenn 
die ee diefer Unglüdlichen gar feine oder eine ſehr vernachläfligte Er: 


nv. Würth, die neueſten Fortſchritte des — — in Frankreich, England, 
Schottland, Belgien und der Schweiz. Wien 1844. ©. 153. 

2) Bericht des Gefängnigpredigers Lloyd Jones über Newgate für das Jabr 1870, 
al. ferner Journal of the Statistical Society of London. 1845. ©. 254. 

!; Lamargue, ©. 20. 

‘ Hügel, das Findelweien ıc. 

°) Garelli, sul tema x. 

*, Bericht über den Gejepentwurf in Betreff der Gefängnifie, erjtattet in der franzöfiichen 
Pairs-fammer am 24. April 1847 von Berenger de la Dröme. 
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ziehung genofjen haben, jo jtrafe man fie nicht deßwegen, weil fie aus diejem 
Grunde auf die Berbrecherlaufbahn geführt wurden, Man gebe ihnen vielmehr 
die mangelnde oder ergänze und berichtige ihre mangelhafte Erziehung. 
Diejes weite Feld der Erziehungsthätigfeit iſt fein unfruchtbares, wenn auch 
manche Dornen die ſchwierige Arbeit verleiden mögen; um jo mehr wird der 
jegensreiche Erfolg den regen Eifer und die wachjame Sorgfalt des Erziehers 
frönen. Man findet zwar bei einigen aus diefer Verbrecherfategorie eine für 
ihr Alter jehr große Frechheit, doch nicht eine folche Verftodtheit, daß eine 
eifrige jorgfältige Behandlung ganz nuglos wäre; wenn fie auch die böjen 
Beiipiele rajch auffajjen und nachahmen, jo find fie doch nicht unempfänglich 
für das Gute, nicht unzugänglich für eine ihnen mit Vertrauen entgegenfommende 
jtrenge und doch zugleich Tiebevolle Behandlung. 


S 2. 
Die Aderbau:Straftolonien für jugendliche Berbreder. 


Als Grundprinzipien einer Strafanitalt für junge Verbrecher jind zu 
betrachten : 

1) gänzliche Abjonderung derjelben von ermwachjenen Verbrechern. Das iſt 
eine conditio sine qua non, ein Grundprinzip, ohne welches der Straf: 
zwed gänzlich vereitelt würde, und das auch nicht finanziellen Gründen 
geopfert werden darf. 

2) Das Syitem der Behandlung dieſer Verbrecher muß nicht auf eine 
jtrafende, jondern auf eine erziehende und bejjernde Thätigkeit gerichtet fein. 

Schon bei Behandlung erwachjener Gefangener ift der Grundſatz der Ab: 
ſchreckung gegenüber dem der Humanität entiprechenden Beſſerungsſyſteme mehr 
und mehr in den Hintergrund getreten und in Folge deſſen find auch die bloß 
abjchredenden Strafen aus dem Kriminalfoder verſchwunden. Nicht mehr mit 
rein pbhyjiicher Gewalt jucht man den umbändigen Geijt des Verbrechers zu 
bezwingen, an ihre Stelle ift die moralische Kraft getreten, durch welche man 
auf ihn einzumirfen jucht. Natürlicher Weife muß diefe Methode noch weit 
mehr Anwendung finden auf die Behandlung junger Verbrecher, weil fie bier 
mit ungleich mehr Ausfiht auf Erfolg durchgeführt werden kann. 

Man hört zwar oft die Einwendung: das Strafverfahren müſſe auf Ab: 
ichredung gerichtet fein; man behandle die Verbrecher zu gut, erbaue ihnen 
palajtartige und mit allem Komfort verjehene Gefängnijje, „jo wenig harmonire 
ihr Eoftipieliger und glänzender Anblid mit der Idee der Strafe oder Sühne, 
mit welcher fie auf die Einbildungsfraft des Volkes wirken follten, während 
die Arbeiter und Baterlandövertheidiger in elenden Hütten und Kaſernen ums 
fommen, wo der Komfort, der jo freigebig den Verbrechern oftroyirt wird, un— 
befannt ift.“') Dieje Parallele beweiſt nichts, fie jchließt nur einen ſchweren 
Vorwurf gegen die menschliche Gejellichaft ein, die es verfäumt, ihren jozialen 
Verpflichtungen nachzufommen. Wenn aber die bürgerliche Geſellſchaft es ver: 
fäumt, den Wohljtand der Arbeiterflajfen zu verbefiern, jo folgt daraus noch 
nicht, daß jie auch den Verbrecher zurückſtoßen müſſe. Die Gefängnißfrage 
iſt eben auch eine jener brennenden Fragen, die auf der heutigen Tages— 
— ſtehen. 


ı) Brialmont, über die Pönitentiarkolonien und das Zellenſyſtem in der Revue 
Britannigue. 1860. 
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Denjelben Vorwurf, der dem Gefängnigwejen überhaupt gemacht wird, 
fann man auch häufig über die Anftalten für die jungen Sträflinge hören. 
So wurden in a ſchon bittere Klagen darüber laut, daß „den Land- 
ftreihern und den Kindern fauler und nichtänugiger Eltern ein beſſeres Loos 
zu Theil werde, als ehrbaren Familienſproſſen, die nicht mit hinreichendem 
Vermögen gejegnet jeien, um ſich einen gleich umfaifenden Unterricht zu ver: 
Ihaffen. Die Sache werde übertrieben, hieß es in der Deputirtenfammer, e3 
geihehe mehr für die Vermworfenheit, als für die achtbaren Leute, dadurch 
fördere man nur die Sorglofigkeit und die Leichtfertigfeit der Eltern und den 
Bettel der Kinder, die Aufnahme in Ruyßelede fei feine Abſchreckung, kein 
Uebel, jondern eine Wohlthat.“,) Man führt auch fo gerne das bon-mot 
eines alten Weibes an, welches fich vergebens um eine Unterhurfi für ihr Kind 
umjah und beim Anblid der Kolonie Mettray ausrief: Ah, que je puisse 
placer mon fils ä Mettray, mais c’est impossible, il na ni vole ni 
mendie ni meurtre. Allein man beschtet nicht, daß der Andrang zu Nett: 
ungshäufern nicht für ihre Schäblichkeit oder Ueberflüffigfeit, jondern für den 
Mangel anderweitiger Erziehungsanftalten ſpricht. Und denen, welche die 
heutigen Strafanftalten nicht genug abjchredend finden, könnte die ‘Frage 
entgegengehalten werden, ob nidyt dem jchranfenlofen ungebändigten Geiſt des 
Verbrecher die Freiheitsentziehung und die auf moralifche Beſſerung gerichtete 
gezwungene und eingejchränfte Lebensweiſe eine drüdendere Qual ijt und viel 
abichredender erjcheint, als jene ehemaligen Gefängnilie, in denen er feinen 
Leidenschaften und Neigungen unter gleicher Gejellichaft, gleichlam wie in 
einem Verbrecher-Kaſino Nahrung geben konnte und die ihm daher nur will: 
fommene Zufluchtsorte waren. 

Mieux vaut prevenir que reprimer, jteht in großen Buchſtaben über 
der Pforte der berühmten Aderbausstolonie Mettray. Dies ſei der Grundſatz, 
melhen jede Strafanftalt für junge Verbrecher adoptire. 

Sollen nun die Anstalten zur Aufnahme junger Verbrecher Strafanftalten 
oder reine Beſſerungshäuſer fein, mit anderen Worten, ſoll der Gefichtspunft der 
Strafe als einer Sühne für die begangene verbrecherische Handlung ganz aus 
dem Erziehungssyiteme einer derartigen Anstalt gejtrichen werden, oder foll er 
dem Gefichtspunfte der Erziehung bloß untergeordnet werden? Riede?) und 
Robert von Mont?) wollen dies Letztere; fie jehen die Strafe als ein Moment 
der Erziehung an, indem der Verbrecher das ihm auferlegte Uebel als un— 
mittelbare Folge feiner That erkennt und im fich ſelbſt die Urſache findet: in 
den Hintergrund dürfe die Strafe nicht treten, ja äußerlich müſſe der Straf- 
zwed auch hier das überwiegende Moment bleiben, weil das richterliche Er— 
tenntmiß über die Dauer der Freiheitsſtrafe fich gar nicht nach dem moralischen 
Zuftande des Verbrechers richte, fondern nur das Objektive, die Handlung, 
ins Auge falle. Beide Autoren können aber nur angeben, daß die Strafe blos 
in dem Zwange und in der SFreiheitsentziehung beftebe. 

Anscheinend iſt e8 daher nur ein Streit um Worte, denn auch Die 
Beljerungsanftalt muß fi) auf Zwang und Freiheitsentziehung gründen, wenn 
fie jegensreiche Nefultate erzielen will. | 


Oetker, über die Rettungsanitalten Ruyßelede und Berneem, in der deutichen Viertel 
jehresihrift. 1860, 

N Niede, über Strafanftalten für jugendliche Verbreder. Heilbronn 1841. 

) Rob. v. Mohll, Abhandlung über Befängnifie in Rotted's Staatälerikon. 
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Allein es knüpfen ſich an dieje Unterfcheidung auch bedeutjame Konfequenzen. 

Allerdings wird die Pädagogif der Strafe ala Erziehungsmittel nie ent: 
behren können, ebenjo wenig wie fie die Belohnung vollftändig aus ihrem 
Programme zu ftreihen vermag. Aber Belohnung Fomoht wie Strafe wird 
nur dann eine wohlthätige Wirkung äußern, wenn fie wirklich als das em: 
pfunden wird, was fie fein fol, ein Lohn für rechtliches Handeln, rejpektive 
eine Vergeltung für begangenes Unrecht, wenn das volle Bewußtjein vorhanden 
ift, daß man rechtlich oder unrechtlich gehandelt hat. Eine korrekte Erziehungs: 
weije wird daher erſt dann mit Belohnung und Strafe zu wirken uses, wenn 
fie zuvor die Unterfcheidung zwijchen Recht und Unrecht, zwifchen Gutem und 
Böjem dem jugendlichen Gemüthe beigebracht und in ihm das Bewußtjein von 
der Nechtlichkeit oder von der Schlechtigkeit einer Handlungsweife gewedt hat. 
Bei vielen zu beftrafenden jugendlichen Verbrechern dürfte aber diejes volle 
und ganze Bewußtjein nicht vorhanden fein. Wer durch die VBerhältnifje des 
Augenblids, durch Leichtfinn ze. zu einem Verbrechen hingeriſſen wird, ohne 
fi der ihm obliegenden Pflichten bewußt zu fein und ſich die Folgen feiner 
That Mar zu machen, wer ferner in Folge einer ganz vernachläfligten Er: 
ziehung noch gar nicht gelernt hat, Gut und Bös ftrenge auseinanderzus 
halten, oder gar von Kindesbeinen an nur die Welt in ihrer teuflifchen 
Verfehrtbeit kennen gelernt hat, der fühlt auch nicht die Strafe als eine 
gerechte Vergeltung für begangene Uebelthaten, weil er auch jeine Handlung 
noch nicht al3 Uebelthat anjehen gelernt hat. 

Wird der Strafzwed als wejentlicher Bejtandtheil des Erziehungsſyſtems 
einer derartigen Anftalt betrachtet, dann heißt dieß nichts anderes, als die 
jungen Berbrecher, deren Vergehen oft nur in geringeren Gejegesverlegungen 
beiteht, einer Schande erregenden Verhaftung, dem — — mit 
ſeiner moraliſch verdorbenen Geſellſchaft, den für fie unverſtändlichen Formali— 
täten des Unterſuchungsprozeſſes, der Bloßſtellung vor den Schranken eines 
öffentlichen Gerichtes, der brandmarkenden Verurtheilung durch ein öffentlich 
verkündetes Verdikt, der öffentlichen Ablieferung in die Strafanſtalt, dem faſt 
unvertilgbaren an den Namen Strafanſtalt ſich knüpfenden Schandfleck, der 
ſtrengen Hausordnung, der harten Disziplin, den ſchweren Strafen des Ge— 
fängniſſes unterwerfen. Bingtrinier') jagt ſehr richtig: „Kann man kleine 
Kinder vor das Tribunal führen, denen es vor dem 16. Jahre nicht einmal 
geftattet ift, vor Gericht einen Eid oder Zeugichaft abzulegen und denen jelbit 
die Kirche e8 nicht erlaubt, Bathen zu jein?..... Kinder, welche noch in 
hohem Grade furchtſam find, denen alle Zebenserfahrung und das richtige Ver: 
jtändniß der Zivil: und Kriminalafte mangelt, Kinder, deren phyſiſche Entwiclung 
* nge beendigt und deren Körper und Geiſt noch von Schwächen be— 
angen iſt.“ 

Auch Lurieu?) wies auf dieſen Umſtand hin, „Abgeſehen von den Ber: 
brechern, die glüdlicher Weife im jugendlichen Alter jehr jelten find, werden 
die armen Kinder, die des Vagabundirens oder eines Vergehens jchuldig find, 
verhaftet und eingeferfert, um vor die gewöhnlichen Gerichte geführt zu werden, 
die über ihr Loos entjcheiden follen. Im einem bejjeren Stande geboren, 


!) Des enfants dans le prison et devant la justice.e Rouen 1855. 

2) Lurieu et Romand, ötudes sur les colonies agricoles de mendiants, jeunes 
dötenus, orphelins et enfants trouve6s en Hollande, en Suisse, en Belgique et en France. 
Paris 1851. 
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würden fie für dieſe leichten Fehler die väterliche Korreftion, die verjchlojjene 
Thüre der Familie, die verfchwiegene Disziplin des Erziehungsinftitutes gehabt 
haben. Ohne Lärm, ohne Läftiges Auffehen würde ihr mehr oder weniger tadelns— 
werthes Betragen zurechtgewiejen, bejtraft, gefühnt worden fein. Das Ehrgefühl, 
dieſes männlihe Schamgefühl würde bei ihnen nicht abgejtumpft, in feiner 
Wurzel getroffen und die Reue, welche zur Bejjerung führt, nicht aus ihrem 
Herzen dur die Gewöhnung an das Gefängnig und duch den Umgang 
mit Serfermeijtern bejeitigt worden fein. Aber ihre unglüdliche Lage hat fie 
allen Berfuchungen der Berwahrlofung und des Elend preisgegeben. Als arme 
Berbrecher werdenjie verhaftet, das Unterfuchungsgefängniß ift troß der Reformen, 
die man hier einführt, immer ein gefährlicher Anfang. Sie erfcheinen am 
bellen Tage vor Gericht mit Gaunern und verdorbenen Mädchen. Beklagens— 
werthes Auffehen! das Schamgefühl wird getödtet, während fie oft ihre 
mwachjende Frechheit begeijtert oder jelbjt biß zum Cynismus beraufcht. Frei— 
geſprochen kraft Art. 66 des Strafgejeßes, oder verurtheilt gemäß Art. 67, 
werden fie gefangen gehalten, um forreftionell erzogen zu werden. In dem 
einen und dem andern Falle laſtet die Schwere eines öffentlichen Urtheiles, 
während ihres ganzen Lebens auf ihnen, ein Schandfled, ihrer Stirne aufge: 
drüdt, den jie jo jehr Mühe haben auszulöfchen, der Stempel der Verworfen— 
beit, welchen fie vielleicht nie befeitigen fünnen. Man frage alle Direktoren von 
Bönitentiar-Anftalten, fie werden jagen, daß diejes unauslöfchliche Zeichen einer 
mehr oder weniger volljtändigen Verurtheilung eine der Urjachen ift, die fich 
meijtens der moralifchen Wiedergeburt der jungen Sträflinge und ihrer pro— 
feflionellen Laufbahn entgegenjegen. Man füge hinzu, daß fie vor ihrem Ein- 
tritte in die Beilerungsanftalt, welche die Gejellichaft ihnen in wohlwollender 
Fürjorge öffnet, anfänglic) durch das Gefängniß gehen, wo fie mehr oder 
weniger lange der moralifchen Anjtekung ausgejegt find, die hier herricht. An 
diefem Drte der forreftionellen Buße findet man die Gebräuche, die Disziplin 
bis zum Namen des Gefängnifjes wieder. In der That, mit einer bedauerns- 
werthen Bergejienheit hat man die Kolonien in Verbindung mit den Zentral: 
Anjtalten gelajien. Man legt den jungen Sträflingen für Schulfehler die 
Zelle und die Dunkelkammer auf, fie an die Strafen und Härten gewöhnend, 
welche in den Gefängnijjen den erwachjenen Verbrechern vorbehalten find. Die 
Kolonie jollte in Nichts dem Gefängnifje gleichen. Es iſt beſſer, wenn fie 
jih der Familie nähert, der fie ihre Gebräuche, Strafen und Belohnungen 
entlehnen fann.“ 

Es iſt Männern, wie Beaumont, Tocqueville, L. Faucher, Demetz, Lurieu, 
Romand, Bingtrinier, Mittermaier, v. Holgendorff u. ſ. w. zu verdanken, daß 
die modernen Gejeßgebungen angefangen haben, auf dem in Frage ftehenden 
Gebiete bedeutfame Reformen einzuleiten, welche allerdings noch nicht voll: 
ſtändig zum Abjchluffe gediehen find. 

Den erſten Schritt zu jolchen Reformen hat Frankreich gemadt. Kinder 
unter 8 Jahren bleiben gänzlich ftraffrei. unge Verbrecher unter 16 Jahren 
werden von den forreftionellen Gerichten abgeurtheilt, während fie früher vor 
den Aſſiſen erjcheinen mußten. 1855 forderte der Yuftizminifter die General- 
profuratoren auf, Kinder unter 16 Jahren des Betteld oder des Vagabon— 
dirend wegen nie gerichtlich zu verfolgen; folche Kinder find der väterlichen 
Gewalt oder wenn ſich die Eltern um ihre Kinder nicht kümmern, der Auf: 
ficht der Friedens-Richter, nie aber jener der Magiſtrate oder Präfidenten der 
Ziviltribunale der Arrondifjements zu unterwerfen. 
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Das englijche Gejeg erflärt Kinder unter 8 Jahren für unzurechnungs- 
fähig; jugendliche Verbrecher unter 16 Jahren fünnen nach Beendigung ihrer 
Strafzeit unter Zuftimmung der Vorſtände in eine Beſſerungsanſtalt gebracht 
werden. 

In Deutſchland Hatten ſchon früher einige Landesgeſetze angeordnet, 
daß jugendliche Verbrecher, welche ein bejtimmtes Lebensalter noch nicht er: 
reicht hatten oder die zur Erkenntniß der Strafbarfeit erforderliche Einficht 
nicht bejaßen, jtraflos bleiben, aber in Erziehungs: oder Beilerungsanitalten 
untergebracht werden jollten, jo 3. B. in Bayern, Sachſen, Württemberg, 
Baden und Helen. Das deutiche Strafgeſetzbuch $ 55 bejtimmt, daß, mer 
bei Begehung einer jtrafbaren Handlung das zmwölfte Lebensjahr nicht voll: 
endet hat, wegen derjelben nicht jtrafrechtlich verfolgt werden kann. Durch 
die Novelle vom 26. Februar 1876 erhielt diefe Beitimmung folgenden Zu: 
ja: „Gegen denjelben (d. 5. den Begeher einer ftrafbaren Handlung, welcher 
das 12. Lebensjahr nicht vollendet hat) können jedoh nad) Maßgabe der 
landesgejeglichen VBorfchriften die zur Beljerung und Beaufjichtigung geeigneten 
Maßregeln getroffen werden. Insbeſondere kann die Unterbringung in eine 
Erziehungs- oder Beljerungsanftalt erfolgen, nachdem durch Beichluß der Vor— 
mundjchaftsbehörde die Begehung der Handlung feitgejtellt und die Unter— 
bringung fir zuläffig erflärt iſt. In Bayern find die bier vorgejehenen 
fandesgejeglichen Vorfchriften zum Vollzug des $ 55 noch nidht ergangen. 
Dagegen iſt in Preußen unterm 13. März 1878 ein Landesgejeg, betr. Unter: 
bringung verwahrlofter Kinder, erlajien worden, dejien Hauptbejtimmungen 
lauten: $ 1. Wer nad) Vollendung des 6. und vor Vollendung des 12. Lebens— 
jahres eine jtrafbare Handlung begeht, fann von Obrigfeitswegen in eine ge= 
eignete Familie oder in eine Erziehungs- oder Beilerungsanftalt gebracht 
werden, wenn die Unterbringung in Nücficht auf die Beichaffenheit der jtraf- 
baren Handlung, auf die Perjönlichkeit der Eltern oder jonjtigen Erzieher des 
Kindes und auf dejjen übrige Lebensverhältnifje zur Verhütung weiterer jitt- 
licher Berwahrlofung erforderlich it. $ 2. Die Unterbringung zur Zwangs— 
erziehung erfolgt, nachdem das Bormundichaftsgericht durch Beihluß den 
Eintritt der VBorausjeßungen des $ 1 unter Bezeichnung der für erwiejen er— 
achteten Thatjachen feitgejtellt und die Unterbringung für erforderlich erflärt 
hat. Die Unterbringung jelbjt erfolgt durch die Provinzialverbände Ein 
Angejchuldigter, welcher zu eimer Zeit, als er das zmwölfte, aber nicht 
das achtzehnte Lebensjahr vollendet hatte, eine jtrafbare Handlung begangen 
hat, ijt nad) dem deutſchen Strafgeſetzbuche $ 56 freizufprechen, wenn er bei 
Begehung derjelben die zur Erfenntniß der Strafbarfeit erforderliche Einficht 
nicht befaß. In dem Urtheile aber ijt zu beitimmen, ob der Angejchuldigte 
jeiner Familie übertwiejen oder in eine Erziehungs: oder Beſſerungsanſtalt ge— 
bracht werden joll. In der Anftalt iſt er jo lange zu behalten, als die der 
Anftalt vorgejegte Verwaltungsbehörde jolches für erforderlich erachtet, jedoch 
nicht über das vollendete zwanzigite Lebensjahr. Der Vollzug der richterlich 
für zuläffig erklärten Unterbringung liegt in Bayern den Dijtriftspolizei- 
behörden ob, während die Verwahrungsdauer von der der betreffenden Beſſer— 
ungsanftalt vorgejegten Kreisregierung feitgejeßt wird. Erwähnenswerth ijt 
auch die in Bayern bereits früher gegebene, durch Meinijterialentichließung 
vom 31. Dezember 1871 aber wiederholt eingejchärfte Anordnung, daß Die 
Einlieferung jugendlicher Perſonen in Erziehungsanftalten regelmäßig nicht auf 
gewöhnlihem Schublieferungswege, jondern durch verläfjige Begleiter erfolgen 
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fol. In Preußen gilt nocd) eine Verordnung vom 4. Dezember 1852, welche 
den Minifter des Innern ermächtigt, ftatt der angeordneten Unterbringung in 
eine Beilerungsanitalt die Ueberweiſung an Privatvereine oder an geeignete 
und zuverläfjige Privatperfonen zu genehmigen. — Endlich) bejtimmt das 
deutſche Strafgeſetzbuch, daß Angeichuldigte im Alter von 12 bis zu 18 
Jahren incl., welche die zur Erfenntniß der Strafbarfeit der That erforder: 
liche Einficht bejaßen, geringere Strafen als Erwachſene erhalten und Die 
zuerfannten Freiheitsſtrafen in bejtimmten Anftalten oder Räumen abzu= 
büßen haben. 

Auch die Dauer der TFreiheitsentziehung hängt von dem Gefichtspunfte 
ab, welchen man zu Grunde legt. Geht man von der Anjchauung aus, daß 
die Freiheitsentziehung und der Zwang als Sühne der begangenen jtraf: 
baren Handlung, als Strafe, zu erachten jeien, jo fommen Straf: und Beſſer— 
ungszweck mit einander in Konflikt, und es entitehen hieraus mancherlei 
Inkonvenienzen. 

Der Richter kann in ſeinem verurtheilenden Erkenntniſſe nur das Objektive, 
die konkrete Handlung, ins Auge faſſen, auf die zu hoffende Beſſerung 
des Angeklagten, auf den inneren Zuſtand des Verbrechers, alſo auf das 
Subjektive kann er nicht Rückſicht nehmen. Wäre nun die betreffende Anſtalt 
eine Strafanjtalt, jo könnte fie ihre auf Bellerung gegründete Behandlungsweife 
nicht über die Dauer der vom Nichter ausgejprochenen Strafzeit hinauser— 
itrefen, der Sträfling müßte, ob gebejjert oder nicht, entlajjen werden. Riede 
jucht diefer Infonvenienz dadurch zu entgehen, indem er für die Entlafjenen 
die Errichtung einer Rettungsanftalt in Vorſchlag bringt, „in welche alle die: 
jenigen Sträflinge nad) überjtandener Strafzeit überjiedelt werden, für deren 
meraliihe Erjtarfung. noch eine längere Pflege nöthig erjcheint, die, wenn 
man fie jegt entließe, augenjcheinlich dem alten Verderben anheimfielen.“ Aber 
wofür die Sträflinge zuerjt durch ein Gefängniß gehen zu laſſen, um fie dann 
in einer Rettungsanjtalt unterzubringen? In der Behandlungsweife müßten 
beide Inſtitute doch verfchieden fein. Aber wofür die Sträflinge den Dis: 
ziplinen von zwei Anjtalten zu unterwerfen? Wenn beide, Gefängniß und 
Rettungshaus, auf Bejjerung gerichtet jein follen, warum nicht eine einzige 
Anftalt, die doch den Vorzug vor der zweitheiligen voraus hat, daß fie nicht 
jeritört, was die eine etwa Gutes erzielt. 

E3 ijt offenbar ein Widerfpruch vom Standpunkte der VBergeltungstheorie 
aus, wenn freigejprochene Erwachſene in Freiheit gejegt, freigeiprochene Kinder 
aber in Korreftionshäufern untergebracht werden, wie dieß das franzöfifche und 
deutiche Gejeß bejtimmt; diefer Widerſpruch gab auf dem Pönitentiarfongreß zu 
Brüfjel am 20. September 1847 zu einer lebhaften Debatte Veranlaſſung; 
vom Standpunkte der Bejjerungstheorie würde er fi von ſelbſt Löfen. 

Manche Reformen find durch die modernen Strafgejeggebungen bereits 
durchgeführt. So ift 

1) eine gewiſſe Altersgrenze feitgejegt, bi3 zu welcher Verbrechen jtraflos 
bleiben. Das deutjche Geſetz hat als Altersgrenze das 12. Lebensjahr normirt 
und dieje Beitimmung auf das Gutachten eines Medizinalkollegiums geſtützt, 
welches in mwohlmotivirter Ausführung die Unzurehnungsfähigteit der Kinder 
dis zu diefer Periode bewies. 

Solde Angefchuldigte werden nicht vor die öffentliche Gerichtsfigung ge— 
laden; durch den mit Unterfuhung der Sache betrauten Richter oder durch 
die Behörde, welche fonft die Verweifung in die öffentliche Sigung auszu— 
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Iprechen hätte, (in Deutjchland durch die Vormundjchaftsbehörde) wird aber, 
wenn die Eltern des Kindes nicht die erforderlichen moralischen Garantieen 
bieten oder bereits verjtorben find, die Unterbringung des Kindes in einer Familie 
verfügt, welche fich freiwillig zur Aufnahme erbietet und in ihrem Verhalten 
die Bedingungen einer guten moraliichen Erziehung nachweilt; und melden 
ſich freiwillig nicht foldhe Familien, jo werden die Kinder in Rettungsan- 
ftalten untergebracht, die durch Privatvereine oder aus Staatsmitteln ge: 
gründet jind. 

2) Bei jugendlichen Berjonen höheren Alters (in Deutichland vom 12. bis 
zum 18. Lebensjahre) wird, wenn fie eine Beitimmung des Strafgejeges über: 
treten haben, in jedem Falle von Amtswegen geprüft, ob jie die zur Erfennt: 
niß der Strafbarfeit ihrer Handlung nöthige Urtheilsfraft bejefien haben. Er: 
gibt Die Unterfuchung ein verneinendes Kehiltat, jo werden jie, wie im vorer: 
wähnten Falle, den Eltern zurüdgegeben oder bei einzelnen Familien oder in 
einer Rettungsanftalt untergebradt. Im entgegengejeten Falle werden jie 
in eine geringere Strafe verfällt, ald erwachjene Verbrecher. Sp wird 3. 8. 
in Deutichland, wenn die Handlung mit dem Tod oder mit lebenslänglichem 
Zuchthaus bedroht ift, auf Gefängniß von 3 biß zu 15 Jahren, wenn die 
Handlung mit lebenslänglicher Feitungshaft bedroht it, auf Feitungshaft von 
3 bis zu 15 Jahren erkannt, und die Strafe zwischen dem gejeglichen Mindeſt— 
betrage der angedrohten Strafart und der Hälfte des Höchjtbetrages der an: 
gedrohten Strafe bemejjen, wenn die Handlung mit Zuchthaus oder einer andern 
Strafart bedroht ift u. j. w. Selbſtverſtändlich ſollten jolche Angejchuldigte 
im Unterfuchungsgefängnijje nicht bloß von den anderen Angeklagten getrennt, 
jondern in Bellen gefangen gehalten werden, einerjeit$ wegen der aus der Ge— 
meinjamfeit etwa bervorgehenden Gefahr einer Kollifion mit Mitangeflagten, 
anderjeitö wegen der Gefahr moralicher Anſteckung, welche die Beſſerungs— 
thätigfeit in den WBönitentiarfolonien nicht bloß äußerjt jchwierig, jondern in 
vielen Fällen geradezu fruchtlos machen würde. 

3) Bei der Strafzumejjung wird dem Richter freier Bewegungsraum ge: 
jtattet, um namentlich der Subjektivität des Verbrechers die gebührende Be: 
rüdjihtigung angedeihen zu laſſen. Es follte aber auch der Behörde, melde 
die Strafe volljtredt, ein freierer Bewegungsraum und zwar nicht bloß in 
Bezug auf die Behandlung des einzelnen Gefangenen, ſondern auch in Be: 
zug auf die Dauer der zuerfannten Freiheitsentziehung eingeräumt werden.) 
Als Mittel hiezu dienen die Berlängerung der Strafzeit über das vom Richter 
ausgeiprochene Maß und die Verkürzung vderjelben durch die proviforiiche 
Freilaſſung. 

4) Die Verurtheilten haben ihre Strafe in beſonderen Anftalten 
zu eritehen. In Frankreich, Belgien, Holland u. j. w. beitehen zu dieſem 
Zwecke Aderbau:Kolonien. Diejelben find von den oben erwähnten 
Rettungshäufern thunlichjt zu ſondern. Dieje Trennung empfiehlt fich einmal 
wegen des Alters der Kinder — die in den Rettungshäuſern aufzunehmenden 
Kolonen werden in der Regel noch nicht 12 Fahre alt fein, während die in 
den Straffolonien gefangen gehaltenen das 12. Jahr bereits überjchritten haben 
müſſen — ferner wegen der größeren VBerdorbenheit der Straffoloniften, von 


') Minijter Bothmer bei Verathung über die Neform der Strafanjtalten in der 
— Ständeverſammlung. Vgl. Hänell, Syſtem der Gefängnißkunde. Göttingen 
1866 . 34, 
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denen man präjumiren muß, daß fie mit Bewußtjein und mit voller Erfenntniß 
der Strafbarkeit das ihnen zur Laſt gelegte Verbrechen begangen haben, endlich 
wegen der Schwächung des Gerechtigkeitägefühles in der öffentlichen Meinung, 
wenn Freigeſprochene und Verurtheilte unterſchiedslos in der nämlichen Kolonie ge— 
fangen gehalten werden. Julius empfahl die Bereinigung beider Anftalten und in 
Mettrag werden jowohl diejenigen aufgenommen, welche wegen mangelnder 
Unterjheidungsfähigfeit freigejprochen, als auch diejenigen, welche verurtheilt 
wurden. Allein Demetz äußert ſich trefflich in folgender Weije über dieſe Vereinig- 
ung: „Es jei mir erlaubt, das Bedauern auszudrüden, daß nach einer mit dem 
allgemeinen Geiſte des Geſetzes wenig vereinbarten Auffaljung die Gejeggebun 
die Unterbringung von jungen Sträflingen, die gemäß Artikel 67 des Code pena 
zum Gefängniß auf mehr als 6 Monate und weniger ald 2 Jahre verurtheilt 
wurden, in den nämlichen Kolonien mit den nicht jchuldig Geiprocdhenen und 
gemäß Artikel 66 Freigelaſſenen autorifirt hat. Diefe Vermiſchung, welche 
anfänglich feine Bedeutung zu haben jcheint, bietet allmählig Nachtheile von 
mehr al3 einer Art dar. Sie verwirrt das Bewußtjein des Freigejprochenen, 
in deſſen Geift fie den Gerechtigfeitsbegriff umſtürzt; denn er jtaunt, daß das 
Geſetz, indem es ihn nicht ſchuldig geiprochen, ihm eine Detention von 
4—5 Nahren auferlegt, während es denjenigen, den es für jchuldig erfannt, 
gewöhnlich nur während einer jehr kurzen Zeit detinirt. Wir fügen Hinzu, 
daß fie in der öffentlichen Meinung und in dem Geiſte derjenigen, welche 
einmal die Aufgabe haben, die Arbeit des Freigelafjenen zu verwerthen, Bor: 
urtbeile aufrecht zu halten jucht, welche ihm verderblich find.) Man hat 
auch bemerft, daß die Gerichte in Frankreich nur im äußerjten Falle von der 
Berugniß des Artifel 67 des Code penal Gebrauch machen. Gänzlich ver: 
mieden werden die erwähnten Nachtheile durch die Trennung derartiger Anz 
falten. Aus finanziellen Gründen ließe ſich allerdings die Vermiſchung beider 
Kategorien von jugendlichen Verbrechern rechtfertigen; allein dann follte doch 
wenigiten® im Innern der einen Anjtalt die Separation eintreten. 

Gänzlich verwerflich aber wäre die Verbindung von Rettungshäufern oder 
Strafanjtalten mit anderen Erziehungsinftituten, 3. B. Waiſen- und Find: 
Iingsbäufern, eine Vermiſchung, die allerdings bisweilen vorgefommen ijt. So 
iſt es vorgefommen, daß man, um den Mangel an verwahrlosten Kindern 
zu dedfen, dazu gegriffen hat, jtatt diejer blödfinnige Kinder zu ſammeln und 
diejelben mit geijtig gefunden Kindern zu vermijchen. ?) 

Bas nun das Haft-Syſtem betrifft, welches in den Bejjerungsanitalten für 
junge Verbrecher zur Anwendung fommen jollte, jo hatte in Franfreih, wo 
dieje Anjtalten Die feinjte Ausbildung erfahren haben, die Gejeßgebung zwiſchen 
zwei Spitemen gejchwanft, dem der Zellenhaft und dem der gemeinfamen 
Detention in colonies penitentiaires; e8 war derjelbe heftige Streit zwijchen 
den Vorzügen des einen und des andern Syſtems, wie er auf dem Gebiete 
des Gefängnißweſens überhaupt jtattfand. 

Das Philadelphiſche oder Iſolirſyſtem hat trog der Schredbilder des 
Wahnfinnes und des geijtigen Todes, die man dagegen heraufbejchworen, 
über das zwanglofe Gemeinjchafts: und das Auburn’sche Schweigiyiten 
triumpbirt, es hat fast allenthalben Eingang gefunden, obwohl man es für 
längere Freiheitsſtrafen zweckmäßiger gefunden, die gemeinfame Haft beizube- 
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halten. In neuejter Zeit hat jedoch das irische Syſtem des graduirten Straf: 
zwanges (penal servitute), bafirt auf juccejjiver Anwendung der Einzelhaft, 
der gemeinschaftlichen Detention und einer jog. Uebergangsanjtalt, bei bedeuten: 
den Autoritäten der Gefängnißmwiljenschaft Beifall gefunden. 

Die ee entjpriht offenbar dem oberjten Prinzip, das man bei 
jeder Strafvollftredung im Auge haben follte, dem Prinzip der Individuali— 
firung. „Wenn das Wefen der Verbrechen und der Strafe nicht nach der 
mehr oder minder zufälligen Außenfeite, jondern ganz konkret aufzufafien, d. h. 
nach allen in der verbrecherifchen That wirkſam gewordenen und durch Rüd- 
ſchluß aus ihr abzunehmenden Bejtimmgründen des Willens deſſen, der fie be- 
gangen hat, fo ijt es flar, daß die Zellenhaft dieſe unerläßliche Bedingung 
jeder Strafvollitrefung, die individualifirende Behandlungsweije, am Beiten 
erfüllt.“ (Röder) Sn der Zelle, die den Verbrecher vor der moralijchen 
Anftekung feiner Schidjalsgefährten bewahrt, deren Einſamkeit ihn zum Nach— 
denfen über feine traurige Vergangenheit drängt und für die Einwirkung der 
Religion und Moral empfänglih macht, hat die bejjernde Thätigfeit des 
Boritandes den freieften Spielraum und die Behandlungsmethode kann ſich 
bier am Eheiten den individuellen Neigungen, Gewohnheiten, Anſchauungen und 
Gedanken des Verbrecher anpafjen und wird nicht durch den verderblichen 
Einfluß einer lafterhaften Umgebung paralyfirt. So erfüllt die Zellenhaft 
weit mehr die nothivendige Bedingung des Strafvollzuges, die der Jndividua: 
lifirung, als das gemeinjchaftliche und Auburn'ſche Syſtem, welches alle Ver: 
HERR ohne Unterjchied nach einem einzigen Reglement, einer einzigen Schablone, 
ehandelt. 

Doch hüte man fich, im denfelben Fehler zu verfallen, wie die Gegner 
des philadelphiſchen Syſtems, in den Fehler nämlih, alle Gefangenen 
auf dieſelbe Weiſe bejiern, alle in diefelbe Schablone der Ffolirhaft fteden 
zu wollen. Körverlih und geiftig kranke Individuen in die einjfamen 
Wände der Zelle einzufchließen, kann ſelbſt dem begeijtertften Anhänger des 
Iſolirſyſtems nicht einfallen. Ob die Zellenhaft auch für länger dauernde 
Freiheitsſtrafen zwedmäßig jei, ilt durch die Erfahrung noch nicht hinlänglich 
erprobt. Aber auch auf die Behandlung jugendlicher Sträflinge iſt dieſes 
Spitem für nicht anwendbar zu eradıten. 

Der hauptjächlichite Grund, den die Vertreter des Zellengefängnifjes für 
die Anwendung desjelben geltend machen und als dejjen Hauptvorzug preifen, 
ijt der, daß der Sträfling durch dasjelbe wenigſtens nicht jchlechter ge- 
macht werden fünne, während durch die enge gegenfeitige Berührung, mie fie 
in der Gemeinjchaftshaft jtattfinde, Durch die den Snaffen der Strafanitalt 
dadurch aufgedrungene Bekanntſchaft mit vielen Fhresgleichen eine moralifche 
Anjtedung im Böjen ftattfinde, Alle insgefammt auf das gleiche Niveau der 
Schlechtigfeit herabziehe und einen vollftändigen Zufammenhang in die ganze 
Berbrecherflafje bringe. ') 

Diefer Grund kann nicht in gleichem Maße geltend gemacht werden, um 
die Nothivendigkeit der Zellenhaft für jugendliche Sträflinge nachzumeijen. 
Nicht alle jungen Verbrecher jind fo verdorben, daß ihre gegenfeitige Be— 
rührung den Guten jchlechter machen könnte, daß ihr Anblick ſchon auf den 
Einzelnen verhängnißvoll wirken und ihm ben Gedanken und das Bild des 
Berbrecheng, das er begangen, immer wieder auffrischen könnte. Diefe jungen 


ı) Füßlin, die Einzelhaft. 1855. ©. 79. 


und die Fürſorge für die entlafjienen Sträflinge. 21 


Leute, welche faum die erjten Schritte auf der Verbrecherlaufbahn gemadt und 
fi noch nicht die Shändlichen Erfahrungen des ergrauten Verbrecher angeeignet 
haben, find in der Regel nicht jo verwahrlost, daß jeder Umgang mit ihnen 
für den noch verhältnigmäßig Guten verderblich wirfen fünnte. Alle find noch 
auf derjelben Stufe des Alter, der Erfahrung, der Gelittung; ihr gegen- 
feitiger Einfluß kann daher nicht jo verderblich wirfen, wie in Strafanitalten, 
wo Leute jeden Standes, jeder Bildungsjtufe, jeden Alter durch einander ge: 
mwürfelt find. Und follten ſich wirklich ausnehmend jchlechte Elemente unter 
den Reihen der jugendlichen Mijjethäter finden, jo fünnen diefe durch eine ge— 
ſchickte Klafjififation von den beijeren Elementen gejchieden und in bejondere 
Abtheilungen gebracht werden. 

Ein anderer Grund, welchen man gegen das gemeinschaftliche Haftiyitem an— 
führt, ift der, daß gemeinjchaftliches Arbeiten die größte Erleichterung jei und 
das Drüdende und Abfchredende der Gefangenjchaft mildere, der Sträfling 
aber nie vergeſſen dürfe, daß er Sträfling ſei. Auch diefer Grund fann nicht die 
Nothmwendigkeit der Zellenhaft für jugendliche Sträflinge beweifen In Bezug 
auf diefe ijt e8 weniger nothiwendig, zu einem folchen Radikalmittel, wie das 
der abgefonderten Einfperrung ijt, zu greifen, da e8 nicht jchwierig iſt, auf 
andere Weiſe zweckmäßig auf ihr beugjames Gemüth einzuwirken. Ferner ijt 
bei ihnen die FFreiheitsentziehung nicht Hauptzwed, jondern bloß ein Sicher: 
ungsmittel des Beſſerungszweckes, und diejes Meittel bietet in gleichem Maße 
* Gemeinſchaftshaft oder „die polizeiliche Idylle der ackerbauenden Straf— 
olonie.“ 

Auch Demetz, obwohl ein eifriger Anhänger des Separationsſyſtems auch 
in ſeiner Anwendung auf jugendliche Sträflinge?), glaubte, daß es für die 
Erziehung diefer Unglüclichen nicht nothmwendig wäre, fie wie verhärtete Ver— 
breher zu behandeln, noch fie unter fich zu ifoliren, fie jeder Berührung mit 
der Außenwelt entziehend, der fie doc eines Tages angehören müßten. 
Auch der internationale Wohlthätigkeitsfongreß zu Brüfjel (im Jahre 1857) 
Iprad} fih dahin aus, daß die Zellenhaft bei jugendlichen Verbrechern nur 
ausnahmsweiſe und als Vorbereitung für die gemeinfchaftliche Haft da anzu— 
wenden jei, wo die Verworfenheit des Schuldigen oder die Natur gewiſſer 
Strafen diefelbe erheifchen, und ebenjo ſprach fich die von Napoleon im Jahre 
1865 eingejegte Kommiſſion gegen die Einzelhaft aus. ?) 

Nicht mit Unrecht wird von vielen Seiten die Anwendung des Iſolirſyſtems 
auf jugendliche Sträflinge jogar für jchädlich gehalten. 

Dieje jungen Leute find noch in der fürperlichen und geiftigen Entwick— 
lung begriffen. Muß aber nicht ihre körperliche Entwidlung zurücdbleiben, 
wenn man man fie in die dumpfe Zelle fperrt, fie, die doch am Meiften das 
Bedürfniß fühlen in freier Luft zu leben und ihre Glieder frei zu bewegen? 
In der That, in der dumpfigen Atmofphäre eines verfchloffenen Gefängnifjes 
werden ſich ihre phyſiſchen Kräfte nie fo entfalten können, wie in der frijchen, 
freien Zandluft einer Aderbaufolonie. Wird ferner nicht die intellektuelle Ent- 
widlung durch den Aufenthalt in der Zelle gehemmt? Gerade die Jugend 
fühlt das größte Bebürfniß, im Verkehre mit Anderen ihre Gedanken und Ge: 
fühle auszutauschen. Wie aber in der Zelle, wo der Sträfling nur gelegent- 
li die Befuche des Vorſtandes oder Gerftlichen empfangen kann? Muß nicht 
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diefe lang andauernde einfame Haft, nur unterbrochen durch die regelmäßigen 
Beluche der Aufjeher, den noch in dem Stadium der Entwidlung begriffenen 
jugendlichen Geift abjtumpfen und dadurch felbit die Einwirkung der Moralität 
vereiteln. Es ijt zu beforgen, daß der nach Abwechslung fich — jugend⸗ 
liche Geiſt in Erinnerungen der Vergangenheit flüchtet, die der Beſſerung 
keineswegs zuträglich ſind, oder die Mußeſtunden mit Träumereien ausfüllt, 
die einer ſittlichen Einwirkung Hinderniſſe bereiten. Was zu fürchten iſt, das 
iſt, daß die Zelle den jungen Sträfling nicht beſänftigt, ſondern noch trotziger 
macht; das Bewußtſein, das ihm ſagt, daß man ihm die Gelegenheit zur Be— 
wegung in freier Luft entzieht, kann nicht beſſernd, ſondern nur depravirend 
auf ihn einwirken. „Wir haben“, ſagt Lurieu, „jugendliche Gefangene trotz 
2—3 Monate Aufenthalt in einer Zelle Widerſtand leiſten ſehen; ihr Körper 
verfümmerte zum Schatten, jfrophulöje Geſchwüre bededten ihre Haut, ihr un: 
erfchütterlicher Wille allein gab nicht nad. Der Borjtand, durch jo viel 
Hartnädigfeit befiegt, jah fich gezwungen aus Humanität Nachficht zu üben, 
während dieſe unbändigen Naturen nachgegeben haben würden, Angefichts 
der leichteften Strafe, die ihre Gitelfeit verwundet und ihren Stolz ge 
demüthigt hätte.“ 

In Amerifa hatte man in den Korreftionshäufern für jugendliche Ver: 
brecher biß zum 18. Lebensjahre verjucht, das pennſylvaniſche Syitem einzu: 
führen. Man ging aber bald davon ab und jelbjt das Auburn’sche Syſtem 
wurde hier nicht in feiner ganzen Strenge aufrecht erhalten. ") 

In England fand man das Zellenſyſtem als Univerſalſyſtem nicht wün— 
ſchenswerth und errichtete für die jungen Verbrecher die Anjtalt zu Parkhurſt 
mit landwirthichaftlicher Arbeit. ?) 

In Frankreich, wo anfänglicd nur die par voie de corr.ction pater- 
nelle angehaltenen Kinder jeder Zeit der bejtändigen Separation unterivorfen 
wurden ®), wurde Ende 1836 la Roquette zu Paris mit mehr als 588 Bellen 
zur Aufnahme jugendlicher Sträflinge aus dem Geine-Departement einge: 
richtet.*) Aber in der Periode nach 1848 begann ſich eine Reaktion gegen 
das Zellenſyſtem geltend zu machen, als deren Ausdrud das Geſetz von 1850 
— welches an Stelle des Iſolirſyſtems die Ackerbaukolonie jegte. °) 

Natürlich darf die Gemeinschaft der jugendlichen Sträflinge nicht durch 
das Gebot des Stillichweigens wieder aufgehoben werden, jondern muß eine 
twahre und volljtändige fein. Es würde eine unverantwortliche Härte jein, ftrenge 
darauf zu halten, daß ja fein Wort gefprochen werde; durch ein jolches Trappiiten- 
Regime würden bei diefen Leuten, bei denen die Sprache der einzige Leiter der 
Gedanken ift, die legteren zu Grunde gehen, wenn man ihnen erjtere vaubte. 
Ein geheimes Berftändniß würde auch beim ftrengsten Gebote des Stillfchweigens ' 
nicht zu verhindern fein; und e8 würde leife und unbemerkt die Inſaſſen der Anitalt 
ein unbeilvolles Komplott vereinigen, das, wenn e3 offen auftreten würde, leichter 
zu befämpfen wäre. Muſterhaft erjcheint in diefer Beziehung die Beitimmung 
in der württembergijchen Strafanjtalt Schwäbißh-Hall zu fein: „Die Ge 
fangenen haben ihre Arbeit jtill zu vollbringen und während derjelben nur 
das zu ihrer Fortfegung durchaus Nothwendige zu fprechen. Uebrigens ift 
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ihnen das Singen eines pajienden Liedes während der Arbeit unter der Leitung 
des Aufjehers zuzulafien. Im den Erholungsftunden ift ihnen unter der Auf— 
fiht und in Gegenwart ihrer Lehrer und Auffeber eine anjtändige Unterhal- 
tung unter einander zu gejtatten, wobei jedoch jede Mittheilung über begangene 
Uebelthaten jtreng verboten iit.“ ') 

Eine weile Gefängnißreform wird daher, anftatt den jungen Sträfling in 
eine einfame Zelle zu jperren, demjelben die Freiheit der gemeinjamen Haft 
zu gewähren, aber nur einer jolchen, welche die gejunde Grundlage für jeine 
moraliiche Bejlerung bildet. Man ſetze an die Stelle der Iſolirhaft die ge: 
meinjchaftliche Detention in der Aderbaufolonie. Diele Kolonie bietet nur 
einen bejonderen Modus der Strafvollitrefung dar, fie iſt nicht wie die Straf: 
folonifation außerhalb des Mutterlandes eine bejondere Strafart. Die De: 
portation als Strafart ift für Yänder, welche unbevölferte und unbebaute Ge— 
biete bejigen, von ungeheurer Bedeutung, indem fie das Mutterland von ſitten— 
(ofen verwilderten Elementen reinigt und zugleich für außereuropäiſche Bejigungen 
Kräfte zur Ausbeutung ihrer reichen Schäße gewinnt. Namentlich iſt Ddieje 
Strafart für Rußland von enormer Tragweite, während fie für Frankreich 
und England, welche fie früher in ausgedehntem Maßſtabe angewendet hatten, 
ihre Bedeutung verlor und in legterem Yande neuerlich durch die Straffnechtichaft 
erfegt wurde. Vor Kurzem wurde das Deportationsipjtem ſogar für 
Yänder, welche feine aufßereuropäiichen Gebiete bejigen, zur Annahme 
empfohlen, 3. B. für Deutichland, für Belgien?), für Italien“), und noch 
immer erheben fih Stimmen für die Annahme der Deportation. „Die 
ganze Wiſſenſchaft der Strafrechtspflege liegt noch in der Kindheit, und fie 
wird es bleiben, bis die Statiftik, die nothwendige VBorläuferin aller heilſamen 
Reformen, die geiftigen, fittlichen und phyſiſchen Reſultate der Einferferung er: 
terfcht hat, — 3 B. ihren Einfluß auf die Gejundheit, ihre Wirkſamkeit als 
ittliches Agens, ihren Einfluß auf das Leben des Gefangenen. Es wird dann 
beitätigt werden, ob eine der beftehenden Formen der Strafvollitredung durch 
Einferferung der Erhaltung würdig, oder ob es Pflicht einer chriftlichen Re— 
gieruug ift, fie durch ein Syſtem der Straf-Kolonifation zu erſetzen. Zu diejer 
legteren Ueberzeugung haben ſich jchon viele intelligente Männer ſtark geneigt.“ *) 

Allein die Deportation verliert mit der wachlenden Kultur der Kolonien 
immer mehr ihre Bedeutung und it vom Standpunkte der Gerechtigkeitstbeorie 
jowohl als von dem der Bellerungstheorie verwerflich. Denn für die Ehelojen 
3. B. ift die Transportation eine Art Ermunterungsprämie zur Auswanderung, 
für Andere die härtejte Strafe, weil fie einer ewigen Strafe gleichfommt. 

Bei den Aderbaufolonien für jugendliche Sträflinge handelt es ſich nicht um 
eine Rolonifation außerhalb des Mutterlandes, jondern um eime Koloni— 
fation innerhalb desjelben. Sie follen nur eine Ergänzung der Strafvoll- 
itrefung bilden. „Die Straffolonien werden jest umter einem anderen Geſichts— 
punfte betrachtet und jtudirt, nämlich dem einer jubjidiären Inſtitution, welche 
die Härten des Pönitentiarſyſtems mildert und deſſen gute Nefultate befördert, auch 
ald eine parallele Inſtitution, nur für eine gewiſſe Klajje von Verbrechern be— 
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ftimmt. Kurz, die Kolonien, welche in der Deportation die wahre Idee der 
Strafe negiren, find dagegen in der Art, wie fie jegt betrachtet und angewendet 
twerden, die Mittel und Wege, um fie zu erreichen.“ ') 

Man hat die Gründung von Aderbaufolonien nicht blos für die jungen 
Sträflinge empfohlen, jondern aud) als Afyle für Waiſen und Findlinge und als 
Strafanjtalten für erwachjene Verbrecher, welche vor ihrem Eintritt ins Ge— 
fängniß Landbau betrieben und nach Verbüßung der Strafe wieder zur Feld— 
Arbeit zurüdkehren, und man hat diefen Vorjchlag auch theilweije ſchon mit 
Erfolg verwirfliht Für die eritere Kategorie ıft das Syitem, fie in Acker— 
baufolonien unterzubringen ein dem insgemein üblichen der gemeinfamen Er: 
ziehung in jtädtiichen Anjtalten weit vorzuziehendes, und die Erfolge, die man 
dadurch erzielt hat, waren jehr bemerfenswerthe. Wir verweiſen z.B. auf die 
Kolonie für Findlinge auf dem Monte Romano zu Cornetto, welche unter 
Pius VI. einen jumpfigen Boden in einträgliches Kulturland ummwandelte, ferner 
auf die jchweizeriichen Aderbauafyle, auf die Findlingskolonie zu Saratoff. 

Was landwirthſchaftliche Kolonien fürerwachjene Verbreder 
betrifft, jo hatte Schon Bearjon in England 1850 in feinem vor dem Comite 
des Haufes der Gemeinen niedergelegten Dokumente enthufiaftiich die Feldarbeit 
als einzige Art der Arbeit für Strafanftalten verlangt, und Jebb, Englands 
Gefängnißinjpektor, glaubte, daß an gewiſſen Orten Aderbauarbeit zweckmäßig mit 
der Probedisziplin verbunden werden fünnte. Die Strafanftalt Dartmoor ver: 
wendet die invaliden Sträflinge für Feldarbeiten, während in Irland Die 
Sträflinge zu Spife Island zu Erd: und Wafjerarbeiten, auch zu Feſtungs— 
bauten verwendet werden. In Frankreich hat Dugaft die Möglichkeit der 
Errihtung von Aderbauftrafanftalten an verfchiedenen Orten gezeigt, und 
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Diev, der Inſpektor des Gefängnißweſens, forderte die Einführung der Feld— 
arbeit in den Strafanftalten für diejenigen Gefangenen, welche fich diefer Gunft 
mürdig zeigen. Praktiſch realifirt ift diefe Forderung zu Clairvaur, mo die 
kranken und refonvaleszenten Gefangenen mit gutem Einfluß auf ihre Gejund- 
beit zu Waldfulturen verwendet werden. Für Italien jchlägt diefes Syitem 
Garelli vor mit Hinweifung auf die Inſel Pianoſa, wo die beijeren Sträflinge 
Feldarbeiten betreiben müſſen. Im Deutfchland hatten fchon feit längerer Zeit 
die Strafanftalten Kaisheim und Nebdorf in Bayern die Praxis mit Erfolg 
geübt, die bejjeren Sträflinge den Landwirthen der Umgebung zu FFeldarbeiten - 
zu übergeben, und Hoyer in Vechta hat die Zweckmäßigkeit der Einrichtung, 
Sträflinge innerhalb eines umpfchlofjenen Raumes mit landwirtbichaftlichen 
Arbeiten zu bejchäftigen, erprobt gefunden. 

Es ift hier nicht der Ort, zu prüfen, ob dieſe Einrichtung als zweckmäßig 
ericheint. Die vorliegende Abhandlung beſchränkt ſich darauf, die Zweckmäßigkeit 
der Aderbaufolonie in ihrer Anwendung auf junge Sträflinge darzulegen und 
ihre Einrichtung zu ſchildern. — 

An und für fich Schon wirft die Arbeit auf jedes verjtörte Gemüth wohl— 
thätig, theils durch den jtärfenden förperlichen Einfluß, theils durch den geijt: 
igen Einfluß des Bewußtſeins, etwas Nütliches geichaffen zu haben, und der 
troftreihen Ausficht, fich durch feiner Hände Arbeit jeinen Unterhalt erwerben 
zu fünnen. „Mit der Arbeit”, jagt Berenger,') „entiteht die Liebe zur Ord— 
nung, nicht blos zur materiellen Ordnung, die in der methodiichen und gleich: 
förmigen Einrichtung der Objekte bejteht, fondern auch zu jener moralischen 
Ordnung, welche die Handlungen mit den Gefühlen in Uebereinjtimmung jegt.“ 

Es war ein wichtiger Schritt auf dem Wege zur Gefängnißreform, die 
Amangsarbeit in den Strafanftalten einzuführen, und es lag diejer Reform der 
jebr wichtige Gedanke zu Grunde, daß der Gauner, der gegen die fittlichen und 
wirtbichaftlichen Gejege der Arbeit gefrevelt hat, weil er die Arbeit eines 
Anderen zerjtört, troßdem aber den Lohn eines Arbeiters jich weggenommen 
hatte, in der Kerferzelle zur fittlichen Arbeit als einer frei perſönlichen That 
durh Zwangsarbeit erzogen werden foll, ohne die Frucht der ehrlichen Arbeit 
zu genießen, während er jich ehedem durch jeine negative Spigbubenarbeit den 
Sohn des ehrlichen Arbeiters angemaßt. ?Freilich fonnte man aus Zweckmäßig— 
feitsgründen dieſen Gedanken in feiner ganzen Strenge nicht durchführen. 

Es ijt daher nicht für zwedmäßig zu erachten, wenn jich der graduirte Straf: 
zwang des irischen Gefängnißſyſtems in feinem erjten Stadium auf Jnaftivität 
beihränft, von dem Gedanken ausgehend, daß durch das arbeit3lofe bejchauliche 
Leben in der Belle in dem Gemüthe des Sträflings das Gefühl bitterer Reue 
über feine Vergangenheit erwedt und in ihm das Bedürfniß nach Arbeit an: 

eregt werde; dieſes bejchauliche Zeben wird Manchem nur als eine willlommene 
Sortekung ſeines müſſiggängeriſchen Schlendrians von ehedem erjcheinen. 

Aber man würde einen fatalen Irrthum begehen, wenn man vermeinte, 
duch die bloße mechanische Beichäftigung der Körperkräfte allein den Sträfling 
ju moralifiren. Eine Zwangsarbeit, die nur auf Ausbeutung der menjchlichen 
Kräfte bis zu ihrer Erjchöpfung gerichtet wäre, die feine Ausficht auf moral- 
iſchen und phyſiſchen Erfolg hat, die nicht? bezweckt, als die Bereicherung der 
Anftaltsfaffe und die Deckung der aufgetvendeten Koften, würde wohl jchlechter 
fein ald gar feine Arbeit. Diefen Irrthum beging man in England, ald man, 
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befangen von der alten Anfchauung des Charakter der Strafe als eines Ab: 
ſchreckungsmittels, die demüthigende, quälende, zur Verſchwendung des National: 
fapital3 führende Beſchäftigung mitteld des Tretrades einführte oder al3 man 
in Irland dem im erften Strafgrade befindlichen Gefangenen in der Belle 
4 Monate lang die finnlofe Arbeit des Wergzupfens, gewiljermaßen die Tret- 
mühle für den Geilt, gab. Die Folge hievon war, daß die Gefangenen die 
Arbeit hafjen lernten, jo wenig als möglich arbeiteten und im Durchſchnitt 
täglich einen Penny verdienten. 

Bon der Anſchauung verblendet, als müſſe die Zwangsarbeit des Zucht— 
hauſes einen harten peinlichen Charakter haben, erfann man die quälenditen 
Beihhäftigungen, Arbeiten, die durch ihre lange Dauer:, durch das ewige Einerlei 
geiftlofer mechanischer VBerrichtungen Körper und Geift bis zur Abfpannung 
ermüdeten, gejundheitswidrige, efelhafte Arbeiten, die nicht einmal für die An- 
ſtaltskaſſe einträglich waren. 

Wenn die Arbeit des Zuchthaufes darauf gerichtet jein ſoll, den Sträfling 
zu bejjern, fo muß fie vor Allem ihr Augenmerk darauf richten, ihm Liebe zur 
Arbeit einzuflößen. Es wäre daher eine pſychologiſch unrichtige Beſſerungs— 
methode, wollte man, wie Julius vorichlägt, dem Sträfling eine Beichäftigung 
geben, die feiner früheren Lebensweiſe gerade entgegengejegt wäre, wollte man 
3. B. dem Gauner, dem Kniffe und Ränke übenden Betrüger ermüdende Bes 
ſchäftigung im Freien, dem Straßenräuber, Baganten eine figende Beichäftigung 
im gejchlojjenen Raume geben. 

Selbit Bauer'), der dDod an dem Charakter der Strafarbeit als einer 
harten Arbeit feſthält, muß anerkennen, daß die Anhaltung aller Sträf: 
linge zu harter Arbeit ohne Rückſicht auf Körperkräfte und jonjtige Verhält— 
nilje fonfequent und buchjtäblich durchgeführt nicht nur zu unmenfchlicher Grau— 
ſamkeit führen, jondern auch das ganze Prinzip der Individualifirung zu Grabe 
tragen würde. 

Wir glauben nun, daß vor Allem die landwirthſchaftliche Arbeit 
die Bedingungen enthält, die man an eine Strafarbeit jtellen muß. 

Liebe zur Arbeit und zur Ordnung ſoll die Zwangsarbeit einflößen. 
Welche Beichäftigung vermöchte dies eher als die Arbeit auf dem Felde? Sie 
vermag es, weil fie dem Bedürfniß des jungen Sträflings nad) Bewegung in 
freier Luft entjpricht. Dagegen möchte die Arbeit im gejchlofjenen Raum der 
engen Selle, die ſitzende Arbeit in einem gemeinfamen Arbeitsfaale eher depra= 
pirend auf das Gemüth des jungen Zöglings wirken, ihm eher Widertillen 
als Liebe zur Arbeit erregen. Wichern mußte durch die Yeldarbeit feinen 
Zöglingen eine ſolche Liebe zur Arbeit einzuflößen, daß viele im Sommer 
früh 3 Uhr freiwillig zur Arbeit aufftanden. Die landwirthichaftliche 
Arbeit gewährt mannigfachfte Abwechslung in der Wrbeitstheilung, Die 
auch dem Gebildeten viel Stoff zum Nachdenken gibt, um fo mehr aber 
dem nah Abwechslung verlangenden kindlichen Gemüthe zujagt. Keine Fabrik— 
arbeit hat diefe Eigenjchaft in gleichem Grade, indem fie den Arbeiter immer 
dasjelbe Detail der Beichäftigung verrichten läßt. Die verjchiedenartige Bear: 
beitung des Feldes, Baumpflanzung und Pflege, die Pflege des Viehes, Boden 
ebnen, Abzugsgräben ziehen, die Ausbejjerung der Defonomiegebäude, dann die 
zahlreichen Nebenbefchäftigungen der Landwirthſchaft bieten viel mehr zerjtreuende 
Abwechslung dar und behagen der Jugend viel mehr ald die monotone immer 


# * * * — 
1) Bauer, der Gewerbebetrieb in den Strafanſtalten. ©. 5. 
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an denjelben Gegenjtand mit gleicher Aufmerkfamfeit feſſelnde Wrbeit in der 
Werkſtätte. 

Der Feldbau iſolirt gewiſſermaßen die Individuen und iſt deshalb der 
Beſſerung weit eher zuträglich als die Arbeit in der Werkſtätte, welche die 
verwildertſten unordentlichſten Elemente mit den beſten in einem Raume zu— 
ſammenhäuft. Mit ſeinen mannigfachen Erſcheinungen übt er die Intelligenz, 
mit dem bewundernswerthen Schauſpiel der Natur und ihren einfachen er— 
habenen Szenen weckt er das religiöſe Gefühl, das Gefühl der Frömmigkeit 
und Ehrbarkeit. Sehr ſchön jagt Lurieu: „Les enfants manquent d'ordre 
et de methode, en agriculture rien ne s'oblient sans methode et sans 
ordre. Ils sont legers, elle les fixe; ils sont impatients de resultats, 
la nature lente à les donner leur apprend ä les attendre; ils sont 
prompts ä £sperer, elle les plie à la resignation. Comment douteraient- 
ls d’une cause superieur? Elle parle ä leur raison et frappe leur 
imagination, en leur rappelant à toute heure qu’ils sont sous la main 
de celui qui envoie les pluies fertilisantes, et qui permet les greles 
devastatrices.“ 

Tüchtige Anftaltsdireftoren haben durch vieljährige Erfahrungen Arbeiten 
ald bewährt gefunden, welche die rohen Kräfte der Jugend abzuarbeiten ver: 
mögen. „Bauarbeit ijt das einfachite und wirkſamſte Mittel, mit welchem 
die Bändigung der verwilderten Jugendfraft angefangen werden muß. Sie 
vermag weder die Laſt der Gefängnißfette zu bezwingen noch das Spiel der 
Schularbeiten zu firren, nur an etwas Feſtem und Schwerem, an do und 
Geſtein wollen fie fich ſelbſt abmühen, jo daß die Beſſerung des Einzelnen 
duch dasjelbe naturgemäße Mittel verfucht werden muß, welches die Sitten- 
nilderung aller Völker am Meiſten bewirken bilft.“?) Bauarbeiten find aber 
icht immer vorzunehmen, man müßte denn, wie in Irland gleichjam eine 
mmadifirende Erziehungs: Anftalt einrichten, die in beiweglichen eijernen Hütten 
hrtwährend ihren Aufenthaltsort wechjelt, um bald da, bald dort die Sträf- 
linge mit Erd-, Waller, Bauarbeiten zu bejchärtigen, ein ſtetes Nomadifiren, 
das aber dem Beljerungszwede Eintrag thun dürfte. Als Surrogat biefür 
wähle man daher die Landwirthſchaft mit ihren Nebenzweigen, die ebenfalls 
Stoff genug bieten, an welchem fich die rohe verwilderte Fugendfraft äußern kann, 
die aber auch gleich der nomadifirenden Erziehungsanftalt vielfache Abwechs— 
lung gewähren, ohne wie diefe eine fortwährende Ortsveränderung zu erfordern, 
die ferner Verſtand und Gemüth in gleichem Maße anzuregen verftehen. 

Für die Moralifirung ift die Beichäftigung mit Landwirtbichaft vorzüglich 
deshalb zuträglich, weil in den Arbeiter fern hält von jenen großen Bentren 
des Yandes, in melchen alle Fäden des Werfehrs zujammenlaufen, der 
jo viele Gefahren und Abwege bietet für ein jugendliches noch faum 
binlänglich gebefjertes Gemüth, von jenen großen Städten, welche Gibion die 
Hochſchulen nennt, die von den Dieben bezogen werden, von jenen indujftriellen 

den, die fo viele taufend fittenlofe Menjchen, jo viele Laſter und Ver: 
uhungen bergen. Es läßt fich zwar nicht leugnen, daß auch unter den länd— 
fihen Taglöhnern Verbrechen häufig find; um dies zu leugnen, ift „die Be— 
rufsſtatiſtik noch zu wenig ausgebildet, um tiefe Schlußfolgerungen zu geftatten.“®) 





") Des colonies agriooles. ©. 193, 
) Rheinthaler im 8. Jahreöberkht über die Rettungsanftalt zu Erfurt. 
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Allein das muß Jedermann zugeben, daß volkreiche Städte, welche aufzuſuchen 
die Erlernung einer Fabrikarbeit den entlaſſenen Sträfling zwingt, ungleich 
mehr Verſuchungen zu Sünde und Laſter darbieten, als das mehr zur Iſolirung 
zwingende Landleben. Als Beleg hiefür nehme man 3. B. das Beſſerungs— 
haus zu Philadelphia, das troß des dort eingeführten vortrefflichen Syſtems 
doch mehr Rückfälle aufzuweiſen hat, als ſchlechte Anſtalten in Gegenden, wo 
Ackerbau getrieben wird;) die Bemerkung Valentini's,“) der nach— 
weiſt, welchen Einfluß der Beſitz auch nur eines fleinen Grund: 
befiges auf die Verminderung der Verbrechen ausübt; endlich die Kriminal: 
ftatiftif von Kurland, ®) wo von den Handwerkern ein Verbrecher auf 585 Ber: 
jonen, von den Kaufleuten einer auf 1031, von den Bauern einer auf 
2091 Berjonen fommt, wobei freilich bemerkt wird, daß diefe Zahlen einen 
volljtändigen Ueberblik über jänmtliche Verbrechen nicht geitatten, weil die von 
Bauern begangenen Heinen Diebftähle unter 5 Rubeln nicht einmal zur Kenntniß 
der Kreispolizei gelangen, jondern von den Gerichten abgeurtheilt werden. „Die 
Nothwendigkeit, Alles zu verjuchen, um jolche junge Leute fern von den Städten 
und den induftriellen Manufakturen zu halten, wo die jchlechten Beijpiele, der 
Anreiz und der Antrieb zum Siündigen jo häufig find, und die traurige Ten: 
denz zu befämpfen, welche die Bevölkerung drängt, fich in Städten zu konzen— 
triren, läßt nicht in Zweifel, daß eine ſolche Injtitution weſentlich, wenn nicht 
gänzlich eine Aderbauinjtitution fein muß.“ *) 

Bom janitären Standpunkte aus jteht natürlich die Feldarbeit oben 
an, umd ift in diefer Beziehung nur auf die jtatiftiichen Tabellen über die 
Kinderfterblichkeitt in Städten ımd auf dem Lande bei Wappäus (die Be 
völferungs-Statiftif) zu verweilen. „Es handelt fich nicht darum“, jagt Zurieu, 
„verweichlichte Bürger heranzubilden, jondern kräftige, zu Beſchwerden abge: 
härtete Arbeiter, welche ein Herz für die Arbeit haben, denen die Arbeit mur 
das regelmäßige Spiel ihrer Organe ift und die den Fortichritt im Wohlſtande 
nur als die Frucht ihres Schweißes betrachten.“ Dieje allgemeine ſozial— 
politiiche Rüdficht jollte der ftrafpolitiichen NRüdficht einer bloßen Abjchredung 
vor Verbrechen billig übergeordnet werden, und wenn ein Bli auf die jta- 
tijtiichen Tabellen lehrt, daß die Sterblichkeit der Gefangenen in den Straf: 
anjtalten mit jenen des freien Theile der Bevölkerung im gleichen Alter ver: 
glichen, die legtere um das 3—fache überjteigt, dann follte der Staat dahin 
tradhten, diefe hohe Sterblicjkeits- Ziffer durch Einführung von Verbefjerungen, 
3. B. der Feldarbeit, zu vermindern. 

Die belgijden écoles de reforme°) weijen jehr günftige Refultate in 
janitärer Beziehung auf im Vergleiche mit den belgischen Zuchthäuſern. Bon 
der Anftalt zu Marjeille bezeugt Fiſſiaux, daß die Feldarbeiter nur höchſt 
jelten in die Kranfeuftube fommen, und „daß die an und für fich ſchon nütz— 
liche Arbeit es dadurch noch mehr ift, daß fie die Kinder vor Laſtern bewahrt.“ 
Von den franzöfiihen Kolonien gibt Lamarque an, daß 1852— 1859 
13,246 Kinder in die Geſellſchaft zurückkehrten, wovon 11 ‚42 geſund waren, 
1504 aber eine ſchwache Konftitution hatten, welche auch die regelmäßige 


i) Sam haber, das —— x. © 7. 

2) von Balentini, das Verbredertgum im preußifchen Staate. Leipzig 1869. ©. 55. 

®) von Heyfing, — Jahrbuch für Kurland. 1862. 

) Vegezzi Ruscalla, Sulla convenienza di erigere nil Eremo di Lanza una 
scuolarurale di riforma pei giovani oziosi e vagabondi. 

) Oetker in der deutihen Vierteljahrsichrift. 1860. 
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Lebensweiſe in den Kolonien nicht ftärfen konnte. Die durchfchnittliche Sterblichkeit 
in diefen Kolonien war 35 Prozent. Dabei ift aber zu bedenken, daß es fich 
um Kinder handelt, deren Konjtitution durch vielerlei Entbehrungen und Laſter 
geſchwächt ift. 

Die moralijhen Rejultate, die man in den AderbausKolonien erzielt 
bat, find jehr bemerfenswerthe. Won 1900 Kolonen, welche aus den belgischen 
ecoles de reforme entlajjen worden waren, wurden nur 3 rüdfällig, während 
unter der Herrichaft der Bettlerdepot3 die Rüdfälle 50—60 Prozent betrugen.*) 
In Mettray waren nur 3,8 Prozent rüdfällig, während in den früheren 
Staatsanftalten 75 Prozent rüdfällig wurden. Im Rauhen Haufe zählte man 
3,9 Prozent Rücdfällige.?) 

Die Zmangsarbeit der Strafanftalt ſoll nicht blos eine gejundheitsent- 
Iprehende Beichaffenheit haben und ein fittliches Erziehungsmittel bilden, fie 
jol auch dem Sträfling nad) der Entlafjung ein genügendes Auskommen ge: 
währen. Auch in diefer Beziehung ift die Feldarbeit den anderen Beichäftig: 
ungsarten vorzuziehen. „Wenn die Strafanftalten und die Rettungshäufer 
vorzugsweiſe unfere Kleingewerbe mit Lehrlingen verfehen oder den Städten 
Dienftmägde liefern, fo fürchten wir, daß fie weder der Gefellichaft im Ganzen 
noch den betreffenden Individuen zum Frommen handeln. Es wird dies aller: 
dings da ſchwer zu vermeiden fein, wo es fich um Kinder handelt, die in der 
Stadt geboren und unter den Verhältniffen der Stadt herangewachſen find. 
Anders verhält es ſich aber bei Kindern vom Lande; ihnen liegt die Be: 
häftigung mit ländlichen Arbeiten näber, und die Aufgabe der Anstalt muß 
daher darauf gerichtet fein, ihmen folche zu verjchaffen und fie zu tüchtigen 
ländlichen Arbeitern zu machen.“?) Nicht jeder hat das Geichid, eine Manu: 
tüfturarbeit derart zu erlernen, daß fie ihn hinreichend ernähren fünnte; Die 
Kandwirthichaft dagegen bietet Arbeiten jeder Qualität dar, von der fompli- 
jirten und jchmwierigen Aufgabe des Verwalters bis herab zu dem einfachen 
angejtrengten Dienfte de3 niedrigjten Taglöhners und erfordert in ihren niederen 
Graden nicht die lange Lehrzeit einer handwerfsmäßigen oder Fabrifarbeit. 
Die handwerfsmäßige Arbeit wird überdies durch den Großbetrieb immer mehr 
verdrängt und auf einen kleineren Kreis von Gewerbszweigen bejchräntt, 
dadurch ijt es dem Arbeiter ungeheuer erfchwert, zur Selbitändigfeit fich 
emporzujchwingen und der Handwerksmeiſter ſelbſt wird allmählig zum 
Xobnarbeiter degradirt. Noch weniger eignet fich die Fabrikarbeit zur 
Erlernung für einen jungen Sträflin.. Der Fabrikbetrieb, der taufend 
Arme in Bewegung ſetzt, kann im nächiten Augenblick durch ungünjtige 
Handeläfataftrophen, durch die teten Fluftuationen des Weltmarktes ebenjo: 
viele Hände außer Bewegung fegen. Kann eine folche Arbeit, die heute un— 
gemein lebhaft, morgen flau geht und übermorgen ganz ftilljteht, für den 
Zögling einer Strafanftalt paſſen, der noch nicht die feite Energie und die 
tarfe Widerftandskraft gegen die Verfuchungen der Sünde, der Trägheit, des 
Yeichtfinnes fich angeeignet hat, eine Arbeit, die ihn bald dem flotten lieder: 
lichen Fabrikleben, bald der malesuada fames preisgibt? Vergleichen wir 
dagegen den Aderbau mit feinem fonfervativen Geifte, mit feiner in gleicher 
Ordnung fich abwidelnden jtetigen und ruhigen Beſchäftigung, mit feinen ehr: 
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baren Gewohnheiten und dem folid bafirten charafterfeften Bauernftande! Man 
würde eine Verantwortlichfeit vor den Augen der Welt auf ſich laden, wollte 
man Dieje Leute zu einer Arbeit ausbilden, wenn fie fich hinterher in ihren 
Erwartungen getäufcht finden. Man mache ihnen die Grundbedingungen des 
ehrlichen Fortkommens eigen, deren Mangel jo viele von ihnen ins Gefängnif 
führt; dann fünnen ihnen nur einzelne Hindernijje im Wege jtehen, deren Be: 
feitigung dann die ſchöne Aufgabe des Schußvereines für entlajjene Sträflinge 
ift. Man verwende die jugendlichen Sträflinge zu landwirthichaftlichen Arbeiten, 
und ihr Fortkommen wird der großen Nachfrage nad) ländlichen Dienftboten 
wegen ein gefichertes fein. 

Die Aderbaufolonie ift in ihren verjchiedenen Formen, als Armen, Waijenz, 
Findlings-, Straf-Kolonie und Nettungsanjtalt volfswirtbichaftlicd von hoher 
Bedeutung. Die Konzentration und Verſchiebung der Bevölkerung, wie fie 
durch das Wachsthum der Großjtädte, durch das Zufammendrängen von Menjchen: 
maſſen an Knotenpunften des Verkehrs entjteht, hat ohme Zweifel auch ihre be 
denfliche Seite, jie entzieht dem Feldbau die nöthigen Kräfte und Fonzentrirt da: 
gegen eine ungeheure Menge arbeitsfähiger Menjchen in den Großſtädten und 
Fabriken, eine jtets wachjende Reſervearmee des Indujtrieproletariats erzeugend. 
In diefer Beziehung bemerft Garelli: „Soll das Land mit jeinen Leuten den 
Städten zinspflichtig jein ? it der Zufluß von Arbeitern aus den freien Gegenden 
des Yandes zu den Handwerkern die Folge einer naturgemäßen geregelten Tendenz, 
alfo ein Element des FFortichritts, oder find die VBerlodungen des jtädtischen 
Lebens, welche jo viel Macht über den Unwiljenden ausüben, daß dieſer die 
Sklaverei des Webejtuhls der freien Arbeit auf den Feldern vorzieht, bloße 
jchmeichlerische Täujchungen, die ich bald in Elend und Unglüd verwandeln 
werden? Sch bin überzeugt, daß es vom ökonomiſchen und moralischen Stand: 
punkte aus für Italien zweckmäßig wäre, wenn diefer Fluß in umgefehrter 
Richtung jtattfinden oder wenigjtens die Städte eine gleiche Anzahl auf das 
platte Land jenden würden, al3 von dort auswandert." Die Aderbaufolonie 
fann in Diefer Beziehung jegensreich wirken, indem fie den Zufluß zu den 
Städten einigermaßen vermindert. 

Bon Anfang an war fie fich diejer Aufgabe bewußt. Mean erinnere 
fih nur an die holländischen Nderbaufolonien. Auch die Gründer von 
Mettray haben es offen ausgefprochen, daß fie es fich zur Aufgabe gemacht, 
„den fortwährend neuen Zuwachs von Xandleuten, welche durch die Be: 
wegung der Induſtrie dem Aderbau entzogen werden und von denen die meijten, 
da fie nicht alle in Meanufakturen gebraucht werden fünnen und dieſe eine 
Schule der Ausjchweifung find, ihrem Untergange entgegeneilen,“ von den 
Städten fern zu halten. ") Freilich ift den Kolonien die Erfüllung dieſer Auf: 
gabe noch nicht gelungen, und „es kommt diejes Mißlingen,“ wie Lurieu richtig 
bemerft, „von tieferliegenden Urfachen ber, von dem MWiderjtande und der 
Widerjpenjtigfeit der Individuen, die man erziehen will. Aus den Gefäng: 
nifjen, auf dem Pflaſter der Städte jammelt man junge Verbrecher oder 
Bagabunden, Eleine Zigeuner der Trägheit und der Ausichweifung, von Vater 
und Mutter an die Lajter und an die Annehmlichkeiten des Bettels gewöhnt 
und in ihrem Blute und Herzen die unveräußerliche Erbichaft ihrer Herkunft 
tragend: es ſind lafterhafte, nomadische, unabhängige Menjchen, für melde 
die Stadt die Freiheit und das Feld die Sklaverei ift, welche man zu bilden, 
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unter das ruhige Landleben zu beugen hofft, ein Leben, welches, wenn auch 
nicht ipezielle Neigung, doch von Kindheit an angenommene, vom Vater auf 
den Sohn überfommene Eigenschaften und Tugenden und vor Allem die Un 
fenntniß der Exiſtenz von Städten fordert.“ 

Ducpétiaux hat in feinem Berichte über die belgischen Armenkolonien 
die Kolonien auch als Mittel bezeichnet, die Wirkung der Konkurrenz auf 
den freien Arbeiter zu befeitigen. Es find, namentlich in neuerer Zeit, vielfad) 
Klagen darüber laut geworden, daß die Gefängnifje bloße Fabriken jeien, 
die den Gewerben ungeheure Konkurrenz machten, und die Gejeggebung hat 
diefen Klagen bin und wieder ein geneigtes Ohr geſchenkt. So iſt in 
Amerifa gejeglich verboten, Gefangenen in der Strafanjtalt ein Handwerk 
zu erlernen, ’) und durch Dekret vom 24. März 1848 verordnete die franzö- 
fiihe Regierung die Einftellung der Strafarbeit in den Gefängnijjen, weil da= 
durh eine der ehrbaren und freien Arbeit unheilvolle Konkurrenz gemacht 
werde.) Wenn auch dieje Klagen über Gewerbsbeeinträchtigung zum guten 
Glück übertrieben fein mögen,?) und „der Drud, den die Gefängnißarbeit auf 
die Arbeit der freien Bevölkerung übt, ein jo geringer ilt, daß er an und für 
fich, insbefondere aber im Hinblif auf den Zwed der Gefängnifarbeit gar 
nicht in Betracht fommen kann“ (Bauer), jo ilt jenen Klagen doch nicht 
jede Berechtigung abzujtreiten. Auf dem ganzen Gebiete der Yandwirth- 
ihaft wäre aber eine Konkurrenz der Gefängnifarbeit mit den Arbeiten der 
freien Bevölferung völlig undenkbar. 

Endlich hat man auch noch auf den großen öfonomijchen Vortheil hinge— 
wielen, welchen die Gründung von Aderbaufolonien für die ganze Wirthichaft 
eines Staates dadurch haben müßte, daß fie zahlreiche Kräfte für den Aderbau 
gewinnen, die in Fabriken verwendet nur ein Proletariat bilden würden, daß 
fie Leute heranbilden; die in der ganzen Praxis der Yandwirtbichaft erfahren, 
im Stande wären, den Aderbau zu heben und zu verbejlern, daß fie ganze 
Srundflächen, die jonft für die Kultur verloren wären, urbar machen, den 
Bodenertrag verdoppeln und den Nationalreichthum mehren, daß ſie große Kul— 
turen ausführen fünnten, die jonjt unterbleiben müßten, 3. B. Kultur der 
Haiden, Eindämmung von Flüſſen, Kultivirung vernachläfligter oder unbebauter 
Yändereien, Anlegung von Bewäljerungsfanälen ꝛc. Die Erwartungen, die man 
in diefer Beziehung hegte, find zwar jehr übertrieben; doch find fie nicht ohne jede 
tbatjächliche Berechtigung. Ich möchte in diefer Beziehung an die holländischen 
Armentolonien erinnern. Es ijt richtig, die holländische Gejellichaft, welche 
unter glänzenden Aufpizien ihr großes philanthropifches Werf in Scene jeßte, 
bat ein ſchmähliches Fiasko erlitten; demoralifirte Maſſen in QTugendhelden 
umzugeftalten, ein großartiges Werf der Armenverjorgung zu organijiren umd 
gleichzeitig weite Streden unfruchtbaren Landes in blühendes Erdreich umzu— 
wandeln, jind eben Zwede, die nur mit großen Schwierigkeiten verbunden werden 
tünnen. Der Fehler lag aber nicht an der abfoluten Unausführbarfeit der großart- 
igen Idee, fondern in der Art der Ausführung. Es ift richtig, das Yudget der Ge- 
\ellihaft wies trog der fortwährenden Unterftügung Seitens des Staates einen 
bedeutenden Ueberjchuß der Ausgaben über die Einnahmen nad). Aber es gibt 

Dinge, die fich nicht ziffermäßig in der Bilanz einer Anftalt daritellen Laffen, 


Schädeler, Zur Reform des Gefängnißweſens. Gerichtsſaal Band 9. S. 366. 
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nämlich die Beljerung verwahrlofter Menjchen und die Bermehrung des National: 
reichthums. Wenn der holländiiche Staat enorme Summen erjparte, die er 
jonjt aufwenden mußte, um die Bagabunden, welche jegt ſittlich gebeſſert aus 
den Kolonien entlafjen wurden, in Gefängnifjen zu verpflegen, wenn Ländereien, 
die ehemals verarmt und verwahrlojt den traurigjten Anblick darboten, nun in 
lachende Fluren und üppige Getreidefelder umgewandelt waren, jo war das 
ein Werth für die ganze Nation, der fich zwar nicht in Ziffern anführen lieh, 
aber ſich doch bedeutend fühlbar machte. 

Die Idee des Generald van den Boſch war ein großartiger, keineswegs 
unausführbarer Gedanke, der vielleicht einmal in der Zufunft feine volle Ver: 
wirflihung finden dürfte. Mit Recht haben bedeutende Autoritäten auf die 
Aderbaufrage ala den Schlüffel zur Löſung des fozialen Problems hingewieſen; 
man jchmeichelt fich mit Recht mit der Hoffnung, die durch anomale Krank— 
heit3erjcheinungen zerrüttete Gefellichaft durch den Fonjervativen Boden der Land: 
mwirthichaft zu regeneriren; man trägt fi) mit der Erwartung, durch das 
patriarchaliiche Verhältniß des Ackerbauers das fittenlofe Jnduftrieproletariat 
zu bejjern und die induftriellen Herde allmählig zu entwölfern. 

Die Aderbaufolonien für junge Sträflinge find ein Miniaturbild dieſer 
Idee, der Anfang zu einer weiter greifenden Ausführung des großartigen 
Werkes, das feine Krönung finden wird, wenn erjt die anderen Formen der 
Aderbaufolonien — die Armen:, Findlings:, Waifen-Klolonien und Rettung: 
häufer — in größerem Maßjtabe realifirt werden. 

Der Gedanfe der Gründung von Aderbau:Straftolonien ift nicht ohne 
Widerfpruch geblieben. Allein die Einwendungen, welche gegen das Syſtem 
der Aderbaufolonien gemacht wurden, betreffen weniger ihre Anwendung 
auf die Beſſerung jugendlicher Verbrecher als vielmehr ihre Anwendung 
auf erwachjene Sträflinge Man ift im Allgemeinen damit einverjtanden, daß 
diefe Art Anjtalten für die Kategorie der jungen Verbrecher günftige Reſuldate 
zu erzielen vermag, und die Angriffe richten fich mehr gegen das Detail der 
Ausführung als gegen das Prinzip. 

Die Kommiſſion, welche 1849 von der franzöfiichen Regierung nach Hol: 
land, Belgien und der Schweiz zum Studium der dortigen Kolonien gejchidt 
wurde, war in Folge des traurigen Zuftandes der holländischen und belgijchen 
Armenkolonien zu dem Schlufje gefommen, daß Aderbaufolonien die Kinder nicht 
zu bejjern und zu guten Aderbauern heranzubilden vermögen, daß fie ferner 
nicht den enormen Koftenauftwand vergüten. Nichts defto weniger mußte jie ge: 
jtehen, daß die jchweizerifchen Aſyle und die franzöfiichen Kolonien die Aus: 
führbarfeit der Idee bezeugten. „Die meiften der in Frankreich und anderswo 
beobachteten Thatjachen zeigen die Unzulänglichfeit der Repreſſiv- oder Prä- 
ventiv-Aderbaufolonien. Unter welchen Umftänden ift der Erfolg möglich? 
Unfere Studien über die jchtweizerifchen Miyle haben es erjehen laſſen und 
wurden bejtätigt durch unfere Studien über die analogen Kolonien, welche 
Frankreich beſitzt.“ 

Weiter ſagt Lurieu: „Wenn die Ackerbaukolonien, die der Strafe und der 
Wohlthätigkeit, wenig Individuen beſſern, bilden ſie wenigſtens viele Acker— 
bauer? Zahlloſe Ziffern haben auf dieſe Frage geantwortet. Abgeſehen von 
den Kolonien der Erwachſenen in Holland, einem der frappanteſten ungünſtigen 
Reſultate, iſt der Erfolg, wenn man ihn nach unſeren großen Pönitentiaran— 
ſtalten beurtheilt, vom Geſichtspunkte der landwirthſchaftlichen Bildung aus 
ein geringer. Man verwendet ſicherlich viel Eifer darauf, und was die An— 
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ſtrengungen betrifft, welche werfucht werden, um dem Zwed zu erreichen, jo 
ind Die meiſten unjerer Anjtalten lobenswürdig. Aber wie groß auch der 
Eifer und die Bemühungen der Gründer fein mögen, man bildet verbältniß- 
mäßig nur wenig Arbeiter heran.“ Yurteu erklärt dieſes ungünftige Nefultat 
aus der Beichaffenbeit der Leute, mit denen man es zu thun babe, es jeien 
meijt junge Yeute aus den Städten, denen das ungebundene Leben in der Stadt 
viel beijer bebagte, als die ruhige Arbeit des Feldbaues. Zur Beitätigung 
diefer Behauptung dient das Beiipiel der Kolonie Veenhuizen in Holland, wo 
von 215 Sindern, welche 1848 entlafjen wurden, 101 Dienftboten in den 
Städten wurden, 34 in die Armee traten, nur ein Einziger im Dienfte der 
Kolonie blieb, und nur wenige Handwerker und Banernknechte wurden. Bon 
145 jungen Leuten, welche die Kolonie Wateren ebendajelbit befuchten, hatten 
ſich nur 36 als Dienjtboten für Feldarbeit verdungen. Dagegen waren 
von 64 aus dem Ackerbauaſyl zu Garra bei Genf ausgetretenen Zöglingen 40 
Aderbaufnechte und 12 Handiverfer in Nebenzweigen der Yandwirthichaft 
geworden. 

Allerdings find diefe Nefultate nicht ermmmternd. Aber würden etwa dieſe 
jungen Zaugenichtie beijere, tüchtigere und fleißigere Arbeiter werden, wenn 
man fie in Werkftätten verwendete? Ein Urtheil über die günjtigeren oder 
ungünjtigeren Reſultate der Nolonie läßt fich eben mır aus der Vergleichung 
beider Beichäftigungsarten jchöpfen. Die negativen Ergebnifje lajjen ſich wohl 
auh aus dem Umſtande erklären, daß man Kinder aus Großftädten und 
Kinder von Handwerkern ohne Nückjicht auf ihre Frühere Lebensweiſe, ohne Beachtung 
ihrer Abſtammung und Herkunft unterfchiedslos mit den Kindern vom platten 
Yande und den Kindern von Acerbauern in die nämliche Kolonie verjegte und 
auf Feldarbeiten verwendete, ohne zu beachten, daß erjtere fein Intereſſe, kein Fa— 
nitenband an diefe Beichäftigung feſſelte. Die Städte jtellen dag größte Kontingent 
zu der Klaſſe jugendlicher Verbrecher. Verſetze man aber die jtädtiichen Kinder 
in die landwirtbichaftliche Kolonie, jo heißt dies, wie Yurieu bemerkt, jie aus 
dem vorjorglichen Kreiſe der Familie, wo jie eine Stütze finden könnten, ent 
fernen und in eine Gejellichaft bringen, an welche fie fein Intereſſe und feine 
Gefühle bänden; und es iſt natürlich, daß ſich folche junge Yeute nach ihrer Ent: 
(jung aus der Kolonie alsbald wieder in die Städte begeben, in denen ſie 
geboren wurden, ihre Kinderzeit verlebten und ihre Eltern haben. In dieſer 


.... 


der Handiwerfer von denen der Yandleute jcheidet.!) Nm Uebrigen iſt zu er 
wägen, daß es nicht rathſam iſt, alle Kinder, welche in der Anftalt Aufnahme ges 
tunden haben, ihren Familien zurückzugeben. Unbillig ift es allerdings, Kindern 
tugendhafter Eltern, die zum Stande der jtädtifchen Bürger gehören, die Nüdfehr 
an den Geburtsort zu verfagen ; aber heilfam ift es, Kinder aus jchlechten Familien 
von dem Mittelpunkte der schlechten Beziehungen fern zu halten und dem ver: 
derblichen Einfluß ſchlimmer Beiſpiele zu entziehen; und gerade das Letztere 
wird am Meiſten der Fall fein. 

Es wird jich empfehlen, diejenigen Kinder zu landwirtbichaftlichen Arbeiten zu 
verwenden, deren Eltern ſelbſt Landleute find oder, wenn fie auch Handwerker 
ind, doch nicht die nöthigen Garantien fir die gute Erziehung der Kinder 
bieten, die übrigen Kinder aber in Werkjtätten zu bejchäftigen, welche, wie wir 
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jpäter jehen werden, mit den Ackerbaukolonien zu verbinden find. Außerdem iſt 
der Stärke, der Geſundheit und der natürlichen Neigung der Kinder Rechnung 
zu tragen. 

Den Fehler, Alle unterichiedstos mit Feldarbeiten zu beichäftigen, beging 
man in den bolländiichen und belgischen Armenkolonien, und es war Dieler 
Umstand eine der Urfachen ihres Mißlingens. Einzelne gute Beiſpiele des Er: 
folges waren nur Ausnahmen, ') 

Abbe Fiſſiaux jagt über feine Anftalt in Marfeille jehr richtig: „Nach 
unjerer Meinung bieße es Die Zeit verlieren, wollte man den Sohn eines 
Webers oder Tijchlers, der in einer Stadt wohnt, auf ?Feldarbeiten ver: 
wenden. Es it offenbar, daß der verlorene Sohn nach verbüßter Strafe, 
zu bejieren Gedanken zurüdgebracht, Durch jeine Familie angezogen wird, 
namentlich) wenn dieſe gut ift, und Daß es wichtig iſt, dem Kinde die Mittel zu 
verichaffen, jich feinen Lebensunterhalt zu verdienen nnd nicht jeinen Eltern zur 
Laſt fallen. So werden wir die Waiſen, Findlinge und verwahrloften Kinder, 
die Kinder, die auf dem Yande geboren ſind oder ſchlechten Eltern angehören, zu 
Landarbeilen verwenden. Aber der Sohn eines Schuhmachers lernt den Stand 
feines Vaters wie der Sohn eines Tiſchlers oder eines chrbaren Webers eine 
gewerbliche Erziehung erhält, die ihn an das väterliche Haus fellelt.“ 

Nur von den jungen Barifern bezeugt uns Lamarque?), daß „ſie jene 
Yebhaftigkeit des Geiſtes mitbringen, welche die Gaſſenjungen der großen Städte 
auszeichnet. Wenn man fie jieht, würde man nicht daran zweifeln, daß fie 
bereits in einer Werkſtätte waren, einen folchen Eifer und eine jolche Gejchid- 
lichkeit entfalten fie. Neben ihnen machen jich die Kinder aus den Aderbaus 
Departements durch ihre Schwerfälligfeit, ihr linkiſches Benehmen und ihre 
Trägheit bemerklich. Aber einmal aus den Kolonien ausgetreten beeilen ſich 
dieſelben Pariſer, welche geſchickte Gärtner, ausgezeichnete Wirthſchafter, gute 
Arbeiter zu ſein ſchienen, die Blouſe des Bauern abzulegen, um die des Ar— 
beiters anzuziehen. Sie kehren in die Städte zurück, wenden ſich wieder zu 
ihren Eltern, die nicht aufgehört haben, ihnen bei jeder Gelegenheit zu ſagen 
oder zu ſchreiben, ſo daß man ſich entehre, wenn man auf dem Felde arbeite.“ 
Vom Jahre 1840—1849 waren von 200 Pariſer Kindern, Die in Mettray 
waren, nur 9 bei der Landwirthſchaft geblieben. ?) 

Doc konnten nach einer Inſtruktion des franzöfischen Minifters des Innern 
vom 17, April 1861 von den gejammten 7162 jungen Sträflingen in Frank— 
reih 3245 oder 45 Prozent durch ihre Verwendung auf die Landwirthichaft 
nur gewinnen; denn 1672 hatten Eltern, die feine Profeſſion hatten oder von 
Prostitution und Bettel lebten, 774 hatten ihre Eltern verloren oder find von 
denjelben verlajien worden, 779 hatten Eltern, die wegen Verbrechen bejtraft 
worden waren. Die Familien der übrigen, fait 4,000, Lebten von ihrer Ar: 
beit, 153 waren jogar wohlhabend Davon gehörte die Hälfte der Yandbe- 
völferung an. Was die Familien betrifft, die in den Städten wohnen, jo find 
die meisten umter ihnen weit davon entfernt, die Garantie wünſchenswerther 
Moralität zu bieten, oder fie find außer Stande, fir die Bedürfniije ihrer 
Kinder zu jorgen. „Sch gebe jedoch zu, daß die Erlermung eines Handwerks 
einem gewiſſen Theil der jungen Sträflinge, deren Eltern in großen Städten 
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wohnen, und eine gute Aufführung haben, und denjenigen, welche ihre fürper- 
liche Konftitution oder andere Umftände zur Feldarbeit untauglich machen, 
nüglich fein kann.“ 

Uebrigens bieten die Aderbaufolonien einen weiten Spielraum auch für An: 
wendung indujtrieller Arbeiten, um auch diejenigen hinreichend zu beſchäftigen, 
welhe aus den erwähnten Gründen zu landwirtbichaftlichen Arbeiten nicht ge: 
eignet ind. In erſter Linie jteht allerdings die Yandwirtbichaft mit ihren ver: 
ichiedenen Betriebszweigen, dem Getreide, Flachs-, Hanf, Kartoffel, Wein- 
und Objtbau, dem Forjtbetrieb, der Gärtnerei, der Viehzucht 2c., Bejchäftig: 
ungen, Die freilich nach Klima und Bodenbeichaffenbeit ſich richten müſſen, 
daran können ſich je nach Umständen die Landwirtbichaftlichen Nebenbejchäftig: 
ungen reiben, wie Torfitich, Bienen und Seidenzucht, Käſerei, Spiritusbrenner: 
rien, Zucerrübenfabrifen, in dritter Linie fommen dann die mit der Agrikultur 
verwandten Gewerbszweige, z. B. die Anfertigung landwirtbichaftlicher Geräthe 
und Maſchinen, Kalk: und Ziegelbrennerei, Hufichmied- und Maurer-, ſowie 
Steinmeß- und Zimmerarbeit, endlich die Arbeiten zur Bejchaffung des notb- 
wendigen Dausbedarfs, wie Bäderei, Schuhmacherei, Schneiderei ꝛc. Alle 
dieſe Beichäftigungen bieten genug Arbeit auch für Diejenigen, welche zu 
Feldarbeiten untauglich find; und alle Kolonien find im dieſer Art eingerichtet. 
In Ruyſſelede z. B. hat man außer den Bejchäftigungen in Küche und Hof 
mehrere Werkſtätten, die unausgeſetzt für die Bedürfniſſe der Anjtalt in Thätig- 
fait find; der jelbitgezogene Flachs wird gebrochen, gehechelt, geiponnen, in der 
Weberei wird gejpult und gewebt, in der Schneiderei jigen ein Baar Dutzend 
sungen und nähen Hoſen und Stittel, die Schuſterwerkſtätte liefert das nöthige 
Schuhwerk, die Schreinerei Tiſche und Bänke, die Schlofierei Bejchläge, und 
daneben find Schmiede, Faßbinder, Nadmacher thätig. Jeder Werkjtätte jteht 
ein bezahlter Meiſter vor. Die Beichäftiaung mit Feldarbeit wird bier als 
Strafe betrachtet, was freilich ein Fehler ift, weil feine Arbeit als demüthigend 
md herabwürdigend angejeben werden follte. Im Winter wird eine große 
Anzahl mit Strobhutflechten bejchäftigt. Im Allgemeinen ſteht bier jedoch 
dem Zöglinge frei, nach Neigung und künftigem Lebensziel ſich eine Beſchäf— 
tigung zu wählen. — In Frankreich dirfen die Knaben nur zu landwirth: 
ihaftlichen Arbeiten verwendet werden, und zu jolchen Gewerbszmweigen, die 
mit denjelben verwandt find. Auch die Mädchen, welche zur Yandbevölferung 
gebören, müſſen zu jolchen Arbeiten verwendet werden. Die Vorſtände können 
mr mit Ermächtigung des Miniſters diejenigen Kinder mit figenden Arbeiten be- 
ihäftigen, die wegen ihres Alters, ihrer körperlichen Konftitution, ihrer früheren 
Yebensweife, ihrer jpeziellen Fäbigfeit und wegen des Berufes ihrer Eltern 
vorzüglich zu gewerblichen Arbeiten geeignet .ericheinen. Stein Gewerbszweig 
fann ohne vorherige Ermächtigung des Miniſters auf Anzeige des Präfekten 
in der Anitalt eingeführt werden. Solche Gewerbszweige, welche nicht die 
vollitändige Lehrzeit einer Profejltion ausmachen würden, wie Striden und 
Zupien von Wolle find nicht geitattet.") Demgemäß werden in Mettray aufer 
Gartens und Feldarbeit und Viehzucht verjchiedene Handwerfe betrieben, die 
bauptjächlich bejtimmt find, für die Bedürfniije der Anſtalt zu jorgen, nnd die 
am Yeichteften auf dem Yande betrieben werden können, wie Schreinerei, 
Maurerei, Steinhauerei x. Daneben bejteht noch, wie zu Ruyſſelede, wo der 
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Uebergang zur Seemannsjchule zu Wynghene als Auszeichnung betrachtet wird, 
eine Seemannsjchule für Kinder, welche, in Hafenitädten geboren, eine ausgejprodhene 
Neigung für die Marine haben. Auch die Zöglinge, die ſich imdujtriellen 
Arbeiten widmen, erbalten einmal in der Woche Unterricht im Feld: und 
Gartenbau und in der Thierheilfunde. Bon 546 Kolonen dajelbjt find 

334 mit Acker- und Gartenbau, 

175 mit gewerblichen Arbeiten, 

32 mit häuslichen Verrichtungen 
beichäftigt und 9 in Bellen eingefperrt. ’) 

Im Rauhen Haufe bei Hamburg wurden die Häufer zum Theil von den 
Kindern jelbit gebaut, und ihre Arbeiten zielen hauptjächlich darauf, ihre Be— 
dürfniſſe jelbjt zu decken; jie beitehen in Buchdruderei und Buchbinderei, Stein— 
jtecherei, Wollipinnerei, Schuhmacherei, Schneiderei, Tijchlerei, Bäckerei, Malerei, 
Maurerei, Feld- und Hausarbeiten. 

In den holländischen Armenkolonien jollte zwar die Yandwirtbichaft die 
Bajis des Unternehmens bilden, allein die rein industriellen Arbeiten gewannen 
bald das Uebergewicht; man ging jogar joweit, in Veenhuizen eine Baummoll: 
jpinn-Majchine einzuführen, ein Verfahren, das ſich für derartige Kolonien 
nicht empfiehlt, weil es fich bier nicht wie in der freien Industrie darum handelt, 
an Arbeitskräften zu jparen, jondern die vorhandenen möglichjt nachhaltig umd 
jtändig zu bejchäftigen. Nur bejondere Verhältniſſe, 3. B. die Abjicht, die 
Einführung landwirtbichaftlicher Majchinen im Yande anzubahnen, können ein 
derartiges Verfahren als zweckmäßig ericheinen laſſen. 

Beichränfter ift natürlicher Weile der Wirkungskreis der Mädchenan: 
jtalten, doch bieten auch fie eine hinreichende Wirfungsiphäre dar, um die ver: 
hältnigmäßig geringere Mädchenzabl gemügend zu bejchäftigen. Die der Yandbe: 
völferung angehörenden Mädchen können ebenfalls zu landwirtbichaftlichen Arbeiten 
verwendet werden, wie in Frankreich.“) Beſondere Nebenzweige der Yand: 
wirthichaft eignen ſich ganz beſonders für ſie, z. B. der Flachsbau, das 
Brechen, Hecheln, Spinnen des Flachſes, die ———— Operationen der 
Seideninduſtrie von der Zucht der Seidenraupe an bis zum Haſpeln der Seide, 
der Gartenbau. Der künftige Beruf des Mädchens aber, als Hausfrau im 
häuslichen Kreiſe zu ſchalten und zu walten, weiſt ihm haupifachlich die Ar— 
beiten in Haus und Hof als Beſchäftigung zu. An die Stelle der Werkſtätten 
tritt alſo in den Mädchenkolonien das Waſchhaus und Bügelzimmer, die Näh— 
und Strickſtube, die Küche, an die Stelle der Handwerke die feineren weiblichen 
Handarbeiten, an die Stelle der Arbeiten auf freiem Felde die Wartung des 
kleinen Geflügels ꝛe. Sind Mädchen: und Knabenkolonien miteinander ber: 
bunden, oder doch von einander nicht zu weit entfernt, wie Ruyſſelede und 
Bernem, jo daß das Mädcenhaus für die Bedürfniſſe der Knabenanſtalten 
Sorge tragen kann, jo kann es für erfteres nicht an hinreichender Bejchäftig- 
ung und an einem zweckmäßigen Sneinandergreifen beider Anſtalten fehlen. 

Diejer furze Ueberblid über die Bejchäftigungsarten zeigt, meld) ſegens⸗ 
reiches Feld der Thätigkeit in den Ackerbaukoloönien auch für diejenigen offen 
jteht, welche aus irgend einem Grunde als zu landwirtbichaftlichen Arbeiten un 
— erſcheinen, und beſeitigt auch einen weiteren Einwand, den man gegen 
das Tr von Aderbaufolonien gemacht, daß nämlich die Yandwirthichaft nicht 
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genügend jet, um den Sträfling das ganze Jahr hindurch und befonders im Winter 
zu beichäftigen. „Die Feldarbeiten fünnen nicht wie die Manufakturarbeiten eine 
jo unendliche Berichiedenheit von Beichäftigungen zulaſſen. Die Funktionen 
ds Hirten, Feldarbeiters, Winzers, Fuhrmanns find für einen Ungebildeten 
Alles, was jie zur Beichäftigung der Hände bieten, und alle diefe Funktionen 
wrichmelzen oft in eine einzige.“) Allerdings Drängen ich die Feldarbeiten, 
namentlich an Orten, wo das Klima ungünjtig iſt, in wenige Monate zu: 
ſammen, aber die induftriellen Arbeiten, die beitimmt find, den Bedürfniſſen 
der Anitalt Rechnung zu tragen, oder die mit der Yandwirtbichaft verwandte 
Gewerbszweige bilden, fünnen dann als Ergänzung der landwirtbichaftlichen 
Arbeiten herangezogen werden. 

Wenn dann ferner behauptet wird, daß die Acerbaufolonien den Straf: 
harafter verlieren, jo baben wir jchon früher darauf hingewiejen, daß fie nur 
Beſſerungsanſtalten ſein jollen, und wenn ihnen vorgeworfen wird, daß fie die 
sluchtverfuche begünftigen,, jo bemerfen wir, daß dieſer Uebelſtand durch 
ne ftrenge Ueberwachung vermieden werden und die Behandlungsweije jelbit 
viel dazu beitragen kann, den Sträflingen die Luft zu Entweichungen zu be: 
nehmen. Namentlich wird eine jtrenge Ueberwachung Des Berfehrs der Zög— 
linge mit ihren Familien, Die meiſt Das größte Intereſſe daran haben, ihre 
Kinder bei jich zu haben, die Gefahr der Entweichung bejeitigen. „Wer jollte 
es denken?" jagt Falk in dem Bericht über die Nejultate der Gejellichaft der 
Freunde in der Noth zu Erfurt für das Jahr 1825, „Knaben, die halb Deutjch- 
land durchitrichen, ſtehen plößlich auf unferen Höfen, als wäre es ihnen an— 
gethan. Was hält fie denn? Gut Eſſen und Trinken? Schwerlich! Sie be: 
temmen nur einigemal die Woche Fleiſch. Oder weiche Betten? Noch weniger. 
Zi Schlafen auf Stroh unter leichter Wollendecke! — Oder find es hohe 
Mmern und Zugbrüden, die fie zwingen? Wir haben feine. Die Thorwege 
ftchen von früh bis jpät in die Nacht offen. Sie fünnten alle davonlaufen, 
aber es Fällt ihnen nicht ein und es läuft Kleiner Davon. Das macht, mir 
Ihmieden alle unfere Ketten von inwendig und verfchmähen die, jo man von 
Augen anlegt." Auch in Mettray fanden wenig Fluchtverſuche jtatt, obwohl 
de Kolonie von feiner Mauer umſchloſſen, fondern nur von einfachen Hecen 
umgeben tft, und alle Wege offen fteben; und dasſelbe bemerken die Jahresbe— 
ribte von Ruyſſelede, indem fie Diejes Nefultat der Vertrauen erwedenden Be: 
handlungsweiſe zujchreiben. 

Wir müſſen endlich noch die finanziellen Nüdjichten berühren, welche 
ım Gefängnißweſen eine große Rolle fpielen. Auch in diefem Punkte kann Die 
Aderbaufolonie getroft den Vergleich mit anderen Gefängnißſyſtemen, nament- 
ich dem Zellenſyſtem aushalten. 

Man veranjchlagte in Frankreich die Baufojten für eine Zelle auf 2500 
bis 3000 Fr.,) in Belgien auf 2812 Fr.,) während in dem muſterhaften 
Zellengefängniß zu Bruchial die Zelle auf 1430 fl. zu ftehen Fam. Eine 
Pönitentiaranftalt mit 500 Zellen in Frankreich Eojtete demnach ca. 1'/, 
Millionen Fr. Eine weit geringere Summe wirde genügen, um eine Acker— 
baukolonie berzuftellen. Denn die Baulichkeiten der leßteren, weit weniger 


';De Gerando, de la bienfaisance publique. Paris 1339. 
?) Berenger in jeinem Berichte in der Kammer der Pairs im Jahre 1847. 
°) DLucpetiaux, des conditions d’application du systeme de l’emprisonnement 


«ellulaire, Brux. 1857 und la colonisation penale et l’emprisonnement cellulaire, Brux. 
1850, ©. 12. 
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fomplizirt als die eines Zellengefängniſſes, erfordern viel weniger Arbeits: 
leiftung und Material, während der erforderliche Grund und Boden zwar ein 
größeres Areal einnehmen, aber theilweije aus verwahrlosten oder jumpfigen 
und daher weniger fojtipieligen Flächen bejtehen müßte, um die Bornahme 
größerer Kulturen möglich zu machen. Die Anlagekojten der Aderbaufolonie 
würden fich daher gegenüber denen eines Zellengefängniſſes auf weit weniger 
belaufen. Aber auch gegenüber einem nach Auburn' ſchen Syſteme erbauten Ge— 
fängniſſe betragen dieſe Koſten weniger, wie Vegezzi Ruscalla bewieſen hat. 

Nach Ducpetiaur fam in Mettray jedes Wohngebäude, welches 40 Kinder 
beherbergt, auf 8300 Fr. zu jtehen; daneben wurde ein aus 20 Zellen be 
jtehendes Gefängniß erbaut, welches 32,000 Fr. fojtete. Auf jeden Zögling 
traf 600 Fr. Anlagefapital, beim Zellenſyſtem würde auf jeden mindejtens 
2000 Fr. getroffen haben. 

Was die Unterhaltsfoften der Zöglinge anlangt, jo verdient 
wohl auch in Diefem Punkte die Aderbaufolonie vor einem anderen Ge 
fängnißfvfteme den Vorzug. Die Verwaltung würde eine bedeutende Er: 
ſparniß am jährlichen Aufwande dadurch machen, daß die Lebensmittel dur 
die Anstalt jelbit bezogen werden. Die Kolonie fünnte das Getreide, die 
Gartenfrüchte, das Vieh ſelbſt liefern, das zur Ernährung der Kolonien noth- 
wendig wäre. Die landwirtbichaftliche Arbeit iſt für die Anſtalt bei weitem 
einträglicher, als die unproduftive Arbeit des Spinnens und Webens, die io 
häufig in Strafanftalten betrieben wird, fie it der Anſtaltskaſſe weit nütz— 
licher, als jene Handwerksarbeiten, deren Produkte ſich erſt Abjag verichaffen 
müſſen und den wechjelnden Verhältniſſen desselben unterworfen find; ſie tt 
billiger, weil fie nicht die lange Lehrzeit erfordert, wie andere Arbeiten. 

Freilich darf man nicht zu viel Hoffnung jegen auf die Selbiterhaltung 
der Anitalt. Die Idee Fellenbergs, eine Anſtalt zu gründen, die ſich 
ſelbſt zu erhalten im Stande wäre, kann nicht in ihrem vollen Umfange 
realiſirt werden, am allerwenigſten in derartigen Anſtalten, wo die ver— 
wildertſten und unbändigſten Elemente erſt einigermaßen gezähmt werden 
ſollen. „Man ſchmeichelt ſich,“ ſagt Lurieu, „mit der Hoffnung, in der Ar— 
beit der Kinder den Erſatz der Opfer zu finden, die man für ſie macht. Das 
heißt eine Chimäre verfolgen, die man nur ausnahmsweiſe und zufällig er— 
reicht.“ Der Grund hievon liegt darin, daß der Sträfling zu der Zeit, wo 
man in feiner Arbeitsleiſtung Grjag für die aufgewendeten Koſten finden 
fünnte, Die Anftalt wieder verlajien muß, er aljo gerade zu der Zeit, two jeine 
Arbeitsleiftung nichts oder nur wenig gilt, der Anftalt verbleibt. Diejer 
finanzielle Nachtheil fann auf zweifache Weile ausgeglichen werden: entweder 
verlängert man die Dauer der Detention, oder man vertheilt die Ausgaben 
auf eine große Zahl von Sträflingen. Aber im letzteren Falle würde man 
fih dem Nachtheile der Anhäufung ausjegen und den moraliſchen Gefichts: 
punft einer öfonomijchen Frage unterordnen, während eriteres fich vom Stand: 
punfte der Moralifirung vertheidigen läßt. Die Aderbaufolonie ſoll nicht 
eine öfonomifche, jondern eine Bildungsanjtalt fein und ihr glücklicher 
Fortgang und ihre jegensreiche Wirffamfeit ift nicht nach dem größeren oder 
geringeren Arbeitsprodufte des Kolonen, fondern nad) den moralischen 
Nefultaten zu beurtbeilen. Den Anforderungen der Kaſſe iſt fein überwiegender 
Einfluß zuzugeſtehen und wenigitens „bei jungen verwahrlosten Yeuten, 
wo die Ausbildung in einem Gewerbe als Mittel der Beſſerung betrachtet 
werden fann, muß die Nüchicht auf den Ertrag der Arbeit als eine dem 
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höberen Zwede untergeordnete gänzlich verschwinden.“ (Bauer). Lamarque 
ichildert uns die Folgen eines Gebahrens, welches den finanziellen Geftchtspunft 
allen anderen NRüdfichten überordnet. Der junge Sträfling würde dann in jeinem 
Voritande nicht einen Familienvater, jondern einen Unternehmer jeben, der 
einzig Darauf bedacht it, e8 auszubeuten, er würde nur mit Wideriillen ge: 
borchen und feinen Eifer fir die Arbeit zeigen und jobald ſich eine Gelegen- 
beit Darböte, fich der Arbeit durch die Flucht entziehen. 

Die Gejchichte der Aderbanfolonien hat gezeigt, wie weit der Grundſatz 
der Selbiterhaltung davon entfernt ift, in ihnen verwirklicht zu werden und 
und ein furzer Weberblik möge dieſe Behauptung rechtfertigen. 

a) Die holländiichen Armenfolonien?) waren auf die Idee bafirt, 
daß der Kolonijt Durch jeine eigene Arbeit alle Ausgaben für feinen Unterhalt 
decken könnte, wenn ihm die Gejellichaft Obdach, Werkzeuge und Arbeit gäbe. 
Die Familien, dachte General van den Boſch, fünnten von den Früchten der 
Arbeit leben ohne irgend eine andere Unterjtügung und die Gefellichaft hätte 
mw die AnlagesKoften zu bejtreiten. Allein man ſah fich bald in diejer Er: 
mwartung getäufcht. Anstatt kräftiger und fleißiger Yeute wurden nur invalide, 
gänzlich ungebildete und faule geichiet, deren Arbeit nur dem 15. Theile 
der Arbeit eines guten QTaglöhners gleichfam. Die gejammte Ausgabe aber 
für Verpflegung, Kleidung 2c. kam per Kopf jährlich auf 91 Fl. zu ſtehen. 

b) Günstiger war das ökonomiſche Reſultat in den Ichweizerijchen 
Ackerbauaſylen. In Garra z.B. verrichteten 3—5 Stinder die Arbeit eines 
guten Taglöhners und durchſchnittlich war Der Arbeitsertrag per Kopf und Tag 
20—25 Gentimed. Im dreijährigen Durchichnitt waren die Verpflegungs: 
tojten eines Zöglings 152 Fr. jährlich, der Arbeitsertrag 61 Fr., alfo reine 
Ausgabe 91 Fr. 

e) In Ruyſſelede rechnen zwar die jährlichen Berichte binfichtlicd) des 
Aderbaubetriebes fortwährend einen Ueberſchuß heraus, aber es werden biebei 
die Zinfen des Anlage: und Betriebsfapitals nicht mitgerechnet. Im Ganzen 
ttellt fich jedoch die Finanzlage mit Rückſicht auf die jtattgefundene Werth: 
erhöhung der Grumdjtüde günftig dar. Es gilt bier ebenfalls das 
Prinzip der Selbiterhaltung. Nahrung, Kleidung, Gerätbichaften, Alles was 
zum gewöhnlichen Bedarf und Betrieb erforderlich ift, ſoll jo viel als möglich 
durh die Kolonen ſelbſt befchafft werden. Allein es jind immer noch bedeu- 
tende Einkäufe nötbhig und es twerden bedeutende Summen jährlich für Die 
Unterhaltung der Zöglinge bezahlt. Der Lebensunterhalt wird täglich 
auf etwas mehr als 25 Gentimes per Kopf berechnet, die übrigen Koſten er: 
reihen nahezu 27 Gentimes (nach dem Berichte von 1855), wozu noch die 
ginjen des Anlage: und Betriebsfapitals zu ca. 16 Gentimes per Tag und 

opt kommen. 

d) In den Franzöfiichen Kolonien beträgt der Ducchjchnittsbetrag der 
Auslagen für einen Koloniften 94 Gentimes täglih. In Mettray it er 
75 Gentimes, während er im Jahre 1840 fich auf 2 Fr. 30 Gent. belief; die 
Verringerung der Ausgaben war die Folge der Zunahme der zu Verpflegenden. 


Obwohl die holländischen Nolonien nur zur Aufnahme von Armen und Bettlern 
beitimmt waren, bieten jie doch Analogien zum Studium des vorliegenden Thema's; und 
— gilt von den Ackerbauaſylen der Schweiz, weßhalb wir öfters auf dieſelben Bezug 
nehmen. 
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e) In dem house of refuge für junge Verbrecher in New-York, einer 
Anjtalt, an welcher diefelben mit Handwerfsarbeiten bejchäftigt werden, die alſo 
feine Nderbaufolonie it, find die Ausgaben ſehr beträchtlich, 40—50 Pfund 
Sterling jährlich für jedes Kind.') 

Dem Ausgabenbudget der Aderbaufolonie jegen wir jeßt das Einnahme: 
budget gegenüber. 

Was die Anlagefojten betrifft, jo werden Ddiejelben bei den Straf: 
folonien vom Staate beftritten werden müjjen; dagegen kann bei den Kolonien 
für verwahrloste Kinder (Nettungsanftalten) ein Iheil der Anlagekojten vom 
Staate übernommen, der andere Theil durch freiwillige Vereine bejtritten werden. 
Direft wird der Staat einen nambaften Beitrag leilten, wenn er Grund und 
Boden der Kolonie zur Verfügung tellt. 

Die Koiten für den Unterbalt der Zöglinge find ſowohl in den 
Rettungshäuſern wie in den Straffolonien durch die Arbeitsprodufte der Anſtalt 
zu bejchaffen. Die Anstalt joll zumächit auf Selbjterhaltung bafirt jein umd 
für ihre Bedürfniſſe jelbjt Sorge tragen, ſoweit dieß möglich. Im Ganzen 
genommen, tt jedoch, wie erwähnt, der Grundſatz der Selbiterhaltung für die 
Praris nicht von der Bedeutung, daß man hierauf große Hoffnungen bauen 
fünnte;?) obwohl nämlich die Yandwirtbichaft auch die kleinſten Kräfte ver: 
wertben kann, jo it Doch zu bedenken, daß die Arbeitskraft eines Kindes oder 
eines jungen Sträflings in der eriten Zeit ihres Aufenthalts in der Kolonie, 
wo fie erit zu Ordnung und Fleiß erzogen werden jollen, ökonomiſch nicht 
von großem Werthe jein kann, und daß das Kind oder der Sträfling gerade 
zu der Zeit die Kolonie verläßt, wo feine Arbeitskraft werthvoll zu werden 
beginnt. Um diefen Uebelftand einigermaßen zu fompenfiren, muß die Dauer 
des Aufenthalts in den Rettungshäuſern jo normirt werden, daß die grüßere 
Arbeitsleijtung der legten Periode die geringere der Anfangsperiode ausgleicht, 
eine Beitimmung, die auch für die Beljerung des Kolonen nur von Nuten jein 
fann. Much in den Straffolonien kann, worauf wir jpäter noch zurückkommen, 
die Dauer der Verwahrung der jugendlichen Sträflinge in ähnlicher Weite über 
die eigentliche Strafdauer verlängert werden, wenn der Beljerungszwed dies 
erheiicht. Ein anderer Ausweg, der fich darböte, wäre der, Die jungen 
Sträflinge u. ſ. w. in allen Kolonien im der Art zu vertheilen, daß ſich in 
jeder Kolonie Sträflinge verjchiedener Altersitufen befänden, jo daß das Ar- 
beitsproduft der fräftigeren Zöglinge den fleineren Werth der jchwächeren 
fompenfirte, was aber wegen des Eojtipieligeren Transports nicht jo zweck— 
mäßig ſich erweilt als das eritere Verfahren; hiebei it auch zu erwägen, dat; 
Die älteren Zöglinge ebenfalls erjt an Arbeit und Fleiß gewöhnt werden müſſen. 
So reduzirt jich der Grundjag der Selbjterhaltung in Praxis auf ein geringes 
Map, und müſſen eben deshalb andere Einnabmequellen aufgejucht werden. 
Sind die Eltern der Sträflinge oder Zöglinge vermöglich, jo haben dieje jelbit 
den Unterhalt zu bejtreiten; eventuell jind dieſe Noten, wenn es ſich Lediglich 
um die Erziehung verwahrlofter Kinder in landwirtbichaftlichen Kolonien 
handelt, von den betr. Armenverbänden oder Armenpflegichaftsräthen zu über: 
nehmen. Dijtrift und Kreis werden gleichjalls Beiträge leilten. In Belgten 
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2) Wie wenig Gewicht auf die Selbiterhaltung zu legen iſt, zeigen die franzöſiſchen 
Ktolonien, ihre Einnahmen betrugen 280,683 Fr., an Privatunteritügungen aber wurden 
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bat die Gemeinde für den Unterhalt des Kindes zu zahlen, wenn es verurtbeilt 
wird; dagegen der Staat, wenn es wegen mangelnder Zurechnungsfähigfeit 
freigeſprochen, aber in einer Bejjerungsanjtalt erzogen wird; die Gemeinden 
haben 40 Gentimes für den Kopf täglich zu leiſten. Gerade umgefehrt ift es 
in Deutichland: im erjteren Falle hat die Staatskaſſe, im leßteren Falle der 
betr. Mrmenverband bezw. Arnenpflegichaftsrath die Verpflegungsfojten zu 
bezahlen. 


Die Einrichtung der Rettungsanſtalten und Ackerbau-Strafkolonien. 


Nach dem Geſagten unterſcheiden wir zwei Kategorien von Ackerbaukolonien: 
Rettungs-Anſtalten und Ackerbauſtrafkolonien; die erſteren dienen 
ur Aufnahme von Kindern bis zum 12. Jahre, die ſich eines Vergehens 
ihuldig gemacht haben und von älteren Kindern, die von den Gerichten wegen 
mangelnder Zurechnungsfähigfeit freigeiprochen wurden; ferner von bettelnden 
und vagabundirenden Kindern, die ſich außerdem keiner Geſetzesübertretung 
ſchuldig gemacht. In den Strafkolonien dagegen ſind Sträflinge von 12 Jahren 
bis zu 18 Jahren unterzubringen, welche von den Gerichten wegen eines Vergehens 
verurtbeilt worden jind. Allerdings vereinigen fich beide Arten von Kolonien 
m ibren Zwecken, der moraliichen, geiftigen und profejlionellen Erziehung 
der Kinder, unterjcheiden jich aber doch in vielen Beziehungen, wie bereits 
erörtert wurde. 

So bat auch Franfreich jeine Präventiv- umd Repreſſivkolonien, ſeine 
colonies agricoles, zu deren Gründung die 1843 von Mole ins Leben ge— 
rufene Société d’adoption bejteht, und jeine colonies penitentiaires, theils 
vom Staate, theils von Privaten errichtet; daneben noch maisons pater- 
pelles für Kinder, die der väterlichen Autorität hartnäckigen Widerjtand ent: 
gegenfeßen. 

England hat reformatories, Strafanjtalten und industrial schools für 
Kinder unter 16 Jahren, Die fich noch keines Vergehens, ſondern nur des 
Bettels und der Vagabundage jchuldig gemacht haben. Zu letzteren gehören 
auch die ragged schools, welche vagabundirenden Kindern Unterricht geben. 

Auch Belgien hat feine ecoles de reforme ımd maisons de correction. 

Der Gründung von AeeElLngaanı alien: find zwei Spitente vorzuziehen, näm— 
Ih die Zurücdgabe der Kinder an ihre Eltern zur bejieren Erziehung und die 
Unterbringung derfelben in fremden Familien. Erſteres wäre aber nur durch: 
führbar, wenn die Eltern jelbjt die nötbigen moralischen Garantien zu einer 
joliden Erziehung der Kinder bieten. Sind aber die Eltern nicht mehr am Leben, 
oder geitattet ihr Yebenswandel felbjt nicht, daß man ihnen die Erziehung ihrer 
Kinder anvertraue, jo dürfte ih die Unterbringung der Kinder bet einzelnen 
fremden Familien empfehlen. Diefe Regel hatte man, wie Yamarque berichtet, 
ihen 1545 in Frankreich befolgt, indem man die Kinder zunächit in Hofpize 
md von Da zu einzelnen Bauern und Handwerkern brachte. „Dieje wohl: 

thatige Maßregel wurde ſehr lange ausgeübt.“ So iſt man auch in neuerer 
Zeit in Amerika, ſeitdem die reformatory school von Wesborough in 
Naſſachuſſets und andere derartige Anſtalten von Knaben, die dort Aufnahme 
gefunden, in Brand gejtett wurden, zu Der Ueberzeugung gekommen, daß die 
Erziehung der Kinder in geeigneten ‚Familien dem Syſtem der Anbäufung in 
Rettungsanitalten weit vorzuziehen jei und die Children’s Aid Society ſucht 
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diefes Syſtem auszuführen; allein da eine Patronage-Geſellſchaft nicht beiteht, 
jo fehlt jede Nachricht von den auf diefe Weiſe untergebrachten Kindern. ') 
So bat auch die hannöver’iche Beitalozzi-Stiftung viele Kinder auf dieſe Weiſe 
verforgt, und in Baden und Württemberg bejtehen Vereine, welche nach diefem 
Programme dem Elend der Berwahrlojung entgegenzuarbeiten fuchen. Auch 
die von dem preußifchen Oberregierungsratb Illing verfaßten Beſchlüſſe des 
internationalen Gefängnißkongreſſes zu Stodholm 1875 geben der Erziehung 
verwahrlojter Kinder in anjtändigen Familien vor jeder anderen Art den Vorzug. 
Allein diefe Maßregel iſt jehr Schwierig auszuführen. Wenige Familien werden 
geneigt fein, ein verwahrlojtes Kind in ihren Kreis aufzunehmen und diejenigen, 
die ſich hiezu verjtehen, werden dieß grüßtentheils weniger aus Liebe zum Kinde, 
als vielmehr aus Eigennuß thun. 

Man wird daher immer noch die Rettungsanftalt für ein nothwendiges 
Uebel halten müfjen, das, um größeren Uebeln zu begegnen, als einziger Aus: 
weg übrig bleiben fann. Das Charakteriftiiche der Nettungsanjtalt geben mir 
nur in allgemeinen Umriſſen an, weil fie viele Aehnlichkeiten mit der ausführ: 
licher zu bejchreibenden Straffolonie gemein hat. 

Die Grundzüge der Nettungshäufer jind: 

1. Wie bereit früber erwähnt, it ihre Trennung von den Straf: 

folonien durchzuführen. Es it dies faſt allgemein anerkannt, und auch die 
muſterhaften Rettungsanftalten für Mädchen, von Pfarrer Heldring zu Hemmen 
in Holland gegründet, beruhten auf diefer Trennung, indem Tulitha Kumi 
nur für verwahrlojte Mädchen bis zu 14 Jahren, Bethel dagegen für die 
vom — bereits beſtraften Mädchen beſtimmt war. 
27. Das Alter der aufzunehmenden Kinder beſtimmt ſich nach der 
Kategorie von Kindern, die hier Aufnahme finden. In der Negel werden es Kinder 
unter 12 Nabren fein. Die Präventivfolonien Frankreichs nehmen Kinder von 7 
bis 9 Nabren auf, die jchweizerischen Aiyle von 10—12 Jahren, Berneem in 
Belgien Mädchen von 8—18 Jahren ꝛc. Die Dauer der Berwahrung joll 
jich bis zum 18. oder 20. Yebensjahre erjtreden, damit die Kinder im fräftigeren 
Alter durch den Werth der Arbeitsleiftung das erjegen, was fie früher der 
Anftalt gefoftet; und das Verhältniß der jtärferen umd älteren Zöglinge zu 
den jüngeren und jchwächeren, jollte der Art jein, daß die erjteren um jo viel 
mebr erwerben, als der Erwerb der jüngeren zur Dedung der Unterhalts: 
fojten unzureichend iſt. Die finanzielle Niücjicht, welche eine längere Dauer 
der Verwahrung verlangt, wird noch durch die moralische unterjtüßt, daß Die 
Erziehung nur dann nachhaltig wirken fann, wenn fie bis zu einem gewiſſen 
Alter fortgejegt wird, und ihr Nejultat wieder verloren gebt, wenn ſie plößlich 
in einem zu frühen Stadium unterbrochen wird. Die jchweizeriichen Aſyle 
behalten ihre Zöglinge bis zum 18. Jahre. „Die Erfahrung bat gezeigt“, 
jagt Yurieu, „daß dieß das geeignetite Alter für ihren Austritt ift. rüber 
entlafjen, ſind fie noch nicht hinfänglich in den Tagesarbeiten bewandert, um 
von ihrer Arbeit leben zu fünnen, älter ertragen jie jchwer die Disziplin des 
Hauſes.“ Auch in den bayeriſchen Rettungsanſtalten iſt die Dauer der Ver— 
wahrung bis zum 18. Jahre normirt, während in Veenhnizen, wo auch Ver— 
wahrloſte Aufnahme fanden, die Kinder mit 6, ja jogar mit 2 Jahren ein- 
traten und bis zum 20. und 23. Jahre blieben. 
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3. Die Größe der Kolonie ift in der Art zu bejtimmen, daß die Zahl 
der aufzunehmenden Zöglinge weder zu groß noch zu Klein iſt; Letzteres würde 
finanziell nachtheilig ericheinen, Erjteres dem Bellerungszwede Eintrag thun. Wie 
weit die bejtebenden Nettungsanjtalten in dieſem Punkte von einander ver: 
ichieden find, zeigen die jchweizerischen Aderbauajyle mit höchſtens 30 Zög— 
lingen, und die belgischen ecoles de reforme mit 560 Schülern. 

4. Die Trennung der Geſchlechter iſt wenigftens in der Anjtalt ſelbſt 
durchzuführen, wenn man es nicht vorziebt, ganz gejonderte Anftalten für 
beide Gejchlechter zu gründen. Einige der jchweizerischen Ackerbauaſyle nehmen 
Knaben und Mädchen auf. „Nicht allein“, bemerkt Yuricu, „scheint dieſe 
Vermiihung feinen Nachtbeil zu haben, jondern man findet jelbjt, daß fie 
Vortheile bietet. Es jind Bruder und Schweiter, die beifammen leben 
unter den gewöhnlichen Bedingungen des Lebens, unter der wachjamen und 
aufgeflärten Fürforge des Vaters und der Mutter.“ Doch mag zwar eine 
ſolche Vermiſchung der Gejchlechter in der nämlichen Anftalt für Die 
ihmweizeriichen Armenjchulen ohne Nachtheil jein, aber für eine Nettungs- 
anftalt, die fittlich werdorbene Kinder aufnimmt, wird fie nie paſſen. Uebrigens 
gab es in der Schweiz auch befondere Anitalten für Mädchen, wie la Pommière 
und Preſſy bei Genf.’) 

Es ſollte daher für Nettungsanftalten und Straffolonien eine lokale 
Separirung der Gefchlechter mwenigitens in der Anftalt durchgeführt werden, 
wie 3.8. im house of refuge in New-York.“) In mancher Hinficht erjcheint 
es wünſchenswerth, wenn die Anstalten für Knaben und Mädchen nicht zu weit 
von einander entfernt, jondern wie z. B. Nudjielede und Berneem in mäßiger 
Entfernung von einander errichtet find, damit die Mädchenanftalt zugleich für 
die Bedürfnifie des Knabenhaujes Sorge tragen kann. 

5. Was die fonfejjionelle Scheidung der Kinder betrifft, jo ſpricht 
ih der 7. Bericht der Anftalt zu Bächtelen biefür in folgender Weile 
aus: „Wir erfannten von vorneherein die großen Nachtheile, welche Die 
Vereinigung zweier Konfeſſionen in einer und Dderjelben Familie baben 
würde. In einer Erziehung, deren Grundfraft und Wejenbeit das re: 
ligiöje Leben jein joll, konnte ein unbejtimmtes, zwiſchen zwei verjchiedenen 
Prinzipien bin und berichwanfendes und gegen das Bekenntniß der einen und 
der anderen Kirche indifferentes Chrijtenthum nicht genügen, ja es wäre wahr: 
ſcheinlich praktiſch unbaltbar, und im Alter eines großen Theils unjerer Zög— 
linge, die es wiljen, zu welcher Konfefjion fie beim Eintritt in unſere Anſtalt 
gehören, wären Neibungen und konfeſſionelle Zwiſtigkeiten ebenjo unvermeidlich 
als verderblich. Uebrigens gäbe es immer Punkte, ſowohl im Religionsunterrichte 
als im häuslichen Gottesdienfte, über welche der katholiſche Geiſtliche als Direktor 
und der protejtantiiche Vorjteher als Lehrer und Erzieber jelbjt mit dem beiten 
Villen von der Welt nicht übereinjtimmen könnten.“ Indeß fünnte die Familien— 
gruppirung etwaige Nachtheile, welche aus der Vermiſchung von Kindern ver: 
Ihiedener Konfeſſionen in einer Anjtalt entſtehen jollten, einigermaßen bejeitigen. 
In Frankreich iſt die Eonfefjionelle Trennung durchgehends durchgeführt, jo 
3. B. beiteht Mettray für die Katholiken, Sainte-Foy für die Proteftanten. 
—6. Die Familiengruppirung follte in allen derartigen Anftalten einge: 
rührt werden. „Es fann nicht genug wiederholt werden, daß die Erziehung armer 


') Fliegende Blätter aus dem Rauhen Haufe. Serie II. S. 172. 
?, Annales de Ja Charite. 1861. 2. 743. 
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Kinder in Anjtalten nur jo lange einen Vorzug vor dem Verdingſyſtem bat, 
als es möglich bleibt, bei ihnen den Zyamiliencharafter zu handhaben. Sobald 
bingegen wegen UWeberfüllung einer Anſtalt militärische Mbrichtung und eine 
Ordnung nad) dem Kommando nötbig wird, ijt eine Elöfterlich abgejchlofiene 
Erziehung fein Gewinn für die Gejellichaft.“") Hierüber jpäter. 

Die Gründung von Rettungsbäufern wird zweckmäßig der freiwilligen Bereins- 
tbätigfeit überlajien. Bei ibnen handelt es ſich ja nicht um eine Strafe, die zu voll- 
ſtrecken ift, Jondern um die Erziehung verwahrlofter Kinder. Mean kann zwar dem 
Staate theoretisch die Verpflichtung auferlegen, in die Erziehung einzugreifen, wenn 
die Eltern ihrer natürlichen Verpflichtung nicht nachkommen, oder in verfehrter 
und nachläfliger Weije die Erziehung ihrer Kinder leiten. Aber dieje Prlicht 
erfüllt der Staat auch, wenn er die erziebliche Thätigkeit nur überwacht und 
Anderen überträgt. Weniger iſt man bezüglich der Strafanjtalten darüber 
einig, ihre Gründung und Yeitung freier Vereinsthätigfeit zu überlajjen, im 
Gegentbeile, man ſieht es für eine Pflicht des Staates an, die Strafe jelbit 
zu vollitreden, und bielte es für eine Beeinträchtigung feiner Strafgewalt, 
wenn er die Strafvollitredung Anderen überlafien würde. Indeſſen gibt es 
Reifpiele der einen und der andern Art. Es beſtehen, wenn auch nur im ge: 
ringer Anzabl, Nettungsanitalten, die vom Staate gegrümdet und verwaltet find, 
wie St. Martin bet Boppard, Steinfeld bei Zeit zc. ꝛc. Ebenſo gibt es aber 
auch Strafanitalten, durch freiwillige Vereine begründet. Die franzöfijchen 
eolonies penitentiaires find großentbeils durch Vereine ins Leben gerufen, 
und doch find fie meistens mujterbafte Anjtalten, wie Mettray, das der Societe 
paternelle jeine Entjtebung und Blüthe verdankt; der Staat zahlt nur für 
den Unterhalt jedes Zöglings eine bejtimmte Summe. Ebenſo find, wie 
Faucher in feiner Schrift „De la reforme des prisons“ berichtet, die houses 
ot refuge für junge Berbrecher in Nordamerika Inſtitute der Privatwohlthätig— 
feit, in welche der Staat die Sträflinge Ichaffen läßt. Durch den Staat ge: 
gründet find mehrere Kolonien in Frankreich und die ecoles de reforme in 
Belgien. Es läßt fich nicht verfennen, daß die freie uneigenmüßige Dingebung 
an die Sache, welche die Gewähr dafür it, daß das Inſtitut im rechten Sinne 
und Geijte begründet und geleitet werde, jich in der Negel nur von Privaten 
eriwarten läßt, welche durch die Gebote der Sittlichkeit, Meenjchlichkeit, Neligton 
ſich angeſpornt fühlen, für ein edles Werk der Nächjtenliebe Opfer zu bringen. 
Der Staat kann zwar die nothiwendigen Gefängnißbauten in zweckmäßiger Weile 
beritellen, er kann auf die Wahl der Borjteher und Aufjeher, auf die Beichäftigung 
und den Unterricht der Gefangenen in jeder Beziehung pünktliche Sorafalt ver: 
wenden, er kann durch klare Neglements die Ordnung des Hauſes aufrecht halten 
und das Gedeihen der Anjtalt fördern, aber jeinen Anordnungen und feinen Be- 
amten fehlt nicht jelten der rechte Geift, wie er zur Gründung und Leitung einer 
Beſſerungsanſtalt erforderlich wäre, es mangelt ibnen, wie Elifabeth Fry fo trefflich 
bemerkt, „Die allein Yeben jpendende Liebe." Wird der Staat immer gute Auf: 
jeber und Beamte für die Yeitung und Berwaltung finden? Er kann zwar 
die pünftlichite Sorgfalt auf ihre Auswahl anwenden, er wird auch gute Bor: 
jteber finden fünnen. Aber Beamte zu finden, die mit ganzer liebevoller Hin- 
gebung an die jchwierige Aufgabe einer mühevollen Erziehungsthätigkeit, Die 
mit unermüdlicher Geduld und nie erlabmendem Eifer, mit jorgfältiger Ge: 
wilienbaftigkeit und dem ganzen uneigennügigen Intereſſe, die der harte Beruf 





1) Zellweger, die Schweizerischen Armenichulen nach den Fellenbergiichen Grundjägen. 1845. 
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erbeiicht, fich der Sache widmen, das wird für den Staat eine ımendlic 
schwierige Aufgabe fein. „Kann er ihnen“, fährt Eliſabeth Fry fort, 
„die immer erneute Friſche und SFreudigfeit geben, welche ihr ſchweres Amt 
erfordert? Kann er fie jchügen vor der Berhärtung und Abjtumpfung, 
welche die Eintönigkeit und das drückende Gewicht dieſes Dienjtes, welche der 
ununterbrochene Anblick von jo viel Schlechtigteit, Schenplichkeit, Verworfen— 
beit, Verjtocktheit und allem unnennbaren Elend des Menſchenherzens menjchlicher 
Weiſe nothwendig herporbringt? Wenn er auch unfähig gewordene Beamte entläßt, 
hartberzige und gewiſſenloſe Söldlinge entfernt und bejtraft, kann er denen, 
welche er an ihre Stelle jeßt, Gewiſſen geben, und wenn jie dieſes haben, 
ihnen immer frifchen Muth erhalten, warme, jtets neu quellende Liebe einflößen, 
ohne welche fie nicht wirfjam thätig fein fünnen?* Solche Erwägungen haben 
in einigen Fällen dazu geführt, die Gründung und Yeitung nicht nur von 
Rettungsanftalten, jondern auc von Straffolonien Privatvereinen oder religi- 
öſen Orden zu überlaſſen.) | 

Indeß haben die von Privaten ins Leben gerufenen Ackerbaukolonien 
eine zu prefäre Eriftenz, und durch Almofen, Subjkriptionen, freiwillige Bei- 
träge gegründet, find jte Leicht dem Untergange wegen Mangels an Hilfs: 
quellen ausgeſetzt, „eine fatale Eventualität, in die einige der beiten gerathen 
find, 3. B. das Aderbauafyl zu Garra in der Schweiz.“ (Lurien.) Ebenſo 
hatten die in Elion, Sutton, Lindfield von Privaten gegründeten Kolonicen 
das gleiche Loos wie Carra, fo daß Schützenberg in feinem Buche über „Die 
Urfachen des Pauperismus“ zu der Bemerkung veranlaßt wurde, daß die In— 
ftitutionen, die man der Privatwohlthätigkeit verdanfe, 25 Jahre nicht über: 
(eben. Man befürchtet ferner und dies nicht mit Unrecht, daß die von Privaten 
gegründeten Kolonien einen zu individuellen Charakter annehmen und das Ge: 
präge einer Art Halsſtarrigkeit an fi tragen. So tragen die von Wichern 
und jeiner „Brüderjchaft“ geleiteten Anftalten, obwohl fie in anderen Bezich- 
ungen ala Vorbild dienen können, ein allzu pietijtiiches Gepräge, das mit Necht 
vielfach Anfeindung erfahren hat. Dieſe Gründe find es, aus welchen troß 
mancher Schwierigkeiten, jowohl die Gründung als auch die Verwaltung Der 
Straffolonien durch den Staat als zwedmäßiger erjcheint, als ihre Leitung 
durch Private. 

In inniger Beziehung zu der eben behandelten Frage ſteht die Frage 
nah der Beſetzung der Perjonalftellen, eine der wichtigjten und 
ihwierigiten Fragen des Gefängnißweſens überhaupt. „Der Erfolg einer Pöni— 
tentiaranftalt“, jagt Faucher, „hängt von der Auswahl der Männer ab, 
welche berufen find, fie zu leiten; die Wirkſamkeit der Einrichtung it nur 
jefundär, die der Perſonen iſt Alles.“ 

Die Leitung der Straffolonie erheifcht Geichidlichkeit, Eifer, Gewiſſen— 
baftigfeit. Die Stellung des Vorftehers involvirt große Verpflichtungen und 
geringe Vortheile. Sein Aınt erfordert unermüdliche Geduld, Freudigkeit zu 
jeinem Beruf, volle Hingabe an feine Aufgabe. Monotonie des Dienjtes und 
das Niederdrüdende der Stellung find die Laſten, die ihm feinen dornenvollen 
Beruf verbittern. Nicht minder bedeutende Verpflichtungen und Schwierigkeiten 
bietet Das Amt des Auffehers. „Sollen überhaupt”, jagt Füßlin?), „die 


', In Frankreich dürfen jolche Kolonien nur mit Bewilligung des Miniſters des Innern 
errichtet und es muß Plan, Statut, Neglement, jelbit das kleinſte Detail der Verwaltung 
von ihm genehmigt werden. Barban et Calvo, LJ. e. 

 yühlin, die Einzelhaft. ©. 127. 
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in Later und Müpiggang groß gewordenen, aller Ordnung und Zucht 
widerjtrebenden Bewohner der Strafanitalten zur Einficht gebracht und ge: 
bejiert werden, jo müſſen jie vor Allem zu jämmtlichen Bedienjteten der An: 
ftalt Vertrauen fallen können. In dem PBönitentiarjyjteme müſſen jich daher 
die Aufjeber als ernite und wohlmeinende Borgejegte und Nathgeber, als 
eifrige und freundliche Lehrer, als gebildete Gehilfen der höheren Beamten 
erweijen und bethätigen, deren ganzes dienjtliches Handeln von Menſchen— 
fenntniß, Geduld, Nachjicht, Selbitbeherrichung, unerjchütterlichem Prlichtgefühl 
und chrijtlicher Nächjtenliebe geleitet werden muß. Sie jollen den Gefangenen 
mit Wort und That, mit gutem Beiſpiel vorangehen, fie müjjen in dem Ber: 
brecher nicht den Auswurf der menschlichen Gejellichaft, jondern den gefallenen 
und unglüdlichen Bruder erkennen, den fie nicht zu verachten, jondern zu 
bejiern, nicht miederzutreten, jondern wieder zu erheben die Pflicht haben. 
Wie der Gebildete im Leben überall das geiſtige und moralische Uebergewicht 
über den Ungebildeten und Roben jich erwirbt, jo zwingt in furzer Zeit eine 
ernjte aber humane Behandlung von Seiten des Aufjehers jelbjit dem ver: 
wildertiten Gefangenen Anerkennung, Achtung und Gehorfam ab; wo Ge: 
meinheit, Rohheit und Brutalität von Seiten der Aufjeher an der Tages: 
ordnung find und geduldet werden, wird Die Verwilderung, der Troß und der 
ichlechte Geift unter den Gefangenen überhand nehmen, und die Stimmung 
wie das Betragen der Gefangenen in den einzelnen Abtheilungen gibt jtet3 ein 
trenes Bild des Charakters und der Dienitführung des ihnen vorgejegten Aufſehers.“ 

Man ijt noch vielfach von der Anjchauung befangen, als ob nur Jurijten 
zu dem Amt eines Gefängnigvorjtandes tauglich jeien, weil manche richterliche 
Funktionen vorkämen. Allein dieſe Funktionen find zufällige Nebengejchäfte 
und meiſt jo einfach, daß auch ein Nichtjuriit diefelben bejorgen fünnte; das 
Hauptgejchäft des Vorſtandes bleibt immer adminijtrativ. 

Ebenjo Huldigt man noch oft der irrthiimlichen Anficht, ala ob durch Be- 
ſetzung der Vorſtandſchaft mit einer Militärperfon dem Perfonalbedürfnige am 
Beiten abgeholfen jei. Allerdings mögen unter dem Militär treffliche mit 
Menjchenkenntnig und Grfabrung ausgejtattete Männer voll Pflichtgefühl 
und Energie zu finden fein. Allein etwas Anderes iſt es eine Kompagnie 
Soldaten zu Ddirigiren und etwas Anderes eine Aderbaufolonie von jungen 
verwabhrlojten und verwilderten Menjchen zu leiten. Die Eigenjchaften, die 
Jemanden zu einem tüchtigen Offizier machen, machen ihn noch nicht fähig zum 
Chef einer Kolonie. Bei jolcher Bejegung würde eher ein militärischer Geiſt 
als ein familiärer herrjchend werden, eber die militärische Zucht und Routine 
als Die individualifivende Bebandlungsweile vorwalten. Mit einer jtriften 
und eraften nach militärischem Zujchnitt gehandhabten Befolgung der Haus: 
gejeße it noch nicht das erreicht, was das jchöne Ziel der Kolonie jein jollte, 
jie würde zwar für den Augenblick jtrenge Ordnung in die verwilderte Kinder: 
maſſe bringen, aber ihnen nicht das bleibende dauernde Gefühl für Ordnung 
und Bellerung einflößen fönnen. Daher iſt auch jene Methode zu veriwerfen, 
welche da vermeint, mit roher Warfengewalt durch Bewachung von Soldaten 
den unbändigen Geijt bezwingen zu fünnen; ein jolches Einſchüchterungs- und 
Abjchrefungsmittel würde nur den Trotz und den Widerwillen der jungen 
Sträflinge bervorrufen. 

Der Charakter der Aırftalt, hat man ferner gelagt, weile auf die Leitung 
durch religtöfe Orden Hin. Die Sträflinge jollten vor Allem das Unrecht 
einjehen lernen, das jie begangen haben, und das fie in die Strafanftalt 
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gerührt hat. Welch beijere Lehrerin aber gebe es hiefür als die Religion, die 
ihnen das Unmoraliiche ihrer Handlungsweije, das Irreligiöſe ihres Begin- 
nens, ihre Verlegung göttlicher und menschlicher Gejege lehre? Die Religion 
> die Grundlage der Moral und vermöge dem Sträfling am Bejten, wie 

3 Nichtswürdige jeiner Handlungsweife, jo auch den Weg zur fittlichen 
zu zeigen. Ebendeßhalb jei die religiöje Yeitung dieſer Kategorie 
von Individuen durch Geiftliche entichieden der bloß Weltmoral predigenden 
Führung des Yaien vorzuziehen. Es gebe zwar auch unter den Yaien religiöfe, 
tüchtige, aufopferungsfähige Männer. Aber in Wirklichkeit jeien dies jeltene 
Beiipiele. Der Egoismus ihres weltlichen Berufes und ihrer weltlichen 
Snterejlen ziehe fie ab von dem frommen, uneigennügigen und unangenehmen 
Verf einer moralischen Erziehung fittlich verfommener Menjchen. Die Eigen: 
ihaften, welche den Vorſtand der Aderbaufolonie auszeichnen jollen und von 
deren Beſitz die Lebensfähigfeit der Inſtitution abbänge, die unermüdliche 
Geduld, Die freudige Aufopferungsfähigkeit für den gewählten Beruf, Die 
interejjeloje Uneigennüßigfeit und der innere Seelenfrieden, die ſchwärmeriſche 
Hingabe an das chrütliche Werk der Erziehung, dürften eber oder jollten 
doh wenigſtens die eigenthünmlichen Zierden des geiftlichen Standes jein; jein 
Beruf dränge ihn zu diejer Yaufbahn, mährend der Beruf des Laien ihn 
nicht pofitiv zu dieſem frommen Werfe führte. So jagt Ducpetiaur'): 
„Die Iujtitutionen der Wohlthätigkeit find dadurch allein, daß fie Menjchen- 
werk find, mit dem Stempel der Uuvolltommenbeit bezeichnet. Soll das 
beißen, daß die Geiftlichen, die jich dem harten Dienjte der Wohlthätigfeit 
widmen, ausgenommen jeien von den von der menschlichen Natur untrennbaren 
sehlern und Schwächen? Diefe Schwächen, Diele Fehler gejteben jie zuerſt 
ein in lauter Demuth. Und was macht nach Allem das Kleid und der Talar 
aus? Wenn es ji) darum handelt, dem Unglück bilfreihe Hand zu leiiten, 
Thränen zu trodnen, dem Leidenden zu helfen, überläßt man nicht dieje Fromme 
Prlicht den edeliten Herzen, den Herzen, die am Meijten von weltlichen Vor— 
urtbeilen frei ſind?“ 

Ducpetiaur führt auch vielfache Beweiſe dafür an, daß die Mitglieder 
religiöfer Genoijenjchaften in Nettungsbäufern u. ſ. w. ausgezeichnete Dienjte 
geleiftet. Seit dem Vorgange des begetiterten Vinzenz de Paula haben ſich 
manche geiſtliche Orden die Gefangenenpflege zu ihrer Lebensaufgabe erwählt. 
Frankreich hat 5 Kolonien, die von Religioſen geleitet werden, von denen 
einige freilich mit zu geringen Mitteln ausgejtattet waren, als daß ſie Erheb— 
liches leiſten konnten, z. B. die Kolonie von Gradignan, von St. Antoine, von 
Montmorillon. Die von Abb: Rev geitifteten Freres St. Joseph hatten im 
Zentralbaus zu Loos die 300 Köpfe ſtarke Kinderabtheilung unter ſich und 
erzielten glänzende Reſultate. Die von Abbe Fiſſiaux geſtifteten Freres St. 
Pierre entfalteten in der Pönitenttär-Aderbaufolonie in Marjeille eine außer: 
erdentlich fruchtbare Thätigfeit, jo daß ſich der König von Sardinien bewogen 
fand, ihnen das bei Turin befindliche Gefängniß für junge Verbrecher, la 
(renerala, zu übertragen. In Berneem iſt die Aufficht und Pflege in den 
Händen von Ordensſchweſtern aus dem Hauſe „Unſerer Lieben Frau“ zu 

Namur; 3 Schweſtern und eine Oberin, von denen jede neben freiem Yebens: 


. 1) Ducpetiaux, la question de la Charit# et des associations religieuses en Bel- 
gique, Brux. 1858. 
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unterhalt 300 Fr. jährlich bezieht, haben die verschiedenen Gejchäfte der Auf: 
ficht des Unterrichts, der Krankenpflege, der Küche, unter fich getheilt und 
werden hiebei von einigen der tüchtigeren Mädchen als Unterauffeherinnen 
unterjtügt. Ebenſo entwidelt die Bruderfchaft von St. Vinzenz de Baula eine 
rege jeeljorgeriiche Thätigfeit in Mountjoy in Irland, 

Die Leitung derartiger Inſtitutionen durch religiöfe Orden ift von be 
deutenden Fachmännern befürwortet worden. Lukas ſpricht ſich enthufiaftifch 
dafür aus, daß das Kreuz an die Stelle des Säbels trete. Selbſt liberale 
Delonomiſten wie Renneville, Riffel, Baron de la Riviere haben für eine der: 
artige Organijation Partei ergriffen, und Bazin meint, daß man diefe Kolo- 
nien den Weligiojen übertragen jolle, weil ihr eontinuirlicher Einfluß den 
tranſitoriſchen Lehrdienſt weit überrage; doch müſſe das Syſtem der Anſtalt 
der fortſchreitenden Ziviliſation angepaßt und ihre Inſpiration zur Bethätigung 
eines praktiſchen Lebens verwendet werden, wie dies die Geſellſchaft der Acker— 
baubrüder des hl. Vinzenz de Paula (l’association des freres agronomes 
de St. Vincent de Paul) durchgeführt habe. Dieſe Korporation, obgleich 
aus Yaten bejtehend, bilde für die Aderbaufolonien die Werkmeifter und jtelle 
eine Art Seminarium für die Kolonien dar. 

Dagegen haben bedeutende Autoritäten des Gefängnißweſens, wie Suringar, 
Ferrus, David, Jebb, Mooſer, Varrentrapp, Diez, Füßlin, Röder, Mittermaier, 
Zugſchwerdt fich gegen die Zulaſſung von religiöſen Orden in den Gefängniſſen 
ausgeſprochen und ſie haben dieſen Ausſpruch auf die Erfahrung geſtützt, daß 
die Glieder ſolcher Orden dem Vorſtande, Arzt und anderen Gefängnißbeamten 
den Gehorjam weigerten, wo es fi) um etwas handelte, das ihren religiöjen 
Anfchauungen zuwiderlief. Ebenſo wurde in den Proceedings of the first 
convention der Gefängnißbeamten in New-York die Anficht begründet, daß 
ein bejonderer Gefängnikgeiftlicher in Nettungshäufern nicht gut wäre, weil 
die patriarchaliiche Wirkſamkeit des Vorftandes dadurch leicht gelähmt wiirde, 

Man befürchtet auch, daß eine Leitung der Anftalt durch Geitliche der: 
jelben eine ſpezifiſch Eonfeffionelle Färbung geben möchte; fie verjtünde nur den 
Leuten eine religiös dogmatiſche Erziehung zu geben, nicht aber fie innerlich zu 
bejjern und zu nmüßlichen Gliedern der menschlichen Gejellichaft zu machen. 
In der That wäre, wenn den Gefangenen Dogmen anftatt Moral, Wunder— 
glauben anftatt des gefunden Menjchenverjtandes, Hochämter und Kirchenfeſte 
anftatt Lehren der Tugend aufgedrängt würden, dieß eine völlige Verkennung 
der Aufgabe, die fich die Befjerungsanftalt ftellen soll. So wenig mit Belehrungen 
und Berjtandesübungen geholfen ift, wo der Fehler in einer irre geleiteten 
Willensrichtung tet, ebenjo wenig würde ein fortwährendes Drängen auf 
Zerfnirihung und eine immerwährende Bearbeitung der Seele in religiöjer 
Beziehung etwas fruchten. Die Befürchtung einer zu frömmelnden Erziehungs: 
weile ohne tiefe Einwirkung auf das Innere iſt nicht unbegründet, namentlid) 
bat man dem Nauhen Haufe dies zum Vorwurfe gemacht und den Vorwurf 
mit Beilpielen belegt. So behaupteten zivei jugendliche Taugenichtje, die längere 
Zeit im Rauhen Haufe waren und jpäter, als ſie in eine Strafanjtalt gekommen 
waren, bejtändig den Namen des „Herrn“ im Munde führten, auf Befragen des 
Unftaltsvorjtandes, daß fie Diefes im Rauhen Haufe hätten thun müſſen, daß 
aber zu ihrer Zeit unter fänmtlichen dort anmwejenden Knaben nur einer gewejen 
jei, Dem dies vom Herzen gekommen jei. Die beiden Knaben und ein Dutzend 
anderer gleich ihnen aus dem Rauhen Haufe Entlajjener famen alle Sonntage 
zum Gottesdienste ins Rauhe Haus, aber. nur, um fich darüber Iuftig zu 
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machen.) Diejer pietiftiiche Anftrich hat fich jo ziemlich allen in Deutſchland 
nah dem Borbilde des Rauhen Haufes gegründeten Rettungshäufern mitge- 
tbeilt, wäbrend man in dem franzöfifchen und niederländifchen Mettray, ob— 
wohl beide dag Rauhe Haus jih zum Meufter nahmen, ſich wohlweislich von 
feinem frömmelnden Geifte fern gehalten hat. Die religiöfe Einwirkung 
jollte nur mit großer Vorſicht und mur jo angewendet werden, daß ihr 
eine Vorbereitung der Gefangenen vorausgebt, bei welcher durch Belehrung 
und namentlich Gewinnung des Vertrauens das Gemüth des Sträflings em— 
pfänglih gemacht werden fünnte. Ein unverjtändiger Belehrungseifer, eine 
Ueberfütterung mit dogmatischem Lehritoff, eine Ueberladung mit todtem Ges 
dächmißkram, mit wwerjtändlichen Sprüchen und lebloſen Katechismuslehren, 
eine nach einer allgemeinen Schablone eingerichtete jeelforgerifche Thätigkeit 
führt den zu Erziehenden entweder zur Abneigung gegen religiöfe Einwirkung 
oder zur Heuchelei oder zu Seelenjtörungen, während eine vernünftige Seel: 
forgerthätigfeit die gefündefte Wirkung hervorzubringen vermag. 

Ein Hauptaugenmerft muß Daher auf Heranbildung tüchtiger Erzieher und 
Auffeher gerichtet werden. Diejer Zweck kann fehr qut mit der Kolonie jelbit 
verbunden werden, ja eine jolche Bilanzichule zur Ausbildung von Auffehern 
und Familienvätern erbaut fi) am Beſten auf der Unterlage und im Dienjte 
einer größeren Rettungsanjtalt oder Straffolonie, weil leßtere jelbit Gelegen- 
heit gibt, Den amgeeigneten Lehrftoff praktiſch zu betbätigen, und ſelbſt die 
paliendjte Ererzirichule für die Uebung in der Aufſicht und Pflege derartiger 
Anitalten bildet. Die in Ddiefes Seminar Aufzunehmenden müßten noch tm 
träftigen Mannesalter jtehen, die gewöhnlichen Schulkenntniſſe bejigen und 
von Eifer und Hingabe für ihren künftigen Beruf bejeelt fein. Das Seminar 
ſollte beftimmt fein, die Lücken ihrer Schulbildung zu ergänzen, fie mit land» 
wirtbichaftlichen Kenntnijjen theoretisch und praktisch vertraut zu machen uud 
ifnen durch Uebertragung der Aufficht über die Zöglinge der Kolonie Gelegen- 
beit zu geben, ſich zu tüchtigen Auffehern, Erziehern und Lehrern auszubilden. 
Nah Beendigung eines Lehrkurſus von etwa 3 Jahren Fünnten fie in andere 
Anstalten, Hofpitäler, Armenhäufer, Gefängniffe abgefendet werden, um dort als 
Aufieber, Werkmeiſter 2c. zu wirten. Ob aber diefe Auffeherichulen ihre Schüler 
nicht jelbit aus den Reihen der befähigteren Zöglinge der Aderbaufolonien 
gewinnen könnten, iſt eine Frage, die in reifliche Erwägung gezogen werden 
jollte. Es würde dadurch einerjeits der Fortbeſtand der Inſtitution gefichert, 
andererjeits die Schußgefellichaft, welche jich die Fürſorge für die entlajjenen 
Sträflinge einer bedeutenden Laſt entledigt fein. Die Ausficht, einmal jelbjt 
Aufieher zu werden, wäre für den Bögling ein bedeutendes Erziehungsmittel, 
en Spom zur Bethätigung von Fleiß und Eifer, ein Anreiz zu einem guten 
Verhalten. Die tüchtigen, braven und befähigten Zöglinge fünnten auf dieſe 
Weiſe eine pajjende Unterkunft finden. Nur in den Schweizerischen Aderbauafylen 
war man darauf bedacht, die Zöglinge felbjt zu Lehrern heranzubilden, und Carra 
tellte diejes Ziel ald Krone feines Werkes hin, auch Ruyſſelede hat Auf: 
jeher, die ehemals Zöglinge der Anftalt waren. Auf die Straffolonien hat 


) Duboc, die Propaganda des Rauben Hauſes und das Johannisitift in Berlin. 1862, 
Annalen des Deutſchen Reiche. 1888. 4 
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zieher für dieſelbe heranzubilden. Demetz in Mettray hat, noch ehe er an die 
Eröffnung der Kolonie ging, eine Schule für Aufſeher (&coles des contre- 
maitres) gegründet, um Männer heranzubilden, welche Aufſeher in den 
Kolonien machen könnten. Mit 16 Fahren aufgenommen, werden die Zöglinge 
diefer Schule in der Weligion, franzöfiichen Sprache, Gejchichte, Geographie, 
Arithmetit und Geometrie, Linearzeichnen, Buchhaltung und Mufif unterrichtet. 

Berühmt ift die von Wichern gegründete Bruderanjtalt des Rauhen 
Hauſes, in welcher Männer zwiſchen 20 und 29 Jahren von unbejcholtenem 
Lebenswandel, die einen Lebenzberuf als Lehrer, Handwerker, Landmann er: 
lernt haben und im Beſitze guter Schulfenntnifje find, aufgenommen werden 
und unter den Kindern als Gehülfen mitarbeiten, aber audy in einem 2 bis 
3 Jahre lang dauernden theoretiich-praftiichen Unterrichts: Kurje ſich für Unter: 
richt: und Erziehungszivede oder zur Armen-, Kranken- und Gefängnißpflege 
heranbilden follen. Jedes Mitglied kann frei aus dem Verbande treten. Die: 
jenigen Brüder, welche ihren Kurs abjolvirt haben, werden auf Berufung von 
Behörden zur jelbjtändigen Erfüllung obiger Zwecke hrijtlicher Liebesthätigfeit 
entjendet und können jich einen eigenen Herd gründen. Die Sendbrüder bleiben 
zur gegenfeitigen Förderung ihres Berufes auch nach ihrer Entjendung in 
einem frenvillig geordneten Berbande mit der Bruderjchaft. Um jolhe Send: 
brüder zu gewinnen, können Behörden und Vereine in der Bruderanjtalt Pen: 
fionate errichten. Seit 1845 wurden auch von der Regierung Staatspenfionate 
gegründet umd die darin unterhaltenen Brüder verpflichten fich, dem preußiichen 
Staate 6 Fahre lang zu dienen. Sold und Lohn erhalten die Brüder nicht, 
aber freien Unterhalt und unentgeltlichen Unterricht.*) 

Nach dem Vorbilde dieſer Bruderanſtalt wurden mehrere derartige Pflanz⸗ 
ſchulen für die innere Miſſion ing Leben gerufen, 3. B. die Ecole evangelique 
pour la mission interieure in Mivlan bei Genf, die mit einem Rettungs— 
und Krankenhaufe verbundene Brüderanjtalt in Zülchow bei Stettin, jeit 1850 
bejtehend, ebenjo die mit einem Rettungshaufe verbundene Anftalt in Reval, 
die eine Reihe von Schullehrern, Waifenvätern und Borftänden von Erziehung$- 
häuſern herangebildet hat. — 

Gehen wir nuu auf die Darſtellung der äußeren Phyſiognomie der Acker— 
bauſtrafkolonie über, um ſodann ihr inneres Regime zu ſchildern. 

In Frankreich hat man Kolonieen von verſchiedener Größe, es ſind dort 
ſowohl kleine Kolonien mit Heinen Parzellen von Grundbeſitz und 15—20 
Koloniſten vertreten, z. B. die in der Bretagne durch Renneville und Achille du 
Cléſieux errichteten, als auch große Kolonien mit bedeutendem Grund— 
beſitze und vielen Hunderten von Koloniſten. 

Kleine Kolonien mögen zwar als Armenſchulen, Waiſen- und Findlings— 
häuſer gute Dienſte leiſten, wie die ſchweizeriſchen Aderbauaſyle als Straf: 
anſtalten werden ſie nicht gut reuſſiren können. Sie hindern die Erziehung 
zu irgend einem Berufe, weil in ihnen nur eine Art Beſchäftigung eingeführt 
werden kann; ſie liefern keinen Ertrag, weil ſie nur eine Haushaltung dar— 
ſtellen und kaum dem Prinzip der Selbſterhaltung zu genügen vermögen; ſie 
ſind eben deshalb zu koſtſpielig, und die finanziellen Nachtheile laſſen ih nur 
dadurch bejeitigen, daß man die Zahl der Aufzunehmenden vermehrt, um die 
Unterhaltsfoften zu vermindern, 


N) Wichern's Mittheilungen im preußiichen Abgeordnetenhauje, 1861. Günſtig ſprachen 
ſich über dieſe Inſtitution aus: Lette und Vinke ebendaſelbſt, während ſie in neuerer Zeit 
heftig angefeindet wurde, namentlich von Holtzendorff. 
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Allzugroße Kolonien haben den Nachtheil, daß ſie der Individualiſirung, 
der erſten Grundbedingung einer Strafanſtalt, hindernd in den Weg treten 
welcher Nachtheil auch durch die Gruppirung der Sträflinge in Familien nur 
theilweiſe beſeitigt werden könnte, denn auch die einzelnen Familien müßten in 
Bezug auf ihre Mitgliederzahl im Verhältniß zur Größe der Kolonie ſtehen, 
oder es müßte ein zahlreiches Aufſeher- und Lehrperſonal vorhanden fein, 
mas wieder die Summe der Ausgaben vermehren würde. Dieſe großen Aus: 
lagen waren die Urjache, warum die Kolonie de la Baſſe-Camarque und von 
Arachou ungeachtet ihrer großen Betriebsfapitale Schlechte Rejultate Lieferten. 

Auf einem Gefängnißfongreß wurde die Trage diskutirt, wie groß ein 
Gefängniß fein dürfe, und dabei von englifchen Gefängnißdireftoren die Anjicht 
ausgeſprochen, daß ein Gefängniß, welches 1200 Gefangene beherberge, noch) 
gut geleitet werden fünne. Wohl mag auch in Gefängniljen mit jo großem 
Umfange die äußere Ordnung aufrecht erhalten werden fünnen. Aber eine 
Strafanftalt joll eben nicht eine Anstalt fein, im welcher der Sträfling feine 
Strafzeit blos ruhig abfigt, fie muß vielmehr, wenn fie für die Gejellichaft 
vortbeilbaft jein joll, Bejlerungsanftalt fein, und dies iſt in folchen Gefäng- 
niſſen unmöglich, weil eine Individualiſirung bei einer fo großen Zahl von 
Befangenen nicht eintreten fanı. Cine Anhäufung und Sajernirung von 
Sträflingen empfiehlt ſich für Strafanftalten niemals; und tüchtige Fachmänner, 
wie Tellkampf, Röder u. ſ. w. empfehlen ſelbſt bei Gefängnitjen für Er— 
wadjene nur einen Raum, der höchitens 300 Gefangene aufnehmen könnte. 

Bei den Nettungsanftalten verbieten auch finanzielle Gründe die Ueber: 
ihreitung eines gewiſſen Marimums der Zahl der aufzunehmenden jungen 
Zöglinge. Es wird dann viel leichter fein, die zum Unterhalte erforderlichen 
Vittel aufzubringen, weil eine Kleinere Anstalt, deren fruchtbares Wirken erfichtlic 
wird, eher die Sympathie des Publikums erweckt als eine große, deren Wirken, 
teil über die nächite Umgebung ſich hinaus erftredend, demſelben eher ver: 
bergen bleibt. Es ijt dann leichter, der Anftalt Naturalgaben zufommen zu 
laſſen, die unmittelbar für die Bedürfniffe der Anjtalt dienen als außerdem. 

Die Kolonien follten nicht unter 150 und nicht über 300 Sträflinge auf: 
nehmen. Nur derlei Kolonien fünnen das Direktion: und Lehrperjonal ges 
börig bejchäftigen, eine nützliche Verteilung und Abwechslung in der Arbeit 
einrichten umd den hygienischen Anforderungen entjprechen. 

Die holländischen Armenkolonien haben ſich den Nachtheil einer Kaſer— 
nitung zu Schulden kommen lafjen, fie fonzentrirten die Bettler in zu großen 
Kaſernen, ohne fie gehörig zu Hafjifiziven und ohne Rücficht auf ihre Arbeits: 
fähigkeit zu nehmen. So waren in Ommerfchans im Jahre 1848 2102 Bettler, 
in der Waifenfolonie Veenhuizen 1200 Kinder untergebradt. In Frankreich 
beitimmt der Minifter die Ziffer des Effektivftandes der Kolonie, deren Ueber: 
Ihreitung nur kraft einer neuen Entjchließung erfolgen fann. Das Marimum 
von 300 Kindern darf aber nicht überfchritten twerden.) Troßdem beherbergt 
Mettray ca. 550 Kolonen, eine Zahl, die durch ihre Größe der Familien 
rg 3 Eintrag gethan, jo daß Ddiejelbe dort nur mehr dem Namen nad 
beiteht. Auch die nordamerifanijchen houses of refuge jegen fich dem Vor— 
wurfe einer zu großen Anhäufung der Kinder aus, jo beherbergt das house 
of refuge in New-York 560 Kinder.) 


1) Barban et Calvo, l. c. S. 147. 
) Annales de la Charite. 1861. ©. 743. 
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Was die Lage der Ackerbaukolonien und Rettungsanſtalten anlangt, ſo weiſen 
ſie ihre Bedürfniſſe in die Nähe einer Stadt. Wenigſtens ſollte die Lokalität ſo ge— 
wählt werden, daß eine leichte Verbindung mit der Stadt hergeſtellt werden kann. 
So liegt Ruhffelede unweit der Eiſenbahnſtrecke nach Brüſſel. Die Errichtung 
in einem von einer bedeutenden Stadt nicht fernen Dorfe gewährt die meiſten 
Vortheile. Das Ackerbauaſyl Carra z. B. hat ſeiner vortheilhaften Lage in 
der Nähe von Genf feinen hohen Aufſchwung verdankt, und die berühmte 
Kolonie zu Mettray liegt nur eine halbe Stunde von Tours entfernt. Die 
Nähe der Stadt erleichtert die Kontrole der Aufſichtsbehörde, gewährt befiere 
und wohlfeilere ärztliche Hilfe, wenn es nicht vorgezogen wird, einen eigenen 
Arzt aufzuftellen, erweckt vegere Theilnahme für die unter die unmittelbare 
Wahrnehmung fallende Anftalt und erleichtert den wohlfeileren Einkauf der für 
die Anjtalt nothiwendigen Produkte und den Berfauf der etwa in der Anftalt 
gefertigten YFabrifate. Und doch verhütet ihre Entfernung von der Stadt den 
Beſuch neugieriger Fremder oder den Bejuch der Eltern der Sträflinge, der 
nicht blos Unordnung verurjacht, jondern auch für den Beljerungsziwed in 
manchen Fällen von Nachtheil iſt. 

Die Wahl der Lofalität muß ferner der Art fein, daß naheliegendes Land 
gepachtet werden kann, das Ureal muß beträchtlicdy jein und nöthigenfalls 
Boden zur Urbarmachung Ddarbieten. Ein völlig unbebautes und vernad): 
läfjigtes Land zu wählen, erjcheint nicht rathjam. „Die Gründer von Met: 
tray“, jagt Ducpetiaur, „hatten jich aus Weberzeugung für eine fruchtbare 
und reizende Gegend entjchieden; eine jolche jchien ihnen geeigneter, den Eifer und 
den Muth jugendlicher Mifjethäter anzufeuern, weil fie deren Anjtrengungen 
durch größeren Erfolg zu Erönen vermag. Mit Recht glaubten fie, auf dieje 
Weiſe eine Klippe zu vermeiden, an welcher Männer von anerkannter Seelen 
größe fcheiterten, nachdem jie jchon im Beginn ihrer Beitrebungen alle ihre 
finanziellen Mittel erjchöpft hatten, um einen undanfbaren Boden auszubeuten, 
und dadurch gezwungen wurden, dem menjchenfreundlichen Berufe zu entjagen, 
dem jie jo große Opfer gebracht hatten. Dies war der Fall in Belgien, wo 
die Armenanfiedlungen von Merrplaag und Wortel mit großen Koften er: 
richtet wurden, gegemmärtig aber aufgelöft find.“ Das Terrain der franzöftichen 
Kolonien umfaßt 1423 Hektar, das urbar gemachte Yand 170 Hektar. 

Ein Theil des Areals könnte zugleich als Berjuchsitation für eine land- 
wirtbhichaftliche Gejellfchaft dienen, wie in der Kolonie des Abbe Fiſſiaux zu 
Marjeille. Diejes Verjuchsfeld fanıı benüßt werden, um duch Ausführung 
vergleichender Berjuche die Zweckmäßigkeit verjchiedener Kulturmethoden und 
die Anbaumwürdigkeit als nugbringend gepriefener Pflanzen zu prüfen. Auch 
fünnte ein Theil Ddiefes VBerfuchsfeldes dazu benüßt werden, um verjchiedene 
Wirthſchaftsſyſteme in kleinem Maßſtabe durchzuführen. Auf diefe Weife wird 
die Aderbaufolonie ihrer Beſtimmung gemäß fehr viel zur Verbreitung land: 
wirtbichaftlicher Kenntnifie beitragen. Ein anderer Theil der Grundfläche dagegen 
fönnte zur Vornahme größerer Kulturarbeiten dienen, 3. B. zu Be: und Ent: 
wäljerung ꝛc. 

Es kann natürlich) hier nicht der Ort jein, einen Wirthichaftsplan für die 
Aderbaufolonie zu entwerfen oder einen Bauplan für die zu errichtenden Ge 
bäude zu ſkizziren. Dennoch jeien einige Punkte hervorgehoben. Die ganze Phyſio— 
guomie der Anstalt jollte nicht an ein Gefängniß erinnern, nicht das Gepräge einer 
Strafantalt am ſich tragen. Selbjt der Name Gefängniß oder Straffolonie 
follte vermieden umd mit dem eupbemiltiichen Titel „Bellerungskolonie” ver: 
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tauscht werden, Damit nicht jchon der Name dem Sträfling das unauslöſch— 
lie Siegel der Schande aufdrüde. Mettray ift von feiner Mauer eingeſchloſſen 
und bat aljo auch in dieſer Beziehung der Erinnerung an ein Gefängniß fich 
entledigt ; trogdem daß nur eine Hede die Kolonie umgibt, find Entweichungen jehr 
jelten. Selbjt hohe Mauern und tiefe Gräben fünnen zuweilen Fluchtverjuche 
nicht hindern; die Hauptſache ift eine jorgfältige Ueberwachung, die durch die 
Familieneinrichtung wefentlich erleichtert wird, und eine Vertrauen gewinnende 
Behandlungsweife. 

Die Kolonie follte nicht, wie 3. B. Ruyſſelede, wo ſämmtliche Zöglinge 
in einem Sentralgebäude vereinigt find, in großen Sälen fpeifen, fchlafen und 
arbeiten, das Ausjehen einer Kaferne haben, fondern das eines Dorfes, wo 
jede Familie oder wenige Familien zufammen ein eigenes Häuschen haben. 
Nur jo befeitigt man den Nachtheil der Anhäufung und der verderblichen 
gegenjeitigen Berührung fo vieler verjchiedener Elemente. Die Familienein— 
richtung bedingt nothwendig auch die lokale Separirung der einzelnen Familien ; 
höchſtens fünnte man der geringeren Koften wegen zwei oder drei Familien 
unter einem Dache wohnen Lafjen. 

Indem wir jegt eine kurze Beſchreibung der Gebäulichkeiten von Mettray folgen 
laſſen, bemerken wir, daß dort die Familieneinrichtung nicht ganz durchgebildet 
it, indem die Familien an Mitgliederzahl zu ftark find. Im Uebrigen können 
die dortigen Einrichtungen, ebenfo wie die im Rauhen Haufe, als Mufter 
dienen. Mettray bejteht aus einem Haupt: und mehreren Nebengebäuden, einem 
großen Wirthichaftshaufe, einer Meierei, einer Mühle umd einer Kirche. Die 
nah dem Zelleniyitem vom Architekten Blouet gebaute Strafabtheilung für 
widerfpenftige Zöglinge, iſt jo eingerichtet, daß die Kinder, ohne ihre Zellen 
zu verlajien, dem Gottesdienjte beivohnen fünnen. Dazu kommen noch mehrere 
Domänen mit Meierhöfen, die Schulgebäude, die Wohnungen der Auffeher, 
der Krankenfaal. Jede Familie, 40 Köpfe ſtark, bewohnt ein eigenes Haus, 
und ſämmtliche Häufer find nad) demjelben Modell gebaut. Jedes Haug be- 
teht aus einem Erdgeihoß und zwei Stodwerken. Im Erdgefchoß befindet 
fh der Arbeitsfaal, der durch hölzerne Wände in 4 Abtheilungen, welche von 
einem Aufſeher überwacht werden können, abgetheilt werden kann. Im erjten 
und zweiten Stockwerk befindet fich ein Schlaflaal für je 20 Kinder, der zu: 
gleich Speiſe- und Erholungsjaal iſt. Beim Ejjen werden die an den Mauern 
befeitigten Tiſche mittels einer Wand herabgelajien. Eine Trennung der Zög— 
Imge bei Nacht tritt nicht ein, und Dies erjcheint auch nicht nothwendig, 
da die Betten der Auffeher in den Schlafiälen jo geftellt find, daß fie Alle 
überjeben können. Die Kinder Schlafen in Hängematten derart, daß je zwei neben 
einander ruhende in verfehrter Richtung Tiegeu, jo daß die leifen Unterreds 
ungen derjelben verhindert werden. Für den Kranfendienjt find in Mettray 
an Arzt, ein Chirurg und barmherzige Schweitern vorhanden, und es bejteht 
em eigenes Krankenhaus. Nach den franzöfiichen Gejegen fünnen aber Franke 
Zöglinge auch in Krankenhäufern außerhalb der Kolonien untergebracht werden, 
und wenn fie für unheilbar erflärt werden oder ihre Kur mehr als 6 Monate 
erfordert, find fie proviforijch freizulaffen und je nach Umſtänden ihrer Fa— 
milie oder Gemeinde zurüczugeben.!) j 

Alle Einrichtungen müſſen möglichjt einfach fein, Komfort und Luxus darf 
natürlich nicht geboten werden. Für das leiblihde Wohl muß eben nur 
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das Nothwendige vorhanden jein, für die fittliche und geijtige Entwicklung 
fann aber nicht leicht zu viel gethan werden. Die Kleidung jollte möglichſt 
ainfach, mwohlfeil, bequem jein, ohne den Träger durch auffallende Farbe jo: 
gleich als Inſaſſen einer Strafanftalt zu brandmarten. Es gibt jo mandıe 
Leute, die fich ohne kahl geichornen Kopf, ohne auffallende Kleidung, ohne 
Ketten an den Füßen feinen Sträfling denken fünnen; das find Anfchauungen, 
die noch aus dem mittelalterlichen Rache: und Abſchreckungs-Geiſt fließen. 
Durh ſolch' nußlofe Zuthaten wird aber das Ehrgefühl herabgemwürdigt und 
niedergetreten und Trog und Ingrimm in dem Sträfling erwedt. 

Die Berpflegung muß öfonomijch eingerichtet werden, aber dod) nahrhaft fein. 
Der Sträfling, dem ſchwere Arbeit zugemuthet wird, hat ein Recht darauf, die zur 
Erhaltung jeiner Gejundheit und Arbeitsfähigfeit erforderliche Nahrung, aber aud) 
nicht mehr als diefe zu beziehen. Jede Abweichung von diefem Grundjage ift ein 
Uebel, das entweder von Unmenjchlichkeit oder von verwerflicher Milde zeugt. 
Eine ſchlechte magere Koſt raubt bejonders jungen noch in der Eörperlichen 
Entwicklung begriffenen Leuten die Kraft, gibt überdieß zur Uebertretung der 
Hausgejege Veranlafjung und macht die Leute muthlos, trogig, gegen Bejler: 
ung abgeneigt.") In Frankreich find in jeder Gorreftionsanjtalt wenigſtens 
2 Fleiſchtage per Woche, in den meijten 3, 4, 5, in Mettray erhalten die 
Kolonen Zmal im Tage Mahlzeit und 3mal in der Woche Fleiih. Demep 
äußert fi) folgendermaßen darüber: „Wir haben im Anfang unferen Kindern 
3 Tage in der Woche Fleiſch gegeben. Aber man wiederholte uns unaufhör: 
lich, daß fie gut verpflegt würden. Es genügt, jagte man, die Gefeße über: 
treten zu haben, um eure Sympathie zu verdienen. Diefem Vorwurfe nad): 
gebend, haben wir die Fleiſchtage auf zwei befchränft. Meiner Meinung nad 
haben wir Unrecht gethan, auch habe ich bald die Sache auf den alten Fuß 
jtellen zu müfjen geglaubt. Wenn es wichtig ift, daß die Erwachſenen gut gemäbrt 
werden, um fo mehr ijt e3 wichtig, das Kind gut zu nähren. Es muß fid 
zugleich nähren und jeine Organe entwideln, mit einem Worte, es muß zugleich 
jein Haus bauen und es unterhalten. Es ift alfo nothtwendig, ihm den Stoff 
zu gewähren, um diejer doppelten Rüdficht nachzufommen. Aber wenn dieß für 
die Kinder überhaupt nüglich ift, jo ift dieß noch nothwendiger für die Kinder, 
die ung anvertraut find. Dieſe Kinder haben meijtentheils ihr Leben aus einer 
phyſiſch wie moralisch ebenſo unreinen Duelle geichöpft. Sie find faſt alle 
jfrophulös, was die Verheerungen erflärt, welche die Epidemien anrichten, 
wenn fie dieſe ſchwachen Gonjtitutionen angreifen. Man muß fie alfo auf 
irgend eine Weije jtärfen glei) von ihrer Ankunft in der Kolonie an, um 
ihre Natur wieder zu Kräften fommen zu laſſen.“ 

Die Nahrung, die den Kolonen gegeben wird, joll jo hinreichend umd der 
Art jein, daß ihnen weder gejtattet ift die Quantität derſelben zu vermehren 
durch Geld und Lebensmittel, noch die Dualität zu verbeffern durch den jogen. 
Ehrentiih. Insbeſondere ift e8 verwerflich, dem Sträfling geringe Nahrung, 
aber einen Lohn zu geben, damit er fich davon das Nöthige oder noch mehr 
als das Nöthige anjchaffe; die Rüdficht, daß dadurch der Sträfling zu größerer 
Thätigfeit angeeifert werde, kann der hygienischen Rückſicht nicht übergeordnet 
werden. Verwerflich ift es namentlich, Schenfen (cantines) in den Kolonien 


') Die Unterfuhungen von Voit (Unterjuhung der Koſt in einigen öffentlichen An— 
ftalten. 1877) und Baer (die Gefängniſſe, Strafanjtalten und Strafjniteme. 1871) haben ın 
neuerer Zeit die Aufmerkſamkeit auf dieſen Zweig der Gefängnigverwaltung gelentt. 
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zu halten; denn entweder erhalten die Zöglinge ohnehin die nöthige Nahrung, 
dann find die Schenfen überflüſſig und leiften der Naichhaftigfeit Vorſchub; 
oder fie erhalten nicht das Nöthige, dann ift es ein Unrecht, wenn der Unbe: 
mittelte mit der gewährten Nahrung vorlieb nehmen muß, der Wohlbabendere 
aber durch Geld ſich diejelbe ergänzen kann. Verwerflich ift es ferner, die 
Beköjtigung der Gefangenen an einen Koftreicher abzugeben; die Selbitad- 
miniftration erweist fich nicht nur in öfonomijcher, jondern auch in gejundheit- 
licher Beziehung als überwiegend vortheilhaft. 

Wer ſich übrigens dafür intereffirt, wie viel Kilogramm Brod, Fleisch, 
Suppe ꝛc. jedes Kind in den franzöfiichen Kolonien erhält, der leſe dies 
bei Barban und Calvo (S. 150) nad. Daß derlei Dinge in Frankreich ges 
jeglich beftimmt find, zeugt von dem ſtarren franzöfiichen Zentralifationsgeifte, 
der auch in den Fleinften Angelegenheiten dem Individuum nicht freien Bes 
wegungsraum gejtattet. 

Bei Betrachtung des inneren Regimes der bejtehenden Aderbaufolonien fällt 
uns jogleich eine wichtige Einrichtung auf, von der zwar nicht behauptet mird, 
daß fie die allein richtige fei, die aber denn doch mehr als ein pädagogiiches 
Erperiment it, wie die ausgezeichneten Reſultate derjelben gezeigt haben. 

Es ijt dieß das Familienſyſtem, wie es im Rauhen Haufe bei Hamburg 
jeinen prägnanteften Ausdrud gefunden hat. 

Es jtehen fich in den bejtehenden Rettungshäuſern und Straf-Anjtalten 
zwei Syſteme diametral gegenüber. Das eine Syſtem ift die militärifche 
Ordnung, wie fie namentlich in den belgischen &coles de reformes vertreten 
ft; in Diefen ift feine Spur vorhanden von familienartigem Zujammenleben 
und familiärer Erziehung. Alles hat ein kaſernenmäßiges Anfehen, ſchon 
das Gebäude ijt eine Kajerne, welche alle Kinder beherbergt. Bon Familien— 
gruppen und Hausvätern ift bier feine Nede, an ihrer Stelle find Divifionen 
ud Sektionen, wie in der Kaſerne Bataillonen und Kompagnien; an Stelle 
der Hausväter find hier chefs und sous-chefs, welche die Sektionen befehligen. 
Auch alle anderen Einrichtungen tragen den foldatischen Charakter, vom Auf: 
ftehen bis zum Niederlegen, von frish bis jpät geichieht jede Handlung nad) 
Trompeten-Signalen und Commandorufen, und damit ja Alles den militäriichen 
Zufchnitt an fich trage, fehlen felbft die Schildwachen nicht. In Folge diefer 
Einrihtung herrſcht denn auch eine exakte Ordnung; Alles gejchieht nach der 
Uhr und widelt fi) Tag für Tag in der vorgefchriebenen Ordnung ab; die 
Kinder jelbjt manövriren mit einer foldatischen Disziplin, einer ficheren Ge— 
nauigfeit, einem bewundernswerthen Enſemble. Die Berichte der Vorjtände 
diefer Anjtalten unterlafjen denn auch nicht, diefe Ordnung gebührend hervor: 
zubeben und in das glänzendſte Licht zu jtellen, fie rühmen die Disziplin, die 
Zucht, die Eraftheit, die unter der ehedem vermwilderten Kindermafie berricht, 
und willen nicht genug Lobenswürdiges von den Entlaffenen zu erzählen. Daß 
aber die Entlafjenen zum großen Theil unters Militär und zur Marine gehen, 
zeigt, daß die militärifche Garriere der Hauptzwed der Schule von Ruyſſelede 
it. Ob dadurch der bürgerlichen Gefellichaft und den Zöglingen geholfen ift, dürfte 
jedoch eine andere Trage fein; uns jcheint diejes Refultat fein Gewinn für beide 
zu fein, umd uns dünkt fajt, als ob dasfelbe auch auf andere Weife erreicht 
werden könnte, indem man die Kinder von vorneherein einzeln in’s Militär 
ſtedt und fie nicht erft in einer Anftalt in Zufammenhang bringt. Yeußere 
Ordnung mag durch diejes Syftem erzielt werden; ob innere Beilerung damit 
erreicht wird, ift fraglich; denn Individualifirung, das erfte Prinzip einer 
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Rettungs- und Strafanſtalt, iſt durch dieſe Einrichtung bei Seite geſetzt. „Wie 
kann man,“ ſagt Lurieu, „dieſen armen Kindern Inſtinkte, Gefühle, Gewohn— 
heiten einimpfen, von denen ſie ſeit ihrer Geburt enterbt find uud die fie nicht 
mit der Muttermilch eingefogen haben ?* 

Diejem Syſtem gegenüber jteht das der Individualifirung, das der Alaffi- 
fifation, das der mehr iſolirenden Behandlungs:Weije. 

Die Klajlififationsmethode wurde ehemals in Holland ala Kulminations: 
punft aller Berbejjerungen angeſehen; fie ift die räumlich durchgeführte Sonder: 
ung der Beſſeren von den Schlechteren. Hauptjächlich in England ift diejes 
Syſtem durchgeführt, in einigen Gefängnifjen dafelbjt hat man 15—16 Klaſſen 
eingerichtet. Appert ging jogar fo weit, 24 Klaſſen aufzuftellen. Suringar 
theilte ehemals die Getängnißbevölferung in 6 Klaſſen, ſpäter äußerte er ji 
aber jehr abiprechend über diefe Methode: „Ich habe an diefem Plane feſt— 
gehalten, bis ich jah, daß man wohl Zahlen und Mifjethaten zu Gruppen 
zufanmenfügen kann, aber feine Menschen nach der Stufe ihrer Sittlichkeit 
oder Unfittlichfeit. Doc hat die SKlafieneintheilung viel beigetragen zur 
größeren äußeren Ordnung umd zum rubigeren Betragen der Gefangenen.“ 
Und anderswo äußert er jic) folgendermaßen darüber: „Man jcheint bei diefem 
Thun vergejien zu haben, daß es dem Menfchen nicht gegeben iſt, über das 
Maß der Schuld Anderer jo genau zu bejtimmen, daß man einem Jeden Die 
Stelle anweiſen könnte, worauf er im Vergleiche zu Anderen auf der Stufen- 
leiter der Schuld zu jtehen fommt. Hat man denn überjehen, daß nicht zwei 
Menſchen zu finden find, die im fittlichem Werth einander gleichjtehen? Hat 
man nicht bedacht, daß wenn man alle diefe Schwierigkeiten überwinden umd 
Klaſſen bilden könnte, deren Angehörige auf ganz gleich hoher fittlicher Ver: 
dorbenheit ftünden, auch dieß feinen anderen Erfolg haben würde als das 
Fortichreiten des Wechſel- und Einzel-Verderbens. Jede Vereinigung von 
Verbrechern, großer oder Eleiner, befjert fie nicht, aber verfchlechtert fie. Der 
Verſuch, Gefangene nach ihrer Sittlichkeit in Abtheilungen zu bringen, bat 
Schiffbruch gelitten. Der Maßſtab zur Beurteilung war allzu handwerks— 
mäßiger Art.“ 

In der That gibt es feinen abjoluten Maßſtab für eine Klaſſifikation der 
Gefangenen. Das begangene Verbrechen bietet nur einen äußeren Anhalts: 


fünnen. Gmpfehlenswerther wäre es, die Gefangenen nach Charakteren zu 
jondern, wenn nicht diefe Methode an zu großen Schwierigkeiten fcheiterte 
und in eine bi8 an Spielereien grenzende Anordnung ausarten würde; 
denn in taufend Charakteren kann eine und diejelbe Begierde und Leidenfchaft 
anders gemijcht erjcheinen und taufenderlei verjchiedene Wirkungen hervorbringen. 


— — 


das Alter keine ſichere Beurtheilung des moraliſchen Zuſtandes abgibt; nur 
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eine Sonderung nad) den Fähigkeiten wäre rathſam und ebenſo fünnten die am 
meiſten Entjittlichten von den Uebrigen getrennt werden, da e3 unläugbar 
Subjefte gibt, die als umverbejjerlich erjcheinen. Eine derartige Sonderung 
beiteht im house of refuge in New-York, wo die Knaben in eine Divifion 
des Nordens umd in eine des Südens getheilt find; die eine bejteht aus den Laſter— 
baftejten, deren Berührung mit Anderen man verderblich hält, die andere aus 
den gejchictejten und jüngjten, welche mehr Unterrichts-, mehr Erholungs: 
ftunden und leichtere Arbeiten haben; daneben beftehen aber noch 4 Klaſſen 
und eine Ehrenflajje, in welche die einzelnen Knaben je nach ihrer Sittlichkeit 
eingereiht werden.!) Ebenfo find in Schwäbiich- Hall die Schlechteften von 
den Uebrigen abgejondert. 

Eine befondere Klafje ließe fich für die Neueingetretenen empfehlen, aber 
nur zu dem Ziwede, um von dem Vorſtande unmittelbar längere Zeit beobachtet 
werden zu können, was nothwendig ijt, wenn der Borjtand mit dem Charakter 


zu den Feldarbeiten zugelajjen werden, und die Sträflinge in den forreftionellen 
Kolonien können nach Artikel 11 desfelben Geſetzes während der erjten 6 Monate 
dem Gefängniß untertvorfen und zu fißenden Arbeiten verwendet werden, um nad) 
Umfluß diefes Zeitraumes mit landwirthichaftlichen Arbeiten bejchäftigt zu 
werden. Demetz hält es für angemejjen, die Neneingetrenen eine Zeit lang 
der Einzelhaft zu unteriverfen, um ihren Troß und ihre Unbändigfeit zu be— 


—— 


!) Annales de la Charite, 1861. ©. 743, 
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enthält in den Augen des zurüdgejegten Sträflings cine vorgefaßte Meinung 
gegen ihn und würde mur feine Abneigung gegen Beſſerung vermehren, 
während fie dem durch die Eintheilung in die befleken Klaſſen belohnten Leicht 
einen für die Beſſerungsthätigkeit Schädlichen Ehrgeiz einflößt. Ebenſo wenig 
bedarf es einer Straf: oder wie Zeller fie nennt, Pfleglingsklafje; ſolche 
Strafbrigaden bejtehen in dem house of refuge in New-York und in Ruyſſelede, 
two diefelben zur landwirthichaftlichen Arbeit verwendet werden, als wenn dieje 
Arbeit entehrend und herabwürdigend wäre ! 

Auch jenes Klaſſifikationsſyſtem können wir nicht billigen, welches in 
England und Irland in Uebung ift und einerfeits auf der Anwendung von 
Marken (badges), andererſeits auf einer befonderen Terminologie zur Bezeich— 
nung der Arbeitsleiftung des Gefangenen beruht. Diefe Methode hatte zuerit 
Kapitän Maconochie (On prison diseipline. London 1850) in Birmingham 
bei den jugendlichen Verbrechern in Anwendung gebracht; Ddiefelben wurden 
jogleih nad) ihrer Ankunft in Zellen gefperrt, wo fie 48 Stunden ohne Arbeit 
bleiben mußten; hierauf erhielten fie Arbeit in der Zelle, und für jedes Stüd 
gefertigter Arbeit eine Marke, deren fie 100 verdient haben mußten, bis fie 
aus der Zelle entlajjen werden durften und zur gemeinfamen Arbeit mit einer 
Anzahl anderer Gefangenen zugelafjen wurden; in diefem Stadium ihrer Straf: 
zeit mußten fie wieder 100 Marken verdienen, um in ein weitere® Stadium 
zur gemeinjfamen Beichäftigung mit einer noch größeren Zahl von Sträflingen 
und zu einer etwas freieren Bewegung übergehen zu fünnen; hatten fie bier 
wieder 100 Marken verdient, jo erhielten fie Unterricht in einer Profeſſion: 
die Koft, die fie erhielten, vichtete fich nach der Zahl der verdienten Marken, und 
für Faulheit und Widerfpenftigkeit wurden ihnen Marken abgezogen. Dasfelbe 
Verfahren beobachtet man in dem house of refuge in Cincinnati, für gutes 
Betragen, Fleiß 2c. werden Marken ausgegeben; Jeder hat 5 Klaſſen dieſes 
Plus» und Minus- oder badge- and honour-system durchzumachen; befommt 
er eine badge, jo muß er von vorne anfangen, jelbjt wenn er jchon die legte 
Nummer hätte befonmmen fünnen und der geringste Verjtoß führt auf den status 
quo zurüd, Diejes Markenſyſten Maconocdie’3 hat Crofton ins Weber: 
triebene ausgebildet. Maconochie’s Gedanke fußt auf der guten Grundlage, 
daß es ſich nicht darum handle, eine beftimmte Strafzeit abzufigen, fondern 
darum, bejjer zu werden. Aber einfeitig ift feine Methode, weil fie allein die 
Arbeitsleiftung als Maßſtab nimmt, ohne Rüdficht darauf, daß der zur Arbeit 
weniger Fähige und Geſchickte dadurch zurücgefegt wird. Durch dieſes Klaſſi— 
fikationsſyſtem wird auch, wie Röder richtig bemerkt, einerſeits Selbftüberheb- 
ung, andererjeits Neid hervorgerufen ; „allerjeit3 gefchieht aber jener bußfertigen 
Geſinnung Eintrag, die mit einem pharifäifchen Sichbeſſerdünken um jeder 
Kleinigkeit willen ſich nicht verträgt.“ 

Alle derartigen Klafiifitationsmethoden halten wir für ſchädlich, vor Allem 
aber die moraliiche Klaſſeneintheilung. Nur die Familiengruppirung, 
wie fie im Rauhen Haufe befteht, hat inneren Werth; hier werden Die 
bejjeren und jchlechteren Elemente in jeder Familie vermifcht und für die 
Einreihung der Kinder gibt Lediglich ihr Sittenbedürfniß und die Begabung 
des Bruders den Ausſchlag. ES wäre zwar eine Täufchung zu glauben, 
daß durch eine Vermiſchung der Schlechten und Guten in foldhen Familien 
der Schlechte durch den Umgang mit dem Guten beſſer gemacht werde; 
aber die ftete Ueberwachung, welche durch diefe Organifation möglich wird, 
verhindert wenigitens, daß der Gute durch den Schlechten verdorben werde. 
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„Das Wichtigjte und Wejentlichite“, bemerkt der 7. Bericht von Bächtelen 
„in der Beſſerung wie des Menſchen überhaupt jo auch fittlich verdorbener 
Kinder, die innere Umwandlung der Geſinnung, die eigentliche Belehrung 
läßt fich nicht auf irgend ein Äußeres Beſſerungs- und Grziehungsmittel 
jwurüdführen. Was wir fünnen, ift, die rettungsbedürftigen Kinder in eine 
jolhe Lage verjegen, in welcher fie dem Einfluß des guten Geiftes zugäng- 
{ih werden, ihr Gemüth diefem Einfluß aufichließen, das demjelben wider: 
jtehende Böſe äußerlich. und, foviel an uns, auch innerlich befämpfen, die 
im menschlichen Wejen nie ganz getilgten Kräfte der urfprünglichen Gottähn- 
fichkeit zu weden und zu ſtärken juchen und die angefangene Beſſerung unter: 
balten und fortleiten.“ In dieſe Yage verſetzt die Kinder die Zerjtüdelung der 
großen Maſſe derjelben in kleinere Abtheilungen, Familien, ohne Ausicheidung 
nach Beljeren und Schlimmeren. Eine folche Abtheilung hatte fhon Mooſer in 
dem Gefängniß St. Jakob zu St. Gallen und Obermaier in dem Kaiferslauterer 
Zuchthaus mit vielem Erfolg bei erwachjenen Verbrehern durchgeführt. Um 
jomehr Ausficht hat diefe Methode bei jugendlichen Sträflingen. Sie madıt 
es möglich, dem Einzelnen mehr Aufmerkjamfeit als ſonſt zu ſchenken und das 
Gute feiner Fndividualität erjtarfen zu laſſen; fie gejtattet, dem Einzelnen eine 
feinem individuellen Zuftande angepaßte befondere Behandlung angedeihen zu 
lafien, wie dieß im wirklichen Leben der Syamilienvater thut; fie erzeugt ein 
innigeres Verhältniß zwiſchen dem Sträfling und dem Erzieher und eine größere 
Anbänglichkeit an die Anstalt. Die Abtheilung der Kolonie nah Familien 
entfernt jich wenigſtens nicht zu ſehr von den einfachen normalen Bedingungen 
der gewöhnlichen Erziehung. Wenn fi) der Staat oder eine philanthropijche 
Geſellſchaft an die Stelle der natürlichen Erzieher, der Eltern, jegt, jo müſſen 
fie wenigjtens ein der Familie annäherndes Verhältniß herzuftellen ſuchen und 
die Hauptelemente der Familienerziehung in die Behandlung der Sträflinge 
mitaufnehmen. Die Entfittlihung und Verwilderung der Jugend rührt er- 
fahrungsgemäß meiftentheil® von der Zerftörung des Familienleben her. 
Julius (Nordamerikas fittliche Zuftände II. Band ©. 353) bemerkt mit Recht: 
„Deehrentheil3 aus verbotenen Verbindungen entiprungen, das Beiſpiel eines 
dem Trunke ergebenen Waters, einer Liederlichen oder diebifchen Mutter und 
die in folchen Berhältnifjen vorkommenden ärgerlichen Auftritte vor Augen, 
zur Schule nur angehalten, weil e8 zu Haufe zu läftig wird, und ihr entzogen, 
jobald man es irgend anderweitig nugbar machen kann, wie foll da das un: 
glüdlihe Kind auch nur ahnen lernen, was ein Vaterhaus iſt.“ Soldyen 
Kindern muß in der Kolonie wenigstens eine Art Vaterhaus, in den Mitge— 
nofien ımd dem Borjtande eine Art Familie, in dem Vorftande jelbjt ein Fa— 
milienhaupt dargejtellt werden; es muß ihnen ein kleines in der Sphäre der 
Dürftigkeit ſich bewegendes Gemeinweſen vor Augen gefegt und ihnen jo ein 
Bid in das wirkliche Leben eröffnet werden; ihr Gehorfam muß ſich an eine 
patriarchaliiche Idee knüpfen und fie müſſen in jedem Befehl des Vorjtandes 
den Befehl des Familienvaters erbliden, ihr Gehorfam muß gleichwie aus der 
Kinderliebe entipringen, die in dem Befehl des Vaters nur die väterliche Für: 
forge erfennt. 

So muß die ganze Kolonie im Innern ein Zufammenleben mehrerer Fa— 
milien darjtellen, obwohl dieje Familien immer nur annähernd der Wirklichkeit 
entiprechen können, denn fie entbehren der jtündlichen Sorge um die Erhaltung, 
um das tägliche Brod und des Heimatsgefühle. Yurieu jagt von den ſchweiz— 
eriichen Ackerbauaſylen ſehr ſchön: „Anftatt einer Anhäufung von mehreren 
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taujend Bettlern eine künſtliche Familie von 20, 30, höchitens 40 Kindern, 
Waifen und verwahrlojten Kindern, anjtatt eines Gefängnijjes eine Schule, eine 
Meierei und nicht ein Bagno, cher Erziehung als Strafe, das ijt im ihrer 
bewundernswerthen Einfachheit die jegensreiche Idee der Aderbaufolonien.“ 

Freilich muß die Familienorganiſation in der Kolonie, wenn fie nicht 
blos dem Namen nach, jondern auch in Wirklichkeit bejtehen foll, in allen 
ihren Konjequenzen durchgeführt werden. Es iſt daher weſentlich, daß die 
Zahl der Kinder, die in einer Familie vereinigt werden follen, nicht beträdht- 
lic) jei, damit ein einziger Familienvater zu ihrer Erziehung und Leitung ge: 
nüge, eine Art Adoptivvaterjchaft, die wenigjtens annähernd der Wirklichkeit 
gleichfommen joll. Wenn in Mettray eine einzige Familie 40 Köpfe zählt, 
jo iſt dieß jchon eine Familieneinrichtung, die nur mehr dem Namen nach be: 
fteht, und dadurd) daß jede Familie wieder in 2 Sektionen zerfällt, wird die 
Organiſation von jelbjt wieder aufgehoben; jede jo genannte Familie hat hier 
eine Fahne und wird durch einen alphabetischen Buchjtaben angezeigt, der an 
das Kleid jedes Kolonen befejtigt it, eine militärifche Zuthat, die wiederum 
beweilt, daß das Tyamilienprinzip nur dem Namen nach oftroyirt ift. Die 
Familie der Aderbaufolonie jollte im höchjten Falle 20 Köpfe ſtark jein. Hier 
fann nur das Rauhe Haus, wo nur je 12 Kinder in einem abgejonderten 
kleinen Haufe unter einem Bruder oder einer Schwejter untergebracht werden, 
Vorbild jein, s 

Soll ferner die Familieneinrichtung dem wirklichen Leben enfprechen, jo 
muß lofale Separirung der einzelnen Familien eintreten; höchitens fünnten zwei 
oder drei Abtheilungen der geringeren Kojten wegen unter einem Dache vereinigt 
twerden, wie ja auch im wirklichen Leben mehrere Familien zuweilen in einem 
Hanje wohnen. Dieje Einrichtung befteht auch in Mettray, wo jede Familie 
ihr eigenes Häuschen bewohnt. Die Familie muß gute und fjchlechte Kinder 
vereinigen, wie ja in Wirflichfeit gute und fchlechte Kinder, gute und ſchlechte 
Charaktere, Ungejchidte und Tüchtige, Träge und Fleißige in einer Familie 
vermischt find. Bei der Einreihung follte bloß das Sittenbedürfnig des Kindes 
und die Begabung des Auffehers den Ausjchlag geben. Die Familien müſſen 
gejchlojjene Korporationen bilden, die jede bejonders wohnen, ejjen, schlafen, 
arbeiten, lernen; ſie jollten ficy nicht einmal bei der Arbeit und in der Schule 
vermijchen, nur die Kirche künnte ſämmtliche Abtheilungen vereinigen. In 
Mettray iſt auch in diefer Beziehung die Organifation nicht ganz durchgebildet; 
bier bildet das Schulhaus einen großen Saal, welcher alle Zöglinge in den 
Abenditunden zum Untericht verfammelt; es wird aber verjichert, Daß bei diejer 
Organiſation der Bildung des Einzelnen in der Schule diejenige Sorgfalt 
nicht zugetheilt werden kann, die ihr im Rauhen Haufe zu Theil wird, 

Den Bereinigungspunkt aller Familien bildet der Vorjtand, der mit patri: 
archaliicher Stellung befleidet, das Ganze beauffichtigt und leitet, nach Außen 
die Kolonie vertritt, nach Innen Beitimmungen erläßt, um die Ordnung auf 
rechtzuhalten. Unter jeiner autofratiichen Herrjchaft jtehen die Vorſtände der 
einzelnen Familienkreiſe, die Familienväter. Sie find das Haupt der Familie, 
das Vorbild für die Zöglinge, fie find die Erzieher, Lehrer derjelben, der erjte 
Arbeiter, ihre Väter und Gefährten, die ſtets in ihrem Kreiſe verweilen, mit 
ihnen wohnen, eſſen, jchlafen, arbeiten; fie müjjen für ihre Adoptivfinder die 
lebendigen Vorbilder jein, fie müſſen mit Intelligenz und moraliſcher Kraft 
begabt, mit der Yebensweile und dem Charakter ihrer Zöglinge vertraut, umd 
von der Ueberzeugung durchdrungen jein, daß von einem wohlthätigen Einfluß 
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auf das Gemüth ihrer Kinder die gründliche Bellerung abhänge. Ihren 
Beruf ſchildert Wichern in einem Berichte über das Rauhe Haus mit fol: 
genden Worten: „Die Schaar der Brüder fteht gewöhnlih nur da im 
leinenen Kleide des Handwerfers oder Yandmanns, mit Hobel oder Spaten, 
unter den Kindern emjig bejchäftigt, um fie das Arbeiten um's tägliche Brod 
zu lehren, wie es im Geiſte des Herrn beichafft werden joll; ebenjo rajch ver: 
wandelt jie ſich wieder in eine Schaar jpielender Kinder, um mit dem Kinde 
Kind zu fein; wieder ebenſo gewandt wendet jie fich lehrend an die Jugend, 
ſie an geiftigen und geiftlichen Schägen zu bereichern, oder erfaßt, brüderlid) 
und väterlich das Yeben der Einzelnen begleitend, die Tiefe des Gemüthes in 
jeeljorgeriichem Zwiegejpräc, das Herz dem Herzen gebend, den Geijt einer 
heiligen Freundſchaft vermittelnd; nicht minder gejchiet tritt fie zur andern 
Zeit wieder mit der Botjchaft des Lebens in die Hütte der Armuth oder im Die 
Werkitätte fremder Meijter, warnend und tröftend, ordnend und ausgleichend, 
den Schwachen eine Hilfe, den Starken im Böfen eine Furcht und verichmäht 
zulegt nicht für die Nacht einfam das Wächterhorn zu tragen, um, was Gefahr 
drohen fünnte für Leib und Seele, abzumehren, bis der Morgen das Arbeits- 
feld wieder für Alle eröffnet und die Stunden des Tages uns mahnend rufen, 
in den Schranken der furzen fojtbaren Zeit die unvergängliche Saat für das 
ewige Yeben zu pflegen.“ 

Auf dieſe Weiſe hat jeder Familienvater einen ganz jelbjtändigen Wirf- 
ungsfreis, alle jind einander foordinirt, und jo werden jene Mißſtände ver: 
bindert, jene Konflikte vermieden, welche jonjt aus einer gleichen Stellung der 
Strafanftaltsbeamten entjpringen; nur in ragen, welche das Wohl der ganzen 
Kolonie berühren, treten fie zur gemeinfamen Berathung zufammen, im Uebrigen 
bandeln ſie jelbjtändig und find nur dem Vorſtande verantwortlich. 

Das Zufammenleben der einzelnen Zöglinge muß jelbit ein familiäres 
fein. Dazu dient Die Pflegebruderjchaft, indem der Familienvater die Braveren 
und Begabteren unter den Kindern ausmwählt, um die weniger Begabten zu 
unterweiſen, wie in einer Familie, wo der größere Bruder den fleineren unter: 
ſtützt; dieſe Pflegebruderichaft, die freilich oft in Pennalismus ausgeartet 
it, fand fich befonders in den Wehrli-Schulen. Daneben fand fic in manchen 
Anftalten die paarende Beauffichtigung jüngerer Zöglinge durch ältere, 3. B. 
in Bächtelen und in der Mädchenanftalt la Pommiere bei Genf. Es iſt dieß 
ein wirffames Meittel zur Erleichterung der Aufficht, möchte aber leicht im ein 
Ihädliches Spionirſyſtem ausarten, das den Beaufjichtigten mißtrauiich macht, 
anftatt in ihm Vertrauen zu erweden. Paſſend erjcheint in legterer Beziehung 
jene Einrichtung im NRettungshaufe zu Bofton, wo Keiner genöthigt werden joll, 
die Fehltritte eines Andern anzugeben, und eine jolche Anzeige nur dann ange: 
nommen wird, wenn augenscheinlich, daß das Gewiljen allein den Angeber treibt, 
während die Anordnung, die es Jedem zur Pflicht macht, den Fehltritt eines 
Andern anzuzeigen, nur jenes ſchmähliche Denunziantenwejen hervorruft, das aus 
Neid, aus Haß, aus Rache dem Andern Schaden zuzufügen jucht. Anders ift es 
mit jener Anordnung, welche unter Maconochie’s Markenſyſtem eingeführt 
wurde, wonach fämmtliche Gefangene einer Abtheilung für den Fehltritt eines 
unter ihnen ſolidariſch verantwortlich gemacht wurden; auf diefe Weile find 
jümmtliche Gefangene interefiirt, die Fehltritte ihrer Genoſſen zu verhindern. 
Anders ift es ferner mit der Einrichtung, daß die Familienväter von Zöglingen 
in der Aufficht umterftügt werden, welche die Kinder ſelbſt zu dieſem Ehren- 
pojten gewählt haben; dieje Zöglinge find die Mittelglieder zwiſchen dem Bor: 
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jteher und den Kindern; Wichern nennt fie Friedensfnaben, und jagt von 
ihnen, daß jie für den Vorjteher ein umtrügliches Kennzeichen fir das Betragen 
der Gewäbhlten hinter jeinem Rücken find; „denn noch nie ijt eine Wahl vor: 
gekommen, die ein Fehlgriff genannt werden fonnte, wiewohl der Vorjteher 
jich ein Veto vorbehalten hat.“ Auch in Mettray werden die Familienchefs 
durch Unterchefs unterjtüßt, die aus ven Werkmeiſtern hervorgehen, und diejen 
find zwei freres aines beigegeben, die von den Kolonen jelbjt aus ihrer Mitte 
gewählt werden; „die Kinder,“ verfichert man, „wählen immer die ausge: 
zeichnetiten und fügen fi) den Ermahnungen und Rathichlägen der von ihnen 
jelbjt gewählten Aufjeher viel Lieber.” Die freres aines fonjtatiren die Ges 
jegesübertretungen, ohne Strafe ausfprechen zu können; dieſe werden in ein 
Buch eingetragen, welches jeden Tag durch den SFamilienchef befichtigt wird; 
fie erhalten, wenn man mit ihrer Aufführung zufrieden tft, eine Gratifitation. 

Außer dem Borjtande und den Familienvorjtänden ijt da, wo Diejelben 
feine landwirtbichaftlichen oder industriellen Kenntniſſe befigen, ein eigenes 
Defonomies und Handwerferperjonal erforderlich, welches die Arbeiten leitet 
und überhaupt den ökonomiſchen und technischen Theil der Gejchäfte bejorgt. 
Sp jteht in Mettray unter dem Familienchef der chef d’ateliers de champs, 
welcher die landwirtbichaftlichen Arbeiten ausführt, über die Arbeit und das 
Betragen der Zöglinge während derjelben dem Familienchef Bericht eritattet 
und fir die Arbeit verantwortlich ült. 

Nicht ohne Einfluß auf die Wirkſamkeit der tolonie ift die Art und Weije, 
in welcher die Ktontrole über die Berwaltung gehandhabt wird. Mag diejelbe 
von dem Berein, welcher die Kolonie gegründet hat, oder vom Staate aus: 
gehen, immer muß dabei die Weberzeugung herrichen, daß der vermwalt- 
enden Perſon ein möglichjt freier Spielraum eingeräumt werden ſolle. Es 
ijt fein Vorherrſchen des Amtseinfluffes wünfchenswerth und find feine jo tief 
ing Detail und ins Kleinliche eingehende Verordnungen empfehlenswerth, Die 
über jede Kleinigkeit einen langen Nachweis und weitläufige Formen erfordern; 
dadurch wird nur die Kraft der Leitung gelähmt, weil fie Wichtiges dem Un: 
wichtigeren bintanjegen muß. In Frankreich ijt diefe Art der Kontrole üblich, 
und die Auffichtsbehörde bejteht dajelbit aus den vom Präfekten Abgeordneten, 
aus einem durch den Bilchof der Diözeſe delegirten Geiftlichen, aus einem 
Mitgliede des Arrondiljements-Gerichtshofes und zwei Delegirten des allge: 
meinen Rathes; die Aufjichtsbehörde über die Mädchenfolonien beſteht aus einem 
Geiſtlichen und vier durch den Präfekten abgeordneten Damen. Die Direktoren 
der Kolonien jelbjt miüljen vom Miniſter bejtätigt werden, die Auffeher und 
Beamten von dem Departements-Präfekten. 

Die hauptfächlichen Mittel, welche der Aderbaufolonie für die Beijerung der 
Sträflinge zu Gebote jtehen, find die Erziehung, der Unterricht, die Arbeit; 
der Zwed, den fich die Kolonie zu jtellen hat, iſt die Beſſerung der Sträf— 
linge; ihr Erziehungsiyftem foll nicht wie Rouſſe au den Naturmenjchen her: 
zujtellen juchen, oder mit den Philanthropiften Brauchbarfeit für die Welt als 
den höchſten Erziehungszwed betrachten, oder mit Kant die Sittlichkeit allein 
oder mit den Theologen die Religiofität allein als Ziel anjtreben; ihre Erzieh— 
ungsweiſe, wie überhaupt jede vernünftige Pädagogif muß all diefe erwähnten 
Zwecke zu einem Lebenszweck vereinigen, und um es furz zu jagen, den Zög- 
ling zu einem guten Menjchen, Bürger und Chriſten machen. Eben weil Bejjer- 
ung ihr Hauptziel, muß fie ihre Thätigfeit individualifiren und der freien Ent: 
widlung der Individualität Raum gejtatten, jchon deßwegen, um das 
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Hervortreten des Charakters zu bewirken und jeine wahre Gejtalt erfennen zu 
können. Eine äußerliche, mechanische Regelung der Yebensordnung joll, wie die 
Inſtruktion für die Strafanftalt Schwäbiſch-Hall bejagt, völlig bejeitigt werden; 
und dazu bieten ja das Familienleben und jeine jchönen Abwechslungen die 
beite Gelegenheit. Es joll nicht auf die äußerliche Legalität, die in feine Be- 
rührung mit den Hausjtatuten und Strafen kömmt, das Hauptgewicht gelegt 
werden; denn es iſt Thatjache, daß die raffinirteften Verbrecher jich am Bejten 
in den Gefängniſſen zu betragen willen. Es ijt vielmehr auf eine aus der 
Wahrheit ſtammende Sinnesrichtung zu dringen; die Pflege der moralifchen 
Kraft durch die Perſönlichkeit der Angejtellten und durch den ganzen Geiſt der 
Verwaltung ift das Mittel, diefe Sinnesrichtung hervorzurufen, und deßhalb 
üt vor Allem der jugendliche Verbrecher zur Erkenntniß jeiner Schuld zu 
bringen und in ihm die Sehnfucht zur Beilerung zu weden. Das möge aber 
nicht durch immerwährende Bearbeitung der Seele mit dem Drängen auf ger: 
uirihung zu erreichen gejucht oder durch übermäßige Strenge erzwungen wer: 
den. Man ift jehr geneigt, das Prinzip der Strenge vorwalten zu laſſen, 
weil man mit einem jo hartnädig widerjtrebenden Stoffe zu thun hat. Aber die 
Strenge it nur da von Werth, wo es gilt, das bereits Erreichte feitzuhalten, die 
bereits erzielte Bellerung zu erhalten und fortzuleiten. „Aber dem verwahr: 
loften Menjchen gegemüber,“ jagt Ehrenfeuchter (die praftiihe Moral: 
tbeologie, vgl. Hänell, das Syitem der Gefängnißfunde. 1866), handelt e8 
ih vor Allem darum, das Gefühl des Menfchjeins ihm wieder zu geben, ihn 
aus der Meinung zu reißen, daß jein Dafein ein zufälliges und vergebliches 
ſei; daß es deßhalb ein Allen verhaßtes jein müſſe. Es handelt fich darum, 
ihn aus dem Bann einer bewußten oder unbewußten Erbitterung gegen allen 
wirklichen und ſittlichen Beſtand zu löſen. Den Wildling befremdet, ja er— 
ſchüttert die Begegnung der Liebe, ſie bricht den Widerſtandsſinn gegen Sitte 
md Ordnung, gegen die ganze Weberlieferung der Bildung. Natürlic ann 
von einem ausjchließlichen Gegenjag von Strenge und Liebe nicht die Rede 
fein; es frägt ſich nur, was als das Erjte voranjtehe, man möchte jagen, welcher 
Farbenton gleichjam in dem Bild der Erziehung, ob der der Strenge oder der 
Liebe mehr hervorſtehe.“ 

Alſo nicht zu große Strenge, vielmehr liebevolle Behandlung! Dadurdy ge: 
winnt man das Vertrauen der jungen Leute, um dann mit um jo jichererem Er— 
jolge die fittlichen und religiöfen Keime in ihnen pflegen zu fünnen. Die Er: 
fahrungen der Direktoren aller Rettungs- und Strafanjtalten betätigen den 
Sag, daß die Vertrauensgewinnung ein vorzügliches Mittel der Bellerung 
bilde. „So lange e8 mir nicht gelungen ift,“ bemerkte Thomas England, der 
Kaplan zu Parkhurſt zu Würth (die neuejten Fortichritte des Gefängnißweſens, 
S. 154), die Neigung und das Zutrauen diefer Jungen zu gewinnen, jo daß 
fie jelbjt mich als ihren Freund und Wohlthäter betrachten, jo lange ijt an 
eine erfolgreiche Einwirkung auf fie nicht zu Ddenfen.“ Die Direktion von 
Ruyſſelede bemerkt in ihrem Berichte von 1855: „Die Direktion hat als Brinzip 
an die Stelle des Zwanges jo viel als möglich die Freiheit und das Ber: 
frauen zu jegen. Die Kolonen find frei, alle Thore jtehen ihnen offen, fie 
gehen frei auf allen Punkten herum.“ Als Folge diefer Behandlung wird 
der Geiſt der Solidarität gerühmt, der die Kolonen bejeele. Wichern 
weiß gar rührende Gejchichtchen aus feinem Rauhen Haufe zu erzählen, 
* — Knaben dadurch beſſer gemacht, daß er ihnen Vertrauen 
geſchenkt. 


Diejes Vertrauen kann dadurch bewiefen werden, daß man den Zöglingen 
die Wahl von Auffehern aus ihrer Mitte jelbjt überläßt; ein von dem Bor: 
ftand aus der Reihe der Zöglinge genommener Auffeher kann, weil fie in ibm 
nur einen vom Vorjtande beftellten Spion erbliden, nie das AZutrauen der 
Kinder gewinnen; wenn dagegen der Borftand die Wahl des Aufjehers den 
Böglingen jelbjt überläßt, indem er ihnen das Vertrauen jchenft, daß fie jo 
gut wie er den Würdigſten wählen können, jo find fie bejtrebt, wie dieß die 
Erfahrung gezeigt hat, dieſes Vertrauen zu rechtfertigen. Eine Art Vertrauens: 
bezeugung liegt darin, daß der Borftand den Strafausjpruch für alle Eleinen 
Vergehen einem von den Zöglingen aus ihrer Mitte gewählten Gerichte, einer 
Art Jury anvertraut, wobei er fih das Milderungs: und Beltätigungsrecht vor: 
behalten kann. Würth verfichert, daß bei diefem in Mettray beobachteten Ber: 
fahren der Ausſpruch der Zöglinge meiſt eber zu jtreng als zu machlichtig ſei. 

Es gibt gewilje Momente, wo das Gemüth des Sträflings bejonders 
empfänglich ift für eine liebevolle Behandlung, die ihm mit Vertrauen ent 
gegenfommt. Ein jolcher Zeitpunkt ift der der Einlieferung in die Anſtalt, 
wo der Sträfling noch voll ijt von den jchmerzlichiten Eindrüden, vielleicht 
von tiefem Heimweh, von jchmerzlicher Erinnerung an befümmerte Eltern er: 
füllt ift. Durch eine zu feinem Herzen sprechende Anrede kann in folchen 
Augenbliden Das ganze Vertrauen des Sträflings gewonnen werden. 

Die Erziehung follte nicht zu jehr auf Erwedung des Ehrgefühls, auf 
die ſtraffe Anſpannung des Ehrgeizes und Eitelfeitsfinnes berechnet jein. Man 
jucht zwar dadurch den regen Wetteifer für Sinn und Ordnung, für Fleiß 
und Folgſamkeit zu beleben, aber man erzeugt dadurd) leicht Eitelkeit, Selbjtüber: 
hebung, Neid und Haß. 

Die religiöje Belehrung der Sträflinge, die für den Beſſerungszweck jo 
ungemein wichtig ift, muß jo ungeziwungen als möglich gehandhabt werden; 
eine Ueberfüllung mit dogmatischem Lehrſtoff, eine Ueberfütterung mit unver: 
ftändlichen Sprüchen, ein Aufdrängen von lebloſen Formeln, ein Drängen auf 
Zerknirſchung kann hier nichts fruchten. Am Bejten fann man bier in Form 
der Unterredung und des Beifpiels wirken. Als jolche Beilpiele dienen, wie 
Wichern und die Direktoren von Mettray bezeugen, die bibliiche Gejchichte 
und moraliihe Erzäblungen. Demeg verwendet an jedem Sonntage eine 
Stunde dazu, feinen Zöglingen einen Vortrag zu halten, welcher irgend eine 
Lehre der Moral im leicht faßlichem Gewande darjtellt und fie durch Erzähl: 
ungen und Schilderungen von Charakterzügen erläutert. 

Die landwirtbichaftliche Bildung joll zwar die Hauptjache fein, welche 
der Yeiter der Kolonie ins Auge fallen muß; damit dieſe Ausbildung aber nicht eine 
bloße Dreſſur werden joll, muß fie auf Grundlage eines gediegenen Unterrichts 
jtattfinden. Doch follte hiebei der Grundfat beobachtet werden, den theoreti- 
ichen Unterricht dem praftifchen unterzuordnen, indem man während der Arbeit 
unterrichten läßt, joweit dies thunlich it, ohne die Aufmerkſamkeit zu ftören. 
Fellenberg ließ den Elementarunterricht eigentlich) nur Sache der Erhol: 
ung fein, auh Wichern fand im Sommer 2, im Winter 3 Stunden täglich für 
Keen, Rechnen, Schreiben, Gefang und Katechismus für hinreichend, dem Zög— 
ling zu diefen Kenntnifjen zu behelfen, indem er dem eigenen Eifer feiner Zög— 
linge es überließ, jich weiter zu unterrichten. 

Um die Kinder an das Landleben zu fejleln und ihnen Xiebe für den 
Aderbau einzuflößen, follten fie nicht als bloße Taglöhner betrachtet und 
nicht mit der bejchwerlichiten Seite des Aderbaues vertraut gemacht werden; 





64 A. Flärl: Die Aderbau-Straftolonien 


und die Fürſorge für die entlajjenen Sträflinge. 65 


vielmehr müfjen fie den Werth und die Vortheile desjelben fennen lernen, 
jeine angenehme Seite inne werden und ihren Verſtand und ihr Gemüth dafür 
interefliren. Deßhalb iſt es bejonders wichtig, den praktiſchen Lehrfurjus in 
der Landwirtbichaft durch einen theoretifchen zu ergänzen, welcher die Grund: 
Jäge der Landwirthichaft, joweit fie für den Landmann nothiwendig und paljend 
find, zum Gegenjtande wählt. Während der Feldarbeit ſelbſt fann dieſer 
Unterricht zwedmäßig ertheilt werden, indem der Lehrer an die Arbeit, die fie 
eben ausführen, die nöthigen Belchrungen in leicht faßlicher Form fnüpft In 
Mettray hält der für den Ackerbau aufgeſtellte Chef einen theoretiſch-praktiſchen 
Kurs in der Landwirthſchaft, an welchen die chefs d'ateliers de champs, 
die Zöglinge der Werkmeiſterſchule und die Kolonen Theil nehmen; er führt 
einmal in der Woche jeine Zöglinge auf das Feld, um fie die Anwendung 
jeder Operation auf dem Boden zu Lehren. 

Die Gegenftände, welche der Unterricht in der Aderbaufolonie wählt, find 
außer der Landwirthichaft und dem nöthigen Unterricht in anderen gewerblichen 
Arbeiten, 3. B. in der Anfertigung landwirthichaftlicher Geräthe 2c., Natur: 
gefchichte, ferner die Gegenftände guter Elementarichulen: Leſen, Schreiben, 
Rechnen, Kenntniß der vaterländiichen Sprache, Gejchichte und Geographie. 
Zeichnungsunterricht wäre für diejenigen nothwendig, die fich gewerblichen Be: 
ihärtigungen widmen, Unterricht im Geſange und in der Muſik dagegen könnte 
wie in Mettray und Ruyſſelede als Mittel der Auszeichnung betrachtet werden. 
Uebrigens jollte man, wie Ellero (i mezzi pilı atti al miglioramento dei 
earcerati. 1862) bemerkt, den Sträflingen „den ſüßen Erguß des Gejanges 
rie verwehren“, den auch Wichern für ein vorzügliches Mittel der Beſſer— 
ung erklärt. 

Der Unterricht wird auch durch ziwedmäßige Belehrung jene jozialen Bor: 
artheile zu bejeitigen fuchen, welche bei den niederen Klaſſen als eine Quelle 
häufiger Verirrungen ericheinen, und woraus die jogenannten ländlichen Ver: 
eben ihren intellektuellen Urfprung herleiten, z. B. jene Forſt- und Feldfrevel, 
welche von dieſen Klaſſen nur ala unjchuldige Dinge angejehen werden; im 
iländiichen Gefängnifje zu Mountjoy wird Ddiefe Art des Unterrichts zweck— 
mäßig in andere Lehrgegenftände bei ſich darbietenden Gelegenheiten ein: 
geflochten. 

Paſſend unterſtützt und ergänzt wird der Unterricht durch eine kleine 
Bibliothek, welche freilich nicht, wie dieß Leider im Auburn'ſchen Gefängniß der 
all it (Bauer, der Gewerbebetrieb in den Strafanftalten, S. 109), Romane 
und Näubergejchichten enthalten darf, fondern wie in Mettray, wo die Benüß- 
ung der Bibliothek ald Belohnung gejtattet ijt, Schriften moralijchen und be— 
lehrenden Gegenjtandes. 

Was die Art der Ertheilung des Unterrichts anlangt, jo verfichern ung 
die Direktoren von Mettray, daß die Ertheilung des Landwirthichaftlichen Unter: 
richts in Form von Frage und Antwort die günftigften Reſultate hervorrufe. 
In der That feilelt diefe Methode die Aufmerkſamkeit der Zöglinge in hohem 
Grade und weiß den Lehrjtoff anziehender und anregender zu machen, fie jollte 
daher überall, wo dieß thunlich, angewendet werden. Abjprechend dagegen urtheilt 
man in Bezug auf eine andere Vehrmethode, die des wechjeljeitigen Unterrichts. Die 
Vorftände von Mettray äußern ſich darüber in folgender Beife: „Dan kann 300 
Kinder in einem Saale verfammelt zu gleicher Zeit leſen, jchreiben und rechnen 
(ehren. Dieß ift der Triumph des gegenjeitigen Unterrichts, welcher vermittels 
eines fünjtlichen Getriebes gejtattet, den Unterricht fortzupflanzen und eine große 
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Zahl Kinder plöglich von einer Uebung zur andern überzuführen. Die An 
wendung diefer Lehrart bietet jedoch einen erheblichen Uebeljtand dar; der 
Einfluß des Lehrers verſchwindet faſt ganz, die Schüler gehorchen mehr feiner 
Pfeife als feinem Worte, denn die Moniteurs find es, die den Unterricht er: 
theilen. Der Lehrer verliert daher einen Theil feiner Würde, er wird gleid; 
ſam zum erjten Auffeher der Klaſſe, welches um jo nachtheiliger für unjere 
Niederlafjung wäre, da Die Geiftes⸗ und Herzenseigenſchaften unſeres Schul— 
lehrers uns in ihm einen ausgezeichneten Gehülfen finden ließen. In unſerer 
Anſtalt ſoll der Schulunterricht als ein weſentliches Mittel betrachtet werden, 
die Sittlichkeit der Kinder zu fördern. Der Lehrer muß daher jedes einzelne 
kennen, in fortwährender Berübrung mit demſelben ſtehen, er muß uns behülf— 
lich ſein, den Geiſt unſerer Zöglinge zu erleuchten, deren böſe Neigungen und 
Vorurtheile zu bekämpfen, und die Eindrücke ihrer erſten Jugend zu tilgen. 
Unmöglich kann der Lehrer dieſen Pflichten in einer zahlreichen Klaſſe nach— 
fommen, wo alle Schüler zugleich oder an der Tafel oder im Kreife jtehend 
zu jprechen gezwungen find. Uns hat daher die Nothwendigfeit eingeleuchtet, 
die gegenfeitige Unterrichtsweife mit der des gleichzeitigen Unterricht3 zu ver: 
binden, welch lettere auf eine geringere Anzahl Schüler unter der Leitung 
fäbiger und gewiljenhafter Lehrer angewendet wird. Unſere Zöglinge find für 
den Schulunterricht ebenjo abgetheilt, twie für die anderen Arbeiten und Ber: 
richtungen. Die ganze Berfaflung unjerer Anfiedlung und deren fittlicher Ein- 
fluß beruhen auf dem von ums eingeführten Familienſyſtem. . . . . Wir finden 
das Mittel, beide Lehrarten zu verbinden, indem wir den Unterricht in jedem 
Saale durch den Ober: und Unteraufjeher der verichiedenen Familien ertheilen 
lichen.“ Die begabteften Zöglinge werden zu Moniteurs ihrer Kameraden 
gewählt, man ertheilt ihnen Unterricht und Belohnungen. 

Die gejonderte Ertheilung des Unterrichts in den einzelnen Familien it 
viel empfehlenswertber, als diejenige Lehrweiſe, die alle Zöglinge zumal an einer 
Unterrichtsjtunde Theil nehmen läßt. Dadurd allein ijt e& möglich, dem Ein: 
zelnen jene bejondere Aufmerkjamfeit angedeihen zu Lafien, deren er bedarf, und 
dadurch geichieht auch nicht der yamilieneinrichtung Eintrag. Damit kann dann 
immer noch das Syſtem des mechjelfeitigen Unterricht3 verbunden werden, in: 
dem man Die Begabteren zur Unterjtügung der minder Begabten auswählt. 
Diejes Syſtem des ergänzenden Schulunterrichts, das monitorial system, 
iſt in Irland auf die jugendlichen Gefangenen angewendet worden. Das Re: 
jultat diejer im Jahre 1857 getroffenen Einrichtung wird außerordentlich ge: 
rühmt; das gegenjeitige Eraminiren und gemeinjchaftliche Wiederholen des 
Gehörten trage dazu bei, dem Erlernten den nothiwendigen Grad der Feſtigkeit 
zu geben, die möglichen Gefahren verjchwänden im allgemeinen Wetteifer des 
Lernens.) 

Neben dem Unterricht ijt die Arbeit jelbjt das wichtigjte Erziehungs— 
mittel. Die Zöglinge dürfen nie müſſig, nie fich jelbft überlaſſen, nie unbeob: 
achtet jein; michts iſt jchädlicher als Beichäftigungslofigkeit und Langeweile, 
die breite finnliche Grundlage ihrer Natur fordert fortwährende Beichäf- 
tigung, wenn fie im gehörigen Gleichgewicht bleiben fol. Daher muß die 
Arbeit jo geregelt jein, daß der Sträfling jeden Augenblick bejchäftigt und 
verhindert ijt, fi) der Ueberwachung zu entziehen; und dieß wird nur durch 
bie Familieneinrichtung möglich. Um die Langeweile zu vermeiden, die aus 
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dem Einerlei derjelben Beichäftigung entipringt, jollte ein Reglement für jeden 
Tag umd jeden Zögling eine andere feinen Kräften angemefjene Arbeit beſtimmen. 
Die Arbeiten find derart zu vertheilen, daß Jeder während einer beſtimmten 
Zeit mit einer und derjelben Arbeit bejchäftigt ift; nach diefer Zeit ijt aber 
eine neue Bertheilung vorzunehmen. So kann am Sonntag für die ganze 
Woche der häusliche Dienſt vertheilt werden, der im Waller: und Holztragen, 
im Reinigen der Zimmer ꝛc. bejteht. Dieje Ordnung des Aemtchenwechſels 
bat jich in den jchweizeriichen Aderbauajylen jehr gut bewährt und Glieder: 
ung, Ordnung, Stetigkeit in den Kinderhaufen gebracht. 

Was die Verdingung der Straffolonijten an Privatperjonen betrifft, jo 
it zwar die Berpachtung der Arbeitskräfte an einen oder mehrere Land: 
wirthe jehr bequem für die Verwaltung, denn es wird ihr die Sorge 
für Anschaffung der Arbeitswerkzeuge und die Kontrolirung der Sträflinge 
abgenommen, allein fie iſt verwerflih vom polizeilichen und jittlichen Zu— 
ftande. Der Unternehmer wird die Arbeitskräfte der Zöglinge ohne Schon 
ung und bis zur Erjhöpfung ausmugen; ihre intelleftuelle und moralijche Er: 
ziehung wird ihm um jo mehr eine verhaßte Nebenjache fein, je mehr dadurd) 
an Arbeitszeit verloren geht; bei der Auswahl feiner Werfmeijter wird er mehr 
auf deren Gejchiclichkeit und Eifer, als darauf jehen, ob fie jich für den Um— 
gang mit Sträflingen eignen. 

Mit Recht bejtimmt das franzöfiiche Gejeß (vgl. Barban et Calvo): 
„Die Direktoren der Kolonien dürfen jugendliche Gefangene nicht für Lohn an 
Privatperfonen zur Verrichtung landwirthichaftlicher Arbeiten verdingen, außer 
in dringenden Fällen mit Ermächtigung des Miniſters oder Präfekten.“ Die 
Kinder, die auf diefe Weile aus der Anjtalt abgegeben werden, dürfen mur 
einen jehr Kleinen Theil des Aktivſtandes repräfentiren; fie werden unter den: 
jenigen ausgewählt, welche ſich durch eine gute Aufführung auszeichnen und 
unter die Kontrole eines Aufjehers geſtellt. Ebenjo wenig dürfen die Kinder 
Privaten für die Ausführung imduftrieller Arbeiten zur Dispofition gejtellt 
werden, außer für dringende Arbeiten mit Genehmigung des Minijters oder 
Präfekten. 

Auch ſoweit induſtrielle Arbeiten in der Ackerbaukolonie ausgeführt werden, 
empfiehlt ſich die Fabrikation auf eigene Rechnung, ſchon deßwegen, weil dieſe 
Arbeiten mehr zur Deckung des Hausbedarfs dienen ſollen. Dieſe Einrichtung 
bürdet zwar der Verwaltung das Riſiko des Unternehmens und mannigfache 
Mühen auf, allein ſie verhindert jede nachtheilige Einmiſchung in die Ordnung 
und Disziplin der Anſtalt. Die Fabrikation ſollte nicht ausgedehnt werden 
auf den Verkauf der gefertigten Waaren, denn die Kolonie joll nur zur Ded- 
ung der nothmwendigen Bedürfnijje jolche Arbeiten einführen. 

Ein jehr wichtiges Erziehungsmittel ift es, den Zöglingen ein bobes 
gIntereſſe an der zu verrichtenden Arbeit einzuflößen. Es handelt ſich darım, 
jie zur Selbitverantwortlichfeit zu erziehen. Die Zwangsarbeit an und für 
ſich it noch nicht im Stande, fie zu Eifer und Thätigfeit anzuſpornen; Die 
Arbeit, die auf Rechnung der Anjtalt gejchieht, ift nicht im Stande, ihre Selbſi⸗ 
derantwortlichtei auszubilden. Der Erzieher wird daher, wie Riecke richtig 
bemerkt, vor Allem damit beginnen, ſeinen Pfleglingen heilweiſe den unmittel— 
baren Genuß ſeiner Arbeit verſchaffen, er wird die Arbeit und den Genuß 
in ein ſolches Verhältniß bringen, daß in den Einzelnen das Gefühl der Selbſt— 
ändigfeit errvacht, das Bewußtjein, daß angejtrengte Arbeit und Entbehrungen 
der ficherfte Nußen für das bürgerliche und leibliche Fortkommen find, der den 


68 A. Flärl: Die Aderbau-Strajtolonien 


Menjchen vor der tiefen Erniedrigung des Bettelns und Stehlens zu ſchützen ver: 
mag. Es handelt ſich daher darum, den jungen Sträfling in den unmittelbaren 
Genuß feiner Arbeitsprodufte zu jegen, um ihm den Sinn für diefen Genuß beizu: 
bringen, in der Art, daß er jeine jelbit gewobene Leinwand, feine jelbjt gejtridten 
Strümpfe, jeine jelbjt gefertigten Schuhe trägt, die Ernte der von ihm jelbit 
bebauten Grundjtüde vor ſich ſieht. Man gejtatte jedem Einzelnen ein be 
fonderes Eigentum und mwede dadurd das ihm abhanden gefommene Gefühl 
der Heilighaltung fremden Eigenthums. Dean behandle fie nicht ala Tag: 
löhner, denn Kon handeln fie als folche und bekümmern ſich nicht, ob fie an 
einem QTage wenig oder viel leijten. Man gebe jedem ein Stüdchen Feld zur 
eigenen Bebauung, daran mag er die Strafe für jeine Faulheit und den Kohn 
feines Fleißes ernten. Auch Ducpetiaur hat in feinem Berichte an den 
Minifter über die Reorganifation der belgiichen Armenkolonien empfoblen, den 
jungen Koloniften einen Theil des Terrains zur eigenen Bearbeitung abzutreten. 
Die Fernhaltung alles Sondereigenthums läßt eine bedeutende Lücke in der 
Erziehung, fie entjpricht durchaus nicht dem wirflichen Leben. Die jungen 
Leute fommen zu einem Alter, das jich der Mannbarkeit nähert, ohne recht zu 
willen, wie man erwirbt, und wie man das Eriworbene verbraucht. Die Unter: 
drüdung aller Selbitverantwortlichkeit, aller jelbjtändigen Sorge fann nur 
Ihädlich wirken. Wie joll der Sträfling nad) jeiner Entlaſſung vedlich er: 
werben und das redlich Erworbene richtig erhalten und gut gebrauchen, wenn 
er bis zu feinem Mannesalter nur für Rechnung einer Anftalt, nicht für feine 
eigene Rechnung gearbeitet hat? Es joll in der Kolonie nicht der Anjchein 
eines negativen Glüdes, die Ruhe eines vegetivenden Daſeins ohne Sorge für 
das Morgen, ohne Hoffnung auf die Zukunft, jondern ein dem wirklichen Leben 
entſprechendes Dajein mit der jelbftändigen Sorge für die Zukunft geboten werden. 

In diefer Beziehung verdient das Markenſyſtem Maconochie's unjere 
unbedingte Anerkennung, es erzieht den Sträfling zur Selbjtverantwortlichteit, 
indem es jogar die Strafzeit von der geleifteten Arbeit abhängig und ihn durch 
die fürzere oder längere Dauer derjelben für jein Thun verantwortlich macht; 
nur dadurch ift es in Einfeitigfeit ausgeartet, daß es die Arbeit allein ala Maß— 
tab anlegt. 

Wo es nicht möglich ijt, den Sträfling unmittelbar in den Genuß jeiner 
Arbeitzleiltung zu jegen, jollte es ihm nicht verwehrt werden, jich durch vor: 
züglichen Fleiß einen Sparpfennig zu verdienen. Es verurjadht dieſer Yohn 
des Fleißes ziwar eine größere Belajtung der ohnehin ſchon überbürdeten An 
jtaltsfajie, aber dieſe Mehrausgabe dürfte leicht aufgeiwogen werden durch 
das größere Maß des Eifers und der Anjtrengungen, welche durch das Be: 
lohnungsſyſtem hervorgerufen wird, und durch den moralifchen Vortheil, den 
e8 gewährt. „Denn die Eleine, ſich mehrende Summe, welche die Fleißigen 
im Depofitorium der Anftalt für ſich aufbewahrt willen, der Heiz des gejeb: 
lien, jauer erworbenen Eigenthumes, hält fie mit unfichtbaren Banden.“ 
Ueberdieß erleichtert der jo gefammelte Sparpfennig das Auskommen des ent- 
lafjenen Sträflings ungemein und verftopft auf diefe Weiſe jelbit eine Hanpt: 
quelle der Verbrechen. Freilich muß der Lohn jelbjt im Verhältniſſe jteben 
zur geleifteten Arbeit, in der Art, daß das höhere Maß des Lohnes der 
Mehranjtrengung entipricht; zugleich jollte die Bewilligung des Lohnes von 
dem guten jittlichen Verhalten des Sträflings abhängig gemacht werden. Aller: 
dings wird die Bewilligung eines Lohnes in einer landwirthichaftlichen Kolonie 
für junge Sträflinge, die ohnehin nur wenig leijten fünnen, auf bedeutende 
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Schwierigkeiten ftoßen, aber ganz follte das Syitem der Belohnung nicht fallen 
gelajien werden, der Weiz eines, wenn auch noch jo Kleinen Verdienſtes wird 
auch bier jeine ummiderjtehliche Macht über das jugendliche Gemüth ausüben 
und viel beitragen, dem jungen Sträfling das Gefühl der Selbjtverantwortlic)- 
feit einzuflößen. Die Belohnung kann gewährt werden in Form eines Weber: 
verdienjtes über das vorgeſteckte, vorjchriftsmäßig zu liefernde Arbeitspenjum 
oder in Form eines Taglohnes; erjteres iſt freilich in der Landwirthſchaft nicht 
anwendbar. 

Die Arbeit joll zwar angeftrengt fein, damit fih am Schluß des Tages 
der Sträfling müde niederlegt und die Müdigkeit, der „Schußengel eines guten 
Schlafes“ ihn vor böfen Gedanken und Laſtern bewahre; aber fie follte mit 
Erholungsftunden abwechjeln. Gymnaſtiſche Uebungen und Spiele jollten 
bauptfächlich die Mittel bilden, den Geiſt zu zerjtreuen und die nöthige Ab- 
wechslung zu bieten. In Mettray werden die Nachmittagsitunden des Sonn: 
tags zu Turnübungen unter Leitung eines eigenen Turnlehrers verwendet, 
das Turnen wird dort als Beitandtheil der Erziehung betrachtet und alle 
Kolonen nehmen daran Theil nad) ihrem Alter und ihren Kräften. Auch Feuer: 
wehrübungen knüpfen fich daran, und die Gewandtheit und Behendigfeit, welche 
jie den Zöglingen zu eigen machen, hat ſchon mehrfach bei Bränden in der 
Nachbarſchaft erhebliche Dienſte geleijte. Die gymnaſtiſchen Uebungen dienen 
nicht bloß zur pajjenden Ausfüllung der Sonmntagsjtunden, jondern auch zur 
Entwicklung der Körperfräfte, und es wird verfichert, daß die Züglinge, Die 
fait alle an Haut- oder Drüfenfranfheiten litten, in Folge diefer Uebungen 
geſund find. „Einen ähnlichen Erfolg,“ jagt Ducpetiaur, „hat bei ung 
die Beſſerungsanſtalt St. Bernard bei Antwerpen herausgeitellt. Der Gejund- 
beit3zuftand der Gefangenen hat jich fichtbar gebejjert, feitdem Turnübungen 
djelbit eingeführt find, die Zahl der Kranfen hat jich um mehr als die Hälfte 
vermindert umd einige Kinder, welche für unheilbar gehalten wurden, find tie 
dur ein Wunder dem Dajein wiedergegeben.“ 

Zu den Mitteln der Erholung find auch die Feſte zu rechnen, die zur Er: 
imerung an ein bejtimmtes Ereigniß, 3. B. an die Gründung der Anjtalt, oder 
an hohen firchlichen Feiertagen, 3. B. Weihnachten begangen werden. So unbe: 
deutend auch dergleichen ?Fejte dem fremden Beobachter zu fein jcheinen, ſo üben 
fie doch entjchieden wohlthätigen Einfluß aus. Das wird uns duch Wichern be: 
beitätigt, welcher jede Familie am Samjtag Nachmittag abgejondert zu fich 
fommen läßt und dann Alles zur Sprache bringt, was dieſe 12 Zöglinge 
während der Woche durchlebt haben, ihre Arbeit beipricht und einen Arbeits: 
plan für die künftige Woche mit angemeliener Theilnabme der Zöglinge jelbit 
entwirft, eine Art zFriedensgericht hält, in welchem Zänfereien ausgeglichen 
werden. „Wichtiges und Umwichtiges, Inneres und Meußeres, Erfahrungen 
bei der Arbeit, wie beim Unterricht, Wünfche und Bitten, Gegemwärtiges und 
Zufünftiges, Hoffnungen und Befürchtungen, Erlebnijje unter einander und mit 
Erwachjenen, werden bier in bunter Reihe von den Kindern jelbjt zur Sprache 
gebracht. Selbitanflage, Bekenntnijie, Schlichtung von Streitigfeiten, Unter: 
uhungen von Unrecht bringen Alles an’s Licht, was bis dahin verloren ge: 
weien. Der Standpunkt jedes Einzelnen wird dabei von jelbit offenbar. Selten, 
daß einer unluſtig zu dieſer Unterhaltung erſchien, jedesmal aber geht Alles 
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mittelbarjten jene jpezielle Sorge im Haus anjchließt, die den Einzelnen aufs 
Beitimmtefte berücichtigen und in feinem Gang ununterbrochen verfolgen kann.“ 
An dieſe wöchentlichen Unterredungen fnüpfen fih danı im Rauhen Haufe 
Konferenzen mit den Familienvorſtänden. — Auch Mettray hält jolche möchent: 
liche Feſte, die aber bier den dem franzöjiichen Geiſte eigenthümlichen Pathos 
annehmen. Es wird nämlich am Sonntag eine distribution de la justice, 
eine öffentliche Vertheilung der Strafen und Belohnungen, in einer Oeneral: 
verfammlung der Kolonen unter dem Vorjige des Direktors abgehalten; hier Lieit 
derjelbe den Bericht des Familienchefs über das Betragen der Zöglinge vor, 
ertheilt Belohnungen und Ermahnungen, legt Strafen auf, gibt Neuigkeiten von 
ausgetretenen Kolonen befannt, Liejt ihre Briefe vor, benützt die Umftände und 
Ereignijje, um den Zöglingen ihre Pflichten ins Gedächtniß zurüdzurufen. 

Die Sonntage fünmen auch zum Empfang der Bejuche von Eltern, Ber: 
wandten und VBormündern benügt werden. Doc ijt hier, ſowie bezüglich der 
KKorrefpondenzen der Kinder mit ihren Familien immer eine gewijje Zurüdhalt: 
ung zu beobachten und Bejuche und Korrejpondenzen nur dann zu gejtatten, 
wenn nicht zu befürchten iſt, Daß diejelben zu unlauteren Zwecken mißbraudt 
werden. Alle Beziehungen der Eltern zu ihren Kindern find jorgfältig zu 
überwachen, und man lajje e8 den Eltern ſelbſt merken, daß man ihnen miß— 
traut. In Mettray dürfen die Kinder einmal im Monat mit ihren Familien 
forrejpondiren, die Korrejpondenzen aber müſſen ſich jeder Anfpielung auf die 
Disziplin der Anjtalt enthalten. Bejuche dürfen nur vier Mal im Jahre jtatt: 
finden und müjjen von Aufjehern überwacht werden. 

Wie dieje, feineswegs erichöpfenden Bemerkungen zeigen, ijt die Haus: 
ordnung von großer Bedeutung für das innere Leben der Straffolonie, in ihr 
drüct fid) der Geijt aus, welcher die Verwaltung bejeelt, und in ihrer Durd: 
führung der Charakter des Borjtandes und der übrigen Angejtellten. Die 
Tagesordnung muß zwijchen Schule und Arbeit getheilt fein, und bei Beſtimm— 
ung derjelben jollen die für die Wedung des Sittlichfeitsgefühles paſſenden 
Zeitabjchnitte ungezwungen mit des Tages Laft und Hitze abmwechjeln. Die 
freien Erholungsitunden find nicht bloß als Körperruhe, fondern auch zur Ber: 
edlung des Sinnes für das Gute und Schöne nothivendig; fie jollten aber 
nicht dazu bemüßt werden, durch Urbeiten während dieſer Zeit ſich etwa einen 
Berdienit zu verichaffen, fondern zur Lektüre vreligiöfer und belehrender 
Schriften, zu Unterredungen moralifchen Inhalts, zur körperlichen Erbolung. 

Wie die Hausordnung den Geift ausdrüdt, der die Verwaltung beſeelt, 
jo prägt ſich der Charakter der Angeftellten in ihrer Durchführung, in der 
Disziplin aus. Es joll, wie Schon bemerkt, nicht militäriſche Zucht geband- 
habt werden, jondern, wie Wichern jagt, Aufgabe der die Disziplin Hand: 
habenden jein, „den Geift jolcher Gerechtigkeit walten zu laſſen, in melden 
beide, theilnehmende Liebe und ummeigerlicher Ernft zu ihrem einander nicht 
widerjprechenden Rechte kommen.“ Es muß in diefer Beziehung dem Vorſtande 
die größte Freiheit gelaljen werden; nur einige allgemeine Prinzipien, am die 
jich der VBorjtand unweigerlich halten muß, find jchon von vornherein zu ſtatu— 
iren, jo joll vor Allem die förperliche Züchtigung unterjagt werden; die 
Dienjtordnung von Ruyſſelede vom Jahre 1852 3. B. unterfagt die körper: 
lihe Züchtigung und jchärft den Aufjehern ein, die Zöglinge mit Menic- 
lichfeit und Milde zu behandeln. Wille itrafichärfenden Zuthaten, die ledig: 
lich darauf berechnet find, dem Sträfling die Strafe recht abjchredend zu 
machen, jollten wegfallen, 3. B. unzureichende Koft, hartes Lager, Ketten, 
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Dunfelarreft, und an deren Stelle Mittel treten, die anregend auf den inneren 
Menjchen wirken, 3. DB. zeitweife Entziehbung der Arbeit, der Bücher, des Um: 
ganges mit Gefährten, des Spieles, der Erholungsftunden, die Einjchlief- 
ung in eine Zelle, die Entziehung gewiljer Vertrauensdienfte u. j. w. Die 
Zelle wird in ausgedehntem Maßſtabe in Mettray angewendet, es bejteht 
bier ein bejonderes Zellengefängniß, die Bellenbewohner fünnen dem Gottes: 
diente beiwohnen, ohne ihre Zelle verlaffen zu müſſen, erhalten Bejuche 
vom Geiftlichen umd Lehrer und werden mit angemefjenen, ihre Körper: 
fräfte ftarf in Anſpruch nehmenden Arbeiten, wie Holzipalten, Nagelköpfe: 
ihlagen ꝛc. beſchäftigt. — Auch die Iſolirung in einer Zelle jollte nur 
auf kurze Zeit verfügt werden. Bebarrliche Widerſpenſtigkeit und Faulbeit 
jollte nicht mit jolchen Fünftlichen, meiſt wenig fruchtenden Strafen belegt wer: 
den, jondern eine längere Daner der FFreiheitsentziebung, welche die Beier: 
ungsmittel der Kolonie länger anzuwenden geftattet, nach ſich zichen. So kann 
in ‚sranfreicy bei großer Unmoralität und jchlechter Aufführung von der höheren 
Behörde die Zurüdjendung in die Bentralanjtalt (reintegration) angeordnet 
werden, jo daß ein folcher reintegre nicht mehr in die Kolonie zurückkehren 
fann, oder es kann nach Artikel 10 des Geſetzes vom 5. Auguft 1850 durch 
den Minifter die Transportation in die Gartenbaufolonie St. Antoine auf 
Korfifa verfügt werden, wo der Sträfling wenigſtens nod eine Strafzeit von 
18 Monaten zu bejtehen bat. Umgekehrt jollte tadellofe, von innerer Beſſer— 
ung zeugende Aufführung Verkürzung der Strafdauer mittel3_ proviforischer 
sreilafjung nach ſich ziehen. Die Strafe der Nahrungsentziehung iſt für 
Kinder und zumal jchwächliche, meiſt mit Krankheiten, die von jchlechter Er: 
nährung herrühren, behaftete Kinder ganz unangemejien, das tägliche Nahr: 
ungsmaß iſt ohnedieß nicht von der Art, daß es bei jugendlichem Alter noch 
eine Schmälerung erleiden fünnte, und die Schmälerung der Nahrung bat 
ihon bei erwachjenen Gefangenen jchädliche Folgen.) Umgefehrt jollte aber 
auch nicht als Belohnung die Ergänzung der täglichen Nahrung durd) den 
jogenannten Ehrentiſch geitattet fein. In Mettray hat man das Syjtem der 
bons points eingeführt, kleine vieredige Karten, die den Namen des betreffen: 
den Zöglings und zur Kontrole das Datum des Tages tragen, an welchem er 
fie erhalten; innerhalb der Kolonie haben dieje Karten den Werth von 1 Sous 
und kann der damit Belohnte ſich dafür in der Kantine Kleinigkeiten, wie 
Obſt, Käſe Faufen; Viele bewahren diefe Karten auf und erhalten alsdann 
bet ihrem Abgange den Werth ausbezahlt. „Es ift nicht zu bezweifeln, daß 
es in jehr vielen Fällen eben die Najchluft umd die Begierde nad) Leckereien 
waren, die das heranmwachjende Kind in das DVerderben lodten, und ich muß 
daher der Meinung völlig beipflichten, daß dieſe Belohnungsweije jebt abge: 
geihafft werden joll.“?) Ebenſo unzwedmäßig ift, wie ſchon erwähnt, 
Zöglinge in Bezug auf ihre Sittlichfeit abſtufen zu fünnen vermeint, und 
die nur auf Die Pflege des Ehrgeizes berechnet iſt. Dieß Yeßtere be: 
zwecken auch jene, bejonders in den franzöftiichen Kolonien üblichen Straf: 
md Belohnungsarten, bei welchen dem betreffenden Zögling in einer 
Generalverfjammlung aller feiner Genojjen mit feierlichem Pathos eine fo: 


— 





ES. Marcard, Beiträge zur Gefängnikfunde. 1864. 
., ) David, La Roquette, die Strafanftalt für jugendlide Verbrecher in Paris. (Jahr: 
bücher für Gefängnißkunde. 3. Jahrgang.) 


er. — 


72 A. Flärl: Die Aderbau-Straffolonien und die Fürjorge für die entlafjenen Sträflinge. 


genannte Distribution de la justice abgehalten wird. Dieſes Straf: und 
Belohnungsinitem hat nichts gemein mit innerlicher Beſſerung, es jpekufirt 
bloß auf das Ehrgefühl, damit doch wenigſtens aus Ehrgeiz gethan werde, 
was wegen Mangel des fittlichen Gefühles jonft unterlajjen würde. 
Ueberhaupt jollte man bei Ertheilung der Belohnungen eine gewiſſe Zurüd: 
haltung beobachten und nicht jo freigebig mit denjelben umgehen, daß dadurch 
in den Kindern die Vorjtellung erweckt wird, fie hätten ein Recht auf Belobn: 
ung. Die neuere Pädagogik iſt überhaupt jehr mißgünftig auf Belohn— 
ungen zu Sprechen, und mit Recht. Die Kinder jollen ihre Pflichten er: 
füllen, nicht weil fie Belobung oder Belohnung zu erwarten haben, jondern 
aus Pflichtgefühl; und zumal die Zöglinge einer Strafanftalt müſſen e8 lernen, 
gut zu thun aus Gefühl für Sittlichfeit, nicht wegen der Ausficht auf Lohn. 
ALS Belohnungen könnten höchitens jolche Mittel gewählt werden, welche den 
bereit3 gehobenen Sinn für Ordnung und Sittlichfeit noch zu verjtärfen im 
Stande find, und ſolche Mittel find die Berufung zu bejonderen Vertrauens: 
dienten, Die Weberlaftung eines Fleinen ‘Feldes zur eigenen Bebauung umd 
pefuniäre Belohnungen, die aber dem Sträfling nicht auszuhändigen, jondern 
für die Zeit der Entlafjung aufzufparen wären. Diele Ueberlafjung eines Stüd 
Feldes wurde bejonders in den jchweizeriichen Aderbauafylen ala Belohnungs- 
mittel angewendet; man verkaufte an den Zögling die Ausſaat, und nachher 
faufte man ihm jeine Ernte ab; um fo jchlechter für ihn, wenn er nicht ge: 
wußt hatte, die Ausgaben durch die Produkte zu fompenfiren. Bon diejer Art 
jollten die Belohnungen fein, nicht folche, wie fie in fo vielen Erziehungsan- 
jtalten gebräuchlich ſind, wie der Ehrentich, öffentliche Preifevertheilung zc. 
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Der Richter legt feinem Urtheile nur das konkrete Verbrechen zu Grunde, 
indem er von der objektiven Schwere der Handlung auf die Größe der fub- 
jeftiven Berjchuldung der Perſon fchließt; nur das in concreto vorliegende 
Verbrechen bildet das Kriterium feines Urtheils, indem er die ftrafbare Hand- 
lung umter den unverrücdbaren Buchitaben des Geſetzes ſubſumirt. Damit 
mag zwar der Gerechtigkeitstheorie, welche blinde Vergeltung und Rache für 
das gejchehene Unrecht fordert, Genüge geleiftet fein, aber die Beilerungstheorie, 
welche die fittliche Wiederanfrichtung des Gefallenen verlangt, wird bei ſolchem 
Berfahren zu kurz kommen; denn die Subjektivität des WVerbrechers, der Grad 
jener Sittlichkeit, das Maß feiner moralifchen Verworfenheit bleibt bei dieſer 
Methode ohne allen beitimmenden Einfluß auf den Richterfprudh. Das Straf: 
urtheil Tpricht 2, 3, 4 Monate, 1, 2 Fahre ꝛc. Gefängniß aus, weil das Ge- 
ſezbuch die betreffende Handlung gerade mit diefer Strafe belegt; ob aber 
diefe Zeit genügt, den Verbrecher zu bejiern, das kann der Richter nicht be: 
rücjichtigen und wird es auch faum ermejjen fünnen. Wenn jedoch auf dieſe 
Weiſe das Wirken für die Beljerung des Sträflings genau an die richterlic) 
normirte Strafzeit gebunden it, fo ift in den meilten ‘Fällen der Eifer und 
die Sorge, welche man hierauf verwendet, fruchtlos und die ganze Beljerungs- 
theorie in ‘Frage geitellt. 

Es iſt nun das hohe VBerdienft der modernen Strafgefeggebungen, daß 
jie das fubjeftive Moment mehr betont haben, als es bisher unter dem 
Einfluſſe myſtiſcher Strafrechtstheorien der Fall war. Sie haben vor Allem 
dem Richter einen freieren Spielraum bei Ausmeſſung der Strafe eingeräumt, 
indem fie ein Minimum und ein Marimum fejtfegen, innerhalb welcher 
Schranken die Strafe hoch oder niedrig normirt werden kann. Dieje Beſtim— 
mung ermöglicht ſchon eine Annäherung an das richtige Prinzip der Strafe, 
an den Beſſerungszweck. 

Einige Gefeggebungen find aber noch einen Schritt weiter gegangen, indem 
fie auch der Behörde, twelche Die Strafe zu volljtreden hat, einen freieren Be— 
Begungeranm geftatten, nicht bloß in Bezug auf Die Behandlung. der Ber: 

btecher, ſondern auch bezüglich der Dauer der zuerkannten Strafe. Dieſer 


Gedante war theilweiſe ſchon in früheren Kriminalgeſetzen verwirklicht, welche 
Annalen des Deutſchen Reichs 1883. 6 
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dem Richter die Befugniß einräumten, einen Verbrecher zu Gefängniß oder 
Zuchthaus auf unbeſtimmte Zeit zu verurtheilen; er fand ferner ſeine theil— 
weiſe Erfüllung in dem ſchon früher beſprochenen Marken-Syſtem Maconochie's, 
welches die Dauer der Strafe einer beſtimmten Anzahl Marken gleichſetzte, die 
durch Arbeit abverdient werden mußten, ſo daß die Zahl der verdienten 
Marken einen Einfluß auf die Dauer der geſammten Strafzeit äußerte; endlich 
hat ſich dieſe Idee auch in den neueren Geſetzen Englands, Frankreichs und 
Deutſchlands Bahn gebrochen, indem die bedingte Freilaſſung als weſentlicher 
Beſtandtheil in das Strafſyſtem eingefügt wurde. 

Die proviſoriſche Entlaſſung! iſt bekanntlich ein Ansfluß des Be— 
gnadigungsrechtes des Souverains; ihr Urſprung iſt in England zu ſuchen. 
Die weite Entfernung der auſtraliſchen Kolonien von dem Mutterlande machte 
es rathſam, den dortigen Gouverneuren ein unbeſchränktes Begnadigungsrecht 
einzuräumen; dazu kamen noch die Rückſicht, die Deportirten von dem Mutter: 
lande fernzuhalten, und finanzielle Gefichtspunftee Man gewährte daher den 
Sträflingen die Ausficht auf Landbefit und Straferlaß unter der Bedingung 
im Lande zu verbleiben (conditional pardon). In Folge des entichiedenen 
Protejtes faſt aller britiichen Kolonien gegen die Deportation ſah man fi 
genöthigt, diejelbe durch die im Mutterlande abzubüßende fogenannte Strat: 
fnechtichaft, d. h. durch die gemeinfame Zwangsarbeit im Freien (penal ser- 
vitute) zu erjegen. Aber weil es an Gefängnifjen gebrah, um die großen 
Schaaren von Berbrechern unterzubringen, beurlaubte man fie mit der Bedingung, 
daß man fie, wenn fie fich jchlecht betragen würden, wieder gefänglich ein: 
ziehen würde (ticket-of-leave-system). In den britiihen Kolonien trat 
dann das Inſtitut der bedingungsmweilen Begnadigung mit der bedingungs- 
weiſen Beurlaubung in eine —— der Art, daß nur diejenigen Be— 
gnadigung erlangen konnten, welche ſich während der Zeit der Beurlaubung 
gut betragen hatten. Die Parlamentsakte von 1854 ſanktionirte das Syſtem, 
verurtheilte Verbrecher durch Urlaubſchein (ticket of leave) vor Ablauf 
ihrer Strafzeit freizugeben und dehnte auf dieſe Weiſe das Begnadigungs— 
recht der Krone auf die Verwalter des Geſetzes ſelbſt aus, nämlich auf die 
Gefängnißbehörden. 

Bei dem Verfahren, welches in England bis 1854 geübt worden war, 
war freilich nicht die Rüdficht auf die Beſſerung der Sträflinge maßgebend, 
die Beurlaubung wurde bis dahin auch ganz ſyſtem- und planlos gehand- 
habt, indem man fie ohne Unterfchied auf alle Berbrecher ausdehnte, ohne 
Rückſicht auf ihre Beſſerung und ohne ‚ihnen die nothwendigen Garantien zum 
Gebrauch der Freiheit darzubieten, fo daß dadurch die Grenzen zwischen Necht 
und Gnade verwiicht wurden. Doch war diefe Maßregel immerhin eine halbe 
Wendung zum Guten, zur höheren Gerechtigkeit gegen das Recht. So fehr 
fih auch die Polizei und die Gefellichaft bemühten, die einmal Gefallenen zu= 
rüdzuftoßen, ftellte fich doc) heraus, daß die Rüdfälligkeit der Verbrecher im 
Allgemeinen 35 Prozent betrage, unter den ticket-of-leave-men aber noch 
nicht 10 Prozent; und die überwiegende Mehrheit ſachkundiger Zeugen, welche 
von einem Comite des Unterhaujes vernommen wurden, gab zu, daß jene Be- 
urlaubung einen entfchieden guten Einfluß auf den Charakter der Sräflinge 
ausgeübt hatte, obwohl die Beurlaubten bei ihrem Unterhaltserwerb mit viel- 


) von Holgendorff, die Kürzungsfähigfeit der Freiheitsſtrafen und die bedingte 
Freilaſſung der Sträflinge. Leipzig 1861. 





und die Fürſorge für die entlafjenen Sträjlinge. 75 


fachen Schwierigkeiten zu fämpfen hatten, ja jogar nach dem gemeinen Recht 
—— vollſtändig rechtlos waren. In dem Zeitraum von 2 Jahren 
5 Monaten, vom 8. Oktober 1853 bis 11. März 1856 wurden von den Ur— 
(aubsmännern nur 8,,°/, rückfällig, während unter 100 unbedingt Entlafjenen 
33, Rüdfällige zu verzeichnen waren;') und doc) ftanden den erfteren jo uns 
geheure Schwierigkeiten entgegen, daß es ihnen ſchwer ward, ihren Unterhalt 
auf ehrliche Weiſe zu verdienen, da fich 3. B. die Mitglieder der englifchen 
Gewerkvereine weigerten, neben Urlaubsmännern zu arbeiten. 

Die bedingte Entlajjung vor Ablauf der Strafzeit entfpricht, unter der 
Borausfegung, daß fie richtig gehandhabt wird, vollfommen dem Geifte der 
Beilerungstheorie, fie jegt jelbft die Beljerung des Sträflings im Gefängnifje 
voraus, fie gewöhnt ihn, den Verfuchungen innerhalb des Gefängniffes zu 
widerftehen umd leitet ihn auf diefe Weife an, den größeren Verfuchungen der 
jreiheit energifchen Widerſtand zu leijten, fie wirft, wie Ducpetiaux fagt, 
einen Hoffnungsftrahl in die Zelle des Berurtheilten, indem man ihn die 
Möglichkeit jeben läßt, feine Gefangenfchaft durch Reue und gute Aufführung 
abzufürzen. Die nächte Folge hievon iſt, daß die ganze Disziplin in den 
Sefängniffen gehoben wird. Ferner ift aber die bedingte Entlaſſung auch für 
den Sträfling ein treibendes Motiv, ſich nach der Beurlaubung ordentlich zu 
betragen, weil er jtet3 die Ausſicht vor ſich hat, durch jchlechtes Betragen der 
greiheit wieder verluftig zu werden; fie ift daher das Uebergangsftadium zur 
definitiven ;Freiheit, eine Prüfungszeit für den Sträfling, ob er fich der ganzen 
Fülle der Freiheit würdig erweiſe, und leitet ihn jo durch die höchſt gefähr- 
liche Periode der vorausfichtlich gleich nach der Entlajjung wirkenden Reize 
zur Rückfälligkeit allmählig hindurch; dem jchon auf dem Wege der Belferung 
begtiffenen Verbrecher gibt fie neuen Beweggrund, den Verſuchungen der Freie 
beit zu widerſtehen, den Ungebeſſerten hält fie durch die Ausficht auf neuer: 
lichen jofortigen Verluſt der Freiheit wenigitens vor den wildeſten Ausbrüchen 
keiner rohen Gefinnung zurüd. Endlich iſt fie auch für denjenigen, welcher 
dem Beurlaubten Arbeit gibt, eine jtarfe Garantie dafür, daß Beſchwerden 
gegen die von ihnen bejchäftigten Perjonen jogleich Abhilfe finden werben. 

Die Vortheile, welche das Beurlaubungafuftem bot, waren denn auch fo 
anleuchtend, daß es, wie jehr fich auch die Gerechtigfeitstheoretifer dagegen 
tträubten, in anderen Strafgefeßbüchern bereit? Eingang gefunden hat. So 
bat, wie bereit3 erwähnt, Deutfchland die bedingte Entlaſſung in fein Straf- 
joftem aufgenommen, Frankreich hat fie wenigftens bei jugendlichen Sträflingen 
in Anwendung gebracht; Portugal hat fie ebenfalls in feinem neuen Kriminals 
gelegbuche adoptirt. Fachkundige Autoritäten fprechen übereinſtimmend von den 
günftigen Wirkungen diefes Syitems, und Ducpetiaur gab den Mangel der 
proviforischen Freilafjung in Belgien als Hauptgrund der Erfcheinung an, 
daß die Wirkſamkeit der Schußvereine für die entlajienen Sträflinge fcheiterte. 

Uber auch nach anderer Richtung muß der Behörde, welche die Strafe 
vollitredt, ein freierer Spielraum eingeräumt werden; wir meinen bezüglich 
dr Verlängerung der freiheitsentziehung über dag vom Nichter 
zuerfannte Maß. 

. Die drohende Gefahr des Rückfalls iſt nämlich jelbjtverftändlich nicht be» 
feitigt, wenn man den jugendlichen Verbrecher, den jungen Dieb, Betrüger, 
Bagabunden u. ſ. w. nur während der vom Nichter zuerfannten, wegen der 
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Jugend des Thäter gewöhnlich kurz bemeijenen Strafzeit dem Bellerungs: 
iyftem einer Aderbaufolonie unterwirft. Die etlichen Monate, welche diejer 
junge Gauner in der Kolonie zubringen muß, find ja in der Negel nicht ge: 
nügend, ihn moralifch gebejjert entlajjen zu können, wie vielfache Erfahrungen 
tüchtiger Direftoren von derartigen Strafanjtalten bejtätigen. Thomas Eng: 
land, der Kaplan von Parkhurſt, 3.9. äußerte zu Würth,) daß er 2 —— 
für unzureichend halte, um eine Befferung der Sträflinge zu bewirken, 
Aufenthalt in der Anftalt von 3—4 Fahren fei hiezu unentbehrlich. In * 
That kann eine vorzeitige und plötzliche Beendigung der Erziehung nur ſchäd— 
lich wirken, weil ſie das noch bildſame Individuum zu frühe ſeinen Neig— 
ungen und den Eindrücken der Außenwelt überläßt; um wie viel mehr die 
vorzeitige Beendigung der Zwangserziehung, die es mit einem moraliſch ver— 
dorbenen Menſchen zu thun hat. Und doch ſollte die Ackerbaukolonie vor 
Allem eine Beſſerungsanſtalt ſein. Ein kurzer Aufenthalt in der Kolonie kann 
unmöglich hinreichen, junge Leute, die von Kindesbeinen an nicht an Ordnung, 
nicht an Arbeitſamkeit gewöhnt ſind, zu tüchtigen Feldarbeitern auszubilden, 
die genug Eifer beſitzen, um ſich ihr Brod ſelbſt verdienen zu können. Auch 
würde die Kolonie finanziell nicht beſtehen können, wenn ſie ſich ſtreng an die 
im Strafurtheile zuerkannte Strafe halten müßte, alſo genöthigt wäre, den 
Sträfling zu einer Zeit zu entlaſſen, wo ſeine Arbeitskraft erſt nutzbar zu 
werden beginnt. Ebenſowenig würde aber auch die bürgerliche Geſellſchaft ge 
winnen, wenn der Sträfling nach Ablauf einer furzen Strafzeit ungebejlert 
zurüdfehrte. Livingiton, der Gejeßgeber von Lonifiana, jagt mit Nedt: 
„Einen Dieb freilafen, der nicht ganz gebejiert ift, heißt der Gejellichaft eine 
Steuer von unbeitimmtem Betrage auflegen.“ ?) 

Das ganze Prinzip der Aderbautolonie und ihre Lebensfähigkeit ift alfo 
in Frage geitellt, wenn die gejeglich normirte Strafzeit den abjoluten Maf- 
jtab für die Dauer der Verwahrung in der Kolonie abgibt. Es muß viel 
mehr der Richter von vorneherein eine längere Zeit der Detention im Straf 
urtheile fejtfegen, oder den Vorſtehern der Kolonie die Befugniß gegeben 
werden, die Strafdaner über das vom Gerichte bejtimmte Maß hinaus zu ver: 
längern. Verfehlt erjcheint die Praxis in England, welche zuvor die gefeßlice 
Strafe in einer Strafanftalt abbüßen läßt und erſt nach deren Beendigung 
den jugendlichen Verbrecher in ein reformatory school ſchafft. Warum erit 
nachträglich, nicht von vorneherein, die Disziplin der Bellerungsanftalt an 
wenden, im welcher doch auch dahin gewirkt werden fann, daß der Zögling 
feine Handlung als Unrecht und die reiheitsentziehung als Strafe hiefür ein- 
jehen lernt? Zweckmäßig iſt e8 dagegen, der Behörde, welche die Strafe voll: 
zieht, die möthige Befugniß zu ertbeilen, die Strafzeit jo, wie fie Diefelbe 
durch die bedingte Freilaſſung abzufürzen vermag, auch bis zu einem bejtimmten 
Marimum zu verlängern. In Frankreich wird die nachträgliche Dauer des 
Aufenthalts vom Miniſter verfügt; die jungen Sträflinge, welche härtere 
Strafen zu erdulden haben, werden bis zu ihrer Volljährigkeit in der Anſtalt 
zurücbehalten; zu dieſer Zeit werden fie, wenn fie die Hälfte der Strafe er 
Itanden und jich bis dahin gut aufgeführt haben, ganz vder theilweije begna- 


1) v. Würth, die neueſten FFortichritte des Gefängnißweſens. ©. 153. 

?) Zur Beſtätigung, dieſer Behauptung diene die intereſſante Notiz im Journal of 
prison discipline and philanthropy (Jahrgang 1861. ©. 17), wonad) man die Zahl der 
Perjonen in England, die von PDiebercien leben, auf 50,000 und den Verluft, den die Ge 
jellichaft durch fie erleidet, auf 25 Millionen Dollars jchäpt. 
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digt, im entgegengeſetzten Falle aber in die Zentralgefängniſſe geichidt.") Das 
franzöfiiche Gefeß von 1850 hat aber die Errichtung von colonies correc- 
tionelles vorgejchrieben für diejenigen, welche zu mehr als 2 Jahren verur: 
theilt find oder fich in den colonies penitentiaires als unverbefjerlich er: 
wieſen haben. Es ſei uns geftattet, hier einige jtatiftische Notizen über Dauer 
der Detention und Alter der inhaftirten Kinder in Frankreich beizufügen. Die 
durhichnittliche Dauer der gemäß Artifel 66 des Code penal verhängten 
forreftionellen Erziehung iſt Jahre 3 Monate. Im Jahre 1859 waren 
von 8676 jungen Verbrechern, welche freigejprochen, aber in die Kolonien 
geihickt worden waren 

1332 2—4 Yahre, 2741 4—6 Jahre, 

2332 6-8 3, 1122 8-10 „ 

372 10—12 „ 70 12—14 „ 

657 2 Fahre oder weniger detinirt. 

Bon 245 verurtheilten jugendlichen Verbrechern waren 49 zu einer 
Strafe von weniger ald 2 Jahren verurtheilt, 43 von 2—4 Jahren, 77 von 
nn 39 von 6-8, 25 von 8—10, 7 von 10—12 Fahren verurtheilt 
worden. 

Nach dem Berichte des Miniſters des Innern vom Jahre 1854 waren 
in Frankreich Kinder inhaftirt: 

152 im Alter von 6—9 Fahren, 533 im Alter von 9—11 Jahren, 

167 „u. 1—13 i 5 
164 „ u. 15-17 

133 „ u... 9-21 „ 
meijtens wegen Bettelns und unbedeutender Diebereien. 

Auch in den houses of refuge in Amerifa ift, wie gaucher berichtet, 
de Beftimmung der Dauer des Aufenthalts den Anitaltsdireftoren überlaljen ; 
mwöhnlich bleiben die Kinder dajelbjt bis zum 20. Jahre. Dagegen be: 
timmte in England die Parlamentzafte 1.u.2. Viet. chap. 82, daß junge 
derbrecher unter der Bedingung begnadigt werden, daß fie jich in eine Wohl- 
thätigfeits- oder Erziehungsanftalt (charitable institution) aufnehmen laſſen; 
son einem Straferlaß ift daher hier eigentlich feine Rede, jondern eher von 
emer Verlängerung der Freiheitsentziehung. 

Die Forderung, der ftrafvollitredenden Behörde einen Einfluß auch in 
Bezug auf die Verlängerung der Strafdauer einzuräumen, ift keineswegs jo 
angeheuerlich, wie fie vielleicht auf den erjten Blick erfcheinen möchte. Wir 
sehen fie, wie bereits erwähnt, in Frankreich und Amerika für jugendliche Ver: 
ireher, dann in dem irischen Gefängnißſyſtem verwirklicht. Und ift nicht auch 
Me nach dem deutſchen Reichsſtrafgeſetzbuch für Vaganten, Bettler u. ſ. w. 
zuläſſige Verwahrung in einem Arbeitshaufe, deren Dauer die „Landespolizeis 
behörde“ bejtimmt, einer Verlängerung der Freiheitsentziehung durch die 
Strafanjtalt3-Behörde analog? Allerdings wird man, wenn ein folches Ver: 
fahren ohne irgend welche Beichränfungen für zuläfiig erklärt werden würde, 
mit Recht einwenden fünnen, daß hiedurch die unparteiiſche Stellung des Richter: 
Nandes gefährdet werde; denn aladann fünnten die Strafanjtaltsbehörden die Ge- 
rgbücher und Verordnungen, richterliche Beſchlüſſe und Urtheile als unnütz bei 
Seite jegen, abändern, ergänzen, dann könnte ein Aft der Verwaltung einen 
Yuftizaft über den Haufen werfen, das fubjeftive Ermeſſen und die fubjeftive 
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Willkür einen ftreng in den Schranken des Geſetzes erlafjenen Richterſpruch 
erjegen ; das Anſehen des Nichterjtandes würde untergraben, das Nechtsgefühl 
des Volkes abgeftumpft, die öffentliche Gerechtigkeit durch Privatwillkür erjegt. 

Allein wir wollten nur betonen, daß man der ftrafvollitredenden Behörde 
ohne Schädigung der unabhängigen Stellung des Richters einen Einfluß auf 
die Strafdauer einräumen ſolle. Es kann dies in der Art gejchehen, daß der 
Richter jelbit fein erjtes Urtheil, welches die Strafe ausfpricht, durch ein 
zweites, jpäter zu fällendes Urtheil ergänze, welches über Verlängerung 
der Haft oder über Entlajjung entjcheidet, und daß Diejes zweite Urtheil 
fih auf den Bericht der ftrafvollziehenden Behörde, als auf ein Gut: 
achten von Sachverſtändigen jtüße: dieſes Urtheil wird mit Rückſicht auf 
den Charakter des Sträflings, mit NRüdfiht auf die vorhandene Wahr: 
icheinlichfeit oder Gewißheit der Beljerung oder Nichtbeflerung mit Rück— 
fiht auf die vielleicht erjt inzwijchen befannt gewordene Rüdfälligkeit des Ver: 
brecher3 die Entjcheidung treffen im Hinblid auf das Gutachten der Straf: 
anftaltsbeamten, welche jene Momente am Beten zu beurtheilen wijjen. Wie 
nämlich das Strafgejeg jelbit nur einen Strafrahmen feſtſetzt, innerhalb dejjen 
die Strafe auszumeſſen ift, jo fann auch der Richter ein nothiwendiges Minimum 
der Strafe und ein mögliches Marimum derjelben in feinem erjten Urtheile 
beitimmen; hat alsdann der Verurtheilte jenes nothiwendige Minimum der Straf: 
dauer abgebüßt, fo wird er auf den Bericht der Gefängnißbehörde hin jenen 
relativen Maßſtab der Strafdauer, den er im erjten Urtheile fejtgefeßt, in 
einen definitiven verwandeln. Man wird gegen dieſes Verfahren nicht ein- 
wenden fünnen, daß dadurd die Gerechtigkeit verlegt werde, man müßte denn 
gegen das Geſetz, welches ebenfalls ein Marimum und Minimum der Straf: 
dauer vorjchreibt, die nämliche Anflage erheben, oder man müßte die Praris, 
wonach das Urtheil der höheren richterlichen Inſtanz die Entſcheidung der 
niederen Faflirt und abändert, ebenfalls als ungerecht bezeichnen. Das richter: 
liche Urtheil ift gegenüber der objektiven Gerechtigkeit des Gejeßgebers 
eben nur der Ausdrud einer jubjeftiven Ueberzeugung und Rechtsanjchauung 
und kann durch die ebenfalls nur jubjeftive Ueberzeugung und Rechtsan— 
Ihauung des Richters der höheren Juftanz wieder abgeändert werden. 
Warum follte nicht der nämliche Richter, welcher ein Strafurtbeil mit dem 
Borbehalte bejjerer Einficht ausspricht, diefes nicht felbjt ergänzen fünnen? Auf 
diefe Weife ift der vollfommen rechtliche Charakter des Aftes gewahrt, und die 
Grenzen zwifchen Necht und Willfür werden nicht verwilcht. 

Statt der provijorijchen Freilaſſung oder vielmehr in Verbindung 
mit derjelben hat man in Irland als Uebergangsjtadium zur definitiven 
Freiheit die Zwijchenanftalten. Diefe intermediate prisons find das 
eigentliche Charafteriftiiche des irländischen Gefängnißſyſtems.!) 

An und für fich ift es gewiß ein gefunder Gedanke, den Uebergang zur 
definitiven Freiheit durch Zwiſchenanſtalten zu vermitteln, die Gefangenen vor 
ihrem Austritt gleichjam einer quarantaine de sortie zu unterwerfen, dei 
jchroffen Uebergang aus den eingejchränfteften Verhältniſſen der Gefangenschaft 
in die ungeziwungene Freiheit eines ungebundenen Lebens zu mildern. Das 
bisherige Syftem, welches den Sträfling nad erftandener Strafzeit einfach 
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laufen ließ, ohne alle Uebergangsmaßregel, ohne alle Aufſicht und Leitung, 
mar gerade dazu angethan, den Entlajjenen wieder auf die Verbrecherlaufbahn 
zu führen. Denn erjt mit der Entlajjung beginnt, wie Füßlin fagt, die 
ſchwierigſte Periode in dem Leben des Verbrecherd, und eben darum fehen, 
wie Berenger bejtätigt, nicht wenige Sträflinge dem Beitpunfte der Entlafjung 
mit Schreden entgegen. Die Zwijchenanjtalten jollen aljo die Lücke ausfüllen, 
welche zwijchen der jtrengen Beitrafung und der Rejtitution der ‘Freiheit be= 
ſteht. Es ijt aber eine andere Frage, ob folche Uebergangsanftalten noth- 
mendig und nüßlich find. 

Bedeutende Autoritäten haben fich für die Nüßlichkeit jolcher Anftalten 
ausgeiprochen. Tellfampf') fchlägt einen dem iriichen Gefängnißfyftem nach- 
gebildeten Plan einer Strafanftalt mit ftufenmweifer Anwendung von Einzeln: 
haft, Auburn’schen Syſtem und Lebergangsftadium vor. In Holland hat das 
Inftitut in van derBrugghen?) einen eifrigen Verfechter gefunden. In Frank: 
reich haben Berenger?), DaveriesPontes*), Ortolan?) die Anwendung von 
Bwiichen-Anftalten empfohlen, in Deutfchland haben fih Holtzendorff, Mitter- 
maier, Hoyer und Andere, in Stalien Garelli für dieNüglichkeit diejes Syſtems 
ausgefprochen. Diefe Uebergangsanftalten haben auch bereits Nachahmung ge: 
funden in einem Sefängnifte bei Bern, in der Strafanftalt Vechta, in der 
yiliale des Moabiter Zellengefängnifjes zu Berlin ®). 

Crofton jelbjt äußerte in feiner Denkichrift von 1855: „Die Gejellichaft 
hält die Charaftereigenichaften, die fi während der Haft und in Abweſenheit 
aller Verſuchungen des freien Lebens gezeigt haben, für feinen genügenden Be- 
weiß der Beſſerung. Der Gefangene muß daher dahin geitellt werden, wo er 
Angriffen der Verführung zugänglich ift, und wo das Publikum Gelegenheit 
gewinnt, fich von feiner Beljerung, feinem Fleiße und feiner allgemeinen Leift- 
ungsfähigfeit zu überzeugen.“ 

Alſo Mangel an Beichäftigung in Folge des Mangels an Vertrauen zu 
den entlajjenen Sträflingen iſt es, was Crofton durch das Inſtitut der Inter— 
mediäranjtalt befeitigen will. Demgemäß ift Jedem Einficht in die über den 
Sträfling geführten Arbeits: und Sittenregifter gejtattet. Gewiß ein aner- 
tennenswerther Gedanke! Aber es ift zu befürchten, daß das Publikum troß- 
dem den Sträflingen nur mit Mißtranen entgegentommen möchte, weil es die 
J———— immer noch als das, was es auch in der That iſt, als eine 

ortſetzung des Gefängniſſes betrachten wird, ſollte ſie auch räumlich von den 

übrigen Beſtandtheilen des Gefängniſſes getrennt ſein und durch die Ver— 
pflanzung an einen anderen Wohnſitz dem Sträfling ſelbſt die Vorſtellung eines 
wirklichen Fortſchritts geben. 

Nach der Meinung Crofton's ſoll „der Sträfling dahin geſtellt werden, 
wo er Angriffen der Verführung zugänglich iſt.“ Dem entſpricht die größere 
Freiheit der Bewegung, die dem Sufaffen der Uebergangsanitalt eingeräumt 
wird, und das größere Maß der Verantiwortlichfeit desjelben. Nicht nur, daß 
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die Theilnahme an den Unterrichtsanjtalten big zu einem gewiljen Grade frei: 
geftellt ift, auch die Disziplin iſt eine viel freiere, al3 auf den übrigen Stadien 
des Gefängnifjes. Die Zahl der angejtellten Aufjeher ift eine bedeutend ge: 
ringere, die nächtliche Trennung der Gefangenen it aufgehoben, Disziplinar: 
ftrafen werden gar nicht verhängt, jondern jeder Verjtoß mit der Zurückver— 
fegung in die früheren Abtheilungen des Gefängnijjes bejtraft. „Die Diszi— 
plin“, jagt Holgendorff, „welche zwar als eine unfichtbare, aber nichts deſto 
weniger niemals unthätige Macht dem Sträflinge gegenüberjteht, jucht nur an 
Stelle der äußeren Schranke das innere Plichtgefühl des Sträflings zu ihrem 
Gelbitihuge auf.“ Es wird ferner ein größeres Maß von gratuities für die 
geleiltete Arbeit und die freie Verfügung über die Hälfte des Verdienjtes, auch 
zu Yurusdingen gewährt. Aber auch abjichtlich wird nach Gelegenheiten ge: 
jucht, um die Charakterftärke auf die Probe zu ftellen, man verwendet die Ge: 
fangenen zu Botendienften, zur Beforgung von Einfäufen, und beim Heran- 
nahen des Termins der Entlaffung dürfen fie ji) ohne alle Aufficht entfernen, 
um diejenigen Werkzeuge einzukaufen, welche fie nach der Entlafjung brauchen. 
Die Rejultate diefer Methode werden außerordentlih gerühmt. 

Allein den Geift diefer Disziplin fchildert Röder mit folgenden Worten, 
denen wir uns vollfommen anjchliegen: „Nimmermehr darf die vernünftige 
Strafe jener tief wahren Bitte des Vaterunfers, die der menschlichen Schwäche 
jo ſehr entipricht, jo ganz vergefjen, um muthwillige Sträflinge, die auf der 
Bellerung find, wie Crofton es als Hauptabficht diefer Anftalten erklärt, der 
Gefahr vielfacher äußerer Verfuchungen auszufegen, bloß deßhalb, damit falls 
fie nicht unterliegen, demnächit ihre Mitbürger fie mit offenen Armen auf: 
nehmen. Ein jo bedenflicher Verſuch bei fittlich Geneſenden iſt allen gefunden 
Erziehungsgrundfägen jchnuritrads zumider.“ (Röder in feiner Schrift: ber 
Strafvollzug im Geilte des Rechts.) 

Uebrigens iſt auch der Werth des erzielten Nejultats nicht bejonders hoch 
anzuschlagen. Denn wenn auch die Gefangenen in der Anſtalt ſittlich handeln, 
wo jie unter Aufjicht jtehen und bei dem geringiten Fehler die traurige Aus: 
jiht haben, in die früheren Stadien des Gefängniljes zurüdverfegt zu werden, 
da muß die Disziplin ſich außerordentlich heben, es iſt aber noch nicht die 
Gewißheit und Wahrſcheinlichkeit vorhanden, daß ſie in voller Freiheit, von 
Niemand beaufſichtigt und ohne die eindringliche Mahnung, daß ein ſchlechter 
Lebenswandel ſie wieder in das Gefängniß zurückführt, eben ſo ſittlich handeln 
wie in der Anſtalt unter den Blicken aller Aufſeher; und das Publikum wird 
eben deßhalb, weil es nicht an dieſen günſtigen Erfolg glaubt, ihnen das 
nämliche Mißtrauen entgegenbringen, wie den übrigen Sträflingen. 

Die Einrichtung der Zwiſchenanſtalt ſoll ferner, wie Crofton ſelbſt er— 
klärt, darauf berechnet fein, den Sträfling zu beſſern, fie ſoll reformatory 
fein, nachdem die vorangegangenen Stadien des Gefängnijjeg deterrent und 
- penal gewejen find. Demgemäß befaßt man fich bier mit dem Prinzip der 
Individualiſirung und nimmt nicht über 100 Sträflinge auf. Der Unterricht 
faßt namentlich den praktischen Gefichtspunft in's Auge, Arbeit wird nur ſolche 
verlangt, welche für Die Zeit der Entlafjung vortbeilhaft ift und den Sträflingen 
die Grundlage zu einer jicheren Eriftenz und einem redlichen Erwerbe bietet, 
der Verdienſt für die geleiitete Arbeit it fehr hoch. „Alle oder fait alle Ver: 
bindung mit dem früheren Gefängnißleben it vorläufig eingeftellt; weder die 
äußere Erjcheinung, noch der Haarwuchs, noch die Kleidung des Handwerlers 
erinnern daran. Vergangene Verbrechen und vergangene Strafen werden nie 
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wieder erwähnt. Die Sträflinge werden als Menſchen behandelt, als ver— 
nünftige Weſen, welche das Bewußtſein ihrer Verantwortlichkeit erlangt haben.“ 
Shipley bei v. Holtzendorff, das irische Gefängnißſyſtem. ©. 79.) 


So richtig diefer Gedanke an und für fich ift, fo Läßt fich doch nicht 
einfehen, warum man ihn erjt jeßt zu verwirklichen jucht, nachdem man vorher 
beftrebt war, dem Sträfling jo viel Peinliches als möglich zuzufügen. Warum 
nicht gleich im Anfang die Befjerungsthätigkeit aufnehmen und erjt dem Ge— 
fangenen das Gefängnifleben recht jauer machen? Warum nicht gleich beim 
Beginne dem Sträfling eine nützliche Beichäftigung geben umd ihn vorerjt mit 
nutzloſen geiftabjtumpfenden Arbeiten auälen? Warum ihn erjt durch das 
Stadium des Duldens und der Unfelbjtändigfeit zu dem des Handelns und 
der Verantwortlichfeit überleiten? Warum ihn erſt herabwürdigen und dann 
wieder emporrichten? Das alles find Fragen, die kaum mit vernünftigen 
Gründen beantwortet werden fünnen. 


Unferes Erachtens erjegt die proviforische Entlafjung die Zwiſchenanſtalten 
volljtändig, wenn man fchon von vornherein beim Eintritt des VBerurtheilten 
in die Näume des Gefängnifjes die Beſſerung als Richtjchnur für jeine Be— 
handlung genommen hat. Nur für gewiſſe Kategorieen von Gefang- 
enen können Zwifchenanjtalten pajjend fein. So würden 3. B. Die 
Feldarbeiter, die in Gefängnijjen auf industrielle Beichäftigungen verwendet 
wurden, von übermäßiger Härte getroffen werden, wenn man ohne Uebergang 
an die Stelle der gezwungenen ſitzenden Beichäftigung im Gefängnilje plötzlich 
die rauhe Arbeit auf dem Felde und die Freiheit der Bewegung ſetzte; erfahr— 
ungsgemäß find dann diefe Gefangenen fürperlich jo geihwächt, daß fie feine 
anftrengende Arbeit verrichten fünnen. Für fie ift Daher eine Uebergangsan— 
Halt mit landwirthichaftlicher Beichäftigung ſehr paſſend, um fie wieder an 
ſchwere Arbeit zu gewöhnen. Uebrigens würden wir es vorziehen, dieſe Klaſſe 
von Gefangenen von Anfang an die ganze Strafdaner hindurch in einer Acer: 
baufolonie zu bejchäftigen. Mit diefer Klaſſe ijt jene Kategorie von Sträflingen 
verwandt, welche wegen ihres körperlichen vder geiltigen Zuſtandes in der 
Strafanftalt Fein Gewerbe ordentlich erlernen und nad) ihrer Entlaſſung nicht 
leicht Arbeitgeber finden können. Auch für diefe dürfte eine Zwiſchenanſtalt 
nicht unpafjend fein. So beitehen in Portland und Dartmoor bejondere Ars 
beitöffafjen (special service classes) fir fürperlich unfäbige Gefangene, Die, 
mit landwirthichaftlichen Arbeiten bejchäftigt, ein idylliſches Dirtenleben führen; 
der Unterfchied zwijchen ihnen und dem irischen Intermediär-Syſtem  bejteht 
nur darin, daß erftere räumlich mit den übrigen Gefängnißabtheilungen zus 
jammenhängen. So werden auch in Kaisheim und Rebdorf in Bayern Die 
beiieren unter den Sträflingen der Aderbauflafie gegen Ende ihrer Strafzeit 
zu landwirthichaftlichen Arbeiten bei den Yandwirtben der Umgebung verdingt. 
So bietet endlich die Inſel Pianoſa in Italien das Beiſpiel einer Uebergangs— 
Anitalt mit landwirtbichaftlicher Grundlage für Gefangene, welche der ader: 
dauenden Klaſſe angehören. 


Ferner fann die Zwifchenanjtalt gute Dienfte leijten als Vermittlungs— 
ftation für jene Sträflinge, welche beabfichtigen, auszumandern; bier fann 
dann Unterricht in der Landwirtbichaft und in dem für den Auswanderer 
Wiſſenswürdigen ertheilt werden, und als ſolche Bermittlungsitationen für die 
Auswanderung haben fich die irischen Zwilchenanftalten, wo namentlich geo— 
graphiicher Unterricht ertheilt wird, jehr gut bewährt. 


Endlid hat man die Zwifchenanftalten als paſſend für die weiblichen 
Berbrecher gerühmt. Man vergleiche hierüber Jebb's Report für 1858. Eine 
derartige Anftalt mit dem Charakter einer Rettungsanftalt hat man 1855 zu 
Fulham gegründet, und man nimmt bier nur folche Weiber auf, die ſich in 
Brirton und Milbant als für Beſſerung empfänglich gezeigt haben. In Jr: 
land dagegen hat man feine Uebergangsitationen Fir die weiblichen Verbrecher, 
man erjegt fie durch Aſyle (Goldenbridge, Cork und Harcourtroad), in melde 
man die Weiber zwangsweiſe verweilt. Im Hinblid auf den Charafter des 
weiblichen Gejchlehts mag fich allerdings das Inſtitut von Zwiſchenanſtalten 
oder Aſylen für Weiber empfehlen. 


Was von den Zwifchenanjtalten gefagt wurde, gilt auch von den Aiylen, | 
deren Nothwendigkeit und Nüglichfeit man oft jo ungemein anziehend zu | 
jchildern beliebte. 

Der Unterfchied zwiſchen diefen beiden Inſtituten bejteht nur darin, daß 
die Intermediär-Anftalt einen integrivenden Bejtandtheil der ftaatlichen Straf: 
vollitrefung bildet, das Aſyl dagegen ein, gewöhnlich von Privaten gegrün: 
detes Inſtitut zur Ergänzung des Strafvollzugs darjtellt. 

Das Aſyl iſt Schon im Prinzip bedenklich; denn es erjcheint in ben 
Augen des Volkes als eine direkte Begünftigung der Verbrecher, es ijt ein 
Iprechendes Zeugniß von einer Unterjtügung, die man ehrlichen Leuten ver: 
fagt, und gewährt den Anfchein, als ob man Hallunfen ein „Recht auf 
Arbeit” zuertenne, dejjen Eriftenz man bei redlichen Lenten negirt. Es bietet 
den Entlajjenen ohne ihr Zuthun eine Unterkunft, dadurch erzieht man jie aber 
zur Unjelbjtändigfeit, während fie doch gerade allmählig zur Selbjtändigkeit 
und Selbjtverantwortlichfeit übergeleitet werden jollten. Seinem Zwede nad 
ſoll das Aſyl den Entlafjenen eine vorläufige Zufluchtsjtätte bieten, wenn fie 
nicht jogleidy nad) der Befreiung ein Unterfommen finden fünnen. Man jagt, 
daß die Sträflinge „ohne ſolche erjte Zufluchtsjtätte von dem Wiederbeginn 
ihrer Freiheit an der Nüdrälligkfeit Preis gegeben feien.“) Man fucht aljo 
dadurch Zeit zu gewinnen, um inzwijchen ein anderweitiges Unterfommen für 
die Entlajjenen zu ermitteln. Allein diefe Zeit fan man auch auf andere 
viel fürzere Weile gewinnen, wenn man nämlich jchon frühzeitig vor ber 
Entlafjung des Gefangenen aus der Strafanftalt um ein pafjendes Unter: 
fommen Umjchau hält; und dieſe Zeit koſtet Geld und zwar ſchweres Geld; 
wie 3. B. die Afyle Kaiferswerth und Ratingen bewiefen, welche beftändig 
mit finanziellen Schwierigkeiten zu fämpfen hatten.) Das Ajyl iſt alfo ein 
jehr überflüjjiges, Koftjpieliges Inftitut, während die Schwierigkeit der Unter: 
bringung bei der Entlajiung aus dem Aſyle dieſelbe bleibt, wie bei der di— 
reften Entlajjung aus dem Gefängnilje; denn die Vergangenheit des Verbrechers 
wird, aud wenn er durch einen Zufluchtsort hindurchgegangen, noch immer 
fatale Streiflichter auf feinen Charakter werfen. Das Aſyl würde in der 
Meinung des Bublitums nur als Fortjegung des Gefängnifjes erjcheinen, denn 
e3 beherbergt diefelben Individuen, und könnte, trogdem daß es von philan- 
thropiichen Vereinen gegründet wird, fich des polizeilichen Charakter und der 
damit verbundenen Zuthaten, als Kontrole und Bilitation, nicht entledigen. 
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Soll aber das Aſyl etwa den Zweck haben, die Inſaſſen zu bejjern, dann 
iſt e8 umrichtig, wenn man meint, den Sträfling vorerft ftrafen und erjt hinter: 
ber bejjern zu müjjen. Die bejtehenden Afyle haben ſich in Wirklichkeit als 
fortgefegte Gefängnifje entpuppt. Daher verpflichten fie den Eintretenden, eine 
bejtimmte Zeit lang zu bleiben, z. B. im Männerafyl zu Lintorf ein Jahr 
lang, in Kaijerswerth ein halbes Jahr lang bis zu einem Jahre. „Eine 
kürzere Frift als ein Jahr mag ſich als unpraftiich herausjtellen, da die Er: 
fahrung lehrt, daß namentlich Bagabunden und noch mehr jo genannte period— 
iſche Säufer fich oft viele Monate hindurch gut, ja ausgezeichnet halten, bis 
plöglich die alte Sünde in erjchredlichem Grade wieder hervorbricht."') Will 
fih aber die Zufluchtsjtätte frei halten von dem Anſchein einer Strafanftalt, 
jo darf darin nicht diejelbe Disziplin geübt werden, wie im Gefängnijje. Dann 
möchte aber das Publikum gerade die Gefängnißjträffinge, welche bis zum 
legten Yugenblide ihrer Entlafjung derjelben gleichförmigen und ftrengeren Dis- 
jiplin unterworfen find, lieber aufnehmen als die Inſaſſen des Aſyls, Die 
unter einer freieren und loderen Disziplin jtehen. 

Die Aſyle jegen fih aber vor Allem dem Vorwurfe einer Zuſammen— 
bäufung von VBerbrechern aus. Daher find fie namentlich für diejenigen un— 
pajjend, die im Gefängnijfe in ftrenger Einzelhaft gehalten wurden. Mean 
würde fich einer groben Inkonſequenz jchuldig machen, wollte man für dieſe 
Klafie von Sträflingen die Gründung von Zufluchtsftätten befürworten; denn 
die Folirhaft foll ja gerade verhüten, daß der Gefangene mit feinen Genofjen 
befannt wird, im Gefängniß wacht man eiferjüchtig über jeden Verkehr unter 
den Detinirten, im Ajyle gibt man ihn frei. Eine Zufammenhäufung von 
Verbrechern ift immer jchädlich, fie erleichtert die Anknüpfung und Fortjegung 
verbrecherifcher Verbindungen, ermöglicht die Unterweifung der unerfahrenen 
jüngeren Verbrecherfandidaten durch die raffinirten ergrauten Gauner und bringt 
fo erjt den rechten innigen Zufammenhang in die gefährliche Klafje der Ber: 
breher. Ausichließliche Verbrecherorte zu gründen, bleibt daher immer ein 
bedenfliches Wageſtück. So hat man denn auch in Berlin die traurige Er: 
fahrung gemacht, daß ein Afyl nur Anlaß zu neuen Komplotten gegeben hatte, 
weshalb man jich genöthigt ſah, dasjelbe aufzuheben. 

Endlich bietet die Schwierigkeit, paſſende Bejchäftigung für die Bevölkerung 
des Aſyls zu finden, ein nicht unbedeutendes Hinderniß für ihre Gründung. 

Nur im Nothfalle wird man auf fein anderes Mittel hingewiefen jein, 
als auf die Gründung von Zufluchtsorten. Arbeitsunfähige Entlafjene 3. B., 
die denn durchaus Fein anderweitige Unterfommen finden können, vermögen 
auf feine andere Art verforgt zu werden, als durch die Unterbringung an einem 
jolhen Orte. Auch für Verbrecherinnen können Aſyle als zwedmäßig ſich er: 
weiſen; denn diefe haben mit jo vielen Hindernijjen für ihren redlichen und 
anftändigen Unterhalts-Erwerb zu kämpfen, daß es ſchwer ift, für fie ein 
Untertommen zu ermitteln. Hill fand 3. B., als er das Gefängniß von Glas: 
gow infpizirte, 3O—40 Weiber, welche ſchon mehrere Monate nad) Abbüßung 
ihrer Strafe im Gefängnifje geblieben waren, und die er nun entlajjen mußte. 
„Diefe Weiber hatten feine andere Alternative ald Hungertod oder Verbrechen. 
Das Refultat war fehr bemerkenswert. Ein jedes diejer Weiber fam in den 
nächſten 6 Monaten als rücfällige Verbrecherin zurüd. Ihr freiwilliges Bleiben 


') Die Fürforge für entlaffene Sträflinge. Bericht über das Münnerajyl zu Lintorf. 
Hamburg 1854. 
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im Gefängniſſe zeigte, Daß fie nicht umverbejjerlich jchlecht waren; fie zogen 
einen ehrbaren Lebensiwandel einem unebrlichen vor. Sie wollten nicht in die 
Lebensweiſe zurüctehren, welche fie in das Gefängniß gebracht hatte, und 
waren durch die graufame Vernachläſſigung der Gejellichaft genöthigt, es zu 
thun.“ Diefe Schwierigkeit kann die Errichtung von Weiberafylen für wünjchens: 
werth ericheinen laſſen, und die menjchenfreundliche Nächſtenliebe beeiferte ſich 
auch, dieſes verdienſtliche Werk chriſtlicher Barmherzigkeit in Ausführung zu 
bringen. Die „Wüſte Nazareth“ zu Paris iſt ein ſolcher Denkſtein frommer 
Nächſtenliebe, und hat auf die Verminderung der Rückfälle bedeutenden Ein— 
fluß gehabt. Joſephine Mallet’) änßert ſich bei Beſprechung dieſes Inſtituts 
in folgender Weiſe: „Die Zelle, das Rettungshaus, der Schutzverein find die 
Grundlagen, auf denen die Verbejjerung unferer Gefängnifje beruht, fie er: 
gänzen fich einander dermaßen, daß dort, mo eines derjelben fehlt, das Ge— 
bäude, welches doch jo viel Mühe gefoftet hat, unausbleiblich einjtürzen müßte. 
Es ijt demnach nützlich, für Alle übereinftimmend an der Verwirklichung diejer 
drei Grundſätze zu arbeiten.“ Irland hat, wie jchon erwähnt, Weiberafple 
ftatt Zwijchenanftalten, und ihre Rejultate werden jehr gerühmt. Gngland 
befigt unter anderen ein Nettungshaus für weibliche Sträflinge in Daljton; 
Deutichland befigt in Kaiſerswerth, Natingen, Wilhelmsdorf Muſter jolcher 
Suftitute. Solche Weiberajyle müſſen aber getrennt fein von fogenannten 
Magdalenenhäufern, denn eine Bermengung von Proftituirten und Berbrecherinnen 
würde für beide Theile ſchädlich jein. 

Zufluchtsftätten für entlafjene jugendliche Sträflinge, wie 3. B. der Würz— 
burger Verein für Unterfranken in Caſtell eine folche für Proteftanten einge: 
richtet hatte, dürften fich nach dem Gefagten als vollfommen überflüſſig er: 
weilen; eine treffliche Einrichtung der Ncderbauftraffolonien und eine gute 
Organifation der Schupaufficht mögen die Grundfäge fein, welche für die 
Beljerung junger Verbrecher maßgebend find. Die Societe de patronage des 
jeunes detenus et liberes du departement de la Seine zu Paris hatte 
ehemals die Entlafjenen, welche feine Wohnung bei ihren Meiftern finden und 
auch bei ihren Eltern nicht wohnen Eonnten, in hötels garnis untergebracht, 
jah fich aber veranlaßt wegen der Mifbräuche, die hieraus entitanden, namentlic) 
wegen der Anknüpfung jchlechter Bekanntichaften ein befonderes Aſyl für Diele 
Knaben zu gründen.?) 

Man hat auch Aſyle in der Art eingerichtet, daß die Entlafjenen nur zur 
Nachtzeit dort verweilen, beim Tage aber zu einzelnen Arbeitgebern, die es 
wünſchen, in Beichäftigung gehen. Ein jolches Aſyl beſteht z.B. zu München. 
Zufluchtshäufer Ddiefer Art vermeiden zwar die Schwierigfeit, welche in der 
Beichaftung pajjender Arbeiten liegt, dürften aber im Uebrigen alle jene Schatten: 
jeiten tbeilen, welche wir oben erwähnten. Auch der Berliner Lofalverein hat 
bei jittlich zuverläjjigen Lenten Schlafjtätten gemiethet, mit einer bejonderen 
Hausordnung eingerichtet und durch feine Meitglieder beauffichtigt; wenn die 
auf diefe Weife Untergebrachten einen Broderwerb gefunden haben, müſſen fie 
ein mäßiges Schlafgeld entrichten. 


') Mallet, les femmes en prison, causes de leurs chütes, moyens de les relever. 
Par. 1843, 

2, Weber Aiyle vgl. man ferner: 

Diez, über Verwaltung und Einrichtung der Strajanjtalten mit Einzelhaft. ©. 62. 

Hänell, Syſtem der Gefängigkunde. 
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Schädlicher noch als die Ajyle erweilt fich die Unterbringung Entlafjener 
n Armen» oder Bettleranftalten. Denn damit find nicht nur alle, 
Nachtheile verbunden, welche die Aſyle bieten, jondern es kommt noch die Ge— 
fahr einer moraliihen Schädigung für die Bewohner der Bettleranftalten durch 
den Umgang mit entlaſſenen Sträflingen Hinzu. In Frankreich werden ent: 
laſſene Verbrecher in die Bettlerdepots zu Bettlern und Yandjtreichern gebracht, 
allein eine große Anzahl diefer Depots ift wieder eingegangen. 

So abjprechend wir auch über Aiyle urtbeilen, weil fie als eine das 
Rechtsgefühl ſchädigende direkte Begünftigung der Verbrecher ericheinen, jo ſind 
wir doch weit entfernt, dev Anficht zu fein, daß man gar nichts für Dem ent= 
lalfenen Verbrecher thun, daß man höchſtens recht jtrenge gegen fie verfahren 
folle, weil fich in ihnen die Empörung gegen das Geſetz, Die Auflehnung gegen 
die bürgerliche Ordmung verkörpert habe. Man hat es eine phrajenbafte 
Philantropie genannt und als verfehrte Humanität bezeichnet, für die Ber: 
brecher zu jorgen, weil fie von Sympathie für Mörder und Dallunfen über: 
fliege, während fie an die Intereſſen ehrlicher Menſchen gar nicht denke, und 
neuerlich hat erit wieder Richard Burton in feiner Schrift Abeokoota and 
the Camaroons Mountains, worin er dieſes Gebirge als Deportationsort 
vorichlägt, dieſe ſchwere Anklage erhoben. Allein diefer Vorwurf ift mit nichten 
begründet und wäre nur berechtigt, wenn man, unter Dintanfegung der ‚Für: 
forge für die unverſchuldet Unglücdlichen, die Verbrecher direft bevorzugte und 
begünftigte- Schon der rein materielle Gejichtspunft, der Verluſt, welcher der 
bürgerlichen Geſellſchaft ftündlich und täglich durch die Klaſſe der Gauner 
und Bagabunden zugeht, erfcheint hinreichend, um auf Abhilfe zu ſinnen. 
Wichern nimmt an, daß in Deutfchland allein aus 50 größeren Gefängnifjen 
jährlih 25,000 Entlajjene wieder in ihre Heimat zurückkehren, dabei ift aber 
die Zahl der aus den Fleineren Gefängniſſen Entlaſſenen gar nicht mitgerechnet. 
Nach einer früheren Angabe (1846) waren in Berlin allein 35,000 entlafjene 
Verbrecher gefährlicher Gattung unter Polizeiaufſicht. „Aus einer mir vor: 
liegenden amtlichen Zahl von 22,000 Kriminal-Verbrechern waren ihrer fajt 
10,000 rüdfällige Sträflinge, von denen manche zum 10., jelbjt zum 12. und 
noch mehrere Male in die Gefängnilje eingeliefert find. Die jo Wiederfehrenden 
ſind die Meiſter des Böjen unter den Verbrechern und zum großen Theile 
Herren in den Gefängnifjen, auch infoferne als fie fich in den Gefängniffen als 
die beit gejchuften oft am Beſten, wenigjtens am Geſetzmäßigſten dem Scheine 
nach betragen und nicht felten Auflichtsrechte über die jüngeren umd zum erjten 
Male Beitraften erlangen und unter diefem Schuß des Geſetzes die Yehrlinge 
des Verbrechens erziehen.“ Welche Gefahr für die öffentliche Ordnung, welche 
Gefahr für die bürgerliche Geſellſchaft! 

Dann jollte man, ehe man jo voreilig über dieſe Art der Philanthropie 
den Stab bricht, denn doch bedenken, daß jo manche Verbrechen in der politiich 
und ſozial ungefunden Konſtruktion des Lebens wurzeln. Die Beobachtung, 
daß die Gaumerei gleichen Schritt bält mit den Schwächen und Krankheiten 
der Gejellichaft, daß jede Epoche der Gefchichte mit ihrem charafterijtiichen 
Typus ihre eigenthümliche Spezies von Verbrechen aufzuweifen hat, jollte zu 
ernſtlicherem Nachdenken über die eigenen Schwächen auffordern und es ſich 
nicht mit einem phariſäiſchen Achſelzucken, mit einem ſtolzen Sichbeſſerdünken 
begnügen laſſen. Hat doch die Periode des rohen mittelalterlichen Fanſtweſens 
wie Riehl treffend bemerkt, ihre eigenen rohen Verbrechen im Gefolge gehabt! 
Wird doc) die Epoche des Hexenweſens, des Aberglaubens, der Alchymie und 
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Aftrologie gerade durch Verbrechen perfiflirt, die fich mit der Spekulation auf 
den Überglauben befajjen! In der Zeit der franzöfiichen Hofliederlichkeit wird 
die Gaumerei höfiſch und ein Cartouche kann fich zum Held und Liebling der 
Hofdamen emporschtwingen.- Die Zeit der franzöfiichen Revolution wird dann 
wieder durch die eigenthümliche Gewaltthätigfeit und Nohheit der Verbrechen 
harakterifirt. Und jegt hat fich die Gaunerei in die Großjtädte gezogen, da 
bier der Sig der jozialen Schwächen der Gefellfchaft ift, und dem feineren 
Spefulationsgeift des jegigen Zeitalters entipricht die feinere Kombination der 
verbrecheriichen Pläne. Intereſſant in diefer Beziehung ift das Buch May— 
hew' s (London labour and London poor), das eine frapante Jlluftration 
der Londoner Armen= und Verbrecher:Berhältniffe, eine bittere Satire auf unfer 
Beitalter enthält. Mayhew hat auf kolofjalen Meetings, in welchen er Pro— 
jtituirte und Verbrecher verfammelte, Gelegenheit gehabt, die eingehendjten 
praftifchen Studien über die Nachtfeiten der menfchlichen Gejellfchaft zu machen 
und fein Werk „die große Welt Londons“ geftattet ung, tiefe Wide in das 
Leben und Treiben der Verbrecherwelt zu thun. 

„sh bin fejt entſchloſſen“, äußerte einer der ticket-of-leave-men auf 
den eben erwähnten Meetings, „nie wieder die Hand zu einer unehrlichen 
Handlung auszuftreden, aber bis jeßt weiß ich nicht, wie ich meine nächfte 
Mahlzeit befommen ſoll, wenn ich fie nicht ſtehle.“ 

In Wirklichkeit ift es die pharifäifche Moral der Gejellichaft ſelbſt, welche 
den mit dem Kainsſtempel der Berurtheilung gebrandmarften Verbrecher zurück— 
ſtößt und ihn dadurch zum Rückfall gleichham zwingt. „Won dem Gefängniß 
her“, jagt Wihern, „haftet dem Entlafjenen dag Mißtrauen an. Mit der Ge— 
fängnißthüre Hinter feinem Rücken fchließt fich jede andere Thüre vor feinen 
Augen, an die er Hilfe juchend Elopft. Oder wer öffnet fie ihm und läßt ihn 
ein? Der unglüdliche Dann ift ein geächteter und darum eben fo leicht, wenn 
noch ein Reſt fittlichen Gefühls in ihm ift, ein verzweifelnder, wenn er nicht 
viel ein erbofter und verjtocter Böjewicht wird.“ 

ir theilen daher mit Berenger (vgl. feinen Bericht in der Kammer der 
Pairs 1847) die Ueberzeugung, daß „das wahre, das chriftliche Sittengefeg 
gebietet, daß die Gerechtigkeit der Menfchen fich nicht unerbittlicher zeige, als 
die göttliche Gerechtigkeit, daß der Neue Verzeihung werde. Gewiß müſſen 
wir uns hüten, in der Vorftellung des Volkes den Abſcheu vor Verbrechen und 
Berbrechern zu mindern, aber ebenjo jehr müjjen wir uns hüten, diefen Abſcheu 
zu übertreiben durch eine ewige Ausfchließung derer, welche dem Gefege Genug- 
thuung gegeben haben und nur einigen Beiltand begehren, um nun nüßliche 
Glieder der großen Familie zu werden. Erfordert es nicht das Beſte Aller, 
ihnen eine hilfreiche Hand zu bieten? Macht man fich nicht unbewußt zum 
a ihrer Rüdfälle, wenn man fie durch Schmach zur Verzweiflung 
treibt ?“ 

Abhilfe thut alfo Noth! Aber welcher Art joll diefe Abhilfe jein? Die 
Kriminalftatiftit gibt und zwar Auffchluß über die Zahl der Nüdfälle, aber 
fie entdedt uns nicht die Quelle derjelben. Auch der Auffchluß über die Zahl 
ift deswegen nicht recht zuverläjiig, weil der Begriff des Nüdfalls in den ein- 
— Ländern ein verſchiedener iſt. Man kann unter Rückfall die wiederholte 

egehung des nämlichen Verbrechens oder die nach Verbüßung einer Strafe 
geſchehene Verübung eines anderen Verbrechens verſtehen; auch derjenige, welcher 
wegen eines Verbrechens eine Zuchthausſtrafe erlitten und nun wegen eines 
Vergehens eine Gefängnißſtrafe zu erſtehen hat, wird als rückfällig betrachtet; 
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der Begriff des Rückfalls kann aber auch auf den engeren Fall der wiederholten 
Berbüßung der nämlichen Strafe bejchränft werden. Wir glauben daher von 
einer Anführung von Zahlen um fo mehr Umgang nehmen zu fünnen, als 
ohnehin allgemein genug befannt ift, daß die Zahl der Nüdfälle eine außer: 
ordentlich große iſt. Man vgl. die Angaben in den Berichten von Jebb, bei 
Barban et Calvo ©. 224, Ducpetiaur, Bauer, Röder zc. ꝛc. 

Der Berbrecher aus Leidenschaft, Affekt und Muthwillen läßt nicht leicht 
Wiederholung des nämlichen Verbrechens befürchten, noch weniger der kulpoſe 
Verbrecher; aber die Verübung anderer Vergehen ijt allerdings nicht ausge— 
ſchloſſen. Nur die Klaſſe der Eigenthumäsverbrecher, namentlich der Diebe iſt 
diejenige, von der das Wort gilt: semel malus, semper talıs. „Ein Korps 
von etwa 3900 Köpfen ift e8, welches durchjchnittlich im Jahre im Zeitraum 
von 1858— 1862 wegen jchweren Diebitahls refp. wegen Diebitahl® im wieder: 
bolten Rüdfall jowie wegen jchwerer Hehlerei reſp. Hehlerei in mwiederholtem 
Küdfall mit Zuchthausftrafe (in Preußen) belegt worden ijt.“') 

Was die Quellen der Rüdfälle anlangt, fo laſſen fie fih, wie gefagt, 
nicht mit Sicherheit eruiren. Eine Statiftif, die ſich mit diefem Gegenftande 
befaßte, wiirde gar manche Fingerzeige für die Thätigfeit der Straf-Anjtalte- 
behörden und das Wirken der Schugvereine geben. Leider beſitzen wir eine 
jolhe noch nicht und müljen wir uns auf eine etwas unfichere Kaſuiſtik ver: 
lafjen. Einige Verbrecher werden bald nach der Entlajjung rüdjällig; bier hat 
entweder Mangel an Beichäftigung mitgewirkt, der in vielen Fällen in dem 
Mißtrauen des Publikums gegen GEntlaffene jeinen Grund hat, oder es trug 
die Arbeitsſcheue und Unverbejjerlichkeit des Betreffenden die Schuld. Mangel 
an Beihäftigung Hat man zwar als eine Urjache der Rückfälligkeit in Abrede 
geitellt;*) aber wenn man die Verhältniffe in Wirklichkeit in's Auge faßt, fo 
wird man wicht umhin fönnen, diefem Faktor eine große Zahl der Verbrechen 
zuufchreiben; und wenn auch der Entlajiene Beichäftigung gefunden haben 
follte, jo macht doch das allgemeine Mißtrauen, auf das er bei jeder Gelegen- 
beit jtößt, ihn zu einem verzweifelnden, unglüdlichen Menſchen. 

Eine andere Kategorie von Nüdfälligen bilden jene, welche erit mehrere 
Jahre nach der Entlafjung rüdfällig wurden, aljo zu einer Zeit, wo jedenfalls 
eine leibliche Unterftügung des Entlafjenen ſchon längſt eingeftellt fein würde. 

Endlih iſt noch jene Klaſſe Rüdfälliger zu erwähnen, welche nad) der 
Entlafjung nicht dasjelbe, fondern ein anderes Verbrechen verüben, z. B. ein 
früher wegen Körperverlegung Verurtheilter begeht einen Diebftahl. Auch hier 
lann der Grund des Rückfalls in Mangel an Beichäftigung, in dem Mißkredit, 
in dem der Verbrecher ſteht, oder in Mangel an gehöriger UÜeberwachung Liegen. 

Aus Allem geht hervor, daß es drei Mittel find, welche die Fürſorge für 
Entlaſſene in’3 Auge zu fafien hat: gute Strafanftalten, Sorge für das Unter- 
tommen, forgfältige Aufficht. 

Bor allem iſt es der Zuftand der Strafanftalten, auf welchen das Haupt: 
augenmerf gerichtet werden muß. Für den Entlafjenen forgt am Beften, wer 
für den Gefangenen forgt. Hier hat der Staat ein weites Feld der Thätigfeit. 
& wäre eine ganz verkehrte Anjchauung, dem Wirken wohlthätiger Schup- 
vereine zu überlafjen, was man fchon vorher in der Anftalt hätte thun können. 
Daher müfjen die Strafanftalten von Anfang an durchgehends auf Bejlerung 


Y' v. Balentini, das Verbrecherthum im preußifchen Staat. S. 137. 
” Bauer, der Gewerbebetrieb in den Strafanftalten. S. 70. 
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berechnet fein; e8 muß insbejondere für paſſenden Unterricht, zwedmäßige, dem 
Sträfling nad) feiner Entlafiung ausreichenden Unterhalt fichernde Beſchäftigung 
(daher nicht Werazupfen, Spinnen 2c.!) gelorgt werden; wo möglich ijt auch 
dem Gefangenen Gelegenheit zu geben, durch fleißige Arbeit fich einen Spar: 
pfennig für die Zeit der Entlaffung zu verdienen; gerade dieſes Mittel ift nicht 
bloß ein Anreiz zum Fleiß und zur Ordnung, ein wichtiges Erziehungsmtittel 
zur Bellerung für den Strafgefangenen, jondern auch fir den Entlajjenen ein 
ungeheuer wichtiges Unterftügungsmittel. 

Eine gute Strafanftalt, namentlich eine trefflich eingerichtete Ackerbau— 
folonie bleibt daher immer das Fundament des Gebäudes; das Uebrige, das 
Wirken der Schußgefellichaften iſt nur ergänzend und fo zu jagen mur der 
Schlußſtein des ganzen Gebäudes. „Ein wohlgeordnetes Syftem der Diszi— 
plin”, jagt Yarochefoucanld-Liancourt, „vermindert mit jedem Tag die 
Zahl der jugendlichen Gefangenen, jede Beichenfung eines Kindes mit der 
proviforischen Freiheit unter der Aegide eines wohlwollenden Patronats macht 
einen Gefangenen weniger und einen Bürger mehr.“ 

Nachdem jo der Grundjtein durch eine vortreffliche Bellerungsanftalt ge: 
legt, kann man getroft weiter bauen und der Thätigkeit pbilanthropiicher 
Vereine es überlaljen, das ganze Werk abzujchließen. !) 

Das Nefultat der bisherigen Vereine ift, mit wenigen Ausnahmen,?) ſehr 
unbedeutend. Es zeigt fich jo wenig Theilnahme, jo wenig Eifer, jo wenig 
Aufopferung für dieſes edle Werk, daß die Vereine faſt ohnmächtig find gegen: 
über den Hindernilien, die fich der Erfüllung ihrer Schönen Aufgabe entgegen: 
jegen. „Worin hat diefe Erichlaffung des Intereſſes und der Arbeit ihren 
Grund? Suchen wir ihn in der allgemeinen Schwierigfeit der Aufgabe, in 
der vielfachen Undanfbarfeit der Unterjtügten, in dem Borurtheil der Menge 
in der ohnehin Schon vorhandenen großen Zahl der Unterftügungsbedürftigen, 
die nach der Meinung der Meiſten den Borzug vor entlaflenen Sträflingen 
verdienen, obwohl es ſich biebei zunächſt gar nicht um Geld-Unterjtügung 
handelt, oder in der Nejultatlofigfeit der Bemühungen, fuchen wir den Grund, 
wo wir wollen, juchen wir ihn auch nur zugleich in ums jelber* (Wichern). 

Viele Schuld an der Nefultatlofigkeit der Vereine tragen die zu Beſchütz— 
enden ſelbſt. Sie betrachten die Vereine mißtrauisch wie ein Spionirfyiten, 
ein Werk der Polizei, das nur darauf angelegt fei, in der Freiheit ihre Ge: 
fangenfchaft fortzufegen; mit großer Hartnädigfeit weifen fie jede ihnen ange: 
botene Unterjtügung zurück und nehmen lieber ihren früheren ungezwungenen 
Lebenswandel wieder an. Bon den aus Bruchjal in einem Jahre Entlafjenen 


!) Weber die Fürſorge für entlafiene Sträflinge vergl. außer den jchon zitirten Schriften 
noch folgende: Cerfbeer, des condamnes liberes. Par. 1844. — Beschouwingen van 
de regterlyke Collegien en neederlandsche Genootschaft tot zedelyke Verbetering. 
1857. — Magenta, ricerche sulle pie fondazioni. — Zanoni, rapporto della societä 
di patrocinio pei liberati dagli stabilimenti penitenziali di Toscana. 1858. — Haan, 
die Entlajienen. 1853. — Griejemann, die Sceliorge an den entlafjenen Sträflingen. 
1855. — Wichern, die innere Million der deutichen evangel. Kirde. — von Wid, über 
Strafe und Bejlerung. 1853. — vonWid, über Fürforge für die entlaſſenen Sträflinge. 1856. 

2, Zu Dielen Ausnahmen gehören die rheiniich weitfäliiche Gefüngnißgeſellſchaft, die 
Vereine in Bayern, Baden, in Berlin, der württembergiiche Verein, die Socier& de patronage 
dos jeunes detenus et liber&s du Jdepariement de la Seine zu Paris und die Patronager 
gejellichaft zu Mettray. Dieſer legteren, ſowie der trefflichen Organijation der Aderbaufolonie 
war es zu verdanfen, dab von den Kolonen in Mettray nur 3,4,%/, rückfüllig wurden, während 
der Prozentiap der Rückfälligen unter den aus den Kolonien der Regierung Entlafienen 
11,,9%/,, unter den aus den PBrivatanitalten Entlatienen 6,4, betrug Yamaraue). 
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kamen 17 rückfällige Diebe in polizeiliche Verwahrungsanſtalten, von den 
ionitigen Entlajjenen bat ſich nur ein einziger der Fürſorge der über ganz 
Baden verbreiteten Schußvereine unterworfen.) So berichtet auch der Züricher 
Zchugverein, daß ſich manche der Schutzaufſicht entziehen. Dieſelbe Erfahrung 
haben die bayeriſchen Vereine, hat die Pariſer aa Sn ſchaft bei jugend— 
ichen Sträflingen gemacht; von den aus den franzöllic, in Ackerbaukolonien 
ẽntlaſſenen 3. B. haben ſich in dem Zeitraum von 1852 1859 von 13,246 
Rolonen nur 697 einer Schuggefellichaft anvertraut, während 10,430 zu ihren 
meiſtens unmoraliſchen) Familien zurüdfebrten, 145 jih in die Armee ein: 
reiben ließen, 1395 durch die Direktoren jelbit als Arbeiter oder Dienftboten 
untergebracht wurden, Die übrigen in der Kolonie zurücblieben (Yamargıe). 

Die Thätigfeit der Bereine Icheitert auch an der Schwierigkeit, die Ent: 
laſſenen geeignet unterbringen zu können. Diefe Schwierigfeit kann im der 
Qualität der zu befchügenden Individuen liegen. Manche haben nie einen ordent: 
ichen Yebensberuf gehabt, fondern ſich auf gut Glück herumgetrieben, ihr Brod 
sald Durch Betteln, bald durch Stehlen, bald durch nichtsfagende Beichäftigung 
erwerbend. Dieje einen anftändigen Beruf zu lehren, wird Hauptaufgabe der 
Strafanftalt jein. Manche find wieder zu alt, um ein Gewerbe noch erlernen 
u können, einige gänzlich oder theilweiſe arbeitsunfähig. Für dieſe wird ein 
Aſyl mit einer ihrem Alter und ihren Fähigkeiten zujagenden Beichäftigung 
vaflend jein. Auch die Schwierigkeit, entlafiene Berbrecherinnen unterzubringen, 
wegen des Mißtrauens, das man gegen fie hegt, indem man ftch in der Kegel 
ihr Verbrechen mit der Projtitution im Zuſammenhang ſtehend vorjtellt, kann 
Ye Gründung eines Aſyls für dieſe Kategorie wünschenswerth machen. Das 
dinderniß wird aber in der Negel darin liegen, daß man die Inſaſſen der 
Sefängnifie nur mit Mißtrauen, ja mit Hohn oder Verachtung aufninmt. 
das Publikum iſt jo bartnädig, an die Beſſerung des WVerbrechers nicht zu 
tauben, daß jelbit das empfehlendite Zengnig der Gefängnigbehörde es nicht 
n jeinem Borurtheile wanken machen kann, es ift, wie Wick jagt, weit ri- 
gerüftiicher in ſeinen Berdammumasurtbeilen, ala es der Staat ımd die Gefeße 
ind. „Der öffentlichen Meinung genügt es, daß ein Menſch des Diebſtahls 
ir ſchuldig erkannt it oder im Zuchthaus gefeifen hat, um ihn Zeitlebens für 
hrlog anzusehen. Wie er zu dem Verbrechen gekommen it, ob aus Noth, 
durch Verführung, im Affekt oder mit überlegtem Borjaße, darnach wird im 
Publikum nicht gefragt. "a 

In erſter Linie wird es auch in dieſer Beziehung Aufgabe der Straf— 
initalt ſein, dem Vorurtheile dadurch entgegenzutretent, daß ſie fich beitrebt, 
im emimenten Sinne des Wortes Bejlerungsanftalt zu jein. Wo die öffentliche 
Meinung an die Beljerung der Sträflinge glaubt, da wird es nicht ſchwer 
ein, Beſchäftigung und Unterkunft für diefelben zu ermitteln, ſobald fie entlaflen 
werden, tvie dieß der Kolonie Mettray gelungen it. Es ijt mu einmal That: 
iache, daß das Volk die Härte der Freiheitsſtrafe und namentlich das Ent— 
hrende des Zuchthanſes nach der Räumlichkeit, wo die Abbüßung Itattfindet?), 
abſchätzt. An den Namen „Zuchtbaus" knüpft fich ein weit tiefer begründetes 
Mißtrauen als an den Namen „Gefängniß“ oder „Arbeitshbaus“, und wer im 
Zuchthauſe geſeſſen, wird für viel moralifch verdorbener, für weit ehrloſer ans 





N Bauer, S. 72. 
2; von Mid, über Ehrenitrafen und Ehrenfolgen. S. 36, 
Beſeler, Kommentar über das Strafgeſetzbuch für die preußiichen Staaten. 
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gefehen, al3 der Gefängnißiträfling. Die niederen Gattungen des Gefängnifies, 
namentlich die Aderbau:Straftolonten, jollten daher als Beljerungsanitalten 
und Bejjerungstolonien betitelt werden. Obwohl dieß ummefentlich zu fein 
jcheint, jo iſt es doch Erfahrungsjag, daß die ausgehängte Firma manches 
Vorurtheil bejeitigen fann. Freilich muß dann auch das Syſtem der Anjtalt ihrem 
Titel entiprechen. Aufgabe eines Vereins zur Fürjorge für die entlaſſenen 
Sträflinge wird es fein, dem Mißtrauen und Vorurtheil gegen Entlajjene überall 
wo er e3 findet, entgegenzutreten. Der Würzburger Verein für Unterfranfen 
jagt in feinen Statuten ($ 2): „Das Vorurtheil und die Abneigung, melde 
den Entlajjenen entgegenjtehen, joll gehoben werden. Der Zived des Vereines 
joll erreicht werden durch jorgfältige Ueberwachung der Pfleglinge, durd Er: 
mittlung einer Unterkunft bei Landwirtben, Gewerbsleuten, Fabriken, durd 
Gewährung nothwendiger Unterftügung auch zum Behuf der Auswanderung, 
durch öffentliche Belobung und Belohnung derer, die fich erfolgreich der Unter: 
jtügung der Entlafienen widmen, durch Errichtung von Beſchäftigungs- und 
landwirtbichaftlichen Erziehungshäujern.“ 

Man war auf verjchiedene Mittel bedacht, das Vorurtheil gegen entlaſſene 
Sträflinge zu heben. 

Bor Allem juchte man einen dichten Schleier über die Vergangenheit des 
Entlajjenen zu werfen; durch Geheimhaltung feiner Antecedentien, durch un: 
verbrüchliches Stillfchweigen über fein Vergeben und feine Strafe jollte das 
Miftrauen umgangen oder hintergangen werden. Skarbek!) will, daß weder 
von der Verhaftung noch Anjchuldigung des Verbrechers durch das Gerichts: 
verfahren, noch nach überftandener Strafzeit von feinem Aufenthalte im Straf: 
haufe irgend etwas befannt werden dürfe, ja daß diefem Zweck nöthigenfalli 
jelbit die Deffentlichkeit der Gerichtäverhandlungen zum Opfer gebracht werden 
müſſe. Allein diefer Vorſchlag geht viel zu weit. Die Oeffentlichfeit der Ge: 
richtsverhandlungen zu opfern, nur um den Entlaſſenen leichter unterbringen zu 
können, ericheint um jo mehr bedenklich, ala ja durch die Aufhebung der Publizität 
das Intereſſe des Angeklagten jelbjt geichädigt werden würde und die Folge 
wäre alfo, daß man dem Sträfling ein größeres Geſchenk entziehen würde, 
als man ihm hinterher gibt. Weberhaupt jollte man gegen Abneigung und 
Borurtheil mit offenem Viſir kämpfen, nicht fie durch Lift zu befeitigen juchen. 
Es follte daher der Arbeitgeber von dem früheren Schiejal des Entlafjenen in 
Kenntniß gejegt, nicht wie Jebb meint, in Unkenntniß gelafien werden. Das 
liegt ſowohl im Intereſſe des Arbeitgebers, welcher durch ein Verſchweigen 
bintergangen und getäufcht, und wenn er, was jehr wahrjcheinlich, einmal den 
wahren Sachverhalt erführe, nur ein um fo größeres und berechtigtes Miß— 
trauen fallen würde, ala auch im Intereſſe einer wirkſamen Beaufjichtigung 
des Entlajjenen. Bor allen Anderen, namentlich vor den Arbeitsgenoſſen des 
Entlafjenen das Geheimniß zu bewahren, ijt allerdings wünfchenswerth. Dieſe 
Praxis wird in Irland beobachtet. ?) 

Der ſchleſiſche Lofalverein in Schweidnig hatte die Beobachtung ge: 
macht, daß nicht jelten weibliche Entlafjene fich zu Leuten in Dienfte begaben, 
die ſonſt feine Dienjtboten zu halten pflegen und vermöge ihrer pefuntären 
Berhältnifje nicht halten können, daß fie alfo unter dem Scheine eines Dienftes 





!) Ueber die nothwendige Uebereinſtimmung der Straigeiepgebung mit der Trenn— 
ungshaft. 


v. Holtzendorff, das iriſche Gefängnißſyſtem, ©. 95. 
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ein müſſiges, arbeitsicheues Leben führten. Der Verein fuchte deßhalb diefe 
Entlafjenen bei armen ehrlichen Familien unterzubringen, die eines Dienftboten 
bedurften, ohne die Mittel zu haben, um einen folchen bezahlen zu fünnen; 
er gewährte daher Lohnzuſchüſſe zur Ergänzung des Betrags, unter welchem 
ein Dienftbote nicht füglic) beitehen kann, und hoffte dadurch den doppelten 
Zwed zu erreichen, einmal für die Entlafjenen beijer zu ſorgen und dann folchen 
achtbaren Familien eine Erleichterung zu verschaffen. Die Löbliche Abficht des 
Vereins verdient gewiß Anerkennung; dennoch erjcheint diefe Art von Unter: 
jtügung bedenflicher Natur. Es geſchieht dadurch jener Selbitändigfeit des 
Unteritügten Eintrag, zu welcher er jo bald als möglich geführt werden follte ; 
manche Familien werden mit ‚Freude Die Gelegenheit der ihnen dargebotenen 
Erleichterung ergreifen und Dabei vielleicht weniger das Intereſſe des Ent: 
laſſenen als ihr eigenes Sonderinterefie im Auge haben; für die freien ehr: 
lichen Dienjtboten aber bildet der Loöhn zuſchuß die Grundlage eines dauernd 
niedrigen Lohnes. 

Dasjelbe gilt von den Prämien, welde den Handwerksmeiſtern, Fa— 
brifanten oder Yandwirthen bewilligt werden, welche entlafjene —— zu 
ſich in Arbeit nehmen.) Anders aber iſt es mit den Prämien für ſolche Fa— 
milien, welche kranke oder arbeitsunfähige Sträflinge in Koſt und Pflege 
nehmen, anders mit dem Lehrgelde, welches für Unterbringung eines ent— 
laſſenen jugendlichen Sträflings in einer Lehre gezahlt wird, weil hier eine 
Unterſtützung anderer Art nicht wohl denkbar iſt. Letztere Art Unterſtützung 
haben beſonders die bayeriſchen Kreisvereine im Auge. 

Bon dem Schutzvereine für den Landdroſteibezirk Hannover ?) wird es für 
zwedmäßig gehalten, daß durch Bereinigung der Bewohner einer jeden Ort: 
ihaft der Sträfling nach der Entlajjung bei feiner Ankunft an feinem Wohn: 
orte einen Monat hindurch nach einer Reihenfolge, die aber niemals bei einem 
Verwandten anzufangen, von einem jeden Neihewirtbe einen Tag feine freie 
Beköftigung und zwar an dem Tiſche mit den übrigen Dienftboten erhalte, 
damit derjelbe durch jolche Anfnabme bei einem jeden Einwohner wieder in 
ein Verhältniß zurückehre, wonach jeder Abſcheu, ihn als Arbeiter anzunehmen, 
ſchwinde; indejlen müſſe er auch bei jedem Neihewirthe an dem Tage, an 
welchem er von diefem feine Beköftigung erhalte, einige Arbeiten, wozu er 
aufgefordert wird, mitverrichten; ferner folle der entlaffene Strafgefangene der 
bejonderen Fürſorge eines jeden Gemeindegliedes nad) einer Reihenfolge eine 
Rohe hindurch und zwar während eines bejtimmten Zeitraums überwiefen 
werden, um das Intereſſe desjelben durch Verſchaffung von Gelegenheit, um 
Taglohn zu arbeiten, wahrzunehmen, auf ſein Benehmen gehörig zu achten 
und darauf zu halten, daß er die Kirche fleißig bejuche, wobei Jedermann 
ih bereit erflären foll, einen entlaffenen Sträfling bei vorfommender Ge: 
legenbeit als Taglöhner anzunehmen. Dieſe reihenweiſe Fürſorge mit 
der ausgejprochenenen Abficht, dadurch die Abneigung gegen Entlajjene zu be: 
feitigen, wäre nur dann zweckentſprechend, wenn fie nicht auf zu lange Zeit 
dinaus erjtredt wird und wenn der Sträfling nicht in anderer Weije unter: 
gebracht werden kann. Leibliche Unterjtügung tft überhaupt möglichit zu ver: 
meiden. 





N von Kuder, der Verein zur Unterſtüßung umd Beauffihtigung der aus den Land- 
and Provinzialanitalten Entlajienen im Großherzogthum Heilen (Jahrbücher f. Gefängniß: 
une 1843. ©. 322). 

” Jahrbücher f. Gefüngnikkunde 3. Jahrgang. 


— — — — — — —— —— ————— 


92 U. Flärl: Die Nderban:Straffolonien 


Uebrigens liegt es theilweife in der Macht des Staates jelbjt, die Hin: 
dernifie zu befeitigen, welche die Unterbringung Entlaſſener jo überaus jchwierig 
machen. Nöllner”) bat gezeigt, wie die Gejeggebung jelbjt der Wirfamfeit 
der Schutz-Vereine entgegentritt. Der Staat hat ſich früher redlich bemüht 
mit dem Kainsſtempel der Ehrlofigkeit den Verbrecher für immer zu brand- 
marken, die Polizei ihrerjeits beeifert fi), das Mißtrauen des Publikums 
durch eine läftige Spionage über den Entlaſſenen noch zu verjtärfen. „Die 
Strafanjtalts:Beamten verbehlen es nicht, daß die gejeßlich angedrohten Ehren: 
folgen die Abneigung des Volkes nicht minder als die Polizeiauffichtsibung 
gegen die Entlaljenen vermehren und daß dadurch alle Beſſerungsreſultate der 
Strafanjtalten vernichtet werden. Ehrenfolgen und die Bolizeiaufiict 
in ihrer jegigen Ausdehnung ſtehen ideell wie praftiich in einem Widerjpruc 
mit der auf Bellerung und Verhütung der Niückfälle abzielenden Gefängniß— 
zucht.*?) Der dreifache Strich, das jchwarze Brandmal, das in Rußland dem 
Diebe und Mörder auf Stirne und Wangen gebrannt wurde, iſt nur das 
fichtbare Zeichen dejien, was im wejtlichen Europa aufgeklärt und human jet 
wollende Negierungen dem Berbrecher auf Heitlebens zwar nicht als äußeres 
Brandmal, aber doch als erfennbares Zeichen jeiner Verworfenheit aufdrücten. 
Eine ſpitzfindige Nechtsgelabrtbeit erfand jogar die fühne Fiktion eines bürger— 
lichen Todes für den lebenden Verbrecher, fie erklärte ibn als bürgerlich todt, 
als rechts: und vermögenslos und gab ihn jo nicht bloß der Verachtung jeiner 
Mitbürger, Sondern auch der Ausbeutung Durch jelbitlüchtige Mitmenschen 
preis. Ja, man eritrecdte dieſe Nechtsfolgen des Verbrechens jogar auf Frau 
und Kinder des Unglüclichen. In neuerer Zeit wurden zwar die roheſten 
Auswüchſe diejes noch aus mittelalterlichen Zeiten jtammenden Brandmark: 
ungsſyſtems bejeitigt, aber Ueberreſte desjelben find noch immer geblieben und 
harren der Beleitigung. Ehrenfolgen wideriprechen ja jogar dem Sinne der 
Gercchtigkeitstheorie, da es nicht in ihrem Geiſte jein fan, nach Abbüßung 
der eigentlichen Strafzeit noch eine weitere Strafe, nämlich die in der Ehr— 
Lojigfeit begründete Berachtung und Abneigung und Die daran hängenden Uebel 
folgen zu laſſen, und die Regierung kann kein Recht haben, das ohnehin ſchon 
vorhandene Mißtrauen gegen Verbrecher noch ibrerjeits zu verjtärten. Daber 
kann böchjtens nur die vorübergehende Entziebung und Schmälerung Tolcher 
bürgerlicher Ehrenrechte, welche ein bejonderes Vertrauen vorausjegen, 
z. B. des Amtes eines Vormundes, eines Geſchwornen 2c., als gerechtfertigt 
ericheinen. 

Wie die Ehrenfolgen der Wirffamfeit der Fürſorge für Entlafjene Hin: 
dernilje bereiten, jo thut es nicht minder, ja in noch höherem Grade die Po: 
lizeiaufſicht. „Die bürgerliche Gejellichaft“, jagt Wichern, „läßt den 
entlafienen Sträfling nicht vor die Augen, die Polizei läßt ibm nicht aus 
den Augen; fie überwacht ihn mit Argusaugen, wo er nur immer weilt, fie 
folgt ihm auf Tritt und Schritt, fie iſt feine nnermüdliche Begleiterin, ſeine 
Läftige Gefäbrtin in allen Yebenslagen, in Die er geräth.* An und für jich 
iſt nun Die polizeiliche Aufficht fein jchädliches Inſtitut; indem fie den Ver: 
brecher überwacht, handelt jie jowohl im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit, 
als in jenem des Verbrechers jelbit. Allein jo wie ſie geübt wird, jo wie fie 


i) Bemerkungen über die Wirkſamkeit der Bejlerungsvereine. (Jahrbücher f. Gefäng— 
nipfunde. 3. Jahrgang. S. 305) 
Ortloff, das Zellengefängniß zu Moabit in Berlin. S. 116. 
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aus Frankreich gekommen it und auch in anderen Ländern ich eingebürgert 
bat, ericheint fie als nachtheilig. Sie wird als eine die Strafe über das ge: 
jegliche Maß hinaus verlängernde Zuthat empfunden, die über das Leben und 
die freie Bewegung des Menjchen gebietet; jie deprimirt, erbittert, treibt zur 
Verzweiflung, fie it jchon aus diefem Grunde feine Bürgschaft gegen die Be- 
gehung neuer Verbrechen. Sie wirft aber noch mehr deßhalb jchädlich, weil 
jie den Entlafjenen zum Aufenthalt an bejtimmten Orten nötbigt, an Orten, 
wo er nur auf Hohn, Verachtung, Mißtrauen ſtößt, an Orten, two er vielleicht 
feine Beichäftigung finden fan, während er anderswo Arbeit in Hülle und 
Fülle erhalten fünnte; auf dieſe Weife kann fie ſogar Urſache der Rückfällig— 
keit werden. Sie wirft endlich nachtbeilig durch die unvorfichtige, ungercchte 
Art, mit welcher man ſie zu handhaben pflegt. Kaum bat der Entlaijene 
Arbeit gefunden, jo macht die Polizei ihre Aufwartung; faum bat er eine 
Wohnung, eine Schlafjtelle, eine Unterkunft gefunden, jo ericheint die Polizei, 
um Umschau zu halten; das wird dem Arbeitgeber, dem Miether verdächtig, 
im jo mehr, da die Beſuche in läftiger Weile oftmals ſich wiederholen; ſie 
faſſen Mißtrauen gegen den von ihnen Beichäftigten oder in Miethe und Dienft 
Verindlichen, die regelmäßigen Bifiten der Polizei beläjtigen, beunruhigen fie, 
und endlich Findigen fie dem ihnen verdächtig gewordenen Arbeiter, Miether 
oder Dienitboten. Hat der Entlafjene dann wieder ein Unterfommen gefunden, 
dann stellt ich auch die Polizei abermals ein mit ihren läjtigen Bejuchen und 
es wiederholt fi der ganze Alt. So wandert er fort, bald da bald dort, 
bis er in jchlechte Gefellichaft geräthb und ihn die Verzweiflung wieder auf Die 
Verbrecherlaufbahn treibt. Die polizeiliche Aufſicht hindert aljo die Ber: 
ſchmelzung der Berbrecher mit der ehrlichen Geſellſchaft, indem ſie dieſelben 
als eine gefährliche bejondere Klaſſe ausjcheidet und unter ihre läſtige Obhut 
jtellt, jie tritt ihnen entgegen bei ihrem Unterhaltserwerbe, bei der freien Wahl 
des Aufenthaltsortes und eines ehrlichen LYebensberufes. 

Holtzendorff) rühmt die Organifation der Polizeiaufſicht in Irland, 
wo fie aus Anlaß der proviforiichen Freilaflung eingeführt wurde; er jagt, 
dort jei jie ein vertragsmäßiges Verhältniß, nach welchem ohne eine erhebliche 
Seichäftslaft für die Staatsverwaltung eine Ueberwachung durch eigene Thä— 
tigkeit des Entlafjenen möglich gemacht werde. Der Entlafjene iſt nämlich in 
regelmäßigen wiederkehrenden Zeiträumen verpflichtet, ſich vor der Polizeibe: 
börde feines Wohnfiges über jein Thun und Treiben auszumeijen; jchon 
vor der Entlafjung wird die Urtspolizeibehörde von der Ankunft des 
Sträflings in Kenntniß gejeßt, derjelbe muß gleich bei feinem Eintreffen und 
dann regelmäßig jeden Monat fich bei ihr melden und jede Aufenthaltsänder- 
ung anzeigen. Jede Verlegung diefer Pflichten wird mit Verluſt der provifo- 
riſchen Freiheit bejtraft. Bon einer freiwilligen. Unterordnung, von einem 
vertraggmäßigen Verbältniß, wie v. Holkendorff jagt, iſt alſo doch wohl nicht 
die Rede, da der Entlajjene bei Strafe fich der Polizeiaufficht unterordnen 
muß. In Deutichland ijt durch das Reichs-Strafgeſetzbuch die Polizetaufficht 
ſewohl in den Borausfegungen ihrer Zuläſſigkeit als auch in ihren Wirkungen 
den früheren gejeglichen VBorjchriften gegenüber bedeutend eingejchränft worden; 
ihre völlige Aufhebung iſt aber nur eine Frage der Zeit. 

Vom Standpunkte der Bejlerungstheorie aus ift die Polizeiaufficht ent- 
ihieden zu verwerfen. Selbſt v. Holgendorff, welcher von der irischen 


!) Kürzungsfähigfeit der Freiheitsitrafen. ©. 68. 
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Einrichtung der Polizetaufficht behauptet, daß fie dem Beſſerungszweck diene, 
kann jich einer leifen Befürchtung nicht erwehren, denn er gibt zu, daß die 
Bolizei dabei einfeitig handeln fann. In der That kann man fich der Be: 
jorgniß nicht entjchlagen, daß eine Bolizeiaufficht, mag fie noch jo trefilich 
organifirt fein oder von einem eigens zu dieſem Zwecke geichaffenen obrigfeit- 
lichen Amte, einer special agency, wie Burt und Jebb vorjchlagen, ge 
handhabt werden, nicht im Intereſſe des entlajjenen Sträflings und in wohl: 
wollender Fürſorge für fein förperliches und geiftiges Wohl geübt werden 
möchte, jondern fich eher zu einer roh und rücjichtslos verfahrenden Spionage 
geftalte, welche ihm, ſelbſt bei dem redlichen Unterhaltserwerbe, bindernd 
entgegentritt. 

Eine Aufficht über die Entlafjenen iſt allerdings unbedingt nothwendig, 
fie muß ſogar die Hauptaufgabe der Fürjorge für entlafjene Sträflinge fein, 
jonjt wirde die provijorische Freilafjung völlig werthlos und die etwa gewährte 
leibliche Unterftügung ohne Bedeutung fein; denn e8 muß doch darnad) gejehen 
werden, welcher Gebrauch von der geleiteten Hilfe gemacht werde und wann 
ihr Bedürfnig aufhöre. 

Soll aber die Aufficht nicht zu einer rein mechanischen und handwerks— 
mäßigen oder zu einer polizeilich vigorofen Thätigkeit herabjinfen, jondern 
zu einem dem Entlafjenen zum Vortheil gereichenden Dienjte werden, jo muß 
jie von den freiwillig gegründeten Schußvereinen ausgeübt werden, in welchen 
ji die Humanität, die Nächjtenliebe, die Aufopferungsfähigfeit, das Wohl: 
wollen und der liebevolle, nie rajtende Eifer zufammenfinden, um mit vereinten 
Kräften für das Wohl der Unglüdlichen zu wirken. Man erjege daher, jo viel 
als thunlich, die polizeiliche Kontrole durch die Aufficht der Schußvereine, mache 
aber zur Bedingung der proviforischen Freilaſſung die Unterwerfung unter dieſe 
Aufficht und jtelle nur diejenigen bedingt Entlafjenen, welche fich der Aufficht 
der Bereine entziehen, unter polizeiliche Kontrole. 

Hiebei wird fich der Verein zweckmäßig die Organijation der Behörde 
zum Mufter nehmen und die perjönliche Beauffichtigung Agenten oder Ba: 
tronen übertragen. Dieſe Patrone find die Vermittlungsinftanz zwiſchen dem 
Entlafjenen und dem Vereine, erhalten ihre Weifungen von dem Vereine und 
werden von der Strafanftaltsbehörde mittels des Vereines mit den nothwen— 
digen Informationen verjehen. Die perjönliche Beauffichtigung macht den 
Patron mit den Verhältniſſen des Entlajjenen befannt, gibt ihm die notb- 
wendigen Fingerzeige zur Einrichtung der paljenden Unterjtügung "und erjegt 
die dem Entlajjenen fehlende bejjere Umgebung. Der Batron wird von jedem 
ichlechten Betragen feines Schüglings der Behörde Anzeige eritatten und bei gutem 
Betragen die ihm möthige leibliche Unterjtügung und das für ihn paſſende 
Unterfommen bejorgen. Das örtlihe Patronat iſt jomit einerjeit3 ein wirk— 
James Beauffichtigungsmittel und andererjeits erhöht es die foziale Stellung des 
Entlajjenen, bejeitigt das VBorurtheil, das man gegen denjelben hegt, ſowohl weil 
das Publikum in der unausgeſetzten Beauffichtigung eine Garantie fir das 
bejjere Verhalten des Sträflings erblidt, als auch deßhalb, weil hinter dem 
Entlajjenen jtets eine angefehene, moralisch tüchtige und zutrauenswiürdige Pri: 
vatperjon, fein Polizeiagent und Gefängnißwärter fteht. Namentlich für die 
entlajienen jugendlichen Sträflinge wird diejes örtliche Patronat von Vortheil 
jein. Der jugendliche Entlafjene bedarf immer einer anregenden Leitung, einer 
wohlwollenden Fürjorge, einer fortdauernden Beauffichtigung, eines materiellen 
und fittlichen Beiftandes, einer Perſon, der er ſich anvertrauen kann; ſonſt 
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fühlt er ſich von einer kalten, fühlloſen Welt in Verzweiflung oder Trotz zu— 
rückgeſtoßen und fällt in neue Fehler und Verbrechen. 

Die Patrone wählt man aus vermöglichen und moraliſchen Perſonen, die 
an dem Aufenthaltsorte des Entlaſſenen wohnen; ſie müſſen verſtändig und prak— 
tiſch, eifrig und tüchtig ſein und mit praktiſchem Blick ein vertrauengewinnen— 
des Wohlwollen paaren; ſie ſollen aus allen Ständen, Fabrikanten, Gewerbs— 
leuten, Landwirthen 2c., entnommen werden, um je nach dem Stande des Ent: 
(afienen und Bertrautjein mit jeinen Bedürfniſſen beiler fir ihn jorgen zu 
können. $ 15 der Statuten des Vereins zur Bellerung des Scidjals ent: 
{afjener Strafgefangenen für die Kirchipiele Oldenburg und Djternburg ') be: 
itimmt: „Die Wahl desjenigen Mitglieds, welchem der einzelne Entlafjene zu: 
gewieſen werden joll, jteht dem Xofalvereine zu. Bei der Wahl eines jolchen 
Rathgebers ift darauf zu ſehen, daß ein mit dem eigenthümlichen Beruf des 
Entlajjenen befannter und durch fein Verhältniß mit den Bedürfnilien Des: 
ielben vertrauter Mann beftellt werde. Wefentlich zu berücjichtigen iſt dabei 
vr Wohnort des entlafienen Sträflings.“ 

Die Schwierigkeit ift nur, an jedem Orte, wo der Entlaſſene fich aufbält, 
io geeigenjchaftete Patrone zu finden; es werden ſich nicht leicht Leute finden, 
die ſich mit der Läftigen Aufgabe eines Batrons befaffen mögen, oder Mancher 
wird die Stelle eines PBatrons übernebmen, aber nur mechanisch und gleich- 
gültig verjehen.?) Einen Zwang zum Patronat eintreten zu laſſen, it nicht 
Wenn man jedoeh an den Dienit des Patrons nicht zu läſtige Werpflicht: 
ungen knüpft, iſt micht zu zweifeln, daß ſich pallende Männer zur Ueber: 
nahme eines Batronats bereit erflären werden. 

Die Patrone jind, für die jugendlichen Sträflinge, deren Eltern verjtorben 
ind oder einen unmoraliihen Lebenswandel führen, die Vormünder der Ent: 
laſſenen, jie follen daher ſchon von Rechtswegen mit vormundjchaftlichen Rechten 
ausgerüjtet werden. An ihre Zuſtimmung follten die Schüglinge bei allen 
enticheidenden Schritten gebunden fein, ihnen jollte insbefondere die Verwaltung 
der Summe anvertraut werden, welche ſich etwa der Sträfling in der Straf: 
anitalt eripart hat. Die Thätigfeit des Patrons wird jelbjt wieder beaufjich: 
ügt durch den Verein gleichjam als eine Obervormundichaftsbehörde. 

Hier wird der Staat jelbit jein Wirfen mit der freien Thätigkeit der 
Vereine und Gejellichaften vereinigen, indem er im Wege der Gejeßgebung den 
Bereinen den rechtlichen Halt gibt, deiien fie bedürfen, wenn ihr Werf nicht 
zu eimem völlig bedeutungslofen herabjinfen joll. „Es ift gerecht und zeugt 
von einer tweien Fürſorge, daß der Staat, der die Stelle eines Familien— 
vaterd angenommen, jeinen Schuß für das Kind auch iiber die Mauern Des 
Korrektionshauſes hinaus erftrede, jonft wird die ganze Frucht der Pönitentiar— 
erziehung, welche die Gejellichaft diefem Kinde hat geben wollen, nur zu oft 
verloren fein.“ 3) Demgemäß beitimmt auch Artikel 19 des franzöfiichen Ge— 
ſehes von 1850, daß der jugendliche Entlajiene 3 Jahre lang unter 
Ne Batronage des Staates gejtellt werde. In St. Gallen wird in Gemäß: 
beit des Gejeges vom 24. November 1838 der Entlafjene einem vom Ausſchuß 


') Jahrbücher für Gefängnißkunde. 3. Jahrgang. 

’; Darüber Magt der Verein in St. Ballen. Jahresbericht für 1958. 

’; Motive zu dem franzöfifchen Geſetze vom 5. Augujt 1850 amarque ©. 96). 
3. auch den Ausihußbericht der 2. Kammer in Württemberg über die Hellenhaft vom 
9. März; 1857. 
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tes Schußauffichtsvereines erwählten Schußaufjeher auf 3 Monate bis zu 
3 Jahren anvertraut, dem auch der dem Öefangenen aufgejparte Ueberverdienit 
übergeben wird. ') Auf ähnliche Weije it die Fürforge in Belgien, Maſſa— 
hufetts und anderen Staaten gejeplich geregelt. 

Natürlicher Weije legt die Patronage dem Schüglinge manche Beichränf: 
ungen auf. So entzieht jie ihm die Verfügung über feinen eriparten Ueberver- 
dienst, jo wird fie, wenn fie ihn vor verderblichen Einflüſſen bewahren will, 
ihm die Verpflichtung auferlegen, gewilje Orte, Wirthshäufer und Schenten 
nicht zu befuchen. Holßendorff bemerkt, daß in Irland auch durch frei: 
willige Mäßigfeitsgelübde Entlaſſener eine nicht unwirkſame Unterjtügung gewährt 
worden jei. Hierin liegt gewiß eine jehr gelunde Jdee. Wenn man erwägt, 
daß der Branntwein Schon jo Manchen in’s Gefängnig gerührt hat,“) kann 
man es nur begrüßen, wenn entlafjene Sträflinge in der fittlichen Schrante eines 
Mäßigkeitsgelübdes einen Hemmſchuh fir ihre Leidenschaft finden; freilich muß 
Diejem inneren Brlichtgefübl durch etwas Greifbares Nachdrud verliehen werden 
Man belege aljo den Bruch dieſes Gelübdes mit Geldjtrafen, welche dem Be: 
treffenden von feinem eriparten leberverdienfte abgezogen werden, zu unten 
derjenigen, welche dieſem Gelübde mit Gewiſſenhaftigkeit nachkommen. 

Namentlech wird es jich als nüßlich bewähren, die Entlafienen jugend: 
lichen Alters der Gefahr der Schenken und schlechten Drte zu entziehen. Zu 
dieſem Zwede wird man jie an geeigneten Orten verfammeln, an Sonn und 
Feſttagen, in den Zeiten der Erholung an den Feierabenden. Hier bietet man 
ihnen, um fie zu fejjeln, ehrbare Unterbaltungen, bier jpendet man ihnen geiſt— 
liche Fürſorge, en verjammelt man fie zu den Uebungen der Religion, unter: 
weilt jie in ihren Pflichten, ermuntert ihren Eifer und ihre Pflichttreue 
Durch angemeſſene Belohnungen, gibt ihnen Nathichläge für ihre Zukunft, er: 
gänzt ihre Kenntniſſe durch Ertheilung von Unterricht. Solche Schulen umd 
Verſammlungen werden von vorzüglichem Nutzen ſein, und in dieſer Weiſe ein 
Aſyl einzurichten, wird weit zweckmäßiger ſein, als ein Aſyl, das den Ent 
laſſenen nur leibliche Unterſtützung angedeihen laſſen ſoll. Von dem Pariſer 
Schutzverein ſagt deſſen Vorſtand Bérenger: „Während ihrer ganzen Lehr— 
zeit und bis ſie im Stande ſind, ſich ſelbſt zu erhalten, ſorgt man für alle 
ihre Bedürfniſſe, überwacht ſie, ermuntert ſie und ertheilt ihnen Rathſchläge. 
Zu dieſem Zweck verſammelt man ſie am Sonntag im Aſyl zur Anhörung 
der heiligen Meſſe und zu einer Unterweiſung, die ihnen von 2 ehrwürdigen 
Geijtlichen ertheilt wird." Es werden ihnen auch die Zeugnifje befannt ge: 
geben, welche ihre Lehrmeiſter ihnen ausstellen, und wenn dieſe Zeugnifje zur 
Zufriedenheit ausfallen, gibt man ihnen Marken, womit fie bei einem Ber: 
faufe, der alle 3 Monate im Aſyle Ttattfindet, jich eine Menge Gegenftände 
ihres Gebrauchs, Bücher, Kleider, Werkzeuge, eriwerben fünnen. 1853 waren 
es durchſchnittlich 49, 1859 52,°°, 1860 41,'% Kinder, welche dieſen Ber: 
ſammlungen beimohnten. Jedes Jahr hält dann Ddiefer Schußverein eine Ger 
neralinjpeftion aller Schüglinge der Gejellichaft durch Kommiſſäre ab, Die 
ſpeziell für dieſen Zweck unter den Patronen bezeichnet werden. 


) N) ooſer, die Pönitentiaranitalt St. Jakob in St. Ballen. 1851. 

*) So hat Dr. Egeling auf dem Frankfurter Boplthätigkeitsfongreh 1857 nadıge 
wiejen, daß unter 10 <träflingen in den Niederlanden 7 dem "übermähigen Sranatweit 
aenu ergeben waren. So jollen auch die Bejtrebungen Des Mäfigkeitsapojtels P. Mathew 
zur Folge gehabt haben, daß 16,000 Perſonen in England weniger angeklagt wurden 
als früher! 
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Die Beauffichtigung it die Dauptaufgabe der Fürſorge für entlafjene 
Sträflinge. In zweiter Linie erjt wird der Verein für Die Unterbringung der 
Sträflinge Sorge tragen, indem er ihmen mit Nath und That bei Auffuchung 
eines Unterhaftseriwerbes zur Seite geht. Niemals jollte der Verein bei der 
Fürſorge für fie im To bedenflicher Weile zu Werfe geben, daß dadurch die 
Selbjtändigfeit und Selbitverantivortlichkeit des Unterſtützten geſchwächt, Das 
Rechtsgerühl in den übrigen Klaſſen der Geſellſchaft erſchüttert wird. Daher 
iſt Die leibliche Unterſtützung immer auf den äußerſten Nothfall und auf 
dad Nothwendigſte zu beichränfen. Leibliche Unterftügung wird höchiteng 
beim Austritt aus der Strafanftalt nothiwendig werden. Hier kann der Direktor 
dr Anſtalt ſelbſt dafür jorgen, daß der zu Entlaſſende die nöthige Kleidung 
und das etwa erforderliche Reiſegeld erbalte. Eine ſolche Unterjtügung wird 
ferner da nothwendig werden, wo e8 gilt, den jungen Sträfling nach jeiner 
Entlaflung noch im einer Lehre bei einem Handwerksmeiſter unterzubringen und 
ihn während der Lehrzeit zu unterhalten. Dies thun die bayeriſchen Vereine, 
jowie die Societe de patronage de jeunes filles detennes libörees et ab- 
andonnees du departement de la Seine, und es erwachſen ihnen biedurd) 
bedeutende Ausgaben. 

Die Unterbringung in einer Lehre und die dadurch veranlaßte Geldaus: 
zabe wird aber wegfallen, wenn man den jungen Sträflingen jchon in der 
Kolonie Gelegenheit gibt, ein Gewerbe zu erlernen und namentlich für ihre 
Ausbildung zu tüchtigen ‚Seldarbeitern Sorge trägt. Auch bier it aljo Die 
züriorge auf das Bedürfniß guter Strafanftalten verwieſen. 

Die leibliche Unteritügung it alle nur auf Notbfälle, Krankheiten ꝛc. zu 
beichränfen. Daher halten wir weder die Aivle noch die reihenweife Fürforge, 
wie jie im Hannover üblich, zweckmäßig. Insbeſondere iſt baare Geld: 
unterttügung möglichit zu vermeiden und nur in Nothrällen anwendbar. 
der Verein und jeine Agenten werden nur dafür forgen, daß der Entlaſſene 
zu jeder Zeit ein pallendes Unterfommen und eine zwecdmäßige fortdauernde 
Beihäftigung babe, und deshalb darauf achten, ihn in Gewerben unterzubringen, 
die das ganze Jahr bindurdy betrieben werden und ibm einen gleichmäßigen 
tortdauernden Unterhalt fichern. Mean wird namentlich Darauf jehen müjjen, 
daß die Zöglinge der Aderbaufolonie ihrem landwirtbichaftlichen Gewerbe, das 
je in der Stolonie erlernt, jich nicht entziehen, und die Unterbringung in jenen 
Gewerben vermeiden, die dem entlalienen Diebe oder Betrüger Gelegenheit 
— in neue Verſuchungen zu gerathen, z. B. im Schloſſer-, Töpfer-, Ta— 
p zierergewerbe zw. wegen der häufig mit denſelben verbundenen Beſuche fremder 
Häuſer. In dem Bericht von Mettray für 1542 wird erwähnt, daß das 
Vienitboten- Verhältniß den Kindern nachtheilig ſei, und daß der Schutzverein 
nicht gut thue, ſie auf dieſe Weiſe unterzubringen: in jehr vielen Fällen, 
namentlich bei weiblichen Sträflingen, wird aber die Unterbringung als Dienit- 
beten nicht zu vermeiden jein. 

Am amedmäßigiten wird es ſich häufig erweiien, die entlaſſenen Sträflinge, 
\omeit ihr früherer & Lebensberuf Dies räthlich macht, als Feldarbeiter zu verdingen. 

Um den Vereine jeine Ichwierige Aufgabe zu erleichtern, wird die Straf: 

anſtaltsbehörde fortwährend in innerer Verbindung mit dem Vereine bleiben, 
he wird ihn ſchon einige Zeit vor der Entlaſſung von dem Eintreffen des 
Sträflings benachrichtigen und ihm genaue Auskunft über die Individualität 
des abgehenden Gefangenen zukommen laſſen. So bejtimmt auch Artifel 20 
des belgischen Gejeßes von 1548: „Wenn der Entlafjene die Gunjt der Be: 
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ihügung begehrt hat, joll ihm der Gefängnißvorfteher ein Empfehlungsjchreiben 
an den Ausſchuß des Kantons mitgeben, in welchem er feinen Aufenthalt zu 
nehmen beabfichtigt. Dieſem Ausſchuſſe soll aber fchon vorher unmittelbar ein 
Vertrauenszettel zugefertigt werden, welcher die nöthigen Nachweiſungen über 
die Herkunft de3 Entlaffenen, den Grund feiner Verurtheilung, die Art umd 
Dauer jeiner Strafe, die Ereignijje während feiner Haft, jeinen Charakter und 
jeine Aufführung im Gefängniije, kurz alle Nachweifungen enthält, welde 
jenen Ausſchuß aufklären und in feinen Beziehungen zum zugefendeten Ent: 
lafjenen leiten fünnen.“ Dasjelbe gejchieht bei den bayerischen Vereinen.") 

Wird diefe Praris befolgt, jo wird der Entlafjene in der Negel jofort 
bei der Entlafjung ein Unterfommen finden fünnen. Sollte dieß trogdem im 
erften Augenblide nicht der Fall fein, jo wird ihm der Verein die erforderliche 
Unterftügung nicht verjagen. In Mettray kann fogar jeder entlajjene Kolone, 
wenn er momentan feine Arbeit und feine Erijtenzmittel hat oder franf wird, 
neuerdings unentgeltlich in der Kolonie aufgenommen werden, al3 proviſoriſche 
Zuflucht; er muß aber mit dem Zeugnifje verſehen jein, daß er ohne Verſchulden 
außer Arbeit ift; er nimmt alsdann in der Familie jeinen alten Plab ein und 
ift dem Neglement der Kolonie unterworfen. 

Bon bejonderer Bedeutung für die Zukunft der entlafjenen Strafgefangenen 
wird ſich der Sparpfennig erweifen, welchen ſich diejelben in den Straf: 
anftalten erübrigt haben. Die Strafanjtalt wird nämlid in der Regel dem 
Gefangenen für feine Arbeitsleiftungen einen Yohn oder Ueberverdienit 
über ein vorgefchriebenes ımbezahltes Arbeitspenfum gewähren und dieß ſchon 
deßhalb thun, um den Sträfling zu größerer Anftrengung und Sorgfalt an- 
zujpornen, ihn an Fleiß und Ordnung zu gewöhnen und fich jelbit hiedurch 
böhere Einnahmen zu verichaffen. Diefe Belohnung hat man faſt in ſämmt— 
lichen Strafanitalten eingeführt. Allerdings wird dieſes Lohnſyſtem in der: 
baufolonien für Gefangene jugendlichen Alters, wo durch die Arbeitzleiitungen 
der Sträflinge die Koften kaum annähernd gededt werden, weniger Werth haben, 
als in anderen Anftalten, nichts dejto weniger wird aber auch dort dieſes Spiten, 
wenn auch in verkleinertem Maßſtabe anzuwenden fein. In den franzöfiichen 
Kolonien 3. B. werden nach einem Erlaß des Miniſteriums von 1852 in den 
Staatsanſtalten an die verdienteſten Zöglinge Summen vertheilt, die auf ihren 
Namen in der Sparfajje angelegt werden. Auch zu Mettray iſt ein jolches 
Belohnungsivftem in Uebung, wobei aber die Kolonen das Empfangene zur 
Ergänzung ihrer Koſt verwenden dürfen; außerdem bejteht dort eine Hülfskaſſe 
für die Austretenden, in welche die von den Aufjehern für Eleine Bergeben zu 
zahlenden Geldjtrafen fließen. 

Die Löhne find den Gefangenen nicht auszubändigen, etwa in der Abjicht, 
ihnen Gelegenheit zu geben, ihre Koft zu verbejjern; fie jind vielmehr aufzu: 
jparen. Die Behandlung diefer Erſparniſſe ift in den verschiedenen Ländern 
eine verjchiedene; in der Negel werden fie den Sträflingen auch nach der Ent- 
laljung nicht ausgehändigt, jondern den Schußvereinen zur Verwaltung über: 
geben, 3. B. in Belgien; oder fie werden ihnen, wie in England, erjt einige 
Monate darauf unter der Bedingung ausbezahlt, daß ſie ein befriedigendes 
Zeugniß über ihre Aufführung von Seite einer Behörde, eines Geijtlichen oder 
ihrer Arbeitgeber beibringen fünnen. 


N) Siehe das Mufteritatut folcher Vereine in Döllingers & Sammlung der im Gebiete 
der inneren Staatöverwaltung Bayerns beitehenden Verordnungen Bd. 29 S. 174. 
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Mit dieſem Berdienjte der Gefangenen fünnte man mın ein großartiges 
Verf der Fürforge für die Entlaſſenen organifiren, jobald man jich nur ein: 
mal entichließen würde, die jetzt jo ungemein zerjplitterte Thätigfeit der be: 
jtehenden Lokalvereine zu zentralifiren. Man jammle alle diefe Verdienſte und 
Seldbelohnungen in eine einzige Kaffe, in welche auch andere Gelder, als 
freiwillige Zuichüffe von Privaten, Vereinen, vom Staate, Strafgelder der 
Sefängnißaufjeber 2c. fließen und durch die produktive Anlage dDiejes Fonds 
vermehre man die Einnahmen desjelben. Bisher waren dieſe Verdienſte allzu 
zerſplittert, vereinigt würde ihre Wirkung eine außerordentliche ſein, ſo ſehr, 
daß es kaum nöthig würde, noch den finanziellen Beiſtand des Staates oder 
von Privatvereinen in Anſpruch zu nehmen. Man ſetze z. B. den Fall, daß 
ein Gefangener jährlich 10 Mark verdient und daß in ſämmtlichen deutſchen 
Strafanſtalten 10,000 verdienſtfähige Gefangene ſich befinden, jo iſt das ein 
Fonds von jährlich 100,000 Mark, eine Summe, die doch wohl bejier einer 
inzigen ‚Verwaltung unterworfen wird, als daß fie zeriplittert in andere Kaſſen 
xlangt.!) Was fünnte nun ein Sträfling, der eine Lährige Strafzeit abge- 
büßt umd fich während derjelben aljo circa 30—40 Mark verdient bat, mit 
dieſem Gelde anfangen? Dasſelbe würde ihm nicht die nöthigen Mittel zur 
Stablirung eines eigenen Gejchäftes, zum Ankauf oder zur Pachtung eines 
Srumdbejiges bieten. Derartige kleine Summen reichen zu ſolchen Zwecken 
nicht aus; mit den Erſparniſſen der übrigen Strafgefangenen in einen einzigen, 
produktiv anzulegenden Fonds gefammelt, würden fie aber die Möglichkeit ge- 
währen, Nachbaltigeres zu leiften. Es iſt nämlich zu erwägen, daß nicht alle 
Gefangenen zu gleicher Zeit entlaſſen werden und nicht alle Entlajjenen zus 
gleich auf Unterjtügung Anfpruch machen; manche Unterjtügung kann auch 


zleiftet — ohne daß man gerade nöthig hätte, Gelder aus dieſem Fonds 


zu entnehmen, z. B. Kautionen, die durch Bürgschaft geſtellt werden; endlich 
müßten Die Verbienfte der Sträflinge, welche vor Inanſpruchnahme der Unter: 
tügung jterben, fi der Hülfe unwürdig machen, ſich der Auffiht des Schuß: 
vereins entziehen, wieder rücdfällig werden 2c., den Uebrigen zu Gute fommen, 
de ſich gut verhalten. Dieje Art der Unterjtüßung enthält alfo eine Belohnung 
für diejenigen, welche durch ihr Verhalten eine entjchiedene Beſſerung an den 
Tag legen. Einen Rechtsanſpruch auf Aushändigung des Leberverdienites bat 
aber der Entlajjene um jo weniger, als ja eigentlic) von eimem wirklichen 
Verdienſte“ oder „Lohne“ niemals die Rede jein Fann. 
Die Unterjtügungen, die aus diefem einen Fonds gewährt werden Fünnen, 
werden folgender Art jein: 
Zunädjit fünnen den Arbeitgebern Kautionen geleijtet werden. Die 
kautionsſtellung iſt von außerordentlicher Bedeutung, weil ſie das Publikum 


geneigter macht, dem Entlaſſenen Arbeit zu gewähren, alſo zum großen Theil 


das Mißtrauen bejeitigt, das man gegen die Entlaſſenen hegt, weil fie aber 
andererfeit3 auch Die Motive verjtärkt, welche den Bejtraften den Entſchluß zu 
anem dauernd guten Verhalten fajjen laſſen, aljo ein fortdauerndes Gegen- 
gewicht ‚gegen die fchlechten Neigungen und Leidenschaften ijt, die ihn wieder 


) Genaue Zahlenangaben jtehen und leider nicht zur_ Verfügung. In den preußiichen 
Strafanitalten arbeiteten am 31. Dezember 1875 16592 Strafgefangene; dieje waren aber 
sicht ſämmtlich verdien ſt ſähig. In der Strafanjtalt Yaufen in Bayern verdienten im 
Jahre 1873 von 380 Gefangenen 79 einen Lohn von 6—9 Piennig per Tag; die übrigen 
abeiteten theils ohne Lohn, weil noch Lehrlinge, oder verdienten einen Yohn von 3—4 
Bennig täglich. 
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zum Rückfalle führen würden. Der Arbeitgeber wäre durch die Kautionsſtellung 
für etwaige Veruntrenungen ſicher geſtellt, der Entlaſſene ſelbſt aber hätte ein 
neues Motiv, ſich eines guten Betragens zu befleißen. In Irland haben die 
Gefangenen ſelbſt die hohe Bedeutung der Kautionen eingeſehen, indem ſie 
ihren Verdienſt aufſparten, um, wenn nöthig, damit Kaution zu leiſten. Auch 
die Patronagegeſellſchaft in Paris ſuchte durch Kautionsleiſtung entlaſſene 
Kolonen in öffentlichen Verwaltungen unterzubringen, ſo hat ſie mehrere als 
Bedienſtete bei der Bahnverwaltung in Orleans untergebracht, wobei fie für 
jeden 1500 Franes Kaution zu leiſten hatte. In ſolcher Höhe iſt aber die 
Nautionsleiftung allerdings ſehr bedenklich, weil fie aus dem eigenen Ueber: 
verdienjte der Entlafjenen nicht geleiltet werden kann, Daher als direfte Be 
zünſtigung der Verbrecher ericheint. 

Dann wird diefer Fonds als Hülfs- und Vorſchußkaſſe verwende 
werden können. Als jolche wird er den Entlaflenen in Notbfällen unterjtügen, 
ihm gegebenen Falls die nöthigen Vorſchüſſe geben, um ein eigenes Gejchäft zu 
etabliren, Land anzufaufen oder in Bacht zu nehmen, Werkzeuge anzujchaffen ıc. 
Dieje Unterftügung foll aber, joweit ſie den eriparten Verdienſt des Sträflings 
iiberfteigt, nur als Darleben bebandelt werden. Dieje Einrichtung einer gegen: 
jeitigen Darlehens» und Vorſchußkaſſe iſt auch infoferne von Bedeutung, als fie 
jeden Betheiligten, bier aljo jeden entlafienen Strafgefangenen für die Vergeben 
der anderen mitverantwortlich macht, ihn alſo intereffirt, das Verhalten der 
Andern eiferfüchtig zu überwachen und jedes Vergeben zur Anzeige zu bringen, 
fie it daher ein hervorragendes Mittel im Dienite der öffentlichen Sicherheit. | 
So bat Yehrer Organ in Irland, wie verfichert wird, durd) die Errichtung folder 
Vorſchußkaſſen auf Grundlage der Solidarität bemerfenswerthe Reſultate erzielt. 

Ferner wird dieſer Fonds eventuell die Mittel zur Verheiratung darbieten 
fönnen, alfo eine Ausſteuerkaſſe jein. Es iſt Thatjacdhe, daß die Ehe einen 
bedeutenden Einfluß auf die Verminderung der Berbrechen ausübt; bei Männern 
wie bei Frauen iſt die Betheiligung der Berheirateten an Verbrechen jtett 
geringer als die der Umverbeirateten, die gewöhnlichen Stammgäſte der Ge 
tängniije find ihrer Mehrzahl nach verfommene Junggelellen; im County 
Prison zu Philadelphia z. B. waren von 41 Gefangenen 32 ledige, 8 ver: 
beiratete, 1 Wittwer.) „sch will zwar durchaus nicht behaupten, daß durd) 
das Band der Familie der Gefittung unbedingt ein großer Vorſchub geleijtet 
würde, infofern als die Erfahrung fonjtatirt, daß durch Die Zerrüttung der 
Familienverhältniſſe das Verbrechen erjt recht herbeigelodt wird. Soviel aber 
jteht fejt, dal durch die größere Zahl von Ehen im Oſten von Preußen eine 
günitige Bafis gewonnen ift, und daß es nur darauf ankommt, diejes Familien: 
lebens ich mehr mit Rath und That anzunehmen, als e8 bisher gejchehen it, 
um jodann gute Früchte daraus zu ernten.“?) Unter Umftänden wird daber 
die Schußgejellichaft aus dem mehrerwähnten Fonds denjenigen Sträflingen, 
die fich deilen würdig zeigen, die Meittel zur Ausſteuer darlehensweiſe ge 
währen dürfen. Auch die Pariſer Schußgejellichaft hat die Verheiratung der 
Entlajienen als ein wichtiges Mittel fir ihre Belferung erfannt. „O’est par 
(les mariages que la Societe de patronage des jeunes filles detenues et 
libördes de la Seine a prevenu la perte d’un grand nombre de ses 
pupilles.“®) 

'; Report of Philadelphia Society im Journal of Association. 1867 ©. 48. 

2, Nalentini, das BVerbrecherthum im preußiihen Staate. ©. 78. 

3, Samargue, ©. 117. 


und die Fürſorge für die entlaſſenen Sträflinge. 101 


Endlich wird dieſer Fonds dem entlaſſenen Sträfling die Mittel zur Aus— 
wanderung und zur Anſiedlung an einem anderen Orte als in ſeiner Heimat 
oder in fremden Ländern gewähren. Es iſt nicht in allen Fällen rathſam, 
daß der Entlaſſene in ſeine Heimat zurückkehre. Freilich wird es die Regel 
bleiben müſſen, daß verheiratete Sträflinge oder ſolche, die noch unerzogene 
Kinder haben, an ihren Heimatsort zu den Ihrigen zurückkehren. Anders iſt 
es dagegen bei den übrigen Sträflingen. Dieje würden in ihrer Heimat nur 
der Verachtung preisgegeben und den alten Verſuchungen ausgejegt fein, für 
jie würde es Daher leichter jein, an einem anderen Orte jich eine Erwerbs- 
quelle zu eröffnen. Namentlich bei jugendlichen Sträflingen wird es unräthlich 
eriheinen, fie zu ihren Familien zurückkehren zu laſſen; in der Negel von 
liederlichen Eltern jtammend, würden jie im dieſen nicht jene Leiter und Er— 
eher finden, deren fie jo jehr bedürfen; dieſe Klaſſe vor dem verderblichen 
Einfluß einer unmoralischen Familie zu jchügen, wird Aufgabe des Schub: 
vereing jein. Daher jammelt in Mettran der Direktor 3 Monate vor der 
Intlaifung des Kolonen Erfundigungen über jeine Familie ein, um zu erfahren, 
ob es rathſam erjcheine, ihn jeinen Eltern zurücdzugeben, und man begünjtigt 
die Einreihung der Entlaſſenen in die Armee, um die Annäherung an ihre 
Familien zu verhindern oder wenigitens zu verzögern. In vielen Fällen wird 
alſo die Verſetzung der entlajienen Sträflinge von ihrer Heimat an einen 
anderen Ort wünjchenswertb jein. Noch mehr wird die Auswanderung 
as dem Heimatlande jelbjt die Ergänzung und den Abichluß der Strafe 
bilden. Die freiwillige Auswanderung wird die Entlaſſenen jenen Einflüſſen 
entziehen, Die ihren erjten Fall nach fich gezogen, fie wirft, wie Wid jagt, 
verföhnend nach beiden Seiten; jie vermag den Sträfling ſelbſt auszujöhnen 
mt den Menſchen und mit dem Yeben, fie verſöhnt aber auch die Welt mit 
ihm jie tilgt die üblen Eindrücde, welche das Verbrechen in den Gemüthern 
ver Menſchen zurüdlieh. 

Die Unterftügung zur Auswanderung wird daher immer eine wejentliche 
Aufgabe der Schugvereine bleiben. Alle engliichen Schugvereine wußten jo: 
gar, wie Kebb in feinem Berichte für 1558 mittheilt, nichts Anderes zu 
thun, als entlajjenen Sträflingen die Koften für die Auswanderung vorzu: 
ihiegen, und Barban und GCalvo!) fordern jelbit die Zmwangsauswanderung 
nah der Entlafjung für alle Diejenigen, welche auf 5 Jahre unter Polizeiauf— 
sicht gejtellt jind, nach entfernten Punkten an der Grenze der afrifantichen 
Wüſte. Indeſſen find folche Kolonieen, welche die entlafjenen Verbrecher an 
einem einzigen Orte zufammenbäufen, nie empfehenswerth und daher auch die 
Gründung von Aderbaufolonien im Inlande für entlafiene Sträflinge, wie 
ducpétiaux in jeinem Bericht an den belgischen Miniſter über die Reorgani- 
tion der Armenfolonieen von 1837 vorgejchlagen, nicht zu billigen. — 

Bir haben nun in allgemeinen Umriſſen die Aufgaben angedeutet, welche 
Nh die Fürſorge für die entlaffenen Sträflinge zu jegen hat und gehen nun 
a einige minder wichtige Punkte über. 

„Die Schugaufficht joll nur mit Untericheidung angewendet werden und 
auf einer weſentlichen Vorausſetzung beruhen, auf der Beſſerung der Entlafienen. 
Benn diefe Bedingung fehlt, jo bleibt die Fürjorge ohne Objekt. Der Schul: 
dige, welcher, nachdem er der Zucht des Gefängnifies unterworfen wurde, feinen 
Beweis der Erkenntniß ablegt und in feiner Verhärtung bebarrt, ift der Für: 
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jorge der Verwaltung nicht würdig und hat fein Recht auf den Schuß wohl: 
thätiger Menjchen, welche fi) der Patronage widmen. Es iſt fein Grund 
vorhanden, ihn zur Theilnahme an einer Gunst zuzulafien, die ſich nicht einmal 
auf ehrbare Bedürftige erjtredt, welche übrigens unbejtreitbar ein Recht darauf 
hätten. Möge die Gejellichaft ihm überwachen, ſich aber enthalten, ihm eine 
Theilnahme zu bezeugen, welche der Reue, der guten Aufführung und dem un- 
freiwilligen Unglüdf vorbehalten bleiben muß.“ ') 

Es iſt wohl jelbitverjtändfih, daß auf diefem Prinzip die Fürſorge be 
ruhen muß. Nur Diejenigen, welche Spuren entichiedener Beſſerung gezeigt 
haben, find der Sympathie und Unterjtügung würdig, welche man ihnen er: 
weil. Wer aber mit Hartnädigfeit von vorneherein die Unterjtügung zurüd: 
weiſt, dem jollte Diefelbe nicht aufgedrungen werden, und nad) den Berichten 
aller Vereine gibt es derlei Umverbejjerliche. Für diefe Klafje find dann andere 
Mittel am Plage als Verlängerung der Freiheitsentziehung, Unterbringung in 
Arbeitshäufern. Ebenſo joll natürlich demjenigen die Vergünftigung nicht zu 
Theil werden, von welchem zu befürchten ift, daß er die ihm gewährte Unter: 
jtügung mißbrauchen möchte. In Belgien?) werden entlaffene Sträflinge erit 
nah Prüfung ihrer Aufführung zur Beſchützung zugelafien, wenn hinreichende 
Gelegenheit gegeben ift, die Aufrichtigfeit ihrer Gefinnung zu würdigen und 
die Gewißheit zu erlangen, daß fie wirklich gebeijert find; jedoch Kann der 
Ausschuß ihnen bis dahin geringe Unterjtügung verleihen, und der Entlaſſene 
kann jich jeder Zeit bei dem Schußvereine melden, auch wenn er beim Austritt 
aus dem Gefängniſſe die Beichügung nicht begehrt hat. | 

Die Dauer der Batronage nad der Zeit zu bejtimmen, ift jelbitver: 
jtändlich nicht möglich. Die franzöfiichen Schugvereine bejchränfen die Dauer 
des Schußes auf 3 Jahre, Doch jener von Mettray übt jeine Aufficht ſowohl 
über die erjten als über die jüngit entlafjenen Koloniften aus, und der Barifer 
Verein, der jonjt nur 3 Jahre lang feine Unterjtügung verleiht, Kann die 
Dauer der Batronage bis zum 20. Lebensjahre des Schüßlings verlängern. 
Natürlicher Weiſe hört die Unterftügung auf, fobald ein Bedürfniß hiezu nicht 
mehr gegeben. Der Verein wird feinen Beiltand einftellen, jobald er den Ent: 
lajjenen auf die eigenen Füße geftellt, jobald derfelbe jeine geficherte Exiſtenz 
erlangt hat (Art. 23 des belgiſchen Gejeges). Ebenſo hört die Hülfe auf, 
wenn der Entlajjene ein jchlechtes Verhalten an den Tag legt; in Belgien 
wird er erſt nach ein= oder zweimaliger Warnung von der Beichügung ausge: 
ſchloſſen (Art. 27 des erwähnten Geſetzes). In Mettray hört die Unterjtügung 
mit der Rückfälligkeit des Beichügten auf, kann aber wieder eintreten, wenn 
ſich jeine Aufführung wieder bejiert. 

Die Patronage wird nicht erit im Augenblick der Entlajjung beginnen, 
obwohl fie in dieſem Zeitpunkte am umentbehrlichiten it. Schon im Gefäng— 
nijje kann die Thätigfeit des Schußvereines beginnen. Ja, der Verein kann 
noch weiter zurüdgehen und jchon während der Unterfuchungshaft die Fürſorge 
einrichten; Die Unterfuchungsgefangenen find der Hilfe nicht minder bedürftig 
als die entlajjenen Strafgefangenen, da Zerrüttung der häuslichen uud Er- 
werbsverhältnifje nicht jelten die Folge der Unterjuchungshaft ift, und die um 
Ihuldig Befundenen find der Unterftügung am Bedürftigften und Würdigſten 
Daher wird der Schußperein zweckmäßig feine Thätigkeit ſchon im Unterſuch— 





', Ducpeötiaux, des conditions d’application du systöme cellulaire. ©. 58. 
2) Artikel 23 und 24 des belgischen Gejeßes von 1548. 
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ungsgefängniffe beginnen, ihnen Troſt zujprechen, geiftlichen Beiſtand leiſten, 
vaſſende Beichäftigung und zweckmäßigen Unterricht zufommen Laien. 

In den Strafanjtalten jelbjt werden die Mitglieder des Schußvereines die Ge: 
fangenen befuchen, dadurch machen fie ſich jchon vor der Entlajjung mit den 
Bedürfnifjen und der Individualität des Sträflings befannt und erleichtern 
jih dadurch wejentlich ihre jpätere Aufgabe; fie gewinnen ferner dadurch das 
Vertrauen der Sträflinge, fünnen die eriwachenden Vorſätze der Beſſerung be: 
(eben, und jo ihrer fünftigen Fürjorge den Boden ebnen. So hat fid) die 
Wirkſamkeit der in Italien gejeglich eingeführten visitatori offiziosi als vor: 
trefflich erwiefen '), und die rheinischen und mwürttembergischen Vereine haben 
dadurch, daß fie Mittelglieder zwilchen den eigentlichen Predigern und den Ge- 
fangenen zur Erleichterung der geiltlichen Fürſorge aufjtellten, ihrer Wirkſam— 
feit erheblichen Vorſchub geleiſte. Deshalb hat man es auch für höchſt 
mwünjchenswerth gefunden, die regelmäßige Theilnahme Fremder an dem ge: 
meinfamen Gottesdienjte der Sträflinge zu befördern?), um dadurch in den— 
ielben das Bewußtſein zu erweden, daß auch das Berbrechen die religiöje Ge- 
meinschaft unter den Menjchen nicht aufzuheben vermöge. 

In manchen Fällen wird eine Unterftüßung der Familien der 
Sträflinge eher am Plage jein, als die Fürſorge für die Gefangenen jelbft. 
Wichern jagt: „Bon den taujend bis zweitaujend Thalern, die in einzelnen 
großen Gefängnifien von den Zichtlingen überverdient werden, geht oft mit 
den Bezeugungen zärtlich jorgender Liebe der größte Theil in die Familien 
der Sträflinge. Es eröfinet fich in diefer Liebe zur Familie ein Blick in ein, 
wenn auch vielleicht noch jo verdedtes Heiligthum, dem auch der Verbrecher 
ſich nicht zu entziehen vermag; der Verfehr in diefem Familienheiligthum muß 
gepflegt und gebeiligt, diejes Verhältniß zur Familie darf um feinen Preis 
verftört werden. Es wird aljo jehr darauf anfommen, ob die Pflege dieſes 
jamilienbandes vorhanden iſt, und in welchen Händen fie ruht. Es jteht jehr 
zu bezweifeln, ob das Bewußtſein der Gefangenen, die Ihrigen unter der po— 
(zeilihen oder Kommunalpflege zu wiljen, ein jehr troftreiches iſt oder über: 
haupt jein fan.” Wenn die Sträflinge nach ihrer Entlafjung von den Ihrigen 
zurückgeſtoßen werden, ihre häuslichen Verhältniſſe zerrüttet und den fittlichen 
Verfall der Ihrigen vorfinden, dann möchte dieß leicht Veranlafjung zur Rück— 
fälligfeit werden. Nobert Young hatte zuerjt die Idee einer Gefellichaft ge— 
tapt, welche zum Zwed hätte, den Verbrechen durch Adoption der Kinder der 
Gefangenen vorzubeugen; in der That kann diefe Idee nur den ungetheiltejten 
Beifall finden, wenn man erwägt, daß in Preußen allein 2800 Kinder dadurch 
vermahrlojt werden, daß ihre Eltern im Zuchthaufe figen.?) Es wäre gewiß 
das edelſte Werk chritlicher Nächjtenliebe, fich diefer unglücklichen Kinder an- 
junehmen und jie dadurch vor den Abmwegen zu bewahren, auf welche ihre 
Eltern gerathen find. Die Johannesitiftsbrüder in Berlin haben ſich dieje 
Ihöne Aufgabe gejeßt; fie wirken namentlich dahin, zerjtörte Verhältniſſe 
zwischen den Gefangenen und ihren Angehörigen wieder herzuftellen, dann aber 
auh, um Unterfommen und Arbeit für die Entlafjenen zu bejchaffen; innerhalb 
2’, Jahren hatten fie, nah Wichern's Meittheilungen im preußischen Abge— 
erdnetenhaufe, 904 Familien von Gefangenen unterjtügt umd fir 334 verwahr- 





') Congrös de Francfort. 1857. Vol. U. 
? Dr. Faye, ibidem. 
® Balentini, ©. 85. 
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lojte Kinder ein Unterfommen ermittelt. Auch der Verein zur Beſſerung des 
Schickſals entlaſſener Strafgefangener für die Kirchſpiele Oldenburg und Oſtern— 
burg’) erkennt es als ſeinen Zweck an, ſich auch der Sorge für die Familien 
der Sträflinge während deren Detention zu unterziehen, und bejtellt zu dieſem 
Zwede eines feiner Mitglieder, welches durch Rath, Fürwort, Ermunterung 
und Zuiprache den Verlaſſenen ſich nüßlich zu machen und dahin zu wirken 
hat, daß das Gewerbe, welches der Detinirte betrieben hat, zum Bejten der 
Familie fortbetrieben und den Kindern die möthige fittliche und religiöje Er: 
ziehung und Unterricht in einer Brofeilion zu Theil werde. Nicht minder legen 
die bayerischen Vereine auf Ddieje Unterjtügung mit Necht das Hauptgewicht. 
Schon im Borjtehenden glauben wir unjeren Standpunkt in der ‚Frage, 
wer berufen jei, die Fürſorge für ne Sträflinge zu leiten, binlänglid) 
gekennzeichnet zu haben. Nur durd) dag Zujammenwirfen von Staat, 
Gemeinde, Kirche und Privatwohlthätigfeit wird Die Frage Diejer 
Unterjtüßung wirffam gelöjt werden fünnen. Aufgabe des Staates ift es, Die 
freiwillige Thätigfeit anzuregen, gu befördern und zu unterjtügen, Dagegen 
ſyſtematiſche Hülfe jelbit direkt den Entlaſſenen zu leisten, das möchte ſchwerlich 
in jeinem Bereiche liegen; Werfe dieſer Art, welche jpeziellen Takt und Die: 
fretion erfordern und gewiſſer delifater Natur find, werden beſſer denen über: 
laſſen, welche eine angeborne Neigung biefür haben. In Belgien bat der 
Staat wiederholt verjucht, Schugvereine für Entlaſſene, beitehend für jeden 
Kanton aus dem Friedensrichter als Borjigenden, dem Dekan oder Pfarrer 
des Kantons und mehreren angejehenen, woblthätigen Einwohnern in's Leben 
zu rufen. Allein Ducpetiaur?) jagt, daß dieſe Organifation der Schub: 
aufficht Durch den Staat ſich nicht gut bewährt habe und jogar die Rückfälle 
jich vermehrt haben; dieſe Gomites bejtänden nur auf dem Papier, der 
sriedengrichter nähme fein Intereſſe an der Sache und die übrigen Comités— 
mitglieder kümmerten jich nichts darum; immer allgemeiner werde man jebt in 
Belgien der Anficht, dag „dem adminitrativen Element das Element der freien 
Liebe vorzuziehen und die Entjtehung von bejonderen Vereinen zu begünftigen 
jei, welche mit der Hilfe und unter Aufficht der oberiten Behörden wirfen 
würden, ohne deßhalb ihre Unabhängigkeit aufzugeben.“ Auch der Bericht 
von Jebb für 1859 bezeugt, daß der Weg der direkten Unterſtützung Ent— 
laſſener aus Staatsmitteln nicht zu empfehlen und namentlich der Vorſchlag, 
Entlaſſene mit öffentlichen Arbeiten für den Staat zu beſchäftigen, wegen der 
daraus entſpringenden Gefahr der Zuſammenhäufung nicht zweckmäßig ſei. 
Allerdings wird der Staat die freie Vereinsthätigkeit unterſtützen. Er 
wird dies dadurch thun, daß er gute Strafanſtalten, Ackerbaukolonien u. ſ. w. 
herſtellt, Reformen im Vollzuge der Freiheitsſtrafen einführt, und die Vereine 
mit den Nechten ausstattet, welche ihrer Wirkſamkeit Vorſchub Leiften, ſowie 
dadurch, daß er fie überwacht und materiell unterjtügt. So wird der Pariſer 
Scußverein von der Negierung mit einer Subvention von 50,000 Fr. unter: 
jtügt, und iſt als Anftalt öffentlicher Nützlichkeit anerkannt, jo daß er Gejchenfe 
annehmen und tejtamentariich bedacht werden kann; ebenjo werden die Ver: 
eine in Bayern, Württemberg, England z., von den Negierungen mit erbeb: 
licher materieller Unterjtügung bedacht. Der Staat wird endlich Dadurch die 
ichwierige Aufgabe der Vereine erleichtern, daß er die zu entlaſſenden Sträf: 
Jahrbücher für Gefüngnipfunde 3. Jahrgang. 
2) Ducp#tiaux, du patronage des condamnes liberes, 1858, 
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Iinge nöthigenfalls mit Kleidung und Reiſegeld verjehen läßt und ſelbſt durch 
pehuniäre Belohnungen, die aber dem allgemeinen Verwaltungsfond für die 
Entlafjenen zufließen, den entlafjenen Sträfling zu einem guten Verhalten auf: 
muntert. So iſt in England durch Geſetz (25, 26 Viet. cap. 44) der Auf: 
jihtsrichter des Gefängniſſes berechtigt, aus Öffentlichen Mitteln bis zu 2 Pfund 
Sterling an regijtrirte Auffichtsvereine zu zahlen. 

Hänell!) will, daß die Fürforge für Entlafjene zu einer Pflicht der 
Gemeinde erklärt werde, und hofft namentlicdy von der Gründung von Aſylen 
alles Gute. Manche Gemeinden und Städte, in denen fich Strafanjtalten be— 
inden, befigen Anjtalten, in welcher entlajjene Sträflinge unter ftrenger Auf: 
ht Aufnahme finden, bis fie eine anderweitige Unterfunft erhalten; eine der: 
artige Arbeits- und Bellerungsanftalt, wo aber auch Bettler und Landſtreicher 
Aufnahme erhielten, bejaß 3. B. Mannheim. Allein was die leibliche Unter: 
tügung betrifft, jo hat ohnehin die in Deutichland beftehende Armengejeggebung 
die Pflicht der Heimatgemeinde zur Unterjtügung der aus irgend einem Grunde 
Hlfsbedürftigen ausgeiprochen. Bei den entlafjenen Sträflingen handelt es ſich 
aber weniger um eine leibliche Unterjtügung als vielmehr um eine wirkſame 
Schutzaufſicht. 

Die Kirche, die auf dem Gebiete des Gefängnißweſens eine ſo ehrenvolle 
Aufgabe zu erfüllen hat, wird auch an der Fürſorge für die entlaſſenen Sträf— 
Imge einen hervorragenden Antheil nehmen; allein ihr allein die ganze Für— 
jorge zu übertragen, jowohl die jeelforgerifche Thätigfeit, als die materielle 
Unterftügung, wie Wick vorjchlägt, das würde die Kräfte der Kirche und ihren 
Beruf überfteigen. Die Thätigkeit muß immer eine freiwillige, rein aus hu- 
manen Rückſichten entipringende jein; macht aber die kirchliche Oberbehörde, 
wie Wick verlangt, es dem Klerus zur Pflicht, fi) der Entlafjenen anzu— 
nehmen, dann werden zwar viele, aber auch untüchtige und nachläfjige Kräfte 
gewonnen. Wirch die ausschließlich Eonfejjionelle Richtung, welche die Fürſorge 
durch diefe Einrichtung erhält, wird der Sache mehr jchaden als nüßen, weil 
hie die Kräfte zerjplittert, ftatt vereinigt. Immerhin werden aber die Geijt- 
lichen als geeignete Patrone zur Beauffichtigung der Entlafjenen erjcheinen, und 
ihre Mitwirkung wird der freien Liebesthätigkeit eine erhebliche Stüße bieten, 


Man hat die Vereine als wandelbar und vergänglich, ihre Organifation 
als ſelbſtgemachte und als von jubjektiviftiicher Natur bezeichnet, während 
Staat und Kirche in ihrer dauernden Organifation, in der amtlichen Ver» 
lihtung mit der in ihr liegenden treibenden Kraft, in ihren feiten Normen 
ane Garantie für den dauernden Beitand und die Stetigfeit der Fürſorge dar: 
böten. Allerdings ift num zuzugeben, daß manche Vereine in Deutfchland ein 
fümmerliche® Dafein fortichleppen, allerdings ijt die durch Staat und Kirche 
geleitete Syürforge eine dauernd geficherte; allein diefes Werk erfordert vor 
Alem nicht amtliche Verpflichtung, jondern einen aus Humanität entjpringen- 
den Eifer und volle Hingabe an den Beruf, nicht feite Regeln, jondern eine 
ie nach dem Bedürfniß und der Individualität geregelte Thätigkeit. Und kann 
nht der Staat durch Abordnung einiger feiner Beamten als von Rechts— 
wegen aufgeftellte Mitglieder des Vereines, kann nicht die Kirche durch die 
Nitwirkung ihrer Geiftlihen an dem edlen Werk der Nächitenliebe der ver: 
gänglichen Vereinsthätigkeit einen dauernden Stützpunkt verleihen? 


!) Syſtem der Gefängniffunde. S 187. 
Unnalen des Deutſchen Reichs. 1883, 8 


u 
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Sedenfalls aber jollten die bejtehenden Lofalvereine in einem Central: 
vereine ihren Sammelpunkt finden, welcher, dem großen Werf entjprechend, 
eine großartige Organijation haben müßte, die, gleichförmig über ganz Deutich- 
land verbreitet, die örtlichen Ausichüjie an Orten, wo Strafanftalten ſich be- 
finden, fowie die Lofalvereinezur Grundlage hätte. Der Hauptfehler der jegigen 
Bereine in Deutichland und anderswo iſt nämlich, daß fie zufammenhanglos 
neben "einander bejtehend, nur für einen lofalen Umfang und nit nach ein- 
heitlihem Plane wirfend, die Kräfte zu ſehr zerfplittern. Dagegen werden 
bei einer über das ganze Land verbreiteten zujammenhängenden Organijation 
die Lokalen Ausſchüſſe zwar auch nur für den örtlichen Umfang wirken, aber 
mit anderen Ausſchüſſen und mit dem Mittelpunfte des Vereins in fortwähren- 
der Verbindung ftehen, jo daß jede Veränderung des Mufenthalts des Ent- 
lajjenen jogleich den anderen Comites befannt wird und vermöge diejer Ein: 
richtung, deren Fäden alle in einen Mittelpunkt zufammenlaufen, eine  jtete 
Gewißheit über die Verhältnifje der Entlajienen, ihr Thun und Treiben vor: 
handen ift. 


Einfuhr und Ausfuhr 


der 


wichtigeren Waarenartifel im Deutichen Bollgebiet 


vom 1. Januar Bis Ende Pezember 1882. 


Eingang in den freien Berkehr des Bollgebiets 
und Ausgang aus demfelben, 
nah den Ländern der Herkunft bezw. Beitimmung der Waaren auf Grund der 
Verfehr3-Nachweilungen der Zollſtellen zufammengejtellt vom kaiſerl. ftatijt. Amt. 
(Bgl. „Annalen“ 1881 ©. 279, 1882 ©. 565.) 


Bemerftung. 


Die gewöhnlichen Frakturziffern (1234567890) bedeuten die Einfuhr, die 
Schwabaderziffern (1254567890) die Ausfuhr, außerdem ift noch die Einfuhr 
mit E. die Ausfuhr mit U. bezeichnet. 
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den deutihen Zollausſchlüſſen 
VWaarengattung 


(Menge von 100 kg netto) Bremen 


ze un 


ſchlüſſen 


1. Abfälle. 

Guano natürlicher . = — — 
— 

11,953| 88,022 271 


Lumpen aller Art . 14,416| 96,807 114 


2, Baumwolle und Baum: 
wollenwaaren, 


Baumwolle, rohe 152,011) 56,602) — 


764 2,281 2 
377 12,768 — 
Baumwollengarn 463 19,931 N 
darunter bei ber Einfuhr: 
Baummollengarn, —— 
ges, 108. . i 160 4,529 — 
—, zweidräthiges, roh 185 6,176 — 
—, eins und zweidräthiges, 
gebleicht oder gefärbt. . 1 327 — 
—, dreis und mehrdräthiges, 
rob, gebleicht, gefärbt . 4 5781 — 
et gezwirnt. Nähfad., 
auch accomodirter. . . 27 1,157 — 
—, Dochte, ungewebte . . = ll — 
bei der Ausfuhr: 
Baummollengarn, außer Bis 
gognegarn, eindräht., roh 8 920 — 
--, zweibrähtiges, roh ı 267) — 
—, einzu. — gebleicht 
oder gefärbt . 13 441 — 
—, drei u. mehrdraht. ioh⸗ 
gebleicht, gefärbt Be 30 3,904 — 
—, mehrf. gezwirnt. Rahſad 
auch accomodirter. . 9 453 — 
—, Dochte, ungemwebte 2 5 — 
Bigognegamn, ein und mehr: 
drähtiges . 400 13,528 — 
ang Seh (unvollit. 
ei — — — — 1 
umwo eugwaaren dichte, — 
roh, mit Ausichluß der auf- | « Sig 
gejchnittenen Sammete . 9 9 \ 
—, Tüll, roh u. ungemujtert { = * eu 
—, dichte, gebleicht, auch appres 9 41 
tirt, mit Ausſchl. der auf⸗ * — 
geſchnittenen Sammete . \ 2 * 
en: 63 
‚ aufgejchnittene Sammete 26 u — 


den —— 
amburg⸗ Übrigen Düne: | Nor Schwer | 


mart | wegen | den 


6455 — | 4,279 
3,462] — 400 
11,277| 1,976] 2,606 
1,985 49| 5,428 


371 — 77 
ı — 89 
291 — 3 
917 58| 2,955 
2 — _ 
7 — 3 
101 — _ 
115 12 92 
5) — 45 
207 19 1,059 
204 4| 682 
43 6 24 
2601 — 10 
306 12) 1,065 
l — — 
91 l 17 


547 159 651 
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wien Berfehr von resp. nad) — 
| | 
| den — den 
© : . , Sroj- einigten Summa | Summa 
Schweiz) Frankreich Belgien | Nieder: — Italien | Staaten übrigen 1880 1581 
| | landen | von Ländern 
| Amerifa | 














1 292 
1,549 9 
8.459! 34,355, 
3,255) 8,982 
4593) 90,773 
“1,029 16,491 
5.725 1,297 
4656| 20,956 
23,223 618 
1,345 101 

82 374 
u! 73 
J 
ı 34 127 
— 4 
1306| 17,610 
Bo 2 170 
} ) 

\ 203 1,317 
158 490 
N 

2 1,102 

r 7 

51 239 
f 

I Ä 
Rn 

311 48 
en 1,295 

208| 5 

' 3 

125 
3,050; 4,085 

} 

J 15 

I 19 876 





95,653 
286 


70,583 
17,656 


121,915 
4,848 
5,297 
2,386 


2,806 
1,880 


498 





| 
187,844, 
3,520 
50,348 
9,438) 


168,170 
9,141 
16,071 
2.101 


11,418 
3,845 


237 


376 


45,141 


4,072 
89,450 


220,294 
67 
117,969 
18,196 


44,778 
66,016 


2,183 
2,092 
2,900 








100 


| 
- | 


92,006 

109 
8 
3,261 











8,872 124,982 
99 1239 
90,071 105 





391,887] 148,281 
1 4 
6 = 

247] 1,312) 

5 dan 

1 — 
— 4 
— 2 
19 261 
21? 49 
I 962 
— 28 
— 5 
— 
l 504 
— 23 
— eu 
2131 1,302 
128 161. 


1,063,160 
16,298 


372,805 
345,852 


1,564,441 
174,790 


180,763 
106,660 


87,892 
80,365 


3,751 





1,139,519 €. 
21,675. 


330,446 €. 
368,861 N. 


1,570,700 €. 
178,025 4. 


164,748 €. 
103,706 W. 


81,910 €. 
70,990 E. 


4,618 €, 
3,817 €. 


3,908 €. 
56. 


24,734 1. 
TIIM. 


24,764 A. 


9,770. 
466 N. 
35,356 1. 
1921. 


2,084 E. 
6,945 U. 


18 


t2 t£ 


Sao 
2a 


1,500 E. 
20,204 A. 


130 E. 
2,805 U. 
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Einfuhr und Ausfuhr im 


übrigen Däne: | Nor * ODeſterteich 


Hamburg: I Else ) Rufland | u 
Altona ars mar vegen | en | Ungarn 


den m deutjchen Zollaus ſchluſſen 











Waarengattung 
(Menge von 100 kg. netto) Bremen 


























N 
ſchlüſſen | 
Baunmvollene Zeugwaaren, j 24 4 R _ 9 * zu 
dichte, nicht unter 34, 36, Bes: = = = 
37 und 44 begriffen „|| 17°? — Bi. 908 1250 490 
—, undichte, roh, mit Aus— 4 3 — | — — — F 
ſchluß der — =: 2 ; 
und Tüle . . . * * i? * 
% — 2 — — 2 % 
BaumwolleneStrumpfwaaren 4,394 > se Il 200 3| 273 1,410 1.86 
. r \ - - # N —8 
Baumwoll. Poſamentier⸗ und | | | 
Knopfmacerwaar., auch&e- — 11 — 11 = zu; — — 
ſpinnſte in Verbindung mit 3853 3,231| 4 261 7 265 1,150 1,05 
Metallfäden s | 
Baumwoll. Garbinenftofie,ge { 2 14 — | — = == 1 5 
bleicht und appretirt 47 567 2 128 3| 116 54 2 
tg Beugw., undichte, | 2 39 — = — — — 
nicht unter Nr. 85, 39 u. J a Nr . 
42 begriffen * 1t18 | 355 16 108 144 ? 
Baummollene Spipn und N 1 445, — | _ — — — 2 
Stidereien . . 59 „ 241 | 30 3 24 115 10 
3. Blei und Bfeiwanren. | | | 
; . 660: 1775 — 5 3 2 1,279 3,12 
Rohes Blei, Bruchblei 3927| 6547 — 3422| 25I 229] si 35 
5. Droguerie-, Apotheler⸗ | 
und Farbewaaren. 
140 7,904 27 — — — — 7,62 
Aetznatron (Tara: 17%,) N E oe " * * * 
83 531 — I — 38 — 1,8 
AIRRO TER: ie) a Ja 20 | 1 a 
24 9,465 116| — 3 -- 1 24 
Ehlortalt (Tara: 109%.) . { — 9— 2 4 12 23 J 
144 15,408 6 — — — 12 
Farbholzextrakte (Tara: 160/0) 18 1283| _ 13 5 29 32 12 
28 er 2 4 — — 28 2,1 
Selatine u. Yeim (Tara 14°/,) | er 2.922) er su5l 251 es 2,521 u 
| End ' 
10 01 — 54 1| 2,6601 — 1,0 
Zündhölzer (Tara: 20%,) K 498 2,845 34 4 242 12 
Do] —— — 14 1,790 21 2! — 13 — 
Zara: 13%.) - 19 140 — 26 — 55 440 ! 
1,520 10,194 209 — — — — 1 
Soda, falzinirte (Tara: 13°,) { 23 33 2| 115 51 & 622 162 
Soda, rohe; aud) Froßalifirie | 1,087) 11,135 419 * — 26 5 J 
Zara: (10%) .» 67 259 20 102 7 146 2,030 112 
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Verkehr von resp. nad: 


den Ver: 

















ven | ß einigten | den |< S 
Gro g Summe Summe 
4 Frankreich Belgien | Nieder: hrit iin en) Italien Staaten übrigen go a 1581 
| landen ı von Rändern 
| Amerika 
| 
| 
‚152 702 17 98 1,071 4 2 — 2,928 2,593 €, 
25,848 3,551 6,045 8,498 5,894 4,642| 19,158) 114,555] 114,652 4. 
| 1 

ss 19 1 4 34 - I — — 754 621 €. 
* 467 15 17 9 u 9 19 857 947 A. 
& 98 9 37 61 „ — — 384 401 E. 
1,350 1,056 2,178 7,640 859) 24,619] 5,158 59,504) 54,2604. 
R 71 2 6 46 — — — 181 346 €. 
Ri 2,082 910 1,568 7,215 561 1,263 963 22,419] 16,592 4. 
13 212] * 12 38 398 — — — 850 67 E. 
J 10 85 173 6 u — 7 1,273 1,212. 
J 258 16 79 ia el ne = 2,160 1,999 €, 
2 221 124 118 194 47 207 387 3,511 2,981. 
7 691 33 85 1,432 = = — 3,028| 2,191 €. 
“| 91 34 175 298 " 256 107 1,620 1,513 N. 
413 444 7,064 1,121 2,610 197, _ 1,330 19,726] 26,582 E. 
he 135,392] 52,788l 36,541 35,153 103° 1,119 9,351] 418,251| 467,087 4. 


2,403 45,286 — — — 65,773] 55,477 E. 
117 5 4 9 l 4,456 2,815. 
15 1,229 — — — 4,463 5,595 €, 
1,824 6,5729 2,844 404 545 58,995] 43,075 4. 
30061 3 — | Bi — 58,171] 71,447 € 
216 9 9 5 80 3,272 4 113 A. 
4,159 2,507 2 6,720 463) 46,488] 40,112 E. 
53 105 7 154 9) 5,462 3,301 U 
1,626 1,729 M 46 — 15,966 14,393 €. 
2,878 1,427 599 1,153 215 28,929] 25,687 8. 
53 6 22 — — 4,801 5,296 €. 
3,794 155 213 351 2,671 25,500] 25,662 N. 
124 2,074 — — — 4,1711 4337 €. 
148 42 34 2 16 1,197 1,074. 
1,522| 43,495 — — 6 87,859] 90,932 €. 
1,159 — 12 2 _ 31,875] 27,835 9. 
767 89,528 — Hi — 104,4601 145,685 E. 
4,591 225 +0 250 5 31,1451 37,551. 











den deutichen Zollausichlüffen | | 








Einfuhr und Ausfuhr des Deutichen BZollgebietes 

























Waarengattung „de 
‚Hamburg: | Übr 
(Menge von 100 kg netto) — xX g Zollz | mark | wegen 
ı Altona | Aus: 
| ſchlüſſen 
10 4811 — 
a 0 
Pottajche (Tara 10 9%, I 633 9,620 i 
Alizarin u 9 — 
Ammoniat, fohlenfaures; Sal: 102 1,689 — 
miaf, Salmiafgeiit . j 205 6494| — 
Ammoniak, ihweieliaures . 2 che _ 
a 5 BB — 
Anilin, Toluin . Ih 2 0 — 
Unilinfarben u. andere Theer- 10) 1355| — 
farbitoffe . 195) 838 — 
— — 36 — 
> ay* V 
Baryt, tünſtlicher Garythatzeſſ * 1.668 — 
— — 339 5,733 — 
Bleiweiß, Zinkoxyd (Zinkweiß) | 1,301 30.077 162| 3;503| 1,912 
Chinarinde Bi = _ F 5 u 
’ 21 932 — — — 
F 
Kodenille . j 3 3 — 24 1 
z 2,3895) 200,446 — — — 
Bauholz . | 6 14,742 — 2,425) 450 
— 2,8033 35,287) — — — 
Belbholz . |f 45 2,826 — 265 30 
32 3891 — 1 — 
Rothholz. 8 7,220 — 525| 1,381 
F un 1,68 — 41 — 
Glycerin und Öfycerintauge]l 18 8,772 N 293) 351 
40 | 
— 1,08 2575 — 1 — 
Indigo 35| sc — 80 s 
— BE 29 3790 — _ 69 
Kali, hromfaures . II 3 Al | 
Kali, ſchwefelſaures und falz: 170 2791 — _ _ 
jaures (Chlorkalium) N 6,6751 661,452 l 329 66 
MEET 387] 72,208 71: 91 — 
inochenfohle . 4 2 | 17,694 — 2,892 24 
5 36,143] 5,659 126 — 
Kinochenmepl . N 16 3.889 — 157 — 
Krapp, auch gemahlen : zz * Fa _ F 46) = 
Kreide, geichlemmt und ge 87 7564 — 1,985) — 
malen Bo en ve 2,042) 18,567 (8 U — 





n 
igen Düne: Ror: Schwe⸗ Rußland 
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825 


176. 
1,587 
134,718) 
658 
85,155) 
4,282: 





5) 
494 


9,090 
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es Berfebr Don resp. nad) - — 
N Ä Zee: 
| * | 198 Ver⸗ 
er . einigten | den 
ie; Frankreich Belgien | Wieder: Groß Itali Staaten ib Summe Summe 
brit Italien übrigen 1882 1881 
Amerika | 
=” 9796| 1,408! 256 11 — |I — - | ..20,816| 18,791 €. 
1m 1,601 1,609 17,056 11,769 62 404 351 75,516] 74,085 A. 
— 1 — 196 162 * 26] 409| 1,149 €. 
Leo 1,503 406 1,419 26,257 1,533 3,62 875) 45,551] 55785 M. 
4 388 192 932 2,004 — ı — | 7,830] 8,204 E. 
—* 85 1,056 246 97 161 171 181] 7,002] 2,689 8. 
23,323| 744 25,045 202,675 311 3,326) — 341,175] 346,517 €. 
7 632 13) — 4 — 14 1,042 545 9. 
759 34 744, 72 — 1 2,882] 3,845 €. 
324 49, 259, 5345| 148 217 95 7,11 7591 3. 
504 424 479 1,290) 10) 8 1 5,716| 5,090 €. 
2,848 1,16%) 899 7,851] 696 3,611] 3,788) 31,141] 26,639 A. 
179 16 sg 97353 — — FE 2,865] 4,050 E. 
2,642 4,256 18,226 12,256) 603| 1,672 Il 53.1300 731220. 
2,429 5,081 1,721) 355) _ | — — 25,9991 31,103 E. 
510 3,877 20,874 43, ee 604 4,457| 1,655] 132,770] 123,082 NW. 
3,7777 56 7,558 10 — 1,186| 1,567 25,794] 21,680 E. 
‘ l 2 \ 20 2 20 126 1,321 8. 
344) 43) 69 195 — 11 202 1,9355] 2,239 €. 
12) 2 I — | 58 13 553 665 A. 
58491 6,740 73,131] 21,748 — 25,760) 17,400| 354,509] 347,344 €. 
35| 5 660 | | 2 — 68,555] 76,978 A. 
1,307 1,563 5,968 en 98 153) 3,294| 1,712 60,170] 53,664 E. 
5| | 332] - — — 9,7355| 8,795 A. 
8,627) 14,088! 12,156; 10,142 25 912) 3,150 88,543] 95,577 €. 
3 — | 27 6 0 — — 19,525] 16,95+ A. 
24,007 9,514 6,818: 5,393 194 600 102 65,393] 54,337 E. 
1,624 1,598, 7,155, 2,655) 95 1,915 206 28,521] 28,490 4. 
I l 
1,381 323 3,536 5,418] 178 3 194 15,616] 16,329 E. 
58) 195 247 72 445 56 19) 5,209] 5,594 A. 
56) 1,302 930) 15,068 3 178, 14| 21,603] 36,526 E. 
16) 1 51 12 7 4 6 2,59? 3,127 %. 
2,384 | 220 651 1,0 — — = 8,674] 21,457 E. 
72,991| 51,246 9,7553; 47,610 %,290, 62,057) 4,596) 962,450] 750,889 N. 
15,839, 22,052 8,333 54,272 1,471 8,058 7011 360,835] 251,831 €. 
914 ++ 3,158) 2,271 2,200 961 6 67,442] 90,628 A. 
1,507 985 2,331 296 176 9011 2,8881 228,689] 182,719 E. 
506 25 BEE — 196 — 19,555] 17,840 A. 
587 283 2,013 268 625 _ 442 6,548] 6,517 €. 
750 22 12 11 26 2] 53: 3,208 3,155 9. 
0,371) 3,917 4,834 1,038 2 — — 74,7031 73,873 €, 
184, i) 108 26) “.— * 94,6901 76,508 N. 
j | | 
fin mn = 
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u — EEE Einfuhr und Ausind 
den deutſchen Zollausſchlüſſen | | 
| | 
Waarengattung den 2 kn * 
ibri Düne: | Nor: Schwe— 2 ‚Delter 
(Menge von 100 kg netto) gremen Hamburg: re int een ben Rußland 
Altona aus- : 
ſchlüſſen | | 
Mineralwafler, einfchl. der ff 654 2,398 sl zo) — 18 4 

Flaſchen und Krüge .3104 14,816 a 157 25) 1,535 u ‚295 2 
Natron, ———— ham | 11 6,767 — 200 — — | el 

berialz ) . 180) 2,179 _ 244| 5 274 10,245; 2 

) 

Be 5 657,576 — ea el 
Chiliſalpeter. 46 3 — 638 32 19 2,122 

| | 
Anderer Salpeter, roh und 5 30,970 — — — — — 

gereinigt ee 153) 25,665 — 180 86 6li 94 
Safait 14 3,518: 3 — _ — J 
Salzſäure. 926 28392 476 2,029 636 2,585 13,192 
ER 2 22 — J— — | — 
Sciebpniver . 26 1537 2| 223: x 2 2,65% 

\ 
— 511 19852 — — — — — 
Schwefel 382 1,225 3 8 ı 30 1220 
— 35 38,157 — 185 | _— 1,041 
Schwereljäure i 5,812] 5,420 3 531 525 2062| 12,236 2 
= 114) 166,495 8| 4,245 — 1 154, 
Superphosphate |l 123 2,032) — 15! - | 1,120) 8,569) ı 
Terpentinöl und anderes 9 22,042] — = er — 13,962) 
Harzöl . 51 620 2 188 116 1,946 219 
F 1 
u 25) 4 — | — | — el 

tramarin . 5,034 11,262 ı | 357) j 296 3,248) 

— 14 1,320 19) il. Sour. il 
Vitriole aller Art . u ‚61 8,565 I 359) (7 325 3,569. 
Weinhefe, trodene und tig) — 6 — — ie _ — 

artige . — I), — — — — — 

Be n 4 BE — - I! - | - u 
Reinftein . "N 18 0 — PB HR nee 455 

1 

’ — — 29 — — — — — 
Weinſteinſäure 2 54 — 12 2 a2 1,182 
6. Eifen und Eifenwanren. | | | 
— 9401| 3693591 7 — — | 16,827 6,027 1 
Roheiſen aller Art (Tara: —) 26,052 8,211 | 10 1 450 194,201 4 
a Sammerlg x | 14504 21,08680 416 719 63 881 946 

= — — Ta 

Kara: —) . i | 2,170) 103,828 | 615) | 527 
Quppeneifen, noch Scladen * = —— > 

enthaltend; Rohſchienen; | = 02 — 2 x | ae Br 

Ingot (Tara: —) | E | ba 

| 
———— 841 11,601 141 159) 198 73,561 108 
2 2 in = i - = | Ä 
nizten (Zara: —) 33,158) 107,259 244 52,158) 4001 756 — 








erfebr von resp. nah 
| 
| - 
| | en 
gantreich Belgien | Nieder 
| landen 














3,805 716 267) 
10822 52,222] 96,440 
4016| 6,442 413 

590 807 550 


81 231 10 
5,489) 6,228 2,117 
671 2,948 18 
4097| 1,004 5,151 
is — 85 

_ 503 195 
2349 8,244 2,104 
N * 34 

z2 10,886| 2,236 
14,112) 3,783 547 
418) 14,970 626 
3351| 1826 3,327 
1325) 19,8559)| 5,573 
493 127 20 
665 36 195 
2059| 4,354 7,508 
596 693) 11 
2, 1621| 4,961 
2,697 200 1,082 
- = 2 
14,137 580 350 
595 149 283 
#5 2 12 
919 261 1,548 


ı 4,0981 25,402 85,808 
421,458 513,532 48,055 


3870| 1,6900 19,622 








10,189] 22,871 1,452 
5 52 6 
64,541) 139,473 205 


16,058 9,518 5,153 
14,254) 102,887) 149,054 





des Jahres 1882, 


Bro: 
britannien 


Ri 
27,695 


1,772 
5,512 
5,018 

480 


665 
19,728 


3,092 
85 


34 
7,392 


2,291,139 
79,040 


5,560 


725 


151 
1,498 


23,429 
74,571 





Italien 











' Amerika 





von Rindern 


19,157 5,500 





845 206 
26,238] 439,069 
1,121 11 
993 1 
161 2,641 

6 17 

114] 12,189 
789 3 

15 I 

N 17 


7,559 65 
— 3 
3,111) 1,251 
48 89 
10 147 
29 4 
10 4 





74,530 
274,658 
13,759 
58,499 
899,497 


115,421 
81,589 
204,042 
76,472 
69,023 
16,642 
2,451 
54,200 
7,834 
48,780 
11,680 
182 
26,435 
1,941 


538 
12,758 





115 
‚den Ber: n 
einigten en = 
u ‘ Summe Summe 
Staaten | übrigen; ” 
In 882 1Ss1 


E. 
A. 


112,609) 56 1,869,585]2,454,964 A. 
2 11 80,484] 56,446 €. 

44,941 1 593,155| 670,758 N. 
| 

BAER, ee 6,832| 3,303 €. 

102,185 — 329,575] 406,772 N. 
| — 157,791] 142,585 €. 


111,213, 73,249 
| 


1,445,975]1,528,048 
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— — x ae ee Einfuhr und Yusj 
den. deutjchen Bollausihlüfien. | | 
Waarengattung den | 
5 | Däne | Nor: Schwe— Dt 
(Menge von 100 kg netto) Bremen —— ne | wegen ben Rußland N 
ona | h 
aus⸗ | 
ichlüffen | | 
| 
Radtranzeiſen, Pflugſchaaren⸗ — | 20 —_ | 7m — ss = 
eifen (Tara: —) = 1,202 12! 1,165j 27 143) 3,857 
1 I 
— 290 159 ll — - 1!-| - | 
Eck⸗ u. Winkeleiſen (Tara: —) 427 4,089 5, 2 — | 1,864 
19 241 — | - _ — — 
Eiſenbahnſchienen (Tara: —) 5,312 20,413. 18 32,194) 15,557) 51,116 28.228 
Eiienbahnfaichen, Unterlags- j 1 — — | = _ Ba 
platten u. eiſerne Schwellen z z = — x — 
(Tara: —) 65l 674 — ai 395 4,685| 
Rohe Platten und Bleche aus 668 4,400, 5| 3 — ; 781 23 
ſchmiedb. Eiſen (Tara: —) 31,088 24,106) 510 10,847] 50: 348) 135,440 
Weißblech verzinnt. Eiſenbl. 580 11,020 2 — —F | 4' — 
(Zara: 10%/,). — 67 403 6 150 3 54 376 
B 1 
Polirte, gefirnibte, verkupferte 28 62 1 u | 4 = 
ꝛc. Platten und Bleche aus | u | — ar 
ihmiedb. Eifen (Tara : 6°%/,) 1,293) si a 2| 2) ae 
Eiſendraht, auch verkupf. ., ber: 68 1,042 4 — 14. 17,706 I 
zinnt, verzinkt ic. (Tara:9°/,) Be L7, 876) 162! 12,985 2,256) 1,857| 235,760 
Ganz grobe le hie il 1,634. 6,626 57) 59 20 3 66 
(Zara: 2%,) 5,844 11,273 53 4,102: “ 1,071 9,001 
Gijen, 3. groben Beitandtbeil, or! 
25 255 - — — — 9 
v. Maſchinen u. Wagen roh | u 
vorgeichm. (Tara: 19,,) - uud, * Fan B2 2,398 
Eiſerne Brüden und Brüden: — 7: — — — — — 
beſtandtheile Tara: —) . 954 — | — 502| 728 99 1,127 
7 “> | 8 
Anke 76 3,180) 22 10 80 19 18 
Anker und Ketten : | 295 449 1 2 8 3 206 
“ « | 8 B 
9 . + “u| 343| u) I — — | l 
Drahtjeile . 2 ! 3927| en 846 181 254! 4 288 
Eiſenbahnachſen, Eilenbahn: | = r 
ve 5 179 — 14 — 231 2 
radeiſen, Eiſenbahnräder, J —— — J 
Buffer Tara: —) . — — * eat — 
Kauonen-Rohre, Amboſe, | | | 
Schraubjtöde, Dadennägel, 97, 1,039 — 81 — 4 8 
Schmiedehänmerx. (Tara: | 1,507, won 13) 5,787| 270) 632; 4,664 
3 5) . . . . . . | | 
& ) | 
Gemwalzteu. gezog. Röhren aus 1 260) 1,772) 4 8 — | 1 
ſchmiedb. Eifen (Zara: — 3,551! 5,258) 13) 1,800 147 1,295) 13,550, 
— f 4 101 — ee 
Drahiſtijte "N 2232| 14,675 67|22,130| 1,035] 394 1,999 
| | 
: 1,804 12,529 127| 290 1 179) 465 
Grobe Eiſenwaaren, andere. | 15,544 60,02 2is 15,168) 3,204] 7,567 88,497 












































Berlehr von resp. nadı 





rankreich 














J 


Belgien 





den 


Nieder⸗ 


landen 


46 39 6 
27,772 5,531 5,029 
889 66 4 
1,560 223 7,597 
j 165 5,772 207 
| 171,469) 93,405] 237,844 
J 37 1,219 238 
4,686 4,232 43,950 
4,353 2,395 4,238 
20,232] 13,909 83,047 
j 542 2,013 1,632 
48 zu 557 
41 — 24 
3,395 350 595 
1,227 3,423 1,875 
126,020) 220,955] 203,354 
7,384 5,098 2,738 
42,695 5,729 12,216 
254 601 148 
6,167 2,169 1,226 
| 

il — 6 19 
268 13 23,352 
| 921 59 137 
i 276 237 477 

J 12 — — 
314 1,544 529 
1 4383| 1,252 185 
| 21,243] 4,807 13,663 
PB 3% 296 154 
| 0393| 6,790 4,516 
12) 584 452 
A 1088| 21,956 14,043 
! 371 — 6 
918 18,225 39,788 
1 3512) 5,189 3,866 
16,559] 36,365 86,456 











des Jahres 1882, 


roh: 


Britannien | 


10,591 
102 

13 

80 


55 


| 





den Ber: 


Italien 


26,727 


8,206 


70,766) 356,431 


3,525 
13,512 
15,205 
11,292 

284 


64 
315 


7,528 
379,806 
11,563 
450 

720 

4 


2 
5,619 
35 
225 
1,114 
42 
2,531 


264 
2,556 


3,431 
5,492 
35 
62,266 


12,178 
16,552 


1,176 


29,227 


— 


215 


1,555 


2 
43,986 
1 
2,122 


1 
2,453 


einigten 
Staaten 














den 
übrigen 
Rändern 


94,250) 479,405 


1,778 


3 
4,307 


9 


8 
IIII 


732,785 


125 
91 


21 


4,750 


1,079 
5,782 


17,205 


10,495 


1,632 
51,070 


13 
63,256 





Summe 





1,730 
115,961 


34,801 


77,244 
598,754 










Zumme 


1881 






473 E. 
155,699 A. 
110 6, 
45,541 U. 
14,951 €. 
2,507,087 N. 


E. 
A. 


2,971 
119,815 
30,534 E. 
409,529 U. 
27,087 E. 

5,040 MW. 

425 

12,977 A. 

32,769 
1,594,162 
35,938 
157,620 


2,141 
23,171 
431 
65,174 
18,920 
19,567 A. 
1,407 
13,157 


1,711 
120,839 A. 


3,275 
56,018 I. 


7,889 
124,523 
324 
217,102 9. 


78,883 
539,267 A. 
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Te 





Einfuhr und Aust 
den deutichen Bollausjchlüfien | | 





VBaarengattung | den 
übri Däne= | Nor: Schwe— X 
) ke. | urg⸗ Übrigen z J 
(Menge von 100 kg. netto) ERROR — g u a ee Be Rußland 
Altona | Auss 
| ſchlüſſen 





Feine Eiſenwaaren mit Aus— 


16 — 5 15 








nahme von Nähnadeln, 151 1,068 5 | 
Schreibfedern, Uhrfourni— 2,204 10,872| 11! 1,850) 5361| 2,082) 4,215 
turen und Gewehren | 
T. Erden, Erze und edle | 
Metalle. | 
gement 11,220 58,957) 12,400 3061| — | 4 5,704 
N 137,517] 708,288] 20,874|214,331/29,999| 20,597] 148,653 
Blei: u. Kupfererze, ———— 125 23,957] — 3 247 1,912 4,037 
haltigen. I 682) — 15 2 2 522 
€ 7 — 1,201| 115,20 — 3 1) 23,237) 134,69) 
\ * F ⸗ = F ! r | 
Eijenerze, Eijen: u. EN 888 5.144 100 3381 — f 51 38,324) 
8. Flachs und andere vege- | 
tabiliſche Spinnitoffe, außer 
Baumwolle. 
Rene — 18 142) — il — ı| 697,400 
Flachs, roh, geröjtet u. . . 15 874 2 58 86 16 305) 
ER 1,970 5,923 1831| — — — 309,005) 
vant, desgl.. 2 Ms 5832] A14| 12,599] 8,020] 2,956 ss) 
Heede und Werg von dl 8 158 779 20) u — | — 75,835! 
’ 
und Hanf. . . 316 3,634 122] — _ 33) 
— — 264 28,99 — _ re — 
Jute, roh, geröſtet ꝛc.. 54 | | 3 _ 4 tl 
9. Getreide und andere Er- 
zeuguifle deö Landbaus. 
j 101,469) 331,896 285| 36,627 1 8| 2,163,846 
Weizen (Tara: 1° | d . ⸗ 
ae Jo) 1551 159,202 29 48,658| 5,285| 44,445 ö 3,949 
Roggen (Tara: 1%/,) . — 542,112 199,868) 69,030] 28,266. 74 209) 3,484,927 
aaen | Io) 1,255 83,123 — 6,519128,948| 10,827 1,195 
Fa 50,910 28,175 662) 8,758) 1,070: 4,547] 1,736,581) 
afer (Tara: 1%,). ⸗ 
Dafer (7 /0) 4,592| 62,1070 872| 7,433] 138) 139 "488 
Hülfenfrüchte (Tara: 1,0 { 7,043 33,098 211] 1,797 44 140 172,888) 
düljenfrüchte (Tara: 1,,%) 5,2331 56,906 62| 8,247) 9,403| 7,593 907 
Gerſte (Tara: 1) 0. N 197,095] 220,059) 14,086] 25,273 — 1l 888,144 
2,611] 315,458 12 11,006|12,546| 5,986 6,552 
Mais (Tara: 149%.) . 72,952] 277488 115 429 — | — 152,726 
l 121 5| 17,223) — 693 825 
Buchweizen (Tara: 1,0 { 3,995| 16,753 2| 1830| — | — 44,983 
chweizen 0) 83 1.398 — ve — 15 24 
Mal; (Tara: @/,). { 3,0411 12,684 2, 148 — — 100 
1,165 19,495) — 9561| 400] 1,745 2,048 
Raps u. Rübjaat(Tara: 1,50 { 50) 8,858 ss 14) — | 110) 177,175 
2 so) 577 26,485 14] 40,647| 2,426) 2,510 13,204 


— 
2 u“ 

I Er 
Er j 


im Jahre 1882, 


ri on resp. nadı 
den Ver- 


den ini den = x 
i Groß⸗ igten* Summe Summe 
reich) Belgien | Nieder | pritammien Italien Staaten) übrigen 1882 1881 


landen. von | Rändern 
' Amerifa 


355 ] 1 2 7,002 €, 
7,407 - 31 62,512. 








57,604 4,675 34,264 22511 — 251,751 
17,152! 152,684] 541,579 8,775] 391 15,290, 2,496,743 
5,786, 134,402 39,931 2,551) 463 3 9,841 264,461 
2,047 9,645 4,245 856 I — 24,634 
78,004 364,869 8, 159, 668 9,434 — 2,737,895| 7,531,766] 6 
4,973,676|11,054,822 5,660 Us 851 - 16,211,818]1 














14,508 17 € 741,501] 502,592 E. 
85,849 45,417] — 526,520] 318,717. 
1,505 2,943) 56,062 359,590] 545,124 E. 
12,604 93,870 3 240,662] 345,840 N. 
16,738 1,741) 5,948 125,856] 110,998 E. 
9,050 17,192 — k 69,484] 60,714 4. 
10,763 128725 — 566) 59,239) 236,014] 186,025 E. 
22 — 2 2,555 2,021 W. 


530,778] 180,097 17,935| 10,697) 744,159] 52,583] 6,837,082] 3,619,486 €. 
45,548 45,150| 232,071 — 75 ⁊ 625,021] 533,876 N. 
375,631] 473,492 14,069 6,257) 6,588,071]| 5,754,541 €. 
596 4,850 584 — — 157,554] 115,658 A. 
148,446] 230,800 | 1,321] 10,194) 2,748,577| 2,625,900 €. 
5,602 11,235 — stu 257,786] 315,908 A. 
14,976 18,350 8,337 3,0251 508,102] 372,318 €. 
35,532 7,567 7 2 302,621] 235,991 9. 
155,692 56,004 1,549| 69,058) 3,726,316| 2,478,284 €, 
55,528) 117,163 2 30) 791,324] 1,193,182 4. 
62,615] 28,985 75,176| 92,383) 966,220] 4,303,742 €. 
51 154 21,858 5,825 W. 
8,395 29,131 142,778] 145,861 E. 
625 4,260 4,549 A. 

858 498,642] 463,220 E, 

15,051 73,546] 87,355. 


81,766 8,486| 990 681,044] 765,020 €. 
16,075 2,864 12 115,090| 109,777. 


Digitizeggy Google 





1 
. q 
ai hama Zu u 
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Einfuhr und Ausuße 


den deutichen Zollausſchlüſſen | 








Waarengattung den Du Nor Sch | Dehen 
100 k tt „übrigen | *üne r⸗ we⸗ F Deſie 
Menge von a) Bremen —— Zoll- mark | wegen | den Rußland Ungs 

aus» 
ſchlüſſen | | 
1,027 2,308 — 8 — | — 508,258 
Leinfaat 0000. 676 3422| — |22,844 30,466| 18,851 533 2 
1,300| 233,311 — — — ER — — 
Palmkernee = ars 2 — == 298 
— 14,623 33,128 — 7811 — 106 4,630 40, 
Kieejant 3822| 26,239 3l 8,245| 181| 2,453 LITER 
2,448 15,212) 1103| 268 — _ 103,843 0 
Kartoffeln 25,973] 671,250) z,121181,445| 5,6591 3,593 5,132] 12 
EM em 430 12,713 206 15 — 3 325) 246 
Friſches Obſt 6,902| 135,097) 604 8,115] 300) 3,558 2922) $ 
Friſche und getrodnete (ge: — 1,6900 — 1 — — — 
darrte) Cichorien . . Ri 3,570 11 10,992] — 7 19,041) 85 
10. Glas und Glaswaareı. 
1 
Grünes und anderes natur= : 
177 485 7 5 — 1 27 | 
nn 98,509) 186,058) 1,0851 595) 1372| 611 a4 © 
WeißesHohlglas, ungemuſtert, 68 198 — — — 1 5 
ungeſchliffen ꝛc. (Zara:22°/,) 1,940 43,257 22| 1,4358 157 905 1,949 5, 
Fenſter⸗ und Zafelglas, grün, 148 2.618 7 — — 27 81 
De mb gan meh wel zul u | 
Spiegelglas, rohes, ungefelif — — — — — — * 30 
fenes (Tara: 17%). . . 52 1,9999 — 51 l 13 152 ! 
Tafel: (Fenfter-) und Spiegel: 
glas, geichliffenes 2c., mit 2 4 — — — 1 — 
Ausnahme des Ben 1,869 122 — 153 8! 152 895. % 
(Tara: 17%,) \ 
Tafel (Fenſter⸗) und Spiegel- 3 2844 — — — 1 2 
glas, belegtes (Tara: 17°/,) 923 2,794 2| 283 29) 214 262 14 
Gepreßtes, geichliffenes, po— 186 332 —  — 2 1 3; 
lirtes, abgeriebenes ıc. Glas 204 1,570 — 112] 104 65 450 h 
Farbiges und bemaltes ꝛc. 19 120 — | — — — 4 
Glad . .. r 988 1,287 ı 32 3 24 85 ) 
11. Haare, Federn und 
Borften. 
Pferdehaare, roh, gehedhelt, N 62 1,923 1 29 — 23 6,671 Ä 
gefotten, gefärbt x. . 205 2,419 — 193 14| 12 1 
Borft 11 27744 — 5 — 48 8845 1 
often 2 42 3,2500 — 37 13 43 134 ; 
9 5188 — 27 1 25 6,301 1 


Rohe Bertfedern - 2,355 — 462 3| 648 69 




















im Jahre 1882, 121 
Berkehr von resp. nad) 
| — | | 
| | wer | | den Ber: R 
ER BA ri | einigten ; den = > 
iz Frankreich Belgien Nieder⸗ | Groß⸗ Italien Staaten übrigen eg — 
fanden britannien von Ländern 1882 1881 
Amerika 
| | | | 
| | | 
21, 1731 96,510] 107,929) 1256| — 3,997 310] 764,720] 706,373 E. 
20 6,538 5,485 359,775; 139,420  — _ — 288,598] 279,411 U. 
— 782] 10,231] 86,925 582! —  |211,971| 544,102] 392,089 €. 
el i6 — 2 — — — — 1,207 423 M. 
35 10,306| 4,208 3,334 3,084) 8,2001 17,816 2509| 143,547] 122,365 E 
1% 4,419 8,597 4,405 9,819 2 ie 95 73,609] 89,808 N. 
69 22,718) 28,593 21,454 1,9499 640 — 12] 264,358] 324,904 E. 
5% 17,982) 381,756| 692,484 80,253 8 1,692 647! 2,550,651]2,504,236 N. 
113 3,162 4,793 16,343 1265| 23,634 535 114|  364,603| 304,477 6. 
68 9,985 2,131 16,780 37,341 187 235 — 239,215] 303,786 N. 
181 79,539 9,70 — — — — 91,1554 91,494 E. 
16 6 1,000 \ 3 2,273 29 — 124,068| 103,077 N. 
3% 347 168 42 17 1 — _ 1,722] 1,468 €. 
en) 29,021! 25,915 20,503 19,901 4,591! 19,647 15,006| 436,158] 430,087 N. 
su 897 112 23 . 68 — 12 — 2,409 2,961 E. 
7 10,495 6,571 3,106 6,459 1,848 7091 2,049 91,508] 81,493 U 
| 
21 13 3,730 123 340 1| — — 7,565 7,5933 E. 
* 975 1,213! 186 u 415, J 2,092 26,565] 14,869 A. 
| | 
1 2 — * | - — — 30,60381 29,863 €. 
22! 647! 733| 921 595 1,359 94 42 7,838| 5,255 W. 
134 469 19 64 2 — — 834 574 E. 
452 7,199 1,552 8,701 706 4,049 418 31,247] 26,965 N. 
; 21 101 25 16 2 I — 432 157 €. 
ex! 750 1,522 1,001 549 27ı| 20,512 777 31,259] 27,620 N. 
13 682 366 29 133 2 60 — 5,104 6,005 E. 
42 7,138 3,149 +98 3,020 2,51% 317 753 22,972] 21,627 U. 
16 156 61 13 18 17 — — 5,825] 5,461 E. 
258 1,166 204 124 506 178 358 97 6,010 6,945 U. 
234 332 78 245 16 1 se 4 11,936] 12,406 E. 
235 746 1,071 1,017 551 185 2 11 9,805 8,855 A. 
252 825 499) 198 70 — 496 _ 15,974] 16,625 €. 
533 2,503 892] 481 1,200) 190 132 26 10,076] 10,440 U. 
3 238 158] 1,036 1,627 98 1 218 32,996] 31,813 E. 
10 385 6; 354 2 — 99 — 5,054 7,621 M. 
Uinnalen des Deutſchen Reihe. 1883. 9 
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"Einfuhr und Aialub 





Waarengattung den 


den deutichen Zullausichliiiien | | 
ge rn | Mar > u 

(Menge von 100 kg netto) übrigen | Düne: | For — 

g B Zolle |) mark | wegen den 


Run J* 
Rußland 

— | | tm 
Ylltona aus 


ſchlüſiſen | | ) 


Hamburg— 





Bremen 


12. Häute und Felle. 






























— r 70 559) 3 4 — | — 245 ! 
Rohe Rindshäute, grüne 163) 2,902. 43 | — | N 1,386 4 
Rohe Rindshäute, geſalzene, f 28,488 90,981 2165| 1552 — | 85| 2,895) 
gelaltte, trodene . ri 25,531 901 — — 14,307: 3 
t 388 6,772 59 3,677 53 9856| 26,577 A 
Rohe Kalbielle . 190 13,014 0 0 8 — 10 3 
Rohe behaarte Schaf-, Lamın- 227 19,788 1 239 41 37| 11,736 iR 
und Biegenfelle . j 558 3,481 18 656 — 201 1,108 ( 
‚ 1,384) 35,476, 1 14 — = 118 
Rohe Roßhäute. 39 1204 — 3 N 1,840) 
x 571 1464 — 6 — 46 6,736 
delle zur Pelzwerkbereitung 400 23060 — 63 2 23 3,314 N 
13. Holz und andere vege⸗ 
tabilifge :c., Schnitzſtoffe, 
ſowie Waaren daraus. | 
Korkholz, auch in rag u.jf 6,167) 14,414 203 153 — _ 17, 
Scheiben . . 318 7 — 2 — 3 227 % 
4662| 17,877 — 825 1 40| 7,202) 
Hörner und Homjpigen . . 32 2,389 R 4 — 6 559 
Holzborke und berberlohe ı3l 18,557) 549 22] — 207 9,772) 4 
(Zara: 1%) . 2,069 9,949 112 — 2,565 l 
Bau-u. Rupho, Br x.:euro- 2,700 9,610 525 560) 42 105| 658,682] 17 
päifches, hartes (Zara: —)|l 21,050 83,141] 4,456 23,922] 5,729 280 7,579 12 
Bau⸗u. Nutzholz, roh ꝛe.: euro⸗ J 14,151] 41,847] 4,102) 916 40,798| 338,391|16,156,462] 3,698 
päiiches, weiches (Tara: —)|| 28,583] 138,4260 2,592 25, 300 — 1,279 8,0261 7 
s ; 47,174| 37,868 8,512 4 — 2] — 
9 — — ’ 
Außereuropäiſche Hölzer . 20 2,605 — 2280 — 464 1,294 
Bau⸗ u.Nuph., gelägt zc., euro: |f 26,478| 20,694 205 59 606) 3,510] 112,322] 8 
päiiches, hartes (Tara: —) N 14,884 72,239 9 16,546) 2,494 3,991 7,252 
Bau- u. Nutzh. geſägt zc., euro: [f152,960| 110,873| 86,919) 2,885:391,274|1,064,246| 977,142] 2,1 
päiiches, weiches (Tara: —) I 29,811i 443,300] 4,944 39,551 567 910) 24,814 
Tiichler=, Drechsler, Böttcher: 
und Wagnerarbeiten, mit|) g390l 13247] 190 476 4281 3,084 818 


Ausſchluß der Möbel von 
Hartholz u. der —— 
Möbel. . . —F 


Holz in — Four⸗ 


6,705| 532,424 ız6| 2523| 231 1,464| 19,630 











37 1,780 2 1 — 1 

niren u. ————— BR k 
bodentheile 386] 1,899 | 255 4 390 
Hölzerne Möbel und Möbel- 118 1,433 28 27 — 7 
beitandtbeile . . » 1,515 8,489 40 1 3 495 
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| 
' | ‚den Ber) 
| | ben Groß⸗ | einigten | PM Summe Summe 
„. Frankreich Belgien | Nieder: ——— Italien — ——— 1882 1881 
‚zandern 
| | — | Amerifa 
| | | 
| 
8 1,218 680 1,361 — — — _ | 15,708] 15,423 E. 
& 952 518 291 115 2 57 23 16,087] 13,570 W. 
7 10,360 96,024 36,787! 25,580) 11) 20,454] 15,358) 334,167| 315,574 €. 
” 1018 13,890 3,271 en 233 3,277 86 106,950] 86,297 W. 
Ä | 4 71,390] 68,134 €. 
1 14,193 539 858 1,391 ei 8 | . 
% 18,915 1,822 1,864 1,588 374 3,238 426 48,409| 56,837 W. 
4 6,581 1,720 845 2,614 3,746 217) 4,016 73,4581 73,828 €. 
— 9,685 3,365 1,279 1,827 25| 635 19 24,518] 24,340 MW. 
1 3,340 2,822 2,149 3221| — 108) 1,269 — — 4 
5 40 191 70 3 — — 32 550 ‚TEN. 
6 1,257 466 1,122 2,825 146 1,326 9 20,326] 20,084 €. 
5 2,491 288 162) 2,144 215 664 627 16,805] 15,354 W. 
$ 1,102 59 533 1,395 — 2 18,160 ger pre F— 
t 3 2 — — 2, 
i 10,272 5,365 1,662 5,735, . 564 = nn — — 
T 558 324 327 27 — A. 
T 157,238) 51,516 18,040 2,084) — — 1,000 592,639] 825,118 €. 
‘ 896 8,468 3,706 6 — l l 45,989| „ 36,385 W. 
ı 10,816 4,580 10,345 1,328 504 9 97) 890,564] 894,676 x 
t 127,134) 47,236] 206,260 — 5 — | 622,111] 604,515 m 
21,438 40 100 — —  /10,345,142]12,541,380 E. 
— en 233,498 125,559 1,100 l — 2,128,652]2,001,592 N. 
I 1,459 5,361 13,782) 11,203 939 168,039) 42,942 en. a . 
3, i8 116 1,095 16 4 — — J J — 
8,865 5,675 8,734 259 6,306 1,674 19| 1,024,219] 840,007 €. 
‘ 505,788 131,622 165,537 55,051 66 22 14| 1,042,758| 995,493 W. 
n 11,665 7,872 52,465 1,341) 575 3,483 103] 5,088,873[4,663,808 E. 
{ 835,572, 120,652] 342,469| 265,594 2,458 — 28,951| 2,541,946|2,270,862 W. 
| | 
v 5,681 5,708 5,290 2,139 1983 3,328 62 89,814] 87,124 €. 
K 39,759, 7,239 23,432 15,258 5,926| 12,576 2,020) 225,562] 219,535 N. 
| | 
EB gozıl 376 5 2 — 92 10 7,079| 7,655 €. 
B 3,634] 1,229 391 199 ei — 10 10,357 7,058 A. 
n ess! 57 54 39 4 122 59 5,653 5,628 €. 
Ri 1,239 645 5,3591 1,129 252 89 1,194 23,858] 19,591 N. 
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— Einfubr und Ausfe 





den ı deutjchen Zollans sichlijien 


Br. 





























Woaarengattung den ee — F * Q 
M⸗ 100 ke stto) Hamburg übrigen wand Nor: Schwe⸗ Ruf | j 
KARERNE DON 5 NEO Bremen |” Zoll⸗ mark wegen den land | 

Altona ha ‘ | 

ſchlüſſen | 

[ 53| 1,086 — | | — 98 532 

Korkwaaren N 967 '872 t ar 2 13 149 

Beine Dolzwaaren; Holz ]f 239 128 15, 17] — 3 92 

bronze . — N 23,140 0,274 12| 73 152 7600| 2,571 

| | 
14. Hopfen. | 
ran ya 17 236 — 91 6 46 449 | 
NER EDEN 4 2,5241 15,65 — 3,154 356] 2,164 8,262l 
15. Juftrumente, Maſchinen 

und Fahrzenge. 

; ; 88 403 1 5 — 12 — 
Fortepianos und Klaviaturen 695 — 521 95| 1,922 3,590 
Andere MARIO Inſtru⸗ 51 315 ! — — 3 7 

mente i J—— 4,369 10,295| — 258 45 3472| 1,827 
: — 99 — — — — — 
Lokomotiven. a a9 — 330 — F 7,302| ® 
Zotomobilen . [ * — 104 u en — — 
Dampffkeſſel aus — — 12) — u _ — 47 
Eiſen (Tara: —) . 214 2.43 — _ 40 6553| 5,575 
® 3,657 46,376 79 718 50 502 1,218 
N A ⸗ 
eegeen 8,222] 69,414 209] 11,599 1,508] 10,950) 141,164] 1 
darunter bei der Einfuhr: 
Andere Maſchinen, iberwie- 
gend aus Holz (Tara: 6°%,) 255 4,290 12 79 — 12 156 
Vergleichen, überwiegend aus 
Gußeiſen (Tara 6%) . - 2,925 39,253 59 609 46 465 ss2 
Deßgleichen, überwiegend aus 
re Eiſen (Tara: 
459 2,597 8 27 4 35] 172 
Dehgleicen, überwie end aus 
anderen unedlen Metallen 18 236 — 33 — 10 8 
Dampfmaſchinen und Dampf— 
keſſel zum Schiffsbau . . — — — — — — — 
Wert t 
* Er 8 en - — h ee u * — 8 Werth in, ers 3 
= | 1000 |5 1000 2) 1000 5 | 1000|, | 10005 100015 | 100015 
— 5 a“ | ee 
ijenbahnfa rzeuge, weder mit 6 6 13| 37 — Tor. 
Leder: noch mit Polſter⸗ — — a Kan gr HER en u 
Krbelt . .- N3 2| 2 10—| — |168| 349 — 3 16— — |56 

dere Ei ; ® Eu Mo ER ER ae a 

Andere Eifenbahnfahrzeuge f 34 I — ‚ol a —7 


















| | 
Frank | | 
u | Belgien ! 


reich 











1,445 37 
22 18 
1,266 255 
13,621 2227 
1,944 464 
12,092) 11,398 
602 51 
679 1,209 
238 19 
1,352 698 
222 175 
23,841 150 
278 1,040) 
291) 67 
65 284 
2,509 1,577 
20,045) 23,939 
109,077| 31,445 
1,674 1,787 
11,768! 19,140 
3,485 2,594 
2,134 418 
984 — 
t Berth 
= a = 1000 
| 1 5 N 
iD | %« 
5 1] 81 18 
ms zu + 7 
| 
5131| 159 








Serfehr von resp. na 


den 
Mieder: 


im Jahre 1882, 


Örokbri 
tannien 


landen 


34 12 
36 46 
2360 252 
2,291| 28,325 
3 5 
8,045| 43,541 
| 
t 
60 26| 
5,251| 13,774 
38 
8343| 3,82 
35 233 
4,886 — 
454 17,422 
59 — 
— 43 
1,648 545 
24,790] 137,181 
38,175| 11,322 
987| 23,427 
20,658! 103,427 
2,936) 9,000 
214) 1,327 
Wert Wert 
el le 
=} 1000: | 1000 
— 9 t5 
5 te 
6 119) 69 
3361 415 —— — 
68 3751 — 


Italien 

















'den Ver⸗ 
einigten 
Staaten 
von 
Amerila 


| 
nm — —ñ — — —— — 


| den 
übrigen 
Sündern 


Summe 














— 1.8432 12,439 
+ 292 3,340 
12: BU 4,938 
2,178 ;,329 118,757 
— 16,175 
2,477 254 120,922 
| 
2 — 1,366 
522 7,245 67,412 
32! — 2,167 
6,413 1,164 35,544 
— — 1,735 
— 5,591 115,100 
— — 20,642 
— 218 4,757 
— — 574 
59 2,215 22,055 
1,959 155 295,479 
5,194 42,569 706,870 
307 — 36,777 
1,595: 153 227,391 
35 2 24,975 
22 — 4,779 
= — 1,557 
Werth Werth Werth 
in IS | in | $ | in 
1000 5 1000 5 1000 
Mb. Mb Ak 
35 —— 8s7| 188 
1141| 485! 1,541) 3,219 
— | 27! 220) 22%: 1,383 


Summe 
1581 


11,076 
3,057 
4,828 

109,623 


11,512 
86,625 A. 


1,277 
53,669 U. 
2,386 
29,457 0. 


2,140 
62,082 
14,166 

4,047 

2,259 
23,074 

242,600 
576,807 A. 


25,093 


188,752 


23,062 


4,412 


Stüd 


1071 205 €. 
2,940 5,530 N. 


2 v0 ©. 
168° 730 A. 
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Einfuhr und Ausfu 
den deutſchen Zollausſchlüſſen | | | 



































M J den 
Waarengattung | übrigen Düne | Nor Schwe— R Ceiteg 
(enge von 100 Kg. netto)| green |Pamburg- Zolle | marf | wegen | den Ruhlaud Ung 
Altona | aus⸗ | 
ſchlüſſen | | 
17. Kautſchuchn. Guttaperda, | | 
fowie Waaren darans. | 
Kautihud und Guttapercha, -K 145 7,000 — 1 6) 12; 
rob oder gereinigt . 9 95 — 2 J 59, 
a 311 — 3 1 128 
Kautſchuckwaaren 4,205 5 398 el 924 f 903. 
—8 ⸗ — # 5 
Gewebe mit Kautſchuck über: 1 70 — — = — 3 
zogen u. dergl. aus Kaut— — 2 6 
ichuckfäden ꝛc. — 20 219 5 1 | \ 
18. Kleider und Leibwäſche, 
fertige, auch Putzwaaren. | | 
Kleider, Re u. ER 53 298 1 6 1 2) 4 
waaren 2,173 8,150 29 6451 235 755| 1,279 
x — m — — — 1 
Leinene u. baum. Leibwäjche — Fer 1,505 3| 591 49| 840 360. 
* J | N 
19. Kupfer und andere nicht | | 
befonderd genannte unedle | 
Metalle :c. m Waaren daraus. | | 
"RE 23,211 5 9306| 1,75 709 1,032: 
Kupfer, vob oder ald Bruch { ee 3 730 — 31 er "ss 3,2 3 
’ 
® 27 15 — — — — — 
Queckſilber — 22 = — 2 17 
Kupfer, geſchmiedet oder ge⸗ 19 162 ii — — — 2 
walzt in Stangen u. Blechen 617 1,738 — 52 31 166, 1,542 
Kupferdraht, ——— 1 74 — — — — — | 
tab ..». 50 345 — | 172 34 28 397 
Grobe —— un 67 810) 4 4 5 1 29 
Gelbgießerwaaren 735 2,418) 2ı| 437 189| 404 1,244 
Andere Kupferichmiedes N 44 3533 — 16 — — 
Gelbgießerwaaren 366 4,610) 7 672 80 621 3,21? 
Roaren aus Aluminium, [ — 159 5 
Nicel; feine Waaren aus eo zZ ee er zn 
Alfenibe ıc. i \ 380 4,856 7 er 32! 397 1,085 
20. Kurze Waaren, Ouin- 
enilferieen. 
Waaren, ganz oder theilweije | 
aus edlen Metallen, echten | | . | 
n ’ 11 3 — 2 — — 5 
Perlen ꝛc. gefertigt; echtes | ) | 
Blattgold und ——— | “ kei * 2 u * 
Taſchenuhren. | | 
1 
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rer von resp. nad 














N | | den Ber: | 
ERBEN ient Ni Groß⸗ | einigten) ben Summe Summe 
; srantreich| Belgien!| Nieder: — Italien Staaten übrigen 188» 1881 
landen | von ändern 


| Amerika 





























fl 688 123 1,167] 9,912 _ 109 542 19,985] 19,367 €. 
; 26 14 i9 67 6. 2 18 1,495 1,286 W. 
2 445 235 71 279 3 58 37 1,736 1,654 E. 
3 467 627 1,042 4,560 568 200 518 19,971] 18,287 4. 
| 
3 156 40 37 355 2) lo — 895 807 E. 
5 57 196 168 524 163! 12 160 2,419 2,5524. 
| | 
K 740 157 236 162 6 3 7 2,092 2,310 E. 
“ 1,155 1,ı18t, 8,768 8,555 687 2,159| 1,709 41,941] 36,872 4. 
2 87 10 26 5 li — — 237 238 E. 
4424 699 2,195, 295 118, 30 480 8,789] 8,277 A. 





2780 4,661 26,498 35,180 




















— 1,466| 1,577 105,786] 110,197 €. 

{) 3,4901 7,842 1,905, 281 270: 129 612 60,965 67, 175 A. 
3 13 12 1,008 — 81 — 3,9590| 3,966 E. 
3 2 — J 7 — 61 47 A. 
* 942 73 264 24 - — — = 1,594| 1,602 E. 
5 258; 1,561 3,560 124 1,580, 4 296 14,088] 20,752. 
* 110 125 74 253 1, 2! — 709 943 E. 
$ 241 85 997 678 357 141 ‚240 5,883 5,116 N. 
“2,057 472 233) 1,392 1 | — 5.474] 4,865 E. 
; 1,223) 321 1,601 743 310) 45! 884 12,695] 10,525 9. 
1 2,224 278 139 418 1 6 2 46731 4,558 € 
© 1,918 1,421 3,212) 1,726 2,034 4135| 2,237 25,844] 21,538. 
* 702 50 47 139) 26 “15) 22 1,965] 1,867 €. 
Ionen 981 1,614 1,995] 655, a 1,500 18,082] 15,298 N. 

| | 
N 48 6 4 25 dl: 520 482 6. 
7 34 30 203 35 5 156 862 899 A. 
| Zn 
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Einfuhr und Ausfut 


den deutjchen Zollausſchlüſſen | | 


| 
| | 
Sy den = | 
= Waarengattung übrigen Däne- Nor- Schwe⸗ 
(Menge von 100 kg netto) — | Zoll: | mark wegen | den 


Altona | aus 











Rußland Um 









































ſchlüſſen 

21. Leder- und Lederwaaren. 

Leder aller Art, außer Sohl— | aN — 2 
leder, Handſchuhleder FE 14 = 36 = Be 
ungefärbtes ꝛc. : | ü x 

I 

z f #6 9,707 — 2 — | — — 

Sohlleder 1,614 17 1905 — 189 52 

Brüffeler u. Däniſches Hand- r 8 — a — 1 133 
ihuhleder; Korduan; Ma— |ı a er > Fi 2. 
vofin sc. — 248 2,553 ll 236 19| 342 1,249 

Halbgare und — nicht 61 9% — Fe Er — | 
weiter zugerichtete Siegen: 4 > ER —— J 56. 
und Scaffelle (Tara: 2%,) | 

SrobeSchuhmaherrc.Waaren 70 1,020 2 I — 1 54| 
aus ungefärbtem ꝛc. Leder 467 1,618 16| 353 391 469 468) 

SrobeSchuhmacer-xc.Waaren 7 il — — en | Be ı 
aus grauer Padleinwand, 124 1,109 15 2° 2 31 0 
Segeltuh x. . .. 

Feine Lederwaaren von Kor ! 34 442 2 31 — 2 
duan, Saffian ꝛc. 2,205 17,423 8 759 227 684 921 

Lederne Handſchuhe und zu 2 291 — PT — —F 
ee —————— 508 ss — | — 3 15 12 
Leder . . | 

22. —— — 

und andere Leinenwaaren. 

Leinengarn, nicht gefärbt, bes 6 1,798 1 1 — — 1 — 
druckt oder gebleicht 40 1,764 1 388 12 128 7? 

Leinengarn, gefärbtes, be» 20 203 — — — — — 
dructes, gebleichtes — 182 — 467 51 837 116 

— 6 s5 — _ == — 1 

Zwirn aller At . . . N 16 so — 94 ‘ 27 246 

* 69 1,323] 4 0 37108 672 

ESBENSOREER — 4,082) 10589) ut 1453| 285] 521] 1,079 

ne || a6 El 
gebleicht Fr 5,94 4,7 +4 * 5 41 | 

Leinwand, Zwillich, Drillich, 21 501 1 3 — — 2 
gefärbt, bedrudt, gebleicht 865, 6,096. | 719 102 230 670) 

Damaſt, verarbeitetes Tiſch-, 7 45 1 i — 1 1 
Bett: und Handtücderzeug 177 1,851 — 56 16 59 gi 

Leinene Bänder, Borten, — 2) _ MS = | 
Franſen, Gaze, gewebte = — 
Kanten, Schnüre ꝛc. se Lan N ——— a ” 

— — 2 — — — — — 

Zwirnſpitzen 2 —— I 3, 


em I, ——————— — 
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n Serlebr von resp. nad 
| | 


| 
| | den 





| | 

| den Ber: | 
! 

I 






























































: | eini dien | > 
Rn Groß⸗ anigten Summe | Summe 
“; Frankreich Belgien Nieder I — Italien Staaten übrigen 1880 1881 
landen | ‚von ändern! . * 
| Amerika 
J 
155 2,747 3,597 1,942 4,776, 6 24 59. 19,452] 27511 E. 
wo 3,682 603 1,785 3,914 2,976 1,507 1,897) 39,225| 38,045 4. 
| | 
39 554 869 192 932 14| 747] 436, 18,979] 16,010 E. 
AR 4,553 50 97 49, 115) \ 132 9,955] 8,6804. 
h 
7 1,150 208 266 551 9 12. 2 2,952] 2,908 €. 
— 2,562 1,298 1,957) 4,541 1,502 1,610, 1,682} 25,522] 23,628 N. 
| | 
sl 4,023 974 485 7,368 24 — | 128231 27,134] 21,949 E. 
2. 160. 197 67] 2 Be 13) 1,824 HM. 
| | | 
9 513) 261 251 471 5 6 1 4,184] 4,200 €. 
* 455 240 1,878 718 131 102 3401 12,125] 11,415 9. 
| » 
12 90 6 9 2 — BEN 2881 229 €. 
. 699 156 3535) 307 2 J 381 3,2211 2,177 A 
“1002 339 140 252 5 J 2) 855861 3,515 €. 
5 2,153 1,154 4,502 10,787 646 1,049 1,445] 47,282] 42,351 A. 
| | | 
2 36 5 1 4 | — | —- 5086| 465 €. 
50 13, 14 116 332 {| 800 10 2,587| 2,2898. 
| 
* 3,657 31,855 2,065 10,000 1420 - I — 123,057]113,845 E. 
26 40 8 447 272 m — 1,605 13,224] 12,510 A. 
77 270 ya 4,241] 2 — — | 8833| 4,298 €. 
2 55 7 680 43| 1,447 — 2,652} 7,206] 5,573 4: 
s 871) 4,705, 178 849 4 — — 7,786| 7,749 €. 
5 15 23| 13) 11 ss — | 33! 1310| 1,256 %. 
„ 599, 510 311 727 28; 1 — 5,147] 4,817 €. 
55 2,132] 1,915 2,044 1,849) 743, 43° 2,599] 36,676] 34,087 4. 
2 305 2,904 2014 47,894 — | — — 2| 80,2891 78,831 €. 
22 1,580 73 1,212 368 105 58 213 16,195| 17,728 N. 
1 229 136 39 127 — | —- | — 2,551] 2,642 E. 
in 54 39 877 747) 144) 317, 608| 12,286] 10,541 A. 
13 60 27 7 39 — — — 265 268 €. 
82 186 48 213 152 36 2,951 287 6,488 5,9119. 
3 69 3 1 3 — — us 86 90 E. 
#3 109 au sl 38 68 195 46 1,059] 1,0198. 
54 J — — — | sl 676. 
2 (7? 4 2 8 _ 25| Ü 90 320 A. 








130 Einfuhr und Ausfuhr des Deutſchen Zollgebietes 





BEER Einfupr und Ausfuhr 
den deutjchen en | | 


| | 
Se ” den — e 
Baarengatiung | übrigen | | Düne: | Nor: Schwe ‚Defterg 








Menge Hambur 
(Menge von 100 kg. netto) Bremen | er Zolle | mark | wegen | den | Unge 
Altona | aus | 
| ſchlüſſen | | | 




















25. Lichte. 
Lichte | 31 1,075 1 ll — — 44 
X L . . . . . . . P) 151 11,190 6 il 3 480 en 
) 
25. Material: u. Spezerei-, 

auch Kouditorwanren und 

andere Konjumtibilien. 

Bier aller Art, auh Meth 1,608 3,880 14| 189 7 6 29) 114 

(Tara: 3%,) Re 59,602| 380,547) ı2,028| 3,8900 195 524 74 7 

J 
—— 7,702 6,217 so 8 — 7 5; 
Arrak, Rum, Franzbranntw. | 213 180 — 25 12 257 1,210) 
Anderer Branntwein aller M j n 
ar. mi ——— Der | 15 * 302 2 * 2 = 207 0 — 
verſetzten — a — ae, “ ü 
30,959 54,734 4,649 3236| — 5 81 5 
We m ‚ ‚ 

Sem und Mojt in Sin | 4,121 4,555 33 595 163 744 4,021 f 
* — 65 179 — | — = 1 3 
Schaumwein in Jlaichen . { 6g 465 N 39 31 102 128 
a u: 587 1,636 16 ia — 4 39 
Anderer Wein in Flafchen . — 980 3,323 s8l 239 t20| 1,083 840 

— 390 1,939 129 56 — 7 5,444 $ 
x ag ’ 
Butter, auch künſtliche 8,286 92,067 760) 4,455 317 173 1 
Fleiſch, ausgeſchlachtetes, fri— 12,409 21,936 479] 700 1 16 2,819 

ches und zubereitetes . . 4,543 29,486 505| 401 172 80 139 
Stodfiiche,getrodnet(Tara :—) { m = 5 u 1280 — 

Friſche Apfelſinen, — 1,227 34,623 38 46 — — 25 1 

Limonen x. ; — 3 — — — = 4 

274 2 7 — — — — 
Korinthen — — F — u 
1 
« 0) [77 9 
Roſinen | [ en 20,143 19 es — = 1 ı 
— I — > — J 
J > —— — — 
Mandeln, getrocknet An — F — — — 
a ed 1,826 9,152  — _ — _ 
terfer (gewöhnlicher) . i { — U — — 2 
— Faß Faß Faß „So Sa | Faß al 8— 
Heringe, gelalgene . | ee — = un. 51,010) — 83 
Mengen 

—— 36,268) 405,986 497) 182 1 16) 18) 1 

Kaffee, roher. A | n 22) 5| = | w 13 


en 
Kakao in Bohnen . N 128 17458 — | — ze _ = 














hen Verfehr von resp. nad 





den | 
Groß: 
J Frankreich Belgien | Nieder: . ; 
' — britannien 
| 
| | | | 
15 149 704 — 149 
263 gl 238 139 32 
| 
Ei 642 227 163 5,709 
504  531,868| 88,955 40,496 25,165 
4 | 8,273 277 8,160 4,426 
366) 33 17 67 7 
| 3,816 85 489 129 
W,55, 95,402 5,159 1,084| 112,828 
6919| 266,482 7,341 10,293 4,484 
3.297 7,562 6,750 9,425 5,218 
31 27,595 517 271 4l 
J 112 424 1,609 9,517 
531 3,727 sıl 329 162 
649 903 1,508 8,232 18,572 
1455 3,719 88 2,084 18 
12 1,253 5,501 474 1,652 
26 731 12,663 9,571 2,839 
ll 12,316 3,694 1,731 401) 
322 — 46 5,147 6 
102 21 N > — 
201 4,018 1,492 7,327 2,624 
15: l \ l — 
a 232) 4,826 7,380 3,023 
1 — — = —— 
X 2,860 851 19,909 1,628) 
1, N — 2 — 
2,406 147 816 2,628 
3 34 137 3,035 12,104 
, 50 5| Er 5 * 
| Faß Fa Faß Faß 
- 22,175  2,128l| 122,235) 350,935) 
18: 7 15 39 — 
N k2. netto, 
1733) 12,921) 86,114) 310,960) 144,679 
32 130) — 3 6 
933 Zu 3,285, 3,285 
— — — — | — 

















im Jahre 1882. 



































131 
| | 
| den, Ber: | | 
„.. ]„aamgten ' Summe | Summe 
Italien | Staaten übrigen | 2 1881 
von Ländern “ 
Amerika | 
10 — — 4,74] 6,220 E. 
83 U 679 14,196 9,285 A. 
2 61 2 127,608] 120,322 €. 
4,057 2,214 35,512) 1,285,475]1,212,458 A. 
4| 13 255 35,583] 26,710 €. 
16 10 14 2,222 2,279 N. 
1 10) 23 5,625 5,515 6. 
87,417 226| 190,246) 909,632] 837,+30 U 
21,148 9 33,895 509, 227] 447,411 €. 
86 28,206 1,050) 104,571 107,107 A. 
11 2i 10. 30,523] 29,525 €. 
26 225 662 13,262] 13,890 A. 
116 9 194 8335| 8,501 €. 
207 8,006| 2,01% 48,406] 51,085. 
7 — — 46,6411 48,986 €. 
= l 19 116,584] 114,917 A. 
581 7,831 247 74,5861 190,090 €. 
5) 14 33 59,277] 56,283 A. 
1 3 ° — ) 8814| 11,684 E. 
— — — | 294 286 N. 
12,237 — 5,407 85,735] 88,350 €. 
—_— | = —21 34 28 A. 
1,567) ı| 14,567| 62,159] 63,551 €. 
— — — 2 2U. 
| 

16,836: — 19,880 86,325] 88,612 E. 
— — — 8 16 MN. 
13,799 — 346 34,169] 29,534 E. 
* — — 5 an. 
5 15 981 27,337) 22,355 €. 
— — — 67 102 A. 
Faß Sa | Fa Faß da 
— 465 — 874,978] 856,950 E. 
5 = 2 ‚15% 1,293 A. 
316) 5,334| 64,635] 1,071,145]1,041,537 E. 
— | — — 354 386 N. 
— | 127 611 25,569] 24,013 E. 
s, 1) 5 +9. 








den deutichen Zollausſchlüſſen 


dent | | 
30 0 De 5 
ssanrengattung üb rigen Däne- Nor: 


Schwe- Set 
(Menge von 100 kg. netto) Rußlant Um 


ha) urd⸗ 
pantburg 9oll- mark wegen ven | 
Altona aus | 


ichlüfien | 


Bremen 

















j i 
F 536 2,958) 56 15; — =... 96) 
Auſe aller Art 1,568 5,567 74 1,280 19 68 2? 
| ! ! | 
Obſt getrodnet, gebaden, ge 8.090 11,363) 12 10 — 13} 63) 135 
pulvert, as —— — 677 — 180 6 40 487 1 
1059* | 
Sebrannte — MEER { 10 49 — li — — 38 — 
Cichorien (Tara 120/,) 836) 5,694 105| 1,560 ı 58 6”) 128 
* 8,950 2,065 20 | — | — 3 34 
Stärfe (Tara 129/,) | 968 96.052 2) s2ı — 678 804 14 
Nraftmehl, Puder, Arrowroot 268 929 1 — — — 
(Zara 120). 809 227,411 — |21,343| 2,322 550 unne! 4 
— ——— es eh 201 a — | — | 52,520, 354 
ner, Graupe, Gries, Grüße - 87 34| 5.106) 566 20 's50 3.4 
(Tara: 2%.) . 5 5,845 14,6 + ‚19 I) 4 l | 
Mehl aus Getreide und Hi 1,841: 3,436| 1,053 176 1 25 4,846 324) 
jenfrüchten (Tara: 2®/,) . 41,784 185,669] 1,185| 10,165) 60,948| 89,924 8,565 824 
449,469) 139,476] 1,008) 13,782! — — — 1; 
* 6760 8,377) 2201 396 1 1 42 
nn 31,077) 356,221) 3,112|26,865| 3,158) 68,023] 609,231| 210% 
Mr #45) 18,583 | 1117] — — — 
Syrup 176 2,166 22 379 6 164 311 
F = — er Er — 277 
Melaſſe een 23322) — 20 9 — 9 
Unbearbeitete QTabadblätter|f 145,109 31,365 91 4 — _ 1,166. 4 
und Abfälle von folhen . 92 34 — 74 — 2 = 
2 452 1,784 il = — — — 
Zigarren . ch 285| 945 20 46 12 6 26 1 
Entrippte Tabadblätter . | en = _ _ = F — 
Rauchtaback u. andere Taback: ; = ge = 44 1 
fabrifate, außer AD: . — 2 —£ inl.) = 
und Kautabad i "N 
1,211 4,598 5 17) — — 98 
Three u: De Er ne 159) 
Buder 1,0061 9,248 40) 2,1900 — 1 4 2 
— 33,458| 264,413 263| 17,518| 6,074 126,559] 49,660 
darunter bei der Einfuhr: 
Raflinirter Zuder aller Art 846 6,328 39 15) — 1 3 ; 
Robzuder von Nr. 19 des 
Holl. Standard, u. darüber 69 332 1 17 — — — 


Rohzucker unter Nr. 19 des 
Hol. Standard . . . 91 2558 — 2,1581 — — —1 1 











klen Verkehr von resp. nah — 


* 


hei Frankreich! Belgien | 











+92 sa 
257 — 
> 6,889] 
1,500 6,972, 
60 384 
0554 22,291 
i 

133 869 
3,250 ‚237 
:30) 12,565] 
6929| 318 
6353| 77,457) 
8,337 3,284 
300 1,477 
2 3 
BERN 41,330 
BET 586 
5. 61 
138) 54) 
3 1,052 
2,337 81,760 
z8 563 
2436| 23,700 
66, 67 
205/ 433 

1 
— en 

* I 
1 169 

ar 991 | 

I 

10. A 
28, 7,194 
#233 26,278 
6,888 
3 20 

39 336 














| 
| 
| den 
Nieder: 
| landen 
67 5,056 
147 205 
2,524 1,675 
138. u 
428 609 
115 2,659 
879 659 
1,570) 839 
40 33 
893 4,698 
922] 23,925 
293 1,006 
4745) 13,438 
3,188 61,885 
26,350, 183,672 
5 \ 
863 807 
17,829 66,611 
— 611 
3,613 1,002 
6 — 
37,215 4,445 
624 61,474 
2,875 922 
112 635 
140 265 
— 1 
105 4,661 
33) 121 
32 3 
50 4,186 
- | 2 
1 
624| 21,187 
65,882) 331,016 
85 7,126 
a; 106 
539 13,955 





im Jahre 1882. 


Groß⸗ 
britanien 





179 
929 
4149| 
466, 
8,471 


295 
123) 

899 
368,432 


23,000 
291,451 
68,014 





6,118: 


4,344 
N 

1,676 
2,404,949 





86 





Italien 











133 





den Ber: 
einigten 
Staaten 
von 
Amerika 





12,133 
23 
58 


Sun 


48,417 


den 








ihr ' Summe 
übrigen Igg0 
‚ändern 
1 38,103 
15° 42,011 
1,014 165,372 
3} 3,022 
Be 8,201 
113! 72,057 
I 
1, 18,051 
412) 140,962 
13 2,841 
” 283,886 
39: 129,176 
92| 38,853 
25 445,608 
30 426,045 
83,916) 877,975 
— 275 
15,603 370,163 


Summe 
1881 


38,655 E. 
30,259 A. 
155,618 E. 
4,2584, 
7,765 €. 
82,077 A. 
26,332 E. 
106,061 N. 
2,986 E. 
270,455 N. 
159,211 €. 
39,601 9. 
616,796 E. 
500,540 I. 
815,354 6. 
1,586 U. 
360,562 E. 


10,928|1,488,550]1,854,08+ A. 


T 36,660 


3 9,075 

— 1,743 
— 149,829 
5,541 262,850 
1,285| 35,021 
314 3,648 
356 3,412 
u 3 
77] 10,992 
943: 3,894 
8 1,180 
215) 14,842 
_ 212 
1,212] 44,888 


22,420|3,488,237 


31| 21,681 
3 602 
1,178! 22,605 


36,052 E. 
9,951 M. 
14,257 6, 
157,748 A. 
185,081 E. 
28,456 U. 
3,569 E. 
3,405 A. 
TE 
8,2194. 
4,045 E. 
589 A. 


14,819 6. 
349 A. 
41,910 E. 


3,074,099 A. 


25,126 E. 
168 E. 


16,616 6. 





Waarengattung 


den deutſchen Zollaus 


ſchlüſſen 


den 






































Nor⸗ ESchwe⸗ Vritereeh 
BU 100 damburg: | übrigen | Düne: J 
(Menge von kg netto) — nn Boll j den | Rußland | Unger 
ı au 
ihlüffen | | 
bei der Ausfuhr: | 
Kandiszuder und Zuder in 
weißen, vollen harten | | | 
Broden bis zu 12, kg | | 
Nettogewicht . 25,701! 113,596) 256| 5,583) 5,723 96,990 45,607 
Aller übrige harte Zucker u. | 
alle weißen trodenen Zuder | 
von mindejtens 98%, Ro: | 
larijation . a te 7,104 74,675 1! 3,599 351! 12,425 3,797 - 
Nobzuder von mindejtens 
880%), PBolarifation . . 625 76,524 3l 8351| — |47,142 251 4 
Zuder, ‚für welden Ausfuhr: | 
vergütung nicht gewährt ift 8 18 3 51 — 2 5 
26. Del, anderweit nit ge | 
nannt, und Fette | 
— — 2,394 12,453 8 28 — _ — N 
Olivenöl (Baumöl) in Fäſſern — 45 "392 u Pi — 118 369 
— 7,353) 63,865 0 — - = 122 ) 
Leinöl in Fäſſern (Tara: —) { 48 462 4 12 N 34 63 
Rüböl, Rapsöl in Fällern 22 239 I — — — 3 
(Zara? —) . 2... 2,764 13,926 15 20| 3,521] 325 72 1} 
—— 2,527 27,034| — — — — — 

M J 
Palmöl, feſtes Tara: isen 301 11,893 00 101 29 — 9,2000 I 
El Eat 651) 5,042] — — — — — 
Kokosnußöl, feites(Tara 130,) | sol — 7 29 159 626) 3; 
Schmalz von — und 27,113 125,331 173] 2,826 — — 34 t 

Sänien . —— 30 65 l 2 — — 4 
Au s * 515 2,234 23 — 1 2 16 14,8 
Stearin, Palmitin ꝛc. 22 13470 — 30 m 33 278 93 
er ” 8,393) 51,044 8! 6,893) 17,675| 200 61 8 
Fiihiped, FiichtgranlTara :—) { e 9 el — = 1 6 403 24 
Talg (eingefchmolzenes Fett 
3,120 15,413 56 944 4 170 9,065 3,4 
von Rinde und —— 2 ak == j 
Tara: 18%) . . 121 558 2 7 2,651 50 
27. Papier: und Bappwaaren. 
Halbitoff zur Bapier-Fabri- — 5,.284 — 1,435 3,575. 409 — 22,0 
fation (Zara: 2%,). 151 1,4051 — U — 54 18,971 3785 
Graues * und —— 26 1,380 4 2! — 82 110) 48 
aller 9 2,263 37,588 79 1,053 2% 161| 136 2,3 
Pappe aller Art au En} 478 1,787 15 32 — 3 102 128 
ipäne . . 3,179| 22,883 2| 3,8961 848] 748 11,739| 20,0 
; 113 1,97) — 21 2 15, 13 11,8 
9 ’ 
Anderes Papier 12,680 123,296 92| 2,220 698] 2 rit oa 
t 





_ ‚a 























im Jahre 1882, 135 
Bertehr von res puahchchccc —— EEE 
| i | den Ber: | d | 
| en s einigten ; den > = 
z„Frankreich Belgien | Nieder: — Italien Staaten | übrigen ar a 
landen von (Rändern rn 7 
| Amerika 
| | | 
| 
N | 
4 236) 49,614 7,341 17,500 99 78] 3,976) 406,478| 570,575 A. 
) zul — 4,408) 55,616 99 390| 17,586] 183,972| 182,209 9. 
2 25,218] 14,245| 318,908| 2,351,835]| 24,654| 47,949] 1,055| 2,897,210]2,520,882 A. 
; 108 23 359 — l — 3 577 435 W. 





6 6,083 5,064 9,777 8,775] 82,325 ı| 9,203j| 102,215] 120,243 E. 
ni 12 379 536 — — 2 — 4,477 5,564 U, 
4 1,449| 23,656) 152,576| 107,722 2,140 46| 359,566] 314,568 €. 
i 86 9 83 8 _ 19 1,572 1,249 U. 
7 1,332 1,306 399 94 — — 3,602 1,669 E. 
2 255 4 78) 63,857 149 50 88,775] 153,940 A. 
2 6259 13,247 29,711 2,818| 7,851 89,469] 88,147 E. 

0 153 99 746 3,684 1,584| 1,00 85,819] 56,848 U. 
34 322 615 9,528 20| 2,093) 18,306] 25,167 €. 

4 3| 27 129 112 — 2365 7905| 3,226 A. 
7191| 27,664 6,531 7,846 58,951 231 258,703] 385,469 E. 

j 48 4 32 — — — 270 218 A. 
2,396 4,498 31,210 4,742 2181| — 62,856] 51,916 E. 

4 1,087 167 1,265 452 — 511 30,954] 34,198 A. 
j' 669 1,209 8,840 7,092 259 2 98,403] 102,615 €. 
* 17 3 67 — — 9 3,146 2,354 A. 
5. 8,347 5,476 2,602 14,495 1,148) 5,177 69,937] 94,613 €. 
9 89 115 299 406 — 3 8,253 6,244 A 
4 104 1,027 327 43 — — 38,810] 39,330 E. 
N 69,482) 48,170 5,556 6,224 t 292] 216,882] 178,219 9. 
Bl 1,042) 2,227 832 1,083 11 10) 12,310] 13,578 €, 
2,505] 11,465 8,115) 11,395 1,644| 2,995] 87,200] 89,294 N. 
5 328 168 381 418 114 71 17,047] 19,140 €. 
3 4,072 2,853 7,824| 130,274 2551 1,474] 214,685] 195,424 N. 
31: 2,916 782 558 640 59 8 23,223] 25,187 €. 
3) 17,557| 12,267 21,690) 26,814 3,5316| 8,338] 247,676] 199,128 N. 













Einfuhr und Ausfuhr des 





Deutihen Zollgebietes 











Einfuhr und Aust 





den deutichen Zollausichlüiien | | | 
| den | | 





Waarengattung 
: Düne: | Nor | Schwe- Dejte 
Menge Hambur übrigen Rußland 
Menge Du: 100 kg votto) Bremen Altor r | Zolle | mark | wegen | den In 
Altona aus⸗ | 
ſchlüſſen 












































1 Ä - 
— 20 55° -— | — — | 3 27 
Fapiertapeten — 726 6545) 12 27 ll 532 255. 
' | 
28. pelzwerf. | | | | | | 
2) 2 — li - | — 105 
“2 2 a 
Pelzwert.... | 13 (54 Ei | 52 24 50 48. 
29. Petroleum. | | | | | 
Petroleum, roh und ige) f1,236,421)| 462,181) 17,407, 1238| — ut 6) 
Tara: —) . "N 52 147) | 266, 6 32) 187 
30. Seide und Seidenwaaren. | | 
UngefärbteSeide, auch Seiden= |f 1 36 — — — — 97 
watte REN | 2 — — — 12 533 
. Pe — h 36: — FE — — 3 
.. . S de } ) 
Gezwirnte Seide | 2 | _ a1 3 13 228! 
Seide und Floretſeide, ge I - | 5 — — — — — 
färbt; Lacets. "N 3 28 — | — N 165 
Zeugwagren don reiner Seide ee I 37 — — — — —— 
oder Floretſeiden. 52 125 — 102) — W 15 
Seidene Poſamentier- und — li — — — — — 
Knopfmacherwaaren.. 22 9 — 18 1 8 104 
Zeidenmwaaren, gemijcht mit | | | 
anderen Spinnmaterialien | _ | 1) — — — — — | 
und zugleich in Verbindung | 7 4 — 101 — 6 29 
mit Metallfüden . | | Ä 
| 
Zeugwaaren aus Seide oder | | m 1 1 | 
Floretſeide in Verbindung 5 F * — I, "a 
mit Baumwolle , N so = u —— 159 ad 
Zeugwaaren aus Seide oder 6 | 
Floretſeide in Verbindung = | — — = — 
mit Leinen, Wolle x. 134 a w 12 48 2 
Halbjeidene Bofamentier- und _ | 1 — == en = — 
Knopfmacherwaaren 4371 46 — 90 9 74 77 
33. Steine und Steinwaaren. | | 
Dachſchiefer und Schiefer: { 21,050) 104,797 7,354 48 — —— 8 
platten . rat, 107; 60%] l 71 l 4 3,422 4 
34. Steinfohlen, Braun | | | 
foblen, Koals, Torf, Torf: | | 
foblen. | | 
36,943. 4,042,053| 29,476) 1,457 33 2! 12,481 3 
St le . j . . j r # ‚ ı N i ‚ | 
Steinfoplen ee 2,696,264 157,582] 32,112] — 59,913.3,049,843,20, 
KAoaks 4,578) 82,129 21 61 12 — | _ | 
& nn 46,009| 133,801 3,100) 10,555) 1,600) 10,750; 360,085) 3 


| — 






im Jahre 1882. 











den Ber: 
41 den einigten | den 
Groß: Summe Summe 
; i ieder: h . ion | Staaten i 
b öruntreic Belgien —— Britannien Italien En on 1888 1881 
andern Amerifa noern 

3 865 62 21 551 — — — 1,258 1,640 €, 
w 1,508 2,202 5,421 627 754 63 492 23,223] 21,206 A 
| 90 6 30 11 — — — 449 464 E. 
249 4 57 52 24 63 90 1,699 2,808 U. 
BE 2,060) 364,931] 88,853 3,830 92/1,216,846| 19,910! 3,421,741| 3,648,785 €. 
4 175 15 334 - 921 — 56 7,942 9,441 U. 
E 5,980 = 752 5832| 2,388 17 1 34,371 33,078 €. 
4} 3,532 108 13 516 264 — 10 9,416 9,883 U. 
a’ 297 5 7 55 9 — — 1,155 175 €, 
& 297 45 37 2 70 5 47 1,849 1,9323. 
d 224 “ 6 2 — — — 333 898 E. 
N 67 66 29 502 25 3 8 2,407 2,214 9. 
$ 1,016 10 17 63 20 — 1 2,086 2.181 €, 
& 173 369 302 692 46 238 89 2,641 2,526 U. 
I 63 1 1 — — 1 — 89 113 €. 
(1% 59 26 e- 355 23 107 52 989 1,547 U. 
1 42 — — = — 54 93 €. 
J 7 51 48 “ 4 42 48 310 489 U, 
| 

& 788 35 52 198 4 51 — 1,826 1,693 €. 
o 3,590 938) 962 1,2500 377 2,527 958 34,682] 29,699 9. 
5 157 10 35 2! — — 246 298 E. 
2 106 22 256 649 56 764 174 2,681 2,876 U. 
5 50 2 1 | — 1 — 91 85 €, 
0) 156 229 528 3,862 179 3,279 275 10,068] 10,541 M. 
N 60,526) 57,048 2,717| 250,641] 3,648 — _ 607,608] 524,799 E. 
B 283 2,514 3,778 1,576 4 23] 1,212 55,840] 64,003 9. 

| 
| 
k 458,601) 481,624| 290,889|12,510,855) — — 9,924|20,906,217}19,531,316 E. 
17. 10,594,506'6,069,223/24,612,292 1,179|178,096 4,010) 13,351|76,515,350[74,582,475 \.. 
W  6,88811,518,231 126| 341,810) — _ — | 2,013,234] 1,703,079 €. 
Is 2,599,159, 96,948 345,577 — 16,9068 — 100| 4,766, 3001 4,502,716 A. 
Uanalen des Deutſchen Meike. 1885 10 


3 


138 Einfuhr und Ausfuhr im Deutjchen Zollgebiet 






Einfuhr und Ausiu 





den deutichen Zoflausichlüfien. 





Waarengattung den D 
ar äne: | Nor: | Schwe- 
en 
(Menge von 100 kg. netto) — Hamburg- ee mark | wegen | den Rußland 
ona | aus 
ſchlüſſen 
s) 109 * 
Braunkohlen 460 31.974 200 a a ı — 
36. Tr ia Harze, 
Theer 14, 554) 57,956) 2,501} 3,3081 2,167) 9,743] 50,885 
; 2,3513 21,002 710) 2,430 204 6 11,287 
Bed 295 2,814 70 33 52 246 9,166 
) 588) 24,850 2 1,200) 388 1,682 6,121 





N | 
9 51 8,376 — 14 — — 
Asphalt (Bergtheer) u 24. 399! 3326| Ä De 


2008 163,962 B li — 664 2,971 


„ 
3 
3 
ww 
+] 
— 
* 
= 
r 
-} 
[e +] 
an 


Terpentinharz oa 














Fichtenharz), Terpentin 4688 — 501 12) 1,018): 23,035 
310 4,068 93 — | — _ _ 
Undere Harze , 20 u — 2 — 9 au 
37. Thiere und thierifche Pro⸗ 
dufte,nicht anderweit genannt. 
Eier bon ke — —9 57 1,389) 51 2681 — 2| 19,095 
15%) .. 1,483 a 1 134 — 4 9 
38. Thonwaaren. | | 
: en i Pr 77 651 7 160 — — 8 
Nicht glaſirtes Töpfergeſchirr 2,096) t a 21 0 — 3 312 
Glaſirtes Töpfergeichirr(Tara: { 492 2,405) 28 95 1 1 10 
125 RE 1,857 5,595 4 746 4 58 1,798 
Andere Thonwaaren, außer | 
Porzellan ꝛc., außer Ber: 62 1,006 2 82 — 19 17 
bindung mit anderen Ma— 4,201| 33,343 201j 1,855| 1,1355] 1,018 5,960 
terialien — | 
Porzellan und porzellanartige r | 
Massen, außer Berbindung J 10 Mi: — * = —7 
mit anderen Materialien [| 80 16 ar Al due 


len, weldje der Mutter folgen 958 6,951 3 4421 — 15 396 

f 11 108 6 I — 1 — 
Stiere 354 4,388 44 6 — 17 83 
Kühe 688 6,253 154| 7,875) — 31 11 
en ae re ee 2,909 13,082 450 557) — 426 124 

7 346 ı 1m — _ — 
en ee 2,4003 31,923) 294 au — — 140 
Jungvieh im Alter bis EL { 297 3,749 66 8,854 — 42 4 
2'/, Jahren . . ; 5,978 2,6625 97) 1,252 — 238 187 


39. Vieh. Stüd | 
Pferde mit Ausſchluß der Fül- [ 1,074 9,278 838] 4,181 1 6) 14,889 


im Jahre 1882, 139 


— bon resp. nad 















Ftank Bel Groß⸗ N eigen übrigen Summe | Summe 
’ gien . i talien | Staaten 
bes; reich — britannien re ——— 1882 1881 


Amerika 





— = 2 — — 30,2098, 831180,640,778 E. 
Wil 2,726 5551 116,440 7 4202) — 3001| 351,355] 235,705 W. 
| 11874] 2,221 32,931 40,907 58 “oo — 286,820] 241,560 E. 
ls 18,2351 43,777 542 1,833 208 — 1,549! 116,956] 114,040 4. 
401 159 758 2286 — 2241 — 30,000| 26,775 €. 
Ki 110,291) 18,054 2,131 1,1723 297 252 405) 189,947] 134,754 9. 
In 8,402 216 922 9,337] 18,368 80| 29,475) 151,117| 140,778 €. 
m 46,853 107 245 16,267 4 14,278 600| 137,976] 186,109 4. 
“ 45,185 30,159) 41,526 11,470 420) 200,335) 2,914] 505,149] 456,382 €. 
‚nos 459 74 21 123 74 100 90 54,902 39,550 4. 
BD 644 555 5,792 4,349 6 580 902 18,008 18,776 E. 
15% 78 27 31 8 11 3 28 1,477 22,587. 
Ws 1,988 187 3,146 a 181 — = 181,167] 148,408 €. 
Mi 2,009 604 3,256 07 — — — 19,8211 19,758 X. 
a 372 31 3 3 — _ — 1,647 2,200 € 
un 3,765 378 2,790 59 0 — l 19,906 2,0724 
Mi 923 119) 375 7 — _ _ 11,894| 12,503 €. 
A 3,134 2,173 1,907 141 68 24 89 30,766 40,008 A. 
| era] 145 321 1,295 70 1 3 5,158 4,920 €. 
PIE 10,697] 2,454 10,076 2,032 4.303 3,513] 20,376) 141,948] 140,487 8. 
| 
Y 851 60 63 127 4 2 19 4,190 4,499 €. 
*4,114 2,671 3,512 22,869 568 12,331] 3,640) 87,598 82,675 A. 
Stüd 

N 3,893] 11,402 9,085! 220 — — 5 64,981 54,793 €. 
mw 6 1,218 2,376 16) io — 3 18,225] 18,867 N. 
Er 53 15 72 3 41 — — 644 611E. 
ni 163 221 12 153 — — — 8,064 8,090 U. 
u #731 5568| 24,128 9 29 — — 89,083| 63,628 E. 
WW 3,358 8,716 1,784 8,3845 — — — 54,120 50,555 A. 
Us 589 112 169 sl 4379 — = 25,197| 13,012 €. 
re 17 3,467 319 16,866| — — — 70,540| 67,906 A. 
3 2,695 7986| 16,612 PY so — = 56,126| 35,190 €. 
WR 2,338 727 122 79) — — — 52,166 535,826 9. 
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Waorengattung 





Kälber unter 6 Wochen . 
Schweine . 

Epanfertel unter 10 kg. 
Scafvieh . 

Lämmer 


41. Wolle, einſchließl. der 
anderweit nicht genannten 
Thierhaare, fowie Waaren 
daraus. 
Schafwolle, roh, auch ge— 
waſchen. 
Shoddy, — Kämm— 
linge . . N 


Wollengarn . 


darunter bei der Einfuhr: 
Genappes: ıc. Garn, einfaches, 

ungefärbt (Tara: 126,,) . 
Anderes Garn, roh, einfach . 


Genappes= ıc. nn einfaches, 
gefärbt (Tara: 12%/,) } 

Anderes Garn, gebleicht oder 
gefärbt, einfach F 


Genappeäs ıc. Garn, dublirtes, 
ungefärbt (Tara: 12%.) 


Anderes Garn, roh dublirt 


Genappes= ıc. Garn, —— 
gefärbt . 


Anderes Garn, gebfeicht oder 
gefärbt, dublitt . . 


Genappes=xc. Garn, drei — 
mehrfach gezwirntes 


Anderes Garn, drei oder mehr: 
fach gezwirntes 4 





Bremen 


1,085 
11,528 
422 
14,605 
598) 
188 
297 
5,583 
159 
1,245 
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den deutſchen Zollausichlüfjen 


Hamburg⸗ 
Altona 


1,252 
24,950 
94,459) 

241,963 

323 
1,638) 
2,637 

195,809 

676 
6, 686 








Boll: 
aus⸗ 


ſchlüſſen 


698! 
665 


240 
1,055 
125 
40 
-49 
255 
16 

14 


—F 
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| 


marf 


161 

8) 
1,727 
632 
4,084 
9 
278 
139 
362 
21 





Stüd 














den 
übrigen | Düne | Nor Schwe- 
wegen 


den 





Rußland 


Einfuhr und Ausſa— 





1 
14 





527, 023) 
be) 
59,368) 
40) 
13,255, 
1130 


6, 






‚Defter 
Um 






Mengen 


39,564 
22,595 





125: 
14,599) 
”0 
15,996, 
| 
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to 


b 
3 











im Jahre 1882. 141 
— von resp. nah 
m —ñ — — — — — — — — — 
de den Ber- — 
n 23 — 
u . Gro einigten | , Summe | Summe 
m; Frankreich Belgien | Nieder: brit — Italien Staaten | Übrigen 1882 1881 
landen von Ländern 
| Amerifa 
| 
2,314 1,264| 16,801] 2 ii — _ 43,436| 39,935 € 
2,102 1,066 i s — — — 56,757] 59,092 A. 
13,929 2,069| 24,506 20 — 16! 22,568 11,039,136|1,167,945 €. 
8,559 6,119 3,261 I — — — 294,2921 347,758 A. 
13,406| 28,928 86,548, « = En 1) 278,047] 197,061 €. 
4,717 4265| 1,839 — | — — — 23,2761 49,172 A. 
596 157 2,269 a — — _ 59,058| 46,850 €. 
599,715] 232,625 68.0351 320,679 — 27 76 1,430,106|1,234,270 N. 
159 609 831 si — — — 10,084 7,056 €, 
486 450 44 12,410| — — — 21,664| 15,24 A. 
krnetto 
2 46,212| 191,808 36,052) 174,802] 2,315 — | 214,143] 885,006| 773,721 €. 
12,290 24,871 1,505 * 9 182 134,521] 120,849 A. 
| 
8600 12,121 3,963) 21,837 158 | — 55,810| 59,808 €. 
10,188 19,595 11,9%2 45,000 2,165 — 149,3681 142,515 U. 
14,947 34,826 4,191 71,645 224 3 7 159,983] 155,929 €. 
2,509 755 2,588 3,193. 376 860 686 50,546 44,866 N. 
7 443 281 71 2,716 — — — 4,525 3,102 E. 
Bi 5,344 18,342 266 14,545) == 3 — 49,261] 47,364 €. 
51 6 28 26 2,528 En — — 8,1133 2,366 E. 
3,452 6,379 1029 5058 — = * 17,620] 28,356 E. 
j 17 1,720 6955| 12,800 — = * 19,588] 12,851 €. 
Mi 2,878 3,671 848 18,495 224 — — 32,973| 33,306 €. 
4 33 264 3,466 — — — 4,380 2,190 €. 
8 505 589 70 699, — — — 2,098 2,218 €. 
u 15 42 20 ‚3 — _ — 475 722 ©. 
2,283 3,741 902 10,883 — — 7 286,0001 23,454 E. 
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Einfubr und Ausf 
den deutſchen Zollausſchlüſſen 


Waarengattung | 


den 
(Menge von 100 kg netto)| 1 nen äbriaen Düne | Nor- |Schwe 


O ee: 
| Hamburg: * Rußland 
Aftona or marf | wegen | den u 











ſchlüſſen | } 
bei der Ausfuhr: | | 
— —— er 
färbt 2 13 — 24 — 390 10,709 to 
Desgl., —— heſarbi 4 1344 — 95 5 1,049 1,445 
Desgl., dublirtes, ungefärbt — 2894 — 42 7 62 1,439 \ 
Deögl., dublirtes, gefärbt . 31 5561 — 112 6 230 824 
Desgl., drei⸗ oder —— 
gezwirntes ar 344 3,617 l 156 401 337 1,579 1 
Deegl.,unvollftändig deflarirt — — _ — — — = 4 
42 27 — J — 8 | 
Bollene Fußdeden . ih 267 1,154 li 240 58 95 +21 | 
Unbedrudte wollene — 12 210 — 9 1 4 5 1 
waaren „ - 267 2,870 31 436 238] 626 481 
Unbedrudte Fan us ar —P 85 1,701 3 69 1 23 14 
waaren. 49| 2,500) 1,481] 7,116 4,52 
Bedrudte wollene Strumpf N . 
waaren. 
Andere bedrudte REN { 
Waaren, außer Fußdeden ıc. 72 720 4 88 29 57 401 
MWollene Pojamentier- und 1 15° — — — — — 
Knopfmacherwaaren x. . 65 1,005| — 290 23] 429 575 
u 1 411 — | — — 3 
Wollene Plüſche . . . { 549 vs” — 190 ’ st 492 
Wollene Spitzen, Tülle und { — 4 — — — — — 
Stidereien . — 35 3 — 2 — 9 25 
Gewebte wollene Shawltücher { — 2! — ı — — — 
mit drei oder mehr Farben 128 3,3000 — 240 63| 335 34 


42. Zink und Zinuwaaren. 


Rohes Zint, Bruchzink 121 7,885 


8,368| 221,742 


Gemwalztes Zinf (Zara: 10°) { 1,425 29,869 


43. Zinn- und Zinnwaaren. 
Rohes Zinn, Brucdyzinn . 


ı»+ 
-] 
=] — a 
no Le) — 
Aa 
* 
Do — — 1; 
3 & da 

I 1! 
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Poecmem nn = 


Ländern 


d den Ver⸗ 
—* Groß⸗ einigten 
des Frankreich Belgien | Nieder sritannien | Italien Stanten — 
4 ritaunien 
landen von 
| Amerifa 


| 
| 





— — — — 


— 









































466 217 93 95 — 
jet 270 95 840) 749 12 9 
1} 
un 762 82 102 581 9 6| 
| u 38. 4 163) 73 84 173 
4 
eo zu 2 1osıl 1697 wm 02 
" I —— — — — — | 
12 441 141 213 1,631 7! 1 
MT 598 269 564 213 318 10 
59 360 33 130 201 46 — | 
2,123 262 2,498 5,543 210. 342 
1208 * 772 857 6,510 5.0 
sl 12,810) ‚923 10,470) 7,499 9,258) 15,675) 
| J 10 — 21 — —— 
| s 116 2 129) 178 20 — 
5 59 1 58, so — — | 
“7 408 6 939 2,865| 178 37 
J 89 6 13 13 — — 
s 2,150 655 987 5,849 239 787 
n “we — 15 102 — _ 
J 221 125 333 1,019 56 300) 
) 22 — 1 1 ih. 
2 2 4) 41 47 33 45 
- 260 — | — 2 | — 
so) 85 ei * 151 282 35 
* 320 7,736 a 1290| — — 
ss! 22,780 15,486 70,500, 83,071 121 22,571 
12 18 471 147 ı — 1 
3,504; 624 1,518 34,584 51,140) 1,356 3,545 
| 
*. 3 5983 31 ‚731 em — 59 
54 10 23 4 — 


| a 











19,925 U. 
4,959 U. 
5,272 9. 
3,135 9. 


11,538 U, 
11 
3,074 €. 
3,129 A. 
1,004 
18,424 
19,621 
170,654 
24 
1,201 
1,306 
4,577 
152 €. 
16,515 9. 


42,378 €. 
599,625 U. 

1,560 €. 
152,759 N. 
59,814 €. 
11,072 A. 


Die Reform der ZuckerSteuer. 
Ein Beitrag zur Löſung diefer Frage 


don 


Dr. Witte-Roflok. 





I. Einleitung. 


Es iſt ein wunderliches und wenig erfreuliches Bild, mweldes der Verlauf 
der gelammten, mit fo großer Gmphafe in die Hand genommenen und bei jeber 
Gelegenheit in den Vordergrund geftellten Steuerreform in Deutſchland bietet. 
Erreicht ift im Grunde biöher Nichts, und was etiwa fertig geworden ift, wäre 
beffer unterblieben. In ftärkftem Gegenfag zu diefen mangelnden Erfolgen ftehen 
aber ſowohl die Perfönlichkeit des leitenden Staat3mannes, ald auch das Bebürfniß. 
Wenn nun trogdem bei allen wejentlichen bisher von der Reichsregierung gemachten 
Steuerreform=Borjchlägen eine faft bei jedem Schritte wachjende, jehr weit verbreitete, 
nit etwa blos von ben liberalen politifhen Fraktionen getragene Oppofition 
auftrat, wenn alle dieſe Vorſchläge vielfach gegen verſchwindende Minoritäten im 
Neichstage abgelehnt wurden, dann kann nach der ganzen Lage unferer derzeitigen 
politiijhen Verhältniffe der Gedanke nicht abgewiefen werden, daß ein wejentlicher 
Grund folder Vorgänge an der Stelle gefucht werden muß, von welcher die be 
treffenden Gejege dem Parlamente vorgelegt find. Und in der That, diefer Grund 
ift vorhanden und zweifellos feitzuftellen. Seit einer Reihe von Jahren wird 
das reformatoriihe Streben der Reichäregierung auf dem gefammten Steuergebiete 
von dem einen Gedanken beherriht, den Tabad auf dem Wege des Monopols 
im ſtärkſten Maße fteuerlich auszubeuten, und zwar in folhem Grade beherridt, 
daß ber fichere Meberblid über die Gefammtlage unferer Steuerverhältnifie und 
über die Entwidelung einzelner beſonders wichtiger und hervorragender Theile 
derjelben verloren gegangen ift. Wie wäre es anders zu erklären, daß während 
diefer ganzen Zeit troß aller NRüdgänge in den Steuererträgen und trog ber 
wiederholten Darlegungen im Neichötage, in der Preffe und in öffentlichen Ber: 
fammlungen, von den genauejten und jorgfältigften Nachweiſen häufig begleitet, 
gar nichts geichehen ift, um die wahrhaft brennenden ragen der Reform ber 
Branntwein: und der Zuderfteuer zu erledigen. Und dod lag bei der eriteren 
jeit langen Jahren eine früher auch von der Regierung anerfannte jchwere Un- 
gerechtigfeit in der verichiedenartigen Seranziehung der einzelnen Betriebe zur 
Steuer, fowie eine erheblihe Schädigung des Geſammtwohls durch Materials 
Verfhwendung und Erportprämien vor, welche letztere trotz des Widerſpruchs 
der Intereſſenten thatfächlich, wenn auch nicht annähernd in dem Umfang mie bei 
Zuder gezahlt werben; bei der Zuckerſteuer aber waren die Steuerausfälle der 
Art gewachſen, hatte ſich der Netto-Steuerertrag der Art abgemindert, war im 
Gegenfag dazu die Produktion im Ganzen und der Ertrag im Einzelnen io ge 
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ftiegen, daß jelbit eine oberflächliche Beihäftigung mit allen diefen Vorgängen 
und mit der Industrie jelbit ftugig machen und die Erwägung hervorrufen mußte, 
ob bier etwa Ummwälzungen und Veränderungen vorgegangen wären, welche Die 
ganze Grundlage der Beitenerung umgeworfen hätten und deshalb ein tiefgehendes 
Eingreifen der Gejeggebung zur Folge haben müßten. Bei eingehender Betrachtung 
mußte erkannt werden, daß die jo eingetretenen Zuftände, herbeigeführt durch die 
außerordentlichiten Fortichritte in der Technif und in der Methode der Zuder- 
fabrifation, auf die Ausdehnung des Gewerbes ebenfalls einen jehr großen Ein- 
Auß ausgeübt hatten und zwar einen jo großen, daß die Berürdtung der 
Möglichkeit heftiger Rüdichläge Tehr wohl gehegt werden durfte. Dieſe hier nur 
kurz ſtizzirten Thatſachen zu beachten, aus ihnen die nöthigen Erfahrungen zu 
entnehmen und auf Grund derjelben mit reformatoriichen Maßregeln vorzugeben, 
wäre vor allen Dingen Sache der Regierung gewejen, da diefelbe jich jagen mußte, 
daß von Seite der Intereſſenten bei ihren großen und raſch fortichreitenden 
materiellen Erfolgen Erwägungen, welde denjelben in eriter Linie Stillitand 
hätten gebieten müſſen, ficher nicht eriwartet werden durften. Statt deſſen hat die 
Regierung biöher weder aus eigener Initiative noch auf Grund der im Neichstage 
wie in der Preſſe ftattgehabten eindringlichen und höchit beachtenswerthen Er: 
örterungen irgend welche Mahregeln ergriffen, welche im Stande gewejen wären, 
die von ihr jelbit jest nicht mehr geleugneten, wenn auch gründlich und in vollem 
Umfange nicht erfannten Webelitände zu befeitigen. Dieſer lettere Vorwurf findet 
feine volle Begründung darin, daß nod am 24. November 1881 der jegige Herr 
Finanzminister Scholz in jeiner Eigenschaft als Staatsjekretär des Reichs— 
Schatzamts die Ausfälle bei der Nübenzuder-Steuer nicht alö dauernden materiellen 
Verlust, Sondern nur als einen formellen rehnungsmäßigen für den Abichluß des 
Jahres 1880/81 charakterifirte, für den in Folge der Abkürzung der Streditfriiten 
ihon das laufende Jahr die Mittel zur Ausgleihung darbiete. Noch damals 
wurden bie im Reichstage vertheilten, von den ſachkundigſten Perſonen herrührenden 
Schriftitücde und Zahlen als unrichtig und unverſtändlich bezeichnet, und jelbit 
der vor länger als Jahresfrift im Neichötage gefaßte Beichluß, durch welchen 
die Regierung zu einer fchleunigen und gründlichen Prüfung der Frage ver: 
onlagt wurde, ob und wie weit in Folge techniicher Fortichritte bei der Zucker— 
induftrie der Ertrag aus der Rübenzuder- Steuer durch die Höhe der Erport: 
bonifitation eine Einbuße erleidet, hat bis jest einen materiellen Erfolg nicht ge: 
habt. Ich weiß wohl, daß nad) den jüngft abgegebenen minifteriellen Erklärungen 
Anfragen an die Bundesregierungen gerichtet geweien find, auf welche jest erit 
die Antworten eingegangen, aber das wird auch nicht geleugnet werden fönnen, 
daß dies ganze Vorgehen jehr weſentlich verfchieden ift von den Mahnahmen und 
Handlungen der Reichsregierung anderen Steuerobjeften gegenüber. Die Verant— 
wortlichfeit, welche die Neichsregierung durch die Art ihrer Behandlung ber 
Zuderfteuer fich jelbft auferlegt hat, ilt in meinen Mugen eine fehr große; fie 
wird eine erbrücdende werden, wenn e3 nicht gelingt, vor dem Gintreten jchiwerer 
wirthichaftlicher Kalamitäten fichere und geordnete Zuftände auf dieſem Gebiete 
berzuftellen, deren Erreihung durch das lange Zögern ſchon unendlich erichwert 
ft. Als weiteres erichwerendes Moment kommt der Umſtand hinzu, daß die 
Znderinduftrie nad) den mannigfachſten Seiten mit unferem wirthichaftlichen Leben 
auf's Engite verwachlen ift und beionders zu der Landwirthichaft und innerhalb 
derielben eine dominirende Stellung einnimmt. Diele zu erjchüttern und fo durch 
die eine die andere fchädigen wollen, kann und wird Niemandes Abſicht fein. 
Aber ebenfowenig fann und darf dieſer Verbindung wegen ein ungelunder 


Zuitand und eine immer weiter um jich greifende franfhafte Situation von der 
Berührung der beflernden, heilenden, dabei auch jcharf eingreifenden Hand fern 
gehalten werden. Je länger dies hinausgeichoben wird, deſto gründlicher und 
fühlbarer wird der Eingriff jein müflen. Gerade in der Behandlung der mit 
der Landwirthichaft nahe zufammenhängenden induftriellen Betriebe der Brennerei 
und der Zuderinduftrie hat ſich feit längerer Zeit ein vollftändiger Mythus heraus: 
gebildet, als ob jede Menderung der beitehenden Eranfen, in ben verjchiedenften 
Richtungen ſchädlich wirkenden Steuerfyiteme nothwendig mit einer jchweren und 
nicht zu berechnenden Schädigung der Landwirthichaft verbunden jein müjle, und 
die gewandten und Elugen Träger dieje3 mythiſchen Gedanfens haben es wirklich 
veritanden, diefen für die unveränderte Bewahrung ihrer Intereilen höchſt glücklich 
gewählten Sas falt unter die politiihen Glaubensartifel aufnehmen zu alien, 
mit dem jede Eritiiche Betrachtung der betreffenden Gegenstände eingeleitet zu werden 
pflegt, und haben auf ſolche Weife bisher ſcheinbar glüdlih, in Wahrheit jehr 
furzfichtig jede ernite Behandlung und wirkſame Neform der betreffenden Steuern 
verhindert, Die Entwidelung der Dinge jteht aber nirgends ftill, und jo find 
wir denn jeßt dahin gekommen, Tchneller als es noch vor Kurzem erwartet wurde, 
daß eine Nenderung der Zuderiteuer ſtürmiſch von allen Seiten verlangt, jelbit 
von ben Intereſſenten als berechtigt anerfannt und jegt bon den verichiebeniten 
Seiten Material zur Löſung dieſer Frage hberbeigebraht wird. Lange Jahre mit 
den auf diefelbe bezüglichen Arbeiten beichäftigt, wird es natürlich erfcheinen, daß 
das hier gelammelte Material nod einmal im Zuſammenhange vorgeführt und 
dabei verſucht wird, eine wirkliche, dauernde Sicherheit gebende Löſung 
der ichiwierigen Steuerfrage vorzuichlagen und zu vertreten; denn nicht Darum 
fann es ſich handeln, jest den offenkundig gewordenen Schaden in einem gewiſſen 
Umfange und für eine gewiſſe Zeit in der Weile zu befeitigen oder zu verdecken, 
daß die gröbiten Steuerausfälle verichwinden, wobei der Wiederfehr ähnlicher 
Zuftände, wie der gegenwärtigen, fein Riegel für alle Zeiten vorgejchoben wird, 
jondern jede Steuerreform, welde jest auf Grund der biöher gemadten Gr: 
fahrungen bei einem Artikel von der einichneidenden und hervorragenden Bedeutung, 
welche der Zucker wirthichaftlich und ſteuerlich hat, eingeleitet und durchgeführt 
wird, kann nur auf ber Bafis ſolcher Einrihtungen ftatthaben, weldye die Frage 
endgültig und mit voller Sicherheit für den Staat wie für die Induſtrie löſen. 

Von ſolchen Gefichtspuntten aus find die nachfolgenden Blätter geichrieben. 


II. Das Gefek von 1869. 


ALS die geieggebenden Faktoren im Jahre 1869 die Rübenſteuer auf acht 
Silbergroihen vom Zollzentner bejtimmten, ging man davon aus, daß die Her: 
jtellung eine3 Zentners Rohzuder 12°/, Zentner Nüben erforder. Die Motive 
zum Negierungsgelegentwurfe (ſ. Beilagen zu den ftenographiichen Protofollen bes 
Zollparlamentes von 1869 Seite 51 und 52) erklären dies ausdrüdlich, und in 
den Berhandlungen wurde diefe Grundlage nicht verrüdt, vielmehr 3. B. von dem 
Abgeordneten von Hennig, ohne Widerſpruch zu finden, beitätigt (Protokoll 
vom 17. Juni 1869 Seite 166). 

Weun es nun bereits feit einer Reihe von Jahren der Zuderinduftrie ges 
lungen ift, den Zentner Rohzuder ſtatt erft aus 12'/, Zentner Rüben zuerit aus 
weniger, in ben legteren Jahren durchſchnittlich ſchon aus 10, ja ſelbſt aus 9 
und 8 Zentner Nüben auszubringen, jo war die Geſetzgebung daburd) eigentlid) 
längit aufgefordert, aud;) den Steuerfag von 1869 entiprechend zu ändern, d. 5. 
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durch eine Novelle dafür zu jorgen, dab der Zentner Rohzuder, der durd Be: 
fteuerung von je 12'/, Zentner Rüben mit je 8 Sgr. eine Steuer 
von 3 Thlr. 10 Sgr. gleich 10 Mark liefern ſoll, auch wirtlid mit 
diefen 10 Mark befteuert werde, während er jest in Folge jener techniichen 
Fortihritte und Werminderung des Rübenbedarf3 nur etwa durichnittlich 8 M. 
fteuert, jo daß der entiprechende Ausfall an Rübenſteuer von den übrigen Steuer- 
zahlern aufgebracht werden muß. Dieſer faktiihe Steuernahlaß fommt alſo den 
Zuderfabritanten auf einem vom Gejete keineswegs beablichtigten, ſondern nur 
durch die Unvollfommenheit der Beitenerungsart ermöglichten Unmvege zu Itatten, 
Hätte fih die Gejeßgebung von 1869 im Stande geglaubt, das fertige Fabrikat 
jelbit mit der Steuer ſicher erreichen zu können, jo wären durch Erhebung der 
gemwollten 10 ‚4. vom Zentner viele Millionen mehr, und zwar ganz von Nechtö- 
wegen eingegangen, welche nur wegen jener nbeweglichkeit der auf den Rohitoff 
gelegten Steuer jeitdem den Zuderfabriftanten allerdings formell geſetzlich, aber 
ganz gegen Die Intention ſowohl der verbündeten Regierungen, als des Boll: 
parlamentes nebenher in die Taſchen floſſen. 

Der Uebelitand aber, daß der Zuder nicht direkt, fondern in der Rübe zu 
beftenern war, wurde dem Neihafisfus noch viel verderblicdyer, nachdem es der 
Tehnit gelungen war, auch aus der Melaſſe, d. h. aus der bei der Nohzuder: 
gewinnung unkryſtalliſirt zurücbleibenden Maſſe durch beiondere Verfahren auch 
noch bedeutende Mengen Zuder zum Stryitallifiren zu bringen, alſo in Rohzuder 
zu verwandeln. Nein Zweifel, daß wenn 1869 dieſe Möglichkeit jchon befannt 
geweien wäre, die Gejeggebung auch den hierdurch gewonnenen Zuder zur Bes 
ftenerung herangezogen hätte. Denn von Anfang an — und dies wird von den 
Gegnern der Gefekesreforn gern ignorirt — war es mit der Steuer nicht etwa 
auf die Rüben im Allgemeinen, nicht auf ihre fonftige wirthichaftliche Verwend— 
barkeit, nicht einmal auf ihre bejondere zur Zudererzeugung geeignete Zuſammen— 
jegung abgejehen, jondern auf den wirklich erzeugten Zucker, auf diefen aber un— 
eingeihränft, ohne Rückſicht auf die Fabrifationsmethode. Die Rübe iſt 
Steuerobjeft nur als NRepräfentant des aus ihr dargeitellten 
Zuders. Entgegen diefer zweifelloien Abficht des Geſetzes werden ungeheure 
Vengen Zuder jest fteuerfrei aus der Melaſſe erzeugt; das Neich kommt feit 
Jahren um dieje Finnahmen und muß den deshalb ungebedt bleibenden Theil 
ſeines Bedarfs den übrigen Steuerzahlern auflegen. Will Jemand im Crnite 
behaupten, daß man im Jahre 1869 beabjichtigt habe, den Zuderfabrifanten all: 
jährlih unter der Hand einen ſolchen Nachlaß an jener Steuer zu gewähren, 
deren Betrag damals für angemelien erfannt und demgemäß feitgefegt wurde? 

Aber nicht genug damit: die Sache hat ich jest fo geitaltet, daß der Reichs— 
föfus anftatt auch den Melaſſezucker zu befteuern, für Erzeugung dieſes fteuer- 
frei bleibenden Fabrifats gar nod eine Prämie zahlt, in der Höhe der Steuer, 
weldhe er ohnehin auch nahläßt. Beinahe unglaublich und doch wahr! 

Das Geſetz von 1869 gewährt nämlich dem ins Ausland erportirten Zuder 
eine der Rübenſteuer entiprechende Vergütung und konnte fie gewähren, weil nur 
der im Inlande konfumirte Zuder befteuert werden jollte und nad) dem damaligen 
Stande der Technik die Annahme gerechtfertigt war, durd) die Beſteuerung des 
Zentners Rüben mit 8 Sgr. werde in der That aller im Inlande überhaupt 
ezeugte Zuder mit 3 Thlr. 10 Sgr. = 10 M. Steuer belaftet, die man alio 
nur dem ins Ausland gehenden Zucker erſetze. Nun ift aber dieſe VBorausfegung, 
dab aller inländiſche Zucker beiteuert fei, durchaus hinfällig geworden, nachdent 
einmal durch Verbefferung der Erzeugungsmethode und dann durch die eingetretene 
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Verwendbarkeit auch der Melaffe ganz ungeheure Mengen Zuder mehr erzeugt, 
als durh den Sat von 8 Sgr. auf den Zentner Rüben wirklich verfteuert 
werben. So fonnte e8 fommen und iſt ed gefommen, daß der Fabrifant, ent- 
gegen der unzmweideutigen Ablicht des Geſetzgebers, nicht nur eine geringere, als 
die durch das Gele von 1869 gewollte Steuer, 10 .M. vom Zentner Zuder, 
entrichtet, indem er nicht mehr volle 12?/, Zentner Rüben zu deſſen Herftellung 
bedarf und verwendet, jondern daß er auch noch für jeinen aus der Melafje ge 
wonnenen, der Steuer (weil bei Feititellung des Stenerjages von 8 Sur. an Zuder: 
gewinnung aus Melaffe noch nicht gedacht wurde) ganz entgangenen Zuder 
eine Erportprämie von 9 A. 40 “A pro Zentner vom Reiche ausgezahlt erhält! 

Natürlich bleibt e3 Sich in der Wirkung vollkommen gleich, ob der Iteuerfrei 
gewonnene Zuder ſelbſt zur Ausfuhr gebracht oder ob er in den inländiichen 
Konſum gemengt wird; denn in legterem Falle macht er für den Erport diefelbe 
Menge jonitigen Zuckers frei, ichiebt Dielen ftatt feiner über die Grenze und 
geht nun jeinerjeit3 als Iteuerfreier Vertreter in den Inlandskonſum, der doch 
nur veriteuerten Zuder benugen fol. Im einen wie im anderen Falle muB Das 
Reich eine Erportprämie bezahlen, ohne die betreffende Steuer einge 
nommen zu haben! 

Diefe Ausfuhrprämie widerfpricht ganz entichieden dem, was bei dem Geſetze 
von 1869 beablihtigt war. Negierungen und Barlament waren einig darin, 
daß eine Erportprämie nicht ftattfinden jol. Schon der Wortlaut des Ge: 
fees beweiit dies; nur eine Vergütung der Steuer ift bewilligt, vorherige 
Beiteuerung aljo vorausgeſetzt. Sodann betonen die Motive (S. 54), dab aud) 
Deiterreih, wenn ſich in feiner Ausfuhrbonifitation je eine Prämie veritedt fände, 
nad dem Zoll- und Handelövertrage vom 9. März 1868 gehalten wäre, die 
Bonififation auf den Betrag bloßer Steuervergütung herabzuſetzen. 

In der Sisung vom 16. Juni 1869 (Protokoll Seite 143) erklärte der 
BZollbundestommiffär, Geh. Ober: Finanzratb Scheele, ausdrücklich: 

„Rah dem Entwurfe foll die Nübenftener, die wirklich auf dem Zucker 
„ruht, vergütet werden“. 

Der Abgeordnete von Benda (daf. S. 148) beftätigt dieſe Worausfeßung ; 
ebenfjo in der Sigung vom 17. Juni (daj. ©. 170) der Abgeordnete Some 
bart: Der Vergütungsſatz müſſe jo gewählt werden, „um feinen Falls eine Export— 
prämie zu befommen,* da „es volfswirthichaftlid) falſch wäre, irgend eine Prämie 
zu geben.“ Schließlich erklärte der Zollbundestommiflär auch noch ausdrüdlid 
(daj. Seite 171): „Jede Meberichreitung des Betrages würde eine Prämie invol: 
„viren und es würde ein darauf gerichteter Beichluß einer Verwerfung des Ge: 
„ſetzes gleichftehen, da die verbündeten Negierungen jih nie dazu 
„verstehen würden, Prämien zu gewähren, d. h. Vergütungen, bie 
„nach ihrer leberzeugung wirflide Prämien enthalten”; dem wurde 
von feiner Seite wider!procden. 

Es iſt jomit klar, daß mit Sinn und Abficht des beitehenden Geſetzes der 
neuerdings offenbar gewordene Zuſtand jchlechterding3 unvereinbar und jchleunigft 
Nemedur geboten iſt. Nur mag noch beigefügt werden, daß auch im Jahre 1869 
zahlreihe Zeitungsartifel und Brofhüren den damals vorgeichlagenen und be 
ſchloſſenen Steuerjag im Voraus für unerſchwinglich erflärten, gerade wie heute 
die gebieterifche und rechtliche Nothwendigfeit, dad Geſetz auf Grund der feit 
anderthalb Jahrzehnten erfolgten techniichen Fortichritte und Entdefungen durch 
Ausfüllung der Lüden wieder im vollen Imfange wirkſam zu machen, auch wieder 
beitritten wird oder durch Halbheiten abgelenkt werben fol. 


— — — 
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III. Thatſachen. 


In dem folgenden Abſchnitte ſoll nun gezeigt werden, daß die klar und 
bündig ausgeſprochene Abſicht des Geſetzes von 1869 thatſächlich nicht erfüllt 
wurde. Ich bediene mich dazu eines amtlichen Materials — des ſtatiſtiſchen 
Jahresberichtes. Derſelbe iſt um die Spalten 22—26, der beſſeren Ueberſicht 
wegen, von mir vermehrt. 

Aus der anliegenden Zuſammenſtellung geht zunächſt Folgendes hervor: 

1. Der Rübenverbrauch innerhalb der angezogenen 10 Jahre war im den— 
jenigen Fabriken, welche nad) dem früheren Preis: bezw. Meacerationd:Saftge- 
winnungsverfahren arbeiteten, durchichnittlich 1193 Kilo (Spalte 20) gegen die 
geleglihe Annahme von 1250 Kilo; demnach wurden eripart 57 Kilo Rüben 
auf den Doppelzentner Zuder. 

2. Eine Bergleihung der Spalten 19 und 20 zeigt, daß in denjenigen 
sabriten, welche den Rübenſaft nah einem zu Anfang der 70er Jahre fich bahn— 
brehenden erfahren — der Diffuffion — gewannen, weitere 59 Silo oder 
gegen Die geieglihe Annahme 116 Kilo Rüben auf den Doppelzentner 
Zuder eripart werden konnten, hauptiächlich deshalb, weil durd die mit dieſem 
Berfahren ermöglichte raſche Verarbeitung die Zuderverlufte der Rüben — in 
Folge früherer längerer Aufbewahrung — vermieden wurden. 

3. 100 Kilo Kübenrohzuder wurden im Durchſchnitt der 10 Jahre ver: 
fteuert mit 18 4b. 52 ) (Spalte 22); und weil das Gejet 20 M zu erheben 
beabfichtigt, find 1 A. 48% pro Doppelzentner und mithin auf das innerhalb 
diefer Zeit aus inländifcher Produktion ſtammende fonjumirte Quantum Zucker 
39,445,983 46 zu wenig erhoben (Spalte 25). 

4. Spalte 24 zeigt, daß auf den ausgeführten Zuder im zehnjährigen 
Durhichnitte eine Prämie von 0,54 AM. pro Doppelzentner Zuder und auf das 
Selammtquantum ausgeführten Zuders 5,559,847 AM. Prämien gezahlt wurden. 
Bon dem Plus in den vier Jahren mit höherem Nübenverbrauch hatte jelbitver- 
ſtändlich der Neichsfisfus fein Einkommen. 

5. Die Spalte 8 zeigt einen Konſum der Jahre 1879/80 mit 6,3 Kilo 
und 1880/81 mit 6,2 Silo, aljo einen geringen linterichied von nur O,1 Silo 
pro Kopf, dagegen Spalte 14 eine Einnahme pro Kopf von 1 AM. 23.“ im 
Jahre 1879/80 und 1 AM. 3 2, 1880/81. Diefer bedeutende Unterſchied in der 
Einnahme gegenüber der geringen Konſumdifferenz findet jeine Erflärung durch 
die in diefem Jahre gezahlten Prämien nicht, und deshalb wird die jtatiftiiche 
Produftionsermittlung des Gampagnejahres 1880/81 als zutreffend beftritten, 
und zwar aus folgenden Gründen: 

Vorweg muß bemerkt werden, dab der ftatiltiiche Bericht von 1880/81 
wegen vorgeichriebener Verlegung des Schlußtermines auf den 31. Juli — gegen 
31. Auguft in früheren Jahren — zwar die Produftion voller 12 Monate (im Auguft 
1881 wurden nur 10,000 Doppelzentner Nüben verarbeitet), dagegen den Ex— 
port aus nur 11 Monaten einichließt. Um demnach zur richtigen Vergleichung 
gegen Frühere Jahre zu kommen, ift die Ausfuhr des Monats Auguſt 1881 mit 
107,220 Doppelzentner Rohzuder derjenigen der voraufgegangenen 11 Monate 
hinzugurechnen, wodurdh dann aber der Konſum pro Kopf um weitere 0,24 ftilo, 
alſo auf nicht ganz 6 Kilo, und die Einnahme, weil jener Auguft-Erport rund 
zwei Millionen Mark für Bonififation abiorbirte, auf 0,98 AM. finft. Diele 
Eriheinung des verminderten Verbrauches, welche im grelliten Widerfpruche fteht 
mit der Verbrauhözunahme anderer Konjumtibilien, findet ihre Erklärung durch 
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Jahre 


| 100 kg 
1. | 2. 


1871/72 
1872/73 
1873/74 
1874/75 
1875/76 
1876/77 
1877/78 
1878/79 
1879/80 
1880/81 


22,509,182 
31,815,508 
35,287,639 
27,567,451 
41,612,842 
35,500,366 
40,909,680 
46,287,477 
48,052,615 
63,222,030 
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1,864,419 
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Auszug aus dem Jahresbericht 
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100 kg 
5. 


144,043 
184,721 
228,466 
120,125 
573,910 
621,950 
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1,406,970 
1,370,619 
2,868,180 


850,410 | 
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100 kg 
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1,720,376 
2,440,790 
2,681,941 
2,443,999 
3,006,572 
2,272,277 
2,789,972 
2,854,581 
2,123,533 
2,695,971 


2,563,001 
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36,014,691 
50,904,813 
56,460,222 
44,107,920 
66,580,546 
56,800,570 
65,455,491 
74,059,961 
76,875,459 
101,163,969 


62,842,364 
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12,498,225 
7,127,469 
7,778,976 
7,217,598 
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1,729,536 
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11. 12. 
48,512,916 | 3,875,916 
58,032,282 | 8,201,150 
64,289,198 | 3,595,569 
51,325,513 | 1,641,786 
72,252,677 | 8,888,608 
60,154,496 | 11,389,541 
67,824,573 | 17,855,173 
76,171,723 | 25,359,970 
78,604,995 | 24,141,395 
02,644,936 | 56,547,988 
67,976,382 | 


vergütungen 








Netto- 
Ertrag 


13. 


44,637,000 
54,831,132 
60,643,629 
49,683,727 
63,364,069 
48,764,955 
49,969,400 
50,811,763 
54,463,600 
46,096,948 


15,649,710 | 52,326,622 
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Y 23, 24. | 25. 26. 
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— 0, +00 | — 1,513,290 + (107,138) 
— 08 +0# | — 1,635,984 + (134,795) 
— 2,9 10 | — 6,843,197 — 192,200 
— ı# 00 | — 4,239,266 — 120,521 
— 0,9 +08 | — 840,742 + (516,218) 
— 2 ———— — 7,505,025 = 1,475,277 
— 20 = 10 | + 7,479,002 —  1,997,897 
1,9 — (0,08 | 8,322,710 27,412 
— 1,8 04 |  4,879,708 — 1,746,540 

BZufammen minus 
16 — 0, 39,445,983 | 5,559,847 
im 10jäbr. 
Durafaniet.ı) 45,005,830 Ak 








nur 


‚ger u in Spalte 23 einzufegen (j. nähere Erläuterung Seite 173). 





en der Ausfuhr ausſchließlich geringwerthiger Nobzuder in jenen Jahren 
follen unter der Vorausjegung der gezahlten Steuer von 20 4 
18,8 46, als der mittleren Durhichnittsqualität entiprechend, zurüd- 
ogr. Protofoll ©. 171). Streng genommen war daher in Spalte 24 die 
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die wirthichaftlichen Verhältniſſe nicht; fie ift vielinehr der Hauptiahe nah in 
einer andern Irjache zu ſuchen, nämlich in der Heritellung großer Zuckermaſſen, 
welche jich der iteuerlichen Kognition entziehen, in der Zuckergewinnung aus ber 
Rübenmelaſſe. 

Hervorzuheben iſt, daß eine wirkſame amtliche Kontrole der Produktion durch 
eigene amtliche Wahrnehmung nicht ſtattfindet, ſondern daß dieſelbe ſich darauf 
beſchränkt, die vom Produzenten angegebenen Zahlen der Zuderquanten amtlich 
zu janmeln. Schon allein aus dieſem Grunde ift der Produftionsermittelung 
nur ein relativer Werth beizulegen. 

Der Statiftiihe Bericht jagt bezüglich der Zudergewinnung aus Melafle: In 
der Gampagne 1880/81 wurde in 121 Fabriken die Entzuderung nach dem 
Dämoieverfahren und in 39 Fabriken mittelft der verichiedenen Elutions- und 
Subititutionsverfahren betrieben. Soweit bezügliche Zahlenangaben vorlagen, 
waren in 56 Dömofefabrifen der Stenerdireftionsbezirfe Weſtpreußen, Sadien, 
Hannover, Braunichweig und Anhalt aus 349,556 Ztr. Melafle 78,095 D.-Jtr. 
oder 22,3 pCt. Rohzuder, in 20 Elutionsfabrifen aus 376,802 D.-Ztr. Melaſſe 
136,375 D.:3tr. oder 36,2 pCt. NRohzuder und in zwei Subititutionsfabrifen 
aus 15,806 D.:Ztr. Melafie 5630 D.:Ztr. oder 35,6 p&t. Rohzuder gewonnen. 
Bon den übrigen Fabriken lagen bezügliche Zahlenangaben nicht vor. 

Wenn man aber dieje Erträge und die verarbeiteten Melaffequanten als den 
Durchſchnitt annimmt, fo ergibt ſich, daß in 

121 Osmojefabrifen aus 755,291 D.-Ztr. Melaſſe 168,741 D.-Ztr. Nohzuder 
und in 39 Elutions- bezw. Subftitutionsfabrifen aus 


510,390 D.⸗Ztr. Melafle- - - > * 2 0020. 184,606 „ ö 
zulammen 353,347 D.-Ztr. Rohzuder 

gewonnen wurden. Rechnet man dazu ca. . » . 90,000 „ A 

welder in den Strontianitfabrifen hergeftellt ift, jo 

ergibt da3 ein Quantum von. . . + 443,347 D.⸗Itr. Rohzuder, 


um welche die Produktion diejes Jahres vermehrt wurde. Und troß dieſer Mehr: 
produftion joll der Rübenverbrauch dennoch 1134 Kilo betragen haben! 

Um zu prüfen, wie ſich ohne diefe der Verbrauch geitellt haben würde, ilt 
nur nöthig, den Melaffezuder in Abzug von der Gefammtproduftion zu bringen, 
und dann zeigt ſich ein Verbrauch von 1236 Milo, eine Unwahrjcheinlichkeit, die 
im grelliten Gegenfat zu den Ergebniffen der voraufgegangenen neun Jahre ſteht 
(vergl. Spalte 19), denn keins berjelben hatte einen fo hohen Verbraud. Er: 
wähnt jei dabei, daß es ſich nur noch um Diffufionsfabrifen handelt, die übrigen 
Saftgevinnungsmethoden waren bis auf wenige verihwunden. 

Das Jahr war aber ein gutes, es gab ja den Impuls zu Nenanlagen und 
Vergrößerungen ber alten Yabrifen. 

ferner iſt bier zu verweilen auf die veröffentlichten Betriebsrefultate der 
Zuderfahpreife, welche in unzähligen Berichten des Lobes voll waren über bie 
guten Zuderausbeuten. 

Für diefe großen Duantitäten Melaffezuder fand man 1880/81 jchon fein 
rechtes Interfommen mehr. 

Die Herftellung konnte, da fie unter den Augen der Steuerbehörde geideb, 
nicht wohl geleugnet werden, und doch war fie höchſt unbequem. 

Der Bericht jagt nun, natürlid in Wiedergabe der von den Produzenten 
gemadten Angaben: 
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Die zur Entzuderung kommende Dielaffe befteht neben nicht mehr £rgitallifirbaren 
Spropen auch aus dem Ablauf vom I. und II. Broduft, alio jofern es den Ab: 
lauf vom I. Produkt angeht, aus einem Syrop, welder aud ohne ein bejon- 
deres Verfahren noch ſehr gut fryftallilationsfähig ift und hohe Ausbeuten an 
Kryitallzuder ergibt. 

An fih klingt dies ſchon unwahricheinlih, denn der Zwed der Melafien: 
entzuderung iſt doch der, die „nicht mehr kryſtalliſirbare“ Melaſſe in eine kry— 
jtallifationsfähige zu verwandeln, und es müßte geradezu als wiberfinnig 
und einer rationellen Arbeit wiberiprechend bezeichnet werben, dieſen Prozeß mit 
Aufwendung von Koften ſchon da eintreten zu laſſen, wo es noch nicht nöthig 
ericheint. 

Der Ablauf vom II. Produkt zeigt aber in vielen Fabriken, welche über: 
haupt nur zwei Produkte verfieden, die richtige Reſtmelaſſe. 

Der Werth dieler Angaben läßt fich indeß jehr leicht auf das richtige Maaß 
zurüdführen, wenn man fi Nechenichaft über den Verbleib der „wirklichen 
Reſtmelaſſen“ aus diefer Gampagne gibt 

Die dem Neichdtage von dem Direktorium ded Vereins der deutichen Zucker— 
Industrie übergebene Denkichrift definirt den „früheren“ Begriff der Melaſſe jehr 
rihtig dahin: 

„Die Melaſſe it derjenige Ablauf, welcher nach längerem Stehenbleiben 
„feine genügende Menge Zuder jelbitthätig auskryſtalliſirt.“ 

Dieſer Begriff iſt aber nicht blos auf frühere Zeiten, ſondern auch auf die 
jegigen Verhältniffe anzuwenden. Fortichritte in der befferen „freiwilligen“ Sry: 
ftalifation der Nachprodukte find im Verlauf ber legten 10 Jahre abfolut nicht 
gemacht; im Gegentheil, die Vergleihung der Spalten 17 und 18 zeigt, daß mit 
der Einführung der Saftgewinnung durch Diffufion nicht nur die Zuder:, ſondern 
auch die Melaſſenproduktion ftieg. 

Im Durchſchnitt der Jahre 1872/77 war die legtere in Diffuffionsfabriken 
3,38 pCt., in den übrigen 2,99 pCt. 

Die eriten Entzuderungsverfuche wurden in der Fabrik Wailerleben, Provinz 
Sachſen, 1875/76 gemadht. 1877/78 folgten dann mehrere Fabrifen nah, und 
von diefem Zeitpunkte an mußten jelbitveritändlich die Melafleziffern alterirt 
werden , weil dieſes Produft in folchen Fabriken nicht mehr vorhanden war. 
Diejerhalb ift e8 nöthig, auf den Zeitabfchnitt vor der Einführung diejer neuen 
Methode zurüdzugreifen, um zu den zutreffenden Melafleziffern zu gelangen. Die 
Dentichrift des Zucker-Vereins-Direktoriums thut das allerdings nicht, fie legt 
ihrer Berechnung kurzweg 2,75 pCt. Melaffeproduftion zu Grunde; indeſſen ift 
es nicht erfindlic, mit welchem Rechte. 

Aus ter Rübenverarbeitung jenes Jahres von 63,222,000 D.:Btr. rejuls 
tirten num nad dem fünfjährigen Durdhfchnittsertrage von & 3,38 p&t. (vergl. 
Spalte 17) 2,136,903 D.-Ztr. und nah Abzug der Mehrausfuhr von 
112,272 D.-Ztr. 2,024,631 D.-Etr. „wirklicher“ Neftmelaffe. 

In dieſe Produktion theilten fi zwei Induftriezweige, die Entzuderung 
und die Spiritus-Fabrikation. 

Die Legtere befam jedoch zumeift nur die Nefte aus den Osmoſefabriken, 
welche zuvor Entzuderungsziweden gedient hatten. 

Das jtatiftiiche Oktober-Heft 1882 gibt Seite 201 den Verbrauch der Me— 
laffe in fämmtlichen innerhalb des Neichöfteuergebiet3 belegenen Brennereien vom 
1. April 1880/81 mit 878,503 D.-Btr. an. — In dem Zuderbetriebsjahre 
1830/81 jedoch, d. h. vom 1. September 1880 bis 31. Auguft 1881 verbrannten 
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die Brennereien auf Grund genauer Erhebungen 858,100 D.-Ztr. Die Melajjen- 
beftände der VBrennereien, aus früheren gucdercampagnen itammend , beliefen jich 


am 1. September 1880 auf . . 2 2 2 2°. 240,000 D.⸗Ztr. 

am 31. Auguft 1881 dagegen auf nur . er OO: , 
Bleiben 125,000 D.-$tr. 

Ferner wurden 1880/81 den Naffinerien entnommen . . . 61000 „ 


In Summa 186,000 D.-Ztr. 

Insgeſammt alfo verbrauchte die Spiritusfabrifation aus der Produktion der 
Gampagne 1880/81 672,100 D.-Ztr., der Reit von 1,352,530 D.=Btr. fiel auf 
die Melaffe-Entzuderung. — Die Statiftif gibt die Menge der in Osmoſe- und 
Elutionsfabriken entzuderten Melafle, wie vorhin gezeigt, auf 1,265,681 D.-Ztr. 
an. Die beiden 1880/81 arbeitenden Strontianit-:Melafle-Fabrifen dürften ferner 
einen Verbrauch von 200,000 D.:Ztr. gehabt. haben — die Statiftif jagt hier— 
über allerdingg nichts — und hieraus ergibt fi) denn, daß nachweisbar 
1,465,000 D.Ztr. entzudert wurden. Daöjenige Quantum Melaſſe alio, weldes 
vielleicht nicht als die „wirkliche“ Reſtmelaſſe anzuſehen wäre, könnte fich daher 
auf höchſtens 113,000 D.-Ztr. belaufen, und hieraus ſieht man, welche Be— 
wandtniß es mit dem „jogenannten“ Ablaufenlajien vom I. Produft hat. Es 
ift überhaupt noch fraglich, ob Ddiejes geringe Quantum nicht auf das Konto 
einer größeren Neftmelafjeproduftion jenes Jahres zu ſchreiben ift. Cine Ber: 
gleihung der Jahrgänge 1872—77 (Spalte 17) zeigt wenigftens, daß dieſe Pro— 
duftion zwijchen 3,18 und 3,72 pCt. variiren fann. 

Das Vereins-Direktorium ftellt nun in jeiner Denkichrift gleihfall® eine Be 
rechnung über die Zuderausbeuten aus der Melafie auf, fommt aber zu einem 
anderen Schluſſe, indem es jagt: 

MWenn ſämmtliche im Jahre 1880/81 produzirte Melaffe mit 33'/, 9, 
Zuderaudbeute entzudert wäre, jo könnten doch nur 1,099,000 Ztr. Zuder 
oder 0,87 °/, des Rübengewichts gewonnen fein. In Wahrheit arbeiteten 
aber nur 39 Glutionsfabriten, d. h. wenig mehr als der neunte Theil 
aller Fabriken, mit Elution; der berechnete Faktor reduzirt ſich deshalb 
auf 0 und einfchließlich der Grgebnifie aus der Osmojearbeit auf 
höchſtens „ein Baar Zehntel“ eines Zuderprozentes.* 

Zunächſt ift, wie fchon gezeigt, dad berechnete Gefammtquantum Melaſſe um: 
rihtig; aber abgejehen hiervon, dürfte dem Direktorium der Nachweis über ben 
fonftigen Verbleib der Melaffe aus jenem Jahre nicht gelingen; endlich aber ge 
räth dasselbe in Widerfpruch mit den bezüglichen jtatiftiichen Angaben. Hier find 
bereit3 rund 353,000 D.⸗Ztr. — 706,000 Ztr. Zuder als Ergebniß aus der 
Elution und Osmoſe-Melaſſe-Entzuckerung oder dem Rübengewicht nah 0,56 
Melaſſezucker zugeftanden und incl. des Strontianitzuders, der doc auch der Melafle 
refultirte, erhebt fich dieſer Faktor ſogar auf 0,7 9. 

Ob es ſich empfiehlt, in einer Denkihrift an den deutſchen Reichstag diele 
für den Steuerertrag jo bedeutungsvolle Ziffer furzweg mit „ein Paar Zehntel” 
eines Prozentes abzufertigen, daS zu beurtheilen, iſt nicht Sache dieſer Darlegung. 

Menn nun aber gar behauptet wird, die 39 Elutionsfabriten bedeuteten wenig 
mehr als den neunten Theil aller Fabriken, jo läßt fi, da dieſes Diktum von 
dent Direktorium ded Vereins der deutichen Zucerinduftrie ausgeht, eine gewiſſe 
Verwunderung über die vollitändige Verfennung der thatſächlichen Verhältniſſe 
faum unterdrüden, denn daß Hier anders als bona fide geſprochen ift, foll nicht 
angenommen werben. 
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Bekanntlich handelt es fich hier mehr um den Umfang der Rüben: und Mes 
faffenverarbeitung dieſer Fabrifen, als um ihre Zahl. Die Elutionsfabrifen find 
die größten unter allen und ihr Melafjenbedarf fteigt in genauer Broportion mit 
dem Rübenverbrauch; fie vermögen ein der eigenen Produktion gleichfonmendes 
Quantum fremder Melaſſe ftenerlich nußbringend zu verarbeiten, und damit wächſt 
ihr Antheil an der Melaffeentzuderung auf über ein Drittheil aller Fabriken in 
jenem Jahre. 

Der fteuerfrei gervonnene Melaffezuder war aljo 1880/81 in der Hauptſache 
die Uriache der fallenden Steuererträge. Jene 443,000 D.:Ztr. Zuder ver: 
ringerten die Einnahme der Reichskaſſe allein um 8,3 Mill. Mark und die vor: 
ftehenden Berechnungen erheben ſich zu pofitiv richtigen Beweifen, wenn eine andere 
Erklärung dafür nicht jubftitwirt werden fann. 

Die Derfichrift des Vereins-Direktoriums macht auch nicht einmal den Ver: 
ſuch, die ſchwindenden Reichseinnahmen in ihrem vollen Umfange zu erklären, 
während doch die Gefeßgebung vor allen anderen Dingen gerade an der Klar— 
legung Diefer Frage das größte Intereſſe hat. Allerdingd war das bei der Ne- 
gation der Urſache eine jchwierige Sache, aber der wunde Fleck — das flaffende 
Defizit — bleibt deshalb dod). 


Die Bilanz des Jahres 1880/81 ftellt fih wie folge. — Im Durd: 
Ihnitt der legten 10 — (Spalte = betrug die Ginnahme aus der Zuder: 
teuer rund . + 52,3 Mil. Mb, 

1880/81 dagegen nur GB aus 12 Monaten) 20 44,1 Mill. M 


bleiben . . 82 Mill. Ab, 
welhe als Extra-Verluſt auf das Konto der Reichskaſſe zu bringen find, 


lleber die Betriebsrejultate des 
Campagnejahres 1881/82 


iſt der offizielle ftatiftiiche Bericht noch nicht erichienen. — Dennoch aber iſt das 
finanzielle Ergebniß dieſes Jahres nad) den Angaben im ftatiftiichen Juli-Heft 
(1882) wenigſtens annähernd genau zu berechnen. 
In der Zeit vom 1. Auguſt 1881 bis 31. Juli 1882 wurden aus den 
verfteuerten 62,713,730 D.-Ztr. Nüben vereinnahmt . . . 100,341,968 M. 
Für Ausfuhrvergütuugen wurden bezahlt auf 2,528,913 
D.eZtr. erportirten Rohzuder und 563,144 D.-Ztr. Raffinade 
— 625,700 D.: tr. Rohzuder, für — alſo 3,154,613 
D.:Z3tr. Rohzucker, a 188 M . . —J .. 59306,714 M. 
Eben. 41,035,244 M., 
welche noch um die Erhebungskoſten um etwa 4,000,000 6. verringert werben, 
ſo dab das Nettoeinfonmen aus der Nübenstener fih auf rund 37 Mill. Mark 
berechnet. — Ueberſetzt man diejen Neinertrag, ohne Abzug der Erhebungäfoften, 
alſo die übrig bleibenden 41 Mill. Mark zu dem durch das Geſetz von 1869 
rabjichtigten Ktonjumifteuerfage von 20 HM. in das Gewicht, fo find im Inlande 
an ‚verſteuertem“ Rübenzuder 2,050,000 D.:Ztr. oder pro Kopf der 45 Millionen 
tarfen Bevölkerung des Neiches 4,55 Kilo Fonjumirt. Hierzu fommt noc der 
Verbrauh pro Kopf von 0,13 Kilo zollausländiihen Zuders, jo daß ſich der 
ſtonſum auf zulammen 4,68 Kilo itellt. 
Nun wird Jeder, dem die angegebenen allgemeinen Urſachen des Rückganges 
!ar geworden find, jofort jagen, daß dieſe Konſumberechnung nicht zu dem wirf- 
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lichen, fondern nur zu dem Sceinverbraud führen kann, da eine große Malle 
von im Inlande erzeugten Zuders in den Steuerzahlen gar nicht zur Erſcheinung 
fommt. Das Reich indeilen hat nur mit diefen Zahlen zu rechnen, da es nur aus 
ihnen das Steuereinfommen hat. Will man nun den wirklihen Konjum erfahren, 
fo muß man ji zunächſt Gewißheit über die Produktion verſchaffen, und bie 
zu erlangen ſoll bier die nächte Aufgabe fein. 

Die Campagne 1881/82 war doppelt verluftbringend für die Reichslaſſe; 
einmal waren bie Rüben überaus zuderreih und dann wirkte die inzwiichen aus: 
gedehnte Melafien-Entzuderung noch mächtiger wie 1880/81. 

Die Produktion ſoll auf zwei verfchiedenen Wegen: 1) einem direkten und 
2) einem indirekten, ermittelt werben. 

Was die erfte direfte Produftionsermittelung anbetrifft, jo hat die „Fran: 
furter Zeitung“ bereit3 unterm 29. November 1882, ohne bis dahin von irgend 
welcher Seite eine Widerlegung gefunden zu haben, trogdem jie unterm 12. De 
zember unter Anführung der Fabriknamen und der jpeziellen Zahlen gewiſſermaßen 
dazu aufforderte, die nachfolgende Berechnung aufgeitellt, welche bier in allen 
Theilen als richtig beitätigt wird. 

Die Zeitung ichreibt: 

„Für das abgelaufene VBetriebsjahr hat das ftatiftifche Amt feine Produktions: 
„Statiftit nod nicht veröffentlicht, ichwerlich dürften aber aus derielben, da unſeres 
„Willens andere Normen für die Ermittelung nicht aufgeftellt find, gültigere 


„Daten als im Vorjahre zu erwarten fein. Wir haben uns deshalb nad) anderem 


„Deaterial für eine Produftiond-Statiftif umgelehen und glauben, dasſelbe in 
„einer großen Anzahl von Berichten und Abſchlüſſen der Aftienzucderfabrifen ge 
„Funden zu haben. Diefe Berichte geben und ein zuverläfliges Bild über Zuder: 
„ausbeuten, über Gewinn u. ſ. w., alfo über diejenigen Daten, welche für die 
„ganze Steuerfrage ausschlaggebend find. Den Vorwurf der Indisfretion wird 
„man und, wenn wir Diefe Berichte benugen, nicht machen können, da die Berichte 
„niehr oder weniger für die Deffentlichfeit beſtimmt waren und in der Preſſe be 
„reits vielfach; behandelt worden find. Die Berichte ftammen, was zunächſt die 
„Zuderausbeuten betrifft, auß der Provinz Hannover, aus Medienburg um 
„Bayern, alio aus Gegenden, welche fich nicht gerade eines bejonder® gümftigen 
„Rübenbodend erfreuen. Es find im Gegentheil Berichte von einer Anzahl 
„bannöver’icher Fabriken darunter, welche man ihres jchlechten Rübenbodens wegen 
„zu den verfehlten Anlagen rechne. Von Mecklenburg ferner ſagte der früher 
„Neihstagsabgeordnete und Zuderfabritant Sombart — alſo ein gewik lad: 
„verftändiger Zeuge — bei Gelegenheit einer Debatte im Neichstage, es habe den 
„denkbar ungünftigiten Boden und das ungünftigfte Klima für den Nübenbau. 
„Was endlich Bayern angeht, fo ift zu erwähnen, daß die dortigen Zuderfabriten 
„vorzugsweiſe mit angelfauften, nicht felbft Eultivirten Nüben arbeiten. Bir 
„haben ſonach für unfere Zufammenftelung keineswegs bejonders günftige Diftrikte 
„ausgewählt. Es ftellen jih nun die durchſchnittlichen Zucererträge folgender: 
„maßen : 
„Sn den mit — — Elution arbeitenden Fabriken er: 
„gab ich. ae . . 11,75 pCt. Zuderausbeute 
mit 851 Kilo NRübenverbraud- 
„In den mit Melafle-Entzuderung durch Osmoſe arbeitenden Fabriken ergab fid 
10,33 pCt. Zuderausbeutt 
mit 968 Kilo NRübenverbraud. 


| 
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„sn den ohne Melaſſe-Entzuckerung arbeitenden Fabriken endlich ergab ſich 
9,82 pCt. Zurderausbeute 
mit 1018 Kilo Rübenverbrauch. 

„Uebertragen wie dieſe Rejultate aus den angegebenen Bezirken auf bie 
„im abgelaufenen Betriebsjahr arbeitende Gefammtzahl der Zuderfabrifen, und 
„jwar auf 

51 Elutions- resp. Subititutiond-Anlagen, 

122 Osmoſe-Anlagen und 

171 ohne Melaffe-Entzuderung arbeitende Fabriken, 
„So ergibt fi das Refultat, daß durhihnittlih nur 975 Hilo Nüben 
‚zur Herftellung eines Doppelzentners Rohzuder erforderlid 
‚waren. 

„Wir wollen nun aber, um nicht Fehl zu gehen, einem hie und dba mög: 
„liherweife vorgefommenen höheren Rübenverbrauc einen weiten Spielraum laffen, 
„insbejondere zugeben, daß Schlefien und der Oderbruch in dem Reichthum der 
„Rübe nachſtanden. Andererjeit3 allerding3 darf man nicht vergellen, daß Brauns 
‚Ihweig und die Provinz Sachſen bei ihrer großartigen Zuderproduftion, wie 
„die Dividenden von zum Theil über 100 pCt. betätigen, einen geringeren Rüben: 
‚verbrauch gehabt haben dürften. Much jei hervorgehoben, daß einer Zeitungs 
‚nahricht zufolge eine in der äußerſten nordöftlichen Ede des Reiches belegene 
„Zuderfabrif, Sujawien, im Stande war, eine Dividende von 50 pGt. zu geben, 
‚nahdem in den Borjahren einmal 90 p&t., das andere Mal 40 pCt. bezahlt 
‚waren. Daraus läßt fih auch ein indirefter Schluß auf den Zuderreichthum 
„der Rübe auch in jener Gegend ziehen. Gin Beilpiel einer ganz außergewöhnlich 
„großen Zuderausbeute bietet der Bericht der Zuderfabrit Schladen über den 
„Slutionsbetrieb der Gampagne 1881/82. Bier wurden den verarbeiteten Rüben 
„77, pGt. Melaſſe zugelegt, welde bei 45 pCt. Zuderausbeute den Ertrag aus 
‚100 Hilo Rüben um 3,3 Silo erhöhten. Nimmt man den Ertrag aus Rüben 
„für fih ganz gering zu 9,5 pGt. an, fo hat dieje Fabrik eine Geſammtausbeute 
‚von 12,8 pCt. Zuder gehabt und nur 781 Kilo Rüben zur Herſtellung eines 
„Doppelzentnerd Rohzuderd gebraucht rejp. veriteuert. Diejen außergewöhnlichen 
„yal haben wir in unferer Zufammenftellung nicht aufgenommen. Wenn wir 
‚„alio einen durchichnittlihen NRübenverbrauh von 1000 Kilo für das Vorjahr 
‚annehmen, fo werden wir eine fichere Grundlage für bie Berechnung der Pro— 
duktion gewinnen. Es ergibt fi) dann Folgendes: 

„Aus 62,713,730 D.-Ztr. Rüben wurden -. . .» 6,271,373 Degtr 
Nohzuder fabrizirt. 


„Davon geht ab die Ausfuhr mit. 20. 0. 83,154,613 2 
„Es bleiben alio Nohzuder für den inländiichen 
tonfum .... 3,116,760 D.:$tr. 


„Dazu fommt die fteuerfreie Produktion aus in: 
ländifcher Melaſſe durch die Strontianitfabrifen 

im abgelaufenen Betriebsjahr mit mindeltens 100,000 , 

„endlich die Einfuhr von Zollauslande mit. . . 50,580  „ 
‚ſo das der geſammte inländiſche Konſum fih auf . . . 3,276,340 D.-gtr. 
„seläuft. Hiernach Stellt fich der wirkliche Konlum an Zuder pro Kopf der 
„Reihsbevölferung auf 7,28 Kilo gegenüber dem im erjten Artikel berechneten 
„heinbaren Konſum von nur 4,98 Silo. Hätten wir den Nübenverbrauch, wie 
‚a fih aus unserer Zulammenftellung ergeben hatte, zu 975 Milo angenommen, 


„)o würde die Zuderproduftion fih noch um 160,000 D.-Ztr. höher ergeben und 
„der Stopflonfum von Zuder noch 0,35 Stilo höher fein.“ 

Die zweite indirefte Produktionsermittelung ift gewillermaßen eine Probe 
für die Nichtigkeit der eriten; fie ift berechnet auf Grundlage der Zuderausbeuten 
früherer Jahre unter Hinzurehnung des 1881/82 fabrizirten Melaffezuders. 

Daß dieſes Betriebsjahr eine überaus reihe Zucderernte hatte, ift von allen 
Seiten anerfannt. Der Herr Schatzſekretär hebt dies in feiner Gtatsrede vom 
7. Dezember v. I. befonders hervor. 

In ſolchen zuderreihen Jahren zeichnen fich die Rüben nocd außerdem durd 
einen geringeren Salzgehalt aus, wodurd die Kryſtalliſation in den Rohproduften 
erleichtert wird. Aus dieſem Grunde ift bei der nachfolgenden Mtelafie- Produktions: 
ermittlung eine Ausbeuteziffer von nur 3,2 pCt. eingeftellt. 

Aus 62,713,730 D.-:Ztr. Nüben wurden & 3,2 pCt. 2,006,839 D.=Zir. 
Melaſſe gewonnen, 
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ab Mehrausfuhr . . 209,990  „ 
Berbleibt für die inländifche Verwendung . . . . 1,796,849 D.=gtr. 


Die Brennereien gebrauchten vom 1. Auguft 1881 bi 31. Juli 1882 zu: 
janmen 459,451 D..Ztr. Das ftatiftiiche Oktober-Heft (1882) S. 201 gibt 
684,104 D.:Ztr. als Verbrauh vom 1. April 1881/82 an. Dieje Differenz 
erklärt fih durch die Verjchiedenheit der Zeitabichnitte. Die Brennereien brannten 
vom April 1881 bis zum Spätherbit d. 3. ftärfer, bejchränften dann aber ihre 
Betriebe wegen Ptaterialmangel und mit Beginn des Jahres 1882 ſiſtirten fie 
diejelben mit wenigen Ausnahmen ganz. Die Lagerbeftände derjelben am 1. Auguſt 
1881 aus der Borcampagne waren 106,537 D.Ztr., am 31. Juli 1882 dagegen 
nur 66,373 De-Ztr., deshalb Minus . FR 40,164 D.-$tr., 

aus Kaffinerien fauften die Brennerein . . 10,500 „ 
zufanmen Minus . . 50,664 D.-$tr. 

Diele Summe, von dem Totalverbraudh in Abzug gebradıt, gibt dad Quantum 
von 408,787 D.-Ztr., welche der Brennbetrieb der Melaflenproduftion der 
Gampagne 1881/82 entnommen hat. Dann bleiben aber für die Zwecke der Ent: 
zuderung übrig 1,388,06% D.-Ztr., alfo ca. 30,000 D.=Ztr. mehr wie im Bor: 
jahre. — Die Zuderausbeuten waren wegen ber reineren Beichaffenheit der Melaſſe 
durchweg ergiebiger wie vordem; namentlich lieferte die Osmoſearbeit bejlere Re 
fultate. Aber trogdem und inc. der Strontianitmelaflefabriten , welche ja be 
fanntlich eine weientlid” höhere Ausbeute haben, ſoll nur ein durchichnittlicher 
Ertrag von 33 1/, pCt. in Anfag gebracht werden. Daraus ergibt ſich dann eine 
„ſteuerfreie“ Zudergewinnung von 462,687 D.-Ztr. Nohzuder oder 0,74 pCt. 
Zuder des Rübengewichts. — Die ftatiltiiche Zuſammenſtellung der Spalte 15 
zeigt num folgende Zudererträge: in den zuderreichen Jahren 1874/75 9,59 pCt., 
1877/78 9,43 pGt., 1878/79 9,28 pGt., im Durhichnitt 9,43 pCt. Im Jahre 
1874/75 dachte noch Niemand an Melaflen-Entzuderung, die hohe Zuderausbeute 
zeigt jedoch, was fich in beileren Jahren allein aus der Rübe gewinnen läßt. 

In den Ganmpagnen 1877/79 gab eö bereits einige Entzuderungsfabrifen; 
indeß war ihr Einfluß auf das Ganze noch gering. Dennod würden dieje Jahre 
hier ausgeichlofien fein, wenn ihre Erträge nicht noch niedriger als derjenige von 
1874/75 gewejen wäre. — Sest man dem Durhichnitt von 9,43 pCt. der an— 
gezogenen drei Jahre die Mielaffeausbeuteziffer aus 1881/82 mit 0,74 pGt. hin— 
zu, fo fommt man auf einen Gelammtertrag von 10,17 p&t. Zuder, incl. des 
durch Strontianit gewonnenen, und auf einen Nübenverbraud von 983 Kilo. 
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Die Gelammtzuderproduftion ift dennah . . . 6,377,986 D.-Btr., 
ab Erportt . . . 3,154,613 „ 
bleibt Konfum . . 3,223,373 D.-Ztr. 
gegen die auf direktem Wege durch die — 
furter Zeitung“ beredineten . . . . 3,216,760 F Konſum, 
Differenz. . . 7,000 D.: tr. 

Daraus geht hervor, daß fich die Schägung diefer Zeitung als richtig er— 
weilen muß. Nun bilden die 41 Millionen den Neft aus der Nübenftener nad) 
Abzug der Bonififationen, d. b. aljo, es find mit voller Konjumfteuer & 20 M. 
2,050,000 D.= tr. Zuder belaftet geweien; von dem Neit von 1,166,760 D.-Ztr. 
im Inlande fonjumirten Zuders aber fam, wegen ungenügender Funktion des 
Geleged von 1869, gar feine Steuer ein und entgegen der klar ausgelprochenen 
Abſicht des Geſetzgebers gingen dem Reichsfiskus 23,3 Millionen Mark in 
dieiem einen Jahre verloren, ſei es dadurd, dab zu viel auf den Erport 
zurüdvergütet, oder hauptiählih, daß von den Produzenten der im Inlande 
fonjumirte Zuder mit weniger ald 20 MA veriteuert wurde. 


Allerdings muß anerkannt werden, daß den Produzenten diefe Prämie nicht 
ausihlieglid zufloß, vielmehr aucd den Stonjumenten ein geringer Theil davon 
zufam. Im Preife des Zuckers erhielt der Produzent nur 18,8 M für vorge: 
legte Steuer zurüd, weil genau um diefen Sat bderjelbe im Inlande theuerer als 
im Zollauslande iſt. 

Die Antheilsrehnung Stellt fich jo: 

Rund 19 Millionen Darf Inlands: und Erport:Prämien erhielten bie 
Produzenten, und rund 4,3 Millionen Mark famen in der Form billigerer Zuder: 
preile den SKonfumenten zu Gute. 

Auf Grund der obigen Produftions- bezw. Stonfumtionsberehnung find nun 
im Reihe, wenn jenen 3,216,760 D.:3tr. Nübenzuders noch 59,580 D.-Ztr. 
eingeführten Zuders hinzugezählt werden, 7,28 Stilo pro Kopf der Reichsbe— 
völferung fonjumirt, wovon nur 4,68 Kilo mit der vollen Steuer von 10 M 
pro 50 Silo belaftet, dagegen 2,6 Kilo Kopfverbrauch oder 36 pCt. des Geſammt— 
foniums gar nicht verftenert waren 

Der Konſum von 7,28 Kilo muß aber obendrein im Vergleich zu früheren 
Jahren noch gering ericheinen. 

Das Jahr 1873/74 hatte ſchon einen ähnlichen Verbraud (vergl. Sp. 8) 
und eine Netto-Ennahme von 60,6 Mill. Mark (vergl. Sp: 13). 

Das folgende: 1874/75, obgleich ein ſehr gutes Zuderjahr (vergl. Sp. 15), 
verlangte dennoch, weil viel Zuder da war — unglaublich, aber wahr — eine 
Einihränfung des Verbrauchs; er fiel auf 6,5 Hilo (vergl. Sp. 8) und die Eins 
nahme auf 49,7 Mill. Mark (vergl. Sp. 13). 

Das Jahr 1875/76 hatte wieder eine abfallende Rübenernte (vergl. Sp. 15), 
aber jofort ftiegen die Einnahmen auf 63,4 Mill. Mark (vergl. Sp. 13) und 


der Konſum auf 7,6 Kilo (vergl. Sp. 8). — 1875/76 war die Bevölkerungs— 
zahl gegen die heutige um 2,6 Millionen —— aber dennoch der geſammte 
Zuckerverbrauch faſt eben ſo hoch — ca. 50,000 D.-Ztr. weniger — wie der 


oben für 1881/82 berechnete, 

Nun jollte man aber doch annehmen dürfen, daß, ähnlich wie in anderen 
Kulturländern, auch in Deutichland der Zuderverbrauch zunehmen müſſe. — Und 
er nimmt auch zu, wie dies Herr von Bennigien in der Reihstagsligung vom 
9, Dezember v. 3. jehr richtig hervorhob. 
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Hiermit ift aber ein weiterer Beweis für die obige maßvolle Produftions- 
ſchätzung und die Richtigkeit der aus derſelben hergeleiteten Prämienberehnung 
erbracht. 

Das Vereind-Direktorium erklärt eine ähnliche, von einem politifhen Blatte 
genannte Verluftziffer für eine „ausſchweifende“ Angabe; inbeflen muß doch be- 
merft werben, dab mit der einfachen Negation gar nichts widerlegt iſt. Zahlen 
laſſen jih nur durch Zahlen widerlegen, und jo lange es dem Direktorium nicht 
gelingt, durch einen Gegenbeweis, den es bislang ſchuldig blieb — dieſe Berluft: 
rehnung bezw. die berielben zu Grunde gelegte Produftionsermittelung zu ent: 
fräften, jo lange wird diejelbe als richtig anerfannt werden müſſen. 

Der Herr Schatzſekretär jagt in jeiner Etatörede vom 7. Dezember (vergl. 
ftenogr. Protokoll): 

„Wie zuderreic die Rüben in der Campagne 1881/82 waren, geht daraus 
„hervor, daß, trogdem die Nübenverarbeitung 1 Mill. Ztr. gegen das 
„Borjahr weniger betrug, die Zuderproduftion um 7—800,000 ‚tr. 
„größer war;* 

Aus dieſen wenigen Morten läßt fi ſofort folgende unanfechtbare Verluſt— 
rechnung konſtruiren: 

Die Zuderproduktion des Vorjahres war (Spalte 4) 5,559,151 D.-$tr. 


Plus das Mittel obiger Mehrproduftion . . . 375,000 , 
5,934,151 D.:Ztr. 

ab Erp ee ar 5 

bleibt Konium . . . 2,779,538 D.-$tr. 


Aus 62,713,730 D.-Ztr. Rüben — die ——— erzeugt, und 
der Rübenverbrauc auf 1 D.-Ztr. Zucker beziffert fich daher auf 1057 Silo mit 
einem Steuerertrage von 16,91 e. 

Auf den Konjumzuder von 2,779,538 D.-Ztr. follen nach dem Geiles 
a 20 M oder. . ..  55,590,760 M. einfommen. 
Erhoben wurden aber a 16, 91 Mer . . 47,001,988 „ 


Alfo ift auf den Konſum eine Prämie von 8,588,772 sb. gewährt. 
Auf den D.-Ztr. Erportzuder wird 
18,80 M vergütet, 
erhoben jind 16,91 „ 
bleibt . . 1,89 AM. Erportprämie 
x 3,154,613 D.-Ztr. Gejammterport = 5,962,219 „ 
Zufammen Inland: und Crportprämien 14,550,991 MM. 


Die Produftionsannahme des Herrn Schagiefretärs läht aber bei alledem 
dod nur ein ungenügendes Quantum für den Konſum übrig. Das Inland war 
danach wiederum zu ftärferer Verbrauchseinſchränkung verurtheilt; es behielt nur 
6,18 Kilo, während im Vorjahre noch 6,20 Kilo vorhanden waren. Die Ein: 
nahmen aber machten einen bedenflihen, ganz außer Verhältniß zu diefer geringen 
Konjumbdifferenz ftehenden Rüdgang bis auf 91,2 I pro Kopf. — Endlich findet 
der Melaflezuder fein Unterfommen in dieſer Produftionsfhägung, wie fih aus 
Folgendem ergibt: Der obige Nübenverbraudh von 1057 Kilo incl. des Melaſſe— 
zuder8 entipricht einer Ausbeute von 9,46 pCt. Wird diefer nun mit feinem 
Antheil, der, wie gezeigt, 1881/82 0,74 pCt. betrug, in Abzug gebradt, jo 
bleibt ein Ertrag aus Rüben allein von 8,72 pEt., aljo weniger, als der Durch— 
jchnitt der letzten 10 — aufweiſt (vergl. Spalte 15). 
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Dann aber dürften die Fragen erlaubt ſein: 

Wo bleibt die gute Zuderente des Vorjahres, welche von allen Seiten 
als die zuderrreichite im legten Dezennium anerkannt ift? 

Wie ift der fallende Konſum zu erklären ? 

Und endlich und hauptiählih, wo find, ſelbſt aus dem geiunfenen Kon— 

jum, die Steuern? | 

Dieſe Widerjprüche werben ihre Löfung nur dann finden, wenn man fid 
Klarheit über die Urſachen verichafft. 

Obwohl die Steuerfrage mit den finanziellen Erfolgen der Inbuftrie nichts 
zu thun hat, fo follen diejelben hier doch beiprohen werben. 

Einmal wird hierdurd die Beitätigung für die guten Zuderausbeuten ge 
geben, und dann ift es immerhin wichtig, zu zeigen, daß die Induftrie zu ihrer 
Erhaltung feiner Prämien mehr bedarf. Das Direktorium des Vereins für die 
Rübenzucderinduftrie des Deutichen Neiches jagt bezüglich der Dividenden: 

„Jede Verwechſelung der Dividende mit der Zuderausbeute muß zu 
Irugichlüffen führen, weil der Neinertrag von verichiedenen Faktoren 
abhängt.“ 

In diefer Allgemeinheit ausgeſprochen, iſt das nicht richtig. Die Dividende 
fteht vielmehr zuerst in innigem Jufammenhange mit der Zuderausbeute, wodurch 
natürlich nicht ausgeſchloſſen iſt, daß verichiedene lokale Verhältniſſe alterirend 
einwirken fönnen. — Es iſt jedoch einleuchtend, daß, wenn 3. B. der Fabrifant 
aus 100 Pfund Rüben in einem Fahre neun Pfund, im andern zehn Pfund Zuder 
erzielt, das zehnte Pfund eine Reineinnahme darftellt, da er es ohne größeren 
Koftenaufwand und auch jteuerfrei gewonnen hat. 

Gleichfalls muß der Behauptung entichieden widerſprochen werden, daß ganz 
hohe Dividenden nur da gezahlt fein follen, wo die Aktionäre ihre Leiftungen, 
Rübenlieferung ꝛc. 2c. nicht in markftmäßiger Höhe anrechneten. Auch nicht ein 
einziger Fall ift befannt, wo dieſes zuträfe. Uebrigens fommt es auf einzelne 
hohe Dividenden gar nit an, fondern vielmehr darauf, fich ein Bild über den 
durchſchnittlichen Nutzen der Induſtrie zu verichaffen. 

Zu diefem Zwecke folgt hier ein Artikel der „Frankfurter Ztg.“, d. d. 
2. Dezember v. %8.: 

„Wem die Ausfälle der Reichskaſſe bei der Rübenzuckerſteuer in die Tajche 
„Nießen, darüber kann man feinen Augenblid im Zweifel fein. Zunädit bringen 
„ja die viel zu hoch normirten Ausfuhrvergütungen den Zuderfabritanten enorme 
„Summen ein, die finanziellen Erträge der Zuderfabrifen find hierfür und für 
„die hohen Zucderausbeuten der beite Beweis. Dividenden von 50, ja ſelbſt von 
„100 Prozent und darüber gehören nicht zu den Seltenheiten, man nahm fogar 
„bie und da, als genirte man ſich einer fo hohen Gewinnvertheilung , feine Zus 
„Nucht zu jehr großen, ganz außer Verhältniß zum Aktienkapital ftehenden Ab» 
‚„Ihreibungen oder man gab dem Rüben liefernden Aktionär vornweg ein Aufgeld 
„bon 20 bis 30 per Zentner Rüben über den vereinbarten Preis. Cine 
„Zulammenitellung von befannt gewordenen und „vertheilten“ Dividenden 
„einer großen Anzahl von Zuderfabriten Norddeutichlands ergibt einen Durch 
„Ihnitt von 42'/, Prozent des Aftienfapitals nad überreichlicher 
„Amortifation der Anlagen. Dabei find verhältnismäßig fchlecht rentirende Fa— 
„brifen eingerechnet, dagegen diejenigen mit ganz hohen Dividenden fortgelaflen. 
„Es ift intereflant, an der Hand der vorliegenden detaillirten Nechnungsabichlüfie 
„den Gefammtgewinn, welchen die deutiche Zuderinduftrie im abgelaufenen Bes 
„triebsjahr machte, zu berechnen. 
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„Hiernach erfordern die ſämmtlichen Unkoſten zur Verarbeitung von 50 Kilo 
„Rüben auf NRohzuder einen Aufwand von 2,75 M. incl. 110 “% für Rüben, 
„mit Steuer, Generalkoſten und reichliher Amortifation. Dieſer Sap kann je 
„nah den verichiedenen Diſtrikten in Folge der Verichiedenheit der Preiſe des 
„Brennmaterialö, der Arbeitslöhne u. j. mw. etwas variiren, durchichnittlich aber 
„iſt er eher etwas zu hoch als zu niedrige Aus einer Reihe von Spezialab- 
„hlüflen geht nämlich hervor, daß die Rüben in den Fabriken meiſt mit 105 
„bezahlt wurden, während unjere Berehnung fih auf 110 5 und unter Ans 
„rehnung des Futter jogar auf 130 2 jtügt. Bei dem Nübenpreile von 
„110 2% erhielt der Landwirth die Futterrüditände gratis zurüd, und dieſe er: 
„böhen den Verfaufswerth der Rüben um etwa 20 „% aljo auf 130 4; er erzielt 
„damit einen Ertrag, welcher nicht allein jeine Kulturfoften det, fondern ihm 
„neben der Bodenrente und der Verzinjung feines größeren Betriebätapitals aud 
„bon bei mittleren Ernten noch einen Nugen übrig läßt, ganz abgejehen von 
„dem bedeutenden WVortheil, den die tiefere und beijere Kultur auf jeine Nach— 
„früchte äußert. Cine Beltätigung hierfür liegt in dem von Jahr zu Jahr 
„wachienden Angebot von Kaufrüben an die Fabriken. 

„Legen wir nun eine Rohzuderausbeute von 10 p&t. zu Grunde und nehmen 
„einen Durchſchnittspreis von 31.4. für Rohzuder aller Produkte an (der Magde— 
„burger Jahresdurdichnittöpreis für 96er Koruzuder war 32,5 Ab), To 

„wurden 50 Silo Nüben ausgebraht mit. - . .3,10 Mb. 

„dazu Erlös aus den Nebenproduften, als Reſtmelaſſen, 

„Dünger, extra verfauften Schnigeln, Abfällen aller Art 0,15 „ 
Zufammen 3,25 He. 


„An je 100 Silo Rüben wurde daher durchichnittlich netto 1 46. verdient, 
„das macht auf das verarbeitete Gefammtquantum von 62,7 Millionen Doppel: 
„zentner Rüben 62,7 Millionen M. Nimmt man nun das Anlagekapital einer 
„Rohzuckerfabrik durchſchnittlich zu 600,000 Ab. an, ein Sak, der in Wirklichkeit 
„und in Anbetracht der vielen fleineren und älteren Anlagen kaum erreicht wird, 
„So arbeitete ın den 344 Fabriken ein werbendes Kapital von 206,4 Millionen M. 
„Der Gewinn betrug jomit Durdichnittli 30,3 pGt., wozu die Steuerprämit 
„9,1 pCt., d. h. fait ein Drittel, beitrug. Wenn dem gegenüber die Fa— 
„Drifanten zur Grklärung der thatjächlich gezahlten hohen Dividenden von der 
„Geringfügigfeit des Aftienfapitals iprechen, jo mu bemerkt werden, dab aller: 
„dings einige Fabriken vorhanden find, welde im Verhältniß zur Größe ihres 
„Betriebes ein geringes Aktienkapital haben, es ift dies aber eine unerhebliche 
„Minderzahl. Unſere Annahme von 600,000 Ab. durchichnittlichem Anlagefapital 
„wird in Wirklichkeit nicht einmal erreicht. Die durchſchnittliche Arbeitsfapazität 
„einer Fabrif war im Vorjahre 180,000 Doppelzentner Rüben, und eine jolde 
„Anlage tit heute für den Preis von 600,000 Ab. ganz neu einzurichten. 

„Daß librigens unsere Berechnung innerhalb der beicheideniten Grenzen auf- 
„geitellt ift, geht aus der Thatiache hervor, dab die befannt gewordenen Div 
„denden weit höher als 30 pCt. waren und ferner daraus, dab das Ausbringen 
„aus einem Zentner Rüben in denjenigen Fabrifen, von welden jpezielle Nad: 
„weilungen vorliegen, weit über die in Berechnung gezogenen 3,25 M hinaus: 
„geht, dad Ausbringen belief ſich nämlich auf 3,35 „M. und in den mit Elution 
„arbeitenden Fabriken auf jogar 3,58 HM. Man wird aljo mit Sicherheit an 
„nehmen fönnen, daß der von der deutichen Zuderinduftrie im abgelaufenen Be 
„triebsjahre erzielte Gejammmtgewinn weit größer als der von uns berechnete war. 
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„Mit vollem Recht drängt fich hier die Frage auf, ob eine jo projperirende In— 
„dultrie überhaupt der Prämie bedarf, ob ihr der neunprozentige Stapitalnugen, 
„nit welchen fie in der Form der Stenerprämie bedacht ift, überhaupt zum wahren 
„Lortheil gereiht, und ob dieſer Vortheil endlich unſerem geſammten National: 
„Bohlitand zu Gute kommt, Alle diefe Fragen find unbedingt zu verneinen, 
„Bir find weit entfernt, die wirthichaftliche Bedeutung unferes Zudererports, 
„welcher jest ſchon abzüglich Steuer jährlich einen Werth von 150 Millionen Ak. 
„tepräfentirt, gering anzufchlagen, wir willen, daß dieſer Werth fait allen Ge: 
„bieten unseres wirthichaftlihen Lebens, dem Aderbau, der Viehzucht, dem Berg: 
„bau, dem Hüttenweien, dem Maſchinenbau, der chemischen Induſtrie und dem 
„Eiſenbahnweſen in gewiſſer Weile zu Gute fommt, da feine zweite Induſtrie 
„gleich ſtark in das wirthichaftliche Leben eingreift wie die Zuderinduftrie, aber nichts 
„deitoweniger finden wir es durchaus ungerechtfertigt, daß diefer Induſtrie auf 
„Koften der Steuerzahler bei ihrer großen Projperität obendrein noch 
„Steuerprämien gewährt werden. Hat doch die deutiche NRübenzuderinduftrie die 
„günftigften flimatifchen und Bodenverhältniife, billige Arbeitslöhne, billige Kohlen, 
„günftige Eifenbahntarife, befindet fie jih doch auf dem höchiten Stande der 
„Entwidelung. Sein Land der Welt fann ihr überlegene Stonfurrenz bereiten, 
„ein Land kann den Zuder jo billig liefern. Cine geiegliche Begünstigung dieſer 
„Induftrie muß alio einerfeit® zu einem Weberwuchern derjelben, zu einer über 
„iedes Bebürfniß weit hinausgehenden Weberproduftion führen, wie jie ja that- 
‚„ſächlich bereits vorhanden ift, andererſeits aber wird fie ein Sinfen der Yuder: 
„Dreiie weit unter den wahren Produftionswerth veranlafien, für welchen lewteren 
„der Fabrikant jede Schägung verliert. Nechnet der YFabrifant zu dem Erlös 
„für den in das Ausland verfauften Zuder die ihm gewährte Erportprämie 
„hinzu, jo gewahrt er nicht, daß er unter Umständen feine Waare dem Auslande 
„zu einem zu niedrigen Arbeitswerthe abgegeben hat. Die Erportprämie fann 
„aljo ein direfter Nuten für das Ausland werden, indem fie mit dem in Folge 
„Der großen Weberproduftion ftetig wachlenden Angebot den Erport:Berfaufspreis 
„unter die Erzeugungsfoiten des Zuckers herabdrüdt. Und wäre nicht ferner etiva 
„ein Beihluß des engliihen Parlaments auf Einführung eines Zuderausgleid) 
„zolles zu Gunsten der engliihen Stolonien geeignet, den größten Theil unſerer 
„Zuderfabrifen zu ruiniren? Seltſam ift jedenfalls, daß die Hoffnung unſerer 
„Schugzöllner und ihrer agrariihen Bundesgenofien heute auf der Prinzipien: 
„teitigkeit der Mancheftermänner an der Themfe beruht. Aber diejelben Engländer 
„mahen ſich auch die jegige Situation zu Nugen, ſie laflen es fich auch ferner 
„getallen, daß man ihnen auf Koſten der deutichen Steuerzahler den Zentner 
„guten Zuders zu 18 oder 19 MA verfauft, ihre Sorge wird nur die fein, wie 
„Ne ihn noch etwas billiger befommen. Das iit aljo der große wirthichaftliche 
„Schaden der bejtehenden Steuerprämie dem Auslande gegenüber! Es fommt ins 
„Deilen noch eine interne Angelegenheit hierbei zur Sprade. Die Erportprämien 
„werden nämlich aus der gemeiniamen deutichen Reichskaſſe bezahlt, gehen alſo 
„auf Koften aller deutihen Steuerzahler. Die Rübenzuderinduftrie bejteht da— 
„gegen zum weitaus größten Theil in Preußen und einigen fleinen, vom preuß— 
„iſchen Staatögebiet umſchloſſenen Ländern, während Bayern, Württemberg, 
„Daden, Sachen, Helen, Oldenburg und andere deutjche Länder nur wenige oder 
„gar feine Zuderfabriten befigen. Diele Staaten haben alio nur Opfer für bie 
„Rübenzuderinduftrie zu bringen, genießen aber Nichts von ihrem rtrage, 
„unter Umständen müſſen fie durch anderweitige Stenern die Ausfälle der 
„Zuderftener deden. So jehen wir denn, daß die Gpportprämie ein großer 
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„wirthichaftliher Schaden für dad gelammte Reich iſt, daß fie dringend ber 
„Reform bedarf. 

„Nicht allein aber ift es die Erportprämie, welche den großen Steuerausfall 
„herbeifühtt, es treten noch die neueren Erfindungen, insbejondere das Stron- 
„tanitverfahren, hinzu, mittelit deflen vollftändig jteuerfreier Zucker erzeugt wird, 
„Die Strontianitanlagen dehnen fich in Folge dejien immer mehr aus; waren im 
„Vorjahre erft einige diejer Fabriken im Betriebe, ſo hat inzwiſchen die völlige 
„Steuerfreiheit und der damit verbundene enorme Gewinn zur Nahahmung ge 
„reizt. Zwei weitere Strontianit:Fabrifen arbeiten jchon, andere find im Bau 
„oder in der Konftituirung begriffen, und was die Zahl hier nicht macht, das 
„eriegt der Umfang dieler Fabriken. Es ſei in diefer Hinficht nur beiläufig er 
„wähnt, daß die im Bau begriffene Hildesheimer Anlage und die in jüngfter 
„Zeit in Braunfhweig konftituirte Strontianit-Aktien-Geſellſchaft ein jährlices 
„Melafles Quantum von 800,000 Zentner zu verarbeiten gedenfen. Nach einer 
„uns vorliegenden, an die Braunfchweiger Intereflenten verfandten Staltulation, 
„melde nah den von uns eingezogenen Informationen übrigens richtig ift, 
„werben daraus 300,000 Zentner Raffinade hergeftellt, auf welche eine Steuer: 
„prämie von etwa 3", Millionen M als reiner Gewinn entfällt. Ein ähnliches 
„Quantum bringen die jchon arbeitenden vier Fabriken fertig, jo daß der Steuer: 
„berluft aus diejen wenigen Anlagen demnädhft etwa 7 Millionen betragen wird. 

„In der erwähnten Kalkulation heißt es wörtlich: 

„Die folgenden Zahlen, welche und unter der Garantie der Patentinhaber 
„zur Dispofition geftellt find, mögen für die Projperität des Unternehmens 
„ſprechen, und fall wirflid über Jahr oder Tag ein Modus gefunden 
„werden jollte, nach dem man die „eigene Melaſſe beiteuern kann, To ift 
„die Anlage längft verdient.“ 

„Nach diefer Berechnung will man je 50 Kilo Melaſſe nach Abzug des mit 
„5 M in Rechnung gejtellten Ankaufspreiſes, ſowie aller often, Amortilationen 
„u. 1. w. einen reinen Nuten von 7,18 MA erzielen. Das bedeutet 143 pEt., 
„allerdings incl. des Steuernußend von 90 p&t. Hier ift alfo der Gewinn durd 
„die völlige Steuerfreiheit der Produktion bereit? 10 Mal jo body, ala bei der 
„Rübenverarbeitung geworden. Bemerfenswerth ift noch, daß man von „eigener“ 
„Melaſſe jpriht. Man glaubt damit die Klippe der drohenden Beiteuerung Sicher 
„umſchiffen zu fönnen, indem man lediglich die weitere Hebung landwirthicatt: 
„licher Interefien im Auge zu haben vorgibt.“ 


Ueber das laufende 
Campagnejahr 1882/83 


läßt fi), da der Betrieb noch fortgeht, nur Allgemeines jagen Die Rübenernte 
ift quantitativ über alles Erwarten gut und qualitativ, fomweit es bis jest zu 
beurtheilen ift, der vorjährigen mindeitens gleich, alfo auch gut auögefallen. Bis 
zum Scluffe des Jahres 1882 waren ca. 120 Millionen Zentner, ungefähr 
3/, des erwarteten diesjährigen Gejfammtquantums, verarbeitet. Nach den bis 
jegt befannt gewordenen Zuderausbenten iſt man zu der Annahme berechtigt, daß 
das porigjährige Rübenverbrauhsguantum feinenfall überichritten wird, trotzdem die 
Arbeitöperiode in Folge der großen Ernte verlängert werden muß. Darin liegt 
indeflen feine Gefahr, denn was im Januar und Februar durch Sinfen bei 
Zudergehalts der Rüben verloren gehen fann, das haben die Monate September 
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bis Dezember mit ihren brillanten Ausbeuten längit gelihert. Zudem waren bie 
Witterungspverhältniife für die Aufbewahrung der Nüben bis jegt nicht gerade 
ungünjtig. 

Unter diejen Verhältniffen fann man nicht mehr darüber im Zweifel fein, 
mie der Abſchluß der Reichskaſſe ausfallen wird. 

63 wird ſich ald annähernd richtig herausftellen, wenn man, um den kom: 
menden Verluſt zu beziffern, fagt: im Vorjahre wurden bei einem Verbraudy von 
125 Mill. Ztr. Rüben 23,3 Mill. Markt verloren, deshalb wird das diesjährige 
Quantum von 160 Mill. Ztr. einen Verluſt von 29,8 Mill. Markt bringen. 
Das find alio 6,6 Mill. Mark mehr; werden nun bdiejelben von 37 Mil. Mar, 
dem Nettoeinfonmmen des Vorjahrs, in Abzug gebradht, To bleibt eine Reſtſteuer 
von 30,4 Mill. Mark als Ertrag aus dem laufenden Betriebsjahre. Die „Frank: 
furter Ztg.“ berechnet den Verluſt gegen das Vorjahr auf 9,2 Mill. Mark, indem 
fie jagt: 

„Das vorjährige Rübenverbrauhsquantum von 10 Ztr. wird aud in 
diefem Jahre Hinreichend fein; wenn nur der Inlandsbedarf mit 6,6 DEI. 
Ztr., alſo 0,2 Mill. Ztr. mehr wie 1881 82, vorweg genommen wird, 
dann bleiben 9,4 Mill. Ztr. Zuder übrig, welche erportirt werden müffen, 
oder 3,3 Mill. Ztr. mehr wie im Vorjahre. Die Prämie auf Diejes 
Ausfuhrplus beträgt à 1 M. 40 9 (auß 10 Ztr. Rübenverbraud.:) 

rund 4,6 Mill. Marf. 

Dazu kommt nun eine inzwifchen erweiterte und 
in Folge ftärferer Nübenverarbeitung vermehrte 
fteuerfreie Zudergewinnung aus der Melaſſe, gegen 


dad Borjahr höher zu veranichlagen mit . . + 8 5 — 
Endlich, ebenfalls veranlaßt durch die ſtärtere 
Rübenverarbeitung, erhöhte Erhebungskoſten.. „ LI „ B 


in Summa rund 9,2 Mill. Mark, 
um welde das Betriebsjahr 1882/83 ſchlechter abjchließen wird. Der 
demnächftige Reftbeitand kann daher nur 27,8 Mill. Mark betragen.“ 


Das bisher Gelagte foll nun furz dahin refümirt werden: 
Die Verlufte der Reichskaſſe von 1871 bis jegt, alio incl. der laufenden 
Gampagne, laſſen fich überfichtlih dahin zufammenftellen: 
1. zu wenig erhobene Steuer auf den Inlandsver— 
brauch gegen die geſetzlich vorgejchriebenen 20 Ak. 
pr. D.-$tr. in Summa der Jahre ae (vgl. 
Spalte 25) . . . .39,445,983 Ma 
2. Erportprämien innerhalb biejer Zeit (vgl. Sp. 26) 5,559,847 M. 
3. Ertra veranſchlagter Verluſt des Jahres 1880/81 


(vgl. Seite 155. . 8,200,000 Me. 
4. Verluit des Jahres tobiſoe durch Inlands⸗ und 

Exportprämien . . 2. 23,300,000 M 
5. Muthmaßlicher Verluft "des Jahres 1882/83 . . 29,800,000 MM. 


Total-Verluſt: 106,305,830 M. 


Davon kamen den Konfumenten jeit dem Jahre 1875/76, von wo ab der 
ſtärlere Export eintrat, welcher die Inlandszuderpreife nad) denen des Auslandes 
tegulirte, Die Differenz zwiſchen 20 M. und 18,8 AM. Bonififationsfat von 
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1,20 4. zu Gute mit 19,611,487 Mb; ferner 1881/82 mit 4,300,000 M. und 
1882/83 nochmals mit 4,300,000 MM. 

Der Konjument partizipirte mit . . .  28,211,487 M. 

der Produzent dagegen partizipirte mit 78,094,343 Ab. 

Das ift die „praktiſche“ Wirkung des Gejeges von 1869, von welchem bie 
Thronrede beim Schluß des Zollparlament® am 22. Juni 1869 wörtlich Fol: 
gendes ſagt (vergl. jtenogr. Ber. ©. 251): 

„Die Beftenerung ded Zuderverbraudhs im Ganzen wird eine Ermäßigung 
und die Ginnahme des Bereind aus diefem Verbrauche wird eine Er: 
höhung erfahren, melde einen Theil der in den legten Jahren durd 
zahlreiche Zollbefreiungen und Grmäßigungen veranlaßten Cinnahme: 
Ausfälle deden wird.“ 


IV. Die Reform. 


Wenn es als erwielen betrachtet werden muß, daß die Abficht des Geſetzes 
von 1869 bei der heutigen Yage der Dinge völlig illuforiih gemacht iſt, To wird 
über die unauffchiebbare Nothivendigfeit einer Geiekesänderung von feiner Seite 
mehr geftritten werden können. 

Jedermann mit mur einigem Verſtändniß der großen wirthichaftlihen Be: 
deutung der Zucerinduftrie bringt derielben ein gewiſſes Wohlwollen entgegen, 
Niemand im ganzen deutichen Reiche will ihr übel. Amt allerwenigiten iſt aber 
eine Verkennung der thatlächlichen Werhältniffe bei der Reichöregierung borauszu: 
jegen, und e3 muß zum Mindeiten auffällig ericheinen, daß die Preſſe bei jedem 
Anlaß das befondere Wohlwollen betont, womit die Neichöregierung die In: 
duftrie bei der bevorftehenden Geſetzesänderung behandeln werde. 

Was Soll das Hervorheben diefer Gefinnung, welche al3 jelbitveritändlic 
porandgelegt werden muß, bedeuten ? 

Hätte etwa mit der Betonung diefes Wohlwollens die Abſicht der Reiche: 
regierung auögedrüdt werden jollen, das Geſetz von 1869 nach dem Stande der 
heutigen Technik nicht in vollem Umfange in Anwendung bringen zu laſſen, dann 
allerdings würde es Sache des Reichstags fein, diefem „Wohlwollen” Zügel an: 
zulegen und nicht zu geitatten, daß fernerhin auf Koſten der Steuerzahler dieſer 
Industrie Zuſchüſſe gewährt werden, die derielben nicht einmal zum wahren Wohle 
gereichen und nur durch andere Steuern, zum Theil auf die nothwendigiten Lebens: 
bedürfniffe der ärmeren Bolfsihichten, aufgebracht werden fünnen. 

Einer Induſtrie mit einer fo beifpiellofen Profperität it fein 9prozentiger 
Kapitalnugen in Form des Steuergewinnes mehr zuzuerfennen , fie wird fich vielmehr 
pollauf mit den durd eigene Kraft außerdem verdienten 21 93t. begnügen fünnen 
und müſſen. 

Bon diefen Gefichtöpunften betrachtet, verdienen die Reformvorſchläge beiondere 
Prüfung. 


Mit dem Syſtem der Materialftener wird man das angeitrebte Ziel, nämlich 
die gleihmäßige Belaftung des Zuders, mit Sicherheit niemals erlangen fönnen, 
und ſchon allein aus diefem Grunde ift diefe Form verwerflih. Das läßt ſich 
nur dur die Beſteuerung des Zuders jelbit — durd die Jabrifat- 
ſteuer — erreichen, 

Mögen die Gegner dieſes Steuerſyſtems augenblidlih noch jo zahlreich fein, 
gegen die Logik werden fie dauernd nicht anfämpfen können, und wahricheinlic 
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haben die Intereſſenten es jpäter bitter zu bereuen, daß gerade fie es waren, 
welche eines Steuervortheild wegen diefe heiliame Neform zu verzögern fuchten. 
Indeſſen kann hier auch nicht gewartet werden bis das neue Spitem auf den 
Punkt vom „i“ richtig erſonnen und erwogen ijt; bei der Zuderjteuer, wie fie fich 
jest zeigt, ilt Gefahr im Verzuge; um den alten Bau vor völligem Einfturz zu 
ichern, müffen die Stügen jogleich angelett werden. Mit einem Wort, es iit 
ein Nothgeieg zu erlaifen. 
Will man zunächſt verſuchen das Gejet von 1869 auf feine Baſis zurüd- 
zuverfegen und den Schaden durch Erhöhung der Nübenfteuer zu bejeitigen, fo 
werden die folgenden Erwägungen Plag geeifen müflen. 
1. Da die Borausiegung des Rübenverbrauchs von 12'/, Zir. irrig war, 
vielmehr ſchon, und abgejehen zunächſt vom Diffufionöverfahren, 1,193 
Pfund im zehnjährigen Durchſchnitt genügten, aljo. 57 Pfund Rüben, 
(vergl. Spalte 20), und ferner 
2. da durd das Diffufionsverfahren weitere . . -. 59 „ 8 
(vergl. Spalte 19 und 20) und endlich 

3. da durch die Melaffe-Entzuderung die Möglichkeit ge— 
geben ift, jämmtlichen in der Melaſſe enthaltenen 
Zuder bis auf wenige Verluftprozente zu gewinnen 
und ſomit Ichließlih circa . : 2 2 2 2.2.4160 „ A 

zulammen rund 275 Pfund Rüben 

bei der Erzeugung eines Zentners Zucker eripart werden fonnten, jo 
genügt heute ein Nübenquantum von 975 Pfund, und um 10 4. vom 
Zentner Zuder Einnahme zu erheben, muß die Rübenfteuer rund 1,03 M. 
per 50 Stilogr. betragen.“ 

Damit würde nun aber die Differenz in der Belaftung noch viel mehr her: 
bortreten wie biöher, der beijere Boden monopolifirt, der ichlechtere dagegen in 
eine precäre Lage gebracht, nebenher jedoch vor wie nad) fteuerfrei Zuder pro— 
duzirt werden können, 

Diefer Weg empfiehlt ſich alfo feinesfalld. Im Neichötage ſowohl als in 
der Preſſe und vom Vereind-Direktorium ift behufs Erzielung höherer Einnahmen 
eine Serabjegung der Ausfuhrvergütung vorgeichlagen. Aber auch diefer Meg 
fann, die Abficht vorauögelegt, die von dem Konjum aufgebradte Steuer 
nun auch wirflih voll und ganz in der Reichskaſſe jehen zu 
wollen, niemal3 zum Ziele führen, wenn nicht gleichzeitig die Beſteuerung des 
nebenher bislang fteuerfrei getvonnenen Melaffezuderd damit verfnüpft ift. 

Der Verlust der Reichskaſſe rührt befanntlid — wie wiederholt gezeigt 
wurde — nicht allein von den Erportprämien her, jondern in noch viel höheren 
Grade von der unzulänglichen Beftenerung des inländischen Konjums, indem vom 
Produzenten durdichnittlih weniger ald 10 4b. vom Zentner Zuder erhoben 
wurde, reip. von der Gewinnung großer Maflen aus der Melaſſe erzeugten Zuders, 
welher feine Steuer zahlt. 

Folgerihtig kann man nicht allein durch eine Reduktion der Erportvergüts 
ung bejiern wollen, e3 jei denn, daß man beabiichtigt, die Herabjegung bis zum 
Grade des Verluſtes des Produzenten durchzuführen, damit die Reichskaſſe hier 
mofitirt und mit diefem Gewinn den Verlust, welchen fie durch eine zu geringe 
Einnahme aus dem Konſum erleidet, deden kann. 

Das wird natürlih nicht geihehen fünnen, weil dies dem Ruin der deutichen 
Juderinduftrie gleich käme. 
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Das Direktorium ded Zudervereins glaubt als höchſten von der Jnduftrie 
zu ertragenden Sag 40 %, pro Zentner Bonififationsreduftion vorschlagen zu 
jollen. Dadurch hätte num der Reichsfiskus in der laufenden Campagne bei dem 
muthmaßlihen lUmfange des Yudererportö von 9,4 Mill. Zentner 3,7 Mill. 
Mark weniger zu reitituwiren, d. 5. diefe Summe erjpart. 

Die Neineinnahne, auf Grund der Schäßung der „Frankfurter Zeitung“ 
vorher 27,8 Mill. Mark, betrüge dann 31,5 Mill. Mark und höchſtens 34,1 Nil. 
Mark nah dem in dieier Abhandlung gemachten Einnahme-Voranſchlage, und 
Died wäre doc ein recht farges Angebot, beionders gegenüber einer Prämienge— 
währung von 29,8 Mill. Mar. | 

Aber jelbit, wenn 3. B. eine Mark pro Zentner weniger wie biöher ver: 
gütet würde, jo könnte auch damit finanziell noch nicht viel erreicht werden, denn 
da3 Plus würde doc immer nur 9,4 Mill, Mark betragen. 


Der ganze Effekt beitände alfo in einer Mehreinnahme von 0,2 Mill. Mart 
gegen dad Vorjahr (27,8 + 9,4 — 37,2 Mill. Mark gegen 37 Mil. Mart 
vorjähriger Einnahme) und höchſtens in 2,8 Mill. Mark (30,4 + 9,4 = 39,8 
Mill. Markt) nah) der anderen Cinnahme-Schägung. 

Das ift der Erfolg unter den Verhältniſſen der laufenden Campagne. Ganz 
anders aber geftalter ji) die Sache in der Zukunft. 

Die „Frankfurter Zeitung“ jchreibt diesbezüglich: 

„Um dies zu zeigen, und zwar unter dem Ausschluß jeder fictiven Zahl, 
„nehmen wir als Beiipiel eine einzelne beliebige Fabrik, deren Verhältnifie uns 
„duch einen eingehenden Geihäftsbericht näher befannt find, 3. B. die Aktien: 
„Zuderfabrit Bennigjen, Provinz Hannover. Die Generalverfammlung derielben 
„beſchloß, zur höheren Fruktifizirung ihres Stapitals fi an der Strontianitme 
„laſſe-Fabrik in Hildesheim zu betheiligen und ihre Melaſſe dort entzudern zu 
„falten. Dieje Fabrik paßt uns zu unferem Beilpiel auch um deswillen gut, 
„weil fie ihre Syrupe nicht entzuderte, uns alſo die Zuderausbeuten ausſchließ— 
„ih aus Nüben zeigt. — Sie verarbeitete 376,649 Ztr. Nüben, gewann bei 
„9,56 pCt. Ausbeute 36,000 Ztr. Nohzuder und verbrauchte zu einem Zentner 
„Zucker ein Nübenquantum von 1046 Pfund, worauf fie 8,37 M. Steuer bezahlte. 

„Nach den Erport: und Konjumverhältnifien mußte, wenn wir das allge 
„gemeine Reſultat auf dieſes einzelne Beifpiel anwenden, die Hälfte der Produf: 
„tion mit 18,000 Ztr. ausgeführt werden, die andere Hälfte verblieb dem in 
„ländiichen Konſum. Da die Fabrik pro Zentner Zuder 9,40 M. Rüdvergütung 
„erhielt, aber nur 8,37 M. Steuer zahlte, jo hatte fie eine Erportprämie von 

„1,03 A, macht bei ihrem Erportt . . . 18,540 M. 

„Ferner entfiel auf 18,000 tr. Sonfumzuder, welcher 10 M 
„Steuer pro Zentner bringen joll, eine Prämie von 1,63 Mb. pro 
„Zentner, allo in Summa . > 2 2 2 en 2 nn nn. 29,340 „ 


alfo betrug die Gejammtprämie 47,880 Mr 
„und zwar ohne jede Entzuderung, allerdings in einem guten Zuderjaht. 
„Dur die inzwiſchen geſteigerte Ueberproduktion find aber die Grport- und 
„Konjumverhältnifie auf ungefähr ?/,; Erport und !/, Inlandskonſum verſchoben. 
"Die Fabrik würde jetzt 24,000 Ztr. auszuführen haben und 12,000 Zr. in 
„den Inlandskonſum bringen. Dann ergäbe fih die Prämie in folgender Weile: 

24,000 X 1,03 M. — 24,120 M 

12,000 X 1,63 M. = 19,560 M 

Zujammen 44,280 M. 
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„Srmäßigt man nun Die — —— um 1 M pro Zentner, jo gingen 


„von diefer Prämie verloren . . . ; >.» 24,000 Ab 
„so daß die Fabrik eine Steuerprämie behält von .. . 20,280 Mb. 


„Will man uns hiergegen einwenden, wir hätten ein gutes Zuderjahr zu 
„Grunde gelegt, jo brauchen wir nur den Durchichnittsertrag vieler Jahre in 
„Rehnung zu ſetzen. Auch diefes Erempel wollen wir machen. 

„Die Durchſchnitts-Ausbeute aller Fabriken in den Jahren 1871/78 — bie 
„mäteren Jahre jchließen wir wegen der fich ſchon bemerkbar machenden Melaſſe— 
„Entzuderung aus — war 8,81 p&t. Zuder mit 1,135 Pfund NRübenverbrauch, 
„entiprehend 9,08 Ab. Nübenfteuer. Nehmen wir dielen Durhichnitt ala Grund 
„lage, fo würde die obenbezeichnete Fabrik 33,200 Ztr. Zucker produzirt haben, 
„Werden hiervon ?/, erportirt, fo berechnet fi die Steuerprämie folgendermaßen: 

22,200 Ztr. Erportzuder A 0,32 MH. Prämie . . . + 7,104 Me 

11,000 tr. Zuder für den Inlandskonſum mit 0,92 M. Prämie 10,120 „ 


Zufammen 17,224 AM. 
„Durch die Herabiegung der Grportvergütung um eine 1 4. gehen hiervon ab 
„22,200 X 1 AM = 22,200 MA; es relultirt alſo in diefem Falle für die 
„rabrif ein Stenerverluft von rund 5,000 Ab. 

„Nun kommt aber die Hauptiache. 

„Die Fabrik Liefert ihre Melaffe mit 12,000 Ztr. an die Strontianit: 
„Melaile: Fabrik in Hildesheim. Dort werden aus diefem Melaſſequantum, und 
„zwar vollitändig ſteuerfrei, 4,800 Itr. Raffinade fabrizirt, welche entweder 
„ervortirt und zu dem bereit3 auf 10 .H. pro Zentner Naffinade') veduzirten 
‚Ausfuhrvergütungsfag 48,000 A. baar aus der Reichskaſſe verlangen oder, 
„wenn sie fich in den Konſum einichieben, die Ginnahme der Reichskaſſe um Diele 
„Sunme Ichmälern. 

„Für die Steuerberechnung bleibt es jelbitredend gleichgültig, ob dieje Fabrik 
„einen Theil ihres Steuergewinnes an die Unternehmer der Melafle-Entzuderung 
„— die Aktien-Gefellihaft in Deffau — abzugeben hat oder nit. Dieje Ge 
„ellihaft hat überdies gar Nichts mit dem landwirthichaftliden 
‚„Sewerbe zu thun, man fann alio bier die Steuerprämie nicht einmal durch 
„von „Schuß der Landwirthſchaft“ entichuldigen. 

„Wie ftellt fih nun das Facit der Neichsfafle, wenn man einfach die Aus» 
„fuhrvergütung um 1 HK. pro Zentner herunterfest? Die Reichskaſſe würde 
„für Ervort, Inlandsfonfum und aus Melafle tabrizirten Zuder insgelanımt 
„92,280 MA. an Steuerprämien zahlen müflen, dagegen nur 24,000 .M. Prä— 
„ie, durch die Herabiegung der Ausfuhrvergütung einnehmen reip. eriparen, es 
‚bliebe alio bei dieſer einzigen Fabrik ein Steuerverluft von 
‚68,280 M. Im günitigiten Falle aber betrüge die Ausgabe der Reichskalfe, 
„wenn man wie in obiger Rechnung die Durchichnitt3erträge der Jahre 1871/78 
„zu Grunde legt, 65,224 MA, die Ginnahme dagegen 22,000 A, was einen 
„Berluft von rund 43,000 AM. im günſtigſten Falle bedeutet. 

„Wenn man nun Dielen Verluſt mit der Geſammtzahl der beitehenden 
‚370 Zuderfabrifen multiplizirt (diefe angezogene Fabrif verarbeitet ungefähr das 
„Durhihnittsauantum Nüben), fo ergibt fih, das die Reichskaſſe in guten 
„Zuderjiahren 25 Millionen Markt, nah dem Durdhichnitt vieler 
‚Sabre aber mindeltens 16 Millionen Markt Berluft durch die 
‚Steuerprämien erleidet. 


’) Hier ift die etwa beabjichtigte Meduftion der Ausiuhrvergütung bereits berüdfichtigt. 
Annalen des Deutihen Reichs 1883, 12 


een. . 





170 Die Reform der Zuder-Steuer. 


„Und diejed negative Nefultat würde nad) der Herabſetzung der Ausfuhrver— 
„gütung um 1 AM. pro Zentner Zuder verbleiben. Unmöglih fann man 
„alfo von einem finanziellen Erfolge einer derartigen einfeitigen 
„Maßregel fpreden. Man überlege fih aljo im Neihötage wohl, 
„daß mit der Sanftion einer derartigen Vorlage die Bajis des 
„Geſetzes von 1869 vollitändig verihoben und der fteuerfreien 
„Zudergewinnung eine gelegliche Unterlage gegeben würde Für 
„jede andere Fabrik wäre damit das Signal gegeben und dem Un— 
„ug Thür und Thor geöffnet.“ 

Man fieht hieraus, daß es, um beilere Ginnahmen zu erreihen, ohne bie 
Heranziehung des Melaſſezuckers zur Steuer abjolut nicht geht. Aber was wäre 
auch natürlicher, als zunächſt hier zuzugreifen. Der „Frankfurter Zeitung” wird 
aud hier wieder dad Wort gegeben. Sie Ichreibt: 

„Der größte Fehler, der gemacht werden könnte, wäre der, wenn der Reichs— 
„tag ſich mit dem Linjengericht einer geringen Grmäßigung der Ausfuhrver— 
„giütung abfinden ließe. Damit würde dad genaue Gegentheil von dem 
„erreicht, was angeltrebt wird. Es kann nicht Wunder nehmen, daß die 
„größeren Zuderinduftriellen, welche falt ohne Ausnahme die Melafie-Entzuder: 
„ung ftenerlich ausbeuten, fih für eine Neform der Zuderitener in dieſem 
„Sinne — ein FFlidwerf im wahriten Sinne des Wortes — erwärmen. Sie 
„wälzen ja damit die ganze Steuerlait auf die Schultern der Eleineren Fabrifanten 
„ab, welche auch dann den Hauptichaden tragen müflen, wenn über fur; ober 
„lang in Folge der riefigen Ueberproduftion die Zuderpreife fallen. Wir 
„ſtimmen mit dem Herrn von Minnigerode überein und halten e3 für das 
„allein Richtige, die Art da anzulegen, wo es im erfter Linie nöthig ift, bei 
„den Entzuderungsfabrifen vornehmlich bei den Elutiond- und Strontianit- 
„Fabriken, welche auf Stoften der Steuerzahler eine gejeglich geichüste Steuer: 
„Derraudation im großen Maßitabe betreiben. Behaupten demgegenüber die 
„Sntereflenten, daß ihre Yabrifation eine Melaflebeiteuerung nicht ertragen 
„könne, jo ift nur um jo mehr Grund vorhanden, diejes unmwirthichaftliche Ge: 
„werbe durch Cinführung der Melaſſeſteuer ſchleunigſt aus der Welt zu jchaffen. 
„Dieje Induftriellen würden fi fogar nicht einmal über den etwaigen Verluft 
„ihrer Anlagefapitalien beklagen dürfen; deun sie mußten von Anfang an 
„willen, daß fie den geieglichen Steuerrahmen überichritten und dur ihre 
„Steuerprämie eine Reform der Zuderiteuer geradezu provozirten. Die Meiften 
„unter ihnen können fich übrigens mit dem Bewußtſein jalviren, ihre Anlagen 
„in der Zeit der Steuerfreiheit der Melaſſe zwei und dreimal verdient zu haben. 

„Kann denn irgend ein Patriot einen wirthichaftlihen Nugen darin finden, 
„das einer einzigen Strontianitfabrif auf Koſten der Steuerzahler eine jähr: 
„liche Steuerprämie von 1'/, Millionen Markt gewährt wird? Geſchieht es 
„etwa zur Förderung der Willenichaft oder der Technik? Zwar jagt der Sadı 
„derftändige der „Börfen= Zeitung“: „In Wahrheit werben im Ganzen bis jegt 
„650,000 Ztr. Melaffe durch Strontianit auf Zuder verarbeitet (von ben pro: 
„jektirten und im Bau begriffenen Fabriken abgeiehen) und es ift nicht daran 
„zu denfen, daß bei einem Steuerjage von 4,20 A. pro Zentner ſich nod) 
„weitere Fabriken entichliegen follten, dieſes Verfahren einzuführen.“ Nun an— 
„genommen, das angegebene Melaſſequantum ſei richtig, und dasjenige, welches 
„die projektirten und im Bau begriffenen Fabriken jpäter verarbeiten, fei nur 
„gleich groß, obgleich es nad) den Prospekten bedeutend größer fein joll, dann 
„würden doch jchon immer 1,3 Millionen Zentner Melaffe durh das Stron: 
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„tianitverfahren verarbeitet werden. Bei einer Ausbeute von 38 pCt. würbe 
„dies Melaſſequantum 494,000 Ztr. Raffinade ergeben, welche mit 11'/, M. 
„Ausfuhrvergütung erportirt (oder gleih in den Konſum Hineingejchoben) 
„5,681,000 M. Steuerprämie aus der Reichskaſſe abjorbiren. Und dies fol 
„geichehen, um den Beutel eirter kleinen Anzahl von Aktiengelellichaften oder 
„Unternehmern zu füllen, Die obendrein mit dem landwirthſchaftlichen 
„Sewerbe nit das Geringite zu thun haben! Würde der Neichdtag 
„ch mit einer einfachen Verminderung der Ausfuhrvergütung begnügen, ohne 
„Diele Nebeninduftrie zu treffen, jo würde der etwaige Gewinn der Reichskaſſe 
„durd) eine weitere Ausdehnung der Melafje-Entzuderung wieder vollftändig ver: 
„Ihlungen werden. ' 

„Nun jagt der Sachverſtändige in der „Börfens Zeitung“, daß bei 4,20 M. 
„Drelafleitener feine neue Strontianitanlage entitehen würde. Wir möchten dies 
„entichieden bezweifeln und verweilen dieſen Sadhverftändigen an einen anderen 
„Sadverftändigen“, deffen Berechnung über den Nuten der Strontianit-Entzuder- 
„ung wir in Nr. 336, Morgenblatt, der „Frankfurter Zeitung“ bereit3 mit: 
„theilten.. Die Verftändigung zwiichen beiden „Sachverſtändigen“ dürfte nicht 
„Ihwer fallen, da und eine nähere Beziehung zwiſchen Beiden zu beitehen 
„Iheint. Wenn von dem dort berechneten Steuernugen von 7,18 MA pro Ztr. 
„Melaffe auch 4,20 A. Melafjeiteuer abgehen, jo bleiben nod; immer 2,98 M 
„Nettogewinn pro Zentner Melaffe übrig, was einigermaßen bejcheidenen Ans 
„Iprühen vollauf genügen dürfte. !)* 


*) Diefe Rechnung wurde vor einiger Zeit in der „Magdeburger Zeitung“ dementirt; 
es hieß dort: „kein Strontianit-Intereſſent habe jemals eine ähnliche Zahlenangabe gemacht.“ 
. Um den Beweis der Wahrheit anzutreten, erfolgt hier der Auszug aus einem Zirkular, 
welches ein von vielen Zuderfabrifanten der Braunjchweiger Umgegend ernanntes Komite, 
dem die Borunterjuchung über die Profperität einer Melaji»Entzuderungsfabrit vermittelft 
Anwendung von Strontianit oblag, zur Verjendung bradıte. Dieſes Zirkular war unter 
zeichnet von den Zuderfabrifanten G. Vibrans-Ueffingen, 

Greiner-Schöppenitedt, 
Rühland-Königslutter, 
Klauenberg-Brogſtedt, 
Metge-Jerſeheim, 
Laucke-Trendelbuſch. 

In dem Zirkular heißt es wörtlich: 

„Sie dürfen nach unſerer feſten Ueberzeugung dem Unternehmen ruhig beitreten, 

„um jo mehr, als es ſich zunächſt darum handelt, nur eigene Melaſſe zu verarbeiten 

„und, falls wirklich über Jahr oder Tag ein Modus gefunden werden jollte, nad) 

„dem man die eigene Melafie bejteuern kann, jo ijt die Anlage längjt verdient. 

„Die folgenden Zahlen, welche uns unter der Garantie des HerrnvonNauffmann, 
„Mitinhabers der Firma Jakob Laudan in Berlin und Vertreter des Berliner 
„Strontianit-onjortiums, zur Dispofition gejtellt find, mögen für die Profperität 
„des Unternehmens ſprechen.“ 


Ausgaben. 
I Zentner Melaſſe 6 4 
Verluſt an Strontian 8 Pfund per Zentner Melaſſe à 18 AM pro 100 Pfund 1 „ 60 „ 
Irbeitälohn: 450 Arbeiter & 2 M im Durchſchnitt RINSUE EPG SER 


Brennmaterial und fonjtige Unkoften, Zinfen 0...» 2 2 nn dm — 
Abihreibung der Anlage 10 pCt. von 1,200,000 M oder auf 1 Ztr. Mel. redugirt — „ 40 „ 
Summa Ausgabe . . . 9.M 66 A 

Einnahmen. 


38 Bund Würfelzuder & 42 A per Bentner . . 2 2 2 2 nn BMI A 
J " Speijejyrup " 12 ” ” ” . . . . * + * . . . ee | 48 " 
Abfalllauge . a — — 


Summa Einnahmen . . . 16 MB A 


12% 
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Menn weiter von gewiſſer Seite befondere Schwierigfeit in der Definition 
des Begriffes „Melaſſe“ gefunden wird, jo find wir diejerhalb volljtändig be 
ruhigt; denn die Induftrie hat fih von Beginn an jehr gut mit diefem Begriffe 
abgefunden und wird es auch ferner thun, diefen Punft fann man aljo getroft 
den Induſtriellen fjelbjt überlaffen. Der Gejeggebung wird es genügen, dasjenige 
Produft als Melaſſe anzuiprechen, welches behufs der Zudergemwinnung einer 
feparaten Arbeitämethode unterworfen wird, wobei es auf die Höhe des Yuder: 
gehaltes gar nicht anfommt, da man ſich wohl hüten wird Melaſſe mit höherem 
Zudergehalt, welche etwa nach „längerem Stehenbleiben“ freiwillig noch Kryitall: 
zuder ausfcheidet, zur weiteren Verſteuerung zu bringen. 

Selbit die Erhebung diefer Steuer hat man mit ſteuertechniſchen Schwierig: 
feiten zu umgeben gefucht, welche jedoch abjolut nicht vorhanden find. Die Im: 
ftändlichkeit der WVerwiegung der Melafje im gewöhnlichen Sinne ift gar nidt 
einmal nöthig, feitdem dies durch die automatische Flüfigfeitswaage, Patent der 
Hennefer Maſchinenfabrik viel genauer und jelbitthätig beforgt wird. Einzig und 
allein ift hier noch darauf zu achten, daß die zu verwiegende Melaſſe durch dielen 
Apparat geleitet wird, ehe fie zur Entzuderung gelangt, daß ferner das auf ein 
Zählwerf übertragene Gewicht nad gewiflen beliebigen Zeitabſchnitten durd den 
fontrolirenden Beamten abgelefen und endlich die angeſammelte Durchichnittsprobe 
auf ihr fpezifiiches Gewicht geprüft werde, eine Arbeit, welche vielleiht 10 Mi | 
nuten Zeit jedesmal, alſo täglich, achttäglih u. j. w erfordert. — Zum Zwede 
der Verwiegung von Getreide iſt die genannte Waage jchon ſeit einem Jahre zur 
eihamtlichen Prüfung zugelaffen. Als Flüffigfeitswaage wird fie demnächſt der: 
felben unterstellt. Verſuche, weldye neuerdings zur jelbitthätigen Verwiegung von 
Zuderfäften in einer rheiniichen Zucderfabrit gemacht wurden, find durchaus be: 
friedigend ausgefallen. 

Nachdem mun gezeigt ift, dab ausschließlich die Verbindung beider Vorſchläge, 
nämlich Bonififationsermäßigung und Melaifeiteuer, das gewünjchte finanzielle 
Reſultat erhoffen läßt, fo kann fich das fernere Intereffe nur noch um die Stener- 
füge felbit drehen. Was zunächſt die Ermäßigung der Bonififation anbetrifft, 
fo werden hierbei: i 


* Gewinn per Zentner Melaſſe 7 M 18 9, etwaige Preisſchwankungen natürlich vor— 
ehalten. 

Dieſe Berechnung wurde mit der einleitenden Empfehlung nicht etwa an ein Laien 
publifum verjandt, jondern an jachverjtändige Zuderfabrifanten. 

Die annähernde Bejtätigung diefer Berechnung gibt die Deflauer Strontianit-Melafie 
Raffinerie in ihrem Einladungszirfular, d. d. Defjau, 20. April 1882, an die Intereſſenten 
der Hildesheimer Strontianitanlage, indem fie behauptet, nachweislich über 6 A& per Zentnet 
Melajie in Deſſau verdient zu haben und bei 300,000 Ztr. Melaffeverarbeitung nad Ab 
rehnung von 300,000 M für Tantiemen u. ſ. w. auf das in Ausfiht genommene Anlage 
fapital von 2 Millionen Mark 75 pCt. Dividende vertheilen, d. h. 19, Millionen Marl 
Metto verdienen können. 

Nachdem nunmehr diefe Zahlen anfangen unbequem zu werden, verjucht man fie in 
neueren Artiteln der „Magdeburger Zeitung“ zu desadouiren und durch künſtlich geichraubte 
Berechnung auf die Hälfte des früher angegebenen Nußens zu reduziren. Es kommt übrigens 
auf den Nußen weniger an, al® auf die Ausbeute, da es ſich lediglich um Die Steuerfrage 
handelt. Der Magdeburger Artikel gibt in feiner aufgeftellten Kalkulation 35 Pfund weiße 
Waare an, und da auf diefe Sorte Bader 11 M 50  bonifizirt wird, jo fommit das einem 
Steuerverlujt von 3 A 92 per Zentner Melafie gleich). 

Auf der Generalverfammlung der Zuderfabritanten in Magdeburg am 15.—17. Mai 
1882 erfundigte fih der anwejende Provinzialfteuerdireftor der Provinz Sachſen bei dem 
Direftor der Deſſauer Melaffe-Raffinerie nad der Ausbeute und erhielt von diejem die Ant 
wort: 38 Pfund raff. Zuders. — (Vergl. Wochenſchrift: „Deutiche Zucker-Induſtrie“ vom 
2. Juni, Seite 534.) 
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1. die gegen die Verbrauchsannahme von 12'/, Ztr. Nüben im zehnjährigen 
Durchſchnitt überhaupt nicht erforderlich gewejenen 57 Pfund, und 


2. die durch das Diffufiondverfahren eriparten 59 Pfund zufammen 116 Pfund 
Rüben in Betraht fommen müſſen. — Es dürfte daher gerechtfertigt er- 
Icheinen, die Vergütung um 80 4 X 1,16 Ztr. = 0,93 M zu redu— 
ziren. Dabei erleidet dann der Reichsfiskus noch immer den Nachtheil: 
den im Inlande fonjumirten Zuder mit der richtigen Steuer aus 12'/, Bir. 
Rüben X 80 9 = 10 4. nit, vielmehr nur aus 11,34 Ztr. X 80 A 
— 9,07 M getroffen zu haben. Jedoch hat nun der Konſument den 
Nutzen, weil die Zuderpreife im Inlande um die Summe der Bonififa- 
tionsherabjegung billiger geworden find. Man wird hier einwenden wollen : 
„Der bisherige Bonifilationzfag von 9 4. 40 4 entipricht dem Rüben: 
„gewicht von 1175 Pfund und es fehlen im 1Ojährigen Durchſchnitt, 
„natürlih excl. des Melaffezuderd, nur 41 Pfund Rüben, für welcde 
„doch höchſtens 33 5 gekürzt werden dürfen.“ 

Das ift aber falich. 


Das Geſetz kennt diefe Phantafiezahl von 1175 Pfund Rüben nicht, weder 
in der Geieteövorlage noch in den Motiven und Verhandlungen fommt fie 
auh nur ein einziged Mal vor. — Das Geſetz von 1869 will die Steuer 
zurüderftatten vom Zentner Zuder aus 12"/, Ztr. Rüben; weil aber die Polari— 
ſationsſtufe des Rohzuckers zwiſchen 88 und 98 pCt. Zuder in einem Boni— 
fikationsſatz ausgedrückt werden jollte, es fich alfo darum handelte, den der mittlern 
Güte des Rohzuckers entiprechenden Satz richtig zu finden, fo einigten ſich 
Regierungen und Zollparlament auf F AM. 40 A. (Bergl. ſtenogr. Potofoll 
Seite 171.) 

Soll demnady das Prinzip des Geſetzes von 1869, nämlich der Ausſchluß 
jedweder Prämienzahlung, auch noch heute gelten, jo darf nicht nur, fondern 
muB fogar die Bonififation um 0,93 Ab. oder rund 1 A. pro Zentner Zucder 
ermäßigt werden. 


Wenn dem gegenüber Herr von Bennigfen in der Reichdtagsligung am 

9, Dezember vorigen Jahres betonte: 

„der deutiche Zuder dürfte vor Allem feine KRonfurrenzfähigteit auf dem 
Londoner Markte gegen den öfterreichifchen nicht verlieren, da in Oeſter— 
reich befanntlic) der Skandal mit der Erportbonififation noch ein ganz 
anderer jet, wie in Deutichland“, 

fo muß darauf erwidert werben, daß Befürchtung und Anichauung irrig find. 

Das Reichsgeſetz in Defterreihellngarn über die Nübenbefteuerung vom 

18. Juni 1880 bejtimmt: 

„F 2. Vom 1. Oftober 1880 angefangen wird die Rüdvergütung an Zoll und 
Verzehrungsfteuer bei der Ausfuhr von Rüben: und Solonialzuder be: 
meſſen: 

a) für einen Meterzentner Zucker unter 92 bis mindeſtens 88 pCt. Polari— 
ſation mit 
8 Gulden 40 Kreuzer; 
b) für einen Meterzentner Zucker unter 995/,, bis mindeſtens 92 pCt. 
PBolarifation mit 
9 Gulden 40 Kreuzer; 
c) für einen Meterzentner Zuder von mindeſtens 99°/,, p&t. Polarijation mit 
11 Gulden 55 Kreuzer. 
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„8 3. Das durch die Verbraucdhsabgabe von der Rübenzudererzeugung und durch 
den Einfuhrzoll vun Roh- und Raffinadezuder im öſterreich-ungariſchen 
Bollgebiete und den in dasjelbe einbezogenen Ländern zu erzielende Reiner 
erträgniß wird für die Betriebsperiode 1880/81 auf 

10,000,000 Gulden feitgeftellt. 
Für jede der folgenden Betrieböperioden iſt um je 400,000 Gulden mehr 
zu erzielen. Wenn in dieſer Art die Neinertragsziffer von 12,800,000 
Gulden erreicht ift, fo ift im Wege der Gejeggebung eine weitere Ber: 
fügung zu treffen.“ 

Hiernah find num: 

1. die Erportfäge geringer, wie in Deutichland, in der I. Polariſationsſtufe 
von 88 bis 92 pCt. fogar um eine Mark, in der zweiten Stufe von 92 
bis 995/,, p&t. ebenfall® niedriger, weil diefe bie deutiche zweite Stufe 
mit 10 Ab. 80 5 dom mindeltens 98 pCt. Polariſation einſchließt: 

2. die Abgaben aus dem Verbraud; für die laufende Gampagne mit 10,8 Mill. 
Gulden Netto kontingentirt, woraus hervorgeht, daß in Anbetracht der 
geringeren Bevölferung der öfterreihiichrungariihen Staaten (37 Millionen 
gegen 45 Millionen Bevölkerung in Deutichland) die Abgaben jchon jet 
annähernd jo hoch find, demnächſt aber (fiehe $ 3) ſogar höher jein mer: 
den und in Nücdficht auf den geringeren Verbrauch im Allgemeinen aber 
überhaupt höher ericheinen dürfen. 

Ueberdies genießt jedoch 

3. der deutſche Zuder einen erheblihen Frachtſchuz — zum Mindeiten ber 
Fradtiag von Prag-Magdeburg, welcher incl. Aſſekuranzen, Speien ꝛc. 
als Waſſerfracht 1,25 A. ver 100 Kilogranım beträgt. 

Die Befürchtung der Konfurrenzunfähigkeit des deutichen Zuder gegenüber 

dem öfterreichiichen auf den engliichen Märkten, felbit dann, wenn die Verminber: 

ung ber Bonififation bei uns 1 A. betrüge, iſt alſo vollitändig ausgeſchloſſen. 


Die Melaffefteuer fann nun in Verbindung mit der Rübenfteuer felbitrebend 
nur wie diefe — als Mtaterialftener — mit feititehenden Rendementsſätzen be— 
handelt werden. 

Es empfiehlt fich jedoch nicht, die Ausbeuten mittelſt der verichiedenen Ent: 
zuderungdmethoden mit einem einheitlichen Nendements= bezw. Steuerfage zu treffen, 
indem hierdurch Ungleichheiten in der Stenerbelaftung hervorgerufen würden, 
welchen 3. B. das Osmojeverfahren ganz fidyer unterliegen müßte, während anderer: 
ſeits das Strontianitverfahren wiederum ungenügend beitenert wäre. 

Im großen Ganzen find übrigens auf Grund der biöherigen Erfahrungen 
die Zucker-Ausbeuten aus der Melaffe bezw. die Rendementsſätze richtig befannt. 
Nichtsdeſtoweniger betont ſchon jest die Denkichrift de3 Direktoriums der Zuder- 
Induftriellen die Verjchiedenheit der diesbezüglichen Meinungen in Fachkreiſen und 
verlangt behufs Klärung derfelben eine Enauete, — Ob diejelbe heute noch nöthig 
ift, nachdem ſogar ftatiftisches Material über dieje Ausbeuten vorliegt, mag dahin— 
geitellt bleiben, jedenfalls wäre es ſehr bebauerli, wenn dadurch Die Zeit ver— 
paßt würde, die gejeglihe Regelung dieſer Frage noch in diefer Reichstagsſeſſion 
zu erledigen und gleichbedeutend mit dem DVerluft weiterer 30 Millionen Mark 
in nächiter Gampagne. 

Uebrigens wird hier, als Beitrag zu der gewünichten Klärung, auf eine 
dem Reichstage in einer früheren Denkſchrift überreichten Zufammenftellung folcher 
Zuderausbeuten aus der Melaffe verwieſen (jiche Tabelle Seite 150— 151). 
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Diele Zahlen liefern gerade jest ein ſchätzbares Material und verdienen uns 
gleih größeres Vertrauen, wie die bezüglichen ftatiftifchen Angaben, weil fie in 
der Abficht gegenseitiger fachmänniſcher Belehrung — demnach auch gegenieitiger 
fahmänniicher Stontrole, was ihren Werth erhöht — durch die Wocenichrift 
„Deutiche ZuderzInduftrie* befannt gemacht werben. 

Um jedoch zu zeigen, bis zu welchem vollftändigen Grade die Zudergewinnz 
ung 3. B. durd das Elutionsverfahren möglich ift, wird auf den im Anhange 
angeführten Ertrag von 45 pCt. Zucker aus der Elutions-Arbeits-Campagne 
1881/82 der Zuckerfabrik Schladen, ebenſo wegen der Ausbeute durch das Stron— 
tianitverfahren auf die Anmerkung Seite 171 verwieſen. 

Aus allen dieſen Gründen kann hier dem von der „Frankfurter Zeitung“ 
am 9. Dezember v. J. gemachten Vorſchlage — nämlich Erlaß einen vorläufigen 
Nothgeſetzes — als ſachlich durchaus richtig nur beigetreten werben. 

Dieſer Vorſchlag lautet: 

„Um eines finanziellen Erfolges ſicher zu ſein und die Zuckerinduſtrie anderer— 
‚ſeits nicht in ihrer Entwickelung zu ſtören, ſchlagen wir deshalb, immer als Ziel 
„der Beitrebungen die yabrifatfteuer im Auge behaltend, den Erlaß eines vor: 
„läufigen Nothgeieges auf folgenden Grundlagen vor: 

„i. Die Rübenſteuer bleibt wie fie ift. 

„2. Die Ausfuhrvergütung wird auf das Nübenverbrauds: 
„auantum von 1050 Kilo, db. h. auf 16,80 A. ver D.- Ztr. 
„Rohzuder ermäßigt, die Vergütung fürraffinirten Zuder 

‚, „wäre dementijprehend zu bemeſſen. 

„3. In allen Fabriken, weldhe Rübenmelaſſe entzudern, wird 
„Die Melaſſe, ganz einerlei, ob fie aus eigener oderanderer 
„inländifcher Produftion ftammıt, der Berfteuerung je nad) 
„dem Ausbringen durch die verihiedenen Methoden unter: 
„mworfen, und zwar ohne Nüdjiht auf einen etwa verſchie— 
„denen Zudergehalt der Melaſſe. 

„4 Die Zuderausbeuten aus 100 Kilo Melafie werden geieglid 
„Tirirt nad den erfahrungsmäßig erzielten Erträgen, und zwar: 

„a) beim Osmoſeverfahren mit 20 Kilo NRohzuder, 

„b) beim Elutiond- und Subititutiondverfahren mit 38 Kilo 

„Rohzuder, 

„e) beim Strontianitverfahren mit 40 Hilo NRaffinade, 

„lo daß dem entiprehend 100 Kilo Melaſſe mit 3,36 M. 
„bezw. 6,38 4. bezw. 8,40 HM. Steuer belegt werden. 

„Brüfen wir ein derartiges Nothſtandsgeſetz auf fein finanzielles Ergebniß, 
„Io ergibt fich folgendes Rejultat: 

„I. Bruttorübenfteuer aus 80 Mill. D.-Ztr. Rüben & 1,60.4. 128,000,000 Ab. 

„2. Melaijeiteuer 

„a) aus dem Osmoſeverfahren ca. 600,000 D.:Ztr.43,36 46.  2,017,000 „ 

„b) aus dem Elutions-, bezw. Subftitutionsverfahren 


ca. 1,050,000 D.:3tr à 6,38 A... .. 6,699,000 „ 
„ce) aus dem Strontianitverfahren ca. 800,000 D. tr. 
à 840 MM... .. 6,720,000, 


— .. 143,435,000 AM!) 


Ob die hier zur Entzuckerung angeſetzte Melaſſe ganz oder nur zum Theil zur Ver— 
arbeitung kommt, bleibt fich * das finanzielle Refultat der Reichskaſſe natürlich gleich, da 
edentuell weniger Zucker exportirt zu werden braucht. 
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„Davon geht ab 
„Für Exportprämien bei einem muthmaßlichen Export von 
„47T Mil. D.-Zir. Nohzuder & 16,850 M . . . . 78,600,000 Me. 


bleiben rund . . . 64,500,000 „ 

ab Erhebungstoiten . . . 5,100,000 „ 

„bleiben als Nettoertrag in der Reichöfafle . . . 59,400,000 M 

„Dieſen 59,4 Millionen jtehen 37 Millionen im abgelaufenen und muth— 
„maßlic) 27,8 Millionen im laufenden Betriebsjahre gegenüber.” 


V. 


Mag nun auch, wenn zunächſt in dem vorgeſchlagenen oder im ähnlichen 
Sinne eine Remedur erfolgt, vorläufig geholfen ſein, ſo berechtigt dies noch nicht 
zu der Hoffnung, daß hierdurch für längere Zeit Wandel geſchaffen ſei. 

Jede weitere nennenswerthe Verbeſſerung in der Zuckertechnik wird von Neuem 
die Einnahmen in Frage ſtellen. 

Gelänge es z. B. dem in der laufenden Campagne in verſchiedenen Zucker— 
fabrifen vorgenommenen Verſuche, die läſtigen Begleiter des Rübenzuckers — die 
Salze — burd die Anwendung des Eohlenfauren Strontianitd ſchon im erften 
Stadium der Ribenverarbeitung, alfo in den Rohzuderfabrifen, vom Zuder zu 
trennen, zu befriedigenden Abichluß zu bringen, fo gäbe es weder Rohzucker 
noch Melafje im heutigen Sinne mehr, jondern nur noch fertige Konſumwaare, 
und das faum revidirte Gejeg von 1869 veriagte jofort wiederum feinen Dienit. 

Diefe Beitrebungen laſſen fich wiſſenſchaftlich wohl begründen und berechtigen 
fogar zu großen Hoffnungen. 

Iſt es doch gelungen, aus der Rübenmelaſſe, einer mit allen möglichen or: 
ganifhen Subftanzen und Salzen gefättigten Mafle, den Zuder bis auf einen 
verſchwindend fleinen Verluſt in reiner Form abzufcheiden, weshalb follte dies 
bei den viel veineren Rübenſäften nicht möglich fein? 

Allerdings ftehen einer allgemeinen Anwendung dieſes Minerald die be 
ſchränkten Fundorte und der noch immer hohe Preis desjelben entgegen, aber man 
ift Schon jegt beitrebt, durch Ummandlung des ſchwefelſauren Strontianit3, welder 
in vielen Ländern in großen Maffen vorhanden ift, in das kohlenſanre Salz 
diefem Hinderniß abzuhelfen. — Zudem it wohl zu erwägen, daß durd) ein vor: 
läufiges Nothgeieg das bisherige fehlerhafte Syitem — die Materialitener — 
nicht berührt ift, vielmehr zu der einen unbefannten Größe „Rübe“ die zweite uns 
befannte „Melaſſe“ Hinzutritt. 

Denn gerade dad biöherige Syitem gab die Veranlaffung zu der großen 
Verwirrung; es bewirkte die große Werichiedenheit in der Steuerbelaftung und ließ 
in guten Jahrgängen mit großen Zudererträgen NReineinnahmen und Verbrauch 
fallen, in fchlechteren dagegen fteigen; gerade das fehlerhafte Syſtem ftellte bie 
ganzen Verhältniſſe auf den Kopf und bradte die Staatseinkünfte völlig in Un— 
ordnung. 

So lange alfo das Uebel nicht mit der Wurzel bejeitigt ift, werben ſich 
— jelbft wenn jegt nothdürftig gebeilert wird — Schwanfungen in den Ein- 
nahmen auch ferner bemerfbar machen und dieſe Frage von der Tagesordnung ber 
Geſetzgebung nicht ſchwinden Laffen, um fo mehr nicht, als mit dem Wachien der 
Induſtrie auch das größere Veritändniß der Bedeutung diefer Steuerfrage in die 
Mailen gelommen ift, welche verlangen werden und auch das Recht dazu haben, 


u —— _ 


“ 
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die au8 ihrem Verbrauch aufgebradte Steuer jpäter voll und ganz in ber Reid)» 
faffe wieberzufinden. 

Aus diefen Gründen empfiehlt es fich, wenn bie geſetzgebenden Faktoren ſchon 
jegt die wirkliche Reform, die Fabrifatfteuer, ind Auge fallen und einen 
Zeitpunft feſtſetzen, bis wohin eine darauf abzielende Geſetzesvorlage zu machen ift. 

Aus den Verhandlungen des Zollparlaments geht hervor, daß die verbündeten 
Regierungen die Fabrikatſteuer im Prinzip als die rationelljte erfannten und nur 
wegen vorhandener Zweifel der Ausführbarkeit davon Abſtand nehmen zu müffen 
glaubten (j. ftenogr. Prot. ©. 141). 

Mehrere Nebner erklärten fih im Berlaufe der Debatte unummunden für 
diejelbe und in der 9. Sitzung am 17. Juni 1869 wurde von den Abgeordneten 
v. Hennig und Genofien folgende NRejolution eingebradt und angenommen: 

Das Zollparlament wolle beichließen: 

„Den Vorfigenden des Zollbunbesraths aufzufordern, Erhebungen über 
„die Durhführbarfeit einer Fabrifatiteuer für Zuder anftellen zu laflen 
„und das Ergebniß dem nächſten Zollparlament vorzulegen.“ (5. Itenogr. 
Brot. ©. 185.) 

Alſo ſchon damald wurden die mangelhaften Grundlagen der Materialfteuer 
erfannt, und wie richtig diefe Anichauung war, das haben die Ergebnifle jeit 
jener Zeit leider bitter bewieſen. 

Ueber die Zuderfteuergejege anderer Yänder iſt zu erwähnen: 

Frankreich hat jeit Beginn feiner Induftrie die Fabrikatſteuer und befindet ſich 
gut dabei. 

Rußland hat diejelbe jeit vorigem Jahre mit großem finanziellen Erfolge 
eingeführt. 

Belgien und Holland dagegen erheben die Zuderftener nad) dem Ergebniß 
der Saftunterfuhung, aljo einem Mittel zwiichen Materiale und Yabrifatiteuer. 


Deiterreih und Ungarn befteiert die Rüben durh Paufchalirung auf Grund 
der durch einen Zählapparat fnntrolirten Menge der gefüllten Diffufionsgeräße. 
— Das Gejeg wurde wegen unzulängliher Einkünfte 1880 revidirt, und wie 
durh Anziehung desſelben gezeigt ift, muß jest Die öfterreihiiche Induſtrie eine 
der Verbrauchszunahme entiprechende, jährlich um 400,000 Gulden jteigende Ab: 
findungsſumme zahlen, welche in diefem Jahre 10,8 Mill., 1887/88 aber 12,8 Mill. 
Gulden betragen foll. Sobald diefe Summte erreicht ift, Toll im Wege der Gele: 
gebung eine andere Verfügung getroffen werden. (S. $ 3 des diterr.zungar. Gel. 
vom 18, Juni 1880.) 


Bei dem Anlaß der Sanftionirung desielben durch das öfterreichiiche Abge— 
ordnetenhaus wurde hier folgende NRejolution angenommen: 

Die Regierung aufzufordern: 

„Dem Haufe ihon im nächſten Jahre (1881) eine Gefegesvorlage zum 
„Zwede der Erhebung der Zuderfteuer vom Produkt zu machen.“ 

Wenn diefem MWunfche bislang nicht entiprochen wurde, fo mag died mit bem 
Geſetz von 1880, weldes bis 1887/88 die Zuderiteuer geregelt hatte, entſchuldigt 
werden können, daß übrigens die Neichöregierung diefen Weg als den richtigen 
erfannt hat, dafür liefert die kürzlih in Wien zufammenberufene Enquéte der 
Spiritus-Induftriellen behufs Berathung einer beabfichtigten und im Kürze zu er: 
wartenden Vorlage wegen Ginführung der obligatorischen Spiritusproduftenfteuer 
ben Beweis. — Es unterliegt daher feinem Zweifel, daß die Zuderfabrifatitener 
trog allen Sträubens der öfterreichiichen Großinduftriellen an die Stelle des jetzigen 
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mangelhaften Gejege? treten wird, zumal die fleineren Fabrifanten aud dort eins 
fehen, daß fie gegen die größeren benachtheiligt und deshalb nichts weniger denn 
zufrieden mit den jegigen Zujtänden find. 

Jedenfalls würde e3 fich empfehlen, fobald die deutiche Geſetzgebung mit ſich 
im Klaren wegen diejer unaufichlebbaren Reform ift, auf dem Wege der Verhand— 
lungen einen gleihen Einführungstermin feftzuiegen, damit nicht Deutihland auf 
Öfterreichiiche und Defterreich auf deutiche Prämien ſich berufen können, und hoffent- 
li dürfte e8 gelingen, den öfterreihiichen Termin von 1887/88 erheblih abzu— 
fürzen, da dort wie hier dieſelben finanziellen Intereſſen vorliegen. 


Die Fabrikatfteuer hat im Kreiſe der Intereſſenten feine Anhänger, oder doch 
nicht folche, welche, wenn fie auch im Stillen fich dazu befennen, mit ihrer Ans 
fiht hervorzutreten wagten, und das iſt natürlich, wenn man fich der Vortheile 
erinnert, welche die Induſtrie bei dem jegigen Steueriyitem genießt. 

Die Dentichrift des Direftoriums des Zuder-Vereind beruft fih auf das 
Urtheil eines durch Erfahrung und Studium ausgezeichneten Mannes, des Herrn 
Herberg in Berlin. Dieſer Mann war bid vor wenigen Jahren, wie fih aus 
vielen Artikeln feiner Wochenſchrift „Deutiche Zucker-Induſtrie“ nachweiſen läßt, 
ein Anhänger der Fabrifatiteuer, namentlich empfahl er fie dringend den Gewerbe: 
genoflen in Cis- und Transleithanien. — Sein kürzlicher Vortrag im Klub der 
Landwirthe in Berlin zeigt jedoch eine vollitändige Wandlung; er ift, wahrichein- 
lih nach den Erfahrungen der legten Jahre, ein eifriger Verfechter der Rüben— 
fteuer geworben. 

Man hängt der Fabrikatiteuer die unglaublichiten Befürchtungen an, umgibt 
fie mit allen nur denkbaren Schwierigkeiten und geräth in eine Art nervöſer Auf: 
regung, wenn überhaupt dad Wort „Fabrikatſteuer“ ausgeiprohen wird, aber 
alle Einwände verfliegen bei näherer Betrachtung wie Spreu vor dem Winde, 
nur ein einziger, allerdings einer mit einem recht realen Hintergrunde, bleibt. 


Was verlangt die Fabrifatiteuer von der Anduftrie? 

Doch genau nicht mehr, wie das Geſetz von 1869, nämlich die Verſteuer— 
ung des produzirten Zucers, und dies ſogar noch in viel toleranterer Weiſe mit 
Rückſicht auf die guten und ſchlechten Ernten, auf guten und ſchlechten Boden, 
auf zucderreichere und ärmere Nüben, kurzum, Seder zahlt hier nicht mehr, wie 
er kann und foll. — Aber — und dies tft der Kernpunkt — bei der Fabrifat- 
fteuer gibt's keine Hinterthür, bier mul Jeder durch das Tourniquet die Brüde 
paffiren, einen anderen Weg gibt es nicht, und felbit die bisherigen „blinden 
Baflagiere*, welche aus ihrer Produktion gar nichts zahlten, kommen hier nicht 
mehr frei burd. 

Die Abfiht des Gefeges von 1869 war dies nun auch; Niemand jollte 
unter 10 M zahlen, und nichts lag dem Geſetzgeber ferner, als hier mit weniger 
vorlieb zu nehmen, allein auf dem Umwege der Rübenfteuer wurde die Abjicht 
durchkreuzt. 

Und was verlangt die Fabrikatſteuer von der Landwirthſchaft? 

Nicht mehr und nicht weniger, wie unter dem jetzigen Syſtem. 


— — —— — u — 
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Niemand braucht Waſſer anftatt Zucer in feine Fabrif zu fahren. Wer 
es vorzieht, zuderreihe Rüben zu bauen, der mag es thun, wer glaubt, bei ge— 
ringerer Qualität und größerer Quantität befler zu fahren, dem wird nichts in 
den Weg gelegt. Jeder kann nad feiner Facon ſelig werden. — Wenn aber 
der eine Nachbar die richtige Grenze findet, bis zu welcher fid Qualität und 
Quantität am nußbringenbiten vereinigen laffen, jo muß der Andere, welcher 
ausschließlich das Heil in zuderreichen Rüben ſuchte, einräumen, einen wirthichafts 
lichen Fehler begangen zu haben, und fich beeilen, nachzukommen. 

Man jagt: das ganze Syitem der Landwirthichaft muß geändert werden ? 
Weßhalb? Wir berufen uns darauf, die Induftrie deshalb auf die jegige Höhe 
gebracht zu haben, weil Deutichland die zucerreichite Nübe baut. Iſt die& wirk— 
lih der Grund, jo muß man babei bleiben, danı bedarf es feiner Menderung in 
der Yandwirthichaft bezw. Fruchtfolge. Iſt die Urſache unjerer Größe aber nicht 
zutreffend angegeben, danı wird man die Fruchtfolge ändern müſſen. 

Niemand wird aber im Ernſt behaupten wollen, daß durch den etiwa nöthigen 
Wechſel, welcher übrigens bei der anzuftrebenden Wereinigung von Qualität und 
Quantität noch bezweifelt werden muß, eine Landwirthſchaft auf den Kopf ges 
ftellt würde, zumal derielbe nicht in einem Jahre zu geichehen braucht. 

Man eremplifizirt auf Frankreich: 

Bon unſeren Feinden follen wir lernen, jagt das Vereind-Direktorium, ins 
dem es einen Artikel eines franzöfiichen Fachjournals anzieht, in welchem nad): 
zuweilen veriucht wird, daß vor 40 Jahren die Deutichen den Rübenſamen aus 
Frankreich holten und dort ihre Fachltudien über Anbau und Fabrikation machten, 
daß aber mit der Zeit durch die Anregung und das „Neizmittel“ der deutichen 
Steuermethode Frankreich überflügelt fei und nun — um nachzukommen — Urs 
ſache habe, ſich desielben „Reizmittels“ zu bedienen. 

Das mag die Anſicht eines franzöſiſchen Fachjournaliſten fein, diejenige der 
franzöſiſchen Zucker-Induſtriellen iſt es nicht. In größeren Verſammlungen!) 
derſelben wurde allgemein der Vorzug der franzöſiſchen Fabrikatſteuer gegenüber 
der Nübenfteuer wegen der mit diefer verbundenen Ungleichheiten in der Belaft- 
ung anerfannt, und wenn dies geichah, trogdem den franzöſiſchen Fabrikanten die 
Jleiichtöpfe der deutichen Prämien ſehr wohl befannt find, jo iſt damit das 
Gegentheil obiger Anführung bewielen. Frankreich fann bei der Gigenart bes 
ganzen Aufbaues feiner Industrie eine Nübenfteuer gar nicht gebrauchen. Dort 
find nicht, wie in Deutichland, Landwirthichaft und Fabrikation in einer Hand 
bereinigt, wenigitens nicht in der großen Mehrzahl, jondern getrennt. 

Der franzöfiiche Nübenbauer hat einzig und allein das Intereſſe, feinem 
NAder ein möglichſt großes Nübengewicht abzugewinnen, ihn kümmert der Zucker— 
gehalt wenig, weil er feinen Antheil am Nugen der Verarbeitung hat. Alſo 
niht dad Steuerſyſtem ift dort die Urſache der geringwerthigen Rüben, vielmehr 
‚die Theilung der Interejien, aber ohne dasjelbe würden die geringen Rüben gar 
nicht verwendet werden können. 

Was ift dagegen aus unferen älteren deutichen Fabriken geworden, welche 
auf ähnlicher Grundlage bafirten ? 

Sie haben aufhören müſſen wegen der Gewichtöverfteuerung der schlechten 
Rüben. 


') Zentral-Komité der franzöfiihen Zuderfabrifanten 17. Januar 1882 und Rüben: 
Kongreß franzöſiſcher Rübenbauer und Fabritanten am 6. und 7. Februar 1882. 


180 Die Reform der ZudersSteuer. 


Umgekehrt gibt e8 in Frankreich Fabriken, welche bei der glüdlidhen Ber: 
einigung von Landwirthichaft und Fabrikation zuderreiche Rüben bauen; beziehen 
wir boch noch jest, wie vor 40 Jahren, alljährlich große Quantitäten Rüben- 
famen ?) zur Verbeflerung des Zudergehalts unferer Rüben! Daß übrigen bie 
franzöſiſche Imduftrie unter den eben gezeigten Verhältniffen nicht jo proiperiren 
fann, wie die deutsche, ift erflärlich, zumal hier die Grundbedingungen der In— 
duftrie viel beffer find. 

Wir haben größere, billigere und geichloffene Flächen zum Anbau, wohl: 
feilere® Brennmaterial und Arbeitslöhne, aber auh Prämien. 

Wenn die dortige Induftrie trog diefem Mangel an natürlichen Vorbeding— 
ungen dennoch eriftiren und Eonfurrenzfähig bleiben kann, wenn fie dennod 
im Stande tft, dem Staate die vollen Einnahmen zu gewähren, jo wird die Bor: 
trefflichfeit der Fabrikatſteuer damit ins hellfte Licht geitellt. 

Alfo nicht die Gegner, ſondern die Anhänger der Fabrifatiteuer fünnen auf 
Frankreich zeigen und dürfen folgern: 

„Da in Franfreih unter ungünftigeren Verhältniffen die Inbuftrie ihre 
„Aufgabe gegen den Staat mit diefem Steuerſyſtem erfüllen fan, fo muß 
„es in Deutichland unter viel günftigeren Umständen erſt recht gejchehen 
„fönnen.“ 

Und glüdlicherweife befigt die deutiche Induſtrie Vorzüge, welche ihr nicht 
genonmen werden fönnen. Hier find die Intereffen der Landwirthe und Fabri— 
fanten vereinigt, wodurd die Befürchtung der Produktion fchlehter Rüben von 
vornherein auögeichfoffen ift. Man wird aber, wie ſchon erwähnt, die Grenze 
der beiten PWereinigung von Quantität und Qualität zu finden willen und 
damit erſt die eigentliche Aufgabe dieſes Gewerbes, nämlich dem Boden den größt- 
möglichen Nugen abzugewinnen, erreichen, abgeiehen davon, daß mehr Futter 
gewonnen wird, wodurch die Landwirthichaft zu noch intenfiverer Ausnutzung bes 
fähigt wird. 

Ueberdies befeitigt die ‚Fabrifatitener viele jegt beitehende Anomalien. Läßt 
es ſich etwa mit einer gefunden Logik rechtfertigen, durd die Rübenſteuer dem 
guten Boden, der feine natürliche Prämie hat und behält, nun aud noch eine 
ertra Steuerprämie zu geben, und wird nicht ferner jede Gegend mit getheiltem 
Grundbeſitz, obwohl e3 an paſſendem Boden nicht fehlt, von, der Induftrie aus: 
geichloffen, weil unter ſolchen Verhältniiien befonders gut fultivirte und zuder: 
reihe Rüben nicht erwartet werden dirfen ? 

Leidet nicht ganz beſonders Süddeutſchland hierunter? Bis hierher werden 
Einwände gegen die YFabrifatiteuer als widerlegt angejehen werden können. Jetzt 
fonımt aber der wichtigite, derjenige der fchwierigen Ausführbarfeit ber 
Neform. 

Die verbündeten Regierungen glaubten aus dieſem Grunde dem Zollpar— 
lament dieſe Neform nicht vorfchlagen zu fönnen. Inzwiſchen dürfte durd) 
die Erfahrung der legten 12 Jahre auch diefer Einwand als gehoben betrachtet 
werben fönnen. 

Man jollte annehmen, daß ein Steuerſyſtem, welches in Frankreich feit 
langer Zeit richtig und zuverläflig funktionirt, jogar in Rußland mit Erfolg 
durchgeführt ift, in Dentichland nicht zu den Unmöglichkeiten gehören könnte, den 
guten Willen dabei natürlich vorausgeſetzt. 


) Vilmorin & Simon Legrand. 


— — ne — 
Mn 3 
[4 
{ 


Die Reform der Zuder-Steuer. 181 


Die Reichsregierung hatte zu Mitte der 7Oer Jahre behufs praftifcher 
Prüfung des Werthes der Scheibler’ihen Nendementömethode, d. h. der Klaſſi— 
fijirung verichiedener Zuderforten auf ihren inneren Werth an reinem Raffinade— 
zuder, in Charlottenburg umfaſſende und Eoftipielige Verſuche anftellen laſſen. Die 
jelben wurden von der damit betrauten Kommiſſion mit großer Sorgfalt durch— 
gerührt und die lebereinftimmung mit dem Sceibler’ichen Nendement, ſelbſt— 
verftändlich innerhalb Kleiner Abweichungen, Eonftatirt. 

Die Arbeit wurde einer Sacverftändigen-Enquöte zur Prüfung unterjtellt, 
und diefe fand, dab ein geringer Theil Nachprodukte nicht vollitändig aufgear: 
beitet, vielmehr durch Umrechnung als Raffinadezuder eingeftellt war. 

Das war genügend, die Sache wurde — begraben und an dieſem Begräb— 
niß betheiligten ſich Naffinadeurs, denen inzwifchen die Konſequenz ihres damaligen 
Tetos ar geivorden fein wird. 

Vorerſt war man durch dieſes Werdift die Fabrifatiteuer los. Wer fidy aber 
die Mühe gegeben hat, den umfaſſenden Bericht der Kommiſſion zu leſen, der 
wird — wenn unbefangen — gefunden haben, daß hier recht brauchbares Ma— 
terial Für eine fisfaliiche Werthbeitimmung des Zuckers geliefert war, welche, 
wenn weiter verarbeitet und in die Praxis übertragen, eine leichte und ausreichend 
fihere Diethode hätte abgeben fünnen; ja es wiirde für das fisfaliiche Intereffe 
ausgereicht haben nach feititehenden Nendementsfägen, welche alljährlid an den 
Zentralftellen hätten feftgeitellt werden fünnen, innerhalb gewiſſer Polariſations— 
ftufen die Klaſſifizirung zu beitimmen, alſo die Werthbemeilung zunächſt durch 
Polariiation zu treffen, wodurd eine erhebliche Vereinfachung erzielt wäre 

Andere Länder haben auch feine anderen Werthmeſſer als Rolarilation, Aſchen— 
und Glukoſebeſtimmung. Zudem findet fich der Handel mit dieler Methode jehr 
aut ab, wenngleich hier das Werthobjeft, um das es ſich dreht — im Inlande 
dreimal, im Auslande zweimal größer als die Steuer ift 

Ninunt man aber wirklich an, die Werthbeftimmung durch Wolarifation 
fönne in beſonderen einzelnen Fällen um 1 oder jelbit 2 pEt. von der Wirflich- 
feit abweichen, To tit diefe Differenz doch noch immer verichwindend flein gegen 
die Berichiedenheit der Nübenfteuer, deren Abweichungen von 8 bis 12"), Zr. 
Nübenverbrauh um 35 pCt. thatſächlich differiren. Gin ftihhaltiger Grund, die 
beregte Reform dieferhalb noch -länger zu verichieben, kann hierin nicht ges 
funden werden, und niemalö dürfte es wohl gelingen, die Methode einer Steuer: 
bebung zu erfinden, welche bis auf den Bruchtheil eines Prozentes ihre Schul: 
digkeit thut. 

Eine weitere und viel wichtigere Frage ift die Schwierigkeit der Betriebs: 
fontrole in den Fabrifen. In Frankreich Steht die ganze Fabrik unter fteneramt: 
licher Aufficht. Der Zollbeamte verfolgt und fontrolirt in jedem Stadium der 
Febrifation die Rübenſäfte und nach dem Reiultat dieſer Saftunterfuchungen wird 
der Fabrikant mit der Sollitener belaftet, wobei ein Minimalfag für die Ausbeute 
an Raffinadezuder angenommen wird. Ergibt ſich durch ſpätere Kontrole, Ber: 
wiegung des Zuders u. f. w ein Plus an Ausbeute, fo wird dasſelbe der eriten 
Anichreibung hinzugeſetzt. 

Es muß zugeitanden werden, dab; dieſe Hontrole läftig für den Fabrikanten 
ft. Indeſſen kann der Stenerfisfus eine ausreichende Kontrole nicht entbehren, 
er muß im Voraus willen, wie viel Zuder ihm demnächſt zur Beritenerung 
zuzuführen ift, und es wäre zu unterfuchen, ob fich eine zuverläſſige Nontrole 
nicht in viel einfacherer und ficherer Weile wie in den franzöfiihen Fabrifen aus— 
führen läßt. 
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Dies iſt möglih und durd die ſchon bei dem Worichlage der Melaſſe— 
ftener angeführte automatische Flüſſigkeitswaage der Hennefer Maſchinenfabrik zu 
erreichen. 

Wenn diefer Apparat zur felbitthätigen Verwiegung der geläuterten Diejäfte 
eingeichaltet wird, bevor diejelben zur legten Einfohung in die Vacuumpfanne 
eingezogen werden, alſo die Verwiegung in einem Stadium der Verarbeitung ge— 
Ichieht, in welchem ſämmtliche Yabrifationsverluite erlitten jind, jo läßt fih aus 
der Gewichtsſumme der durchgelaufenen Säfte und dem Zudergehalte derſelben 
dad Nendement an Zuder genau und ficher berechnen. Der Apparat, mit einem, 
nur von der Zollbehörde zu öffnenden, feiten Blechmantel umgeben, iſt mit einen 
Zählwerf verjehen und außerdem jo eingerichtet, daß von jeder Wügung ein 
geringer Bruchtheil eines Prozente in ein Nebenreſervoir abgelondert wird, 
welches nad) Beendigung der Arbeitsichicht den genauen Qualitätsdurdichnitt Des 
Rübenſaftes zeigt. 

Der Eontrolirende Unterbeamte hat weiter nicht3 zu thun, als die durch 
drei Apparate regiltrirte Gewichtzahl in fein Manual einzutragen, die Durch» 
ſchnittsproben amtlich verfiegelt feinem Hauptzollamt auf dem nächiten Wege zu— 
zuſtellen. 

Auf dieſe Weiſe wird den früheren Einwande begegnet: dad Polariſations— 
Inftrument jet in den Händen der IInterbeamten untauglid. ine Zeriegung der 
Probe während des Transport nach der Zentralitelle ift aber wegen der Kon— 
zentration und Reinheit des Didjaftes vollitändig ausgeſchloſſen. 


Hier wird durch angeltellte techniiche Beamte der Zudergehalt durch Bolari- 
fation oder durch dieſe und Aſchen- und Glukoſe-Beſtimmung feitgeitellt und Dem 
Tabrifanten, dem es unbenommten bleibt, die Durdichnittsprobe felbit zu prüfen, 
Kenntniß vom Nejultat gegeben und jein Steuerfonto mit der vorläufigen Soll: 
jteuer belaftet. 

Diele Stontrole macht alle weiteren Maßregeln überflüſſig, ste beläftigt den 
Fabrikanten in feiner Weile, er kann jchalten und walten in jeiner Fabrik wie 
er will, und Hinterziehungen können nicht ftattfinden, wenn dafiir gejorgt wird, 
daß die Säfte auf feinem anderen Wege als durch den Waageapparat zur Vacuum: 
pfanne fommen fünnen. 

Ueberdies läßt fih mit den Säften in dieſem Stadium der Verarbeitung 
abſolut nicht3 anderes beginnen. 

Der Steuerfistus weiß aber jest zuperläßlih, wie viel Zuder der Fa: 
brifant in jeinem Magazin, welches jelbitverftändlih unter zollamtlichen Berihluß 
fteht, hat. 

Bei Verſendung des Zuckers geichieht die Verwiegung und das Ziehen des 
Durchſchnittsmuſters durch die Steuerbeamten. Das Mufter wird wiederum dem 
Hauptzollanıt behufs der Werthbeitimmung übermacht und der Fabrifant nunmehr 
definitiv mit der Steuer belaftet, oder aber diejelbe auf das Konto des Empfängers, 
vorausgejegt, daß dieſer aud ein Steuerfonts hat, übertragen. 

Bonififationen werden nicht mehr gegeben, vielmehr der dem ausgeführten 
Quantum entiprechende Steuerbetrag dem Steuerkonto des Produzenten, bezw. 
Händler oder Erporteurd abgeichrieben, ſobald der fteneramtliche Nachweis der 
Ausfuhr geliefert ift; die Steuer wird alfo nur von dem Konſumzucker erhoben. 

Am Schluſſe des Betriebsjahres erfolgt die Stenerabrehnung mit dem Fa— 
brifanten. Innerhalb einer gewiſſen geringen Grenze ift eine Abweihung des 
wirklich ermittelten Zudergetvichtes gegen die Stontrolwaage geitattet. 
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Diejer in großen Umriſſen gezeichnete Vorichlag fol, ohne maßgebend für 
die Detail-Ausführung zu fein, im Allgemeinen nur zeigen, daß die der Fabrikat: 
teuer entgegenitehenden Schwierigkeiten nicht unüberwindlich find, fogar eine 
leichte und fichere Löfung finden fönnten, ohne daß es nöthig wäre, jede einzelne 
dabrit als Feltung zu behandeln, zumal e3 feinem Zweifel mehr unterliegt, daß 
die automatifhe Waage ſich bei jpezieller Prüfung als fichere® Inftrument be: 
währen wird, nachdem die fürzlichen Verſuche mit Saftveriwiegungen in einer 
Rheinischen Zuderfabrit zufriedenftellend ausgefallen find und diefelbe für an- 
dere Verwendungen, 3. B. der Getreideverwiegung, einen großen Gred der Sicher: 
heit gezeigt hat. 

Wie wird fih nun die Zucder-Jnduftrie zu diefem, wie auch zu jedem anderen 
diesbezüglichen Vorſchlage ftellen ? 

Nah dem letzten Angebot des Direktorium der Rübenzuder-Indujtriellen 
wird man fich diefe Frage im Voraus beantworten können; man wird ihm ein 
Begräbnig zu verihaffen juchen; aber die Frage ſchwindet damit nicht, fie bleibt 
und fehrt wieder. 

Es mag jchmerzlich fein, einen fo bedeutenden Prämien-Gewinn, welcher ſich 
pro 1881/82 und 1882/83 auf zulammen ca. 45 Millionen Markt belaufen 
dürfte, zu verlieren, indeifen bei aller Anerfennung, welche man der heutigen 
Zuder-Induftrie in Bezug auf ihre große wirthichaftliche Bedeutung auf die 
Heritellung einer günstigen Handelsbilanz u. ſ. w. zollen muß, fünnen und dürfen 
die bisherigen Opfer nicht mehr zugeitanden werden, um jo mehr nicht, al3 die 
öffentlihe Meinung nachgerade eine Nemedur gebieteriich verlangt, wozu fie voll: 
fündig berechtigt ift, da diefe Zubußen nur allein in der Aufbringung neuer ins 
direfter Stenern ihre Dedung finden fönnen. Sie kann umd wird wicht zu— 
frieden fein, wenn etwa demnächit die Nübenfteuer den zuſammengeſchrumpften 
Ctatsaniag mit 44 Millionen Mark erreicht, vielmehr verlangt fie, die durch den 
Konjum aufgebradte Summe von ca. 60 Millionen Mark in der Reichsfafle 
wieder zu finden. 


Ueberdies bedarf die deutiche ZudersInduftrie diefer Zubußen nicht, fie find 


ihr ſogar jchädlich, weil dadurch der ungefunden Ueberwucherung nur Vorſchub 
geleitet wird. 


Nah den biöherigen Erfahrungen der Stenergejeggebung mit der Zuderfteuer 
ſowohl in Deutfchland, wie in Defterreih wird bei einem neuen Abkommen Bor: 
ſicht am Plage fein, und hierbei verdient jchließlich eine fleine Neminiszenz aus 
dem Zollparlament einer Erwähnung. 

In der neunten Sigung am 17. Juni 1869 (ftenogr. Protof. ©. 179) 
jagte der Abgeordnete Zuderfabrifant Sombart, welder die Rolle des „ehr: 
lichen Maklers“ übernommen hatte: 

„Da im Gefchäfte ein magerer Vergleich beſſer ift, als ein fetter Prozeß, 
„So biete ich Ihnen einen ehrlichen Vergleih an und bitte Sie — das 
„it mein letztes Wort — nehmen Sie dad Amendement Benda an 
„Erhöhung des Einfuhrzolfes auf tropiſchen Zuder), ſonſt ſchlagen Sie 
„unfere Induſtrie tobt.“ 

Die Sahe fam anders, nicht die Induftrie ift todtgeichlagen, wohl aber hat 
fe den Reichsfiskus halb todtgeichlagen. 
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Die Abficht des Geſetzes von 1869 ift aber am fürzeften und treffenditen 
in dem ſchon angezogenen Paſſus der Thronrede niedergelegt und deshalb jei 
berielbe hier nochmal3 wiederholt: 

„Die Befteuerung des Zuderverbraud® im Ganzen wird 
„eine Ermäßigung und die Einnahme des Vereins aus 
„diefem Verbraude wird eine Erhöhung erfahren, welde 
„einen Theil der in den legten Jahren durd zahlreihe Zoll: 
„befreiungen und Ermäßigungen veranlaßten Einnahme 
„Ausfälle deden wird.” 


Anbang. 


Heberficht der Jucker-Erträge aus Fabriken, welche die Melafe durch die 
Elutions- bezw. Qsmofe- Methode entzucerten. Campagnejahre 1877 /81.)) 


(Auszug aus der Fachwochenſchrift „Deutiche Zuderindustrie“.) 


a) Durchjchnittserträge, 


zufanmengelegt aus den unteren Ginzelerträgen. 


1. Die Verluftziffer bei der Elution von 100 des in der Melafle enthaltenen 
Zuders ift angegeben aus verichiedenen Jahren und von ſechs Fabriken 
mit 7,1 pCt. 

2. Erträge aus der NRübenverarbeitung mit Einichaltung der Elution: 

Gampagne 1877/78. 
Zuderfabrit Wafierleben: 
11,6 pGt. Zuderausbeute mit 862 Pfund Nübenverbraudh auf 
100 Bund Zuder. 
Gampagne 1878/79. 
Durhichnitt von drei Fabriken: 
10,76 p&t. Zuderausbeute mit 929 Pfund Nübenverbraub auf 
100 Pfund Zuder. 
Gampagne 1879/80. 
Durchſchnitt von drei Fabriken: 
10,80 p6&t. Zuderausbeute mit 926 Pfund Rübenverbrauch auf 
100 Pfund Zuder. 
Fabrik Waſſerleben. 
Durchſchnittsertrag von vier Jahren: 
10,95 pCt. Zuckerausbeute mit 913 Pfund Rübennerbraud auf 
100 Pfund Zuder. 

Im Duchichnitt aller Fabriten und aller Jahre (dad Gampagnejahr 1877/78 

der Fabrik Waſſerleben ausgeſchloſſen): 


10,80 pCt. Zuckerausbeute mit 926 Pfund Rübenverbrauch auf 
100 Pfund Zuder, 





) Die Campagnejahre 1879/80 und 1880/81 gehörten zu den abfallenden Zuckerjahren 
(vergl. Spalte 15 und 19). 
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Gampagne 1880/81. 
Im Durchſchnitt von fieben Fabriken: 
10,93 p&t. Zuderausbeute mit 915 Pfund Nübenverbraud auf 
100 Zuder gegen 926 Pfund der früheren Jahre. 
3. Ausbeute durch Osmoſe: 
25 und 25,4 Pfund aus 100 Pfund Melaſſe, 
19,5 Pfund laut Angabe des Vereinsdirektoriung der Deutichen Zuder: 
Industrie, 
4. Der Melaſſezuſatz bei der Elution wurde von fieben Fabriken durchſchnitt— 
lid) auf 6,64 Pfund auf 100 Pfund der verarbeiteten Nüben angegeben. 


b) Einzelne Ertragszahlen. 
I. Elutionsverfahren. 


a) Elutions-Berluftziffern. 


AÄDeutihe Zuder-Induftrie 1878 Nr. 1.) Zuderfabrit Schladen. Verluſt— 
berehnung während eines EN Betriebes von 100 bed in der 


Melaſſe enthaltenen Zuders . . . 5,9 p&t. 
(Deutihe Zuder-Induftrie 1879 Nr. 2) Zuderfabrit 

DO ttersleben. Deögleihen . . 60 „ 
A(Deutihe Zuder: Induftrie 1879 Nr. 4) Eine hans 

növer’iche Fabrif. Desgleihen . — A 2 
(Deutihe Zuder: Induftrie 1879 Nr. 4) Zuderfabrif 

Vosberg. Deögleihen . . Se ED: , 
(Deutihe Zuder: Industrie 1879 Nr. 34.) Zuderfabrit 

Elze Verluſt im Durhichnitt einer Gampagne . . 5,0 „ 


(Deutihe Zuder-Induftrie 1880 Nr. 20.) Nachweiſung 
durch den Vereinsvorſtand in der Zuderfabrit Schladen 5,7 
Berluft im Durchſchnitt . . 71 TB Zuder. 
In Nr. 20 1880 der „Deutihen Zuder: Induftrie“ heißt es nach einer 
Mittheilung des Dr. Seyferth: 
„Der Vereinsvorſtand hat das deutiche Elutionsverfahren geprüft und 
beitätigt, daß die hohen Erträge, die das Verfahren in technifcher und 
finanzieller Beziehung angebe, in vollftändiger Weiſe ſich bewahrheiten.“ 
Diefe feine (Seyferth’3) Mittheilung beruht auf den Angaben des Kom— 
miſſionsberichtes, daß die Zuderfabrit Schladen aus 17,910 Ztr. Melaffe minus 
2700 Ztr. Neftmelafle, 7167,8 Ztr. Nohzuder I. und II. Produkt gewonnen 
babe, und daß diefe Zahlen, fofern fie nicht auf Rechnung bafirten, den Betriebs— 
büchern entnommen feien u. ſ. w. 


b) Elutiong-Ansbente unter Einſchluß der Erträge aus den Rüben. 
Campagne 1877/78. 
Zuderfabrit Waſſerleben. (Deutiche Zuder-Induftrie 1878 Nr. 26.) 
Bericht an die Generalverjammlung der Zuderfabrifanten: Rübenpolarifation: 
11,13 p&t. Füllmafle: 15,8 pCt. Zuderausbeute: 11,60 p&t., darunter 2,5 pCt. 
aus der Melaſſe. — 100 Pfund Melaſſe haben burchſchnittlich 38 Pfund an 
J. und TI. Produft Zuder ergeben. 
Es wurden zu 100 Pfund Zuder unter Zuziehung der Melafjeausbeute 
362 Pfund Rüben gebraudt. 
Annalen des Deutſchen Reichs. 1883. 18 
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Gampagne 1878/79. 
Zuderfabrit Gröningen und eine hannöverfche Fabrik. (Deutihe Zuder-In- 
duftrie 1878 Nr. 42, 1879 Nr. 3, 4.) 

Füllmaffe durchichnittlich beider Fabriten 15,08 pEt.. hiervon 73 pCt. Aus: 
beute am I. und IL. Produft = 11 pCt. Zuckerausbeute. 

Zuderfabrit Elze. (Deutihe ZudersInduftrie Nr. 3.) 10,28 pCt. Zuder: 
audbente. 

Durchſchnitt der drei Fabriken 10,76 pCt. Zuder. Zu 100 Pfund Zuder 
929 Pfund Rüben gebraudt. 

Gampagne 1879/80. 
Zuderfabriten Elze und Algermiffen. (Deutihe Zucker-Induſtrie 1879 
Nr. 41, 43, 46, 48, 49.) 

Durchſchnitt 15,25 pCt. Füllmaffe, hiervon 73 pCt. Ausbeute am I. und 
II. Produkt = 11,13 pCt. Zuder. 

Zuderfabrit Mühlberg. (Deutihe Zuder-Induftrie 1880 Nr. 24.) 

Beriht an die Generalverfammlung der Zuderfabrifanten über die Nefultate 
einer abgelaufenen Gampagne: Nübenpolarifation 10,29 pCt. Zuder, Füllmaſſe 
14,18 p&t., Zuderausbeute 10,14 p6t. 

Durchſchnitt der drei Fabriken 10,80 pCt. Zuderausbente. Zu 100 Pfund 
find 926 Pfund Rüben gebraudt. 

Zuderfabrit Waſſerleben. (Deutihe Zuder-Induftrie 1880 Nr. 24.) 

Bericht an die Generalverfammlung der Zuderfabrifanten: In den eriten 
ſechs Jahren feit Beitehen der Fabrif habe man ohne Elution 71,7 pCt. Kryitall- 
zuder — 9,08 pCt. der Rüben erhalten. 

In den Testen vier Jahren mit Einſchluß des Melafjezuders 90 pCt. Kryftal- 
auder — 10,95 p6&t. der Nüben befommen. 

Zu 100 Pfund Zuder find im Durhichnitt von vier Jahren 913 Bund 
Rüben gebraudt. 

Im Durhichnitt aller Jahre und aller Fabriken findet fi die Ausbenteziffer 
10,80 p&t. Zuder, der Nübenverbraudh auf 100 Pfund Zuder 926 Pfund. 


I. ®smofe. 


Gampagnen 1877—80, 

Zuderfabrit Immendorf. (Deutihe Zuder:Induftrie 1878 Nr. 7.) 

Nefultat der Ausbeute einer ganzen Ganıpagne mit Einfluß der Melaſſe— 
Osmoſirung 10,08 Zuder, darunter 6,92 pCt. Kryftallzuder von 99,7 pCt. 
PBolarifation, demnach eine Ausbeute, weldhe mit den Clutionsfabrifen kon— 
furriren kann, denn auf Rohzuderwerth umgerechnet, find eö beinahe 11 p&t. Zucker⸗ 
ausbeute. 

Zuckerfabrik Artern. (Deutſche Zucker-Induſtrie 1879 Nr. 24.) 


Bericht an die Generalverſammlung der Zuckerfabrikanten: Dreimalige Os- 
moſe gab 25 pCt. Zuckerausbeute. (25 Pfund aus 100 Melaſſe.) Dieſe Aus— 
beute wird von Anderen beſtätigt in dieſer Verſammlung. 

Ungenannt. (Deutihe Zucker-Induſtrie 1878 Nr. 33.) . 

Aus 33,300 Ztr. Melafle wurden durch Osmoſe 25,4 pCt. Zuder gewonnen 
(25,4 Pfund aus 100 Pfund Melaffe). 


Direktorium des Vereins der Zuder-Jnduftrie in feiner Erwiderung auf 
unſere erite Denkichrift. 
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In 44 Fabriken wurden duchichnittlih 19,5 pCt. Zuder aus der Melaſſe 
durh Osmoſe gewonnen. 

(Anmertung.) Wir batten der Berechnung in unferer eriten Denkichrift 
40 pCt. des in der Melafie enthaltenen Zuders oder, da diefelbe nur 50 pCt. 
Zuder hat, 20 pCt. des Melaſſegewichts zu Grunde gelegt.) 

— Glution — Campagne 1880/81. 

Wir haben in dieſer Betriebsperiode nur fieben Elutionsfabrifen, welche An: 
gaben machten, finden können; andere gaben ihre Nefultate unvollftändig an und 
wir laflen fie deshalb außer Betradt. 

Zuderfabrit Wafjerleben mit 683,150 Ztr. Nübenverarbeitung. (Deutiche 

Zuder-Induftrie 1880 Nr. 49, III. Beilage.) 

Refultate aus 11 Mocen Betrieb 6,57 Pfund Melaflezufag auf 100 Pfund 
Rüben, 15,38 pCt. Füllmaffe, 11,775 pGt. Zuderausbeute, darunter 1,450 pCt. 
I. Produkt und zwar „gewwogene und verfaufte* Produfte. 

(Anmertung. Wir werden, da die Arbeit wahricheinlich noch etwas länger 
—— hat und ein weiterer Ausweis ncht erfolgte, dagegen die Ausbeuten gegen 

de der Campagne zurüdzugeben pflegen, nur 11,6 pEt. in Rethnung jtellen.) 

Zuderfabrit Algermijien. 341,480 Ztr, Nübenverarbeitung. (Deutihe Zuder: 
Industrie 1880 Nr. 40, 45, 46, 48, 49, 50, 51, 1881 Nr. 1, 2.) 
Angegebene Füllmaffe 15,61 pGt., 16,28 pCt. 16,50 pGt., 15,63 pCt., 

15,30 pGt., 15,35 pCt., 14,67 pCt. 14,85 pGt., 14,55 pCt. 

Durhichnitt 6,98 Pfund Melaflezufag, 15,42 pCt. Füllmafie. 

Zuderfabrit Trotha. 404,790 Ztr. NRübenverarbeitung. (Deutiche Zuder: 

Induftrie 1880 Nr. 47, 1881 Nr. 2 und 7.) 

Angegebene Füllmaſſe 15,90 pGt., 15,60 pGt., 14,85 pCt. (Durhichnitt 
mehrerer Wochen.) 

Durhichnitt 7,35 Pfund Melaſſezuſatz, 15,45 pCt. Füllmaſſe. 

Iuderfabrit Helmsdorf. 423,876 Ztr. Nübenverarbeitung. (Deutiche Zuder: 

Induitrie 1880 Nr. 46 und 49.) 

Angegebene Füllmaffe 13,89 pGt., 13,40 pCt. (Durchſchnitt mehrerer Wochen.) 

Durhichnitt 4,58 Pfund Melaflezufag, 13,64 pCt. Füllmaſſe. 

Iuderfabrit Lebus. 250,000 (?) Nübenverarbeitung. (Deutihe Zucker-Induſtrie 

1880 Nr. 47, 50, 1881 Wr. 1 und 3.) 

Angegebene Füllmaffe 14,71 pGt., 14,30 pGt., 15,55 pCt., 15,11 pCt. 
Durchſchnitt mehrerer Wochen.) 

Durhichnitt 7,43 Pfund Melaſſezuſatz, 14,93 pCt. Füllmajfe. 

Zuderfabrit Bodenem. 262,578 Ztr. Nübenverarbeitung. (Deutihe Zuder: 
Induftrie 1880 Nr. 45, 46, 47, 49, 50, 51, 1881 Nr. 1 und 3.) 
Angegebene Füllmaffe 14,08 pCt. 13,93 pEt., 14,10 pCt., 14,67 p6t., 

14,05 pCt., 13,85 pCt., 13,65 pCt., 13,30 pCt. (einzelne Durchſchnitte 

mehrerer Wochen). 

Durhichnitt 6,18 Pfund Melaſſezuſatz, 13,95 pCt. Füllmaffe. 

Zuderfabrit Zur Raſt. 274,170 Ztr. Nübenverarbeitung. (Deutihe Zucker— 

Induftrie 1880 45, 46, 47, 49, 51, 1881 Wr. 1.) 

Angegebene Füllmaffe 13,80 pCt., 13,88 pGt., 14,05 pCt., 12,82 pCt., 
13,82 pCt. 12,87 pCt. (einzelne Durichnittte mehrerer Wochen). 

Durhichnitt 5,41 Pfund Melaffezuiag, 13,54 pCt. Füllmaife. 

(Anmertung. Da die Fabrifen Bodenem und Zur Rajt zujammen nur 
jo viel Rüben verarbeiteten, wie annähernd im Durchſchnitt auf die einzelne der 
übrigen Elutions-Fabriken entfällt, fo ift das Mittel diejer Beiden mit 5,79 Pfund 
Melajiezufag und 13,75 pCt. Füllmafie in die Geſammtdurchſchnittszahl aller 
Fabriken eingeitellt.) 
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Zuderfabrit Mühlberg (Deutihe ZudersInduftrie 1881 Nr. 5) 
theilt mit, daß fie 32,455 Ztr. Melaſſe zugelegt habe, gleih 7,77 Pfund zu 
100 Pfund Rüben und inclufive der Zuderausbeute aus den Rüben 10,305 pCt. 
I. Broduft ohne das II. Produkt gemacht habe. Wir können aus der Deflaration 
nur die Ziffer des Syrupzujages gebrauden. 

Zuderfabrit Gröningen. (Deutſche ZudersInduftrie 1881 Nr. 7.) 

Diejelbe verarbeitete neben ihren Nüben 56,984 Ztr. Melafje, jonft ohne 
weitere Angabe. (Wir fügen diejes hier an, um die Größe des Melaffenverbrauds 
in einer Fabrik zu zeigen.) 

Als Durhichnittsziffer für die Ausbeute an Füllmaſſe findet ſich Algermiſſen 
mit 15,42 pCt., Trotha mit 15,45 pCt., Helmsdorf mit 13,64 pCt., Lebus mit 
14,92 pCt., Bodenem und Zur Raſt im Mittel mit 13,75 pCt. 

14,64 pCt. Füllmafie & 73 pGt. Ausbeute = 10,69 pCt. Zuder I. und 
U. Produkt. 

Die Durchſchnitts-Melaſſe-Zuſatzziffer jet fi) zufammen aus 6,57 Pfund 
Waſſerleben, 8,98 Pfund Algermiffen, 7,35 Pfund Trotha, 4,58 Pfund Helms— 
dorf, 7,43 Pfund Lebus, 5,79 Pfund Bodenem und Zur Nait, 7,77 Pfund 
Mühlbra 

— 6,64 Pfund auf 100 Pfund Rüben. 

Die Fabrifen Algermijien, Trotha, Helmsdorf, Lebus, Bodenem und Zur 
Raſt verarbeiteten zufammen 1,956,894 Ztr. mit 10,69 pGt. Zuderausbeute und 
Waflerleben 683,150 Ztr. Rüben mit 11,60 pGt. Zuderausbente. 

Deßhalb Durhichnittsausbeute aller fieben Fabriken 10,93 pCt. Zuder mit 
915 Pfund NRübenverbraud auf 100 Pfund Zuder. 

(Anmerfung. Für unjere Rechnung wäre es günftiger gewejen, wenn wir 
das Nübenquantum jeder einzelnen Fabrik mit der Ausbeute multiplizirt und dann 
die Durchſchnittsziffer fejtgejtellt hätten, denn gerade die Heinen Fabriken hatten die 
geringite Ausbeute.) 

Erträge aus dem Elutions-Betrieb der Zuderfabrit Schladen. 
Gampagne 1881/82. 
Dieſe Fabrik verarbeitete 1881/82 575,300 Ztr. Nüben. 
Dazı wurde Melaſſe verbraucht: 
1. aus eigener Produktion 32,669 Ztr., 
2. gekaufte Melalie . . 9,501 „ 
zufammen . . 42,170 tr. oder 7,35 pCt. zum Rübengewicht. 
Gewonnen find hieraus: 
15,188 Ztr. Zuder I. Produft, 
1,898 „ u. — 
zufammen . . 17,086 Ztr. Zucker und 4400 Ztr. Reſtmelaſſe. 
Aus den aufgearbeiteten 37,770 Ztr. Melafie wurden 45,2 pCt. Zuder erzielt. 





Beriht über die Thätigkeit 


des 


Keihskommiflars für das Auswanderungsweſen 
während des „Jahres 1881.}) 


— 


Die Auswanderung über die drei deutſchen Häfen Bremen, Hamburg und 
Stettin hat während des Jahres 1881 in derartig hohem Maße zugenommen, 
daß die Gefammtzahl der in dieſem Jahre über die genannten Häfen beförderten 
deutihen und ausländiichen) PBaflagiere diejenige der bisher die größte Aus— 
vanderung aufweilenden Jahre 1872, 1873 und 1880 um (in runder Summe) 
100,000 Köpfe übertrifft. 

Speziell im Vergleich mit dem bisher die abſolut höchite Ziffer aufweiſenden 
Jahre 1872 ift die Auswanderung von 154,824 auf 247,346 Köpfe insgefammt 
und inöbejondere die Zahl der deutichen (reichdangehöriaen; Auswanderer von 
124,554 auf 184,369 Köpfe geitiegen. 

In Folge des während der Jahre 1880 und 1881 eingetretenen außerge- 
wöhnlichen starken Andranges von Auswanderern find außer den bisher betriebenen, 
ih mit Ausmwandererbeförderung befaflenden vier direkten deutichen Dampferlinien 
(nämlih für Nordamerika: dem „Norddeutichen Lloyd“ in Bremen und der „Ham 
burg Amerikanischen Padetfahrt-Attiengejellichaft” ; für Südamerika: der „Hamburg: 
Südamerifanifchen Dampfſchifffahrts-Geſellſchaft“ und der „Kosmos-Linie“ in 
Hamburg) im verfloffenen Jahre zwei neue Dampferlinien fir die direkte Paſſagier— 
Vrförderung nad New-York gebildet worden und zwar in Stettin unter der Firma 
„Stettiner Lloyd“, vorläufig nur erſt mit einem Dampfer (ein zweiter im Bau), 
ud in Hamburg durch die NRhederei von Edw. Carr & Go., Ballagiererpedient 
VKoris & Go., jo daß ſich jest in Hamburg allein vier verjchiedene Dampfichiffss 
Yinien mit der direkten Perjonenbeförderung nad Nord: und Südamerifa be= 
ihäftigen. Ferner haben die bereit3 jeit längerer Zeit beftehenden Dampfer- 
Sinien ihre Schiffe theils vermehrt, theils öftere Neifen machen laſſen, io daß 
jowohl von Bremen ald auch von Hamburg aus in mandem Monate 17 bis 
18 Dampfichiffe mit Paflagieren direkt nach transatlantiichen Plägen erpebirt 
worden find. Hierzu treten dann noch die zahlreichen wöchentlic mehrmals aus: 
geführten Baflagierbeförderungen über engliiche Zwiichenhäfen, welche Beförder— 
ungsweile im verfloflenen Jahre in verhältniimäßig noch höherem Grade zuge— 
nommen hat, als die direfte Betörderung. Der Grund dieier legteren Zunahme 
liegt inveß hauptfählic darin, daß für den Andrang der Paſſagiere direft gehende 
Schiffe nicht in ausreichender Anzahl vorhanden waren, und es hat denn aud) 
im — mit Abnahme des Andranges der Paſſagiere, die indirekte Beförder— 


— — 


WVgl. die früheren Berichte „Annalen“ 1875 ©. 1107; 1876 S. 214; 1877 5, 699; 
1878 ©. 461; 1879 5. 547; 1880 ©. 593; 1881 ©. 345 ff. 
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ung in um jo größerem Maße wieder abgenommen. Auch von Bremen aus hat 
im Jahre 1881 entgegen den früheren Jahren wieder eine, wenn auch nur nod 
ganz geringe indirekte Paflagierbeförderung itattgefunden. 

Die Auswanderer-Erpedienten und Dampfichiffslinien jcheinen für das Jahr 
1882 eine noch geiteigerte Auswanderung über die deutjchen Häfen zu erwarten, 
da einerjeit3 mehrere große Dampfer im Bau begriffen find, ambdererjeit3 aber 
auch bereits für bejtimmte Monate mehr Reifen als in den entiprechenden Monaten 
deö vorigen Jahres angejegt find; es hat beifpieläweife der Norddeutſche Lloyd 
in Bremen für den Monat März 20 Reifen gegen 15 im März 1881, für ben 
Monat April 19 Reiſen gegen 13 im April 1881 angekündigt; außerdem jollen, 
wenn erforderlich, noch Ertradanıpfer erpedirt werben. 


Die in früheren Jahren von Hamburg aus erfolgte Auswandererbeförderung 
nad Australien mittelit Segeljchiffen hat aufgehört; ftatt deilen hat die Rhederei 
von R. M. Sloman in Hamburg im vergangenen Jahre eine direfte Güter- und 
Perjonenbeförderung nad) Auftralien mittelit Dampfichiffen aufgenommen. Auch 
haben während des verflofienen Jahres Dampfichiffe der englichen „ Union-Line“ 
von Hamburg aus Paſſagiere direft nady dem Staplande befördert. 


Die Auswandererbeförderung mit Segelſchiffen, welche bereit jeit mehreren 
Sahren faſt ganz aufgehört hat, ift aud) im verfloffenen Jahre eine faum nennens— 
werthe geweien, indem nur zwei Segelichiffe mit Auswanderern befördert wurden. 
Das eine ging mit 57 Perfonen von Hamburg nad) Port Adelaide, dad anbere 
mit 111 Berjonen von Geeitemünde nadı Honolulu. Diefe legteren 111 Per: 
fonen, beitehend aus 30 Männern, 22 Frauen und 59 Kindern, waren von einer 
Brener Firma für 5 Jahre als Arbeiter für Zucderplantagen und Waldkultur 
auf den Sandwichsinjeln engagirt worden. Nach den mit ihnen abgeichlofienen 
Ktontraften erhielten diefe Leute freie Ueberfahrt mit Verpflegung, jede erwachſene 
männliche Perion bei Ankunft in Honolulu 250 ME. baar zur Einrihtung eines 
Hausftandes, freie Wohnung, jährlid — das Jahr zu 306 bis 307 Arbeitstagen 
gerechnet — 500 Mt. Arbeitslohn, und ferner wöchentlich 5 kg Fleiih, 7 kg 
Mehl und 250 Gramm Thee. Nah Ablauf der 5 Jahre follten die Kontrakte 
erlofchen und die Leute, welche unter Führung eines Forftmanne® und eines 
Gärtner hinüber gingen, an nichts mehr gebunden fein. 

Die im Jahre 1881 aus den deutichen Häfen beförderten Ausiwanderer 
ſchienen ihrer äußeren Erfcheinung nad), faft durchgängig einer bemittelteren Klaſſe, 
als die Auswanderer früherer Jahre anzugehören. Im der letten Hälfte des 
Jahres wanderten außergewöhnlich viele Ungarn und rufliihe Jiraeliten aus. 
Für die lestere Stategorie waren die Erpedienten Lontraftli verbunden, eigenen 
Proviant, jeparate Koch- und Eßgeräthe und einen eigenen ifraelitiichen Koch 
zu halten. 

Bon den im vorigen Jahre jo zahlreihen Schiffsunfällen find aud die 
deutichen Auswandererdampfer nicht ganz verichont geblieben. So brad) im Monat 
Juni dem mit Auswanderern auf der Reiſe nad New-York befindlichen Dampfer 
„Bandalia" (der Hamburg-Amerikaniſchen Padetfahrt-Aktiengejellihaft gehörig) 
die Schraubenwelle und fonnte das Schiff erit nach längerer Zeit Glasgow er: 
reihen, two die erforderliche Neparatur vorgenommen und jodann die Reife mit 
ben Paſſagieren fortgejegt wurde. 

Einen ähnlichen Unfall erlitt der derfelben Gejellihaft gehörende Dampfer 
„Alemannia“. Der Dampfer wurde mit gebrochener Welle von einem englifchen 
Dampfer angetroffen und nad) Queenstown gejchleppt, die Baflagiere jedoch durd 
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den nächſten von Hamburg abgegangenen Dampfer in Queenstown aufgenommen 
und nach New-York befördert. 

Dem mit Paflagieren nad) New-York beſtimmten Dampfer „Lefling“ (gleich: 
falls der Hamburg-Ameritaniihen Padetfahrt-Aktiengejellichaft gehörig) brach unter: 
wegs das Ruder und war er genöthigt zur Neperatur nah Plymouth zurüd: 
zufehren. 

Der ebenfalld mit Paſſagieren nach New-York beitimmte Dampfer „Caſſius“, 
von der Hamburger Rhederei Edw. Garr & Go. erlitt unterwegs Schaden an 
Schiff und Maichine und mußte unter Segel nad) Falmouth zur Reparatur zurück— 
fehren. Auf Antrag ded Paflagiererpedienten wurde ein Beamter der Hamburger 
Ausmwandererbehörde nad Falmouth gelandt, um dort den Zuſtand des Schiffes 
nach erfolgter Reparatur zu unterfuchen und die Erpedition in dem englifchen 
Hafen zu überwachen. 

Der, mit indireft von Hamburg über Hull und Liverpool auswandernden 
Rajlagieren bejegte engliihe Dampfer „Sultan“ wurde auf dem Humber von 
einem anderen Dampfer angelaufen und ſank fofort. Die Ballagiere wurden big 
auf einen gerettet. Bei den übrigen Unfällen war ein Berluft an Menjchenleben 
nicht zu beflagen. 

lleber Veränderungen bezüglich der Einrichtung und Ausrüftung der Aus— 
wandererichiffe ilt für das Berichtsjahr Folgendes zu bemerfen. 

Die Zwiichendedspaflagiere waren bisher verpflichtet, ſich das erforderliche 
Beitzeug für die Reiſe felbit zu beihaffen.. Da nun die von den Bailagieren 
beihafften Strohläde und Matragen oft aus dem chlechteften Material beitanden, 
mit naflem, ſchmutzigem Stroh und Hobelipänen gefüllt waren, überdies, wenn 
bei der Einſchiffung nicht völlig trodenes Wetter war, feucht und naß in bie 
Kojen famen, was der Gejundheit der Paſſagiere nachtheilig fein mußte, fo hatte 
der Reichskommiſſar bereits vor Jahren mehrfach Beranlaffung zu Anträgen in 
der Richtung genommen, daß die Erpedienten verpflichtet werden möchten, die 
Matragen für die Zwiichendedspaffagiere, eventuell gegen Erſatz der Selbfttoften, 
zu liefern. Es konnte dann Eontrolirt werden, daß nur gelunde Dlaterialien ver: 
wendet und die Sadhen troden an Ort und Stelle gebracht würden; auch wäre 
dur ſolche Maßregel die Ordnung bei der Einihiffung in den engen Schiffs— 
räumen weit feichter aufrecht zu erhalten geweien. Die betreffenden Anträge wurden 
derzeit jedoch nah Anhörung der verichiedenen Nhedereien, ſeitens der Behörden 
abgelehnt und nur der frühere Baltifche Lloyd in Stettin ging auf die unent- 
geltlihe Lieferung der Matrazen und Stopffeile ein, gab diejelbe jedoch, ba feine 
der anderen Linien dem Beiipiele folgte, bald wieder auf. In diefem Jahre hat 
nun der Norddeutiche Lloyd in Bremen im der Angelegenheit in anerkennens— 
werther Weile die Initiative ergriffen und liefert für jede Koje einen Strohlad 
und Ktopffeil unentgeltlich. Da weder das Stroh nod die Säcke ein zweites Mal 
benugt werden dürfen, alſo eine etwaige Stranfheitsübertragung ausgeichlofjen ift, 
it die Cinführung der Maßregel nur von Vortheil, jowohl für die Paillagiere, 
als für die Nhederei, was ſich auch bereit3 evident herausgeſtellt hat. Es ift zu 
hoffen, daß mit der Zeit aud die übrigen deutichen Dampferlinien dieſem Bei— 
ſpiele folgen werden. 

Da bei der jo ftarfen Auswanderung im verfloffenen Jahre fait ftet3 ſämmt— 
lihe Räume im Zwiſchendeck mit Paflagieren voll beiegt waren, das hintere 
Zwiſchendeck aber, ein unter der eriten Kajüte liegender jehr langer Raum, nur 
an feinem vorderen Ende mit Ausgängen verjehen war, jo war zu befürchten, 
daß bei irgend einem Unfalle, der dem Schiffe zuftößt, bei der jodann unter den 
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Paſſagieren herrichenden Verwirrung, Unglüdsfälle mannigfacher Art nicht zu 
vermeiden fein würden; ed wurde deshalb bei den refp. Behörden beantragt, die 
Anordnung zu treffen, daß in dem hinteren Theile des Hinterzwiſchendecks noch 
ein zweiter Aufgang hergeitellt werde, der, da er bei den meilten Schiffen durch 
die erite Kajüte führen muß, ald Nothaufgang im Falle einer Gefahr zu dienen 
hat. Dem Antrage ift Folge gegeben worden und find nunmehr bereit3 auf einem 
Theil der Schiffe dieſe Nothaufgänge vorhauden. 

Bon Klagen, welche der Reichskommiſſar gegen bdeutiche Auswandererſchiffe 
zu erheben hatte, find als erheblichere Fälle bie folgenden zu erwähnen. Der 
eine Fall betraf die Heberfüllung eines Danıpferd mit Pailagieren und führte zur 
Einleitung der gerichtlichen Unterfuhung gegen die Angeitellten der betreffenden 
Rhederei. Die Unterfuhung, bei welcher es hauptlählid auf die Auslegung ber’ 
in Nordamerika geltenden Vorfchriften über die nach dem Naumgehalt des Schiffes 
zuläflige Marimalzahl der Pallagiere ankam, hat, nachdem in eriter Inſtanz auf 
eine Gelditrafe von 300 Mt. und im Unvermögensfalle 2Otägige Gefängnikitrafe 
erfannt toorden war, in zweiter Inftanz mit ber Freiſprechung der Angeklagten 
geendet. Ein zweiter Fall betraf die Mitnahme von, für Auswandererichiffe ver: 
botener Ladung, indem auf einem mit Auswanderern bejegten Dampfern gelalzene 
Häute verladen worden waren. In diefem Falle iit der betreffenden Rhederei jeiten® 
der Auswanbererbehörde eine ernite Verwarnung für die Zukunft ertheilt worden— 


Geringfügigere Klagen von Auswanderern gegen Winfelagenten im Inlande 
und gegen Auswanderererpedienten im Ginichiffungshafen, gingen im verfloifenen 
Jahre, theils begründete, theild unbegründete mehr als in früheren Jahren ein. 
Diejelben betrafen fait ausichließlih Fälle, in welchen Auswanderer, die mit 
deutihen Schiffen direft nach Amerika gehen wollten, leberfahrtzicheine für Die 
indirefte Fahrt über England erhalten hatten. Viele diejer Klagen ſtellten ſich 
infofern als nicht begründet heraus, als die betreffenden Leute in Folge von 
Ueberredung freiwillig auf eine indirefte Beförderung eingegangen waren, was 
ihnen hinterher wieder leid geworden war. In anderen Fällen hatten ſich Erpe- 
dienten und Agenten jo gefichert, daß ihnen eine Gejegeöverlegung nicht nachzuweiſen 
war, und nur in einem Falle fonnte ein Winfelagent wegen Vergehens gegen $ 10 
des preußifchen Geſetzes vom 7. Mai 1853 mit einer Gelditrafe belegt werden. 


Die Nevifion der Auswandererichiffe, der inneren Einrichtung, der Proviants 
ausrüftung, der Auswandererlogirhäufer, der Empfangnahme und Einihiffung 
der Auswanderer durch den Reichskommiſſar, hat mit derielben Sorgfalt und Ges 
nauigfeit, wie in den früheren Jahren ftattgefunden, und nahm bei der erheblidy 
größeren Auswanderung eine erhöhte Arbeitsfraft in Anſpruch. Es wurde ftrenge 
darauf gehalten, daß die zum Scuge der Auswanderer erlallenen Verordnungen 
auf das Genauefte befolgt wurden. Die zur Unterbringung der Pajlagiere be— 
ftimmten Räume find jtet3 genau ausgemeſſen und e3 ift feitgeitellt worden, wie viel 
Paſſagiere in jedem diejer Räume nad) den reip. Gelegen untergebracht werden durfteır. 

Sämmtliche erpedirte Auswandererichiffe find, foweit es die gleichzeitige Bes 
auflichtigung der drei deutichen Häfen zuließ, perfönlich von dem Reichskommiſſar, 
in der Regel im Verein mit den in den einzelnen Hafenorten beitellten Beſich— 
tigungsbehörden, revidirt worden. 

Ueber den Umfang der Auswandererbewegung über die deutichen Häfen im 
Jahre 1881 geben die anliegenden zwei ftatiftiichen Tabellen I und II Auskunft, 
während Tabelle III eine leberficht über die nachweisbare deutiche Auswanderung 
während des legten Jahrzehnts gewährt. 
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Zur Ergänzung iſt noch Folgendes zu bemerfen. 

Es wurden im Jahre 1881 aus deutichen Häfen befördert: 
247,346 Perfonen: 

Hiervon wurden befördert: 


über Sambug . . » 2... ..123,131 Perſonen, 

über Bremen . 2 > 202020. 122,767 — 

über Stettin . . . 2. > 2. 1,448 “ 
Summa . . 247,346 Berfonen. 


Bon den über Hamburg einschließlich der Ausländer beförberten 123,131 Ber: 
fonen wurden: 
direft befördett . . » 2... 74,400 Berjonen, 
indireft über England in 790 Schiffen 47,612 
mit Schiffen, die wegen der geringen 
Anzahl Paſſagiere nicht als Aus— 
wanbererichiffe betrachtet werden . 1,119 > 
Summa . . 123,131 Berlonen. 
Von den direkt beförderten 74,400 Perſonen gingen: 
in 88 Dampfichiffen nach New-York 72,264 Perjonen, 
in2 Dampfichiffen nad) St. Thomas 55 
in 14 Dampfichiffen nad Brafilien 1,354 
in 8 Dampfichiffen nach dem La Plata 


” 


" 


und der Weſtküſte Südamerifas . 280 = 

in 7 Dampf: und 1 Segelichiffe nad 

der Kapſtadt und Australien . . 447 — 
Eumma . . 74,400 Perſonen 


in 119 Dampf» und 1 Segelichiffe. 

Die indireft über England beförderten 47,612 PBerfonen gingen Tämmtlid) 
nad) den Vereinigten Staaten von Nordamerifa; die in 118 nicht als Auswanderer: 
ihiffe betrachteten Schiffen beförderten 1,119 Perſonen gingen nach verichiedenen 
Hafenpläten. 

Die über Bremen und Geeftemünde beförderten Perionen wurden befördert: 

in 80 Dampfichiffen nach New-York, 

in 45 Dampfichiffen nad) Baltimore, 

in 3 Dampfichiffen nach New:Orleans und Galveften, 

in 11 Dampfichiffen nah Brafifien, 

in 15 Dampfichiffen nad dem La Plata, 

in 1 Segelichiffe (mit 111 Perfonen) von Gejtemünde nad) Honolulu, 
zufammen aljo in 154 Dampf: und 1 Segelichiffe. 

Die über Stettin beförderten 1,448 Perfonen gingen ſämmtlich nach News 
Nork, es wurden von ihnen 

780 Berfonen direft mit 4 Dampfichiffen und 
668 n indireft über Hull und Xiverpool mit 
39 Dampfichiffen befördert. 
Summa 1,448 Perſonen. 

Bon der Gefammmtzahl der Auswanderer wurden circa 20 Prozent auf reis 
fcheine, d. h. Billets, fir welche der Fahrpreis von in Amerika anſäſſigen Yeuten 
bezahlt wurde, befördert. 

Bon transatlantiihen Ländern nad deutihen Häfen wurden circa 20,000 
Perſonen beförbert. 
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Die im Fahre 1881 über deutſche Häfen nad) überjeeiihen Ländern gegangenen deutſchen 
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Zahl der Auswanderer Davon gingen über 






































es 





Staaten bezw. Landestheile | aus dem Deutichen Reich | den i W 
der nach Vereinigten S 2* 
überfeeiichen Länden | 2 ı 3 | & Staaten |258 
Herkunft im Jahre 1881 — = * bon IH 5 

ng * S 5NVordamerika 
Männ. Weibl. Zuſam. Männ. Weibl. M.W. 
1. 2. BERKER BE 8 | 9. J10J12. 

Preußen. | | | | 

Provinz Oſtpreuhen . . „| 1,207 839) 2046| 789) 1,213 641 1,187 834 3 — 
Ar Wejtpreußen . 12,545 10,500| 23,045[ 13,020] 9,851) 174] 12,445) 10 ‚398 23; 28 

» Brandenburg mit i | ka 
Stadt Berlin . 5,487] 3,794 9,281] 3,072] 6,149 60] 5,226: 3 ‚76 35) 24 
" Pommern 13,545) 11,482, 25,027] 11,772) 12,265) 9901 18,331: 11,338 24 23 
»„  Boien . 11,921] 9,394| 21,315| 9,708| 11,531! sıl 11,880) 9,368) 12! 15 
„ Schlefien . i 3,420 nn 5,557] 2,076] 3,429 52 3.251| 2,042: 1711 
„  Sadjen . 2,145| 1,259| 8,404] 1,875] 1,5211 s| 2,043] 1204 4 5 
“ SchleswigeYolftein . 7,026 5,135) 12,161 543) 11,618] — 6,802 5.016 4 2 
A Sannover . . .| 8,477 5,432) 13,909] 11,494| 2,4155 — | 8,237) 5,308) 10 7 
„ Weſtfalen . . ..| 3,514 2,807, 5,821] 5,309] 5121 — | 3,4791 2,2901 1) 4 
= Hellen-Naflau 4,477 3.115 7,592 5,872| 1,720) — | 4406: 3,085) 3 1 
„Rheinland . » .1 1,661 1044| 2,7051 2,108) 597° — | 1,612) 1018| 6 3 
» Dohenzolleen . . 51 89 38 31) — 51 38 — — 
Preugiiher Staat . . . . | 75,476 56,476 131,912 ie a a 73,990 55,6101142'12 

| | | 
Bayern { vechts des Rheins | 6,306 4,612) 11,418] 7,342 4,076 — 6,7565 4,595) — — 
Bl. ... 830 694 1,574 1440 133 5 694 — — 
Sachſen. 2 .2.2.2..1 5,672] 3,266) 8,938| 53. 156 3,780 2] 5,4801 3,168 4 7 
Württemberg . j 5.07| 3 3. 709! 8,716] 6,167 2,549 — 4,989] 3,7071 — — 
Baden , Da en ie 1,584 1.239 2,323] 1,807) 1,016| — 1,571} 1,232) ı) — 
Hefien . De Er 1,996) 1,373) 3,369] 2,005) 1,364 —| 1,991] 1,373) — — 
Medlenburg: Schwerin. 2,098! 1,633) 3,731 412) 3,318 11 2,0481 1,623) 2) 1 
Sadjen-Weimar , . 4731 312 785 608 177 457 308 _ _ 
Medlenburg-Strelig 414 386) 7700| 139 68 — 404 3852| 4 1 
Oldenburg a Er 1,146 743) 1,889] 1,706 183 — 1,141 7321 — — 
Braunſchweig 405 209 614 393 22 — 3352| 2051 — — 
Sachſen⸗ Mein ingen 339 235) 574 438 186 — 339 235 — — 
ee 155 85 24U 111 129 — 142 ia —— 
Sachſen-Koburg— Goiha 244 146 39041 300 90 234 1421 — — 
Anhalt ra a 194 12 31 BT Bd 10 118 — — 
Schwarzburg: Sondershaufen 38 61! 159] 109 50, 97 61, — 
Schwarzburg a 115 58 173] 151 22 — 113 55 — — 
Walded . . 4 3a 2) ee hl a Ti — 
Neuß älterer Linie 62 42 104 77 27 — 49 34 — — 
Neuß jüngerer Yinie . 176 wow 2b 146 120 — 173 5 — — 
Schaumburg: Uber — 42 13 55 48 I — al, 13) el — 
Kippe . ER: 251 139 390| 354 36 — 249; 139 — — 
Kübel . 117] 62! 17 4 195 - 1460 — — 
Bremen . Pe 826! 613) 1,439] 1,312) 127) — 800, 601 — — 
Hamburg - » > 2 2. ..] 1,848] 1,293 3,141] 109 8,032) —| 1,582 1,166. = 
Elſaß Lothringen 80 68) 148 96 5 1 74 63) — 
Deutſches Reich41106, 648,7 77,7211184,369 98,510) 84,425 1,434|10,4415] 76,526|1541132 

ı 
[Bi 
Davon: | i | 

unter 1 Jahr alt . .| 7,108! 6,467) 13,570] 6,958! 65301 82] — -1— 
über 1 bis 10 Jahr alt | 19.159! 17,428) 36,587|20,046 1822] ul — | — I —ı — 
über 10 Jahr alt . . | 80,386] 53,526184,212 71,506] 61,653. 1,053) — _ — 
Ferner Über Antwerpen. . | 16,587 9 2178| — — — J16,046 9,202 — — 
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Chile — Afrika | Aſien Auſtralien 


Staaten | 
M. W. M. W. M. W. M. W. M|®. 
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Die Gejammtanswanderung von Bremen 





Herkunfſts-GHeimats-)Länder 


Bald der im 


von j 
= zuſammen 
(Summe 
Bremen | Hamburg der 
aus aus Spalien 


2 und 3 





Yuremburg . 
Dejterreichellngarn 

Europäiſches Rußland 

Schweden und Norwegen 
Dänemarf 

Niederlande 

Belgien . 

Schweiz . 

Frankreich 

Großbritannien 

Spanien 

Rumänien 

Serbien . 

Europäticdhe Tür Hei 

alien . - .» ra a 
Vereinigte Staaten von Amerifa 
Andere außereuropäiſche Yänder . 
Ohne Angabe des Yandes 


Dazu aus 


Davon wurden befördert: 


2 2 
3,245 | 121,972 35,517 
341 9.068 9,409 
4,33] 683 5.014 
1.277 3, 434 4,711 
24 25 49 
3 3 u 
164 105 269 
14 17 B 
23 45 68 
Ei + 
| 63 H4 
- 2 2 
3 3 
28 | 82 110 
4401 | 2,786 1,187 
49 | 414 463 
Dee et Mae 54 54 
Zuſammen aus nichtdeutichen Staaten 24,257 38,706 62,965 
dem Deutichen Reich 98,510 54,425 | ee | 1. 182.935 
Generaliunme 122,767 | 123,181 | 245,898 | 123,131 [| 245,899 
122.767 122,767 


bon Bremen aus . 
von Hamburg aus 


r 


123,131 | 128,181 


Die deutſchen überjeeifhen Auswanderer 








Ueberhaupt ————— — —— — Lili 
durch die |_ . uber = 
amtliche | 

Dentiche Auswanderer im Nahre deutſche | | 
Statiftif | Bremen | Hamburg | Stettin Antwerpen 
nach | 

weisbare 

1. 2. 3. 4 5. 6. 
1871 75,912 45,658 30,254 — — 
1872 125,650 66,919 57,615 — 1,116 
1873 103,638 48,608 51,432 — 3,598 
1874 45,112 17,907 24,093 | 1,536 | 1,576 
1875 30,778 12,613 15,826 | 26 2,066 
1876 28,368 10,972 12,706 202 |! 4,488 
1877 21,964 9.218 10,725 | 75 1,836 
1878 24,217 11,329 11,827 85 | 976 
1870 33,827 15,828 13,165 245 4,089 
1580 106,190 51,627 ı 42,787 552 | 11,224 
1881 i 210,547 98,510 | 84,425 1,434 26,178 
In den 11 Jahren 1871-1881 „1 505 "698 | 389,299 | 354,855 


Dazu: von Havre 1871/80 (dirett) 


4,397 57,147 
30,494 | 


Ron je 1000 Auswanderern der Jahre 1571/81 gingen nadı ben obengenannten Rändern 


) Darunter I Perfon aus dem Fürſtenthum Liechtenftein, 
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und Hamburg im Jahre 1881. 


ims$ahre 1881 beförderten Auswanderer 






























































FREE nadı 
dienen | = = = |E_ 2; = 
einigen Sa a Ze 2 E |8838 = “= 88 SS | 5 5 
Stanten = E22 = |= SEE EI 5 |538 5& w 2 
EB E25%£ = Ss EI 9 |EE8 5; = = 
im SSR 5 |sE8 * 3E0| F nz = 
Amerila 8 VV E | — * 
56 7. 8. 68.010 11. | 12. 18 | 14 15 16. 
J— — — — — — — — — — — 
35,195: 69 _ 1 | 213 14 1 7 1 — 9 
9,368 2 — 3 5 1 — — 2 26 _ 2 
4,979) 1| — —_ | 9 — — 1 2 1 21 
4,589 I| — 10 ı 54 1 6 3 12 5 19 
1 — _ — | — — — — — 1 1 
| — _ — — — — = = — — — 
2534 — 1 — 7 1 3 1 1 ı| — — 
2 — — _ — — 1 _ 1 — — — 
61 — — _ 2 1 _ — — — 1 3 
— — — — 4 — — — — — — — 
63 — — — — — — — — 1 — — 
2 — — — = = = — — — — — 
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in den Fahren 1871 bis 1881. 








wurden befördert 














nad 
Amerika, nämlich 
ben Ber- Britiſch Mexiko anderen 
einigten Mord: und Weit Brasilien Theilen | Mirifa Aſien Auftralien 
SIE. ärnneripa | Sentral- | Indien” —— von 
v. Anıerifa. Amerika \_Amerifa 
" u 9 | 10. 11, 12, 18, 14, 15. 
73,316 9 21 | 37 920 263 15 11 817 
120,056 690 38 | 61 3,232 387 2 12 1,172 
16,641 49 | 32 | 28 5,048 496 4 9 1,331 
42,492 138: ) 24 | 83 1,019 418 5 33 900 
27,534 38 26 47 1,387 377 1 | 37 1,026 
22,767 11 ı 8 | 35 3,432 804 | 54 | 31 1,226 
18,240 11 | 25 | 243 1,069 289 750 | 31 1,306 
20,373 89 22 | 74 1,048 449 394 | 50 1,718 
30,808 44 17 | 54 1,6530 44] 23 31 274 
103,115 ! 222 19 100 2,119 420 27 36 132 
206,189 | 286 56 58 2,102 762 314 35 745 
762,331 ı 1,587 ı 288 825 23,006 5,106 1,592 316 10,647 
1 | | 1 
946,3 3,0 0, 1° 28,5 6,8% 2, 0, 13,3 
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Zum Reihs-Htempelfleuergeleße.') 


Zur Befeitigung von Zweifeln und Meinungsverichiedenheiten Hinfichtlich der 
Auslegung und Anwendung des Geſetzes vom 1. Juli 1881, betreffend bie Er: 
hebung von NReichöftempelabgaben (Reichs-Geſetzblatt S. 185), hat der Bundes: 
rath in jeiner Sitzung vom 5. Juli v. 3. die nachltehenden Beſchlüſſe gefaßt: 

1. Genußicheine und ähnliche zum Bezug eines Antheild an dem zur Vertheil— 
ung gelangenden Reingewinn einer Aftienunternehmung berechtigende Werth: 
papiere find, wenn dielelben dem Gigenthümer oder Inhaber auch einen ver: 
hältnigmäßigen Antheil an dem Vermögen der Gejellichaft gewähren, wie 
Aktien bezw. Aktienantheilicheine zu bejteuern, wenn dies nicht der Fall ift, 
als Schuldverichreibungen. 

Als Kapitalwerth der leßteren ift zutreffendenfalld der 25fache Betrag der 
durchſchnittlichen Jahresrente, event. der Kurswerth und, fall ein ſolcher 
nicht beiteht, der Schätzungswerth anzufehen. 

2. Zu den Anfhaffungsgeihäften im Sinne der Tarifnunmer 4 gehört auch 
die Annahme von Wechſeln, Coupons, Dividendenicheinen oder Werthpapieren 
zur Gutichrift in laufender Rechnung oder auf eine beitimmte, aus einen 
Waarengeihäft oder einem ſonſtigen Rechtögrund entiprungene Schuld. 

3. Die Anwendbarkeit der Tarifnummer 4b ift nicht auf die von einem Kon— 
trahenten des Geſchäfts ausgeftellten und für einen folchen bejtimmten Be— 
rehnungen, aud nicht auf Guthaben, Verpflichtungen oder Anſprüche be- 
ichräntt, welche auf Geld gerichtet find. Die Tarifnunmer 4b umfaßt ſowohl 
die Berechnungen des Gläubigers über fein Guthaben, als ſolche des Schuldners 
über feine Verpflihtung. Es ift nicht erforderlih, daß die Berechnung außer 
dem Betrage des Anſpruchs aud) die Grundlagen enthält, aus denen der 
erstere rechneriich ermittelt ift. Eine von beiden Angaben genügt. Der Zwed 
der Auöftellung einer Berechnung ift ohne Einfluß auf die Stempelpflichtig- 
feit derfelben. Auch quittirte Nehnungen und Quittungen, welche den In— 
halt der Rechnungen im Sinne des Tarifs haben, find ftempelpflichtig. 

Die Rechnung ift auch dann im Sinne des Tarifs über ein „abge: 
ihlofjenes* Geihäft ausgeftellt, wenn fie vor dem Abichluffe des Ge- 
ihäfts in Erwartung des legteren angefertigt, aber erſt gleichzeitig mit dem 
Abſchluß oder in Folge desfelben ausgehändigt beziw. angenommen wird, 
wie dies beifpieldweife bei den Rechnungen der Fall ift, welche den zur Dis: 
fontirung angebotenen Wechjeln beigefügt zu werden pflegen. 

Auf Kontokorrent: und Nechnungsauszüge ift die Tarifnummer 4b als: 
dann anwendbar, wenn im Debet oder Kredit ein Anſpruch aufgerechnet wird, 
welcher aus einem der in der gedachten Nummer bezeichneten Geichäfte ent: 
ſprungen ift. 


) Siehe „Annalen“ 1881 ©. 768, 
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4. Noten über Auszahlungen für Rechnung eines Andern fallen nicht unter die 
Tarifnummer 4, fofern nicht etwa ein Kauf freinder Banknoten oder fremden 
Geldes vorliegt. 

5. Auf Schriftftüde der Tarifnummter 4b findet die Vorichrift im 8 9b bes 
Geſetzes vom 1. Juli dv. I. feine Anwendung. Bank: oder Kreditinſtituten, 
welche Geichäfte der Staatskaſſe in deren Vertretung ausführen, fommt die 
gedachte Vorichrift nicht zu gute. 

6. Schlußnoten 2. und Rechnungen 2c. über die in der Tarifnummer 4 be— 
zeichneten Geichäfte find auch dann ftempelpflichtig, wenn das Geihäft Zins: 
oder Dividendenjcheine (Coupons) zum Gegenitande hat. 

. Bei der Berehnung des Werths deö Gegenitandes des Geſchäfts nach der 
„Befreiung“ Ziffer 1 zu Tarifnummer 4 find die laufenden Zinfen mit in 
Rechnung zu ftellen. 

8. Wird der bereitö vorher brieflid) oder mündlich durch Heritellung des Kon- 
jenjes erzielte Abſchluß eined der Tarifnummer 4a angehörigen Geſchäftes 
in, die Gejchäftsbedingungen zufammenftellenden Briefen beftätigt, jo ift die 
„Befreiung“ Ziffer 3 zur Tarifnummer 4 auf dieje Briefe nicht anwendbar. 

9, Auf Briefe, welche eine Rechnung 2c. der in Tarifnummer 4b bezeichneten 
Art enthalten, findet die „Befreiung“ Ziffer 3 zu Tarifnummer 4 feine 
Anwendung. 

10. Für die Bemeſſung der in Ziffer 3 der „Befreiungen“ für Tarifnummer 4 
beitimmten Entfernnng von mindeitend 15 Kilometer ift die Entfernung des 
Beitimmungsortes vom Abjendungsorte und für dieje diejenige Entfernung 
ald maßgebend zu erachten, welche für den Poftverfehr gilt. (Zentr-Bl. f. 
d. D. N. 1882 ©. 336 f.) 


Uachweiſung 


derjenigen Behörden, welche auf Grund des 8 1 Nr. 1 der Verordnung des 

Bundesraths vom 16. Juni 1882, betreffend die Pr Fi: von Strafregijtern 

und die twechjeljeitige Mittheilung der Strafurtheile (Zentral:Blatt S. 309), 

zur Führung der dort bezeichneten Strafregifter von den Regierungen der 
einzelnen Bundesftaaten bejtimmt worden find.) 


Königreich Preußen: die Staatsanwaltſchaft bei den YLandgerichten ; 
für den preußiichen Kreis Ziegenrüd die 
Staatdanwaltihaft bei dem Landgerichte 
zu Nudoljtadt, für die preußiichen Kreiſe 
Schleufingen und Schmalkalden die Staats— 
anwaltichaft bei dem Landgerichte zu 


Meiningen; 
Rönigreih Bayern: die Amtsanmwälte; 
Königreich Sachſen: die Amtsrichter; 
Königreich Mürttemberg: die Ortsvorſteher jeder Gemeinde; 
Großherzogthum Baden: die Amtsgerichte; 
Großherzogthum Heſſen: die Staatsanwaltſchaft bei den Landgerichten; 
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Großherzogthum Meclenb.-Schwerin: 

Großherzogthum Sachſen-Weimar: 

Sroßherzogthum Alecklenburg- 
Strelik: 

Großherzogthum Pldenburg: 


Herzoathum Braunfdhweig-Lüneburg: 
Herzogthum Sadfen-Meiningen: 


Herzogthum Sadfen-Altenburg : 

Herzogthum Sahfen-Koburg-Gotha: 

Herzogthum Anhalt: 

Fürkenthbum Schwarzburg- 
Sondershaufen: 

Fürftenthum Ichwarzburg-Rudolkadt: 


Fürftenthbum Waldek und Pyrmont: 
Fürſtenthum Reuß älterer Linie: 


Fürſtenthum Reuß jüngerer Linie: 
Sürſtenthum Schaumburg-fippe: 


Fürſtenthum £ippe: 
Freie und Hanſeſtadt Lübek: 


Freie Hanfeftadt Bremen: 
Freie und Hanſeſtadt Hamburg: 


KElfaß-Lothringen: 


die Staatsanwaltichaft bei den Kandgerichten ; 

die Staatsanwaltichaft bei den Landgerichten; 

die Staatsanwaltichaft bei dem Landgerichte 
zu Neu:-Strelig ; 

a) für den Bezirk des Herzogthums Olden— 
burg die Staatöanwaltichaft bei den Groß— 
herzoglihen Landgerichte zu Oldenburg, 

b) für den Bezirk des FürftenthHums Lübed 
die Staatsanwaltichaft bei dem Landge— 
richte zu Lübeck, 

ce) für den Bezirk des Fürſtenthums Birfen- 
feld die Staatsanwaltichaft bei dem König— 
lich preußiichen Landgerihte zu Saar: 
brücken; 

die Staatsanwaltſchaft bei den Landgerichten; 

a) für die Bezirke der Amtsgerichte Meiningen, 
Salzungen, Wafungen, Themar, Röm— 
bild, Hildburghaufen, Heldburg, Eisfeld, 
Scalfau, Sonneberg und Steinah Die 
Staatzanwaltichaft bei dem Landgerichte 
zu Meiningen, 

b) für die Bezirke der Amtögerichte Saalfeld, 
Gräfenthal, Pößneck, Camburg u. Kranich— 
feld die Staatsanwaltſchaft bei dem Land— 
gerichte zu Rudolſtadt; 

die Staatsanwaltichaft bei dem Landgerichte; 

die Staatsanwaltichaft bei den Yandgerichten ; 

der Herzoglicdhe Erfte Staatsanwalt in Deſſau; 
die Staatdanwaltichaft bei dem Landgerichte 
zu Erfurt; 

die Staatsanwaltichaft bei dem Yandgerichte 
zu Rnudolſtadt; 

die Staatsanmwaltichaft bei den Landgerichten ; 

die Staatdanwaltichaft bei dem Landgerichte 
zu Greiz; 

die Staatsanwaltichaft bei den Landgerichten ; 

die Staatsanwaltichaft bei dem Landgerichte 
zu Bückeburg; 

die Staatsanwaltichaft bei dem Yandgerichte 
zu Detmold; 

die Staatsanwaltichaft bei dem Yandgerichte 
zu Lübeck; 

der Amtsanwalt bei dem Amtsgerichte Bremen; 

die Staatsanwaltichaft bei dem Yandgerichte 
zu Hainburg; 

die Gerichtöichreibereien der Yandgerichte. 


(Zentr.=Bl. f. d. D. R. 1882 ©. 447 f.) 
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Die Beſtimmungen 


über 


die Haudels- und Gewerbekammern 
in den deutihen Bundesftaaten. 


I. Preußen. 
Geſetz über die Handelsfammern, 


Vom 24. Februar 1870, 


j Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2c. verorbnen, mit 
Zuftimmung beider Hänfer de3 Landtages für den Umfang der Monardie, 
was folgt: 

Befimmung und Errichtung der Handelskammern. 


$ 1. Die Handeläfammern haben die Beitimmung, die Geſammtintereſſen der 
Sandel: und Gewerbetreibenden ihres Bezirfd wahrzunehmen, insbefondere bie 
Sehörden in der Förderung des Handels und der Gewerbe durch thatfächliche 
Nittheilungen, Anträge und Erftattung von Gutachten zu unterjtügen. 

$ 2. Die Errihtung einer Handelskammer unterliegt der Genehmigung bed 
Sandeläminifters. 

Bei Ertheilung biejer Genehmigung wird zugleih über die Zahl der Mit: 
glieder und, wenn die Errihtung für einen über mehrere Orte fich erftredenben 
bezirk erfolgt, über den Sis der Handelskammer Beitimmung getroffen. 


Wahlberechtigung und Wählbarkeit. 


$ 3. Zur Theilnahme an der Wahl der Mitglieder find diejenigen Kaufleute 
und Gefellichaften berechtigt, welche als Inhaber einer Firma in dem für ben 
dgirt der Handeläfammer geführten Handelsregiſter eingetragen ftehen. 

Mit Genehmigung de Handeläminifter8 kann jedoch für einzelne Handels— 
Iommern nach Anhörung der Betheiligten beftimmt werden, daß das Wahlrecht 
außerdem durch die Veranlagung einer beftimmten Klaffe oder zu einem beftimmten 
Sage der Gewerbefteuer vom Handel bedingt fein foll. 

$ 4. Zur Theilnahme an der Wahl der Mitgliever find ferner berechtigt 
die im Bezirke der Handelskammer den Bergbau treibenden Alleineigenthüimer oder 
Pächter eines Bergwerkes, Gewerkichaften und in anderer Form organifirten Ge- 
klihaften — einfchließlich derjenigen, welche innerhalb der in den 88 210, 211 
des Allgemeinen Berggeieged vom 24. Juni 1865"), im $ 1 des Geſetzes vom 


"Allgemeines Berggeſetz für die Breußifhen Staaten. 
Vom 24 Juni 1865. 
Provinzialrechtliche Beſtimmungen. 
... 8.210. In denjenigen Landestheilen, in welchen das unter dem 19. April 1844 pub- 
'sirte Propinzialrecht für Wejtpreußen Anwendung findet, find nur Steinfalz und Sool- 
zuellen den Beitimmungen des gegenwärtigen Gejeges unterworfen. 
Unnelen des Deutſchen Reihe. 1888. 14 
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22. Februar 1869!) und im Artikel XII. der Verordnung vom 8. Mai 1867?) 
bezeichneten Laudestheile Eijenerz=, beziehungsweiſe Stein- und Brauntohlenbergbau 
betreiben — injoweit die Jahredproduftion einen von dem Handelöminifter nad 
den örtlichen Verhältniffen für die einzelnen Handelsfammern zu beitimmenbden 
Werth oder Umfang erreicht. 

Die fiskaliſchen Bergwerke find von der -Theilnahme an der Wahl aus: 
geſchloſſen. 

8 5. Die Wahlſtimme einer Aktiengeſellſchaft oder einer Genoſſenſchaft darf 
nur durch ein im Handelöregifter eingetragenes Vorftandsmitglied, die jeber anderen 
im $ 3 bezeichneten Gejellihaft nur durd einen ebenbajelbjt eingetragenen perſönlich 
haftenden Gefellfchafter, die einer Gewerkſchaft oder anderen im $ 4 bezeichneten 
Gejelihaft nur durd den Repräfentanten oder ein Vorftandömitglied, die einer 
Perſon meiblihen Geichleht3 oder einer unter Vormundſchaft oder Kuratel 
ftehenden Perfon nur dur den im Handelöregifter eingetragenen Profuriften, 
abgegeben werden. 


8 6. Wer nah voritehenden Beitimmungen (88 3 bis 5) in bemielben 
Handelskammer-Bezirke mehrfach ftimmberechtigt ift, darf gleihwohl nur Eine 
Wahlftimme abgeben und hat ſich, wenn er gleichzeitig in mehreren Wahlkreiſen 


Auf den Brauntohlenbergbau in diefen Zandestheilen follen jedoch der dritte Abjchnitt 
des dritten Titeld (von den Bergleuten), der fiebente Titel (von den Kinappichaftspereinen) 
und der neunte Titel (von der Bergpolizei) Anwendung finden. 
it $ 211. Bon den Beitimmungen ded gegenwärtigen Gejeped find ausgenommen bie 
ifenerze 

1. in dem Herzogtum Schlefien und der Grafſchaft Glaß, 

2. in Neuvorpommern und auf der Injel Rügen und 

3. in den Hohenzollernihen Landen. 

ı) Geſetz, betreffend die Nehtsverhältnifje des Stein: und Braun: 
toblenbergbaues in denjenigen Landestheilen, in welden das Kur— 
fürftlih Sädhjifhe Mandat vom 19. Auguſt 1743 Geſetzeskraft hat. 

Bom 22. Februar 1869. (Gej.-Sammi. 401.) 

8 1. In den nadjbenannten Landestheilen, nämlich: 

1. in den vormals zum Königreich Sachſen gehörigen Landestheilen der Provinz Sadjen, 
mit Ausichluß der Grafichaften Mansfeld und Barby und der ftandeäherrlichen Ge— 
biete der Grafen von Stolberg-Stolberg und Stolberg-Roßla, 

2. in den vormals zum NKönigreih Sachſen gehörigen Landestheilen der Provinz 
Brandenburg, insbejondere in der Standesherrihait Baruth und den Nemtern 
Jüterbogk, Dahme, Belzig und Rabenjtein nebſt enflavirten ritterichaftlichen Orten, 
jowie in den vormals zum Kreije Wittenberg gehörigen Orten Blantenjee und 
Stangenhagen, 

3. in dem Marfgrafenthum Oberlaufig, 

4. in dem Markgrafenthum Niederlaufig, mit Einichluß der Herrihaft Sonnenwalde, 
jowie der Aemter Dobrilugf, Finjterwalde und Senftenberg, 

unterliegen die Stein- und Brauntohlen fernerhin lediglich dem Verfügungsredhte des Grund- 
eigenthitmers. 

Die beftehenden Berechtigungen zum Betriebe des Stein: oder Braunfohlen-Bergbaues 
bleiben jedoch aufrecht erhalten. Gründet fich die Berechtigung auf eine zur Gewinnung der 
Stein⸗ oder Braunfohlen auf fremden Grund und Boden ertheilte Konzeffion des Staates, 
fo fommen hinſichtlich der Verbindlichkeit zum Betriebe und der Aufhebung der ng ar 
die Vorjchriften der SS 65 und 156 bis 164 des Allgemeinen Berggejeged vom 24. Juni 
1865 in Anwendung. 

) Verordnung, betreffend die Einführung des Allgemeinen Berg- 
rn vom 24 Juni 1865 in das Gebiet des vormaligen Königreids 

annover. 
Vom 8. Mai 1867. (Gej.-Samml. ©. 603.) 

Art. XI. Die Befig- und Nechtöverhältnijje in Bezug auf die Stein» und Braunkohlen 
im Fürſtenthum Calenberg, einjchließlih der Grafichaft Spiegelberg, follen wie bisher aufs 
recht erhalten werden. 
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bes Handelskammer-Bezirks (8 10) ftimmmberechtigt ift, vor Ablauf der zu Ein- 
wendungen gegen die Wählerlifte beftimmten Friſt ($ 11) zu erklären, in welchem 
Wablfreije er jeine Stimme ausüben will. 
8 7. Zum Mitgliede einer Handelöfammer fann nur gewählt werben, wer 
1. da3 fünfundzwanzigfte Lebensjahr zurüdgelegt hat, 
2. in dem Bezirk der Handelskammer feinen ordentlihen Wohnfit hat, 
3. a) in dem für den Bezirk der Handeldfammer geführten Handelsregiſter 
entweder als Inhaber einer Firma oder als perfönlich haftender, zur 
Vertretung einer Hanbelögeiellihaft befugter Gefellichafter, oder als 
Mitglied des Vorſtandes . einer Aktiengejellihaft oder Genoffenfhaft 
eingetragen jteht, 
b) ober bei einer der im $ 4 bezeichneten Bergbauslinternehmungen im 
Bezirfe der Handelskammer als Alleineigenthümer, NRepräfentant ober 
Vorſtandsmitglied betheiligt ift. 

S 8. Mehrere Gejellihafter oder Vorftandömitglieder einer und berfelben 
GSefellichaft dürfen nicht gleichzeitig Mitglieder derjelben Handelskammer fein. 

S 9. Diejenigen, über deren Vermögen der Konkurs (Falliment) eröffnet 
tft, ſind bis nad Abſchluß diejes Verfahrens, und diejenigen, welche ihre Zahlungen 
eingestellt haben, während der Dauer der Zahlungseinftellung weder wahlberehtigt 
noch mählbar. 


Wahlverfahren. 


8 10. Mit Genehmigung des Handelsminifters fann ein Handelskammer-Bezirk 
zum Zwecke ber Wahl der Mitglieder in engere Bezirke eingetheilt werben, 
injofern ſich au3 den örtlichen Verhältniſſen hierzu Bedürfniß ergibt. 

S 11. Für jeven Wahlbezirk ift bei Einrichtung einer Handelöfammer von 
der Regierung, ſonſt von ber Handelskammer jelbit eine Lifte der Wahlberechtigten 
anfzuftellen. Diejelbe wird zehn Tage lang öffentlich ausgelegt, nachdem die Zeit 
und Der Ort der Auslegung in den lesten zehn Tagen vorher öffentlich befannt 
gemacht find. 

Einwendungen gegen die Lifte find unter Beifügung der erforderlichen Be— 
fcheinigungen bis zum Ablauf des zehnten Tages nach beendigter Auslegung, 
mwerrn Die Handelöfanmer eingerichtet werden joll, bei der Regierung, ſonſt bei ber 
Hande lskammer jelbit anzubringen. Rekurs gegen die Entiheidung der Handels— 
tfammer ift innerhalb zehn Tagen bei der Regierung einzulegen. Letztere enticheidet 
in allen Fällen endgültig. 

S 12. Nad erfolgter Feititellung der Wählerliite hat für jeden Wahlbezirk 
bei Einrichtung der Handeläfammer ein von der Negierung,- jonit ein von ber 
Handelskammer aus der Zahl ihrer Mitglieder zu ernennender Kommiffarius den 
MWahltermin zu beftimmen und öffentlich befannt zu machen. 

S 13. In der Wahlverfammlung führt der ernannte Kommiſſarius ($ 12) 
den Vorſitz. Es wird ein Wahlvoritand gebildet. Zu demielben gehören, außer 
dem Worfigenden, ein Stimmenjanmler und ein Schriftführer, welche von den 
anmwefenden Wahlberehtigten aus ihrer Mitte gewählt werden. 

S 14. Die Wahl erfolgt nad abjoluter Stimmenmehrheit durch geheime 
Abftimmung mittelit Stimmzettel, welche, außer den im $ 5 erwähnten Fällen, 
von Den Stimmberedhtigten perfönlic; abzugeben find. Bei Stimmengleichheit ent: 
fcheidet das Loos. Ergibt fich bei einer Wahl in der erſten Abjtimmung weder 
eine abjolute Stimmenmehrheit, noch Stimmengleihheit, jo werden Diejenigen, 
welche die meiften Stimmen erhalten haben, in doppelter Anzahl der zu Wählenden 
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auf die engere Wahl gebradt. Falls mehr Perſonen als die doppelte Anzahl 
der zu MWählenden, die relativ meiften Stimmen erhalten, enticheidet die Feſtſtellung 
der Lifte der auf Die engere Wahl zu Bringenden, unter denen, twelche gleich viele 
Stimmen haben, das Loos. Ueber die Gültigfeit der Wahlzettel enticheidet der 
Wahlvoritand. Das Wahlprotofoll ift von dem Wahlvorftande zu unterzeichnen. 

$ 15. Die Handelöfammer hat das Ergebniß der Wahl öffentlich befannt 
zu machen. 

Einſprüche gegen die Wahl find binnen zehntägiger Friſt bei der Handels: 
fanımer anzubringen und von der Regierung endgültig zu enticheiben. 


Dauer der Funktion und Wechſel der Alitglieder. 


$S 16. Die Mitglieder der Handelskammern verjehen ihre Stellen in der Regel 
drei Fahre lang. Am Schluſſe jeden Jahres werden durch Neuwahl zunächſt bie 
durdh den Tod oder ſonſtiges Musscheiden vor Ablauf der geieglichen Zeit er: 
fedigten Stellen wieder bejest. Im Uebrigen ſcheiden von den Mitgliedern am 
Schluſſe jeden Jahres jo viele aus, daß im Ganzen der dritte Theil fämmtlicher 
Stellen zur MWieberbejegung gelangt. Die Ausjcheidenden beitimmt das höhere 
Dienftalter und bei gleichem Alter das Loos. 

Geht die normale Geſammtzahl der Mitglieder einer Handelskammer bei einer 
Theilung durch drei nicht voll auf, jo wird die nächſt höhere Zahl, welche eine ſolche 
Theilung zuläßt, der Berechnung des ausicheidenden Drittheils zu Grunde gelegt. 

Die Ausicheidenden fünnen wieder gewählt werben. 

8 17. Jeder in der Perſon eines Mitgliedes eintretende Umſtand, welcher 
basjelbe, wenn er vor ber Wahl vorhanden gewejen wäre, von der Wählbarkeit 
ausgeichlofien haben würde, hat dad Erlöſchen der Mitgliedihaft zur Folge. 

$ 18. Die Handelöfammer fann ein Mitglied, welches nach ihrem Urtheile 
burch jeine Handlungsweife die öffentlihe Achtung verloren hat, nah Anhörung 
beöfelben durch einen mit einer Mehrheit von wenigftens zwei Drittheilen ihrer 
Mitglieder abzufajfenden Beſchluß aus ihrer Mitte entfernen; es fteht jedoch dem 
Betheiligten gegen einen ſolchen Beſchluß der Rekurs an die Regierung offen. 

8 19. In derielben Art ($ 18) kann die Handelskammer ein Mitglied, 
gegen welches ein gerichtlihes Strafverfahren eröffnet wird, bis nad) Abſchluß 
desſelben, von ſeinen Funktionen vorläufig entheben. 


Koſtenauſwand. 


$ 20. Die Handelskammer beſchließt über den zur Erfüllung ihrer geſetzlichen 
Aufgabe erforderlichen Koftenaufmand und orbnet ihr Kaſſen- und Rechnungsweſen 
jelbftändig. 

Sie nimmt die von ihr für erforderlich erachteten Arbeitäfräfte an, fett Die 
Vergütungen für diejelben feſt und beichafft die nöthigen Räumlichkeiten. 

8 21. Die Mitglieder verjehen ihre Gefchäfte unentgeltlih. Nur die durd 
Erledigung einzelner Aufträge erwachſenden baaren Auslagen werden ihnen eritattet. 

8 22. Die Handelätammer hat alljährlich einen Etat aufzuftellen, öffentlich 
befannt zu machen und der Regierung mitzutheilen. 

$ 23. Die etatsmäßigen Koften werden auf die ſämmtlichen Wahlberedhtigten 
nad dem Fuße der Gewerbefteuer vom Handel veranlagt und als Zuſchlag zu 
biefer erhoben. 

Die nicht zur Gewerbeftener vom Handel veranlagten Wahlberechtigten 
werden von der Handelskammer alljährlid nad) dem Umfange ihres Geſchäfts— 
betriebes im vorhergehenden Jahre auf einen fingirten Sat ber Gemwerbeiteuer 
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vom Handel eingeihäßt und in diefem Verhältnifie zu den Stoftenbeiträgen heran 
gezogen. Die Betheiligten werden Seitens der Dandelsfammer von diefer Ein- 
ihäsung benadrichtigt. Beſchwerden darüber find binnen zehmtägiger Friſt bei 
der Handelskammer anzubringen und unterliegen der endgültigen Enticheidung 
der Regierung. 

Die Erhebung der Beiträge geichieht auf Anordnung der Regierung. 

$ 24. Giner vorgängigen Genehmigung der Regierung bedarf es, wenn 
bie Beſchaffung des Aufwandes für ein Jahr einen zehn Prozent der Gewerbe: 
fteuer vom Handel überjteigenden Zuſchlag zu berielben erfordert, oder wenn ber 
vorgelegte Etat überjchritten werden joll. 

Im eriteren Falle kann die Regierung die etatömäßigen Stoften in der Ge: 
fammtjunme foweit herabjegen, daß der zu ihrer Dedfung erforderliche Zuichlag 
nicht miehr als zehn Prozent der Gewerbeitener vom Handel beträgt. 


$ 25. Die Koftenbeiträge können unter Genehmigung der Regierung auf 
Antrag der Handelskammer der Gemeindefafle oder der Staatsſteuerkaſſe am Site 
der Handelskammer überwielen werden. Die betreffende Halle hat alsdaun in den 
Grenzen des Etats auf die Anweilungen der Handeläfammer die Zahlungen zu 
leiften und darüber Nechnung zu legen. 

Die Rechnungen werden von der Handelsfammer geprüft und abgenommten. 


Gelhäftsgang. 


$ 26. Zu Anfang jeden Jahres wählt die Handeläfammer aus ihrer Mitte 
einen VBorfigenden und einen Stellvertreter desjelben. Im Falle des Ausſcheidens des 
Voriigenden oder feines Stellvertreter vor der geſetzlichen Zeit erfolgt eine Neu— 
wahl für den Reſt diejer Zeit. 

$ 27. Die Handelsfammern können die Deffentlichkeit ihrer Sigungen bes 
ihliegen. Jedenfalls find fie verpflichtet, den Handels und Gewerbetreibenden ihres 
Bezirks durd fortlaufende Mittheilung von Auszügen aus den Berathungsproto: 
follen, ferner am Schluffe jeden Jahres in einer beionderen Meberfiht von ihrer 
Wirkſamkeit und von der Lage und dem Gange des Handels und der Gewerbe, 
ſowie jummarifh von ihren Einnahmen und Ausgaben dur die öffentlichen 
Blätter Kenntniß zu geben. 

Ausgenommen von ber Öffentlichen Berathung und Mittheilung bleiben die— 
jenigen Gegenstände, welche in einzelnen Fällen den Handelöfammern ala für die 
Deffentlichkeit nicht geeignet von den Behörden bezeichnet oder von ihnen jelbit 
zur Neröffentlihung nicht geeignet befunden werden. 

$ 28. Die Beichlüfle der Handelsfammern werden — außer den in den 88 18,19 
beitimmten Fällen — durch Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmengleichheit ent- 
Iheidet die Stimme des Vorfigenden. Bei Wahlen findet dad im erſten Abſatze 
des $ 14 beitimmte Verfahren ftatt. Zur Abfaflung eines gültigen Beichluffes 
it die Ladung aller Mitglieder unter Mittheilung der Berathungdgegenitänbe 
und die Anweienheit von mindeltens der Hälfte der Mitglieder erforderlich. 

Ueber jede Berathung iſt ein Protokoll aufzunehmen, 

8 29. Die Handeläfammern führen ein den heraldiſchen Adler enthaltendes 
Siegel mit der Umſchrift „Handelskammer zu (für) ..... 

Ihre Ausfertigungen werden außer von dem Vorſitzenden oder deſſen Stell— 
bertreter noch von mindeſtens Einem Mitgliede vollzogen. 

$ 30, Die näheren Beftimmungen über ben Geichäftsgang werden von der 
Handeläfammer in einer der Regierung mitzutheilenden Geichäftsordnung getroffen. 
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Gefhhäftskreis. 


$ 31. Der Geihäftstreis der Handelsfammern wird im Allgemeinen durch ihre 
Beitimmung ($ 1) begrenzt. 

832. Altjährlich bis jpäteftend Ende Juni haben die Handelskammern über bie 
Lage und den Gang des Handeld während des vorhergegangenen Jahres an den 
Handelsminiſter zu berichten. 

Auch in anderen Fällen ift ihnen geitattet, ihre Berichte unmittelbar an bie 
Zentralbehörben zu erftatten. 

In allen Fällen haben jie von den an die Zentralbehörbden eritatteten Be— 
rihte derjenigen Provinzialbehörbe, in deren Geichäftsfreis der Gegenftand fällt, 
Mittheilung zu machen. : 

8 33. An denjenigen Orten, an welden Handelskammern ihren Sit haben, 
werben von dieſen die Handelsmäkler — unter Vorbehalt der Beltätigung der 
Regierung — ernannt. 


8 34. Börſen und andere für den Handelsverkehr beftehende öffentliche 
Anftalten können unter die Aufficht der Handelskammer geftellt werben. 


Uebergangs- und Schlußbeſtimmungen. 


$ 35. Die Verfaffungen und Einrichtungen der beitehenden Handelskammern 
find mit diefem Gejese in Hebereinftimmmung zu bringen, Der Handelöminifter hat 
die hierzu erforderlihen Anordnungen, insbeiondere auch über den Sig, die Be: 
zirfe und die Zahl der Mitglieder der einzelnen Handelskammern zu treffen. Bis 
zu den in Verbindung mit dieſen Anordnungen zu beitimmenden Zeitpunkten 
bleiben für die beitehenden Handelöfanmern die über ihre Verfaffungen und Eins: 
rihtungen ergangenen Gejege, Verordnungen und fonftigen Beitimmungen in Kraft. 

8 36. Muf die zu Berlin, Stettin, Magdeburg, Tilfit, Königsberg, Danzig, 
Memel und Elbing beitehenden kaufmännischen SKorporationen und auf das 
Kommerzestollegium zu Altona findet diejes Geſetz feine Anwendung. 

8 87. Die in diefem Gelege den Regierungen zugewiejenen Funktionen 
werden von den Bezirköregierungen und, wo dieſe nicht beitehen, von den ihnen 
entiprechenden Landespolizeibehörden ausgeübt. 

$ 38. Unbeſchadet der Beitimmung des 8 35 treten außer Kraft: 

die Verordnung über die Errichtung von Handelsfammern vom 11. Februar 
1848 (Geſetzſammlung für die Königlich Preußiihen Staaten ©. 63), 

die Verordnung über die Errihtung von Handelsfammern vom 7. April 
1866 (Gejegiammlung für das Königreih Hannover S. 99), 

die Verordnung vom 17. Oktober 1863 (Verordnungsblatt des Herzog— 
thums Naffau S. 307), 

die Werordnung über die Organijation der Handelskammer der freien 
Stadt Frankfurt vom 20. Mai 1817 (Geſetz- und Statuten-Sammlung 1, 
S. 113), 

Jowie die ſämmtlichen zur Vollziehung und Ausführung dieſer Verord— 
nungen ergangenen Beitimmungen, 

endlich alle allgemeinen und beionderen, den Borjchriften des gegen: 
wärtigen Gejetes entitehenben Geiete und Verordnungen. 


Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterichrift und beigedrudtem 
Königlichen Infiegel. 


— — — — 
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II. Bayern. 
A. Auszug aus dem Geſetz, das Gewerbeweſen betr., 


vom 30. Januar 1868. 


Art. 27. Die Beſtimmungen über die Gewerbe-, Fabrik- und Handelsräthe, 
dann über die Gewerbe- und Handelskammern bleiben der Regierung vorbehalten. 


B. Königliche ze. Verordnung, die Handels: und Gewerbefammern, 
Dann die Handeld:, Fabrik: und Gewerberäthe betr., 


vom 20. Dezember 1868. 


Zudwig II. von Gottes Gnaden König von Bayern x. Wir haben Uns 
auf den Antrag des Staatdminiiteriums des Handels und der öffentlichen Arbeiten, 
unter gleichzeitiger Aufhebung Unjerer Verordnung vom 16. April 1855 (Reg.-Bl. 
v. 5. 1855 ©. 501 ff.) die Erridtung von Gewerbe, Fabrik- und Handels— 
rätben , dann die Einführung einer Gewerbe und Handelstammer in der Pfalz 
betr., auögedehnt auf die diesrheiniichen NRegierungsbezirfe durch & 149 der Ge: 
werbeordnung vom 21. April 1862, veranlaßt geliehen, auf Grund des Art. 27 
des Gejeges vom 30. Januar I. 35. über das Gewerbewejen, zu verordnen, 
wa3 Tolgt: 


I. Allgemeine Beftimmungen. 


& 1. Zur Förderung und Vertrerung der Intereſſen des Handels und der 
Gewerbe joll in jedem Regierungsbezirfe eine Handels: und Gewerbefammer er: 
richtet werden.') 

Mußerdem können für Orte oder Bezirke, wo wegen eines erheblichen gewerb- 
lichen Verkehrs ein Bedürfniß zu einer gewerblichen Vertretung obwaltet, auf 
Antrag der Betheiligten mit Genehmigung des Staatsminifteriums des Handels 
und Der öffentliden Arbeiten Bezirfsgremien — Handels, Fabrik- oder Gewerbe: 
räthe — gebildet werden. 

Das Staatöminifterium des Handel und der öffentlichen Arbeiten beftimmt 
den Sig dieſer gewerblichen Organe, ſowie deren Bezirk. 


I. Handels- und Gewerbekammern. 


S 2. Den Handels- und Gewerbefammern kommen folgende Obliegen: 
heiten zu: 

1. Diejelben haben den betrefienden Staatsbehörden als begutachtende jach- 
verjtändige Organe in Fragen zu dienen, welde Handel und Gewerbe angehen. 
Sin Der Regel find fie bei jeder wichtigen Angelegenheit zu hören. 

2. Die Handels- und Gewerbefammern find zur Wahrung der kommerziellen 
und induijtriellen Intereflen des einichlägigen Regierungsbezirfes berufen und 
daher befugt, die zur Förderung des Handels und der Industrie geeigneten Eins 
richtungen zu berathen und bei der zuitändigen Behörde anzuregen. 

3. Die Handels und Gewerbefammern üben den ihnen durch befondere 
Geſetze und Vorſchriften geregelten Einfluß auf die Ernennung der Handelsmäfler 


1) Nah Min.-Entichl. vom 20. Oktober 1869 ijt in Nürnberg von der Bildung einer 
Handelskammer für Handel und Fabriten Umgang genommen und die Gejammtfunftion der 
Handelskammer dem dortigen Injtitute des Handelövoritandes und der Marktsadjunften übers 
tragen, welche in diejer Funktion die Benennung Handelsfammer für Handel und Fabriken 
rühren. 
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(Senjale) und der Handelögerichtäbeifiger aus. Denfelben fann mit ihrer Zus 
ftimmung die Verwaltung oder die Auffiht auf die Verwaltung allgemeiner 
Sandelsinftitute, wie 3. B. Börfen, übertragen werden. Ferner Tiegt 

4. den Handels- und Gemwerbefammern ob, alljährlih und zwar längſtens 
bis Ende Mai unaufgefordert an das Staatöminifterium des Handels und ber 
Öffentlichen Arbeiten über die Lage, die Perhältniffe und die Bedürfniſſe bes 
Handels und der Gewerbe einen Bericht zu erftatten und in demfelben ihre be: 
züglihen Wünſche und Anträge zu entwideln. 

5. Haben diejelben mit den im Regierungsbezirke vorhandenen Bezirksgremien 
— Handels-, Fabrik- und Gewerberäthen — einen fortwährend regen Verkehr 
zu unterhalten und fich in wichtigen Fragen, dann bei Grftattung des Jahres 
berichtes ihres Beirathes und ihrer Mitwirkung zu verfichern. 

Die Handeld: und Gewerbefammern find beredhtigt, in Angelegenheiten ihres 
Mirfungsfreiies unter einander in schriftlichen Verkehr zu treten, und berufen, 
ben Berfehr des Staatsminiſteriums des Handels und der öffentlichen Arbeiten 
und der Kreisregierungen mit den vorhandenen Bezirfögremien — Handels-, 
Fabrik: und Gewerberäthen — zu vermitteln. 


8 3. Jede Handeld: und Gewerbefanmer beiteht aus zwei Abtheilungen, 
1. der Handelsfammer für Handel und Fabriken, 
2. der Gewerbekammer für die nicht in dieſe Kategorie gehörenden Gewerbe. 

Die Zahl der Mitglieder jeder Abtheilung wird don der fgl. Regierung, 
Kanımer des Innern, feitgelett. 

8 4. Wahlitimmberehtigt find alle Mitglieder des Handeld:, Fabrit- und 
Gewerbeitandes, die am Site der Kammer, für welche die Wahl ftattfindet, eine 
Handlung, eine Fabrik oder ſonſt ein Gewerbe felbitändig betreiben, ferner die 
ftellvertretenden Direktoren oder Geranten von inbduftriellen oder kommerziellen 
Unternehmungen. 

Wählbar find alle Wahlberechtigten, welche 

a) das 30. Lebensjahr zurücdgelegt haben, und 
b) ihr Geſchäft feit mindeitens drei Jahren betreiben.!) 

Mer in mehreren Abtheilungen ($ 3) waäahlberechtigt ift, kann nur in einer 
berielben fein Stimmreht ausüben und nur in eine Abtheilung als Mitglied 
eintreten. 

Bon mehreren Theilhabern desjelben Geichäftes kann nur einer Mitglied der 
Kammer fein. 

Wenn Frauen im Alleinbefige eines Gejchäftes ſich befinden, fo übt das 
Wahlreht in ihrem Namen der Gejchäftafeiter. 

Was von der Wahl der Gemeindevertretung ausschließt, Ichließt auch von 
der Wahl und dem Eintritt in die Handeld: und Gewerbefammer aus. 

8 5. Jede Handeld: und Gewerbsklaſſe (Kategorie $ 3) wählt jelbitändig 
die auf fie entfallende Zahl von Mitgliedern in die Sammer. 

Die Wahl ift eine direfte und geichieht unter Leitung eine von der kgl. 
Negierung, Kammer des Innern, zu ernennenden Kommiſſärs und in Gegenwart 
eines von demjelben zu berufenden Wahlausjchufles von fünf aktiv wahlfähigen 
Mitgliedern des Gewerbe, Fabrik: und Handelsitandes öffentlich durch Wahlzettel, 
welche gehörig ausgefüllt, von den Wählern perjfönlid dem Wahlausihuß zu 


') Die Verordnung vom 20. Dezember 1868 machte die Wählbarkeit aud) don dem 
Beſitze des bayerijchen Staatsbürgerredhts abhängig. Durch Verordnung vom 17. November 
1876 wurde aber dieje Beſtimmung beieitigt. 
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übergeben find. Der Wahlausihuß beicheidet alle Wahlreflamationen auf der 
Stelle durch einfache Stimmenmehrheit. Cine Berufung gegen diefen Ausiprud 
iſt unzuläſſig. Zu einer gültigen Wahl genügt relative Stinnmenmehrheit der— 
jenigen Wähler, die wirklich abgeitimmt haben. Bei Stimmengleichheit entſcheidet 
das Loos. Die Anlage der Wahlliften erfolgt durch die Diſtrikts-Verwaltungs— 
behörde. Die Wahlliiten find fpäteftens vier Wochen vor dem zur Wahl be 
ftimmten Tage unter Feſtſezung eines Termined von acht Tagen zur Anbringung 
allenfalliiger Einſprachen öffentlih aufzulegen. Die erhobenen Einſprüche find in 
den legten vierzehn Tagen zu beicheiden, worauf bie Liſten geichloflen werden. 
Nur diejenigen find zur Theilnahme an der Wahl berechtigt, welche in die Liſten 
aufgenommen find. 

8 6. Die Wahlen erfolgen auf ſechs Jahre Alle drei Jahre wird die 
Hälfte erneuert. Der eritmalige Austritt wird durch das Loos beitimmt. Die 
Austretenden find wieder wählbar, foferne fie die erforderlichen Eigenschaften noch 
beiteen. Die Wiederwahl fann unbedingt abgelehnt werben. 

In der Zwiſchenzeit durch Tod oder Berluft der Wählbarfeit, Ablehnung 
oder freie Niederlegung der Wahl eintretende Erledigungen werden durch Wahl 
der betreffenden Abtheilung der Handels: und Gewerbefanmer aus der Zahl der 
nah S 4 MWählbaren erfegt. Der Gewählte tritt an die Stelle des Austretenden 
auf die Dienitesdauer, welche diefer noch zu erfüllen gehabt hätte 

Ss 7. Eine Ablehnung ober freiwillige Niederlegung der Wahl findet 
nur Statt: 

a) wegen zurüdgelegten 60. Lebensjahres, 

b) wegen ermwielener £örperlicher oder geiftiger Unfähigteit. 

Außerdem fann aus triftigen Gründen um Gntlaffung aus der Sammer 
nahgeluht werden. Die Kammer enticheidet hierüber durch einfache Stimmen» 
mehrheit. Cine Berufung gegen dieſen Ausipruch iſt unzuläffig. 

$ 8. Jede Abtheilung der Handeld: und Gewerbefanmer wählt aus ihrer 
Mitte durch einfache Stimmenmehrheit ihren Vorfigenden und einen Stellvertreter 
desielben. Der Vorfigende der eriten Abtheilung iſt zugleich Vorſtand der Handels: 
und Gewerbefammer. Diefe Wahlen gelten auf drei Jahre. 

Die Handeld: und Gewerbefammer wählt fi einen fachwiſſenſchaftlich ge: 
bildeten Sekretär, der nicht Mitglied der Kammer ift, und das erforderliche 
Hilfsperfonal. 

8 9, Die Handelö- und Gewerbefammer wird dur ihren Vorftand zus 
jammenberufen, ebenjo jede Abtheilung für ſich durch ihren Borfigenden. 

Die Mitglieder find verpflichtet, den Situngen beizuwohnen und die ihnen 
jugewiejenen Berichterftattungen auszuarbeiten. 

Megen auffallender Vernachläſſigung dieſer Pflichten kann ein Mitglied von 
der Kammer ausgejchloffen werden. Für einen deöfallfigen Beihluß muß mehr 
als die Hälfte der Mitglieder geitimmt haben. 

Die Vorstände der Bezirfägremien find ftändig eingeladen, den Verhandlungen 
der Kammer mit enticheidender Stimme beizuwohnen. 

Den Kammern ift unbenommen, beiondere Sadveritändige, deren Kenntniſſe 
und Erfahrungen dem Inſtitute von Nuten fein können, zur Theilnahme an den 
Sigungen mit berathender Stimme je nad) Erfordernii einzuladen. 

8 10. Die Verhandlungen der Handels- und Gewerbefanmer find in der 
Regel öffentlih. Ausgenommen bievon find Aufträge und Mittheilungen der 
Behörden und die Berathungen über diefelben, wenn deren Geheimhaltung von 
den Behörden verlangt wurde, dann Berathungen über Verſonal- und jolde Anz 
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gelegenheiten, für welche wenigſtens ein Dritttheil der anweſenden Mitglieder eine 
vertrauliche Situng verlangt. 

8 11. Die Beichlüffe der Gewerbe: und Handelskammern und ihrer Ab: 
theilungen werden durch einfahe Stimmenmehrheit der ftimmberechtigten Theil- 
nehmer an den Sitzungen gefaßt. Bei Stinmmengleichheit entjcheidet die Stimme 
des Vorſitzenden oder Vorjtandes. 

8 12. Die Mitgliever der Handels- und Gewerbefammer veriehen ihre 
Stellen unentgeltlih. Wo es einer Handels- und Gemwerbefammer an eigenen oder 
ihr in Staats- oder Gemeindegebäuden unentgeltlih zur Verfügung geitellten 
Räumlichkeiten gebricht, find diejelben aus Regiemitteln zu beichaffen. 

Die Koften der Handels- und Gemwerbefammern werden durch Zuihüfle aus 
Kreis und Zentralfonds für Induftrie und durch Beiträge der Wahlberedhtigten 
gebedt. 

Die erforderlichen Beiträge find von den Handels- und Gemwerbefanmern _ 
mit Genehmigung der königlichen Regierung, Kammer des Innern, nad) den von 
biefer feſtgeſetzten Vertheilungs-Grundſätzen auszufchreiben und werden von der 
Kammer felbit erhoben. 

Jede Handels- und Gewerbefammer hat über die Ginnahmen und Ausgaben 
Rechnung zu führen und die abgeichloffenen Rechnungen alljährlid an die könig— 
lie Regierung, Kammer des Innern, einzujenden. 

$ 13. Den Handels- und Gewerbefanmern ift anheimgegeben, die Art und 
Weiſe der Behandlung der ihrem Wirkungsfreiie angehörenden Gegenstände, 
die Ordnung der Sigungen u. |. w. durch eine beiondere Geihäfts- Ordnung 
feſtzuſtellen. 

8 14. Für jede Kammer wird von der königlichen Regierung, Kammer des 
Innern, ein kgl. Kommiſſär ernannt. Der kgl. Kommiſſär iſt berechtigt, den 
Sitzungen der Handels- und Gewerbekammern beizuwohnen. Derſelbe kann jeder: 
zeit das Wort verlangen, ein Stimmrecht ſteht ihm jedoch nicht zu. 

$ 15. Das Staatsmiinifterium des Handel und der öffentlihen Arbeiten 
kann mit föniglicher Genehmigung die Handels- und Gewerbefammer auflöjen 
und deren neue Bildung anordnen. 


II. Bezirks-Gremien. BHandels- und Fabrik-, dann Gewerberäthe. 


$ 16. Den Bezirkögremien liegt die Förderung und Vertretung der indus 
ftriellen und fommerziellen Intereffen ihrer Bezirke in ähnlicher Weile ob, wie 
den Handeld: und Gewerbefanmern in Anfehung des Negierungsbezirtes. Dies 
jelben haben ih in Eritattung von Gutachten, fowie bei Vorbringung von 
Wünſchen, Anträgen und Beichwerden einerjeit® an die betreffende Handeld- und 
Gewerbe-ftammer, anderjeit3 an die einichlägige Diſtrikts-Verwaltungsbehörde 
zu wenden. 

Sie liefern den Handels- und Gewerbefammern die Materialien zur Er: 
ftattung des Jahresberichte und befaſſen jich außerdem mit Erledigung der ihnen 
innerhalb ihres Wirfungsfreiies von den Handels- und Gewerbefammern oder 
der Diitrift3-Verwaltungsbehörbe zufommenden Anfinnen (Nequifitionen). 

$ 17. Die Bezirkögremien können aus mehreren Sektionen beitchen, ben 
Handels-, Fabrik- und Gewerberäthen, nachdem eine Vertretung des Handels, der 
Yabrif-Induftrie und der nicht in dieſe Stategorien gehörenden Gewerbe als Be 
bürfniß erfcheint und geichaffen werden kann. 

Sind in einem Bezirfe die Vorausjegungen zur Bildung eines Handels- und 
eines Yabrifrathes gegeben, jo werben die Betheiligten es zuträglicher finden, fi 
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nicht in beſondere Sektionen abzutheilen, und für Handel und die Fabrik nur eine 
Ahtheilung bilden. 
$ 18. Sümmtliche Mitglieder des Bezirksgremiums wählen aus ihrer Mitte 
einen eriten und zweiten (jtellvertretenden) Vorſtand, dann für jede Sektion einen 
Schriftführer. 
$ 19. Die Mitglieder der Bezirfögremien verfehen ihre Stellen unentgeltlich. 
Ten Vorſtänden kann, wenn fie es verlangen, für die Betheiligung an den Sig: 
ungen der Sammer eine angemefjene Neifekoften-Entihädigung aus ber Gre— 
mialfafje gewährt werden. Die Koften der Wahl und Regie werden durch Bei: 
träge der Wahlberechtigten gedeckt. Die Vertheilung und Einhebung der Beiträge 
geihieht durch die Bezirksgremien. 
$ 20. In allen übrigen Beziehungen haben die für die Handeld- und Ge- 
werbefammern und deren Abtheilungen getroffenen Beitimmungen auf die Bezirks— 
gremien und deren Sektionen gleihmäßige Anwendung zu finden. 


III. Sachſen. 


A. Auszug aus dem Gejes, die Abänderung mehrerer Beftimm: 
ungen des Gewerbegeietes vom 15. Oftober 1861 betr., 


vom 23. Juni 1868. 


Ss 17. An die Stelle von $ 112 bis bis $ 125 des Gewerbegejeges treten 

folgende Beitimmungen: 

„I. An geeigneten Orten des Landes werden Handelöfammern und 

Gewerbefammern gebildet. 

Die Bezeichnung der Orte des Sitzes, der zu jeder Kammer gehörenden 

Bezirke und die Zahl der Mitglieder erfolgt für jede Kammer durch Ber: 

ordnung des Minifteriums des Innern, in welcher zugleich beitimmt wird, 

ob und immwieweit Handelsfanmer und Gewerbekammer getrennte Kollegien 

bilden oder vereinigt thätig fein follen. 

2. Für die Handeldfammern find ftimmberehtigt und wählbar alle 

dem Bezirke mit dem Site ihres Geihäfts angehörende männliche Perſonen, 

welche 

a) ald Kaufleute oder ald Fabrikanten mit mindeftend zehn Thalern 
ordentlicher Gewerbeſteuer bejteuert, 

b) 25 Jahre alt, 

ce) nicht nach $ 73 unter ce bis g und i und $ 74 der allgemeinen Städte— 

ordnung oder nad) $ 29, Nr. 1 bis 5 und 7 der Landgemeindeordnnung 

vom Stimmrechte in der Gemeinde oder in Folge der Verübung eines 

Berbrehens von den ftaatsbürgerlihen Rechten ausgeſchloſſen find. 

Ferner die Vertreter und beziehentlich Beliger der im Bezirke belegenen fis- 

taliihen und fommunlichen Gewerbsanftalten, Eiſenbahn-, Scifffahrts:, Berg: 

werf3 und Steinbruch:UInternehmungen, joweit fie den unter b und c ange: 

— Bedingungen genügen, beziehentlich den unter a angegebenen Steuercenſus 

erreichen. 

3. Für die Gewerbefammern find ftimmberechtigt und wählbar alle dem 

dezirte angehörenden Gemwerbetreibenden, welche 

a) ald Kaufleute und Fabrikanten mit weniger als zehn Thalern, aber min: 

deitend einem Thaler beſteuert find, 
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b) ohne zu den Kaufleuten und Yabrifanten zu gehören, im Gewerbefteuer: 

fatafter mit mindeſtens einem Thaler angelegt find, 

e) den Bedingungen unter 2b und ce entiprecen. 

4. Die Wahlen erfolgen indirekt, die Urwahlen nad) räumlichen Wahlab: 
theilungen. Die Zahl der Wahlmänner ift dur die Einfegungsverordnung bei 
den Handelskammern mindeſtens auf das Doppelte, bei den Gewerbefammern 
mindeitens auf das Dreifahe der durch die Einjegungsverordnung nah 1 be 
itinımten Mitgliederzahl der Sammer feitzuiegen. Die Hauptwahl erfolgt in einer 
MWahlveriammlung aller Wahlmänner, und ziwar je nach der in der Einſetzungs— 
verordnung getroffenen Beitimmung entweder getrennt für die Handelskammer und 
Gewerbefammer, oder gemeinichaftlih. Die nöthigen beionderen Vorichriften über 
das Wahlverfahren erfolgen im Verordnungswege. 

5. Die Wahlen erfolgen auf ſechs Jahre; alle drei Jahre wird die Hälfte 
der Mitglieder erneuert. Die Austretenden find ſofort wieder wählbar. 

Vakanzen, welche in der Zwilchenzeit durch Tod, Verluſt der MWählbarkeit 
oder freimilligen Austritt, oder dadurch entitehen, dat in Folge von Ablehnung 
nach beendigten Wahlafte einzelne Stellen unbeiegt bleiben, twerden durch Wahl 
der Kammer erſetzt. 

6. Jede Kammer wählt ihren Vorſitzenden und deſſen Stellvertreter. 

Die Wahlen gelten auf drei Jahre. 

Außerdem wählt fid jede Kammer einen Sekretär, welcher nicht Mitglie 
der Kammer zu jein braucht. 

Wo Handeld- und Gemwerbefammer vereinigt thätig find, bejegen beide ge 
neinichaftlich Diele Stellen. Wo dieſe Vereinigung nur für einzelne Angelegen: 
heiten eintritt, hat der WVorfigende der Handelskammer den Vorſitz im vereinigten 
Kollegium. 

7. Die Mitglieder der Kammern fungiren umentgeltlih. Auswärtige Mit 
glieder haben in Gemäßheit der von der Sammer felbft zu entiwerfenden Re 
gulative eine Entſchädigung für ihren Neifeaufwand bei Ginberufungen zu be 
anipruchen. 

8. Jede Kammer empfängt aus der Staatskaſſe einen auf das Staatsbudge 
zu bringenden feiten Zuſchuß zu Beftreitung ihrer jämmtlichen Kosten, einjchlieh- 
lih der Wahlfoften. Aller übrige Bedarf ift von der Gejammtheit der mit 
mindeitens einem Thaler jährlicher ordentlicher Gewerbeiteuer belegten Gewerbe 
treibenden des Bezirks aufzubringen. Die Höhe der zu erhebenden Beiträge wird 
durd; Kammerbeſchluß beitinmt. Soweit nicht auf eigenen Wunich der Sammer 
eine andere Art der Aufbringung gewährt wird, findet diefelbe durch Ausſchreib— 
ung von Zuſchlägen zur Gewerbefteuer ftatt. Diefe Zuichläge werden in Bezug 
auf Erhebung — abgeiehen von der beionders zu beitimmenden Ginnahmente 
viſion — und auf Einbringung von Reiten der Gewerbeiteuer gleichgeitellt. 

9. Jede Kammer wird durd ihren PVorfigenden einberufen. Dieje Einbe— 
rufung muß erfolgen, wenn das Minifterium des Innern oder bie Negierungs: 
behörde es verlangt oder wenn mindeitens ein Dritttheil der Mitglieder darauf 
anträgt. 

10. Die Kammern find beſchlußfähig, wenn zwei Dritttheile der Mitglieder 
anweſend find. Bei Beſchlüſſen enticheidet die Mehrheit der Anweſenden, bei 
Stimmengleichheit gibt der Vorſitzende ven Ausichlag. 

Auf Aupenbleiben ohne genügende Entichuldigung können die Kammern an 
gemeſſene Ordnungsſtrafen jegen. 
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Der Borjigende kann dergleichen Ordnungsitrafen von den Betheiligten ein: 
treiben; jollte es deshalb einer Hülfsvollitredung bedürfen, jo hat er die Juſtiz— 
behörde anzugehen und leidet dann die Beitimmung im $ 5 des Geſetzes vom 
28. Januar 1835 sub A über die Stompetenzverhältniffe xc. (Seite 56 des Geſetz— 
und Berordnungsblattes vom Jahre 1835) Anwendung. 

11. Die Sigungen der Kammern find, joweit möglich und wenn nicht in 
befonderen Füllen eine Ausnahme beichloffen, oder von dem Minifterium des 
Innern oder der Regierungsbehörde beſonders verlangt wird, öffentlich. 

Meber jede Sigung wird vom Sefretär ein die Beichlüffe und den weſent— 
lichen Inhalt der Berhandlungen wiedergebendes Protokoll aufgenommen, deilen 
Abjchrift der Berichterftattung an das Minifterium des Innern oder die Negier- 
ungsbehörbe beizufügen ift. 

Soweit nit die ein Gutachten fordernde Behörde ausdrüdlich das Gegen: 
theil verlangt hat, können dieje Protokolle veröffentlicht werben, 

12. Die Handelsfammern und Gewerbefammern find beitimmt: 

a) dem Minifterium des Innern und der Negierungsbehörde des Bezirks als 

jachverftändige Organe in Fragen zu dienen, welde Handel und Gewerbe 
de3 ganzen Landes oder des Bezirks angehen. Soweit es die Verhält: 
niſſe irgend geitatten, jollen dieſelben — beziehentlich die Handelskammern 
oder die Gewerbefammern — bei jeder wichtigen Angelegenheit dieſer Art 
gehört werben. 
Die Kammern find ferner, eine jede in ihrem Bereiche, die Vertreter der 
gemeinichaftlichen Handels: und Gewerbsintereflen und befugt, febititändige 
Anträge und Wünſche an das Minifterium des Innern oder die Regier: 
ung&behörde des Bezirk zu richten. 

Den Handelöfammern fann ferner, mit ihrer Zuftimmung, zugleid Die 
Funktion örtlicher Handelövorftände und die Verwaltung der an ihrem Sige be: 
findlichen allgemeinen SHandeleinftitute, ald Börſen, Mäflerinftitute, Handels— 
ihulen 2c., übertragen werden. 

Jede Kammer (beziehentlih die Handels und Gemwerbefammer besjelben Be— 
zirf3 gemeinschaftlich) hat alljährlich einen Bericht über die Lage des Handels und 
der Gewerbe in ihrem Bezirfe und über ihre Gejhäftsthätigfeit an das Miniſterium 
ded Innern zu eritatten.“ 


b 


— 


B. Verordnung des Miniſteriums des Innern, die Handels: 
und Gewerbekammern betr., 


vom 16. Juli 1868. 


Zu Ausführung von $ 17 des Geſetzes vom 23. Juni dieſes Jahres, die 
Abänderung mehrerer Beitimmungen des Gewerbegejeged vom 15. Dftober 1861 
betreffend (Seite 338 fg. des Geſetz- und Verordnungsblattes von biejem Jahre), 
wird unter Aufhebung der die Handels- und Gewerbefammern betreffenden Der: 
ordnung von demjelben Tage hierdurch verordnet, wie folgt: 

8 1. Die Zahl der Handelskammern und ber Gemwerbefammern wird auf 
je fünf mit den Sigen in 

Dresden, Leipzig, Chemnig, Plauen und Zittau 
feftgefeßt. 

8 2. Die Bezirke für die im $ 1 genannten Handels- und Gewerbefammern 

beftehen für Dresden aus dem Regierungsbezirke Dresben und der Amts: 
hauptmannichaft Grimma ; 
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für Leipzig aus der Stabt Leipzig und den Bezirken ber Gerichtsämter 
Leipzig I und II; 

für Chemnig aus den Bezirten der Amtshauptmannfhaften Borna (mit 
Ausnahme der Gerichtsämter Leipzig I und II), Döbeln, Rochlitz, Chem- 
nig und Annaberg, fowie aus den Schönburgifchen Nezehherrfhaften; 

für —— aus den Bezirken der Amtshauptmannſchaften Plauen und 
Zwickau; 

für Zittau aus dem Regierungsbezirke Bautzen. 

8 3. Die Zahl der Mitglieder für die einzelnen Kammern wird 

für die Handelskammern zu Leipzig, Dresden und Chemnitz auf je 21, 

für die Handelskammer zu Plauen auf 18, 

für die Handelskammer zu Zittau auf 13; 

ferner für die Gewerbefammern zu Dresden, Leipzig, Chemnig und Plauen 
auf je 15, 

für Zittau auf 12 

beftimmt. 

8 4. Im Bezirke Leipzig bildet die Hanbeldfammer und die Gewerbe: 
fammer jede ein von ber andern vollitändig getrenntes Kollegium. 

In den übrigen Bezirken find beide Kammern in der Regel vereinigt 
thätig. 

8 5. Die Wahlen für die Handeld: und Gemwerbefammern erfolgen nad 
Maßgabe der nachitehenden Vorſchriften unter der Leitung der Streisdireftionen, 
der Kammervorſitzenden und ber Obrigfeiten. 

Jede Kreisdirektion wird mit diefer Leitung für diejenigen Kammerbezirke 
beauftragt, beren Sige in ihrem Negierungäbezirfe gelegen find. 

Sofort nad) Erlaß gegenmwärtiger Verordnung find für ſämmtliche Kammern 
vollftändig neue Wahlen vorzunehmen, bei denen die den Kammervorſitzenden ob» 
liegende Leitung ben bisherigen Vorſitzenden zuiteht. 

Bei den fünftigen Ergänzungsmwahlen $ 17 Nr. 5 des Geſetzes) hat bie 
Hauptwahl ſpäteſtens in der erjten Hälfte des Septembers ftattzufinden. 

8 6. Bor jeder Wahl haben die Stammervorfigenden für jede Handels— 
fammer und Gewerbekammer befonders zunächſt die erforderlichen Wahlabtheilungen 
für die Urmwahlen dergeitalt zu bilden, daß feine Abtheilung weniger als zwei 
Mahlmänner zu mählen hat, andererjeit3 die Abtheilungen auch nicht räumlich 
zu groß werden. Die hiernad vorgenommene Eintheilung bes Bezirks ift, ſoweit 
möglich, unter fummarifcher Angabe der in jeder Abtheilung vorhandenen Stimme 
berechtigten, und mit einem Borichlage für die Zahl der in jeder Abtheilung zu 
wählenden Wahlmänner dem Minijterium des Innern anzuzeigen, welches bier: 
nad die Abtheilungen, auch vor der nächſten Wahl ein für allemal die Zahl der 
Mahlmänner für jeden Bezirk feitftellt und die Streisdireftionen davon zu weiterer 
Anweifung der Obrigfeiten in Kenntniß jeßt. 

8 7. Die Leitung der Urmwahlen liegt den Obrigteiten ob, welche nunmehr 
die Abgrenzung der Wahlabtheilungen unter Angabe des Ortes der Abftimmung 
und der Zahl der zu wählenden Wahlmänner in ihrem Amtsblatte zwei Mal 
befannt macht. Zugleich find die Stinmberechtigten aufzufordern, ihre Stimmen 
an einem oder mehreren hierbei feitzufegenden Tagen innerhalb der gleichfalls 
anzugebenden Stunden in Perſon abzugeben. 

Zwiſchen dem erften Abdrude diefer Belanntmahung und bem legten Tage 
ber Abitimmung muß eine Friſt von mindeſtens vierzehn Tagen inneliegen. 
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8 8. Für jede Wahlabtheilung hat die Obrigkeit, ſoweit fie Die Abftimmung 
nicht durch einen ihrer Beamten leiten läßt, hierzu einen Wahlvoriteher und, 
ſoweit nöthig, einen Stellvertreter desſelben aus den Stimmberecdhtigten der Ab- 
theilung zu ernennen. 

Der Wabhlvorfteher hat aus Lebterer wenigitend 2 bis 3 Stimmberedhtigte 
als Wahlgehülfen zu ermwählen, welde der ganzen Wahlbandlung beizuwohnen 
berechtigt und jedenfalls bei FFeititellung des Wahlergebniſſes ($ 13) mitzuwirken 
verpflichtet find. 

Die über die Abgabe und Auszählung der Stinmen aufzunehmenden Nieder: 
fhriften (8$ 12. 13) hat in der Regel der Wahlvorfteher zu bewertitelligen. 
Ausnahmsweiſe kann derielbe eine von ihm, da möglih, aus der Zahl ber 
Stimmberedhtigten zu erwählende Perſon damit beauftragen. 

$ 9. Niemand kann das Stimmreht in einem und bemfelben Kammer: 
bezirte mehr al3 einmal ausüben. Wer in demielben Bezirke mehrere Gewerbs— 
unternehmungen oder Gomtoird befigst, wählt mit den Stimmberechtigten des 
Ortes, wo er feinen dauernden Wohnfig hat und, wenn dieler fi) außerhalb des 
Kammerbezirks befinden follte, des von ihm felbit zu beitimmenden Ortes. 

Der Beſitz von Gtabliffements oder Comtoirs in verichiedenen Kammerbezirken 
gewährt dad Wahlrecht in jedem dieſer Bezirke, ſoweit die von dem dort befind- 
lihen Etabliffement entrichtete Gewerbefteuer den geſetzlichen Zenſus erreicht. 

Bon mehreren perjönlich haftenden Theilhabern eines und desfelben Gewerbe: 
unternehmens ift jeder wahlberehtigt, bafern ber Gewerbeiteuerbetrag bes Unter: 
nehmers, durch die Zahl der Theilhaber divibirt, den geſetzlichen Zenfus ale 
Duotienten ergibt. Entgegengeſetzten Falles haben die Theilhaber Denjenigen 
unter ſich zu beitimmen und zu legitimiren, welcher das Wahlreht ausüben joll. 

Juriſtiſche Perfonen haben durch ihren Voritand den Träger ihre® Wahl: 
reht3 zu bezeichnen. 

Für fiskaliſche oder kommunliche Gewerbeunternehmungen fteht da3 Wahl: 
reht den den Lebteren vorgelegten Beamten oder den an ihrer Statt von ber 
Dienitbehörde bezeichneten Perſonen zu. 

$ 10. Der Aufitellung von Wahlliiten bedarf es nicht. 

Wer an einer Wahl Theil nehmen will, hat bei der Anmeldung zur Ab— 
ſtimmung die Quittung über Entrihtung ber Gewerbeftener im zulegt vorher: 
gegangen Termine und die für ihn nah 8 9 etwa erforderliche Legitimation bei— 
zubringen, auch, foweit nöthig, dad Vorhandenjein der im $ 17, Nr. 2 und 3 
des Geſetzes vorgeichriebenen Erforderniffe nachzuweiſen. 

8 11. Weber Zweifel in Bezug auf die Wahlberehtigung enticheidet zunächſt 
der Wahlvorfteher, auf eingewendete Berufung die im $ 5 bezeichnete Kreis— 
direftion; doch ift folchen Reklamationen für die anstehende Wahl keine weitere 
Folge zu geben. 

8 12. Das Wahlreht fann nur in Perfon ausgeübt werben und erfolgt 
die Abitimmung durch Stimmzettel. 

Jeder Wahlberechtigte hat ſich zu der in der Belanntmahung (8 7) be 
zeichneten Zeit bei dem Wahlvoriteher anzumelden und, ſoweit nöthig, zu legi- 
timiren ($ 10). 

Die Angemeldeten find in eine tabellariſch aufzuftellende Lifte einzutragen. 
Wird Jemand nicht als mahlberechtigt anerkannt, fo ift dies in dieſer Lifte 
(Spalte 4) unter Angabe des Grundes zu bemerken. Iſt das Stimmrecht bes 
Angemeldeten anerfannt, jo bat berjelbe einen von ihm mit der nad $ 7 feit: 
gelegten Zahl von Namen ausgefüllten Stimmzettel in das zu dieſem Behufe 
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porzubereitende, von dem Wahlvorſteher und einem Wahlberechtigten verichloffene 
Behältniß einzulegen. 

Die Abſtimmungsliſte enthält in der eriten Spalte die fortlaufende Nummer 
der Angemeldeten, in der zweiten deren Namen, in der dritten den Mohnort 
oder Sit des Etabliffements (vergl. $ 9), in der vierten etwaige Bemerkungen. 
Findet die Abjtimmung an mehreren Tagen jtatt, fo ift der Tag der Anmeldung 
in die Mitte der Tabelle über die Namen der Angemeldeten zu ſetzen. Alm 
Schluſſe der Tabelle ift zu bemerken, daß die darin verzeichneten Perjonen zu der 
angegebenen Zeit fih bei dem Wahlvorfteher angemeldet und in jeinem Beifein 
die Abftimmung den obigen Vorſchriften gewäß bewerfitelligt haben, ſich auch 
innerhalb der zur Abſtimmung feitgelegten Zeit (8 7) Niemand weiter ans 
gemeldet hat. 

8 13. Nah Ablauf der zur Abitinmung feitgelegten Zeit iſt Niemand, der 
nicht bereit im MWahllofale gegenwärtig ift, mehr zur Wahl zuzulaflen. Es iind 
nunmehr die Stimmzettel aus dem Behältniffe herauszunehmen und unter Ver: 
gleihung mit der Zahl der Abftimmenden zu zählen, fodann aber die Stimmen 
auszuzählen. 

Stimmzettel, welche die Perion des zu Wählenden nicht mit hinlänglicher 
Deutlichkeit bezeichnen, oder die Namen Nidhtwählbarer enthalten, find infoweit 
ungültig. Sind auf einem Zettel mehr als die vorgejchriebene Zahl an Namen 
enthalten, jo gelten nur die zuerit gejchriebenen Namen wählbarer Perſonen. 

Diejenigen‘, welche die relative Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen 
erhalten haben, find die Wahlmänner der Abtheilung. Bei Gleichheit der 
Stimmen entjcheidet das Loos. 

Ueber dad Ergebniß der Stimmenauszählung ift ein Protokoll aufzunehmen, 
weldies vom Wahlvoriigenden und den anmweienden Wahlgehülfen zu unterzeichnen 
und fodann mit den Anmelbungsliften und einem Abdrude der $ 7 vorgeichriebenen 
Belanntmahungen dem Worfigenden der Hammer zu überjenden ift. Die etwa 
für ungültig erachteten Stimmzettel find demfelben beizufügen, die übrigen zu 
vernichten. 

$ 14. Die Hauptwahl erfolgt unter Leitung bes Vorfigenden der Kammer 
am Sie derjelben. Einige von dem erjteren gewählte Kammermitglieder nehmen 
hierbei die Stelle der Wahlgehülfen ($ 8) ein. 

Die Wahlmänner find hierzu mindeften® act Tage vorher jchriftlih ein— 
zulaben. 

Soweit nit von den vereinigten Kammern eines Bezirks etwas Anderes 
beichloffen wird, ift die Hauptwahl für die Handels- und für die Gemerbefammer 
in getrennten Wahlverfammlungen vorzunehmen. 

Die Wahl erfolgt durd Stimmzettel nad abfoluter Mehrheit ber abgegebenen 
gültigen Stimmen; nur wenn fi zu deren Erlangung ein dritter MWahlaft er: 
forderlich machen jollte, entfcheidet bei diefem relative Mehrheit und im Falle der 
Stimmengleichheit dad Loos. 

Im Uebrigen leiden aud auf die Hauptwahl die Vorihriften im 8 13, 
Abi. 2, Anwendung. 

Mehrere Theilhaber eine® unb beöfelben Geſchäfts können nicht zugleich 
Mitglieder derfelben Kammer fein; fiele dennoch die Wahl auf mehrere von ihnen, 
fo gilt nur Derjenige ald gewählt, welcher die meiften Stimmen erhielt; bei 
Gleichheit der Stimmen wird auch hier durch das Loos entichieben. 

8 15. Bei der Hauptwahl für die Gewerbefammer erhalten die nicht am 
Orte der Wahl mwohnhaften Wahlmänner eine Entihädigung für das Neifefort- 
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' tommen. Die Kammer kann diejelbe nad) den Meilen der Entfernung oder fonft 
iin für allemal feitjeßen. 


$ 16. Sind zur Hauptwahl nicht mindeltens die Hälfte der Wahlmänner 
erihienen, So unterbleibt die Wahl und ift Diejelbe für einen anderen Tag aus— 
juihreiben. Die gelammten Koſten diejer zweiten Wahl, einichließlih der $ 15 
xdahten, find bon den ohne genügende Entſchuldigung auögebliebenen Wahl: 
minnern nach Stopftheilen zu tragen. Ueber die Zuläjligfeit einer gebrauchten 
Entihuldigung hat die Sammer zu enticheiden. 

$ 17. Die Gewählten find, joweit fie nicht bei der Wahl felbit anmwefend 
find, Ihriftlih zur Erllärung über die Annahme aufzufordern. Crfolgt binnen 


drei Tagen feine Erklärung, jo gilt die Wahl fiir abgelehnt. 


— —— — — 


2 


ae 


Wird vor Entlaffung der Wahlverfammlung die Ablehnung einer Wahl er: 
Märt, jo ift Durch die Wahlmänner fofort eine neue Wahl vorzunehmen. 

$ 18. Ueber Einſprüche gegen die Gültigfeit einer Wahl hat bie betreffende 
Kammer zu entjcheiben. 

Es kann jedoh eine Wahl nur wegen Verlegung wejentlidher Bor: 
ihriften oder wegen Nichtwählbarkeit des Gewählten als ungültig angeſehen 
werden. Die Theilnahme einzelner nicht berechtigter Perfonen an einer Wahl 
maht diejelbe nur dann ungültig, wenn nad der Stimmenvertheilung deren 


; Stimmen auf das Wahlergebnik einen weientlihen Einfluß ausüben fonnten. 


$ 19. Alle Behörden haben in Bezug auf die Wahlen für die Handeld- 
und Gewerbefanmern unentgeltlich zu erpediren. 


Auch die Mahlvorfteher, Protofollführer und Wahlgehülfen haben ihr 


° Ehrenamt ohne Aniprud auf Entihädigung zu verwalten, doc werden ihnen 
> unpermeidliche baare Auslagen durch die Sammer eritattet. 


8 20. Die Wahl der Vorfigenden ($ 17, 6 des Gefekes) erfolgt nad) ber 


" ein Neuwahl der Kammern ($ 5, Abi. 3 oben) unter Zeitung des biöherigen 
' Ammervorjigenden. 


Um die $ 17 sub 5 des Geſetzes vorgeſchriebene theilweiſe Erneuerung ber 
Sammer borzubereiten, wird in derjelben Situng durd das Loos beftimmt, 


‘ melde Mitglieder bereits nach Ablauf der eriten 3 Jahre auszufcheiden haben. 


eu: - 


I die Mitgliederzahl ungleih, fo wird die Kleinere Hälfte derfelden auögelooft. 


Später treten von 3 zu 3 Jahren diejenigen Mitglieder aus, welche der 
Kammer 6 Jahre angehört haben. Die in der Zwiichenzeit wegen außerordent- 


' liher Erledigung von Stellen gewählten Mitglieder ($ 17 sub 5 des Geſetzes) 
* haben zu der Zeit auszuiceiden, zu welcher Diejenigen auszutreten gehabt hätten, 
‚ an deren Stelle fie gewählt worden find. 


$ 21. Hinfichtlich folcher Gegenstände, welche in geheimer Sitzung zu ver: 


handeln jind ($ 17, Nr. 11 des Gejekes), haben aucd die einzelnen Sammer: 


mitglieder gegen Jedermann Stillihweigen zu beobachten. 

Ueber die für Zuwiderhandlungen in bdiefen oder anderen Füllen von ber 
Kammer ihren Mitgliedern aufzuerlegenden Ordnungsftrafen, über die den Letz— 
teren nah $ 17, Nr. 7 des Gefetes oder den Wahlmännern nah $ 15 oben 


. su gewährende Entichädigung, über die von den Betheiligten nad) $ 17 Nr. 8 


des Geſetzes zu erhebenden Beiträge zu dem Aufwande der Kammer, fowie über 


die Leitung der Geſchäfte und die Ordnung in den Sitzungen ac. find durch 


* von jeder Kammer feſtzuſtellendes Regulativ die nöthigen Beſtimmungen zu 
treffen. 
Annalen des Deutichen Reichs. 1883. 15 
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IV. Württemberg. 


Gefet, betreffend die Errichtung von Handel: und 
Gewerbefammern. 


Bom 4. Juli 1874. 


Karl, von Gottes Gnaben König don Württemberg. Nah Anhörung 
Unſeres Geheimen Rath und unter Zuftimmung Unferer getreuen Stände ver: 
orbnen und verfügen Wir, wie folgt: 

Art. 1. Die Handeld- und Gemwerbefammern haben ald Organe des Handels: 
und Gewerbeftandes die Beltimmung, die Gefammtintereffen der Hanbel- und Ge- 
werbetreibenden ihres Bezirk3 wahrzunehmen. 

Zu ihren Aufgaben gehört insbejondere: 

1. alljährlih dem Minifterium des Innern über den Zuftand der Induſtrie 
und des Handels ihres Bezirkes, über wünſchenswerthe Verbeſſerungen 
und die Mittel zur Ausführung derjelben Bericht zu eritatten; 

2. den Staatöbehörden auf deren Verlangen über Gegenftände der Gewerbe 
und des Hanbeld, ſowie bes öffentlichen Verkehres Gutachten abzugeben; 

3. ftatiftifche Notizen über Gegenftände der Gewerbe und des Handels zu 
fammeln und, foweit dies auf Veranlaffung der Regierungsbehörden ge 
fchieht, zu diefem Zwed von den Handel- und Gewerbetreibenden und von 
ben Gemeindebehörben Die erforberlihen Auskünfte zu forbern. 

Die Hanbeld- und Gewerbefammern find befugt, Wünfche und Anträge in 
Abſicht auf Gegenftände ber Gewerbe und des Handel denjenigen Behörden und 
Organen vorzulegen, in deren Geſchäftskreis der Gegenftand gehört. 

Die Einreihung von Petitionen an Reichsorgane ift denjelben geitattet; von 
folhen tft der f. Regierung gleichzeitig Mittheilung zu maden. 

Art. 2. Die Errichtung der Handels- und Gewerbefammern, die Feititellung 
ihrer Bezirke, die Zahl der Mitglieder einer jeden Kammer und ded Sites ber: 
felben erfolgt durch Verfügung der Staatsregierung. 

Art. 3. Das Amt der Hammermitglieder ift ein Ehrenamt, und wird nur 
mit Zuftimmung der hiezu Berufenen übertragen und verjehen. 

Die Dienftleiftung der Mitglieder ift unentgeltlih. Bei Dienftreiien erhalten 
fie für ihre Auslagen eine angemejjene Entihädigung. 

Art. 4. Die Mitglieder der Handeld: und Gewerbefammern werben von ben 
Handel: und Gewerbetreibenden gewählt. Zur Theilnahme an der Wahl find 
diejenigen Handel» und Gewerbetreibenden und Handelsgeſellſchaften berechtigt, welche 

1. als Inhaber einer mit Gewerbeiteuer belegten Firma in den für ben 
Bezirk der Handels: und Gewerbefammern geführten Hanbelöregiftern ein 
getragen find, oder, foferne dies nicht der Yall ift, 

2. in dem Kammerbezirk zur Gemwerbefteuer veranlagt find, und ihre Auf: 
nahme in die Wählerlifte vor der Wahl rechtzeitig angemeldet haben, und 
in Folge diefer Anmeldung in bie Wählerliften aufgenommen worden find. 

Art. 5. Die Wahlftimme eined vom Staate oder einer öffentlichen Körper: 
fchaft betriebenen Gewerbes, einer Aftiengefellichaft oder einer Genoſſenſchaft darf 
nur durd einen im Hanbelöregiiter eingetragenen Beamten oder Borftand, bie 
jeder anderen Gefellfhaft nur durch einen ebenbafelbit eingetragenen perſönlich 
haftenden Gefellichafter, die einer Perſon weiblichen Geſchlechts oder einer unter 
Vormundſchaft oder Kuratel ftehenden Perfon nur durd den im Handelsregiſter 
eingetragenen Prokuriſten abgegeben werben. 
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Art. 6. Wer nad) den Beltimmungen der Art. 4 und 5 in bdemielben 
Kammerbezirk mehrfach ftimmberechtigt ift, darf gleichwohl nur Eine Stimme 
abgeben, und zwar in demjenigen Abjtimmungsbezirt, in welchem er feinen 
gewöhnlihen MWohnfig hat. 

Art. 7. Zum Mitgliede einer Handeld- und Gewerbefammer kann nur ge 
wählt werben, wer 

1. in ben für ben Bezirk der Sammer geführten Handeläregiftern entweder 

ald Inhaber einer Firma oder als perjönlic haftender, zur Vertretung 
einer Hanbelögeiellichaft befugter Gejellihafter oder ald Mitglied bes 
Borftandes einer Aktiengeſellſchaft oder Genoffenichaft eingetragen iſt, 
oder früher eingetragen war, oder für eigene Rechnung allein oder als 
Gejellihafter ein zur Gewerbefteuer veranlagtes Handelögeihäit oder Ge- 
werbe betreibt, und in Folge feiner Anmeldung (Art. 4, Ziff. 2) in die 
Wählerlifte aufgenommen ift, ober früher ein folches Handelsgeihäft oder 
Gewerbe betrieben hat, und in die Wählerliftes früher aufgenommen war; 

2. dad 25. Lebensjahr zurüdgelegt hat; 

3. in bem betreffenden Stammerbezirfe feinen orbentlihen Wohnfig hat. 

Art. 8. Mehrere Gejellichafter einer und berielben Firma, oder bei Aktien: 
Geſellſchaften oder Genoffenichaften mehrere Vorftandsmitglieder dürfen nicht 
gleichzeitig Mitglieder derfelben Handels- und Gewerbekammer fein. 

Art. 9. Diejenigen, über deren Vermögen das Gantverfahren gerichtlich 
öffnet iſt, find bis nah Abſchluß deöfelben — und diejenigen, welche ihre 
Zahlungen eingeitellt haben, während der Zahlungseinftellung weder mwahlbe- 
rehtigt noch wählbar. 

Art. 10. Jeder Handeldfammerbezirt bildet einen Wahlbezirk, welcher zum 
Zwed der Stimmenabgabe in Abitimmungsbezirke getheilt wird. 

Durd Verordnung werden bie Zahl der Abſtimmungsbezirke und bie Ab: 
timmungdorte feſtgeſetzt. 

Art. 11. Die Wählerliſten find für jeden Abftimmungsbezirt durch das 
Oberamt aufzuftellen. In diejelben find zunächſt die auf Grund des Gintrags 
in dem Handelsregiſter wahlberechtigten Perjonen nah Zus und Wornamen, 
Gewerbe und Wohnort einzutragen, wobei der der Wahl vorangehende 1. Dez. 
als Normaltag injofern gilt, dab alle diejenigen wahlberehtigt find, welche an 
dieſem Tage in dem Handelöregiiter laufen und gewerbefteuerpflichtig find. 

Außerdem find von dem Oberamt Anfangs November des einer Neuwahl 
(Art. 20, Abi. 2) vorangehenden Jahred Diejenigen gewerbefteuerpflichtigen 
Handel- und Gewerbetreibenden, welche nicht in das Hanbdelöregifter eingetragen 
find, ihre Aufnahme in die MWählerlifte aber beanfpruchen, unter Anberaumung 
eined Termine® von 15 Tagen zur Anmeldung des Anfpruches auf die Auf: 
nahme in die Wählerlifte öffentlih aufzufordern. 

Diejenigen, welche fich rechtzeitig gemeldet haben, und die erforderlichen 
Eigenihaften (Art. 7, Ziffer 2 und 3, und Art. 9) ) bejigen, find in einer befonderen 
Abtheilung in die Wählerlifte (Abſ. 1) aufzunehmen. Dielelben bleiben jo lange 
Wähler, als fie die erforderlichen Eigenichaften nicht verloren oder ihren Durch— 
ſtrich in der Lifte nicht verlangt haben. Auch bezüglich der Aufnahme, bezieh— 
ungsweile Wieberaufnahme dieſer Wahlberechtigten gilt der 1. Dezember als 
Normaltag. 


N Soll heißen: Art. 4 Ziff. 2, Art. 7 Ziff. 3 und Art. 9. 
15* 
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Art. 12. Späteſtens 4 Moden vor dem zur Wahl beitimmten Tage hat 
das Dberamt die Wählerliite für jeden Abitimmungäbezirt auf dem Rathhauſe 
des Abſtimmungsorts zu Jedermanns Einſicht auflegen zu laſſen, und dies zuvor 
unter Hinmweilung auf die Einiprachefriit öffentlich befannt zu machen. 

Einſprachen gegen die Wühlerliften wegen Aufnahme unberechtigter Perſonen 
oder wegen Uebergehung berechtigter find binnen 8 Tagen nach Beginn der Auge 
legung bei dem Oberamt unter Beifügung der erforderlichen Beicheinigung anzus 
bringen, und innerhalb der nächiten 14 Tage zu erledigen, worauf die Lilten 
geichlofien werden. lieber derartige Einſprachen erfennt die Handels- und Gewerbe: 
fammer endgiltig. 

Nur diejenigen find zur Theilnahme an der Wahl berechtigt, welche in die 
Lilten aufgenonmen find. 

Art. 13. Die Wahl der Kammermitglieder ift jedesmal im Monat Januar 
vorzunehmen. 

Der Tag der Vornahme der Wahl ift dur die Handeld: und Gewerbe: 
fammern nach vorgängigem Benehmen mit der Zentralitelle für Gewerbe und 
Handel, weldye den Oberämtern den erforderlichen Auftrag zu ertheilen hat, feit- 
zuſetzen und öffentlich befannt zu machen. 

Art. 14. Die Wahlhandlung, jowie die Grmittelung des Wahlergebniifes 
find öffentlich. 

Als Wahlvoriteher bei der Wahlhandlung in der Oberamtsſtadt Hat der 
Oberamtmann oder fein geſetzlicher Stellvertreter zu fungiren. 

Die Wahlvoriteher in Abftimmungsorten außerhalb des Oberamtsſitzes hat 
das Oberamt zu beitellen. 

Den Wahlvorftehern werden für die Sammlung und Abzählung der Stimmen 
zwei Beifiger beigegeben, welche au8 den am Ort der Wahl wohnhaften Wahl: 
berechtigten durdy die Handels- und Gemwerbefammer beftimmt werden. 

Die Funktion der Beiliger ift ein unentgeltliches Ehrenamt. 

Art. 15. Das Wahlreht wird in Perſon durch verdedte, in eine Wahlurne 
nieberzulegende Stimmzettel ohne Unterjchrift ausgeübt. 

Die Stimmzettel müffen von weißem Papier, und dürfen mit feinem äußeren 
Kennzeichen verjehen fein. 

Art. 16. Die Wahl ift giltig, wenn am Schlufle des Wahlaktes mindeftens 
ber dritte Theil der Wahlberechtigten des Abitimmungsbezirtes abgejtimmt hat. 

Wird dieſe Zahl nicht erreicht, To hat die Eröffnung der Stimmzettel zu 
unterbleiben, und es iſt durch öffentliche Bekanntmachung ein weiterer Termin 
zur Ergänzung der Wahl anzuberaumen. Nach diejem zweiten Wahlafte wird 
die Wahl für geichloffen erklärt, ohne weitere Nüdjiht auf die Zahl der abge: 
gebenen Stimmen. 

Art. 17. Nach vollendeter Wahl ift durch die Wahlkommiſſion (Mrt. 14) 
die Stimmzählung vorzunehmen, über das Ergebniß ein Protokoll aufzunehmen, 
und folches unverweilt der betreffenden Handeld- und Gewerbefammer zu über: 
geben. Dem Protokoll find die von der Wahltommillion beanftandeten Stimme 
zettel offen, die übrigen verfiegelt beizulegen. 

Art. 18. Die Handels- und Gewerbefammer ftellt das Ergebniß der Wahlen 
in den einzelfen Abjtimmungsbezirfen in öffentlicher Sigung zuſammen, und ent— 
fcheidet über die von den einzelnen Wahltommiffionen beanftandeten Wahlzettel. 

Als zu Mitgliedern einer Kammer gewählt find diejenigen Perfonen zu be= 
trachten, welche verhältnigmäßig die meisten der abgegebenen Stimmen erhalten haben. 

Bei Stimmengleichheit enticheidet das Loos. 
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Art. 19. Die Handeld- und Gewerbefammern haben das Ergebniß ber Wahl 
unter Mnberaumung eine Termins von zehn Tagen zu Einſprachen öffentlich 
befannt zu machen und der Zentralitelle für Gewerbe und Handel anzuzeigen. 
Einſprachen gegen die Wahl find bei der Handeld- und Gewerbefammer anzu— 
bringen und von dem Minifterium des Innern endgiltig zu enticheiden. 

Art. 20. Die Mitglieder der Handels» und Gewerbefammern verjehen ihre 
Stelle 6 Jahre. 

Je nad 3 Jahren tritt die Hälfte aus und wird durch Neuwahl eriekt; 
die Austretenden können fogleich wieder gewählt werden. 

Hiebei werden zugleih für die im Laufe dieſer 3 Jahre etwa ſonſt er: 
ledigten Stellen neue Mitglieder auf den Reſt der Anıtsdauer der Ausgeichiedenen 
gewählt. 

Sollte innerhalb einer Wahlperiode die Zahl der gewählten Mitglieder einer 
Sammer auf die Hälfte der feitgefegten Zahl herabiinfen, jo ift unter Zugrund- 
legung der Lilten von der legten Wahl eine Ergänzungswahl anzuordnen. 


Am Schluffe der eriten 3 Jahre nad) Bildung einer Kammer enticheidet über 
den Austritt dad Loos. 


Art. 21. Eine Beritärkfung der gewählten Mitglieder der Stanımer fann bis 
zum vierten Theile der feitgejeßten Anzahl derjelben durd Wahl der Sammer 
jelbit eintreten. — 

Die auf dieſe Weiſe beigewählten Mitglieder verſehen ihre Stelle bis zur 
nächſten ordentlichen Ergänzungsmwahl. 

Das Ergebniß der Beiwahlen iſt der Zentralſtelle für Gewerbe und Handel 
anzuzeigen und zu veröffentlichen. 

Urt. 22. Jeder in der Berfon eines Mitglieds eintretende Umſtand, welcher 
dasielbe, wenn er vor der Wahl vorhanden gewejen wäre, von der MWählbarfeit 
ausgejchlofien haben würde, hat das Erlöſchen der Mitgliedihaft zur Folge. 

Weber Beichiwerden enticheidet dad Minifterium de3 Innern endgiltig. 

Art. 23. Die Handeld- und Gewerbefammern wählen je für 3 Jahre einen 
Vorſitzenden und einen Stellvertreter desjelben aus ihrer Mitte. 

Im alle des Ausſcheidens des Worlikenden oder ſeines Stellvertreters por 
der geſetzlichen Zeit erfolgt eine Neuwahl für den Reſt dieſer Zeit. 

Art. 24. Die Beichlüffe der Kammern werden mit einfacher Stimmenmehr: 
heit gefaßt. Bei Stimmengleichheit enticheidet die Stimme des Vorjigenden. 

Zu Faſſung eines giltigen Beichluffes iſt die Ladung aller Mitglieder unter 
Mtittheilung der wichtigeren Berathungsgegenitände und die Anweienheit mindeſtens 
der Hälfte der Mitglieder erforderlich. 

Die Abitimmung geichieht mimdlich, Soweit nicht für einzelne Fälle eine 
geheime Abitimmung beſchloſſen wird. 

Bei den von den Handeläfammern vorzunehmenden Wahlen ift abiolute 
Stimmenmehrheit erforderlich und geheime Abſtimmung geboten. 

Meber jede Berathung ift ein Protokoll aufzunehmen. 

Art. 25. Die Situngen der Kammern find öffentlich, ſoferne nicht Gegen- 
ftände zur Berathung vorliegen, welche als für die Deffentlichkeit nicht geeignet 
von den Behörden bejonders bezeichnet, oder von den Kammern ſelbſt zur Wer: 
Öffentlihung nicht geeignet befunden werden. 

Art. 26. Die näheren Beitimmungen über den Geihäftsgang der Handels— 
und Gewerbefammern werden durch Beichluß derſelben in einer Geihäftsordnung 
zujammengefaßt, welde der Genehmigung des Minifteriums des Innern unterliegt. 


ki 
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Art. 27. Die Handeld- und Gewerbefammern beichließen über den zu Er: 
füllung ihrer geleglihen Aufgaben erforderlichen Koftenaufiwand, und orbnen ihr 
Kaſſen- und Rechnungsweſen jelbititändig.e Sie nehmen die von ihnen für er- 
forderlich erachteten Arbeitskräfte an, jegen die Vergütungen für diejelben feit und 
beichaffen die nöthigen Räumlichkeiten. 

Art. 28. Die Handels: und Gewerbefammern haben alljährlich einen Ein- 


| 


nahme» und Ausgabe-Ctat aufzuftellen, der Zentralftelle für Gewerbe und Handel 


vorzulegen, und öffentlich befannt zu machen. 

Art. 29. Die Koften der Kammern werden auf die MWahlberehtigten bes 
Kammerbezirk nah dem Fuße der von ihnen zu entrichtenden Staatsgewerbe— 
fteuer umgelegt, und als Zufchlag zu diefer erhoben. 

Wahlberechtigte, weldhe auf Grund des Art. 11, Abi. 2, in die Wählerlifte 
aufgenommen worden find, haben an den Koften, vorausgeſetzt, daß ihre Gewerbe 
fteuerpflichtigfeit fortdauert, in den drei ihrer Aufnahme in die Wählerliſte folgen: 
den Stalenderjahren beizutragen, auch wenn fie vor Ablauf dieſer Zeit ihren Durch— 
ftrih in der Wählerlifte beantragen. 

Die Erhebung der Beiträge gefchieht gegen eine von dem Minifterium des 
Innern zu bejtimmende Gebühr durd die Steuereinbringer. 

Giner vorgängigen Genehmigung des Minifteriums des Innern bedarf es, 
wenn die Beihaffung des Aufwandes für ein Jahr einen 5°/, der Gemerbeitener 
überiteigenden Zuſchlag zu derjelben erfordert. 

In diefem Fall fann dad Minifterium die etatSmäßigen Koften in der Ge 


| 


ſammtſumme foweit herabjegen, daß der zu ihrer Dedung erforderliche Zufchlag 


zur Gewerbefteuer nicht mehr als 5°/, beträgt. 

Art. 30. Die Koftenbeiträge können unter Genehmigung de Minifteriums 
ded Innern auf Antrag der Handels- und Gewerbefammer der Gemeinde: oder 
Dberamtöpflege am Site der Handelskammer überwiejen werben. 

Die betreffende Kaffe hat alddann in den Grenzen bed Etat3 auf bie An- 
weifungen der Handel: und Gewerbefammer die Zahlungen zu leiften und Red: 
nung darüber zu legen. Für ihre Bemühungen iſt derfelben eine bon dem 
Minifterium de3 Innern zu beitimmende Gebühr zu entrihten. Die Rechnungen 
werden von ber Handeldfammer geprüft und abgenommen. 

Nach Ertheilung der Entledigung für den Redner find die Rechnungser— 
gebnifle unter Vergleihung mit den einzelnen Sätzen des Etats öffentlich bekannt 
zu madıen. 

Art. 31. Bei der Errihtung einer Handeld: und Gemwerbefammer werden bie 
durch Art. 12, Abf. 2, Art. 13, 14, 17—19 den Handels- und Gewerbefammern 
eingeräumten Befugnifle durch die Zentralftelle für Gewerbe und Handel ausgeübt. 

Art. 32. Nach Verkündigung des gegenwärtigen Geſetzes ift eine Neubild- 
ung der beftehenden Handels- und Gemwerbefammern durch Neuwahl ſämmtlichet 
Mitglieder nah den Vorſchriften dieſes Geſetzes einzuleiten. 

Hiebei hat die Zentralitelle für Gewerbe und Handel die ihr durch den 
Art. 31 zugemwielenen Funktionen auszuüben. 

Bis zur Sonftituirung der neugewählten Kammern üben die bisherigen Mit: 
glieder die ihnen feither zuftehenden Funktionen aus. 

Art. 33. Alle mit gegenmwärtigem Gefege im Widerſpruch ftehenden, feither 
geltenden Vorſchriften find aufgehoben. 

Unfer Minifterium des Innern ift mit der Vollziehung dieſes Geſetzes 
beauftragt. 

(Fortjepung folgt.) 








Die Erankenverfidherung der Arbeiter, 


I. Gejegentwurf vom April 1882, 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deuticher Kaifer, König von Preußen zc. 
verordnien im Namen des Neichd, nach erfolgter Zuftimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 

S 1. A. Berfiherungszwang. Alle in Bergwerken, Salinen, Aufbereit- 
ungsanitalten, Brüden und Gruben, auf Werften, in Fabrifen und Hüttenwerfen, 
beim Cijenbahn- und Binnen-Dampfihifffahrtöbetriebe, fomwie bei Bauten beichäf: 
tigten Arbeiter und Betriebsbeamten, lettere, Sofern ihr Arbeitöverdienft an Lohn 
oder Gehalt durdchnittlich für den Arbeitätag ſechs zwei Drittel Mark nicht 
überfteigt, find nad) Maßgabe der Borjchriften diefes Geſetzes gegen Krankheit zu 
verjichern. 

Dasſelbe gilt: 

1. von allen im Handwerk gegen Lohn beihäftigten Gefellen und Lehrlingen, 

2. von allen Gehülfen und Arbeitern, welche in fonftigen ftehenden Gemerbe- 
betrieben gegen Lohn und nicht Tediglic mit einzelnen vorübergehenden 
Dienitleiftungen beihäftigt werden, foweit fie nicht unter die Vorfchrift 
des 8 2 fallen. 

Als Gehalt oder Lohn im Sinne diefes Gefeged gelten auh Tantiemen 
und Naturalbezüge. Der Werth der legteren ift nad) Ortsdurchſchnittspreiſen in 
Anſatz zu bringen. 

8 2. Durch ftatutarische Beftimmung einer Gemeinde oder eines weiteren 
Seommiunalverbandes, welche der Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörben 
bedarf und, joweit auf biefem Wege einem hervortretenden Bebürfniffe nicht ab» 
geholfen wird, durd Anordnung der höheren Verwaltungsbehörde fünnen den im 
8 1 bezeichneten Perſonen gleichgeftellt werden: 

1. Handlung3-Gehülfen und »Lehrlinge, Gehülfen und Lehrlinge in Apotheken, 

2. Berfonen, welche in anderen als den in 8 1 bezeichneten Transportge- 
werben beichäftigt werben, 

3. Verfonen, welche von Gewerbetreibenden außerhalb ihrer Betrieböftätten 
beihäftigt werben, 

4. jelbitändige Gewerbtreibende, melde in eigenen Betrieböftätten im Auf: 
trage und für Rehnung anderer Gewerbtreibender mit der SHerftellung 
oder Bearbeitung gewerblicher Erzeugniſſe beihäftigt werben (Haus: 
induftrie), 

5. bie in der Land» und Forſtwirthſchaft beichäftigten Arbeiter. 

Die auf Grund dieſer Vorfchrift ergehenden ftatutariihen Beftimmungen 
und Anordnungen müfjen neben genauer Bezeichnung derjenigen Klaſſen von 
Berfonen, weldje den in $ 1 bezeichneten gleichgeftellt werden jollen, Beitimmungen 
über die Verpflihtung zur Ans und Abmeldung, fowie über die Verpflichtung 
zur Einzahlung der Beiträge enthalten. 
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Sie find in der für Bekanntmachungen der Gemeindebehörden vorgejchriebenen 
oder üblichen Form zu veröffentlichen. 

$ 3. Auf Beamte, welche in Betriebsverwaltungen des Reichs, eine Bun— 
desſtaats oder eines Kommunalverbandes mit feitem Gehalt angeftellt find, findet 
diejed Gejeg feine Anwendung. 

84 B. Gemeinde- Krankenverficerung. Für alle unter die Vorſchrift 
des 8 1 fallenden Perſonen, welche nicht einer der in den SS 13, 53, 63, 67, 
68, 69 bezeichneten Krankenkaſſen angehören, tritt Die Gemeinde: Sranten 
verfiderung ein. 

$ 5. Denjenigen Perfonen, für melde die Gemeindes$trankenverficherung 
eintritt, ift von der Gemeinde, in deren Bezirk fie beihäftigt find, im Falle 
einer durch Krankheit herbeigeführten Erwerbsunfähigfeit Kranfenunterftügung zu 
gewähren, 

Bon denjelben kann die Gemeinde Kranfenverficherungsbeiträge ($ 9) erheben. 

8 6. Die Kranfenunterftügung ift vom vierten Tage nach Gintritt der 
Krankheit an für die Dauer der Erwerbsunfäühigfeit, jedoch höchſtens für breis 
zehn Wochen zu leiften. 

Iſt die Krankheit Folge eines Unfalls, welcher den Verficherten bei dem Be 
triebe, in welchem er beichäftigt ift, betroffen hat, fo ift die Krankenunterſtützung, 
falld die Erwerbsunfähigfeit länger al3 drei Tage dauert, vom Tage des Ein: 
trittö der Krankheit an zu leiften. 

Die Hrankenunterftügung joll in Gewährung freier ärztlicher Behandlung 
und Arznei und für jeden Arbeitstag in der Hälfte des ortsüblichen Tagelohnd 
gewöhnlicher Tagearbeiter beitehen. 

Die Geldunterftügung ift wöchentlich postnumerando zu zahlen. 

8 7. An Stelle der in 8 6 vorgeichriebenen Leiftungen kann freie Kur 
und Verpflegung in einen Krankenhauſe gewährt werden, und zwar: 

1. für diejenigen, welche verheiratet oder Glieder einer Yamilie find, mit 
ihrer Zuftimmung oder, unabhängig von bderfelben, wenn die Art ber 
Krankheit Anforderungen an die Behandlung oder Verpflegung ſtellt, 
welchen in der Familie des Erkrankten nicht genügt werben fann, 

2. für fonftige Erfranfte unbedingt. 

Hat der in einem Krankenhauſe Untergebrachte Angehörige, deren Unterhalt 
er biöher aus feinem Arbeitsverdienite beftritten hat, fo iſt neben der freien Kur 
und Verpflegung ein Drittel des in $ 6 feitgelegten Krankengeldes zu leiſten. 

$ 8. Der Betrag des ortsüblichen Tagelohns gewöhnlicher Tagearbeiter 
wird von der höheren WVerwaltungsbehörde nach Anhörung der Gemeindebehörde 
feitgeiest. 

Die Feſtſetzung findet für männliche und weibliche, für jugendliche und er- 
waciene Arbeiter bejonders ftatt. Für Lehrlinge gilt die für jugendliche Arbeiter 
getroffene Feſtſtellung. 

$ 9. Die von der Gemeinde zu erhebenden Verficherungsbeiträge ſollen, fo 
lange nicht nad Maßgabe des $ 10 etwas anderes feitgelest ift, ein und ein 
halbes Prozent des ortsüblichen Tagelohns (vergl. 8 8) betragen. 

Diefelben fließen in eine befondere Kaſſe, aus welcher auch die iranfenunter: 
ftügungen zu beftreiten find. 

Die Einnahmen und Ausgaben diejer Kaſſe find getrennt von den fonjtigen 
Einnahmen und Ausgaben der Gemeinde feitzuftellen und zu verrechnen. Ein 
Jahresabſchluß derjelben ift alljährlid der höheren Berwaltungsbehörde einzu. 
reichen. 
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Reichen die Beltände der Krankenverſicherungskaſſe nicht aus, um die fällig 
werdenden Ausgaben berjelben zu deden, jo find aus der Gemeindekaſſe die er- 
forderlichen Vorſchüſſe zu leisten, welche ihr demnächſt aus der Krankenverſicher— 
ungskaſſe zu eritatten find. 

8 10. Ergibt ſich aus den Jahresabichlüffen, daß die geſetzlichen Krankenverſicher— 
ungöbeiträge durchſchnittlich zur Dedung der geieglichen Krantenunterftügungen 
nicht ausreichen, To können mit Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde 
die Weiträge erhöht werben. 

Ergeben fih dagegen aus den Jahresabſchlüſſen dauernd Ueberſchüſſe der 
Einnahmen aus Beiträgen über die Nusgaben, fo kann durd die höhere Ver— 
waltungsbehörde eine Herabiegung der Beiträge verfügt werden. 

S 11. Unter den von den Zentralbehörden feitzuiegenden VBorausjegungen 
fönnen Die höheren erwaltungsbehörden anordnen, daß für Die Gemeinde: 
Kranfenverfiherung mehrere einzelne Gemeinden vereinigt werden, ſowie dab an 
Die Stelle der Gemeinden die Ortsarmenverbände oder größere Kommunalver— 
bänbde treten. 

lieber die Verwaltung der Gemeinde-Krankenverſicherung find in dieſem Falle 
die erforderlichen Vorſchriften nad Anhörung der betheiligten Gemeinden oder Ber: 
bände zu erlaffen. 


S 12. Für Gemeinden, welche nach den Landesgejegen den unter die Vor: 
fchrift des $ 1 fallenden Perfonen SKtranfenunteritügung gegen Erhebung be: 
ftimmmter Beiträge gewähren, gilt die landesgeieglich geregelte Sranfenverficherung 
al3 Gemeinde-Stranfenverfiherung im Sinne des Gejeges, fofern die Unterftügung 
den Anforderungen diejes Geſetzes genügt und höhere Beiträge, als nad) demjelben 
zuläffig find, nicht erhoben werden. 


8 13. C. Prts-Krankenkaffen. Die Gemeinden find berechtigt, für Die 
unter die Vorichrift des 8 1 fallenden, in ihrem Bezirke beichäftigten Perlonen 
Orts-Krankenkaſſen zu errichten. 

Sie können durd; Anordnung der höheren Verwaltungsbehörden verpflichtet 
werden, ſolche Kaſſen zu errichten, wenn die Zahl der in ihrem Bezirke beichäf: 
tigten, dem Berliherungszivange unterliegenden Perjonen mindeſtens fünfzig 
beiträgt. 

Die höhere Verwaltungsbehörde fann Gemeinden, welche diejer Verpflichtung 
innerhalb der von ihr zu beitimmenden Frift nicht nachfommen, das Necht zur 
Erhebung von PVerfiherungsbeiträgen zur Gemeindesftranfenverjiherung (8 5 Ab: 
fag 2) bis zur Erfüllung der Verpflichtung entziehen. 

8 14. Die Orts-Krankenkaſſen follen in der Negel für die in einem Ge— 
mwerbözmeige oder in einer Betriebsart bejchäftigten Perſonen errichtet werden. 

Beträgt die Zahl der in einem Gewerbözweige oder in einer Betriebsart be: 
ſchäftigten Perjonen nicht mindeitens fünfzig, So find Diejelben mit den in ans 
deren Gewerbözweigen oder anderen Betriebsarten beichäftigten Perſonen zu einer 
Drtösstrantentafle zu vereinigen. 

$ 15. Die Klaſſen von Perſonen, für welche eine Orts-Krankenkaſſe er— 
richtet wird, jind in dem Staflenjtatut (8 19) zu bezeichnen. 

Alle im Bezirke der Gemeinde bejchäftigten Perſonen, welche nach ihrer Be— 
Ichäftigung ben im Safjenitatut bezeichneten Stlaffen angehören, werden mit dem 
Tage, an welchem fie in die Beihäftigung eintreten, Mitglieder der Kaſſe, ſofern 
fie nicht nachweislich einer der in den 88 53, 63, 67, 68, 69 dieſes Geſetzes 
vorgeſehenen Krankenkaſſen angehören. 
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8 16. Die Orts-Krankenkaſſen follen minbeiten3 gewähren: 

1. eine Kranfenunterftügung, weldhe nah $ 6, 7, 8 mit ber Maßgabe zu 
bemeſſen iſt, daß der durdichnittlihe Tagelohn derjenigen Klaſſen der 
Berficherten, für welche die Kaffe errichtet wird, foweit er drei Marf für 
den Arbeitätag nicht überjchreitet, an die Stelle des ortöüblichen Tage: 
lohns gewöhnlicher Tagearbeiter tritt; 

2. für den Todesfall eines Mitgliebes ein Sterbegeld im zwanzigfachen Bes 
trage des durchichnittlihen Tagelohns. 

$ 17. Eine Erhöhung und Erweiterung der Leiftungen ber Orts-Kranken— 
faffen ift in folgendem Umfange zuläffig: 

1. Die Dauer der Krantenunterftügung kann auf einen längeren Zeitraum 
als dreizehn Wochen bis zu einem Jahre feitgelegt werben. 

2. Dad Stranfengeld kann auf einen höheren Betrag und zivar neben freier ärzt- 
licher Behandlung und freier Arznei bis zu drei Viertel des durchſchnittlichen Tages 
lohns feitgeießt werben. 

3. Für erfrantte Familienangehörige der Kaffenmitglieder, welche nicht felbit dem 
Krankenverſicherungszwange unterliegen, kann freie ärztliche Behandlung und freie 
Arznei gewährt werben. 

4. Das Sterbegeld fann auf einen höheren als den zwanzigfachen Betrag 
und zwar bi3 zum vierzigfachen Betrage des durhichnittlichen Tagelohns erhöht 
werben. 

5. Beim Tode der Ehefrau oder eined indes eined Kaffenmitgliedes kann, 
fofern diefe Perfonen nicht ſelbſt dem Merficherungszmwange unterliegen, ein 
Sterbegeld und zwar für erftere im Betrage bis zu zwei Dritteln, für lestere 
bis zur Hälfte des für das Mitglied feitgeftellten Sterbegeldes gewährt werden. 

Auf weitere Interftügungen, namentlih auf Snvalidene, Wittwen: und 
Waifen-Unterftügungen, dürfen die Peiftungen der Orts-Krankenkaſſen nicht ausge 
behnt werben. 

$. 18. Die Beiträge zu den Orts-Krankenkaſſen find in Prozenten bes 
durhichnittlichen Tagelohns fo zu bemeſſen, daß fie unter Einrechnung der etwaigen 
lonftigen Einnahmen der Kaſſe ausreichen, um die ftatutenmäßigen Unterftügungen, 
die Verwaltungskoften und die zur Anſammlung oder Ergänzung des Reſerve— 
fonds ($ 28) erforderlichen Rücklagen zu deden. 

$ 19. Für jede Orts-Krankenkaſſe iſt von der Gemeindebehörbe nah Ans 
hörung ber Betheiligten oder von Pertretern derjelben ein Kaſſenſtatut zu er- 
richten. 

Dasfelbe muß Beitimmung treffen: 

1. über die Klaffen der dem Krankenverſicherungszwange unterliegenden Ber: 

fonen, welde der Kaſſe ald Mitglieder angehören follen ; 

. über Art und Umfang der Unterjtügungen; 

. über die Höhe der Beiträge; 

. über bie Bildung des Vorftandes und den Umfang feiner Befugniffe; 

. über die Zufammenjegung und Berufung der Generalverfammlung und 
über die Art ihrer Beihlußfaffung ; 

6. über die Abänderung de Statutd; 

7. über die Nufjtellung und Prüfung der Jahresrehnung. 

Das Statut darf feine Beftimmung enthalten, welde mit dem Zmede ber 
Kaffe nicht in Verbindung fteht oder geieglichen Vorfchriften zumiderläuft. 

$ 20. Das Kaſſenſtatut bedarf der Genehmigung der höheren Verwaltungs» 
behörde. Dieje Genehmigung darf nur verjagt werden, wenn das Statut den 
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Anforderungen dieſes Geleßed nicht genügt. Wird die Genehmigung verfagt, 

fo find die Gründe mitzutheilen. Gegen die Verſagung kann innerhalb einer 

Frift von vier Wochen die Beſchwerde an die vorgeſetzte Behörde erhoben werben. 
Abänderungen des Statut3 unterliegen der gleichen Vorſchrift. 


$ 21. Die Orts-Krankenkaſſe kann unter ihrem Namen Rechte erwerben 
und Verbindlichkeiten eingehen, vor Gericht lagen und verklagt werben. | 

Für alle Verbindlichkeiten der Kaffe haftet den Kafjengläubigern nur das 
Bermögen der Kaffe. 


$ 22. Für jänmtliche Kaflenmitglieder beginnt das Recht auf die Unter— 
ftügungen der Kaffe zum Betrage der geſetzlichen Minbeftleiftungen der Kaffe 
($ 16) mit dem Zeitpunfte, in welchem fie Mitglieder der Kaffe geworden find 
($ 15). Bon Kaffenmitgliedern, welche nachweifen, daß fie bereitö einer anderen 
Krantenfaffe angehören oder Beiträge zur Gemeinde-Stranfenverfiherung geleiftet 
haben, und daß zwifchen dem Zeitpunft, mit welchem fie aufgehört haben, einer 
folhen Krankenkaſſe anzugehören oder Beiträge zur Gemeinde-Krankenverſicherung 
zu leiften, und dem Zeitpunkte, in welchem fie Mitglieder der Orts-Krankenkaſſe 
geworden find, nicht mehr als dreizehn Wochen liegen, darf ein Eintrittögeld 
niht erhoben werden. 

Soweit die vorftehenden Beitimmungen nicht entgegenftehen, kann durch Kaſſen— 
ftatut beftimmt werben, daß das Recht auf die Unterftügungen der Kaffe erſt nad) 
Ablauf einer Karenzzeit beginnt, und daß neu eintretende Kaſſenmitglieder ein 
Eintrittsgeld zu zahlen haben. Die Karenzzeit darf den Zeitraum von ſechs 
Boden, das Cintrittögeld darf den Betrag des für ſechs Wochen zu leiftenden 
Rafjenbeitrages nicht überfteigen. 

Durd das Kaſſenſtatut kann ferner beftimmt werden: 


1. daß nad Ermefjen des Kaſſenvorſtandes Mitgliedern, welche gleichzeitig 
anderweitig gegen Krankheit verfichert find, die ftatutenmäßige Kranken— 
unterftügung foweit gekürzt werden kann, als fie, zufammen mit der aus 
anderweitiger Verfiherung bezogenen Sranfenunterftügung, den vollen Be- 
trag des durchſchnittlichen Tagelohnes überfteigen würde ; 

2. daß Mitgliedern, welche fich die Krankheit durch eigenes grobes Verſchul— 
den, Trunffälligfeit oder lüderlichen Lebenswandel zugezogen haben, feine 
oder nur ein Theil der ftatutenmäßigen Sranfenunterftügung zu ges 
währen it; 

3, daß einen Mitgliede, welches die ftatutenmäßige Krankfenunterftügung uns 
unterbrochen oder im Laufe eines Stalenberjahres für dreizehn Wochen 
bezogen hat, bei Eintritt einer neuen Krankheit nur der geſetzliche Mindeſt— 
betrag der Sranfenunterftügung und die volle ftatutenmäßige Krankenunter— 
ftügung erft wieder gewährt wird, wenn zwijchen der legten Unterſtütz- 
ung und dem Gintritt der neuen Krankheit ein Zeitraum von breizehn 
Wochen oder mehr liegt. 

Auf Krankheiten, welhe Folgen von Betriebsunfällen find, finden Beſtimm— 
ungen der unter Ziffer 2, 3 bezeichneten Art nur für den Fall Anwendung, daß 
der Betriebsunfall von dem erkrankten Mitgliede ſelbſt vorfäglich herbeigeführt ift. 

$ 23. Kaſſenmitglieder, welche au& der die Mitgliedichaft begründeten Be— 
häftigung ausscheiden, und nicht zu einer Beihäftigung übergehen, vermöge 
welder fie Mitglieder einer anderen Stranfenfaffe werden, bleiben jolange Mit: 
glieder, ald fie die Kaffenbeiträge fortzahlen und ſich im Gebiete des Deutichen 
Reichs aufhalten. 
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8 24. Kaſſenmitglieder, welche ohne ihr Verſchulden erwerbslos werden, 
behalten für die Dauer der Erwerbslofigkeit, jedoch höchſtens Für ſechs Wochen 
ihre Aniprüce auf die Leiltungen der Kaſſe. 

Die während diefer Zeit fällig gerwordenen Staflenbeiträge werden von ihnen, 
wenn jie wieder in eine die Kaflenmitgliedichaft bedingende Beichäftigung ein - 
treten, in der Weile nachträglich eingezogen, daß zu jedem Zahlungstermine neben 
dem ftatutenmäßigen Beitrage die Hälfte deöjelben zur Dedung des Rückſtandes 
erhoben wird. 

Durch das Kaſſenſtatut fann der im eriten Abſatz feſtgeſetzte Zeitraum ver 
längert und die zur Dedung des Nüdftandes zu erhebende Quote des Beitrags 
herabgeiegt werden. 


8 25. Die Mitglieder find der Kaffe gegenüber Iediglich zu den auf Grund 
dieſes Geſetzes und des Kaſſenſtatuts feitgeitellten Beiträgen verpflichtet. 

Zu anderen Sweden als den ftatutenmäßigen Unterſtützungen, der ftatuten: 
mäßigen Anlammlung und Ergänzung des Neiervefonds und der Dedung der 
Verwaltungstoften dürfen weder Beiträge von Mitgliedern erhoben werden, noch 
Verwendungen ans dem Vermögen ber Kaſſe erfolgen. 


8 26. Gntitehen Zweifel darüber, ob die im Kaſſenſtatut vorgenommene 
Bemeſſung der Beiträge der Anforderung des 8 18 entipricht, fo hat die höhere 
Verwaltungsbehörde vor der GErtheilung der Genehmigung eine ſachverſtändige 
Prüfung herbeizuführen und, fals dieje die Inzulänglichfeit der Weiträge ergibt, 
die Grtheilung der Genehmigung von einer Erhöhung der Beiträge oder einer 
Minderung der Interftügungen bis auf den gejeglihen Mindeitbetrag abhängig 
zu machen. 

$ 27. Bei der Grrichtung der Kaffe dürfen die Beiträge, ſoweit fie den 
Staffenmitgliedern ſelbſt zur Laſt fallen (vergl. $ 47) nicht über zwei Prozent 
des durchichnittlichen Tagelohnes feitgelegt werden, fofern ſolches nicht zur Ded: 
ung der Mindeitleiftungen der Kaſſe ($ 16) erforderlich iſt. 

Eine jpätere Erhöhung der Beiträge über dieſen Betrag, melde nicht zur 
Dedung der Mindeitleiitungen erforderlich wird, ift nur bis zur Höhe von drei 
Prozent des durdichnittlihen Tagelohnes und nur dann zuläflig, wenn Diejelbe 
jowohl von der Vertretung der zu Beiträgen verpflichteten Arbeitgeber (vergl. 
& 34) als von derjenigen der Kaffenmitglieder beichloflen wird. 


$ 28. Die Orts-Krankenkaſſe hat einen Nelervefonds im Mindeftbetrage 
einer durchichnittlichen Jahresausgabe anzulammeln und erforderlichenfall3 bis zu 
diefer Höhe zu ergänzen. 

Solange der Neiervefonds dieſen Betrag nicht erreicht, iſt demſelben' ein 
Zehntel des Jahresbetrages der Kaſſenbeiträge zuzuführen. 

8 29. Grgibt fih aus den Jahresabichlüflen der Kaffe, daß die Einnahmen 
derjelben zur Dedung ihrer Ausgaben einschließlich der Nüdlagen zur Anſamm— 
lung und Ergänzung des Nefervefonds nicht ausreichen, jo hat die höhere Ber: 
waltıngsbehörde anzuordnen, daß entweder unter Berückſichtigung der Vorichriften 
des $ 27 eine Erhöhung der Beiträge oder eine Minderung der Staffenleiftungen 
einzutreten hat. 

Ergibt ſich dagegen aus den Sahresabichlüflen, daß die Jahreseinnahmen 
die Jahresansgaben überfteigen, fo kann die höhere Verwaltungsbehörbe, falls der 
Nefervefonds das Doppelte des geſetzlichen Mindeitbetrages erreicht hat, anordnen, 
da entweder eine Ermäßigung der Beiträge oder unter Berückſichtigung der Bor: 
fchriften der SS 17 und 27 eine Erhöhung der Staflenleiftungen einzutreten hat. 
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Unterfäßt die Vertretung der Kaſſe, einer auf Grund diefer Vorichriften ge- 
troffenen Anordnung Folge zu geben, jo wird die erforderliche Abänderung des 
Kaſſenſtatuts von der höheren Berwaltungsbehörde von Amtswegen mit rechts: 
verbindlicher Wirkung vollzogen. 

8 30. Die Kaſſe muß einen von der Generalveriammlung (8 33) gewählten 
Boritand haben. Die Wahl findet unter Leitung des Voritandes ftatt. Nur die 
eritte Wahl nah Errichtung der Kaſſe, ſowie ipätere Mahlen, bei welchen ein 
Boritand nicht vorhanden ift, werden von einem Wertreter der Aufiichtsbehörde 
geleitet. Ueber die Wahlverhandlung iſt ein Protokoll aufzunehmen. 

Der Borftand hat über jede Aenderung in feiner Zufammenjegung und über 
das Ergebniß jeder Wahl der Auffihtsbehörde binnen einer Woche Anzeige zu 
eritatten. Iſt die Anzeige nicht erfolgt, jo fann die Aenderung dritten Perſonen 
nur dann entgegengeiegt werden, wen bewielen wird, daß fie legteren befannt war. 

$ 31. Der Boritand vertritt die Kaſſe gerichtlih und außergerichtlich und 
führt nad) Maßgabe des Kaflenitatuts die laufende Verwaltung derſelben. Die 
Vertretung eritredt fi) auch auf diejenigen Geichäfte und Rechtshandlungen, für 
welche nad den Gelesen eine Spezialvollmaht erforderlich ift. Durch das Statut 
fann einem Mlitgliede oder mehreren Mitgliedern des Vorſtandes die Vertretung 
nach außen übertragen werden. 

Zur Legitimation des Vorſtandes bei allen Rechtsgeſchäften genügt die Be— 
Iheinigung der Auflichtsbehörde, daß die darin bezeichneten Perfonen zur Zeit 
den Vorſtand bilden. 

$ 32. Soweit die Wahrnehmung der Angelegenheiten der Kaſſe nicht nach 
Vorichrift des Gejetes oder des Statutö den Vorſtande obliegt, fteht die Beſchluß— 
nahme darüber der Generalveriammlung zu. Derielben muß vorbehalten bleiben: 

1. die Abnahme der Jahresrechnung und die Befugniß, dieſelbe vorgängig 

durch einen beionderen Ausihuß prüfen zu laſſen; 
. die Verfolgung von Aniprüchen, welche der Kaſſe gegen Vorſtandsmit— 
glieder aus deren Amtsführung erwacjien, durch Beauftragte; 

3. die Beichlußnahme über Abänderung der Statuten. 

$ 33. Die Generalveriammlung beiteht nad Beſtimmung des Statut3 ent: 
weder aus jämmtlichen Kaſſenmitgliedern, welhe großjährig und im Befige der 
bürgerlichen Chrenrechte find, oder aus Wertretern, welche von den bezeichneten 
Mitgliedern gewählt werben. 

Die Generalverfammlung muB aus Vertretern beitehen, wenn die Kaſſe 
hundert oder mehr Mitglieder zählt. 

Beiteht die Generalverfammlung aus Vertretern, jo findet die Wahl der: 
felben unter Leitung des Vorſtandes ftatt. Nur die eritmalige Wahl nah Er: 
richtung der Kaſſe, jowie jpätere Wahlen, bei welchen ein Vorſtand nicht vor— 
handen ift, werden von einem Vertreter der Auflichtsbehörde geleitet. 

$ 34. Arbeitgeber, welche für die von ihnen beichäftigten Mitglieder einer 
Orts-Krankenkaſſe an diefe Beiträge aus eigenen Mitteln zu zahlen verpflichtet 
find ($ 47), haben Anſpruch auf Vertretung im Vorſtande und der Generalver- 
ſammlung der Kaſſe. 

Die Vertretung iſt nach dem Verhältniß der von den Arbeitgebern aus 
eigenen Mitteln zu zahlenden Beiträge zu dem Geſammtbetrage der Beiträge be— 
meſſen. Mehr als ein Drittel der Stimmen darf den Arbeitgebern weder in der 
Generalveriammlung, noch im Vorſtande eingeräumt werden. 

Die Wahlen der Generalverjanmlung zum Vorſtande werden getrennt von 
Arbeitgebern und Kaſſenmitgliedern vorgenommen. 
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$ 35. Wird die Wahl des Worftandes von der Generalverfammlung ober 
die Wahl der Vertreter zur Generalverfjammlung durch die Wahlberechtigten ver: 
weigert, fo tritt an ihre Stelle Ernennung der Mitgliever des Vorftandes oder 
der Generalverfammlung durch die Auffichtöbehörde. 

$ 36. Die Einnahmen und Ausgaben der Kaffe find von allen den Zwecken 
der Kaffe fremden PBereinnahmungen und Verausgabungen getrennt fejtzuftellen; 
ihre Beitände find gelondert zu verwahren. 

Verfügbare Gelder dürfen nur in öffentlichen Sparfaffen oder wie die Gelder 
Bevormundeter angelegt werben. 

8 37. Die Kaffe ift verpflichtet, in den vorgejchriebenen Friſten und nad 
den vorgefchriebenen Formularen Weberfichten über die Mitglieder, über die Krank— 
heits- und Sterbefälle, über die vereinnahmten Beiträge und bie geleifteten Unter: 
ftügungen, fowie einen Rehnungsabihluß der Auffihtsbehörde einzureichen. 

Die höhere Verwaltungsbehörbe ift befugt, über Art und Form der Red: 
nung3führung Vorfchriften zu erlaffen. 

8 38. Die Mitglieder des Vorftandes, fowie Rechnungs» und Kaſſenführer 
haften der Kaſſe für pflichtmäßige Verwaltung wie Vormünder ihren Mündeln. 

Handeln fie abjihtlid zum Nachtheil der Kaffe, fo unterliegen fie ber Bes 
ftimmung de $ 266 de3 Strafgeleßbudes. 

$ 39. Inter den von den Zentralbehörden feitzufegenden Borausfegungen 
tönnen die höheren Verwaltungsbehörden anordnen, daß die Orts-Krankenkaſſen 
ftatt für die einzelne Gemeinde für mehrere Gemeinden gemeinfam oder für einen 
größeren Kommunalverband errichtet werben. 

Wird eine ſolche Anordnung getroffen, fo ift gleichzeitig zu beftimmen, von 
welcher Behörde die den Gemeindebehörden übertragenen Obliegenheiten mwahrzus 
nehmen find. 

$ 40. Die Auffiht über die Orts-Krankenkaſſen wird unter Oberaufficht 
der höheren Verwaltungsbehörden von den ſeitens der Lanbesregierungen zu be 
ftimmenden Behörden wahrgenommen. 

$ 41. Die Auffichtsbehörde überwacht bie Befolgung der gefeglihen und 
ftatutarifhen Vorſchriften und kann diefelbe durd Androhung, Feltiegung und 
Vollftredung von Ordnungsftrafen gegen bie Mitglieder des Staflenvorftandes 
erzwingen. 

Sie ift befugt, von allen Verhandlungen, Büchern und Rechnungen der Kaffe 
Einficht zu nehmen und die Kaſſe zu repidiren. 

Sie kann die Organe der Kaſſe zu Sigungen berufen und dieſe felbjt oder 
durd einen Beauftragten leiten. 

So lange der Vorſtand oder die Generalverfammlung nicht zuſtande kommt 
oder die Organe der Kaffe die Erfüllung ihrer geſetzlichen oder ftatutenmäßigen 
Obliegenheiten verweigern, kann die Auffichtsbehörde die Befugniffe und Obliegen- 
heiten der Kaſſenorgane ſelbſt oder dur von ihr zu beftellende Vertreter auf 
Koften der Kaſſe wahrnehmen. 

8 42. Mit Genehmigung der höheren Verwaltungäbehörde kann die Auf: 
fihtöbehörde jämmtliche oder mehrere Orts-Krankenkaſſen ihres Bezirks nah Ans 
hörung ihrer Generalverfanmlungen zu einem Verbande zum Zweck der Anftell: 
ung eine gemeiniamen Rechnungs: und SKafienführers und der Abichließung 
gemeinfamer Verträge mit Nerzten, Apothefen und Krankenhäuſern vereinigen. 

Die Vertretung des Kaſſenverbandes und die Geihäftsführung für denfelben 
wird nad) Maßgabe eines von der höheren Verwaltungsbehörde zu genehmigen: 
den Statuts dur einen von den Vorftänden der betheiligten Kaſſen zu wählen: 
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den oder jo lange eine Wahl nicht zuftande fommt, von ber Auflichtöbehörde zu 
ernennenden Vorſtand wahrgenommen. 

Die Ausgaben ded Verbandes werden durch Beiträge der betheiligten Kaſſen 
gededt, welche in Grmangelung anderweiter durch Uebereinkommen derjelben ge 
troffener Regelung nad) der Zahl der Staflenmitglieder umgelegt werden. 

8 43. Sinkt die Zahl der Mitglieder einer Kaffe dauernd unter fünfzig, 
fo hat die Auffichtöbehörde, fofern nicht nad) dem Urtheil der höheren Verwalt- 
ungsbehörbe die Leiftungsfähigkeit durch vorhandenes Vermögen oder durd andere 
außerorbdentlihe Hülfsquellen gefichert ericheint, die Kaffe aufzulöfen und die dem 
Krankenverſicherungszwange unterliegenden Perſonen, für welche fie errichtet war, 
anderen Orts-Krankenkaſſen oder, ſofern dies nicht thunlicd), der Gemeinde-Kranken— 
verjiherung zu überweiſen. 

Das etwa vorhandene Vermögen der Kaſſe iſt in dieſem Falle zunächſt zur 
Berichtigung der etwa vorhandenen Schulden und zur Dedung ber vor der Auf: 
löſung bereit entjtandenen Unterftügungsanfprüche zu verwenden. Der Reſt fällt 
nach Enticheidung der höheren Verwaltungsbehörde denjenigen Orts-Krankenkaſſen, 
fowie der Gemeindes$trantenverfiherung zu, welchen die der aufgelöften Kaflen an- 
gehörenden Perſonen überwiejen werben. 

$ 44. D. Gemeinfame Beltimmungen für die Gemeinde-Krankenverficher- 
ung und für die Orts-Krankenkaffen. Die Arbeitgeber haben jede von ihnen 
beihäftigte Perſon, für melde die Gemeinde-Strantenverfiherung eintritt oder 
welche einer Orts-Krankenkaſſe angehört, ſpäteſtens am dritten Tage nad Beginn 
der Beihäftigung anzumelden und jpäteftens am dritten Tage nad) Beendigung 
des Arbeitöverhältniffes wieder abzumelben. 

Die Anmeldungen und Abmeldungen erfolgen für die Gemeindes$tranfenver: 
fiherung bei der Gemeindebehörde oder einer von dieler zu beftimmenden Meldes 
ftelle, für die Ortö-ftrantentaffen bei den durd das Statut beftimmten Stellen. 

Die Auffihtsbehörde kann eine gemeinjame Meldeſtelle für die Gemeindes 
Kranfenverfiherung und ſämmtliche Orts-Krankenkaſſen eined Bezirkes errichten. 
Die Koften derfelben find von der Kaffe der Gemeindes$tranfenverfiherung und 
den Ortös$trantentafien nad) Maßgabe der Zahl der im Jahresdurchſchnitt bei 
ihnen verficherten Perſonen zu bejtreiten. 

8 45. Arbeitgeber, welche ihrer Anmeldepflicht nicht genügen, find verpflichtet, 
alle Aufwendungen zu erftatten, welche die GemeindesStranfenverficherung oder eine 
Orts-⸗Krankenkaſſe auf Grund gejeglicher oder ftatutarifcher Vorſchrift zur Unter: 
ftügung einer nicht angemeldeten Perſon gemacht haben. 

8 46. Die Arbeitgeber find verpflichtet, die Beiträge, welche nad) geſetz— 
licher oder ſtatutariſcher Vorfchrift für die von ihnen beichäftigten Perfonen zur 
Gemeinde-Franfenverfiherung oder zu einer Orts-Krankenkaſſe zu entrichten find, 
für bie erftere, jofern nicht durch Gemeindebeihluß andere Zahlungstermine feſt— 
gelegt find, wöchentlih im Voraus, für die legtere zu den durch Statut feſtge— 
ſetzten Zahlungsterminen einzuzahlen. Die Beiträge find fo lange fortzuzahlen, 
bis die vorjchriftsmäßige Abmeldung ($ 44) erfolgt ift, und für den betreffen: 
ben Zeittheil zurüdzueritatten, wenn die abgemeldete Berfon innerhalb der Zahl: 
ungsperiobe aus der bisherigen WVerfiherung ausſcheidet. 

8 47. Für die im 81 Abfag 1 bezeichneten Perjonen haben deren Arbeit: 
geber von den auf dieſelben entfallenden Beiträgen zur Gemeinde-Krankenverſicher— 
ung oder zu einer Orts-Krankenkaſſe ein Drittel aus eigenen Mitteln zu leiften. 

Diejelbe Verpflihtung trifft die Arbeitgeber derjenigen dem Verſicherungs— 
zwange unterworfenen Perfonen, welche in Betrieben beihäftigt werden, in denen 
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Dampffeilel oder durch elementare Kraft (Wind, Waller, Dampf, Gas, heiße 
Luft 2c.) bewegte Triebwerke zur Verwendung fommten. 

Durch ftatutarische Regelung ($ 2) fann beſtimmt werden, daß Arbeitgeber, 
in deren Betrieben Dampfkeſſel oder durch elementare Straft bewegte Triebwerfe 
nicht verwendet und mehr als zwei dem Sranfenverficherungszwange unterliegende 
Perfonen nicht beichäftigt werden, von der Verpflichtung zur Leiftung von Bei— 
trägen aus eigenen Mitteln befreit find. 

S$ 48. Die Arbeitgeber find berechtigt, den von ihnen beichäftigten Perfonen 
die Beiträge, welche fie für diefelben einzahlen, foweit fte joldhe nicht nach $ 47 
aus eigenen Mitteln zu leiften haben, bei der dem Fälligkeitstage vorausgehenden 
oder bei einer dieſem Tage nachfolgenden Lohnzahlung in Anrechnung zu bringen. 
Der Abzug darf bei jeder Yohnzahlung den Betrag nicht überfteigen, welcher nad) 
85 9, 10 oder nad) dem Kaſſenſtatut als Beitrag des Verficherten auf den Lohne 
betrag entfällt. 

Auf Streitigkeiten zwiſchen dem Arbeitgeber und den von ihm beichäftigten 
Berjonen über die Berehnung und Anrechnung der von diefen zu leiltenden Weis 
träge findet $ 120a der Gewerbeordnung Anwendung. 

$ 49. Nüditändige Beiträge werden in berielben Weile beigetrieben, wie 
Gemeindeabgaben. 

$ 50. Die dem Unteritügungsberehtigten auf Grund dieſes Geſetzes zus 
jtehenden Forderungen können mit rechtlicher Wirkung weder verpfändet, noch 
übertragen, noch gepfändet werden. 


8 51. Die auf geleglicher Vorfchrift beruhende Verpflichtung von Gemeinden 
oder Armenverbänden zur Unterſtützung hülfsbedürftiger Perſonen wird durd) dieies 
Geſetz nicht berührt. Soweit auf Grund diefer Verpflichtung Unterftügungen für 
einen Zeitraum geleitet find, für welchen dem lnterftüsten auf Grund dieſes 
Geſetzes ein Unterftügungsanipruch zusteht, geht der lestere im Betrage der ge 
leifteten Unterftügung auf die Gemeinde oder den Armenverband über, von welchen 
die Unterſtützung geleitet ift. 

Das Gleiche gilt von den Betriebsunternehmern und Kaſſen, welche die den 
bezeichneten Gemeinden und Armenverbänden obliegende Berpflihtung zur Unter: 
ftügung auf Grund gejeslicher Vorſchrift erfüllt haben. 

In Füllen diefer Art tritt an die Stelle des Anſpruches auf Gewährung 
freier ärztlicher Behandlung und freier Arznei der Anſpruch auf Erhöhung der 
Geldunteritügung um ein Drittel, 

$ 52. Streitigfeiten, welche zwiichen den dem Stranfenverfiherungszwange 
unterliegenden Perionen oder ihren Arbeitgebern einerſeits und der Gemeinde: 
franfenverficherung oder den Orts-Krankenkaſſen anbererieits über die Verpflichtung 
zur Leiftung und Einzahlung von Beiträgen oder über Unterftügungsanipriücde 
entstehen, desgleichen Streitigfeiten über die im 8 51 bezeichneten Anjprüche werden 
im Verwaltungsftreitverfahren, wo ein folches nicht beiteht, von der Aufſichts— 
behörde entſchieden. Gegen die Enticheidung der lesteren findet binnen vier Wochen 
nad Zuftellung derielben die Berufung auf den Rechtsweg mittelft Erhebung der 
Klage ſtatt. 

$ 53. E. Sabrik-Krankenkaffen. Krankenkaſſen, welche für einen der im 
8 1 bezeichneten Betriebe oder für mehrere dieſer Betriebe gemeinfam in der Weile 
errichtet werden, daß auf dem Wege des Arbeitövertrages (dur Fabrikordnung, 
Neglement u. |. mw.) die in dem Betriebe beichäftigten Berfonen zum Beitritt per: 
pflichtet werden, unterliegen den nachfolgenden Borichriften. 
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$ 54. Unternehmer eine® Betriebes, in welchem regelmäßig fünfzig oder 
mehr dem Kranfenverfiherungszmwange unterliegende Berfonen beichäftigt werben, 
find berehtigt und auf Anforderung der höheren Verwaltungsbehörbe verpflichtet, 
eine Fabrik-Krankenkaſſe zu errichten. 

Mehrere Unternehmer, in deren Betrieben zuſammen regelmäßig hundert oder 
mehr dem Sranfenverficherungsziwange unterliegende Perſonen beichäftigt werden, 
find berechtigt, eine gemeinjame Fabrik-Krankenkaſſe zu errichten. 

$ 55. Unternehmer eines Betriebes, welcher für die darin beichäftigten Per— 
fonen mit befonderer Kranfheitägefahr verbunden ift, können auch dann, wenn 
fie regelmäßig weniger als fünfzig Perſonen bejchäftigen, zur Erridtung einer 
Fabrik-Krankenkaſſe angehalten werden. 

Unternehmern eines anderen Betriebes, in welchem regelmäßig weniger als 
fünfzig Berionen beichäftigt werden, fann die Errichtung einer Fabrik-Kranken— 
fafle geitattet werden, wenn fie die nachhaltige Leiftungsfähigfeit der Kaffe in 
einer von der höheren DBerwaltungsbehörde für ausreichend erachteten Weife 
ficher ftellen. 

$ 56. Unternehmer, welche der Verpflichtung, eine Fabrik-Krankenkaſſe zu 
errihten, innerhalb der von der höheren Werwaltungäbehörbe zu beftimmenden 
Friſt nicht nachkommen, find verpflichtet, für jede in ihrem Betriebe beichäftigte, 
dem Verſicherungszwange unterliegende Perfon Beiträge bis zu fünf Prozent des 
verdienten Lohnes ous eigenen Mitteln zur Gemeinbe-$tranfenverficherung oder 
zur Orts-Krankenkaſſe zu leijten. 

Die Höhe der zu leitenden Beiträge wird nadı Anhörung der Gemeindebe- 
hörde von der höheren Verwaltungäbehörde endgültig feſtgeſetzt. 

8 57. Jede dem Stranfenverfiherungdzwange unterliegende Perſon, melche 
in dem Betriebe, für welchen eine Fabrik-Krankenkaſſe errichtet ift, beichäftigt wird, 
gehört mit dem Tage des Eintritts in die Beihäftigung der Kaffe als Mitglied an. 

Perſonen, welche nachweiſen, daß fie bei ihrem Eintritt in die Beihäftigung 
einer der Vorſchrift des $ 69 entiprechenden Hilfskaſſe als Mitglieder angehören, 
dürfen, fo lange dieje Mitgliedichaft dauert, zum Eintritt in die Fabrik-Kranken— 
faffe nicht verpflichtet werden. 

8 58. Die SS 16 bi 38 findet auf die Fabrik-Krankenkaſſen mit folgen 
den Abänderungen Anwendung: 

1. Mit Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde kann die Feititellung 
des durchichnittlichen Tagelohnes ($ 16) unter Berüdfichtigung der zwiichen ben 
Kaflenmitgliedern hHinfichtlih der Lohnhöhe beitehenden WVerichiedenheiten klaſſen— 
weile erfolgen. Unter den Betrag des ortsüblichen Tagelohnes gewöhnlicher Tage: 
arbeiter ($ 8) darf der durchichnittliche Tagelohn nicht feitgeitellt werden. 

2 Die durch 8 19 der Gemeindebehörde, ſowie die durch $ 35 der Auffichts- 
behörde übertragenen Befugniſſe und Obliegenheiten werden von dem Betriebs— 
nehmer oder den Betrieböunternehmern in Perſon oder durd) einen Beauftragten 
wahrgenommen. 

3. Durd das Kaſſenſtatut kann dem Betriebdunternehmer oder einem Per: 
treter deöfelben der VBorfig im Vorſtande und in der Generalverfammlung über: 
tragen werden. 

4. Die Rechnungs- und Kaffenführung it unter VBerantwortlichkeit und auf 
Koften des Betriebsunternehmers oder der Betriebsunternehmer von einem bon 
demfelben oder denfelben zu beftellenden Rechnungs und Kaffenführer wahrzunehmen. 

5. Reichen die Beitände einer auf Grund der Vorichrift des $ 55 errichteten 
Fabrik-Krankenkaſſe nicht aus, um die laufenden Ausgaben berielben zu decken, 
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fo find von dem Vetrieböunternehmer oder von den Betriebdunternehmern nad dem 
Verhältniß der Zahl der von ihnen befchäftigten Kaffenmitglieder die erforderlichen 
Vorſchüſſe zu Teiften. 

8 59. Die Betriebsunternehmer find verpflichtet, bie ftatutenmäßigen Bei— 
träge für die von ihnen beihäftigten Kaffenmitglieder zu den durch das Kaſſen— 
ftatut feſtgeſetzten Zahlungsterminen in die Kaſſe einzuzahlen und zu einem Drittel 
aus eigenen Mitteln zu leilten. 

Sie find berechtigt, die von ihnen eingezahlten Beiträge zu zwei Dritteln 
den SKaflenmitgliedern, für welche diefelben gezahlt find, bei der dem Fälligfeitö- 
tage vorausgehenden oder bei einer diefem Tage nachfolgenden Lohnzahlung in 
Anrechnung zu bringen. 

Auf Streitigkeiten zwiſchen dem Betrieböunternehmer und den von ihm be— 
Ichäftigten Perfonen über die Berehnung und Anrechnung der Beiträge der legteren 
findet $ 1208 der Gewerbeordnung Anwendung. 

> SS 49 bis 52 finden auch auf Fabrik-Krankenkaffen Anwendung. 

$ 60. Auf die Beauffichtigung der Fabrik-Krankenkaſſen finden die Bor: 
ichriften der 85 40, 41, Abſatz 1 und 2 Anwendung. 

Die Auffihtsbehörde ift befugt, Auſprüche, welche der Kaffe gegen den Be 
trieb3unternehmer oder die VBetrieböunternehmer aus der Rechnungs- und Kaſſen— 
führung erwachſen (vergl. $ 58,,), in Vertretung der Kaſſe entweder jelbit oder 
durch einen von ihr zu beftellenden Vertreter geltend zu machen. 

8 61. Wird der Betrieb, oder werden die Betriebe, für welde die Kaffe 
errichtet ift, zeitweilig eingeltellt oder fo weit eingeichränft, daß die Zahl der darin 
beihäftigten verficherungspflichtigen Perſonen unter die doppelte Zahl der ſtatuten— 
mäßigen Borftandsmitglieder ſinkt, ſo geht die geſammte Vertretung und Verwalt: 
ung der Kaffe auf die Aufſichtsbehörde über, welche diefelbe durch einen von ihr 
zu bejtellenden Bertreter wahrzunehmen hat. 

Das vorhandene Saflenvermögen, die Rechnungen, Bücher und jonjtigen 
Aktenftüde der Kaffe find in diefem Falle der Aufficytsbehörde auszuliefern. 

$ 62. Die Kafje ift zu jchließen: 

1. wenn der Betrieb oder die Betriebe, für welche fie errichtet ift, aufgelöft 
werden ; 

2. ſoweit nicht auf den Betrieb, für welchen die Kaffe errichtet ift, die Vor— 
Ichrift des $ 55 Abſatz 1 Anwendung finden, wenn die Zahl der Mit: 
glieder dauernd unter die geſetzliche Mindeitzahl ($ 54) finft und Die 
dauernde Leiftungsfähigfeit der Kaffe nicht genügend fichergejtellt wird 
($ 55 Abſatz 2); 

3. wenn ber Betriebsunternehmer es unterläßt, oder die Betrieböunternehmer 
es umnterlaffen, für ordnungsmäßige Kaſſen- oder Rehnungsführung Sorge 
zu tragen. 

In dem Falle zu 3 kann gleichzeitig mit der Schließung der Kaffe dem 
Betriebsunternehmer oder den a ie die in $ 56 vorgejehene er: 
pflibtung auferlegt werden. 

Die Schließung erfolgt durch die Höhere Berwaltungsbehörde. Gegen den 
diejelbe ausfprechenden Beicheid, in welchem die Gründe anzugeben find, fann 
binnen zwei Wochen nach der Zuftellung Beichwerde an die vorgeſetzte Behörde 
erhoben werben. 

Auf das Vermögen der gejchloffenen Kaffe finden die Vorfchriften des $ 43 
Abſatz 2 mit der Maßgabe Anwendung, dab der Reit des Vermögens, fofern 
Kaſſenmitglieder, welche einer Orts-Krankenkaſſe übertwiefen werden, nicht vorhan— 
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den find, der Gemeindesstrantenverfiherung zufällt. Sind die zur Dedung bereits 
entitandener Unterſtützungsanſprüche erforderlichen Mittel nicht vorhanden, jo find 
die legteren vor Schließung der Kaſſe aufzubringen. Die Haftung für diefelben 
liegt dem Betriebsunternehmer ob. 

8 63. F. Bau-Krankenkaffen. Für die bei Eifenbahn-, Kanal, Weges, 
Strom:, Deih- und Feitungsbauten, ſowie in anderen vorübergehenden Baube— 
trieben beihäftigten PBerfonen haben die Bauherren auf Anordnung der höheren 
Berwaltungsbehörde Bau-Krankenkaſſen zu errichten, wenn fie zeitweilig eine 
größere Zahl von Arbeitern beichäftigen. 

8 64. Die den Bauherren obliegende Verpflichtung kann mit Genehmigung 
der höheren Verwaltungsbehörde auf einen oder mehrere Unternehmer, welche die 
Ausführung des Baues oder eines Theiles deöfelben für eigene Nechnung über- 
nommen haben, übertragen werben, wenn diejelben für die&rfüllung der Verpflichtung 
= nad) dem Urtheil der höheren Verwaltungsbehörde ausreichende Sicherheit 
eftellen. 

$ 65. Bauherren, welche der ihnen nad) $ 63 auferlegten Verpflichtung 
nicht nachfommen, haben den von ihnen beihäftigten Perfonen und den Hinter: 
bliebenen derjelben für den Fall einer durch Krankheit berbeigeführten Erwerbs— 
unfähigfeit oder des Todes der eriteren die im 8 16 umter 1 und 2 vorge 
ſchriebenen Unterſtützungen aus eigenen Mitteln zu leiſten. 

8 66. Die in Gemäßheit des $ 63 errichteten Krankenkaſſen find zu Schließen: 

1. wenn der Betrieb, für welchen fie errichtet find, aufgelöft wird; 

2. wenn der Bauherr oder Unternehmer es unterläßt, für ordnungsmäßige 

Kaſſen- und Nedhnungsführung Sorge zu tragen. 

In dem Falle zu 2 trifft den Bauherrn oder Unternehmer die im $ 65 
ausgeiprochene Verpflichtung. 

Im Uebrigen finden auf die in Gemäßheit des 8 63 errichteten Krankenkaſſen 
die Vorichriften der SS 57 bis 62 mit der Maßgabe Anwendung, daß über Die 
Verwendung des bei Schließung einer Kaſſe verbleibenden Nejtes des Kaſſenver— 
mögens das Kaſſenſtatut Beitimmung treffen mug. Cine Verwendung zu Guniten 
des Bauherrn oder Unternehmers ift ausgeichlofien. 

$ 67. G. Innungs-Krankenkaffen. Auf Krankenkaffen, welche auf Grund 
der Borjchriften des Titels VI der Gewerbeordnung von Innungen für die Ges 
fellen und Lehrlinge ihrer Mitglieder errichtet werden, finden die Vorſchriften ber 
88 16 bis 18, 23 bis 29, 35, 36, 46 bis 52 Anwendung. 

Im Uebrigen bleiben für diefe Kaſſen die VBorfchriften des Titeld VI der Ge- 
werbeordnnung in Kraft. 

$ 68. H. Verhältniß der Knappſchaftskaſſen und der eingefchriebenen 
und anderen Hilfskaffen zur Krankenverfiherung. Für die Mitglieder der auf 
Grund berggeiegliher Vorſchriften errichteten Krankenkaffen (Knappſchaftskaſſen) 
tritt weder die Gemeinde-Krankenverſicherung nod die Verpflichtung, einer nad) 
Maßgabe der Vorichriften dieſes Geſetzes errichteten Krankenkaſſe anzugehören, ein. 

Die ftatutenmäßigen Leiftungen dieſer Kaſſen in Strankheitsfällen müſſen, 
fofern fie den Betrag der für die Fabrik-Krankenkaſſen vorgeichriebenen Mindeſt— 
keiftungen nicht erreichen, Tpäteltens bis zum Ablauf eines Jahres nad Inkraft— 
treten dieſes Geſetzes für ſämmtliche Mitglieder auf diefen Betrag erhöht werden. 

Die dazu erforderliche Abänderung der Statuten der Knappſchaftskaſſen ift, 
foweit fie nicht innerhalb der gedachten Frift auf dem durch die Landesgejege ober 
bie Statuten vorgeichriebenen Wege erfolgt, durch die Aufficht3behörden mit recht3- 
perbindliher Wirkung vorzunehmen. 


16* 


236 Die Krankenverficherung der Arbeiter. 





Die Vorichriften des $ 20 Abfag 1 finden aud auf Knappſchaftskaſſen An- 
wendung. 

Im Uebrigen bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über bie Knappſchafts— 
faffen unberührt. 

8 69. Für Mitglieder der auf Grund des Gefeges vom 7. April 1876 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 125) errichteten eingejchriebenen Hilfsfafien, ſowie der auf 
Grund landesrechtlicher Vorfchriften errichteten Hilfsfaflen, für welche ein Zwang 
zum Beitritt nicht befteht, tritt weder die Gemeinde-franfenverfiherung, noch die 
Verpflichtung, einer nad) Maßgabe der Vorichriften dieſes Geſetzes errichteten 
Krankenkaſſe beizutreten, ein, wenn die Hilföfaffe, welcher fie angehören, ihren 
Mitgliedern mindeften® diejenigen Leiftungen gewährt, welde in der Gemeinke, 
in deren Bezirk die Kaffe ihren Sit hat, nach Maßgabe des $ 6 von ber Ge 
meindesStrantenverficherung zu gewähren find. Kaſſen, welche freie ärztliche Be 
handlung und Arznei nicht gewähren, genügen dieler Bedingung durd Gewährung 
eined Stranfengeldes von zwei Dritteln des ortsüblihen Tagelohns. 

$ 70 J. Strafbefimmungen. Wer der ihm nad) $ 44 oder nad} den auf 
Grund des $ 2 Abſatz 2 erlaflenen Beltimmungen obliegenden Verpflihtung nid 
nachkommt, wird mit Gelbftrafe bis zu zwanzig Mark beftraft. 

8 71. Arbeitgeber, welche den von ihnen beichäftigten Perſonen bei ber 
Rohnzahlung höhere als die nach 88 48 und 59 zuläfligen Beträge in Anrechnung 
bringen, werden, fofern nicht nad) anderen geſetzlichen Beltimmungen eine härtere 
Strafe eintritt, mit Geldftrafe bis zu dreihundert Mark beitraft. 

& 2. K. Schluß- und Uebergangsbeflimmungen. Den Arbeitgebern it 
unterjagt, die Anwendung der Beſtimmungen dieſes Geſetzes zu ihrem Vortheil 
durch Verträge (mittelft Reglements oder bejonderer Uebereinkunft) auszuſchließen 
oder zu beichränten. Bertragsbeitimmungen, welche diefem Verbote zumiderlaufen, 
haben feine vechtlihe Wirkung. 

8 73. Melde Behörden in jedem Bundesftaate unter Gemeindebehörde, höhere 
Verwaltungsbehörde im Sinne dieſes Geſetzes zu verjtchen find, beſtimmt die 
Zentralbehörde des Bundesſtaats. 

Die auf Grund diefer Vorſchrift erlaffenen Beftimmungen find bekannt zu 
maden. 

Bei Fabrik- und Bau-Krankenkaſſen, welche ausichließlich für Betriebe des 
Neichd oder des Staatd errichtet werden, können die Befugniffe und Obliegen: 
heiten der Auffichtäbehörde und der höheren Berwaltungsbehörde den den Xer- 
waltungen diejer Betriebe vorgelegten Dienitbehörden übertragen werben. 

8 74. Beſtehende Krankenkaſſen, in Anfehung deren nach den bisher gel: 
enden Rorichriften für Perfonen, welche unter die Vorfchrift des 8 1 fallen, eine 
Beitrittspflicht begründet war, unterliegen den Borichriften dieſes Geſetzes. 

Die Statuten diejer Kaſſen find, ſoweit fie hinfichtlich der Beltimmungen 
über die Kaſſenleiſtungen und Staflenbeiträge, über die Vertretung und Verwaltung 
der Kaſſe den Vorichriften dieſes Gejekes nicht genügen, bis zum... ....- 
der dazu erforderlichen Abänderung zu unterziehen. 

Wird die erforderliche Abänderung nicht bis zu dieſem Zeitpunkte auf den 
durch die bisher geltenden Vorfchriften vorgeiehenen Wege vorgenommen, fo wird 
diefelbe von der höheren Werwaltungsbehörde mit rechtöverbindlicher Wirkung 
vollzogen. 

Bisherige Leiltungen diefer Kaſſen, welche nad) den Vorſchriften dieſes Gr 
fees don den Krankenkaſſen nicht übernommen werden dürfen, fünnen, ſoweit fit 
nicht in Invaliden-⸗ Wittwen: und Waiſenpenſionen beftehen, beibehalten werden, 
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fofern die bisherigen ftatutenmäßigen Saffenbeiträge mit Hilfe der Einkünfte des 
etwa vorhandenen Vermögens nad dem lirtheil der höheren Verwaltungsbehörbe 
zur dauernden Dedung der Staflenleiftungen ausreichend find, oder auf dem für 
die Abänderung des Statuts vorgeichriebenen Wege und unter Berüdfichtigung 
ber Norfchrift des $ 27 Abſatz 2 erhöht werben. 

Im Uebrigen finden auf die Abänderung des Statut die Vorfchriften ber 
z8 20, 26 Anwendung. 

$ 75. Für Kaſſen der in $ 74 bezeichneten Art, welche neben den nad) 
den Vorichriften diefes Geſetzes zuläfligen Leiftungen Invaliden-, Wittwen- oder 
Baijenpenfionen gewähren, treten folgende Beftimmungen in Straft: 

1. Die bisherige Kaffe bleibt als Krankenkaſſe beftehen. Auf diefelbe finden 
die Borfchriften des $ 74 Anwendung. 

2. Der ftatutenmäßigen Vertretung der biäherigen Kaffe, bei Fabrikkaſſen 
($ 53) dem Betriebdunternehmer oder den Betriebsunternehmern, ift geftattet, eine 
beiondere Penſionskaſſe mit Beitrittszwang für diejenigen Klaſſen von Perfonen, 
welche der bisherigen Kaffe beizutreten verpflichtet waren, zu errichten. 

3. Für die neue PBenfionskaffe iſt durch Beihluß der Vertretung der bis— 
herigen Kaſſe, bei Fabrikkaſſen durch den Betriebsunternehmer oder die Betriebs— 
unternehmer, nad) Anhörung der Vertreter der bisherigen Kaffe ein Kaſſenſtatut 
zu errichten. 

4. Findet die Errichtung einer befonderen Penſionskaſſe ftatt, fo erfolgt bie 
Verwendung des Vermögens der bisherigen Kaſſe nad) Anordnung der höheren 
Berwaltung3behörde in der Weile, daß zunächſt derjenige Betrag, welcher zur 
Dedung der bereits entitandenen Penſionsanſprüche erforderlich ift, ausgeichieden 
und der Penſionskaſſe mit der Verpflichtung, diefe Anſprüche zu befriebigen, über: 
wielen wird. Der Reit des Vermögens wirb zwiichen ber Krankenkaſſe und ber 
Penſionskaſſe mit der Maßgabe vertheilt, daß der Krankenkaſſe höchſtens der ein- 
jährige Betrag der nad) Vorfchrift des neuen Kaſſenſtatuts für die berzeitigen 
Kaſſenmitglieder zu erhebenden Beiträge überwieſen wird. 

5. Wird eine beſondere Penſionskaſſe nicht errichtet, fo ift nady Anordnung 
der höheren Verwaltungsbehörde aus dem Vermögen der bisherigen Kaſſe derjenige 
Betrag auszuſcheiden, welcher erforderlich ift, um die bereits entitandenen Penſions— 
anfprüche zu beden. 

Für den ausgeichiedenen Vermögenstheil ift von ber höheren Verwaltungs: 
behörde eine beſondere Verwaltung zu beitellen, auf welche die Verpflichtung zur 
Befriedigung der Penfionsanfprüche übergeht. 

Neiht das Vermögen der bisherigen Kaffe nicht aus, um bie bereits ent— 
ftandenen Penſionsanſprüche zu decken, fo werden die legteren um ben nicht ges 
dedten Betrag pro rata ermäßigt. 

Der nad) der Ausicheidung verbleibende Neit des Vermögens der bisherigen 
Kaffe, und der nad) Befriedigung fämmtlicher auf den ausgeichiedenen Vermögens: 
theil angewieſenen Anſprüche von dieſem verbleibende Reit fallen der Krankenkaſſe zu. 

8 76. Das Gefek, betreffend die Abänderung des Titel VIII der Gewerbe: 
ordnung vom 8. April 1876 (Reichs-Geſetzbl. S. 134), wird aufgehoben. 

Das Gefeg über eingeichriebene Hilfskaffen vom 7. April 1876 (Reichs: 
Gejegbl. S. 125) findet in Zukunft auf die unter die Vorfchriften der Abſchnitte 
C bis G dieſes Geſetzes fallenden Kaffen feine Anwendung mehr. 

8 77. Diejes Geſetz tritt mit dem 1. Juli 1883 in Kraft. 

Urkundlich 2c. 

Gegeben x. 
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Begründung 


des Entwurfs eines Gefebes, betreffend die Krankenvericherung der Arbeiter. 





Aus den biöherigen Verhandlungen über die geſetzliche Regelung der Unfall: 
verficherung der Arbeiter Hat fich ergeben, daß die Entihädigung, welche den durch 
Unfall verlegten Arbeitern während ber eriten Zeit der Erwerb3unfähigfeit zu ge 
währen ift, einer beſonderen Regelung bedarf. Die Höhe des Riſikos, welches 
mit der Verfiherung der Entihädigungen für Erwerbdunfähigfeit von längerer 
Dauer und für Todesfälle verbunden ift, macht es unerläßlih, für dieſen Theil 
der Unfallverficherung, auf weldhen Grundlagen derfelbe auch geregelt werden mag, 
eine Organifation zu Schaffen, welche eine große Zahl von Betrieben zuſammen— 
faßt. Die für eine folde umfangreichere Organifation erforberlihe Verwaltung 
muß nothwendig in die Hand zentraler Organe gelegt werden und iſt deshalb 
nicht geeignet, für die große Zahl der Fülle vorübergehender Erwerb3unfähigfeit 
die Entihädigungen fo fchleunig feitzuftellen, wie dies die wirthichaftliche Lage 
der verlegten Arbeiter erfordert. - Ebenfowenig vermag fie in dieſen Fällen bie 
Kontrofe wahrzunehmen, welche zum Schutze gegen Schädigungen durch Simu: 
lationen nothwendig iſt. 

Der dem Reichsſtag unterm 8. März 1881 vorgelegte Geſetzentwurf, betr. 
bie Unfallverfiherung der Arbeiter (Drudjachen Nr. 41) enthielt demnach (SS 8, 9) 
eine Beitimmung, nad) welcher die Entihädigung für die erften vier Wochen einer 
dur Unfall herbeigeführten Erwerbsunfähigfeit nicht Gegenftand der Unfallver 
fiherung fein follte, und die Motive des Entwurfs Seite 40 nahmen, um bdiele 
Lüde auszufüllen, eine Nevifion der das Krankenkaſſenweſen ber Arbeiter regelnden 
Geſetzgebung in Ausficht, durch melde den Arbeitern auch für die erften vier 
Wochen der Erwerböunfähigfeit eine angemeflene Unterftügung gefichert werden 
würde. Der Neichdtag hat diefe Art der Regelung für die erfte Zeit der durch 
Unfall herbeigeführten Ermwerbsunfähigfeit, wenn auch unter Beichränfung der 
Dauer des Zeitraums, grundfäglicd gebilligt und fi durch die in der Gikung 
vom 15. Juni 1881 bejchloffene Refolution (Drudiahen Nr. 238, Stenographiide 
Berichte Seite 1784) ausdrüdlich für eine zu dem Ende vorzunehmende Reviſion 
der das Hilfskaſſenweſen betreffenden Gefebgebung ausgeſprochen. 

An der Betretung diefes Weges wird um fo mehr feftzuhalten fein, als auch 
der unterm 10. Januar d. 9. von dem Abgeordneten Dr. Buhl und Genofien 
dem Reichstag unterbreitete Gefegentwurf, betr. die Entichädigungen bei Unfällen, 
und die Unfallverficherung der Arbeiter (Drudjahen Nr. 66) durch die in $ 11 
Abſatz 2 dafelbft vorgeſehene Beitimmung das Bebürfniß einer befonderen Regelung 
der Entihädigung für die erfte Zeit der Erwerbsunfähigfeit anerkennt. 

Daß die Gefeßgebung über das Krankenweſen einer anderweiten Megelung 
bedarf, wenn den Arbeitern für die erfte Zeit der dur Unfall herbeigeführten 
Erwerb3unfähigfeit die erforderliche angemefjene Unterftügung auf dem Wege ber 
Kranfenverfiherung gewährt werden foll, ergibt fi Ihon daraus, daß die gegen: 
wärtig geltenden Beſtimmungen feine Sicherheit dafür bieten, daß alle Arbeiter, 
welche gegen Unfall verfichert fein follen, auch gegen Krankheit verfichert find. 
Die 88 141 ff. dev Gewerbeordnung in der Faſſung des Geſetzes vom 8. April 
1876 (Reichs-Geſetzbl. S. 134) regeln die Verpflichtung zur Krankenverſicherung 
nur für Gefellen, Gehilfen und Fabrikarbeiter, alfo nicht für alle dem Zwange 
zur Unfallverfiherung zu unterwerfenden Arbeiter. Diefelben begründen ferner 
nur einen bedingten Zwang zur Stranfenverficherung, indem fie ihn von dem 
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Erlajle eines Ortsſtatuts oder den Befchluffe eines weiteren Kommunalverbandes 
abhängig machen. Außerdem entfprechen aber aud) die Krankenkaſſen, welche zur 
Durhführung des auf diefe Weife begründeten Verfiherungszwanges beftinmt 
find, in ihren Leiftungen nicht den Anforderungen, welche geitellt werden müffen, 
wenn den Arbeitern für die erften Wochen einer dur Unfall herbeigeführten Er- 
werbsunfähigkeit eine ausreichende Unterftügung gefichert werden fol. Das 
Geſetz vom 7. April 1876 über die eingejchriebenen Hilfskaſſen (Reichs-Geſetzbl. 
©. 125), welches die Einrichtung der Krankenkaſſen regelt, beftimmt zwar im 
$ 11, daß die Sranfenunterftügung für Männer mindeſtens die Hälfte, für Frauen 
mindeftens ein Drittel des ortsüblichen Lohnes gewöhnlicher Tagearbeiter betragen 
jolle, geitattet aber, die Gewährung ärztlicher Behandlung und der Arzneien auf 
den Mindeitbetrag der Unterftügung bis zu zwei Dritteln anzurechnen, fo daß 3. B. 
in einem Orte, wo ber ortsübliche Tagelohn gewöhnlicher Tagearbeiter 1 Mark 
80 Pf. beträgt, die Krankenkaſſen der gefeglihen Anforderung ſchon genügen, 
wenn fie ihren Mitgliedern neben freier ärztlicher Behandlung und Arzenei täglich 
30 Pr. Krankengeld gewähren. Endlich wird durch $ 7 desſelben Geſetzes ge: 
ftattet, dur Statut zu beitimmen, daß den Mitgliedern ein Anspruch auf Unter- 
ftügung erit dann zufteht, wenn fie dreizehn Wochen der Kaſſe angehört haben. 
In Folge diefer Beitimmung kann es vorkommen, daß ein Arbeiter, welcher in 
Folge Unfalls erwerbsunfähig wird, obwohl er zur Zeit des Eintrittö des Uns 
falls einer Krankenkaſſe angehört, dennoch für den durch die Unfallverfiherung nicht 
gededten Zeitraum feinen Anfprucd auf Unterftügung hat. 

Soll die Krankenverſicherung eine ausreichende Ergänzung der Unfallverficherung 
bilden, jo muß durd die Gefeßgebung Sorge dafür getragen werden, daß alle 
Arbeiter, welche gegen Unfall zu verfichern find, auch gegen Krankheit verfichert 
werden, dat die Kranfenunterftügung eine ausreichende ift, und daß die Karenz— 
zeit ganz befeitigt oder auf eine minimale Dauer beichränft wird. 

Eine Revifion der Krankenkaſſengeſetzgebung in der bezeichneten Richtung er- 
iheint aber auch unabhängig von dem Bebürfniß einer Ergänzung der Unfall 
verfiherung im Intereſſe einer Verbeflerung der wirthichaftlichen Lage der Arbeiter 
und einer Erleichterung der dffentlihen Armenlaft dringend geboten und faum 
minder wichtig, alö die Regelung der Unfallverfiherung. Die Verarmung zahl: 
reicher Arbeiterfamilien hat ihren Grund darin, daß fie in Zeiten der Krankheit 
ihrer Ernährer eine ausreichende Unterftügung nicht erhalten. Sind diefe, weil 
gegen Krankheit nicht verfichert, lediglich auf die Öffentlihe Armenpflege ange 
wiefen, fo erhalten fie eine Unterftügung in ber Regel erſt dann, wenn alles, 
was fie an Erfparnifien, an häuslicher Einrichtung, Arbeitögeräth und Kleidungs— 
ftüden befigen, für die Krankenpflege und ben nothbürftigiten Unterhalt der Fa— 
milie geopfert ift. Und felbft dann, wenn die öffentliche Armenpflege mit ihrer 
Hilfe früher eintritt oder der Erkrankte einer Krankenkaſſe angehört, tft die Inter: 
ftügung meiftens jo ungenügend, daß fie eine ausreichende Pflege des Kranken 
niht ermöglicht und den Nuin feiner Wirthichaft nicht zu verhindern vermag. 
Bei vielen Arbeitern ift daher eine ernftliche Krankheit die Quelle einer Minderung 
der Erwerböfähigfeit, wenn nicht völlige Erwerbsunfähigfeit für die ganze Lebens» 
zeit; und felbft diejenigen, welche ihre volle Erwerböfähigfeit wiedererlangen, 
fönnen meift nur durch jahrelange Anftrengung und Entbehrung da3 während 
der Krankheit Verlorene jo weit erieten, daß fie wieder zu einem geordneten Haus— 
halt gelangen. Dazu fehlt aber der Mehrzahl unferer Arbeiter die erforderliche 
Energie und Umfiht. Eine durch Krankheit und namentlich durch wiederholte 
Krankheit heruntergefommene Arbeiterfamilie gelangt daher nur jelten wieder zu 
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geordneten wirthſchaftlichen Verhältniffen. Die Zahl der Arbeiterfamilien, ſowie 
ber Wittwen und Wailen, welche der Noth und der öffentlichen Armenpflege 
dauernd anheimfallen, weil ihre Wirthihaft durch mangelhafte Unterftügung in 
Krankheitözeiten zerrüttet oder ihr Ernährer in Folge mangelhafter Pflege erwerbs: 
unfähig geworden oder geftorben ift, dürfte größer fein, ald die Zahl derjenigen, 
welche durch die Folgen von Unfällen bedürftig werden. 

Daß die allgemeine Durhführung der Krankenverſicherung, 
welche hiernach als eine der wichtigften Maßregeln zur Verbeſſerung der Lage der 
Arbeiter bezeichnet werden muß, auf dem durd die Gejeßgebung vom Jahre 1876 
eingeichlagenen Wege nicht erreicht werden fann, haben die auf dieſem Gebiete ge 
machten Erfahrungen zur Genüge gezeigt. Die weit überwiegende Mehrzahl ber 
beitehenden Krankenkaſſen für Arbeiter verdankt ihre Entitehung nicht der eigenen 
Initiative der letteren. In Preußen namentlih waren e3 die Beſtimmungen 
der allgemeinen Gewerbeordnung vom 15. Januar 1845, der Verordnung vom 
9. Februar 1849 und namentlid) des Gejeges vom 3. April 1854, auf Grund 
deren nicht nur Die alten, aus der Zeit der Innungöverfaflung nod er: 
haltenen Kaſſen der Handmwerfögejellen neu belebt und reorganilirt, jondern aud 
unter Anmendung der den Gemeinden und den höheren Verwaltungsbehörden ein: 
geräumten Zwangsbefugniſſe zahlreiche neue Krankenkaſſen für Handwerksgeſellen 
und yabrifarbeiter begründet wurden. Die Zahl diefer Kaffen betrug am Ende 
bes Jahres 1876, alſo unmittelbar nach dem Inkrafttreten der Gelege vom J. 
und 8. April 1876: 5239 mit 869,204 Mitgliedern. Mit diefem Zeitpunkte 
fiel die auf dem Gelege vom 3. April 1854 beruhende Befugniß ber höheren 
Verwaltungöbehörden, da, wo einem vorhandenen Bedürfniß durch DOrtöitatute 
nicht entiprochen wurde, ihrerieit3 durch Verfügung die Begründung von Sranten: 
fallen fir Handwerksgeſellen und Fabrifarbeiter zu erzwingen, hinweg, und es 
verblieb nur die Befugniß der Gemeinden und weiteren Kommunalverbände, dielen 
Zwang durd Ortsftatut oder Beichluß einzuführen. Bon dieſer Befugniß ift 
bis jegt nur in einem höcht geringen Maße Gebrauch; gemaht. Bis zum Schlufe 
des Jahres 1880 find im ganzen preußiichen Staate nur 278, in allen übrigen 
Bundesstaaten zufanımen nur 20 Ortöftatute erlaffen; eine Beſchlußnahme weiterer 
Kommunalverbände, durch welche die Verpflichtung, einer Krankenkaſſe beizutreten, 
für gewerbliche Arbeiter einführt wäre, ift überhaupt nicht erfolgt. Cine er: 
mehrung der Krankenkaſſen ift auf diefem Wege nicht eingetreten und ebenjowenig 
hat fih die Hoffnung erfüllt, e3 werde in Folge der durch das Geſetz vom 
7. April 1876 gegebenen, bisher fehlenden Rechtsgrundlage für die aus freier 
Initiative der Arbeiter hervorgehenden Krankenkaſſen eine allgemeinere Verbreitung 
diejer Hallen eintreten. Allerdings haben bis zum Schluffe des Jahres 1880 
im preußiichen Staatögebiet 559 Krankenkaſſen für Arbeiter mit etwa 123,000 
Mitgliedern die Nechte eingeichriebener Hilfäkaffen auf Grund des Gejeges vom 
7. April 1876 erlangt. Unter dielen befinden fich aber nur 112 neu errichtete 
Kaſſen; alle übrigen find folche, welche bereit3 früher beitanden und nur in „ein 
geichriebene Hilfskaſſen“ umgewandelt find. In den übrigen Bundesstaaten haben 
im ganzen 321 Kaſſen die Nechte eingeichriebener Hilfskaſſen erlangt, von denen 
indeffen nur 120 nei errichtet find. Inmittelſt ift in Preußen die Zahl der für 
Handwerfögeiellen und Yabrifarbeiter auf Grund der früheren Gejeßgebung be 
ftehenden Kaſſen, welche noch nicht in „eingeichriebene Hilfskaffen“ umgewandelt 
find, von 5239 mit 869,204 Mitgliedern am Schluffe des Jahre 1876 auf 
4342 Kaſſen mit 716,738 Mitgliedern am Schluffe des Jahres 1880 zurüd- 
gegangen, und die Zahl jämmtlicher Kaſſen diefer Art einschließlich der „einge: 
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ichriebenen Hilfskaſſen“ betrug zu demfelben Zeitpunft 4901 mit 839,602 Mit: 
gliedern. E3 hat demnach jeit dem Inkrafttreten der neuen Gefeßgebung feine 
Vermehrung, fondern noch eine, wenn auch nicht erhebliche Verminderung ſowohl 
ber Kaſſen- ald auch der Mitgliederzahl ftattgefunden. Die Hoffnung, es werde 
unter der Herrichaft der zur Zeit geltenden geieglichen Beſtimmungen die allge 
meine Verbreitung ber Krankenkaſſen in Zufunft einen rafcheren Fortgang nehmen 
al3 bisher, findet in der feitherigen Emwidelung und den maßgebenden Verhält: 
niffen feinen Anhalt. Die Neigung, fi aus freier Entihließung zu Sranfen- 
kaſſen zu vereinigen, ift unzweifelhaft bei unferen Arbeitern nur in geringem 
Make vorhanden. Cine dem Bedürfniß entiprehende Durhführung des Ber: 
fiherungözwanged auf dem Wege ortöftatutarifcher Regelung wird aud Künftig 
theild® an der ungenügenden Einfiht und Thatkraft der Gemeindeorgane, vor: 
nehmlich aber daran fcheitern, daß die letzteren direft oder indirekt unter dem Ein- 
fluß derjenigen Klaſſen von Gemeindegliedern ftehen, welche der Einführung des 
Kranfenverfiherungszwanged um der für fie daraus entitehenden Belaftung willen 
abgeneigt find. Das Ziel wird daher nur durch Cinführung eines möglichit all» 
gemeinen, unmittelbar auf geleglicher Vorichrift beruhenden Krankenverſicherungs— 
zwanges erreicht werden fönnen. Die Betretung dieies Weges empfiehlt fih um 
fo mehr, ald dadurch zugleich gewifle Bedenken, welche fich gegen den bisherigen 
bedingten Verfiherungszwang erheben laffen, befeitigt werden oder mindeſtens ihre 
praftiiche Bedeutung verlieren. So lange der Verfiherungszwang von ortöftatu: 
tariicher Regelung abhängig ift, fann das Bedenken erhoben werden, daß für viele 
Arbeiter die Verfiherung, zu der fie gezwungen find, leicht eine unwirkſame werden 
fann, weil fie bei jedem Orts- oder Berufswechſel aus der bisherigen Verficherung 
ausſcheiden, ohne die Sicherheit zu haben, an dem neuen Orte oder in 
dem neuen Arbeitöverhältniß wieder in eine neue Verjiherung eintreten zu 
fönnen, und meil jelbit in denjenigen Füllen, in melden mit dem Ein» 
tritt in das neue Arbeitöverhältnig auch der Eintritt in eine neue Kranken— 
fafie gegeben ift, meist doch aus der Karenzzeit eine Unterbrechung der Verſicherung 
und aus dem zu erlegenden Eintrittögelde beiondere Opfer erwadhjen. Wird da- 
gegen durch Gejeg ein allgemeiner unbedingter Verſicherungszwang eingeführt und 
Sorge dafür getragen, daß jeder Arbeiter, welcher einmal in eine Krankenver— 
fiherung eingetreten ift, an jedem neuen Aufenthaltsorte ohne Karenzzeit und 
ohne neues Gintrittögeld wieder in ein Verficherungsverhältniß eintritt, jo fällt 
jenes Bedenfen hinweg. Ebenſo wird dur die allgemeine Ginführung des Ber: 
fiherung3zwanges die Ungleihmäßigfeit beieitigt werden, mit welcher die geltende 
Gejeggebung in die natürlichen Konkurrenzbedingungen der gewerblichen Unter: 
nehmungen dadurd eingreift, daß in Folge der Abhängigkeit des Verſicherungs— 
zwanges von örtlicher Negelung Unternehmungen bdesielben Induftriezweiges an 
dem einen Orte mit Ausgaben belaftet werden, welche fie an anderen Orten nicht 
zu tragen haben. 

Die Frage nah der Begrenzung des einzuführenden Krankenver— 
fiherung3zwanges wird dahin zu beantworten fein, daß dem letzteren alle 
Arbeiter zu unterwerfen find, hinfichtlich deren die Durchführung besjelben ge— 
fihert werden fann. Inwieweit die8 möglich ift, hängt von den Mitteln ab, 
welche angewandt werben können, um den einzelnen Arbeiter zu nötbhigen, in das 
Berfiherungsverhältniß einzutreten und in demielben zu verbleiben. Die An— 
wendung eineö direften Zwanges gegen jeden einzelnen Berfiherungspflichtigen 
würde bei den ausgedehnten Orts- und Berufswechſel unferer Arbeiter unausführbar 
fein. Seine Volizeibehörde würde der Aufgabe gewachien fein, für jeden einzelnen 
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Arbeiter zu kontroliren, ob er bei jedem Wechſel des Aufenthalts ober des Berufs 
wieder in das entiprechende Berjicherungsverhältniß eingetreten fei. Noch weniger 
würde es möglich fein, von jedem einzelnen Arbeiter bie Verficherungäbeiträge, 
fofern fie nicht freiwillig gezahlt werben, zwangäweije einzuziehen. Der Zwang 
wird fich auch hier, wie bei der Unfallverficherung, direft nur gegen den Arbeits 
geber richten können. Diefem wird die Verpflichtung aufzuerlegen fein, nicht nur 
für den Gintritt der von ihm beichäftigten Arbeiter in die Verficherung durd 
Anmeldung bei der zuitändigen Stelle zu forgen, fondern aud die Einzahlung 
der Verjicherungsbeiträge zu vermitteln. Gin anderes Mittel zur Durhführung 
be3 Verſicherungszwanges wird auf dem Wege allgemeiner gefeglicher Beſtimmung 
nicht geichaffen werden fönnen, wenn eö auch nicht ausgeſchloſſen ericheint, daß 
die einzelne Gemeinde oder ein Stommunalverband durch befondere, den örtlichen 
Berhältniffen angepakte Regelung andere Zwangsmittel zu gewinnen vermag. 
Daraus ergibt fi) die Nothwendigfeit, den unmittelbaren gejeglichen Verſicherungs— 
zwang auf diejenigen Arbeiter zu beichränfen, hinfichtlich deren ein Arbeitgeber 
für die Eingehung und Aufrechterhaltung des Verficherungsverhältnifles verant: 
wortlid gemacht werben kanu. Dieſe Vorausfegung trifft bei allen Arbeitern zu, 
welche unter das Unfallverſicherungsgeſetz fallen; fie trifft ferner der Negel nad 
auch bei den fonftigen Arbeitern zu, welche in einem ftehenden Gemerbebetriebe 
beichäftigt find. Demnad) würde ald Negel aufzuitellen fein, daß alle in einem 
dem Imfallverfiherungszwange unterliegenden Betriebe oder in einem amberen 
ftehenden Gewerbebetriebe beihäftigte Perfonen dem Krankenverſicherungszwange 
unterliegen. 

Damit würden neben den gegen Unfall verficherten Arbeitern alle im 
Handwerk bejhäftigten Geſellen und Lehrlinge, aud wenn fie nicht gegen Un— 
fall zu verfichern find, und ebenſo die in ſonſtigen ftehenden Gewerbebetrieben be 
Ihäftigten Gehülfen und Arbeiter dem Krankenverſicherungszwange unterworfen 
werden. Gine Ausnahme wird zunächſt für die in manchen Betrieben vorkomm— 
enden Arbeiter zu machen fein, welche nicht als ordentliche Betriebsarbeiter, jondern 
nur borübergehend mit einzelnen unregelmäßigen Dienftleiitungen beichäftigt 
werden. Diefe nicht in einem feften Arbeitsverhältnig ftehenden Arbeiter werden 
dem Zwange ebenjowenig unterworfen werben können, wie bie fonitigen Arbeiter, 
welche, ohne einen beitinunten Arbeitgeber zu haben, bald für diefen, bald für 
jenen tages ober felbft ſtundenweiſe einzelne Arbeiten gegen Lohn verrichten. Da: 
neben wird für verjchiedene Klafjen von Perfonen, welche im ftehenden Gewerbe— 
betriebe beichäftigt werben, ein unmittelbarer gejegliher Zwang nicht einzuführen 
fein, weil berielbe entweder nicht für alle diefen Stlaffen angehörenden Perſonen 
gerechtfertigt erfcheint, oder ohne beſondere örtliche Negelung nicht durchgeführt 
werden fann. 

Hierher gehören: 

1. Die Handlungögehülfen und »Lehrlinge, fowie die Gehülfen 
und Lehrlinge in Apothefen, melde nah ihrem Arbeitöverhältnik unter 
die allgemeine Regel fallen würden. Unter ihnen befinden fich zahlreiche Perſonen 
für welche ein Zwang zur Stranfenverficherung nach ihrer ganzen wirthichaftliden 
Lage nicht gerechtfertigt ericheint, während eine Scheidung zwischen verficherungds 
pflichtigen und nicht verficherungspflichtigen Angehörigen dieſer Klaſſe durch all- 
gemeine gejegliche Vorichriften nicht ausführbar fein würde. 

2. Von den dem Transportgemwerbe angehörenden Betrieben wirb bie 
Seeihifffahrt in der beabfichtigten Negelung der Krankenverſicherung aus denſelben 
Gründen nicht einzubeziehen fein, welche ihre Ausfhließung von der Negelung 
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der Unfallverfiherung räthlich ericheinen läßt. Auch für die in den meiſten jon- 
ftigen Transportgewerben bejchäftigten Perſonen iſt ein unmittelbarer gejeßlicher 
Verſicherungszwang nicht durchführbar, weil fie vielfach während der Beichäftigung 
bei demjelben Arbeitgeber einem bejtändigen Ortswechſel unterworfen find, wo— 
durch der zuftändigen Behörde desjenigen Ortes, wo der Gewerbebetrieb feinen 
Sig hat, die Kontrole über die Erfüllung der Verficherungspflicht unmöglich ges 
maht wird. Cine Ausnahme hiervon machen diejenigen Betriebe, welche einen 
fo großen Umfang haben, daß für die in denfelben beichäftigten Perſonen be— 
fondere Krankenkaflen begründet werden fünnen. Aus dieſem Grunde ericheint es 
zuläflig, die im Eifenbahnbetriebe und die im Binnen-Dampfichifffahrtöbetriebe 
beihäftigten Arbeiter dem Berficherungdzwange unmittelbar durch geſetzliche Vor— 
ihrift zu unterwerfen. 

3. Eine weitere von dem unmittelbaren geieglichen Zwange auszufchliegende 
Klaſſe bilden diejenigen, welche zwar für ftehende Gewerbebetriebe, aber außer— 
halb der Betriebaftätten berielben arbeiten. Das Wrbeitöverhältnig dieſer 
Perſonen ift örtlich jehr verichieden und häufig jo geftaltet, daß fie gleichzeitig für 
mehrere Unternehmer arbeiten, alfo einen beitimmten Arbeitgeber, welcher für die 
Erfülung der Verfiherungöpfliht verantwortlich gemacht werden kann, nicht 
haben. Die Durchführbarkeit des Kranfenverfiherungszivanges hängt bei ihnen 
davon ab, ob ſich nad den örtlichen Verhältniifen ausreichende Kontrol- und 
Zwangsmaßregeln treffen laſſen. 

4. Dasjelbe gilt für die Angehörigen der Hausinduftrie, aljo für die 
jenigen, welche im Auftrage und für Rechnung anderer Gewerbetreibender in 
eigenen DVetrieböftätten und zum Theil auch mit eigenen Werkzeugen mit ber Her— 
ftellung oder Bearbeitung gewerblicher Erzeugnifle beihäftigt find. Die Verhält- 
niffe dieſer Klaſſe der gewerblichen Bevölkerung, deren Angehörige zwiichen felb- 
ftändigen Gewerbetreibenden und unfelbitändigen Arbeitern eine Uebergangsitufe 
bilden, und ſich im ihrer wirthichaftlichen Lage häufig von den letzteren faum 
unterfcheiden, find nad Bezirfen und Induftriezweigen jo mannigfaltig, daß bie. 
Frage, ob ein Zwang zur Kranfenverfiherung geboten ericheint, nur örtlich ent— 
ihieden und auch die zur Durchführung des Zwanges erforderliche Organiſation 
nur durch fpezielle, den örtlihen Verhältniffen angepaßte Vorſchriften hergeitellt 
werden fann. 

Sämmtliche vorftehend unter Nr. 1 bis 4 bezeichneten Klaſſen haben das 
Gemeinfame, daß die Frage: ob für fie ein Krankenverſicherungszwang durchführbar 
ift, und zum Theil auch die Frage, ob ein folder Zwang gerechtfertigt ift, von 
Örtlihen Verhältniffen abhängt. Demnad empfiehlt es fich, für dieje Klaſſen die 
Gemeinden und weiteren Konmunalverbände zur Einführung des Kranfenverfichers 
ungszwanges durch ftatutarifche Beitimmung zu ermädtigen. Mit Rückſicht auf 
die Erfahrungen, welche hinfichtlid) der Benugung einer ſolchen Ermädtigung 
durch die Gemeinden biöher gemacht find, wird indeſſen eine ergänzende Beitimmung 
zu treffen fein, nach welcher dad Ortöftatut, da wo ein folches bei vorhandenen 
Bedürfniß nicht erlaffen wird, durch eine Anordnung der höheren Verwaltungs— 
behörbe erjegt werden kann. 

Bei der großen Bedeutung ber Stranfenverfiherung für die wirthichaftliche 
Lage der Arbeiter Liegt die Frage nahe, ob nicht auch die landwirthſchaft— 
liden Arbeiter dem Zwange zu unterwerfen jeien. Es wird indeflen anzuer— 
fennen fein, daß das Bedürfniß der Sranfenverfiherung, wenigſtens der Regel 
nad, für dieſe noch nicht fo dringend ift, wie für die gewerblichen Arbeiter. Bei 
den erfteren wird im ungleich höherem Maße als bei den legteren die Aufrecht- 
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erhaltung des Familienzufammenhanges und damit auch der Familienhilfe als 
Negel angenommen werden bürfen. Ebenſo hat auf dem Gebiete der Landwirth— 
ſchaft die nahbarliche Aushilfe noch eine viel allgemeinere und größere Bedeutung 
al3 in den Städten und den Bezirken mit vorwiegend inbuftrieller Bevölterung. 
Die Nachbarhilfe wird aber gleich der Familienhilfe und der von landwirthicat 
lien Arbeitgebern in Strankheitsfällen vielfach geleifteten Unterftügung vortviegend 
in der Form von Dienftleiftungen und der Verabreihung von Naturalien gewährt, 
und diefe Form der gegenfeitigen Unterſtützung allgemein durch ein nothwendig 
auf Geldwirthichaft zu bafirendes Syſtem von Krankenkaſſen zu verdrängen, bürfte 
im Intereſſe möglichſter Erhaltung der den Ländlichen Verhältniffen am meilten 
entiprechenden Naturalwirthichaft nicht erwünicht und um der moralischen Wirt: 
ungen willen nicht unbedenklich ericheinen. Dazu kommt der erheblich ins Gewicht 
fallende Umftand, daß die Vorausiegungen der Durchführbarkeit eines Verſichet— 
ungszwanges bei einer großen, vielleicht der überwiegenden Zahl der lanbmwirtd: 
Ichaftlichen Arbeiter nicht zutreffen, und daß eine Scheidung zwiſchen diefen und 
denjenigen, für welde jene Vorausſetzungen vorhanden find, durch geſetzliche Be— 
ftimmungen ſchwerlich ausführbar fein würde Wie fich bereitö bei den bisherigen 
Verhandlungen über die Unfallverfiherung ergeben hat, ift Schon die Aufgabe, die 
Klaſſe der Tandwirthichaftlichen Arbeiter zu begrenzen, durch gejegliche Definition 
faum zu löſen, wenn man dieſe Klaſſen nicht auf Diejenigen beſchränken mil, 
deren erwerbende Thätigfeit ausichließlih in landwirthſchaftlicher Lohnarbeit be 
jteht, womit von vornherein zahlreiche und wichtige Klaſſen landwirthſchaftlichet 
Arbeiter ausgeichloffen fein würden. Cine weitere Schwierigkeit liegt in dem 
Umftande, daß dieſe landwirthichaftlichen Arbeiter bald hier, bald dort vorübergehend 
beichäftigt find, ohne einen beſtimmten Arbeitgeber zu haben, welcher für bie Er: 
füllung der Berficherungspflict verantwortlich gemacht werden könnte, Endlich 
finden fi) auch unter denjenigen, welche in einem fejteren Arbeitöverhältniii 
ftehen, noch viele, welche von ihrem regelmäßigen Arbeitgeber nur für beitimmte, 
oft nur furze Perioden beichäftigt werben, für welche daher ein einigermaßen 
fontinwirliched VBerficherungsverhältniß nicht herzuitellen fein würde. 

Nach allem diefem ericheint es unthunlich, die landwirthichaftlichen Arbeiter 
allgemein dur direkte geiegliche Vorichrift dem Krankenverſicherungszwange zu 
unterwerfen. Das Gejeß wird fich darauf beichränfen müffen, für fie, wie für 
die oben unter Nr. 1 bis 4 bezeichneten Klaſſen, die Möglichkeit einer örtlichen 
Einführung des Verſicherungszwanges veorzuichen. 

Für die Frage, in welcher Weile die Krankenverſicherung durdgeführt werden 
foll, fommt in erfter Linie in Betracht, daß die Natur derjelben nicht eine Zu: 
jammenfaflung größerer reife, ſondern vielmehr eine Organifirung für nicht zu 
große örtliche Bezirke geitattet und fordert. Das Riſiko der Krankenverſicherung 
ift nicht To groß, daß es nicht von Eleineren Streifen getragen werben fönnte; du 
gegen handelt e3 fich bei ihr um eine große Zahl meift unbebeutender Fälle, in 
welchen die Unteritügung, wenn fie ihren Zuck erfüllen fol, ſofort geleifte 
werden muß, und deshalb in ihrem Beginn nicht von der Erledigung weitläufige 
Verhandlungen abhängig gemacht werben darf, welche um fo zeitraubender werden, 
je umfangreicher der Bezirk der Krankenkaſſe ift. Endlich find die Vorausſetzungen 
des Strankenunterftügungsanfpruch8 und namentlich feiner Fortdauer der Art, dab 
fie nur von folhen Organen mit Sicherheit beurtheilt und fontrolirt werden 
fönnen, welche den in Betracht kommenden Berhältniffen nahe ftehen, und die 
Vorausſetzungen der Unterftüsungsanfprüce und die Bedingungen ihrer Fortdauet 
an Ort und Stelle jelbit feitzuitellen im Stande find. 
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Mie dieſe Rüdfihten eine örtliche Organifation der Sranfenverficherung 
fordern, jo machen fie auch die Vereinigung von Arbeitern gleicher Beihäftigung 
zu beionderen, unter ihrer eigenen Mitwirkung verwalteten Krankenkaſſen wünſchens— 
wert. Die gegenjeitige Kranfenverjiherung der Berufsgenoſſen 
ift bei der relativen Gleichheit der Kranfheitögefahr die rationellfte, übt durch die 
bei ihr am leichteften durchzuführende Selbitverwaltung einen wohlthätigen mo= 
raliihen Einfluß aus und erleichtert durch die nahen Beziehungen der Kaſſen— 
mitglieder zu einander die zur Bekämpfung der Simulation unentbehrliche Kontrole. 

Krankenkaſſen diefer Art beitehen bereit? in großer Zahl. Neben den bon 
den Gemeinden oder unter ihrer Auffiht auf Grund von Ortöftatuten oder älteren 
landesrechtlichen Beitimmungen für die im Gemeindebezirfe beichäftigten Gejellen, 
Gehülfen und Arbeiter eines oder mehrerer Gewerbe errichteten, gehören hierher 
aud die für die Arbeiter größerer Betriebe gegründeten Kaſſen. Dieſe beiden 
Formen der Krankenkaſſen Laflen ſich ohne Schwierigfeit dergeftalt weiter aus: 
bilden, daß fie den an die Stranfenverfiherung zu ftellenden Anforderungen ge: 
nügen, und zugleich jo verallgemeinern, daß fie fünftig die große Mehrzahl ber 
dem Kranfenverfiherungszwange zu unteritellenden Perfonen umfaſſen. Zu dem 
Ente wird den Gemeinden die Verpflichtung, Krankenkaſſen für die in ihrem Bes 
zirfe beihäftigten Arbeiter zu errichten, welche ihnen bisher nur oblag, wenn fie 
durch Ortöftatut den Verfiherungzwang eingeführt hatten, künftig allgemein durch 
geſeßliche Vorſchrift aufzuerlegen fein. Ebenſo wird den Unternehmern größerer 
Betriebe die Errichtung von Krankenkaſſen für die von ihnen befchäftigten Arbeiter, 
welche bisher in ihrem Belieben jtand, geieglih unter gewiſſen Vorausſetzungen 
zur Pflicht zu machen jein. 

Neben diefen beiden Arten von Krankenkaſſen werden in beim neuen Syſtem aud) 
die jonftigen, auf Grund der bisherigen Gelergebung bereits beitehenden Kranken— 
fallen ihre Stelle finden fünnen. Dahin gehören: 

1. Die Knappſchaftskaſſen, welche auf Grund der berggefeglichen Vor— 
Ichriften der Cinzelftaaten beitehen und in der Mehrzahl der letteren den 
Krankenkaſſenzwang bereits für ſämmtliche Bergarbeiter zur Durdführung 
gebracht haben; 

2. die Stranfenfafien, welhe von den Innungen für die von ihren Mit: 
gliedern beihäftigten Gejellen und Lehrlinge errichtet werden und durch 
die Novelle zur Gewerbeordnung vom 18. Juli 1881 (Neich3:Gefegbl. 
&. 233) neu geregelt find: 

3. die aus der freien Vereinigung der Arbeiter hervorgegangenen und aus— 
Ichließiih von ihnen jelbit verwalteten fogenannten freien Hilfskaſſen, 
welhe auf Grund des Gefetes vom 7. April 1876 (MNeich3:Gefegbl. 
©. 125) als „eingeichriebene Hilfskaſſen“ anerkannt find, fo wie Die auf 
Grund landesrechtlicher Vorichriften errichteten fonftigen freien Hilfskaſſen. 

Das Verhältnig zwiichen diejen Kaſſen und den vorerwähnten, von den Ges 
meinden und Betriebsunternehmern zu begründenden Kraukenkaſſen wird dahin zu 
regeln fein, daß alle Arbeiter, welche dem Stranfenverfiherungszwange unterliegen, 
ſoweit fie nicht einer Kinappichaftsfafle, einer Innungs-Krankenkaſſe oder einer 
„eingeichriebenen* oder fonitigen (freien) Hilfskaſſe angehören, einer örtlichen, für 
ein oder mehrere Gewerbe errichteten oder einer Fabrik-Krankenkaſſe angehören 
müflen. Das hieraus fich ergebende Syitem von Kaſſen würde indeljen zur all: 
gemeinen und ficheren Durchführung des Kranfenverficherungsziwanges noch nicht 
ausreihen. Es gibt Gemeinden, in denen die Zahl der in einem vder mehreren 
Gewerben, ja ſelbſt der in allen Gewerben bejchäftigten Arbeiter zur Bildung einer 
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lebensfähigen Krankenkaſſe mit beſonderem Verwaltungsapparat nicht ausreicht und 
welche auch nach ihrer Belegenheit nicht mit anderen Gemeinden behufs Bildung 
gemeinſamer Krankenkaſſen vereinigt werden können. Daneben werden auch in 
größeren Gemeinden, welche im allgemeinen für die Bildung von Krankenkaſſen 
eine ausreichende Grundlage bieten, meiſtens noch Reſte von Arbeitern übrig 
bleiben, welche keiner der zu bildenden Krankenkaſſen zugewieſen werden können, 
wenn den letzteren der Charakter berufsgenoſſenſchaftlicher Organiſationen erhalten 
bleiben fol. Für dieſe Fälle wird eine Form der Krankenverſicherung vorgeſehen 
werben müſſen, welche nicht von dem Beſtehen einer organifirten Krankenkaſſe ab- 
hängig iſt. Die Nothwendigkeit einer folhen Ergänzung des Syſtems ber 
Krankenkaſſen ergibt fih außerdem aus der Erwägung, daß die Durdhführung 
jebe3 Verſicherungszwanges, welchem nicht eine unmittelbar durch Geſetz begründete 
Verfiherungsanftalt entipriht, die geleßliche Anordnung einer unter allen Um— 
ftänden erzwingbaren Form der PVerficherung vorausfegt, welche ſubſidiär ohne 
eiteres überall da eintritt, wo die im Geſetz vorgefehenen bejonderen Organifa- 
tionen entweder nicht durchführbar find, oder in Folge mangelnder Pflichterfüllung 
ber zu ihrer Herjtellung Berufenen nicht zuftande kommen. Was injonderheit die 
Durchführung des Kranfenverfiherungszwanges anlangt, fo kann zwar wohl ben 
Gemeinden und den linternehmern größerer Betriebe die geſetzliche Verpflihtung 
zur Errichtung der oben bezeichneten Krankenkaſſen auferlegt werden ; die Erfüllung 
dieſer Verpflichtung wird aber weber überall möglich fein, noch da, wo fie möglich 
ift, unter allen IUmftänden durch direktes Gingreifen des Staates gegen den Willen 
der betheiligten Gemeinden und Fabrikbeſitzer innerhalb gegebener Zeit erzwungen 
werden können. Soll daher der Verſicherungszwang überall durchgeführt werden, 
und ſoll Sicherheit dafiir gewonnen werden, daß der Zeitpunkt, mit welchem bie 
neue Regelung in Wirkſamkeit treten kann, nicht in unabiehbare Ferne gerüdt 
wird, jo muß eine fubfidiäre Form der Stranfenverfiherung geichaffen werden, 
welche überall möglich ift, aud wo organifirte Krankenkaſſen nicht durchführbar 
find, und melde fjogleih To geregelt wird, daß fie für diejenigen, melde ihrer 
Verpflihtung zur Errichtung von Krankenkaſſen nicht nahfommen, mit empfind: 
lichen Nacıtheilen verbunden wird und dadurd) einen wirffamen indireften Zwang 
zur Erfüllung jener Verpflihtung ausübt. 

Diele jubfidiäre Form der Krankenverſicherung wird in der Weile herzuftellen 
fein, dak den Gemeinden die Verpflidtung auferlegt wird, jedem in ihrem Bes 
zirfe beichäftigten, dem Krankenverſicherungszwange unterworfenen Arbeiter, welcher 
feiner der vorgeiehenen organifirten Krankenkaſſen angehört, für den Fall der durd) 
Krankheit bedingten Erwerböunfähigfeit eine nad) Höhe und Dauer geießlich bemeſſene 
Unterftügung zu gewähren, wogegen ihr dad Recht eingeräumt wird, von jebem 
der gedachten Arbeiter einen gleichfalls geſetzlich bemeſſenen Werficherungsbeitrag 
zu erheben. 

Auch diefe Form der Stranfenverficherung stellt fich Tediglid) als eine weitere 
Ausbildung beveits beftehender Ginrichtungen dar. Schon gegenwärtig liegt nad) 
8 29 des Unterftüßungdwohnfisgeiege® vom 6. Juni 1870 (Bundes-Geſetzblatt 
S. 360) den Ortsarmenverbänden die Verpflichtung ob, in ihrem Bezirke er: 
frankten Dienitboten, Gehülfen und Lehrlingen ohne Anſpruch auf Kofteneritattung 
Kur und Verpflegung für ſechs MWocen zu gewähren. Erſcheint diefe VBorfchrift 
noch rein als Ausfluß der Regelung der öffentlichen Armenpflege, jo trägt die 
durch Mrtifel 11 und 20 des bayeriichen Geſetzes über öffentliche Armen= und 
Strantenpflege von 29. April 1869 getroffene Regelung, nad welcher die gleiche 
Berpflibtung für 90 Tage den Gemeinden unter gleichzeitiger Cinräumung des 
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Nehts zur Erhebung einer Abgabe von 3 Kreuzern wöchentlich auferlegt ift, 
ſchon mehr den Charakter einer gejeglich geregelten Kranfenverfiherung: wie denn 
auch in dem letteren der angezogenen Artifel ausdrüdlich beitimmt ift, daß die 
Leiftung der Gemeinde nicht als öffentliche Armenunterftügung zu gelten habe. 
Den Charakter der legteren trägt die Leiftung nur noch infofern, al3 dag Map 
derjelben nicht näher beftimmt, jondern lediglich von dem individuellen Bedürfniß 
im einzelnen Falle abhängig ift, und als der zu leiftende Beitrag ein für alle 
mal auf einen feften Geldbetrag feitgelegt ift. Wird aud dad Maß der Leiftung 
geieglich feitgeitellt und Sorge dafür getragen, daß die Gegenleiftung der Ver: 
ficherten zu demſelben in eim richtiges Verhältniß gelegt werden kann, fo gelangt 
man zu einer wirklichen Krankenverſicherung, welche ohne jede weitere Organifiation 
überall Platz greifen kann, ſoweit beiondere Krankenkaſſen nicht beitehen. 

Eine beiondere Regelung ift endlih nod zur Durchführung des Kranken— 
verficherung3zwanges für gewiſſe Klaſſen von Bauarbeitern erforderlich. 
Soweit diefe von Bauhandwerkern oder anderen die Ausführung von Bauarbeiten 
als ftehendes Gewerbe betreibenden Unternehmern beichäftigt werden, finden fie in 
dem bisher erörterten Syfteme der Kranfenverfiherung Berüdfihtigung. Diejes 
ift aber nicht anwendbar auf Betriebe, welche, wie Eijenbahn:, Kanal, Wegen, 
Stroms, Dei: und Feltungsbauten, zeitweilig größere Maſſen von Arbeitern 
auf einen Punkt zufammenziehen, um fie nad; Beendigung de3 Baues wieder zu 
entlaſſen. Wollte man den (Gemeinden die Verpflichtung auferlegen, auch für 
dieje fluftuirenben Arbeitermaflen durch Errichtung von Krankenkaſſen oder durch 
die Gemeindes$tranfenverlicherung zu forgen, jo würde man ihnen eine geichäftliche 
und finanzielle Laft aufbürden, welche namentlich von Eleineren Gemeinden nicht 
zu bewältigen wäre. Außerdem würde dieſe Negelung in den zahlreichen Fällen, 
wo Bauten der gedachten Art bei Fortichreitender Ausführung ſich örtlich weiter 
bewegen, und folgeweife diejelben Arbeiter oft in raichem Wechſel in verichiedenen 
Gemeindebezirfen beichäftigt werben, überhaupt nicht durchführbar fein. Für die 
bei ſolchen Bauten beichäftigten Arbeiter wird demnad die Errichtung befonderer 
Krantenfaffen mit der Maßgabe vorzufcreiben fein, daß die dazu Werpflichteten, 
wenn fie ihrer Verpflichtung nicht nachkommen, den von ihnen beichäftigten 
Arbeitern im Krankheitsfalle eine geleglich zu bemeſſende Unterftügung aus eigenen 
Mitteln zu Teiften haben. Ihnen gleich den Unternehmern größerer Betriebe in 
diefem Falle nur die Verpflihtung zur Leiftung eines Beitrags an die Gemeinde- 
Strantenverfiherung aus eigenen Mitteln aufzuerlegen, ift unthunlich, weil, wie 
oben dargelegt ift, die Form der Gemeindesftranfenverfiherung auf die hier in 
Frage ftehende Arbeiterklafle überhaupt nicht anwendbar ericheint. 

Nah Maßgabe der vorftehenden Grörterungen fol durch den vorgelegten 
Gejegentwurf die Kranfenverficherung der Arbeiter auf folgenden Grundlagen ges 
regelt werben: 

Der Krankenverſicherungszwang wird unmittelbar durch geletliche 
Vorſchrift für alle der Unfallverſicherung unterliegenden und daneben für alle 
diejenigen in gewerblichen Betrieben beichäftigten Perſonen ausgeiproden, für 
weldhe allgemein das Bebürfniß der Stranfenverfiherung anzuerkennen ift und für 
welde gleichzeitig durch allgemeine geſetzliche Vorſchrift ohne beiondere, von ört— 
lichen Verhältniffen abhängige Regelung die Durhführung des Zwanges gelichert 
werden fann. Auf diejenigen in gewerblichen Betrieben beichäftigten Perjonen, 
für welche dieſe Vorausfegungen nicht zutreffen, ſowie auf die landwirthichaft- 
lichen Arbeiter fann der Krankenverſicherungszwang im Wege örtliher Anordnung 
audgedehnt werben. 
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Die Durhführung der Krankenverſicherung erfolgt durd die Ge— 
meindbesranfenverfiherung, joweit die dem Verſicherungszwange unters 
liegenden Perjonen nicht einer der im Gelege vorgejehenen organifirten Kranken— 
kaſſen angehören. 

ALS organifirte Krankenkaſſen werben vorgeſehen: 

1. die Orts-Krankenkaſſen, melde unter den geſetzlich feitgeitellten 
Borausfegungen von den Gemeinden für die in ihrem Bezirk beſchäftigten 
Berficherungspflichtigen zu errichten find; 

2. bie Fabrik-Krankenkaſſen, welde unter den geſetzlich feitgeftellten 
Borausfegungen von den Internehmern größerer Betriebe für die darin 
Beichäftigten errichtet werden müflen ; 

3. die Bau-Krankenkaſſen, welde für die in gewiffen geſetzlich bezeich- 
neten Baubetrieben beichäftigten Arbeiter errichtet werden müſſen; 

4. die auf Grund berggelegliher Vorschriften errichteten Knappſchafts— 
fallen; 

5. die auf Grund der Vorfchriften des Titel VI der Gewerbeordnung für 
Gejellen und Lehrlinge errichteten Innungs-Krankenkaſſen; 

6. die freien Hilfskaſſen, welde auf Grund des Gejeges vom 7. April 
1876 (Reichs-Geſetzbl. S. 125) oder landeörechtlicher WVorfchriften ers 
richtet find. 

Das Verhältniß der verichiedenen Arten von Krankenkaſſen zu einander wird 
dahin geregelt, dal dem unter 1 bis 3 bezeichneten Kaflen alle Angehörigen ders 
jenigen Klaſſen von PBerficherungspflichtigen, für welche die Kaffe errichtet ift, 
angehören müſſen, joweit fie nicht Mitglieder einer der unter 4 bis 6 bezeich- 
neten Kaſſen find. 

Zwiſchen ſämmtlichen organifirten Krankenkaſſen wird Freizügigkeit hergeftellt 
in der Weile, daß, joweit e3 fih um die geieglichen Mindeſtleiſtungen der Kaſſe 
handelt, für neu Gintretende weder eine Karenzzeit, noch die Verpflichtung zur 
Zahlung eine Gintrittögeldes zuläflig ift. 

Bon allgemeiner Bedeutung für alle Formen der Krankenverſicherung ift 
noch die Frage, inwieweit den Arbeitgebern der dem Werficherungsziwange unters 
liegenden Perſonen neben der Verpflichtung zur Ans und Abmeldung ber Ießteren, 
jowie zur Vermittelung der Beitragszahlung für dieielben, ohne welche, wie oben 
dargelegt, der allgemeine Berlicherungszwang nicht durhführbar fein würde, auch 
eine Verpflichtung zur Yeiltung von Beiträgen aus eigenen Mitteln für die von 
ihnen beihäftigten Verficherungspflichtigen auferlegt werben fol. Für die Be 
antwortung dieſer Frage ilt der bisherige Gang der Geſetzgebung auf dieſem 
Gebiete nicht ohne Bedeutung. Während die frühere preußifche Geleßgebung den 
Gemeinden und eventuell den höheren Verwaltungsbehörden die Befugniß ein: 
räumte, allen Arbeitgebern die Yeiltung von Zuihüflen zu den Krankenkaſſen— 
beiträgen ihrer Arbeiter bi zu 50 Prozent, alfo bis zu 33'/, Prozent des 
Gelamnıtbeitrages, aufzuerlegen, hat das Neichögejet vom 8. April 1876 (Reichs— 
Geſetzbl. S. 134) diefe Befugniß nur hinfichtlih der Fabrikbeſitzer aufrecht 
erhalten. Yu diejer Beichränfung führte die Erwägung, daß die große Mehrzahl 
der Handwerksmeiſter, welche mit Geſellen arbeiten, nur eine geringe Anzahl 
der letzteren — meiltens nur einen oder zwei — beichäftigen, und dab ſolche 
Handwerker der Regel nach wirthichaftlich faum in einer bejferen, vielfach) jogar in einer 
unginftigeren Lage fich befinden als die Gelellen, und deßhalb ohne Unbilligkeit 
nicht verpflichtet werden können, für die legteren Kranfenverficherungsbeiträge aus 
eigenen Mitteln zu leiften. So unerwünscht eine ungleiche Behandlung der dem 
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gleihen Verſicherungszwange unteriworfenen Arbeiter auch fein mag, fo wird jene 
Erwägung dod auch noch gegenwärtig als zutreffend anzujehen und demgemäß 
die Beitragspfliht der Unternehmer zu regeln fein. Cntiprechend der Erſetzung 
des ortöftatutarifchen durch den allgemeinen geſetzlichen Verfiherungszwang, wird 
auch die Beitragspflicht der Arbeitgeber allgemein und unabhängig von örtlicher 
Regelung durchzuführen fein, und zwar in der Weife, daß nicht nur die Fabrik: 
befiger, ſondern auch alle anderen Unternehmer, deren Arbeiter gegen Unfall zu 
verfihern find, den Beitrag von 33'/, Prozent zu der Kranfenverfiherung 
zu leiften haben. Abgeſehen davon, daß hiermit nur das bon ber bes 
ftehenden Gejeßgebung angenommene Prinzip konfequent durchgeführt mird, 
Ipricht für dieſe Beſtimmung der Umftand, daß in Zukunft die Entihädigung 
für eine durch Unfall herbeigeführte Erwerbsunfähigkeit während ber erften 
dreizehn Wochen durch die Strankenverfiherung gebedt werden fol. Ein Be 
benfen dagegen läßt fih nur daraus herleiten, daß ber Unfallverficherungszwang 
aud für eine Anzahl von Handwerkern wirffam werden wird, welde in Folge 
deſſen abweichend von den übrigen Handwerkern der Beitragspflicht unterworfen 
werden würben. Es handelt ſich babei theild um folche Handwerker, welche unter 
das Unfallverfiherungägeifeß fallen, weil fie in ihrem Betriebe eine $raft- 
mafhine verwenden, theild um Solche, welde unter das lnfallverficherungds 
geſetz fallen, weil ihr Gewerbebetrieb fih auf die Ausführung von Baus 
arbeiten erjtredt. Don den erfteren fann allgemein angenommen werben, daß 
der Umfang ihres Gewerbebetriebe fih aud dann, wenn fie nur wenige 
Arbeiter beichäftigen, über denjenigen ber gewöhnlichen Kleinen Handwerker 
erhebt, und daß dementipredhend auch in ihrer wirthichaftlihen Lage fein ent- 
ſcheidendes Bedenken gegen die Belaftung mit den fraglichen Beiträgen gefunden 
werden kann. Anders kann es unter Umftänden mit ben zulegt bezeichneten 
Handwerkern ftehen, welche fih, wenn fie nur wenige Gehilfen beichäftigen, in 
ihrer wirthichaftlihen Lage von andern, nicht unter das Unfallverſicherungsgeſetz 
fallenden Handwerkern der Negel nad) faum unterfcheiden werben. Ob biejelben 
durch die Verpflihtung zur Beitragdleiftung zu ſchwer belaftet werden, ift inbeffen 
nur unter Berüdfihtigung der örtlichen Verhältniffe mit Sicherheit zu beurtheilen. 
Ihren Berhältniffen wird daher am zwedmäßigiten duch eine Beſtimmung 
Rehnung getragen werden, durch welche den örtlidhen Organen die Möglichkeit 
gegeben wird, dieſe Klaffe von Arbeitgebern von ber Beitragsleiftung aus eigenen 
Mitteln zu befreien. 

Zu ben einzelnen Beftimmungen bes Gejegentwurfs ift Folgendes zu bemerfen: 

Zu 88 1 und 2. Die Ausdehnung des Verſicherungszwanges und bie 
Abgrenzung ber Klaffen, für welche berjelbe unmittelbar durch Gefeg eingeführt 
werden joll, von denjenigen, für welche er von befonderer örtlicher Regelung ab» 
bängig zu machen fein wird, haben bereit3 in ben allgemeinen Erörterungen ihre 
Begründung gefunden. 

Daß im 8 1 Abfag 1 neben den Arbeitern auch die Betrieb3beamten mit 
aufgeführt werben, rechtfertigt fih hier, wie bei der analogen Beltimmung be3 
Unfallverſicherungsgeſetzes, dadurch, daß diefelben fich zum großen Theile in ihrer 
wirthichaftlichen Lage von ben Arbeitern nicht wejentlich unterfcheiden. Außerdem 
nöthigt dad Verhältniß der Kranfenverfiherung zur Unfallverfiherung dazu, bei 
beiden die Stellung der Betriebsbeamten übereinjtimmend zu regeln. 

Durch die Faflung der Ziffer 1 des 8 2 Toll klar geftellt werben, daß nur 
die „Hanblungsgehilfen“ im Sinne der Artikel 57 ff. des Handelsgeſetzbuches 
unter dieſe Beſtimmung fallen, während andere in Handlungsgeſchäften beichäftigte 
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Perſonen unter Ziff. 2 des $ 1 fallen. Die Beſtimmung ber Ziffer 4 ift auf 
„ſelbſtändige Gewerbetreibende“ beſchränkt, weil die von diejen beichäftigten un- 
felbftändigen Arbeiter der Vorfchrift des $ 1 Ziffer 2 unterliegen follen. 

Da die örtliche Negelung ($ 2) nicht nothwendig alle unter Nr. 1 bis 4 
bezeichneten Slaffen dem Berfiherungdzmwange zu unterwerfen braucht, ſondern 
diefen auch auf einzelne derſelben oder jelbit auf einen Theil der zu einer biefer 
Klaffen gehörenden Perfonen beichränten kann, jo müſſen diejenigen, welche dem 
Zwange unterworfen werben jollen, um Zweifel auszufchließen, in jedem einzelnen 
Falle genau bezeichnet werden. Ebenfo muß die örtliche Regelung, da es fidh bei der: 
felben größtentheils3 um Perfonen handelt, welche nicht in einem feften Verhältnik 
zu einem beftimmten Arbeitgeber ſtehen, diejenigen Vorfchriften über An- und 
Abmeldung, ſowie über die Einzahlung der Beiträge in ſich begreifen, welche nad) 
ben örtlichen VBerhältniffen zur Durchführung des Verficherungsziwanges getroffen 
werben jollen. 

3u 83. Für die hier bezeichneten Perfonen befteht ein Bebürfniß der 
Krankenverfiherung nad) Maßgabe dieſes Geſetzes nicht, da fie auch während ber 
Krankheitszeit ihren Arbeitsverdienit beziehen. 

Zu 88 4 bis 11. Wenn die GemeindesStranfenverfiherung die Aufgabe, 
die Kranfenverfiherung an allen Orten und für alle Berfonen, für welde aus 
irgend einem Grunde organifirte Krankenkaſſen nicht beftehen, wirkſam zu machen, 
erfüllen foll, fo muß fie fo geregelt werben, daß fie unmittelbar kraft Geſetzes, 
unabhängig von jeder dur eine Mitwirkung ber Betheiligten bedingten Organis 
fation ins Leben tritt. Zu dem Ende müflen jowohl die verficherten Perſonen 
als aud) das Subjekt, welches ald Träger der Verfiherung zu fungiren bat, 
ferner die Borausfegung, die Höhe und Dauer der verficherten Leiftung und 
enblid die Höhe ber von den PVerficherten zu erhebenden Gegenleiftung dergeftalt 
geleglich beitimmt werden, daß die Anſprüche ber Verfidherten und des Verficherers 
unmittelbar auf Grund des Geſetzes geltend gemacht werben fünnen. 

Der Kreis der verficherten Perſonen ergibt fih aus $ A. Als Träger der 
Verſicherung fol nah $ 5 die Gemeinde fungiren. Bei der BVerfchiedenheit der 
- Gemeindeverhältniffe in den verjchiedenen Bundesſtaaten erfcheint es allerdings 
rathiam, den einzelnen Landesregierungen die Befugniß vorzubehalten, an Stelle 
ber Gemeinden die Ortdarmenverbände ober größere Kommunalverbände zu Trägern 
ber Verficherung zu machen. So lange indeſſen von dieſer im 8 11 vorgefehenen 
Befugniß nicht Gebraud) gemacht wird, verbleibt eS bei der im & 5 vorgeichenen 
Regel des Geſetzes. Die Beitimmung über Vorausfegung, Höhe und Dauer ber 
auf Grund diefer gejeglichen Gemeinde-Krankenverſicherung zu gewährenden Unter: 
ftügung iſt durch die S$ 6 und 7 und diejenige über die Höhe der Verſicherungs— 
beiträge iſt durch $ 9 Abſatz 1 in der Weife getroffen, daß es nur ber im $ 8 
vorgeiehenen Feltitelung des Betrages des ortsüblihen Tagelohnes bedarf, um 
ſowohl den Unterſtützungsanſprüchen der Verficherten, als aud den Anfprüchen 
der verficherten Gemeinde die zu ihrer Geltendmahung erforderliche Beitimmtheit 
zu geben. Die erleidet auch hinfichtlid) der Verficherungsbeiträge dur die Be 
ftimmung des $ 10 feine Einihränfung, da die letztere die im $ 9 feſtgeſetzte 
Regel jo lange beftehen läßt, bis die zuläffige Erhöhung oder Ermäßigung der 
Beiträge zur Ausführung gebracht ift. 

Zu 88 6, 7, 8. Die hier über Art, Höhe und Dauer der zu gewähr- 
enden Seranfenunterftügung getroffene Beitimmung fol nad $ 16 auch für das 
Mindeftmaß der von den organifirten Krankenkaſſen zu gewährenden Unterftügung 
maßgebend jein. 
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Dem Weſen der Verfiherung würde es am meiften entſprechen, bie Unter— 
ftügungen und die Beiträge ebenſo wie bei der Unfallverfiherung in einem be— 
ftimmten Prozentſatz des Arbeitsverdienſtes der Verficherten zu bemeffen. Dies 
würde indeilen für bie Stranfenverfiherung ſchon deshalb unausführbar fein, weil 
diefelbe nicht, wie die Unfallverfiherung, als Kollektiv», fondern al3 Individual: 
verfiherung geregelt werden muß und fich daraus bei dem häufigen Wechſel ber 
Verfiherten die Nothwendigkeit ergibt, die Beiträge für kurze Perioden feftzuftellen 
und zu erheben. Cine wöchentlihe oder aud nur zweiwächentlihe Berechnung 
der Beiträge auf Grund des wirklichen Arbeit3verbienftes würde aber felbit in 
größeren Betrieben, in denen eine genaue Lohnrehnung geführt wird, zu einer 
unverhältnigmäßigen Belaftuug der Arbeitgeber führen, während fie für die bei 
der Stranfenverficherung in Betracht kommenden zahlreichen Arbeiter kleiner Ge— 
werbtreibenden, von denen viele nicht einmal zu einer geordneten Buchführung 
im Stande find, überhaupt nicht ausführbar jein würde. Der Bemeſſung der Unter: 
ſtütungen und Beiträge Können daher nur örtlich Feitzuftellende Durchſchnitts— 
beträge zu Grunde gelegt werben, und als folde find für die Gemeinde-Kranken— 
perfiherung, bei der e3 fich vielfach um Arbeiter der verſchiedenſten Klaſſen handeln 
wird, nur die auch der Beltimmung de8 8 11 des Hilfskaſſengeſetzes vom 
7. April 1876 (Reichs-Geſetzbl. S. 125) zu Grunde gelegten ortsüblichen Löhne 
gewöhnlicher Tagearbeiter brauchbar. 

Auch der in diefem Geſetz ald Mindeftbetrag der Krankenunterſtützung an— 
oenommene Sat — die Hälfte des ortsüblihen Durchſchnitts-Tagelohnes — 
wird dem Bebürfniß genügen, wenn beitimmt wird, daß die freie ärztliche Be— 
handlung und freie Arznei, nicht, wie nach dem Hilfsfaffengefeg, auf den Inter 
ftügungsbetrag angerechnet werden dürfen, jondern neben der Geldunteritügung 
zu gewähren find. 

Die Beltimmung des Gefeted vom 7. April 1876, nad) welcher e3 in bie 
Wahl der Kaſſen geitellt ift, ob fie nur Geldunterftügung oder neben einer ge 
ringeren Geldunterftügung freie ärztliche Behandlung und freie Arznei gewähren 
wollen, war in dem angezogenen Gejege um desiwillen nicht zu entbehren, weil 
unter dasſelbe auch Hilfskaſſen fallen, deren Mitglieder in ausgedehnten Bezirken 
zerftreut wohnen, unb weil die Gewährung freier ärztlicher Behandlung und 
freier Arznei an folche zeritreut wohnende Mitglieder für die Kaſſen undurhführbar 
fein würde. Diele Bedenken trifft für die Gemeinde-$ranfenverficherung und 
für die auf Grund dieſes Geſetzes zu errichtenden Krankenkaſſen nicht zu. Es 
erfcheint daher rathſam, die Gewährung freier ärztlicher Behandlung und freier 
Arznei zu einem nothwendigen Beitandtheil der zu gewährenden Sranfenunter: 
ftügung zu machen, da hierdurch bei der Mehrzahl der verficherten Perſonen dem: 
jenigen Bebürfniß abgeholfen wird, welches andernfalld feine oder nur eine Höchft 
ungenügende Befriedigung findet. Dem Bedenken, daß Krankenkaſſen von geringer 
Mitgliederzahl daraud unter Umständen unverhältnigmäßige Koften erwachſen 
fönnten, wird durch die Vorichrift des $ 42 abgeholfen. 

Statt der niedrigeren Bemeſſung des Unterftügungsbetrages für weibliche 
Berfiherte, wie fie im Hilfskaſſengeſetz vorgejehen ijt, wird eine bejondere Feſt— 
ftellung der Tagelöhne fir männliche und weibliche Arbeiter vorzufehen fein. 
Ebenſo wird es ſich, um der Verſchiedenheit der Bedürfniffe thunlichſt Rechnung 
zu tragen, empfehlen, auch für erwachſene und jugendliche Arbeiter eine gejonderte 
Feltftellung vorzufchreiben. Auf diefen Erwägungen beruht der $ 8 des Entwurfs. 

Da die Gemeinde bei der Gemeindesftranfenverficherung jelbitbetheiligted Sub- 
jekt ift, fo kann die Feititellung der Durchſchnittslöhne nicht, wie nad) dem Hilfs— 
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kaffengefeß, der Gemeinbebehörde überlaffen werden. Diejelbe wird daher ber 
höheren Verwaltungsbehörde zu übertragen fein, welche biefelbe in geeigneten 
Fällen ftatt fir jede einzelne Gemeinde auch für ganze Bezirke, nad) Anhörung 
der Behörden der betheiligten Gemeindeorgane, wird vornehmen können. Die 
Beftimmung, daß die Krankenunterftügung erft mit dem vierten Tage ber Krant: 
beit beginnt, bildet ein bei den meiften Krankenkaſſen ſchon jest übliches Mittel 
zur Bekämpfung der Simulation, welches inbeffen in dem Falle, daß bie Krant: 
heit Folge eines Unfalls ift, feine Bedeutung und damit aud) jeine Berechtigung 
verliert. Die Dauer ber Unterftügung wird nad dem Vorgange des Hilfskaſſen— 
geſetzes und in Webereinftimmung mit der für bie überwiegende Mehrzahl der be 
ftehenben Kaffen geltenden Regel auf dreizehn Wochen feſtzuſetzen jein. 

Sleihfald nad) dem Vorgange des Hilfskaſſengeſetzes wird in $ 7 vorge 
ſchrieben, daß an die Stelle der in $ 6 feitgejeßten Unterftügung die Verpflegung 
in einem Krankenhauſe treten fanı. Es erſcheint inbeffen billig, daß dieſe Art 
ber Unterftügung Solden, welche Mitglieder einer Familie find, gegen ihren 
Willen nicht aufgedrungen werden kann, wenn e3 nicht im Intereffe der Heilung 
nothwendig eriheint. Ebenfo muß, wenn die Kranfenverfiherung ihren Zwed 
nicht theilweile verfehlen fol, Sorge bafür getragen werden, daß auch die An- 
gehörigen eines in ein Krankenhaus aufgenommenen Verficherten nicht ohne alt 
Unterftügung bleiben. 

u 88 9, 10. Der Perficherungsbeitrag wird in einem Prozentſatz dei 
ſelben durdichnittlichen Tagelohnes, welcher der Berechnung der Unterftügung zu 
Grunde liegt, zu bemeflen fein. Die Höhe des Prozentjages, welcher den für 
die Gemeinde-Srantenverfiherung als Regel bis zu einer auf Grund des $ 10 
borgenommenen bejonderen Feftftellung zu erhebenden Beitrag bildet, muß, ba ber 
Gemeinde aus der übertragenen Funktion weder Verlufte noch Vortheile erwachſen 
follen, fo bemefjen werben, daß die Summe ber zu leiftenden Unterftügungen durch 
die Summe ber zu erhebenden Beiträge annähernd gededt wird. Nach den Erfahrungen 
ber Leipziger Krankenkaſſe „Gegenfeitigfeit* ‚deren Mitglieder den verfchiedenften Berufs: 
Ständen angehören,!) find für jede Mark wöchentlichen Krankengeldes an Prämien er: 
hoben jährlich) 1,35 A, wovon °/,, dem Reſervefonds überwiejen wurden. Obne 
beö Reſervefonds würde demnach die Prämie für t A. betragen haben 1,35 »# 


3 
“. * (O,575 = 1nos Mb. jährlich oder Oe M. wöchentlich. Da die Kranten: 


— welche nad) $ 6 die Hälfte des Lohnes neben freier ärztlicher Be 
handlung und freier Arznei betragen fol, durdhfchnittlih auf zwei Drittel des 
Lohnes zu veranfchlagen fein wirb und dbemnah 1 M. Krankengeld für 1, 4 
Lohn zu zahlen ift, fo ergibt ſich für den Beitrag 0. Om 2 Os oder 1%/, Prozent 
bes Lohnes. Hiernach würde ber für die Gemeinde-Stranfenverfiherung zu er 
hebende Beitrag auf 1'/, Prozent des durchſchnittlichen Tagelohnes feftzufegen fein 

Nah der Statiftif der preußifchen Anappfhaftstaffen für 1879 fallen auf 
253,816 Mitglieder 1,982,321 Krankeutage, alfo auf jedes Mitglied 7,, Kranten 
tage. Rechnet man auf dad Jahr 300 Arbeitötage, fo ergibt fich bei einem 
Unterftügungsjate von ?/, des Arbeitslohnes für den Beitrag ein Prozentſatz von 
100 X 7 X, 520 


500 = 0 imm--- ober rund 1?/, Prozent, jo dab nad 





N) „Anzahl und Dauer der Krankheiten in gemifchter Bevölkerung. ‚grzanzig Jahre 
Erfahrungen ıc. veröffentlicht von Dr. K. el Peipzig bei €. Straud 1 
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den Erfahrungen der preußifhen Knappſchaftskaſſen der Beitrag zur Gemeinde 
Kranfenverfiherung auf 1?/, Prozent des durchſchnittlichen Tagelohnes feitzufegen 
fein würde. R 

Eine Vergleihung beider Berehnungen führt, wenn man die verhältniß- 
mäßig hohe Kranfheitögefahr der Mitglieder der Knappſchaftskaſſen berüdfichtigt, 
zu dem Ergebniffe, daß der Beitrag für die Gemeinderfranfenverfiherung mit 
einiger Sicherheit auf 1", Prozent des durdichnittlihen Tagelohnes feftgefeßt 
werden kann. Für foldhe Gemeinden, in denen in Folge befonderer Verhältniffe 
die Kranfheitögefahr der Verficherten eine beſonders hohe oder eine beſonders 
niedrige ift, bietet die Beitimmung des $ 10 die Möglichkeit, auf Grund der im 
Laufe der Jahre zu fammelnden Erfahrungen eine Ausgleihung der Beiträge 
mit den Leiftungen der Gemeinde-Stranfenverficherung herbeizuführen. 

Zu $ 12. Es erſcheint angemeflen, die der Gemeindesstranfenverficherung 
ähnlichen Einrichtungen, welche in Yolge landesgeſetzlicher Vorſchrift bereits be— 
ftehen und ſich eingelebt haben, thunlichit zu erhalten. Es ift hierbei vornehm: 
lih an die Berhältniffe in den ſüddeutſchen Staaten und namentlich die bereits 
erwähnte in Bayern beitehende Einrihtung gedacht. Hier ift für Dienftboten, 
gewerbliche und Fabrikarbeiter durch Geſetz vom 25. Juli 1850, betreffend die 
Unterftügung und Berpflegung hülfsbebürftiger und erfrankter Perſonen (Geſetz— 
blatt Seite 341) eine Kranfenverficherung eingeführt worden, welche ſich durchaus 
bewährt hat und im Weſentlichen den Anforderungen genügt, welche der Entwurf 
an die Gemeinde-Stranfenverfiherung ftellt. Sie zu erhalten, liegt auh im In— 
tereffe der Arbeiter, da die bayerischen Gemeinden, wie ſchon feiner Zeit bei Be: 
ratdung des Hilfsfaffengejeges im Reichſstage (Situng vom 1. Februar 1876) 
dargelegt wurde, bedeutende Zuſchüſſe aus eigenen Mitteln für diefe Krankenhilfe 
leiften, und weit mehr als die Hälfte der Gemeinden von dem Nechte, Beiträge 
zu erheben, überhaupt feinen Gebrauch maht. Die gegenwärtige Negelung des 
Verhältniffes beruht auf dem Geſetze vom 29. April 1869, betreffend die öffent: 
(ihe Armen» und Krankenpflege (Gejegblatt Seite 1093); der Beitrag der Ar: 
beiter ift inzwijchen jedody von 3 Kreuzer auf 15 Pfennig wöchentlich in maximo 
erhöht worben. 

Zu 88 13, 14, 15. Im der Regel werden die Bezirke der für Berufsge— 
noffen zu errichtenben Stranfentafien am zweckmäßigſten jo abgegrenzt werden, daß 
fte mit den Bezirken der Gemeinden zufammenfallen. Daher jollen die Gemeinden, 
welhe au ein Intereſſe daran haben, dab die Aufgabe der Gemeinde-$ranfen: 
verliherung durch Errichtung von organifirten Krankenkaſſen möglichit eingeſchränkt 
wird, zur Errichtung der Orts-Krankenkaſſen berechtigt und unter der Voraus— 
ſetzung, daß die zur Lebensfähigkeit einer ſolchen Kaffe erforderliche Anzahl von 
Berionen vorhanden ift, auch verpflichtet fein. Auch hinfichtlich der Orts-Kranken— 
faflen wirb indeflen, wie hinfichtlih der Gemeindes$trantenverfiherung die Mög: 
lichkeit vorzufehen fein, Recht und Pflicht der Gemeinden auf eine Vereinigung 
mehrerer Gemeinden oder auf einen größeren Verband zu übertragen. Von ber 
Befugniß zu diefer Lebertragung, welche im $ 39 ausgeiprocden ift, wird na— 
mentlich da Gebrauch zu machen jein, wo gewiſſe gleichartige Gewerbehetriebe über 
Örtlihe Bezirke verbreitet find, welche mit den Gemeindebezirfen nicht zuſam— 
menfallen. 

Die Beitimmmung des Abſatz 2 des 8 13 geht davon aus, daß mindeſtens 
fünfzig Mitglieder erforderlich find, um eine einigermaßen gleiche Belaftung ber 
Kalle in den einzelnen Jahren ficher zu ftellen und die Verwaltungsfoften der 
felben in rationellen Grenzen zu halten. Andererſeits reicht aber hiernach bie 
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Zahl von fünfzig Mitgliedern au aus, um davon bie Verpflichtung ber Ge- 
meinde zur Errichtung einer Orts-Krankenkaſſe abhängig zu machen, fofern bie 
höhere Verwaltungsbehörde nicht aus bejonderen Gründen von der entipredhens 
den Anordnung Abſtand nimmt. Hierzu mußte der Entwurf Raum lafien, 
um nicht durch einen abjoluten Zwang ungerechtfertigte Härten herbeizuführen. 

Die Ortö-ftrantenkaffen werben ihre nächſte Aufgabe am beiten erfüllen und 
eine moraliihe Wirkung auf ihre Mitglieder am ficherften ausüben, wenn ihre 
Mitglieder lediglich aus Berufsgenoſſen beftehen. Sie follen daher, ſoweit dies 
möglich ift, für die in einem Gewerbe, eventuell für die in mehreren ver 
wandten Gewerben beichäftigten Arbeiter gebildet werden. Jedoch foll, wenn 
die örtlihen Verhältniſſe ſonſt eine Kafjenbildung nicht ermöglichen, aud die 
Vereinigung verfchiebenartiger und nöthigenfalls ſelbſt aller Gewerbe zu einer 
Krankenkaſſe nicht ausgeſchloſſen fein, da auch die verjchiedenartige Elemente zu— 
jammenfafjenden organifirten Krankenkaſſen ihre Aufgabe immer noch vollkommener 
erfüllen dürften, als die äußerftenfalls ſubſidiär eintretende Gemeinde-Krankenver— 
ſicherung. 

Die Klaſſen von Perſonen, für welche eine Orts-Krankenkaſſe errichtet wird, 
follen durch) das Statut der leßteren bezeichnet werden. Die Zugehörigkeit der 
einzelnen dieſen Klaſſen angehörenden Perjonen zu der Kaſſe joll dagegen von 
einem bejonderen Akte (Eintritt, Anmeldung) nicht abhängig, ſondern nothwen- 
dige Nechtöfolge des Eintritts des Einzelnen in die über die Zugehörigkeit zu 
einer der betreffenden Klaſſen enticheidende Beihäftigung fein. 

Zu 88 16, 17, 18, 26 bis 29. Für die Orts-Krankenkaſſen wird ein 
Mindeitbetrag der zu gewährenden Sranfenunterftügung, und zwar zu dem Be: 
trage feitzuftellen fein, welchen die Gemeinde-$tranfenverficherung zu leiften hat, 
jedoh mit der durch die in höherem oder geringerem Grade vorhandene Gleich: 
artigfeit der Kaſſenmitglieder gerechtfertigten Modifikation, dat an die Stelle des 
ort3üblichen Tagelohnes gewöhnlicher Tagearbeiter der Durhichnittätagelohn der— 
jenigen Klaſſe von Werficherten tritt, für welche die Kaffe errichtet ift. 


Mit Rüdfiht auf die bisherige Entwidelung des Krankenkaſſenweſens Toll 
den organifirten Krankenkaſſen allgemein zugleich die Funktion von Sterbe- 
fajfen übertragen werden. Bon jeher ift die Stranfenverficherung der Regel nad) 
mit der Sterbegeldverfiherung verbunden geweien. Auch die Geſetzgebung hat 
diefe Verbindung bisher jtet3, wenn auch meist nur als fafultative, aufrecht erhalten, 
und die unteren Volksklaſſen legen erfahrungsmäßig auf die Sicherung eined an— 
ftändigen Begräbniffes einen gleich hohen, ja meift einen höheren Werth, als 
auf die Sicherung einer Unterftügung in Strankheitsfällen. Der Mindeftbetrag 
de3 Sterbegeldes joll auf den zwanzigfachen Betrag des durchſchnittlichen Tages 
lohns feitgeiegt werben, ſo daß beijpieläweile bei einem Lohn von 1,5, für 
den Tag der Mindeitbetrag de3 Sterbegeldes fi auf 30 M belaufen mwürbe. 

Die den organifirten Stranfenfaflen einzuräumende Selbftverwaltung recht— 
fertigt eö, denjelben zu geftatten, auf dem Wege jtatutarifcher Beitimmung nicht 
nur die Strankenunterftügung und das Sterbegeld über den gejeglichen Mindeſt— 
betrag zu erhöhen, ſondern auch ihren Mitgliedern nod) andere als die geießlich 
vorgeichriebenen Unteritügungen zu gewähren. Jedoch wird diefe Befugniß jo 
zu begrenzen fein, daß die Leiltungsfähigfeit der Kaſſen dadurch nicht gefährdet 
und ihre Wirkjamfeit nicht auf Verfiherungen ausgedehnt werden fann, für welche 
ihre Organifation nicht ausreicht und ein Zwang in diefer Form nicht gerecht: 
fertigt ericheint. 
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Demnach wird vor allem die Verbindung der Invaliden:, Wittwen- und 
Bailenverfiherung mit der Srankenverfiherung auszujchließen fein. Abgeſehen 
davon, daß die Krankenkaſſen bei rationeller Ginrihtung in der Negel einen zu 
geringen Umfang haben, um das Riſiko diefer Verficherungszweige tragen zu 
fönnen, würde der Zwang zur Betheiligung an den legteren bei vereinzelten 
Krankenkaſſen zu unzuläffigen Härten und Unbilligfeiten führen, weil er bie 
Raflenmitglieder zu erheblichen Beiträgen nöthigen würde, ohne ihnen die Mög: 
lichkeit zu bieten, die entiprechende Verfiherung unter allen Umftänden aufrecht 
zu erhalten. Jeder Orts: und Berufswechſel, welcher das Ausſcheiden aus ber 
Kalle zur Folge hat, würde den Arbeiter, auch wenn er dieſen Wechiel wider 
Villen vornehmen müßte, feiner eventuellen Anfprüche verluftig gehen laſſen. 

Wie demnach die genannten Verficherungsziveige von den Zweden der Kranken⸗ 
faffen auszujchliegen jein werben, jo kann ben leßteren auch nicht geftattet werben, 
die Sranfenunterftügung für eine unbegrenzte Zeitdauer zu gewähren, weil fie 
auf diefem Wege indireft zu einer Invalidenunterftügung werden könnte. Für 
die Verlängerung der gefeglichen Mindeftdauer der Krankenunterſtützung muß daher 
eine beftimmte, wenn auch ziemlich weit — etwa auf ein Jahr — zu bemeſſende 
Jeitgrenze gezogen werben. 

Ebenſo wird die Erhöhung des Srankengeldes über den Mindeitbetrag hinaus 
an der Höhe des Lohnes ihre Grenze finden und die Erhöhung des Sterbegeldes 
fo begrenzt werden müffen, dab die Sterbegeldverficherung nicht zu einer vollen 
Lebensverficherung ausgedehnt werden kann. Die Nüdfiht auf die Sicherheit der 
Kaſſen muß in diefer Beziehung durchaus der leitende Gefichtspunft bleiben, und 
das Beitreben nach Erreihung gewiſſer an ſich wünfchenswerther Ziele darf Die 
Sicherftellung des Nothwendigen nicht gefährden. Won diefem Gefihtspunft aus 
dürfte der vierzigfache Betrag des durchſchnittlichen täglichen Lohnes, alſo bei 
lo A. Lohn der Betrag von 60 A. für das Sterbegeld als die angemefiene 
Örenze erfcheinen. 

Daneben wird mit Rückſicht auf die Beſtimmungen zahlreicher Statuten be— 
ftehender Krankenkaſſen diefen die Befugniß einzuräumen fein, den Mitgliedern 
auch für den Fall der Erkrankung ihrer Ehegatten und ihrer noch nicht erwerbs— 
fähigen Kinder freie ärztliche Behandlung und Arznei und für den Fall des 
Todes berjelben ein mäßiges Sterbegeld zur Dedung der Begräbnißkoften zu ge= 
währen. 

Selbitverftändlich müſſen die Beiträge der Kaffenmitglieder fo bemeſſen werden, 
daß diejelben zufammen mit etwa vorhandenen fonftigen Ginnahmen unter allen 
Umftänden — mag die Kaffe fih auf die geſetzlichen Mindeftleiftungen beſchränken 
oder darüber hinausgehen — zur nachhaltigen Dedung der Verpflichtungen ber 
Kaffe ausreihen. Die Erfüllung der darauf abzielenden Vorfchrift des $ 18 kann 
bei der großen Verfchiebenheit der für die Bemeſſung des Verhältniffes zwifchen 
Leiftungen und Beiträgen in Betracht kommenden ftatutariihen Beitimmungen 
und örtlihen Verhältniſſe nicht durch den Erlaß von Normativbeftimmungen ge— 
fichert werden. Die Entſcheidung darüber, ob die Beſtimmungen des Kaſſenſtatuts 
in biefer Beziehung der Anforderung des Geſetzes genügen, muß daher der für 
die Genehmigung des Statut3 zuftändigen Behörde übertragen werden. Diele 
fol nach $ 26 vor der Genehmigung des Statut prüfen, ob die feitgeletten 
Beiträge zu ben in Ausficht genommenen Leiftungen der Kaſſe in richtigem Der: 
hältniß ftehen, und falls die im Zweifelöfalle herbeizuführende ſachverſtändige 
Prüfung die Unzulänglichkeit der Beiträge ergibt, die Beleitigung dieſes Mangels 
herbeiführen, und zu dem Ende die Genehmigung, jofern die Kaffe nur Die 
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Mindeftleiftungen in Ausficht ftellt, von der erforderlihen Erhöhung der Bei— 
träge, fofern jene über die Mindeftleiftungen hinausgeht, davon abhängig maden, 
daß entweder die Beiträge in dem erforderlihen Maße erhöht oder bie ftatuten- 
mäßigen Unterftüßungen in dem erforderlihen Maße und nöthigenfall® bis zu ber 
geleglichen Mlindeitleiftung gemindert werben. 

Die Befugniffe zur Herftelung des richtigen Verhältniffes zwifchen Beiträgen 
und Leiftungen joll der höheren Verwaltungsbehörbe nad 8 29 auch in der Folge 
zuftehen, wenn ſich aus den Jahresabfchlüffen der Kaffe ein Mißverhältniß er- 
gibt, und zwar nicht nur zu dem Zwede, um eine Unzulänglichfeit der Beiträge 
zu befeitigen, jondern auch zu dem Zwede, um zu verhindern, daß fortdauernd 
Beiträge erhoben werden, welche im Verhältniß zu den von der Kaffe gewährten 
Unterftügungen zu hoc find. Letzteres um deswillen, weil ed mit dem Berlicher: 
ungszwange nicht verträglich erſcheint, durch Erhebung zu hoher Beiträge auf Koſten 
ber gegenwärtigen Mitglieber der Kaffe über einen reichlich bemeſſenen Reſerve— 
fonds hinaus Mittel anzufammeln, welche nur den zufünftigen Mitgliedern zu 
gute fommen fönnen. 

Soweit gegenüber den auf Grund der 88 26 und 29 erlaffenen Verfüg— 
ungen der höheren Verwaltungsbehörde der Vertretung der Kaffe eine Wahl 
zwifchen höheren Beiträgen und niedrigeren Leiftungen gelaffen ift, bebarf 
es nah zwei Richtungen hin einer Sicherung gegen einen Mißbrauch diejes 
Wahlrechts. 

Da die Errichtung des Statuts bei Begründung der Kaſſe und damit die 
erſte Beſtimmung über die Höhe der Beiträge und Unterſtützungen in die Hand 
der Gemeindebehörden gelegt werden muß, und die betheiligten Arbeiter, weil eine 
Organiſation derſelben noch nicht beſteht eine entſcheidende Mitwirkung dabei nicht 
ausüben, ſondern nur gehört werden können, ſo muß Vorſorge getoffen werden, 
daß bei Begründung der Kaſſen Erhöhungen und Erweiterungen der Unterſtütz— 
ungen nur infoweit vorgenommen werben, als fie nicht übermäßig hohe Beiträge 
erforderlih machen. 

Ebenſo wird, um die einzelnen Kaffenmitglieder dauernd vor zu weit gehen- 
den Wirkungen des Verfiherungszwanges zu ſchützen, bie jpätere Erhöhung und 
Erweiterung der Unterftügungen durch Beichlußnahme der verfafjungsmäßigen Ver— 
tretung der Betheiligten an die Vorausfegung zu fnüpfen fein, daß die Beiträge 
dadurch nicht über eine beftimmte, wenn auch etwas weiter gezogene Grenze hinaus 
erhöht werden. 

Der $ 27 beitimmt demnach, daß die Beiträge, foweit es fih nidt um 
Dedung der Mindeftleiftungen der Kaffe handelt, bei der Begründung berjelben 
2 Prozent und fpäter 3 Prozent nicht überfteigen follen. 

Zu 8$ 19, 20, 21. Da die Gemeinden für die Begründung der Orts— 
Krankenkaſſen verantwortlich find, jo müſſen ihre Organe auch zur Erridtung 
des Kaſſenſtatuts berechtigt und verpflichtet fein, ohne an eine entjcheidende Mit- 
wirkung der Betheiligten, welche unter Umftänden das Zuftandefommen der Kaſſe 
unmöglich machen könnte, gebunden zu fein. Im übrigen entiprehen die Bes 
ftimmungen diefer Paragraphen denjenigen des Hilfökaflengejeges vom 7. April 
1876 mit der Abweichung, daß gegen den die Genehmigung ded Statut? ver— 
fagenden Beicheid ftatt des Nekurfes nach Maßgabe der 88 20, 21 der Gewerbe- 
ordnung die Beſchwerde an die vorgefegte Behörde ftattfinden fol. Dieſe Abweihung 
rechtfertigt fich dadurd, dab die Ertheilung der Genehmigung zum Theil — na— 
mentlich hinfichtlich des Verhältniffes zwifchen Beiträgen und Leiftungen — bon 
Borausjegungen abhängig ift, über welche eine Enticheidung in dem durch die 
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angezogenen Paragraphen vorgeichriebenen und namentlih im Verwaltungsſtreit— 
verfahren nicht geeignet ericheint. 

Zu 88 2%, 23, 24. Mie bereit3 in ben allgemeinen Erörterungen hervor: 
gehoben wurde, fordert und ermöglicht die allgemeine Einführung des Kranken— 
verfiherungdziwanges die möglichite Sicheritellung der dem Zwange Unterworfenen 
gegen die Unwirfiamfeit oder das unverfchuldete Aufhören der Verficherung. Diefe 
fol durch die Vorjchriften der 88 22 bis 24 gewonnen werden. Der $ 22 
fihert jedem PVerficherungöpflichtigen von dem Augenblide an, wo der Zwang 
gegen ihn wirkſam wird, auch den Anſpruch auf die geiegliche Mindeftunterftügung 
und jchügt ihn bei eintretendem Orts- oder Berufswechſel gegen wiederholte 
Zahlung eines Cintrittögeldes. Nur für den die Dlindeftleiftung überfteigenden 
Theil der Unterftügung Toll es geftattet fein, durch das Kaſſenſtatut eine Karenz— 
zeit feitzuftellen. 

Nah 8 23 follen ferner alle Orts-Krankenkaſſen denjenigen ihrer Mitglieder, 
welhe zu einer Beihäftigung übergehen, vermöge welcher fie nicht Mitglieder 
einer anderen Kaſſe werben, die Fortiegung der Mitgliedſchaft fo lange geltatten, 
ala fie die Kaſſenbeiträge — ſelbſtverſtändlich einfchließlih des etwa ben Arbeits 
gebern zur Laſt fallenden Theiles derjelben — fortzahlen und fih im Reichsge— 
biete aufhalten. 

Nah $ 24 endlich jollen auch diejenigen, welche ohne Verichulden erwerbslos 
werben, alfo nicht mehr zu denjenigen, für welche die Kaſſe errichtet ift, gehören 
und in ber Negel auch feine Beiträge mehr zahlen können, nicht fofort auf- 
hören Mitgliever der Kaffe zu fein, fondern mindeſtens noch 6 Wochen lang 
unter Stundung der Beiträge ihre eventuellen Unterſtützungsanſprüche behalten. 

Beitimmungen, durd welche das Recht auf die geſetzlichen und ftatutariichen 
Kaffenleiftungen beſchränkt wird, jollen nad) $ 22 nur injfomweit getroffen werden 
fönnen, al3 es fi darum handelt, Mikbräuchen, welche mit der Doppelverficherung 
getrieben werden können, entgegenzutretien, die Inanjpruchnahme der Staffe bei 
Krankheiten, welche durch Lafterhaften Lebenswandel und fonftiges pflichtwibriges 
Verhalten herbeigeführt find, auszuſchließen und die Wirkſamkeit der ftatus 
tariihen Beitimmungen über die Dauer der Unterſtützung gegen Umgehung ficher 
zu ſtellen. 

Zu $8 30 bi3 38. Die Vorschriften über die Verfaflung und Verwaltung 
ber Staffen, über ihre Nehnungsführung und die Verantwortlichkeit ihrer Organe 
ftimmen im Wefentlihen mit denjenigen des Hilfskaſſengeſetzes vom 7. April 
1876 überein. Die Abweichungen rechtfertigen ſich theils durdh den Zwangs— 
harafter der Orts-Krankenkaſſe, theild durch Bebürfniffe, welche feither bei ber 
Verwaltung des Hilfskaſſenweſens hervorgetreten find. Cine Stonjequenz ded bon 
ber freien Entſchließung der Betheiligten unabhängigen Beitandes der Kaſſen ift 
die Vorſchrift des 8 35, wonad) die Organe der Kalle, wenn ihre Wahl durch 
die dazu Berufenen nicht vorgenonmen wird, durch die Auflichtsbehörde ernannt 
werben follen. 

Die Vorfchrift des $ 33, wonad für Kaffen, welche mehr als 100 Mit: 
glieder zählen, die Generfammlung aus Vertretern beitehen muß, ift um des— 
willen aufgenommen, weil bei Kaſſen, welche eine große Mitgliederzahl haben, 
die Generalverfammlung, wenn fie aus jämmtlichen Mitgliedern befteht, im ein: 
zelnen Falle meift eine jo unvollitändige und gleichzeitig jo zufällig zuſammen— 
geiette ift, daß die über wichtige Fragen der Kaſſenverwaltung enticheidenden Be— 
fhlüffe nur von fleinen Minoritäten gefaßt werden und in Folge deſſen leicht 
der nothwendigen Kontinuität entbehren. 
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Ebenſo hat es fih im Intereſſe einer geordneten, überſichtlichen und die er: 
forderliche Grundlage für eine wirkſame Auffiht gewährende Rehnungsführung 
als dringend wünſchenswerth herausgeftellt, der höheren Verwaltungäbehörde, wie 
im $ 37 Abjag 2 geichehen, die Befugniß zum Erlaß von Vorſchriften über 
Art und Form der Rechnungsführung einzuräumen, 

Zu 88 40, 41, 42. Bei der Verfchiedenheit der Behördenorganijation und 
der ſonſt in Betracht kommenden Verhältniffe ericheint e3 geboten, die Beitimmung 
derjenigen Behörden, welche die Aufficht über die Krankenkaſſen zu führen haben, 
den Landesregierungen zu überlaffen. 

Die in $ 41 feftgefeßten Befugniffe der Auffichtsbehörbe find ſachlich Dies 
jelben, welche nah) 88 23 und 33 des Hilfskaſſengeſetzes ben Gemeinde: und 
Auffichtöbehörden zuftehen. Die beiondere Befugniß, welche ihr durch den $ 42 
beigelegt wird, rechtfertigt fich durch die Erwägung, dab die Verwaltungskoſten, 
welche bei kleineren Kaſſen leicht eine unverhältnigmäßige Höhe erreichen, auf ein 
fehr geringes Maß zurüdgeführt werben können, wenn die Rechnungs- und 
Kaffenführung ſämmtlicher für den Bezirk einer Gemeinde beftehenden Orts— 
Krankenkaſſen in eine Hand vereinigt wird, und daß, wenn mit der gemeinfamen 
Rechnungs- uud Kaſſenführung auch die Funktionen der in $ 44 Abſatz 3 vor: 
geiehenen gemeinfanen Meldeitelle verbunden werden, die einfachſte und ficherfte 
Durhführung des Verfiherungszwanges und der richtigen Vertheilung ber Ber: 
fiherungspflichtigen auf die verjchiedenen Kaſſen bei möglichit geringer Beläftigung 
der Arbeitgeber durd die Anz und Abmeldepflicht erreicht wird. Die Vereinigung 
Jämmtlicher ober mehrerer Orts-Krankenkaſſen zur Abſchließung gemeinfamer Ver: 
träge mit Aerzten und Apothefern bietet unter allen Umftänden die Möglichkeit, 
die Gewährung freier ärztlicher Behandlung und freier Arznei mit dem möglichft 
geringen Ktoftenaufwande zu befchaffen und bildet in ſolchen Fällen, wo für einen 
größeren Bezirk mehrere Kaſſen mit zahlreichen örtlich zeritreuten Mitgliedern be- 
ftehen, nicht felten die nothwendige Vorausſetzung für die Uebernahme der Ge— 
währung freier ärztlicher Behandlung durch die Staffen, fofern die Funktionen 
eines Staffenarztes gegen eine für die Kaſſe erihmwingbare Vergütung nur unter 
der Vorausſetzung übernommen werden fünnen, daß der Bezirk der Kaſſen in ört— 
liche Abtheilungen zerlegt wird und in jeder Abtheilung ein Arzt für die Mit- 
glieder jämmtlicher Kaſſen die Behandlung übernimmt. 

Zu 8. 43. Während von einer freiwilligen Auflöfung bei Zwangskaſſen 
felbftveritändlich nicht die Rede fein kann, muß der Auffichtöbehörde die Möglich- 
feit gegeben werden, ſolche Kaſſen, für welde die Worausfegungen dauernber 
Leiftungsfähigfeit nicht mehr beftehen, zu fchließen und die biöherigen Mitglieder 
derjelben entweder anderen Kaſſen oder der Gemeinde-Krankenverſicherung zu über- 
weiſen. Von bejonderer Bedeutung wird diefe Beſtimmung voraudfichtlih für 
diejenigen beftehenden Krankenkaſſen werden, für welche nad) 8 74 die Vorichriften 
diejes Geſetzes in Kraft treten follen, da ſich unter denfelben nicht wenige be— 
finden, welche bei ihrer geringen Mitgliederzahl ſchon jest durch die unverhältnif- 
mäßige Höhe der Verwaltungstoften in ihrer- Leiftungsfähigteit gefährdet find, 
den Anforderungen aber, welche die neuen Beftimmungen in Beziehung auf Höhe 
und Dauer der Unterftügung ftellen, in ihrem gegenwärtigen Beſtande keinenfall® 
werden genügen können. 

3u 88 44 Dis 49. Daß der Stranfenverficherungszwang ohne bie Ver: 
pflihtung der Arbeitgeber zur Anmeldung der von ihnen beihäftigten Berficher: 
ungspflichtigen und zur vorſchüſſigen Einzahlung der Beiträge für diejelben nicht 
durchgeführt werben kann, ift bereitö in den allgemeinen Grörterungen dargethan. 


—— 
1. Geſeßentwurf vom April 1882. 259 


Ebenio hat dajelbit die Verpflichtung der Arbeitgeber zur Leiftung von Beiträgen 
aus eigenen Mitteln und die Begrenzung dieſer Verpflichtung bereit3 ihre Be— 
gründung gefunden. 

Die Erfüllung der Anmeldepflict ift für die Durchführung der Kranken— 
berfiherung von jo enticheidender Bedeutung, dab zu ihrer Erzwingung fehr 
wirkſame Mittel unentbehrlich find. Neben die im 8 70 enthaltene Bedrohung 
mit Gelditrafe joll daher noch die Beitinmung de $ 45 treten, wodurch ber 
Arbeitgeber verpflichtet wird, alle Aufwendungen, welche die Gemeinde-Stranfenver: 
fiherung oder eine Orts-Krankenkaſſe für einen von ihm beichäftigten und nicht 
angemeldeten Arbeiter zu machen gehabt hat, zu eritatten. 

Streitigkeiten zwifchen Arbeitgebern und Arbeitern über die Berehnung und 
Anrehnung der von dem erjteren vorgeſchoſſenen Beiträge follen auf demielben 
Wege wie Lohnftreitigkeiten zum Austrage gebracht werden. Gin weiterer Schuß 
gegen Benachtheiligung durch unrichtige Berechnung der von ihnen zu Teiltenden 
Beiträge ſoll den Arbeitern durch die Strafbeitimmung des $ 71 gewährt werben. 

3u $ 50. Die hier den PBerficherten eingeräumte Rechtswohlthat findet 
ihre Nechtfertigung in der Nothwendigkeit, Fürforge dafür zu treffen, daß bie 
Krantenunterftügung unter allen Umftänden ihrer Beltimmung dient. Die Vor: 
Ihrift findet fich in gleicher Weile fchon in 8 10 des Geſetzes über eingejchriebene 
Hilfätaffen vom 7. April 1876 (Meichö:Gejegblatt Seite 134). 

3u $ 51. Die geiegliche Verpflichtung der Gemeinden und anderer Vers 
bände, durd Krankheit hilfsbebürftig gewordenen Perſonen Unterftügung zu ge 
währen, foll durch die Krankenverſicherung feine Veränderung erleiden; jedoch Toll 
ihnen da3 zu diefem Zwecke Geleiftete von der Gemeinde oder der Krankenkaſſe, 
welche auf Grund einer für die unterftügte Perfon beftehenden Krankenverſicherung 
zur Gewährung von Stranfenunterftügung verpflichtet ift, erftattet werden und 
zu dem Ende ber Unteritügungsanfpruch des Unterftügten gegen die legtere auf 
die Gemeinde oder den Verband, welcher die Unterftügung geleiftet hat, ober auf 
diejenigen, welche die Verpflichtung berfelben auf Grund gejeglicher Vorfchrift ers 
füllt haben, übergehen. Dabei foll an die Stelle des von ben Eriagberedtigten 
nicht geltend zu machenden Anfpruches auf Gewährung freier ärztlicher Behand» 
lung und freier Arznei der Anfpruh auf ein Drittel des Strantengeldes treten, 
wodurch dieſes von ber Hälfte auf zwei Drittel des ort3üblichen ober durch— 
Ihnittlihen Tagelohnes erhöht wird. 

Zu 8 52. Der Charakter der Sranfenverfiherung als einer öffentlichen 
Intereffen dienenden und öffentlich rechtlichen Inftitution rechtfertigt die Beſtim— 
mung, daß die aus dem PBerficherungäverhältniß entipringenden Streitigkeiten 
zwifchen der Saffenverwaltung und den betheiligten Arbeitern und ihrem Arbeit— 
geber im Berwaltungsftreitverfahren und fofern ein ſolches nicht beiteht, wenigs 
ſtens vorläufig im Verwaltungswege ihre Erledigung finden. 

3u 8 53. Die Gigenthümlichfeit der für die Arbeiter einzelner größerer 
Betriebe errichteten Fabrik-Krankenkaſſen, deren Zahl ichon jest fehr erheblich ift, 
befteht darin, daß die Verpflichtung und dad Necht, der Kaffe anzugehören, durch 
Eingehung und Fortdauer des Arbeitvertrages bedingt ift, daß alſo namentlich 
die Fortdauer ber Mitgliedichaft vermöge des Nechtes des Arbeitögebers, das Ar— 
beitöverhältniß beliebig aufzulöfen, von deilen Willtür abhängig ift. Diele Ab— 
hängigfeit fämmtlicher Kaflenmitglieder von dem Arbeitgeber macht bejonbere Bes 
ftimmungen über die Organifation, Verwaltung und PBeauffichtigung der Fabrik» 
Krankenkaſſen nothwendig und läßt für diefelben die Form der nah Makgabe 
des Geſetzes vom 7. April 1876 errichteten eingefchriebenen Hilfskaſſen, wie 


— — 
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durch die bisherige Praxis vielfach gezeigt iſt, ungeeignet erſcheinen. Demnach 
ſoll das Hilfskaſſengeſetz auf Fabrik-Krankenkaſſen in Zukunft nicht mehr An— 
wendung finden und ſtatt deſſen eine einheitliche Regelung aller dieſer Kategorie 
angehörenden Kaſſen Platz greifen. 

Zu 88 54, 55, 56. Recht und Pflicht zur Errichtung ſoll für die Fabrik— 
Kranlkenkaſſen den Betrieböunternehmern unter ben gleichen Vorausfegungen zus 
fallen, wie den Gemeinden für die Orts-Krankenkaſſen. Die Verpflihtung Toll 
infofern eine Erweiterung erfahren, ald fie auch für Betriebe, welche weniger als 
bie geſetzliche Mindeſtzahl verfiherungspflichtiger Perſonen beichäftigen, dann ein- 
treten fol, wenn biefelben mit befonderer Krankheitsgefahr verbunden find. Die 
Eingliederung der Arbeiter folcher mit bejonderer Krankheitsgefahr verbundener 
Betriebe in die Orts-Krankenkaſſen oder in die Gemeinde-Krankenverſicherung, kann 
namentlich für kleinere Gemeinden zu einer unbilligen und bedenklichen Belaftung 
führen. Selbitverftändlih muß in biefem Falle den Unternehmer mit ber Ber: 
pflihtung zur Errichtung ber Kaſſe auch die weitere Pflicht treffen, die Garantien 
für die jeberzeitige Leiftungsfähigfeit der Kaffe, welche hier durch den Umfang 
derjelben ohne weiteres nicht geboten werben, in anderer Weife zu beſchaffen. Zu 
dem Ende bejtimmt der $ 58 unter Nr. 5, daß für Fabrik-Krankenkaſſen, welde 
auf Grund der Beitimmungen des $55 errichtet werden, den Betriebdunternehmer 
diefelbe Verpflihtung treffen foll, welche Hinfichtlich der Gemeinde-Krankenver⸗ 
fiherung nah) $ 9 Abſatz 4 der Gemeinde obliegt. Unter ber Vorausjegung 
freiwilliger Uebernahme dieſer Verpflihtung ericheint es unbedenklich, auch ben 
. Unternehmern anderer Betriebe, welche weniger als die geiegliche Mindeſtzahl ver— 
fiherungspflichtiger Perſonen beihäftigen, die Errichtung befonderer Yabrifs 
Krankenkaſſen zu geitatten ($ 55 Abi. 2). 

Das in $ 56 vorgeiehene Mittel zur Erzwingung der Verpflichtung des 
Sr hat bereits in den allgemeinen Grörterungen feine Begründung 
gefunden. 

3u 8 57. Die Vorschrift des eriten Abſatzes entipricht derjenigen ded 8 15 
Abjag 2. Diejenige des zweiten Abſatzes wird durch eine billige Berückſichtigung 
der Verhältniſſe der jogenannten freien Hilfsfaffen gerechtfertigt, deren Mitglieder, 
namentlich jo weit es fi um die fogenannten nationalen, über weite Bezirke 
und zum Theil über das ganze Reich ſich eritredenden Hilfskaſſen handelt, mit 
Neht Werth darauf legen, ihre Mitgliedichaft unter allem Wechiel des Arbeits— 
verhältniiles aufrecht zu erhalten, ohne doch immer hinreichende Mittel zu bes 
figen, um die Beiträge für zwei neben einander bejtehende Krantenverfiherungen 
leiften zu können. 


Zu 8 58. Die Verfaffung und Verwaltung der Fabrik-Krankenkaſſen fol 
fih von derjenigen der Orts-Krankenkaſſen nur infoweit unterfcheiden, als die zu 
$ 53 erörterte Gigenthümlichkeit der erfteren und die befonderen wirthichaftliden 
Verhältnifie ihrer Mitglieder Abweichungen nothiwendig oder wünſchenswerth er— 
icheinen laſſen. 

Durch die Beitimmung unter Nr. 1 fol den Fabrik-Krankenkaſſen die Mög: 
lichfeit gegeben werden, bei der FFeititellung der Leiftungen und Beiträge bie große 
Verſchiedenheit zu berüdfichtigen, welche häufig in den Lohnverhältniffen der ver- 
ſchiedenen, in einem Betriebe beichäftigten Stlaffen von Arbeitern und Betriebs— 
beamten beitehen. 

Die Vorichriften unter Nr. 2 und 3 räumen dem Betrieböunternehmer den— 
jenigen Einfluß als ein Recht ein, welchen er ſich thatſächlich vermöge feines 
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Berhältniffes zu den Kaffenmitgliedern unter allen Umftänden und auch gegenüber 
etwaigen entgegenftehenden Vorſchriften zu verichaffen in ber Lage fein würde. 
Die Gefahren für die Verwaltung der Kaffen, weldye aus einem möglichen Miß- 
brauch der Stellung des Betrieböunternehmerd erwachlen können, find nicht durch 
Borfhriften über die Verfaflung und Verwaltung der Kaffe, welche mit ben that= 
fählihen Berhältniffen im Widerſpruch ftehen würden, fondern nur durch eine 
entiprechende Regelung der Kaflenaufficht wirkſam zu bekämpfen. Die Borfchrift 
unter Nr. 4 über die Rechnungs: und Kaffenführung fchreibt nur dasjenige, was 
bei der Mehrzahl der Fabrik-Krankenkaſſen thatſächlich ſchon beiteht, allgemein 
vor und zieht daraus zugleich die nothmwendige Konjequenz für bie Verantiworts 
Lichfeit bed Unternehmers. 

Zu 8 59. Bei Fabrik-Krankenkaſſen foll der Arbeitgeber für alle von ihm 
beichäftigten Mitglieber, aud) wenn fie etwa nicht zu ben unter das Unfallver— 
ſicherungsgeſetz fallenden Klaſſen gehören, Beiträge aus eigenen Mitteln leiften. 
Im übrigen entiprehen die Borjchriften dieſes Paragraphen demjenigen, was 
über die Einzahlung der Beiträge für die Orts-Krankenkaſſen beftiinmt ift. 

Zu $8 60 bis 62. Auch dad Auffihtsrecht fol für die Fabrik-Kranken— 
kaſſen nur infomweit beſonders geregelt werben, als fih aus der Eigenthümlichkeit 
ber letteren bejondere Bebürfnifie ergeben. 

Die Abhängigkeit der Kaffenmitglieder von dem Betrieböunternehmer könnte 
von diefem leicht benugt werben, um den Vorſtand der Kaffe dahin zu beftimmen, 
daß er Anfprüche der legteren gegen den Unternehmer nicht geltend madte. Um 
für folche Fälle die Wahrnehmung der Staffenintereffen gegen übelwollende Bes 
triebsunternehmer ficher zu ftellen, joll die Auffichtöbehörde durd 8 60 Abſatz 2 
ermächtigt werben, Anfprüche der Kaſſe gegen den linternehmer in Vertretung 
der eriteren unabhängig von der Mitwirkung des Borftandes geltend zu machen. 

Bejondere Rorlihtsmaßregeln find für die Fälle erforberlih, im denen ber 
Betrieb zeitweilig oder allmählich eingeftellt wird und folgeweife für kürzere oder 
längere Zeit bie ftatutenmäßige Vertretung ber Kaffe überhaupt niht zu Stande 
fommt. Ob biefer Zuftand fein Ende durch Wiederaufnahme des Betriebes in 
vollem Umfange oder durch gänzliche Auflöfung des Betriebes finden wirb, ift 
meilten? ungewiß. Es würde daher unzwedmäßig fein, in jedem Falle vorüber— 
gehender Einichränfung oder Einftellung des Betriebes fogleih nad) Maßgabe 
des $ 62 Nr. 1 und 2 die Schließung ber Kaffe herbeizuführen. Dagegen muß 
für diefe Zeit der Ungewißheit eine geordnete, dem Betrieböunternehmer gegenüber 
jelbftändige Verwaltung gefichert werden. Died ſoll nah 8 61 dadurch geichehen, 
dab die Auffichtsbehörde die Verwaltung zu übernehmen und durch einen Beauf- 
fragten zu führen hat. 

Die Schließung der Fabrik-Krankenkaſſen foll wie diejenige der Orts-Kranken⸗ 
faffen eintreten, wenn die Errichtung bebingenden Vorausſetzungen nicht mehr 
vorhanden find; außerdem aber auch dann, wenn der Betrieb3unternehmer feiner 
Berpflihtung in Beziehung auf die Kaffen und Rechnungsführung nicht nad 
fommt. Durd Anwendung von Orbnungsitrafen oder fonftigen Zwangsmitteln 
würde eine dem Intereſſe der Kaffe genügende Erfüllung dieſer Verpflihtung 
meiftend nicht erreicht werden. Es ericheint daher richtiger, den Betriebsunter: 
nehmer vor die Wahl zu ftellen, ob er feiner Verpflichtung in vollem Umfange 
nachkommen oder fi) ber mit Schließung der Kaffe eintretenden Heranziehung 
zur Leiftung von Gemeinde-Krankenverſicherungsbeiträgen aus eigenen Mitteln 
unterwerfen will. 
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Zu 88 63 bi3 66. Welche Gründe dazu führen, für bie in $ 63 auf: 
geführten Bauten die Errichtung befonderer Krankenkaſſen vorzufchreiben, ift in 
den allgemeinen Grörterungen dargelegt. 


Die Verpflihtung zur Errichtung diefer Kaffen fol nicht dem Bauunter: 
nehmer, fondern dem Bauherrn obliegen, weil dad Berhältnig zwiichen Bau: 
berrn und Bauunternehmer, zwiichen diefem und dem Unterunternehmer ein fo 
mannigfaltiges und oft jo unflares iſt, daß e3 in der Praris zu den erheblichiten 
Zweifeln über die Perſon des Verpflichteten führen würde, wenn die Verpflichtung 
dent Bauunternehmer auferlegt werden würde. Dazu fommt, daß als YBauunter: 
nehmer in den verjchiedenen Abitufungen nicht jelten Perfonen auftreten, deren 
wirthichaftliche Verhältniſſe die erforderliche Bürgſchaft für die Erfüllung der ge 
jeglichen Verpflichtung vermiffen laſſen. 

Den Verhältniffen großer Verwaltungen, deren Bauausführungen ih oft 
über weite geographifche Bezirke ausdehnen, joll dadurd Rechnung getragen werben, 
daß den Bauherren geitattet wird, auf Grund bejonderer Regelung im einzelnen 
Falle, die gejegliche Verpflichtung auf folhe Bauunternehmer zu übertragen, melde 
den von der höheren Verwaltungsbehörde zur Sicherung der Erfüllung der 2er: 
pflihtung geitellten Anforderungen genügen. 


Zur Begründung ber Vorfchrift des 8 65 ift auf die allgemeinen Grörter: 
ungen zu verweilen. 

Die Vorichriften des 8 66 über die Schließung der Bau-Krankenkaſſen ent 
fprechen denjenigen über die Schließung der Fabrik-Krankenkaſſen mit der Ab 
mweihung, daß über die Verwendung de3 verbleibenden Vermögensreſtes das 
Kaffenftatut Beitimmungen treffen joll. Da die Bau-Krankenkaſſen nicht für be 
ftimmte Bezirke errichtet werden und bei ihrer Auflöfung die bisherigen Mit: 
‚glieder derielben nicht den Orts-Krankenkaſſen oder der Gemeindes$trantenverficherung 
eines beſtimmten Bezirks überwieſen werden, fo find die für den Fall der Schliekung 
einer Orts- oder Fabrit-ftranfenfalle über die Verwendung des Vermögensreftei 
getroffenen Vorichriften hier nicht anwendbar, und bei der großen Mannigfaltigfeit 
ber Verhältniffe diejer Kaſſen empfiehlt es fich, diefe Verwendung nicht dur all 
gemeine geſetzliche Vorſchrift, ſondern durch ftatutariiche Beitimmungen zu regeln. 

Zu 8 67. Da dur YZugehörigkeit zu einer Innungs-Krankenkaſſe dem 
geſetzlichen Krankenverſicherungszwange foll genügt werden fünnen, und da die bei 
Snnungsmeiltern beichäftigten verficherungspflichtigen Perfonen auf dem Wege 
ftatutarifcher Regelung durch Vermittelung des Arbeitövertrages indirekt genöthigt 
werden fünnen, einer Innungs-Krankenkaſſe ald Mitglieder anzugehören, fo muß 
Borforge getroffen werden, dab die Unterftügungen diefer Kaſſen den gefeglichen 
Anforderungen entiprechen, daß ihre dauernde Leiſtungsfähigkeit in derſelben Weile 
wie diejenigen der Orts-Krankenkaſſen gelichert wird, und daß die Jntereflen ihrer 
Mitglieder in derfelben Weile wie diejenigen der Mitglieder der Orts: und Fabrik 
Krankenkaſſen gewahrt werden. Die Vorichriften, welche über Umfang, Höhe und 
Dauer der Leiltungen, über dad Verhältniß zwiſchen Kaffenleiftungen und Kaſſen- 
beiträgen, ſowie iiber die Pflichten der Arbeitgeber für bie letteren Kaſſen erlaflen 
werben, müffen demnach auch auf die Innungs-Krankenkaſſen Anwendung finden. 

Zu 88 68 und 69. In die Verhältniffe der Knappſchaftskaſſen und ber 
freien Hilfskaſſen Toll durch dieſes Geſetz nicht weiter eingegriffen werden, ald er 
forderlich ift, um ihren Mitgliedern dasielbe Maß der Kranfenunterftügungen zu 
fihern, welches den Mitgliedern der auf Grumd diejes Geſetzes errichteten Sranfen 
faffen gewährt wird. 
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Mit Nüdliht auf die Eigenthümlichkeiten beider Arten von Kaffen erfcheint 
es angemeſſen, in dieſer Beziehung die Knappſchaftskaſſen den Fabrik-Kranken— 
kaſſen, die freien Hilfskaſſen der Gemeinde-Krankenverſicherung gleich zu ſtellen. 
Da die freien Hilfskaſſen ſich vielfach über größere Bezirke erſtrecken und die hin— 
ſichtlich der Höhe und Dauer der Unterſtützungen zu ſtellenden Anforderungen ſich 
für verſchiedene Gemeindebezirke verſchieden geſtalten, ſo werden diejenigen An— 
forderungen als maßgebend zu bezeichnen ſein, welche am Sitze der Kaſſe zu 
ſtellen ſind. 

Zu 88 70 und 71. Hinſichtlich der Strafbeſtimmungen iſt auf bie Be— 
merfungen zu den 88 44 biß 49 zu verweilen. 

Zu $ 72. Die Vorfchrift dieſes Paragraphen foll verhüten, daß die Arbeit- 
geber die ihnen gejeglich obliegenden Leiftungen den von ihnen beichäftigten Per: 
fonen aufbürden. 

Zu 8 73. Die Verichiedenheit der Behördenorganifation in ben verichiebenen 
Bımdesftaaten macht eine ähnliche Beitimmung, wie fie bereit3 in 8 155 ber 
Gewerbeordnung getroffen ift, auch für dieſes Gefeß nothiwendig. 

Die Vorichrift des legten Ablage trägt der Stellung Rechnung, welche die 
den Betrieböverwaltungen des Reiches und den Bundesftaaten vorgelegten Dienit- 
behörden auch Übrigens einnehmen. 

Zu 8$ 74 und 75. Die zahlreichen Krankenkaſſen, welche auf Grund 
bisheriger geſetzlicher Vorichriften und der nah Maßgabe des Titel VIII der 
Gewerbeordnung erlaffenen Ortöftatute mit Beitrittszwang für gewiſſe Klaſſen von 
Arbeitern errichtet find, ſollen durch diefes Geje nicht befeitigt werden. Ihre 
Statuten müffen aber, um die Durchführung des allgemeinen Krankenverſicherungs— 
zwanges nah Maßgabe der Vorichriften des Geſetzentwurfs ficher zu ftellen, 
binfichtlih der Kaffenleiftungen und Beiträge, ſowie hinfichtlich der Vertretung 
und Verwaltung der Kaffe, mit den neuen Anforderungen in Einklang gebracht 
werben. 

Rüdfichtlih der Kaſſenleiſtungen wird dies ausnahmslos für alle Kaflen 
infofern durchzuführen fein, als es erforderlih ift, um ihren Mitgliedern die ges 
feglihe Mindeitunterftügung zu fihern. Dagegen wird den beionderen Verhält— 
niſſen der einzelnen Kaſſen billiger: und zwecdmäßigerweife dadurch Rechnung zu 
tragen fein, daß ihnen geitattet wird, höhere Unterftügungen oder Unterftüßungen 
anderer Art, als fortan gejeßlich zugelaflen werden, unter gewillen Voraus— 
fegungen beizuhalten, zumal nicht wenige der beitehenden Kaſſen im Laufe ber 
Zeit durd Erhebung zu hoher Beiträge oder durch Zuwendungen, welche ihnen 
gemacht find, ein Vermögen angefammelt haben, welches ihnen geftattet, jene 
weitergehenden Unterftügungen auch ferner zu leilten, ohne zur Erhebung höherer, 
-ald der in Zufunft geſetzlich geftatteten Beiträge genöthigt zu fein. 

Soweit es ſich dabei niht um Invaliden--Wittwen- und Waijenpenfionen 
handelt, ift es unbedenklich, ben Kaſſen die Beibehaltung der bisher gewährten 
weiteren linterftügungen unter der im $ 74 Abſatz 4 feſtgeſtellten Vorausſetzung 
zu geftatten. 

Dagegen wird die Vereinigung der Invaliden-, Wittwen- und Waifenpenfionds 
perficherung mit ber Sranfenverficherung aus den zu SS 16, 17, 18 dargelegten 
Gründen auc bei beitehenden Kaſſen für die Zukunft nicht mehr zuzulaffen fein. 

Da es aber eine Anzahl von Kaſſen gibt, welche jeit langen Jahren ihren 
Mitgliedern auch Interftügungen diefer Art gewährt und mit Rüdficht auf biefen 
Zweig ihrer Wirkſamkeit nicht unerhebliches Vermögen angefammelt haben, fo 
wird es fih, um in gewohnte Verhältniffe nicht zu tief einzugreifen und das 


264 Die Krankenverfiherung der Arbeiter. 


angefammelte Vermögen feiner Beltimmung zu erhalten, empfehlen, für Fälle 
diefer Art die Abzweigung einer befonderen Penfionsfaffe von der als Stranfens 
faffe fortbeftehenden, bisher beiden Zweden dienenden Kaffe zu ermögliden. Da 
der Fortbeſtand einer jelbftändigen Penſionskaſſe durch die Aufrechterhaltung des 
Beitrittszwanges, welcher bisher entweder durch Vermittelung des Arbeitövertrages 
ober durch Benutzung ded Krankenverſicherungszwanges aud zu Gunften der Pen— 
fionöverfiherung ausgeübt wurde, bebingt ift, jo wird für diefe Fälle die Ein— 
führung des Beitrittözwanges für die der bisherigen Kaffe angehörigen Klaſſen 
bon Arbeitern auf dem Wege jtatutarifcher Vorſchrift zuzulaffen fein. 

Ueber das Vermögen der bisherigen, verfchiedenen Interftügungen dienenden 
Kaffe muß ſowohl für den Fall, daß eine befondere Penſionskaſſe errichtet wird, 
al3 auch für den Fall, daß die Penfionsverfiherung für die Zukunft aufgegeben 
wird, Beſtimmung getroffen werben. In beiden Fällen muß bad Vermögen in 
eriter Linie dazu verwendet werben, die aus dem biöherigen Verficherungsverhältniffe 
bereit3 entftandenen Ansprüche zu deden. Der dazu erforberlihe Theil des Ber: 
mögens foll im eriteren Falle der neu zu errichtenden Penſionskaſſe überwiefen, 
im leßteren einer befonderen Verwaltung unterftellt werden. 

Soweit nad; Dedung diefer Anſprüche nod ein Vermögendreft übrig bleibt, 
fol verfelbe, falls eine befondere Penfionstaffe nicht errichtet: wird, ber als 
Krankenkaſſe fortbeftehenden bisherigen Kaffe verbleiben. Im entgegengejegten 
Falle foll eine Theilung zwiſchen beiden Kaſſen ftattfinden, und zwar in ber 
Meife, daß die Errichtung einer befonderen Penſionskaſſe durch Meberweifung eines 
möglichit großen Theiles des Vermögens thunlichft erleichtert und zu dem Ende 
ber Antheil der Krankenkaſſen unter allen Umſtänden auf denjenigen Betrag bes 
ſchränkt wird, welcher erforderlich ift, um fie der Anjammlung de geſetzlichen 
Nefervefonds zu überheben. 

Zu 8 76. Das Gefeg vom 8. April 1876, betreffend die Abänderung bes 
Titels VII der Gewerbeordnung (Reichs-Geſetzbl. S. 134), wird durch das 
neue Geſetz vollftändig erjegt werben und ift baher in feinem ganzen Umfange 
aufzuheben, 

Die Beihräntung der Geltung des Geſetzes über die eingefchriebenen Hilfskaffen 
vom 7. April 1876 ift eine Konjequenz der Borfchriften des $ 53 und bes 
8 74 Abſatz 1. Hinfichtlich der aus freier Entſchließung der Betheiligten hervor— 
— Kaſſen bleibt dasjelbe mit der aus dem $ 69 ſich ergebenden Modifikation 
in Geltung. 


Souveränetät, Staat, Gemeinde, Selbfiverwaltung. 
Kritische Begriffzitudien 
von 
Dr. Heinrich Rofin, 
Privatdozenten in Breslau. 


I. Der Rechtsbegriff der Sonveränetät. 


$ 1. Die Begriffsbejtimmung Hänel’s, !) welcher das Weſen der 
Souveränetät in die Kompetenz-Kompetenz, die Rechtsmacht eines Gemeinweſens 
über die Beftimmung feines Wirkungskreiſes fest, hat, nachdem fie noch neuefteng 
von Liebe?) und Zorn?) im Wejentlichen*) angenommen worden, gegenwärtig 
in dem anregenden Buche Jellinek's „Die Lehre von den Staatenverbind- 
ungen“ ®) eine Anfechtung erfahren. Der Verfaſſer weiſt zunächft die Unzu— 
länglichkeit der Hänel’fchen Induktion durch den Hinweis auf thatfächlich ge- 
gebene jtaatsrechtliche Bildungen nach, in denen, wie 3. B. im Verhältniß des 
Suzeräns zu dem Vaſallenſtaat, der fouveränen Gewalt nicht die Rechtsmacht 
zujteht, ihre Kompetenz gegenüber dem unterworfenen Gemeinmwefen jelbjtändig 
zu beitimmen. Jellinek findet dann das juristische Merkmal des fouveränen 
Staates in der „ausfchließlichen Verpflichtbarkeit durch eigenen Willen“ und 
definirt die Souveränetät als „die Eigenjchaft eines Staates, fraft welcher er 
nur duch eigenen Willen rechtlich gebunden werden kann.““) Aus diejer De: 
Amition folgen ihm logiſch alle die Eigenschaften, die man bisher als weſent— 
lihen Inhalt der Souveränetät aufgeftellt hat. Es ergebe fich, fo jchließt er, 


') Studien zum deutihen Staatäredht I, ©. 148 f. 
Etaatsrechtliche Studien I (Sind die zu einem Bundesſtaate vereinigten Staaten 
jouverän ?) 1880, ©. 7 fi. und „Staatsrechtliche Streitfragen“ in der Beitichr. f. die gef. 
Staatswifienichaft, Bd. 88 (1882), ©. 641. 

 „Streitfragen des deutichen Staatsrechts“ in der Zeitfchr. f. d. geſ. Staatswifjenihaft, 

3. 37 (1881), ©. 807 f. 
N Liebe definirt: „Die Souperänetät eines Staates bejteht darin, daß derjelbe in 
jeiner Rechtsfähigkeit, in der Fähigkeit jeine rechtliche Zuftändigkeit zu beftimmen, überhaupt 
nicht, und in feiner Handlungsfähigfeit nur jo weit bejchränft ift, als er ſich jelbjt beſchrünken 
wollte.“ Selbjtbeihräntung der Handlungsfähigkeit liegt nad) Liebe (Studien, ©. 13) dann 
vor, wenn ein Staat, weldyer dad Recht der Thätigfeit auf dem gejammten Gebiete ftaat- 
liher Aufgaben befigt, der alfo in feiner Redtsfähigkeit (im Liebe’shen Sinne) unbe 
ihräntt ift, ſich verpflichtet hat, dieje Thätigkeit in gewiffen Beziehungen nur nad gemiffen 
Grundfägen auszuüben. Zu dem von Liebe jtatuirten Gegenſatz zwiſchen der von ihm 
18. rn und der von ihm jog. Handlungsfähigfeit j. unten im Tert $ 5, Nr. 2 
un 6. 


5) Wien 1882, &. 16 ff. 
9 Jellinek ſelbſt verweift zu diefer Definition auf Gerber, Grundzüge, ©. 22; 
J. v. Held, Allg. Staatör., ©. 321; Dubs: Das öffentl. Recht d. ſchweiz. Eidgen. I, 
2. Yufl., ©. 28. 
Unnelen bes Deutichen Reichs. 1883 18 
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daraus die Kategorie der „höchſten und unabhängigen Macht“, der „Untheil- 
barkeit“ und „Ewigfeit“ der Souveränetät, e8 folge, daß der jouveräne Staat 
„innerhalb der ihm durch feine Natur gezogenen Grenzen feine Kompetenzen 
feftftellen kann“ und es ergeben fich endlich) „Jämmtliche Hoheitsrechte, d. 6. 
die oberfte normirende Thätigfeit des Staates nach allen Richtungen des jtaat- 
lichen Lebens, ald Konfequenz. des Souveränetätsbegriffes.“ 

Bu jeiner Begriffsbejtimmung will Jellinek durch folgende Deduktion 
aus dem juriftiichen Wejen der Staatsthätigfeit gelangt fein. Es gebe zwei 
Möglichkeiten der rechtlichen Verpflichtung: „Verpflichtung durch eigenen und 
Verpflichtung durch fremden Willen.“ Merkmal des Unterthanen ſei die aus: 
Ichließliche Verpflichtbarfeit durch den Staatöwillen, alſo durch fremden Willen. 
Und zwar fei der Unterthan im legten Grunde in allen feinen Rechtshandlungen, 
alfo aud) den privatrechtlichen, durch den Staatswillen verpflichtet, denn auch eine 
Berpflichtung durch eigenen Willen könne für ihn rechtlich nur ftatthaben, in 
jofern der Staat im Voraus an einen folchen Akt des Unterthans durch jeine 
Berehle rechtliche Wirkung geknüpft hat. Dagegen verpflichte der Staat, und 
nur diefer, fich jelbjt durc) feine Handlungen und zwar fomohl nach Innen, 
indem er durch die Normen des Verfafjungs- und Verwaltungsrecht3 fich jelbit 
gebunden jege, als auch nach Außen im. völferrechtlichen Verkehr und Ver— 
trage. Wenn nun aber, jchließt Fellinef, der Staat die oberfte Macht fein 
joll, jo genüge zu feiner Charafterifirung nicht das Merkmal der Verpflict- 
barfeit durch eigenen Willen; es müſſe vielmehr noch hinzukommen, daß er 
nicht bloß fich Vefbft, jondern daß fein anderer Wille ihn zu verpflichten im 
Stande ſei. 

Sowohl auf dem Wege bis zu feinem Begriffe als in den Folgerungen 
aus demjelben jcheint uns Jellinek Fehler nicht vermieden zu haben. Gs 
fann nicht zugegeben werden, daß das Merkmal des Unterthans die ausſchließ— 
liche Berpflichtbarfeit durch den Staatswillen ift. In feinen Rechtsgejchäften 
auf dem Gebiete des Privatrecht3 verpflichtet der Einzelne fich jelbjt und nur 
er fich jelbit; jein Wille ift die Urfache!) feiner Verpflichtung, nicht die Rechte 
ordnung, welche zudem nicht nothiwendig vom Staate gejeßt zu fein braucht. 
Die Rechtsordnung oder der Staat, welcher fie gejegt hat, iſt vielmehr nur 
die Potenz, fraft deren der Wille des Einzelnen Urjache feiner Verpflichtung 
ift, Diefe zur Rechtsfolge hat, ebenfo wie das Naturgefeg oder Gott, welchet 
e3 gegeben, nur die Potenz ift, kraft deren und gemäß derer in der Welt der 
Erjheinungen die eine als Folge fi) aus der anderen als Urfache ent- 
widelt.?) Im anderen Falle müßte ebenfo auf dem Gebiete des Völkerrechts 
der vertragjchließende Staat nicht durch fich felbit, jondern durch das Böller: 
recht verpflichtet erjcheinen und damit das von Jellinek felbit aufgeftellte 
Merkmal jeiner Souveränetät verlieren.) Es ift alfo nicht Merkmal des 
Staates, daß nur er durch eigenen Willen verpflichtet werden fann. 


) Jellinet jagt: Jm legten Grunde ſei der Unterthan in allen jeinen Rechts— 
handlungen dur den Staatswillen verpflichtet. Aber eben nicht der lebte, d. b. bier der 
entferntejte Grund ift die causa efliciens der Eriheinung, fondern der nächſte. 

?) So inäbejondere Zitelmann: Irrthum und Rechtsgeſchäft (1879), S. 288 mit 290 
und in Anwendung auf die Rechtsgejchäfte des öffentlichen Rechts mein Polizeiverordnung* 
recht in Preußen (1882), ©. 3, 15. ©. aud Karlomwa: Das Rechtsgeſchäft, ©. 4. 

) Jellinet jelbjt kann S. 176, 177 nicht umhin, diejen Geſichtspunkt der Gleich 
artigkeit völferrechtlicher und privatrechtlicher Verträge hervorzuheben. Bei Beiprehung dei 
ein völkerrechtliches Vertragsverhältniß darjtellenden Staatenbundes (S. 172 ff.) jagt er: 
„Selbjt wenn die Durchſetzung des Bundesbeichlufies mit Gewalt durd eine Bundeserehrtion 


_ | 


I. Der Rechtöbegriff der Souveränetät. 267 


Ebenfowenig kann ich alle von Jellinek aus feinem Souveränetätsbe- 
griffe gezogenen Folgerungen acceptiren, für die er e8 zudem an der nöthigen 
Begründung fehlen läßt. Es möge hier zunächft nur darauf hingewiefen werden, 
daß er gegen feine eigene Ausführung die Kategorie der ‚„Kompetenz-Kompetenz“ 
jelbit wieder deduftiv in den Souperänetätsbegriff einführt. 

Nichtsdeſtoweniger bin ich allerdings der Meinung, daß Kellinef mit 
juriſtiſchem Takte im Wejentlichen die Begriffsbeftimmung felbft richtig gegeben 
bat. Ich will verfuchen, unabhängig von ihm auf ftreng Logifchem Wege dem 
Rechtsbegriff der Sonveränetät nahe zu fommen. 

8 2. Stellen wir zumächjt feit, was die Frage nadı dem Souveränetätd- 
begriffe überhaupt bedeutet. 

Ein Begriff, mag derfelbe nun ein Rechtsbegriff oder ein Begriff anderer 
Art fein, iſt eine abjtrafte Zufammenfaljung einer Reihe konkreter Erfchein- 
ungen nach einem ihnen allen gemeinfamen Merkmale. Die Beziehung, in 
welche der Begriff und die unter ihn fallenden Erfcheinungen durch den menfch- 
lichen Geift gejegt werden, fan nun je nad dem Musgangspunfte eine 
doppelte jein. Entweder wir gehen von den Erjcheinungen aus und wollen 
den Begriff finden; dann verfahren wir induftiv: wir betrachten eine möglichjt 
große Reihe gegebener Erfcheinungen, heben das ihnen Gemeinjchaftliche heraus 
und fallen e8 als Begriff zufammen, den wir wiederum anderen Begriffen ent— 
gegenjegen. Oder wir gehen von einem bejtimmten Begriffe aus, den wir als 
teftjtehend betrachten, und prüfen deduftiv eine Reihe von Erjcheinungen darauf 
bin, ob fie unter denſelben fallen, d. h. die im Begriff zufammengefaßten 
Merkmale enthalten oder nicht. 

Daß e3 ſich bei der Frage nach dem Souveränetätsbegriffe nicht um 
die erjte Alternative, aljo nicht darum handelt, denfelben induftiv aus Der 
Bergleichung einer Reihe von Gemeinweſen, die wir nach feititehendem Sprach— 
gebrauche jouverän nennen, im Gegenjag zu einer Reihe anderer, die wir 
nicht fouverän nennen, zu abjtrahiren,') iſt Far, da ein Ueberbliden der ein- 
jchlägigen Litteratur jofort lehrt, daß die Wifienfchaft gerade darüber in hohem 
Maße zweifelhaft it, ob dem einen oder dem anderen der Gemeinwejen, von 
denen wir bei diefer Induktion ausgehen wollten, das Prädikat der Souveränetät 
beizulegen jei oder nicht. Daraus folgt, daß im Gegentheil der Schwerpunkt 
der ‘Frage darin liegt, Die einzelnen für uns relevanten Gemeinweſen unter 
den Begiff der Souveränetät zu ſubſumiren oder aus demfelben auszufcheiden. 
Allein dies jet, wie gezeigt, voraus, daß wir von dem Begriffe der Souve— 
ränetät als einem feitjtehenden, ausgehen könnten Wenn wir nun troßdem 
nach der Bedeutung dieſes Begriffs fragen, jo heißt Dies nichts Anderes, als 
daß die in Wort und Begriff der „Souveränetät“ enthaltenen Merkmale unſerem 
Geifte nicht Mar und deutlich genug find, um demfelben eine jofortige Anwen: 
dung auf konkrete Erjcheinungen zu geſtatten. E3 folgt daraus für ung Die 
Aufgabe, ausgehend von den im Begriff der Souveränetät zweifellos enthaltenen, 
ihrer Bedeutimg nach aber unklaren Merkmalen durch Deduftion zu anderen 
zu gelangen, welche eine prompte Entfcheidung, ob ein Gemeinweſen jouverän 





erzwungen werden jollte, widerfährt dem Staate nur fein eigener Wille, wie ja auch gegen 
denjenigen, der einen privatrechtlichen Bertrag nicht erfüllt, im Erfüllungszwange der Ver: 
tragswille, aljo fein eigener Wille, zur Geltung gebradyt wird.“ 

!) Dieien Weg ſchlägt 3. B. Liebe in feinen Studien, ©. 1 ff., zur Feſtſtellung des 
Bundesftaatäbegriff® unter Zugrundelegung der Verfaſſungen des Deutihen Reiche, der 
Schweiz und der Vereinigten Staaten Nordamerikas ein. 
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ift oder nicht, ermöglichen. Die Löſung dieſer Aufgabe ijt die Löjung der 
Frage nad) dem Begriffe der Souveränetät im Sinne der heutigen Wiſſen— 
Ichaft. Mit zwingender Nothwendigfeit aber ergibt fich gegenüber früberen 
Methoden zweierlei; erſtens, daß die Unterfuhung nach dem Begriffe der 
Souveränetät eine lediglich deduftive jein darf, welche von thatjächlichen Er- 
icheinungen zunächſt völlig abzujehen hat, und jodann: daß bei dieſer Deduktion 
ausschließlich von Begriffsmomenten ausgegangen werden darf, die anerfannt 
im Begriffe der Souveränetät enthalten find. Mit dem Begriffe des Staates, 
der Staatsthätigfeit u. j. w. darf man, wie dies noch Jellinek gethan bat, 
wenn man zu ficher gegründeten Rejultaten gelangen will, nicht operiren, da 
man auf diefe Weife neue Momente in den Begriff hineinträgt, die nicht von 
jelbft aus demfelben abgeleitet werden können. 

8 3. Seit Bodin in feinen six livres de la Republique von der 
„puissauce souveraine“ des Staates gejprochen, kann die Auffafjung der 
Souveränetät als einer „summa potestas“, einem „summum imperium“, 
einer „höchiten oder oberften Gewalt“ ala allgemein anerfannt erachtet werden. 
Bon den beiden hierin liegenden Denkfategorien, dem Begriffe der „Macht“ 
und dem Begriffe des „Höchiten, Oberjten“ muß daher nach dem Crörterten 
deducirend ausgegangen werden. 

1. Um aus dem Begriffe der „Macht“ weiter zu deduciren, haben mir 
feinen anderen Anhalt, al3 daß wir wiljen, daß es ſich bei ihm um einen 
Nechtsbegriff handelt. Dadurch ift zunächit feitgeftellt, daß für den Begriff 
der Souuveränetät nicht. thatjächliche Machtverhältniffe maßgebend find, ') 
fondern nur rechtliche Macht in Frage ſteht. Da nun „Recht“ die Abgrenz 
ung der Willensmacht der Berfönlichkeiten ift,*) fo ift rechtliche Macht der konkrete 
Willensinhalt einer Perfönlichkeit, welcher für den Willen anderer, der eriteren 
gegenüberjtehender Perſönlichkeiten bejtimmend tft. ?) 

2. Die Kategorie des „Höchſten“ bedeutet, daß in der Ueber und Unter: 
ordnung einer Reihe von Wejen eins auf der oberjten Stufe fteht. Der Begrift 
des „Höchiten“ iſt demzufolge ein Verhältnißbegriff;*) er jagt ejnerjeits nad 
oben hin aus, daß das „höchſte“ Wejen fein anderes Wefen über fich bat, 
und amdererjeit3 nach unten Hin, da der Superlativ auch den SKomparativ 
nothiwendig in fich jchließt, daß es höher fteht als andere Wejen, denen das 
Prädikat des „Höchſten“ um deswillen nicht zugejchrieben werden kann. Die 
Betrahtung der Beziehung nach unten ergibt uns aljo zugleich den Inhalt 
der Negation des Begriffs. 

Dagegen kann der Begriff des „Höchiten“ über Weiteres feine Auskunft 
geben. Er gibt insbefondere feine Auskunft — und jedes Forſchen in ihm 
hierüber ijt vergebens — über die Natur des als „höchſtes“ gejegten Weſens 
Denn da der Begriff des „Höchiten“ eine Nelation enthält, ein jedes Weſen 
aber zu fich jelbjt nur in dem einen Verhältniß jteht, daß es fich ſelbſt gleih 
ift, jo können wir unfere Kenntniß über die Natur des höchiten Weſens nict 
aus feiner Eigenfchaft als „höchites“ entnehmen, müſſen fie vielmehr anderweitig 


N) Dies gegen Gerber, Grundzüge, 3. Aufl., S. 25, Note 4; gegen ihn zulegt Liebe, 
Studien, ©. 14 und Zorn, ©. 307. 

2) Val. Hierzu mein Bolizeiverordnungsredt, ©. 1. 

s Windſcheid, Pandelten, $ 37, 49. 

*) So ſchon Jellinek, ©. 26, der aber zu weit geht, wenn er diejer „Relation“ 
jeden materiellen Inhalt abſpricht. Sie hat nur feinen außer ihr — Gegen ihn 
Born in feinem Referat in der „Deutſchen Litteraturzeitung“ (1888), Nr. 4. 
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zu erlangen trachten. Ebenſowenig gibt der Begriff des „höchſten“ über die 
Natur der diefem gegenübergeitellten Wejen und über jonjtige Beziehungen der 
verglichenen Objekte Auskunft, da wir ja gerade dadurch, daß mir diefelben 
nur in Bezug auf ihre Ueber: und Unterordnung vergleichen, fie im Uebrigen 
einander gleichjegen. 

3. Die Kombination beider Kategorien in ihrer jebigen Gejtalt ergibt, 
daß der Begriff der Souveränetät fih auf die Ueber- und Unterordnung der 
Recht3-PBerjönlichkeiten bezieht. Worin bejteht nun das Wefen der Ueber- und 
Unterordnung, worin das Wejen der Gleichheit der Perfönlichkeiten? Wenn 
die Willensmacht der Perjönlichkeit über eine andere die Fähigkeit ift, den 
Villen der legteren dem Inhalt des eigenen Willens gemäß zu —— ſo 
fann, wenn und ſoweit trotz dieſer Beziehung der Perſönlichkeiten auf einander 
eine Gleichheit derjelben ala Perſon vorhanden fein fol, diefe nur dadurch 
gegeben fein, daß die Willensmacht der bejtimmenden Perfönlichkeit ihren recht- 
hen Grund doch wieder in dem Willen der bejtimmten Perſönlichkeit findet. ') 
Beitimmbarfeit durch einen fremden Willen, der wieder auf meinem eigenen Willen 
beruht, ift in der That Beitimmbarkeit kraft eigenen Willens, Nückbeziehung 
auf mich jelbjt und damit Gleichheit der Perjönlichkeiten. Dagegen wird fo- 
fort die Gleichheit ausgeſchloſſen und das Verhältni der Ueber- und Unter: 
ordnung begründet, jobald eine Berfönlichkeit durch eine andere beftimmbar ift, 
deren Willen jeine rechtliche Urfache nicht mehr in dem Willen der beſtimm— 
baren Perfünlichkeit, jondern in ſich jelbjt findet. Darin alfo liegt das Wefen 
der rechtlichen Ueber- und Unterordnung der Perjönlichkeiten, oder wie wir 
ihon jegt jagen fünnen,?) der Herrichaft einer Perfönlichkeit über die andere, 
daß die erjtere dem rechtlichen Grund für die Beitimmung der — in ſich 
ſelbſt findet, die erſtere den Willen der letzteren aus eigener Macht?) zu 
beitimmen berechtigt ift. 

S 4 Hiernach ergibt fi) aus dem Verhältniß der jouveränen Perſön— 
[ihfeit nach Oben bezw. nach Unten hin: 

1. Der pofitive Begriff der Souveränetät als diejenige Rechtsſtellung einer 
Berjönlichkeit, vermöge deren fie auf Grund des beftehenden Necht3 durch den 
Villen feiner anderen Perfönlichkeit rechtlich bejtimmt werden fann, oder affir- 
mativ ausgedrüdt als ausjchließliche Beitimmbarkeit*) durch eigenen Willen. 
Daraus und in Verbindung mit dem oben Entwidelten folgt zugleich, daß der 
Begriff der Souveränetät für eine Perfünlichkeit nicht ausgejchloffen wird, wenn 
ſie zwar durch einen fremden Willen bejtimmt werden kann, diefer aber feine 
rechtliche Urfache in dem eigenen Willen der bejtimmbaren Perſönlichkeit findet. 
Es joll weiter unten in anderem nothwendigen Zufammenhange nachgemwiefen 
werden, daß die Willensbindungen der zu einem Bundesſtaate gehörigen Glied- 


) . . · oder allerdings in objektiven, vom beiderjeitigen Willen unabhängigen That- 
beitänden, an welche die Rechtsordnung rechtliche Folgen antnüpft, ohne dadurd) die prin« 
zipielle Gleichheit der Perjönlichleiten zu beeinträchtigen. 

*) Das Nähere über den Rechtöbegriff der Herrichaftd: oder Hoheitärechte unten sub III 

2) Der Lejer möge gejl. beachten, daß im Tert von „eigener Macht“, nit von 
en Recht‘ geſprochen wird. Ueber die Beziehung diefer Begriffe auf einander vgl. 
su I. 

9 So befier als „Berpflichtbarkeit”, wie Jellinek jagt. Durch den Ausdrud des 
Tertes wird der Gedanke ausgeſchloſſen, als ob durch die Beſtimmung des Willens der nicht 
jouveränen Perjönlichleit durch den der jouveränen ein neues Nectsverhältnig begründet 
werden müßte. Bgl. übrigens ſchon Laband: Staatsreht des Deutihen Reiches I, ©. 73: 
„Souveränetät — die oberjte, höchite, nur fich jelbjt beitimmende Madıt“. 
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Staaten den rechtlichen Grund ihres Beſtehens nicht in dem Willen der Glied: 
ftaaten finden, hier vielmehr ein Herrichaftsverhältnig vorliegt, welches die 
Einzeljtaaten ihrer Souveränetät entfleidet. Dagegen iſt es klar, daß der Ver: 
tragsabichluß des Staates auf dem Gebiete des PrivatrechtS oder auf dem 
bes Völferrecht und das daraus fich ergebende obligatorische Verhältniß den 
vorher jouveränen Staat ebenfowenig feiner Souveränetät beraubt, wie die 
Dbligation des Privatmannes diefen in die Herrjchaft jeines Gläubiger im 
oben enttwidelten Sinne, jo daß diejelbe aus eigener Macht des Gläubigers 
beitände, bringen kann.) Selbjt auf dem Gebiete de3 Staatsrechts verliert 
der fouveräne Staat feine Souveränetät nicht dadurch, daß er fich durch eigenen 
Willen verpflichtet, 3. B. fih ala Grundbefißer oder Gewerbetreibender der 
fommunalen Bejteuerung unterwirft. Auch dann bleibt er jogar jouverän, 
wenn er die auf feinem Willen beruhende Verpflichtung als eine unmwiderrufliche 
übernimmt, wie das Verhältniß des türkischen Reichs zu feinen chriftlichen 
Bafallenftaaten hinfichtlich der diefen garantirten Nechtsjtellung beweijen kann. 
Aus dem Verhältniß der jouveränen Perjönlichkeit nach unten hin er- 
gibt fich der negative Begriff der Nicht-Souveränetät. Nicht ſouverän ift 
demnach eine jede Perjünlichkeit, welche durch einen fremden Willen aus dejjen 
eigener Macht d. h. durch einen folchen fremden Willen, der Die recht: 
fihe Urſache feiner Kraft im fich jelbjt und nicht in der ihm gegenüber: 
ftehenden Perſönlichkeit findet, bejtimmt werden kann. Dabei ijt aber Eins 
bejonders hervorzuheben: Beſtimmbarkeit durch fremden Willen in einem 
Punkte der Perjönlichkeit hebt den Begriff der Souveränetät auf. Es gibt 
nur den direkten Gegenjag von Souveränetät und Nichtjouveränetät, feine halbe, 
unvollftändige, getheilte?) Souveränetät, mur die Alternative: Ausſchließliche 
oder nicht ausschließliche Beitimmbarkeit durch eigenen Willen. Das in einem 
Punkte feiner Perfönlichkeit von einem fremden Willen bejtimmbare, mit irgend 
einem Theil feiner PVerfönlichkeit fremder Herrichaft unterliegende Rechtsweſen 
fann im Uebrigen in noch jo weiten Umfange von jedem fremden Einfluffe 
rehtlih unabhängig fein, es gewinnt feine Souveränetät nicht wieder, auch 
nicht theilweife; es befigt mur in bejtimmtem Umfange eine Eigenjchaft, die 
der rechtlichen Unbejtimmbarkeit, welche, wenn fie im geſammten Umfange feiner 
PVerjönlichkeit vorhanden wäre, Souveränetät fein würde, da fie e8 aber nicht 
ilt, das Prädikat der Souveränetät volljtändig ausjchließt. 
$5. Wenden wir nunmehr die gefundenen Begriffe auf die Fonfreten 
Beziehungen des Deutjchen Reichs und der zu ihm gehörigen Gliedjtaaten an, 
jo u ke ſich: 

. Souverän iſt das Reich, da es im geſammten Umfange ſeiner Perſön— 
lichkeit nur von ſich aus beſtimmt werden kann. Zwar haben die Einzelſtaaten 
an der Willensbildung des Reiches ihren verfaſſungsmäßigen Antheil, aber, 
wie bei den Mitgliedern einer Korporation, nur als Glieder und Organe des 
Reichs, nicht als ſelbſtändige, ihm gegenüberſtehende Perſönlichkeiten. Der zu 
Stande gekommene Wille iſt der Wille des Reichs, nicht der der Einzelſtaaten; 
das Recht der leßteren ijt interne Theilnahme an der Willensbildung des 
Reichs, nicht eine von Außen herantretende Willensbeftimmung desjelben. ?) 


1) ©. unten sub. III, 

) Für die getheilte Souveränetät tritt neuejtend wieder ein: Rümelin „Das Be: 
aufſichtigungsrecht des Deutjchen Reiches und deſſen organiſatoriſche Geſtaltung“ in der Zeit— 
ſchrift f. die geſ. Staatswiſſenſchaft. Bd. 39. ©. 200. 

®) Dies gilt unverändert auch für die Beſtimmung des Art. 78, Satz 2 der Reichs-Verf. 
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2. Nicht fouverän find auf Grund der Deutschen Reichs-Verfaſſung die 
Einzeljtaaten, da fie im weiteſten Umfange durch das Reich beitimmbar find.*) 
Zunächſt in Bezug auf den Umfang ihrer Perjönlichkeit, ihre Willensfähigfeit, 
durch die dem Weiche nach Art. 78 zuftehende Kompetenz: flompetenz , ver: 
möge deren dasjelbe auf Grund des beftehenden Nechts die Nechtsmacht befist, 
im Wege jeiner Gejeggebung, alfo durdy feinen Willen?) den Wirfungsfreis 
der Einzelftaaten zu bejchränfen. Sodann aber auch in Bezug auf den Willens: 
inhalt der Einzelſtaaten auf allen Gebieten ihrer ftaatlichen Thätigkeit: auf 
dem Gebiete der Gejeßgebung durch den unbedingten Vorrang des Inhalts der 
Neichsgejege (Art. 2), auf dem Gebiete der vollziehenden Gewalt (um diejen 
zuſammenfaſſenden Ausdruck zu gebrauchen), indem die NRechtsiprechung des 
Einzeljtaates im Umfange der NReichsgejege und die Verwaltung desjelben im 
Umfange des Art. 4 R.-V. der Beitimmung durch den gejeggeberischen Willen 
des Reiches unterliegt. 

Schon aus diefer Zufammenftellung ergibt fich, daß die dem Weiche nad 
dem jegigen Verfaſſungsrecht zujtehende Kompetenz-Kompetenz nicht die aus: 
Ichließliche Urjache und nicht das ausſchließliche Merkmal der Nicht: Souveränetät 
der Einzeljtaaten darjtellt. Sie ift vielmehr nur eine einzelne Richtung, in 
der fich die Herrichaft des Reiches über die Einzelftaaten, die Beitimmung der: 
jelben durch den Willen des erfteren aus deſſen eigener Macht äußert. Sie 
fünnte fehlen, ohne daß deshalb doch die Einzeljtaaten mehr jouverän. wären: 
zwar nicht um deswillen, weil, wie vielfach zur Rettung der „Stompetenz: 
Kompetenz“ als Souveränetätämerfmal gelehrt wird?), fchließlich doch in einem 
unvermeidlichen Kollifionsfalle das Reich über die Kompetenzgrenze zwischen 
fih und den Einzeljtaaten entjcheiden würde; denn in einem jolchen Falle 
würde das Weich ebenjo, wie ein zur Schlichtung jolcher Fragen etwa einges 
jeßtes Gericht*), die Entjcheidung nicht aus jeinem Willen, jondern aus dem 
Rechte zu entnehmen haben, feine neue Grenze beftimmen, jondern nur die be— 
jtebende, aber verdunfelte eruiren dürfen. Wohl aber um deswillen, weil die 
Einzelitaaten, auch; wenn der Umfang ihrer Willensbethätigung nad) Außen 
dem Weiche gegemüber gefichert wäre, doc inhaltlich innerhalb desjelben, insbe— 
ſondere in den nad) Art. 4 der Geſetzgebung und Aufficht des Reiches unter- 
liegenden Angelegenheiten, aber wegen der Unmöglichkeit einer mechanischen 
Trennung der ftaatlichen Aufgaben in zwei vollftändig von einander unab— 
bängige Sphären?), auch auf allen anderen Gebieten ihrer Thätigfeit un— 
mittelbar oder mittelbar die ſouveräne Macht des Neiches empfinden würden. 

86. Es ift oben hervorgehoben worden, daß weder der Begriff der 
Souveränetät, noch der der Nicht-Souveränetät über das Weſen der mit diejen 
Prädifaten belegten Objekte Auskunft zu geben vermöge. ($ I Nr. 2). Daraus 
ergibt fich die gebotene Ablehnung einer Reihe von Konfequenzen, welche von 
Bertretern der bisherigen Auffafjungen, zulegt noch von Fellinef troß jeiner 


wenngleich der Einzelftaat Preußen für ſich allein die zur Ablehnung der Verfaflungsänder: 
ung genügenden 14 Stimmen im Bundesrathe befigt. Gegen Rümelin, ©. 199. 

1) Vgl. im Tert $ 4, Nr. 1. 

2) Val. S. 270. Note 3. 

” So z. B. Held: Berf. d. Deutichen Reiches (1872) ©. 19, 22 fi.; dazu Laband J, 
©. 74 und Jellinet ©. 294. 

*) Ueber die Schweiz und die PBereinigten Staaten in dieſer Hinfiht Jellinek, 
©. 294; Hinfichtlih de Deutihen Reihe Art. 19 Reichs-Verf. 

) Qaband ], ©. 74, 105. 
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in fich richtigen Begriffsbeitimmung ($ 1), aus ihnen gezogen worden find. 
Bon Wichtigkeit erſcheint es, hier folgende hervorzuheben: 

1. Darüber, ob und inwieweit die als fouverän charafterifirte Perjön- 
lichkeit ein Staat jei, die nicht fouveräne feiner, gibt der Begriff der Sou- 
veränetät feine Auskunft. Man kann allerdings, wenn man dies zur Vermeidung 
von Irrthümern ausdrüdlich hervorhebt, das fouveräne Gemeinmwejen Staat 
nennen, das nicht fouveräne aber mit einem anderen Namen belegen. Allein 
man hat dann weiter nicht3 gewonnen, als eine Benennung, die allen Werth 
verliert, wenn der Betreffende, der dieje Benennungen gewählt hat, fich im 
Widerfpruche befindet mit dem gewöhnlichen Sprachgebrauche und er nicht den 
Einfluß befigt, denfelben zu feinen Gunsten umzuftimmen. 

2. Für die Beitimmung des Wirkungskreifes, der Kompetenz einer ſou— 
veränen Perjönlichkeit gibt der Begriff der Souveränetät nur inſoweit einen 
Anhalt, als nad) ihm gewiß ift, daß eine Beſchränkung desjelben durch den 
Willen einer anderen Perfönlichkeit rechtlich unmöglich ift. Im Uebrigen läßt 
er auch bier im Stich. Denn erjtens kann die ſouveräne Perfönlichkeit fich 
jelbjt zu Gunften einer anderen bejtimmen, daher auch ſelbſt ihren Wirkungs— 
freis zu Gunſten einer anderen einjchränfen, was oben bereit8 zur Sprache 
gefommen ift ($ 4 Nr. 1). Sodann aber, umd dies möchte ich bejonders 
hervorheben, ift der Wirkungskreis einer Perjönlichkeit über ihren eigenen Willen 
hinaus, weil mit diefem felbjt, von ihrem objektiven Wefen, von den Kräften 
abhängig, die von Natur in ihr liegen oder im Falle willfürliher Schaffun 
durch den Willen ihrer Konftituenten in fie hineingelegt worden find. Yuch 
im leßteren Falle ijt e8, morauf des Näheren noch zurüdgefommen werden 
foll, nicht der Wille der Konftituenten, der fortdauernd feine —— über 
die neu entſtandene Geſammtperſönlichkeit im Sinne eines Verbots der Kom— 
petenzerweiterung äußert, vielmehr iſt die Geſammtperſönlichkeit ſelbſt von 
vornherein in dieſer Beſchränkung ins Leben getreten, dieſelbe iſt nicht eine 
ihr von Außen fortdauernd oktrohirte, ſondern eine ihrem Weſen immanente. 

Hieraus folgt in Anwendung auf konkrete Verhältniſſe, daß das Deutſche 
Reich an ſeiner Souveränetät nichts eingebüßt haben würde, wenn mit dem 
Art. 78 der Verfaſſung das Recht der Kompetenz-Kompetenz nicht in dieſelbe 
aufgenommen worden wäre. Es korreſpondirt dieſer Satz genau mit dem oben 
entwidelten, welcher für den gleichen Fall die Nicht-Souveränetät der Einzel« 
Staaten behauptete. Er erhält aber eine wejentliche Stüße durch die Erwäg- 
ung, daß in dem vorausgejegten Falle troß der dem Reiche mangelnden Kom: 
petenz-Kompetenz auch die Einzeljtaaten diejelbe infofern nicht befigen würden, 
als fie nicht berechtigt wären, ihren Wirkungsfreis dem Reiche gegenüber zu 
erweitern, jo daß derjenige, welcher die Kompetenz-Kompetenz als wejentliches 
Merkmal der Souveränetät erklärt, eine folche weder beim Reich noch bei den 
Einzeljtaaten finden wiirde‘). Ein Recht, ihren Wirkungsfreis zu erweitern, 
würden die Einzeljtaaten allerdings infofern befigen, als e8 ihnen freiftehen 
‚würde, unter Innehaltung der zwiſchen ihnen und dem Weiche bejtehenden 
Kompetenzgrenzen, neue ſich ergebende Staatsaufgaben in den Kreis ihrer 
Thätigfeit zu ziehen; allein diefes Recht der Kompetenz fteht ihnen auch nach 


’) Bol. dazu oben Seite 271, Note 3; ähnlih Liebe, Streitfragen ©. 640, gegen Zorn, 
der in Folge jeiner Fdentifizirung der Begriffe „Souveränetät“ und „Staat“ für den Fall 
der mangelnden Kompetenz Kompetenz den Staatscharafter des Reichs geläugnet hatte: Streit- 
fragen ©. 303. 
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der heutigen Reichsverfaſſung unzweifelhaft zu.‘) So ergibt auch die Prüfung 
der fonfreten Erjcheinungen, daß Kompetenz und Kompetenz-Kompetenz in 
meiteftem Umfange unabhängig find von den Begriffen der Souveränetät und 
Nihtjouveränetät, vielmehr durch das an fich beitehende Weſen der Perſönlich— 
keit gegeben find, tmelches, wie jchon aus dem Bisherigen zu entnehmen ift 
und weiter unten bejonders erörtert werden joll, in dem Zweckmoment der 
Berfönlichkeit jeinen juriftiichen Brennpunkt findet. 

3. Gleiches, wie für den Wirfungsfreis der fouveränen und nicht ſou— 
veränen Berjönlichkeiten gilt von der damit im engjten Zufammenhange ſteh— 
enden Frage nach dem Umfange und Inhalte der ihnen zufommenden Rechte. 
Daß eine Berfönlichkeit ſouverän it, jagt auch hier nur, daß dieſelbe in ihren 
Rechten nicht durch eine fremde Perfünlichkeit rechtlich bejtimmbar ift; daß fie 
nicht jouverän iſt nur, daß fie in irgend welchem Umfange und Grade der 
rechtlichen Beitimmung durch eine andere Perjönlichkeit unterliegt, daß aljo 
umgefehrt in dieſem beftimmten Umfange und Grade einer höheren, eventuell 
der höchſten, fouveränen Perſönlichkeit ein Beltimmungsrecht über fie zufteht. 
In welchem Grade und Umfange nun aber der leßteren ein Recht, Perjünlich- 
feiten, die ihr damit und injoweit untergeordnet find, aus eigener Macht zu 
beitimmen, ein Herrſchafts- oder Hoheitsrecht über diejelben zufteht, darüber 
fagt wiederum der Souveränetätsbegriff nichts aus. ($ 4 Nr. 2.) Man kann 
es daher nicht als Konjequenz des Souveränetätsbegriffes gelten laſſen, daß 
fih aus ihm, wie Jellinef und Zorn?) meinen, ſämmtliche jog. Hoheits— 
rechte ergeben, aus ihm als Gejammtbegriff fließen, woraus denn Jellinek 
i. B. folgert, daß nicht jouveräne Staaten nur durch den Willensakt eines 
jouveränen entjtehen fünnen®) und Zorn: daß nicht fouveräne Gemeinmwejen 
Hobeitsrechte nicht zu eigenem Rechte befiten fünnten,*) eine Folgerung, der 
Jellinek nur dadurch entgeht, daß er, wie fofort gezeigt werden foll, dem 
Begriff des eigenen Rechts einen anderen, nicht darin liegenden Inhalt gibt. 
Es ift aber ein offenbarer Fehlichluß, aus der Thatjache, daß eine Perſönlich— 
feit jelbjt feine höhere über jich hat, dagegen höher iſt, als eine andere, d. h. 
Herrichaftsrechte über diefe hat, zu ſchließen, daß nicht die leßtere ihrerfeits 
wiederum höher fein könne, als andere ihr untergeordnete Perjönlichkeiten, 
über diefe ihr zu Eigen zuftehende Hoheitsrechte nicht befigen könne. 


II. Sonveränetät und Staat. 


Ss 7. An die Erörterung des Souveränetätsbegriffes jchließt fich natur: 
gemäß die weitere Frage an, um derentwillen eigentlich jene überhaupt unter: 
nommen wird: Iſt Die Souveränetät eine wejentliche Eigenjchaft des Staates 
oder kann e3 nicht jouveräne Staaten geben? Diejelbe wird von den neueren 
Schriftjtellern verjchieden beanttwortet®). Ich halte e8 auch hier für nothwendig, 
zwunähit den Inhalt und die Bedeutung der Frage EHar zu ftellen. 





Liebe ©. 642. 

2) Jellinet, ©. 35, Zorn ©. 309. Dagegen in diejem Punkte Liebe, Studien 
5. 26 fi. Streitfragen ©. 641. " 

NRJellinet, S 56, 57, 44 fi. 

NRZorn, ©. 313. 

) Neueitend für die Annahme nicht fouveräner Staaten Fiebe, Studien ©. 31 und 
Jellinet ©. 44; dagegen Zorn, Streitfragen S. 307. Die ältere Literatur bei &. Meyer, 
Staatsrecht $ 1 N. 2 und dazu Liebe, Studien S. 31,R. 1 und Jellinel, ©. 37, Note 1. 
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So viel ſteht feſt: Wir belegen nach feititehendem Sprachgebraucdye, der 
auch in den Verfafiungsurfunden feinen Ausdrud gefunden hat, gewiſſe Ge 
meinweſen, fo die Vajallenftaaten der Türkei, die Einzeljtaaten der nordameri- 
fanifchen Union, des deutjchen Reiches!) mit der Benennung „Staat“, obwohl 
nach dem Entwidelten nicht bezweifelt werden fann, auch, wmwenigjtens in Der 
deutfchen Litteratur ?), neueſtens wohl im Wejentlichen Uebereinftimmung darüber 
bericht, daß ihnen die Eigenſchaft der Souveränetät nicht zufommt. Wenn 
wir demgegenüber fragen, ob es in der That nicht=fouveräne Staaten geben 
fann, jo juchen wir in der Bejahung dieſer Frage eine Nechtfertigung für 
unferen Sprachgebrauch, der ums in feiner Beharrlichkeit eine Vermuthung für 
feine innere Begründung zu haben jcheint. Die Frage: ift Souveränetät ein 
wejentliches Merkmal des Staatsbegriffes? iſt alfo nicht mehr und nicht we— 
niger als eine Frage der inneren Rechtfertigung eines vorhandenen Sprachge— 
brauches. Wann ijt dieſelbe als geführt zu erachten? 

Nimmt man an, daß die Souveränetät ein begriffliches Merkmal des 
Staates nicht iſt, fo Stellt man damit ſouveräne Staaten und nicht ſouveräne 
Staaten gegenüber. Diefe Gegenüberjtellung it innerlich gerechtfertigt, wenn 
in der That zwiſchen demjenigen Gemeinwejen, die wir Staaten nennen 
und die nach den obigen Erörterungen zugleich jouverän find, und den wicht 
fouveränen, aber doch Staaten genannten Gemeinmwejen fein anderer wejentlicher 
d. h. ihre Stellung als rechtliche Perfönlichkeit berührender Unterjchied bejteht, 
als der durch die Eigenjchaft der Souveränetät rejp. durch ihren Mangel ges 
gebene, alle anderen Unterfchiede fih in ihrem Grunde auf diefen zurückführen 
laſſen. Iſt dem fo, jo bejteht alle Berechtigung, das Gemeinſame beider Ka— 
tegorien in der Benennung „Staat“, ihre Verfchiedenheit in dem Prädifat der 
Souperänetät rejp. deſſen Mangel wiederzufinden.®) Ich werde verfuchen, den 
erforderlichen Nachweis insbefondere durch die Vergleihung der für unjer 
pofitives Staatsrecht relevanten Gemeinmwejen, des deutichen Reichs und der 
in ihm begriffenen Einzeljtaaten zu führen. Freilich kann diefer Nachweis in 
Selge des negativen Inhalts des tbema probandum nur ein approrimativer, 

eſonders auf die in der bisherigen Litteratur hervorgehobenen oder ſonſt ſich 
aufdrängenden wejentlichen Unterjcheidungsmerfmale gerichteter fein. 

8.8. Belanntlih hat man in dem beiderjeitigen Wirkungsfreiie des 
deutſchen Reichs und der Einzeljtaaten eine dreifache Sphäre zu unterjcheiden. *) 
Für einen Theil der Staatsaufgaben find die Einzelftaaten völlig außer Funk— 
tion gefegt, er fällt lediglich dem Reiche zu; in einem anderen Theile find 


') Ich verweile nur auf Art. 1, R.:Berf.: „Das Bundesgebiet bejteht aus den Staaten 
Preußen u. j. w.“ Dazu Laband, Staatöreht I, S. 62. 

2) Ueber die entgegenftehende Lehre Seydel’s, vgl. Laband I, 8 7. 

) Sellinet, © 39, verfolgt einen anderen Weg. Er jagt: „Die wiſſenſchaftliche, 
um den populären Spradigebraud; unbetümmerte Eitijcheidung der frage kann einzig und 
allein davon abhängen, daB ſich die Möglichkeit politiicher Gebilde fonjtatiren läßt, welchen 
einerjeit3 feine Souveränetät zugeichrieben werden darf, die aber andererjeits ein wejentliches 
Merkmal aufweiſen, durd; weiches fie fih von den dem Staate ein und untergeordneten Kor: 
porationen unterjcheiden.“ Jellinek erreicht theil$ das thema probandum nicht, theild geht 
er über dasjelbe hinaus. Er erreicht auf feinem Wege nur den Beweis dreier verichieden- 
artiger Gemeinwejen: 1. des ſouveränen Staates, 2. des wicht fouperänen Gemeinweſens, 
das aber feine jog. Gemeinde ift, 3. der Gemeinde. Er beweiit mehr, ald zu beweiien an 
biejem Orte nöthig ift, indem der Unterichied des nicht ſouveränen Staateö von der Gemeinde 
eine Frage für fich ift, die begrifflich zunächſt die Vergleihung von fouveränem und nicht» 
fouveränem Staate nicht berührt. 

+, Laband, Reichsſtaatsrecht I, $ 10. 
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das Reich und die Einzeljtaaten derartig neben einander kompetent, daß den 
legteren die unmittelbare Berwaltung, dem erjteren die Gefebgebung und Be: 
auffichtigung zufteht (Art. 4 R.Verf.); in allen übrigen Zweigen ftaatlicher 
Thätigfeit haben die Einzeljtaaten ſowohl die Verwaltung ala auch die Gejeß- 
gebung behalten. 


1. Die Abgrenzung der beiderjeitigen Kompetenzen des Reichs und der 
Gliedſtaaten iſt durch die Verfaſſung, alſo durch einen Willengaft des erjteren!) 
erfolgt. Ebenjo iſt die Veränderung der Kompetenzbeitimmung einem Willens: 
akte des Neiches vorbehalten. (Art. 78). Allein dieſe einfeitige und abiolute 
Beitimmbarfeit der Gliedftaaten durch das Neich Hinfichtlich des dieſen zufom- 
menden Wirkungsfreijes involvirt feinen von den Souveränetätsbeziehungen 
beider politijcher Gebilde unabhängigen Unterjchied derjelben. Im Gegentheil 
ftellt fie nur eine Nichtung dar, in welcher ſich nach den pofitiven Einricht- 
ungen des deutjchen Bundesjtaates die Ueberordnung des Reichs über die Ein- 
zeljtaaten, die Souveränetät des eriteren äußert ($ 5 Nr. 2 mit $ 6 Nr. 2). 


2. Der Umfang der dem Reiche einerjeits, den Einzeljtaaten andererjeits 
zuftehenden Kompetenzen und Rechte kann in blos quantitativer Vergleichung 
überhaupt zu feiner wejentlichen Unterfcheidung der dem Reiche, bezw. den 
Einzelftaaten zufommenden Rechtsperjönlichkeit führen. Abgeſehen davon, daß 
fi) eine jolche quantitative Mejjung der Kompetenzen und damit eine Feſt— 
ftellung, ob der Wirfungsfreis des Reiches oder der Einzeljtaaten in einem 
gegebenen Momente ein größerer ift, faum zu Gunjten des einen oder anderen 
Theils wird ausführen laſſen, erhellt überhaupt, daß die bloße Verſchiedenheit 
in der Menge der einer Perſönlichkeit zuſtehenden Rechte einen Unterſchied in 
ihrer rechtlichen Stellung und damit in ihrem Weſen als Perſönlichkeit nicht be— 
gründet. Ebenſo wie der unvermögende Mann die gleiche Rechtsperſönlichkeit 
beſitzt, wie der reiche, ſo ändert ſich auch die Perſönlichkeit des Staates nicht, 
wenn er heute einen bisher außerhalb ſeiner Sphäre liegenden Gemeinzweck in 
—* Kreis ſeiner Thätigkeit hineinbezieht, morgen einen anderen aus ihm aus— 
cheidet. 

3. Zu feinem anderen Reſultate führt aber eine Vergleichung des Inhalts 
der dem Reiche bezw. den Einzeljtaaten zuftehenden Kompetenzen. Es iſt be 
reit3 darauf aufmerffam gemacht worden ?), daß gerade in den gegenwärtig 
fonfret vorliegenden 3 Bundesftaaten, dem deutfchen Reiche, der Schweiz und der 
nordamerifaniichen Union die Art der Kompetenzvertbeilung zwiſchen Bentral: 
ewalt und Gliedftaaten eine ganz verichiedene ijt und daß demzufolge die Ver: 
—— der dem Geſammtſtaate und den Einzelſtaaten zur Erfüllung zuge— 
wieſenen Staatszwecke einen begrifflichen Unterſchied ihrer Perſönlichkeit nicht 
begründen könne. Selbſt wenn zugegeben werden kann, daß das Recht über 
Krieg und Frieden und damit der Schwerpunkt des internationalen Berfehrs 
d. h. aljo die Funktion zum Zwecke der äußeren Sicherheit des Gejammt- 
ftaates und der in ihm begriffenen Einzeljtaaten im Bundesſtaate nothwendig 
dem erjteren wird vorbehalten bleiben müſſen,“) fo ergibt fich dieſe Nothwen— 
digkeit doch nur aus dem thatjächlichen Umftande, daß alle oder doch fajt 


) Ueber den Rechtscharalter der Reihöverfafjung in einem den oben entjprechenden 
Sinne: Liebe, Studien ©. 18 ff., Streitiragen ©. 624 fi. Jellinet ©. 257—259. 

2) So bejonder& Born, Streitfragen & 298. Jelline! ©. 289 ff. 

2) So Jellinef ©. 292. 
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alle”) auf jenen Zweck bezüglichen Thätigkeiten die Exiſtenz des Geſammt— 
ſtaates unmittelbar berühren und daher von ihm, wenn er ſich der Mittel zur 
Selbſterhaltung nicht berauben will, nicht aus der Hand gegeben werden 
können. Wie ſehr Zorn — gerade derjenige Schriftſteller, der den Staats— 
charakter der Einzelſtaaten am energiſchſten leugnet — Recht hat, wenn er 
ſagt, daß nicht einmal das Militärweſen und die auswärtigen Angelegenheiten 
im Bundesſtaat begrifflich der Zentralgewalt zugehören ?), ergibt ſich ſchon 
daraus, daß gerade in den nach Außen gerichteten Funktionen ſelbſt der 
Staatenbund, dem eine eigene Perſönlichkeit und damit der Staatscharakter 
überhaupt nicht zufommt?), als „eine in politiſcher Einheit verbundene Ge— 
jammtmacht“ *) völferrechtlich erjcheinen fann. Die Art der Kompetenzver- 
theilung iſt alfo nach allen Richtungen Hin nicht geeignet, einen Unterjchied 
in der rechtlichen Perjönlichkeit des Reich und der Einzelftaaten zu begrün- 
den, bezw. Die lehteren des gemeinjamen Charakter als Staat zu berauben. 

4. Gleichartig und daher ununterfchiedlich find endlich die dem Reich und 
den Einzeljtaaten zur Erfüllung ihrer Aufgaben in dem ihnen anheimfallenden 
Wirkungsfreife zuftehenden Rechte. Ebenſo wie Reichsfiskus und Landesfiskus 
auf dem Gebiete des Privatrecht gleichartige Nechtsperfönlichkeiten bilden, 
jehen wir auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts jowohl Reich wie Einzel- 
jtaat in gleicher Weile die Staatsgewalt, jo wie ſich Ddiejelbe in der Aus— 
übung der verjchiedenen jogenannten Hoheit: oder Herrichaftsrechte darſtellt, 
den untergeordneten Perfönlichkeiten gegenüber handhaben. 

Bei aller Anerkennung diejer Gleichartigkeit der Nechte will doch eine 
von hoher Autorität getragene Anſchauung in den verjchiedenen Beziehungen 
der den beiden Staatsgebilden zuftehenden Hoheitsrechte auf ihre Perjönlich- 
feit einen mejentlichen Unterjchied der leßteren finden. Nur dem Reiche, io 
behauptet Zorn, ftänden die von ihm ausgeübten Hoheitsrechte „zu eigenem 
Rechte” zu, während die Einzeljtaaten vom Reiche „abgeleitete“, „übertragene“ 
(oder wie jonjt der Gegenſatz gefaßt werden mag) Hoheitsrechte bejäßen.®) 
Laband jelbjt hat diejer Anfchauung in feinen grundlegenden Erörterungen 
über die Unterordnung der Einzeljtaaten unter das NReich®) wenigjtens für Die 
von den Einzeljtaaten zur Erfüllung der ihnen nad) Art. 4 der Reichsverfafjung 
zugewiejenen Verwaltungsaufgaben verwendeten Hoheitsrechte einen Ausdrud 
gegeben, aus dem dann Zorn nur, wie anerfannt werden muß, fonjequent Die 
umfafjenditen Folgerungen gezogen hat. 

Die Kategorie des „eigenen Rechts,“ der Zuftändigfeit eines Rechts „zu 
eigenem Rechte” findet gegenwärtig in den verjchiedenjten Theilen der Rechts— 
wiſſenſchaft Verwendung, ohne daß, mie es jcheint, Klarheit über ihre Be— 
deutung und Tragweite bejtände. Auf dem Gebiete des Staatsrechts wird 
diefelbe in neueren Schriften mit Vorliebe zur Beitimmung des juriftiichen Unter» 
ſchiedes zwiſchen verjchiedenen einander über: refp. untergeordneten politischen 





1) So weit nit, partizipiren auch die Einzeljtaaten an den auf den internationalen 
Verkehr gerichteten Rechten, jo die deutichen, Einzelitaaten am Geſandtſchaftstecht: Art. VII, 
Han des mit Bayern geichlofienen Bündnifvertrages v. 23. November 1870. Laband IL 

240. 
ı Zorn, Streitfragen ©. 298. 
ch ſchließe mid hierin den neueren Theorien über den Unterſchied von „Staaten= 
bund* und „Bundesitaat“ an. Qaband I, ©. 57. 58 umd zulegt Jellinet ©. 178. 

) Wiener Schlußakte, Art. 2. 

5) Zuletzt: Streitfragen S. 310—316, 

#, Reichsſtaatstecht I, 8 10. 


II. Souveränetät und Staat. 277 


Gemeinweſen verwendet. Selbjt ſolche Schriftiteller, wie Liebe und Jellinek, 
melhe auch den Einzeljtaaten im Bundesjtaate Hoheitsrechte aus eigenem 
Rechte beilegen und gerade darin ihre charakteriſtiſche Eigenfchaft ala „Staaten“ 

den*), verlegen die durch jenen Begriff gebotene Möglichkeit einer Unter: 
deidung nur eine Stufe tiefer, indem fie die „Gemeinde“ dem „Staat“ als 
nicht eigenberechtigtes Gemeinwejen gegenüberftellen.?) Demzufolge foll an 
diejer Stelle, zugleich zur Vorbereitung des Folgenden, in eine genaue Feſt— 
—* a Begriffs des „eigenen Rechts“ und feiner Gegenſätze eingetreten 
werden. 

$ 9. Der Berfuch, den Begriff des „eigenen Rechts“ zu firiren, ift bisher, 
fo viel ich jehe, nur von Fellinef*) unternommen worden, deſſen negative 
Rejultate man als zutreffend wird anerkennen müſſen. 

Zunächſt iſt es unrichtig, den Gegenfaß des „eigenen Rechts“ in dem 
„abgeleiteten“ oder „iibertragenen“ Recht zu finden, derart, daß nur derjenige 
Inhaber eines Rechts eigenberechtigt wäre, in deſſen Perſon das Necht zuerjt 
entitanden wäre. Der Eigenthümer, der fein Recht derivativ erworben hat, 
ift nicht weniger Eigenthümer zu eigenem Necht, als der originäre Erwerber, 
der Nießbraucher nicht weniger als der Eigenthümer, von dem er fein Recht 
ableitet: ebenſo ift im öffentlichen Recht der König nicht minder ein Herricher 
zu eigenem Recht, wenn er dasfelbe von dem primus acquirens der Krone 
ableitet. — „Succeffion“ fchließt den Begriff des eigenen Rechtes nicht aus; 
die Art der Entjtehung des Rechts ijt für den Charafter desjelben als 
eined „eigenen“ nicht maßgebend. 

Ebenjowenig it das „entziehbare” Recht der Gegenſatz des „eigenen“, 
derart, daß die Möglichkeit eines unfreimwilligen Verluftes den Begriff des letz— 
teren ausſchließt. Dieſe Gegenüberftellung in bereit3 von Jellinek treffend 
durch den Hinweis auf das Erpropriationsrecht und die Möglichkeit des Ver— 
luſts der englischen Krone für den König, wenn er katholiſch wird oder eine 
Papiftin nal zurücgewiefen worden. — Die Art der Beendigung 
— iſt alſo gleichfalls für den Begriff des „eigenen Rechts“ nicht ent— 

i 


Wenig glücklich ſcheint mir dagegen Jellinek mit ſeinem poſitiven Re— 
ſultate geweſen zu fein, welches er in weitem Umfange den Entwicklungen 
ſeines Buches zu Grunde gelegt hat. Im Anſchluß an Cooley?), ohne 
jedodh in einen Beweis für die begriffliche Nichtigkeit diefer Auffaffung einzu— 
treten, findet er den Charakter des „eigenen Rechts“ in der „rechtlichen Un- 
fontrolirbarfeit.* „Ein Recht fteht Iemandem zu eigenem Necht zu, wenn er 
in Ausübung desfelben nur der VBollftreder feines eigenen Willens ift.“ 

Es ift zunächſt nicht ſchwer, die begriffliche Unrichtigfeit diefer Erflärung 
nachzuweiſen. Kontroliren heißt, zwei Negifter mit einander vergleichen und 
eventuell mit einander in Webereinftimmung bringen. Auf das rechtliche Ver— 


) Annähernd ſchon Hänel I, ©. 66. 

») Liebe, Streitfragen ©. 638 ff. Jellinel ©. 42. Das Nähere unten sub III. 

2) Daß allerdings der ausfchliehliche Befig von Hoheitsrechten zu eigenem Rechte nicht 
aus dem Merkmal der Souveränetät folgt, iſt ſchon oben S. 273 bei Note 4 hervorgehoben worden. 

9 Jellinet ©. 41 ff. 

) Jellinel ©. 42. 

9) Cooley: A treatise on the constitutional limitations which rest upon the 
legislative power of the states of the American Union (Bofton 1871), ber dad Weſen 
der Stantögewalt ald „uncontrollable power“ bezeichnet. Jellinek ©. 44, Note 14. 





273 9. Roſin: Souveränetät, Staat, Gemeinde, Selbjiverwaltung. 


hältniß der Berfönlichkeiten zu einander angewendet, bedeutet demnach die einer 
BVerjönlichkeit zuftehende rechtliche Kontrole über eine andere die rechtliche Be- 
fugniß der erjteren, den Willen der letzteren bei Bethättgung ihrer Nechte mit 
dem eigenen zu vergleichen und eventuell durch dieſen zu an Bei 1) Hiernad 
iſt das juristisch Wejentliche der Kontrolirbarkeit nicht? Anderes, al3 was wir 
oben al3 Beitimmbarfeit einer Berfönlichkeit durch eine andere bezeichnet haben. 
($ 3 Nr. 1)*) 3 erhellt aber fofort, daß dieſes Verhältniß zweier Perjön- 
lichkeiten zwar dem Rechte der fontrolirbaren, beftimmbaren Perſönlichkeit ein 
befonderes eigenes Recht der fontrolirenden, bejtimmungsberechtigten Berjönlid- 
feit gegenüberjtellt, aber das eigene Recht der erjteren nicht begrifflich negirt. 

Dem entjpricht die Widerlegbarfeit der Jellinek'ſchen Auffaſſung dur 
den Hinweis auf die konkreten Nechtögeftaltungen. Würde die Beftimmbarkeit 
oder Kontrolirbarkeit das eigene Recht ausschließen, jo würde dasſelbe ſtets 
durch das VBorhandenjein eines gegenüberjtehenden Rechts, das den Berechtigten 
zu einem bejtimmten Verhalten in Bezug auf fein Necht verpflichtete, ver: 
nichtet fein. Der Eigenthümer wäre nicht mehr Eigenthümer, weil er jein 
Eigenthum nicht jo ausüben darf, daß er dadurch die Ausübung der daran 
beitellten Servitut beeinträchtigte oder devaftatoriich den Werth des darauf 
baftenden Prandrechts minderte; der Schuldner würde die eigene Berechtigung 
an feinem Vermögen verlieren, weil er dasjelbe zur Befriedigung feines Gläu— 
biger& verwenden muß. Der bevormundete Minderjährige ſchließlich Fünnte gar 
nicht Rechtsjubjeft jein, weil er über: die Ausübung feiner Rechte überhaupt 
nicht bejtimmen, überhaupt nicht „Vollſtrecker feines eigenen Willens“ jein kann 
Eigenthümer wäre der VBormund, oder ſoweit diefer noch durch das Bor: 
mundjchaftsgericht fontrolirbar ift, das leßtere. 

Im öffentlichen Recht würde der König fein eigenes Recht auf die Krone 
niederlegen müſſen, weil er, jedenfalls doch materiell und wenigſtens auf in: 
direftem Wege (durch die Nothwendigkeit der Contrafignatur verantwortlicher 
Minijter) auch formell bei feinen NRegierungshandlungen durch den Inhalt des 
Gejeges bejtimmt wird ®), durch Parlaments: und Gerichtsfontrole würde jede: 
eigene Recht der Verwaltung befeitigt fein. ‘Freilich wäre die letere dadurch 
entichädigt, daß ihr alles Privateigenthum zufallen würde, deilen Ausübung 
fie im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit, Ruhe und Ordnung, ſowie der 
Förderung des öffentlichen Wohls, durch polizeiliche Verordnungen und Ber: 


*) Ausnahmsweiſe fan, wie bei der jog. Parlamentskontrole, dem kontrolberedjtigten 
Faktor die Befugnik fehlen, jeinen Willen unmittelbar an die Stelle desjenigen des fontrolirten 
Faktors zu jegen. Dann ift aber aud) die Kontrole mehr politiicher, als juriſtiſcher Art. 

?) Daß aud der Jellinek’jihen Auffajiung der „Kontrolirbarkeit“ unbewußt nid! 
Anderes, als der NRechtsbegriff der „Beitimmbarfeit” zu Grunde liegt, ergibt außer jeiner im 
Tert angeführten Definition das Studium feines ganzen Buches, aus dem ich mur mod di 
Stelle ©. 40 hervorheben will, in welcher eı die unfontrolirbare öfſentlich-rechtliche Gewalt 
des Staates dahin deflarirt, daß feine Beichlüffe weder fiftirt, noch aufgehoben, noch geändert 
werden fünnen. 

2) Daß im Mebrigen die Bejtimmung des Königs in feinen Regierungshandlungen 
durch das Geſetz in Folge feiner perſönlichen unverleglichen Stellung der Erzwingbarteit er 
mangelt, alterirt das Wejen der Bejtimmbarfeit ebenjomwenig, wie der gleiche Mangel das Weſen 
des Rechts überhaupt aufhebt. — Auch das Weſen der jtrafrechtlichen Unverleglichkeit dei 
Königs bejteht nicht darin, daß für ihn die Strafgeiege nicht bejtimmend find. Die Norm: 
„Du ſollſt nicht morden,“ gilt auch für den König nicht bloß ald Satz der Moral oder Re 
ligion, jondern auch ald Cap des Rechts; nur der im Falle der Verlegung dieſer Norm an 
den — gerichtete Befehl, in Gemüßheit des Geſetzes zu ſtrafen, zeſſirt dem Monarden 
gegenüber. 
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fügungen pofitiv und negativ bejtimmen und die Befolgung ihrer Befehle konz 
troliren darf. ) 

Daß aber jchlieglih auch umgekehrt Unfontrolirbarkeit in der Ausübung 
eines Rechts nicht deſſen Zuftändigfeit zu eigenem Nechte begründet, zeigt, um 
Weiteres zu übergehen, auf dem Gebiete des Privatrechts der Vormund, joweit 
er nach freier eigener Beltimmung die vormundschaftliche Verwaltung zu führen 
berechtigt ift, auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts beweiſt dasjelbe jedes 
Urtheil eines höchjten Gerichtshofes, das umabänderlic” und dody im Namen 
des Königs ergeht. 

Hiernach kann als feitgeftellt erachtet werden: Die Beitimmbarkeit (Kon 
trolirbarfeit) in der Ausübung eines Rechts jchließt die Eigenjchaft desjelben 
ala eines „eigenen” fiir den Berechtigten nicht aus. Jellinek hätte fich dies 
um jo mehr felbit jagen fünnen, als er die Entziehbarfeit, welche doch ent: 
Ihieden weiter geht, als die Beſtimmbarkeit in der Ausübung, jelbjt richtig 
ald nicht relevant erachtet hat. 

$ 10. Gegenüber dieſen Erflärungsverfuchen, die alle im Begriff des 
„eigenen Rechts“ mehr finden wollen, al3 der Wortfinn angibt, ift die Be— 
deutung jenes Begriffes eine überaus einfache und dem Wortfinn durchaus 
entjprechende. 

Es iſt oben feftgeitellt worden, daß weder die Art der Entjtehung noch 
der Beendigung eines Rechts für den Charakter desfelben ala einen „eigenen“ 
von Bedeutung if. Es folgt daraus, daß der Gegenſatz des „eigenen Rechts“ 
nur durch eine Dauernde Beziehung des von einer Perſon ausgeübten Rechts 
auf eine andere Perſon gegeben fein fann. Da e3 num aber zwiſchen Recht 
und Rechtsjubjeft (Berfon) nur eine dauernde Beziehung gibt und geben kann, 
nämlich die der Zugehörigkeit, jo ift der Gegenjag des „eigenen Rechts“ ein 
Recht, welches einem anderen Nechtsfubjefte, als dem dasjelbe ausübenden, 
zugehört: das fremde Recht, welches im Namen des Berechtigten von einem 
Anderen als dejjen Vertreter ausgeübt wird. Eigenes und fremdes Recht find 
aljo die einfachen, dem Wortjinn entjprechenden Gegenſätze. Jedes Recht ift 
für fein Subjeft, den Berechtigten, „eigenes Recht“, fteht ihm „zu eigenem 
Rechte“ zu, und es wird al3 „eigenes“ nur hervorgehoben, um den Gegenjaß 
zu den in fremdem Namen vertretungsweile ausgeübten Rechten zu bezeichnen. 

Die Richtigkeit dieſes Ergebniſſes läßt fich auch durch indirekten Beweis 
belegen. Wäre die Zuftändigfeit „zu eigenem Nechte”, das „eigene Recht“ 
etwas Anderes al3 „Das Recht, mein Recht“, jo fünnte e8 nur eine höhere 
Potenz desjelben jein. Das würde aber nur ein mir zuftehendes Recht an 
meinem Rechte fein, was offenbar eine juriftiiche Unmöglichkeit ift. 

Iſt der Gegenjah des „eigenen Rechts“ Die vertretungsweile Ausübung 
eined fremden Rechts, jo kann doch der Vertreter felbjt ein Recht haben, als 
Vertreter zu fungiren, er kann die Vertretungsbefugnig als ein eigenes Recht 
bejigen. Hier erhält die Bezeichnung des „eigenen Rechts“ eine bejondere 
Richtung; nicht das Recht, welches er ausübt, ift des Vertreter eigenes Recht, 
wohl aber das Recht, auf Grund deſſen er ala Vertreter berufen ift; ihm fteht 
die Vertretungsbefugniß zu eigenem Nechte zu. In diefer Weife gibt es fchon 
im Privatrecht eine Reihe Stellvertretungsverhältnifie zu eigenem Recht: das 
Prodominium im Lehnrecht, die Interimswirthichaft pflegt man bejonders her- 
vorzuheben. Keinen anderen Sinn hat es aber auch, wenn wir im Staatö- 


— 


) Das Nähere hierüber in meinem Polizeiverordnungsrecht S. 85 -—88, 
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reht von einem Küönigthum zu eigenem Rechte jprechen. Freilich handelt es 
fi hier nicht um ein privatrechtliches Vertretungsverhältnig, in welchem der 
König zum Staate fteht, jondern um das öffentlich-rechtliche Verhältniß der 
Organſchaft. Aber das eben Entwidelte gilt analog auch für diefes. Die 
Rechte, welche der König ausübt, das Recht der Gefeßgebung und Exekutive 
find Rechte des Staats, nicht eigene Nechte des Königs, der deutiche Kaifer!) 
erläßt feine Anordnungen und Verfügungen „im Namen des Reichs“ (Art. 17 
der R.-Berf.); „im Namen des Reichs“ verkündet er die Reichsgeſetze, welche 
das Reich kraft feines Gejeggebungsrechts (Art. 2) erläßt, „im Namen des 
Reichs“ erklärt er Krieg und jchließt er Frieden (Art. 11). Aber dem König 
reſp. Kaifer jteht ein Necht zu, Organ des Staates refp. Reiche an höchiter 
Stelle und in verfajjungsmäßiger Art zu jein, das Recht auf die Organjchaft 
ift fein „eigenes Recht”, die Krone fteht ihm zu „eigenem Rechte” zu.*) 

Das Rejultat diefer Erörterung iſt alfo: Eigenes Recht ift für eine Perſon 
jedes Recht, dejien Subjekt fie ift. Der Gegenſatz des eigenen Rechts ijt das 
fremde Recht, mit bejonderer Beziehung auf die dasſelbe ausübende Perſon 
dasjenige fremde Recht, welches ſie vertretungsweife im Namen des Berechtigten 
ausübt. Auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts pflegt man das vertretungs- 
weile ausgeübte Recht im Gegenjag zum „eigenen“ als „delegirtes“ zu bes 
zeichnen. Diefem Sprachgebrauch jollen fich die folgenden Erörterungen an— 
Ichließen. Delegirtes Necht ijt alfo weder „übertragenes" oder „abgeleitetes“ 
Recht in dem Sinne, daß der Berechtigte jein Recht auf einen Autor zurüd- 
führt, noch „entziehbares“ Recht, noch endlid ein Recht, deſſen Subjeft bei 
feiner Ausübung durch eine andere Perſon kraft eines diefer zujtehenden Rechts 
„beitimmbar“ ijt?), jondern einzig und allein das im fremden Namen vertretungs- 
weile ausgeübte Recht. Das Recht auf die Vertretung kann dem Vertreter ala 
a mit dem vertretungsmweife ausgeübten nicht zu verwechjelndes, zu 
Eigen jein. 

i & 11. Nach diejen Feſtſtellungen kann es meines Erachtens nicht zweifel- 
haft jein, daß die Frage, ob die deutichen Einzeljtaaten die von ihnen ausge— 
übten Hoheitsrechte zu eigenem Recht bejigen, unbedingt zu bejahen ijt. Für 
eine nähere Betrachtung fommen, abgejehen von denjenigen Gebieten des jtaat- 
fihen Lebens, auf denen die Einzeljtaaten gänzlich außer Funktion gejeßt find, 


#) Ueber das Kaiſerthum kraft „eignen“ Rechts Laband I, ©. 211. 

2) So hebt jhon Gerber, Grundzüge, 3. Aufl., ©. 79, Note 4 treffend hervor, daß 
zwilhen dem Inhalt des Monarchenrechts und dem Recht auf Innehabung bdesjelben zu 
unterjcheiden jei: nur das leßtere jei ein fich unmittelbar an die individuelle Perjönlichkeit 
anjchliegendes Recht. Zu weit wohl geht Gierke, Genofienfhaftäredt I, S. 828, der vom 
Staatsoberhaupt jagt, daß e3 nad moderner deuticher Staatsidee nicht mehr Fürſt aus 
eigenem Recht, jondern Fürſt durd) das Recht des Staates ſei, nicht fubjeltives, jondern ob 
jektives Recht jei der Grund jeiner Herrſchaft. XTreffender dagegen berjelbe jpäter: Zeitichr. 
f. die gel- Staatswiſſenſchaft, Bd. 30, ©. 325. 

) „Beitimmbarleit“ und „bdelegirtes Recht” ftehen vielmehr nur thatſächlich infofern 
in einer gewiſſen Beziehung zu einander, ald häufig allerdings die Ausübung eines 
Rechts durch einen Vertreter nicht ohne bejtimmenden Einfluß des Vertretenen bleiben wird, 
wenigftend wenn die Vertretung auf dem Willen des legteren beruht; darüber hinaus charak— 
terifirt weder die Unbejtimmbarfeit das eigene, noch die Beftimmbarkeit dad in fremdem 
Namen ausgeübte Recht. Daher ift e8 in diefer Richtung auch nur annähernd für die eigene 
Rechtsjubjektivität des Deutichen Neich® beweijend, wenn Laband I, ©. 66 jagt: „Wären 
die dem Reiche zujtehenden Machtvollkommenheiten nicht Befugniſſe ex jure proprio, ſondern 
ihm nur (von den —— delegirt, ſo müßten ſie doch durch die eigentlich Berechtigten 
irgendwie rechtlich vinkulirt, bedingt oder beſchränkt ſein.“ 
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gejondert Die beiden Sphären in Betracht, auf denen den Einzelftaaten Geſetz— 
gebung und Verwaltung ungetrennt verblieben, reſp. das Neich für die Gejeß- 
gebung und entiprechende Beauffichtigung kompetent erklärt worden ift. 

1. Daß auf denjenigen Gebieten, auf denen die Einzelftaaten Gefeßgebung 
und Verwaltung ungetrennt befigen, ihnen die dabei zur Ausübung gelangende 
Staatögewalt, deren einzelne Neuerungen nur die fogenannten Hoheits- oder 
Herrichaftsrechte find, zu eigenem Nechte zufteht, bedarf nach der FFeititellung 
diefes Begriffes meines Erachtens feiner weiteren Ausführung. Man kann 
anerkennen, daß die Kompetenzgrenze und auf Grund des Art. 2 der Reiche: 
Verfaſſung auch der Inhalt der Yandesgefege durch den fouveränen Willen 
des Meiches beſtimmt ift, man mag fich vergegenmwärtigen, daß durch eigen: 
mächtige Kompetenzveränderung auf Grund des Art. 73 das Neich die den 
Einzelftaaten jegt noch zuftehenden Nechte, insbejondere das Gefeßgebungsrecht 
entzieben fann, man fann ſelbſt joweit gehen und, wie Jellinef dies im 
Widerjpruch mit der hiſtoriſchen Entwicklung thut,) die Hoheitsrechte der Ein- 
zeljtaaten juriftiich ihnen als vom Neiche als ihrem Rechtsurheber übertragen 
betrachten: Alles das jchließt nach der obigen Begriffsentwidlung nicht aus, 
daß Gejeßgebungs- und Verwaltungsrecht auf diefen Gebieten den Einzelitaaten, 
joweit umd jolange es ihmen zufteht, auch aus eigenem Rechte zufteht. Es 
wäre dies nur dann widerlegt, wenn nachgewiefen werden fünnte, daß 3. B. 
die Gejege des Einzeljtaates im Namen des Neichs, des eigentlichen Subjefts 
der jtaatlichen Gejeßgebungsgewalt erlaffen werden, wozu ein ernithafter Verſuch 
nody nicht gemacht worden ijt. 

2, Bon den oben erörterten Gebieten unterfcheiden ſich die des Art. 4 der 
Reichsverfaflung dadurch, daß auf ihnen das Reich zur Gejeßgebung und Bes 
auffichtigung fompetent, den Einzelitaaten alfo nur die unmittelbare Verwaltung 
unbedingt verblieben it. Die Idee, daß gerade auf diefen Gebieten die von 
den Einzeljtaaten in ihrer verwaltenden Thätigkeit ausgeübten Hoheitsrechte 
ihnen nicht zu eigenem Nechte zuftehen, findet fich jchon bei Hänel?) ange- 
deutet und ift von Yaband jtärfer hervorgehoben, wenngleich in den praftie 
ihen Reſultaten nicht feitgebalten worden. Jellinek muß feiner ganzen Auf: 
faſſung des „eigenen Nechts“ zufolge zu demjelben Nefultate kommen, ver: 
meidet e8 aber, dasſelbe ausdrücklich zu firiven. ®) 

In den grundlegenden Grörterungen im $ 10 des 1. Bandes jeines 
Reichsſtaatsrechts jtellt Yaband unter Ziffer 2 die Gebiete des Art. 4 der 
Reichs-Verfaſſung den in Ziffer 3 beiprochenen gegenüber, auf denen den Ein— 
zeljtaaten Gefeggebung und Verwaltung ungetrennt zukommt. Sinfichtlich der 
legteren hat Yaband feinen Zweifel, daß auf ihnen die Einzeljtaaten eigene 
Hoheitsrechte ausüben; wenngleich er die Geſetzgebungsgewalt derjelben Auto- 
nomie nennt, jo hebt er doch ausdrüdlich hervor, daß ſie die Befugniß dar— 
ſtellt, „Eraft eigenen Rechts, nicht auf Grund bloßer Delegation“ Rechtsnormen 
aufzuftellen. Auf diefem Gebiete find ihm daher die Einzeljtaaten autonome 
(nicht jouveräne) Staaten. 


) Bol. oben ©. 273 bei N. 3. 

») Hänel I, ©. 66 bezeichnet als das Unteriheidungsmertmal des Bundesftaates vom 
Einheitäjtaate eine jo loje Gliederung des Ganzen: „dah die Einzelftaaten, den Begriff der 
Selbitverwaltung durchbrechend, nach der Weile eined Staates d. 5. zu eignem Redt und 
nad eignen Geſetzen ſtaatliche Aufgaben vollziehen.“ 

2) Wal. aber doch ©. 290. 

Annalen des Deutihen Reihe. 1883. 19 
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Dagegen ſtellt Laband in Bezug auf die Gebiete des Art. 4 die Ein— 
zelſtaaten als ſogenannte Selbſtverwaltungskörper hin. Bei dieſer, wie unten 
näher ausgeführt werden ſoll, richtigen Charakteriſirung, verwendet aber La— 
band in einer durch ſeinen Grundgedanken meines Erachtens nicht gebotenen 
Weiſe den Gegenſatz des „eigenen“ und „nicht eigenen“ Rechts. Nach S. 103 
iſt für den Selbſtverwaltungskörper „die rechtliche Quelle feiner Befugniſſe das 
fouveräne Herrichaftsrecht des Staates“ und nad S. 106 findet er den Unter: 
Ichied des Glieditaats vom Selbitverwaltungsförper darin, daß nur der eritere 
„obrigkeitliche Befugniſſe und öffentlich rechtliche Macht kraft eigenen Rechts, 
nicht durch Uebertragung vom Reich“ bejige. Dementiprechend werden S. 109 
die Einzeljtaaten als Selbjtverwaltungsförper den Einzeljtaaten als autonomen 
Staaten gegenübergeftellt. 

Freilih ergibt ein näheres Studium des Laband'ſchen Werkes, daß 
der Verfaller den Gegenjag zwilchen Staat und Selbitverwaltungstörper, je: 
weit er denjelben auf die Zuftändigkeit von Hoheitsrechten zu eigenem Recht 
refp. den Mangel jolcher gründet, nicht allein jeinen weiteren Entwidelungen 
nicht zu Grunde gelegt, jondern im Einzelnen geradezu wieder aufgegeben 
hat. So jchreibt er Band II ©. 363 die Hoheitsrechte über die Eifenbahnen 
und ebenfo Band III S. 47 (entiprehend Band I ©. 79) die Gerichtsbarkeit 
troß der Wr. 8 reip. 13 des Art. 4 der Reichs-Verfaſſung und trogdem 
er Band III ©. 51 die ordentliche ftreitige Gerichtsbarkeit zur Selbjtvermaltung 
der Einzelftaaten rechnet, diefen als eignes, von ihnen im eigenen Namen aus 
zuübendes Recht zu, wie er denn überhaupt Band I S. 297 die Verwaltung und 
Band 11S.226 die Selbftverwaltung geradezu als Führung eigener Gefchäfte ſeitens 
der Einzeljtaaten bezeichnet. Entſprechend ftellt Yaband dann auch beide Ge 
biete, das der „staatlichen Autonomie“ und das der bloßen Selbjtverwaltung 
an anderen Stellen einander völlig gleih: Band I S. 122 bezeichnet er die 
den Einzeljtaaten auf beiden zujtehenden Nechte als jura singulorum, alic 
doc als Rechte, die den Einzelitaaten als Nechtsfubjeften zuftehen und S. 202 
erklärt er ebenjo, daß „ſoweit die Selbitverwaltung der Einzeljtaaten ſich er: 
jtredt — und zwar gleichviel ob dem Weiche die Gefeßgebung und Aufſicht 
zuſteht oder ob die Einzeljtaaten aucd) die Autonomie haben — die Gebiet 
hoheit der Einzeljtaaten”, aljo ihre Staatsgewalt (5. 184), „zu voller Geltung 
kömmt.“ 

In der That liegt kein abſehbarer Grund vor, die Verwaltungsrechte der 
Einzelſtaaten auf denjenigen Gebieten, wo dem Reiche die Geſetzgebung zuſtebt, 
weniger als ihr eigenes Necht zu betrachten, als auf denen, wo fie auch dai 
Geſetzgebungsrecht befigen. Dies wäre nur dann gerechtfertigt, wenn Geſetz 
gebung und Verwaltung begrifflich in einem jolchen Verhältniß jtehen würden, 
daß die leßtere als eine vertretungsweile Ausübung der erjteren, die Erefutive 
als eine Delegation der Xegislative erjcheinen müßte. Daß dies falich it 
wird kaum bejtritten werden; mur in joweit üben die Verwaltungsbebörden 
ein ihnen von den gejeggebenden Faktoren delegirtes Recht aus, als fie 3. B 
beim Erlaß von WPolizeiverordnungen!) eine gejeßaeberiiche Funktion ver: 
jeben, joweit fie dagegen in ihrer eigentlichen Funktion begriffen find, ſtehen 
ſich Verwaltung und Gejeßgebung als gleih unmittelbare Funktionen de 
Staates gegenüber, und e3 mag nur darauf hingewiefen werden, daß gerad: 
Laband durch jeine Befämpfung jener Anficht, welche die Verwaltung lediglih 


) Mein Polizeiverordnungsreht S. 22 ji. 
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als Vollziehung der Geſetze auffajjen wollte, das Seinige zur Erfenntniß jener 
gleichen Unmittelbarfeit beigetragen hat!). Freilich find dieſe beiden Funktionen 
des Staates, wenn auch gleich unmittelbar, jo doch nicht gleichwerthig; die 
Gejeggebung iſt die höchite (wenn man will: jouveräne) Funktion im Staate, 
durch welche die Verwaltung pofitiv und negativ beſtimmt wird; aber gerade das 
haben die obigen Begriffsentwidlungen ergeben, daß die Beitimmbarfeit in der 
Ausübung eines Rechts die eigene Berechtigung feines Subjefts nicht aus— 
ſchließt.) Aus alledem ergibt ih, daß auch der Umſtand, daß in den Materien 
de3 Art. 4 das Gejeßgebungsrecht einem anderen Nechtsjubjekte, dem Neiche 
zufteht, das den Einzeljtaaten verbliebene Verwaltungsrecht (im fubjektiven 
Sinne) nicht weniger als deren eigenes erjcheinen läßt. Er zeigt nur, daß 
die Einzelftaaten auch bier einer höheren Gewalt, der des Neiches unterworfen 
find, jo daß mir aud) hier lediglich eine bejondere Richtung und Weußerung der 
dem legteren zujtebenden Souveränetät zu erfennen haben. 

Würden die Einzeljtaaten auf den Gebieten des Art. 4 weniger den 
Charakter als Staaten haben, weil ihnen das Gejeggebungsrecht nicht zujteht, 
jo würde gerade hieraus fich die eigenthümliche Folgerung ergeben, daß, wenigſtens 
joweit die Neichsgejeggebung nur fafultativ iſt,“) Die Einzeljtaaten auf einem 
Gebiete Staaten wären, jo lange fie noch auf Grund ihrer, durch fie ſelbſt 
abänderlihen Geſetze verwalteten, dagegen jofort aufhörten, Staaten zu fein, 
jobald das Reich von feiner Gejeggebungsgemwalt auf dieſem Gebiete Gebraud) 
gemacht hätte. In Wahrheit bejteht der Unterjchied der den Cinzeljtaaten 
auch geiegeberiich verbliebenen Sphäre von der des Art. 4, wie Yaband 
jelbit Bd. I. S. 107 hervorhebt, nur darin, daß jene für die erjtere dauernd 
no ein bejonderes eigenes Necht, das der Gejeßgebung, bejigen, durch deſſen 
Ausübung fie die Grenzen, Ziele, Zwede und Mittel ihrer Verwaltung be= 
ftimmen; daraus folgt aber nicht, daß jie das Recht der Verwaltung weniger 
als eigenes bejigen, joweit ihm das eigene Gejeßgebungsrecht nicht forrejpondirt. 

Nah den Ausführungen der $$ 8—11 darf ih nun wohl den in $ 7 
angetretenen Beweis für geführt erachten, daß, abgejehen von dem Mangel 
der Souveränetät, ein rechtlicher Unterschied in der Perjünlichkeit des Reichs 
und der Einzelitaaten nicht zu erweifen iſt. Damit iſt die Berechtigung dar— 
gethan, das erjtere ald den jouveränen Staat, die legteren aber ala nicht 
jouveräne Staaten zu bezeichnen. Den inneren Grund freilich der Gleichheit 
beider politischen &ebilde in ihrem Weſen als Staat wird erjt die folgende 
Ausführung erbringen. 


II. Staat und Gemeinde. 


$ 12. Der Auffafjung, welche das Merkmal der Souveränetät nicht 
als wejentliches Begriffsmerfmal des Staates anerkennt und damit die Möglich: 
feit nicht fouveräner Staaten annimmt, iſt entgegengehalten worden, daß fie 


Reichsſtaatsrecht II, S. 198 ff. 

%) Jellinet allerdingd muß konfequent zu dem Rejultate fommen: „das Weſen eines 
zu eignem Rechte zuitehenden Herrichaftsrechtes befteht aljo darin, daß auf einem begrenzten 
Gebiete ftaatlicher F hätigfeit eine öffentlicdprechtlihe Korporation beredtigt ift, innerhalb des— 
felben die regelnden Normen in legter Inſtanz, mit Ausſchluß einer Kontrole einer 
höheren Macht zu erlafien,“ jo daß fich bei ihm der Jubegriff der Hoheitörechte zu eigenem 
Reht auf das ve er ae zu eigenem Recht reduzirt. ©. 43, 44. — Unnähernd ſchon 
Zorn, Streitfragen ©. 310, 311. 

s, Laband II, ©. 117. 
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jeden Unterjchied zwischen Staat und Gemeinde verwiiche‘). Neuere Schrift- 
jteller haben diefem Vorwurf dadurch zu entgehen gejucht, daß fie, wie bereits 
angeführt?), nur dem Staate Hoheitärechte zu eigenem Rechte zuichrieben, nicht 
aber den ihm ein= und untergeordneten politiichen Gemeinmwejen. Bei Jellinek 
ipeziell nimmt diefe Auffaffung eine befondere Färbung an, indem er den Begriff 
des eigenen Nechts ala „Unfontrolirbarkfeit“, d. h. Unbejtimmbarfeit darftellt, 
eine Anficht, Deren Unrichtigkeit nachzuweisen ich fchon oben verfucht habe ($ 9. 
Das dem Staate angeblich zuftehende jus supremae inspectionis gegenüber 
den Gemeinden foll fein Verhältniß zu diejen toto die von dem des jouveränen 
Staates zum nicht jouveränen unterjcheiden. 

Es ijt richtig, daß mit der Anerkennung nicht fouveräner Staaten ein 
durchgreifendes Unterfcheidungsmerfmal für die Subjumirung konkreter politifcher 
Gebilde unter den Begriff „Staat“ oder „Gemeinde“ fortgefallen it. Ich 
glaube aber ferner, daß auch das Moment der Beitimmbarfeit oder Kontrolir- 
barkeit rejp. dejjen Gegenſatz, jelbit wenn man dasjelbe nach der Widerlegung 
jeiner Identifieirung mit dem „eigenen Recht“ als jelbititändiges Begriffs: 
merfmal anjehen wollte, nicht geeignet ift, den nicht jouveränen Staat von der 
Gemeinde zu unterfcheiden. Endlich aber bin ich der Anficht, daß die Ablehnung 
eigener Herrichaftsrechte der Gemeinde gegenüber ebenjfowenig ihre Berechtigung 
hat, wie gegenüber dem nicht fonveränen Staate.?) ch will zunächjt verjuchen, 
die Gegenüberftellung von Staat und Gemeinde von diejen ihr meines Erachtens 
irrthümlich beigelegten Unterjcheidungsmerfmalen zu entledigen, um dadurch 
zum inneren Wejen der Begriffe und ihres Unterjchiedes vorzudringen. 

1. Das Merkmal der Souveränetät ift mit der Annahme nicht ſouve— 
räner Staaten allerdings injofern nicht mehr geeignet, als Kriterium dafür 
zu dienen, ob ein fonfretes politijches Gemeinwelen Staat oder Gemeinde jei, 
als bei Feititellung der Nicht: Souveränetät desjelben noch immer die Frage 
offen bleibt, ob dasjelbe den Charakter eines nicht jouveränen Staate8 oder 
den einer Gemeinde an fich trage. Dagegen funftionirt es allerdings injofern 
ausschlaggebend, als bei pofitiver Feitjtellung der Sopuveränetät des in Rede 
jtehenden Gemeinwefens fein Charakter als Staat gegeben iſt. Denn jovtel iſt 
im Begriffe der Gemeinde unbejtritten, daß fie als dem Staat eingeordnet, ihn 
auch untergeordnet und durch ihn bejtimmbar ift, daher nie fouverän fein kann, 
während beim Staat die begrifflihe Möglichkeit der Souveränetät vorhanden 
ift. Nicht der Gegenjag von Souveränetät und Nicht-:Souveränetät dedt fich 
daher mit dem von Staat und Gemeinde, jondern nur der Gegenjaß zwijchen 
begriffliher Möglichkeit und Unmöglichkeit, jouverän zu fein. Der einzelne 
Staat fann der Souveränetät ermangeln, ohne damit feinen Charakter ald Staat 
zu verlieren, er kann aber auch ſonverän fein; die Gemeinde kann nie jouverän 
jein, fie ift ihrem Begriffe nach ein nicht-fonveränes Gemeinweſen, nur daß 
diefe Eigenschaft auch bier nicht ihr Wefen dem Staate gegenüber erjchöpft, 
jich vielmehr nur als Folgerung ihrer wejentlichen Beziehungen daritellt. 

2. Keinen anderen und höheren Werth hat aber meines Erachtens das Krite- 
rium der Beſtimmbarkeit oder Kontrolirbarkeit, wenn man dasjelbe als jelbitändiges 
der Gegenüberjtellung von Staat und Gemeinde zu Grunde legt. Dies folgt 


) Bol. dazu die Anführungen bei G. Meyer, Staatäreht ©. 3, Note 2. 
2) ©. oben ©. 277 bei Note 1 und 2. 

’) Schon eine Kritik des Jellimelichen Buches von Sch. (Tüb. Ztichr., Bd. 38, Bei- 
lageheft ©. 819) gibt der Berechtigung Ausdrud, auch der Gemeinde unkontrolirbares eigenes 
Recht zu pindigziren. 


— 
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ihon aus dem oben (1) entwidelten Begriff der Souveränetät. Denn da Sou— 
veränetät Unbejtimmbarfeit durch fremden Willen ift, jo iſt allerdings ein im 
ganzen Umfange feiner Perjünlichkeit unbeftimmbares Gemeinmwejen jouverän 
und damit nach Nr. 1 feine Gemeinde, jondern Staat. Da aber andrerfeits 
die Bejtimmbarkeit einer Perjönlichkeit in irgend welchem Umfange ($ 4, Nr. 2) 
die Souveränetät ausjchließt, Nicht-Souveränetät alfo Bejtimmbarfeit durch 
fremden Willen ijt, jo iſt mit der Feititellung der leßteren refp. der ihr ent: 
jprehenden Kontrolirbarfeit bei einem fonfreten Gemeinmwefen nichts Anderes 
als deſſen Nicht-Souveränetät eriwiejen, ohne daß befannt wäre, ob dasfelbe 
einen Staat oder eine Gemeinde daritellt. 

Dieſem theoretifch gefundenen Rejultat entiprechen die praftiichen ftaatsrecht- 
lihen Verhältnifje, indem fie den Jellinek'ſchen Satz, daß nur der Staat, 
auch der nicht jouveräne, unfontrolirbare öffentliche Gewalt bejige, nach doppelter 
Richtung, pofitiv und negativ twiderlegen. Auf der einen Seite gibt es aud) 
in der Yebensthätigfeit des nicht jouveränen Staates, eben fraft jeiner Unter: 
werfung unter die Herrichaft des jouveränen, eine Sphäre, hinfichtlich deren er 
der Beitimmung durd) den Willen des legteren und dementiprechender Kontrole 
unterworfen iſt. Nicht allein die Angelegenheiten des Art. 4 der R.:Verf. 
unterliegen der Beauflichtigung jeitens des Neiches, vielmehr erjtredt fich die 
Kontrole des legteren genau jo weit, als die von ihm ausgehende Beitimmung 
der Einzelitaaten, und erweitert jich entiprechend, wenn das Neid auf Grund 
des Art. 78 der R.-Berf. jein Verhältnig zu dem Wirkungskreiſe der Einzel- 
itaaten intenjiver gejtalte. Daß die legteren ihre, durch Reichsgeſetz feſtgeſtellte 
Kompetenz nicht überjchreiten, insbeſondere feine Geſetze erlaſſen, welche dem 
Inhalt der Reichsgeſetze widerſprechen, darüber wacht, abgejehen von der durch 
die Staats- und Reichs-Behörden und Gerichte bei Ausführung und Anwendung 
der Gejege geübten Kontrole,") der Kaijer, dem nach Art. 17 der R.Verf. die 
Ueberwachung der Ausführung der Neichsgejege überhaupt obliegt.?) 

Andererjeits kommt der Gemeinde ebenſo, wie dem nicht jouveränen Staate, 
ein Gebiet, wie auch immer jein Umfang jein mag, zu, auf dem fie in freier 
Billensbejtimmung fich bethätigt. Das Jus supremae inspectionis überhaupt 
und jpeciell der Gemeinde gegenüber, in dem Sinne, wie es Jellinef zu nehmen 
iheint, daß jeder Beichluß derjelben im Verwaltungswege durch den Staat 
jitirt, aufgehoben und geändert werden kann, mag in jeiner Unbejtimmtheit und 
Unbejtimmbarfeit dem PBolizeiftaate angehören, welcher die Gemeinde im beiten 
‚alle als bevormundete Staatsanjtalt betrachtete, mag vielleicht zum Theil noch 
ın die Gegenwart herüberragen, dem Rechts jtaate, den wir allein einer rechts— 
witienschaftlichen Betrachtung zu Grunde legen fünnen und der auch in der 
Gemeinde die jelbjtändige Perſönlichkeit anerkennt, gehört er nicht an.?) Gerade 
die Gejege Dejterreichg, deſſen Bürger Jellinek iſt, firiren unter Anerkennung 
der freien Selbſtbeſtimmung der Gemeinde das Auffichtsrecht des Staates ihr 
gegenüber dahin, „daß diejelbe ihren Wirkungskreis nicht überſchreite und nicht 
gegen die bejtehenden Gejege vorgehe”,') womit dejjen prinzipielle Gleichartigkeit 
YLaband, Staatsreht II, ©. 119. 

2) Raband, a. a. O. S. 120. Jın Allgemeinen über das Beauffihtigungsrecht des Reichs 
und deflen organijatorische Gejtaltung den oben S. 270 Note 2 zitirten Aufjag von Nümelin. 

3) Val. insbejondere Schulze, zulegt: Deutiches Staatsrecht S. 413, und Gierke, 
An.: „Gemeindeverfafjung“ in v. Holtzend orff's Rechtslexikon II, S. 62, jowie Rechts— 
geihichte der deutichen Genoſſenſchaft $ 57, bejonderd ©. 744, 745. 

) Gemeinde-Gejeg vom 5. März 1862, Urt. XVI, Landeögemeinde-Ordnungen 8 94 
Manz’ihe Gejeges-Ausgabe Bd. IX, ©. 6, 72). 
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mit dem Auffichtsrecht des jouveränen Geſammtſtaates gegen den nicht ſouveränen 
Einzelftaat gegeben ift. Und in Ausführung desjelben Grundgedanfens hat 
die preußische Reformgeſetzgebung die Kollifionen zwiſchen Gemeinde und ſtaat— 
licher Auffichtsführung mehr und mehr der verwaltungsgerichtlichen Enticheidung 
übermiejen.') 

s 13. Es verbleibt alfo jchließlih auch hier wieder nur die Behauptung, 
daß die Gemeinde „eigener Hoheitsrechte“ entbehre, jolche vielmehr ausichließlich 
dem Staate zujtänden. Diejelbe bedeutet nach den oben gegebenen Entwidelungen, 
daß die Gemeinde die Hoheitsrechte d. b. die Herrichaftsrechte über die Ge— 
meindeangehörigen, welche fie thatjächlih ausübt, nicht in eigenem Namen, 
fondern nur als Vertreterin des Staates ausübt, dem fie ald dem eigentlichen 
Nechtsjubjekte zuftehen. Wenn an diefer Stelle der Verſuch gemacht werden 
ſoll, die Unrichtigfeit diefer Auffaſſung prinzipiell nachzumweifen, jo führt Dies 
zu der Frage: Welches ift das Ariterium, um zu beurtheilen, ob ein von 
einer Perfon zur Ausübung gebrachtes Recht von ihr in eigenem oder fremden 
Namen ausgeübt wird? oder, was dasjelbe bedeutet, zur Frage nach dem Rechts— 
jubjefte. Der Begriff des Nechtsfubjeftes und feine Grundlage, der des Nechts 
im jubjektiven Sinne, ift in der neueren Privatrechtslitteratur lebhaft erörtert?) 
und von Windjcheid?) als außerordentlich Schwierig bezeichnet worden. Kann 
daher auch nicht daran gedacht werden, diefe Begriffe im Rahmen diejes Auf— 
fages zur FFeititellung zu bringen, jo joll doch im Zujammenbange mit Dem 
Vorangegangenen und zur Grundlage des Folgenden die Anjchauung des Ver— 
faſſers über dieſelben furz dargelegt werden. 

Es darf wohl eine Webereinjtimmung der Schriftiteller darüber als vors 
handen angenommen werden, daß die Gemeinde ſich von einem bloßen ſtaat— 
lichen Verwaltungsbezirke durch die ihr zuſtehende Perfönlichkeit unterjcheide. 
Während der ftaatliche Verwaltungsbezirt nur eine geographiiche Abtheilung 
des Staates bildet, ift die Gemeinde eine Korporation des öffentlichen Rechts, 
eine öffentlicherechtliche Perfönlichkeit. *) 

Perjönlichkeit ift Rechtsjubjektivität; Perjon ein Wejen, das Nechtsfubjekt 
ift oder doc) dejien Fähigkeit, Nechtsfubjekt zu fein, von der Rechtsordnung 
anerkannt ift. Recht (im fubjektiven Sinne) ift oben ($ 3 Nr. 1) als recht- 
liche Willensmacht, Willensherrichaft bezeichnet worden, näher als ein vom 
Rechte verliehenes Wollendürfen, welches für den Willen gegenüberjtehender 
Perjönlichkeiten beftimmend iſt.“) Rechtsausübung ift danach die Bethätigung 
des dem Wollendürfen entiprechenden Wollens, jofern dasjelbe anderen Ber: 
jönlichfeiten gegenüber bejtimmend: it. ®) 





') Dahin gehört insbejondere das verwaltungsgerichtliche Verfahren gegenüber der ſog. 
Zwangsetatifirung (3. B. $ 180 Kreis-O. v. 18. Dezember 1872 in der Fallung der Novelle 
v. 19. März 1881), jowie andererfeits gegenüber der Beanjtandung von Beichlüjien der 
fommunalen Organe, welche angeblih „deren Befugnifje überichreiten oder die Geſetze ver- 
legen“ ($ 178 der Kreis.“O. neuer Faflung). 

”) Ich zitire hier nur den Auffap von Belfer: „Zur Lehre vom Rechtsſubjekt“ in 
den Jahrb. ſ. Dogmatif XL, ©. 1 ff., ferner Ihering, Geiſt des röm, Rechts 111, ı 
(3. Aufl.) $ 60, 61, Thon, Rechtsnorm und ſubjektives Necht (1878), bejonders ©. 216 fi. 
Windſcheid, Pandelten 1, $ 49. 

2) a. a. O. 8 44, Motel. 

*) Die Anerkennung dieſes Gegenſatzes geht insbeſondere auch aus den Ausführungen 
Zorn's, Streitfragen ©. 299, 300: Liebe, Streitfragen S. 638 fi., Jellinet, S. 40 f. 
hervor. Im Allgemeinen G. Meyer, Staatsrecht $ 10. 

°) Dazu Windfheid I, 8 37. 

*) Der Schluffag gegenüber den Ausführungen Thon's, ©. 289 ff. 
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Nah diejen Begrifisbeftimmungen wäre Nechtsjubjeft dasjenige Wefen, 
welches den Inhalt des Rechtes wollen darf. Der dagegen erhobene Ein: 
wand, daß Unmündige, Wahnfinnige u. ſ. mw. nicht wollen fünnen, daher nicht 
ſelbſt Rechtsjubjefte jein fünnten, it treffend") durch die Hervorhebung des 
Vollen-dürfens gegenüber dem Wollen-können bejeitigt worden. Allein, 
was jich nicht bejeitigen läßt, Scheint mir zu fein, daß die Vertreter jener 
willenlojen Rechtsjubjefte und überhaupt jeder, der ala Vertreter eines Anderen 
in Gemäßheit der Rechtsordnung das Recht ausübt, d. h. das im ihm liegende 
Wollen bethätigt, doc auch von Rechtswegen wollen darf, jo daß alfo nicht 
allein das thatjächliche Wollen des Nechtsinhalts, jondern ſogar deſſen Wollen: 
dürfen fein Kriterium für die Zugehörigkeit des Nechts, die Nechtsfubjektivität 
abgibt. Die Gemeinde darf den Inhalt der von ihr ausgeübten Hoheitsrechte 
fraft Geſetzes wollen; ob fie aber damit ihr eigenes oder das Necht des Staates 
ausübt, fönnen wir allein daraus nicht entnehmen. So ijt denn aud im 
Allgemeinen die Definition des Nechtsfubjefts, wie fie 3.8. von Windjcherd 
auf das bloße Wollendürfen geftellt wird: „Subjeft des Rechts ift dasjenige 
Weſen, dejien Wollen (Wollen in eigenem Namen, durch fich oder einen An: 
deren) entjcheidend ift für das Recht in der Gejammtheit feiner Beziehungen“ 
gerade durch den in Klammer eingejchlofienen Zuſatz bezeichnend dafür, daß 
ſie eine Antwort auf die Frage: „Uebt Jemand ein Necht in eigenem oder 
jremdem Namen aus?“ überhaupt nicht zu geben vermag. Das deutet auf 
einen Fehler oder Doch eine Auslafjung in dem oben bezeichneten Begriff des 
Nichts im jubjektiven Sinne. 

JIhering bat num befanntlich verjucht, den Begriff des ſubjektiven Rechts 
anftatt auf den Willen auf das Intereſſe zu stellen, demzufolge das Recht 
ala rechtlich d. b. durch Klage gejchügtes Intereſſe Ddefinirt, und damit als 
Nechtsjubjeft den „Dejtinatär” des Nechts, denjenigen, deſſen Intereſſe in dem— 
felben geſchützt wird, hingejtellt. Diefer Auffaſſung ift, wie ich glaube, mit 
Recht entgegengehalten worden,?) daß nicht alle rechtlich geſchützten Intereſſen 
auch wirkliche Rechte darjtellen,?) daß aber die Klage, d. h. die Möglichkeit 
der Anrufung jtaatlichen Zwanges, für das Vorhandenſein eines jubjeftiven 
Rechts nicht unbedingt entjcheidend ift. Im Gegentheil ift der jtaatliche Zwang 
etwas zum jubjektiven Nechte aus der Aufgabe des Staates als Wächters 
der Rechtsordnung Hinzutretendes, nichts ihm Immanentes.“ So mußte 
denn auch die Jhering'ſche Auffafjung bei ihrer eriten Anwendung auf dem 
Gebiete des Verwaltungsrechts nothivendig im Stich lafjen, indem fie in dem 
Streit über den Begriff und Umfang der VBerwaltungsgerichtsbarkeit den Ver: 





Windſcheid 1, $ 37, Note 2 a. €. 

% Gegen Jhering find insbejondere aufgetreten Windſcheid, 5. Aufl., bejonders 
aber 4. Aufl. $ 37, Note 3 und 8 150, Note 1. Neuner: Weſen und Arten der Privat: 
tehtöverhältnifie, ©. 9 ff. Bruns in vd. Holtzendorff's Encyklopädie, 4. Aufl, ©. 407. 
Sdlo5mann: Der Vertrag, ©. 246, 256. 

’ Man braucht hierfür nicht mit Bruns die Tauben von San Marco anzuführen: 
es genügt mit Jhering jelbit auf den durch Schußzölle geihügten Fabrikanten hinzumeijen. 
Benn Ihering hiergegen geltend macht, da in Wirklichkeit der Staat den Schußzoll in 
\einem Intereſſe einführe, jo fünnte man wohl mit Recht entgegenhalten, daß der Staat 
auch die Privatrechte im Intereſſe jeiner Ordnung, der Rechtsordnung, (Bruns, $ 23) 
chütze, mit dem Rechtsſchutz jeine Zwede und Aufgabeu erfülle. — Im Allgemeinen kann 
darauf bingemwieien werden, dab der Rechtsſchutz, wie jhon das Wort jagt, vorhandene 
Rechte ſchützt, nicht Intereſſen, die dadurch erjt zu Rechten werden. 

+ Mindicheid I, $ 37, dazu unten im Tert $ 18. 
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tretern der Theorie der „Jubjeftiven Individualrechte“,) welche die verwalt: 
ungsgerichtliche Klage in joweit zulajien, als jubjektive Individualrechte (im 
Gegenjaß zu bloßen Intereſſen) dem Staate gegenüber anerkannt find, auf die 
Trage, wann und inwieweit Dies der Fall, nur die Antwort geben Fonnte: 
„Soweit individuelle Intereſſen durch verwaltungsgerichtliche Klage im Geſetz 
gejchüigt werden,“ alſo zu einem offenbaren Cirkelſchluſſe führte. ”) 

$ 14. Nichtödejtoweniger halte ich den der Ihering'ſchen Auffaſſung 
zu Grunde liegenden Gedanken für völlig zutreffend. Er geht dahin, daß das 
Net die Rechte im jubjektiven Sinne nicht um ihrer ſelbſt willen jchaffe, 
jondern zum Zwecke der Befriedigung von Bedürfnifjen und Intereſſen der 
Perjönlichkeiten oder: Die Nechte find für die Verfon, der fie zuitehen, nicht 
Selbitzwed, jondern Mittel zum Zwed; nicht in dem Bewußtjein, eine ihm 
vom Rechte verliehene Macht zur Ausübung zu bringen, findet der Berechtigte 
jein Gemüge, jondern in der Nealifirung jeiner Lebensinterejien durch Aus: 
übung und Verwendung der ihm verliehenen Willensmacht jucht und findet er 
feine Befriedigung. Ohne Beziehung auf das Intereſſe der Perjünlichkeit ift 
das jubjektive Necht nicht zu Ddefiniren, das bloß formale Wollendürfen er- 
Ihöpft den Begriff desjelben nicht. Wenn Jhering aber diefem Gedanken 
in feiner Formel: „Recht ift rechtlich geſchütztes Intereſſe“ Ausdrud gegeben 
und damit das Moment des Willens ganz aus dem Rechtsbegriffe entfernt hat, jo 
geht er allerdings, wie ich glaube, über feinen Grundgedanken hinaus, indem er jedem 
Nechte ein bejtimmtes, einzelnes, ihm konſtant zu Grunde liegendes Intereſſe 
entiprechen läßt. Diejer Barallelismus?) der Intereſſen und der Rechte iſt 
weder in Theſi noch Hypotheſi, weder hiftorisch, noch momentan vorhanden ; 
ein Necht kann heute zur Befriedigung dieſes, morgen zur Befriedigung jenes 
Einzelinterejjes dienen, der einen Perſon um deswillen, der anderen um jenes 
Einzelzwedes willen werthvoll fein. Das Gemeinfame in allen Erjcheinungs: 
formen des Rechts (tim jubjektiven Sinne) ift nur die Beziehung auf das Ge- 
fammtinterefje, den Lebenszweck feines Subjefts, nicht auf diefes oder jenes 
einzelne Intereſſe desſelben. 

Daraus ergibt ſich: Hinter dem Recht ſteht nicht ein ihm paralleles, be— 
ſtimmtes Einzelintereſſe, von dem ich, indem ich es als rechtlich geſchützt an— 
erkenne, zum Recht gelangen könnte; hinter dem Rechte ſteht nur die Perſön— 
lichkeit als Einheit mit ihrem Geſammtintereſſe, das durch ihren Lebenszweck 
beſtimmt iſt. Recht iſt zwar nicht rechtlich geſchütztes Intereſſe; wohl aber 
kann Recht nicht definirt werden, ohne die Zweckbeziehung auf das Intereſſe 
(Geſammtintereſſe) der Perſönlichkeit in ſich aufzunehmen. Die Kategorie des 
„für ſich“ kann bei der Definition des Rechts meines Erachtens ebenſowenig entbehrt 
werden, wie bei der des Beſitzes. Umgefehrt aber ergibt fich mit der Unmög— 
lichkeit, die Definition des Nechts auf ein ihm paralleles Einzelintereſſe zu 
ftellen, die Unentbehrlichkeit des Willensmomentes im Nechtsbegriffe. Weder 


') Zuletzt dad im Einzelnen trefflide Wert von v. Sarwen: Das öffentliche Necht 
und die Berwaltungsredtäpflege (1880) S. 79. 

) Mäher ausgeführt in meinem Neferat über das dv. Sarwey'ſche Werk in der 
„Deutichen Litteraturzeitung“, 1881, Nr. 14. Dazu auch Gneijt: „Zur Berwaltungsreform 
und Berwaltungsrechtöpflege in Preußen“, ©. 75, Note 5. 

) Ihering, Geiſt III, ©. 331: „Wie verjchieden ſich nun auch bei den einzelnen 
Rechten das Intereſſe beitimme, jo enthält doc jedes in Theſi zugelajiene Recht den Aus— 
drud eine vom Geſetzgeber nad) dem Standpunkt jeiner Zeit für ichupfähig und ſchutzbe⸗ 
dürftig anerfannten Intereſſes. Mit den Intereſſen wechjeln daher auch die Rechte, zwiſchen 
beiden findet bis zu gewiſſem Grade ein hiſtoriſcher Parallelismus ftatt.” 
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das Willensmoment, noch aber auch das BZwedmoment erichöpfen für fich 
allein den Rechtsbegriff, ebenjowenig, wie die Perjönlichkeit, vielmehr find fie 
genau jo aufeinander angewiejen, wie die Begriffe des Mittels und des Zweckes 
überhaupt. 

Zujammenfajjend glaube ich nunmehr jagen zu dürfen: Hecht ift ein von 
der Rechtsordnung verliehenes Wollendürfen im eigenen Interejje, ein rechtliches 
Fir-Sich-Wollendürfen. Berjönlichkeit ein Wejen, welchem das Recht einen 
eigenen Lebenszweck zuerfennt, zu deſſen Nealifirung es ihm Rechte d. h. ein 
andere Perſönlichkeiten bejtimmendes Wollendürfen!) verliehen hat. Subjekt 
eines bejtimmten konkreten Rechts iſt diejenige Perfönlichkeit, in deren Intereſſe 
dasjelbe von der Rechtsordnung verliehen ijt, auf deren Lebenszweck es als 
Mittel bezüglich ift.?) 

s 15. Wenn Perjönlichkeit ein Weſen ijt, welchem das Necht einen eigenen 
Lebenszweck zuerfennt, jo iſt doch das Verhältniß des Rechts (im objektiven 
Sime) zu dem Lebenszwecke der Perjönlichkeiten ein verfchiedenes, je nachdem 
es jih um die Perjönlichkeit des einzelnen Menjchen oder der fich über ihm 
in größter Mannigfaltigkeit erhebenden Geſammteinheiten handelt. Denn 
während das Necht den Lebenszweck des einzelnen Menſchen ebenjo wie feine 
natirliche Willenskraft als etwas durch die Natur Gegebenes hinnimmt und 
anerfennt, bildet der Zweck der Gemeinwejen, denen als menschlichen Einricht: 
ungen die Beziehung auf den Menfchen immanent ift,?) ebenfo wie die Orga: 
nation ihres Willens, *) nicht blos Motiv, jondern Gegenjtand der rechtlichen 
Erfaſſung und Feſtſtellung. Danach ift der Zwed eines Gemeinweſens ein 
Rechtsbegriff und zwar nicht bloß ein Element ihres Nechts, jondern das- 
jenige, welches ihr geſammtes vechtliches Weſen bejtimmt und durchdringt. ?) 
Denn da in dem abjtraften Begriffe der Perjünlichkeit als des Wejens, das 
für den eigenen Lebenszweck rechtlich wollen darf, das in ihm liegende formale 
Element des Wollendürfens als Potenz ſtets unverändert bleibt, jo fann eine 
Ausfüllung jenes abſtrakten Begriffs der Perfönlichkeit mit konkretem Inhalte 
nach allen Richtungen Hin nur durch den Fonfreten Inhalt des Lebenszwecks 
der Berjönlichkeit gegeben jein. 

Auf dem Gebiete des Privatrechts nun tritt das Zweckmoment der Per: 
\önlichfeit verhältnigmäßig in den Hintergrund. Denn einerfeits fommt, wie 
bemerft, dag Einzelindividuum jelbjt als gegebener, vom echte lediglich an— 
erfannter Selbitzwed in Betracht, womit das Prinzip der Gleichheit der Per: 
jönlichfeiten für das Privatrecht bejtinmmend wird. Und auch bei den joge: 
nannten PBrivatrechtsforporationen ift allerdings der konkrete Zweck derjelben 
für ihre innere rechtliche Geftaltung enticheidend und individualifirt namentlich 
die Gejammtperjönlichfeit den zur Einheit verbundenen Einzelperfönlichkeiten 
gegenüber derart, daß für diefe jede Veränderung des Zweds der Gemeinjchaft 


») Ueber den Gegenjag von „Nollendürfen“ und „Wollentönnen“ oben S. 287. Note 1. 

ı Der vom Redjt anerkannte Lebenszweck einer jog. juristischen Berfon fann möglicher: 
weiſe ſich darin erjchöpfen, den in ihr begriffenen phyſiſchen Berjonen die ihr zujtehenden oder 
von ihr zu erwerbenden Vermögensrechte zu vermitteln, und die Mitglieder künnen dann 
eine Klage gegen die Gejammtperjönlichkeit haben; es ijt dies aber fein Grund, mit Jhering 
nur die itglieder der jurijtiihen Perſon, die Dejtinatäre als die unmittelbaren Rechtsſub— 
jete anzufehen. Bruns, S. 407. 

) So Schulze, Einleitung in das deutihe Staatsrecht, S. 125, 126, in treffender 
Ausführung gegen die den Staat lediglid als Selbſtzweck betradhtende Naturphilojophie. 

% So indbejondere Gierke, Tübinger Ztichr., Bd. 30, ©. 328, 329. 

2) Bal. auch Jhering, Zwed im Recht, S. 295. 


290 9. Rojin: Souveränetät, Staat, Gemeinde, Selbjtverwaltung. 


infoweit die Begründung einer neuen enthält.) Aber nach Außen fommt als 
nächjter und gemeinfamer Zwed der Organijation aller Privatrechtsforpora: 
tionen nur der in Betracht, ein den Individuen gleichitehendes Einzelweſen, 
eine Privatrechts-Perſönlichkeit darzustellen und damit die Möglichkeit der di— 
reften Beziehung von Rechten d. h. Brivatvermögensrechten auf fich jelbit und 
ihren Lebenszweck zu erlangen, deſſen konkreter Inhalt erſt dahinter wiederum 
für die VBermittelung ihrer Rechte auf das Intereſſe der einzelnen Individuen 
entjcheidend wird. ?) 

Eine weit größere Bedeutung erlangt dagegen das Moment des Zivedes 
bei den Gejammtperjönlichkeiten des öffentlichen Nechts, deren Fähigkeit, Sub: 
jeft von Privatrechten zu fein, nur eine, und zwar je höher fie jtehen, deſto 
untergeordnetere Seite ihres Weſens darjtellt. Treten fie damit aus Der 
Sphäre des durch die Gleichheit und Gleichartigfeit feiner Nechtsjubjefte be: 
itimmten Privatrechts heraus, jo gibt der fonfrete, vom Recht bejtimmte In— 
halt ihres Lebenszwedes für ihr begriffliches Verhältniß zu einander den Aus— 
ichlag. Das öffentliche Necht fann daher nicht ausfommen, ohne den konkreten 
Lebenszweck der in ihm ihre Rolle jpielenden Perſonen als Nechtsbegriff zu 
erfaflen; der abjtrafte, überall gleiche Begriff der Perjönlichkeit, als eines 
Weſens, das fiir jich wollen darf, jo hoch jeine Bedeutung auch bier it, ?) 
reicht ohne dieje konkrete Ausfüllung nicht mehr hin, die rechtliche Art der 
Perjönlichkeit zu erfennen, und der Formalismus, den man neuerdings vielfach 
der juriftiichen Behandlung des öffentlichen Rechts verwerfen hört, iſt nur 
dann und inſoweit verwerflich, als das materielle Zweckmoment der öffentlich- 
rechtlichen PBerjönlichkeiten darüber bei Seite gelajien mwird.*) Wie aber durch 
dDiejes die Individualität des öffentlichen Gemeinmwejens bejtimmt wird, jo 
durchdringt es entiprechend feine gejammte Nechtsgeitaltung. Nach ihm be— 
ſtimmt jich die Kompetenz des Gemeinweſens und die Möglichkeit ihrer eigen: 
mächtigen Erweiterung (Kompetenz-Kompetenz), die nichts Anderes iſt, als eine 
potentielle Totalität des Zweckes verbunden mit aktueller Partialität Des: 
jelben; nad ihm bejtimmt jih Umfang und Richtung der Verwaltung d. 5. 
jeiner freien Lebensthätigfeit zur Erfüllung feines Zwedes durch Verwendung 
der ihm zu Gebote jtehenden Mittel (Nechte); der Zweck des Gemeinmwejens 
endlich, einerjeit3 in jeiner Abgrenzung gegenüber dem individuellen Lebens— 
zwede der Gliedperjönlichkeiten, joweit legterer dem Gemeinziwede gegenüber 
jelbjtändig geblieben ift,’) amdererjeits in jeiner Beziehung auf den indivi- 
duellen Lebenszweck, jofern derjelbe durch die Nealifirung des Gemeinziwedes 
vermittelt werden joll, beftimmt negativ und pofitiv die Nechtsverbältnifie 
zwischen der Gejammtperjönlichfeit und der zu ihr verbundenen Gliedperjün- 


') „Eine Abänderung des Zweds ijt daher, joweit nicht das Statut etwas Anderes 
bejtimmt, nur durch vertragsmäßige Einigung aller Glieder möglich.“ Gierke, Art.: „Kor: 
poration* in Holhendorff's Redtsleriton II, S. 563. So aud 53. B. $ 28 II, T des 
preuß. Allg. Land-Rechts. 

) Vgl. oben 5. 289 Note 2 und dazu Gierke, Tüb. Ztihr. a. a. O., ©. 318. 

2) Dieje bejonders hervorgehoben zu haben, ijt befanntlid das Verdienſt Gerber’: 
Grundzüge, bejonders Beilage I. 

In Verfennung diejes eigentlihen Welens des Formalismus in der Behandlung des 
Staatsredht3 konnte es kommen, dab z. B. Gumplowiez, der ſich zu den heftigiten An- 
griffen gegen Laband veriteigt (Nechtsitaat und Sozialismus, ©. 522 ff.), jelbit an ber 
äußerjten Grenze des Formalismus angelangt ift, indem er die „Herrſchaft“ der Staatsge— 
walt als Selbjtzwed betrachtet. Vgl. unten ©. 296 Note 5. 

2) Vgl. Laband I, S. 121 a. E., 122. 
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lichkeiten.) So ift die Definition des Zwedes bei der Begriffsbeitimmung 
der öffentlichsrechtlichen Gemeinwejen überall nicht zu entbehren. Daß aber 
mit dem Zweckmoment im Begriff der PVerjönlichkeit nicht ein dem Rechte 
als jolchem fremdes, jondern ein ihm immanentes Clement für das Staats 
recht verwertbet wird, dürfte aus der obigen Zurüdführung des Nechts im 
jubjeftiven Sinne auf den Lebenszwed der Perjünlichkeit bewiejen jein. 

8 16. Aus den vorjtehenden Entwidlungen ergibt fich für das Verbält- 
niß von Staat und Gemeinde und ihre beiderjeitige Begriffsbeftimmung 
Folgendes: 

1. Der Gemeinde das Attribut einer öffentlich rechtlichen Perjönlichkeit 
beilegen, beißt annehmen, daß derjelben vom Rechte ein eigener Lebenszweck 
zuerfannt werde, zu deſſen Realifirung fie das ihr zufommende Wollendürfen 
in Bewegung jeßt. Durch diefen eigenen Lebenszweck unterjcheidet ſich die Ge— 
meinde von dem jtaatlichen Berwaltungsbezirfe, der nur eine geographijche Ab- 
theilung des Staates darftellt, in welcher in örtlicher Begrenzung der Staats: 
zwed und die Staatsaufgaben zur Verwirklichung gebracht werden jollen. Ge: 
meindebezirf und ftaatlicher Verwaltungsbezirk fünnen zwar örtlich, aber nicht 
begrifflich zujammenfallen. 

?. Der Gemeinde einerjeit3 eine eigene Perſönlichkeit und damit einen 
eigenen Lebenszweck auch auf dem Gebiete des öffentlichen Nechts zujchreiben 
und doch andererjeits annehmen, daß diejelbe Hobeitsrechte mur im Namen des 
Staates ausübe, ift ein vollendeter Widerſpruch in fich jelbit. Denn da: den 
Staat als Nechtsjubjeft der von der Gemeinde ausgeübten Herrichaftsrechte 
jegen, die Behauptung bedeutet, daß Ddiejelben von der Rechtsordnung als 
Mittel für den Lebenszwed des Staates beitimmt find, jo würden bei 
Richtigkeit jener Annahme dem eigenen Lebenszwed der Gemeinde nach der 
Rechtsordnung dauernd die zu jeiner Nealifirung dienenden Mittel verjagt 
jein, was der Leugnung des Zweckes jelbit gleichfäme. Dauernd nur als Ber: 
treter eines Anderen zu fungiren, kann allein nicht den Lebenszweck einer eigenen 
Perjönlichkeit ausmachen, ebenfowenig, wie nad) römischen Rechte der Sklave, 
joweit er auch im vermögensrechtlichen Verkehr jeinen Herrn vertreten mochte, 
dadurch eine eigene Perjönlichfeit erlangte.) Wie daher auch immer nad) 
pofitivem Rechte der Umfang der eigenen öffentlichen Nechte der Gemeinde ge: 
zogen jein mag, es muß einen Kreis jolcher geben, ſobald einmal die Gemeinde 
als jolche dem jtaatlichen Verwaltungsbezirt gegenüber zur Anerkennung ge: 
langt iſt. 

3. Der rechtliche Unterschied der Gemeinde vom Staate liegt nach logiicher 
Konſequenz des oben ($ 15) Entwidelten begrifflich in der Verjchiedenheit ihres 

wedes. Während „die Gemeinde der Organismus der örtlichen Gemeinjchaft, 
lt der Staat der Organismus der Volksgemeinichaft”.) Während die Be: 
friedigung der auf dem örtlichen Zufammenmohnen und der nachbarlichen Lage 
der Grundjtüde beruhenden Gemeindebedürfnilie Zwed der Ortsgemeinde ilt, 
verfolgt der Staat die Aufgabe, die nationalen, dem Gejfammtvolfe als 
natürlicher Gemeinjchaft eigenen Intereſſen zu realifiren. Freilich fann im 
Einzelnen die Gejammtanichauung eines Volkes über die Abgrenzung der lo: 


— — — — 


Jhering, a. a. O. ©. 29. 

) Dazu Puchta, Kurfus der Inſtitutionen, 7. Aufl., II, S. 371 f. 

2) Worte Schulze’s, zulegt „Deutihes Staatsreht“, ©. 411. Brater, im Staatö- 
wörterbud, Art, „Gemeinde“, Bd. 4, ©. 112. 
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falen und der nationalen Intereſſen wechjeln und damit der Inhalt diefer Be: 
griffe ein anderer werden,') der Gegenjag der Begriffe jelbjt wird dadurch 
nicht verändert. innerhalb der einander gegemüberjtehenden Sphären der lo- 
falen Gemeininterejlen einerjeits umd der nationalen andererfeit3 kommt aber 
jowohl der Gemeinde als dem Staate die Totalität der Gemeinzwede zu,?) 
foweit nicht der Gemeinde durch das Bejtehen der jogenannten Kommunalverbände 
höherer Ordnung, dem Staate durch die Exiſtenz eines über ihm jtehenden 
Geſammtſtaates gewiſſe Aufgaben in weiterer oder engerer Begrenzung entzogen 
und jenen höheren Verbänden zu einheitlicher Verwirklichung als eigene Lebens— 
zwede übertragen find. Mit diejer Beichränfung jteht der Gemeinde ebenjo 
wie dem Staate die Kompetenz-Kompetenz, d. h. die Fähigkeit zu, Die poten= 
tielle Totalität ihres Zwedes mehr und mehr aktuell zu erjchöpfen.?) 

Nach alledem kann unter Würdigung ihrer fejtgeftellten Gleichheit und 
Beſonderheit der Staat als die öffentlich rechtliche Gejammtperjönlichkeit zur 
Verwirklichung nationaler Gemeinzwede, die Gemeinde als die üffentlich- 
rechtliche, nicht=jouveräne ($ 12 Nr. 1) Geſammiperſönlichkeit zur Befriedigung 
örtlicher Gemeininterejjen innerhalb des Staates definirt werden. 

$ 17. Aus dem gegenfeitigen Zmecdverbältnifje von Staat und Ge— 
meinde ergibt fich zugleich begrifflich Die Grenze zwilchen dem eigenen und 
dem jogenannten (nur zur Ausübung) übertraaenen Wirkungskreiſe der legteren. Da- 
nad) umfaßt der eigene Wirkungskreis der Gemeinde die gefammte Sphäre, in 
welcher diejelbe ihre Lebenszwecke durch die ihr eigenen Mittel (echte) rea— 
lifirt, der jogenannte übertragene ihre Thätigkeit im Intereſſe des Staates durch 
Verwendung feiner Machtmittel in jeinem Namen und Auftrage.*) Diefe Rück— 
beziehung des Gegenjages im Wirfungsfreife der Gemeinde auf den Gegenjaß 
des Staats: und Gemeindeinterejjeg hat denn auch 3. B. in den üjterreichtichen 
Gemeindegejegen ihren treffenden Ausdrud erhalten. Der eigene jogenannte ſelb— 
tändige Wirfungsfreis der Gemeinde „umfaßt alles, was das Intereſſe der 
Gemeinde zunächſt berührt und innerhalb ihrer Grenzen durch ihre eigenen 
Kräfte bejorgt und durchgeführt werden kann“, der übertragene Wirfungsfreis 
aber jtellt ihre „Mitwirkung für die Zwecke der öffentlichen“ d. h. der Staats: 
Verwaltung dar.’) Freilich joll der Gegenjaß des Staats: und Gemeinde: 
Intereſſes nur ein formalzjuriftiicher jein und bleiben, der der Gegenüber: 
jtellung der Nechtöperjönlichkeiten zur Grundlage dient, die Harmonie des 
öffentlichen Lebens erfordert thatſächlich auch die Harmonie der Staats- und 
Gemeindeintereſſen. Hat damit der Staat ein wichtiges Intereſſe daran, daß 
die Gemeinde in ihren Intereſſen und ihrer Perſönlichkeit ſich nicht mit 
ihm jelbjt in Widerjpruch jeße, jo rejultiven für ihn daraus in Gemäßbeit 
der Nechtsordnung eine Keihe wichtiger eigener Nechte gegenüber der Gemeinde. 
Sie geben ihm die Befugniß, die Gemeinde und ihre Lebensthätigfeit im Rahmen 
des Rechts zu bejtimmen; eine Negation des eigenen Wirfungsfreifes und des 


'), Emjt Meier, in feiner Darjtellung des VBerwaltungsrehts in v. Holpendorff's 
Encpllopädie, 4. Aufl., S. 1088 ff. 

») Schulze, aa. oD, ©. 411. ©. Meier, Deutiches Staatsrecht, S. 2. — Ueber 
die einzelnen Rihtungen des Staatözwedes und die Bedeutung ihrer Verfolgung für das 
Staatöreht wird man gerade in Folge der regelmäßigen Totalität desjelben im Belentlichen 
mit J —— $ 10, übereinſtimmen können. Schulze, 8 13. 

15 

+ ©. dazu unten im Tert unter Ar. 2. 

* Manz'iche Ausgabe (oben S. 285. Note 4), S. 2,3 (Art. 5, 6 de Gem.:®. no. 5. 
März 1862), ferner S. 28, 29 ($ 29, 30 der Landeögemeinde-Ordnungen). 
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eigenen Rechts der Gemeinde it Durch dieſe Beitimmbarfeit, wie bereit3 ent— 
widelt, nicht gegeben.') 

l. Hiernach ift die Gemeinde zunächſt auf dem Gebiete des Privatrechts 
ſelbſtändiges Nechtsjubjekt; ihr Vermögen iſt Gemeindegut, nicht Staatsgut, 
joweit fie auch immerhin in der Verwaltung und Verwendung Desjelben be= 
itimmt fein mag.?) Aber auch auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts fommen 
ihr die von ihr zur Verwirklichung ihres eigenen Lebenszmwedes ausgeübten 
Hoheitsrechte ala eigene, wenn auch beitimmbare zu. Die Gemeinde jelbit hat 
zur Befriedigung ihrer materiellen Gemeindebedürfnifje ihre eigene, wenn auch 
nah den Gejegen des Staates auszuübende Finanzgemwalt, nicht jteht ihr 
eine bloße Finanzwirthſchaft zu,?) der fie die nöthigen Mittel als Prokurator 
des Staates in rem suam zuführen würde. Schon die Finanzgewalt allein 
harafterifirt Die Gemeinde aber als eine mit obrigfeitlicher Macht d. h. mit 
Herrichaftsrechten ausgeftattete Perfünlichkeit des öffentlichen Nechts, und wenn 
es daher im Sinne mancher pofitiven Nechte, 3. B. des preußiſchen, welches 
der Gemeinde eine eigene Bolizeigewalt völlig abjpricht, auch richtig iſt, Die 
Gemeinde als einen überwiegend wirtbichaftlichen Verband zu bezeichnen, dejjen 
Zwede, die Kommumalaufgaben, ſich im Weſentlichen durch Sammlung und 
Verwendung materieller Mittel realifiren, fo rechtfertigt ich dadurch auch für 
das preußische Necht noch feineswegs die Folgerung, der Gemeinde die eigene 
Zuftändigfeit von Herrichaftsrechten abzujprechen, ein Standpunkt, dem übrigens 
durch die preußiiche Geſetzgebung ſelbſt aufs deutlichite widerjprochen mwird.*) ° 
Die Gemeinde kann auch bier nicht in dem Sinne als wirtbichaftlicher Ver: 
band dem Staate als obrigkeitlichem entgegengejeßt werden, daß nur der legtere 
obrigfeitliche Hoheit: oder Herrichaftsrechte aus eigenem echte befige.?) 

Nach der Konjequenz des Nechts, welcher freilich durch die Beſtimmungen 
der pofitiven Gejeßgebung Eintrag geichehen kann, muß aber insbejondere auch 
behauptet werden, daß die Handhabung der Drtspolizei, welche nichts Anderes 
it, als die durch Anwendung eines bejtimmten Mittels — (Beichränfung der 
perfönlihen Handlungsfreiheit der Einzelnen zu Gunſten der Gejammtheit, 
eventuell zwangsweiſe durchgeführt) — charakterifirte Fürjorge für die örtlichen 
Semeinintereflen,®) zum eigenen Wirkungskreiſe, die Ortspolizeigewalt zu den 
eigenen Nechten der Gemeinde gehöre. Es iſt befannt, daß dieſe Nechtsauf- 
rafjung ſchon in den ehemaligen Örundrechten der deutjchen Reichsverfaſſung 
und in thatjächlicher Durchführung in den Gemeindegejeßen mehrerer deutjcher 


— Oben $ 9. 

% Ernſt Meier, a. a. O., S. 1092. Bal. z. B. das preufiiche G., betr. die Vei— 
waltung der den Gemeinden gehörigen Saar v. 14. Augujt 1876 mit feinen weit- 
reihenden Bejtimmungen. 

* Das will Laband: „Das Finanzrecht des deutſchen Reiches“, in Hirth's Annalen 
1873, Sp. 405, 406; dagegen G. Meyer, Staatsrecht, ©. 526, Note 3. 

*, Stets wird die Eigenichaft der „Kommunalverbände” als privatremhtlicher Korporationen 
nur neben ihrer fentlich⸗ rechtlichen Rerfönlichteit hervor tgehoben, jo 3. B. $ 2, Kreis-O. v. 
13, Dez. 1872, 8 1, PBrovinz.=D. dv. 29. Juni 1875: „Jede Provin bildet einen mit den 
Rechten einer Korboration ausgejtatteten Kommunalverband zur Selbjtverwaltung jeiner An- 
gelegenheiten“ mit $ 34: „Der Provinziallandtag sit berufen, über die Angelegenheiten des 
Trovinzialverbandes zu beichlieigen“ und $ 37: „Der Provinziallandtag beichließt über Die 
Ausireibung von Propinzialabgaben.“ Analog $ 9, Etädte-Ordnung v. 30. Mai 1853 
mit $ 53. — Die irrige Auffaſſung findet ſich jelbit in der Nede des preuß. Miniſters 
Grafen Eulenburg bei Berathung des $ 68, Org-G. vd. 26. Juli 1880 (Sten. Ver. des 
Abg.H., S. 2008.) 

®) Dazu Ernjt Meier, a. a. DO. ©. 109%. 

) Mein Polizeiverordnungsredht in Preußen, ©. 101. 
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Staaten, insbejondere Oeſterreichs) zum Ausdrud gelangt ift, während um- 
gekehrt die preußifche Geſetzgebung umverrüdt bis heute an dem Prinzipe feit- 
bielt, daß auch die Ortspolizei, ebenjo wie die allgemeine Yandespolizet, ein 
ausfchließliches Necht des Staates bilde und nur in jeinem Namen, wenn auch 
von Gemeindebeanten ausgeübt werden könne.“) Es iſt aber gerade bier 
harakterijtiich, zu jehen, wie die logische Konjequenz der Begriffe unmiderfteblic 
wenigitens in einzelnen Aeußerungen hervorbricht; dahin gehört 3. B. die Be 
ſtimmung, daß die Kojten der örtlichen Polizeiverwaltung von der Gemeinde 
als ſolcher aufzubringen jind,?) die fernere, daß die Gemeinde für Die bei 
öffentlichen Zufammenrottungen und deren polizeilicher Abwehr vorgefommenen 
Beihädigungen bafte,*) Fälle, die nicht dadurch an Beweisfraft verlieren, weil 
fie das richtige Prinzip nur in feinen dem Staate acceptablen Konſequenzen 
hervortreten lajjen.?) 

2. Der übertragene Wirfungsfreis der Gemeinde wird dadurch charafterifirt, 
daß Diejelbe in ihm echte des Staates im Namen und Intereſſe desselben 
ausübt. Dabin gehört 3. B. ihre Thätigkeit bei Einziehung der Staatäjteuern, 
wo fie die Finanzgewalt des Staates®), ſowie bei Umlage der militäriichen 
Kriegs: und Friedensleiſtungen, wo fie Die ſtaatliche Militärhoheit‘) in 
dieſer Weile verwendet u. j. w. Auch in ihrem übertragenen Wirkungskreiſe 
fungirt die Gemeinde als ſolche als Vertreterin des Staates; nicht zu ibm, 
und damit überhaupt nicht zum Wirfungsfkreife der Gemeinde als jolcher ge 
hören daher Diejenigen Fälle, in denen Gefchäfte der jtaatlichen Verwaltung 
einzelnen Gemeindebehörden oder Gemeindebeamten unmittelbar übertragen find, 
wodurch diejelben injoweit in ein unmmittelbares Dienft: und Unterordnung 
verhältnig zum Staate bezw. dejjen höheren Behörden treten.?) Diejes Ber: 
bältniß it insbejondere in Preußen für die Verwaltung der Ortspolizei in 
Städten maßgebend, welche der Bürgermeiiter unabhängig von der Gemeinde 
vertretung unter lediglicher Unterordnung unter die oberen Behörden der 
Staatd: (allgemeinen Landes) Verwaltung führt.) Im Bezug auf Diele 


') Art. 5, Nr. 2-9, Gem.=&. v. 5. März 1862, 8 29, Nr. 2—9 der Landesgemeinde 
Drdnungen (Manz’iche Ausgabe, ©. 2, 28); Schulze , Deutiches Staatsrecht, ©. 415. 

* Mein Bolizeiverordnungsreht, S. 154, Note 25, jowie die dort angeführten Ge: 
jegesftellen und Litteratur, Art. 105, Nr. 3 der preuß. Berf.-Urf. v. 31. Januar 1850 enthält 
nur den 3 „Ueber die Betheiligung der Gemeinden bei Verwaltung der Ortöpolizei be 
itimmt das Geſetz.“ Auch diefer wurde dur dad ©. v. 24. Mai 1853 bejeitigt. 

»,5 3, &. über die Bolizeiverwaltung v. 11. März 1850. 

) &., betr. die Verpflichtung der Gemeinden zum Erſatz des bei öffentlichen Aufläufer 
verurjachten Schadens, dv. 11. März 1850. 

°) In gleicher Welle nimmt die preußiſche Judikatur in fonjtanter Prari® an, dab die 
Gemeinde entſchädigungspflichtig ift, wenn die ſtaatliche Ortspolizeibehörde im Intereſſe der 
Gemeinde durch Verfügung in das Privateigenthum eingegriffen Dat. Es wird aber ielbit 
der Beweis nicht zutgelajien, daß ein ſolches Intereſſe gar nicht vorhanden ſei, d. b., es wird 
die Handlung der jtaatlihen Ortspolizeibehörde ald Handlung der Stadtgemeinde fingirt. 
dgl... © Entich. des Ober-Trib. v. 1. Juli 1869, Striethorit, Archiv, Bd. 75, ©. 2%. 

) 3: B. $ 4050 des preuß. Grundjteuergei. v. 8. Febr. 1867, 8 14 des Gebäudeiteuer- 
Geſetzes v. 21. Mai 1861, $ 34, 36 Gewerbeſteuergeſ. vom 30. Mai 1820, Klajleniteuergd- 
v. 2. Januar 1875. — Umgekehrt fungirt in Preußen zuweilen der Staat als Vertreter der 
Städte bei Erhebung der Schlacdhtitener, ſoweit diefelbe noch beibehalten ift. 

) Duautierleiftungsgejeß f. d. Deutiche Reich v. 25. Juni 1868, $ 5 fi. G. über die 
era vom 13. Febr. 1875, $ 7 ff. ©. über die Kiriegsleiftungen v. 13. Juni 
1873, 85 fi. 

°, Gierke, Art. „Semeindebeamte* in v. Holgendorff's Rechtslexikon I, ©. 51. 

3.881, ©. über die Polizeiverwaltung v. 11. März 1850 mit $ 62, Städte 
D. v. 30. Mai 1853. 
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Geſchäfte kommt die Gemeinde als jolche nur infojern in Betracht, ala fie in 
ihren Behörden zugleich tragfähige Organe fir die diefen direft überwiejenen 
Staatögejchäfte darzubieten gejeglich verpflichtet ift. 

Die Ausübung jtaatlicher Nechte in Vertretung und im Intereſſe des 
Staates iſt das einzige Kriterium des übertragenen Wirkungskreifes. Dagegen 
wird derjelbe im Gegenſatz zum eigenen nicht nothwendig dadurch charakterifirt, 
dak die Gejchäfte desjelben durch die Staatsregierung im VBerwaltungsmwege 
der Gemeinde abgenommen und bejonderen ftaatlihen Organen übertragen 
werden dürfen, ein Recht, welches allerdings vielfach, wenn auch nur in be— 
ſtimmtem Umfange und unter gewiſſen Vorauzjegungen, dem Staate geſetzlich 
vorbehalten iſt.) Aber auch wo eine ſolche, allerdings charakteriſtiſche Befug- 
niß der Staatsregierung nicht zuſteht, und demnach in ſoweit auch der Um— 
fang des übertragenen Wirkungskreiſes nur im Wege des Geſetzes geändert 
werden kann, iſt die Gemeinde, ſoweit ſie ihre Funktion nach der ſonſt er— 
kennbaren Auffaſſung der Rechtsordnung über das Verhältniß des Staats— 
und Gemeindezweckes im Namen und Intereſſe des Staates ausübt, nicht 
weniger Vertreterin desſelben, wie der geſetzliche Vormund eines Unmündigen 
im Vergleiche zum vertragsmäßig und widerruflich beſtellten Mandatar Ver— 
treter des eigentlich Berechtigten, und wie der unabſetzbare Richter ſein Amt 
nicht weniger im Namen des Königs ausübt, wie der beliebig entlaßbare 
Berwaltungsbeamte.) Ebenjo wenig ijt aber jchließlih das Maß der der 
Gemeinde zugewiejenen freien Entjchliegung gegenüber ihrer Bejtimmbarkeit 
durch die Staat3gewalt, wie L. v. Stein will,?) entjcheidend, da dasjelbe einer- 
jeitö auch im übertragenen Wirkungskreife ein erhebliches, wie andererfeits 
auf gewiſſen Gebieten des eigenen Wirkungskreiſes in Folge der Dringlichkeit 
des mittelbaren Staatöinterejjes ein bejchränfteres fein fann.?) Wuch der be— 
freite Vormund iſt Vertreter jeines Mündels ebenjojehr, wie der an die ſtrengſte 
SInitruftion gebundene Mandatar. So wenig, wie die Momente der Unent— 
ziehbarfeit und Unbejtimmbarfeit für den Begriff des eigenen Nechts ($ 9), 
können ihre Gegenſätze als Kriterien für das nur vertretungsweile ausgeübte 
fremde Necht, den übertragenen Wirfungsfkreis der Gemeinde, entjcheidend fein. 

s 18. Die vorjtehenden Erörterungen haben uns den Staat als die 
Gejammtperjönlichkeit des Volkes erkennen laſſen, deren Eigenart durch den 
ihr immanenten Zweck anderen Gejammtperjönlichkeiten gegenüber bejtimmt 
wird. Aus diefem leiteten wir die Kompetenz des Staates, Umfang und Inhalt 
der in ihrem Rahmen ſich entwidelnden Verwaltung, feine etwaige Fähigkeit, 


') Bgl. z. B. 859, Abi. 3 der öſterreichiſchen Landesgemeinde-Ordnungen (Manz, 
5. 44); Fr 8 2 des preuß. G. über die Polizeiverwaltung v. 11. Mär; 1850. 

2 Hiernad fällt juriftiich der Einwand L. v. Stein’: Verwaltungslehre, 2, Aufl, 
I, 2, ©. 321: „Iſt der übertragene Wirkungskreis ein dauernder, jo ijt er in Wahrheit ein 
eigner, und ijt er das, jo mu man ihn durch jenes Wort nicht als etwas bezeichnen, was 
man der Gemeinde wieder nehmen könnte.“ Dagegen auch Rösler, deutſches Verwaltungs— 
zecht I, 1, ©. 265. Note 1. 

a. a. D., ©. 320 ff. 

3.8. nad) den ©. 294 Note T angeführten Gejepen; Rösler, a.a. O. Vgl. auch $ 59 
der * Landesgem.O. N Sr 44), wo bejtimmt ijt, daß der Gemeindevoriteher, welcher 
die Geſchäfte des übertragenen ? irfungäfreifeß zu bejorgen hat, wenn die Art der Aus: 
führung ganz oder theilweile der Gemeinde überlafien ijt, an den Beſchluß des Gemeinde— 
ausſchuſſes gebunden ſein joll. 

) So iſt 3. B. die eigene Finanzgewalt der Gemeinde nicht damit bejeitigt, daß bie. 
ielbe den jie genau firirenden Gemeindeſteuergeſetzen des Staates unterworfen iſt. * 
gegen verſchiedene Stellen der Gneiſt'ſchen Werke, z. B. Preußiſche Kreis-Ordnung, © 


2965 9 Roſin: Souveränetät, Staat, Gemeinde, Selbitverwaltung. 


die Kompetenz aus eigener Macht zu erweitern ab, im Zwede des Staates 
fanden wir das rechtliche Prinzip für die pofitive und negative Geftaltung 
des Berhältnijjes der Gejammtperjönlichkeit zu den ihr einverleibten Gliedper- 
jönlichkeiten ($ 15). 

Diejer Auffaſſung fteht eine andere gegenüber, welche in der modernen 
ftaatsrechtlichen Litteratur mehr und mehr ſich Boden erobert hat, nachdem 
ſie in glänzender Ausführung von Gerber!) begründet worden ift. Sie 
jiehbt das charafteriftiiche Merkmal des Staates im „Herrſchen“ d. h. „in 
dem Rechte, zur Ausführung der im Staatözwede liegenden Aufgaben einen 
das ganze Volk verbindenden Willen zu äußern“. Herrſchaft ſei der eigen— 
thümliche Willensinhalt der Staatsperjönlichkeit, welcher fie von allen anderen 
Perfönlichfeiten unterjcheide.?) In dieſer Theorie erfennen wir diejenige Grund- 
auffaljung, deren einzelne Aeußerungen, die Leugnung eigener der Gemeinde 
zuſtehender Herrſchaftsbefugniſſe,“ die Fdentifizirung des Souveränetätsbegriffes 
mit dem Inbegriffe aller Hoheitsrechte u. j. w. wir im Einzelnen bereits zu 
befämpfen verjucht haben. Sie ift e8 aber auch, die im legten Grunde, wie 
wir glauben, für die Anfichten zweier Schriftiteller, Seydel’s, welcher die 
PVerjönlichfeit des Staates zu Gunſten der Perſon des Herrichers ganz auf- 
geben will, und Gumplowicz’3, welcher die „Herrſchaft“ zum Selbſtzweck 
des Staates d. h. der in ihm berrjchenden Klaſſen erhebt,?) bejtimmender 
Ausgangspunkt geweſen iſt. Diefer Auffafjung gegenüber halten wir daran 
feft, daß der Staatszwed das den Staat charafterifivende Moment it, daß 
die ihm zuftehende Herrichaft über feine Unterthanen nichts Anderes als ein 
Mittel iſt zur Erreichung jeiner Zwede, und zwar ein Mittel, dejien Ver— 
wendung einerſeits weder die Lebensthätigfeit des Staates erichöpft, noch 
andererjeits diejelbe von der Lebensthätigfeit anderer Gemeinweſen unterjcheidet. 

1. Die Ausübung von Herrichaftsrechten, das Herrſchen erichöpft Die 
Lebensfunktion des Staates nicht. Bei der Betrachtung des völferredhtlichen 
Berfehrs, in welchem der Staat anderen gleichberechtigten Staaten gegenüber 
nur durch Vertrag d. h. durch gegenjeitiges ſich Vertragen, aljo das Gegen— 
theil des Herrjchens jeine Zwecke zu realifiren jucht, ergibt ſich Dies deutlich. 
Aber es muß auch dasjelbe gelten hinfichtlich desjenigen Gebietes jtaatlicher 
Lebensthätigfeit, auf welchem ſich derjelbe der Mittel des Privatrecht, ins— 
befondere des privatrechtlichen Vertrages bedient. Man kann ſich biergegen 
nicht mit einer petitio principii darauf berufen, daß der Staat in dieſer 
Beziehung nur als fiscus, alſo nicht in feiner charakteriftiichen Wejenheit, jondern 
nur im einer Nebeneigenfchaft auftrete.‘) Denn wenn ich das Wejen eines 
Dinges erfennen will, muß ich zumächft dasfelbe unbefangen in der Geſammt— 


> Grundzüge des deutfhen Staatsrechts, jetzt 3. Aufl. (1880). 
S. 3, 26. 


2) Bei Gerber tritt dieſelbe allerdings ausgebildet noch nicht hervor; doch fieht auch 
er ſchon von der dem Staate prinzipiell zujtehenden Ortspolizei nur denjenigen Theil 
als ein der Gemeinde als folcher zuftehendes eigenes Attribut an, welder ſich wejentlich 
auf die Durchführung der lofalwirtbichaftliden Semeindeordnungen bezieht. Dazu rechnet 
Gerber allerdings die polizeilichen Anordnungen bezüglid; „des nachbarlichen Zuſammen— 
lebens“, ©. 62, Note 6. 

*, Grundzüge einer allgemeinen Staatälehre (1873). 

>) Bal. das Referat — über „Rechtsſtaat und Sozialismus“ in der 
deutſchen Literaturzeitung I, Nr. 14, ſowie das meinige über desſelben Verf. Verwaltungs— 
lehre, a. a. ©. II, Nr. 48. 

e) Gerber, ©. 21, Note 3. 
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heit jeiner Beziehungen betrachten. Ich kann nach Erkennung des gefammten 
Weſens eines Objekts gewilje Seiten jeiner Erjcheinung mit gewiſſen ana— 
(ogen Seiten anderer Objekte unter einem Gejichtspunft betrachten, aber 
ih darf mir nicht eine eimfeitige Erfenntniß feines Weſens dadurch vermitteln, 
daß ih von vornherein gewiſſe Seiten desjelben als unweſentlich ausfcheide. 
Nicht weil der Staat aud) fiseus iſt, bedient er jich des privatrechtlichen Verkehrs, 
jondern weil und injoweit er ſich der Mittel des Privatrechts bedient, ift er 
fiscus, erjcheint er uns von einer, vielleicht von dem Standpunfte aus, den 
ih gerade einnehme, minder wichtigen, aber für feine Geſammt-Weſenheit un- 
entbehrlichen Seite, als ein den übrigen Privatperjonen gleichjtehendes Rechts— 
jubjeft. Und die Frage, ob und inwieweit der Staat fi) der Mittel des 
Privatrecht3 bedient, bejtimmt jich wiederum nach dem Staatszwed und der 
wechielnden Auffaſſung über die bejte Art der Erreichung desjelben. So künnen 
die vom Staate angewendeten Mittel zur Erreichung desſelben Zweckes wechjeln. 
Venn der Staat jeinen Zwed, ein Heer zur Wahrung feiner Interefjen nad) 
Außen bereit zu halten, früher durch den privatrechtlichen Werbevertrag (Dienft- 
miete) realifirtet), verwirklicht er ihn jebt durch das eingreifende Herrichafts- 
veht der perfönlichen Mikitärhoheit; wenn umgekehrt zur Sammlung der ihm 
nöthigen Mittel der Staat heute im Wege der direkten Befteuerung feine Finanz: 
gewalt vertvendet, wird er vielleicht in zehn Jahren durch den privatwirthichaft- 
lichen Gejchäftsbetrieb der Tabadfabrifation feine Steuerhoheit in weitem Um: 
fang außer Verwendung jegen fönnen. Zeigt fich uns jo jchon, daß die 
Grenzen zwijchen fiscus und herrjchender Staatsgewalt wechſeln und ihre 
Regulirung nur durch den Staatszwed erhalten, jo möge noch darauf hinge— 
mwiejen werden, daß die Bezeichnung des Staates als fiscus von der Seite 
ſeines Weſens, welche von der Verwendung der ftaatlichen Herrſchermacht ab: 
jieht, auch nur die äußere, den anderen Nechtsfubjetten des Privatrechts zus 
gewendete Fläche erichöpft. Die Organifation der Behörden, welche den Staat 
als fiscus vertreten?), die Normen, welche für diefelben bezüglich des Inhaltes 
der abzujchließenden Verträge maßgebend find, die Grundjäße über die Be— 
rehtigung der Privaten, auf Grund privater Vertragsabſchließung die ftaat- 
lichen Anftalten 3. B. Eifenbahnen, Poſt und Telegraphen u. ſ. w. zu benüßen, 
ind innere dem Staate als ſolchem angehörige Aeußerungen feiner Zweckbe— 
ſtimmung, die einen wichtigen Inhalt des jtaatlichen VBerwaltungsrechtes bilden?). 
Man iſt daher nad) alledem zwar wohl berechtigt, unter Berücfichtigung der 
in dieſer Beichränfung vorhandenen Gleichheit den Staat, fofern er als fiscus 
die Mittel des privatrechtlichen Verkehrs verwendet, den privaten Rechts— 
perfönlichkeiten gleichzuftellen, zur Geſammtcharakteriſtik jeines Weſens aber 
darf man auch dieje Seite desjelben nicht entbehren wollen. Sie zeigt dann 
gerade durch den Gegenjaß zu den anderen Seiten der ftaatlichen Berjünlich- 
feit, daß das Charafteriftiiche derjelben in der Einheit über dem Gegenfaß, 
in dem ftaatlichen Zwecke gegenüber der Berfchiedenheit der Mittel zu ſuchen ift. 

8 19. 2. Die dem Staate zuftehenden Herrichaftsrechte find als jolche 


ı) Laband II, ©. 201. — 
2) Auch dieſe find wirkliche Behörden, nicht bloß diejenigen, welche ſtaatliche Herrſchafts— 
rechte ausüben. Gegen Laband I, ©. 293, mit G. Meyer, in Schönberg's Handbuch 
der politischen Delonomie II, ©. 485, Note. j n. 
Dazu Laband II, ©. 213 fi. Die Gerber'ſche Auffaſſung über die gegenjägliche 
Ausiheidung des Verwaltungsrehts aus dem Staatsrecht (Beilage II) hängt zum Theil mit 
jeiner Grundanſchauung zujammen. 
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d. h. in ihrer abjtraften Potenz als Herrichaft, abgejehen von ihrem indivt: 
duellen, durch den Staatszwed gegebenen Inhalt, nichts für den Staat als 
folhen Charakteriftiiches. Worin das Weſen umd die rechtliche Natur der 
Herrichaftsrechte gegenüber anderen Rechten liegt, iſt zwar bisher meines 
Willens in der ftaatsrechtlichen Litteratur, die von der Kategorie der jtaat- 
lichen Herrichaft Gebrauch gemacht Hat, ununterjucht geblieben; ich glaube 
aber, daß jchon die hier gegebenen bisherigen Ausführungen uns dem recht- 
lichen Wejen des „Herrichaftsrechts“ nahe zu führen geeignet find. 

Jedes Necht und insbeſondere auch jedes Necht an einer anderen Perjon 
enthält eine Willensmacht, eine Willensherrichaft über dieſelbe ($ 3 Nr. 1, 
$ 13); jedes Recht ift aljo in diefem Sinne ein Herrjchaftsreht. Wenn nun 
befondere Herrichaftsrechte anderen Rechten, insbejondere den Forderungs- 
rechten !) entgegengejeßt werden, jo muß ein ihnen charakteriftiiches, über den 
allgemeinen Inhalt des jubjeftiven Rechts hinausgehendes Moment der „Herr: 
ichaft“ gejucht werden. Worin dieſes liegt, ergibt die Anfnüpfung an das 
oben zum Zwecke der Begriffsbejtimmung der Souveränetät Entwidelte ($ 3 
Nr. 3). Dort wurde fejtgejtellt, daß die Herrichaft d. h. die Ueberordnung 
einer Berjönlichkeit über eine andere, dadurch und injoweit gegeben ijt, als die 
in dem Rechte der herrichenden Berjönlichkeit liegende Beltimmbarfeit des 
Willens der beherrichten Perjönlichkeit den vechtlichen Grund ihres Bejtehens 
in dem Willen der herrichenden Berjönlichkeit jelbjt findet, diefer au eigener 
Macht zufteht. Im Gegenſatz Dazu wurde die Gleichheit der Perſönlich— 
feiten als jolcher, welche durch die zwischen ihnen gefmüpften obligatorischen 
Nechtsbeziehungen nicht alterirt wird, darin gefunden, daß bei den legteren in 
jedem Moment ihres Bejtehens der Wille der durch Vertrag verpflichteten 
Perſönlichkeit die rechtliche Urjache ihrer von der berechtigten Perſönlichkeit 
ausgehenden Willensbeitimmung Ddarftellt. Der Umstand, daß der Wille des 
BVerpflichteten obligirt, gebunden, von dem Berechtigten feitgehalten ift, daß der 
Berpflichtete Fraft des Nechtsjages, welcher feinen Willen zur Urjache feiner 
Verpflichtung macht?), ſich dieſer urfächlichen Wirkung, wenn er einmal in 
diejelbe eingetreten it, nicht wieder entziehen fann, ändert das fortdauernde 
Berhältnig von Urjache und Wirkung logisch und rechtlich nicht. Immer geht 
das Necht des Gläubigers auf den Willen des Schuldners al3 auf feine Ur: 
ſache zurüd, aus der es nach Umfang und Inhalt feine Kraft entnimmt, 
während der Herrichaftswille des Vaters über fein Kind?), des Staates über 
feinen Unterthanen in fich jelbit, in der durch die organifche Ordnung der 
Verhältniſſe gegebenen eigenen Macht der herrichenden Perſönlichkeit über Die 
beherrjchte ihre Begründung und Beitimmung findet. Mit Fug kann man 
daher die Herrichaftsrechte im Gegenſatz zu den obligatorischen als organijche 
Rechte den mechanisch begründeten gegenüberjtellen; denn gerade darin beruht, 
twie die neuejten Forichungen auf diefem Gebiete gezeigt haben*), eine weſent— 
lihe Eigenschaft des Organiſchen, daß es im fich jelbit, nicht außer ſich, den 
Grund und die Urſache feines Beftehens findet, alles Aeußere höchſtens ala 


1) 8.8. Yaband I, ©. 387: „Die Rechte des Lehnsherrn waren feine Forderungs— 
rechte, fondern Hoheitsrechte.“ e 

2) Val. iiber diefe Auffaſſung des objektiven Nechts oben Seite 266 N. 2. 

®) Die Parallelifnung der familienrechtlihen Gewaltverhältniiie mit den jtaatsredt: 
lichen ift eine gebräuchliche: 3. B. Gerber, ©. 229. 

) Roux: Der Kampf der Theile im Organismus (1881), V: Ueber das Wejen des 
Organifchen, ©. 216. 
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Bedingung, nicht als Urjache feines Lebens in Betracht fommt. Nach alledem 
find Herrichaftsrechte Nechte einer Perfönlichkeit aus deren eigener Macht, 
Nechte, welche im jich jelbit, d. 5. in dem rechtlich anerfannten und geordneten 
Willen der herrichenden Perjönlichkeit, nicht aber in dem Willen des Berpflich- 
teten den fortdauernden Grund ihres Bejtehens finden.!) Die Willensäußerung 
der herrjchenden Perjönlichkeit ift der Befehl, die der gleichberechtigten die 
Forderung. Diejenige Perjönlichkeit, welche nur ſelbſt herricht, nicht be— 
berricht wird, ijt Die fouveräne, und es iſt nur eine Konſequenz des Ent: 
widelten, daß die jouveräne Perſönlichkeit, wie gezeigt ($ 4 Nr. 1), jouverän 
bleibt, auch wenn fie anderen Berjönlichkeiten gegen ſich Forderungsrechte ein- 
räumt, weil fie damit feine Herrichaft iiber fich jelbjt zu erzeugen im Stande ift. 

Der Einwand, der gegen die vorjtehenden Entwicklungen erhoben werden 
könnte, daß nämlich auch Herrichaftsrechte, wenigjtens in bejtimmten Fällen, 
auf dem Willen der beherrichten PVerjönlichkeit beruhen könnten, fo, wenn ſich 
der bisherige Ausländer im Wege der Naturalifation einer neuen Staatöge- 
malt, der bisherige extraneus durch Adoptionsvertrag einer väterlichen Ge: 
malt umterwirft?), führt zu eimer, wie ich glaube, wichtigen juriftiichen Unter: 
Iheidung. Denn in der That erfennt man bei aufmerfjamer Betrachtung, daß 
auch in den angeführten Fällen der Wille des fich einer Herrichaft Unter: 
werfenden allerdings der Nechtsgrund für das Entjtehen des SHerrichafts: 
verhältnifjes ijt, nicht aber, wie oben definirt, fortwirfend als Urjache für das 
Beſtehen der Herrichaft und aller ihrer Rechtswirkungen in Betracht kommt, 
das Nechtöverhältniß bis zu gewillem Punkte wohl feiner Entftehung nad, 
nicht aber jeinem Inhalte nach ein vertragsmäßiges iſt.) Zwar fann fich 
der Wille von ſich aus einer Herrichaft unterwerfen; mit diefem Afte aber 
fonjumirt er fich im feiner urfächlichen Wirkung für das Nechtsverhältniß, das 
von nun an in ſich jelbit und den in ihm wirkenden Kräften, d. h. in dem recht- 
lich bejtimmten Willen der herrſchenden Perſönlichkeit feine Begründung findet. 
Während für die Obligation der Wille des Schuldners nicht blos Ent- 
ftehungsgrund ijt, jondern fortdauernd rechtliche Urſache ihres Beſtehens 
bleibt, durch welche der Inhalt der Obligation in jedem Momente be— 
grenzt und bejtimmt wird, empfängt das einmal entitandene Gemwaltver« 
hältniß, mag dies die väterliche Gewalt oder das Unterthanenverhältniß fein, 
feine rechtliche Begründung und Beitimmung von ſich aus, nicht aus dem 
Villen der beherrichten Perfönlichkeit, welcher, nachdem er jich jelbjt unter: 
worfen, fir das Beitehen der Herrichaft nur noch als hiftorische Bedingung, 
ceonditio sine qua non, nicht aber mehr als rechtliche Urſache in Betracht 
fommt. Analoges gilt ſelbſt für die fjachenrechtlichen Herrichaftsverhältniiie, 
insbejondere das Eigenthum.*) Der Wille der Autors ift wohl die rechtliche 
Urfache für die Entjtehung des Eigenthumsrechts bei dem jegigen Eigenthiimer ; 


— — 





') Herribaftsrechte, d. h. Rechte aus eigener Macht des Berechtigten find daher eine 
bejondere Art von Rechten und nicht mit den „eigenen Rechten“ zu verwechieln, die wie nach— 
gemwiejen, ($ 10) nichts anderes find, als die Rechte des Berechtigten überhaupt. — lleber 
den Charakter des Eigenthums als eines Herrichaftsrehts im hier genommenen engeren 
Sinne vgl. weiter unten im Tert diefes $. — Als ein Recht auf eine freie Handlung des 
Berpilihteten jucht das Forderungsreht den Herrichaftsrechten gegenüberzuftelen Sohm: 
der Begriff des Forderungsrechtes in Grünhut's Zeitjchrift IV, E. 457 fi. 

) Die Parallelifirung beider Rechtsafte ichon bei Laband I, ©. 166. 

Bgl. hierzu auch die Erörterungen über die Eingehung des Beamten-Verhältniſſes 
bei Yaband I, ©. 386 ff. 

* Val. Note 1. 


20% 


300 H Roſin: Souveränetät, Staat, Gemeinde, Selbjtverwaltung. 


aber einmal begründet trägt das Eigenthum den rechtlichen Grund jeines 
Beitebens in fich felbit, in dem durch das Recht bejtimmten Willen des 
Eigenthümers. Und ſchließlich kann auch hier darauf hingewieſen werden, 
daß jene Unterfcheidung ſich in allem organischen Leben wiederfindet. Der 
Bater ift, wenn er das Kind zeugt, die (mitwirfende) Urjache feines Ent- 
ſtehens; aber einmal gezeugt und geboren bejteht es, lebt es und entwidelt 
e8 fich durch fich felbft und die in ihm liegenden Kräfte, der Aft der Zeugung 
ift nicht mehr die Urjache feines Beſtehens, fondern nur defjen hiftoriiche Be— 
Dingung. 

$ 20. Hiernach dürfte ſich ala Folgerung ergeben, daß die Herrichafts- 
befugniß als bloße abſtrakte Potenz, als Beſtimmbarkeit anderer Perſönlich— 
feiten durch den Willen der herrichenden aus deren eigener Macht, nicht Dem 
Staate harakteriftiiches it. Schon auf dem Gebiete des Privatrechts Itehen 
ihr die Gewaltverhältnifje des Familienrechts, mit denen die jtaatsrechtlichen 
von je verglichen worden find, auf dem Grenzgebiete zwijchen Privat: und 
öffentlichem Necht das Iehnrechtliche Herrichaftsverhältnig formell gleich; für 
die Beziehungen der öffentlichrechtlichen Körperfchaften, welche dem Staate 
eingeordnet find, feine Glieder bilden, dürfte dasjelbe nach allem Vorange— 
gangenen faum noch bejtritten werden. Es muß aber im Gegenjaß zu 
Gerber noch weiter behauptet werden, daß jede Gejammtperjönlichkeit, aud) 
die des Privatrechts, das Moment der Herrichaft gegenüber ihren Gliedper- 
jünlichkeiten in fich trägt.”) Denn da die Gefammtperjönlichkeit eine über den 
Gliedperſönlichkeiten ſtehende höhere Einheit darftellt, jo ift nach dem Ent- 
widelten die Beherrſchung der Einzelnen durch die Gejammteinheit vermöge 
des Begriffs ihrer Ueberordnnung direft gegeben. Daß die Korporation durch 
den Willen ihrer Mitglieder begründet wird (was übrigens nicht immer ge: 
ichieht, 3. B. nicht bei Zwangsgenofjenjchaften) jchließt, wie jih aus Obigem 
ergibt, ihre Beherrfchung durch die Korporation nicht aus. Denn eben indem 
fih bei der Begründung der Storporation der Einzelwille mit anderen jolchen 
als Einheit jegt, fonfumirt er ſich injoweit, als er ſich in dieſe Einheit hinein 
legt; von num an ift nicht mehr er die Urfache jeiner Beherrichung durch die 
Korporation, jondern der Wille diefer, der in ihrem Geſetz, dem Statut, 
ihrer erſten fich ſelbſt beftimmienden einheitlichen Willensäußerung niedergelegt 
it. So ift die Berechtigung der Korporation, von ihren Mitgliedern Bei- 
träge zu erheben, ein Analogon der Finanzgewalt des Staates, das Recht, 
perjönliche Leiſtungen oder Unterlafjungen im Gemeinintereſſe zu fordern, ein 
Analogon der ftaatlichen Polizeigewalt, und wenn auch die Privatfor- 
poration das ihrem herrſchaftlichen Willen entjprechende erhalten ihrer 
Mitglieder nicht eigenmächtig auf mechanische Weife?) erzwingen darf, fich 
dieferhalb vielmehr an die Gerichte des Staates wenden muß, jo tbeilt 
fie dieſes Scidjal mit jedem Privatberechtigten, der in Folge der Mo: 
nopolifirung des Nechtsfchuges, alſo eines bejtimmten Gemeinzwedes 
durch den Staat, feine (übrigens oft auch thatjächlich nicht vorhandene) Eigenmacht 


) Auf die Gleichartigkeit des Staats mit allen anderen menſchlichen Gemeinweien bat 
bekanntlich insbeſondere O. Bähr: Der Nedtsjtaat (1864) hingewiejen, nah ihm Gierfe, 
zulept Tübinger Ztichr., Bd. 30, ©. 817 fi. Art.: „Korporation“ in v. Holtzendorff's 
Nechtäleriton Il, ©. 562, 563. Bol. au G. Meyer, Staatöreht ©. 5, Note 1. 

2, Ein indirefter piychologiiher Zwang wird von ihnen in weiten Umfange durd die 
itatntenmäßige Androhung von Rechtsnachtheilen gegen ihre Mitglieder bei Pflichtverſäumniß 
derjelben geübt. 
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im Intereſſe der öffentlichen Ordnung zu Gunſten des jtaatlichen Zwanges 
opfern muß. Unterwirft doch auch der Staat jelbjt jeine Zwangsgewalt im 
Rechtsſtaate der Kontrole des richterlichen Urtheils und im weitejten Umfange 
jogar der aufjchiebenden Wirkung jeder Angehung des Nichters,') ohne in 
feinen Herrichaftsrechten jelbit dadurch Schaden zu leiden, und läßt anderer: 
jeits, „wenn die Hilfe feiner Gerichte zur Abwendung eines unmiederbringlichen 
Schadens zu jpät fommen würde,“ ($ 78 Einl. des preuf. A.:L.:R.) ſowie 
in anderen bejonderen Fällen (3. B. denen des deutichrechtlichen Pfändungs— 
rehtes) auch für Privatrechte Eigenmacht zu, ohne daß damit ihr Wefen ein 
anderes würde. Die Erefution der Anfprüche ift etwas aus dem Zwecke des 
Staates und zwar deſſen oberitem Zivede, dem des Nechtsichuges, zu den 
Rechten äußerlich hinzutretendes, ihr inneres Wejen nicht Berührendes?) und die 
Ausihliegung der Eigenmacht joweit ſie bejteht, nur die Folge eines vom 
Staate monopolifirten Gemeinz wedes.?) 

Wenn aber jo die Herrichaftsrechte des Staates über jeine Unterthanen 
als etwas ihm nicht Eigenthümliches bezeichnet wurden, jo bezieht fich dies, 
wie mehrfach hervorgehoben, nur auf die „Herrſchaft“ als abjtrafte Potenz. 
Der große Unterjchied in Umfang und Inhalt, der zwiichen den Herſchafts— 
rechten des Staates und denen einer Privatforporation beſteht, ſoll in Feiner 
Weile verfannt werden; aber er ijt genau jo groß, wie der Unterſchied der 
das gefammte Leben der Nation umfallenden Staatszwecke und des Einzel— 
zwedes einer Privatforporation. Der Staatszwed iſt es, der dem ftaatlichen 
Herrihaftsrechte feinen fonfreten Inhalt gibt. Wie zwingend diejer Gefichts- 
punkt it, gebt wohl am bejten daraus hervor, daß jelbit Gerber ſich ihm 
in feiner Weife zu entziehen vermag. Schon die Herrichaft des Staates 
vermag er, wie angeführt, nicht zu definiren, ohne auf den Ziwed des Staates 
Bezug zu nehmen. Herrichen ijt ihm „das Necht, zur Ausführung der im 
Staatäziwede liegenden Aufgaben einen das ganze Volf verbindenden Willen 
zu äußern“ (S. 226, 21, 4, Note 2); die Staatsperjünlichfeit, für die als 
eigenthümlicher Willensinhalt das „Herrſchen“ in Anjpruch genommen wird 
(S. 3 Note 3), iſt doch eine jolche, welche „Jich nur innerhalb des Rahmens 
ihrer Zwecdbejtimmung bewegen kann“ (S. 4 Note 2), die Staatögewalt jelbit 
it ihm „der Allgemeinwille des Volkes als etbiichen Ganzen für die Zwecke 
des Staates" (S. 21 Note 2), fie „berrjcht, indem fie eine den verjchiedenen 
Ansprüchen ihrer Beſtimmung entjprechende Thätigfeit äußert“ (S. 26, 27), 
jie beiteht nur „innerhalb der Sphäre ihrer Zwedbeitimmung oder mit an 
deren Worten: nur innerhalb des Kreiſes ihrer rechtlichen“ (aljo doch durch 
den Zwed bejtimmten) „Eriltenz jteht der Staatsgewalt die höchſte Macht zur 
Verfügung." In der That dürfte man fich, wie ich glaube, aus Ddiejer Zus 
jammenftellung überzeugen, daß unbewußt auch im Sinne Gerber’s der 
Staatszweck dasjenige Moment it, das dem formalen Begriff der Herrichaft 
feinen unterjcheidenden Inhalt verleiht. Das große Verdienſt Gerber’s, die 
ftaatliche Herrichaft al3 fundamentalen NRechtsbegriff für das Staatsredht her: 


1) So 3. B. 8 44 des preuß. Organijationd:Gej. v. 26. Juli 1880, dazu $ 69, Abi. 3. 

2) Val. oben Seite 287 bei Note 4. 

©. dazu Bruns in v. Holtzendorff's Enchklopädie, ©. 425. Nur in der im 
Tert zum Ausdrud gebrachten Reihenfolge der Gedanken kann ich daher die Ausführungen 
Jhering's (Zwed im Recht ©. 240, 306) über den Staat als joziale Organijation des 
Zwanges und jeinen damit in Verbindung jtehenden Rechts- (Schuß) Zweck acceptiren. 
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vorgehoben zu haben, wird nicht geſchmälert, wenn man vor den Einfeitigfeiten 
warnt, mit denen e3 behaftet erjcheint. 

$ 21. Soweit fi) aus dem Entwickelten die Anfichten des Verfafjers über 
den Begriff des Bundesftaates und fein Verhältniß zum jog. dezentralijirten 
Einheitsjtaate wie zum Staatenbunde unmittelbar ergeben, jollen Ddiejelben zum 
Schluß, ohne erichöpfend fein zu wollen, hier zufammengefaßt werden. Danad) 
wird der Begriff des Bundesjtaates pofitiv und negativ durch 2 Momente aus: 
Schließlich bejtimmt: einmal durch das abjtrafte Moment feiner öffentlich-recht- 
lichen Perfönlichkeit und jodann durch die Individualifirung desjelben aus dem 
Zwecke des Bundesjtaates. Bundesſtaat iſt ein Staat, in welchem die Staats: 
aufgaben theil® durch den ſouveränen Gefammtjtaat, theils in demjelben durch 
ee ne ihm ein- und untergeordneter Gliedftaaten beforgt werden). Hieraus 
ergibt ſich: 

1. Der Bundesjtaat unterjcheidet ih vom Staatenbunde durch die ihm 
zuftehende Perfönlichkeit; bildet der legtere ein vertragsmäßiges Verhältniß unter 
jonveränen Staaten zur gemeinjchaftlichen Erfüllung ftaatlicher Aufgaben, jo 
it der Bundesjtaat eine über den dadurch ihrer Souveränetät beraubten Einzel: 
jtaaten ftehende Gefammtperjönlichkeit mit einem Theile der Staatsaufgaben als 
eigenem jelbjtändigen Lebenszweck. 

2. Der Bundesjtaat jteht dem dezentralifirten Einheitsftaate, welcher einem 
Bundesſtaate nicht angehört, darin gleich, daß leßterer wie eriterer eine öffentlich- 
rechtliche und zwar jouveräne?) Perjönlichkeit darftellt. Er unterjcheidet ſich 
von ihm dadurch, daß er die im Moment als ſolche anerkannten, nationalen 
(Staats-) Aufgaben nicht allein, jondern in Theilung mit den ihm eingeordneten 
Gliedſtaaten verwirklicht. 

3. Der einem Bundesſtaate angebörige Einzeljtaat jteht der Gemeinde eines 
dezentralifirten Einheitsjtaates begrifflich darin gleich, daß fie beide eine öffent: 
licherechtliche und zwar nicht fouveräne Verfönlichkeit darftellen ; fie unterjcheiden 
fi dadurch, daß nur der Einzeljtaat Staat ift, weil ihm Aufgaben zufommen, 
die nach der Auffaſſung des Rechts, d. h. des ausgeſprochenen Volksbewußtſeins, 
al3 Aufgaben eines Staates anerkannt werden?), die Gemeinde dagegen ihren 
Lebenszweck in der Verwirklichung Iofaler Aufgaben abjchließt. 

4. Der zu einem Bundesjtaate gehörige Gliedftaat jteht dem Bundesitaate, 
welchem er jelbjt angehört, begrifflich als Perſönlichkeit ſowohl abjtraft, wie 
individuell (als Staat) der Art nad) völlig gleidy; er unterjcheidet fi von ihm 
durch die Unterordnung unter ihn, welche ihn feiner Souveränetät beraubt. 
Nicht die Souveränetät ift, wie die frühere Theorie meinte, im Bundesitaate 
getheilt, fie fommt vielmehr allein dem Gejammtjtaate zu; getheilt find die 
Staatszwede und die aus ihmen fich ergebenden Staatsaufgaben. Gerade da— 
durch, daß die jouveräne Herrichaft allein dem Bunde zujteht, wird bewirkt, 


!) Die jüngjte dreizehnzeilige Definition des Bundesſtaates bei Jellinef, a. a. DO, 
S. 278. Mit der im Text dargelegten Auffafjung jcheint bier im Wejentlihen übereinzus 
ftimmen Gerber, a. a. D., ©. 24, Note 3. Abweichende Anſchauungen nah der Richtung 
theilbarer Souveränetät entiwidelt jedoch der Schlußſatz der Note. 

2) Ueber die Aufhebung der Souveränetät eines Einheitsjtaates durch ein Suzeränitäts- 
verhältniß gehe ich hier hinweg. 

®) Diefer Gedanke bridyt auch an einer Stelle der Liebe'ſchen Studie ©. 25 durch: 
„Weiter aber find die Aufgaben, welche die Gliedſtaaten des Bundesjtaates zu löſen haben, 
meift Aufgaben, welche nach den Anjchauungen der betreffenden Zeit nur einer Staatögemwalt 
zufallen können.“ 
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daß die Zweiheit der ftaatlichen Aufgaben nicht eine mechanische Zerreißung, 
jondern eine organijche Vertheilung der Funktionen iſt ($ 5 a. E.) 

Staatsperjönlichkeit und Staatäzwed, jowie die aus der Theilung des 
fegteren zwijchen einem Geſammtſtaat und einer Reihe ihm eingeordneter Glied» 
itaaten jich ergebende Ueber- und Unterordnung der Staatsperjönlichkeiten, er: 
Ihöpfen demnach den Begriff des Bundesſtaates. Nur fie unterfcheiden ihn 
von anderen Gebilden; jede weitere Hereintragung eines Begriffsmomentes führt 
nur zu Unterfchieden zwiſchen den einzelnen Bundesitaaten, bleibt aber inner: 
halb des Rahmens des Begriffes. Dies gilt insbefondere von folgenden 
Momenten: 

a) von der Art der Entitehung des Bundesſtaates. Wie die Gejammt- 
perjönlichfeit überhaupt, fann auch der Bundesitaat jeinen Entjtehungsgrund 
in einer der rechtlichen Normirung ich entziehenden hiſtoriſch-politiſchen Ent: 
widlung finden’); er fanı aber auch durch einen fonftituirenden Willensaft der 
fih zu ihm vereinigenden Gliedftaaten begründet werden. Dieſer fonftituirende 
Willensakt ijt fein Vertrag, wenigſtens fein obligatorischer, wenn er auch die 
Erfüllung vorangegangener völferrechtlicher Verträge der betheiligten Staaten 
fein kann; er ijt vielmehr, wie bei der Begründung der jurijtiichen Berjon des 
Rrivatrechts, ein Willensaft einer ſich vereinigenden Perſonenmehrheit, welche‘, 
indem fie ihren Gemeinwillen als Einheit jegt, in diefer Einheit eine neue, ihr 
übergeordnete Perfönlichkeit ins Leben ruft?). Iſt jo auch der im Geſammt— 
willen Tiegende Einzelwille (mitwirfende) Urjache zur Entjtehung der Ges 
jammtperjönlichkeit, jo iſt er damit, wie gezeigt, noch nicht Urjache ihres Be— 
itehens ($ 19, 4, Nr. 1); einmal in's Leben gerufen, beiteht der Organismus 
des Geſammtftaates durch ſich ſelbſt und beherrſcht damit (S 18) unter Negirung 
jeder anderen Souveränetät von jeinem Willen aus den Willen der Einzelftaaten. 
Der Sat, da ein Staat feine Souveränetät nicht durch Vertrag verlieren fünnte, 
it richtig im Verſtändniß der obligatorischen Verträge des Völkerrechtes; auf 
den fonftituirenden Willensaft, durch welchen eine übergeordnete jtaatliche Ge— 
lammtperjönlichfeit gejchaffen wird, findet er feine Anwendung. ($ 19). Auch 
die Bundesverfaffung ift Wille und Gejeg des Gefammtjtaates, fie wirft durch 
jeinen Geſetzesbefehl. Wenngleich der Inhalt dieſes Geſetzes als ein durch 
die vertraggmäßige Vereinbarung der Einzeljtaaten gegebener von dem Gejammt: 
itaate vorgefunden werden fann, tjt die Verfaſſung ſelbſt doch nie ein zwiſchen 
den Staaten bejtehender Vertrag, jondern der Wille ihrer Einheit, den dieje 
mit dem Moment ihrer Entjtehung jich zu eigen macdht?). 

b) von der über die direkte und indirekte Einwirkung des bundesitaatlichen 
Willens auf die Unterthanen getroffenen Ordnung. Die Abgrenzung der Sphären, 
in denen der Wille des Bundesjtaates direkt, von denen wo er nur durch das 
Medium der Beherrichung der Gliedftaaten die Unterthanen verbindet, kann in 
den konkreten Bundesjtaaten eine verjchiedene jein. Ganz wird fein Bundes: 
ftaat eine derjelben entbehren fünnen, da fich beide nothwendig durchdringen. 
Aus der jpeziellen Art der Begründnung des Bundesftaates durch den Willen 


ı) Vgl. Gierke, Art. „Korporation” a. a. D., ©. 562 und die allein dieje Entiteh- 
ungsart anerfennenden Ausführungen Jellinet' 8, ©. 253 ff. 

»), Gierte, zulegt an dem Note 1a. O. 

2) Bal. oben Seite 275 Mote 1, jowie über den Gegenjag bon Gejegesinbalt und 
Beepesbeiehl die vortrefflihen Auseinanderjepungen Saband's U, ©. 5, wo in&bejondere 
auch die Möglichkeit hervorgehoben it, dab ein durc Vertrag jeftgeftellter Beiepesinhalt von 
der janktionicenden Gewalt bereit vorgeiunden wird. 
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der Einzeljtaaten folgt nicht nothwendig das Dogma Laband’s von der Mediati: 
firung der Unterthanen im Bundesftaat, das jein Autor nicht in allen feinen Conſe— 

quenzen aufrechtbält‘). Denn diefe Entjtehungsart jchließt nicht aus, daß die 
Einzelftaaten den Gejammtitaat — wie die Begründer einer Korporation dieje 
mit eigenem Vermögen — mit eigenen Hoheitsrechten über die Unterthanen 
ausgeftattet haben. Das Unterthanenverhältnig zum Einzeljtaat kann allerdings 
wohl den Grund der Beherrichung des Unterthanen durch den Gejammtitaat 
abgeben, bezeichnet aber nicht nothiwendig den Weg, auf welchem dieſe Beherrſchung 
wirffam wird. Iſt doch jelbit beim Staatenbunde die Möglichkeit einer direkten 
Einwirkung der von den verbündeten Staaten gemeinjchaftlich Durch eine Zen 
traljtelle ausgeübten Funktionen auf die Unterthanen nicht ausgeichlofjen?). 

ec) von der Drganijation der Staatsgewalt im Bundesjtaate. Es fann, 
wie im Deutjchen Reiche, das die Einzelftaaten zum Geſammtſtaate verbindende 
genojjenschaftlihe Element darin zu Tage treten, daß die Gejammtbeit der 
Gliedſtaatsgewalten ald Träger der Bundesſtaatsgewalt erjcheint. Aber aud 
dies iſt nur eine fonfrete Form des Bundesjtaates. Es fünnen vielmehr aud, 
wie Jellinek richtig hervorhebt,?) „die Gliedjtaaten nur als Wahlkreiſe für 
einen an der Gejeßgebung umd Erefution theilmnehmenden Ständerath benutt 
werden, wie in der Schweiz, oder ihnen die Beitellung eines zur Theilnahme 
an der Gejeßgebung ſowohl als der Negierung berufenen Senates zugewieſen 
und fie beim Modus der Präfidentenwahl berüdjichtigt fein, wie in der Union, 
und ihnen ferner ein gewiljer Einfluß auf Verfaſſungsänderungen geitattet jein, 
wie in der Union und der Schweiz u. j. w.“ a, e8 wäre ſogar eine eigene 
monarchiſche Formation der Bundesjtaatsgewalt nicht ausgejchlofjen. *) 

d) endlih, wie ſchon hervorgehoben, von der Kompetenz. Wejentlich it 
dem Bundesjtaate nur, daß eine Vertheilung der Kompetenz zur Verwirklichung 
der Staatsaufgaben zwilchen dem Bundesftaate und dem Einzelftaate jtattfinde; 
wie diejelbe im Einzelnen erfolgt ift, ift begrifflich irrelevant ($7 Nr. 2 3). 
Wenn wir dem gegenüber wenigjtens den Schwerpunft des internationalen Ber: 
kehrs und das Recht über Krieg umd Frieden Fonftant dem Geſammtſtaate zu- 
getheilt finden, jo ijt dies, wie bereits hervorgehoben ($ 8 Nr. 3), mur eine 
faktiſche Konſequenz davon, daß demjelben als eigener und zwar fouveräner 
Perſönlichkeit mit dem oberſten Intereſſe der Selbjterhaltung nah Außen auch 
die zur Realifirung desjelben dienenden Mittel als eigene nicht verjagt werden 
können. Ebenjowenig entjcheidend ift e8 aber, ob dem Gejammtjtaate die ſo— 
genannte Kompetenz-Kompetenz zufteht ($ 5), welche nichts anderes ift, als eine 
fonfrete Art der Gejtaltung des der Berjünlichkeit des Bundesstaates gegebenen In— 
halts, indem fie eine potentielle Totalität des Gemeinzwedes bei aftueller Bartialität 
desjelben darjtellt ($ 15). Erſt wenn die Gefammtheit die in fie hineingelegten 
Kräfte aktuell entfaltet, die thatjächliche Totalität der Staatszwecke ſich beige⸗ 
legt hat, iſt der Bundesſtaat vernichtet und der Einheitsſtaat ins Leben ge— 
treten. Aber auch, wenn der Geſammtſtaat dieſe Fähigkeit der Kompetenz— 
Kompetenz nicht beſitzt, iſt er nicht weniger Staat, weil nur die Verwirh— 
lichung nationaler Zwecke durch eine öffentlich— rechtliche PVerjönlichkeit ein 


R Laband 1, ©. 80 ff.; dagegen neueſtens Jellinek, ©. 362. 
3) Bgl. Jellinek, S. 177. 
j yellinet, ©. 288, 
Val. 3. B. die Borichläge von Sagern’ $ in jeiner Denkichrift über den Bundes 
itaat es bei Brie: Der Bundesitaat I. ©. 57. 





J——— 


IV. Der Rechtsbegriff der Selbſtverwaltung. 305 


Ejientiale des Staatsbegriffs bildet, dagegen die Zuftändigkeit zur Totalität 
jener Zwede, ſelbſt nur zur potentiellen, ein unbedingtes Erforderniß höchſtens 
für die Geſammtheit der jtaatlichen Beziehungen it, in denen ein Volk jteht, 
aljo fir Geſammtſtaat und Gliedftaat in ihrer gegenfeitigen Ergänzung, nicht 
aber in ihrem Fehlen hier oder dort den Begriff des Staates ausſchließt ($ 16 
Nr. 3). Ebenjowenig aber ijt die. mangelnde Kompetenz-ompetenz des Ge— 
Jammtjtaates auf feine Souveränetät von Einfluß; denn, wie bereitS hervor— 
gehoben ($ 6 Nr. 2), ift es nicht der Wille der Eonjtituirenden Einzeljtaaten, 
der fortdauernd jeine Herrichaft über die neu entjtandene Gejammtperfönlichkeit 
im Sinne eines Verbots der Kompetenzerweiterung äußert, vielmehr bildet jene 
Beihränfung des Gejammtjtaates den ihm immanenten Inhalt feiner Perſön— 
lichleit (5 15). Ebenfowenig, wie der Wille der Einzeljtaaten der pofitive 
Grund des Beitehens des Gejammtjtaates ijt, ebenſowenig ift er der negative 
Grund, daß derjelbe jo und nicht anders beiteht. Schließlich ift es aber auch) 
umgefehrt gleichgiltig, ob die Abgrenzung der beiderjeitigen Kompetenzen durch 
pofitive Feititellung der Aufgaben der Einzelitaaten oder, wie im Deutjchen 
Reiche, der des Bundesjtaates erfolgt it. Im leßteren Falle fteht die Kom— 
petenz-Kompetenz injofern auch den Einzeljtaaten zu, als fie neu ſich ergebende 
Staatsaufgaben in ihren Wirfungsfreis hereinbeziehen können, und bei der Er: 
panjion ihrer Thätigfeit nur an den aktuell dem Bundesitaate zuftehenden Kom: 
petenzen ihre Schranke finden. ($ 6 Wr. 2 


IV. Der NRedtsbegriff der Selbitverwaltung. 


$ 22. Der Begriff der „Selbjtverwaltung“ ift befanntlich in den Schriften 
Gneiſt's über das engliſche Selfgovernment zum bejonderen Ausdrud gelangt. 
Er definirt die Selbitverwaltung als „eine innere Landesverwaltung der Kreiſe 
und Ortsgemeinden nach den Geſetzen des Yandes durch perjönliche Ehrenämter, 
unter Aufbringung der Kojten durch kommunale Gruͤndſteuern.“ ) Gneift, 
deſſen Darſtellungen des engliſchen Verwaltungsrechts von ihm dazu beſtimmt 
waren, gegenüber den falſchen franzöſiſchen Nachbildungen ſeinen Landsleuten 
das wahre Muſter konſtitutioneller Freiheit vorzuführen, damit ſie in unmittel— 
barerer Anlehnung an dasjelbe ihr eigenes ſtaatliches Leben gejtalteten, ver— 
folgte damit in erjter Reihe feinen juriftifch-dogmatifchen, ſondern einen po— 
tischen Zwed. Ihm ift die Selbjtverwaltung der „Zwiſchenbau zwiſchen 
Staat und Gejellichaft” ?), die Einrichtung, mit welcher der Staat die Diver: 
girenden und damit zur Unfreiheit neigenden Intereſſen der „Gejellichaft“ 
zwingt, verjöhnt und zur Freiheit führt, indem er die Zugehörigen aller ge 
jellihaftlichen Slafjen ihren Kräften entjprechend zum felbjtthätigen Dienjte für 
die Allgemeinheit heranzieht, den höheren Klafjen insbejondere vervielfältigte 
und jchwerere Pflichten auflegt, „Eraft deren fie in gejegmäßiger Hebung das— 
jenige Maß des Einflufjes gewinnen, welches fie andernfalls durch Die gejell- 
Ihaftliche Macht des Befiges in der Weife der Unfreibeit erjtreben.“ Gneijt 
zeigt, wie die Selbjtverwaltung al3 die gemeinſame Staatsthätigfeit im nach: 


", So beionders: Seligovernment, Kommunalverfajiung und Berwaltungsgerichte in 
England, 3. Aufl. (1871) ©. 882, 69. 

?, Die dargelegte Auffa ſſung der Selbſtverwaltung tritt insbeſondere in folgenden 
Stellen prägnant hervor: Seligovernment, $ 7, 147. Preußiſche KreisOrdnung (1870) 
©. 1-19. Verwaltung, Jujtiz, Rechtsweg (1869) $ 1, 8, . 
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barlihen Verbande die verjchiedenen gejellichaftlichen Klaſſen einander näher 
bringt, die politiiche Bildung als die nothiwendige Grundlage des konſtitu— 
tionellen Lebens hebt, und andererfeits, indem fie das obrigfeitliche Amt in die 
Hände von Männern legt, die durch ihren Beſitz unabhängig find, die partei= 
mäßige Handhabung desjelben je nach dem Wechjel der in der Miniſterial— 
inftanz zur Geltung gelangenden Richtung verhindert. ’) 

So hochwichtig nun aber auch diefe Momente in ihrer politischen Be— 
deutung fein mögen: für eine juriftiiche Betrachtung konnte die Definition 
Gneiſt's jchon wegen der Fülle der theils in ihr zum Ausdrud gelangten, 
theil3 jogar erſt aus dem übrigen Inhalt feiner Schriften zu ergänzenden 
Merkmale des Begriffs der Selbitverwaltung unmittelbar nicht verwendet 
werden. So jehen wir in der That die ihm folgende Litteratur durch das Be— 
jtreben charafterifirt, unter Heraushebung eines der Merkmale gerade Ddiejes 
als das entjcheidende hinzuftellen.?) Durch den damit nothiwendig verbundenen 
Angriff auf die Haltbarkeit der anderen Begriffsmomente ift eine erhebliche 
Klärung der juriltiichen Anfchauungen über das Wejen der Selbitverwaltung 
zweifello8 erreicht worden; doch jcheint es nicht, als ob eines der bisher auf: 
geitellten Reſultate alljeitig befriedigt hätte, was jchon dadurch erklärt wird, 
daß das oben charakterifirte, von den verjchiedenen Seiten angewendete Ber: 
fahren nothwendig eine gewiſſe Einjeitigfeit mit fich brachte. 

Bon hervorragenden Autoritäten wird die Selbitverwaltung als die Ver: 
waltung durch „Selbitverwaltungsförper“ dargeitellt, diefelbe insbejondere für 
die Betrachtung des Einheitsjtaates mit der Kommunalverwaltung identifizirt. ) 
Gneiſt freilich Hat, worüber faum ein Zweifel bejtehen fann*), bei jeiner 
„inneren Landesverwaltung der Kreife und Ortsgemeinden“ in erjter Neibe 
den örtlichen Umfang der Selbjtverwaltungsbezirfe im Auge gehabt, und Die 
rein juriftiiche Frage, ob die in ihnen fungirenden Aemter den Charakter von 
Kommunal» oder Staatsämtern tragen, Die Bezirke alfo als Kommunen oder 
nur als Staatliche Verwaltungsbezirfe in Betracht fommen, im Wejentlichen 
uninterfucht gelaffen. In der That erfennt man fofort, daß gerade das 
charafteriftiiche Amt des engliichen Selfgovernment, das FFriedensrichteramt 
mit dem bei ihm prinzipiell feitgehaltenen Grundjage föniglicher Ernennung, 
ebenfowenig ein Kommunalamt it, als das ihm neuerdings etwa entiprechende 
des preußischen Amtsvorjtehers.?) Die Auffafjung der Selbjtverwaltung als 
Kommunalverwaltung erihöpft alfo den Inhalt derjelben noch nicht. 

Bon anderer Seite hat man das von Gneijt ſelbſt aus politifchen Rück: 


= 2) Vgl. dazu G. Meyer, Staatärecht, $ 106. 

2, &. auch die kurze Ueberficht bei v. Stengel: „Begriff, Umfang und Syitem des 
Berwaltungsrehts* in der Tübinger Ztichr., Bd. 38, ©. 250, 251. 

2) Sp inäbefondere 2. v. Stein, VBermwaltungslehre I, Abth. 2 (2. Aufl.). 9. Schulze, 
Preuß. Staatöreht, $ 127 fi. Deutiches Staatsrecht, $ 159 ff. Laband, Staatdredht I, 
©. 108, II, ©. 226, auch Ernſt Meier, in v. Holgendorff'3 Enchklopädie, 4. Aufl., 
©. 1093 f. Ulbrich: „Der NRectsbegriff der Verwaltung“ in Grünhut's Ztſchr. IX. 
©. 14 ff. und „Dejterreichiiches Staatsrecht“ ©. 414 ff. 

4) Dies nimmt auch G. Meyer, Staatsrecht, $ 106, Note 5, an. 

5) Dies hebt mit Recht Emjt Meier jelbit in der 2. Aufl. der Encyllopädie, ©. 853 fi., 
hervor. Die Betheiligung, die der preufiiche Amtsvorjteher ala Vorjigender des Amtsaus— 
ihuiies an der Nommunalverwaltung des Amtsbezirfes erlangen kann, ift nur eine hypothe— 
tiiche, abhängig von der den zugehörigen Einzelgemeinden freigejtellten Ausfüllung des Amts- 
verbandes — kommunalem Inhalt durch Ueberweiſung einzelner Kommunalangelegenheiten. 
$ 58, Kreis.“O. 
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fihten ftarf in den Vordergrund gejtellte Moment der „Selbitthätigfeit“ urgirt. 
Aber mit der alleinigen Betrachtung dieſes Momentes geriet) man nothiwendig 
in die Gefahr, dem Begriff der Selbjtverwaltung einen auf das Leben des 
„jelbjtthätigen“ Einzelnen, ftatt eine auf das Leben des Staates gerichteten 
Inhalt zu geben. Diejes Ertrem hat H. Rösler erreicht, dem Selbſtver— 
waltung „die freie Selbjtthätigfeit des Einzelnen in allen Angelegenheiten, in 
denen fie als fittliche Nothiwendigkeit empfunden wird 3.8. bei der Begründung 
rein perjönlicher Verhältniſſe, namentlich bei der Eheſchließung, Wahl des 
Glaubensbefenntnijjes, geiftiger Mittheilung und Verbindung mit Anderen“ be= 
deutet.) Die Kritif diefer Anfchaung hat Laband bereits jo vortrefflich ge= 
geben, daß ich derjelben nichts Hinzuzufegen habe. ?) 

Sehr verbreitet endlich ift die Anichauung, welche das Moment des Ehren: 
amtes als das ausschlaggebende erachtet und der Selbjtverwaltung die Ver: 
waltung durch Berufsbeamte gegenüberjftellt.?) Allein es iſt zunächit Klar, daß 
„Ehrenamt“ im Sinne eines unbejoldeten Amtes und „Berufsamt” im Sinne 
eines jolchen, deſſen Ausfüllung der Beamte zu feinem Xebensberufe macht, 
feine vollfommenen Gegenjäge bilden. Regelmäßig zwar erhält der Berufs- 
beamte al3 Entgelt für jeine vollfommene Hingabe feinen Lebensunterhalt in 
Form der Bejoldung*); doch daraus folgt keineswegs umgekehrt, daß der 
Empfang eines Geldäquivalents für amtliche Mühewaltung dem Beamten den 
Charakter eines Berufsbeamten verleihe. Ueberdies ijt, wie bereits Yaband 
treffend hervorgehoben hat,°) die Grenze zwifchen der Bejoldung und der 
bloßen, etwa in Geftalt eine® PBaufchquantums gewährten Amtsunfojtenent: 
Ihädigung eine fo flüffige, daß fie überhaupt zur Unterfcheidung von Ehren: 
und Berufsämtern ungeeignet erjcheint. Die preußische Kreisordmung vartirt 
bei Gewährung von Geldäquivalenten an Landgemeindevorfteher, Schöffen, 
Amtsvorjteher, Kreistagsabgeordnete in der mannigfaltigiten Weije, ohne daß 
von den Genannten der eine mehr, der andere weniger in der „Selbitver: 
waltung“ thätig wäre. ®) 

So hat denn neuejtens insbefondere &. Meyer”), unter Aufgabe des 
Momentes unbejoldeter Aemter (Ehrenämter), die Selbftverwaltung der Ber: 
waltung durch Berufsbeamte in der Weiſe gegemübergejtellt, daß er unter der 
[egteren die Beforgung ftaatlicher Gejchäfte durch Perjonen, „die daraus ihren 
Lebensberuf machen,“ unter der erfteren aber die Beforgung ftaatlicher Gejchäfte 


') Lehrbuch des deutichen Verwaltungsrehts I. Das joziale Verwaltungsrecht, Abth. 1, 
$ 16, befonders Note 6. 

2) Staatsrecht I, ©. 100, 101, 

* Dieje Auffafiung hat neuerdings auch an einer Stelle in die preußiiche Gejepgebung 
Eingang gefunden, nämlich in $ 74 der Kreis-Ordnung v. 13. Dez. 1872 (Fafjung der 
Novelle v. 19. März 1881), wonad) vierjährige Thätigkeit „in Selbftverwaltungsämtern des 
betreffenden Kreiſes“ u. f. w. nebſt anderen Bedingungen zum Landrathsamte qualifizirr. 
Im Uebrigen ijt der Spracdhgebraud) der preuß. Geſetze ein anderer, vgl. ©. 309 Note 5. 

9 G. Meyer, Staatärecht, S. 253. 

5) Laband I, ©. 96, 97, dazu Ernjt Meier, a. a. D., ©. 1096, 1097. 

®, Die Hreistagäs:Abgeordneten erhalten weder Diäten noch Reijelojten ($ 114), die 
Gemeindeihöffen haben ihr Amt in der Hegel unentgeltlich zu verwalten und nur auf den 
Erjag baarer Auslagen Anſpruch, der Gemeindevorjteher dagegen hat daneben nod) Aniprud) 
auf Gewährung einer mit jeiner amtlihen Mühmaltung in billigem Verhältniß jtehenden 
Entihädigung ($ 28), der Amtsvorſteher endlich erhält eine Amtsunkoftenentihädigung in 
der Form eines Pauſchquantums ($ 69). 

N Staatäredht, a. a. O. Desjelben Abhandlung in Schönberg’ Handbud) der politi- 
ſchen Setonomie I, S. 485 ff. Lehrbuch des deutſchen Berwaltungsrechts (1588) IT, ©. 16. 
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durch jolche Perſonen verjteht, „welche diejelben neben anderen Berufsgeichäften, 
die den eigentlichen Mittelpunkt ihres Lebens bilden, erledigen.“ Allein aud) 
diejer Begriff will mir theils zu unbeftimmt, theils nicht erichöpfend erjcheinen. 
Zu unbejtimmt in Bezug auf den Begriff des Lebensberufes. Gehört nicht auch, 
wie der Gegenjag des Berufsbeamtenthums zum jogenannten Laienelement 
nahelegt, das Erforderniß berufsmäßiger Vorbereitung zu demjelben? Wenn 
aber dies der Fall it, jo find gerade unſere höchſten Verwaltungsbeamten, 
hinfichtlich deren regelmäßig der Nachweis einer bejtimmten Dualififation nicht 
gefordert wird,) insbejondere die Minifter nicht nothwendig Berufsbeamte. 
Wenn aber bloß auf die berufsmäßige Ausübung geſehen werden ſoll, ift dann 
nicht die Frage, ob ein Beamter feine gefammte Thätigkeit feinen Amtsgejchäften 
widmen muß, eine in hohem Grade thatjächliche und von dem Umfange der 
legteren, der auch in Selbitverwaltungsämtern ein höchſt bedeutender jein kann, 
abhängig? Schließlich glaube ich, daß die Fdentifizirung des Berufsbeamten- 
thbums mit dem Gegenſatze der Selbitverwaltung die allgemeine Anjchauung 
über diefen Begriff inſofern nicht erichöpfend wiedergibt, als fie die in Der 
Ktommunalverwaltung arbeitenden bejoldeten Berufsbeamten, 3.8. die Bürger— 
meilter der Städte, den Yandesdireftor der reorganifirten preußischen Provinzen, 
nicht al3 Beamte der Selbitverwaltung anerkennt, während fie doch, wenn ich 
nicht irre, dem Sprachgebrauche jtet3 als jolche gegolten haben. 

Es foll im Folgenden der Nachweis verfucht werden, den fchon die big- 
herigen Erörterungen nahelegen, daß nämlich in dem bisher vielfach ununter- 
ichtedlich gebrauchten Begriffe der „Selbjtverwaltung“ zwei Gedanfenricht- 
ungen fich begegnen, welche begrifflich gar nichts mit einander zu thun haben, 
während fie thatjächlich allerdings nach der modernen Geftaltung unferer ftaat- 
lichen Einrichtungen in engjter Verbindung mit einander ftehen. Beide haben 
ihre vollfommene Berechtigung, jo daß die eine Richtung nicht zu Gunſten der 
Anderen vernachläfligt werden darf; beide jo zu trennende Begriffe verlangen 
mit Necht nach juriftiicher Formulirung, während ſich allerdings ergeben wird, 
daß nur der eine von ihnen auf die juriftifche Bezeihnung als „Selbft- 
verwaltung“ Anfpruch erheben darf. 

$ 23. Um zum jurijtifchen, jpeziell dem jtaatsrechtlichen Begriff der 
Selbitverwaltung zu gelangen, muß man von folgenden Säßen ausgehen: 

Verwaltung im allgemeinften Sinne ijt die fortgefegte Thätigfeit zur Er- 
reichung beftimmter Zwede mit bejtimmten Meitteln. Soll daraus ein Rechts: 
begriff werden, fo muß er ſowohl Hinfichtlicy des Subjefts, als der Zwecke 
und Mittel der Verwaltung die Beziehung auf die Perfönlichkeit in fi auf: 
nehmen. Hiernach ift Verwaltung im Rechtsjinne die fortgejegte Willengbe- 
thätigung einer Verfönlichkeit zur Erreichung ihrer Lebenszwede?) durch Ver— 
wendung der ihr von der Rechtsordnung zugetheilten Mittel d. h. der ihr zu— 
ftehenden Rechte. VBerwaltuugsrecht (im fubjeftiven Sinne) ift die vom Recht 
anerfannte Befugniß einer Perfönlichkeit, zur Erreichung ihres Lebenszmwedes 
durch Verwendung ihrer Nechte thätig werden zu dürfen.) Diejes Necht der 
Verwaltung ift fein befonderes der Perjönlichkeit zuftehendes Necht, es ift die 


!) Vgl. das prenf. ©. v. 11. März 1879, betr. die Befähigung für den höheren Ber- 
waltungsdienit. 

2), ©. oben 8 15. 

s) Für dad „Dürfen“ im Gegenjag zum „Können“ gilt auch hier das oben Seite 237 
bei Note 1 Bemerkte. 
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rechtliche Anerkennung der Perſönlichkeit ſelbſt in ihrer Selbſtbethätigung zur 
Verwirklichung ihrer Lebenszwecke. 

Verwaltung und Verwaltungsrecht (im ſubjektiven Sinne) find an und 
für ſich ebenſowenig ſpezifiſch jtaatsrechtliche Begriffe, wie der Begriff der Per: 
jönlichkeit, auf den fie zurückgehen. Staatsrechtlichen Inhalt erhalten fie erjt 
durch ihre Beziehung auf die Perjünlichkeiten des Staatsrechts, den Staat, 
jowie die ihm als Theile feines Organismus eingeordneten Kommunen, und 
die ihm übergeordneten gefammtjtaatlichen Berbandsperjönlichkeiten. Man kann 
diefe öffentlichsrechtlichen Perjönlichkeiten pajjend mit dem zujammenfaljenden 
Namen „politifche Gemeinwejen“ bezeichnen.!) Verwaltung im jtaatsrechtlichen 
Sinne iſt daher die fortgejegte Willensbethätigung eines politischen Gemein— 
weſens zur Erreichung feiner Zwecke (Aufgaben) durch Berwendung jeiner 
Mittel, Verwaltungsrecht (im jubjektiven Sinne) die anerkannte NRechtsperjön- 
lichkeit eines politischen Gemeinweſens in feiner Selbjtbethätigung zur Erfüllung 
feiner Lebenszwecke. 

Die Gejammtheit der verwaltenden Funktionen de Staats unterjcheidet 
man befanntlih in die Geſetzgebung, die Rechtſprechung und die Verwaltung 
im engeren Sinne. Geſetzgebung iſt die Aufftellung von Rechtsnormen, Recht: 
Iprehung die Verwirklichung derjelben gegenüber Verlegungen (Rechtsſchutz), 
Verwaltung im engeren Sinne die Thätigkeit zur Erfüllung der politijchen 
Zwede mit Ausnahme des Rechtsichuges in Gemäßheit der Gefege?). Durch die 
Beziehung auf die Verwaltung im engeren Sinne erhalten die Begriffe der 
„Verwaltung“ und des „Verwaltungsrechts" ihre engere Bedeutung. Die po— 
litiſchen Gemeinweſen im Ganzen, jofern fie als Subjefte der Verwaltung im 
engeren Sinne erjcheinen, fann man „Berwaltungsförper” nennen.?) 

St nun Berwaltungsreht (im jubjektiven jtaatsrechtlichen Sinne) jchon 
die Selbftbethätigung eines als Perfönlichkeit anerfannten Verwaltungskörpers 
zur Erfüllung feiner Lebenszwede, jo ift das Recht der Selbitverwaltung 
nicht3 Anderes, al3 eben diejes Verwaltungsrecht, d. h. der Zuftand der aner— 
kannten Rechtsperjönlichkeit im Gegenjag und Verhältniß zur Möglichkeit der 
Aberfennung reſp. Bejchränfung derjelben. Die leßtere kann nur ausgehen 
von einer anderen, der jelbjtverwaltenden übergeordneten, fie beherrjchenden 
Berjönlichkeit; die von feiner mehr beherrichte , die jouveräne Perfönlichkeit ift 
diefer Möglichkeit nicht ausgeſetzt; für fie hat daher der Begriff der „Selbit- 
verwaltung“ mangels eines Gegenſatzes feinen Sinn.t) Selbſtverwaltung (Recht 
der Selbſtverwaltung) im ſtaatsrechtlichen Sinne iſt danach die Anerkennung 
eines nicht jouveränen politifchen Gemeinweſens durch das jouveräne als ver: 
waltende Rechtsperjünlichkeit. Das in diefem rechtlichen Zuftande befindliche 
politiiche Gemeinwejen wird ala „Selbjtverwaltungsförper“ bezeichnet.) Die 


) In diefem Sinne glaube id die zufammenfafiende Bezeihnung G. Meyer's 
(Staatörechtlihe Erörterungen, ©. 8, Staatsrecht, S. 2) annehmen zu können; den „ſachlich 
unbegrenzten Wirkungskreis“ der politiihen Gemeinwejen rejtringire ich freilich mit Rückſicht 
auf das oben (III) Gejagte. 

) D. 5. unter Beobadhtung der pofitiven und negativen Beitimmungen der Gefepe, 
vgl. oben $ 11, Nr. 2. 

N Auch die Vereine betrachtet ald „Verwaltungskörper“ 2. v. Stein, a. ©. 306, 
Note 3, a. O. ©. unten ©. 310, Note 3. 

4) Treffend Raband I, ©. 103. 

) Bgl. die oben ©. 306, Note 3 angeführten Schriftjteller. In diefem Sinne wird „Selbjt- 
verwaltung“ im Spradigebraude der preußiichen Neformgefeße verwendet, z.B. „Jeder Kreis 
bildet einen Kommunalverband zur Selbftverwaltung feiner Angelegenheiten mit den Rechten 
einer Korporation“ ($ 2, Kreis O.), „jede Provinz bildet einen mit den Nechten einer Kor— 
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Vertheilung der politiichen Gemeinzwede zwijchen dem jouveränen Gemein: 
wejen und den ihm ein- und untergeordneten Selbjtverwaltungsftörpern ift ihrem 
Rejultate nach „Dezentralifation“; jie verleiht den peripherischen Theilorganismen 
im jouveränen Gejammtorganismus die Fähigkeit der Selbjtregulation d. h. 
der eigenen Anpafjung an die für fie hervortretenden bejonderen Lebensbeding- 
ungen ohne die Nothivendigkeit eines vom Zentrum ausgehenden Impulſes. 
Im richtigen Verhältnig mit der Zentralifation der nur einheitlich zu Löjenden 
Aufgaben ſtellt fie daher die höhere Form des jtaatlichen Lebens dar, die nad 
der gegebenen Charakterifirung mit Necht eine organifche im Gegenſatz zur 
mechanischen Form des abjolut zentralifirten Einheitsjtaates genannt wird.') 

$ 24. Aus dem ftaatsrechtlichen Begriff der Selftverwaltung als der An- 
erfennung eines nicht jouveränen politiichen Gemeinwejens durch das jouveräne 
als verwaltende NRechtsperjönlichkeit (Selbjtverwaltungsförper) ergibt ſich im 
Einzelnen: 

1. Subjefte der Selbjtverwaltung im hier entwidelteu Sinne, Selbitver: 
waltungsförper, find nicht-fouveräne politifche Gemeinmwejen. Dadurch ift zu: 
nächſt die Eigenjchaft der Perjönlichfeit, Nechtsjubjektivität erfordert. Die 
jogenannte „bürgerliche Gejellichaft” oder „joziale Gemeinſchaft“ hat Dielen 
Charakter nicht; fie kann daher wie überhaupt nicht ala Subjeft einer ſſoge— 
nannten jozialen) Verwaltung, jo auch nicht als jelbjtverwaltend bezeichnet 
werden.?) Durch den ftaatsrechtlichen Inhalt der Selbitverwaltung find aber 
auch die in das Privatrecht gehörigen Vereine und Genoſſenſchaften ala Selbit- 
verwaltungskörper ausgejchlojjen.?) Dagegen kann ein Selbitverwaltungsförper 
im Uebrigen ſowohl jtaatlihen als gemeindlichen (kommunalen) Charakter au 
fich tragen; dem Einzelftaat im Bundesjtaate fommt diefe Bezeichnung im Ber: 
häliniß zum leßteren ebenjo zu*), als der Gemeinde im Verhältniß zum Staate. 
Vorausgejegt wird nur Die Unterordnung unter die Souveränetät eines höberen 
Gemeinmwejens, welche fih in einer bejchränfenden Einwirfung auf die ver- 
waltende Thätigkeit der untergeordneten Perſönlichkeit äußert oder doch äußern 
fann. Eine joldhe Einwirkung kann entweder eine quantitative oder eine qua: 
litative Beſchränkung der verwaltenden Rechtsperfünlichkeit enthalten; die eritere 
it gegeben, wenn das jouveräne Gemeinweſen Lebenszmwede, welche bisher als 
eigene den Inhalt der Perjönlichkeit des Selbjtverwaltungsförpers bildeten, 
abjorbirt, wodurch jchließlich der leßtere zu einem bloßen Verwaltungsbezirke 





poration ausgejtatteten Kommunalverband zur Selbitverwaltung feiner Angelegenheiten“ 
($ 1, Prov.D. v. 29. Juni 1875), „die Stadtgemeinden find Korporationen, ihnen jteht die 
Selbjtverwaltung ihrer Angelegenheiten nad) näherer Vorjchrift diefes Geſetzes zu“ ($ 9 der 
öftl. Städte.:D. v. 30. Mai 1853). 

) Hierzu bejonderd die Ausführungen H. Schulze's, wie oben S. 306, Note 3 
eitirt, und über den Begriff der „Selbjtrequlation“ im Wefen des Organijchen, welcher mit dem 
Charakteriſtikum desjelben, dab es durch jich jelbjt beiteht (j. oben ©. 298, Note 4), in engiter 
Beziehung ift, das oben zitirte Buch von Rour. 

2) Vgl. gegen die H. Rösler'ſche Auffaljung der „iozialen Verwaltung“ (f. oben 
©. 307, Note) zulegt v. Stengel, a.a.D. S.232 ff. und G. Meyer, VBerwaltungsrett, 
©. 56, Note 2. — Auch Gneift bezeichnet im Zuſammenhange mit jeiner ſtizzirten politiſchen 
Auffaſſung der Selbjtverwaltung als Subjefte derjelben „alle gejellihaftlichen Klaſſen im 
fommunalen VBerbande in dem weiteiten Make, in welchem fie den perjönlicden Dienit der 
Ehrenämter zu tragen vermögen.“ Selfgovernment, ©. 70. 

’) Gegen 2. vd. Stein (ij. ©. 309, Note 3), neuejtens Laband I, ©. 102, 103. 6 
Meyer, ©. 254, Note 6; dazu auch v. Stengel, S. 250. _ 

) Auf dieſe Jdentität hingewiejen zu haben, ijt ein Verdienſt Laband's, a. a. X. 
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des erſteren wird;!) eine qualitativ beſchränkende Einwirkung auf die Rechts— 
perſönlichkeit des Selbſtverwaltungskörpers iſt in den Rechten gegeben, welche 
der ſouveränen Gewalt eine Beſtimmung des in der Verwaltung zum Aus— 
druck gelangenden Willens Jener geſtatten. 

2. Objekte der Verwaltung ſind die zu verwaltenden Angelegenheiten, die 
äußeren Erſcheinungsformen der Verwaltungszwecke. Objekte der Selbſtver— 
waltung ſind daher die eigenen Angelegenheiten des betreffenden Selbſtver— 
waltungskörpers, diejenigen, durch deren Erledigung er ſeine Lebenszwecke er— 
reihen will. Selbſtverwalten kann man begrifflich nur eigene Angelegenheiten, 
und wenn Gneiſt an verjchiedenen Stellen jeiner Schriften mit Nachdrud 
diefe Auffaffung zurückweiſt, jo thut er dies nur in dem Sinne, daß er immer 
wieder den die Verwaltung führenden Individuen zum Bewußtjein bringt, daß 
fie nicht eigene, d. h. gefellichaftliche Interefjen, fondern die Interejien des Ge— 
meinweſens wahrzunehmen haben.?) 

Entiprechend kann die Bezeichnung als „Selbjtverwaltungsförper“ auf die 
Gemeinden nur für ihren jogenannten „eigenen Wirkungskreis“ Anwendung 
finden;?) im übertragenen Wirfungsfreife und noch mehr bei der unmittelbaren 
Verwendung von Gemeindeorganen für die Erledigung von Staatsangelegen- 
beiten ift die Gemeindeverwaltung nur eine Form, um die Betheiligung der 
Staatsbürger an der ftaatlihen Verwaltung im Staatsverwaltungsbezirfe zum 
Ausdrud zu bringen.t) 

3. Mittel der Selbjtverwaltung, durch deren Verwendung der Selbjtver: 
waltungsförper jeine Lebenszwede zu realijiren jtrebt, find entiprechend die 
eigenen Rechte der betreffenden Gemeinperjönlichkeit. Der ſtellenweiſe Wider: 
Ipruh Laband's hiergegen, der durch feine ſonſt zutreffende Grundanfchauung 
keineswegs veranlaßt it, hat bereit3 oben ($ 11 Nr. 2) Beiprechung erfahren. 
Und noch in einem anderen Punkte jcheinen die Laband’schen Ausführungen 
nicht volljtändig zuzutreffen, inſofern derjelbe nämlich von Selbjtverwaltung 
nur joweit jprechen will, als es ſich um „obrigfeitliche Nechte, um die Aus: 
übung (ftaatlicher) Hoheitsrechte” durch eim nicht ſouveränes politiſches Gemein- 
weſen handelt, dagegen die Selbjtbethätigung der Gemeindeperjönlichkeit hin— 
fihtlich der Verwaltung ihres Vermögens und des Abjchlufjes privatrechtlicher 
Geichäfte aus dem Begriffe der Selbftverwaltung ausschließt.) Es iſt indeljen 
nicht richtig, daß mit der entgegengejegten Auffafjung der Begriff der Selbit- 
verwaltung feinen jtaatsrechtlichen Inhalt verliere; denn wenn auch dag Eigen: 
tbum und die obligatorischen Verhältnifje der Gemeinde, gleich denen des 
Staates, privatrechtlichen Charakter tragen, fo ift doch das durch das Staats- 
interejje an den Gemeinden bejtimmte, bejondere Verhältniß des Staates zu 
den legteren in Bezug auf ihre Dispofitionsfreiheit über ihre Privatrechte ein 
lediglich ſtaats- refp. verwaltungsrechtliches. Im Gegentheil ijt anzuerkennen, 





N Ueber das Verhältnig der Gemeinde zum ftaatlichen Bermwaltungsbezirfe, der feine 
eigene Perjönlichkeit, daher auch keine Selbjtverwaltung im oben entwidelten Sinne bat, j. 
oben $ 16, Mr. 1. Dazu au) Zaband I, ©. 106. 

3. B. Selfgovernment, S. 70. Preußiſche Kreis:D. ©. 9, 18, 32, 48. „Gegenjtand 
der Selbitverwaltung find nicht eigene Rechte (der Verbände: Selig., S. 70), nicht gejell- 
Ihaftlihe Intereſſen, jondern die jtantlichen Funktionen der inneren Landesverwalt— 
ung“. Daß die Auffafjung der preußiſchen Geſetzgebung der hier vertretenen entipricht, er- 
geben die Citate, ©. 309, Note 5. 

” Val. oben $ 17, Wr. 1. 

+) Unten $ 29, Nr. 1. 

RLaband I, ©. 99, 100, 
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daß ebenjo, wie fich die Verwaltung des Staats und der Gemeinde nicht in 
der Ausübung von Hoheitsrechten erjchöpft, vielmehr nothwendig wirtbichaft: 
liche Thätigfeiten in fich begreift, ") auch die Selbjtverwaltung, welche nichts 
Anderes ijt, als die gefammte Lebensthätigfeit eines politiichen Gemeinweſens, 
betrachtet im Gegenjage ihrer quantitativen oder qualitativen Beſchränkung 
durch das ſouveräne Gemeinweſen, begrifflih jowohl die Verwendung der 
öffentlichrechtlichen Hoheitsrechte, wie der privaten Vermögensrechte zur Ver: 
wirflichung der Lebenszwede des Selbitverwaltungsförpers umfaßt. 

4. Das Recht der Selbitverwaltung enthält, den Begriff der Verwaltung 
im engeren Sinne genommen, injofern einen Gegenjaß zu den beiden anderen 
politischen Funktionen, der Rechtiprehung und der Gejeßgebung, als, indem 
man ein Gemeinmwejen einen Selbjtverwaltungsförper nennt, gejagt fein fann, 
daß ihm Funktionen der Geſetzgebung oder Rechtſprechung nicht zukommen. 
Da nun die Gejeßgebung die Verwaltung pofitiv und negativ bejtimmt, jo 
bildet gerade fie und die ihr hinfichtlich der Befolgung der Geſetze Forreipon- 
dirende Beauffichtigung, wenn und joweit fie dem fouveränen Gemeinweſen 
vorbehalten ift, das „Komplement der Selbjtverwaltung?)*, Befugnifie, mittelit 
deren die fouveräne Gewalt bejtimmend (d. h. in qualitativer Bejchränfung) 
auf den Willen der verwaltenden Rechtsperjönlichkeit einwirft. Der Begriff 
der Selbitverwaltung braucht aber auch diejen Gegenſatz nicht zu enthalten. 
Einem nicht fouveränen Gemeinweſen (Staat, reſp. Gemeinde) fann neben der 
Selbftverwaltung auch Selbjtgejeggebung und Selbitgerichtsbarfeit in beitimmten 
Umfange zuftehen, wie in weiten Umfange den Einzeljtaaten des Deutjchen 
Neiches. Die Begriffe der Selbſtgeſetzgebung und Gelbitgerichtsbarfeit find 
dann denen der Selbjtverwaltung parallel. Subjefte derjelben find nicht 
fouveräne politifche Gemeinmwejen, denen durch die jouveräne Gewalt das Recht 
der eigenen Gejeggebung oder Gerichtsbarkeit ebenfo, wie das der eigenen Ber: 
waltung, befchränft wird oder bejchränft werden könnte (Art. 2. 78 Sup 
1 R.-Berf.); Zwed der Ausübung ift die Erfüllung der eigenen Lebenszmwede 
des Verbandes, Mittel die eigene Geſetzgebungs- und Gerichtsgewalt desjelben. 
Analog der Selbjtverwaltung kann insbefondere auch die Selbitgejeggebung 
eine ftaatliche oder fommunale fein; ob man nur die leßtere oder auch die 
erjtere Autonomie nennen will, ijt jchließlich nur ein Wortjtreit. Erforderlich 
ilt aber immer, daß die Selbitgejeßgebung einerſeits, um jolche zu jein, nicht 
fouveräne Gejeßgebung iſt,“) andererjeit3 aber die Ausübung eines eigenen 
ge enthält, wodurch fie fich von der Delegation der gejegebenden 

ewalt*) unterjcheidet. 

$ 25. Der NRechtöbegriff der Selbitverwaltung, wie er bisher entwickelt 
worden iſt, bezieht fi) auf das Verhältniß zweier politischer Gemeinmwejen zu 
einander, das des ſog. Selbjtverwaltungsförpers zu der ihm übergeordneteu 
fouveränen Gewalt. Dagegen iſt die Art der Organijation der Verwaltung 
innerhalb des Selbitverwaltungsförpers für dieſen Begriff völlig gleid- 
giltig.. Das fonftitutionellemonarhiiche Preußen, das auf altjtändiicher 
Berfaffung beruhende Mecklenburg, die Hanfejtädte mit republifanijcher Ber: 


1) ©. oben $ 18, Nr. 1 und Zaband jelbit I, ©.386, 389; UI, ©. 295, 381; IlIb. 
6 


2) Saband I, ©. 104. 
») Qaband I, S. 108, 
*) ©. oben bei ©. 282, Note 1. 


S. 19 





VI Der NRedtöbegriff der Selbjtverwaltung. 313 


faſſungsform find ebenfo in gleicher Weile Selbjtverwaltungsförper im Drganis: 
mus des deutjchen Bundesjtaates, wie die patrimonialen Gutsbezirke!) und die 
auf demokratischer Grundlage organifirten modernen Stadtgemeinden in gleicher 
Meile kommunale Selbjtverwaltungsförper des Einheitsitaates darjtellen. Allein 
dies zeigt, Daß mit dem entwidelten Begriff der Selbitverwaltung der in 
dieſen Worte nach dem Sprachgebrauche liegende Inhalt nicht erichöpft ift. 
Denn zweifellos denken wir vielfach, wenn wir von „Selbjtverwaltung“ jprechen, 
an eine bejtimmte Art der Organijation der Verwaltung in einem ſei es 
fouveränen, ſei e8 nicht jouveränen Gemeinmwejen, und zwar an eine jolche 
Organifation derjelben, bei welcher dem Volke eine verfaljungsmäßige Mit- 
wirfung bei der Verwaltung zukommt, ebenfo wie wir bei einer „Selbit: 
geieggebung des Volkes“ eine bejtimmte Organifation der gejeßgebenden 
Gewalt im Sinne der modernen Volksvertretungen im Auge haben?), und 
ebenjo, wie mir jchließlih, was allerdings nur wenig gebräuchlich, die Zu: 
ziehung des LaienelementS zu den Gerichten eine Selbjtrechtiprechung des 
Volfes nennen könnten.?) 

Diejer zweite, in der Verwendung des Wortes „Selbjtverwaltung“ Liegende 
Gedanke Fann feinen juriftiichen Ausdruck nur aus einer ftaatsrechtlichen Auf- 
faliung des „Volkes“ in den politischen Gemeinwejen entnehmen. Bleibt man 
zunächit bei der Betrachtung der monarchiichen Staatswejen ftehen, jo ijt die 
fonititutionelle Gejeggebungsform jehr geeignet, die juriftiiche Bedeutung des 
Volkes für den Staat zu erläutern. Zweifellos bildet das Volk feine befondere 
Berjönlichfeit weder neben noch in dem Staate,*) vielmehr ift der Staat die 
rechtliche Organijation des Volkes zur Perjönlichkeit, die organifirte Wolke: 
gemeinschaft.) Allein in der Art der Organijation tritt der genofjenfchaftliche 
Charakter der Volfsgemeinichaft im abjolutsmonardiichen Staate nicht hervor; 
der König, welcher aus eigenem Rechte das einzig unmittelbare Organ des 
Staates, Träger der gefammten Staatsgewalt iſt,“) perjonifizirt auf dem Wege 
feines eigenen Nechts die ftaatliche Herrichaft in fich, er ift alleiniger und un: 
beichränkter Herricher, wenn auch nicht über den Staat, fo doch im Staate, 
die Volksgenoſſen aber find an der Organifation der Staatsgewalt in feiner 
Weiſe betheiligt, fie find noch nicht Staatsbürger im modernen Sinne, fondern 
nur Unterthanen. Das Wejen des Konftitutionalismus befteht nun darin, daß 
es neben dem berrichaftlichen Element in der Organijation des Staates das 
genofienschaftliche gleichfalls zur Geltung bringt, indem es neben dem Könige 
ein gleih unmittelbares Organ jchafit, welches im Wejentlichen aus Wahlen 
des Volkes hervorgeht. Als die harmonische Vereinigung des herrichaftlichen 
und genofjenschaftlichen Elements im Staate ijt die Fonftitutionelle Monarchie 
die höhere Einheit über den Gegenjfägen der herrichaftlichen Organifation der 
abjoluten Monardie und der rein genoſſenſchaftlichen Drganifation der demo: 

ı), Saband I, ©. 102, 

2, So wird auc die Volfsvertretung als Organ der Selbjtregierung (nur nicht der 
Selbitverwaltung im engeren Sinne, wie von Weſterkamp, über die Neichöverfafiung, 
.232) von engliihen und nordamerifaniichen Schriftitellern bezeichnet. So nad) G. Meyer, 
taatdrcht, ©. 253. 

G. Meyer, a. a. DO. — Auch die Thätigkeit der Jurie und des Friedensrichters 
auf den Gebieten der Zivil- und Strafjuftiz iſt nad engliicher Auffaſſung Seligovernment. 
Gneiſt: Selfg., ©. 891 ff. Verwaltung, Juſtiz, Rechtsweg, ©. 91 ff. 

*, S. inäbejondere Laband I, ©. 503, 504. Schulze, Deutiches Staatsrecht, S. 456. 

9 S. oben $ 16, Nr. 3, $ 18. 
*, ©. oben $ 10. 
Unnalen bes Deutichen Reihe. 1883, 21 
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fratiichen Republik und entipricht als folche gerade dem deutjchen Geiſte, welcher 
in den menschlichen Gemeinweſen von je nach der Bereinigung der Herrichafts: 
und der Genofjenjchaftsidee gejtrebt hat.') 

$ 26. Genau der gleiche Gedanke, wie in der „Selbjtgejeßgebung“, tritt in 
der Selbjtverwaltung zu Tage, die das Korrelat der erfteren ebenfo auf dem Gebiete 
der Verwaltung ift, wie die Zuziehung des Laienelement? auf dem Gebiete 
der Rectiprechung. Selbitverwaltung (im zweiten Sinne) ijt daher im 
monarchifchen Staate diejenige Organifation der Verwaltung, nach welcher bei 
der Bildung der Behörden das genofjenjchaftliche Element des Staates neben 
dem herrichaftlicden zum Ausdruck gelangt, oder mit anderen Worten eine 
verfaflungsmäßige Betheiligung der Staatsbürger als jolcher jtattfinder. 
Daraus ergibt ſich insbejondere zweierlei: 

1. Ebenso wie für die Volksvertretung fommt das genofjenichaftliche Element 
des Volkes auch für die Selbitverwaltungsbehörden nur bei ihrer Bildung 
und Zufammenfegung, nicht in Bezug auf ihre Rechte und Pflichten in Betradt.?) 
In diefer Richtung hat Gneiſt mit vollitem Rechte immer wieder hervorgehoben, 
daß auch die Aemter der Selbjtverwaltung Staatsämter, ihre Gejchäfte jtaat- 
liche Angelegenheiten, ihre Machtmittel die des Staates jind.?) Der Unterthan 
jteht als folcher auch den Behörden der Selbjtverwaltung mit voller Gehorjams: 
pflicht gegenüber; nur bei der Bildung derjelben iſt er als Staatsbürger bald 
mehr bald minder intenfiv betheiligt. In diefem Sinne iſt die Selftverwaltung 
juriftifch zwar nicht Zwiſchenbau zwijchen Staat und Gejellichaft, wohl aber 
Zwiſchen- oder beſſer Verbindungsbau zwiſchen Staatsgewalt und Untertban, 
indem fie den lebteren al® Staatsbürger bei der Organiſation der eriteren 
betheiligt.*) 

2. Das genojjenichaftliche Element gelangt in der Selbitverwaltung bei 
der Behördenorganifation nicht ausschließlich, jondern nur neben dem berrichaft: 
lichen Element im Staate zum Ausdrud. Je beſſer es der organifatoriicen 
Geſetzgebung gelingt, diefe beiden Elemente bei der Struftur der Verwaltung 
organisch mit einander zu verbinden, um jo wollendeter iſt die Drganijation. 
Se nad) der Verfchiedenheit der Bedürfnijie iſt num aber nothwendig die In: 
tenfität des einen oder des anderen Elements und ihr Verhältniß zu einander 
verschieden. Am intenfivften tritt das genofjenschaftliche Element auch bier 
natürlich bei der Berufung zum Amte durch die Wahl der zum Verwaltungs: 
bezirfe gehörigen Staatsbürger hervor, wobei fonjequent fönigliche Verwaltungs: 
beamte als Vertreter des herrichaftlichen Elementes in der Staatövermaltung 
nad) den Geſetzen vielfady ausdrüdlich von der Wählbarfeit ausgejchlofien werden‘). 
Der Wahl gegenüber kann das herrichaftliche Element in der Form der Be 
jtätigung des Gemwählten oder der Bildung einer follegialen Behörde aus ge: 


) Gierke: Geichichte des deutſchen Körperichaftsbegriffes, $ 4. 

) Yaband I, ©. 504. 

9) S. oben S. 311, Note 2. 

* Laband I, ©. 101. Auch Laband nennt die Selbftverwaltung einen Zwilden: 
bau zwijchen Staat und Unterthan; aber, indem die Selbjtverwaltung für ihn nur die Ber 
waltung der Selbjtverwaltungsförper iſt, fann er zur Vorjtellung eines „Berbindungsbaues” 
zwiihen Staat und Unterthan nicht gelangen. 

°) So find 3. B. von der Wählbarkeit in die preußifchen Provinzial: und Bezirktsrätke 
ausgeſchloſſen „der Oberpräfident, die Negierungspräfidenten, die Vorſteher kgl. Polizeibebör- 
den, die Landräthe“. 8 10, 27 des Organiſations-G. v. 26. Juli 1880. Mitglieder dei 
ftädtiihen Magiftrats können nicht fein berufsmäßige Nichter und Polizeibeamte. 8 30 der 
öſtl. Städte-D. dv. 30. Mai 1853, 
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wählten und ernannten Beamten gewahrt ſein. Wenn aber Gneiſt dieſer Auf— 
faſſung entgegen die Fünigliche Ernennung der englifchen FFriedengrichter!) ala 
in weientliches Kriterium der Selbjtverwaltung des obrigfeitlichen Amtes be— 
trahtet, indem er behauptet, daß der Inhaber obrigfeitlicher Gewalt auch nur 
vom Könige als dem Träger derjelben bejtellt werden fünnte?), jo möchte ich 
meinen, daß dem eine Verwechslung in fofern zu Grunde liegt, als allerdings, 
wie Nr. 1 ausgeführt, auch die Behörden der Selbjtverwaltung die obrigfeit- 
lihen Rechte im Namen des Staats, oder, da fich die erefutive Gewalt im 
König ausschließlich vereinigt, im Namen des Königs als dejjen Vertreter und 
Sehilfen ?) ausüben, hieraus aber nicht mit Nothwendigfeit folgt, daß auch die 
Perſon des Vertreters ausſchließlich aus der freien Berufung des Vertretenen 
hervorgehen muß. Auch die Behörden und Beamten der Selbftverwaltung find 
töniglih in dem Sinne, als fie ftaatliche (königliche) Geſchäfte führen, fie find 
es nicht im Sinne ihrer Berufung zum Amte, weil und injofern bei derjelben 
das dem herrichaftlichen gegenüberjtehende genofjenjchaftliche Element zu Tage 
tritt. Im erjteren Sinne ſpricht man von einem kgl. Schöffen oder Schwur— 
gerichte oder von einem fgl. preußischen Bezirfsverwaltungsgerichte, wenngleich dag 
Laienelement in ihm vertreten ift,*) ebenjo fünnte man in diefem Sinne in Preußen 
jelbft von einem fgl. Bezirks- oder Provinzialrathe jprechen, Behörden, welche 
lediglich Gejchäfte der allgemeinen Landes: (Staat3:) Verwaltung in Bezirk 
und Provinz als jtaatlihen Verwaltungsbezirken bejorgen:?) aber im Sinne 
ihrer Berufung zum Amte wäre e3 nicht richtig, von einem kgl. Schöffen oder 
Geſchworenen zu jprechen oder die gewählten Mitglieder des Bezirksverwalt— 
mgsgerichtes, des Bezirks- und Provinzialraths als Fünigliche zu bezeichnen,®) 
ebenfo wie es widerjinnig wäre, von einem fgl. WVolfsvertreter oder einem 
Katjerl. deutschen Reichstage zu reden. In der That erhält auch im englijchen 
Friedensrichteramte die Idee der Selbitverwaltung nicht in der fgl. Ernennung, 
die es ja mit allen Aemtern gemeinfam hat, welche nicht zum Selfgovernment 
gehören, ihren Ausdrud, jondern in denjenigen Momenten, twelche der fünig- 
lihen Ernennung gegenüberjtehen und fie bejchränfen, ja ſchließlich zur bloßen 
Form herabgedrüdt haben. ”) 


Die kgl. Ernennung der Friedensrichter ijt übrigens ebenjowenig ausnahmelos 
(justices by charter, un wie ihre ehrenamtliche Funktion (stipendiary magistrates). 
Sneijt, Selfgovernment, $ 105a, 37, 153. 

2) Gneijt, Seligovernment, ©. 479, 908, 910. Preußiſche Kreis-D., 38—40, 45 ff. 
Verwaltung, Justiz, Rechtsweg, ©. 96 fi. Für die Beitellung des preußiichen Amtsvorſtehers 
S. 306, Note 5) hatte das Abgeordnetenhaus urjprünglid das Wahlprinzip acceptirt, die 
Kreis: D. ſelbſt hat jedoch jchlieglih an der Ernennung (durd) den Oberpräfidenten) feitgehalten. 
Bol. v. Brauchitſch, Materialien zur KreisO. I, ©. 41. 

s) Gerber, Grundzüge, ©. 112 ff., 233 ff. Gierke, NRechtögefchichte der deutichen 
Genofienichaft, ©. 829. Laband I, 298. 

*, 8 9 des preuß. Verwaltungsgerichts-G. v. 3. Juli 1875. 

5, $ 4 des Organ-G. v. 26. Yuli 1880. 

* Die Mitwirkung nicht königliher Mitglieder ift wohl aucd der Grund, warum der 
offizielle Titel des Provinzial und Bezirfsrath nur lautet: „Der Provinzialrath der Provinz 
NN — Der Bezirkörath zu N. N.” Minijterial-Regulativ v. 23. Sept. 1876. Dagegen 
allerdings bei gleicher Sachlage: „Königliches Bezirfsverwaltungsgericht zu N. N.” Miniit.- 
Reg. v. 23. Dezember 1876. Auch die Amtsvorjteher, obgleich fie gejeglicd die Polizei „im 
Namen des Königs“ ausüben und vom Oberpräfidenten ernannt werden, dürfen nicht das 
Frädifat „Königlich“ führen. Min.Reſkr. v. 16. Juni 1874. 

) Ernft Meier, a. a. D., S. 1093: „Die kgl. Ernennung ericheint injofern neben= 
achlich, als diefelbe beim Nachweiſe eines bejtimmten Grumdjteuerreinertrages niemals ver- 
weigert wird.“ Vgl. dajelbit weiter: „Daraus ergibt ſich aber jofort, daß Fir die Selbitver: 
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Das aber ehrt allerdings das englifche Friedensrichteramt auf'3 Deut: 
lichte, daß nicht die Wahl der Bezirkseingejejlenen allein den Weg daritellt, 
auf welchem das genofjenschaftliche Element an die Bildung der Selbjtver: 
waltungsbehörden herantritt. Im Gegentheil fann die Berufung auch zu Selbit- 
verwaltungsämtern auf dem Wege Föniglicher Ernennung erfolgen, ”) voraus: 
gefegt nur, daß diejelbe durch Momente gebunden ijt, in denen die Einwirk— 
ung des genofjenfchaftlichen Elements zu Tage tritt.*) Es ift dies zugleich der 
Punkt, an welchem die Bedeutung derjenigen Momente erhellt, welche man 
bisher als ausfchlagebend für den Begriff der Selbitverwaltung angejehen hat, 
insbejondere de3 Ehrenamts, der Negation beyufsmäßiger Vorbereitung, der 
Verwaltung durch jelbjtthätige, jpeziell im Bezirke anſäſſige Bezirksangehörige. 
Alle diefe erichöpfen nicht das innere Prinzip der Selbjtverwaltung, ſie ftellen 
vielmehr ebenfo wie die Wahl nur Wege dar, auf denen in mannigfaltiger 
Kombination das eigentliche Prinzip, die genoſſenſchaftliche Struftur der Selbit: 
verwaltungsämter zur Erfcheinung gelangt. Die fol. Ernennung des Beamten 
aus der Zahl der angefejlenen Bezirfsangehörigen fichert dem Bezirke eine Be- 
hörde, deren Träger zu den unmittelbar betheiligten Bolfsgenofjen gehört, 
mitten in ihrer geijtigen Strömung fteht und auch dadurch, daß er neben der 
Amtsführung feinen bisherigen Lebensberuf möglichſt beibehält, in ihr verbleibt. 
Das Postulat des Ehrenamtes jchafft durch den Mangel der Bejoldung Un- 
abhängigfeit von der herrichenden Gewalt, der Verzicht aber auf eine berufs- 
mäßige Vorbereitung des Beamten ift einerfeits nichts anderes als der Ausdrud 
des Gedanfens, daß die Zugehörigkeit zur Genofjenjchaft prinzipiell allein bei 
der Berufung zu einem Amte der Selbjtverwaltung entjcheidet, während er 
andererfeit8 zugleich an den Staatsgeichäften Männer betheiligt, von denen 
nicht zu fürchten iſt, daß fie fich durch eine bei vielen Naturen einfeitig wirkende 
berufsmäßige Vorbereitung dem in den Volksgenoſſen lebenden Geijte entfremdet 
haben. Sit auch in allen diefen Punkten der Einfluß des genofjenfchaftlichen 
Elementes auf die Berfon des Trägers behördlicher Rechte ein weniger formeller 
und intenfiver, als bei der Wahl, jo ift er doch auf der anderen Seite ein 
mehr ge ja er iſt jogar vielfach dauernder, als es bei der mechaniſchen 
und fi) im Moment fonjumirenden Wahl, wenn diejelbe auf eine bisher dem 
Bezirke fremde Perſon gelenkt werden kann, der Fall ift. 

S 27. Der Begriff der Selbjtverwaltung als der genofjenichaftlichen 
Bildung der Verwaltungsbehörden iſt in den bisherigen Erörterungen mit be— 
jonderer Beziehung auf den monardiichen Staat entwidelt und für diejen in 
Gegenjag zur ausſchließlich herrichaftlichen Struftur der Aemter gejegt worden. 
Es ijt damit für den deutjchen monarchiſchen Staat aud) die Verwaltung neben 
der Gejeggebung als ein Gebiet ftaatlichen Lebens nachgewiefen worden, auf 
welchem jich ein ftarfes Königthum mit geficherter, nicht bloß paſſiver, jondern 
auch aktiver Volfsfreibeit in harmoniſcher Vereinigung zu bethätigen hat. 


waltung im deutichen Sinne die Wahl, im Gegenjak zur Emennung der entiheidende Punkt 
ift,“ was allerdings wohl zu weit geht. ©. aud) desj. Verf. Neform der Berwaltungsor: 
ganijation unter Stein und Hardenberg. ©. 406. 

N) Ueber die Ernennung des preußiichen Amtsvorftehers vgl. ©. 315 Note 2. — Dinficht: 
lich de8 auch bei der Bildung der Bolfövertretung, insbejondere der jog. eriten Kammer mit- 
wirfenden kgl. Berufungsredts f. 5. B. Schulze, Deutjches Staatöreht, $ 175. G. Meyer, 
Staatäreht, $ 98. Gerber, Grundzüge, ©. 130, Note 9. 

?) Zu diefen Momenten gehört insbejondere aucd) die bei der Ernennung mehr oder 
minder maßgebende Borjchlagsberechtigung jeitens gewählter Kollegien. ©. $ 56, 74 der 
preuß. Kreisd. Bol. aud) ©. 317, Note 2, 
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Aber auch für demofratiiche Gemeinwejen, welche des Königsthums ent— 
behren und damit von vornherein ausjchließlich auf genofjenjchaftliche Grund: 
lage gejtellt find, it der entwickelte Begriff der Selbjtverwaltung derjelbe, 
wenn auch der Gegenjag der „berrichaftlichen” Bildung der Berwaltungsbe: 
hörden fortfällt oder Doch fic modifiziert. Zumächit ift hier, mag es fich nun 
um jtaatliche oder fommunale Gemeinwejen auf demokratischer Grundlage 
bandeln, allerdings der Chef der Erefutive ſelbſt aus unmittelbarer oder mittel: 
barer Berufung der Genofjen, nicht aber aus eigenem Necht in feine Stellung 
als Organ der Genojjenfchaft eingetreten. Die von ihm als feine Vertreter 
und Gehilfen berufenen Beamten tragen daher von vornherein jedenfalls eine 
Beziehung auf die genofjenichaftliche Organijation des Gemeinwejens in ich. 
Aber dieſe Beziehung ift, wenn nichts anderes hinzutritt, Lediglich eine mittel— 
bare, durch die Perſon des erefutiven Chefs vermittelte; ihr jtellt die weitere 
Durchführung der Selbjtverwaltung eine an den verjchiedeniten Stellen der 
Verwaltung jich wieder erneuende und verjüngende unmittelbare Einwirkung 
des genojjenschaftlichen Elements auf die Organijation des Staates gegenüber. 
Sp iſt auch bier ein gewiſſer, wenn auch veränderter Gegenſatz zwijche bureaus . 
fratiicher und Selbjtverwaltung gegeben; nicht bloß an der einen Stelle, bei 
der Wahl des Chefs der Verwaltung joll fih die genofienschaftlihe Organi— 
ſation des Gemeinweſens bethätigen, jede andere Verwaltungsitelle feiner freien 
Einwirkung anheim gegeben fein, jondern in Vereinigung mit der durch den 
Chef und deſſen Beamtenthum feitgehaltenen Tradition des Verwaltungsdienjtes 
joll immer und immer wieder der Geiſt des genofjenschaftlichen Lebens un— 
mittelbar zu Tage treten. 

Für die Organijation der Verwaltung in unferen Kommunen fommt nun 
aber hinzu, daß bei der Berufung als höchſtes Organ der fommunalen Ber: 
waltung vielfady ') ein Einfluß des im Geſammtſtaate maßgebenden herrichaft: 
lichen Elementes in Form der nothiwendigen Durch den König oder jeine Be: 
börde zu ertheilenden Bejtätigung?) hervortritt, eine Einwirkung, die ſogar 
vielfach auch auf andere kommunale VBerwaltungsorgane, 3. B. die Stadt: 
räthe nach der öftlichen Städte-Drdnung Preußens vom 30. Mai 1853, er: 
ſtreckt iſt.) Ihr gegenüber tritt die in Stadtverordneten-VBerfammlung, uns 
bejoldeten Stadträthen, bürgerlichen Verwaltungsdeputationen, ſtädtiſchen Be— 
zirfSvorjtehern u. j. w. erjcheinende genoſſenſchaftliche Struftur der Verwalt— 
ungsorganijation um jo mehr in den Vordergrund. 

Für Staat und Kommmme bedeutet alfo der hier an zweiter Stelle ent: 
wicelte Begriff der „Selbjtverwaltung“ gleihmäßig: „genofjenjchaftliche Or: 
ganifation der Verwaltungsämter“ in mehr oder minder tweitreichender Form. 
Für den Gegenjag diejer Selbitverwaltung im Staate einerjeits und im der 


’) Vgl. 3. B. $ 33 der öſtlichen Städte-Ordnung Preußens v. 30. Mai 1853. Gierke, 
Art. „Gemeindebürgerrecht“ in v. Holtzendorff's Rechtsleriton II, S. 60. Rechtsgeſchichte 
der deutihen Genoitenichaft, S. 741. 

2) Nuch $ 40 des preuß. Gemeinde:Berf.:®. für Frankfurt a. M. v. 25. Mär; 18367 
wird jogar der erjte Bürgermeiſter vom Könige auf unmaßgebliche Präjentation dreier Kan— 
didaten jeiten® der StadtverordnetensBerfammlung ernannt. Die Stein’iche Städte-Drdnung 
v. 1808 hatte gleichfall® die Ernernung der Oberbürgermefjter der großen Städte aus drei 
präjentirten Sandidaten. $ 152. Bgl. Ernit Meier, Reform der Berwaltungsorganijation 
unter Stein und Hardenberg, ©. 327—329, 

», ©. $ 33. — An der Frage der Aufhebung diefer Bejtätigung iſt befanntlicdy der 
1880/81 vorgelegte preußiſche Entwurf eines jog. Kompetenzgejeges geicheitert. 
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Kommune andererfeits ift in der neueren preußifchen Litteratur!) ebenjo wie 
in den gejeßgeberifchen Materialien die Gegenüberjtellung von obrigfeitlicher 
und wirtbichaftlicher Selbitverwaltung in Gebrauch gekommen. Obrigfeitliche 
Selbftverwaltung bedeutet danach, unter Zugrumdelegung der hier gegebenen 
Entwidlung, genofjenjchaftliche Struktur der zur Verwaltung der „allgemeinen 
Landesangelegenheiten“ berufenen Staatsbebörden, Organe der wirthichaftlichen 
Selbitverwaltung find die im gleichem Sinne organifirten Kommunalbehörden. 
Der Gegenſatz der mwirthichaftlichen und obrigfeitlichen Selbjtverwaltung iſt, 
joviel ich jebe, zuerjt von Gneiſt und zwar in jeiner Schrift über „die preu— 
Bifche Kreis-Ordnung“ (1870) ©. 8—19, bejonders S. 14 verwendet worden. 
Er bezeichnet damit zunächſt für das englifche Verwaltungsrecht den Gegenjah 
der von den Steuerzahlern gewählten, bejchließenden aber die unmittelbare 
Verwaltung durch bejoldete Beamte führenden Kollegien (boards) zu der Ver: 
waltung der im Ehrenamte fungivenden Friedensrichter, einen Gegenſatz, 
welchen Gnei ft noch in feinem Buche: „Verwaltung, Zuftiz, Rechtsweg u. j. w.“ 
(1869) mit den Ausdrüden: „neuere® adminiftratives Syftem der Verwalt— 
ungsräthe“ und (Hijtorifches) „Syitem der Friedensbewahrung“ bezeichnet 
hatte. Die neuere Bezeichnung fonnte dadurch gerechtfertigt werden, daß das 
neue Syitem des boards in England das hiftorische Selfgovernment gerade 
auf denjenigen Gebieten und im Wejentlichen joweit verdrängt hat, als der 
öfonomische Charakter der Verwaltung das Intereſſe der Steuerzahler in den 
Vordergrund treten ließ, jo in der Vermögens: und Steuerverwaltung der 
Kommune, der Armen, Wege: und Gefundheitsverwaltung, wogegen Dem 
riedensrichteramte, zum Theil auch auf denjenigen Gebieten, auf welchen die 
boards thätig find, Funktionen verblieben find, welche fich nicht durch wirth- 
ſchaftliche Mittel, fondern durch Verwendung der Polizei: und Juftizgewalt 
realifiren.?) Indem nun Gneijt in den Entwürfen zu den preußifchen Kreis: 
ordnnungen einen ähnlichen Gegenjag in den erwählten Kreistagen einerjeits 
und den ernannten Amtshauptleuten im Ehrenamte andererjeit3 vorfand, über: 
trug er die gedachte gegenfägliche Bezeichnung auf die Charafteriftif diejer 
Organe. Die preußifche Litteratur hat dann leicht den Gegenfaß mit dem 
der kommunalen und ftaatlichen Selbjtverwaltung identifiziren können, indem, 
wie oben bemerkt, nach preußifchem Verwaltungsrecht die Bolizeigewalt kon— 
jequent nicht als fommunales Necht, fondern lediglich als Attribut des Staates 
gilt ($ 17 Nr. 1), der Amtsvorjteher der preußifchen Kreisordnung aljo in 


ı) Bol. ftatt Anderer v. Brauchitſch, Organifationsgejepe (1876) I. 5. B. ©. XXU 
und Verwaltungsgeſetze (1881/82) I, ©. 81, 159; II, ©. 200. Eine Hinneiqung zu dieſem 
Sprachgebrauche findet ſich auch in der Ernſt Meier'ſchen Darſtellung in dv. bofpenboffs 
Encyflopädie, wiewohl gerade er gegen die dentifizirung des Gegenſatzes der obrigkeitlichen 
und wirtbichaftlihen Verwaltung mit dem der Staats: und Kommunalverwaltung entſchieden 
auftritt. S. 1089 ff. 

2) ©. hierzu insbejondere Gneiſt, Seligovernment, 3. Aufl. (1871), wo der Gegenjaß 
der obrigkeitlihen und wirthichaftlichen Selbitverwaltung vollitändig zur Grundlage genommen 
ift, 5 7, 147 fi, 159 ff. Preußifche KreisOrdnung, ©. 11 ff. — Es ift nad) dem im Tert 
Gejagten, das durch die citirten Stellen und darüber hinaus dur die gefammte Darftellung 
Gneiſt's gerechtfertigt wird, allerdings nicht unbedingt zutreffend, wenn Raband I, ©. 99 
eine Ndentität der Funktionen bei der obrigkeitlihen und wirthihaftlihen Verwaltung an: 
nimmt. Man vgl. 3. B. hinfichtlich der Armenverwaltung: Verwaltung, Juſtiz, Rechtsweg, 
©. 438; hinfihtlich der Geſundheits- und Baupolizei, S. 462; hinfichtlich der Wegeverwalt: 
ung, ©. 468. Im Allgemeinen noch Seligovernment, $ 149, 161. Ueber den Zufammen: 
bang der älteren rein „obrigfeitlihen” Selbjtverwaltung mit dem früheren Syitem der perjün: 
lihen Dienfte und Naturalleiftungen, an deren Stelle jegt das Syitem der Steuer und damit 
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der That, inſofern er die Polizei „im Namen des Königs" ausübt (8 46 
Kreis-D.), Beamter des Staates, der Kreistag aber bejchließendes und fteuer- 
bewilligendes Organ der Kreis-Kommune iſt. 

Es rechtfertigt jich jedoch das Poſtulat einer Vermeidung der Ausdrücke 
„wirtbichaftliche* und „obrigkeitliche Selbitverwaltung* in dem gedachten 
Sinne auch für die fpeziell preußischen Verhältnijfe durch dieſelben Gründe, 
welche oben gegen die Bezeichnung der Kommune als eines wirthichaftlichen 
Verbandes im Gegenjag zum Staate als einem ſpezifiſch obrigfeitlichen Ver— 
bande geltend gemacht wurden. Auch die Finanzgewalt, welche den Kommunen 
zum Zwecke ihrer Wirthichaftsführung unentbehrlich ift, ift ein ihnen zuftehen- 
des obrigfeitliches Recht und die Betheiligung der Gemeindegenofjen an ihrer 
Ausübung in diefem Sinne ebenfofehr vbrigkeitliche Selbitverwaltung , tie 
ihre Theilnahme an der polizeilichen Funktion des Staates. Für diejenigen 
Rechte aber, welche, wie das öſterreichiſche, die Ortspolizei als Gemeindean- 
gelegenheit betrachten, ift der Gegenfag vollends unenthaltbar. 

$ 28. Es find im Vorangehenden zwei Begriffe der „Selbitverwaltung“ 
entwicelt worden, der erjte ala „die Anerkennung eines nicht ſouveränen poli- 
tiichen Gemeinweſens (Selbftverwaltungstörpers) durch das fouveräne als ver: 
waltende Rechtsperjönlichkeit“, der zweite al3 „die genofjenichaftliche Bildung 
der Verwaltungsbehörden innerhalb eines Gemeinweſens.“ Wie bereits her: 
vorgehoben, haben diefe Bedeutungen des Wortes „Selbjtverwaltung" begriff: 
lid) gar nichts mit einander zu thun. Bezieht fich die erfte lediglich auf das 
Verhältniß eines Verwaltungsförpers zu einer ihm übergeordneten Gewalt und 
bat fie mit der Drganifation der Verwaltung innerhalb des Selbitverwalt: 
ungsförpers nichts zu theilen, jo bezieht fich die zweite, völlig abjehend von 
dem Verhältniß des Verwaltungsförpers zu anderen Faktoren, lediglich auf 
die Art der Drganifation der Verwaltung innerhalb der Gemeinwejen, wes— 
balb fie in gleicher Weife zur Charafterijtit fouveräner, wie nicht fouveräner 
Gemeinweſen dienen kann. ') 

Bei dieſer Verfchiedenheit der Begriffe kann offenbar nur der eine auf 
die juriftifche Bezeichnung als „Selbitverwaltung“ Anfpruch machen. Es ift 
diejelbe bereit3 der erftentwidelten Bedeutung beigelegt und dies dadurch ge: 
rechtfertigt worden, daß nach ihr eine jelbjtändige NRechtsperfönlichkeit, deren 
Berwaltungsbefugniß aber auch von Außen befchränft fein könnte, eigene Ange- 
legenheiten mit eigenen Mitteln verwaltet. Die Verwaltung des Selbitver- 
waltungsförpers iſt alfo Selbitverwaltung im juriftiichen Sinne, ——— 
kann die genoſſenſchaftliche Struktur der Verwaltungsorganiſation eines Ge— 
meinweſens juriſtiſch nicht ſo bezeichnet werden. Denn, wie feſtgeſtellt, bildet 
das Volk als genoſſenſchaftliches Element im Staate keine eigene Perſönlich— 
feit, der wie gezeigt, allein das ſubjektive Recht der Verwaltung zukommen 
kann, vielmehr ift alle Selbjtverwaltung in diefem Sinne Staats: oder Ge- 


das Poſtulat „wirthichaftlicher” Selbjtverwaltnng getreten ijt, S. 904, 905, 908 u. a. m. 
Vgl. im Ganzen auch Gneift: Die Entwidlung der engliichen Parlamentsverfaffung in v. 
Holgenbortf's Encnflopädie, 4. Aufl., ©. 1345—1347. 

) Für die Erfenntni einer möglichen Divergenz_ zwijchen beiden Arten der Selbſt 
verwaltung fei noch darauf hingewieſen, daß gerade die Stein'ſche Städte-O. v. 1808, welche 
die Heranziehung der Bürger zur Stadtverwaltung in der Stadt auägeftaltet hat, den 
Wirkungskreis der Stadtverwaltung gegenüber dem früheren Recht durch Abſchaffung der 
fommunalen Juſtiz und Bolizei wenigſtens quantitativ erheblich beichränft hat. S. Ernſt Meier 
Verwaltungsreform, S. 307 fi. 
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meindeverwaltung, je nachdem fie fich auf ein jtaatliches oder fommunales Ge: 
meinmwejen bezieht. Der einzelne Staatsbürger verwaltet weder eigene Ange: 
legenheiten, noch mit eigenen Mitteln, jondern Angelegenheiten des Staats 
oder der Gemeinde mit Machtmitteln diefer. Nur im politiichen Sinne kann 
man daher davon jprechen, daß das Volk ſich jelbjt verwaltet, ebenjo, wie es 
ſich ſelbſt Geſetze gibt oder ſich ſelbſt richtet. 

Bei dieſer Sachlage wäre es nun eigentlich angemeſſen, die „Selbſtver— 
waltung im politiſchen Sinne“ juriſtiſch anders zu bezeichnen. Allein es iſt 
ſehr zu befürchten, daß irgend ein anderer Vorſchlag bei der intenſiven Art, 
mit der ſich auch die Rechtswiſſenſchaft jenes Wort in der politiſchen Bedeutung 
angeeignet hat, ohne Wirkung bleibt und nur die Verwirrung vermehrt. Es 
wird deshalb auf die Einbringung ſolcher Vorſchläge verzichtet. Nothwendig 
iſt nur eins, daß man ſich die Verſchiedenheit der Begriffe bei gleichmäßigem 
Gebrauche des Wortes „Selbſtverwaltung“ ſtets vor Augen halte, und nützlich 
wenigſtens, ſowie durchführbar will es mir erſcheinen, die beiden Bedeutungen 
des Wortes durch verſchiedene Prädikate zu bezeichnen. In dieſer Hinſicht 
möchte ich die Verwaltung der Selbſtverwaltungskörper „körperſchaftliche 
Selbjtverwaltung” nennen. Die genofjenfchaftliche Organifation der Verwal 
tung dagegen etwa mit dem Ausdrud „genoflenichaftliche Selbjtwerwaltung“ zu 
belegen, erjcheint wegen der zu geringen Unterjchiedlichkeit beider Prädikate nicht 
rathſam. Ebenſowenig möchte ich das Wort „Demofratiiche Selbjtverwaltung * 
im Gegenjag zur bureaufratiichen Berwaltung vorjchlagen, einmal ſchon um 
einen rein juriftiichen Begriff nicht mit einem politischen Beiwerf zu belajten, 
das ihn vielleicht ſuſpekt erjcheinen laſſen fünnte, und jodann, weil die Demo— 
fratie auch anderweit jchon ihren Gegenjag in der Ariftofratie gefunden hat 
und im politiichen Sinne thatjächlich wenigftens die Organifation der Selbſt— 
verwaltung, weil dieſe naturgemäß den höheren, befigenden Klaſſen in erbeb- 
lihem Maße zufällt, eher als eine ariftofratifche, wie 3. B. in England er: 
ſcheinen könnte. So will es mir als das Zweckmäßigſte ericheinen, der 
„eörperjchaftlichen Selbitverwaltung“ einfach die „bürgerliche Selbjtverwaltung“ 
gegenüberzuitellen, als eine Organifation der Verwaltung, in der eine ver: 
faſſungsmäßige Betheiligung der Bürger als folder an der Bildung der Ver: 
waltungsbehörden hervortritt. Ebenſo wie man dann die „Lürperjchaftliche 
Selbjtverwaltung“ in die einzeljtaatliche und die kommunale Selbjtverwaltung 
unterjcheiden fünnte, je nachdem der Einzeljtaat im Bundesjtaat oder Die 
Kommune im Einheitsjtaat den Selbitverwaltungsförper daritellt, ebenfo könnte 
man Die „bürgerliche Selbjtverwaltung” als jtaatsbürgerliche, gemeindebürger: 
liche, Itadtbürgerliche u. j. w. Selbftverwaltung bezeichnen, je nad dem Cha: 
rafter des Gemeinwejens, um deſſen Verwaltungsorganifation e8 ſich handelt. 

829. So jehr aber aud) begrifflich „Lörperichaftliche Selbjtverwaltung“ 
und „bürgerliche“ Selbjtverwaltung ſich unterjcheiden, jo find fie doch, wie 
ſchon hervorgehoben, thatſächlich durd) die neue organiſatoriſche Gejeggebung 
in die engite Verbindung gebracht. Dieſe Verbindung wurde dadurch ermög— 
licht, daß die Selbjtverwaltungsförper unjerer Einzeljtaaten Eleine Demofratien 
find, ihre Organijation auf genofjenfchaftlicher Grundlage ruht. Waren jomit 
einerjeits unfere Kommunen in ihrem fogenannten eigenen Wirfungsfreife nicht 
allein Körper der Selbjtverwaltung, jondern auch Körper für die Selbit- 
verwaltung ihrer Bürger, jo lag es andererjeits nahe, die in ihnen jchon vor: 
handene genofjenschaftliche Verwaltungsorganijation auch für die Bildung der 
bürgerlichen Selbjtverwaltungsämter des Staates in dem der Kommune ent: 


_ _ a 


VI. Der Rechtsbegriff der Selbjtverwaltung. 321 


Iprechenden jtaatlichen Verwaltungsbezirke zu benußen, indem man diefelben 
an die VBerwaltungsämter der Kommunen anlehnte. Diefe Benugung der 
fommunalen DOrganijation für die jtaatsbürgerlichen Selbjtverwaltungsämter 
it nun aber im Wejentlichen in dreifacher Art und Stärke erfolgt : 

1. Für einen Theil der jtaatlichen Aufgaben ift die Gemeinde ala folche 
zuftändig. Derjelbe bildet ihren übertragenen Wirkungsfreis. Für diefen iſt 
demnach der Gemeindebezirk juriftiich jtaatlicher Berwaltungsbezirk, in welchem 
aber die Gemeindeperfönlichkeit als jolche mit ihrer genofjenschaftlichen Orga: 
nation die jtaatlichen Gejchäfte unter Verwendung der ftaatlichen Meachtmittel 
in Vertretung des Staates bejorgt. Der übertragene Wirkungsfreis gehört 
demnach nicht zur „Lörperjchaftlichen Selbitverwaltung“ der Gemeinde, jondern 
zur „bürgerlichen Selbjtverwaltung des Staates," indem die Gemeindebürger 
ala Staatsbürger in ihrer bereit3 vorhandenen genoflenjchaftlichen Organija= 
tion verfafjungsmäßig zur Verwaltung ftaatlicher Gejchäfte berufen werden. 
er iſt im Wefentlichen das Syſtem der öfterreichiichen Gemeindegeſetze 
($ 17 Nr. 2). 

2) Nicht die Gemeinde als jolche, wohl aber bejtimmte Organe derjelben 
find mit der Verwaltung ftaatlicher Gejchäfte beauftragt.) So wird, wie er: 
wähnt, in Preußen die Ortspolizei in den Städten als ftaatliche Funktion 
durch den Bürgermeilter wahrgenommen, in diefer Weife fungirt nach der 
Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 der Kreisausfchuß, der zunächit Organ 
für die Berwaltung der Kreisfommunalangelegenheiten, jodann aber auch Be: 
Ihlußbehörde für die Staats- (allgemeine Landes-) Verwaltung im Kreiſe ift. 
Die Verwendung kommunaler Organe für jtaatliche Geſchäfte bewirkt regel: 
mäßig, daß bei Bildung Dderjelben ein gewiſſer Einfluß des herrichaftlichen 
Elementes im Staate vorbehalten tft, jo durch die ftaatliche, vielfach fünigliche 
Beltätigung der Bürgermeijter, jo beim Kreisausfhuß dadurch, daß in dem: 
jelben neben jechs von der Streisverfammlung gewählten Mitgliedern der vom 
Könige ernannte Landrath mit voller Stimmberechtigung den Vorſitz führt. 
($ 131 der Kreisordnung.) 

3) Nicht einmal die fommunalen Organe werden direft mit ftaatlichen 
Geſchäften beauftragt; es werden vielmehr bejondere Behörden für die allge: 
meine Landesverwaltung in dem der Kommune entjprechenden jtaatlichen Ver: 
waltungsbezirfe gebildet, diefe aber dadurdy an die Kommunalämter angelehnt, 
daß ein Theil ihrer Mitglieder aus der Kommunalbehörde hervorgeht. Diefes 
Syſtem findet nach den neuen preußischen Reformgefegen auf den höheren Ber: 
waltungsftufen wegen der hier obwaltenden größeren Wichtigkeit der ftaatlichen 
Geichäfte Anwendung, wie 3. B. der für die allgemeine Landesverwaltung in 
der Provinz bejtimmte aus dem Oberpräfidenten, aus einem zweiten jtaatlich 
ernannten Berufsbeamten und aus fünf gewählten Mitgliedern beftehende Pro— 
vinzialrath dadurch mit dem fommunalen Berwaltungsorgan der Provinz, dem 
Provinzialausihuß, in Verbindung jteht, daß die Laienmitglieder von letzterem 
aus der Zahl der Provinzialangehörigen gewählt werden. 

Ueberblidt man hiernach die gefammten Erörterungen der legten Abjchnitte, 
jo wird man zwar nicht mit Ernjt Meier (S. 1093) einfach fagen fünnen, 
daß „das Bee der deutjchen Selbjtverwaltung darin bejtehe, daß von den 
Organen der kommunalen Verbände höherer und niederer Ordnung nicht bloß 





') Für Nr. 2 und 3 des Tertes vgl. Ernft Meier bei v. Holtzendorff, ©. 1085. 
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die Gefchäfte der wirthichaftlichen, jondern auch die der allgemeinen Landes: 
verwaltung bejorgt werden“, wohl aber wird man unter Anerkennung und 
Beibehaltung des in diefer Formulirung Richtigen die Tendenz der neuen 
Deutjchen Reformgeſetze jeit der preußischen Städteordnung von 1808 dahin 
harakterifiven dürfen, daß fie erjtens: den Kommunen ein Gebiet eigener (körper: 
Ichaftlicher) Selbitverwaltung dem Staate gegenüber fichern, zweiten® aber: 
bei der Organifation der Verwaltung in Staat und Gemeinde dem genofjen- 
ichaftlihen Elemente, den Bürgern als folchen, eine verfafjungsmäßige Be: 
theiligung einräumen, und drittens endlich: diefe Betheiligung der Staatsbürger 
bei der Verwaltung ftaatlicher Gejchäfte durch Anlehnung der leßteren an die 
genoſſenſchaftliche Organifation der Kommunen höherer und niederer Ordnung 
erreichen wollen. 





Die Reichs-Unfallverſicherung. 


Zweiter Entwurf eines Gejeges, betreffend die Unfallverficherung der 
Arbeiter. 
(Mai 1882.) !) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König von Preußen 2c. 
verordnen im Namen des Neihd, nah erfolgter Zuſtimmung des Bunbdesraths 
und bes Reichstags, was folgt: 

$ 1. Mlle in Bergwerken, Salinen, Aufbereitungsanftalten, Brüchen und 
Gruben, auf Werften, in Fabriten und Hüttenwerfen beſchäftigten Arbeiter und 
Betrieböbeamten, letztere, jofern ihr Jahresarbeitsverdienft an Lohn oder Gehalt 
zweitaufend Dark nicht überiteigt, werden gegen die Folgen der beim Betriebe 
fih ereignenden Unfälle nah Maßgabe der Beitimmungen dieſes Geſetzes verfichert. 

Dasjelbe gilt von Arbeitern und VBetriebsbeamten, welche von einem Ge— 
werbtreibenden, deſſen Gewerbebetrieb fih auf die Ausführung von Bauarbeiten 
erftredt, in diefem Betriebe beichäftigt werden, fowie von ſonſtigen bei der Aus: 
führung von Bauten beichäftigten Arbeitern und Betriebsbeamten, joweit dieſelben 
niht, ohne im Dienfte eines Gewerbtreibenden der bezeichneten Art zu ftehen, 
lediglich einzelne Reparaturarbeiten ausführen. 

Den voritehend aufgeführten gelten im Sinne dieſes Geſetzes diejenigen Be: 
triebe gleich, in welchen Dampfteffel oder durch elementare Kraft (Wind, Waſſer, 
Dampf, Gas, heiße Luft u. f. mw.) bewegte Triebwerke zur Verwendung kommen, 
mit Ausnahme derjenigen Betriebe, für welche nur vorübergehend eine nicht zu 
der Betriebdanlage gehörende Kraftmaſchine benugt wird, 

Auf Eifenbahn- und Sciffahrtsbetriebe finden die VBeitimmungen dieſes Ge- 
feges nur dann Anwendung, wenn fie als integrirende Beſtandtheile eines der 
vorbezeichneten Betriebe lediglich für dieſen beftimmt find, 

Für Betriebsarten, welche mit Unfallögefahr für die darin beichäftigten Per— 
fonen nicht verknüpft find, kann durch Beihluß des Bundesraths die Verſicher— 
ungöpflicht ausgeſchloſſen werden. 

$2. Als Gehalt oder Lohn im Sinne diefed Geſetzes gelten aud) Tantiemen 
und Naturalbezüge. Der Werth der Ietteren ift nach Ortsdurchſchnittspreiſen in 
Anfag zu bringen. 

Als Jahresarbeitöverdienft gilt, Tomweit fich derſelbe nicht aus mindeſtens 
wochenweiſe firirten Beträgen zufammenjegt, das bdreihundertfache des durchſchnitt— 
lihen täglichen Arbeitsverdienftes. Für Arbeiter in Betrieben, in welden bie 
übliche Betriebsweife für den das ganze Jahr regelmäßig beichäftigten Arbeiter 
eine höhere oder niedrigere Zahl von Arbeitstagen ergibt, wird dieſe Zahl ftatt 
der Zahl dreihundert der Berechnung des SJahresarbeitöverdienftes zu Grunde 
gelegt. 


— 
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$ 3. Auf Beamte, welhe in Petrieböverwaltungen des Reichs, eines 
Aundesftaat3 oder eines Kommunalverbandes mit feſtem Gehalt und Penſions— 
berechtigung angeitellt find, findet dieſes Gejet feine Anwendung. 


$ 4. Gegenstand der Berfiherung ift der nad SS 5 und 6 zu bemeilende 
Erſatz des Schadens, welcher durd eine Störperverlegung oder durch Tödtung 
entiteht. 

* 5. Der Schadenserſatz ſoll im Falle der Verletzung beſtehen 
in den Koſten des Heilverfahrens, welche vom Beginn der vierzehnten 
Woche nach Eintritt des Unfalls an entſtehen; 

2. in einer dem Verletzten vom Beginn der vierzehnten Woche nach Eintritt 
des Unfalls an für die Dauer der Erwerbsunfähigkeit zu gewährenden 
Rente. 

Dieſelbe iſt nach Maßgabe desjenigen Arbeitsverdienſtes zu berechnen, 
welchen der Verletzte während des letzten Jahres ſeiner Beſchäftigung in 
dem Betriebe, wo der Unfall ſich ereignete, an Gehalt oder Lohn durch— 
ſchnittlich für den Arbeitstag bezogen hat ($ 2), ſoweit derſelbe vier Mark 
nicht überſteigt. 

War der Verletzte in dem Betriebe nicht ein volles Jahr, von dem Un— 
falle zurückgerechnet, beſchäftigt, ſo iſt der Betrag zu Grunde zu legen, 
welchen während dieſes Zeitraumes Arbeiter derſelben Art in demſelben 
Betriebe oder in benachbarten Re Betrieben durhichnittlich be= 
zogen haben. 

Die Nente beträgt: 

a) im Falle völliger Erwerböunfühigfeit und für die Dauer derielben ſechs— 
undiechzig zwei Drittel Prozent des Arbeitsverdienftes ; 

b) im Falle der theilweilen Grwerbsunfähigfeit und für die Dauer der: 
jelben einen Bruchtheil der Nente unter a, welcher nad dem Maße der 
verbliebenen Erwerbsfähigkeit zu bemeifen ift, jedod nicht über fünfzig 
Prozent des Arbeitsverdienited betragen darf. 

S 6. Im Falle der Tödtung iſt ald Scadenerfag außerdem zu leiſten: 

1. Als Eriag der Beerdigungstolten das Zwanzigfache des nah $ 5 Nr. 2 
Nbjag 2, 3 für den Arbeitstag ermittelten Verdienites. 

2. Eine den Hinterbliebenen des Getödteten vom Todestage an zu gewährende 
Rente, welche nach der Vorichrift des $ 5 Nr. 2 Abſatz 2 und 3 zu be 
rechnen iſt. 

Diejelbe beträgt: 

a) für die Wittwe des Getödteten bis zu deren Tode oder Wiederver- 
heiratung zwanzig Prozent, für jedes Hinterbliebene vaterloje Kind 
bis zu deſſen zurücdgelegtem fünfzehnten Lebensjahr zehn Prozent und 
wenn das Sind auch mutterlos ift oder wird, fünfzehn Prozent des 
Arbeitöverdienites. 

Die Neuten der Wittwen und der Kinder dürfen zufammen fünfzig 
Prozent des Arbeitöverdienites nicht überfteigen; ergibt ſich ein höherer 
Betrag, jo werden die einzelnen Renten in gleichem Verhältniſſe gekürzt. 

Im Falle der Wiederverheiratung erhält die Wittwe den dreifachen 
Betrag ihrer Jahresrente. 

Der Anſpruch der Wittwe und der Kinder derjelben iſt ausgeſchloſſen, 
wenn bie Ehe erft nach dem linfalle geichloffen worden ift; 

b) für Aizendenten des Verftorbenen, wenn diefer ihr einziger Ernährer 
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war, für die Zeit bis zu ihrem Tode oder bis zum Wegfall der Be: 

dürftigfeit zwanzig Prozent des Arbeitsverdienſtes. 

Menn mehrere der unter b benannten Berechtigten vorhanden find, io 
wird die Rente den Eltern vor den Großeltern gewährt. 

Wenn die unter b bezeichneten mit den unter a bezeichneten Berechtigten 
fonfurriren, To haben die eriteren einen Anſpruch nur, ſoweit für die 
fegteren der Höchitbetrag der Nente nicht in Anspruch genommen wird. 

Die Hinterbliebenen eine® Ausländers, weldhe zur Zeit des Unfalls 
nicht in Inlande wohnten, haben feinen Anſpruch auf die Rente. 

87. Die Verfiherung erfolgt durch die Unternehmer der unter $ 1 fallenden 
Betriebe auf Gegenseitigkeit und zwar in der Weile, daß die nad) SS 5, 6 zu 
leiftenden Entichädigungen nad) Abzug von fünfundzwanzig Prozent, weldye vom 
Neihe gewährt werden. 

1. mit jechzig Prozent der Geſammtheit aller Unternehmer derjenigen Ge- 

fahrenflafie ($ 10), welcher der vom Unfalle betroffene Betrieb angehört, 

2. mit fünfzehn Prozent der Betriebsgenoſſenſchaft (4 11), welcher, oder 

dem Betrieböverbande (8 14), welchen der von dem Unfalle betroffene 
Betrieb angehört, 
zur Laſt fallen. 

8 8. Die Anfprüche, welche den Verficherten gegen eingefchriebene Hilfs: 
kaſſen, jomwie gegen ſonſtige Kranken, Sterbe:, Invaliden- und andere Unterſtütz— 
ungskaſſen zuftehen, werben durch die den Werlicherten in Gemäßheit der 88 5, 6 
zuſtehenden Aniprüche nicht berührt. 

Die auf geſetzlicher Vorſchrift beruhende Verpflichtung der bezeichneten Kaſſen, 
den durch Betriebsunfälle betroffenen Arbeitern und deren Hinterbliebenen Inter: 
ftügungen zu gewähren, wird infoweit aufgehoben, als die Berficherung nad 
Maßgabe diejes Geſetzes Platz greift. 

Die auf geſetzlicher Vorſchrift beruhende Verpflichtung von Gemeinden oder 
Armenverbänden zur Unterſtützung hilfsbedürftiger Perſonen wird durch dieſes 
Geſetz nicht berührt. Soweit auf Grund dieſer Verpflichtung Unterſtützungen für 
einen Zeitraum geleiſtet ſind, für welchen dem Unterſtützten auf Grund dieſes 
Geſetzes ein Entſchädigungsanſpruch zuſteht, geht der letztere bis zum Betrage der 
geleiſteten Unterſtützung auf die Gemeinden oder die Armenverbände über, von welchen 
die Unterſtützung gleiſtet iſt. 

Das gleiche gilt von den Betriebsunternehmern und Kaſſen, welche die den 
bezeichneten Gemeinden und Armenverbänden obliegende Verpflichtung zur Unter— 
ſtützung auf Grund geſetzlicher Vorſchrift erfüllt haben. 

8 9. Jeder Unternehmer eines unter den 81 fallenden Betriebes muß für 
denielben einer Gefahrenklaſſe ($ 10) und entweder einer Betriebögenoffenichaft (8 11) 
oder einem Betrieböverbande ($ 14) angehören. 

; ALS Betriebdunternehmer gilt derjenige, für deſſen Rechnung der Betrieb 
erfolgt. 

Für die in 81 Abjat 2 bezeichneten Betriebe gilt ald Betriebdunternehmer, 
ſoweit e8 ih um Arbeiter und Betriebsbeamte handelt, weldhe von einem Ge: 
werbtreibenden beichäftigt werden, dieſer, für jonftige bei der Ausführung eines 
Baues beihäftigte Perfonen derjenige, welcher die Ausführung eines Baues im 
ganzen al3 Unternehmer übernommen hat, jofern ein jolcher nicht vorhanden, der 
Bauherr. Ueber die Ausführung diefer Beſtimmung können nähere Vorſchriften 
dur; Beſchluß bes Bundesraths erlaffen werden. 

$ 10. Sümmtliche im Neichögebiete belegenen, nah $ 1 verjicherungd: 
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pflichtigen Betriebe werden in Gefahrenklaffen eingetheilt. Sämmtliche Betriebe 
derjenigen Induftriezweige und Betriebsarten, für welche eine durchſchnittlich gleiche 
Unfallägefahr beiteht, bilden zufammen eine Gefahrentlaffe. 

Das Verhältniß, in welchem die Gefahrenklaffen hinfichtlich des Durchſchnitts— 
maßes ihrer Unfallsgefahr zu einander ftehen, wird ziffermäßig in ber Weife feit- 
geitellt, daß das Durchſchnittsmaß für die höchfte Gefahrenklaffe gleih 100 gelegt 
und darnach dad Durchſchnittsmaß aller übrigen Gefahrenflaflen in Prozentiägen 
bemefjen wird. 

Die Eintheilung in Gefahrenklaflen und die Feititellung des Berhältniffes 
berjelben zu einander erfolgen auf Grund der Ergebniffe der Unfallitatiftit durch 
Beihluß des Bundesraths. 

Die Gefahrenflaffen und das für diefelben feftgefitellte Verhältniß werben 
mit einem Verzeichniß der jeder Gefahrenklafie angehörenden Induftrieziweige und 
Betriebdarten vom Reichskanzler befannt gemadt. 

Die Eintheilung in Gefahrenklaffen und die Feititellung des Verhältniffes 
derfelben zu einander find längftens von fünf zu fünf Jahren einer Reviſion zu 
unterziehen. 

Abänderungen der Gefahrenklaffen, welche auf Grund einer NRevifion vom 
Bundesrath beichloffen werden, treten erjt mit Beginn eines neuen Rechnungs 
jahres in Wirkſamkeit. 

Wird ein Induftriezweig oder eine Betriebsart in eine andere Gefahrenklaffe 
verfegt, jo find von dem Zeitpunfte ab, mit welchem die Abänderung in Wirt: 
famfeit tritt, die Entihädigungsaniprüde, welche gegen die Geſammtheit der ber 
bisherigen Gefahrentaffe angehörenden Betriebsunternehmer aus den in Betrieben 
des ausfcheidenden Induſtriezweiges oder der ausicheidenden Betriebsart eingetretenen 
Unfällen nad) Maßgabe des $ 7 Nr. 1 erwachien find, von der Geſammtheit der 
Betriebsunternehmer derjenigen Gefahrenflaffe zu befriedigen, welcher der Indu— 
ftriezweig oder die Betriebsart nunmehr angehört. 

8 11. Die in dem Bezirke einer höheren VBerwaltungsbehörde belegenen 
Betriebe, welche demfelben Induftriezweige oder derſelben Betriebsart ($ 10 Ab: 
fat 4) angehören, werben, fofern die Geſammtzahl der in ihnen beichäftigten ver- 
fiherten Perſonen die erforderliche Höhe erreiht, zu einer Betriebsgenofjenihaft 
vereinigt. 

Die Mindeitzahl der verjicherten Perſonen, welche zur Bildung einer Ge— 
noſſenſchaft erforderlich ift, wird durch Beſchluß des Bundesraths feſtgeſtellt. 

Auf Antrag der Betheiligten Tann eine Betriebögenofjenihaft für Die Be— 
triebe mehrerer derfelben Gefahrenflaffe angehörenden Induſtriezweige oder Be— 
trieb3arten gebildet werden. 

Der Antrag muß binnen vier Wochen nad) Ablauf der auf Grund des $ 15 
feſtgeſetzten Friſt Schriftlich bei der höheren Verwaltungsbehörde eingebracht werden. 

Dem Antrage ift Folge zu geben, wenn von den in den einzelnen betheiligten 
Induftriezweigen und Betriebsarten befhäftigten verfiherungspflichtigen Perjonen 
mehr als die Hälfte auf die Betriebe der dem betreffenden Induſtriezweige oder 
der betreffenden Betriebsart angehörenden Antragfteller entfällt. 

$ 12. Die Zentralbehörden der Bundesftaaten können beftimmen, daß Bes 
triebsgenoffenichaften für andere Bezirke, alö diejenigen ber höheren Verwaltung? 
behörde zu bilden find. 

Auf Grund gemeinfamer Beltimmung der Zentralbehörben können unter den 
in $ 11 beitimmten WVorausfegungen die in benachbarten Bezirken, welche ver- 
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ihiebenen Bundesftaaten angehören, vorhandenen Betriebe zu einer Genofjenichaft 
bereinigt werben. 

$ 13. Für Bergwerfe und für Betriebe, in welchen erplofive Stoffe her— 
geftellt werben, find die Bezirke der Genoffenichaften, unabhängig von dem Landes: 
grenzen, vom Bundesrath nach Benehmen mit den betheiligten Landesregierungen 
jeftzuftellen. 

Durch Beihluß des Bundesraths können den vorerwähnten Betrieben andere 
Betriebe gleichgeftellt werden, für welche die Gefahr von Maffenbverunglüdungen 
oder die Höhe der Unfallägefahr bei verhältnigmäßig geringer Zahl der Verſicher— 
ungspflichtigen eine von den Landesgrenzen unabhängige Genoffenihaftsbildung 
zwedmäßig ericheinen Laffen. 

8 14. Diejenigen im Bezirke einer höheren Verwaltungsbehörde belegenen 
Betriebe, welche einer Betriebögenoffenihaft nad; Maßgabe des $ 11 nicht zuge: 
wielen werben, bilden zuſammen einen Betrieböverbaud,. 

Wegen anderweiter Feititellung der Bezirke der Betrieböverbände finden bie 
Borihriften des $ 12 Anwendung. 

$ 15. Jeder Unternehmer ($ 9) eine unter den 8 1 fallenden Betriebes 
bat denjelben binnen einer von der höheren Verwaltung3behörde zu beftimmenden 
und Öffentlich befannt zu machenden Friſt unter Angabe des Gegenftandes und 
der Art desjelben, jorwie der Zahl der durdichnittlich darin beſchäftigten verficher: 
ungspflichtigen Perfonen bei der unteren WVerwaltung3behörde anzumelden. 

Für die nicht angemeldeten Betriebe hat die untere Verwaltungsbehörde die 
Angaben nad ihrer Kenntniß der Verhältniffe zu ergänzen. Sie ift befugt, die 
Unternehmer nicht angemeldeter Betriebe zu einer Auskunft darüber innerhalb einer 
zu beftimmenden Frift durch Geldftrafen im Betrage bis zu einhundert Mart 
anzuhalten. 

8 16. Die untere Verwaltungsbehörde hat jeden in ihrem Bezirke belegenen 
Betrieb vorläufig in eine Gefahrenklafje einzureihen, und ein nach Gefahrenklafien 
und innerhalb derjelben nad) Induftriezweigen und Betriebsarten geordnetes Ver: 
zeihniß aufzuftellen, in welches ſämmtliche Betriebe, unter Angabe des Gegen 
ftandes und ber Art des Betriebes, ſowie der Zahl der darin beichäftigten ver- 
fiherten Perſonen aufzunehmen find. 

Das Verzeichniß ift der höheren Verwaltungsbehörde einzureichen. 

8 17. Die höhere Verwaltungsbehörde hat unter Zuziehung von mindeitens 
je einem Betriebsunternehmer aus jeder Gefahrenklaffe die eingereichten Verzeichniffe 
zu repidiren und erforberlichenfall3 Hinfichtlih der Einreihung der Betriebe in 
Sefahrenklaffen zu berichtigen, und demnächſt auf Grund der berichtigten Ver— 
zeihniffe unter Berüdfichtigung der auf Grund des $ 11 Abſatz 3 eingebrachten 
Anträge feftzuftellen, für welche Induftriezweige und Betriebsarten Betriebsgenoſſen— 
ihaften zu bilden find. 

8 18. Die zu bildenden Betriebögenofjenihaften find unter Bezeichnung der 
Bezirke, fowie der Induſtriezweige und Betriebsarten, für melde fie gebildet 
werben, Öffentlich befannt zu machen. 

In der Belanntmahung ift darauf Hinzumweifen, daß alle übrigen Induſtrie— 
zeige und Betrieböarten dem Betrieböverbande angehören. 

$ 19. Für jede Betriebögenofjenjchaft wird von der höheren Verwaltungs: 
behörde durch öffentlihe Bekanntmachung eine fonftituirende Generalverfammlung 
berufen, 

Diejelbe beiteht aus fämmtlichen der Genofjenichaft zugewieſenen angemeldeten 
($ 15) Betriebsunternehmern, welche der öffentlich zu erlafjenden Ladung Folge 
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leiften. Jeder berielben führt mindeſtens eine Stimme und fofern er mehr als 
zwanzig verficherte Perſonen beichäftigt, bis zu zweihundert für je zwanzig, von 
da an für je hundert mehr beichäftigte Perfonen eine weitere Stimme. 

$ 20. Die Eonftituirende Generalverfammlung beichließt unter Zeitung eines 
Beauftragten der höheren Verwaltungsbehörde über das von der legteren im Ent: 
wurf porzulegende Genoffenichaftsitatut. Sie kann die Beihlußnahme einem von 
ihr gewählten Ausſchuſſe übertragen. 

Das Statut muß die Bezeichnung des Bezirks der Genofjenfchaft und ber: 
jenigen Induftriezweige und Betriebsarten, für welche fie errichtet wird, enthalten 
und Beitimmung treffen: 

1. über Namen und Sitz der Genoffenichaft ; 

2. über die Bildung des Genoflenihaftsporftandes und über den Umfang 

jeiner Befugniſſe; 

3. über die Zufammenjegung und Berufung der Generalverfammlung, ſowie 

über die Art ihrer Beihlußfaffung ; 

4. über das Stimmrecht der Mitglieder der Genofjenichaft ; 

5. über die Aufftellung, Prüfung und Abnahme der Jahresrechnung; 

6. über die Ausübung der der Genoſſenſchaft nah $ 73 zuftehenden Be: 
fugniffe; 
über die Abänderung des Statuts, 

Werben Abtheilungen (8 26) gebildet, jo muß das Statut der Genoflenichaft 
über Sig und Bezirk der Abtheilungen, über die Berufung der Abtheilungsver- 
ſammlung und über die Art ihrer Beihluffaffung, über die Bildung der Ab: 
theilungsvorftände und über den Umfang ihrer Befugniſſe Beſtimmung treffen. 

8 21. Das Statut bedarf der Genehmigung der höheren Verwaltungs: 
behörde. 

Gegen die Verſagung findet binnen einer Friſt von vier Wochen die Be— 
ſchwerde an die Zentralbehörde ſtatt. 

Abänderungen des Statuts unterliegen denſelben Beſtimmungen. 


$ 22. Die Genoſſenſchaft kann unter ihrem Namen Rechte erwerben und 
Verbindlichkeiten eingehen, vor Gericht lagen und verflagt werben. 

$ 23. Mitglied der Genoſſenſchaft ift jeder Unternehmer eines im Bezirke 
derjelben belegenen Betriebes derjenigen Induftrieziweige oder derjenigen Betriebs: 
arten, für welche die Genoſſenſchaft errichtet ift. Stimmberechtigt find nur Die 
jenigen Mitglieder der Genoflenichaft, welche fih im Belige der bürgerlichen Ehren 
rechte befinden und ihrer Anmeldepflicht ($ 61) genügt haben. 

Sämmtlihe ftimmberehtigte Mitglieder haben gleiches Stimmrecht, fofern 
das Statut nicht über eine Abftufung des Stimmreht3 nah Maßgabe der Zahl 
der in den Betrieben der Mitglieder beichäftigten verficherten Perfonen Beltimmung 
getroffen hat. 

$ 24. Die Genofjenihaft muß einen von ihrer Generalverfammlung ge 
wählten Borftand haben, durch melden fie gerichtlih und außergerichtlih ver: 
treten wird. 

Dem Genofjenichaftsvoritande liegt die gefammte Verwaltung der Genoſſen— 
ihaft ob, ſoweit nicht einzelne Angelegenheiten durch Geſetz oder Beſtimmung des 
Statut3 der Beſchlußnahme der Generalverfammlung vorbehalten oder den Organen 
der Abtheilungen übertragen find, 


$ 25. Die Generalverfanmlung der Genofjenichaft beiteht aus Abgeordneten, 
welche, jofern Abtheilungen gebildet werden, von ben Generalverjammlungen der: 
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jelben (Abtheilungsverlammlungen), anderenfall® nach den im Statut zu treffenden 
Leltimmungen von den Mitgliedern der Genoflenihaft gewählt werden. 

Die Zahl der von jeder Abtheilung zu wählenden Abgeordneten beitimmt 
das Statut. 

In der Generalverlammlung haben alle Abgeordneten gleiches Stimmrecht. 

Der Beihlugnahme der Generalveriammlung müſſen vorbehalten werden: 

1. die Prüfung und Abnahme der Jahresrechnung, 

23. Abänderungen des Statuts. 

Welche Funktionen außerdem von der Generalveriammlung wahrzunehmen 
find, beitimmt das Statut, 

$ 26. Dad Statut kann eine Cintheilung der Genoſſenſchaft in Abtheil: 
ungen vorschreiben. Wenn die Genofjenichaft mehrere Induſtriezweige oder Be: 
triebsarten umfaßt, jo muß die Eintheilung in Abtheilungen ftattfinden und für jeden 
Induftriezweig oder jede Betriebsart mindeitens eine Abtheilung gebildet werben. 
Im übrigen find die Abtheilungen nach örtlichen Bezirken abzugrenzen. 

$ 27. Die Abtheilungsverfammlung beiteht aus den ſtimmfähigen Mit— 
gliedern der Genoſſenſchaft (S 23), welche der Abtheilung angehören. 

Soweit dad Statut nicht abweichende Beſtimmungen trifft, werben die Be— 
ihlüffe von den anweſenden Mitgliedern mit Stimmenmehrheit gefaßt, und ent: 
iheidet bei Stimmengleihheit die Stimme des Vorſitzenden. 

$ 28. Das Statut kann beſtimmen, daß Betriebe, welche eine größere Zahl 
verſicherter Perſonen beichäftigen, eine beiondere Abtheilung für fich bilden. In 
dieſem Falle werden die Befugniſſe und Obliegenheiten des Abtheilungsporfitandes 
und der Abtheilungsverlanmlung von dem Berriebsunternehmer wahrgenommen. 

Findet eine Cintheilung der Genoſſenſchaft in Abtheilungen nicht ftatt, fo 
fann den Unternehmern von Betrieben der vorerwähnten Art die Ernennung eines 
Abgeordneten oder nah Verhältniß der Zahl der in ihren Betrieben beichäftigten 
verficherten Perfonen mehrerer Abgeordneter zur Generalverlamnlung eingeräumt 
werden. - 

$ 29. Die von den Abtheilungsverjammlungen vorzunehmenden Wahlen 
werden von den Abtheilungsvoritänden, Wahlen zur Generalverlammlung, melde 
nicht von Abtheilungsverlammlungen vorgenommen werden, ſowie die Wahlen zum 
Genoſſenſchaftsvorſtande werden von biefem geleitet. Nur die erite Wahl der Ge: 
nofjenihafts- und Abtheilungsvorftände, fowie ſpätere Wahlen, bei welden ein 
zur Zeitung zujtändiger Vorſtand nicht vorhanden ift, werben von einem Vertreter 
der Aufſichtsbehörde geleitet. 

lleber jeden Wahlaft iſt ein Protofoll aufzunehmen. 

Der Genoflenichaftövoritand und die Abtheilungsporitände haben über jede 
Anderung in ihrer Zuſammenſetzung der Auffichtsbehörde binnen einer Woche 
Anzeige zu eritatten und zivar, Sofern die Menderung auf einer Wahl beruht, 
unter Beifügung des Wahlprotokolls. it die Anzeige nicht erfolgt, jo fann die 
Aenderung dritten Berfonen nur dann entgegengelegt werden, wenn bemwiejen wird, 
daß fie leßteren befannt war. 

Zur Legitimation der Voritände bei allen Nechtögeichäften genügt die Be— 
Iheinigung der Auffichtsbehörde, da die darin bezeichneten Perfonen den Vor— 
itand bilden. 

$ 30. Durd die Geichäfte, welche der Vorſtand der Genofjenichaft und die 
Boritände der Genofjenihaftsabtheilungen innerhalb der Grenzen ihrer geieglichen 
und itatutarischen Vollmacht im Namen der Genoflenichaft abichließen, wird die 
legtere berechtigt und verpflichtet. 
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Die Mitglieder der Vorstände haften der Genoflenihaft für treue Geſchäfts— 
verwaltung wie Normünder ihren Mündeln. 

Mitglieder der Worftände, welche abſichtlich zum Nachtheil der Genoſſenſchaft 
handeln, unterliegen der Strafbeſtimmung des S 266 des Strafgeſetzbuchs. 

8 31. Wählbar zu Mitgliedern der Vorftände und der Generalveriammlung 
find nur die ftimmberechtigten Mitglieder der Genofjenichaft, beziehungsmeife deren 
geiegliche Vertreter. Nicht wählbar it, wer durch gerichtliche Anordnung in der 
Verfügung über fein Vermögen beichräntt ift. 

Die Ablehnung der Wahl ift nur aus denfelben Gründen zuläjlig, aus welchen 
das Amt eines Wormundes abgelehnt werden fann. 

Senoilenichaftämitglieder, welche eine Wahl ohne ſolchen Grund ablehnen, 
fönnen auf Beichluß der Generalverſammlung für die Dauer der Wahlperiode zu 
erhöhten Beiträgen bis zum doppelten Betrage herangezogen werden. 

8 32. Die Mitglieder der Vorftände und der Generalverjanmlung ver: 
walten ihr Amt als umentgeltlihes Ghrenamt. Baare Auslagen werden ihnen 
erießt, und zwar, ſoweit fie in Neilefoften beitehen, nach feiten, von der General- 
verfammlung zu beitimmenden Süßen. 

Für die Rechnungs- und Kaſſenführung wird eine von der Generalverſammlung 
der Genofjenihaft zu beftimmende Vergütung gezahlt. 

8 33. Die Mittel zur Dedung der von der Betriebsgenoſſenſchaft nad $ 7 
Nr. 2 zu leiftenden Entichädigungsbeträge und der Verwaltungsfoften werden 
durch Beiträge aufgebracht, welche auf die Mitglieder nach Maßgabe der in ihren 
Betrieben von den Wericherten verdienten Löhne und Gehälter umgelegt werden. 

Löhne und Gehälter, weldhe während der Beitragsperiode durchſchnittlich den 
Betrag von vier Mark für den Arbeitstag überfteigen, fommen nur mit dem Bes 
trage von vier Mark für den Arbeitstag in Anrechnung. 

$ 34. Durd das Statut der Betriebögenofienihaft fann die Anſammlung 
eines Reſervefonds mittelit Erhebung von Zuichlägen zu den nah $ 33 zu er= 
bebenden Beiträgen angeordnet iverden. Wenn dies der Fall iſt, fo ift in dem 
Statut zugleich Beltimmung darüber zu treffen, unter welchen Vorausfegungen 
die Renten des Nefervefonds für die Dedung der der Betriebsgenoſſenſchaft ob— 
liegenden Laſten zu verwenden find, und zu dieſem Zweck der Stapitalbeitand des 
Nejervefonds angegriffen werden darf. 

8 35. Bu anderen Zweden als zur Dedung der von der Genojlenichaft 
zu leiftenden Entichädigungäbeträge und der Verwaltungstoften dürfen unbeichadet 
der Vorschrift des 8 103 weder Beiträge von den Mitgliedern der Genoſſen— 
ichaft erhoben werden, noch Verwendungen aus dem Vermögen der Genofienichaft 
erfolgen. 

$ 36. Die Einnahmen und Ausgaben der Genoſſenſchaft find von allen 
den Zwecken der Genoflenichaft fremden Vereinnahmungen und Verausgabungen 
gelondert feitzuitellen und zu verrechnen; ebenſo find Beſtände geiondert zu ver— 
wahren. 

Berfiigbare Gelder dürfen nur in öffentliden Sparkaſſen ober wie Gelder 
Bepormundeter angelegt werden, 

$ 37. Die 88 19 bis 36 finden auf die Betriebsverbände mit folgenden 
Nbänderungen Anwendung: 

1. Wird die Beihlußnahme über das Verbandsſtatut von der fonftituirenden 
Generalveriammlung einem Ausſchuſſe übertragen, ſo muß dem legteren 
mindeftens je ein Unternehmer von jeder im Merbande vertretenen Ge— 
fahrenklaſſe angehören ; 
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2. der Verband muB im MAbtheilungen eingetheilt werden. Für jede Ge- 
fahrenflaife, welche im Verbande vertreten iſt, muß mindeitend eine Ab— 
theilung gebildet werden. Für die einer Gefahrenflaffe angehörenden ver: 
Ihiedenen Jmduitrieziveige oder Betriebsarten können befondere Abtheilungen 
gebildet werden; 

3. jede Gefahrenflaile mu im WBerbandsvorftande mindeltens durch ein Mit: 
alied vertreten jein; 

4. zu den Beiträgen ($ 33) wird jedes VBerbandsmitglied nach demjenigen 
Prozentiage der in jeinem Betriebe verdienten anrechnungsfähigen Löhne 
und Gehälter ($ 33 Abiag 2) herangezogen, welcher in Gemäßheit des 
s$ 10 Nbiag 2 für die Gefahrenflafte, welcher der Betrieb angehört, als 
Durdichnittsmaß der Unfallsgefahr feſtgeſetzt ift. 

Ss 38, Für Betriebögenorienichaften und Berrieböverbände, für melde bis 
zu einem vom Bundesrath zu beitinmenden Zeitpunfte das Genojlenichaftsitatut 
nit auf dem in 88 20, 21 vorgeichriebenen Wege vereinbart ift, wird ein jolches 
von der höheren Verwaltungsbehörde erlalien. 

Nach erfolgter Feltitellung der Statuten ſämmtlicher Betriebsgenoflenichaften 
und des Betrieböverbandes hat jede höhere Verwaltungsbehörde die für ihren Be: 
zirk in Wirkſamkeit tretenden Genoffenichaften, jowie ein Verzeichniß, welches für 
jede einzelne Genojlenichaft und den Betriebsverband den Bezirf, ſowie die Ans 
duſtriezweige oder Betriebsarten, für welche fie errichtet jind, ihren Sitz, die für 
diefelbe gebildeten Abtheilungen und deren Sig enthalten muß, nach näherer Bor: 
ihrift dev Sentralbehörde befannt zu machen. 

Ein Gremplar jeder Bekanntmachung ift der Reichs-Zentralſtelle ($ 98) eine 
zuſenden. 

$. 39. Die Betriebsgenoſſenſchaften und Betriebsverbände unterliegen in 
Bezug auf die Befolgung dieſes Geſetzes der Beaufſichtigung der höheren Ver— 
waltungsbehörden, in deren Bezirk ſie ihren Sig haben. Die Aufſicht über die 
Genoſſenſchafts- und Verbandsabtheilungen kann von der höheren Verwaltungs: 
behörde derjenigen unteren Verwaltungsbehörde, in deren Bezirk die Abtheilungen 
ihren Sitz haben, übertragen werben. 

Die Auffichtsbehörde überwacht die Befolgung der geieglichen und ftatutari: 
ihen Borjchriften und kann die Inhaber der Genofienichafts: und Verbandsämter 
bierzu durch Gelditrafen bis zu fünfhundert Mark anhalten. Sie enticheidet 
Streitigkeiten über die Wahlen zu den Genoſſenſchafts- und Verbandsäntern, ſo— 
wie, unbeichadet der Nechte Dritter, über die Rechte und Pflichten der Anhaber 
dieſer Nemter. 

Sie ift befugt, jederzeit von allen Berhandlungen, Bichern und Ned): 
nungen der Genoilenichaften und des Berbandes Cinficht zu nehmen und die Kaſſe 
zu repidiren. 

Gegen die Anordnungen und Gntiheidungen der Aufiichtsbehörde iſt die Ber 
ihwerde an die nächitvorgelegte Behörde zuläſſig. Dieſelbe iſt binnen einer Frift 
von vier Wochen nad) der Zuiftellung bei der Aufjichtsbehürde einzubringen. 

$ 40. So lange die Wahl der geieglichen Organe einer Genoſſenſchaft oder 
eines Verbandes nicht zu Stande kommt, jo lange ferner diefe Organe die Er: 
füllung ihrer geieglichen oder ftatutariichen Obliegenheiten verweigern, hat die 
Auffihtsbehörde die legtere auf Koſten der Genojlenschaft oder des Verbandes 
wahrzunehmen oder durd Beauftragte wahrnehmen zu laſſen. 

$ 41. Die Befugniſſe und Obliegenbeiten, welche nad diejem Gelege von 
den höheren Verwaltungsbehörden wahrzunehmen find, werden in den Fällen des 
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8 12 und des $ 14 Ablag 2 von den durch die Sentralbehörden der Bundes= 
ftaaten zu beitimmenden Behörden, in den Füllen des $ 13 von den durch ben 
Aundesrath zu beitimmenden Behörden wahrgenonmten. 

$ 42. Berricbögenoflenichaften, deren Mitglieder nicht mehr die zur Bildung 
einer Genoilenichaft erforderlihe Minimalzahl von verficherten Perſonen bes 
ichäftigen, find auf den Antrag ibrer Generalverjammlung von der Auflichtsbe= 
hörde aufzulöfen. 

Betriebsgenoilenichaften, deren Mitglieder während der legten fünf Rech— 
nungsjahre nicht mehr die Deinimalzahl beichäftigt haben, fünnen unabhängig von 
einen Antrage ihrer Generalverfammlung von dev Auffichtsbehörde aufgelöft werden. 

Die Auflölung darf nur mit dem Ende eines Nechnungsjahres erfolgen. 

Wird eine Betriebsgenoſſenſchaft aufgelöft, To werden die ihr angehörenden 
Betriebe dem Betriebsverbande, in deilen Bezirke fie belegen jind, überwieien. 
Derielbe hat die gegen die aufgelöite Betriebsgenofjenichaft erwachienen Ent— 
ihädigungsaniprüde von dem Zeitpunfte dev Auflöjung ab zu befriedigen. 

8 43. Abänderungen des bisherigen Beitandes der Betriebögenoflenichaften 
und Betriebsverbäude können beantragt werden: 

A. von der Generalverſammlung einer Betriebsgenoflenichaft 
1. dahin, da die Genoſſenſchaft mit einer anderen Genoffenichaft vereinigt 

werde; 

2. dahin, daß einzelne Abtheilungen der Genoflenichaft aus derjelben aus: 
jcheiden und der gleichartigen Genoffenichaft eines anderen Bezirks ans 
geichloijen oder dem Betriebsverbande des Bezirks zugewielen werden; 

B. von der Abtheilungsverlammlung der für einen bejtimmten Induſtriezweig 
oder eine beitimmme Betriebsart gebildeten Genoflenichaftsabtheilung, oder 
falls Fir denſelben Induſtriezweig oder Diejelbe Betriebsart niehrere Ab— 
theilungen gebildet find übereimitimmend von den Abtheilungsverſamm— 
[ungen derſelben 
1. dahin, daß Für die Abtheilung oder die Abtheilungen eine beiondere Ges 

nojlenichaft errichtet werde, 

2. dahin, daß die der Abtheilung oder den Abtheilungen angehörenden Be— 
triebe dem Betriebsverbande des Bezirks überwieſen werben; 

C. von der Abtheilungsverfammlung jeder Genoflenichaftsabtheilung dahin, 
daß fie ber gleichartigen Genoffenichaft eines benachbarten Bezirks ange— 
ichloffen werde; 

D. von den PBetrieböunternehmern eines Induſtriezweiges oder einer Betriebs 
art, oder mehrerer berjelben Gefahrenklaſſe angehörenden Induſtriezweige 
ober Betriebsarten, weldye bisher einen Betriebsverbande angehörten, 

1. dahin, daß fie zu einer Betriebögenoflenichaft vereinigt werden, 

2. dahin, daß fie einer Für Induſtriezweige oder Betriebsarten derielben Ge— 
fahrenklaſſe beitehenden Betriebsgenoffenichaft angeichloffen werben. 

Die Anträge find an die zuftändige Aufjichtsbehörde zu richten, welche über 
diefelben die Enticheidung nad Maßgabe der nahfolgenden Beltimmungen herbei= 
zuführen hat. 

Ss 44. In dem Falle zu A Pr. 1 des S 43 iſt über den Antrag die Er— 
tlärung derjenigen Genoſſenſchaft herbeizuführen, mit welcher die Vereinigung bes 
antragt wird. 

Stimmt diefelbe dem Antrage zu, So ift die Vereinigung durch Errichtung 
eines zwischen den Generalverjammlungen beider Genvilenichaften zu vereinbarenz 
den neuen Statuts für die vereinigte Genoſſenſchaft auszuführen. 
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Gehören die Genoflenichaften verichiedenen YBundesftaaten an, jo bedarf es 

der Genehmigung der betheiligten Zentralbehörden. 
845. In dem Falle zu A Wr. 2 des S 43 ift über den Antrag die Er: 
flärung der Abtheilungsverfammlungen ber betheiligten Genoſſenſchaftsabtheilungen 
und der Generalveriammlung der Genoflenichaft, welcher, oder deö Betrieböver: 
bandes, welchem diejelbe angeichloffen werden ſoll, herbeizuführen. 

Stimmen beide dem Antrage zu, jo ift, unbeichadet der Beitimmung in 8 44 
Abſatz 3, der beantragte Anſchluß auszuführen. Lehnen beide ab, jo verbleibt es 
bei dem bisherigen Verhältniß. 

Erklärt fih die eine zuftimmend, die andere ablehnend, To enticheidet falls 
es ih um den Anſchluß an den Betrieböverband handelt, die Auffichtöbehörbe 
desjelben, Falls es ſich um den Anichluß an eine andere Genofienihaft handelt 
wenn beide Genojlenjchaften einem Bundesſtaate angehören, die Zentralbehörde. 
Andernfalls fann die Abänderung nur durch gemeinsame Beſtimmung der bethei- 
ligten Sentralbehörden verfügt werden. 

$ 46. In dem Falle zu B Nr 1 des g 43 it zunächit feitzuftellen, ob 
in den Betrieben, welche, den betheiligten Abtheilungen angehören, die zur Bildung 
einer Betriebsgenoſſenſchaft erforderliche Anzahl von verlicherten Perſonen beichäf: 
tigt wird. 

St Dies der Fall, jo iſt über den Antrag die Erklärung der Generalver: 
ſammlung der Betriebsgenoflenichaft herbeizuführen. Stimmt dieſelbe dem Anz 
trage zu, To erfolgt die Bildung der neuen Genoſſenſchaft. Wideripricht Diefelbe, 
jo enticheidet die Aufſichtsbehörde. 

$ 47. In dem alle zu B Nr. 2 des $ 43 ift über den Antrag die Gr: 
Härung der Generalverfammlung der Betriebögenoflenichaft und des Betriebsver— 
bandes herbeizuführen. Stimmen beide zu, jo it dem Antrage ftattzugeben. 
Xchnen beide den Antrag ab, To bfeibt e3 bei dem bisherigen Berhältnig. Bel 
entgegengeiegten Erklärungen enticheidet, wenn Genoſſenſchaft und Verband der: 
ielben Auffichtsbehörde unteritehen, diefe, andernfalls die Zentralbehörde. 

Falls die Genoſſenſchaft oder der Verband fich über mehrere Bundesitaaten 
eritredt, kann die Abänderung nur durch gemeinjame Beitimmung der betheiligten 
Hentralbehörden verjagt werben. 

$ 48. In dem Falle zu C des $ 43 ift über den Antrag die Erklärung 
der Generalverjanmmlungen der betheiligten Genofjenichaften herbeizuführen und 
demnächſt nad) Vorſchrift des $ 47 zu verfahren. 

$ 49. In den Fällen zu D Wr. 1 und 2 des 8 43 ift den Anträgen 
nur weitere Folge zu geben, wenn die Vorausſetzung des 8 11 Ablak 5 
zutrifft. 

Iſt der Antrag hiernach zuläflig, jo ift in dem Falle zu Nr. 1 zunächſt 
teitzuftellen, ob in den Betrieben der betheiligten Induſtriezweige oder Betriebs— 
arten die nah Maßgabe des 8 11 Abſatz 2 feſtgeſetzte Minimalzahl verjicherter 
Verſonen beihäftigt wird und, wenn dies der Fall, die Erklärung der General: 
verfannmlung des Betriebsverbandes herbeizuführen. Stimmt dieje zu, jo findet, 
unbeihadet der Beitimmung in 8 44 Abſatz 3, die Bildung der Genoſſenſchaft 
ſtatt. Widerſpricht diejelbe dem Antrage, jo enticheidet die Auffichtsbehörde. 

In dem Falle zu Nr. 2 ift über den zuläfligen Antrag die Erklärung der 
Seneralverfammlungen des Wetrieböverbandes und der betheiligten Betriebsge— 
noffenichaft herbeizuführen. Stimmen beide zu, fo iſt dem Antrage ftattzugeben. 
Andrenfall3 tritt Entiheidung nad Borichrift des S 47 ein. Uebrigens findet 
die Beitimmung des $ 47 Abi. 2 Anwendung. 
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$ 50. Gegen Enticeidungen, welche auf Grund der 88 42 bis 49 von 
einer höheren Bermwaltungsbehörde abgegeben werden, findet binnen einer 
Friſt von jehs Wochen nad der Zuitellung die Beichwerde an die Zentralbe— 
hörde ſtatt. 

$ 51. Mbänderungen des Beitandes beſtehender Betriebsgenoſſenſchaften 
und Betriebsverbände, welche nad) Maßgabe der SS 43 bis 50 vorzunehmen find, 
werden durch Abänderung der Statuten der betheiligten Senoflenichaften und Ber: 
bände zur Ausführung gebradt. 

Die Statutenänderungen find binnen einer von der höheren Verwaltungs: 
behörde zu beitimmenden Friſt zur Genehmigung einzureichen. Wird die Friſt 
nicht innegehalten, jo werten die erforderlihen Abänderungen der Statuten 
von ber höheren Werwaltungsbehörde mit rechtsverbindlicher Wirkung vorge 
nommen. 

Die Bildung neuer Genofjenichaften, welche nah Maßgabe der SS 46 und 49 
erforderlich wird, erfolgt nad Maßgabe der 88 20 und 21. 

Wird das Genojjenichaftsitatut in den Fällen den 88 44, 46, 49 nidt 
binnen der von der höheren Berwaltungsbehörde zu beftimmenden Friſt zur Ge: 
nehmigung vorgelegt, jo findet die Beitimmung des 8 38 Ablat 1 Anwendung. 

$ 52. Mbänderungen in dem Beltande beitehender Betriebsgenoſſenſchaften 
und Betriebsverbände, welde nah Mabgabe der 88 43 bis 49 vorzunehmen 
find, treten erit nach Herbeiführung der erforderlichen Statutenänderungen und 
nur mit Beginn eines neuen Nechnungsjahres in Wirkſamkeit. Unter Berück— 
fihtigung dieſer Vorschrift wird der Zeitpunftt, mit welchem die Abänderungen 
in Wirfiamfeit treten, jofern die betheiligten Senoilenichaften und Verbände dem 
Bezirke derielben höheren Berwaltungsbehörde angehören, von diefer, ſofern fie 
mehreren Bezirken desjelben WBundesitaates angehören, von der Zentralbehörde, 
fofern fie mehreren Bundesitaaten angehören, von den Zentralbehörden derjelben 
beitimmt und von den Aufiichtsbehörden der betheiligten Genofienichaften und 
Verbände öffentlich befannt gemadt. Gin Eremplar der Bekanntmachung it der 
Reichs-Zentralſtelle ($ 98) einzufenden. 

8 53. Werden beitehende Genoflenichaften zu einer Genoſſenſchaft vereinigt, 
jo find von dem Zeitpunfte an, mit welchem die Veränderung in Wirkſamkeit 
tritt, die Entihädigungsaniprüde, welche gegen jede der bisherigen Genoſſen— 
ſchaften beitehen, von der neugebildeten Genoilenichaft zu befriedigen. 

Wird für eine Genoflenichaftsabtheilung oder für mehrere Genoſſenſchafts— 
abtheilungen eine neue Genoflenichaft errichtet, jo find von demielben Zeitpunfte 
ab die Entihädigungsaniprüche, welche gegen die bisherige Genoflenihaft aus 
den in Betrieben der ausscheidenden Abtheilungen eingetretenen Unfällen erwachſen 
find, von der neugebildeten Genoflenichaft zu befriedigen. 

Wird eine Genofienichaftsabtheilung einer anderen Genoſſenſchaft angeſchloſſen, 
jo find von demfelben Zeitpunkte ab die Entihädigungsaniprüde, welche gegen 
die bisherige Genoilenichaft aus den in Betrieben der ausicheidenden Abtheilung 
eingetretenen Unfälle erwachſen find, von der Genofjenichaft zu befriedigen, welcher 
die Abtheilung nunmehr angeſchloſſen ift. 

Werden Betriebsunternehmer eines beftimmten Induſtriezweiges oder einer 
beitimmten Betriebsart aus einem Betriebsverbande ausgeihieden, fo find von 
dem Zeitpunkt der Ausicheidung ab die Entichädigungsaniprüce, melde gegen 
den Betriebsverband aus Unfällen erwachſen find, welche in Betrieben bes frag: 
lichen Induftriezweiges oder der fraglichen Betriebsart eingetreten find, von der: 
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jenigen Genoflenichaft zu befriedigen, welcher die ausgejchiedenen Betriebsunter: 
nehmer nunmehr angehören. 

Sıreitigfeiten, welche hierüber zwiichen den betheiligten Genoflenichaften 
und Berbänden entitehen, werden von den in 8 52 bezeichneten Behörden ent: 
ihieden. 

Diejelben Behörden enticheiden in Ermangelung eines llebereinfommens der 
Derheiligten über Theilung, Vereinigung und Wusgleihung von Neiervefonds, 
welche durch Abänderungen des bisherigen Beitandes der Betriebögenoilenichaften 
oder Betrieböverbände erforderlich wird. 

8 54. Für jede Betriebögenoflenichaft und jeden Betrieböverband ift zur 
Wahrnehmung der in den 88 73 Abſatz 4 und 86 Abfag 4 bezeichneten Ob— 
liegenheiten ein Arbeiterausihuß zu errichten. 

Derielbe beiteht aus Vertretern derjenigen Orts: und Fabrik-Krankenkaſſen, 
ſowie derjenigen Knappſchaftskaſſen, welchen die in den Betrieben der Genoſſen— 
ihaftsmitglieder oder Berbandsmitglieder beichäftigten verlicherten Verfonen ans 
gehören. 

Die Wahl erfolgt durd die Vorftände der Hallen unter Ausſchluß der den— 
ielben angehörenden Bertreter der Arbeitgeber. 

S 55. Der Arbeiterausihuß für die Betriebsgenoifenichaft ſoll aus mine 
deſtens zwölf, höchitens vierundzwanzig Mitgliedern beitehen, welche auf die Ab: 
theilungen der Genofienichaft ($ 26), oder fofern jolche nicht beitehen, auf zu 
diefem Zwede örtlich abzugrenzende Abtheilungen nah Maßgabe der Zahl ber 
in jeder Abtheilung vorhandenen Werficherten zu vertheilen jind. 

Der Arbeiterausihuß für den Betriebsverband muß jo viele Mitglieder 
zählen, daß auf jede Verbandsabtheilung ($ 37 Nr. 2) mindeltens ein Vertreter 
entfällt. Für Verbandsabtheilungen, welchen mehrere Vertreter zugetheilt find, 
it die Wahl thunlichit jo zu regeln, daß die verichiedenen, ber Verbandsabtheil- 
ung angehörden Imduftriezweige und Betriebsarten im Arbeiterausichuffe ver: 
treten find. 

$ 56. Die Wahl der Ausihurmitglieder erfolgt unter Leitung eines Ver: 
treters der Aufſichtsbehörde dur die im Wahltermin erichienenen Wahlberech- 
tigten. Für jedes Ausihußmitglied iſt ein Stellvertreter zu wählen, welcher 
feinen Vormann in Behinderungsfällen vertritt und im Falle des Ausſcheidens 
für denielben als Mitglied eintritt. Die Wahl erfolgt auf vier Jahre. Alle 
zwei Jahre ſcheidet die Hälfte der Ausſchußmitglieder und Stellvertreter aus. 
Die erftmalig Ausicheidenden werden durch das Loos beitimmt, demmächit enticheidet 
dad Dienftalter. | 

Auf die Mitglieder der Ausſchüſſe findet die Vorichrift des $ 32 Abi. 1 
Anwendung. 

S 57. Der Arbeiterausihuß des Betriebsverbandes ift nad) Gefahrenklaſſen 
und ſoweit thunlich nach Induftriezweigen und Betriebsarten, der Arbeiterausichuß 
ſolcher Betriebögenoffenihaften, welchen mehrere Induftriezweige oder Betriebs— 
arten angehören, nad Induſtriezweigen und Betriebsarten in Sektionen ein— 
zutheilen. 

S 58 Die Ausſchüſſe und deren Sektionen wählen ihren Borfigenden 
aus der Mitte ihrer Mitglieder. Sie falten ihre Beichlüfle unter Yeitung des 
Lorigenden mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmmengleihheit enticheidet der Vor: 
gende, 

$ 59. Unter Innehaltung der Beitimmungen der 88 54 bis 58 werben 
die näheren Vorschriften über die Zuiammeniegung, Wahl, Organifation und 


Ben 


336 Die Reichs-Unfallverſicherung. 


Geihäftsführung der Ausihüfle von der Auflichtsbehörde durch ein Negulativ 
geregelt, welches jo lange in Kraft bleibt, bis ein anderes Negulativ vom Ar— 
beiterausichuß beichloffen und von der Auflichtsbehörde genehmigt ift. 

8 60. Die Unternehmer der unter $ 1 fallenden, zur Zeit bes Infraft- 
tretens dieſes Geſetzes (5 124 Abſatz 2) veitchenden Betriebe werden mit dieſem 
Zeitpunft, die Unternehmer jpäter entitehender Betriebe mit dem Zeitpunft der Er: 
Öffnung derielben Mitglieder der zuftändigen (S 23) Betriebögenoflenichaft oder 
des zuftändigen Betriebsperbandes. 

$ 61. Der Betriebsunternehmer, welder feinen Betrieb nicht bereits nach 
Maßgabe des 8 15 angemeldet hat, iſt verpflichtet, binnen einer Woce, nachdem 
er Mitglied einer Betriebsgenoſſenſchaft oder eines Verbandes geworden iſt (8 60), 
der unteren Verwaltungsbehörde, in deren Bezirk der Betrieb belegen iſt, eine 
Anzeige zu eritatten, welche 

1. den Gegenitand und die Art des Betriebes, 

2. die Zahl der zu verfichernden Perjonen, 

3. für die nach dem Inkrafttreten des Geſetzes nen begonnenen Betriebe den 

Tag der Gröffnung 
angibt. Die Anzeige ift in zwei Exemplaren einzureichen. Ueber dieſelbe ift 
eine Empfangsbeicheinigung zu errheilen. 

Der Betriebsunternehmer, welcher einer Genoſſenſchaft angehört, iſt befugt, 
diejelbe in der Anzeige zu bezeichnen. 

Wird die Anzeige nicht rechtzeitig eritattet, To findet die VBorichrift des 8 15 
Abſatz 2 Anwendung. 

$ 62. Die untere Verwaltungsbehörde hat jeden in ihrem Bezirke bes 
legenen Betrieb, über welchen die Anzeige eritattet ift, binnen einer Woche nad) 
dem Gingange durch Giniendung eines Gremplars derjelben bei dem Vorſtande 
der in der Anzeige bezeichneten Betriebsgenoflenichaft, ſofern eine folche nicht ber 
zeichnet ift, bei dem Vorſtande derjenigen Betriebsgenofienichaft, welder er nad 
feinen Gegenitande und feiner Art angehört, oder bei dem Vorſtande des Bes 
trieböverbandes anzumelden. Fir Betriebe, über welche eine Anzeige nicht er: 
jtattet ift, hat die untere Verwaltungsbehörde die Anmeldung binnen einer Woche 
nad Ablauf der von ihr in Gemäßheit des $ 61 Abſatz 3 beftimmten Friſt das 
durch zu bewirken, daß fie die in $ 61 Nr. 1 bis 3 bezeichneten Angaben 
jelbit macht. 

8 63. Der Borftand der Betriebögenofienichaft oder des Betrieböverbandes, 
welcher die Anmeldung empfängt, hat auf dieſelbe einen Beicheid zu ertheilen, 
welcher unter Bezeichnung des Betriebes die Mitgliedichaft des Unternehmers an— 
erkennt (Mitgliedichein) oder ablehnt. Der Mitgliedicein muß, wenn er für eine 
Betriebögenofienichaft ertheilt wird, die Bezeichnung derjelben ſowie eventuell der 
Genoſſenſchaftsabtheilung, wenn er für einen Betriebsverband ertheilt wird, die 
Gefahrenklaſſe und die Werbandsabtheilung, weldyer der Internehmer ange— 
hört, enthalten; der ablehnende Beicheid muß die Gründe der Ablehnung angeben. 

Den nad) Maßgabe des $ 15 angemeldeten Betriebsunternehmern ift ohne 
weitere Anmeldung ein Mitgliedichein zu ertheilen. 

Der Beicheid ift in zwei Gremplaren der unteren Berwaltungsbehörde 
zu überjenden, welche das eine derfelben dem Betriebsunternehmer zuzuitellen bat. 

8 64. Gegen den Beſcheid ($ 63) Äteht binnen einer Frilt von zwei 
Moden nah Zultellung desielben dem Betriebsunternehmer die Beſchwerde zu. 

Diejelbe ift bei der unteren Verwaltungsbehörde einzulegen. 
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Die Beſchwerde gegen den zulaſſenden Beicheid fann nur darauf gegründet 
werden, dat ber Betrieb einer anderen zu bezeichnenden Genpilenichaft oder dem 
Betriebsverbande oder einer anderen zu bezeichnenden Gefahrenklaſſe angeböre, 
oder überhaupt nicht unter den & 1 falle. Ueber die Beſchwerde enticheidet nad 
Anhörung der betheiligten Genoſſenſchafts- und Xerbandsvorftände die höhere 
Rerwaltungsbehörde endgültig. 

Ss 65. Wird gegen einen ablehnenden Beſcheid von dem Betrieböunternehmer 
innerhalb der Friſt Beichwerde nicht erhoben, jo hat die untere VBerwaltungsbe: 
hörde den Beicheid der höheren Berwaltungsbehörde vorzulegen, welche den Be: 
triebsunternehmer, ſofern jein Betrieb unter den 81 füllt, einer Betriebsgenoſſen— 
Id;aft oder dem Betriebsverbande nah Anhörung des betheiligten Vorſtandes zu: 
weilt und ben lesteren zur Crtheilung des Mitglievicheins veranlaßt. 

8 66. Der Betriebsunternehmer iſt verpflichtet, jede Menderung in deu 
Gegenitande oder in der Art des Betriebes, welche nah Maßgabe der darüber 
erlaffenen Vorichriften für die Zugehörigkeit zu einer Betriebögenoflenichaft, zum 
Berriebsverbande oder zu einer Gefahrenklaſſe von Bedeutung ift, binnen einer 
Woche dem Vorſtande der Genoſſenſchaft oder des Betrieböverbandes anzuzeigen. 
Diefer hat zu prüfen, ob in Folge der eingetretenen Aenderung der Betriebs: 
unternehmer in eine andere Gefahrenflafie zu veriegen oder aus dem Betriebs: 
verbande in eine Betriebsgenofienichaft oder aus der bisherigen Betriebsgenoſſen— 
Ihaft an eine andere oder an den Betriebsverband zu überweiien tft oder nicht. 

Das Ergebniß dieler Prüfung ift den VBetriebsunternehmer und, ſofern es 
fihh um leberweilung an eine andere Betriebsgenoſſenſchaft handelt, dem Bor: 
ftande derielben, jofern es auf lleberweilung an den Betriebsverband gebt, dein 
Verbandsvorſtande Ichriftlih unter Angabe der Gründe durch PVermittelung der 
unteren Derwaltungsbehörde mitzutheilen. 

Wird innerhalb zwei Wocen nach der Zuftellung der Mittheilung gegen 
das Ergebniß hinsichtlich der Gefahrenklaffe nicht von dem Betriebsunternehmer 
und binfichtlich der leberweilung weder von dem Betriebsunternehmer, noch von 
dent betheiligten Genoflenichafts: oder VBerbandsvoritande Widerfpruch erhoben, fo 
ift nach dem mitgetheilten Ergebniß der Brüfung zu verfahren und im Falle 
der lleberweilung ein Mitgliedichein für den Wetriebsunternehmer von dem zu: 
ftändigen Genoflenichafts: oder Berbandsvoritande auszuitellen. 

Wird gegen das mitgetheilte Ergebnig Wideripruch erhoben, ſo enticheidet 
die höhere Berwaltungsbehörde nad) Anhörung des Betriebsunternehmers und 
der betheiligten Genoſſenſchafts- und Verbandsvorſtände. 

8 67. Die Vorftände der Betriebsgenofienichaften und Betriebsverbände 
haben von jedem Mitgliedicheine, welchen fie ausitellen, dem Moritande der 
betreffenden Genoſſenſchafts- oder Werbandsabtheilung eine Abſchrift zu vr- 
theilen und von jedem Ausscheiden eines Mlitgliedes demſelben Nachricht zu geben. 

Die Vorſtände der Betriebögenoffenichaften und VBetriebsverbände, der Ge: 
noſſenſchafts- und der VBerbandsabtheilungen haben Mitgliederverzeichniffe zu führen 
und fortlaufend richtig zu erhalten. 

Die Verzeichniſſe find für die Betriebsgenoſſenſchaften nad Induſtriezweigen 
und Betriebsarten, für die Betriebsverbände nach Gefahrenklaſſen und innerhalb 
derielben nach Induſtriezweigen und Betriebsarten aufzuitellen. 

8 68. Jedes Mitglied einer Betriebsgenoſſenſchaft oder eines Betriebsver: 
bandes hat binnen vier Wochen nad Ablauf eines Nechnungshalbjahrs dem Vor: 
ftande feiner Abtheilung eine Nachweiſung tiber die während dieſes Zeitraums 
im Betriebe beſchäftigt geweſenen verficherten Perſonen und die von denſelben 
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verdienten Yönne und Gehälter, ſowie eine Berechnung der bei Umlegung der 
Beiträge in Anrechnung zu bringenden Beträge der letzteren (8 33 Abjas 2) eins 
zureichen. 

Leiſtet das Mitglied dieſer Verpflichtung nicht Genüge, ſo wird der anzu— 
rechnende Betrag der Löhne und Gehälter von dem Vorſtande der Abtheilung in 
Anſas gebradt. 

Für die Nachweiſung iſt von der Neichd-Zentralitelle (8 98) ein Formular 
feitzuftellen, welches jedem Mitgliede vor Ablauf des Halbjahrd durd den Bor: 
itand feiner Abtheilung zu liefern it: im demjelben ift auf den in Abſatz 2 be— 
zeichneten Nachtheil binzuweijen. 

8 69. Die Vorſtände der Abtheilungen haben die eingereichten Nach— 
weilungen, nebjt einem Grund derielben und der in Gemäßheit des $ 68 Ab— 
jag 2 vorgenommenen Anfäge aufgeltellten Verzeichniſſe, in welchem ſämmtliche 
Mitglieder der Abtheilung, mit den zur Anrechnung gelangenden Lohn und Ges; 
haltsbeträgen in der Durch $ 67 Abjag 2 vorgefchriebenen Ordnung aufgeführ,, 
find, lesteres in zwei Gremplaren dem Vorſtande dev Genoſſenſchaft einzujende,, 
und gleichzeitig den Betrag der durd die Abtheilungsperwaltung im abgelaufene 
Halbjahre erwachſenen Koſten anzugeben, 

8 70. Wird ein unter den S 1 fallender Betrieb eingeftellt, jo hat der 
Betriebsunternehmer binnen vier Wochen dem Vorſtande der Genoflenichafts- oder 
Verbandsabtheilung davon Anzeige zu machen und für die Zeit vor Ablauf des 
legten Rechnungsbalbjahrs die im 8 68 Abſatz 1 vorgeichriebene Nachweiſung 
einzureichen, gleichzeitig auch zwei Prozent des aus der Nachweilung fich er: 
gebenden anrehnungstähigen Betrages der Löhne und Gehälter als Kaution 
für den am Schluſſe des laufenden Halbjahrs fälligen Beitrag einzuzahlen. 

Wird diefer Vorſchrift nicht genügt, jo bat der Vorſtand den anrechnungs— 
fühigen Betrag der Löhne und Gehälter ſeinerſeits feitzuitellen und zwei Prozent 
desjelben von dem Betrieböunternehmer einzuziehen. 

Von der als Kaution eingezahlten Summe wird demnächſt der nad) Map: 
gabe des nachgewieſenen oder feitgeitellten Yohn= und Gehaltsbetrags zu berech— 
nende Beitrag beitritten. 

Der überichießende Betrag der Kaution wird dem Betriebsunternehmer 
zuriidgezahlt, ein etwaiger Mtehrbetrag des Beitrags von demſelben eingezogen. 

s 71. Sind für eine Betriebsgenoflenichaft Abtheilungen nicht gebildet, 
oder beiteht die Abtheilung einer Genoflenichaft oder eines Verbandes nur aus 
einem Betriebsunternehmer, jo find die in den SS 67, 68, 69 den Abtheilungspor=- 
ftänden übertragenen Obliegenheiten von dem Genoilenichaft3: oder Verbands: 
voritande wahrzunehmen, und ift diefem die vorgeichriebene Nachweiſung ein- 
zuseichen, beziehungsweiie die Anzeige zu eritatten und die Einzahlung zu leiten. 

Ss 72. Die Vorſtände der Betriebsgenoifjenichaften und Betriebsverbände 
haben die Anſätze für Mitglieder, welche eine Nachweiſung nicht eingereicht 
haben, zu prüfen und endgültig feitzuitellen und demnächit auf Grund der von 
ihnen geprüften und, ſoweit erforderlich, berichtigten Mitgliederverzeichniſſe (8 69) 
eine ſummariſche Gelammtnachmweilung der im abgelaufenen Halbjahre von den 
Mitgliedern der Betriebsgenoſſenſchaft oder des Betriebsverbandes beichäftigten 
verſicherten Perſonen und der von denſelben verdienten anrehnungsfähigen Ges 
hälter und Löhne aufzuitellen, 

Die Geſammtnachweiſung it nad) einem von der Reichs-Zentralſtelle vorzu— 
fchreibenden Formulare für Betriebsgenoilenichaften nad) Induftriezweigen und 
Betriebsarten, für Betriebsverbände nach Gefahrenklaſſen und innerhalb derſelben 
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‚nach Induftriezweigen und Betriebsarten aufzustellen und in einem Exemplare 
der Reichs: Zentralitelle innerhalb acht Wochen nah Ablauf des Rechnungshalb— 
jahrs einzuienden. 

S 73. Die Betriebögenoflenichaften und Betriebsverbände find befugt, Bor: 
ſchriften 

1. über die von den Mitgliedern zur Verhütung von Unfällen in ihrem Be— 
triebe zu treffenden Einrichtungen unter Bedrohung der Zuwiderhandeln— 
den mit Stratzuichlägen zu den Beiträgen, 

2, über das in den Betrieben ihrer Mitglieder von den Verlicherten zur Ber: 
hütung von Unfällen zu beobadtende Berhalten unter Bedrohung mit 
Gelditrafen bis zu ſechs Mark 

zu erlaſſen. 

Darüber, ob über den Erlaß ſolcher Borichriften von der Generalverſamm— 
lung oder von dem Boritande oder von beionderen zu dem Ende zu beitellenden 
Ausſchüſſen zu beichließen iſt, ſowie darüber, ob vor der Beihlußnahme die Vor: 
itände der betbeiligten Abtheilungen über die zu erlaflenden Vorichriften zu hören 
ind, hat das Statut der Betriebögenofienichaft oder des Betrieböverbandes Be: 
ſtimmung zu treffen ($ 20 Nr. 7). 

Die Vorſchriften bedürfen der Genehmigung der Aufſichtsbehörde. 

Die VBorichriften ad 2 jind, bevor fie der Auffichtsbehörde zur Genehmigung 
eingereicht werden, dem zuftändigen Arbeiterausihufle (8 54) zur gutachtlichen 
Erklärung mitzutheilen. Die Erklärung iſt von dem Mrbeiterausichuife, oder 
jofern die Vorschriften ſich anf Die Betriebe einzelner Induſtriezweige oder Ber 
triebsarten beichränfen, von der zuftändigen Sektion oder den zufitändigen Sek— 
tionen des Ausſchuſſes (8 57) zu beichließen und binnen ſechs Wochen nad) er: 
tolgter Mittheilung an den Vorſtand der Betriebögenoflenichaft oder des Be— 
triebsverbandes einzuienden. - Die qutachtliche Erklärung des Arbeiterausichuiles 
ift, ſofern fie rechtzeitig eingeht, dem Antrage auf Genehmigung der VBorichriften 
beizufügen. 

Erſtreckt jich der Bezirk der Betriebsgenoffenichaft oder de3 Betriebsverbandes 
über die Bezirke mehrerer höherer Verwaltungsbehörden, fo iſt jeder der legteren 
eine Abichrift der genehmigten Vorichriften einzureichen. 

$ 74. Die Feitiegung der in 8 73 Abi. 1 Nr. 1 vorgejehenen Strafzu: 
ihläge erfolgt durch den Vorſtand der Betriebsgenoſſeuſchaft oder des Betriebs: 
verbandes, die Feitlegung der in $ 73 Abi. 1 Nr. 2 vorgeiehen Geldſtrafen durch 
die Ortspolizeibehörde. Gegen die Feitiegung findet binnen einer Woche nad) 
der Zuftellung die Beichwerde ftatt. Leber diejelbe enticheidet endgültig im eriten 
Falle die Auffichtsbehörde, im zweiten Falle die der Ortspolizeibehörde vorgelegte 
Berwaltungsbehörde. 

Die Gelditrafen (8 73 Abi. 1 Nr. 2) fließen in die Krankenkaſſe, 
weicher der zu ihrer Zahlung PVerpflichtete zur Zeit der Zumiderhandlung ans 
gehörte. 

8 75. Die Betriebögenoflenichaften und Betriebsverbände find befugt, Durch Bes 
auftragte die Bernlgung der auf Grund des S 73 erlaffenen Vorichriften zu 
überwachen, von den Ginrichtungen des Betriebes, jo weit fie für die Zugehörig: 
feit zur Genoflenichaft oder zum Verbande von Bedeutung find, Kenntniß zu 
nehmen und behufs Prüfung der gemäß 8 68 Ablag 1 eingereichten Nach— 
weilungen, ſowie behuf3 der nah 8 68 Abſatz 2 vorzunehmenden Feltiegungen 
die Geichäftsbücher und Lilten einzufehen, aus welchen die verdienten Löhne und 
Gehälter erlichtlih find. 
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Der Betriebsunternehmer iſt verpflichtet, den als ſolchen legitimirten Beauf— 
tragten der betheiligten Betriebsgenoſſenſchaft oder des betheiligten Verbandes auf 
Erfordern den Zutritt zu ſeiner Betriebsſtätte während der Betriebszeit zu ge— 
ſtatten und die bezeichneten Bücher und Liſten an Ort und Stelle zur Ein— 
ficht vorzulegen. Gr iſt hierzu auf Antrag der Beauftragten von der unteren 
Nerwaltungsbehörde durch Gelditrafen im Betrage bis zu fünfhundert Mark ans 
zuhalten. 

Die Beauftragten der Betriebsgenoflenichaften und Betrieböverbände haben 
über die Thatiachen, welche durch die Ueberwachung und Kontrole zu ihrer Kenntniß 
gelangen, WBerichtwiegenheit zu beobachten. Sie find hierauf von der Aufſichts— 
behörde zu beeidigen. 

Die durch die Ueberwachung und Kontrole entitehenden Koſten gelten als 
Berwaltungstoften der Betriebsgenofienihaft oder des Betrieböverbandes. So: 
weit diejeiben in baaren Auslagen beftehen, fönnen fie durch den Borjtand ber 
Betriebögenoflenihaft oder des Betrieböverbandes dem Betrieböunternehmer auf: 
erlegt werden, wenn derielbe durch Nichterfüllung der ihm obliegenden Verpflicht— 
tungen zu ihrer Aufiwendung Anlaß gegeben. Gegen die Auferlegung der Koſten 
findet binnen zwei Wochen nad AZuftellung des Beſchluſſes die Veſchwerde Itatt ; 
über diejelbe enticheidet die Muflichtsbehörde endgültig. 

$ 76. Namen und Wohnſitz derjenigen Beauftragten, welche mit der Ueber— 
wachung der Befolgung der auf Grund des S 73 erlaſſenen Borichriften be 
traut find, müflen den höheren Berwaltungsbehörden, auf deren Bezirke fih ihre 
Thätigfeit eritret, angezeigt werden. 

Dieſe Beauftragten find verpflichtet, den nach Mahgabe des $ 139b der 
Gewerbeordnung beftellten staatlichen Auffichtsbeamten auf Erfordern über ihre 
lieberwahungsthätigfeit und deren Ergebniſſe Mittheilung zu machen, und können 
dazu von der Auffichtsbehörde der Genoflenichaft durch Gelditrafen bis zu ein— 
hundert Mark angehalten werden. 

Ss 77. Bon jeden in einen verficherten Betriebe vorfommenden linfall, 
durch welchen eine in demielben bejchäftigte Perſon getödtet wird oder eine Kör— 
perverlegung erleidet, welche eine Arbeitsunfähigfeit von mehr ala drei Tagen 
oder den Tod zur Folge hat, ift von dem Betrieböunternehmer bei der Polizei— 
behörde jchriftliche Anzeige zu erftatten. 

Dieielbe muß binnen zwei Tagen nach dem Tage erfolgen, an welchem der 
Verpflichtete von dem Gintritt der die Verpflichtung bedingenden Thatſache Kennt: 
niß erlangt bat. 

Für den Betriebsunternehmer kann derjenige, welcher zur Zeit des Unfalls 
den Betrieb oder den Betriebstheil, in welchem Tich der Unfall ereignete, zu leiten 
hatte, die Anzeige erftatten; im Falle der Behinderung des VBetriebsunternehmers 
iſt er dazu verpflichtet. 

Das Formular für die Anzeige wird vom Neichsfanzler feitgeltellt. 

Die Worftände der unter Verwaltung von Reichs- und Staatöbehörden 
ftehenden Betriebe haben der vorgelegten Dienftbehörde nach näherer Anweifung 
derielben Anzeige zu eritatten. 

$ 78. Die PBolizeibehörden, im Falle des 8 77 Abi. 5 die Betriebsvor- 
ftände, haben über die zur Anzeige gelangenden Unfälle ein Unfallverzeichniß 
zu führen. 

$ 79. Jeder zur Anzeige gelangte Unfall, durch welchen eine verficherte 
Perſon getödtet wird oder eine Ntörperverlegung erleidet, welche voraussichtlich 
den Tod oder eine Grwerbsunfäbigfeit von mehr als dreizehn Wocen zur Folge 
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haben wird, ilt von der Volizeibehörde jobald wie möglich einer Unterſuchung 
zu unterziehen, durch welche Feitzuitellen find: 

1. die Veranlaflung und Art des Unfalls, 

. die getödteten oder verlegten Perſonen, 

. die Art der vorgefommenen Berlegungen, 

. der Verbleib der verlegten Berionen, 

. die Hinterbliebenen der durd den Unfall getödteten Perſonen, welche nad 
S 6 dieſes Geſetes einen Entichädigungsanipruch erheben fönnen. 

Die betheiligte Betriebsgenoslenichaft, der betheiligte Betriebsverband und 
der Betriebsunternehmer können durch einen Vertreter oder in Perſon an den 
Interfuhungsverhandlungen tbeilnehmen. Zu dem Ende ift ihnen von der Eine 
leitung der legteren rechtzeitig Stenntmiß zu geben. Außerdem find, joweit thun— 
ih, die ſonſtigen Betheiligten und auf Antrag der Genoſſenſchaft oder des Ber: 
bandes auf deren Koſten Sacveritändige zuzuziehen. Bon dem über die Inter: 
iuhung aufzunehmenden Protokolle, ſowie von den fonitigen Interiuchungsverhand: 
lungen ift den Betheiligten auf ihren Antrag Einſicht und gegen Gritattung der 
Screivgebühren Abichrift zu gewähren. 

Bei den in $ 77 Abi. 5 bezeichneten Betrieben Liegt e3 der vorgeiekten 
Dienitbehörde ob, die Unterfuhung nach den vorstehenden Beitunmungen vorzus 
nehmen. 

$ 80. Die Feltitellung der Entihädiqungen für die durch Unfall verlegten 
Berficherten und für die Hinterbliebenen der durch Unfall getödteten Verſicherten 
erfolgt durch die Vorſtände der Betriebsgenoilenichaften und Betriebsverbände 
oder nad) Beitimmung des Statut3 durch einen befonderen Ausschuß dieſer 
RBorftände. 

Sind verficherte Perionen infolge des Unfalls getödtet, jo hat der Vor: 
hand der betheiligten Betriebögenofienichaft oder des betheiligten Betriebsver— 
bandes ſofort nad Abſchluß der Unterfuchung (8 79) oder, falls der Tod erit 
ipäter eintritt, jobald er von demijelben Kenntniß erlangt, die Feſtſtellung der 
Entihädigung vorzunehmen. 

Sind verjicherte Perſonen infolge des Unfalls förperlich verlegt, jo ift nad) 
Ablauf von dreizehn Wochen nach dem Gintritt des Unfalls die Feititellung der 
Sntihädigung für diejenigen verlegten Perſonen, welche alsdann noch völlig oder 
theilmeiie erwerbsunfähig find, vorzunehmen. 

Für Diejenigen verlegten Perionen, welche jih nach Ablauf von dreizehn 
Wochen noch in ärztlicher Behandlung behufs Heilung der erlittenen Verletz— 
ungen befinden, ift die Feſtſtellung zunächſt auf die bis zur Beendigung des 
Seilverfahren® zu leiftenden Entihädigungen zu beichränfen, im übrigen aber die 
Feſtſtellung der Entihädigung nad) Beendigung des Heilverfahren vorzu— 
nehmen. 

s 81. Gntihädigungsberechtigte, für welde die Entihädigung nicht von 
Amtswegen feitgeltellt ift, haben ihren Entihädigungsanipruc bei Vermeidung 
des Ausichlufles vor Ablauf eines Jahres nah dem Eintritt des Unfalls bei 
dem zuftändigen Vorſtande anzumelden. 

Wird der angemeldete Entihädigungsanipruch anerfannt, jo ift Die Höhe 
der Entihädigung fofort feitzuftellen; anderenfalls ift der Entihädigungsaniprud 
durch ſchriftlichen Beſcheid abzulehnen. 

Ereignete ſich der Unfall, infolge deilen der Entihädigungsaniprucd erhoben 
wird, in einem Betriebe, für welchen ein Mitgliedichein von einer Betriebsge— 
noſſenſchaft oder einem Betriebsverbande nicht ertheilt war, jo hat die Anmeldung 
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des Entichädigungsanipruches bei der umteren Verwaltungsbehörde zu erfolgen, 
in deren Bezirk der Betrieb belegen iſt. Dielelbe hat den Entichädigungsans 
ſpruch zurückzuweiſen, wenn fie den Betrieb, in welchen der Unfall fich ereignet 
hat, für nicht unter den $ 1 fallend erachtet; anderenfalld hat ste die Feſt— 
ftellung der Betricbsgenoflenichaft, welcher, oder des Betriebsverbandes, welchen 
der Wetrieb angehört, auf dem in den SS 61 bis 65 vorgeichriebenen Wege her: 
beizufüihren, und, nachdem dieſe Feititellung erfolgt ift, den angemeldeten Ent: 
ichädigungsanfpruch dem zuftändigen Woritande zur weiteren Weranlaflung zu 
überweiien, auch dem Gmntichädigungsberechtigten biervon ſchriftlich Nachricht 
zu geben. 

$ 82. Dem Berlesten fteht ein Anſpruch in Gemäßheit dieſes Geſetzes 
nidt zu, wenn er den Betriebsunfall vorfäglich herbeigeführt hat. Die Ans 
ſprüche der Dinterbliebenen werden hierdurch nicht berührt. 

8 83. Die Mitglieder der Betriebsgenofienichaften und Betriebsverbände 
find verpflichtet, auf Grfordern des Boritandes derjelben binnen einer Woche 
diejenigen Nachweiſungen über die Yöhne und Gehälter der in ihren Betrieben 
beichäftigten Perſonen zu liefern, welche zur Feititellung des TILRIORENALRDNEE 
oder -Gehaltes (8 5 Nr. 2 Abi. 2, 3) erforderlich find. 

8 84, Ueber die ‚Feititellung der Entſchädigung hat der Borftand, welcher 
diefelbe vorgenommen hat, dem Sntichädigungsberechtigten einen Ichriftlichen, durch 
die untere VBerwaltungsbehörde zuzuitellenden Beicheid zu ertheilen, aus welchem 
die Höhe der Entihädigung und die Art ihrer Berechnung zu erjeben ift. Bei 
Entſchädigungen für erwerbsunfähig gewordene Verlegte it namentlich anzugeben, 
in welhem Maße die Erwerbsunfähigkeit angenommen it. 

$ 85. Gegen den Beicheid der unteren VBerwaltungsbehörde, durch welchen 
der Entihädigungsaniprud aus dem Grunde abgelehnt wird, weil der Betrieb, 
in welchem der Unfall fich ereignet hat, für micht unter den $ 1 fallend erflärt 
wird (F 81 Abi. 3), Steht den Verletzten und feinen Dinterbliebenen die Bes 
ſchwerde zu, welche binnen vier Wochen nach der Zuftellung bei der unteren Ber: 
waltungsbehördbe einzulegen ift. Leber die Beſchwerde enticheidet die höhere Ber: 
waltungsbehörde endgültig. 

Gegen den Beſcheid, durch welchen der Entihädigungsaniprudh aus einen 
anderen als dem vorbezeichneten Grimde abgelehnt wird (8 81 Abi. 2), ſowie 
gegen den Beſcheid, durch welchen die Entſchädigung feitgeltellt wird ($ 84), 
findet nur die Berufung auf jchiedsrichterliche Entſcheidung ſtatt. 

Die Berufung ift bei Vermeidung des Ausſchluſſes binnen vier Wochen 
nach der Zuftellung des DBeicheides bei dem Vorſitzenden des Schiedsgerichts zu 
erheben. 

$ 86. Für jede Betriebögenoflenichaft nnd für jeden Betriebsverband wird 
ein Schiedögericht errichtet. 

Das Schiedsgericht befteht aus einem ftändigen Borligenden und aus vier 
Beiſitzern. 

Der Vorſitzende wird aus der Zahl der öffentlichen Beamten von den Zen— 
tralbehörden der Bundesſtaaten, im Falle des 53 13 von dem Reichskanzler er— 
nannt. Für den Vorjigenden tit in gleicher Weile ein Stellvertreter zu ernennen, 
welder ihn in Behinderungsfällen vertritt. 

Die Beiliger werden zur Hälfte von der Generalverlammlung der Betriebs— 
genoflenichaft oder des Betriebsverbandes aus den nicht dem Vorftande ange— 
hörenden Mitgliedern der Genoilenichaft oder des Verbandes, zur Hälfte vom 
Arbeiterausichuffe ($ 54) aus den Verlicherten gewählt. Für jeden Beiſitzer 
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werden ein eriter umd ein zweiter Stellvertreter erwählt, welche ihn in Behinder: 
ungställen zu vertreten haben. 

Die Beiſitzer und Stellvertreter find auf vier Jahre zu wählen. Scheidet 
ein Beifiger oder ein Stellvertreter während der Wahlperiode aus, fo findet für 
den Reit derfelben eine Grgänzungswahl ftatt, welche, wenn der Ausicheidende 
Arbeitgeber it, von dem Vorſtande der Betriebögenoflenichaft oder des Betriebs— 
verbandes vorgenommen wird. 

$ 87. Durd das Statut der Betriebsgenoſſenſchaft oder des Betriebäver: 
bandes fann beftimmt werden, dab die aus den Mitgliedern zu wählenden Bei— 
\iter des Schiedögerichts und deren Stellvertreter für jede Genoſſenſchafts- oder 
Verbandsabtheilung beionders zu wählen find. 

In diefem Falle ift die Wahl der aus den Veriicherten zu wählenden Bei: 
ter und Stellvertreter durch das nad Vorſchrift des S 59 zu erlaflende Regn— 
lativ in entiprechender Weile zu regeln. 

5 88. Der Name und Wohnort des Vorlisenden des Schiedsgericts it 
von der Aufjichtsbehörde nach näherer Vorſchrift der Zentralbehörde befannt zu 
madhen. 

Namen und Wohnort der Beiliger und Stellvertreter ſind nad jeder Wahl 
von den Vorſtänden der Betriebsgenoſſenſchaft und der Betrieböverbände, ſowie 
von den Arbeiterausichüiien dem zuitändigen Borligenden des Schiedsgerichts an— 
zuzeigen. 

5 89. Der Vorſitzende und deſſen Stellvertreter, die Beiſitzer und deren 
Stellvertreter find mit Beziehung auf ihr Amt zu beeidigen. 

Auf das Amt der Beiliger des Schiedsgerichts finden die Beitimmungen 
der 88 31 Abfap 1 und 2 und 32 Abſatz 1 Anwendung. Die von den Pr: 
beiterausichüfien gewählten Beiſitzer erhalten Griag für den ihnen im Folge ihrer 
Theilnahme an den Verhandlungen entgangenen Arbeitsverdienft. Die Feſt— 
jegung des Griages, jowie der baaren Auslagen erfolgt durch den Vorligenden. 

Die Auffichtöbehörde ift berechtigt, die Uebernahme und die Wahrnehmung 
der Obliegenheiten des Amtes eines Beifigers oder Stellvertreters durch Geld: 
itrafen bis zu fünfhundert Mark gegen die ſich ohne geieglihen Grund Weigern- 
den zu erziwingen. 

Die Gelditraien fliegen zur Genoſſenſchafts- oder Verbandstaiie. 

8 90. Der RXorfigende beruft das Schiedsgericht und leitet die Verhand— 
lungen desjelben. 

Das Schiedögeriht iſt nur beihlußfähig, wenn außer dem Vorſitzenden eine 
gleihe Anzahl von Arbeitgebern und Arbeitnehmern und zwar mindeitens je 
einer als Beiſitzer mitwirten. 

Die Entiheidungen des Sciedsgerichts erfolgen mit Stimmenmehrheit. 

Im Uebrigen wird das erfahren vor dem Sciedögeriht durch Kaiſerliche 
Verordnung mit Zuftimmung des Bundesrathes geregelt. 

$ 91. Die Enticheidung des Schiedsgerichts ift dem Berufenden und dem 
Vorſtande, welcher den angefochtenen Beicheid erlaſſen hat, zuzuſtellen. 

Die Enticheidung it endgültig, ſofern fie nicht im Falle eines Entichädig- 
ungsanipruches auf Grund des S 6 Nr. 2 durch Anerkennung oder Nichtaner: 
fennung des Nechtöverhältnifies zwiichen dem Getödteten und dem die Entichä- 
digung Beanfpruchenden, welches die Vorausiegung des Entihädiqungsanipruces 
bildet, bedingt ift. In dieſem alle kann die Feititellung des betreffenden Rechts— 
verhältniffes im ordentlichen Nechtsweg mit der Wirkung herbeigeführt werden, 
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daß das Schiedsgericht auf Antrag der Betheiligten eine neue Enticheidung über 
den Smtihädigungsaniprud nad) Maßgabe diejer Feititellung zu treffen hat. 

Die Klage iſt bei Vermeidung des Ansichluffes binnen ſechs Wochen nach 
der Zuſtellung der Enticheidung des Sciedsgerichts zu erheben. 

$ 92. Nadı endgültiger Feititellung der Cntichädigung ift dem Berechtigten 
eine Beicheinigung über die ihm zustehenden Bezüge unter Angabe der Hebeitelle 
und der Zahlungsternine auszufertigen. 

$ 93. Tritt in den Verhältniſſen, welde für die ‚Feititellung der Ent: 
jchädigung maßgebend waren, eine wejentliche Veränderung ein, jo kann eine 
anderweitige Feſtſtellung derielben auf Antrag oder von Amtöwegen erfolgen. 

Iſt der förperlich Verlegte, für welchen eine Entichädigung auf Grund des 
& 5 feitgeftellt war, in Folge der Verlegung geitorben, jo muß der Antrag auf 
Gewährung einer Entihädigung Für die Dinterbliebenen, falls deren Feititellung 
nicht von Amtswegen erfolgt it, bei Vermeidung des Ausichlufles, vor Ablauf 
eines Jahres nach dem Tode des Berlesten angemeldet werden. Im llebrigen 
finden auf das Verfahren die Borjchriften des $ 81 Abſatz 2, 88 83 Dis 92 
entiprechende Anwendung. 

Fine Erhöhung der in S 5 beſtimmten Rente fan nur für die Zeit nach 
Anmeldung des höheren Anipruchs gefordert werden. 

Eine Minderung oder Aufhebung der Nente tritt von dem Tage ab in 
Wirkſamkeit, an weldyem der dieſelbe ausiprechende Beicheid ($ 84) den Entſchä— 
digungsberechtigten zugeitellt it. Die gegen Dielen Beicheid eingelegte Be: 
rufung auf Gnticheidung durch das Schiedsgericht (8 85) hat feine aufichiebende 
Mirkung. 

$ 94. Die den Entichädigungsberechtigten auf Grund dieſes Geſetzes zu— 
ftchenden ‚Forderungen können mit rechtlicher Wirkung weder verpfändet, noch 
auf Dritte übertragen, noch für andere als die in 8 749 Abſatz 4 der Civil— 
prozehordnung bezeichneten Forderungen der Chefrau und ehelidhen Kinder und 
die des eriagberechtigten Arnenverbandes gepfändet werden. 

$ 95. Die Koſten des Seilverfahrens (8 5 Nr. 1) und die Koſten Der 
Beerdigung (S 6 Nr. 13 find eine Mode nah ihrer endgültigen Feitltellung 
zu zahlen. 

Die Entihädigungsrenten der Verletzten und der Hinterbliebenen der Ge— 
tödteten Find in monatlichen Naten im Voraus zu zahlen. 

$ 96. Die Berechtigung zum Bezug der Entſchädigungsrenten ruht, ſo 
lange her Berechtigte nicht im Inlande wohnt, 

It der Berechtigte ein Ausländer, und verläßt derielbe dauernd das Bundes: 
gebiet, fo fann er für feinen Entihädigungsanfprud mit dem dreifachen Betrag 
der Jahresrente abgetunden werden. 

$ 97. Die Auszahlung der auf Grund dieies Geſetzes zu Teiltenden Ent: 
ihädiqungen wird vorſchußweiſe durch die Poſtverwaltungen und zwar in der 
Negel durch dasjenige Poſtamt, in deilen Bezirk der Entihädigungsberechtigte 
zur Seit des Unfalls feinen Wohnſitz hatte, bewirkt. 

Verlegt der Entihädigungsberechtigte feinen Wohnſitz, fo hat er die Ueber— 
weilung der Auszahlung der ihm zuitehenden Rente an das Poſtamt feines neuen 
Wohnorts bei dem Genoilenichafts: oder Verbandsvoritande, von denen die Zahl: 
nugsanweilung ausgegangen iſt, zu beantragen. 

Die Auszahlungen erfolgen auf Anweiſung des für die Feſtſtellung der 
Entichädigung zuſtändigen Voritandes. 

In der Anweiſung muß die Sefahrenklaile, der Induſtriezweig oder die Be— 
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triebsart, und die Betriebsgenoſſenſchaft oder der Betriebsverband bezeichnet 
werden, welchen der Betrieb, in dem der Unfall fich ereignet hat, angehört. 


$ 98. Die Erftattung der von den Poitverwaltungen geleiiteten Vorſchüſſe 
dur die nah $ 7 zur Leiftung der Entihädigungen Verpflichteten erfolgt auf 
Anweilung der Neich3: Zentralitelle. 

Dielelbe beiteht aus einem vom Staifer auf Vorſchlag des Bundesraths zu 
ernennenden Direktor und der zur Grledigung der Geichäfte erforderlichen Anzahl 
von Beamten. 

Sie steht unter der Aufſicht des Neichsfanzlers und hat ihten Sig in 
Berlin. 

Die Koſten der Neichd- Zentralitelle und ihrer Berwaltung werden auf Die 
Unternehmer der unter den 8 1 fallenden Betriebe nach Maßgabe der in dene 
jelben von den Merficherten verdienten anrehnungstühigen Löhne und Gehälter 
8 33 Abi. 2) umgelegt. 

$ 99. Binnen aht Wochen nah Ablauf jedes Nechnungshalbjahres haben 
die Poſtverwaltungen der Reichs-Zentralſtelle für jede Betriebsgenoflenihaft und 
jeden Betrieböverband eine Nachweiſung der auf Anweilung derielben geleiiteten 
Gntihädigungszahlungen einzwienden, und gleichzeitig die Poſtkaſſe zu bezeichnen, 
an welche die zu eritattenden Beträge einzuzahlen find. 

Die Nachweiſungen find für die Betriebögenoflenichaften nach Induſtrie— 
zweigen und Betriebsarten, für die Betriebsverbände nach Gefahrenflaflen und 
innerhalb derielben nach Induſtriezweigen und Betriebsarten geordnet aufzuitellen. 


$ 100. Auf Grund der von den Poftverwaltungen eingefandten Nach: 
weilungen werden die Beträge, welche nad Borichrift des & 7 

l. vom Reiche, 

2. von jeder Betriebsgenoſſenſchaft und jedem Betriebsverbande, 

3. von der Geſammtheit der Betriebdunternehmer jeder Gefahrentlafie 
zu eritatten find, von der Reichs-Zentralſtelle berechnet und feitgeitellt. 

$ 101. Auf Grund der nad Rorichrift des $ 72 von den Betriebsge: 
roffenichaften amd Betriebsverbänden eingereichten Nachweilungen ftellt die Reichs— 
Zentralitelle für jede Gefahrenklaſſe die Geſammtſumme der in den ihr angehören: 
den Betrieben verdienten anrechnungstähigen (8 33 Abſatz 2) Löhne und Ge 
hälter feft, und berechnet für jede Gefahrenklaſſe in Prennigen für jede hundert 
Mart Lohn und Gehalt die Beiträge, welche zur Dedung der von der Gelammt: 
beit der ihr angehörenden Unternehmer zu leiftenden Gntichädigungsbeträge 
'$ 100 Nr. 3) und des auf dielelben entfallenden Theilö der nach S 98 Ab: 
ins 4 aufzubringenden Koſten für das abgelaufene NRechnungshalbjahr zu er: 
heben find. 

$ 102. Die Reichs: Zentralitelle hat die ihr nadı Worichrift des $ 72 ein: 
selandten Geſammtnachweiſungen zu prüfen und erforberlichenfalls zu be: 
tichtigen. 

Sie hat für Betriebsgenoſſenſchaften und Betriebsverbände, deren Vorſtände 
dieſe Geſammtnachweiſung nicht rechtzeitig eingeſandt haben, den in Anrechnung 
zu bringenden Betrag der Löhne und Gehälter endgültig feſtzuſtellen. 

Die Aufſichtsbehörden der Betriebsgenoſſenſchaften und Betriebsverbände 
haben auf Erſuchen der Reichs-Zentralſtelle diejenigen Erhebungen, welche die 
legtere zu der ihr obfiegenden Prüfung und zu den von ihr vorzunehmen: 
den Freititellungen bedarf, herbeizuführen und das Grgebniß derſelben mitzu— 
theilen. 
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Die Neichö-Zentralitelle ift befugt, zu gleichem Zwecke von den Geichäfts: 
und Rechnungsbüchern und den ſonſtigen Geichäftspapieren der Vorftände und 
Abtheilungsvorftände der Betriebsgenoſſenſchaften und Betrieböverbände durch Be— 
auftragte Einficht zu nehmen. 

$ 108. Die Hebung der nad) Maßgabe des $ 101 feitgeitellten Beiträge 
iſt von den Vorftänden der Betriebögenoifenichaften und Betriebsverbände gleichzeitig 
mit der Hebung der Genoſſenſchafts- und Verbandsbeiträge (8 33, 8 37 Nr. 4, 
8 100 Wr. 2) zu bemwirfen. 

$ 104. Für jede Betriebögenoflenihaft und jeden Betriebsverband wird von 
der Reichs: Jentralitelle 

1. eine Berechnung über den nach S 100 Nr. 2 zu eritattenden Betrag, 

2. eine Berechnung über die Summe der von den Mitgliedern nah Maps 
gabe des 8 100 Nr. 3 und 8 101 aufzubringenden Beträge, für Die 
Betriebsverbände gefondert nach Gefahrenklaffen, 

aufgeitellt und dem Voritande der Genojlenichaft oder des Verbandes mit der Anz 
weilung zugeitellt, den Betrag beider Berehnungen binnen ſechs Wochen nad, 
Supfang berielben an die in der Anweiſung bezeichnete Poſtkaſſe ($ 99) abzuführen. 

Die Berehnung zu Nr. 2 muß für jede in der Betriebsgenoflenichaft oder 
dem Wetrieböverbande vertretene Gefahrentlaffe enthalten : 

a) die Angabe der Gefammtjumme der Entihädigungsbeträge, welde der Ge— 
jammtheit der der Gefahrenklaſſe angehörenden Betrieböunternehmer zur 
Laſt fällt, und des auf diejelben entfallenden Antheils an den nah 8 98 
Abſatz 4 aufzubringenden Koſten, 
die Angabe der Geſammtſumme der in ſämmtlichen der Gefahrenklafle an— 
gehörenden Betrieben verdienten anrehnungsfähigen Löhne und Gehälter, 
die Angabe der danad in der Gefahrenklaffe von je hundert Marf an 
Beitrag zu zahlenden Pfennige, 

4) die Geſammtſumme der anrechnungsfähigen Löhne und Gehälter, welde 
in den innerhalb der Betriebögenoflenichaft oder des Betriebsverbandes der 
Gefahrenklaſſe angehörenden Betrieben verdient ift 

Sofern die Reichö-Zentralitelle eine Berichtigung der auf Grund des S 72 
eingefandten Geſammtnachweiſungen vorgenommen hat, it der Berechnung eine 
Abichrift des berichtigten Exemplars der Nachweiſung beizufügen. 

$ 105. Meinungsverichiedenheiten zwiichen den Worftänden der Betriebs 
genofjenichaften oder Betrieböverbände einerieitS und der Reichs: Zentralitelle 
andererieit3 über die von der lesteren feitgeltellten Berechnungen werden von dem 
Reichskanzler entichieden. 

Erfolgt durch den Reichskanzler eine anderweitige Feſtſtellung ber Berech— 
nung, fo find die hieraus fid; ergebenden Abänderungen bei dem Imlageverfahren 
des nächſten Rednungshalbjahres zur Ausgleihung zu bringen. 

$ 106. Der auf Grund der Berechnung zu Nr. ı des $ 104 aufzus 
bringende Betrag nebit dem für Verwaltungskoſten erforderlichen Betrage ift von 
den Voritänden der Betriebsgenoilenichaften nad Worichrift des $ 33, von den 
Borftänden der Betriebsverbände nah Borichrift des $ 37 Nr. 4, auf Die 
Mitglieder umzulegen. Der auf Grund der Berehnung zu Nr. 2 des 8 104 
aufzubringende Betrag iſt von den Borftänden der Betriebögenofienichaften gleich— 
falls nad Borichrift des $ 33, von den Boritänden der Betriebsverbände, ge= 
fondert nach Gefahrentlafien auf die Mitglieder nach Maßgabe der anrechnungs— 
fähigen Yöhne und Gehälter umzulegen. 
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Aus der zu dieſem Zwecke aufzuitellenden Heberolle, in welcher, fofern fie 
für einen Betriebsverband beſtimmt ift, die zur Dedung des nah der Berechnung 
zu Ar. 2 des S 104 erforderlichen Betrages beitimmten Beiträge gelondert nad: 
gewieſen ſein müſſen, it ein Auszug jedem Mitgliede mit der Aufforderung zuzu— 
tellen, den feitgeiegten Beitrag bei Vermeidung der zwangsweiien Beitreibung 
binnen zwei Wochen zur Kaffe der Betriebsgenoflenichaft oder des Betrieböverbandes 
einzuzahlen. 

$ 107. Den DVitgliedern der Betriebsgenoifenihaften und Betriebsverbände 
tteht gegen die Feititellung ihrer Beiträge ($ 106) binnen zwei Wochen nad Zu: 
telung des Auszuges aus der Heberolle, unbeichadet der Verpflichtung zur vor: 
länfigen Zahlung derjelben, die Beſchwerde an die Auffichtsbehörde zu. 

Die Beichwerde ift nur zuläflig, wenn dieſelbe ſich auf Rechenfehler oder 
auf unrichtige Feſtſtellung des Betrages der zur Anrechnung gebradten Löhne 
und Gehälter gründet. 

Aus dem lesteren Grunde ift die Beichwerde jedoch nicht zuläffig, wenn die 
Feltitellung entweder auf Grund der 88 68 Abiag 2, 70 Abſatz 2, 72 Abſatz 1, 
oder in Folge einer Enticheidung der Neichs-Zentralitelle oder des Neichöfanzlers 
erfolgt ift. 

Tritt nah der Enticheidung der Auffichtsbehörde eine anderweitige Feitftell: 
ung des Beitrags ein, jo iſt die Differenz bei dem lmlageverfahren des nächiten 
Rehnungshalbjahres für Nechnung der Betriebögenoflenihaft oder des Betriebs: 
verbandes auszugleidyen. 

z 108. Rückſtändige Beiträge, Kautionsbeträge (8 70) und Strafzufchläge 
88 31 Abſatz 3, 73 Nr. 1), ſowie die in den 88 15 Abſatz 2, 39 Abjag 2, 
‚3 Nr. 2, 75 Abjag 2, 4 bezeichneten Strafen und Koſten werden in berfelben 
Weile beigetrieben, wie Gemeindeabgaben. 

Umeinbringliche Beiträge fallen in dem in 8 7 beitimmten Verhältnifie ber 
Seiammtheit der Unternehmer der Gefahrenklaſſe einerjeits und der Betrieb: 
genofienihaft oder dem Betrieböverbande andererieits zur Laft und find, fomeit 
tie die Gefahrenklaſſe treffen, bei dem Umlageverfahren des nächſten Rechnungs: 
halbjahres zu berüdjichtigen. 

$ 109. Die Vorſtände der Betriebögenoflenichaften und Betrieböverbände 
haben die auf Anweiſung der Neichs-Zentralitelle zu zahlenden Beträge ($ 104 
Abſatz 1) binnen der vorgeichriebenen Frift an die bezeichneten Poſtkaſſen abzu— 
führen, und zwar ben nad der Berechnung unter $ 104 Abſatz 1 Nr. 2 zu 
zahlenden Betrag abzüglich der uneinbringlichen Beträge. 

Gegen Betriebögenofienihaften und Betriebsverbände, welche mit der Zahl: 
ung im Rüditande bleiben, ift auf Antrag der Poitverwaltung von der Aufſichts— 
behörde das Zmangsbeitreibungsverfahren einzuleiten. 

Die Aufiichtöbehörde iſt befugt, zur Dedung der Aniprüche der Poſtverwaltung 
zunächft über bereite Beitände der Genoſſenſchafts- und Verbandskaſſen zu ver: 
fügen. Soweit dieje nicht ausreichen, hat die Auflichtsbehörde das Beitreibungs- 
verfahren gegen die Mitglieder der Genoſſenſchaft oder des Verbandes jofort jelbit 
einzuleiten und bis zur Dedung der NRüditände an die Poitverwaltung durch— 
zuführen. 

$ 110. Der vom Reiche zu gewährende Theil der Entſchädigungsbeträge 
($$ 10, 100) wird den Poftverwaltungen aus der Reichshauptkaſſe erftattet. In 
den Gritattungäbetrag find die von der Mojtverwaltung erhobenen Koiten der 
Lerwaltung der Neichd-Zentralitelle (SS 101, 104 Nr. 2) einzurechnen. 
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$ 111. Meber die geſammten NRechnungsergebnijie eines NRechnungsjahres 
ift nach Abſchluß desielben alljährlich dem Neichstage eine Nachweilung vorzulegen. 

$ 112. Beginn und Ende des Redinungsjahres wird für alle Betriebs: 
genofienichaften und Betriebsverbände übereinftimmend durch Beſchluß des Bundes: 
raths feitgeitellt. 

8 113. Die Bolizeibehörden find verpflichtet, den im Bollzuge dieies Ge— 
jeßes an fie ergebenden Erſuchen der Vorſtände und Schiedögerichte der Betriebs 
genofienichaften und Betriebsverbände, ſowie der Aufjichtsbehörden derielben zu 
entſprechen. 

Die dadurch entſtehenden Koſten ſind inſoweit von den Genoſſenſchaften und 
Verbänden als eigene Verwaltungskoſten (8 36) zu erftatten, als ſie im baaren 
Auslagen für Tagegelder und Reifefoften von Beamten, ſowie in Gebühren für 
Zeugen und Sadveritändige beitehen. 

8 114. Alle zur Begründung und Abwidelung der Rechtsverhälmiſſe 
zwijchen den Betriebsgenoſſenſchaften und Vetriebsverbänden einerjeits, den Ler- 
ficherten andererſeits erforderlichen außergerichtlichen Verhandlungen und Urkunden 
find gebühren- und Itempelfrei. 

8 115. Den Berriebsunternehmern ift unterfagt, die Anwendung der X: 
ftimmungen diefes Geieges zu ihrem Vortheil durd Verträge (mittelit Reglement 
oder beionderer Webereinkfunft) im Voraus auszuichliegen oder zu  beichränfen. 
Bertragäbeitimmungen, welche dielem Verbote zumiderlaufen, haben feine rechtliche 
Wirkung. 

8 116. Die nah Mahgabe diejes Geſetzes verficherten Perfonen und deren 
Hinterbliebene können gegen den Betriebsunternehmer, in deſſen Betrieb die eriteren 
beichäftigt waren, einen Anſpruch auf Erjag des in Folge eines Unfalles er- 
littenen Schadens nur dann geltend machen, wenn derielbe den Unfall vorläglid 
herbeigeführt hat. In diefem Falle beichränft fich der Anſpruch auf den Betrag, 
um welcden die den Berechtigten nad) den beitehenden geieslichen Borichriften ge 
bührende Entichädigung die ihnen nad diefem Gelege zuftehende uberfteiat. 

Der Anfpruc verjährt in achtzehn Monaten vom Tage des Unfalls an 
gerechnet. 

$ 117. Der Betrieböunternehmer ift verpflichtet, alle Aufwendungen zu 
eritatten, welche in Folge des Unfalls auf Grund diejes Geſeßes von den Xer: 
pflichteten (8 7) zu machen find, wenn er, oder im Falle feiner Handlumgsun: 
fähigfeit fein gefeglicher Vertreter, den Unfall vorſätzlich oder durch grobes Xer- 
jchulden herbeigeführt hat. 

An gleicher Weile haftet eine Aftiengeiellichaft, eine Innung oder eingetragene 
Genofienihaft, wenn ein Mitglied ihres Vorftandes, ſowie eine Handelsgeich- 
Ihaft, eine Innung oder eingetragene Genoſſenſchaft, wenn einer der Yiquidatoren 
den Anfall voriäßlich oder durch grobes Verſchulden veruriacht hat. 

Als Erſatz für die Nente kann in den vorstehend bezeichneten Fällen deren 
Stapitalwerth gefordert werden. 

Der Grjaganipruh fann in feinem vollen Umfange von der Reichs: Zentral: 
jtelle oder von dem Worftande der betheiligten Betriebsgenoſſenſchaft oder des 
betheiligten Betriesverbandes geltend gemacht werden. 

Der Anspruch verjährt in actzehn Monaten vom Tage des Unfalls an 
gerechnet. 

Der geleiſtete Erſatz wird auf die beim nächſten Rechnungsabſchluß feſtge— 
ſtellten Leiſtungen (K 100) den Verpflichteten nach dem in 87 vorgeſehenen Ver— 
hältniß durch die Reichs-Zentralſtelle in Anrechnung gebracht. 
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$ 118. Die Haftung eines Dritten, welcder den Unfall vorſätzlich herbei: 
geführt oder durch Nerichulden verurſacht hat, beitimmmt fich nad) den beitehenden 
geleglihen Vorſchriften. Jedoch geht die Forderung der Entihädigungsberechtigten 
an den Dritten auf die nah 8 7 DVerpflichteten injoweit über, als die Verpflicht- 
ung der letzteren zur Entihädigung nad dieſem Gejege begründet ift. Wegen 
Geltendmachung diejes Theils der Forderung und Verwendung des zur Befriedig— 
ung desjelben Geleilteten finden die Worichriften des $ 117 Abſatz 4 und 6 
Anwendung. 

8 119. DBetriebsunternehmer werden, wenn die von ihnen in Gemäßheit 
des 5 68 oder $ 83 eingereichte Nachweilung unrichtige thatfächliche Angaben 
enthält, ſofern nicht der IThatbeitand des Betruges vorliegt, mit Gelditrafe bis 
zu Eintauſend Mark beitraft. 

Gleiche Strafe trifft den Betriebsunternehmer, welder in der von ihm ges 
mäß 8 61 erftatteten Anzeige als Zeitpunft der Eröffnung des Betriebes einen 
ipäteren Tag angibt al3 den, an welchem dielelbe ftattgefunden hat. 

$ 120. Betriebsunternehmer, welche der ihnen nach den SS 15, 61, 66 
Abjak 1, 68, 70 obliegenden Verpflichtung nicht rechtzeitig nachkommen, werben 
mit Gelditrafe bis zu fünfhundert Mark beitraft. 

Hleihe Strafe trifft, wenn die Anzeige eines Unfalls nicht in Gemäßheit 
des S 77 rechtzeitig erfolgt ift, denjenigen, welcher zu derjelben verpflichtet war. 

Hat der Betriebsunternehmer im Falle des $ 68 die rechtzeitige Cinreihung 
der Nachweiſung und Berechnung wiederholt unterlaſſen, jo hat er die Strafe 
mehrfach verwirkt (Strafgeiegbuh $ 78) 

$ 121. Die Strafvorichriften der 88 119 und 120 finden auch gegen die 
geieglihen Vertreter handlungsunfähiger Betriebsunternehmer, desgleichen gegen 
bie Mitglieder des PVorftandes einer Aktiengeſellſchaft, Innung oder eingetragenen 
Genoſſenſchaft, ſowie gegen die Liquidatoren einer Handelsgejellihaft, Innung 
oder eingetragenen Genoſſenſchaft Anwendung. 

$ 122. Die Zentralbehörden der Bundesitaaten beitimmen, von welchen 
Staats: oder Gemeindebehörden die in dielem Gejeke den höheren Verwaltungs: 
behörden, den unteren Verwaltungsbehörden und den Polizeibehörden zugetviejenen 
Verrihtungen wahrzunehmen find und zu welchen Kaſſen die in $ 15 Abſatz 2, 
5 39 Abſat 2, 8 61 Abſatz 3, 8 75 Nbiat 2, 8 76 Abſatz 2 bezeichneten 
Straien fließen. 

Die von den Zentralbehörden der Yundesitanten in Gemäßheit dieler Bor: 
ihrift erlaſſenen Beſtimmungen find durd den deutichen Neichsanzeiger bekannt 
zu machen. 

$ 123, Die Nechte und Pflichten aus Verficherungsverträgen, welche von 
Unternehmern der unter den $ 1 fallenden Betriebe oder von den im denfelben bes 
Ihäftigten, verfiherten Perionen gegen die Folgen der in dieſem Geſetze bezeich- 
neten Unfälle mit Berfiherungsanitalten abgeichloffen find, gehen mad) dem ne 
krafttreten dieſes Geieges (S 124 Abi. 2) auf die Betriebsgenoſſenſchaft oder den 
Betriebsverband, welchen: der Betrieb angehört, über, wenn die Verficherungs: 
nehmer dieies bei den Voritande der Genoſſenſchaft oder des Verbandes beantragen. 

$ 124. Die Beitimmungen dieles Gelege, welde die Bildung der Be: 
triebsgenoffenichaften und WBetriebsverbände betreffen, treten mit dem Tage der 
nad Borichrift des $ 10 Ablag 4 vom Reichskanzler zu erlaffenden Bekannt— 
mahung in Straft. 

Im Webrigen wird der Zeitpunkt, mit welchen das Geſetz in Nraft tritt, 
mit Zuſtimmung des Bundesvaths durch Kaiſerliche Verordnung beitimmt, 
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Der Neihstag hat durch feine Beichlüffe zu dem vorgelegten Geiegentwur’ 
(Drudiahen Nr. 260) die wejentlichiten Grundlagen desjelben zum großen Theil 
gebilligt. Namentlih gilt dies von der Erjegung der auf dem Gelege vom 
7. Juni 1871 beruhenden Saftpflicht der IInternehmer durch einen direkten geiler: 
lihen Zwang zur Verſicherung der Arbeiter gegen alle Unfälle, von der Erfüllung 
dieſer Verpflichtung durch ausichliegliche Verſicherung bei einer öffentlichen Anttalı 
und von der geleslichen Limitirung der zu verlichernden Entichädigungen. De 
gegen hat der Neichötag die in dem Gejegentwurf vorgejehene Neich3perlicherung:: 
anftalt durch Perficherungsanitalten der Einzelſtaaten eriegt und die von den ver: 
bündeten Regierungen für nothwendig eradhtete Beihilfe des Reichs zu den Koiten 
der Verficherung aus dem Entwurf beſeitigt. 

Obwohl die verbündeten Negierungen dem Gejegentwurf in der Geltalt, 
welche er durdy die Beichlüjie des Neichstags erhalten hat, ihre Zuftimmung. ver: 
jagen zu jollen geglaubt haben, jo muß doch in llebereinftimmung mit der ler: 
höchſten Botihaft vom 17. November v. J. an der Ueberzeugung feitgehalten 
werden, daß die Werbeilerung der Yage der Arbeiter zu den dringenditen Aufgaben 
der Geſetzgebung gehört, und dab die geiegliche Negelung der Unfallverſicherung 
als eriter Schritt zur Löſung dieſer Mufgabe unverzüglich wieder in Angriff zu 
nehmen ift, zumal die in den bisherigen Verhandlungen bereit3 gewonnene lebe: 
einitimmung über die weientlichiten Grundlagen dieler Regelung zu der Hoffnung 
berechtigt, dak eine Ginigung über den einzuichlagenden Weg ohne allzugroke 
Schwierigkeiten zu erreichen fein wird. 

Ueber die Nothiwendigfeit, die Haftpflicht durh den Zwang zur Ber: 
jiherung der Arbeiter gegen alle Unfälle mit geſetzlich limitirten Entichädigungen 
zu erjesen, beiteht gegenwärtig auch im Neichstag faum nod eine Meinungsper: 
jchiedenheit, nachdem auch der in der legten Sellion unter dem 10. Jannar d. J. 
von Abeordneten Dr. Buhl und Genoſſen eingebrachte Geſetzentwurf (Drudiacen 
Nr. 66), obwohl der Form nah an der Grundlage des Haftpflichtgeienes vom 
7. Juni 1881 feithaltend, doch durch Aufnahme der Vorichriften über die „Zicer- 
heitsbejtellung“ (88 9 ff.) jachlich einen allgemeinen, wenn aud indirekten Ver: 
fiherungszwang in Aussicht genommen hat. Sofern aber der bezeichnete Gele: 
entivurf neben der allgemeinen Verficherungspflicht noch eine zivilrechtliche Ver: 
pflichtung des Unternehmers zum Echadenerjfage begründen will ($ 8), widerſprich 
er nicht nur der Billigfeit, ſondern begegnet aud dem praktiſch jehr erheblichen 
Bedenken, daß dadurd die das Verhältniß zwiichen Arbeitgebern und Arbeiterf 
verbitternden Streitigfeiten, deren Beleitigung als ein wejentlicher Vorzug der 
beabjichtigten neuen Negelung angeiehen werden muß, nicht vermindert, ſondern 
im hohen Maße vermehrt werden würden. Auch der in dieſem Geiegentwurf 
vorgeiehenen Berweilung der Weriicherungspflichtigen auf die Benutzung vos 
Privatverfidherungsanftalten kann nicht zugeltimmt werden. Es iſt vie: 
mehr mit der Begründung des früheren Entwurfs und mit der Mehrbeit dei 
Reichstags an dem Grundiag feitzubalten, daß die Einführung des geieslicen 
Verſicherungszwanges auch die Heritellung öffentlicher unter ftaatlicher Leitung 
ftehender und eine unbedingte Sicherheit der Erfüllung der übernommenen 2er: 
pflichtungen bietender Veranstaltungen fordere, und daß auch die Zulaflung pri 
vater Anstalten neben der geieglich zu regelnden öffentlichen Veranitaltung ſchen 
an der bis jest noch nicht gelditen Aufgabe fcheitern muß, die Verhältniſſe der 
Privatverjicherungsanftalten durch geiegliche Normativbeitimmungen To zu regeln, 
daß einerjeitö die erforderliche unbedingte Sicherheit der Verlicherten erreicht wird, 
und andererieits den Verficherungsanftalten die Möglichkeit einer freien und indi— 
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vidualifirenden Geihäftsführung, welche als der weientlichite Vorzug derjelben 
angeiehen wird, gewahrt bleibt. Dazu kommt, daß die Zulaflung der Privat: 
verfiherungsanftalten mit derjenigen Organifation, welche die Unfallverfiherung 
durch den gegenwärtigen Geſetzentwurf erfahren joll, wie ſich weiter unten ergeben 
wird, noch weniger. vereinbar ift, ald mit der in dem früheren Gejegentwurf in 
Ausfiht genommenen. Die weientlichite Abänderung, welche der im vorigen Jahre 
eingebrachte Gejetentwurf durd die Beichlüffe des Reichstags erfahren hat, liegt 
in der Befeitigung der Beihilfe des Reichs. Es wird jedoch an derſelben 
auch nach wiederholter Erwägung aus den in der Begründung des früheren Ent- 
wurfs dargelegten Gründen feitgehalten werden müffen. Es liegt in diejer Bei— 
hilfe ein billiged Meauivalent für die aus der Negelung der Unfallverjiherung 
jih ergebende Erleichterung der öffentlichen Armenlaft, deſſen Uebernahme auf das 
Reich um jo gerechtfertigter ift, als jene Regelung auf eine nicht ausſchließlich 
im Intereſſe der Induftrie, ſondern weſentlich auch zur Förderung ftaatlicher 
Zwede erfolgende Belaftung der induftrielen Betriebe hinausläuft, und demnach 
eine Mitverwendung öffentliher Mittel wenigſtens io lange geboten ericheinen 
läßt, bis durch die Erfahrung nachgewiejen fein wird, daß jene Belaltung von 
der Induftrie ohne Gefährdung ihres Beſtandes, ihrer Entwidlungsfähigfeit und 
namentlich auch ihrer Konfurrenzfähigfeit auf dem internationalen Markt getragen 
werden fann. Wenn dagegen in den biäherigen Verhandlungen mehrfach geltend 
gemacht ift, daß die Induftrie nicht nur im Stande, ſondern auch bereit jei, Die 
geiammte aus der Unfallverſicherung erwachiende Laft aus eigenen Mitteln zu 
tragen, ſo ftehen der lekteren Annahme unzweideutige Kundgebungen entgegen, 
welhe gerade aus einigen der bedeutenditen Induſtriezweige bis auf die neuejte 
Zeit unverändert für die Nothwendigfeit der Mitbetheiligung öffentlicher Mittel ſich 
ausgeiprochen haben, während die Möglichkeit die ganze Laft ohne ernftliche Ge: 
fährdung zu übernehmen, mindeftens für diejenigen Induftriezweige bis heute 
nod nicht nachgewiefen tft, in denen, wie beifpielöweile in der Kohlen- und 
Eiieninduftrie, ein ſehr erheblicher Theil der Produktionskoſten in Arbeitslöhnen 
beiteht. 

Adgejehen von diefen in der nothwendigen Nücdfichtnahme auf das Intereſſe 
der Industrie beruhenden Gründen, fann auch nicht unbeachtet bleiben, daß Die 
Gewährung eines Zuſchuſſes zu den Koften der Imfallverfiherung aus Reichs: 
mitteln in hohem Make geeignet ericheint, die jozialpolitiiche Wirkjamfeit des zu 
erlaffenden Geſetzes zu verftärfen, weil in demfelben am unmittelbarjten und in 
der dem Arbeiter verftändlichften Weile die Fürlorge des Neichs für die Ber: 
beilerung feiner Lage zum Ausdrud gelangt. 

Wenn hiernach der gegenwärtige Entwurf an der Gewährung der Beihilfe 
aus Reichsmitteln in einer etwas mobdifizirten Form feithält, fo weiſt derjelbe in 
einigen anderen Punkten mehr oder weniger erhebliche Abweihungen von dem 
früheren Entwurfe auf. Dahin gehört zunächit die veränderte Beſtimmung über 
den Gegenstand der Berjiherung und damit im Zujammenhange bie 
Aufbringung der Verfiherungsbeiträge. Während nach dem Gejegent: 
wurf vom vorigen Jahre der den Gegenitand der Verfiherung bildende Schadens: 
erlag im Falle der Verlegung in den vom Beginn der fünften Woche nad) 
Eintritt des Unfalls entitehenden Koſten des Heilverfahrens umd in einer von 
demfelben Zeitpunfte ab zu gewährenden Rente beitehen follte, wird durch den 
gegenwärtigen Geſetzentwurf der Zeitpunkt, von welchem ab die Stoften des Heil: 
verfahrenö und die Nente zu gewähren find, bis zum Beginn der vierzehnten 
Rode nah Eintritt des Unfalls hinausgeichoben und damit die Unterſtützung 
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der durch Unfall Berlegten während der eriten dreizehn Wochen von der Un— 
fallverficher ung ausgeichieden und den Krankenkaſſen überwieien. 

Diele Abänderung ericheint aus praftiihen Rüdfichten dringend wünichenss 
werth. Das Nififo, weldes für die Unfallverficherung aus den Entihädigungen 
in Fällen dauernder Erwerbsunfähigfeit und in Todesfällen erwächſt, ift jo er: 
heblich, daß es nur von dem größeren Streifen getragen werden kann. Die Un— 
fallverjiherung fordert daher unter allen Umſtänden eine Organifation, welche 
möglihit große Streife von verficherungspflichtigen Betrieben zur gemeiniamen 
Uebernahme des Nififos vereinigt. ine rationelle Verwaltung diefer Organiſation 
aber ift nur möglich, wenn fie in die Hand eines zentralen, das Intereſſe ber 
Geſammtheit der Vetheiligten vertretenden Organs gelegt wird. Namentlich darf 
die Feſtſtellung der Entihädigung, wenn eine gleichmäßige Behandlung der Ent: 
Ihädigungsberechtigten und die Rückſicht auf die möglichit niedrige Bemeſſung der 
Verficherungsbeiträge in gleicher Weile geſichert fein ſollen, nicht lokalen Organen 
überlaffen werden, welche naturgemäß; weniger das ntereffe der Geſammtheit als 
die ihnen örtlih nahe liegenden Intereilen vertreten. Andererjeits ift eine für 
einen großen Bezirk beftimmte zentrale VBerwaltungsitelle wenig geeignet, die Fälle 
vorübergehender Erwerbsunfähigfeit von furzer Dauer zu erledigen. Sie fann 
bei der großen Zahl diejer Fülle und da fie nicht an Ort und Stelle thätig 
werben kann, die ‚Feititellung des Entſchädigungsanſpruchs und feiner Höhe nicht 
in wenigen Tagen bewirken, während die wirthichaitliche Yage der meiſten Arbeiter 
eine fofortige Gewährung der Unterſtützung fordert, wenn diefe ihren Zweck er: 
füllen und nicht mindeitens ſehr an Werth verlieren joll. Dem Äntereife der 
Berlegten aber durch vorſchußweiſe Zahlung der Entichädigung vor ihrer defini- 
tiven Feititellung Nechnung zu tragen, würde zu häufigen Verluſten führen, da 
die Wiedereinziebung zu Unrecht gezahlter Beträge nicht felten durch die Zahlungs: 
unfähigkeit der Empfänger unmöglich gemacht werden würde. Dazu kommt, daß 
die zentrale Verwaltung außer Stande ift, diejenige Nontrole auszuüben, deren 
ie zum Schutze gegen die, gerade in den Fällen der Erwerbsunfähigkeit von 
furzer Dauer beionders große Gefahr der Simufation bedarf. Nur die Organe 
weniger umfangreicher Verbände find vermöge ihres unmittelbaren Intereiles an 
dem Ergebniffe der Verwaltung und durch die Möglichkeit, in jedem einzelnen 
Falle jelbit an Ort und Stelle zu prüfen, geeignet, die Geichäfte mit derjenigen 
Schnelligkeit und Sicherheit zu erledigen, durch welche gleichzeitig das Intereſſe 
der Entihädigungsberechtigten und der Verwaltung gewahrt wird. Inter diefen 
Umständen und da die Fälle der vorübergehenden Erwerbsunfäbigfeit, wenn aud 
bei weitem Die zahlreichiten, doch bei der Geringfügigfeit der einzelnen Entſchäd— 
igungsbeträge nicht mit einem jo erheblichen Riſiko verbunden find, daß e3 nicht 
von fleineren Streilen getragen werden fönnte, würde eö den Anforderungen einer 
rationellen Organifation am meilten entiprechen, wenn die Unfallverfiherung auf 
die bei Todesfällen und in Fällen dauernder Erwerbsunfähigfeit zu leiſtende Für: 
jorge beſchränkt und die Erledigung aller Fälle blos vorübergehender Erwerbs: 
unfähigfeit den Krankenkaſſen überwiefen wiirde. Dem fteht indeilen der Umſtand 
nnigegen, dab zahlreiche Fälle vorfommen, in denen nicht von vornherein feititeht, 
ob die Srwerbsunfühigfeit eine dauernde oder nur vorübergehende fein wird, daß 
demnach irgend eine Yeitgrenze feitgeitellt werden muß, mit welcher in jeden Falle 
der Grwerbsunfähigfeit die Imfallverficherung die weitere Entihädigung über: 
echmen muß. Für dieſe Begrenzung eignet fich der Zeitraum von dreizehn Wochen 
hon inſofern, als Die meiſten Krankenkaſſen ſchon jest die Krankenunterſtützung 
für dieſen Zeitraum gewähren. Daneben lehrt die Erfahrung, daß unter denjenigen 
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Fällen, in welchen die Erwerbsunfähigfeit länger als dreizehn Wochen dauert, 
nur noch verhältnigmäßig wenige find, in denen die Enwerbsunfähigfeit nicht zu 
einer dauernden wird, fo daß alio mit dieſer Begrenzung den Anforderungen 
einer rationellen Organilation nahezu vollftändig genügt wird. 

Der bei der Berathung des früheren Geiegentiwurfs gegen die damals beab: 
ſichtigte Ueberweiſung der Entichädigung für die vier eriten Wochen an die Kranken— 
daſſen erhobene Einwand, daß nicht alle unter das Unfallverjiherungsgeieg fallenden 
Arbeiter Mitglieder von Krankenkaſſen feien, wird jeine Erledigung finden, wenn 
die Kranfenverfiherung der Arbeiter im Sinne de3 darüber vorgelegten Geſetzent— 
wurfs geregelt wird. 

Das weitere Bedenken aber, daß die jest beablichtigte Regelung zu einer die 
eiitungsfühigfeit gefährdenden Belaftung der Krankenkaſſen und zu einer Ber: 
ihlehterung der durch das Haftpflichtgeieß geichaffenen Lage der Arbeiter führen 
werde, erweiſt jich bei näherer Betrachtung als unbegründet. 

Zunädit ift hervorzuheben, daß die Krankenkaſſen ſchon jest in allen Fällen 
einer durd Unfall herbeigeführten Erwerbsunfähigkeit ihren Mitgliedern Ddiejelbe 
Unteritügung zu gewähren haben, welche in allen übrigen Stranfheitsfällen zu 
feiften ift, und dab zahlreiche Krankenkaſſen nah ihren Statuten in den Fällen 
der eriteren Art jogar die Unterſtützung ohne Rückſicht auf die ſonſt Platz greifende 
Karenzzeit und für eine längere Dauer als in allen übrigen Fällen zu leiten 
haben. Ein Griag dieler Leiſtungen kann ihnen nur in den ohnehin anerkannter: 
maßen nur einen minimalen PBrozentiag ausmachenden haftprlichtigen Fällen und 
nur dann zu Theil werden, went fie Sich in ihren Statuten die Abtretung des 
dem Arbeiter aus dem Haftpflichtgeiege eriwachienden Entihädigungsanipruchs zum 
Berrage der geleilteten Unteritügungen vorbehalten haben. Auch diefe Möglichkeit 
eines Erſatzes fällt nad) S 4 des Gejeges vom 7. Juni 1871 in allen denjenigen 
yällen hinweg, im welchen der Arbeitgeber mindeitens ein Drittel der Kranken 
fajienbeiträge für die von ihm beichäftigten Arbeiter aus eigenen Mitteln leistet 
Dieſe Fülle werden aber in Zukunft die Negel bilden, da nach den Beitimmungen 
des Geſetzentwurfs, betreffend die Krankenverſicherung der Arbeiter, die Unternehmer 
aller unter das Unfallverficherungsgeie" fallenden Betriebe verpflichtet jein Tollen, 
die Kranfenverjicherungöbeiträge ihrer Arbeiter zu einem Drittel aus eigenen Mitteln 
zu zahlen. Dieje allgemeine Durchführung der Heranziehung der Arbeitgeber zu 
den Stranfenverficherungsbeiträgen, welche bis jest, abgeiehen von den Knappſchafts— 
fallen, nur ſporadiſch, nach ortöitatutariicher Regelung und in vielen Fällen nicht 
in der jet vorgejehenen Höhe itattfindet, bringt für die Krankenkaſſen durchweg 
eine jo erhebliche Kräftigung mit ſich, daß dadurc auch die für Die neue Regelung 
vorgejehene Erhöhung ihrer Leiltungen, welche ‚übrigens auch unabhängig von 
dem aus der Regelung der Unfallverſicheruug Tich ergebenden Bedürfniſſe im In— 
tereiie einer wirflidy ausreichenden Krankenunterſtützung erforderlicd; geworden fein 
würde, hinlänglich aufgewogen wird, jo daß alſo von einer aus der beabiichtigten 
Regelung der Unfalverficherung erwacienden höheren Belaftung der Krankenkaſſen 
nicht die Nede fein fann. 

Ebenſowenig wird aber auch durch eine Verichlechterung der Yage der Arbeiter 
gegenüber der durch das Haftpflichtgeles geichaffenen angenommen werden können, 
de an die Stelle eines auf jehr wenige Fälle beichränften, unter allen Umständen 
höchſt unficheren Anipruchs auf volle Entihädigung für die durch Unfall herbei: 
geführte vorübergehende Erwerbsunfäbigfeit die fichere Anwartichaft auf eine aus— 
nahmslos in allen Fällen eintretende, wenn auch hinter dem vollen Schadenseriat 
zurüdbleibende, fo doc ausreichende Unterſtützung treten wird. 
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Auch gegenüber den Vorſchlägen des vorjährigen Gejekentwurfs wird im 
ganzen eine Verichlehterung der Lage des Arbeiter nicht herbeigeführt werben. 
Nah dem eriten Entwurf hatte der verlegte Arbeiter nach Ablauf der eriten vier 
Wochen nad Eintritt des Unfalls neben den Heilungsfoften zwei Drittel feines 
Arbeitsverdienites, ſoweit derielbe 2000 Markt im Jahre nicht überjtieg, zu er: 
warten, dagegen aber, jofern jein Arbeitsverdienit 750 Mark im Jahre überftieg, 
mindeitens ein Drittel der Verjicherungsbeiträge zu leiten. 

Nach dem gegenwärtigen Entwurf jollen die Beiträge der Arbeiter für die Unfall— 
verjiherung ganz in Wegfall fommen und dagegen die Unterſtützung für die eriteu 
dreizehn Wochen mit der Hälfte des Lohnes neben Eritattung der Heilungstoften von 
der Krankenkaſſe, zu welcher der Arbeiter zwei Drittel der Beiträge zu leiſten hat, er: 
folgen, und die von der vierzehnten Woche an von der linfallverficherung zu leitende 
Entihädigung, neben dem Erſatz der Heilungskoften zwei Drittel des Arbeitspverdienites, 
joweit derielbe 1200 Mark nicht überiteigt, betragen. Die hierin liegende nicht 
erhebliche Minderung der Entichädigung wird zum Theil ſchon dadurch aufge: 
wogen, daß die Unterſtützung des Verlegten in den eriten Wochen der Erwerbs: 
unfäbigfeit in einer die Verhältniffe des Arbeiters berücdiichtigenden Weile, nämlich 
ohne vorgängiges, die Auszahlung der Unterſtützung verzögerndes Verfahren zur 
Feltitellung der Entihädigung und in wöchentlichen Raten erfolgt, vollitändig 
aber durch die eintretende Minderung der Beiträge ausgeglichen. Allerdings ift 
es die große Mehrzahl aller Unfälle, welche nach den Beitimmungen des Entwurfs 
den Krankenkaſſen zur ausichließlichen Grledigung überwiejen, und für welde 
demnach die Entihädigung Icheinbar zu zwei Dritteln von den Arbeitern ſelbſt 
aufgebracht werden Toll. Das lewtere Verhältniß it aber iniofern nur ein ſchein— 
bares, als die Mitleiltung der Arbeitgeber zu den Krankenkaſſen zwar nur ein 
Drittel betragen, diejes Drittel aber zu allen in Stranfheitsfällen zu gewährenden 
und nicht etwa nur zu den, bei weiten die Minderzahl bildenden, in Folge von 
Unrällen zu gewährenden Unterſtützungen geleiitet werden fol. 

Daneben bilden die für die eriten dreizehn Wochen zu gewährenden Ent: 
Ihädigungen, wenn auch durch ihre Uebernahme auf die Krankenkaſſen die Mehr: 
zahl aller Entichädigungsfälle aus der Unfallverfiherung ausicheidet, doch wegen 
der Geringfügigfeit der einzelnen Beträge nur einen verhältniimäßig geringen 
Theil der geſammten in Folge von Unfällen zu leiftenden Entichädigungen. 

Aus den für die Monate Auguſt, September, Tftober, November 1881 an: 
geitellten Erhebungen, welche ih auf 93,554 gewerbliche Betriebe mit 1,957,548 
Arbeitern eritreften, ergibt fich Folgendes: 

Es wurden in Folge Unfalls 


A. getödtet. . . a — 662 Arbeiter, 
B. dauernd erwerböunfähig Eh. re ee 560 8 

C. vorübergehend erwerböunfähig - = > > 22020..28,352 F 
Aufs Jahr berechnet ergeben ſich: 

A Unfälle mit tödtlichem Ausgange . 1,986 Arbeiter, 


B. Unfälle mit nachfolgender dauernder Srwerbsunfähigfeit 1,680 N 
GC. Unfälle mit nachfolgender vorübergehender Erwerbs: 
unfähigfet . . . +. 85,056 e 

Für die Fälle unter © iind 549, 859° oder für dns Jahr 1,649,577 Nrantens 
tage ermittelt. 

Diele bilden, da fie auch die Unfälle mit einer längeren als dreizehnwöchigen 
GEDELURNBILMIRL wnfalien, das Marimum deilen, was nad) dem Entwurf den 
Krankenkaſſen zur Laſt fallen kann. Allerdings fehlen darunter diejenigen Kranken: 
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tage, welche auf die in Folge Unfalld invalide Gewordenen innerhalb der eriten 
13 Wochen nad dem Unfall zu rechnen find. Dafür bilden inde die mit in 
Anrehnung gebraten Stranfentage, welche über die 13 Wochen hinausgehen, 
ohne dar Invalidität als Folge des Unfalls eintritt, ein annähernd gleichwerthiges 
Aequivalent. 

Wird der Lohn für 300 Arbeitstage zu 750 Mark und demnach die Kranken— 
unterftügung einschließlich der Heilungsfoiten für 300 Krankentage zu 500 Mark 
angenommen, To ergibt fich für die Krankenkaſſen eine Gelammtbelaftung von 
2,749,295 Marf. 

Dagegen ergibt ji als Gelammtlaft, welche nach dem Gelegentwurf durd) 
die Umfallverfiherung nach Eintritt des Beharrungsanitandes zu deden fein wird, 
nad; der in dem Grgänzungsheit zum Bande LIII der „Statiftif des Deutichen 
Reihs* angeltellten Berehnung die Summe von 13,796,872 Darf. 

Die gelammte durd Unfälle entitebende Yait (2,749,295 + 13,797,872 46) 
— 16,546,167 Mark entfällt denmach mit rund 16'/, Prozent auf die Kranken— 
faffen und mit 11 Prozent auf die zu Dielen ?/, der Beiträge leiltenden Arbeiter, 
wobei unbeachtet bleibt, daß die Arbeitgeber zu den geſammten Krankenkaſſen— 
Unterftügungen und nicht etwa nur zu den durch Unfälle veranlapten ein Drittel 
beitragen 

Hiernach wird durch die veränderte Beſtimmung über den Gegenitand der 
Berfiherung und die Aufbringung der Verlicherungsbeiträge eine außerordentliche 
Geichäftsvereinfachung für Die Infallverfiherung ohne unbillige Belaltung der 
Arbeiter erreicht. 

Mit dem gänzlichen Wegfall der Beiträge der Arbeiter fällt auch die ſonſt 
unvermeidliche in dem früberen Gefegentwurf vorgelebene Gintheilung der Arbeiter 
in Klaſſen nach der Yohnhöhe, ſowie die Bemeſſung des aus Neichsmitteln zu 
feiftenden Zuſchuſſes nad Maßgabe der in der umterften Lohnklaſſe verdienten 
Löhne hinweg. Die Gründe, welche dieſe Nenderung wünſchenswerth mache, 
find zum Theil schon bei der Berathung des früheren Entwurfs berührt und 
haben sich bei weiterer Prüfung als durchichlagend erwielen 

Die verichiedene Behandlung der Arbeiter, je nachdem fie einer niedrigeren 
oder höheren Yohnklafie angehören, würde bei der nach der Natur der Sache mehr 
ober minder willfürlichen Abgrenzung der Klaſſen gegeneinander vielfahen Anlaß 
zur Unzufriedenheit geben, zumal bei derielben Yohnhöhe unter verichiedenen ört— 
fihen und jonftigen Verhältniſſen die Leiſtungsfähigkeit eine ſehr verschiedene fein 
fann und die Ungleichheit der Belaftung, welde an den Grenzen der Nlafien 
zwiichen Arbeitern mit fait gleichen Yohnfägen eintreten würde, dem höber Be: 
lafteten faum veritändlih und in der That aucd der Biligfeit nicht entiprechend 
jein würde. Faſt noch gewichtiger Find die Bedenken, welche ſich aus den mit 
der Handhabung der auf die Nlalleneintheilung bezüglicen Beitimmungen tim 
einzelnen verbundenen Schwierigkeiten ergeben. ‚Für jeden Arbeiter, deſſen Lohn 
nit ein während des ganzen Nahres unverändert bleibender ift, würde am 
Schluſſe jeder Beitragsperiode (Quartal) auf dem Wege umitändlicher Berechnung 
feftgeftellt werden müſſen, ob er nah Maßgabe des im Laufe des Quartals be: 
zogenen Lohnes überhaupt, ob er mit einem Drittel oder mit der Hälfte zu den 
Beiträgen heranzuziehen fei. Dabei würde es, da dieſer Yyeititellung, wenn fie 
überhaupt austührbar bleiben jollte, nur der Durdyichnitt des in Yaufe der Bei— 
tragsperiode für den Tag bezogenen Lohnes zu Grumde gelegt werden könnte, 
vorkommen, daB von zwei Arbeitern mit dem gleichen Jahresverdienit der eine 
für das ganze Jahr, der andere nur für ein Quartal mit Beiträgen belaftet würde. 
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Dieſelben Schwierigfeiten würden fich für die Feſtſtellung desjenigen Betrages er- 
geben, welchen das Reich von dem Geſammtbetrage der fir jeden einzelnen Be— 
trieb zu leiftenden Beiträge zu übernehmen hätte. Eine Beleitigung dieſer 
Schwierigkeiten ift nur dadurch möglich, daß entiveder alle Arbeiter mit gleichen 
Beiträgen belajtet, oder alle Arbeiter gänzlich von Beiträgen befreit werden. Die 
verbündeten Negierungen haben ſich fir das legtere enticheiden zu müſſen und 
folgeweile für die Beihilfe des Reichs ftatt der Form eines Zuſchuſſes zu ben 
Vericerungsbeiträgen diejenige der direkten llebernahme eines Theils der Ent— 
Ihädigungen in Borichlag bringen zu ſollen geglaubt. 

Die Gründe, welche für eine Mitheranziehung der Arbeiter zu den Verſicher— 
ungsbeiträgen aus der moraliihen Wirfung derielben hergeleitet werden, verlieren 
dadurch erheblih an Bedeutung, daß jeder Arbeiter in feinem Stranfenverlicherungss 
beitrage zugleich einen, wenn auch nur geringen Beitrag zur Unfallveriicherung 
entrichtet. 

Die weientlichite Abweichung des gegenwärtigen von dem früheren Entwurf 
liegt in der unveränderten Form und Organifation der Unfallver— 
fiberung. Obwohl die verbündeten Regierungen der vom Neichstag beichlofienen 
Errichtung don Yandesverficherungsanitalten nicht zuzustimmen vermocten, ſo 
haben sie doch aud an der Zentralilirung der gelammten Unfallverficherung in 
einer NReishsverlicherungsanitalt nicht feithalten zu jollen geglaubt. Den unver 
fennbaren Vortheilen, welche die legtere durdy ihre unbedingte Sicherheit, durch 
die Billigfeit und Ginbeitlichfeit der Verwaltung und namentlich durd die Ver— 
theilung des Riſikos auf die Gefammtheit aller der Unfallverlicherung unterliegenden 
Betriebe bietet, ftehen auf der anderen Seite Nacıtheile gegenüber, welche fich bei 
nochmaliger Erwägung als fo erheblich herausitellten, daß es rathiam erichien, 
eine andere Organilation zu wählen. 

Die Regelung des Verficherungsgeihäfts mit etwa 100,000 Betrieben, in 
denen mehr als 2,000,000 Arbeiter beichäftigt find, die Einſchätzung derjelben im 
die Sefahrenflaflen, die viermal im Jahre für jeden Betrieb vorzunehmende 
Prüfung der Beitragsberehnung, die Feſtſtellung der Entſchädigungen, welde 
jelbit bei der im Ausficht genommenen Ausscheidung der Fälle vorübergehender Er— 
werbsunfäühigfeit immer noch für etwa 10,000 Fälle im Jahre zu erfolgen hätte, 
wiirde für die Verwaltung der Neichsverficherungsanitalt eine To erhebliche Ge— 
ſchäftslaſt ergeben, daß die zu ihrer Bewältigung erforderliche jehr umfangreiche 
Behörde die Gefahr einer bureaufratiichen und ichablonenmäßigen Erledigung der 
Geſchäfte ſchwerlich würde vermeiden fünnen. Dazu kommt, daß den innerhalb 
und außerhalb des Neichstags lebhaft geäußerten Wünfchen nad einer Theilnabme 
der Betheiligten an der Verwaltung und namentlich an der jFeititellung der Ent: 
Ihädigungen bei Errichtung einer Neihsverliherungsanitalt, wie die Berathungen 
des Neichstags über den vorjührigen Entwurf gezeigt haben, nicht würde Rechnung 
getragen werben fönnen. Bor allen Dingen aber empfiehlt es ich, dem bei den 
bisherigen Verhandlungen gleichfalls lebhaft hervorgetretenen Verlangen nach einer 
vorwiegend genofienichaftlihen Organilation der Unfallverficherung in weiterem 
Umfange entgegenzufommen, als es in dem $ 56 des früheren Entwurfs gefchehen 
ift und innerhalb des Rahmens einer Neichsverfiherungsanftalt geichehen konnte. 
Hierfür spricht im entjcheidender Weile die Erwägung, dab die Gefammtheit der 
als nothiwendig erfannten wirthichaftlichen umd fozialen Neformen nur mit Hilfe 
einer genofienichaftliden Organilation der Industrie und des Gewerbes erfolgreich 
durdigeführt werden fann, und daß demnach wenigitens die Anfänge einer ſolchen 
Organiſation ſchon bei dem eriten Schritte auf dem Wege zu dieſen Reformen 
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gewonnen werden müflen. Wird zunächit zur Durchführung der Unfallverficherung 
eine genoflenichaftliche Organiiation begründet, jo wird damit nicht nur der ges 
werblihen Bevölkerung die Möglichkeit geboten, Verſtändniß und Befähigung für 
die jelbitverwaltende Thätigkeit auf wirthichaftlihem und ſozialem Gebiete durch 
die zunächſt nur an mäßigen Aufgaben eintretende Uebung allmählig auszubilden, 
iondern die dann bereits vorhandene Organtfation wird denmächit unschwer auch 
die für die Löfung der größeren auf diefem Gebiete vorliegenden Aufgaben erfor— 
derliche weitere Ausbildung erhalten fünnen. Namentlich it zu hoffen, daß mit 
Hilfe einer ſolchen bereits beftehenden Organifation die allgemeine Regelung der 
Invaliden- und Alteröveriorgung, in der die Allerhöchſte Botichaft vom 17. No— 
vember v. I die nächite Aufgabe der jozialen Neformgefeggebung erblickt, ſchneller 
werde in Angriff genommen werden können, als e3 in der Begründung des vor— 
jährigen Entwurfs in Ausficht geitellt werden konnte. 

Für die Art der genofienichaftlichen Organifation, welche zur Durchführung 
der Unfallverficherung zu begründen ift, fommt vornehmlich in Betracht, daß einer 
jetts die Höhe des Riſikos eine Vertheilung desielben auf möglichit breite Schultern 
fordert, und daß andererfeit3 eine fräftige Entwidelung des genoflenichaftlichen 
Lebens und eine erfolgreihe Verwaltung durch genoflenichaftliche Organe nur zu 
erwarten ift, wenn die zu einer Genoſſenſchaft Werbundenen ſich ſowohl örtlich, 
ala auch nach ihrem Beruf nicht allzufern ſtehen. Den hierin liegenden Anfor— 
derungen kann nur durch eine doppelte Organilation entiprocdyen werden. Um für 
das Nififo der Unfallverfiherung die hinreichend fräftigen Träger zu gewinnen, 
muß dasielbe wenigitens zum größten Theile der Geſammtheit der Unternehmer 
aller im ganzen Umfange des Reichs belegenen Betriebe, welche vermöge gleicher 
Unfallsgefahr mit dem gleichen Nifito verbunden find, auferlegt werden. Zu dem 
Ende werden ſämmtliche Betriebe in Gefahrenklaſſen einzutheilen jein, von 
denen jede die durchichnittlich mit gleicher Unfallsgefahr verbundenen Induſtrie— 
jweige und Betriebsarten in fich begreift, Um zu Tebenstähigen Genoſſen— 
ihaften zu gelangen, müfjen innerhalb der Gefahrenklajien die Betriebsunter— 
nehmer der einzelnen Induſtriezweige und Betriebsarten, und zwar für örtlid) 
abgegrenzte Bezirke, zu folchen vereinigt werden. Damit aber den fo gebildeten 
Senofienichaften die gelammte örtliche Werwaltung der Unfallverfiherung und 
namentlicd; die Feititellung der Entichädigungen ohne Gefährdung des Intereſſes 
der Gefammtheit übertragen werden fann, muß Sorge dafür getragen werden, daß 
fie an einer tüchtigen und jpariamen Verwaltung neben dem allgemeinen, in ihrer 
Zugehörigkeit zu der Gefahrenflaife liegenden, auch noch ein befonders unmittels 
bares Intereſſe haben. Die kann mur dadurch erreicht werden, dab jede Ge: 
noflenihaft einen Theil des Nilitos, welches aus den innerhalb ihres Kreiſes eins 
tretenden Unfällen erwächit, beionder8 für fich zu tragen hat, ſo daß nur ber 
Reit des Riſikos der Geſammtheit der zu einer Gefahrenklaſſe gehörenden Inter: 
nehmer zur Laſt fällt. 

Die für die einzelnen Induſtriezweige und VBetriebsarten gebildeten Genoſſen— 
ihaften würden alio neben der gelammten örtlichen Berwaltung (Heranziehung 
fümmtlicher Unternehmer des betreffenden Induſtriezweiges zur Mitgliedichaft, Felt: 
telung der den Maßſtab der Beiträge bildenden Lohn- und Gehaltsſummen, Felt: 
Hellung der Entihädigungen, Mahregeln zur Verhütung von Unfällen und deren 
Durchführung) die Aufgabe haben, den auf fie entfallenden Theil der Gntichädig- 
ungen, welche aus den bei Mitgliedern der Genoſſenſchaft vortommenden Unfällen 
erwachien, von ihren Mitgliedern nach dem Maßſtabe der in ihren Betrieben vers 
dienten Löhne und Gehälter aufbringen zu laſſen, und daneben bon demielben 
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auch diejenigen Beiträge zur erheben, welche zur Mufbringung des der Gelanımt: 
heit der Unternehmer der fraglichen Gefahrenklaſſe zur Laft fallenden Theiles der 
Entſchädigungen nach der von einer Zentralftelle vorzunehmenden, über ſämmtliche 
der Gefahrenklaſſe angehörenden Betriebe ſich eritredenden Nepartition von den 
Mitgliedern der Genoſſenſchaft nach Maßgabe der in ihren Betrieben verdienten 
Löhne und Gehälter zu leiten fein werben. 

Die fo zu bildenden Genoſſenſchaften fünnen indeſſen nicht alle verficherung®: 
pflichtigen Betriebe in Tih aufnehmen. Da die Genoffenichaft einerjeits, um ihr 
beionderes Riſiko tragen zu fönnen, eine gewilfe nad den Maße der Unfallsge— 
fahr des betreffenden Induftrieziveiges zu bemeffende Minimalzahl von Berficherten 
umfaſſen muB, andererieits aber aus den oben dargelegten Gründen nidt für 
einen beliebig großen Bezirk errichtet werden kann, da ferner in Folge der Xer: 
ſchiedenheit der induſtriellen und gewerblichen Entwidelung in den verichiedenen 
Theilen des Reichs, ſowie der ungleihen örtlichen Wertheilung der einzelnen In— 
duſtriezweige und Betriebsarten, die letzteren nicht überall in folcher Zahl und 
Ausdehnung vorhanden find, daß fir fie die Bildung einer Genoilenichaft ohne 
zu weite Ausdehnung des Bezirks möglich it, jo wird vorauslichtlich im jedem 
Bezirk eine erheblide Anzahl von Betrieben der verjchiedeniten Induſtriezweige 
und Betriebsarten übrig bleiben, welche einer Genoflenichaft nicht angeſchloſſen 
werden fünnen. Zur Gingliederung diejer Betriebe in die Organifation iſt eine 
Ergänzung der lesteren e forderlich, welche dadurd gewonnen werden fol, dak die 
Gelammtheit der fraglichen Betriebe eines Bezirks zu einem Werbande vereinigt 
wird, welcher für fie die übrigens den Genoflenichaften obliegenden Aufgaben zu 
erfüllen hat uch der Verband foll demnad einen Theil der Entichädiqungen, 
welche aus den in den Betrieben feiner Mitglieder eintretenden Unfällen erwadlen, 
für fih durch Beiträge feiner Mitglieder aufbringen. Da die lesteren indeſſen 
den verichiedeniten Gefahrenklaiien angehören, fo können die Beiträge nicht einfach 
nad den im den Betrieben der Mitglieder verdienten Yöhnen und Gehältern er 
hoben werden, vielmehr mul dabei auch das verichiedene Maß der Unfallsgefahr 
der den verichiedenen Gefahrenflaffen angebörenden Betriebe berückſichtigt werden. 
Um dies zu ermöglichen, Toll das Verhältniß, in welchem die verichiedenen Ge 
fahrenflailen nah den Maße ihrer Unfallsgefahr zu einander ſtehen, einheitlich 
für das ganze Neid in der Meile feitgeftellt werden, daß das Maß der Unfalls— 
gefahr Für die höchite Gefahrenklaſſe gleih 100 geſetzt und dasjenige der übrigen 
danach in einem Prozentiate beitimmt wird. Mit diefen Prozentjägen find nad 
der Verichiedenheit der Gefahrenklaſſe der einzelnen Betriebe die in demielben ver 
dienten Löhne und Gehälter bei der Umlegung derjenigen Beiträge in Anrechnung 
zu briugen, welche zur Aufbringung des von dem Werbande beionders zu über: 
nehmenden Theiles der Entihädigungen von den Mitgliedern besielben geleiftet 
werden müſſen. Mit dem verbleibenden Reſte fallen die innerhalb des Verbandes 
entitandenen Entſchädigungsanſprüche der Gejamnitheit der Unternehmer derjenigen 
Gefahrenklaſſe zur Yaft, welcher der Betrieb angebört, in dem der den Entſchäd— 
igungsanfprud begründete Unfall eingetreten ift. Die Beiträge aber, melde die 
jeder Gefahrenklafie angehörenden Mitglieder des Verbandes nach der von der 
Reichs» Zentralitelle vorzunehmenden Repartition zur Dedung des von der Gelammt- 
heit der Ilnternehmer ihrer Gefahrenklaſſe aufzubringenden Theil der Entſchädig— 
ungen zu leiten haben, fol der Verband von jeinen Mitgliedern gefondert nad 
Gefaährenklaſſen erheben. 

Rorausiegung der Durchführbarkeit diefer Organifatıon ift einmal die Her: 
ftellung eines einheitlichen Kaflene und Nednungsweiens und ſodann die Erſeßung 
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der in dem vorjährigen Entwurf in Aussicht genommenen Verficherung gegen feite 
Prämien durch eine Verliherung auf Gegenieitigfeit und auf der Grundlage des 
Imfageverfahrens. 

Der eriten Borausiegung Toll dadurch entiprodhen werden, daß die Aus: 
zahlung ſämmtlicher Entihädigungen den Boftverwaltungen und die Berehmung 
und Anweiſung der von den verichiedenen VBerpflichteten (Reich, Geſammtheit der 
zu einer Gefahrenklaſſe gehörenden Unternehmer, Genoffenichaften, Verbände) zu 
eritattenden Beträge einer Reichs: Jentralitelle übertragen wird. 

Dat an die Stelle der Verfiherung gegen feite Prämie eine Verſicherung 
auf Gegenfeitigfeit tritt, it ein nothmwendiger Ausflug der genoflenfchaftlichen 
Regelung der Unfallverliherung und hat den großen Vorzug, daß zwar nicht die 
Eintheilung der Betriebe in Gefahrenklaſſen, wohl aber die Feititellung von Prä- 
mientariten in Wegfall fommt. Die Verſicherung auf Gegemieitigfeit macht zwar 
an und für fich die Anwendung des IImlageverfahrens, d. b. die Bemeſſung der 
Geſammtſumme der für jede Rechnungsperiode aufzubringenden Beiträge nach der 
Geſanmmtſumme der während derielben Rechnungsperiode zu leiltenden Zahlungen 
nicht nothwendig, ſie läßt auch eine forortige Erhebung der Beiträge in dem— 
jenigen Betrage zu, welcher erforderlich tit, um die Befriedigung der in der Beis 
tragsperiode entftandenen Entſchädigungsanſprüche bis zu ihren Grlöfchen zu 
deden. Das legtere Nerfahren würde indellen bei der Vertheilung der Verpflichtung 
zur Leiftung der Entihädigungen, wie fie fich aus der im Entwurf vorgejehenen 
Organilation ergibt, zu einer jo fomplizirten NRechnungsführung und Kaſſen— 
verwaltung führen, dab davon Abitand genommen werden muß, zumal die Bes 
benten, welche gegen das IImlageverfahren, foweit es fih um Privatverlicherungss 
Geiellichaften und Anftalten handelt, mit Recht erhoben werden, nicht in gleicher 
Meile zutreffen, wenn die Verſicherung auf eine geſetzlich begründete, auf dauernden 
Fortbeſtand berechnete und für alle Betheiligten mit geieglichem Zwange ausges 
ftattere Organilation gegründet wird, und damit das Hauptbedenken, näntlich die 
Möglichkeit der demnächſtigen Zahlungsunrähigfeit des verpflichteten Subjekts 
hinwegfällt. 

Die Gefah enklaſſen, deren Angehörige in ihrer Geſammtheit mit dem bei 
weitem größten Theile der Entſchädigungen belaftet werden ſollen, werden, wir 
nah den Ergebniffen der Unfallſtatiſtik ſchon jest mit Sicherheit angenommen 
werden fann, fo umfangreich ein und eine jo große Zahl der verichiedeniten In— 
duſtriezweige in ſich vereinigen, daß die Zahlungsfähigfeit der verpflichteten Ges 
ſammtheit unter allen Umſtänden gefichert ift und namentlih auch durch den 
Niedergang und jelbit durch das Erlöſchen einzelner Induſtriezweige nicht gefährdet 
werden fann. 

Wenn auch bei dem Umlageverfahren in einem gewilien Maße die Berriedigung 
der in der Gegenwart entitehenden Verpflichtungen der Zukunft überlaflen wird 
und wenn auch in Folge der auf den augenblidlichen Bedarf beſchränkten niedrigeren 
Beiträge der eriten Jahre der nach Eintritt des Beharrungszuftandes erforderliche 
Bedarf höher werden wird, als er ohne die in der Vergangenheit entitandenen 
und nicht gleichzeitig gededten Berpflichtungen fein würde, To ſteht diefem Nach: 
theil doch der Vorzug gegenüber, dab die neue Laſt von der gelammten Anduftrie 
leihter getragen werden wird, wenn bie dazu erforderlichen Beiträge anfangs 
niedrig find und erit allmählig zu ihrer vollen Höhe heranwachſen. Ebenſo fallen 
bei dem lmlageverfahren die Bedenken hinweg, welche gegen die Anwendung bed 
Verſicherungsprinzips daraus hergeleitet werden, daß fie die Anſammlung erheb- 
licher Stapitalien fordern, dadurch der Induſtrie einen Theil ihrer ohnehin nicht 
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reichlichen Betriebsfapitalien entziehen und zum Theil den ohnehin Ichon in une 
erwünichter Meije fortichreitenden Prozeß der Auflaugung der in der Peripherie 
der Volkswirthſchaft gebildeten Kapitalien durch das Zentrum beichleunigen würde. 

Zu den einzelnen Beitimmungen des Entwurfs iſt Folgendes zu bemerfen: 

Zu $ 1. Bei der Aufzählung der Betriebe ift davon ausgegangen, daß bie 
beabfichtigte Negelung alle im Dienfte Anderer beichäftigten gewerblichen Arbeiter 
zu umfajlen habe, hinfichtlich deren nicht praftiihe Gründe für die Ausichließung 
ſprechen. 

Die Salinen und Aufbereitungsanſtalten, welche, abweichend vom 
8 2 des Haftpflichtgefekes, neben den Bergwerfen, Brüden und Gruben 
aufgeführt werden, find aud in der Gewerbegeieggebung den Bergwerken gleich: 
geitellt. Sie unterliegen wie dieſe den berggeieglichen Beitimmungen und den Vor: 
ichriften der Gewerbeordnung über die Beihäftigung jugendlicher Arbeiter. Es 
ift fein Grund vorbanden, fie von der gegemwärtig beablichtigten Regelung aus: 
zuſchließen. 

Dem vielfach hervorgetretenen Wunſche, Die Bergwerke und die mit ihnen 
verbundenen Betriebe für den Fall von dem Bereich diejes Geſetzes auszuicliegen, 
daß die für diefelben beftehenden Knappſchaftskaſſen bei Jnvaliditäts= und Todess 
füllen auch dann Unterſtützung gewähren, wenn fie durch Unfälle herbeigeführt 
find, hat nicht entiprochen werden können. Da gerade Bergarbeiter ganz beionders 
von Infallgefahren bedroht find, Dürfen fie nicht Schlechter geitellt werden, wie 
andere gewerbliche Arbeiter. Cine Ausnahme fünnte alſo nur dann für fie nad: 
gelaflen werden, wenn ihnen aus Knappſchaftskaſſen bei Unglücksfällen gleich hohe 
Unterftügungen, wie im Entwurf vorgeichen, gezablt werden, ohne daß ſie Bei: 
träge zu feiften haben. Dies würde den Weſen der Knappſchaftsvereine, in 
welchen Beiträge der Arbeiter die wohl ausnahmsloie Hegel bilden, nicht entiprechen, 
und jedenfalls eine Abänderung der Statuten dabin erfordern, daß für die unter 
das Unfallverſicherungsgeſetz fallenden Infälle cine beſondere Nechnung gelegt 
werde. Der Erfolg würde in diefem Falle fein, daß die Unterſtützung für dieſe 
Unfälle mit den übrigen Kaſſenzwecken nur äußerlich und ſcheinbar in Verbindung 
bliebe, in Wahrheit aber cine jelbitändige Genoflenichaft entitände, welche ſich von 
den im Entwurf vorgelehenen Betriebsgenoſſenſchaften nur dadurch untericheiden 
würde, daß fie von vornherein auf den Bezirf der Knappſchaftskaſſe beſchränkt 
fein und neben dem Riſiko der Berriebsgenoilenichaften auch dasjenige der Ge 
fammtheit der zu einer Gefahrenflafie gehörenden Betriebe zu tragen haben würde. 
Die Diehrzahl der Knappſchaftsverbände befist aber nicht einmal hinreichende Aus: 
dehnung und Leiftungsfühigfeit, um im Stande zu fein, das Rififo der Betriebs: 
genofienichaften mit derjenigen Sicherheit zu übernehmen, welche im öffentlichen 
ntereile gefordert werden mu. Das Borfommen von Maflenverunglüdungen 
macht gerade für Bergwerfe die Bereinigung einer ſehr aroßen Zahl von Betrieben 
zur nothwendigen VBorausierung einer allen Eventnalitäten gewachſenen Ber: 
ficherung, und es würde unter diefem Gefichtspunft nicht unbedenklich fein, wenn 
es in das Belieben der Betbeiligten geitellt würde, ob fie fich der allgemeinen Un— 
fallverlicherung entziehen wollen oder nicht. ES füllt ferner ins Gewicht, daß 
nach den geltenden Borichriften nicht alle Arbeiter der berheiligten Unternehmer 
auch Mitglieder der Knappſchaftsvereine zu fein brauchen: der Arbeitgeber würde 
alio verpflichtet Tein, für Diefe bei den Stnappichaftsvereinen nicht betheiligten Ar: 
beiter einer Berriebögenofienichaft oder einen Berriebsverbande anzugebören. Daß 
jich hieraus unerwünschte Inzuträglichfeiten ergeben würden, bedarf feiner weiteren 
Darlegung. 
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Der Wunſch nach einer Ausnahmeſtellung für die Knappſchaftsvereine läßt 
ſich auf das Beſtreben zurückführen, ihren Beſtand durch die neue Organifation 
nicht erſchüttern zu laſſen. 

Ein ſolcher Einfluß der letzteren iſt indeſſen nicht zu befürchten, da durch 
das gegenwärtige Geſetz der größte Theil des umfangreichen Wirkungskreiſes der 
Knappſchaftsverbände nicht berührt wird und dieſe namentlich auch in ihrer Eigen— 
ſchaft als Krankenkaſſen mit der Fürſorge für die durch Unfälle Verletzten, ſoweit 
es ſich um die erſten dreizehn Wochen handelt, noch ferner befaßt bleiben. Es 
wird ihnen nur die Fürſorge für die zwar ſeltenen aber ſchweren Unfälle abge— 
nommen, welche unter dies Geſetz fallen. Ihre Solidität kann dadurch nur ge⸗ 
winnen, dab von der großen Zahl der verſchiedenartigſten Verficherungszmwede, 
welche in ihrem Gejchättsfreis vereinigt find, einer und zwar derjenige, mit 
welhem das größte Rifito verbunden iſt, ausgeichieden wird. Inwieweit dem 
Intereſſe, welches die Knappſchaftsverbände an der Aufrechterhaltung des Zu: 
lammenhanges der Unfallverſicherung mit den ihnen verbleibenden Aufgaben haben, 
durch eine Betheiligung der Organe bderjelben bei den von den Behörden wahr: 
zunehmenden Geſchäften Rechnung getragen werden kann, wird bei der Ausführung 
des Geſetzes fjorgfältig erwogen werben. 

Die Hüttenwerke find either in der Nechtiprehung als Fabriten im Sinne 
des Haftpflichtgeieges angelehen. Nachdem aber die Novelle zur Gewerbeordnung 
vom 17. Juli 1878 — Reichs-Geſetbl. S. 199 — fie im S 154 ausdrücklich 
unter denjenigen Anlagen genannt hat, welde neben den Fabriken den Vor: 
ihriften über die Beichäftigung jugendlicher Arbeiter unterftellt werden, ericheint 
es, um Zweifel auszuſchließen, rathſam, fie auch hier namentlidy aufzuführen 

Die Aufführung der nicht unter den Begriff „Fabrik“ fallenden 
Verriebe, in denen Dampfkeſſel oder dDurd elementare Kraft be: 
wegte Triebwerfe zur Berwendung fommen, entipricdt der Abficht des 
Entwurfs, gegen die Folgen ſolcher Gefahren zu Sichern, welche in der Natur des 
Derriebes liegen und von der Handlungsweile des einzelnen Arbeiter mehr ober 
weniger unabhängig find Sie hat daneben die Bedeutung, daß fie die Mehrzahl 
derjenigen Betriebe, bei denen es fraglich iſt, ob fie zu den „Fabriken“ gerechnet 
werden fünnen, nichtsdeitoweniger unzweifelhaft dieſem Geſetze unterftellt, und daß 
auch der Stleinbetrieb mit alleiniger Ausnahme bdesjenigen Handwerksbetriebes, 
welher ohne Verwendung von Maichinenfräften vor fich gebt, in die beabjichtigte 
Regelung eingeichloflen wird, Die Ausichliegung des gewöhnlichen Handwerks: 
betriebes rechtfertigt ſich dadurch, daß in demjelben nur jelten Unfälle vorkommen, 
welche jih von den im gewöhnlichen Leben vorfommenden von aller gewerblichen 
Thätigleit unabhängigen Unfällen unterſcheiden, und daß die Ausdehnung auf 
dieſe Betriebe bei der großen Zahl der nur mit einem Gehilfen arbeitende Hand: 
werfer die Durchführung des Gejeges in einem Maße erichweren würde, melde 
mit dem zu erreichenden Zwede in feinem Werhältniiie iteht. 

Der Eifenbahnbetrieb und ver Schifffahrtsbetrieb follen entiprechend 
den Beichlüffen des Neihstags zur vorjährigen Gejekesvorlage nur dann unter 
die Beitimmungen des Gejeges fallen, wenn ſie als integrirende Beftandtheile 
eines der im $ 1 Ablas 1 bis 3 bezeichneten Betriebe lediglich für dieſen be— 
itinmt find. 

Was die übrigens im Gijenbahnbetriebe beihäftigen Arbeiter anlangt, jo ift 
war nicht zu verfennen, dab es erwünscht fein würde, dieſelben hinsichtlich der 
Vorausiegungen nnd des Maßes der ihnen bei Unfällen zu gewährenden Ent: 
ihädigungen den unter das gegenwärtige Geſetz fallenden Arbeitern gleichzuitellen. 
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Es hat indeilen von der Aufnahme der zu dem Ende zu erlaffenden Vorjchriften 
in den gegenwärtigen Gejegentwurf abgeiehen werden müſſen, weil die dabei in 
Betracht zu ziehenden Verhältniffe noch einer näheren Prüfung bedürfen, und 
weil eine Ausdehnung der Beſtimmungen über die Verlicherung der Entſchädig— 
ungen auf den Eijenbahnbetrieb, namentlich denjenigen der Staatsbahnen theils 
überflüffig theil® ohne erhebliche Modifikationen nicht thunlich geweſen fein würde. 
Ob und in welcher Weife die Infallentihädigung für die im Eifenbahnbetriebe 
beichäftigten Arbeiter einer anderweiten Negelung zu unterziehen fein wird, muß 
daher näherer Erwägung vorbehalten werden. Bis dahin wird es bei dem S 1 
des Haftpflichtgeieges für die fraglichen Arbeiter um fo unbebenflicher bewenden 
fönnen, als durch denfelben der Entihädigungsanipruch erihöpfend und günftiger 
als für die übrigen unter das Haftpflichtgeieg fallenden Arbeiter geregelt ilt. Wie 
indeflen der $ 1 des Haftpflichtgefeges nur von dem eigentlichen Gifenbahnbetrieb 
handelt, fo ſoll auch nur dieſer von den vorliegenden Geſetze ausgeſchloſſen 
bleiben, während die Eiſenbahnwerkſſtätten, ſei es als Fabriken, ſei es als 
Betriebe, in denen durch elementare Kraft beivegte Triebwerke zur Verwendung 
fommen, in die Regelung eingeichloflen werden, und die Gijenbahnbauten unter 
die Vorichrift des Abſatz 3 diefes Paragraphen fallen. 

Der Ausichließung des Schifffahrtsbetriebes liegen praftiihe Erwäg— 
ungen zu Grunde. Da bderielbe nicht an eine feite Vetriebsftätte gebunden ift, ſo 
fann bei ihm die für die Aufrechterhaltung und Abwidelung des Verſicherungs— 
geichäfts unentbehrliche fortlaufende Beziehung zwiichen dem Unternehmer und den 
Organen der lnfallverfiherung, namentlich ſoweit es fih um die Seeſchifffahrt 
handelt, nicht hergeltellt werden. Fir die legtere kommt daneben in Betracht, daß 
da3 Handelögeiegbuch cine Reihe von Beitimmungen über die den Schiffslenten 
in gewiilen Fällen theild vom Rheder, theild vom Sciffer zu gewährenden Ent— 
Ihädigungen enthält, und daß es nicht rathſam ericheint, in die auf dem Her: 
fommen und den Gigenthümlichkeiten des Schiffergewerbes beruhenden Beſtimm— 
ungen dieſes Geſetzes, durch welche die Verhältnifie der Schiffsmannjchaft mehr 
nad) Art eines Dienſt- als eines Arbeitövertrags geregelt find, durd ein Spezial: 
gelet einzugreifen, welches auf die abweichenden Verhältniſſe der Induſtrie berechnet iſt. 

Was die Yandwirthbihaft anbelangt, fo fallen zunächſt die von ben 
Landwirthen als Nebengewerbe in Verbindung mit der Yandwirthichaft betriebenen 
Fabriken und jonftige Anlagen, in welchen dauernd eigene Kraftmaſchinen vers 
wendet werben, ohne bejondere Beitimmung unter das Geſetz. Dagegen gehört 
derjenige landwirthichaftliche Mafchinenbetrieb, welcher in der Weiſe erfolgt, dab 
der Gigenthümer einer Mafchine mit derfelben bei den einzelnen Landwirthen ums 
berzieht und fie meift nur für furze Zeit bei benielben arbeiten läßt, während 
da3 erforderliche Hilfsperfonal größtenteils von den Landwirthen geitellt wird, 
zu ben Betrieben, „für welche nur vorübergehend eine nicht zu der Betriebsanlage 
gehörige Straftmaschine verwendet wird”, und tft demnadh im Sinne der Vorlage 
nicht verſicherungspflichtig, Was im übrigen die landwirthichaftlichen Arbeiter 
anbelangt, jo hat auch in dem gegenwärtigen Entwurf davon Abſtand genommen 
werden müſſen, dieſelben in Die geſetzliche Regelung ber Unfallverficherung einzu: 
beziehen. Daß es in mander Beziehung wünſchenswerth wäre, gleichzeitig mit 
der Mehrzahl der gewerblichen aud den Iandwirthichaftlichen Arbeitern die Wohl: 
that der Infallverfiherung zu Theil werden zu laſſen, daß dafür namentlich in 
denjenigen Gegenden, wo ein ftarfer Wechiel der Arbeiter zwiſchen landbwirthichaft 
liher und induitrieller Beichäftigung ftattfindet, erhebliche Gründe ſprechen, Toll 
nit verfannt werden. Andererſeits aber haben auch die Bedenken nicht außer 
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Acht gelaffen werden fünnen, welche unter den gegemwärtig noch vorherrichenden 
wirtbichaftlichen WVerhältnifien der Landwirthichaft, wie in ber Begründung des 
Gefegentwurfs, betreffend die Krankenverſicherung, dargelegt ift, gegen die Ans 
nahme eines auf Geldwirtbichaft bafirten Syitems zu erheben find. Dazu kommt 
der enticheidende Umftand, daß es auch nach weiteren Erwägungen nicht gelungen 
ift, die in der Begründung des vorjährigen Gefegentwurfs, und in derjenigen des 
Geſetzentwurfs, betreffend die Stranfenverficherung, dargelegten Schwierigkeiten zu 
überwinden, welche der Ausdehnung der geieglihen Negelung auf die Landwirth— 
ihaft aus der Unmöglichkeit einer praftiih durdführbaren Abgrenzung der ver: 
fiherungöpflichtigen Arbeiter erwachien würden. Es wird daher abzumarten fein, 
ob die praftiichen Erfahrungen, welche mit der Negelung der Unfallverſicherung 
gemacht werden, dad Gewicht jener Bedenken gegenüber den Vortheilen ber Unfall— 
verficherung abihwäden und einen Weg zur leberwindung dieſer Schwierigkeiten 
zeigen werden. 

Was die Banarbeiter anbelangt, fo iſt die in den Verhandlungen über 
den vorjährigen Gefegentwurf vielfach angefochtene Beitimmung, nad) welcher der 
Umfang des Verfiherungszwanges für dieſe Klaſſe von Urbeitern durch Beſchluß 
des Bundesrath3 abgegrenzt werden jollte, im den gegenwärtigen Entwurf nicht 
wieder aufgenommen worden. An ihre Stelle tritt die Vorichrift des Abſatz 2 
des $ 1, durch welche in Verbindung mit der im $ 9 Ablag 2 getroffenen Be: 
ftimmung die in der Begründung des früheren Entwurfs Seite 36, 37 darge: 
fegten Schwierigkeiten einer unmittelbaren geieslichen Regelung des Verficherungs- 
zwanges für Bauarbeiter überwunden fein bürften. 

Um fowohl das ftehende Baugewerbe als auch die unabhängig von einem 
Baubetriebe jtattfindenden Bauausführungen zu treffen, wird eine ziwiefache Wer: 
fcherungspflicht begründet. Handwerker und jonitige Gewerbtreibende, deren Ge- 
merbebetrieb jid) auf die Ausführung von Bauarbeiten eritredt, follen verpflichtet 
fein, Die in ihrem Betriebe beihäftigten Arbeiter und zwar für die ganze Dauer 
des Arbeitöverhältniffes zu verfichern, ohne Rüdfiht darauf, ob dieſe Beichäftigung 
in der Werkſtätte oder unmittelbar bei der Ausführung eines Baues ftattfindet. 
Für diejenigen Bauten dagegen, welde im Negiebetriebe ohne Vermittelung eines 
Gemwerbtreibenden, durch direft angenonmmene Arbeiter ausgeführt werden, foll der 
Bauherr zur Verficherung der Arbeiter verpflichtet fein. Wird 3. B. ein öffent: 
liches Gebäude im Rohbau im Negiebetriebe aufgeführt, die Herftellung der Thüren 
und Fenſter, des Verpuges, der Malereien u. ſ. w. dagegen an Handwerksmeiſter 
übertragen, To würben von der öffentlihen Verwaltung, welche den Bau aus: 
führen läßt, nur die beim Nohbau beihäftigten Arbeiter zur Verficherung zu 
bringen fein, während alle übrigen ſchon durch die Verficherung gebedt wären, 
welche den mit Ausführung der einzelnen Arbeiten beauftragten Handwerksmeiſtern 
für ihren Gewerbebetrieb im Ganzen obliegt. Ebenſo würde der Befiger eines 
Haufes, welcher eine Reparatur an demielben einen Handwerksmeiſter überträgt, 
nicht für die Verficherung der dielelbe ausführenden Arbeiter verantwortlich jein. 
Damit ihn aber auch dann, wenn er einzelne NReparaturarbeiten durch einen Ar: 
beiter ausführen läßt, welcher weder bei einem Gewerbtreibenden in Arbeit fteht, 
noch ſelbſt Gemwerbtreibender ift, nicht die Verantwortung für eine in dieſem Falle 
praftifch unaustührbare Verficherung treffe, it die Beitimmung aufgenommen, daß 
auf foldhe einzelnen Reparaturarbeiten das Geſetz feine Anwendung finden joll. 
Bei Durhführung dieier Prinzipien wird e3 vorausfichtlich gelingen, die bei der 
praftiichen Anwendung im einzelnen Fall immerhin möglichen Schwierigkeiten zu 
überwinden. 
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Nach dem beſtehenden Sprachgebrauch fallen manche Betriebe unter die Be— 
zeichnung „Fabrik“, obwohl ſie mit einer Unfallsgefahr für die darin beſchäftigten 
Perſonen überhaupt nicht verknüpft ſind. Ebenſo gibt es unter den in Abiag 2 
des 8 1 bezeichneten Gewerbtreibenden manche, deren Betrieb auch, foweit er fich 
auf die Musführung von Bauarbeiten erftredt, eine Unfallsgefahr nicht mit fich 
bringt. Die Heranziehbung ſolcher Betriebarten zur Unfallverfiherung würde, 
ſelbſt wenn fie der niedrigiten Gefahrenklaſſe zugewieſen würden, eine Unbilligfeit 
gegen die Unternehmer und eine überflüſſige Beläftigung derjelben, daneben aber 
auch eine Belaftung der Verwaltung mit zahlreichen für die Erreihung des Zwecks 
des Geſetzes nicht erforderlichen Geichäften mit jich bringen. Die Ausſchließung 
der fraglichen Betriebe von einen Verſicherungszwange kann indellen nicht durch 
geſetzliche Aufftellung beitimmter Merkmale, ſondern nur durch Aufzählung der 
anszuichließenden Betriebsarten erfolgen, welche mit Sicherheit und erihöpfend 
nur allmählig an der Hand praftiicher Erfahrung vorgeuommen werden und des— 
halb nicht durd das Geſetz geichehen fann. Es ift daher dem Bundesrath vor: 
behalten worden, die näheren Beitimmungen über die Betriebe dieſer Art, für 
weiche die Verfiherungspflict auszuschließen ift, zu erlaflen. 

In Uebereinftimmung mit den Beichlüflen des Neichstags zur vorjährigen 
Unfaliverfiherungsgeleg-Vorlage fordert der Entwurf die Unfallverſicherung für 
alle Arbeiter — worunter hier wie im Titel VII der Gewerbeordnung auch weib- 
liche Arbeiter zu verstehen find — ohne Rückſicht auf die Höhe ihres Einkommens, 
für Die Betriebsbeamten aber nur dann, wenn jie nach der Höhe ihres Einkommens, 
mit welcem ihre foziale Stellung regelmäßig Hand in Hand gehen wird, über 
den Stand der gewöhnlichen Arbeiter ſich nicht weientlich erheben. Der Maximal— 
betrag, von weldem ab die Verpflihtung zur Verliherung der Betriebsbramten 
fortiallen Soll, it im Entwurf auf 2000 M. angenommen worden, da bei einem 
niedrigeren Betrage die zahlreiche Klaſſe der Werfführer und Worarbeiter, welche 
von der Infallverfiherung nicht auszuſchließen fein dürfte, mwahricheinlih nur 
zum Theil getroffen werden würde. Für die höher beioldeten Beamten kann es, 
ſoweit nicht das Haftpflichtgeieg Anwendung findet, der Bereinbarung der Bes 
theiligten überlaflen werden, die Vorausiegung und den Umfang der Fürſorge 
vertragsmäßig teitzuftellen, welche ihnen im Falle eines fie betreffenden Unfalls zu 
Theil werden ſoll. 

Der $ 2 enthält die zur Ergänzung der Beltimmung in $ 1 Abiaß 1 er: 
forderlihen Borichriften über die Einrehnung von Tantiemen und Naturalien in 
den Arbeitöverdienit und über die Veranichlagung der legteren, wobei die Beſchlüſſe 
des Reichstags zur vorjährigen Borlage Berüdlichtigung gefunden haben. 

Zu $ 3. Für diejenigen in öffentlichen Betrieben beichäftigten Perſonen, 
welche als Beamte mit Gehalt und Penfionsberehtigung angeftellt find, befteht 
ein gleiches Bedürfniß der Unfallverliherung, wie für gewöhnliche Arbeiter nicht. 
Daneben würde ihre Heranziehung zur Berfiherung eine erwünjchte Rückwirkung 
auf die Geſeßgebung der einzelnen Bundesstaaten über die Benfionirung der Bes 
amten ausüben. Es ericheint daher gerathen, Diele Rerfonen von der Anwendung 
des Geſetzes auszuichließen. 

Zu 88 4, 5, 6. Die weientlichen Abänderungen, welchen die Beitimmungen 
dieier Raragrapben gegenüber denjenigen der SS 7, 8, 9 des vporjährigen Entwurfs 
unterzogen worden find, haben bereits in dem allgemeinen Grörterungen ihre Be: 
gründung gefunden. 

Die abgeänderte Faſſung der in $ 5 Abſatz 2 enthaltenen Beſtimmung über 
die Berechnung der unmittelbar vorher unter Ar 2 bezeichneten Rente empfiehlt 


ee 


II. Geſetzentwurf vom Mai 1883. 365 


fih durd größere Deutlichkeit. Der der Berechnung zu Grunde zu legende durch: 
ihnittlihe Arbeitsverdienit wird darnach auf die Weile gefunden, daß die Summe 
deö von dem Verletzten während de3 abgelaufenen Jahres bezogenen Berdienites 
mit der Zahl der Arbeitötage, welche er beichäftigt geweſen ift, dividirt wird. 

Durch die veränderte Fallung des Cinganges des $ 6 wird die Einfügung 
von beionderen Beitimmungen über die bi3 zum Eintritt des Todes zu gewährende 
Entihädigung, welche fih in $ 9 des vorjährigen Entwurf unter Nr. 2 fanden, 
überflüflig. 

Die veränderte Beitimmung über den Betrag der Beerdigungsfoften (Nr. 1) 
empfiehlt ſich dadurch, daß fie auch für die letzteren die Verfchiedenheit des Arbeits: 
verdienſtes und der darin begründeten Berichiedenheit des Bedürfniſſes berüdfichtigt. 
Daneben ericheint es räthlich, in dieler Beziehung eine Uebereinſtimmung mit der 
Vorihrift des $ 16 Nr. 2 des Beſetzentwurfs, betreffend die Stranfenverficherung 
der Arbeiter, herbeizuführen. 

Der Zuſatz, welchen der zweite Abjag unter Wr. 2a gefunden hat, iſt aus 
der Erwägung hervorgegangen, dab es jowohl im allgemeinen Intereſſe als in 
demjenigen der zur Leiſtung der Entichädigung Werpflichteten liegt, die Wieder— 
verheiratung der Wittwen zu erleichtern, während ein bei der Wiederverheiratung 
eintretender völliger Verluft der Rente leicht Veranlaffung werden kann, das Wittwen 
ftatt einer Che ein ungefegliches geichlechtliches Verhältniß eingehen. 

Die in $ 9 des vorjährigen Entwurfs unter Nr. 3b Abjas 2 enthaltene 
Beſtimmung, nad) welcher beim WVorhandeniein mehrerer entihädigungsberedhtigten 
Alzendenten den männlichen den Vorzug vor den weiblichen eingeräumt wurde, 
it nicht wieder aufgenommen worden, weil fie unter Umſtänden zu unbilligen 
Härten führen würde, 

Der legte diejem Paragraphen hinzugefügte Abiag, deilen Ergänzung fich in 
$ 96 findet, regelt dad PVerhältnik der im Inlande beihäftigten ausländischen 
Arbeiter. Cine völlige Ausichließung derjelben von der Unfallverſicherung ericheint 
nicht gerechtfertigt und würde den Bedenfen begegnen, dab dadurch für die Ber 
trieböunternehmer eine Prämie auf möglichit ausgedehnte Beichäftigung auslän— 
diicher Arbeiter gejeßt werden würde. Andererſeits liegt feine Veranlaſſung vor, 
die Mittel der zur Entſchädigungsleiſtung Verpflichteten und des Neiches zur 
Unterftügung von Ausländern zu verwenden, welche im Auslande leben. Dazu 
fommt, daß die Zahlung von Nenten an foldhe Ausländer zu erheblichen Weiter: 
ungen führen und eine ſchwer durchzuführende Kontrole erfordern würde. Es joll 
daher ben Hinterbliebenen eines Ausländers ein Anfpruc auf die Nente nur dann 
zuftehen, wenn fie zur Zeit des Unfalls den Aufenthalt des Getödteten im ne 
lande getheilt haben. Es jollen ferner nah $ 96 an Entihädigungsberedtigte, 
welche im Auslande wohnen, Entihädigungdrenten überhaupt nicht gezahlt werden. 
Damit aber entihädigungsberechtigte Ausländer durch dieſe Beitimmung nicht ver- 
anlakt werden, von der erwünschten Zurücdverleaung ihres Wohnſitzes in das 
Ausland Abftand nehmen, jo ift für Diele in $ 96 die Möglichkeit einer ein: 
maligen Abfindung für die Nente vorgeiehen. Die gleihe Möglichkeit auc für 
Inländer, welche ins Ausland verziehen wollen, vorzusehen, ericheint nicht räthlich, 
da die Gefahr vorliegen würde, dal die Abgefundenen nad) Verzehrung ihrer Ab- 
findung ins Inland zurückkehren und der öffentlichen Armenpflege zur Laſt fallen. 

3u $ 7. Someit hier über Form der Unfallverſicherung und über die zu 
ihrer Durchführung vorgejehene Organiſation Beitimmungen getroffen werden, iſt 
zu deren Begründung auf die allgemeinen Grörterungen zu verweilen. Soweit 
dagegen im 87 das Verhältniß feſtgeſetzt wird, im welchem die verichtedenen Ber: 
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pflichteten an der Leiſtung der zu gewährenden Entihädigungen theilnehmen jollen, 
ift zunächſt hervorzuheben, daß der Zuſchuß aus Reichsmitteln nicht wie im vor— 
jährigen Gejegentwurfe auf 33%/, Prozent der VBerficherungsbeiträge für die Ars 
beiter bis zu 750 MA. Iahreöverbienit, fondern auf 25 Prozent der gelammten 
Entihädigungen, alfo auf 25 Prozent der für ſämmtliche Arbeiter erforderlihen 
Verlicherungsbeträge feitgelegt ift. Da die Arbeiter mit einem Jahresverdienit 
bis 750 „Ab. bei weitem die Mehrheit aller Verficherten bilden, da ferner die Ent— 
ihädigung für die eriten dreizehn Wochen der Erwerbsunfähigfeit aus der Un— 
fallverfiherung ausicheidet, und endlich bei Bemeſſung ſämmtlicher durch die Un— 
fallverlicherung zu dedender Entichädigungen die 1,200 M. Jahresverdienit über: 
fteigenden Yohn= und Gehaltsbeträge nicht in Anrechnung fommen, jo wird ſich 
der gegenwärtig in Ausficht genommene Zuihuß des Reichs gegenüber dem in 
der vorjährigen Vorlage vorgeiehenen vorausfichtli nicht nur abiolut, jondern 
auch im Verhältniß zu der Belaftung der Betriebsunternehmer nicht unerheblich 
niedriger ſtellen. Dieie Ermäßigung wird indeilen dadurch aufgewogen werden, 
da die in 88 96 ff. vorgeſehene Art der Auszahlung der Entihädigung durch 
die Poitverwaltungen einen bis zum Eintritt des Beharrungszuftandes mit jeder 
Rechnungsperiode fteigenden und aud) nach diefem Zeitpunkte nicht zur Rüdzahlung 
gelangenden Vorſchuß aus Neihsmitteln zu Gunsten der Unfallveriicherungsvers 
waltung nothwendig machen wird. 

Für die WVertheilung des nad Abzug des Reichszuſchuſſes auf der Baſis 
der Gegenseitigkeit durch die Betriebsunternehmer zu dedenden Theile der Ent- 
ihädigungen zwischen der Gejanmtheit der einer Gefahrenklafle angehörenden 
Unternehmer einerjeitS und den Betriebsgenoflenichaften und Betrieböverbänden 
andererſeits ift in erſter Linie zu berüdfichtigen, daß das den letzteren aufzuer: 
fegende Rififo hoch genug fein muß, um den Organen berjelben einen hinreichend 
fräftigen Antrieb zu iparfamer Verwaltung und energiicher Bekämpfung der Uns 
fallögefahr zu geben. Auf der anderen Seite aber darf das Riſiko der Genoſſen— 
fchaften und Verbände nicht fo hoch bemeſſen werden, daß daraus im Hinblid auf 
die erforderliche Sicherheit nicht die Nothwendigfeit erwächlt, den Betriebsgenoſſen— 
ihaften und Verbänden einen größeren Umfang zu geben, als mit einer erfolg: 
reihen genoflenichaftlichen Verwaltung verträglih it. ES darf angenommen 
werden, dab die im Entwurf vorgenommene Bertheilung nad beiden Seiten hin 
das Richtige trifft. 

Der 8 8 Stimmt vollitändig mit der Beſtimmung des $ 10 der vorjährigen 
Vorlage überein, zu welchem in der Begründung Folgendes bemerkt ift: 

„Da die beitchenden Unterſtützungskaſſen ihren Mitgliedern meiftens auch in 
„lolchen Fällen Unterftügungen gewähren, in welden diejelben in Zukunft nad 
„nem Entwurf Entihädigungen auf Grund der Unfallverfiherung beziehen werben, 
„So entiteht die ‚Frage, welche Folgen eine derartige Konkurrenz für die Betheiligten 
„baben ſoll. Die Beſtimmung des Entwurfs, welche namentlih die Wirkung 
„baben wird, daß der gleichzeitige Bezug beider Benefizien. auch durch ein etiwa 
„beitehendes Verbot doppelter Verficherung nicht ausgeichloflen wird, beruht auf 
„der Erwägung, daß es bei der Mannigfaltigkeit der hierbei in Betracht fommenden 
„Verhältniſſe nicht räthlich fein würde, durch allgemeine Vorichriften in den ſtatu— 
„tariihen Beitand der Unterftügungstallen einzugreifen, und daß es bei dem In— 
„tereife, welches dieje Naflen daran haben, daß diejenigen bisher von ihnen ge 
„währten Unterftügungen, welche in Zukunft durch die Unfallverficherung über: 
„flüſſig werden, himmvegfallen, den Organen derjelben überlaſſen werden kann, die 
„Erreichung dieles Zieles durch Abänderung der Kaſſenſtatuten herbeizuführen. 
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„Um ihnen indeflen hierin freie Bewegung zu gewähren, müffen diejenigen landes- 
„geieglichen Borichriften, welche gewiſſe Arten von Kaſſen, namentlich die Knapp— 
„hartsfaften zu Unterftügungen im Fall der Verunglüdung verpflidten, ine 
„Toweit aufgehoben werden, als fie der fraglichen Abänderung der Statuten ents 
„gegenitehen würden. 

„Sleich den Ansprüchen der Verficherten gegen die beitehenden Unterftügungse 
„taiien ſoll auch die geießliche Verpflichtung der Gemeinden und fonitiger Verbände, 
„duch Unfall Hilfsbedürftig gewordenen Arbeitern Unterftügung zu gewähren, durd) 
„die Verficherung feine Weränderung erleiden, jedoch joll ihnen das zu dieſem 
„Zweck Geleiſtete von der Neichsverficherungsanstalt eritattet werden und zu dem 
„Ende der Entihädigungsaniprud des Unterſtützten gegen die leßtere bis zum 
„Betrage der geleisteten Unterſtützung auf die fragliche Gemeinde oder den betreffenden 
„Berband bezw. auf diejenigen, welche die Verpflichtung derielben auf Grund ge— 
„Seslicher Vorſchrift erfüllt haben, übergehen. 

„Die Schlußbeitimmung des $ 10 hat den Zwed, landesgeſetzlichen Vorſchriften, 
„wie fie namentlich in Süddeutichland vorkommen, Nechnung zu tragen.“ 

Da dieſe Erwägungen auch nach Webernahme der Interftügungen für Die 
eriten 13 Wochen der Erwerbsunfähigfeit auf die Krankenkaſſen noch zutreffen, 
io hat die Beſtimmung beibehalten werden müſſen. Auch haben die Erwägungen, 
welhe die Kommiſſion des Neichstages zur Abänderung der Abläge 1 und 2 be 
itimmt haben, als durchſchlagend nicht anerfannt werden können. Diejelben find 
daher in der Faſſung des vorjährigen Entwurfs wieder aufgenommen. 

3u 8 9. Neben der Begründung der Verpflichtung der Unternehmer, Die 
Rerficherung auf dem durch das Geſetz vorgeichriebenen Wege vorzunehmen, ent— 
hält der $ 9 die in $ 14 des vorjäbrigen Entwurfs enthaltene Beſtimmung darüber, 
wer als Unternehmer anzuichen tit, hinfichtlicy des Baubetriebes mit denjenigen 
Abänderungen, welche ih aus der Faſſung des jesigen S 1 Ablas 2 ergeben. 
Dabei ericheint es bei der Mannigfaltigkeit und vielfachen Unflarheit der beim 
Baubetriebe vorkommenden Berbältniffe rathiam, die Möglichkeit des Erlaſſes von 
Beſtimmungen vorzujehen, welde zur Regelung dieſer Verhältniſſe erforderlich 
werden fünnen. 

Zu 8. 10. Wie in den allgemeinen Grörterungen bereit ausgeführt it, 
bildet die im eriten Abſatz vorgeichriebene Gintheilung ſämmtlicher Betriebe in 
Gefahrentlaiien die Grundlage der ganzen, jest ins Auge gefahten Organilation, 
während die im Abiag 2 vorgeichriebene ziffermäßige Feititellung des Gefahren: 
verhältniſſes zwiſchen den verichiedenen Gefahrenklaffen die Grundlage für den 
Haushalt der aus Berriebsunternehmern verfchiedener Gefahrenklailen zuſammen— 
gelegten Betrieböverbände enthält und in der nad S 37 Nr. 4 erfolgenden Um— 
legung der Berbandöbeiträge ihre praftiiche Anwendung findet. 

Sowohl für jene Eintheilung wie für diefe Feititellung bieten die bisherigen 
Ergebniffe der IUnfallitatiitit, wie aus der beigefügten Denkſchrift erhellt, bereits 
eine ziemlich jichere Grundlage. Nichtsdeitoweniger ift die Möglichkeit, ja Wahr: 
icheinlichfeit des fpäter eintretenden Bedürfniffes einer Abänderung der anfangs 
vorgenommenen Feitltellungen, ja einer fortlaufenden Berichtigung derielben anzu— 
nehmen, und muß demnach Vorſorge getroffen werden, um dieſem vedürfniß in 
vollen Maße Rechnung tragen zu können. Schon aus diejem Grunde eignen 
fih die Eintheilung in Gefahrenklaffen und die Feititellung des Gefahrenverhält: 
niffes nicht zur geieglichen Feititellung. Beide Feititellungen werden daher zweck— 
mäßig und unbedenklich den Bundesrath zu überlaſſen fein und dies um jo mehr, 
als bei der gegenwärtig in Ausficht genommenen Negelung ein finanzielles In— 
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nehmer ichädigenden Weile hätte zur Geltung gebracht werden fönnen, für bie 
lediglid) das Verhältniß der Betriebsunternehmer untereinander berührende Ab: 
grenzung der Gefahrenklaſſen überhaupt nicht mehr in Frage fommt. Daß eine 
Mitwirkung der Betheiligten bei den demmächftigen Reviſionen erwünjcht fein 
würde, iſt anzuerfennen. Da diejelbe indeflen nur durd eine Vertretung der Ge: 
noflenichaften und Verbände wahrgenommen werben könnte, und da der Verband 
diefer Körperichaften im Voraus nicht mit der Sicherheit zu überjehen ift, welche 
erforderlicd fein würde, um Beltimmungen über die Zulammenjesung und Bildung 
diejer Vertretung mit einiger Ausficht auf praftiihe Durchführbarkeit zu ermög— 
lien, jo wird von ſolchen für jest Abitand zu nehmen und die Ontichliegung 
über eine weitere Ausbildung der im Gelege vorgejehenen geuoflenichaftlihen Or: 
ganifation nad diefer Nichtung bin bis dahin auszuſetzen fein, daß die Geſammt— 
heit der zu bildenden störperichaften in fonfreter Geſtalt vorliegt. 

Jede im Mege der Nevifion erfolgende Abänderung der Gefahrenklaflen wird 
auch eine Ausgleichung der bisher erwachjenen, aber noch weitere Aufwendungen 
erfordernden Entichädigungsperbindlichfeiten zwiichen den bei der Abänderung be 
theiligten Gefahrenklaflen nothwendig machen. Wird durch Verlegung eines In— 
duftriezweiges von der Gefahrenklaſſe A in die Gefahrenflaffe B die in der Summe 
der Löhne und Gehälter zum Ausdrud kommende Steuerfraft der Betriebsunter: 
nehmer dieſes Induſtriezweiges der Klaſſe A entzogen und der Klaſſe B zugeführt, 
jo müſſen auch die aus den Unfällen der fraglichen Betriebe bis dahin erwachienen 
Entihädigungsverbindlichfeiten Für die Folge der Klaſſe A abgenommen und der 
Klaſſe B auferlegt werden. Für die Durchführung dieſer Ausgleihung, fowie fiir die 
Reviſion jelbit, wird die Reichs-Zentralſtelle in den ihr nach SS 71 und 98 zugeh- 
enden Nachweilungen eine völlig ausreichende und fichere Grundlage gewinnen. 

Zu $ 11. Die erite Vorausfegung der Lebensfähigkeit einer Genofjenichaft 
ift ein zur Uebernahme des von ihr beionders zu tragenden Riſikos ausreichender 
Beitand. Ob der Beltand einer Genofienichaft ausreicht, hängt einerfeits von 
dem Maße der Unfallsgefahr der zur Genofjenichaft gehörenden Betriebe, anderer: 
jeitö von der Zahl der in denjelben beichäftigten verficherten Perjonen ab. Die 
zur Bildung einer Genoffenichaft erforderliche Minimalzahl der legteren ſoll dem— 
nad) im Voraus vom Bundesrath feitgeitellt werden, und zwar wird dies nad 
Gefahrenklafjen nah Maßgabe der Ergebnifle der Unfallftatiftit geichehen müſſen. 
Der Bezirk einer Genoſſenſchaft fol in der Negel mit demjenigen einer höheren 
Vervaltungsbehörde zufammenfallen, theils weil anzunehmen iſt, daß zwiſchen ben 
Unternehmern der in demielben höheren VBerwaltungsbezirf belegenen Betriebe noch 
diejenigen örtlichen und ſonſtigen Beziehungen, welche die Vorausſetzung genoſſen— 
Ichaftlihen Zuſammenwirkens bilden, im ausreichendem Make vorhanden find, 
theils weil diele räumliche Abgrenzung den großen Borzug bietet, daß die Bildung, 
Organifirung und Beaufiichtigung der Genoſſenſchaften im die Hände der mit den 
in Betradt fonımenden Verhältniffen bereits vertrauten Behörden gelegt werden kann. 

Soweit die in dem Bezirk einer höheren Verwaltungsbehörde belegenen Be: 
triebe eines beitimmten Amduftrieziveiges oder einer beftimmten Betriebsart die er: 
forderliche Anzahl verfiherungspflichtiger Perſonen beichäftigen, aljo alle Bedingungen 
für die Bildung einer lebensfähigen Genoſſenſchaft vorliegen, ſoll die Bildung 
einer ſolchen unabhängig von der Entichließung der einzelnen Betriebsunternehmer 
ftattfinden müſſen, im übrigen aber eine weitere Genoflenichaftsbildung nicht er: 
zungen, jondern nur in gewiljen Grenzen zugelaffen werden. Ob zwiichen Be: 
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triebsunternehmern verichiedener Betriebszweige und Betriebsarten vermöge der 
Sleihartigfeit der Betriebsverhältniſſe die für eine erfolgreiche Genoſſenſchafts— 
bildung erforderlichen Beziehungen vorhanden find, kann nur im einzelnen Falle 
und zwar am richtigiten durch die Berheiligten ſelbſt emtichieden ıwerden. Cine 
aus Betrieböunternehmern mehrerer Induftriezweige zuſammengeſetzte Genoſſen— 
ihaft joll daher nur gebildet werden, wenn die Majorität der Unternehmer jedes 
Induſtriezweiges, berechnet nach der Zahl der von ihnen beichäftigten verjicherten 
Perſonen, diefelbe beantragt. Ihre Grenze aber joll die Zulafjung solcher Ge— 
noflenichaften in der Begrenzung der Gefahrenflafien finden, da die Vereinigung 
der Betriebe verichiedener Gefahrenklaſſen niemals in einer Genoſſenſchaft, ſondern 
nur in dem Betrieböverbande itattfinden Toll. 

Zu $ 12. Die im $ 11 für die örtliche Abgrenzung der Genoflenichaften 
aufgeitellte Negel würde, wenn ausnahmslos durchgeführt, voraussichtlich für 
viele Betriebe den nah Maßgabe der jonftigen Verhältniffe möglichen Anschluß 
an eine Genoflenichaft unmöglich machen und die Wirkſamkeit der Genoſſenſchaften 
gegenüber derjenigen der zur Grfüllung der Aufgabe weniger geeigneten Betriebs: 
verbände zu ſehr zuriidtreten laſſen. Vielfach find nämlich die Betriebe eines In— 
duftriezweiges oder einer Betriebsart in der zur Bildung einer Genoſſenſchaft völlig 
ansreihenden Zahl in einem örtlich zufammenhängenden und auch wirtbichattlich 
durd) gemeinſames Intereſſe verbundenen Umkreiſe vereinigt, welcher politiich zu 
verihiedenen Verwaltungsbezirken und felbit zu verichiedenen Staatögebieten gehört. 
Im in dieſem Falle die wünſchenswerthe Genoflenichaftsbildung zu ermöglichen, 
joll den Zentralbehörden die Befugniß eingeräumt werden, die Vezirfe der Ge: 
noffenichaften abweichend von denjenigen der höheren WVerwaltungsbezirfe, abzu— 
grenzen und auf dem Wege gemeiniam zu erlaffender Beltimmungen auch Ge: 
noſſenſchaften für Bezirke zu bilden, welche aus Veitandtheilen mehrerer Bundes: 
Naaten zufammengeießt find. Diele Beitimmung wird außerdem in Verbindung 
mit den in 88 43 ff. getroffenen Vorjchriften über die Abänderung des Beitandes 
beitehender Genoſſenſchaften dazu dienen, den Genoiienichaften im Yaufe der Zeit 
eine fortichreitend rationellere Abgrenzung und weitere Verbreitung auf Grund 
der eigenen Anträge der Betheiligten zu fichern. 

3u $ 13. Cine weitere Modifikation der in 8 11 aufgeltellten Regel wird 
für ſolche Induſtriezweige erforderlich, für welche nur umfangreicheren Genoſſen— 
haften die von diefen zu übernehmende Belaſtung mit Sicherheit auferlegt werden 
fann, oder welche bei erheblicher Unfallsgefahr in den einzelnen Bezirfen der Hegel 
nad in jo wenigen Betrieben vertreten find, dab eine Genoflenichaftsbildung 
zwedmäßig nur ausgeführt werden kann, wenn dabei von vorneherein von den 
Bezirks- und Landesgrenzen abgeiehen wird. Für Anduftriezweige dieſer Art eine 
nah einheitlichem Plane erfolgende Senoffenihaftsbildung für das ganze Reichs: 
gebiet zu ermöglichen, ift der Zweck des $ 13. 

3u $ 14. Der 2eitand der Betriebsverbände wird mit Nothwendigfeit 
durh das Ergebnii der Genoflenichaftsbildung beitimmt, indem für jeden Bezirk 
einer höheren Verwaltungsbehörde für alle Betriebe, welche bei der Genoſſen— 
haftsbildung nicht haben berückiichtigt werden fönnen, ein Betriebsverband 
gebildet werden ſoll. Da indeſſen die Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen it, daß 
nah erfolgter Bildung der Genofjenichaften, die zur Bildung eines lebenstähigen 
Betriebsverbandes erforderliche Anzahl von Betrieben in dem Bezirke einer höheren 
Verwaltungsbehörde nicht mehr vorhanden ift, jo muß auch für die Betriebsver: 
bände die Möglichkeit einer anderweiten Abgrenzung ihrer Bezirke in derielben 
Weiſe vorgeiehen werden, wie es fir die Betriebsgenoflenichaften geicheben iſt. 
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Zu 88 15 bis 18. In diefen Paragraphen wird das zur eritmaligen 
Abgrenzung der Betriebsgenoſſenſchaften und Berriebsverbände erforderliche Ver— 
fahren geregelt, welches, da es fih um die Zuſammenfaſſung einzelner bisher in 
feinerlei organiichem Verbande ftehender Perſonen handelt, den vorhandenen 
Staatsbehörden übertragen werden muß. Die Grundlage dieies Verfahrens bilder 
die in $ 15 dem Unternehmer eines jeden verficherungspflichtigen Betriebes auf: 
erlegte Verpflichtung zur Anmeldung desielben. Diele joll bei der unteren Ber: 
waltungsbehörde erfolgen, welcde durch ihre Befanntichaft mit den gewerblichen 
Verhältniflen zur wirffamen Prüfung, Vervollitändigung und Richtigftellung der 
Anmeldungen am beiten im Stande ift. In der Befugniß, die ſäumigen Betriebs: 
unternehmer zur Ertheilung von Auskunft über ihren Betrieb durch Gelditraten, 
welche jelbitveritändlich bis zur Erfüllung der geitellten Anforderung wiederhelt 
werden können, anzubalten, wird ihr die Möglichfeit gegeben, jede ihr nothwendig 
ericheinende Aufklärung der Verhältniſſe herbeizuführen. Die untere Verwaltungs 
behörde Toll ferner durch vorläufige Ginreihung der Betriebe in die Gefahren: 
Hallen nad Maßgabe der vom Bundesrath getroffenen Beltimmung und durd) 
Aufſtellung von Verzeichniſſen, welche nad dieſen Gefahrenklaſſen, fowie nach den 
in der Bekanntmachung des Neichsfanzlers aufgeführten Induſtriezweigen und 
Betriebsarten geordnet find, die Grundlage beidhaffen, welche die höhere Ver: 
waltungsbebörde zu der ihr obliegenden Enticeidung über die zu bildenden 
Berriebsgenofienichaften bedarf. Wei der letzteren, ſowie bei der ihr voraufgehenden 
Revision der Verzeichniſſe fol eine Mitwirkung der Berheiligten infoweit ſtan— 
finden, als es vor dem Beſtehen einer organifirten Vertretung derielben möglich 
ift. Den Abichluß dieſes eriten, zur Gewinnung der Grundlagen erforderlichen 
Verfahrens bildet die Bekanntmachung der zu bildenden Betriebsgenoſſenſchaften, 
aus welcher fich zugleich der künftige Beitand des Betriebsverbandes ergibt. 


Zu 88 19 bis 25. Dei der nunmehr folgenden Konſtituirung der Betriebs: 
genoflenichaften und Betriebsverbände tritt Sofort die geordnete Thätigkeit der 
Berheiligten ein. Nah 8 19 sollen zu der Eonftituirenden Generalveriamlung 
fümmtliche der Genoflenichaft überwieſene Betriebsunternehmer,, ſoweit dieſelben 
der geſetzlichen Anmteldepflicht (F 15) genügt haben, berufen werden. Die im dem 
Schlußſatze des 3 19 vorgeiehene vorläufige Abitufung des Stimmrechts erſchien 
geboten, um nicht einer etwa vorhandenen großen Mehrzahl von Unternehmern 
Heiner Betriebe ein umngerechtfertigtes Uebergewicht über die vielleicht eine ungleih 
größere Zahl von Verſicherten beichäftigenden Unternehmer umfangreicher Betriebe 
einzuräumen. 


Der 8 20 überträgt der Generalveriammlung die Beihlußfaffung über das 
Statut, betraut aber die höhere Verwaltungsbehörde mit der Vorlegung des Ent 
wurfs, da die Aufitellung eines ſolchen für die Generalverſammlung eine allzu 
zeitraubende, wenn nicht überhaupt unlösbare Aufgabe fein würde. Die Beitin: 
nung, mach welcher die Generalveriammlung die Beſchlußnahme über das Statut 
einem gewählten Ausichuffe übertragen kann, joll die Möglichkeit einer Berein- 
fahung des Verfahrens gewähren, welche befonders bei Genoflenjchaften mit zahl: 
reicher Mitgliedichaft und für den Fall, dab vine Ginigung über das Statut 
längere Berathungen erfordert, erwünscht fein wird. 

Im Uebrigen find die Beſtimmungen diefer Paragraphen den Vorichriften 
nachgebildet, welche fich in verichiedenen neueren Neichsgeiegen über die Konſtitui— 
rung analoger Bildungen, wie namentlich der eingeichriebenen Hilfskaſſen und ber 
Innungen, bereits vorfinden. 
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Der $ 32 regelt die Rechts- und Prozeßfähigkeit der Betriebsgenoſſenſchaften 
in derielben Weife, wie es für Die eingeichriebenen Hilfskaſſen durch das Geſetz 
bom 7. April 1876 und für die Innungen durch das Gejeg vom 17. Juli 1881 
geichehen it. Der in dieſen Gelesen (J 99 der Gewerbeordnung, $ 5 des Ge 
ſetzes vom 7. April 1876) noch hinzugefügte Sag, nach welchen den Gläubigern 
nur das Vermögen der Innung bezw. der Kaſſe haftet, iſt als jelbitverjrändlich 
hier nicht aufgenonmen. 

Der 8 23 enthält die Nehtsgrundlage für die Zugehörigkeit aller beitehenden 
und zufünftig entitebenden Betriebe zu einer Betriebsgenoſſenſchaft oder einem 
Vetrieböverbande. Diele Zugehörigkeit tritt ohne eine Willenserklärung von ber 
einen oder anderen Seite unmittelbar fraft Gefeges ein, während das Stimmrecht 
von der Erfüllung der Anmeldepflicht abhängig gemacht wird. 

Die z8 24 bis 36 enthalten die Normativbeſtimmungen für die innere Or: 
ganijation und Verwaltung der Betriebsgenoflenichaften. Auch hierin folgt der 
Entwurf, ſoweit nicht die beiondere Aufgabe der Betriebsgenoſſenſchaften Abweich— 
ungen nöthig macht, dem VBorgange der Gejege vom 7. April 1876 und 17. Juli 
1881. Im Einzelnen ift nur folgendes zu bemerken: 

Nah 8 25 Toll die Generalverlammlung der Genoflenihaft aus gewählten 
Abgeordneten der Mitglieder beitehen. Bei einer jo ausgedehnten Störperichaft 
fann es nicht für zweckmäßig erachtet werden, ſämmtliche Genoſſenſchaftsmitglieder 
zu den von der Generalveriammlung wahrzunehmenden Funktionen zu berufen. 
Die einzelnen Verfammlungen mürden im diefem Falle immer ſehr zufällig und 
der Natur der Sache nad in der Negel immer jo zuſammengeſetzt Sein, dab den 
im Verlanmlungsorte oder in deſſen unmittelbarer Nähe wohnenden Mitgliedern 
über die entfernter wohnenden das Webergewicht zufiele. Much wird die General: 
verfammfung ihre Geichäfte ohne Zweifel zweckmäßiger und namentlich unter 
bejierer Wahrung der Stontinnität der Beſchlüſſe wahrnehmen, wenn fie aus einer 
beichräntten Zahl ſtändig ericheinender Vertreter, als wenn fie aus der Maile 
der in jedem einzelnen Falle zufällig anmweienden Mitglieder beiteht. 

3u 88 26 bis 28. Da die räumliche Ausdehnung der Betriebsgenoſſen— 
ihaft meiltens jo groß fein wird, daß eine ſchleunige und Jachfundige Erledigung 
aller einzelnen Geichäfte von einem Mittelpunfte aus auf Schwierigfeiten ſtoßen 
würde, jo wird ſich in der Negel eine Gintheilung der Genojlenichaft in Abthei— 
lungen empfehlen, deren Errichtung indellen nah $ 26 im der Regel der eigenen 
Entſchließung der Betheiligten überlaſſen werden fol. Nur für diejenigen Ge: 
noffenichaften, welche mehrere Induſtriezweige oder Betriebsarten umfaſſen, wird 
fie vorgeichrieben, um auf dieje Weile den verichiedenartigen Intereſſen dev vers 
fchiedenen Beitandtheile eine beiondere Vertretung zu fihern, welde dann nad) 
der Borichrift des $ 25 auch in der Zulammeniegung der Generalverſammlung 
zum Ausdrud gelangt. Der itatutariichen Regelung wird es nach $ 28 über: 
lafien, für befonders große Betriebe, welche eine dem Umfange einer Abtheilung 
entiprechende Zahl verlicherter Perſonen beichäftigen, eine bejondere Abtheilung 
zu bilden, und den Unternehmern derielben in ſolchen Genoffenichaften, welche nicht 
in Abtheilungen eingetheilt find, die Ernennung von Abgeordneten zur Generals 
veriammlung einzuräumen. Dies rechtfertigt ſich durch die billige Rüdfichtnahme 
auf die Bedeutung, welche derartige Betriebe thatlächlih für den Beſtand und 
die Entwidelung der Senoflenichaft haben. 

Die Beitimmungen des $ 33 ziehen für die Umlegung der von den Betriebs: 
genoflenichaften nah $ 7 Nr. 2 zu leitenden Entſchädigungsbeträge und ber 
Berwaltungstoften lediglich die Konſequenz aus den in dem allgemeinen Theile 
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der Begründung bereits erörterten Grundiägen, auf welchen das gelammte, die 
Ktoitenaufbringung und Umlegung regelnde Syitem des Geſetzes beruht. ‚Für die 
Vertheilung der von der Genoſſenſchaft als folder aufzubringenden Beiträge kom: 
men die Verhältuißzahlen für die Durhichnittsmaße der Gefahr in den einzelnen 
Gefahrenklaſſen (8 10) deßhalb nicht in Betracht, weil ſämmtliche Betriebe jeder 
Genoſſenſchaft nah S ı1 Abiag 1 und 3 ſtets derjelben Sefahrentlaffe angehören 
müſſen. Daß die Löhne und Gehälter nur jo weit in Anrechnung kommen ſollen, 
als fie dDurchichnittlich Für den Arbeitstag den Betrag von 4 Mark nicht über: 
fteigen, ijt eine nothwendige Konſequenz der Vorichrift, nach weldyer fie auch nur 
bis zu dieſem Betrage der Berechnung der Gntihädigung zu Grunde gelegt 
werden. 

3u 8 34. Wenn auch durch die Beſtimmung über die Meindeitzahl der 
Verficherten, welche die Vorausſetzung der Errichtung einer Genoſſenſchaft bildet, 
Sorge dafür zu tragen jein wird, dab die nachhaltige Leiſtungsfähigkeit der Ge 
nollenichaften durch ihren Umfang fichergeltellt wird, und demnach das dffentlice 
Intereſſe die Bildung eines Neiervefonds nicht nothiwendig ericheinen läßt, fo 
muß doch den Genofjenichaften die Möglichkeit gewährt werden, einen ſolchen 
durch das Statut vorzufehen und ſich dadurd die Möglichkeit zu verichaffen, 
nicht nur in den eriten Jahren, fo lange die Laft der Entichädigungen noch jehr 
gering ift, durd Umlegung höherer Beiträge einen Theil der Mittel zur Dedung 
der in jpäteren Jahren wachlenden Verpflichtungen anzufammeln, ſondern aud in 
jolhen Jahren, wo in Folge günstiger Konjunkturen der Umfang der Betriebe 
und damit die Zahl der verficherten Perionen wählt, für ſolche Jahre Vorſorge 
zu treffen, in denen der Umfang der Betriebe und die Zahl der verjicherten Per: 
jonen abninunt, während die Summe der Verpflichtungen noch dem früheren Um— 
fange der Betriebe entipricht. Leber die Art der Anſammlung des Reſervefonds 
und über feine Verwendung direft durd das Gele Beitimmungen zu treffen, 
würde ſich bei der Mannigfaltigkfeit der dabei zu berücfichtigenden Verhältniſſe 
nicht empfehlen Dieſe Beitimmungen Tollen daher der ftatutariichen Regelung 
überlaffen werden. Das Geſetz muß aber Vorforge treffen, daß es, wenn bie 
Bildung eines Neiervefonds beliebt wird, auch nicht an den erforderlichen Beſtim— 
mungen über feine Verwendung fehle. 

Zu $ 37. Die Ktonftitwirung und Organifation der Betrieböverbände jol 
im Wejentlihen nach den gleihen Beltimmungen erfolgen, wie die der Genojlen- 
haften. Die unter Nr. 1 bis 4 vorgeiehenen Modifitationen find ſämmtlich 
durch den Umſtand bedingt, daß in den Verbänden Betriebe verfchiedener Gefahren: 
tlaffen vereinigt find. Wie diefen bei der Stonftituirung und in der dauernden 
Drganifation der Verwaltung eine Vertretung ihrer befonderen Intereſſen ge 
fichert werden muß (Nr. 1 bis 3), jo muß insbejondere auch die Umlegung der 
Beiträge fo geregelt werden, dal dabei das auf Grund des 8 10 Ablas 2 Felt: 
geiegte Verhältnig des Durchichnittsmaßes der Unfallägefahr für die den ver: 
ichiedenen Gefahrenflaifen angehörenden Betriebe neben der Summe der Löhne und 
Gehälter zu Grunde gelegt wird. 

3u 8 38. Da das Gefeg erit in Kraft treten kann, wenn alle Genoſſen— 
ihaften und Verbände Eonftituirt find, fo ift die Beſtimmung des erften Abiages 
nicht zu entbehren. Die Feitftellung der Frift ift dem Bundesrath vorbehalten 
worden, weil ſich mit Sicherheit im voraus nicht beftimmen läßt, welden Zeit: 
raum die zur Worbereitung der Konſtituirung erforderlichen Vorarbeiten in An 
ipruch nehmen werden. Die im Abſatz 2 des $ 38 getroffenen Beſtimmungen 
gewähren jedem unter das Geſetz fallenden Betrieböunternehmer die Möglichkeit, 
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diejenige Betriebsgenoſſenſchaft oder denjenigen Betriebsverband kennen zu lernen, 
welhem gegenüber er die ihm durch das Geſes auferlegten Pflichten zu erfüllen 
bat. Der Ablag 3 joll der Neichd-Jentralitele die ihr unentbehrlihe Kenntniß 
aller Genoſſenſchaften und Verbände fichern. 

3u $8$ 39 bis 41. Die Berriebögenoflenichaften und Betriebsverbände 
find ſowohl wegen der ihnen übertragenen öffentlichen Funktionen und Rechte, 
als auch wegen der ihnen aus Neihömitteln zu gemwährenden Beihilfe (F 7) der 
Beauflichtigung durch die Staatsbehörden zu unteriverfen. Auffichtsbehörde ſoll 
nah $ 39 Abjag 1 in der Negel die höhere Verwaltungsbehörde jein, in deren 
Birk die Genoflenichaften und Verbände ihren Sig haben. Nur in den Fällen, 
in welchen der Bezirk einer Genoilenichaft oder eines Verbandes über den Bezirk 
einer höheren Verwaltungsbehörde hinausgreift, joll die Behörde, von welcher die 
Auffiht wahrzunehmen ift, beſonders beitimmt werden, und zwar in den Fällen, 
wo der Bezirf der Genoflenichaft vom Bundesrath feitgeitellt iſt, vom Reichs— 
fanzler, in allen übrigen Fällen von den HZentralbehörden der Bundesſtaaten. 

Im Uebrigen folgt der Entwurf auch in diejen Beltimmungen dem Vorgange 
der mehrfach angezogenen früheren Gejere. 

3u $ 42. Sobald die Zahl der in den Betrieben einer Senoffenichaft be- 
ſchäftigten verficherten Berfon unter die nah 8 11 Abjag 2 zur Bildung einer 
Genoſſenſchaft erforderliche Minimalzahl finft, kann beim Gintritt größerer Un— 
glüdställe die Gefahr entitehen,, daß die Genoflenichaftsmitglieder durch die Auf: 
bringung des von der Genoffenichait vorweg zu dedenden Theils der Entſchädig— 
ungsbeträge (4 7 Nr. 2) überlaitet und bei längerer Dauer dieles Zuſtandes 
ſogar in ihrer Leiitungsfähigfeit gefährdet werden. Mit Rückſicht hierauf ſoll 
die Generalverfammlung der Genoflenichaft das Necht haben, bei folcher Abnahme 
der Mitgliederzahl die Auflöſung zu beantragen. Daneben muß das öffentliche 
Interefie an der dauernden Leiitungsfäbigfeit der Genoſſenſchaften dadurd ge 
mahrt werden, daß die Auflöſung unabhängig von der Entichliegung der Be- 
theiligten erfolgen fann, wenn der Zuftand ungenügender Leiſtungsfähigkeit als 
ein dauernder angejehen werden muß. 

Die natürliche Folge der Auflöjung einer Genoflenichaft iſt die Verweiſung 
'hrer bisherigen Mitglieder an den Betriebsverband des Bezirks, jofern nicht auf 
dem in ben nachfolgenden Paragraphen vorgeiehenen Wege der Anschluß an 
andere Genofjenichaften herbeigeführt wird. Die gegen die bisherige Genoſſen— 
ihaft erwachienen Entichädigungsverpflichtungen müſſen gleichzeitig auf den Ber 
triebsverband übergehen, welchem die bisherigen Genoilenichaftsmitglieder zuge: 
wielen werden 

3u 8$ 43 bis 53. Die Rückſicht auf die Werichiedenartigfeit der Ent— 
widelung der einzelnen Induſtriezweige und Betriebsarten erfordert Beſtimmungen, 
welche dem aus der veränderten Geſtaltung der thatlächlichen Verhältniſſe fich er: 
gebenden Bedürfniffe nach Abänderungen des Beitandes der Betriebsgenoflenichaften 
und Betriebsverbände Rechnung trägt. Der $ 42 gewährt zu dieſem Zwecke der 
sreiheit der Bewegung der Genoſſenſchaften und Verbände einen möglichit weiten 
Spielraum, und beitinmmt die Vorausiegungen, unter welchen auf Antrag der 
Beiriebögenoflenichaften oder deren Abtheilungen oder auf Antrag der Betriebs— 
verbände derartige Veränderungen herbeigeführt werden fünnen. Dadurch wird 
zugleich die Möglichkeit geboten, Wünſchen der betheiligten Betriebsunternehmer, 
welde bei der eriten Bildung der Genoilenichaften und Verbände feine Berück— 
ichtigung gefunden haben, ſoweit Nehnung zu tragen, wie die Grundbeitinme 
ungen über die Genoſſenſchafts- und Verbandsbildung es zulalien. Die 88 44 
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bis 52 regeln das zur Durhführung dieler Veränderungen einzuhaltende Ber: 
fahren für jeden einzelnen Fall unter VBerüdfihtigung der dabei mitwirfenden 
Faktoren und in Betracht kommenden VBerhältniffe, während der $ 53 in Betreff 
des dabei eintretenden Wechſels in den Trägern der Entichädigungsverpflichtungen 
die erforderlicden und aus der Natur der Sache folgenden Beitimmungen vorficht. 

Zu 88 54 bis 59. Zur Heranziehung der Verficherten bei der Zelbitver: 
waltung der Betriebsgenoflenichaften und Betriebsverbände bietet der Aufbau des 
GSefeges nur geringen Raum. Da die Verjicherten von jeder Beitragsleiitung zu 
den Entihädigungsbeträgen befreit bleiben, fo kommt bei der Gliederung der ver: 
fiherungspflichtigen Betriebe in Gefahrenklaflen, Betriebsgenoſſenſchaften und Be 
trieböverbände, ſowie bei der Verwaltung derielben, ſoweit es fi um die Um— 
fegung und Aufbringung der Entihädigungen handelt, ein unmittelbares Sonder: 
interefie der Verficherten nicht in Frage. Es ericheint daher weder zwedmäßig 
nod durch die Billigfeit geboten, die VBeriicherten unmittelbar bei der Verwaltung 
der Genoſſenſchafts- und Verbandsorganilationen zu betheiligen. Cine Mitwirkung 
derfelben ift nur infoweit geboten, als es ſich um die Feititellung der Entichädig- 
ungen (88 85 bis 91) und um die Ausübung der den Genofjenichaften und Ber: 
bänden beigelegten Befugniß zum Erlaß von Vorichriften über das zur Verhüt— 
ung von Unfällen zu beobachtende Verhalten der Verficherten (S 73 Nr. 2) 
handelt. Dieſe Mitwirkung joll von dem nad $ 54 für jede Betriebögenojien: 
fchaft und jeden Betriebsverband zu errichtenden Arbeiterausihuß wahrgenommen 
werben. Derjelbe joll in erganijcher Fortbildung der durch das Geiles, betreffend 
die Krankenverſicherung der Arbeiter, geichaffenen Werwaltungseinrichtungen aus 
Bertretern derjenigen Orts: und Yabrif-strantenfaffen fowie derjenigen Knapp— 
ichaftsfafien beitehen, welchen die in den Betrieben der Genoflenichafts= oder Ber: 
bandsmitglieder beichäftigten verjicherten Perjonen angehören. Da es ih um 
eine Vertretung der Arbeitnehmer handelt, jo find von der Theilnahme an der 
den Vorftänden der Krankenkaſſen übertragenen Wahl der Mitglieder des Arbeiter: 
ausichuffes die diefen Worftänden angehörenden Vertreter der Arbeitgeber auszu— 
ichließen. Die 88 55, 56, 57 und 58 ſtellen die allgemeinen Grundlagen feſt 
für die Wahlen und für die der Organilation der Betriebe in Gefahrentlaiten, 
Senofienichaften und Verbände anzupaſſende innere Einrichtung des Arbeiteraud: 
ſchuſſes, während nad 8 59 die mäheren Rorichriften hierüber einem von ber 
Auffichtsbehörde aufzuitellenden Negulativ vorbehalten bleiben ſollen. Letzteres 
ericheint geboten, weil der Inhalt dieſer Einzelvorſchriften die lofale Bildung und 
Auögeitaltung der Orts- und Fabrik-Krankenkaſſen berüdiihtigen muB. 

Zu den $S$ 60 bis 67. In diefen Paragraphen wird die nähere Feſt— 
ftellung des Verſicherungsverhältniſſes für die einzelnen Betriebsunternehmer und 
die Durchführung des Verſicherungszwangs geregelt. 

Da es zur Begründung des Berjicherungsverhältniffes des Abichlufies eines 
Vertrags nicht bedarf, vielmehr jeder Betrieb mit allen darin bejchäftigten, den 
Vorſchriften diefes Geſetzes unterliegenden Perſonen ohne weiteres der Perficer: 
ung unterliegt, jo wird im $ 60 nur der Beitpuntt feitgeießt, mit welchem dieſes 
Verhältniß fraft des Geleges beginnt. Demnach Steht jeder in einem unter $ 1 
fallenden Betriebe beihäftigten, gegen die Folgen der beim Betrieb jich ereignenden 
Unfälle verficherten PBerfon ohne weiteres ein Anſpruch auf die in den 88 5 und 
6 normirte Gntihädigung zu, Tobald jie von einem Unfall, der den Tod, oder 
eine länger ald 13 Wochen mährende Erwerbsunfähigkeit zur Folge hat, be 
troffen wird, und es erübrigt nur, den Kreis der Berpflichteten, gegen welche 
der Verunglückte diejen geleglichen Anipruch hat, feitzuftellen, alle zur Beitrags 
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leiftung verpflichteten Betriebe zu ermitteln und den legteren die in der Geſammt— 
organifation ihnen gebührende Stelle anzuweiſen. 

Für diejenigen Betriebe, welche ſchon bei der Bildung der Genofjenichaften 
und Verbände, alſo nod vor dem Zeitpunkt, mit welchem die Verſicherung jelbit 
in straft tritt, nach $ 15 angemeldet worden find, bedarf es eines weiteren Ver— 
fahrens nicht; ihre Zugehörigkeit zu einer Betriebögenoffenihaft oder einem Be: 
trieböverband fann nicht mehr zweifelhaft fein, da die legteren auf Grumd der 
Anmeldungen gebildet worden find. ‘Fir diefe Betriebe bedarf es nur noch ber 
Ausitelung eines Beicheid3 oder einer Erklärung, welche ihre Zugehörigkeit zu 
einer Genoifenichaft oder einen Verband ausdrücklich beitätigt (Mitgliedichein), 
und in welchem diejenige Stelle ſpeziell bezeichnet werden muß, die das linter: 
nehmen in der Genofienichaft oder in dem Verband einnimmt, insbeſondere alio 
die Genoſſenſchaftsabtheilung, falls der Betrieb einer jolchen angehört, oder wenn 
es ih um einen Nerband handelt, die Gefahrentlafle und die Verbandsabtheil- 
ung (8 63). Für Diejenigen Betriebe dagegen, weldye bei der Bildung der Ge: 
noflenihaften und Verbände noch nicht angemeldet waren, aljo insbejondere für 
Betriebe, welche erit nad) jenen Ermittelungen eröffnet worden find oder demnächſt 
eröffnet werden, bedarf es in jedem einzelnen Falle der beionderen Feſtſtellung 
ihrer Zugehörigkeit. Zu dem Ende joll jeder Unternehmer eines noch nicht an— 
gemeldeten Betriebes verpflichtet jein, alsbald nach der Gröffnung desielben eine 
Anzeige zu machen, welche die zur Enticheidung über die Veriicherungspflicht und 
jur vorläufigen Weberficht über den Umfang der Verficherung erforderlichen An— 
gaben enthält. Wird die Anzeige nicht rechtzeitig eritattet, jo toll die untere 
Berwaltungsbehörde auch hier befugt fein, nach ihrer Kenntniß der Verhältniſſe 
jene Angaben ſelbſt zu machen, und dadurch die von anderen Betrieben ihr zuge— 
gangenen ähnlichen Anzeigen zu ergänzen, wenn fie es nicht vorzieht, zunächſt 
unter Androhung einer entiprechenden Gelditrafe ($ 15 Abſatz 2) den Säumigen 
aufzufordern, über jene Punkte binnen einer ihm zu jegenden Friſt die nöthige 
Auskunft feinerjeitö zu ertheilen ($ 61). Auf Grund der Anzeige und, ſoweit 
dieſe auch auf Erfordern nicht eritattet ift, auf Grund ihrer eigenen Kenntniß 
ber Verhältniffe meldet die untere Verwaltungsbehörde den Betrieb bei dem Vor: 
ſtande derjenigen Betriebögenofienichaft, weldhem das Unternehmen nach Maßgabe 
der Anzeige oder, beim Mangel einer foldhen, nah dem Ermeſſen der Behörde 
angehört, oder bei dem Voritande des Verſicherungsverbands an ($ 62). 

Der Borjtand, dem die Anmeldung zugegangen ift, prüft, ob die Mitglied: 
Ihaft des Unternehmens anzuerkennen ift oder nicht. Im erfteren Fall wird ein 
die oben bezeichneten Angaben enthaltender zuſtimmender Beſcheid, (Mitglied: 
ſchein), im letzteren Fall ein ablehnender Beſcheid, welcher mit Gründen verſehen 
ſein muß, ertheilt. Sowohl der Mitgliedſchein, wie der ablehnende Beſcheid iſt 
in je zwei Exemplaren auszuſtellen und der unteren Verwaltungsbehörde, durch 
welche die Anmeldung ergangen iſt, zu überſenden. Dieſelbe behändigt ein 
Eremplar dem Unternehmer und behält das andere zur eigenen Benutzung bei der 
ihr in der Gejammtorganifation zugewieſenen Thätigkeit (8 63). 

Sowohl gegen den zulafienden wie gegen den ablehnenden Beicheid wird dem 
Unternehmer ein Rechtsmittel gewährt werden müſſen, da er auch im eriteren Fall, 
dann allerdings nur unter der Vorausſetzung ein Intereffe an einer Abänderung 
des Beicheids haben kann, wenn er glaubt, überhaupt nicht verficherungspflichtig 
au fein, oder wenn er einer anderen Gefahrenflafle beziw. einer anderen Genoſſen— 
Ihaft zugetheilt werden zu müſſen glaubt, Bei der Enticheidung handelt es ſich 
um thatjächliche Berhältniffe, deren Kenntniß und Beurtheilung dem Richter fern 
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liegt; es ſoll daher ala Rechtsmittel nur die Beichwerde an die höhere Berwalt- 
ungsbehörde gegeben werden, welcder in ihren techniichen Mitgliedern, namentlich 
in den nah Mahgabe des 8 139b der Gewerbeordnung angeftellten Aufſichts— 
beamten, Kräfte zur Verfügung stehen, die mit den in Betracht kommenden tech— 
niichen Fragen vertraut und zur Beurtheilung der Streitfrage befähigt find. 
Einen weiteren Inſtanzenzug zuzulafien, liegt kein ausreichender Grund vor ($ 64). 

Für den Fall, daß der Unternehmer einen ablehmenden Beicheid erhält und 
bei demielben fich beruhigt, muß die von der unteren Verwaltungsbehörde bejahte 
Frage, ob der Betrieb nah $ 1 verficherungspflichtig it, und im Fall der An— 
erfennung dieſer Veriicherungspflicht die Frage, welcher Betriebsgenojienichaft der 
in Frage stehende Betrieb zuzumeiien oder ob er dem Betriebsverbande einzuver: 
leiben it, anderweit erörtert werden, weil ſonſt verjicherungspflichtige Betriebe 
außerhalb der Geliammtorganilation verbleiben könnten. In jenem Fall joll daher 
die untere Verwaltungsbehörde die Intervention der Auffichtsbehörde herbeiführen, 
alio gewiſſermaßen ihrerieits gegen den ihre Anmeldung verwerfenden Beſcheid 
des Roritands Beichiwerde Führen, worauf die höhere Verwaltungsbehörde das 
Weitere zu veranlafien bat Bei der alödann getroffenen Enticheidung wird es 
in allen Fällen zu bewenden haben (S 65) 

Veränderungen in einem bereits angemeldeten und eingemiejenen Betriche 
können für die Feſtſtellung der Gefahrenklaſſe und für die Zugehörigfeit zu einer 
Berriebsgenoslenichaft oder zu dem Betriebsverbande von enticheidender Bedeutung 
fein Melche Beränderungen hierher gehören, wird der Unternehmer nach den 
über die Bildung der Gefahrenklaffen, jowie der Verſicherungsgenoſſenſchaften und 
Veriicherungsverbände zu erlaſſenden Bekanntmachungen ſelbſt beurtheilen können. 
Für solche Fülle ift dem Unternehmer die Pflicht zur Anzeige und zwar an den 
Vorſtand der Berriebsgenoflenichaft, welcher, oder des Betriebsverbandes, welchem 
er angehört, und legterem die Prüfung auferlegt werden, ob in Folge jener Vers 
änderungen dem Betriebe eine andere Stelle angewiejen werden muß. Das Er: 
gebniß dieſer Prüfung iſt allen Betheiligten umter Angabe der Gründe, und zwar 
durch Bermittelung der unteren Berwaltungsbehörde, um diejelbe über alle in der 
Zulammeniegung der innerhalb ihres Bezirks beitehenden Betriebögenoijenihaften 
und «Verbände in Kenntniß zu erhalten, mitzutheilen, und nad dem Ergebniß 
ilt zu verfahren, falls nicht auf den Wideripruch des Unternehmers oder des 
Boritandes der Genoifenicaft oder des Verbandes, an welchen der legtere nun 
mehr überwieien werden ſoll, die höhere Werwaltungsbehörde anderweit ent: 
ſcheidet ($ 66). 

Die Borichriften der beiden eriten Abichnitte des 8 67 find erforderlih, um 
zwiichen den Genoſſenſchafteen und Verbänden einerjeits und ihren Unterabtheil- 
ungen andererieits die erforderliche Uebereinſtimmung zu fichern und jederzeit eine 
Ueberſicht über die derzeitigen Mitglieder zu ermöglichen; die Vorſchrift im dritten 
Abiay hat Bedeutung für die nad) $ 10 vorgeichriebene zeitweife Reviſion der 
Gefahrentlaiten, und wird dazı dienen, die Aufltellung der Nachweiſungen über 
die verdienten anrechnungsfähigen Löhne und Gehälter, für welche die gleiche Ein: 
theilung vorgeichrieben it (SS 69, 72), zu erleichtern. 

Zu den S8 68 bis 72. Die Bertheilung auf die zahlungspflichtigen Unter: 
nchmer muß dem der Gelammtheit aus jedem einzelnen Betriebe erwachlenden 
Riſiko entiprehen und demnach jo geregelt werden, dat der aufzubringende Betrag 
nach Prozentiägen auf die in jedem Betriebe verdienten anrechnungsfähigen Löhne 
und Gehälter untgelegt wird. Dazu iſt es nothwendig, zu willen, wie viele 
Betriebe in jeder Gefahrentlafle vorhanden find, und welhe Summe anrechnungs— 
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fähiger Yöhne und Gehälter in denielben in ber Nechnungsperiode, ald welche das 
Halbjahr angenommen worden ilt, von den — verdient worden iſt. Das 
erſtere ergibt ſich aus den nah 8 67 Abſatz 2 zu führenden Mitgliederverzeich— 
nifien; das legtere fann mit Sicherheit nur von den einzelnen Unternehmern an- 
gegehen werden. Den lesteren hat daher die Verpflihtung auferlegt werben 
müſſen, an das für den engiten Kreis beitellte Organ, alio an den Borjtand der 
Abrheilung und nur, wo foldye Abtheilungen nicht gebildet find, an den Vorſtand 
der Genofjenihaft (8 71) eine Nachweilung über die während des abgelaufenen 
Rednungszeitraums in ihren Betriebe beichäftigt geweienen verjicherten Perſonen 
und die von bdenjelben verdienten anrehnungsfähigen Gehälter und Löhne nad 
anem von der Meichd: Zentralitelle feitzujegenden und von der Genofjenichaft oder 
dem Merbande zu liefernden Formulare einzureichen (5 68). Für jäumige Mit: 
glieder bleibt nur übrig, Diele Zahlen dur den Vorftand der Abtheilung und 
demnächit definitiv durch den Vorſtand der Genoſſenſchaft oder des Verbands feſt— 
fegen zu laffen. Die Borftände find hierbei allerdings auf Schätzung angewieſen; 
der Umstand jedoch, dat fie vorbusfichtlich die Zahlen nicht zu niedrig annehmen 
werden, dürfte die Unternehmer veranlalien, die Angaben im eigenen nterefie 
jelbit zu machen, wodurch jene allerdings nur einen unerwünjchten Nothbehelf 
bietende Schägung der Voritände auf ein Minimum reduzirt werden wird ($ 69). 

Da die Mitgliedihaft mit der Ginftellung des Betriebes erlifcht, jo fann der 
Fall eintreten, da am Schluß einer Nechnungsperiode ein Berrieb nicht mehr 
verficherungspflichtig iſt und inlofern den Vorſchriften des Gejeges nicht mehr 
unterliegen wirde, obwohl er während eines Theils dieſes Zeitabſchnitts noch 
verjicherte Arbeiter bejchäftigt hat umd folgeweiſe für dieſe Zeit noch beitrags- 
pflichtig war. Im Borjorge zu treffen, daß ein ſolcher Betrich nad) Verhältniß 
der Zeit zu den Beiträgen herangezogen werden faun, iſt die Vorſchrift ($ 70) 
erforderlich geiworden, nach welcher jofort nad der Einftellung die fonjt erit am 
Schluß der Periode aufzuitelende Nachweiſung für die Zeit vom Schluß des 
legten Halbjahres bis zur Einstellung des Betriebes einzureihen und außerdem 
ein demnächſt durch Nachzahlung oder theilweile durh Rüdzahlung auszugleichendes 
Pauſchquantum als Nantion für die auf den Betrieb nod entjallenden Beiträge 
einzuzahlen it. Es muß dies mit thunlichiter Beichleunigung geichehen, weil 
andernfalls die Gefahr eintreten würde, daß nah Ablauf einer längeren Zeit feit 
der Einjtellung des Betriebes unrichtige hinterher nicht mehr zu fontrolirende 
Angaben gemadt, and die Einziehung der Kaution unmöglich oder doch jehr 
erichwert werden würde. Das Pauſchquantum it auf 2 Prozent des aus der 
Nachweiſung ſich ergebenden anrehnungsfähigen Theils der für den betreffenden 
Zeitraum gezahlten Yöhne und Gehälter normirt worden: ein Betrag, der vor: 
ausfihtlih unter allen Umjtänden genügen wird. Im Fall einer Säumniß des 
Unternehmers joll auch hier die Schägung des Vorſtandes eintreten. 

Aus diefen Nachweiſungen und aus den Mitglieberverzeichniffen ift eine nad) 
Gefährenklaſſen, und innerhalb derielben nach Imduftriezweigen und Betriebsarten 
geordnete Zuſammenſtellung zunächſt von den Abtheilungsvoritänden, demmächft 
von den Genoflenichafts: und Verbandsvoritänden für ihre Bezirfe nach einem 
von der Reichs: Zentralitelle feitzuitellenden Formular anzufertigen und der letteren 
von den Genoſſenſchafts- und Werbandsvoritänden einzureihen. Die Reiche: 
Zentralitelle erhält hierdurch die Für ihre Berehnungen (58 101 ff.) erforder: 
lichen Unterlagen ($ 72). 

Daß die NAbtheilungsporitände die ihnen erwacienen Verwaltungskoſten 
gleichzeitig mit der Nachweiſung der anrechnungsfähigen Löhne und Gehälter den 
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Genoſſenſchafts- und Berbandsvoritänden einreichen jollen (S 69), findet darin 
jeine Begründung, daß dieſe Verwaltungskoſten demnächſt mit den Entichädigungs: 
beträgen aufzubringen find. 

Zu 88 73 und 74. Mei ciner auf Gegenieitigfeit begründeten Unfallver— 
fiherung hat nicht nur jede Genoſſenſchaft und jeder Verband, jondern auch jedes 
einzelne Mitglied ichon von vornherein ein Intereſſe daran, dab in den Betrieben 
der Genoſſenſchafts- oder Verbandsmitglieder möglichit wenig Unfälle vortommen. 
Dieies Intereife bedarf indeflen, um ausreichend wirkſam zu werden, einer Ber: 
ftärfung dadurch, daß die Unterlaſſung der zur Verhütung von Unfällen erforder: 
lihen Sorgfalt für jeden Einzelnen mit unmittelbaren bejonderen Nachtheilen 
verbunden wird. Zu dem Ende wird den Genofienichaften und Verbänden die 
Befugniß beigelegt, für ihre Mitglieder VBorjchriften über die von ihnen zur 
Verhütung von Unfällen zu treffenden Einrichtungen zu erlafien. 

Auf diefe Weile wird zugleih, wie zu hoffen ift, die gewerbliche Selbit: 
verwaltung auf einem Gebiete fruchtbar gemacht, auf welchem die ftaatliche Ber: 
waltung, wie fie in den 88 120 und 139b der Gewerbeordnung geregelt ift, mit 
großen Schwierigkeiten zu kämpfen hat, weil die Frage, wie weit mit Vorichriften 
der hier in Rede itehenden Art und mit deren Durhführung gegangen werden 
kann, ohne in ungerechtfertigt ftörender Weije in die freie Bewegung der Ans 
duftrie einzugreifen, in vielen Füllen zu erheblichen Zweifeln Veranlaſſung gibt. 

Bei den Organen der Genofienichaften und Verbände werden die den Mit: 
gliedern derielben beimohnende genaue Kenntniß der VBerhältniffe und Bedürfniſſe 
der von ihnen vertretenen Induſtriezweige auf der einen Seite und das Intereſſe 
an der Verhütung der Unfälle auf der anderen Seite vorausſichtlich dahin führen, 
daß die VBorichriften über die zu treffenden Ginrichtungen die richtige Mitte zwiichen 
zu großer Milde und zu großer Strenge innehalten. Dies läßt ſich um fo mehr 
erwarten, als es bei der Beſchränkung der Verbindlichkeit der zu erlaffenden Vor: 
ihriften auf die Mitglieder der Genoilenichaft oder des Verbandes möglich fein 
wird, bei der Abfaſſung derjelben mit der erforderlichen Berückſichtigung der be 
jonderen Verhältniſſe jedes einzelnen Induſtriezweiges vorzugehen und den Fehler 
zu großer Allgemeinheit, welcher den auf gejeglihem Wege erlafienen Boricriften 
leicht anhaftet, zu vermeiden. Die Durchführung der erlailenen Borichriften ſoll 
durch Bedrohung der Zumwiderhandelnden mit Strafzuichlägen zu den Beiträgen, 
welche mit den letteren zu erheben find, gelichert werden. 

Soll die Thätigfeit der Genofienichaften auf dielen Gebiete ihr Ziel mög 
lihit vollftändig erreichen, jo muß Vorſorge getroffen werden, dab fte auch die 
für die lnfallverhütung außerordentlich wichtige Regelung des Werbaltens der 
Arbeiter in ihr Bereich zieben kann. Es muß alio den Genoſſenſchaften und 
Berbänden die Befugniß eingeräumt werden, auch über das Verhalten der Ar: 
beiter in den Betrieben Borichriften zu erlajien und Zumiderhandlungen mit 
Geldſtrafe zu bedrohen. Die Beilegung dieſer Befugniß findet ihre Rechtfertigung 
darin, daß den Werficherten die geiegliche Entihädigung auch dann nicht entzogen 
werden kann, wenn Sie den Unfall jelbit verichuldet haben, und dab es daher 
billig und im allgemeinen Intereſſe nothwendig ericheint, ein unmittelbares In— 
terefie an der Verhütung von Unfällen bei ihnen durh Strafvorichriften zu be 
gründen. Zugleich werden dieſe Borichriften aud den Stranfenfailen zu gute fommten, 
da ſie in beionderen Maße zur Verminderung der geringfügigeren, die Kranken— 
kaſſen belaftenden Unfälle beizutragen geeignet find. Die Cinräumung der Be 
fugniß ericheint aber auch unbedentlic, wenn durch eine geeignete Mitwirkung der 
terficherten bei dem Erlaſſe der fraglichen Vorſchriften eine Sicherung gegen 
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Willkür und Unbilligfeit gewonnen wird. Demnach jollen Vorfchriften über das 
Rerhalten der Arbeiter, bevor ſie der Aufſichtsbehörde zur Genehmigung vorge 
legt werden, dem zuitändigen Arbeiterausichufle zur Begutachtung mitgetheilt 
werden, welche indeſſen, wenn fie berüdfichtigt werden foll, binnen einer beitimmten 
Friſt erfolgt fein muß, damit der Erlaß der Vorichriften nicht durch eine immerhin 
mögliche, wenn auch nicht vorauszufesende paflive Renitenz des Arbeiteraus— 
ichuffes vereitelt werden fann. Bei der Bedeutung, welde die von den Ges 
noflenichaften und Werbänden zu erlafienden Borfchriften für die ſtaatliche Ge 
werbepolizei haben, und mit Rückſicht auf die Möglichkeit eined unzwedmäßigen 
oder unbilligen Gebrauches der fraglihen Befugniß muß die Gültigkeit der 
eriteren von der Genehmigung der Aufſichtsbehörde abhängig gemacht werden. 
Den Erlaß derartiger Vorjchriften den Genoſſenſchaften und Verbänden zur 
Pflicht zu machen, erfcheint Schon um deswillen nicht rathjam, weil e3 fein wirk— 
james Mittel zur Erzwingung der Erfüllung einer ſolchen Pflicht gibt. 

Die Feititellung der Strafzufchläge für Betriebsunternehmer, welche den von 
der Genoſſenſchaft oder dem Betriebe erlaſſenen Vorichriften zuwider handeln, fällt 
naturgemäß den Vorltänden zu. Dagegen fann diefen, weil in ihnen die Ver: 
fiherten nicht vertreten Sind, die Feititellung der von den legteren verwirkten 
Strafen nicht übertragen werden. Um für diele eine Stelle zu finden, bei welcher 
die erforderliche Unparteilichkeit mit der wünſchenswerthen unmittelbaren Ginficht 
in die dabei in Betracht fommenden Verhältniſſe vereinigt ift, will der Entwurf 
mit derſelben die Ortöpolizeibehörden betrauen, und Beichwerden gegen deren Feſt— 
ftellung von der vorgelegten Verwaltungsbehörde enticheiden laſſen, welche in 
Zweifelsfällen in der Lage fein wird, das Gutachten der auf diejem Gebiete vor: 
zugsweiſe jachverftändigen Staatlihen Auflichtsbeamten ($ 139 b der Gewerbe- 
ordnung) bedienen zu können. 

Zu 88 75, 76. Sowohl die Handhabung der auf Grund des 8 73 er- 
laſſenen Rorichriften, als auch die zur Wahrung der Interellen der Genojien- 
ihaften und Verbände erforderliche Kontrole über die für die Genoſſenſchafts— 
oder Verbandsangehörigfeit, ſowie für die Bemeſſung der Beiträge in Betracht 
fommenden Verhältniſſe der einzelnen Betriebe macht die Thätigkeit beionderer 
Auffichtsorgane der Genoitenichaften und Verbände nothmendig. 

Die Rechte und Prlichten der mit dieler Aufſicht Beauftragten, Towie Die 
Verpflichtungen, welche die Genoſſenſchafts- und VBerbandsmitglieder denjelben 
gegenüber zu erfüllen haben, bedürfen daher einer Regelung, wie fie durch die 
Vorichriften des 8 75 erfolgt. 

Die Beſtimmungen des 8 76 regeln das Verhältniß derjenigen Beauftragten 
der GSenoflenichaften und Verbände, deren Thätigfeit ſich mit der ftaatlichen Be: 
aufſichtigung der gewerblichen Betriebe vielfach berührt, und deshalb zu der 
fegteren im ein geordnetes und ein etwa erforderliches Einſchreiten ermöglichendes 
Verhältnik gelegt werden muß. 

Zu 88 77 bis 79. Für die einfache und fichere Feſtſtellung der den Ber 
theiligten aus der Unfallverſicherung erwachſenden Gntichädigungsaniprüce it es 
von Wichtigkeit, daß die einzelnen Unfälle, welche einen Entichädigungsaniprud 
zur Folge haben, nicht erſt durch die Erhebung des lerteren, ſondern Tobald als 
thunlich zur Kenntniß der Organe der Berficherung gelangen. Die ſchon dadurch 
erforderlich werdende Regelung des Unfallmeldeweſens hat außerdem nicht nur das 
ftatiftifche Material zu ichaffen, Durch welches die fortichreitende Vervollkommnung 
der Gintheilung der Betriebe in Gefahrenflaifen bedingt ift, ſondern and den 
Gewerbeanfiichtsbehbörden die Kenntniß der Unfallurſachen zu vermitteln, deren ſie 
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für ihre auf Verminderung der Unfälle gerichtete Thätigfeit bedürfen und welche 
andernfalls durch ein beionderes Gejeg ficher zu itellen bereits als Bedürfniß er: 
fannt ift. Nah 8 77 Toll daher den Unternehmern die Verpflichtung obliegen, 
von jedem Unfall, abgeiehen von den ganz geringfügigen, welche eine nur kurze, 
auf 3 Tage bemeilene Arbeitsunfäbigfeit zur Folge haben, bei der zuitändigen 
PBolizeibehörde Anzeige zu machen, ohne Rüdiicht darauf, ob die Entichädigung 
porausiichtlich von den Krankenkaſſen zu leiſten oder nach diefem Geſetz zu be 
handeln fein wird. Die Friſt für die Anzeige wird fo zu bemeſſen fein, daß die 
fetstere jo raſch eritattet wird, wie e3 dem Berpflichteten unter den obialtenden 
Umitänden zugemuthet werden kann. Sie joll daher von dem Tage, an weldem 
der Verpflichtete don dem Gintritt der die Verpflichtung bedingenden Thatſache 
Kenntniß erhält, zwei Tage währen, da anzunehmen ift, daß während diejes Zeit: 
raumes auch der Unternehmer, deilen Betrieb in einiger Entfernung von 
dem Sitze der zuftändigen Behörde belegen ift, im Stande jein wird, die Anzeige 
an die legtere zu befördern. Da die Anzeige oft am zwedmäßigiten nit von 
dem Unternehmer jelbit, jondern von demjenigen, welcher zur Zeit des Unfalls 
den Betrieb oder den betreffenden Theil desielben zu leiten hatte, eritattet wird 
und da Vorſorge getroffen werden muß, dab die Anzeige auch dann nicht unter— 
bleibt, wenn der Betrieböunternehmer durch Abweienheit oder aus anderen Gründen 
an der Eritattung derſelben verhindert ift, fo foll der bezeichnete Betriebsleiter die 
Anzeige für den Unternehmer eritatten fünnen und dazu verpflichtet jein, wenn 
der Unternehmer behindert ift Form und Inhalt der Anzeige werden nad) den 
Bedürfniſſen der Unfallverfiherung und der Gemwerbeauffichtsbehörden eingerichtet 
werden müſſen und deshalb der Beltimmung des Neichsfanzlers zu überlaſſen 
fein, Auch von den Unfällen, welche ſich in den unter Verwaltung von Staats— 
und Neichsbehörden stehenden Betrieben ereignen, ſoll von den WVorftänden der 
legteren Anzeige an die vorgeſetzte Dienftbehörde eritattet werden. Es erjcheint 
aber aerathen, den legteren nähere Beitimmungen über die Gritattung der Anzeige 
vorzubehalten, da es, namentlich für jehr ausgebehnte Betriebe, zwedmäßig it, 
die Obliegenheit, mit welder durch S 78 die Polizeibehörden betraut werben, 
durch die Betriebsvorftände wahrnehmen zu laflen und folgeweiſe von der jedes: 
maligen Tofortigen Anzeige der unbedentenderen Unfälle, welche nicht zu einer 
Unterfuhung nadı Maßgabe des $ 79 Anla geben, abgeiehen werden kann 

Die Vorſchrift des 8 78 foll Sicherheit dafür gewähren, daß das die Be 
trieböunfälle betreffende ftatiftiiche Material stets vollitändig und bereit gehalten 
wird. Inwieweit die Ortspolizeibehörden von deu einzelnen Unfällen den in 
höherer Inftanz mit der Gewerbepolizei betrauten Behörden Mittheilung zu maden 
haben, kann der Regelung durch Dienitanweilung überlaflen werden. 

Die von der Bolizeibehörde, in den Fällen des $ 77 Ablag 5 von der vor— 
gelegten Dienitbehörde vorzunehmende Unterfuhung (8 78) Toll nicht nur Die 
jenigen Thatſachen feftitellen, welde zur Vervollftändigung des ftatiltiichen Ma— 
terials dienen oder für die Thätigfeit der Auffichtsbehörden eine Bedeutung haben, 
iondern, jomweit thunlich, auch diejenigen Verhältniiie Elar legen, welche für die 
demnächſtige Feititellung der Entichädigungsaniprüde in Betracht fommen. lm 
allen hierbei in ‚Frage fommenden Intereſſen gerecht zu werden, ſoll den Betheil: 
igten Gelegenheit gegeben werden, jich bei den IUnterfuchungsverhandlungen ver: 
treten zu lalien und von dem Ergebniß derielben Kenntniß zu nehmen. 

Zu 88 80 bis 84. Die Feitftellung der Entſchädigungen ſoll in allen Fällen, 
welche durch die Umfallsanzeigen und die nachfolgende Unterfuhung zur Kenntniß 
der Berwaltung gelangen, ohne weiteren Antrag der Berechtigten durch die dazu 
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berufenen Vorſtände der Genoffenichaften und Verbände oder die nach ftatutariicher 
Beitimmung an deren Stelle tretenden bejonderen Ausſchüſſe von Amtswegen ein- 
geleitet werden, und zwar jedesmal alöbald dann, wenn die Thatiadhen, welche 
Art und Umfang des Entihädigungsanipruch bedingen, vorliegen ($ 80). An 
den meilten Fällen wird für dieſe Feſtſtellung bereitö durch die nach $ 79 vor: 
genommene Unterfuchung die erforderliche Grundlage gewonnen fein; ſoweit dies 
jelbe der Ergänzung bebarf, fünnen die Polizeibehörden wegen Vornahme der er: 
forderlichen Grmittelungen in Anſpruch genommen werden ($ 113). 

Da der Fall nicht ausgeſchloſſen ift, daß Unfälle nicht angemeldet werben, 
oder dab Entichädigungäberechtigte eriltiren, welche bei der Unterfuhung und dem 
nachfolgend von den Vorſtänden der Verfiherungsgenoifenichaften und Betriebs: 
verbände eingeleiteten Verfahren nicht ermittelt oder irrthiimlicher Weile unberüd: 
ſichtigt geblieben find, fo follen Entihädigungsaniprüche, welche nicht von Amts— 
wegen erörtert Tind, innerhalb eines Jahres nach Eintritt des Unfalls mit der 
Wirfung angemeldet werden können, daß jofort das Feititellungsverfahren einge: 
leitet werden muß (8 81). 

Ebenſo fann auch der Fall vorfommen, dab Entihädigungsaniprüce aus 
Anlaß eines Unfalls erhoben werden, welcher in einem einer Betriebögenoslenichaft 
oder dent Betriebsverbande nicht zugewielenen Betriebe entitanden it. Wird ein 
folder Anſpruch in ber für alle nicht von Amtswegen geprüften Anſprüche, alfo 
auch bier geltenden Bräflufivfrift von einem Jahre erhoben, jo wird die untere 
Nerwaltungsbehörde, welche naturgemäß hierzu berufen ift, zunächſt Feitzuftellen 
haben, ob der Betrieb, in dem der Unfall fich ereignet bat, unter $ 1 fällt oder 
niht. Im leßteren Falle muß der Anſpruch vorbehaltlich der Beichwerde, welche 
wie in $ 64, an die höhere VBerwaltungsbehörde zu richten iſt ($ 85), abge 
wielen, im erfteren Falle die Zumeilung des Betriebes zu einer Betriebsgenojlen- 
ihaft oder zu dem VBetrieböverbande nachträglich bewirkt und demnächſt das orbent- 
lihe Gntihädigungsverfahren eingeleitet werden. 

Die Exiſtenz des Entihädiqungsanipruches iſt nach den früheren Beſtimm— 
ungen des Entwurfs lediglich davon abhängig, daß der Unfall in einem unter 
ben S 1 fallenden Betriebe vorgefommen ift, daß der Verletzte zu den darin be— 
ihäftigten, der Verſicherung unterliegenden Perjonen gehört, und daß eine Be: 
ihädigung vorliegt, für welche nah 88 5 und 6 Entichädigung zu leiiten tft. 
Aus den in den allgemeinen Erörterungen dargelegten Gründen ſoll der Entichäd- 
igungsanipruh auch dadurch nicht ausgeichloffen werden, dal der Unfall durch 
eigenes Berichufden des Verletzten herbeigeführt ift. Nur in dem Falle wird ein 
Entihädigungsanipruc nicht anzuerfennen fein, wenn der Verlegte den Unfall, 
durch welchen die Verlegung veranlaßt iſt, abitchtlich ſelbſt herbeigeführt hat. 
Der $ 82 enthält eine dem entiprechende Vorschrift, jedoch mit der Einichränfung, 
dab die Anſprüche der Hinterbliebenen eines Verſicherten auch in diefem Falle un— 
verändert bleiben. 

Die Höhe des Arbeitsperdienites des Getödteten oder Verlesten, nach welder 
die Entichädigung zu berechnen ift, kann nur auf Grund einer Nachweiſung über 
die in dem Betriebe, in welchem der Unfall fich ereignet hat oder eventuell in be: 
nachbarten gleichartigen Betrieben während des letzten Jahres an den Verletzten 
beziv. an gleichartige Arbeiter gezahlten anrechnungsfühigen Löhne oder Gehälter 
feftgeitelft werben. Die Unternehmer Tollen daher verpflichtet fein, auf Erfordern 
binnen der durch die nothwendige Beichleunigung des Verfahrens gebotenen kurzen 
Friſt, welche, wie im vorjährigen Gelegentwurf, auf eine Woche hat normirt 
werden müſſen, ſolche Nachweilungen zu liefern (8 83). In dem die Ent— 
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Ihädigung feitierenden Beicheide find alle für die Berechnung der Höhe berielben 
maßgebend gewejenen Faktoren anzugeben, um den Berechtigten in den Stand zu 
jegen, die Höhe der Entichädigung zu prüfen ($ 84). 

Zu 88 85 bis 91. Sofern die Ablehnung des Entſchädigungsanſpruchs 
aus dem Grunde erfolgt, weil der Betrieb, in weldyem der Unfall jich ereignet 
hat, für nicht unter den $ 1 fallend erklärt wird, findet im Anschluß an das in 
Betreff der Verſagung des Mitgliedicheins in den 88 63, 64, 65 vorgejchriebenen 
Verfahren und aus den bei Erörterung diejer Paragraphen dargelegten Gründen 
die Beichwerde an die höhere VBerwaltungsbehörde ſtatt. 

Gegen den Beideid, durch welchen der Entihädigungsanfprud aus einem 
anderen, alö dem vorgedachten Grunde abgelehut ($ 81 Abia 2), ſowie gegen 
den Beicheid, durdy welchen die Entſchädigung feitgeitellt wird (8 84), ſieht der 
Entwurf im Gegenfag zu dem vorjährigen Gelegentiwurfe über die Unfallver: 
fiherung der Arbeiter nur die Berufung auf Ichiedsrichterliche Entiheidung vor. 
Gegenüber den Bedenken, welche in der Begründung des vorjährigen Entwurfs 
(Seite 50 der Drudiache des Neihstags Nr. 41) in Betreff des jchiedsrichterlichen 
Verfahrens erhoben find, iſt darauf hinzuweiſen, daß die von Amtswegen oder 
auf Anmeldung eintretende erite Seititellung der Entihädigungsaniprüche nach dem 
Aufbau und dem Grundſyſtem der gegenwärtigen Vorlage den Organen der ver: 
fiherumgspflichtigen Unternehmer hat übertragen werden müſſen (SS 81 u. ff.), 
während in der vorjührigen Vorlage dieje Feititellung durch die Neichöverficher: 
ungsanftalt erfolgen ſollte. Der Natur der Sadhe nah fonnte aber, gegen die 
Enticheidung einer dem Streite der PBrivatintereflen entrüdten und die Bürgicaft 
voller Unbefangenheit in fich tragenden Neichsbehörde, der Arbeitnehmer unbedenk— 
licher auf den £oftipieligen, zeitraubenden und ſchwierigen Rechtsweg verwieſen 
werden, als gegenwärtia, wo die erite Feititellung durch die Vertreter der zahl: 
ungsprlichtigen Sntereifenten erfolgt. Innerhalb des Syitens und auf dem 
Boden des gegenwärtigen Entwurfs würde die Berweilung der jtreitigen Ent: 
Ihädigungsaniprüce der Arbeitnehmer auf den Rechtsweg dem Grundgedanfen der 
ganzen Vorlage nicht entiprehen. Dazu fommt, daß die Schwierigfeiten, welche 
der zwedmäßigen Bildung von Sciedsgerichten bei dem Syſteme des vorjährigen 
Entwurfs entgegenitanden, durch den vorliegenden und durch den Gejegentwurf, 
betreffend die Stranfenverfiherung der Arbeiter, bejeitigt werden. Die zum Zwecke 
der linfallverfiherung geſchaffenen Organilationen der Betriebsunternehmer einer: 
feitö und die organifche Gliederung der Arbeitnehmer zu dem Zwecke der Kranken— 
verlicherung andererjeit3 bieten überall geeignete Unterlagen für die nach $ 86 
Abſatz 1 Für jede Betriebögenofienihaft und für jeden Betricböverband zu er: 
richtenden Schiedsgerichte. Das Schiedsgericht Toll feiner Zivedbeitinmung und 
"Natur nad aus einer gleichen Anzahl (je zwei) von Arbeitgebern und Arbeitern 
beitehen; die eriteren werden von den Generalverſammlungen der Betriebsgenofien- 
ichaften oder des Betrieböverbandes gewählt und follen, um jede aus der Be 
theiligung an den Borverhandlungen möglicherweile ich ergebende VBoreingenommen: 
heit oder Einwirkung fern zu halten, den mit der eriten Feſtſtellung der Ente 
Ihädigungsaniprüce gefaßten Genoflenichafts: oder Verbandsvorjtänden nicht an: 
gehören dürfen. Die Wahl der Arbeiter geichieht durch den nah $ 54 gebildeten 
Arbeiteransihuß. Zur weiteren Verftärfung der Bürgfchaften für die volle Un: 
parteilichfeit und Selbftändigfeit des Schiedsgerihts ift in S 86 endlich die 
Leitung deöjelben einem von den Zentralbehörden der Bundesſtaaten und im alle 
des 8 13 dom Neichöfanzler aus der Zahl der öffentlichen Beamten ernannten 
ftändigen Beamten übertragen. 


II. Sejegentwurf vom Mai 1852. 383 


Die Beirimmungen des $ 87 haben den Zwed, die Bildung und Anpaffung 
der Schiedsgerichte je nach den lofalen Verhältnifien und Bedürfniſſen im engſten 
Anſchluſſe an die Geltaltung der Genoilenichafts: und Berbandseinrichtungen zu 
fihern. Der 8 89 regelt die Pflichten des Amts der Beiliger in einer dem Cha— 
rafter und der Bedeutung desielben in entiprechender Weile und gewährt der Auf: 
fihrsbehörde die nothiwendige Machtbefugniß, die Uebernahme diejes Ehrenamtes 
gegen die dazu Verpflichteten zu erzwingen. Die in $ 90 hinſichtlich der Be: 
ſchlußfähigkeit getroffenen Beſtimmungen sollen verhüten, daß eine jchiedsrichter: 
liche Enticheidung anders als unter gleihmäßiger Theilnahme der den Arbeitgebern 
und Arbeitern entnommenen Beijiger ergehen kann; im übrigen find die einzelnen 
Beitimmungen über das Verfahren vor dem Schiedsgericht der Regelung durd 
faiferliche Verordnung unter Zuftimmung des Yundesrarhs vorbehalten. 

Gegen die Entieidungen der Schiedsgerichte, welde, joweit es auf Beur— 
theilung der für die ‚Feitiesung oder Höhe der Entichädigungen maßgebenden that= 
ſächlichen Verhältniſſe ankommt, der Natur des jchiedsrichterlihen Antrags gemäß 
endgültig fein jollen, hat in 91 inſoweit die Berufungen auf den Rechtsweg zus 
gelaſſen werden müſſen, als es jih um die Anerkennung oder Nichtanerfennung 
des die Vorausſetzung eines Entihädigungsanipruchg bildenden Rechtsverhält— 
niffes zwiſchen dem Getödteten und dem die Entihädigung Beanipruchenden 
(86 Nr. 2) handelt. Die Fülle, in welhen das Vorhandeniein eines ſolchen 
Rechtsverhältniſſes streitig fein kann, werden nur äußerſt jelten fein; liegt 
aber ein fofcher Fall vor, To ericheint es angemeſſen, über dieſe reine Rechts— 
frage den Betheiligten die Berufung auf den Rechtsweg vffen zu laflen, während 
die nach Enticheidung dieſer Nechtsfrage etwa erforderlich werdende Bemeſſung 
der Entihädigung auch in Fällen dieier Art dem Schiedsgerichte vorbehalten 
bleiben ſoll. 

Zu 88 92 bis 96. Seinen Abichluß erhält das Entihädigungsverfahren 
durch Ausstellung einer Beicheinigung über die definitiv feitgeltellte Entſchädigung, in 
welcher zugleich die Zahlungstermine und die Zahlungsitelle Für die zuerfannten 
Bezüge anzugeben find (8 92). Da aber Fälle vorkommen können, in denen die 
Berhältnifie, von welchen die Entihädigungäberehtigung oder die Höhe der Ent: 
Ihädigung abhängt, eine Veränderung erleiden (Wiedergewinnung der Erwerbs— 
tähigfeit, Eintritt völliger Erwerbsunfähigkeit bei einem nad icheinbarer Heilung 
der Verlegung für theilweiſe erwerbsunfähig Grachteten, nachträglicer Eintritt 
des Todes eines Verlesten, jo ſoll ſowohl den Berpflichteten wie den Entſchädig— 
ungsberechtigten die Möglichkeit der Wiederaufnahme des Entihädigungsperfahrens 
gegeben werden. Im Falle nachträglich eintretenden Todes wird den Dinter: 
bliebenen des Verlegten diefe Befugniß nur binnen Jahrestriit beigelegt, weil eine 
ſolche Friſt den Verhältniſſen angemeflen ericheint und mach Berlauf einer nod) 
längeren Zeit der urſächliche Zuſammenhang des Todes mir der Verlegung kaum 
noch nachweisbar, das Verfahren alio vorausſichtlich velultatlos fein wird. 

Da Zweifel darüber entitehen können, von welchem Zeitpunkt ab ſolche nach— 
träglich feitgeitellten Yeiftungen beginnen oder die bewilligten Renten eingeitellt 
werden follen, jo haben hierüber die in dem Entwurf enthaltenen, einer bejonderen 
Begründung nicht bedürfenden Beitimmungen getroffen werden müſſen ($ 93). 

Die im $ 94 eingeräumten Nechtswohlthaten finden ihre Rechtfertigung in 
der Nothwendigfeit, Fürſorge zu treffen, daß die Entihädigungen unter allen 
Umständen ihrer Beitimmung dienen. Der $ 95 trifft Anordnungen über den 
Zeitpunft, zu welchem die auf Grund der 88 5, 6 zu gewährenden Entichädig- 
ungen zu zahlen find. Die Beitimmung, dab die Koſten des Heilverfahrens und 
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der Beerdigung eine Woche nach ihrer endgültigen Feltitellung zu zablen find, 
ift aus der Erwägung hervorgegangen, dab die Gritattung dieler der Regel nad) 
bereits geleiteten Zahlungen thunlichſt bald erfolgen, eine fleine Friſt zwiſchen 
der Feitiesung und der Zahlung aber ſchon um deswillen liegen muß, weil doc 
erit die Anweiſung an die Zahlitelle ($ 97) ausgeitellt und bei der lesteren ein: 
gegangen fein muB. Als endgültig kann die Feititellung übrigens erit dann 
gelten, wenn die Berufungs- beziehungsweiſe Beichwerdefriit veritrichen oder die 
Enticheidung des Schiedsgerichts beziehungsweiſe der höheren Verwaltungsbehörde 
ergangen und zugeftellt ift. Sollte, was nicht anzunehmen iſt, die Zahlung nod 
bor Ablauf der im $ 95 gelegten Friſt geleiftet werden können, To iteht dem nichts 
entgegen, da das Geiler nur zu Gunſten des Verſicherten eine Marimalfriit feit: 
zuſetzen beablichtigt. 

Die Vorauszahlung der Entichädigungärenten entipricht der Alimentennatur 
der legteren; die YJahlıngsperioden waren im Intereſſe der Berechtigten furz zu 
bemeilen, jedoch durfte auch die durch allzuhäufige Zahlungen eintretende Geſchäfts— 
belaftung durch Zahlitellen nicht unberüdfichtigt bfeiben. Zur Begründung der 
in $ 96 getroffenen Beitimmung ift auf die Ausführungen zum legten Abias 
bes $ 6 zu veriveiien. 

Zu $ 97. Wie bereits in den allgemeinen Erörterungen hervorgehoben ilt, 
madıt die Vertheilung ber Verpflichtung zur Leiltung der Entſchädigungen auf 
verſchiedene VBerpflichtete ein einheitliches Auszahlungsverfahren unbedingt notb: 
wendig; und ſchon die NRüdjicht auf die Meitberheiligung des Reichs bei der 
Leiltung der Entjchädigungen läßt es angemeifen ericheinen, daß die Auszahlung 
ber lesteren durch Reichs- oder Staatsbehörden erfolge. 

Die Betrauung der Boitverwaltungen mit diefer Funktion empfichlt ſich 
daher umiomehr, als die Webertragung derielben auf die Vorftände der Genoſſen— 
haften und Verbände dieſe mit einer fomplizirten Kaſſenführung belaften und 
außerdem den Entichädigungsberechtigten unter feinen Umftänden eine jo beaueme 
Form der Hebung ihrer Entihädigungsbeträge ermöglichen würde, wie fie durd 
das Cintreten der Bojtverwaltungen gewonnen wird. 

Die Zahlung der feſtgeſetzten Gntihädigungen ſoll demnach auf Anweiſung 
des für die Feltitelung zuftändigen Vorſtandes vorſchußweiſe durch die Poitver: 
waltung, in der Negel durch dasjenige Poſtamt, in deſſen Bezirk der Entſchädig— 
ungsberechtigte zur Zeit des Unfalls feinen Wohnſitz gehabt hat, bewirkt werben. 
Die Berftärfung der Betriebsfonds, deren die Voftverwaltung zur Leiſtung der 
Vorſchüſſe etwa bebürfen werden, wird durch lleberweilung der erforderlichen 
Summen aus Neichömitteln zu bewirfen fein. 

Zu SS 98 bis 107. Die Abrechnung mit der Voitverwaltung fann den 
Voritänden der einzelnen Genoflenichaften und Verbände um jo weniger übertragen 
werden, al3 nach den Grundjäsen des 8 7 ein erheblicher Theil der auf bie An 
weilung einzelner Genoflenichaften und Verbände gezahlten Beträge auf die im 
ganzen eich vorhandenen Betriebe der einzelnen Gefahrenklaſſen ungelegt werden 
muß. Für die Abrechnung mit der Poftverwaltung und für die Umlegung des 
Bedarfs auf die nah $ 7 zur Aufbringung desſelben Verpflichteten joll eine be 
jondere Reichs-Zentralſtelle errichtet werden, welche gleichzeitig, da bei ihr alle 
Grfahrungen über Unfaltftatiftit zufammenlaufen, die geeignete Stelle zur dem: 
nächſtigen Weiterausbildung der Ietteren, ſowie zur Vorbereitung der periodiichen 
Nevifionen der Gefahrenflafien und ihres Verhältniſſes zu einander fein wird. 
Dieſe Reiche: Zentralitelle, welche unter der Aufficht des auch als Beſchwerdeinſtanz 
fungirenden Reichskanzlers (8 105) Stehen, in Berlin ihren Sig haben und aus 
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einem von dem Sailer auf Vorichlag ded Bundesraths ernannten Direktor, ſowie 
derjenigen Zahl von Beamten, welce fih zur Abwidlung der Geihhäfte als erfor: 
derlich herausstellen wird, beitehen joll (8 98), wird im mwejentlichen den Charakter 
eines Rechnungsbureaus tragen, jedoch auch mit einigen zur Richtigjtellung der 
Liften, Bücher und Nachweiſungen erforderlihen Kontrolbefugnifien, ſowie mit 
dem Recht ausgeitattet fein, bei Säumigfeit der Genoſſenſchafts- und Verbands: 
vorftände die ihr erforderlich icheinenden Feititellungen nad eigener Schätzung zu 
treffen ($ 102). Die Koften der Neich3-Zentralitelle und ihrer Verwaltung find, 
da dieje Behörde Tediglich im Intereſſe der an der Unfallverfiherung direft Be: 
theiligten eingerichtet wird, von der Gefammtheit der verficherungspflichtigen Be— 
trieböunternehmer zu tragen und mit den auf Grund des $ 7 Nr. 1 zu ermit- 
telnden Beträgen aufzubringen ($ 98). 

Die der Reichs Zentralitelle obliegende Berechnung und Feititelung umfaßt 

1. den vom Neich zuzuichießenden Theil der Entſchädigungsbeträge, 

2. den von jeder Betriebsgenoflenichaft und jedem Wetriebsverbande vorab 
zu leiftenden Theil der Entſchädigungsbeträge (15 Prozent), welche auf 
Anmeilung des Vorſtandes gezahlt find, 

3. den von der Gelammtheit der linternehmer jeder Gefahrenklaffe zu leiſt— 
enden Theil der Entihädigungen (60 Prozent), welche aus Anlaß der in 
Betrieben der betreffenden Gefahrenklaſſe eingetretenen Unfälle zu zahlen 
waren, ſowie den auf die Gefammtheit der Unternehmer jeder Gefahren- 
klaſſe entfallenden Theil der Verwaltungskoſten der Zentralitelle und den: 
jenigen Theil des hieraus ſich ergebenden Gelammtbetrages, melden jede 
Genoſſenſchaft umd jeder Verband von den Genoffenichafts- oder Verbands: 
mitgliedern zu erheben bat. 

Die Grundlage diejer VBerehnung ift in den von den Nachweiiungen der 
Poitanftalten (8 99) und in den von den Genoflenihaften und Verbänden nad) 
8 72 zu liefernden Nachweilungen gegeben. 

Die eriteren weiſen, ſoweit fie fich auf die von einer Genoffenichaft ange: 
wieſenen Gntichädigungsbeträge bezichen, nur Entihädigungen einer Gefahren: 
klaſſe nad; ſoweit fie fi auf die von einen: Verbande angewieienen Beträge 
beziehen, weiſen ſie dieielbe fir jede Gefahrenklaſſe beionders nad. Sie bieten alio 
das erforderliche Material, um nach Abſatz des vom Neich zu eritattenden Theiles 
(Nr. 1 oben) und nach fernerem Abſatz der von den einzelnen Genoſſenſchaften und 
Verbänden vorab zu leiitenden Antheile (Nr. 2 oben) für jede Gefahrenklaſſe die 
Summe feitzuftellen, welche von der Geſammtheit der ihr angehövenden Unter: 
nehmer durch Beiträge nah dem Maßſtabe der in ihren Betrieben verdienten 
anrehnungsfähigen Löhne und Gehälter aufzubringen iſt. Die Geſammtſumme 
der letzteren läßt fich getrennt für jede Gefahrenflaffe auf Grund der in Gemäß- 
heit des S 72 eingegangenen Nachweiſungen feititellen, da die letzteren, ſoweit fie 
für Genojienichaften aufgeitellt find, nur Betriebe derielben Gefahrenflaile um— 
fallen und ſoweit fie fir Verbände aufgeltellt find, die Summen für die jeder 
Gefahrentlaffe angehörenden Betriebe bejonders nachweiſen. Nachdem für jede 
Gefahrenklafie die Geſammtſumme der anrehnungsfähigen Löhne und Gehälter 
feitgeitellt ift, wird nach dem Verhältniß der für die einzelnen Gefahrenklaiien 
feſtgeſtellten Geſammtſummen der auf jede Gefahrenklaſſe entfallende Antbeil an 
den Berwaltungstoiten der Zentralitelle berechnet, welche der auf jede Gefahren: 
flafie entfallenden Summe der Entichädigungsberräge hinzuzurechnen iſt, um den 
von der Geſammtheit der Unternehmer einer jeden Gefahrentlaite nah den Maß: 
ftabe der Löhne und Gehälter aufzubringenden Geſammtbetrag zu finden. Die 
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Bergleihung dieler Geſammtbeträge mit den ermittelten Gejammtbeträgen der Löhne 
und Gehälter ergibt, wie viel Biennige auf 100 Darf Löhne und Gehälter in 
jeder Gefahrenklaſſe aufzubringen find, um den der Geſammtheit ihrer Unternehmer 
zur Yaft fallenden Betrag zu decken. Da die Aufbringung diefes Betrages nicht 
direft, ſondern durch VBermittelung der Genoſſenſchaften und Verbände erfolgen 
joll, jo erübrigt nunmehr noch die Nepartition des für eine jede Gefahrentlaife 
ermittelten Betrages auf die einzelnen Genoflenichaften und Verbände Für die 
Genosienichaften, deren Mitglieder immer nur einer Gefahrenklaſſe angehören, 
ergibt ji Der von ihmen zu erhebende Theil einfach aus dem Verhältniß des 
Sejammtbetrages ihrer Yöhne und Gehälter zu der für die geſammte Gefahren 
klaſſe, welcher die betreffende Genoffenichaft angehört, ermittelten Summe der Kühne 
und Gehälter. Für die Verbände mu diefer Antheil fir jede Gefahrenklaile bes 
Jonders nad) Maßgabe der aus den Nachweiſungen ($ 71) für die innerhalb des 
Berbandes derjelben angehörenden Betriebe fich ergebenden Summe der Löhne und 
Gehälter feitgeitellt werden. 

Nach Abſchluß der Berechnung erhält jede Genoilenichaft und jeder Ver— 
band eine Abrechnung über die für das abaelaufene Halbjahr von den Genoſſen— 
ſchafts- und Berbandsmitgliedern zu erhebenden und an die von ber Poſtver— 
waltung bezeichnete Stelle abzuführenden Beträge. Diele Abrehnung muß 

a) den Betrag der VBorausleiltung der Genoflenichaft oder des Verbandes 

(veral Nr. 2 oben) und 
b) den für Rechnung der Geſammtheit der Betriebsunternehmer einer Gefahren— 
klaſſe (vergl. Nr. 3 oben) zu leiitenden Theil der Entſchädigungen 
geiondert nachweilen und für die Betrieböverbände die Nachweiſung zu b wiederum 
gelondert Für jede im Verbande vertretene Gefahrenklaſſe liefern. 

Die Umlegung der aufzubringenden Beträge geitaltet jich für Genoflenichaften 
und Verbände verichieden. Für die Genoflenichaften, in welden nur eine und 
diejelbe Gefahrenklaſſe vertreten ift, erfolgt die Unmegung ſämmtlicher zu eritat= 
tender Beträge jammt den Berwaltungstoften, zu welden auch die in $ 113 
erwähnten baaren Auslagen und Koſten der Rolizeibehörden gehören, lediglich 
nad) den VBerhältnig der in den Betrieben der Mitglieder der verdienten anrech— 
nungsjühigen Löhne und Gehälter ($ 33). Für Verbände ift der von ihnen 
boriveg zu übernehmende Entihädigungsbetrag (veral. lit. a oben) jammt den 
Berbandöverwaltungstoften von den den verichiedenen Gefahrenklaſſen angehörenden 
Betrieben nicht nach gleichem Maße, fondern nach dem in 837 Nr. 4 feitgeletten 
Verhältniſſe aufzubringen, während die nach lit. b oben aufzubringenden Beträge, 
welche für jede Gefaährenklaſſe gejondert feitgeftellt find, auch auf die Betriebs: 
unternehmer jeder Gefahrenklaſſe für ih nah Maßgabe der in ihren Betrieben 
verdienten Yöhne und Gehälter umgelegt werden. 

Unter Berüdfichtigung des hiernad zur Anwendung gelangenden Umlage: 
berfahrens find von den Borftänden der Genoflenichaften und Verbände Heberollen 
derartig aufzuſtellen (K 106), daß jedes Mitglied in die Lage gelekt wird, zu 
eriehen, wie ſich der auf dasſelbe entfallende Beitrag zuſammenſetzt, und zu prüfen, 
ob die Berechnung desielben unter Zugrundelegung der zutreffenden Lohn- und 
Gehaltsſumme erfolgt und nad dieſer und den fonitigen Unterlagen richtig aus: 
gerührt iſt. 

Soweit der Anſatz der Löhne und Gehälter nicht auf Grund des 8 68 
Abias 2 in Folge der Säumniß des linternehiners gemacht iſt oder auf einer 
Snticheidung der Neichs= Zentralitelle oder des Neichöfanzlers beruht, kann dem 
Zahlungspflichtigen wegen angeblicher Fehler diejes Aniages eine Beſchwerde an 
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die Aufſichtsbehörde nicht verlagt werden. Die Entrichtung des veranlagten Be: 
traaes darf aber vorbehaltlich der ſpäteren Nusgleihung dadurd nicht aufgehalten 
werden. Ebenſo muß wegen angeblicher Nechenfehler die Beſchwerde geftattet 
werden. Die Differenz, welche durch das Beſchwerdeverfahren feitgeitellt wird, 
ſoll bei dem nächſten Umtlageverfahren ausgeglichen werden und zwar fir Rech— 
nung der Betriebsgenoflenichaft oder des Betrieböverbands (S 107), da es zu 
unverhältnigmäßigen Weiterungen führen würde, wenn man Dielen verhältniß— 
mäßig immer geringfügigen Differenzen eine Rückwirkung auf die von der Zentral— 
ftelle vorgenonmtenen Feititellungen einräumen wollte, 

Zu 88 108 bis 110. Das öffentliche Intereffe, welches der Unfallverſicher— 
ung anbaftet, und der Charakter der Unfallverſicherungs-Genoſſenſchaften und 
:Berbände al3 öffentlicher Korporationen rechtrertigt es, Für die Rückſtände an 
Beiträgen, Nautionsbeträgen, Strafzuichlägen, Strafen und Koſten die Zwangs— 
beitreibung im Berwaltungsivege zuzulaſſen ($ 108). Gegen ſäumige Mitglieder 
haben die Genoſſenſchafts- und Verbandsvoritände dieies Verfahren herbeizuführen. 
Da die auf geieglichen Zwange beruhenden Genoifenichaften und Verbände ala 
„öffentliche Verbände“ im Sinne des 8 54 der Konkursordnung anzuſehen find, 
jo fteht das den legteren Für ihre Beitragsforderungen gegen die Mitglieder eine 
geräumte Borzugsrecht auch dem eriteren zur. 

Beiträge, welche nicht eingebracht werden können, müſſen der Natur der 
Sache nad, Soweit fie für Nechnung der Genoſſenſchaften oder der Verbände aus— 
geichrieben waren, von Dielen, dagegen Toweit fie für Nechnung der Gefahren: 
klaſſen ausgeichrieben waren, von der Geſammtheit der Unternehmer den lesteren 
übertragen werden. So weit legteres zutrifft, muß demnach der uneinbringliche 
Betrag an dem der Poitverwaltung einzuzahblenden Betrage gekürzt und bei der 
näditjährigen Abrechuung den Unternehmern der betreffenden Gefahrenklaile in 
Anrechnung gebradt werden. 

Soweit abgejehen hiervon die Genollenichaften und Verbände mit der Ab— 
führung der Beträge an die Poitverwaltung im Rückſtande bleiben, unterliegen 
fie in Ganzen dem Zwangsbeitreibungsverfahren, welches auf Antrag der Poſt— 
verwaltung durch die Aufjichtsbehörden in der Weile auszuführen ft, dab zus 
nächſt über die in der Genoſſenſchafts- oder Verbandskaſſe vorhandenen disponiblen 
Mittel verfügt wird. Soweit folche nicht vorhanden oder zur Dedung des beis 
zutreibenden Betrages nicht ausreichend find, wird das Fehlende direft ohne Ber: 
mittelung der Vorſtände von den Mitgliedern beigetrieben (S 109). Um wegen 
der Koſten der Neidjö-jentralitelle eine beiondere Abrechnung zwiichen der legteren 
und der Poltverwaltung, an welche dieje Koſten gleichzeitig mit dem übrigen Bes 
trägen von den VBerpflichteten abgeführt find, entbehrlich zu machen, it in S 110 
vorgejehen, daß die Reichshauptkaſſe bei Abführung des Reichszuſchuſſes Diele 
Koſten in Anrechnung bringt. 

Zu 8 111. Das Jntereffe, welches der Reichstag an den finanziellen Erz 
gebniſſen der Unfallverficherung hat, macht es erforderlich, daß demſelben hierüber 
laufende Nachweiſungen vorgelegt werden (S 111). Dies wird aber zwedmäßig 
niht nah Redinungshalbjahren, welche nur im Intereſſe einer raſcheren Abwicke— 
fung des Geihäfts zwiſchen den VBerpflichteten und der Rojtverwaltung vorge: 
ichrieben find, jondern nach Jahrgängen zu geichehen haben. 

Zu $ 112. Beginn und Ende des Nechnungsjahres müſſen, wenn die vor: 
geſehene Organilation des Rechnungs: und Kaſſenweſens durhführbar fein joll, 
für alle Betriebögenoilenichaften und Betriebsverbände gleich fein und follen daher 
vom Bundesrath einheitlich feitgeitellt werden. 
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Der $ 113 legt den Polizeibehörden die zur Durchführung des Geſetzes 
unentbehrlichen Verpflichtungen auf. Wegen der dadurch entitehenden Koſten iſt 
das Crforderliche oben bereitö bemerkt worden. 

Zu 8 114. Die bier vorgeſehene Rechtswohlthat findet ihre Rechtfertigung 
in der Nothivendigfeit, die auf die Verſicherung bezüglichen Geichäfte micht mit 
unverhältnißmäßigen Koſten zu belaiten. 

Zu $ 115. Die Vorichrift dieles Paragraphen joll verhüten, dab die Unter: 
nehmer die ihnen geſetzlich obliegenden Leiltungen den von ihnen beichäftigten 
Perionen aufbürden. 

Zu 88 116 bis 118. Bon diefen Paragraphen betrifft der erite 8 116) 
die Negrehpflicht des Unternehmers gegenüber den von ihm beihäftigten Verſicher— 
ten, der zweite (8 117) die Negreßpflicht des Unternehmers gegen die zur Auf: 
bringung der Entſchädigung Verpflichteten, der dritte ($ 118) das Verhältnik 
Dritter zu den Berlicherten. 

Neben der Sicherung der Arbeiter gegen die wirthichaftlichen Folgen der 
Unfälle verfolgt der Entwurf das Ziel, alle Streitigfeiten zwiſchen Arbeitgebern 
und Arbeitern über Entihädigungsaniprüce, welce. den lesteren aus Unfällen 
ertwachien, zu beieitigen, und bei dem reichlichen Erſatz, welchen die Arbeiter für 
die ihnen nach dem bisher geltenden Nechte zuftebenden, in ihrer Nealifirung höchſt 
unficheren Entſchädigungsanſprüche dadurch erhalten, daß ihnen für jeden aus 
einen Unfalle entitehenden Schaden jelbit in dem Falle eigenen Verschuldens eine 
zwar begrenzte, aber vollfommen fichere Entichädiqung gewährt wird, ericheint es 
gerechtfertigt, alle Entihädigungsaniprüce, welche in Veranlaſſung eines Unfalls 
gegen den Arbeitgeber nach bisherigem Nechte erhoben werden konnten, aufzuheben. 
Zur Grreihung des gedachten Zieles ift es unerlählich, auch für die eriren drei— 
zehn MWocen der in Folge eines Unfalls eingetretenen Ermwerbäunfähigfeit, für 
welche nicht eine Entichädigung nach Maßgabe dieſes Geſetzes, ſondern Kranken— 
Unterftügung unter Mitheranziehung der Arbeitgeber gewährt werden joll, einen 
Entihädigungsanipruch gegen den Arbeitgeber nicht mehr zuzulaſſen, da andern 
falls nicht nur die Infälle, welche nur eine Erwerbsunfähigkeit bis zu dreizehn 
Moden zur Folge haben, sondern rüdfichtlih der eriten dreizehn Wochen Der 
Erwerbsunfähigkeit auch alle übrigen Unfälle nach wie vor zu einer Quelle von 
Streitigfeiten werden würden. 

Nur in dem Falle, daß der Arbeitgeber den Unfall abfichtlich herbeigeführt 
hat, Toll der Beichädigte, welder auch dann auf Grund der Unfallverlicherung 
die nach SS 5 und 6 bemeſſene Entſchädigung erhält, die Differenz zwiichen der 
lesteren und der nach den beitehenden geießlichen Vorjchriften zu leitenden Ent: 
ſchädigung von dem Verriebsunternehnter zu fordern berechtigt fein. Ebenſo bleibt 
fein Anspruch gegen einen Dritten, welder den Unfall verichuldet hat, aufrecht 
erhalten. Da er aber auch in dieſem Falle die geſetzliche Entihädigung auf Grund 
der Unfaliverficherung erhält, jo Toll fein Anſpruch gegen den Dritten in tantum 
auf die zur Leiſtung jener Gntichädiqung Berpflichteten übergeben. 

Da bei der beablichtigten Negelung der Unfallveriicherung das Verhalten des 
Unternehmers auf das Maß der ihm aus Vetriebsunfällen erwachlenden Ausgaben 
nicht mehr von unmittelbarer Bedeutung iſt, jo entiteht das Bedenken, daß bie 
heiliante Einwirkung, weiche die bisherige Haftpflicht auf die Thätigfeit der wer 
niger gewiſſenhaften Unternehmer zur Verhütung von Unfällen bisher ausgeübt 
bat, künftig verloren geht. Wenn dies Bedenken auch durch die den Genoſſen— 
Ichaften und Verbänden eingeräumte Befugniß, auf Infallverbiitung abzielende 
Borichriften mit Strafandrohung zu erlaflen (S 73), im Weſentlichen gehoben 
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wird, fo ericheint es doc geboten, den Unternehmer zu verpflichten, der Geſammt— 
beit der zur Leiſtung der Entſchädigungen Verpflichteren die aus Unfällen ihnen 
erwacienen Aufwendungen zu eritatten, falls er dieie lesteren vortäglich oder 
durch arobes Verschulden herbeigeführt hat. Um zu verhindern, daß ſich in jol: 
hen Fällen die Erfüllung der Verpflichtung durch eine längere Reihe von Nahren 
bindurchziebt, ſoll an Stelle der Rente von dem eritattungspflichtigen Unternehmer 
die Grlegung des Stapitalswerthes bderielben gefordert werden können. Um die 
Geltendmachung des Erlaganipruchs nicht durch ein unerwünichtes Litiskonſortium 
zu erichweren und um die nach 8 7 zur Erhebung des Erjasanipruchs Berechtigten 
nicht zu nöthigen, auf ihre reip. Antheile beiondere Stlagen anzuſtellen, iſt die 
Beitimmung aufgenommen worden, daß jeder Berechtigte vorbehaltlich der dem— 
nächitigen Verrechnung mit den anderen Berechtigten die ganze Forderung fol 
geltend maden fünnen. 

Zu s& 119 bis 121. Die Strafbeitimmungen Sollen theils ſolche, zur 
Schädigung der Berficherungspflichtigen gereichende Handlungen, welche unter 
Umständen den Thatbeitand des Betruges enthalten fünnen, verhüten (K 119), 
zum Theil tollen fie die Erfüllung derjenigen Verpflichtungen fichern, welche den 
Umternehmern auferlegt Sind, um der Verwaltung die raſche und fichere Kenntniß 
der für ihren Geichäftsbetrieb in Betracht kommenden Ihatiahen zu vermitteln 
($ 120). Bei der großen Zahl von Betrieben, welche für Rechnung nicht hand» 
lungsfähiger Nechtsjubjefte verwaltet werden, müſſen die Strafvorichriften und 
ebenſo Die zuläffigen Zwangsmahregeln auch auf die geieglichen Vertreter jolcher 
Unternehmer Anwendung finden ($ 121). 

Zu 8 122. Bei der großen Berichiedenheit der Behördenorganifation in 
den verſchiedenen Bundesitaaten laſſen fich die Behörden, von welchen die einzel: 
nen zur Ausführung und Handhabung des Gelege: erforderlichen Funktionen 
wahrzunehmen find, Durch das Geiles nicht fo bezeichnen, daß dadurch jede Funktion 
derjenigen Behörde überwieien würde, welde dafür nad ihrer Zulammenjesung 
und ihrer Stellung in dem Behördenorganismus des betreffenden Bundesitaates 
als Die geeignetite anziehen iit. Es foll daher ähnlih, wie es in $ 155 ber 
Gewerbeordnung geichehen it, den „Jentralbehörden die Beitimmung darüber vor: 
behalten werden, welche Behörden die in dielem Gelege den höheren Verwaltungs: 
behörden, den unteren Verwaltungsbehörden und den Boltzeibehörden zugewieſenen 
Berrichtungen wahrzunehmen haben. 

Ein ähnlicher Vorbehalt empfiehlt ih mit Rückſicht auf die Berichiedenheit 
der Geſetzgebung binfichtlih der Beltimmung darüber, in welde Kaſſen die im 
Entwurf vorgeiehenen Grecutivitraten fließen follen. 

Zu $ 123. Um nicht Betrieböunternehmer, welche ihre Arbeiter, und Ar: 
beiter, welche ſich ſelbſt bei beitehenden Unfallverſicherungsanſtalten verfichert haben, 
zu nöthigen, nadı Inkrafttreten dieſes Geſetzes doppelte Verficherungsbeiträge zu 
zahlen, muß ihnen die Möglichkeit geboten werden, ſich ihrer Verpflichtungen aus 
den Verſicherungsverträgen zu entledigen, falls fie es nicht vorziehen, neben der 
Zwangsverliherung nocd die bisherige Brivatverficherung aufreht zu erhalten. 
Da nun eine einfache Aufhebung dieſer Verträge eine unbillige Schädigung der 
Berfiherungsanftalten enthalten würde, jollen die eriteren zwar aud nad Inkraft— 
treten des Gelege aufrecht erhalten bleiben; es joll aber den Beriiherungsnehmern 
die Möglichkeit geboten werden, durch eine an den Vorſtand ihrer Genoijenichaft 
oder ihres Verbandes zu richtente Erklärung den llebergang ihrer Rechte und 
Pflichten aus dem Berliherungsvertrage auf die Genofienichaft oder den Verband 
herbeizuführen. Letztere haben dann für die ihnen nad dieſem Geſetz entitehenden 
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Laiten Rückdeckung. Der Doppelverſicherung, welde bei Aufrechterhaltung der 
bisherigen Privatverficherung neben der Zwangsverſicherung eintritt, ſtehen erheb— 
liche Bedenken nicht entgegen: zumal fie in einigermaßen erheblichem Umfange 
höchſtens während einer furzen llebergangszeit vorfommen dürfte. 

Zu 8 124. Da die Zwangsverſicherung erit in Kraft treten fann, wenn 
die Gefahrenklaſſen feitgeitellt und die Betriebsgenoflenichaften und Betriebsverbände 
organifirt find, im voraus aber nicht zu überjehen ift, bis zu welchem Zeitpunft 
dieje Vorausſetzung wird erfüllt werden können, To muß die Beſtimmung des 
Zeitpunkts, mit welchen: das Geſetz in Nraft treten joll, mit der Maßgabe Kaiſer— 
liher Verordnung überlaſſen werden, daß bie auf die Bildung der Genoſſenſchaften 
und Verbände bezüglichen Beitimmungen ſchon vorher und zwar von dem Tage 
ab in Kraft treten, an welchem die Unterlagen für dielelben durch Feſtſtellung 
der Gefahrenklaſſen und des Verhältniſſes derfelben zu einander gewonnen fein 
werden. 


Miszellen. 


Bremeus Handels: und Schiffsverkehr im Jahre 1882. — Unter denjenigen 
Handelsemporen des deutichen Reiches, welche den überjeeiihen Waarenverfehr ver: 
mitteln, nimmt Bremen eine der eriten Stellen ein. Fir die Grmittlung dieles 
Berfehrs wurde hier ſchon durch die ipäter mehrfach revidirte Verordnung vom 
10. November 1862 „über die Giiterdeflaration für die bremiiche Handelsſtatiſtik“ 
eine ſichere Grundlage geichaffen 

Seit dem Inkrafttreten der reichsgeſetzlichen Beitimmungen über die Statiftif 
des Waarenverkehrs des deutichen Zollgebietes Führt jedoch die bremiſche Statiftit 
nur noch Buch iiber den Außenhandel, während der Binnenhandel ihrer Kontrole 
entrückt iſt und dieſe ſich auch nicht eritredt auf alle PBaflagier- und Umzugsgüter, 
die Güter, welche mit der Poſt ein:, aus: und durchgeführt werden, ſowie alle 
MWaaren des nämlichen Abſenders, die in einer Sendung nicht über dreißig Mart 
Werth haben. 

Stellen wir aus dem reichen Inhalte der bezüglichen neueiten PBublitation!) 
die Daten über die bremiiche Ein: und Ausfuhr der legten Fünf Jahre zuſammen, 
jo ergibt fich, dat; deſſen Merth in Tauſenden von Mark geihäst wurde: 


bei der Einfuhr bei der Ausfuhr 
im von transatlanti⸗ nach transatlantis 

Jahre von Europa ſchen Läündern nach Europa ſchen Ländern 
1878 auf 216784 „24453 360 627 0 760 
1879 = »44 712 290 69% 5391 8098 :8 190 
ISO „ 267 257 291 226 397 848 113 447 
1881 u. 265 986 287 576 418 240 108 245 
1882 z 266 311 234 040 369 52U 112 644 





Jahrbuch für die bremiſche Statiſtit Jahrgang 1832. Heft I: fir Ztatifrif 
des Schiffs- und Waarenverkehrs im Jahre 1582, 
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Während biernabh die Einfuhr von europäiſchen Ländern innerhalb des 
bezeichneten Zeitraumes um fait 50 Millionen, diejenige aus transatlantiichen 
gändern aber nur um 10 Millionen Mark zunahm, stieg die Ausfuhr nad 
europäifhen Ländern nur um annähernd 9, bei transatlantiichen Yändern um 
peinahe 42 Millionen Mark. 

Faßt man beim Import und Export die Herfunfts= bezw. Beſtimmungs— 
länder in größeren Gruppen zufammen, jo entfielen in Tauſenden von Mark 
inbefondere : 


bei der Einfuhr bei der Ausfuhr 


die Verein. die Berein. 


auf das deutiche das übrige auf das deutiche das übrige "< 
Zeilgebiet Europa — — —— — 
itt8 110258 106 525 158674 245461 115166 56644 
"1859 116 745 127966 156 842 273722 118175 62160 
1880 161526 105 731 184 799 251 912 145935 96 684 
1581 150 110 116875 179996 265 933 152315 86 888 
1882 147 536 118774 149179 246 843 122 677 91150. 


Während die Einfuhr aus dem deutichen Zollgebiete und dem übrigen 
Gurova von rund 110 auf 147 Millionen, bezw. von 106 auf 116 Millionen 
Dark jtieg, nahm diejelbe bei den Vereinigten Staaten von Amerika von 158 
bis auf 149 Millionen ab, ein Rückgang, der den beiden Vorjahren gegenüber, 
in denen noch für 179 bezw. 184 Millionen Waaren eingeführt wurden, auffällt. 
Die Ausfuhr nach dem deutichen Zollgebiete blieb innerhalb der Berichts: 
periode ziemlich Eonjtant: 245 Millionen Mark im Jahre 1878 gegen 246 im 
Jahre 1882; die Ausfuhr nach den übrigen europäiichen Staaten stieg dagegen 
bon 115 auf 122 Millionen, nach den Bereinigten Staaten von Amerika jogar 
dm 56 auf 91 Millionen Mark. Prüft man den Werth der Ein- und Mus: 
Tr bei den einzelnen Staaten des deutſchen Zollvereins bezw. des übrigen 
Errova’3 nach Taujenden von Mark, jo kommen namentlich in Betradt: 


a) bezüglich der Einfuhr 


von den Zollvereinsländern von den übrigen europätichen Ländern 


im Jahre Preußen Sachſen Britannien Hamburg Rußland 
1878 mit 78252 15 591 56 012 13 993 14 731 
1879 „ 80 478 15 935 71848 12 496 18 809 
1880 „ 110686 25 5178 50 342 11796 12 652 
1881 „ 98 909 24 653 58833 16 427 10 468 
1882 „ 93 554 25 448 69590 15 822 11537 







f 


“F 
* Jahre 


1879 
1880 
1881 
1882 


b) bezüglich der Ausfuhr 


von den Zollvereinsländern 


1878 mit 


n 


Preußen 
149 308 
172 138 
154 014 
158 612 
140081 


Sachſen 
41 891 
46 156 
43 087 
42 558 
44 511 


Dejterreih Britannien 


36 476 
37389 
42 928 
41862 
34 084 


20 649 
24 668 
33417 
33861 
20 454 


von den übrigen europäiichen Ländern 


Hamburg 
15 823 
17 2553 
14 880 
20513 
15.719. 


Dieſe Zahlen und ihre Schwankungen in der Verichtsperiode werden kaum 
einer weiteren Umſchreibung bedürfen. 
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Bon den einzelnen Gin: und Ausfuhrartifeln find für das letzte 
Triennium an eriter Stelle hervorzuheben nach Tauſenden von Mark: 


a) alö eingeführt: 


1880 1881 1882 

Getreide und Süllenfrühtee . . mit 36707 30 461 23679 
darunter Roggen » » >». u» .17019 12014 10857 
OLD. 2 er en — 28340 33 050 26 121 
ODE 2: eo, rc es 4 42 578 42 569 31424 
Dele zulammen - > 2 2 0 20m. 36463 28183 31457 
dapon Berroleum . » 2. 0.u..833004 24 854 28508 
Baumwolle . 2 2 2 2 444444 111799 933925 
Schafwole - > > 2 2 0 20m. 29776 A3578 40542 
Baumwollens Waaren » » 2: m. 2P016 1904 19 838 


Seidene und halbieidene Waaren. „ 20957 14 977 11 995. 
b) alö ausgeführt: 


1880 1881 18382 

Getreide und Hülfenfrüdte . . mit 30687 28250 19573 

darunter Roggen » 2 2 20m ..16399 10342 9827 
MER. 4238947 24918 27581 
TZbadd 2 2 2 em 88116 41374 43094 
De > 2 een 33533 31891 22240 

davon Petroleum . » . 2 m ..830447 28 867 19 204 
Baumwolle » 2 2 2 2 202094503 112534 97 988 
Schafwole > 2 Hm 429792 45221 44862 
Baumwollen-Waaren (deutihe) . „ 16218 14033 15186 
Rübenzuder . > > 2 2 2020 .19044 16 419 6 735. 


Insbeſondere bemerfenswerth it biernad im Jahre 1882 die geringere Ein 
fuhr von Getreide und Hülſenfrüchten, Tabad, jeidenen und halbieidenen Waaren, 
ſowie die Zunahme der eingeführten Scafwolle, während bei der Ausfuhr der 
Nübenzuder hervortritt, deſſen Werth von mehr denn 19 Millionen im Sahre 
1880 auf unter 7 Millionen Mark im Jahre 1882 zurüdging. 





Der Briefpoftverkehr der Erde im Iahre 1881. 


Bon 


W. Schulze, 
tgl. Rechnungsrath in Berlin. 


Von den der Neuzeit angehörenden Schöpfungen für den internationalen 
Verkehr hat ich der „Weltpoitverein“ im der furzen Zeit feines Beitehens 
einen ebenio verbreiteten, wie geachteten Namen erworben. Die internationale 
poftaliihe Vereinigung, welche durch den am 9. Oktober 1874 zu Bern von 
22 Boitverwaltungen abgeichloffenen Vertrag über die Gründung eines „Allge— 
meinen Poftvereins“ zwiichen allen europäiichen Staaten, Egypten und den 
Vereinigten Staaten von Nordamerika bergeitellt worden war und damals ein 
Yündergebiet von 738,000 geographiſchen Quadratmeifen mit 375 Millionen 
Einwohnern umfaßte, hatte ſich ichon nad kaum vierjährigem Beſtehen für Die 
Geſtaltung des internationalen Boftverfehrs von To jegensreihen Einfluß und 
für die weitere Erleichterung und Vervollkommnung diefes Verkehrs von To mäch— 
tiger Triebfraft envielen, daß auf dem zweiten, im Jahre 1878 zu Paris abge 
haltenen allgemeinen Poſtkongreß, am welchem ſich 33 Boitverwaltungen aus allen 
Erdtheilen (außer Australien) betheiligten, die Ausbildung der internationalen 
Boftgemeinihaft zum „Weltpoſtverein“ beichlofien werden konnte. 

Dem Berner Boftvertrage pom Jahre 1874 war noh dor der Gründung 
des MWeltpoftvereins eine größere Anzahl ausgedehnter Poſtgebiete hinzugetreten. 
Zunächſt hatte mit dem 1. Juli 1876 die Aufnahme der zu Britifch- Indien ges 
hörenden Gebiete und der ſämmtlichen Stolonien Franfreihs in den Allgemeinen 
Bojtverein itattgefunden, twodurcd das Gebiet desfelben fi) um 90,000 Quadrat: 
Meilen mit 245 Millionen Einwohnern erweitert hatte. Ferner wurden in Die 
Roitgemeinfchaft aufgenommen: am 1. April 1877 die britiichen Stolonien Geylon, 
Straits Settlements, Yabuan, Hongkong, Trinidad, Britiih-Guyana, die Bermudas: 
Snieln, Jamaika und Mauritius nebit Zubehör; am 1. Mai 1877 die ſämmt— 
lichen niederländiichen und panischen Kolonien; am 1. Juni 1877 Japan, am 
1. Juli 1877 Brafilien und die ſämmtlichen portugieliichen Kolonien; am 
1. September 1877 Perſien, Grönland und die dänischen Antillen; am 1. April 
1878 die Argentinische Nepublit und am 1. Juli 1878 Canada 

Außer den Bertretern der den Vereine bereits angehörenden Yänder nahmen 
an dem Barifer Poſtkongreß im Jahre 1878 noch Bevollmächtigte der Regier— 
ungen von Canada, Ghili, Haiti, Havati, Liberia, Mexiko, Peru, Salvador, 
Uruguay und Benezuela Theil. Won denſelben unterzeichneten diejenigen von 
Ganada, Merifo, Peru und Salvador fogleih den neuen Weltpoitvereinsvertrag 
vom 1, Juni 1878, und außerdem ſchloſſen sich noch vor dem auf den 1. April 
1879 feitgeiegten Musführungstermine des Vertrages die Nepublifen Chili, Yiberia 
und Honduras dem Vereine an. 
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Huf diefe Weife war mit dem 1. April 1879 für den gegenfeitigen Aus: | 
tauſch von internationalen Briefpoftgegenftänden falt für den ganzen Grbfreis 
ein einziges Poſtgebiet hergeitellt, welches außer Europa ganz Nordafrile, 
den größten Theil von Alten und falt ganz Amerika in einer Ausdehnung von 
zufammen 1,828,000 Quabdratmeilen mit rund 750 Millionen Cinwohnern um: 
faßte, Im dieſes Poitgebiet find als Theilnehmer an dem Weltpoftverein in: 
zwifchen in rafcher Zeitfolge noch eine größere Anzahl von Ländern und $tolonien 
eingetreten: nämlich noch vom 1. April 1879 ab Neu-Fundland, die britiichen 
Kolonien an der Weſtküſte von Afrika, die Falklandsinſeln und Britifch-Honduras; 
ferner zum 1. Juli 1879 von den britiichen Antillen die Injeln Antigua, To 
minica, Montjerrat, Nevis, St. Kitts und die Virginiichen Inſeln, jowie Bulgarien; 
zum 1. Januar 1880 Venezuela; zum 1. Juli 1880 Ecuador, Uruguay und 
die Bahama-Inſeln; zum 1. Oktober 1880 die Republit San Domingo; zum 
1. Februar 1881 Granada, St. Lucia, Tabago und die Turfsinjeln; zum 1. April 
1881 Ghili; zum 1. Juli 1881 Columbien, Hayti und Paraguay; zum 1. Auguit 
1881 Guatemala; zum 1. September 1881 Barbados und St. Vicent; zum 
1. Januar 1882 Havaii (Sandwichsinieln); zum 1. Mai 1882 Nicaragua und 
zum 1. Januar 1883 Coſta-Rica. 

Nach diejem weiteren Anwacjien erftredte fih am 1. Jannar 1883 der be 
bietsumfang des Weltpoftvereins auf 80,000,000 qkm gleich 1,425,000 Quadru:: 
Meilen mit etwa 830 Millionen Einwohnern, und es beichränfen ſich am 1. Jana 
1883 die außerhalb der pojtaliichen Gemeinjchaft der Erde ſtehenden Staaten 
und Kolonien, welche ein geregeltes Poſtweſen beſitzen, hauptſächlich nur nod auf 
die Nepublit von Bolivien, die afrifanifchen Infeln Ascenfion und St. Helene, 
die Kolonien Gapland, Victoria und Natal in Afrika, die afiatiichen Yänder 
Siam und Anam — ausgenommen jedoch die dem Vereine zugehörigen frar 
zöfiichen Beligungen in Anam — ferner auf die britiihen Kolonien in Auftralien 
und die unabhängigen Injelgruppen des ftillen Dceaus, jedoh mit Ausnahm 
bon Hawaii, deilen Eintritt in den Werein, wie bereit3 erwähnt, am 1. Januar 
1882 ftattgefunden hatte. Endlich fteht auch noch das Chinefiihe Neich auker 
halb des Weltpoftvereins; für den internationalen Boitverfehr darf jedoch China 
im MWejentlichen alö zugehörig zum Weltpojtverein angejehen werden, da mit dei 
größeren Städten Chinas Briefpoftfendungen gegen die Weltpoftvereinstare durd 
Vermittlung der im den wichtigeren Hafenorten des Landes eingerichteten britiicen, 
franzöfiichen und japaniichen PBojtanftalten ausgewechjelt werben können, und m 
außerdem von Rußland ein Landpoftkurs über Kiächta bis nah Peking zur Pe 
förderung von Briefichaften gegen die Vereinstare unterhalten wird. 

Für die Entwidelung des Poſtverkehrs in allen zivilijirten Ländern der 
Erde haben der Berner Poftvertrag dom Jahre 1874 und in noch mwirkfamere 
und durchgreifenderer Weiſe der Pariſer Weltpoftvereind-Vertrag vom I. Juni 1878 
in mehrfacher Beziehung vortheilhaft gewirkt. 

Zunächſt find fire den Poſtverkehr zwiichen allen der Poſtgemeinſchaft zuge 
hörigen Yändern möglichit einfache und gleichmäßige Verjendungsbedingungen und, 
joweit dies bei der Verichiedenheit der Münzverhältniffe in ben einzelnen Yänders 
überhaupt möglich war, auch mäßige einheitliche Gebührenfäge für die hauptſäch— 
li in Betracht kommenden Briefpoftgegenitände (verichlofiene Briefe, Poſtkarten, 
Zeitungen umd andere Drudiachen » Sendungen, Geichäftspapiere, Waarenprobei 
und refommandirte Sendungen) durchgeführt worden, jo daß fich dieſer Verkehr 
für das Publikum ſehr einfah und billig geftaltet und das Publikum ſich 
mit den bei Benugung der Poſt zu Verſendungen nad allen Ländern des 
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Weltpoftvereind zu beachtenden Vorichriften leicht genügend vertraut zu machen 
vermag. 

Ferner haben die Grundſätze, welche im MWeltpoftverfehr zu einheitlichen Ver: 
einfachungen und Erleichterungen geführt haben, die natürliche Folge haben müſſen, 
dat gleiche Normen immer mehr und mehr auch auf die im inneren Verkehr ber 
einzelnen Länder vorkommenden Sendungen in Anwendung gebradt werben, fo 
dab davon die jchließliche Beleitigung der in dieſer Hinficht noch beftehenden Ver— 
ihiedenheiten bei der Behandlung der Poftiendungen zu erwarten fteht. Denn 
empfehlen ſich nad den von den Wereinsverwwaltungen für den internationalen 
Roftverfehr feitgeftellten Grundfägen im Allgemeinen einheitliche mäßige Portofäge 
ohne Rüditicht auf die von den Boitiendungen zuridzulegenden größeren oder 
geringeren Entfernungen, jo liegt es nahe, daß auch auf die größere oder gerins 
gere Länge des Weges, welche ein Theil der Sendungen nach dem In- und dem 
Auslande zu durdlaufen hat, bei der Beltimmung der Portojäge ebenfalld feine 
Rückſicht zu nehmen ift, Sondern hierbei die Feithaltung angemeflener Einheitsfäge 
unzweifelhaft ebenfall® den Vorzug verdient. So werben 3. B. in Deutſch— 
(and für alle nach Ländern des Weltpoſtvereins gerichteten Briefpoftiendungen 
ganz gleichmäßige einheitliche Portoſätze (Für franfirte Briefe 20 Pf. und für 
unfranfirte Briefe 40 Bf. für je 15 Gramm Gewicht, für Boitfarten 10 Pfg. 
und für Druckſachen, Geichäftspapiere und Waarenproben 5 Pfg. für je 50 Gramm, 
mindeitens jedoch für Geichäftspapiere 20 und für Waarenproben 10 Bfg.) erho: 
ben, obgleih es nach Artikel 5 des Weltpoftvertrages zuläffig fein würde, für 
alle diejenigen Sendungen, welche zur See eine Strede von mehr ald 300 See: 
meilen befördert werden und deren Seebeförderung durch zwei oder mehrere Boft: 
verwaltungen bewirkt wird, ein Zufchlagporto bis zu 100 Prozent der angegebenen 
Säße in Anwendung zu bringen und obgleih von mehreren fremden Poſtver— 
waltungen, namentlih von denjenigen in Zentral: und Südamerika, für ihre 
Korreipondenz nach Deutichland derartige Zufchlagportofäße in Wirklichkeit auch 
erhoben werden. Im Weiteren fommt auch in Deutichland für alle nach dem 
Vereinsauslande, d. i. nad) Yändern, welche dem Weltpoftvereine noch nicht an— 
gehören, gerichteten Sendungen ein ganz einheitlicher Tarif zur Anwvendung, näm— 
ih für franfirte Briefe 60 Pfg. und für unfranfirte Briefe 80 Br. für je 
15 Gramm, ſowie für Drudiachen und Waarenproben 10 Pig. für je 50 Gramm, 
im Minimum jedoch für Waarenproben 15 Pfg. 

Die Thatfache, daß innerhalb des Weltpoftvereins im Allgemeinen das Porto 
unabhängig von der größeren oder geringeren Länge des Beförderungsweges, ſo— 
wie ohne Rüdficht auf etwaige befondere Koſten, welche für die Beförderung der 
Sendungen theilweile aufgewendet werden müffen, berechnet wird, ſowie auch die 
weitere Thatſache, daß gerade diejenigen Poſtverwaltungen, welche an einen ein— 
fach gegliederten mäßigen Portotarife feithalten und aus ihren Gefammteinnahmen 
die beionderen Aufwendungen für einzelne Portobeförderungs: Einrichtungen des 
internen Verkehrs beitreiten, die höchiten Erträge aus ihrem Poſtweſen erzielen, 
muß je länger je mehr zu der lleberzeugung führen, daß im gefammten Poſt— 
weien al3 oberiter Targrundiag die Ginführung einfacher und niedriger, der Lei: 
tung angemeſſener Portoſätze feltgehalten werden follte. Und es hat auch in 
diefer Beziehung die poftaliiche Gemeinichaft, welche die zivilifirteiten Länder der 
Erde feit dem Jahre 1874 verbindet, jchon recht reiche Früchte getragen, da nicht 
nur eine große Zahl von Ungleichheiten in den PBortofägen, welche beim Abſchluß 
des Berner Poſtvertrages im Intereſſe des Zuftandefommens der Vereinigung zu— 
nächſt noch hatten zugeitanden werden müflen, jchon mit dem Inkrafttreten des 
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Weltpoſtvereins-Vertrages gefallen find, jondern auch der interne Poſtverkehr in 
den meiſten Ländern des Meltpoftvereins feit dem Jahre 1875 einen jo raſchen 
und bedeutiamen Aufschwung genommen hat, wie dies vielleiht in feinem anderen 
vorhergegangenen Zeitabichnitte der Fall geweien iſt. 

Bon dem unter der oberen Yeitung der Schweizeriſchen Poſtverwaltung zu 
Bern errichteten „Bureau international de Y’Union postale universelle" 
werden mit der von ihm herausgegebenen geitichrift „L’Union postale“ aljüh: 
lid — vom Jahre 1875 ab — Itatiftiiche Heberfichten über den gelamınten inter: 
nen und internationalen Berfehr der Yünder des MWeltpoitvereins veröffentlicht. 
Diefen Beröffentlihungen find die den nachfolgenden ftatiftiichen Meittheilungen 
zu Grunde liegenden Zahlenangaben in der Hauptiahe entnommen, und auker: 
dem find dabei, Toweit die Statiltifen des Internationalen Poſtbureaus mangel 
haft find, auch noch andere amtliche Beröffentlichungen von einzelnen Poſtoen 
waltungen als Quellen benust worden. 


Zwar fann gegenüber den vielfachen Belonderheiten, welche die einzelnen 
PBoitverwaltungen bei der Vornahme der ftatiltiichen Ermittelungen und der Aut 
ftellung der Statiftifen beobadıten, wie auch im Hinblick auf das gänzliche Fehler 
vieler bezüglichen Meittheilungen oder auf die Unvollitändigfeit derielben ein «ı 
ichöpfendes und völlig zutreffendes Vild von dem Umfange des Weltpoſtverkehrs 
nicht geivonnen werden; immerhin aber werden die nachfolgenden Zahlenzuſammen 
Ttellungen, in Verbindung mit den dazu gegebenen Srlänterungen, einen Weberbiid 
iiber den Weltpoftverfehr geitatten, welcher der Wirklichkeit ziemlich nahe fomm! 
und daher auch als Anhalt zu weiteren Beurtheilungen und Schlußfolgerunge 
hinfichtlih der Poitverfehrsentwidelungen in den einzelnen Yändern wird ver 
werthet werden können. 


Die auf den nachfolgenden Seiten abgedrudte Weberficht über den Weltpoſt 
Verkehr im Jahre 1881 bezieht ſich nur auf den eigentlichen Briefpoftverfcht 
Die außerdem von einer größeren Anzahl von Boitverwaltungen, theils mit dan 
Brietpoften und theils mit den Fahrpoſten beförderten Gegenitände des Püderei: 
und Geldverkehrs, einschließlich der Briefe mit Wertbangabe und der Portanwei 
ungen, ſind dabei zunächſt noch unberüdiichtigt geblieben. Am Uebrigen muß 
zum beſſeren Verſtändniß der Angaben in der Ueberſicht noch Folgendes voraus: 
geichieft werben: 

1. Die Zahlenangaben in der Ueberſicht beziehen fich meiltentheils auf den 
VBerfehr im Malenderjaht 1881. Abweichend davon beziehen fich die ſtatiſtiſchen 
Mittheilungen von Großbritannien und Irland auf das britiihe Finanzjahr von 
April 1881 bis Ende März 1882, von Britiſch-Indien auf das Finanzjabt 
April 1880 bis März 1881 und von den Bereinigten Staaten von Amerikı 
auf das Finanzjahr Juli 1880 bis Juni 1881. Die Mittheitungen von 
Griechenland, welche den Verkehr des Malenderjahres 1880 ergeben, find eine 
in der Statiftif der Deutichen Neichs: Boftverwaltung für 1881 enthaltenen Zu 
ſammenſtellung über den oitverfehr der Yänder Europas entnommen worden. 

2. Die bei den einzelnen Yändern in der lleberficht angegebenen Bevölke 
ungszahlen enthalten die Ergebniſſe der Boltszählungen von Chili, Großbritannien 
und Irland, Italien und den Niederlanden in Jahre 1881; von Belgien, Dane 
marf, Deutichland, Defterreih, der Schweiz und den Vereinigten Staaten von 
Amerifa im Jahre 1880; von Ungarn im Jahre 1879 und von der Argenti: 
iſchen Republik im Jahre 1869. Bezüglich aller übrigen Länder fehlt die An— 
gabe, wann die Boltszählungen, deren Ziffern mitgetheilt find, ftattgefunden haben 
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3. Die Statiftif des Internationalen Poitbureaus für 1881 weilt die Zahl 
der in den einzelnen Ländern beförderten rekommandirten (Einſchreib- Sendungen 
theils nur getrennt in einer Summe und theils getrennt in einer Summe und 
zugleich mit den einzelnen Arten von Briefpoitgegenitänden zufammengerechnet nach. 
Yesteres tft der Fall bei den Angaben über den Verkehr von Deutichland, Groß 
britannien und Irland, ſowie von Oeſterreich. Da bei allen übrigen Yändern die 
Zahl der refommandirten Gegenftände nur getrennt in einer Summe angegeben tft, 
eine Refommandation aber nur ſelten bei anderen Gegenständen als bei verichloffenen 
Briefen vorfommt: To iſt bei Dielen Yändern die Zahl der refommandirten Send: 
ungen überall mit der Stücdzabl gewöhnlicher Briefe zufammengerechnet worden. 

4. Die unter Großbritannien und Arland in der leberficht aufge: 
führten Zahlen von Briefpoitgegenitänden enthalten, außer den nur im Anlande 
beförderten Sendungen, nicht Die nach dem Auslande abgelandten, Sondern die 
vom Auslande eingegangenen Briefe u. ſ. w. 

5. Die Ungariiche Poitverwaltung hat die im Verkehr mit Deutichland in 
beiden Richtungen ausgewechielten Briefpoſtgegenſtände zuſammen erntitteln laſſen; 
es iſt daher bei den in die lleberficht aufgenommenen bezüglichen Zahlen die Hälfte 
der eriteren Zahlenangaben als abgelandte Briefe u. 5. w, mit in Berechnung 
gezogen. 

6. Die unter Spanien aufgeführten Zablen von Zeitungsnummern und 
ſonſtigen Drudfacen beruhen auf ungeführer Schäßung, da in der Statiftif 
des Internationalen Roitbureaus nur das Nettogewicht der in Spanien ayfge: 
lieferten Sendungen mit 2,102,020 kr Zeitungen und 1,788,647 kg fonitiger 
Drudiahen angegeben iſt. Bei der hiernach vorgenommenen Schägung it ange: 
nommen, daß jede Zeitungsuunmer und jede ſonſtige Drudiachenjendung im Durch— 
ihnitt ein Gewicht von 25 Gramm gehabt habe und demnach auf jedes Kilo— 
gramm Nettogewicht durchihnittlich 40 Sendungen geredynet werden fönnen. Ferner 
it in der Statistik des Anternationalen Bostbureaus bei mehreren Yändern (Bortugal, 
Sonduras, Britiſch-Indien, Piederländiich- Indien u. ſ. tw.) nicht die Zahl der 
verlandten Zeitungsnummern, fondern nur diejenige der abgelandten Zeitungs: 
padete angegeben. Die Zahl der in dieſen Badeten enthalten geweſenen einzelnen 
Zeitungsnummern ift zu 2 auf jedes Padet in Berechnung gezogen 

7. Endlich find in den in ber leberlicht unter Rumänien und Egypten auf: 
getührten Zahlen der abgelandten Drudiacen und Waarenproben aud die abge: 
jandten Zeitungen enthalten, da im beiden Yändern die Ermittelung der Zahl der 
abgejandten Zeitungen, Drudiacen und Waarenproben zuſammen ftattgefunden hat. 

In der leberficht fehlen die bezüglichen Angaben über den Poſtverkehr der 
europäiihen Staaten: Türkei, Serbien und Montenegro, Towie über den Poſt— 
verfehr einer größeren Zahl von Vereinsländern in den übrigen Grdtheilen. Man 
wird indeß, da das Poſtweſen in allen denjenigen Yändern und Molonien, aus 
welchen ftatiitifche Nachrichten über den Poſtverkehr fehlen, nur wenig entiwidelt it, 
annehmen können, dab durch ein etwaiges Dinzurehnen der fehlenden Zahlen das 
in der Ueberſicht entrollte Geſammtbild des Weltpoftverfehrs ih nur wenig ver: 
ändern würde, Und erwägt man weiter, mit einem wie geringen Prozentjage 
jelbft mehrere ausgedehnte, dem Weltpoitvereine angehörige Yündergebiete, wie 3. B. 
Bulgarien, Numänien, Berfien, Egypten, Britiſch-Indien u. 1. w., nur an dem 
Weltpoſtverkehr theilnehmen, ſowie dab, ſoweit von den Vereinsländern ftatiftiiche 
Mittheilungen über den Poftverfehr vorliegen, in den angegebenen Zahlen alle 
nah dem geſammten Auslande, d. i. nach allen übrigen Yündern des Weltpoft: 
vereins und darüber hinaus abgelandten Briefpoftgegenitände enthalten find, ſo 
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Ueberſicht des Briefpoftverfehrs der bedentenderen Länder 
















Aufgelieferte Briefpoftfendungen 















































































= 8 (Inland und nad) dem Nuslande) 
$i :1?7 8 
Ränder Einwohner ED] re FE —— — 
Zahl Ss Gewöhnliche Druckſachen, 
— und Zeitungs⸗ Geſchafts 
* 
* rekommandirte Poſttarten Nummern papiere und 
Briefe Waarenproben 
A. Europa. 
Belgien . s52| 79,418,434 19,317,506|  79,393,000 40,884,000 
Bulgarien 42 371,412 44,064 229,891 3.308 
TDänemart . 563 26,799,869 410,900| 28,032,355 1,852,046 , 
Deutſchland 45,234,061| 11,085] 605,420,960 159,7698,300| 448,679,900 | 138,927,760 
Franfreic) 37,321,186| 6,158] 577,520,715 30,873,373| 336,301,235 | 374,442 270 
Griechenland 1,679,775 143 3,181,000 6,600, 573,000 40,6) 
Großbritannien n. Ji— 

land | 35,246,562| 14,918|1,229,354,800 ) 138,828, 000 140,789.100 | 312,276,300 
Stalien 28,951,374] 3,420] 177,117 =. | 25,006,865 106,760,193 53,211,377 
Yuremburg . 209,570 70 2,232 ‚20 | 359.075, 923,136 | 1,003,55% 
Niederlande 4,114,077] 1,306] 57, 279, 288 16,629, 306 37,934 107 16,062 ,272 
Norwegen 1,927,000 938 11.728.964 | 376, 597!  11,937,203 900,289 
Defterreid) 22 144.244 4,033] 212,686,000 42,932,100.  75,978,900 35,381,500 
Portugal 4,550,699 903] 15,988,754 822.676) 19,933,160 ) 4,232, 747 
Rumänien . 5,040,000 200 7,293 ,046 891,343 _ 2) g 60,232 
Rußland mit Beſitz 

ungen in Alten .. 95,000,000] 4,521] 109,924,509 6.206,361|  983,596,519 9 825,845 
Spanien ; 16,731,570] 2,655] 88,278,131 274.957)  84,080,800 ! 73,143,59 
Schweden 4565.68] 1830| 32.649.085 1,799.084| 26.307.236 2.582 632 
Schweiz . 2,831,787| 2,874] 60,486,245 9,196,411| 51,687,975 16,928 158 
Ungarn . BE 16,700,000] 2,414] 75,333,637 9) 15,147,931) 36,747,555 11,452. 317 

Summe | 331,746.092] 58,925]3 373,564,950 465,392,439]1,579,885,265  1,095,540,673 
B. Anferenropäifche | 
änder, | 
Vereinigte Staaten v. 

Amerifa . . 50,152,566] 44,512[1,076,319,948 325,946,011! 874,455,033 | 495,121,315 
Argentiniſche Republit 2,500,000 441 8,109 482 33,775] 12,857,481 | 1,033,642 
EHili . 2223434] 3935| 8.687,607 88.147| 8429137 | 2.813.001 
Republif Honduras ; 2 62,239 — 100,558 * TE, 
Britiſch-Indien 131,593,386 14,865,121| 23,884,608 !)  2,969,246 
Perſien 7,653,600 60 1,320,966 7,800 6400 | 30; 
Japan 36,358 994| 5,094] 44,035,809 26,838,024| 22,331,503 | 1,018, 395 
Egypten . ß 5,260,000 132 4,388,791 74,000 = 1) 2 ‚173,000 
Britifche Koionien: 

Ceylon, Granada, 

Honduras und 2,330,997 12= 7,370,707 62,929 1,288,675 3,022,117) 

Hongkong. 

Franzöf. Kolonien; 

Guadeloupe, Nie 

union, St. Pierre 546,780 81 1,140,568 7,055 167,422 | 269,923 

und Senegal | 
Niederländ. Indien . 24,721,976| 161]  4,280,035 545,456 3,511,514 ) 536, 
Bortugieitiches Indien | 437 000 12 313,012 | — 112,311 











Insgeianumt 
'; Bergl. aud) die zu einzelnen Angaben der vorjtehenden Ueberſicht gegebenen, auf Seite 396 und ® 
enthaltenen Erläuterungen Wr. 1 bis 7, 


657,265,615|114,427]#,661, 187,400 533,860,757/2,527,029,907. 11,604, 



















SE F — RN —— 
————— Pr — _ N * a — re 
” X } — 
DE. . Schulze: Der Briefpoftverfehr der Erde im Jahre 1881. 399 
itvereins für das Jahr 1881.') 
ä| 2 N ch Auf ei Ei bh fall 
achrichtlich: uf einen Einwohner entfallen 
‚aufgelieferten Zahl mes 
itungs⸗ der a = Zeitungen 
ummern, aufgelieferten aufgelieferten gewöhnliche Briefe Drudjaden, Bufammen: 
Drudjaben, | Briefpojt- . [und refom- Sejchäfts- | ‘dar. 

* rekommandirt. und 17 Briefpojt- 
Geichäfts- in mandirte Boitkart papiere und = n 
9 ndungen | Gegenftände Briefe oſtkarten | Waaren. | Tendungen 

\ proben 
219,012,940 1,429,1388|  14,* 17,? | 21,* 39,7 
1,148,675 78,091 —X 0, 0,: 0,° 
57,095,170 314,862| 13,5 13,7 15,! 28,9 
1,852,796,920| 12,914,380| 13 16° 13,0 29, 
1,319,197,593| 7,610,357| 15,5 18° | 19, 35,3 
3,801,200 i 1? 1,0 0, 2,3 
1,817,749,200| 10,902,318| 34,* 38,7 12, 51,® 
362,096 ,229 7,540,638 6,' 7,0 b,5 13, 
4,517,976 52,202] 10,8 12,* 9% 21,8 
127,904,973 1,099,728 18,’ 18,9 13,! 31,! 
24,943,053 266,084 6! 6,3 6,° 13,0 
366,978,500| 19,258,206 9,0 11,5 50 16,5 
40,977,337 229,354 3, 37 5,3 9,0 
10,874,671 398,467 1,* 1,8 0,5 2, 
1,2 1,! 
219,553,232 1,883,835 1,! 2,? 
245,777 382 950,820 5,° 5, 94 14,' 
63,338,057 1,977,894 7. 7,5 1 13,8 
138,298,779 1,104,512 21, 24,9 24,3 48,9 
138,681 ,440 6,260,741 4,’ ö,* 2 8,3 
6,514,683.307| 80,271,927| 10,2 11,8 8,0 19,® 
2,771,842,307 7,643,480| 20, 28,0 27,3 55,8 
22,034,280 82,075 3,3 3,3 5,5 8,* 
20,017,892 44,010 3,0 4,0 5,0 9,0 
170,647 395 0, 0,8 0, 0, 
173,306 ,361 2,776,086 0,8 0,? 0,! 0,8 
1,365,616 120,986 0,* 0,% N 0% 
94,224,731 1,703,264 1,2 20 0,8 2,8 
6,635,791 200,791 v8 0, 0 1,9 
4,310,792] 11,744,428 186,656| 2° 2,9 1,5 4, 
437,345 1,584,968 23,876 2! 2,! 0,* 2, 
8,873,652 214,924 0,2 0,2 0,2 0,* 
432,612 3,093 0,' 0, 0,3 1,0 
7 14,131,868,455] 9,626,916,612|  93,271,563 6° 80 | 6,0 14,0 
E | by GQG 
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wird man den gelammten Briefpoſtverkehr der nicht berückſichtigten Länder nad 
ungefährer Schätzung faum höher als auf 4 bis 5 Prozent der ermittelten Ge 
ſammtziffern veranichlagen dürfen und demnach die Zahl aller auf der ganzen 
Erde im Jahre 1881 durch die Bolten beförderten Briefe und Poſtkarten auf 
rund 5700 Millionen und die der Drudiaden, Geihäftspapiere und Waaren— 
proben auf rund 4300 Millionen Stüd, zufammen mithin die Zahl aller Brief: 
Poitiendungen auf rund zehn Milliarden anzunehmen haben. Auf jeden Be: 
wohner der Erde, wenn ihre Geſammtbevölkerung zu 14 Millionen gerechnet wird, 
entfallen demnach im Durchſchnitt 4 Stüd Briefe und Boitfarten und 3 Stüd 
Drudiahen, Geihäftspapiere und Waarenproben, zulammen 7 Stüd Briefpoit: 
ſendungen auf das Jahr. 

Ueber diejen Durchichnitt gehen der Reihe nach amı beträchtlichiten hinaus: 
die Vereinigten Staaten von Nordamerifa (mit 28,0 Stüd Briefen und Bolt: 
farten und 27,3 Stück Drudiaden u ſ. w., zuſammen 55,3 Stüd auf den Kopf 
der Bevölkerung), Großbritannien und Irland mit 38,7 — 12,9 = 51,6 Stüd, 
die Schweiz mit 24,6 + 24,2 = 48,8 Stüd, Belgien mit 17,9 + 21,8 = 39,7 
Stüd, Franfreih mit 16,3 + 19,0 = 35,3 Stüd, die Niederlande mit 18,0 
— 13,1 = 31,1 Stüd, Deuticdyland mit 16,9 4 13,0 = 29,9 Stüd, Düne 
mark mit 13,7 — 15,1 — 28,8 Stüd, Luxemburg mit 12,4 — 92 = 21,6 
Stüd, DOefterreih mit 11,5 + 5,0 + 16,5 Stüd, Spanien mit 5,3 — 9,4 

14,7 Stüd, Schweden mit 7,5 -+ 6,1 — 13,6 Stüd, Norwegen mit 6,3 
-+ 6,7 13 Stüd und Stalin mit 7,0 + 5,5 — 12,5 Stück. Sodann 
folgen Portugal mit 3,7 + 5,3 = 9 Stüd, Chili mit 4,0 — 5,0 9 Std, 
die Argentiniiche Republit mit 3,3 — 5,5 — 8,8 Stüd und Ungarn mit 5,4 
+ 2,9 == 8,3 Stück. Die Staaten, deren Briefpoftverfehr hinter dem ange 
gebenen Durchſchnitt am weiteiten zurückbleibt, gruppiven fi in folgender Reihen— 
folge: Perſien mit nur 0,2 Stüd Briefpoftiendungen auf den Mopf der Be 
völferung, Niederländiich Andien mit nur 0,4 Stück, die Nepublit Honduras 
mit 0,5 Stüd, Bulgarien mit 0,6 Stüd, Britiſch-Indien mit 0,8 Stüd, Portu— 
gieſiſch-Indien mit 1 Stück, Egypten mit 1,3 Stüd, Numänien mit 2,1 Stüd, 
Rußland und Griechenland mit je 2,3 Stück und Japan mit 2,6 Stüd., 

Die Entwidlung des Briefpoitverfehrs in jeden Kande iſt hauptſächlich von der 
allgemeinen Gntwidelung des induitriellen, kommerziellen und geiltigen Verkehrs 
und der fulturellen Bedeutung des Yandes abhängig. Als weitere wejentliche 
Faktoren erweiſen ſich dabei, außer mäßigen Portotaren und möglichit einfachen 
Veriendungsbedingungen, aber auch die Ausdehnung und Dictigfeit des Poſt— 
Anitaltenneges und die dadurch der Bevölkerung gebotenen Gelegenheiten zur leichten 
und bequemen Benutzung der poſtaliſchen Finrichtungen, da namentlich die Wermehr: 
ung der Boltanstalten überall mit den Aufſchwunge des Poſtverkehrs Hand in 
Hand zu gehen pflegt. 

Das dichteſte Poitanitaltenneg weilt die Schweiz auf, wo im Durchſchnitt 
auf 14,4 qkm und 985 Einwohner eine Poitanftalt entfällt. Dann folgt das bei 
weitem verfehrsreichite Yand der ganzen Erde, England, da in den vereinigten 
Königreichen Großbritannien und Irland eine Roftanftalt im Durchſchnitt auf 
21,2 qkm ımd 2363 Ginwohner kommt. Wie fich dieſes Verhältniß in Eng: 
land allein — ohne Berückſichtigung der Poſtanſtalten in Schottland und Irland — 
geitaltet, läht ſich aus den Jahresberichten der britiichen Poſtverwaltung nicht 
erfehen. Da indeß der Poſtverkehr von England allein faſt ſechsmal größer it, 
als derjenige von Schottland und Irland zuſammen, die räumliche Ausdehnung 
Englands allein aber etwas geringer ift, als diejenige der beiden Nebenreiche, ſo 
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wird man fir Gngland allein auch einen weit geringeren als den angegebenen, 
auf eine Poſtanſtalt entfallenden Durchſchnitts-Flächenraum anzunehmen haben 

Nächſt der Schweiz und England haben folgende Länder die dichteſten Poſt— 
Anftaltennege : die Niederlande mit 25,2 qkm, Belgien mit 34,6 qkın, Yurent: 
burg mit 36,9 qkm, Deutichland mit 48,5 qkm, Dänemark mit 70,4 qkm, 
Deiterreih mit 74,4 qkm, Japan mit 75,1 qkm, Franfreich mit 85,8 qkm, 
Stalien mit 86,6 qkm und Portugal mit 102,1 qkm Fläcenraum auf je eine 
Poſtanſtalt im Durhichnitt. Dann folgen Ungarn nit 138,8 qkm, Spanien 
mit 191 qkm, die Vereinigten Staaten von Amerifa mit 232,7 qkm, Schweden 
mit 242 gkın, Norwegen mit 339 qkm und Griechenland mit 351 qkm Durch— 
ſchnitts-Flächenragum auf je eine Boftanftalt. In Britiih-Indien kommt eine 
Roitanftalt auf 520, in Rumänien auf 800, in Bulgarien auf 1475, in Chili 
auf 177.7, in Egypten auf 4242, in Rußland mit feinen aſiatiſchen Beſitzungen 
auf 4874, in der Nepublit Honduras auf 5737, in der Argentiniichen Republik 
auf 9513 und in Berfien fogar erft auf 27469 Quadratkilometer im Durdichnitt. 

Die Gejammtzahl aller Poitanftalten in den unter Nummer 1 bis 27 der 
Veberjicht aufgeführten Ländern hat fich am Ende des Jahres 1881 auf 114,045 
belaufen. Drei Jahre vorher, Ende 1878, waren in diefen Ländern zujammen 
nur 101,745 Poſtanſtalten in Wirffamfeit, mithin hat in den drei Jahren 1879, 
1880 und 1881 eine Vermehrung der Boftanftalten um 12,300, d. |. 12 Proz., 
jtattgefunden. Bei dieſer Vermehrung find hauptfählic die Vereinigten Staaten 
von Amerifa mit der Zahl von 5254, Deutichlaud mit der Zahl von 2202, 
Japan mit 1289 und Großbritannien und Irland mit 1037 Poſtanſtalten betheiligt. 
‚Ferner wurden in dem bezeichneten Zeitraume in Rußland 499, in Frankreich 489, 
in Britiiche Indien 415, in Ungarn 371, in Italien 220, in Belgien 138, in 
Bortugal 156, in der Argentiniichen Nepublif 130 und in Spanien 119 Poſt— 
Anftalten neu eingerichtet, In Oeſterreich hat fich die Vermehrung der Poſt— 
Anftalten in demselben Zeitraume auf 33, in der Schweiz auf 54, in Norwegen 
auf 38, in Dünemarf auf 45 und in Egypten auf 41 beichräntt und endlich 
hat ſogar eine Verringerung der Zahl der Boitanftalten in den Niederlanden von 
1499 auf 1306, in Schweden von 1963 auf 1830, in Rumänien von 228 
auf 200 und in Griechenland von 145 auf 143 ftattgefunden. 

Den wictigiten Theil des ganzen Briefpoftverfehrs bilden die verichloflenen 
Briefe und die Poſtkarten. 

An gewöhnlichen und refommandirten Briefen find im Jahre 1881 auf den 
Kopf der Bevölkerung durcichnittlich veriandt worden: in Großbritannien und 
Irland 34,8, in der Schweiz 21,4, in den Vereinigten Staaten von Amerika 
30,9, in Franfreih 15,5, in Belgien 14,4, in den Niederlanden 13,9, in Däne: 
mark 13,5, in Deutichland 13,4, in Luremburg 10,8, in Oeſterreich 9,6, in 
Schweden 7,2, in Italien und in Norwegen je 6,1, in Spanien 5,3, in Ungarn 
4,5, in Chili 3,9, in Bortugal 3,5, im der Argentiniichen Nepublit 3,2, in 
Sriechenland 1,9, in Numänien 1,4, in Japan 1,2, in Nußland 1,1, in 
Egypten 0,8, in Britiich-Andien 0,6, in Bulgarien 0,4 und in Perfien und der 
Republik Honduras je 0,2 Stück. Dagegen gruppiren fid die einzelnen Länder 
nach dem Durchichnitt der Zahl der auf jeden Einwohner entfallenden aufgelieferten 
Briefe und Poſtkarten zufammen, wie folgt: Großbritannien und Irland 
38,7, Vereinigte Staaten von Amerifa 28,0, Schweiz 24,6, Niederlande 18,0, 
Belgien 17,9, Deutichland 16,9, Frankreich 16,3, Dänemark 13,7,  Yuremburg 
12,4, Oelterreih 11,5, Schweden 7,5, Italien 7,0, Norwegen 6,3, Ungarn 
5,4, Spanien 5,3, Chili 4,0, Portugal 3,7, Argentiniiche Republik 3,3, Japan 
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2,0, Griechenland 1,9, Rumänien 1,6 und Rußland 1,2 Stück; die übrigen 
Länder mit weniger ald 1 Stüd 

Hinfichtlih der beförderten Briefe nimmt das Britiihe Inſelreich ſowohl 
nad) der abioluten Zahl als aud im Werhältniß zu feiner Bevölkerungsziffer 
bei weiten die erfte Stelle ein. Mehr ala der vierte Theil aller auf der gar: 
zen Erde beförderten Briefe entfällt auf die Boltanftalten in Großbritannien und 
Irland. Im Berhältniß zur Ginmwohnerzahl ift der britiiche Briefverfehr um 
170 Prozent größer, alö derjenige in den Vereinigten Staaten von Amerika und 
in der Schweiz, und mehr als doppelt jo groß wie der Briefverkehr in Belgien, 
Deutichland, Frankreich und den Niederlanden. 

Unzweifelhaft verdankt die britiiche Poitverwaltung dieſen bedentiamen Por: 
iprung hauptfächlich der im Jahre 1839 durchgeführten Rowland Hill'ſchen Porto: 
reform, durch welche ein damals unerhört niedriges Porto von 1 Penny (gleich 
8", Pfennig der heutigen deutichen Reihswährung) für den einfachen frantirten 
Brief im ganzen Umfang der vereinigten Königreiche eingeführt wurde. Weiter 
haben daran aber aud der riefenhaft geitiegene britiiche Welthandel und die Die- 
tigfeit des Poftanftaltenneges in Großbritannien und Irland einen herporragenden 
Antheil. Im Jahre 1840, dem eriten Jahre nah Einführung des Pennyporto's, 
belief fich die Zahl der in den drei Königreichen beförderten Briefe bereits auf 
die zu damaliger Zeit ſchon recht ftattlihe Ziffer von 169 Millionen, und in 
den ſeitdem verfloffenen 41 Jahren ift der britifche Briefverfehr — die Poſtkarten 
ungerehnet — um nicht weniger ald 628 Prozent, nämlich auf 1229 Millionen 
Stüd im Finanzjahre 1881/82 angewachſen. Es hat betragen die Zahl der in: 
ländiichen und ber vom Auslande eingegangenen Briefe: 


in England in Schottland in Irland 
im Kalender— im auf den im auf den im auf den 
jahre Ganzen Einwohner Ganzen Einwohner Ganzen Einwohnet 


1872 737,000,000 32 82,000,000 24 66,000,000 13 
1875 846,852,400 35 90,976,400 26 10,563,300 13 
im Finanzjahre 
1878/79 92,303,100 37 98,991,200 28 76 ‚078,500 14 
1881/82 1037,316,700 40 109,799,900 29 82,238,200 16 
Zufanmen wurden demnach in den drei Stönigreichen befördert: 
auf den Einwohner 
im Jahre 1872 885,000,000 Briefe oder 28 Stüd, 
1875 1008,392,10 „ „31 „ 
1878/79 1097,372,800  „ — — 
1881/82 1229,354,800, 35 
Dieſe Vermehrung des Briefverlehrs war am beträchtlichiten in England, 
wo dielelbe von 1872 bis 1881/82 41 Prozent ausmachte, während in Scott: 
land der Zuwachs nur 34 und in Irland nur 25 Prozent betrug. Und ferner 
wurde der Löwenantheil des Vriefverfehrs in England wieder von der Viermil: 
lionenftadt London vermittelt, da auf diejelbe allein von der angegebenen Brief— 
zahl im Jahre 1872: 227,000,000, 1875: 266,771,000, 1878/79: 295,803,300 
und 1881/82: 352,147,100 Stüd entfielen. Mit der letzteren Briefzahl über: 
trifft die einzige Stadt London den gefammten Briefverfehr von ganz Rußland 
um mehr als das Dreifache, den Briefverfehr Spaniend um das PVierfache und 
denjenigen Italien? um das Doppelte. Der Briefverfehr Defterreich : Ingarn? 
bleibt hinter dem Londoner Briefverfehr noch um 18 Prozent zurüd, und jelbit 
in ganz Deutichland und in Frankreich, obgleich diefe beiden Länder mit Recht 
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zu den verfehrsreichiten der Erde gerechnet werden dürfen, beträgt doch der Brief: 
verkehr je noch nicht einmal doppelt jo viel, wie derjenige der britiichen Metropole. 

Beſonders bemerfenswerth iſt im Uebrigen auch noch die Zunahme der von 
den britiichen Poſtanſtalten beförderten refommandirten Briefe, nachden die für 
dieſe Sendungen außer dem gewöhnlichen Briefporto zu zahlende Rekommandations— 
gebührt vum 1. Januar 1878 ab von 4 auf 2 Pence herabgejegt worden ift. Es 
wurden nämlich beförbert: 


Stüdzapl: Zunahme gegen das Jahr 1877 
im Slalenderjahre 1877 4,316,017 — Vrozent, 
im Fiöfaljahre 1878/79 7,200,350 66,8 R 
B J 1879/80 8,739,191 1025  „ 
u — 1880/81 10,034,546 132,5 > 
. e 1881/82 10,902,318 152,6 — 


Nächſt der britiſchen Briefpoſt verdient die Entwickelung des Briefverkehrs 
in den Bereinigten Staaten von Amerika beſondere Beachtung. Daſelbſt 
find alle Bedingungen, von welchen der Aufſchwung des Briefverfehrö hauptſäch— 
lich abhängig ift, in vollem Maße gegeben: die große Zahl von 45,000 Bojt: 
anitalten (mehr als ein Drittel aller Poftanitalten auf der ganzen Erde) ver: 
. mittelt den Verkehr des im Handel, ſowie in der Industrie und Bodenkultur 
mächtig fortichreitenden amerifanifchen Nordens. Cine weile Schulgeießgebung in 
den Bereinigten Staaten, beſonders die fait über das ganze Land verbreiteten 
Volksſchulen (primary schools), in welden in der Negel nur Leſen, Schreiben, 
Nechnen und Geographie gelehrt werden, Sorgen dafür, daß die herammachjende 
Jugend in den Glementarfenntnilfen eine genügende Ausbildung erhält, um dem— 
nächſt den für Unterhaltung des geichäftlichen und geielligen Verkehrs unentbehr: 
lichen Briefwechiel pflegen zu können, und es ift daher die Zahl der des Briefe 
Ichreibend fundigen Bewohner Nordamerika's verhältnigmäßig wohl nicht geringer, 
als im irgend einem anderen größeren Ktulturftaate der Erde. Endlih haben auch 
das in den Vereinigten Staaten jeit mehr als 30 Jahren beitehende ſehr mäßige 
Briefporto von 3 Cents (— 12'/, Pfennig) für den einfachen Brief von "/, Unze 
(14,2 Granım) und der von der amerikanischen Nation mit großen Opfern bisher 
durchgeführte Grundilag, dab die Poitanftalt mehr als Kulturträgerin denn ala 
Finanzauelle gepflegt werden müſſe, zu dem rielenhaften Anwachſen des Brief: 
verkehrs den mächtigiten Antrieb gegeben. 

Das einfache nordamerifaniiche Briefporto von 3 Cents ift zwar um 50 Pro— 
zent höher als das britiiche Vennyporto und um 25 Prozent höher ala das 
deutiche Zehnpfennigporto ; dafiir aber kommt das eritere Porto ganz gleihmäßig 
in dem ganzen Unionsgebiet, welches das britiiche Inielreih um das Zweiund— 
dreißigfache und das Gebiet des Deutichen Neichs um das Neunzehnfache an Aus: 
dehnung übertrifft, zur Anwendung. Man wird deßhalb auch das amerikaniſche 
Briefporto auch nicht mit dem Porto vergleichen dürfen, welches in jedem ein: 
zelnen viel Eleineren Ländergebiete Europa's erhoben wird, jondern man muß in 
diefer Beziehung die Vereinigten Staaten von Amerifa dem ganzen Europa gegen: 
überftellen, und dann kann es nicht zweifelhaft fein, dab die Nordamerikaner in 
Bezug auf ihre Briefportoabgabe in Ganzen günftiger geltellt find, als die Be: 
wohner Europa’s. . 

Die von der nordamerifaniichen Boftverwaltung feither veröffentlichten Nach: 
richten über den Umfang ihres Briefverkehrs laſſen das Anwachſen der Briefzahl 
von Jahr zu Jahr zwar weniger genau erkennen, als dies die Poſtſtatiſtiken der 
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europäiſchen Länder geitatten. Aber qleihwohl läßt fich die ſchnelle Vermehrung 
des Poſtverkehrs der Vereinigten Staaten mit ziemlicher Sicherheit aus den finan— 
ziellen Grgebnifien ihres Poſtweſens schließen. Nach den bezüglicden Jahres: 
berichten der nordamerifaniichen Poſtverwaltung haben ihre Geſammteinnahmen 
im Fiskaljahre vom April 1876 bis Ende März 1877 27,581,585 Dollar, 


5 s BT nn. 209,277, 516 5 

i R 1378775386. . nn.» 30,041,982 — 

. — 1879/80. BB 479, 

1880/81 . -» - 2 2 2 00 36,785,397 “ 

„ 1881/82 41,876,410 I 
betragen, und während das Poſtweſen im Jahre 1880/ 81 noch einen Zuſchuß 
von 2,481,129 Doll. erfordert hat, ift im Finanzjahre 1881/82 — zum erſten 
Male ſeit 31 Jahren — wieder ein lleberſchuß und zwar von 1,394,388 Dol. 


erzielt worden, obgleich in diefem legten Jahre mit der Einrichtung neuer Poſt— 
anſtalten in gleichem Umfange wie in friiheren Jahren fortgefahren ift, da id 
die Geſammtzahl derjelben von 44,512 auf 46,231 erhöht bat. Die Gelammt- 
Ausgaben haben im Finanzjahre 1880/81: 39,251,736 Doll. und 1881/82: 
40,482,021 Dill. betragen. Für das Finanzjahr 1883/84 wird ein weitere 
beträchtliches Steigen der Ginnahmen bis zu 50,670,456 Doll. eriwartet, und e 
ift daher, nach Abrechnung der zu 46,741,111 Doll. berechneten Ausgaben, eine 
Erhöhung des Weberihuffes auf 3,929,345 Doll. in Ausficht genommen.! 

Die großen Aufwendungen, welde die Roftveriwaltung der Vereinigten Sıaaten 
für die Ausbreitung und Verbeſſerung des Poſtweſens gemacht hat (im Fiskal— 
jahre 1859/60 belief fich der aus der Staatsfalfe für das Poſtweſen gezablte 
Zuſchuß auf 10 Millionen Doll) icheinen nach den mitgetheilten Ergebniflen ſich 
num endlich bezahlt machen zu wollen. Jedenfalls aber darf man die Schlub: 
folgerung ziehen, dab ohne diefe Aufwendungen, insbelondere ohne das ſeit 31 
Jahren ſchon eingeführte niedrige VBriefporto, ein fo gewaltiger Aufichwung des 
Poſtverlehrs, wie derielbe in den Vereinigten Staaten ftatthat, gar micht möglid 
geweſen wäre. 

Bon verhältnißmäßig gleichem Umfange wie der Briefverfehr in den Ber: 
einigten Staaten iſt der Briefverfehr der Schweiz, wo auf jeden Bewohner im 
Durchſchnitt 21,4 Briefe jährlich entfallen. Im Jahre 1876 hatte die Briefzabl 
48,929,328 betragen, im Jahre 1881 hat fich diefelbe auf 60,486,2 15, mithin 
um 11,556,917 Stüd oder 23,6 Prozent vermehrt. Dieſer bedeutiame Umfang 
des Schweizeriichen Briefverkehrs findet feine Erflärung jowohl in dem beitändiaen 
Aufenthalt zahlreicher Fremder in der Schweiz, als aud in der großen Dichtiglen 
des Boftanftaltenneges und dem recht mäßigen Porto von 10 Rappen = 8 Pia 
für den einfachen Brief. 

Deutichland und Frankreich halten fich in ihrem VBriefverfehr nad dem 
Verhältniß der Einwohnerzahl jo ziemlich die Waage, indem der höhere Prozent 
jas von Briefen, welche in Franfreich abgejandt werden, durd die um das Fünſ— 
fache größere Zahl von Poſtkarten, weldhe in Deutichland zur Einlieferung ge 
langen, aufgeivogen wird. 

Deutihlands Briefverfehr von 520,884,520 Stüd im Sabre 1876 bat 
fi) auf 605,420,960 Stüd im Jahre 1881, mithin um 84,536,440 Stüd oder 
16,2 Prozent vermehrt, während bei den Poſtkarten in demfelben Zeitraum eine 


') Annal Report of the Postmaster-General of the United States for the fiscal 
year ended June 3U. 1882. Seite 4. 
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Zunahme von 78,155,678 auf 159,768,300 Stüd, mithin um mehr als das 
Doppelte, ftattgefunden hat. An Frankreich ift in den Jahren 1876 bis 1881 
eine wenig erhebliche Vermehrung der abgejandten Poſtkarten von 26,639,000 
auf 30,873,373 Stück eingetreten, dagegen die Zahl der Briefe von 395,488,000 
auf 577,520,715 Stüd gewachſen. Die Urſache hiervon ift einerſeits in dem 
verhältnigmäßig ſehr hohen Poftfartenporto von 10 Gentimen = 8 Pfennig und 
andererfeit3 in der Grmäßigung des internen franzöfiichen Briefporto's von 25 
auf 15 Gentimen für den einfachen Brief vom 1. Mai 1878 ab zu fuchen. Die 
Wirkung diefer Bortoermäßigung und bezw. ihr mittelbarer Einfluß auf die Ver: 
fendung von Poſtkarten laſſen ſich am deutlichiten au3 der jährlihen Zunahme 
des Poſtverkehrs jeit 1876 erfennen. Die Zahl der in Frankreich eingelieferten 
Briefe und Poſtkarten bat betragen: 

Zunahme gegen 


Briefe das Jahr 1876 Poſtkarten 
im Jahre 1876 395,488,000 Stück — 26,639,000 Stück, 
1877 406,500,000 , 3 Prozent 31,548,000 , 
1878 456,108,000 , 5 „ 30,522,000  „ 
1879 491,703,059  „ 5 5 28,144,513 „ 
1880 528,801,483 , 7 28,791,572 „ 
1881 577,520,715 „ 46 - 30,873,373  „ 


Der Briefpoſtverkehr der Oeſterreich-Ungariſchen Monarcie ift gegen 
den gleihen Berfehr im Deutichen Reihe in den legten Jahren erheblich zuritd: 
geblieben, obgleich ſowohl im internen Verkehr der beiden Yänder als auch im 
wechlelieitigen Verkehr derjelben faſt die gleichen Briefportoläge und Verſendungs— 
bedingungen beitehen. Während nämlih in Deutichland auf den Kopf der Be— 
völferung im Durchſchnitt jährlih 16,9 Stüd Briefe und Poſtkarten entfallen, 
beträgt die Zahl der aufgelieferten gleihen Sendungen in Oeſterreich nur 11,5 
und in Ungarn fogar nur 5,4 Stüd. Der Briefverfehr in Deutichland hat ſich 
von 1878 bis 1881 um 11,9 Brozent, im Oelterreihb nur um 0,9 Prozent, in 
Ungarn indeß um 13,8 Prozent gehoben, da an gewöhnlichen und vefommandirten 
Briefen nach dem In- und Auslande verfandt wurden: 


im Jahre 1878 im Jahre 1581 
in Deutichland 541,005,104 Stüd 605,420,960 Stüd 
Oeſterreich 210,652,364 , 212,686,000 , 
Ungarn 66,214,646 „ 15,333,637 u 


Hinfichtlih der Postkarten hat von 1878 biö 1881 die Vermehrung in 
Deutichland 48 Prozent, in Defterreih 34 Prozent und in Ungarn 43 Prozent 
betragen, da zur Einlieferung gelangten: 


im Jahre 1878 im Jahre 1881 
in Deutichland 107,971,417 Stüd 159,768,300 Stüd 
Defterreihb  32,009,800  „ 44,932,100  „ 


Ungarn 10,556,968 „ 15,147,931 „ 

Da; in Oeſterreich-Ungarn die Zunahme der verjandten Poſtkarten verhält: 
nißmäßig eine viel größere geweien ift, als die Zunahme an Briefen, ſteht mit 
dem jehr niedrigen Porto für die internen Poſtkarten, welches nur 2 Kreuzer 
beträgt, während als einfaches Wriefporto 5 Kreuzer erhoben werden, im Zu— 
lammenbang. Ferner darf die viel geringere Briefvermehrung in Oeſterreich 
gegen die Briefvermehrung in Ungarn hauptſächlich darauf zurüdgeführt werden, 
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daß von 1878 bis 1881 die Poitanftalten in Defterreih von 4000 auf mur 
4033, in Ungarn dagegen von 2043 auf 2414 vermehrt worden find. Zuſam— 
men waren in der Deiterreihelingariihen Monardhie mit 39 Millionen Einwoh— 
nern am Ende des Jahres 1881 nur 6447 Poſtanſtalten, im Deutichen Reiche 
mit 45 Millionen Einwohnern dagegen 11,088 Boftanftalten in Wirkjamfeit und 
e3 famen im Durchſchnitt auf eine Boftanftalt im Deutichen Reiche nur 4071, 
in Defterreich dagegen 5491 und in Ungarn 6918 Einwohner. 


Bon den übrigen Ländern, deren Briefverfehr im Verhältniß zur Einwohner: 
zahl beträchtlich zu nennen ift, find weiter noh Belgien, die Niederlande 
und Dänemarf zu erwähnen. In allen drei Ländern beiteht eine ſehr mäßige 
Briefportotare, nämlich in Belgien 10 Gentimen — 8 Pfennig, in den Nieder: 
landen 5 Gents = 8", Piennig und in Dänemart 8 Ore = 9 Pfennig, und 
man wird in Dielen niedrigen VBriefportofägen die Haupturſache des in den drei 
Ländern entwidelten regen Briefverfehrs zu ſuchen haben. 


Der Briefverfehr in Spanien und Portugal it, Danf den dort zur Erbe 
bung kommenden mäßigen Portofägen, in Spanien von 15 Gentimen — 12 Pig. 
für den einfachen Brief und in Portugal von 25 Reis — 11'/, Pfennig für 
einfache Briefe und von 10 Reis — 4!/, Pfennig für Poftkarten, in erfreulicen 
Aufſchwunge begriffen. In Spanien wurden im Jahre 1881 88,553,188 Briefe 
und Poſtkarten gegen 79,074,155 Stüd im Jahre 1876 aufgeliefert, und in 
Portugal vermehrte fich die Zahl der Briefe und Poſtkarten von 13,593,959 Stüd 
im Jahre 1878 auf 16,811,430 Stüd im Jahre 1881. Beſonders ift in Por- 
tugal als Folge des fehr niedrigen Boftfartenporto’3 die Vermehrung der auf- 
gelieferten Poftkarten von 130,283 Stüd im Jahre 1878 auf 822,676 Stüd 
im Jahre 1881 bemerkenswerth, während in Spanten, wo das Porto für Bolt: 
farten 10 Gentimen = 8 Pfennige beträgt und mithin doppelt jo hoch ift mie 
in Portugal, im legtgenannten Jahre nur 274,957 Poſtkarten abgejandt find. 


In Standinavien zeigt die Entwidelung des Briefpoftverfehrs ebenfalls 
ein erfreuliche® Bild. Das einfahe Briefporto beträgt in Schweden 12 Tre 
— 131/, Pfennig und in Norwegen 10 Ore = 11'/, Piennig; für Poftfarten 
wird in beiden Ländern die Hälfte des einfachen Briefporto's erhoben. In 
Schweden erhöhte fih die Zahl der aufgelieferten Briefe von 25,728,652 Stüd 
im Jahre 1876 auf 32,649,085 Stüd im Jahre 1881, und in Norwegen bon 
bezw. 8,396,456 auf 11,728,964 Stüd. Noch erheblich größer war die Ber: 
mehrung der in den Jahren 1876 und 1881 aufgelieferten Poſtkarten, nämlich 
in Schweden von 88,174 auf 1,799,084 Stüd und in Norwegen von 44,662 
auf 376,597 Stüd. 

Die günstige Einwirkung, welche mäßige Briefportotaren auf die Vermehrung 
des Poſtverkehrs ausüben, läßt fich ferner auch aus den ftatiftiihen Mittheilungen 
der Poitverwaltungen von Japan und Britiſch-Indien erkennen. Ju Japan 
beträgt das einfache Briefporto nur 2 Sen = 8'/, Pfennig und das Porto für 
Boitkarten 1 Sen; in Britifch- Indien werden für den einfachen Brief von 
!/, Tola = 5,83 Gramm Gewicht nur "/, Anna = 5 Pfennig und für einen 
Brief im Gewicht von mehr als ',, bi8 1 Tola das Doppelte erhoben, wäh: 
rend für Poitfarten nur !/, Anna = 2'/, Pfennig zu zahlen find. Zwar erideint 
der Umfang des Briefverfehrs in beiden Ländern im Verhältniß zur Einwohner— 
zahl nur noch gering, es läßt fich aber aus der Zunahme des Briefverfehrs in 
den legten Jahren ein recht jchneller und bedeutender Aufſchwung erfennen. In 
Japan gelangten zur Ginlieferung : 


u — — 
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Briefe Poſtkarten zuſammen Zunahme gegen 
Stück das Jahr 1877. 
im Jahre 1877 24,999,976 8,416,467 33,416,443 — 
1878 27,916,867 11,903,788 39,820,655 19 Prozent 


1879 32,840,067 15,413,266 48,253,333 44,4 
1880 38,417,988 19,849,842 58,267,830 744 
1881 44,035,809 26,838,024 70,873,833 112,2 
In Britifh- Indien hat betragen die Zahl der aufgelieferten 


* 


⸗ 


” 


Briefe Voſttarten duſghſzen Iunhehrickhe 
im Fiskaljahre 1876/77 112,679,879 — 112,679,879 — 
1877/78 117,737,709 — 117,737,709 4,6 Prozent 
1878/79 121,476,685 — 121,476,685 79 „ 


1879/80 124,162,021 7,471,984 131,634,005 16,9 a 
1880/81 131,593,386 14,865,121 146,458,507 300 , 

In Italien, wo im Jahresdurhfchnitt nur 7 Stüd Briefe und Poſtkarten 
auf den Kopf der Bevölkerung kommen, steht einer fchnelleren Vermehrung des 
Briefverkehrs hauptſächlich das zu hohe Porto, welches für einfache Briefe 20 Cen— 
tefimi = 16 Pfennig und für Poſtkarten 10 Gentefimi beträgt, entgegen. In 
noch viel höheren Maße gilt dasjelbe von Rußland mit einer Durchichnittszahl 
von nur 1,2 Stüd Briefen und Poſtkarten jährlih auf den Kopf der Bevölke— 
rung, da in Rußland an einfachen Briefporto 7 Kopeken — 22°/, Pfennig und 
an Porto für Poſtkarten 3 Kopeken — 9°/, Pfennig erhoben werden. Obgleich 
in Rußland die Pojtanftalten in den Jahren von 1878 bis 1881 bon 4022 
auf 4521 oder um 12,4 Prozent vermehrt tworden find, ift in bemfelben Zeit: 
raume doch nur eine Vermehrung der Briefzahl von 103,369,384 auf 109,924,509 
oder nur um 6,4 Prozent eingetreten. Dagegen haben fich in Folge des viel 
niedrigeren Porto's für die Poſtkarten die legteren von 2,793,375 auf 6,206,361 
Stüd oder um 123 Prozent vermehrt. 

Den geringiten Briefverfehr haben von den europäiichen Ländern — abge 
jehen von ber Türkei, Serbien und Montenegro, von denen ftatiftiiche Mitthei— 
lungen über den Briefverfehr nicht vorliegen — Bulgarien und Rumänien. 
In beiden Ländern ift die Einrichtung von Poftanftalten noch ſehr im Rückſtande, 
indem in Bulgarien erit auf 1476 Quadratkilometer und 47573 Einwohner und 
in Rumänien auf 800 Quadratkilometer und 25,200 Einwohner je eine Poſt— 
anftalt entfällt. In Rumänien ift fogar die Zahl der Poftanitalten von 228 
Ende 1878 auf 200 Ende 1881 zurüdgegangen, und hiermit wahricheinlich im 
Zufammenhange ftehend ift zugleich im Jahre 1881 gegen 1878 eine Berringer: 
ung der aufgelieferten Briefe von 8,521,567 auf 7,293,046 Stüd eingetreten. 
Die im Jahre 1881 gegen 1878 abgelandten Poitfarten haben fich indeß von 
415,890 auf 891,343 Stüd vermehrt, was ſich daraus erklärt, daß an Porto 
für Poſtkarten nur 5 Gentimen — 4 Pfennig, für einfache Briefe aber 15 Gen 
timen Porto erhoben werden. 

Die Poſtkarten, offene geichriebene Mittheilungen im Gegenfage zu vers 
ſchloſſenen Briefen, find eine neue Art eigentlichen und verfönlihen Schriftwechiels, 
deren Ginführung erſt vom Jahre 1869 Datirt umd dem derzeitigen Yeiter des 
deutichen Poſtweſens, Staatsjekretär Dr. Stephan, zu verdanken ift.') 





') Der im Jahre 1865 zu Karlsruhe in Baden abgehaltenen fünften Deuticen Boit- 
fonferenz war von dem Vertreter der Preußischen Regierung, dem damaligen Geheimen Ober: 
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Daß die Boitkarten einem wirklichen Bedürfnig einfachen und leichten ſchrift— 
lichen Verkehrs entipreden und deßhalb ſchnell ein beliebtes Korreſpondenzmittel 
geworden ſind, dafür liefern die Poſtſtatiſtiken ſehr vieler Länder recht überzeugende 
Beweiſe. Im Sahre 1881 hat die Zahl der bei allen Poſtanſtalten in den wich: 
tigeren Kulturſtaaten der Erde aufgelieferten Poſtkarten fich bereits auf 834 Mil: 
lionen Stüd gegen 4660 Millionen verichloitene Briefe belaufen. Danadı betrugen 
die Postkarten beinahe ein Fünftel der Zahl der abgelandten Briefe, während im 
Jahre 1878 die aufgelieferten Postkarten (566 Millionen) nur ein Siebentel der 
Zahl der verichloffenen Briefe (3975 Millionen) ausgemacht hatten. 

Die ausgedehnteite Anwendung finden die Poſtkarten in den Vereinigten 
Staaten von Amerifa, wo im Durchichnitt auf den Einwohner 7 Stüd abge: 
ſandte Poſtkarten jährlich entfallen. Sodann folgen der Reihe nach die Nieder: 
lande mit 4,1, Großbritannien und Irland mit 3,9, Deutichland und Belgien 
je mit 3,5, die Schweiz mit 3,2, Deiterreih mit 1,9, Yuremburg mit 1,6, Ita— 
lien und Ungarn je mit 0,9, Frankreich und Japan je mit 0,8, Schweden mit 
0,3 und Dänemark, Norwegen und Portugal je mit nur 0,2 Stüd auf den 
Kopf der Bevölkerung. In Spanien und Bırlgarien fommen auf je einhundert 
Einwohner nur etwa 2 Stüd Poſtkarten jährlich. 

Die vor dent Jahre 1881 veröffentlichten Jahresberichte der Vereinigten 
Staaten von Amerifa enthalten zwar die Zahl der beförderten Poſtkarten nicht. 
Die Schnelle Vermehrung des Boitlartenverlandtes läßt fich inder aus dem von 
Jahr zu Jahr mehr geiteigerten Abjare von geitempelten Poftfartenformularien 
ichließen, indem zu den Boftkarten nur die von der Poſt verfauften geſtempelten 
Formulare verwendet werden dürfen, Es jind von den Boltanitalten der Ber: 
einigten Staaten abgelegt worden: 

Zunahme gegen das 
Fisfaljahr 1876/77 


int Sisfaljahre 1876/77  170,015,500 Stüd — 


Poſtkarten 


1877/78 200,630,000 , 18 Prozent 
1878/79 221,797,000 ,„ 30 
1879/80 272,550,500 „ 60 R 
1880/81  308,536,500  „ 81 
1881/82 351,498,000 „ 106 


Die große Ausdehnung des Poſtkartenverkehrs in den Vereinigten Staaten 
findet hauptſächlich in den Verhältniß des niedrigen Poſtkartenporto's von 
1 Gent — 4',, Pfennig zu der einfachen Brieftare von 3 Cents ihre Erklä— 
rung, während es in anderen Ländern die Negel bildet, daß im internen wie im 
internationalen Verkehr fir die Poſtkarten die Hälfte der einfachen Brieftaren 
erhoben wird. Außerdem mag aber audy der praftiiche Sinn des Nordanıerifaners 
dazu beitragen, daß derjelbe ſich in umfaſſenderem Maße als andere Erdbewohner 
dieſer einfacheren und erheblich billigeren Art des Schriftwechſels bedient, da nicht 
allein das Poſtkartenporto im den Vereinigten Staaten um 66?/, Prozent nied— 


Poitrath Stephan, eine Denkſchrift vorgelegt, worin die Idee zur Einführung von Po it 
farten — vom Erfinder mit „Poſtblätt“ bezeichnet — zum eriten Male entwidelt wurde. 
Lie Einführung ſolcher Karten geichab zuerit in Oeſterreich Ungarn am 1. Oftober 1869 und 
zwar genau in der von dem Erfinder in der bezeichneten Denkichrift entwidelten Korn. Im 
Norddentichen Bund wurden dagegen die Narten — anfänglich „Korreipondenzfarten“ 
genannt — erſt im Juni 1870 emgefühet, nachdem der Erfinder derjeiben als „General 
Koftdireftor“ die Leitung des Bundes-Roftwejens übertragen erhalten hatte, Vergl. Archiv 
jür Pot und Telegraphie Nr. 12 von 1881. 
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riger iſt als das einfache Briefporto, fondern beim Gebrauche von Poſtkarten 
auch noch die bei Briefen nöthige Ausgabe für Briefpapier und Briefumschläge 
eripart wird. 

Einen Ueberblid, inwieweit in den einzelnen Ländern die Poſtkarten ſich einer 
größeren oder geringeren Beliebtheit beim Publifum erfreuen, gewährt die Wer: 
gleichung, wie fih die Zahl der aufgelieferten Poſtkarten zu der Zahl der auf: 
gelieferten verichlofienen Briefe verhält. Es famen im Jahre 1881 auf je eine 
Poſtkarte in Japan 1,7 Stück Briefe, in den Vereinigten Staaten von Amerika 
3,3 Stüd, in den Niederlanden 3,5 Stüd, in Deutſchland und Belgien je 4 Stüd, 
in DOefterreich und Ungarn je 5 Stüd, in der Schweiz und Luremburg je 6,5 Stüd, 
in Italien 7 Stüd, in Rumänien 8 Stüd, in Großbritannien und Irland, fo: 
wie in Britiſch-Indien je 9 Stüd, in Schweden und Rußland je 18 Stüd, in 
Frankreich und Portugal je 19 Stüd, in Bulgarien 20 Stüd, in Norwegen 
32 Stüd, in Dänemarf 67 Stüd und endlih in Spanien jogar 321 Stüd 
Briefe. 

Wenn hiernacd namentlich in Dänemark und Spanien die Poſtkarten nicht 
recht in Aufnahme zu kommen jcheinen, jo liegt dies, was Dänemark betrifft, 
offenbar nur daran, daß in Dänemark ein niedriges einfaches Briefporto von 
8 Dre — 9 Pfennig beiteht und für Poftkarten derjelbe Bortofag erhoben wird. 
Kteineswegs aber wird man hieraus auf eine Abneigung des däniihen Volkes 
gegen den Gebrauch von Poftkarten jchliegen dürfen, denn im Verkehr mit anderen 
Ländern gegen die Weltpoftvereinstare, welde das Porto für Poſtkarten auf die 
Hälfte des einfachen Briefporto's beitimmt, find von Dänemark im Jahre 1881 
verhältnigmäßig viel mehr Poſtkarten ala im inländischen Verkehr abgejandt wor: 
den, nämlich 199,095 Stüd neben 3,093,186 Briefen, fo daß je eine Poſtkarte 
fchon auf 15 Briefe nach dem Auslande entfällt. Bei den meiften der übrigen 
Länder, in denen die Zahl der aufgelieferten Poftkarten gegen die Zahl der Briefe 
nur eine geringe ift, Tiegt die jetzt noch ſchwache Benugung von Poſtkarten einerjeits 
in dem verhältnigmäßig zu hohen Porto für diefelben, wie 3. B. in Frankreich 
und Spanien, wo dad Porto für Poſtkarten nicht um die Hälfte, fondern nur 
um ein Dritttheil geringer iſt als das einfache Briefporto, und andererjeit3 wohl 
auch in dem Umſtande, daß die Poftlarten als Korrefpondenzmittel noch neu find 
und erft noch mehr in die Gewohnheiten de Verkehrslebens eingefügt werden 
müflen. Für die letere Annahme ſcheint insbefondere die Entwidelung des 
Roftkartenverfehrs in Rußland, Schweden, Norwegen, Rumänien und Portugal, 
wie nachfolgende Angaben über die Zahl der dajelbit in den Jahren 1876, 1878 
und 1881 aufgelieferten Poftkarten erkennen laffen, zu jprechen. Es wurden 
Poſtkarten abgejandt in den Jahren: 


1876 1878 1881 
in Rußland 1,802,518 2,793,375 6,206,361 
in Schweden 88,174 614,206 1,799,084 
in Norwegen 44,662 109,544 376,597 
in Rumänien 197,574 415,890 891,343 
in Portugal — 130,283 822,676 


Hinſichtlich des in den Weltpoſtvereinsländern vermittelten Poft-Zeitungs- 
verfehrs — ohne Berückſichtigung derjenigen Zeitungen, welche unter Streif: 
oder Sreuzband gegen Zahlung des gewöhnlichen Drudiahenportos verfandt 
werden — nimmt in der abjoluten Zahl der beförderten Zeitungen die Poftver- 
waltung der Vereinigten Staaten von Amerika mit den von ihr im (Finanz: 
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jahre 1880/81 beiorgten 874 Millionen Zeitungsnummern bei weitem die erite 
Stelle ein, da diefelbe allein ein Dritttheil des gelammten Weltpoft- Zeitungs: 
verfehr3 vermittelt und die Zahl der von fämmtlichen europäiſchen Rojtverwalt- 
ungen beförderten Zeitungsnummern (1609 Mill.) nicht einmal das Doppelte 
betragen hat. Erklären läßt fich diefer bedeutende Umfang des nordamerifanifchen 
Poſt-Zeitungsverkehrs ſowohl aus der großartigen Ausdehnung, welche das 
Zeitungswejen in den Vereinigten Staaten angenommen hat, als auch aus dem 
jehr mäßigen Porto, welches für die poftmäßige Verſendung mit 2 Cents für 
jedes Pfund abonnirter Zeitungen und mit 1 Gent für je 2 Unzen nicht abon- 
nirter Zeitungen erhoben wird. 

Nächſt den Wereinigten Staaten hat Deutichland nad) der Zahl der be 
förderten Zeitungönummern den umfangreichiten Poft:Zeitungsverfehr. Die in 
Deutichland im Wege des Poftabonnements im Jahre [881 bezogenen Zeitungs: 
nummern haben fich auf 448 Millionen Stück belaufen, während in Frankreich 
die Zahl der durch die Poften beiorgten Zeitungsnummern nur 336 Mill. und 
in dem Britijchen Inſelreiche ſogar nur 141 Mill. betrager hat. Der Grund 
fiir diefe verhältnigmäßig geringere Leiftung der Engliichen Poitverwaltung Liegt 
in dem fehr hohen Porto, welches in England mit Penny gleich 4'/; Pfennig 
für jedes Zeitungseremplar zu zahlen ift, während in Deutichland und Frank— 
reich die Zeitungsgebühr fih im Durchſchnitt nur auf 1 Pfennig pro Zeitungs— 
eremplar jtellt.e Das Eleine Belgien bat ebenfall® einen recht lebhaften Poſt— 
Zeitungsverfehr (79 Mill. Stüd im Jahre 1881), da in Belgien aud nur ein 
ſehr mäßiges Zeitungsporto, nämlih 1 Gentime für jedes Gremplar bis zu 
75 Gramm Gewicht, erhoben wird. Amt Uebrigen beitehen binfichtlic der Poſt— 
gebühren für die Beforgung von Zeitungen bei den einzelnen Poftverwaltungen 
jehr von einander abweichende Tarirungsbeitimmungen, jo daß in diefer Beziehung 
die verichiedenen Poſtvereinsländer nody am weitelten von einer Tareinheit ent: 
fernt find. 

Die außer den Zeitungen von den einzelnen Ländern des Weltpoitvereins 
beförderten Drudfaheniendungen, Waarenproben und Geſchäfts— 
papiere laſſen fich bei der Mangelhaftigfeit der PBoititatiftifen nicht gut getrennt 
von einander vergleichen, zumal auch in den zur Erhebung gelangenden Porto: 
fäten für diefe Sendungen noc die mannigfachiten Verſchiedenheiten beftehen. 
An der Gefammtzahl der im Weltpoftverein im Jahre 1881 beförderten Send— 
ungen dieſer Art (1605 Mill. Stüd) hat die Poftverwaltung der Vereinigten 
Staaten ebenfall3 den größten Antheil, nämlich mit 495 Mill. Stüd. Dann 
folgen von den größeren Poftverwaltungen Franfreih mit 374 Mill., Groß: 
britannien und Irland mit 312 Mill. und Deutichland mit 139 Mill. Stüd. 
Die hohe Ziffer diefer Sendungen in Franfreih muß auf da? dort bejtehende 
jehr mäßige Drudiahenporto von 1 Gentime für Sendungen von 50 bis 
20 Gramm Gewicht zurüdgeführt werden, während in Deutichland das niedrigite 
Drudiachenporto 3 Pfennig für 50 Gramm beträgt. In England beträgt das 
Drudiachenporto */, Penny für 2 Unzen, mithin im Durchichnitt eben joviel, 
wie für Zeitungen (1), Penny für jedes Eremplar) zu entrichten ift. Mit 
Rückſicht hierauf fann man, da Waarenproben und Geichäftspapiere in England 
feine Bortoermäßigung genießen, und daher die im Jahre 1881 beförderten 
312 Mill. Sendungen nur aus Druckſachen beftanden haben fünnen, annehmen, 
daß in England vielfach Zeitungen gegen dad Druckſachenporto verfandt werden, 
und daß fi) hieraus einerjeits die oben angegebene verhältnigmäßig niedrige 
Zahl der von der Britifchen Poſtverwaltung bejorgten Zeitungsnummern und 
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andererieit$ die viel höhere Ziffer von beförderten Drucdjachenfendungen erklären 
laſſen. 

Was den wechſelſeitigen Austauſch von Briefen und Poſtkarten zwiſchen 
den Ländern des Weltpoſtvereins, ſowie mit allen ſolchen Ländern, welche dem 
Kereine noch nicht angehören, den eigentlichen internationalen Welt— 
poitverfehr anbetrifft, jo macht die Zahl der im Jahre 1881 in den ber: 
ihiedenen Wereinsländern zur Ginlieferung gelangten Briefe und Poſtkarten nach 
dem Auslande (zufammen 280 Mill. Stück) zwar nur etwad mehr als den 
jwanzigiten Theil aller im Jahre 1881 eingelieferten Briefe und Poſtkarten 
ulammen #495 Mill. Stüd) aus. Wie die auf den nachfolgenden Seiten ge— 
gebene Weberficht des internationalen Briefverkehrs der einzelnen Wereinsländer 
im Jahre 1881 und mehrere Jahre vorher erfennen läßt, hat fich indeß in dem 
internationalen Austauſch von Briefen und Poſtkarten, beionders jeit dem In— 
frafttreten des MWeltpoftvertrages vom 1 Juni 1878, ein recht bedeutender Auf— 
hwung vollzogen, jo daß ein noch weiteres raſches Steigen de3 internationalen 
Briefverfehrs mit Sicherheit erwartet werden darf, Tobald die Vortheile, welche 
die Weltpofteinheit dem Eorreipondirenden Publikum gewährt, erit in den weitelten 
Kreiien befannt geworden jein und nach allen Seiten hin gewürdigt und aus: 
genugt werden. 

Man wird lesterer Schlußfolgerung um jo eher zuzuftimmen gerieigt fein, 
wenn man berüdlichtigt, wie schnell fich die Zunahme des internationalen Aus: 
taufches von Briefen und Poſtkarten bei einer Neihe von Weltpoftvereinsländern 
in beionders hervortretender Weile bemerkbar gemacht hat. Die PBereinigten 
Staaten von Amerifa haben mit dem Auslande im Finanzjahre 1878/79: 
23,661,390 Briefe und 684,876 Woitfarten, im Jahre 1880/81 dagegen 
44,463,807 Briefe und 2,083,913 Poſtkarten ausgewechlelt, was in dem nur 
zweijährigen Zeitraume bei den Briefen eine Zunahme von 87 und bei den 
Boitfarten jogar von 204 Prozent ergiebt. Ferner betrug die Zunahme 
der im internationalen Verkehr mit anderen Ländern ausgewechlelten Briefe und 
Boltfarten im Jahre 1881 gegen 1876 in Japan 179,6, in Spanien 111,4, 
in Italien 67,1, in Rußland 61,7, in Ungarn 50,0 und in Portugal 55,7 Pro: 
zent. Weiter vermehrten fich in dem dreijährigen Zeitraume von 1878 bis 1881 
die mit anderen Ländern ausgewechſelten Briefe und Boitfarten bei der Poſtver— 
waltung der Argentiniichen Republik um 82,3, bei der Egyptiſchen Poſtverwalt— 
ung um 93,0 und bei der Wojtverwaltung von Niederländiich-Indien um 
32,9 Prozent. Bei der Perfiichen Poſtverwaltung ſtieg die Zahl der Briefe und 
Yoltlarten des internationalen Verkehrs von 14,400 Stüd im Jahre 1878 auf 
120,300 Stüd im Jahre 1880 und auf 183,671 Stüd im Jahre 1881, mit: 
bin im lesteren Jahre um das Dreizehnfacdhe gegen das Jahr 1878 und um 
52,6 Prozent gegen das Jahr 1880. 

Adgeiehen von England, Rumänien und Bulgarien, über deren internatto: 
nalen Briefverfehr im Jahre 1876 Statistische Mittheilungen nicht vorliegen, hat 
ih die Zahl der im internationalen Verkehr ausgewechielten Briefe und Poſt— 
farten beit den europälichen Boftverwaltungen von 292,996,868 Stüd im Jahre 
1876 auf 398,897,841 Stüd im Jahre 1881, mithin um 36,2 Prozent ver: 
mehrt. Die Zahl der Poſtkarten allein iſt von 16,278,613 auf 37,235,013 Stüd, 
mithin um mehr als das Doppelte geitiegen. Die Billigfeit des Porto3 für die 
Tofttarten iſt demnach auch im internationalen Verkehr als die Haupturfache 
davon anzujehen, dab die Vermehrung der Poftkarten in einem viel schnelleren 
Tempo begriffen ift, alö die Zunahme der internationalen Briefe. 
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Ueberſicht des internationalen Brief: und Poltkartenverfchrs der 
A. Verkehr im Fahre 1881. 





Nr. 


29. 


+.| Vereinigte 


.| Argentinijche 


.| Britiiche 


28.| Franzöftiche 


Länder 


A. Europa. 


.| Belgien 

.| Bulgarien . 

‚| Dänemarf. 

.| Deutichland — 
JFrankreich . . . 
.| Sroßbritannien und 


Irland . 


.|Stalien . 
Luxemburg 
‚| Niederlande 
[Norwegen . 
.| Dejterreid) . 
‚| Portugal 


Rumänien 


| Rußland 


Spanien 


.| Schweden . 
.| Schweiz 


Ungarn 
Sunme 


B. Außereuropüiſche 
Länder. 


Staaten 

von Amerika . 
Re: 

publit j 


ISBU 5%. > 
.| Honduras:Republit. 
23.| Britiich Indien 

.| Berfien . 

25.| Japan . 


Egypten Fu 
Kolonien 
Geylon, Grenada, 
Honduras und 
Hongkong . A 
Kolo⸗ 
nien Guadeloupe, 
Réunion, St. Pi— 
erre u. Senegal . 
Niederl. Indien . . 
Portugieſiſch Indien 
Insgeſammt 


abgeſandten 
Briefe!) Poſtkarten 
| 

12,468,338 |  2,587,494 
214,656 10,524 
3,193,186 199,095 
42,195,260 5,776,100 
35,072,513 1,246,953 

46,051,500?) _ 
16,467 ,762 1,160,880 
835,473 177,793 
6,798,285 1,129,575 
1,991,366 52,091 
33,233,500 4,000,300 
1,763,362 | 29,904 
1,597,527 | 191,578 
6,204,520 520,652 
5,279,858 16,317 
3,387,668 158,105 
10,430,368 2,007,616 
2,266,905 | 366,949 

| 


229,452,042 


22,946,105 


795,074 


906,246 


772,541 


373 687 
388,881 
171,163 

259,239,759 


Zahl der nad) andern Ländern 


19,631,926 


1,389,571 


4,850 
9,678 
2,200 
5,112 
24,000 


6,090 


21,103,623 


Zahl der von andern Rändern 


eingegangenen 








Briefe!) 


10,768,784 
254,172 
3,137,029 
42,014,790 
34,281,184 


40,375,400%) 


13,426,696 
913,110 
6,966,813 
2,349,360 
34,885,300 
1,802,930 
1,495,904 
8,005,312 
5,191,810 
3,468,862 
10,654,942 
2,207,547 
222,199,945 


21,517,702 


1,571,439 
108,158 
14,016 


3,380,775%) 


81,460 
325,428 
835,862 


696,167 


383 331 
391,526 
186,589 

251,692,398 


Poſtkarten 


984,256 
11,288 
207,211 
5,667,280 
1,350,866 


858,569 
152,179 
864,043 
6,177 
4,864,350 
17,734 
97,593 
787,091 
18,153 
161,585 
1,437 384 
348,311 


17,914,070 


694,342 


8,702 
831 
105 


2,600 
2,229 
14,000 





18,649,73 





Gejammt;ah 





26,808,572 
490,640. 
6,736,521: 
95,653,430 
71,951,516 


86,426, 
31,913,90 
2,078,555 
15,758,716 
4,478,9% 
76,983,450 
3,613,990 
3,382,602 
15,517,555 
10,506,133 
7,176,2%0 
24,530,310 
5,189,712 
489.191,989 
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deren Pünder des Weltpoftvereins in den Jahren 1881 und 1876, 




























5 B. Verkehr im Jahre 1876. 

= nad) andern Ländern | Zahl der von andern Ländern zn 
abgejandten eingegangenen * Ds s : 

| — | — — Geſammtzahl 1881 
Poſtkarten Briefe!) Poſtlarten gegen 1876 
| Prozent 

J | | 

8,103 | 780,960 8,187,000 | 310,000 19,424,063 38,2 

852 | 29,540 2,545.698 | 52,120 5,218,610 29,0 

032 2,329 ,382 34,351,307 | 2,463,475 73,235,196 30,7 

000 634,000 | 26,014,000 855,000 | 52,818,000 36,3 

" — 8,458,890 - 19,092,482 67,1 

50,181 775,763 | 64,792 1,614,580 28,8 

74 411,143 5,475,368 283,428 11,654,913 35,3 

6 7,084 1,963 536 15,392 3,318,528 35,2 

916°) 2,787.400®) | 29,825,198%) | 3,055,300°) | 62,033,814%)| 24,2 

031 — 1,292,854 | 2,554 2,322,439 557 

— — } — — — 

48,448 5,423,558 | 41,639 9,596,185 61,7 

45,925 2,632,151 | 19,570 4,969,065 111,4 

16,868 2,906,324 | 31,576 5,190,285 38,3 

909,740 9,074,676 | 606,788 19,045,156 29,1 

213,055 1,523,495 213,253 3,463,552 50,0 

8,263,726 | 140,449,818 5,014,887 | 292,996,868 = 

— 1,939,555 — 4,498,984 38,6 

317 80,565 — 236,671 179,6 






5 8,264,043 


142,469 938 


8,014,887 ET | = 
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Bemerkungen 


"In den ange- 
ebenen Zahlen der 
Briefe find die re: 
fonımand. Send: 
ungen miteinbe- 


griffen. 


2) zu Nr. 6. Im 
den angegebenen 
Zahlen find die Poſt⸗ 
farten mitenthalten. 


8) zu Nr. 11. Die 
angegebenen Zablen 
beziehen fich auf das 
Jahr 1877. 


“) zu Nr. 23. In 
den angegebenen 
Zahlen find die Poft: 
farten mitenthalten. 
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Der ausgedehnteſte Austausch von Briefen und Poftkarten im internatio- 
nalen Verkehr findet mit Deutichland ftatt, wo die Zahl der ausgewechſelten 
Briefe und Poitfarten im Jahre 1881 etwas mehr als den fechiten Theil des 
geſammten internationalen Brief: und Poſtkartenverkehrs betragen bat. Deutich- 
land behauptet in diefer Beziehung ſogar einen geringen Woriprung vor dem 
Britifchen Juſelreiche, obgleich letzteres in allen Erdtheilen bedeutende Kolonial— 
gebiete mit jelbititändigen Poftverwaltungen befist, deren Poſtverkehr mit dem 
Mutterlande als internationaler Verkehr angeichen und mit in Berechnung ge— 
zogen wird. England wechlelte mit feinen auswärtigen Beligungen und mit 
anderen Yandern im Jahre 1881 nur 86,426,900 Stüd, Deutichland dagegen 
mit dem Auslande 95,653,430 Stück Briefe und Poftkarten aus. Nach Prozent: 
fügen berechnet, beträgt der internationale Austausch von Briefen und Poſtkarten 
von dem gejammten internationalen Brief: und Poftfartenverfehr der Erde in 
Deutichland 17,4, in Großbritannien und Irland 15,7, in Delterreih 14,0, in 
Frankreich 13,0, in den Vereinigten Staaten 8,5, in Italien 5,8, in Belgien 4,9, 
in der Schweiz 4,5, in den Niederlanden 2,9, in Rußland 2,8, in Spanien 1,9, 
in Schweden 1,3, in Dünemarf 1,2, in Britifh-Indien 1,1, in Ungarn 0,9, in 
Norwegen 0,8, in Portugal 0,7, in Numänien 0,6, in der Argentinifchen Re— 
publit O,4 und in Egypten mur 0,3 Prozent. 

Zu den Gegenftänden des internationalen Poſtverkehrs gehören, außer den 
erwähnten eigentlichen Briefpoftiendungen, noch Briefe mit Werthangabe 
und Poſtanweiſungen, ſowie Boltaufträge, Poitnachnahmelendungen und 
Radete mit und ohne Werthangabe Die legtgenannten vier Arten Poſtſend— 
ungen werden tim internationalen Verkehr nur zwiichen einer beichränften Zahl 
von Boitverwaltungen ausgewecjelt, weshalb diejelben hier ganz außer Betradt 
gelaſſen find. Dagegen verdienen die von den Ländern des MWeltpoftvereins im 
inländiichen und internationalen Verkehr beförderten Werthbriefe und Poſt— 
anweifungen beiondere Beachtung, da dieſe Poftdienftzweige im Weltpoft: 
verkehr ichon zu einer bedeutiamen Ausbildung gediehen find, namentlich ſeitdem 
in Folge der auf dem Pariſer Roftfongreß im Jahre 1878 abgeſchloſſenen be: 
jonderen Webereinfommen über den wechlelieitigen Austaufch von Briefen mit 
Werthangabe und von Poſtanweiſungen für beide Arten von Boftjendungen vom 
1. April 1879 ab mehrfache Grleichterungen und allgemein gültige Verſendungs— 
bedingungen zur Durchführung gekommen find. 

Das llebereinfommen, betreffend den Austaufch von Briefen mit Werth: 
angabe, vom 1. Juni 1878 ift zwiſchen Deutichland, Oeſterreich-Ungarn, Belgien, 
Dänemark und den dänischen Antillen, Egypten, Frankreich und den franzöfiichen 
Ktolonien, Italien, Yuremburg, Norwegen, den Niederlanden, Portugal und den 
portugielifchen Kolonien, Anmänen, Rußland, Serbien, Schweden und der Schweiz 
abgeichloflen und es ift demielben nachträglich noch am 1. Juli 1882 Spanien 
beigetreten. 

Dem llebereinton:men, betreffend den Austaufh von Poitanweilungen, vom 
4 Juni 1878, welches zwiichen denielben Staaten, ausgenommen Rußland und 
Serbien, abgeſchloſſen ift, find vom 1. Januar 1882 ab die dänischen Antillen 
beigetreten. Gin internationaler Austauſch von Poſtanweiſungen findet jedoch 
auch noch mit mehreren dem llebereinfommen vom 4. Juni 1878 nicht beigetre- 
tenen Ländern Statt. So werden 3. B. von Deutichland auf Grund beionderer 
Abkommen Poſtanweiſungen mit folgenden Ländern: Großbritannien und Irland, 
den Vereinigten Staaten von Amerika, den britischen Ktolonien in Auftralien, der 
Kap-Kolonie, Britiich-Oftindien, den niederländifchen Beligungen in Oftindien und 
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mit Japan ausgemwechlelt ; außerdem werden in Deutichland auch noch Poſt— 
anmeilungen nad und von der Türkei, durd; WVermittelung des deutichen Poſt— 
amts in Konftantinopel, fowie nah und von Tunis und Tripolis durd Per: 
mittlung der franzöfifhen und beziehungsweile der italienischen Poftverwaltung, 
nah den Beitimmungen des Barifer Uebereinkommens zugelaflen. 

Was zunähft die Briefe mit Werthangabe anlangt, fo hat fi 
die Zahl diejer im inneren Verkehr der einzelnen Länder des MWeltpoftvereins 
beförderten Sendungen in den legten Jahren nicht weſentlich vermehrt. Nach den 
bezüglichen Statiftifen des Internationalen Poftbureaus haben die im Jahre 1878 
beförderten derartigen Sendungen ſich auf 33,272,648 und im Jahre 1881 auf 
34,903,466 Stüd belaufen. Dagegen ift im internationalen Austaufch von 
Werthbriefen eine ziemlich beträchtliche Steigerung eingetreten, da im Jahre 1878, 
abgehend und anfonmtnd, zufammen 3,578,047 Briefe mit 2551 Mill. Franc 
Werthangabe ausgewechielt find und im Jahre 1881 4,599,890 Briefe mit 
3263 Mill. Franes Werthangabe ; ſonach hat in den drei Jahren hinsichtlich 
der Zahl der Sendungen eine Zunahme von 28,6 Proz. und hinfichtlicy der Werth: 
beträge eine foldhe von 27,9 p&t. ftattgefunden. 

Die größte Zunahme in der abjoluten Zahl der mit dem Auslande aus: 
gewechielten Werthbriefe weilt Deutichland auf, da die Zahl der beförderten Send: 
ungen von 916,861 Stüd im Jahre 1878 auf 1,557,620 Stüd oder 69,7 p6t. 
im Jahre 1881 geitiegen ift. Gin volles Dritttheil aller im internationalen 
Berfehr beförberten Werthbriefe entfällt demnach auf Deutichland. Größer noch 
ift der Antheil der Oefterreichiichen Poitverwaltung an dem internationalen Werth: 
briefverfehr, da diejelbe im Jahre 1881 2,114,700 Geldbriefe mit dem Auslande 
ausgewedielt Hat Im Jahre 1878 belief fich die Zahl dieſer Sendungen in 
Deiterreich auf 2,005,300 und es ift demnach im Jahre 1881 eine Vermehrung 
von nur 5,4 Proz. eingetreten. 

Alle übrigen Länder, welche fich mit dem internationalen Austauſch von 
Werthbriefen befallen, find mit weientlich geringeren Prozentlägen an dem inter: 
nationalen Gelammtaustausch betheiligt : Rußland mit 5,7 Proz., Frankreich mit 
2,3, Belgien mit 2,2, Rumänien mit 2,0, die Schweiz mit 1,7, Dänemark mit 
1,5, die Niederlande mit 1,3 und Norwegen mit 1,1 Proz. ſowie Schweden, 
Italien, Yuremburg, Bulgarien, Portugal und Egypten je mit weniger als einem 
Prozent. Im mehreren dieſer Länder hat indeß im Jahre 1881 gegen 1878 
eine recht beträchtliche Vermehrung der Sendungen ftattgefunden, jo 3. B in der 
Schweiz, wo fich die internationalen Werthbriefe von 19,448 auf 77,740 Stüd, 
d. i. um fait das Wierfache vermehrt haben, ferner in Italien, wo eine Vermehr— 
ung um 120 und in Rußland, wo eine ſolche um 100 Prozent eingetreten tft. 
In den Niederlanden hat die Zunahme der internationalen Werthbriefe im Jahre 
1881 gegen 1878 34,4 Proz., in Belgien 24 Proz., in Norwegen 15,5 Proz., 
in Rumänien 8,6 Broz., in Schweden 7,5 und in Yuremburg 4,6 Proz. betragen, 
In Frankreich hat fi dieſe Zunahme nur auf 2,7 p&t. belaufen und in Düne: 
mark iſt jogar eine Abnahme um 13 p&t. eingetreten. Die Poitverwaltungen 
von England und der Vereinigten Staaten von Amerifa befaflen fidy mit der 
Berörderung von Werthbriefen weder im internen noch im internationalen Dienft. 

Noch erheblich günstiger als auf die Entwidelung des internationalen Werth: 
briefverfehrö haben fich die durch die Pariſer Hebereinfommen vom Jahre 1878 
gewährten Grleichterungen auf die Entwidelung des Poſtanweiſungsverkehrs 
geitaltet und zwar ſowohl für den internationalen als auch für den internen 
Dienft, indem angenommen werden darf, daß die Zugeltändniile, welche für den 
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Ueberfiht des Pojtanweilungsverfehrs in den Püı 
1881 1878 Zunah 
ea — ne , 7 © 
E ee Inländiſche Poftanweiiungen | Inländifche Pojtanweijungen m 
Stüchzahl — Stüchzahl — 8 
1.| Belgien 1,872,302 118,193,378 1,293,358 72,410,959 4 
2.| Dänemarft . 643,422 26,245,497 493,095 25,750,188 3 
3.| Deutfchland 48,449,689 | 3,519,100,422 39,838,466 | 2,765,759,050 2 
4.| Frankreich. 14,626,117 469 829,703 9,472,000 284,846,000 3 
5.| Großbritannien und 
Irland . 14,939,132 591,469 401 17,592,566 671,979,999 | Abr.u 
6.| Stalien. 3,916,685 492,115,635 3,753,779 451,427,512 
7.1 Quremburg 48,282 5,549,280 31,745 3,279,896 ; 
8.] Niederlande F 1,146 978 41,853,496 909,167 33,153,529 3 
9.| Norwegen . — — — — 
10.| Oeſterreich. 8,167,183 | 731,828,207 5,.423,585 | 544,662,275 ; 
11.| Portugal . 137,948 11,067,696 91,111 5,926,105 ! 
12,.| Rumänien 23,706 1,426,129 2,748 181,703 u 
13.] Scyweden . 267,751 9,941,197 161,100 5,868,277 { 
14.| Schweiz 1,755,408 215,787,000 1.482,165 177,174,870 
15.| Ungarn 3,486,008 | 298,773,442 2,261,464 | 233,100,962 
16.| Bereinigte Staaten 
von Amerita . 7,663,232 544,434,033 5,613,117 421,981,165 t 
17.| Japan . 489,568 38,276,060 223,910 16,613,912 t 
18.| Egypten 49,017 12,602,893 22,901 6,642,983 ı 
19.| Hongtong . 162 17,506 370 36,694 | Abn. 
20.1 Reunion . 1,837 | 159,014 1,912 101,204 | Abr.ı 
21.| Niederl.Indien . 98,457 12,601,746 83,779 10,177,059 
22.| Argentinifhe Re— 
publik — — 
23.| Chili 46,025 4,499,332 
24.| Britijch- Indien . 1,604,174 | 114,271,450 
25.| Cenlon h 37,999 1,522,000 
26.4Britiſch Honduras — — 


5,731,092,342 
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des Weltpoftvereins in den Jahren 1881 und 1878. 

















1881 1878 
- Loftanweifungen Roftanweijungen |] zufanmen internatio: | Internationale Roft: | Stüdzahl im 
nad dem Auslande ]| vom Auslande Inale Poſtanweiſungen anmweifungen * ar 
Sams | Derng I au Betrag I asumanı| Betrag jan Betrag rn 
Stüdzahl | France Stüdzabl Franca Stüdzahl | Francs Stüdzahl France ** 
169,565| 8,934,196| 173,710| 8,893,5951 343,275 17,827,791| 227,8661 10,519,801| . 50,5 
48,101) 3,606,635| 44,163 | 2,988,677 92,264 6,590,312| 94,849] 6,540,950| Abn.u.2,7pCt. 
479,086| 34,424,3820| 854,160 | 51,510,631 | 1,833,246, 85,934,951| 1,106,103| 72,959,240 20,5 
130,555 37,184,982] 345,783 | 20,033,009 | 1,076,338) 57,217,991| 624,000] 28,039,000 12,4 
154,492| 11,886,613] 482,459 | 37,249,128| 666,951| 49,135,741] 268,562] 18,400,158 148.0 
74,184] 6,480,771] 429,851 | 32,195,507 | 504,035| 38,676,278| 284,300] 19,817,359 77,0 
52,316| 8,115,1386| 29,942 | 2,726,100 82,258| 10,841,236| 61,821] 6,969,090 33,0 
35,535| 4,135,320| 76,347 | 5,910,599 | 161,882] 10,045,928| 110,429] 7,344,544 46,5 
18,199) 901,0000 10,844 927,285 29,048) 1,828,285| 21,953| 1,388,201 32,0 
203,264) 11,273,277| 223,124 | 13,874,781 | 426,388] 25,148,058] 412,770] 24,015,280 3,2 
3,563] 280,263 1,024 141,245 4,587) 421,508 _ _ _ 
12,998| 1,764,551 1,406 124,076 14,404| 1,888,627 — — _ 
23,229| 1,605,868 13,009 886,732 42,238| 2,492, 600 27,480| 1,459,398 58,5 
255,400) 14,990,496| 153,042 | 9,804,179| 408,442) 24,794,675| 320,263] 19,873,154 27,6 
33,628!" 2501,8856 46,289! 6,161,127 29,917 8,663,012| 37,714] 2,617,854 110,0 
| 
291,098 24,269,049| 93,385 | 10,235,213 384,483) 34,504,262| 193,834| 18,024,169 98,0 
129 9,470 = — 129 9470 — — — 
11,134 1,233,018 979 168,389 12,713) 1,401,407 6,150] 1,052,174 107,0 
2,647 285,488 674 92,624 3,321 | 378,107 3,012| 839,804 10,2 
023 2,582,652 1,861 192,787 200 2,775,439 16,325] 2,279,688 38,0 
| 
167! 21,331 375 69,327 542) 90,658 —_ | _ == 
19,281] 2,294,450 4,028 427,225 23,309| 2,721,675 _ — — 
8,000) 882,500 841 72,300 8,841 954,800 _ — = 
256 36,399 14 1,092 270 37,491 — _ _ 
1,216) 229,182 261 13,290 1,477 242,472 470 100,204 214,0 





2,735,266.179,928,856| 2,987,571 204,693,918 











5,722,837 











384,622,774| 3,817,901 241,740,063 
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internationalen Austausch gemacht worden find, das Minimum der in den einzelnen 
Yändern gleichzeitig auch für den inneren Berfehr eingeführten Grleichterungen 
gebildet haben werden. 

Die auf Seite 416 und 417 enthaltene Ueberſicht über den Poſtanweiſungs— 
verkehr der Weltpoftvereinsländer in den Jahren 1878 und 1881 ergibt, daß 
im internen Verkehr der unter Nr. 1 bis 21 aufgeführten Länder im Jabre 
1878: 88,752,338 Boftanweilungen zum Geſammtbetrage von 5731 Mill. France, 
im Jahre 1881 dagegen 107,782,829 Boltanweifungen zum Gejammtbetrage 
von 7141 Mill. Francs befördert worden find und daß mithin in dem breijäh- 
rigen Zeitraume eine Zunahme von 21,5 Proz. in der Zahl der Poſtanweiſungen 
und bon 24,6 Proz. in den übermittelten Geldbeträgen ftattgefunden hat. 

Den bei weiten umfangreichiten PBoltanweifungsverfehr hat Deutichland 
zu vermitteln, da die im internen bdeutichen Verkehr beförderten Poſtanweiſungen 
der Stüdzahl und dem Werthbetrage nah faſt die Hälfte aller Poſt— 
anweiſungen ausmachen, welche überhaupt in den verjchiedenen Ländern der Erde 
befördert werden. Deutichlands Poſtanweiſungsverkehr überragt denjenigen von 
England und von Frankreich je um mehr als das Dreifache, ſowie den 
gleichen Verkehr Oeſterreich-Ungarns um mehr ald das Vierfache, denjenigen der 
Vereinigten Staaten von Amerika beinahe um das Siebenfade und denjenigen 
Italiens um etwa das Zwölffache. Während in Deutichland im Jahre 1881 
auf 100 Ginwohner im Durchſchnitt 107 Stüd interne Poſtanweiſungen ent: 
fallen find, hat der gleihe Durchſchnitt in England nur 42, in Frankreich 39, 
in Delterreih 37, in Ungarn 21, in den Vereinigten Staaten 15 und in Italien 
nur 13,5 Stüd betragen. In den übrigen Ländern find auf je 100 Einwohner 
durchichnittlich entfallen: in der Schweiz 62, in Belgien 34, in Dänemark 32,5, 
in den Niederlanden 28, in Luremburg 23, in Schweden 5,8, in Portugal 3, 
in Japan 1,3 und in allen fonftigen Ländern weniger ald 1 Stüd interne 
Poſtanweiſungen. 

Wenn nun aber auch, abgeſehen von der Schweiz die Entwickelung des in— 
ländiſchen Poſtanweiſungsverkehrs in allen übrigen Ländern hinter dem internen 
deutſchen Poſtanweiſungsverkehr ſehr beträchtlich zurückgeblieben iſt, ſo kann man 
doch gleichwohl aus dem Anwachſen des Poſtanweiſungsverkehrs in den meiſten 
Ländern im Jahre 1881 gegen 1878 den Schluß ziehen, daß dieje Art der Gelb: 
übermittelung durch die Poſt fich fortwährend fteigernder Beliebtheit beim Pub: 
lifum erfreut und daß der Poftanweifungsverfehr überhaupt einen verhältnif- 
mäßig viel Ichnelleren Aufſchwung anzunehmen und deshalb aud ferner nod 
einer Ichnelleren Entwidelung fähig zu fein fcheint, als irgend ein anderer Zweig 
des Poſtdienſtes. Die Zunahme des inländischen Poſtanweiſungsverkehrs hat im 
Jahre 1881 gegen 1878 betragen: in Frankreich 54 Proz., in Oeſterreich 51 Proz. 
in Ungarn 54 Proz., in Bortugal 51 Proz., in Luxemburg 52 Proz., in Schweden 
66 Proz., in Belgien 44 Proz., in den Vereinigten Staaten von Amerifa 37 Proz, 
in Dänemark 30 Proz., im den Niederlanden 26 Proz. und in der Schweiz 
19 Proz. In Egypten hat die Zunahme 112 Proz., in Japan 119 Proz. be 
tragen und in Numänten find im Jahre 1881 faft neunmal jo viel inländiiche 
Poſtanweiſungen als im Jahre 1878 eingeliefert worden. Als einzige Ausnahme 
it nur England zu erwähnen, wo im Jahre 1878 bie inlänbdiicheu Poſt— 
anweilungen 17,592,566, im Jahre 1881 dagegen nur 14,939,132 Stüd be 
tragen haben; und es ift diefes Zurückgehen des britischen Poſtanweiſungsverkehrs 
um jo auffälliger, als die Poſtanſtalten in England nur diefe Art der Gelb- 
übermittlung beforgen und eine Beförderung von Briefen und Padeten mit Werth: 
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angabe, wie bei den übrigen europäiichen Boftverwaltungen, in England nicht 
ftattfindet. 

Die verhältnigmäßig geringe Benugung des Poftanweilungsverfahrens in 
(ngland findet unzweifelhaft in den dort zur Erhebung kommenden hohen Poſt— 
anweilungsgebühren ihre Erklärung. Es werden für Beträge unter 10 jh. — 10 Mark 
2 Rence, für Beträge von 10 fh. bis 2 Litr. 3 Pence, von 2 bis 3 Ltr. 4 Pence 
und jo fort je 1 Penny Für jedes Pfund Sterling mehr erhoben, fo daß 3. 3. 
für einen Betrag von 5 Litr. = 100 Marf, wofür in Deutichland nur 20 Pfennig 
Gebühr zu zahlen find, in England 6 Bence -= 50 Pfennig gezahlt werben. 

Das Gleiche trifft au auf die Vereinigten Staaten von Amerifa 
zu, wo die Zahl der Poſtanweiſungen im Berhältnig zu den ſonſt von der Poſt 
beiorgten Sendungen ebenfall auffallend gering ericheint, da im Durchſchnitt auf 
je 100 Einwohner jährlid nur 15 Stück Boftanweilungen — in Deutichland 
dagegen 107 Stück — entfallen. Die Poſtanweiſungsgebühr beträgt in den 
Bereinigten Staaten 10 Cents für Beträge bi zu 15 Doll., 15 Cents für Beträge 
über 15 bis 30 Doll., 20 Cents für Beträge über 30 bis 40 Doll. und 25 Cents 
für Beträge über 40 bis 50 Doll. Es find demnad für einen Betrag von 
23'/, Doll. — 100 Mark, in den Vereinigten Staaten 15 Cent? — 62'/, Pfennig, 
in Deutichland dagegen nur 20 Pfennig Poſtanweiſungsgebühr zu entrichten. 

Auch in den meiften übrigen Yändern ftellt fih die Poſtanweiſungstaxe im 
Ganzen erheblich höher, als im deutjchen Reiche. Denn wenn auch in einigen Ländern 
für kleine Poſtanweiſungsbeträge nod) etwas niedrigere Gebührenſätze als in Deutich- 
land erhoben werden — z. B in Belgien 10 Gentimen für Beträge bis zu 20 Francs 
und 20 Gentimen für Beträge über 20 bis 50 Francs, in Dänemarf 8 Dere 
— 9 Pfennig für je 30 Kronen (37'/; Mark) und in den Niederlanden 5 Cents 
(16 Pfennig) für 12"/, Gulden (21'/, Mark) und in Defterreichellngarn 5 Kreuzer 
für Beträge bis zu 5 Gulden und 10 Streuzer für Beträge von 5 bis 50 Gulden 
— ſo fteigt doch in allen Ländern das Pojtanweilungsporto nach der Höhe des 
eingezahlten Betrages viel jchneller, als in Deutichland, ſo daß die deutichen Poſt— 
anweifungsgebühren anderwärt® im Durchichnitt um das Doppelte bis Fünffache 
übertroffen werden. Während in Deutichland für einen Boftanweifungsbetrag 
von 100 Mark nur 20 Pfennig zu zahlen find, beträgt für eine gleich hohe 
Geldfumme die Gebühr in der Schweiz 32 Pf., in Schweden 34 Pf., in Düne- 
mart 36 Pf., in Oeſterreich-Ungarn und Belgien je 40 Pf., in den Niederlanden 
43 Pf., in England 50 Pf., in den vereinigten Staaten 62’, Pf. in Italien 
80 Bf., in Frankreich und Numänien je 100 Pf. und in Portugal jogar 113 Pfennig. 
Auch fommt noch hinzu, daß in den meilten fremden Ländern es nicht, wie in 
Deutichland, geftattet ift, auf den Poſtanweiſungen beziehungsweife auf einem an 
denjelben befindlichen abtrennbaren Coupon (Mbichnitt) briefliche Meittheilungen 
hinzuzufügen, wodurd die Abjendung befonderer Briefe, die über den Zweck der 
Beldüberweilung Auskunft geben, entbehrlich gemacht wird. Den angegebenen 
höheren PBoftanweifungsgebühren der fremden Länder muß daher in vielen Fällen 
auch noch das Briefporto für die gleichzeitig mit den Poſtanweiſungen an die 
Empfänger derjelben abzujendenden Benahrichtigungsichreiben hinzugerechnet werden. 

Der Einfluß der höheren fremden Gebührenfäge für Poſtanweiſungen doku— 
mentirt ſich nicht allein darin, daß die Zahl der in den genannten fremden Län— 
dern beförderten Poſtanweiſungen verhältnigmäßig viel geringer iſt ala in Deutich- 
land, fondern es werden auch in anderen Ländern im Durchichnitt viel geringere 
Beträge auf jede Poſtanweiſung eingezahlt. In Deutichland hat diefer Durchichnitt 
im Jahre 1881 auf jede inländische Poftanweifung einen Betrag von 72 France 
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ergeben, dagegen 3. B. in Belgien nur 63, in Dänemark 41, in England 89, 
in den Niederlanden 38, in Schweden 37 und in Frankreich nur 32 France. 

Zur Abwidelung von Zahlungsverbindlichfeiten im internationalen Verkehr, 
joweit man ſich dazu nicht der Vermittelung von Bankhäuſern bedienen kann oder 
will, alfo namentlich zur Ausgleihung Eleinerer Geldbeträge ericheint das 
Poſtanweiſungsverfahren vorzugsweile geeignet, beſonders im Vergleich mit der 
direften Geldüberjendung durch die Poit, da die Einzahlung der Geldbeträge in 
der Landeswährung des Abjendungslandes zu geichehen hat und man ſonach der 
Beichaffung fremder am Beitimmungsort giltiger Geldjorten iüberhoben ift, und 
da ferner bei der Einzahlung an die Poſt auch die mit der Verpadung des Geldes 
verfnüpfte Mühe eripart wird. Es liegt daher in der Natur der Sache, daß der 
internationale Pojtanweilungsaustaufh, weil er einem wirklich vorhandenen 
dringenden Verkehrsbedürfniß entipricht, nicht nur ſich fortwährend wachſender 
Beliebtheit beim Publikum erfreut, ſondern auch jchnell einer noch viel ausge 
dehnteren Entwidlung zugeführt werden würde, jobalb erjt bei allen Pojtverwalt- 
ungen bes Weltpoftvereins die Erfenntniß zum Durchbruche gefommen fein wird, 
wie vorzugsweile noch in diefem Zweige des internationalen Poftdienites nicht 
nur das allgemeine Verkehrsintereſſe, ſondern auch das eigene Intereſſe der Poſt— 
verwaltungen jelbit zur Gewährung weiterer Erleichterungen und Vereinfahungen 
hindrängt, welche zu einer noch viel ausgedehnteren Benugung des internationalen 
Poſtanweiſungsverfahrens den bedeutiamiten Antrieb geben würden. 

Daß der internationale Poſtanweiſungsaustauſch ein hervorragendes allge: 
meines Verkehrsbedürfniß ift, läßt fi) fowohl aus der großen Zahl von Poſt— 
verwaltungen, welche dieſen Dienitzweig eingeführt haben, wie auch aus der Zu— 
nahme ertennen, welche in der Zahl und dem Geldbetrage der im Jahre 1881 
ausgewechfelten internationalen Roftanweilungen gegen das Jahr 1878 einge 
treten ift. Bleiben die bezüglichen Verfehrsergebniffe der Poftverwaltungen von 
Portugal, Rumänien, der Argentiniihen Republik, von Britiich Indien, Japan, 
Geylon und Britiſch-Honduras, von welchen im Jahre 1878 ein Poitanweifungs: 
austausch mit anderen Ländern noch nicht ftattfand, außer Betracht, jo find von 
den übrigen Ländern des Weltpoftvereins, welche ſchon jeit 1878 an dem inter: 
nationalen Poſtanweiſungsverkehr theilnehmen, im Jahre 1881: 5,670,755 Stüd 
Poſtanweiſungen zum Gejammtbetrage von 378,498,545 Franc mit dem Aus: 
lande ausgewechſelt worden, gegen 3,817,901 Stüd zum Gejammtbetrage von 
nur 241,740,063 Franc im Jahre 1878, und es hat mithin in diefem drei: 
jährigen Zeitraume binfichtlich der Zahl der Sendungen eine Vermehrung um 
48 Prozent und hinfichtlih der Geldbeträge eine folhe um 56 Prozent ftatt- 
gefunden. 

Den andgedehnteiten Poſtanweiſungsverkehr mit anderen Ländern bat das 
Deutihe NReih, da von demielben mit dem Muslande im Jahre 1881 
1,333,246 Boftanweifungen zum Gejanmtbetrage von 85,934,951 Francs, d. i. 
beinahe der vierte Theil des gefanmtten internationalen Poſtanweiſungsverkehrs 
der Erde ausgewechſelt worden find. Deutichlands internationaler Poſtanweiſungs— 
verkehr im Jahre 1881 hat den gleichen Verkehr Franfreih® um 24 Prozent, 
denjenigen von Großbritannien und Irland um das Doppelte und denjenigen ber 
Vereinigten Staaten von Amerifa um das Vierfache übertroffen. Der Prozentſatz, 
nit welchem die einzelnen Länder an dem gefammten internationalen Poſtan— 
weifungsverfehr der Erde im Jahre 1881 betheiligt gemweien find, hat betragen 
bei Deutichland 23 Prozent, bei Frankreich 19 Prozent, bei Großbritannien und 
Srland 12 Prozent, bei Italien 8,8 Prozent, bei Oeſterreich 7,5 Prozent, bei 
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der Schweiz 7,1 Prozent, bei den Vereinigten Staaten von Amerifa 6,7 Prozent, 
bei Belgien 6 Prozent, bei den Niederlanden 2,8 Prozent, bei Dänemark, Ungarn 
und Yuremburg je etwas über ein Prozent und bei allen übrigen Ländern weniger 
ald ein Prozent. Beſonders beachtenswerth ift der bezügliche Antheil der 
Schweizeriihen und der Belgiichen Poftverwaltung, da im Jahre 1881 die erftere 
etwa den vierzehnten und die legtere den ſechszehnten Theil des geſammten inter: 
nationalen Poſtanweiſungsverkehrs der Erde vermittelt haben. 

Nach Prozentlägen an fich berechnet, ift die bedeutendite Zunahme in den 
internationalen Poftanweifungen im Jahre 1881 gegen 1878 bei der Britifchen 
Roftverwaltung eingetreten, nämlich von 148 Prozent (666,951 gegen 268,562 
Stüd). Dann folgen der Reihe nach Ungarn mit 110 Prozent (79,917 gegen 
37,714 Stüd), Egypten mit 107 Prozent (12,713 gegen 6,150 Stüd), bie 
Vereinigten Staaten von Amerika mit 98 Prozent (384,483 gegen 193,834 Stüd), 
Italien mit 77 Prozent (504,035 gegen 284,300 Stüd), Franfreih mit 72,4 
Prozent (1,076,338 gegen 624,000 Stüd), Schweden mit 53,5 Prozent (42,238 
gegen 27,480 Stüd), Belgien mit 50,5 Prozent (343,275 gegen 227,866 Stüd), 
die Niederlande mit 46,5 Prozent (161,882 gegen 110,429 Stüd), die Schweiz 
mit 27,6 Prozent (408,442 gegen 320,263 Stüd) und Deutichland mit 20,5 
Rrogent (1,333,246 gegen 1,100,103 Stüd). 

Die geringere prozentuelle Zunahme des internationalen Poſtanweiſungsver— 
fehrö der Schweiz und Deutichlands im Jahre 1881 gegen 1878 ift hauptjächlich 
darauf zurüdzuführen, daß vor dem 1. April 1879, mit weldem Tage das 
Parifer Uebereinkommen über den Austaufh von internationalen Boftanweifungen 
in Kraft getreten ift, jowohl in der Schweiz als aud in Deutjchland für den 
Poſtanweiſungsverkehr mit dem Auslande mehrfach niedrigere Gebührenſätze be- 
ftanden, welche vom 1. April 1879 ab nicht mehr beibehalten wurden. Nanıentlich 
find mit diefem Tage im Verkehr zwijchen der Schweiz und Deutichland ſelbſt 
die Poftanweifungsgebühren, welche bis dahin 40 Pf. für 100 Franc, 80 Pf. 
für Beträge über 100 bis 200 Francd, 120 Pf. für Beträge bis 300 und 
160 Pf. für Beträge bis 375 Frans betragen hatten, auf den dem Pariſer 
Uebereinkommen entiprechenden Sag von 20 Pf. für jede 20 Mark, im Minimum 
jedoch 40 Pf., feitgefeßt worden, wodurh für alle Poſtanweiſungsbeträge von 
mehr als AO Mark eine Gebührenerhöhung um 50 bis 100 Prozent eingetreten 
ft. Weiter haben mit dem angegebenen Zeitpuntte ähnliche Gebührenerhöhungen 
auh noch für den Poſtanweiſungsverkehr Deutichlands mit Oeſterreich-Ungarn, 
nn Dänemark, Jtalien, den Niederlanden, Norwegen und Schweden ſtatt— 
gefunden. 

Der internationale Poſtanweiſungsverkehr der Defterreihiichen Poftverwaltung 
im Jahre 1881 ergibt gegen den gleichen Verkehr im Jahre 1878 nur die ge 
ringe Zunahme von 3,2 Prozent (426,388 gegen 412,770 Stüd), und im 
Verlehr Dänemarks mit dem Auslande ift im Jahre 1881 gegen 1878 fogar 
eine Abnahme un 2,7 Prozent (92,264 gegen 94,849 Stüd) eingetreten. In 
diefen Ergebniffen ift der Einfluß der Gebührenerhöhung, welche mit dem 1. April 
1879 für den Pojtanweifungsverfehr Defterreihs und Dänemarks mit dem Aus: 
lande eingetreten ift, unverfennnbar, namentlich wenn man dabei die Geftaltung 
des bezüglichen Verkehrs beider Länder mit dem Deutichen Reichs-Poſtgebiete in 
Betracht zieht. 

Zwiſchen Deutihland und Oeſterreich-Ungarn betrugen bis Ende März 1879 
die Poftanweifungsgebühren 20 Bf. für Beträge bis zu 75 Mark und 40 Pr. 
für Beträge über 75 bis 150 Mark, dagegen wird feit dem 1. April 1879 eine 
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Gebühr von 10 Pf. fir je 20 Mark, im Minimum 40 Bf. erhoben, und es it 
zugleich der Meiltbetrag der auf eine Boftanweijung zu übermittelnden Geldſumm 
auf 400 Mark erhöht worden. Das Poſtanweiſungsverfahren zwiichen Deutic: 
fand und Oeſterreich-Ungarn ift erit jeit dem 1. Februar 1875 in Hebung. Bom 
Jahre 1876 ab find zwiichen dem Deutichen Neichöpoitgebiete (alio ohne Banern 
und Württemberg) und Defterreicyellngarn ausgewechſelt worden: 

im Jahre 1876 241,380 Poftanweilungen über 11,310,902 Part, 
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» 1877 269,420 s „ 12,196,258 „ 
”„_ n . 1878 817,369 a „ 14,759,758 „ 
»„ „1879 314,211 Ri „ 13,950,100 „ 
„m 1880 294,950 „ „ 13.264,04 
1881 311,37 „ 14,358,711 


Im Verkehr zwiſchen Deuticjland und Dünemarf beftand bis Ende März 1870 
fir Poftanweifungsbeträge bis zu 150 Mark ein einheitlicher Gebührenſatz von 
40 Pf., Für Poitanweilungsbeträge bis zu 75 Markt im Merfehr zwiſchen 
Scleswig-Holftein, Hamburg und Lübeck einer: und Dänemark andererjeitö wurden 
jedoch nur 20 Pf. erhoben. Vom 1. April 1879 ab ift der Gebührenſatz von 
10 Bf. für je 20 Marf, mindeltens jedoh 40 Bf. für die einzelne Poſtan— 
weilung, eingeführt und zugleih das Maximum des auf eine Poſtanweiſung 
zuläffigen Betrages auf 400 Markt erhöht worden. Zur Auswechſelung zwiſchen 
dem Deutjchen Reichs: Poftgebiete und Dänemark find gelangt: 

im Jahre 1876 49,308 Poſtanweiſungen über 2,890,186 Mark, 


»"  n.. 1877 53,993 s „ 3,237,097 , 
”» "1878 61,452 i „ 3,650,065 „ 
”„ „1879 51,930 i „ 2,604,104 „ 
»„ n.. 1880 47,133 E „.2,903,098  „ 
1881 49,105 3,185,262 


Nach dieſen Zahlenangaben iſt ſowohl im Verkehr Deutichlands mit Oeſter⸗ 
reich-Ungarn als auch im Verkehr mit Dänemark im Jahre 1878 eine größere 
Zahl von Poſtanweiſungen ausgewechlelt worden, als in einem der folgenden 
Jahre nah Eintritt der Gebührenerhöhung, und ferner tritt auch gleichmäßig 
die Erſcheinung hervor, daß die beträchtliche Erhöhung des auf eine Poſtanweiſ— 
ung zu übermittelnden Geldbetrages fich in dem Gefanmtbetrag der Poſtanweiſ— 
ungen gar nicht bemerkbar gemacht hat, da im Verkehr mit Oeſterreich-Ungarn 
der Durchichnittsbetrag jeder Poſtanweiſung von von 46,5 Mark im Jahre 1878 
auf 46,2 Mark im Jahre 1881 herabgegangen ift, während im Verfehr mit 
Dänemark nur eine geringe Steigerung dieſes Durchichnittsbetrages von 59,4 Mart 
im Jahre 1878 auf 64,8 Mark im Jahre 1881 ftattgefunden hat. 

In ähnlicher Weile ift auch im Poftanweifungsverfehr zwiſchen dem deuticen 
Neichöpoftgebiete und den meiiten anderen Ländern, foweit fir vielen Berfcht 
mit dem 1. April 1879 eine Gebührenerhöhung ftattgefunden hat, im Jahre 1881 
gegen 1878 eine Verfehrsverringerung eingetreten. Es wurden 3. B. ausge 
wechjelt mit der Schweiz im Jahre 1878 106,596 Poſtanweiſungen übe 
5,546,933 Mark und im Jahre 1881 114,844 Stüd über nur 5,340,506 Marl; 
ferner im Verkehr mit Stalien 18,966 Stüd über 1,570,310 Mark im Jabre 
1878 gegen 15,384 Stück über 1,223,643 Marf im Jahre 1881, fowie im 
Verkehr mit Norwegen 7537 Stüd über 515,781 Marf im Jahre 1878 gegen 
7510 über 368,254 Marf im Jahre 1881. P 

Aus den angeführten Beiipielen erhellt unzweifelhaft, daß der Poſtanweiß— 
ungsverkehr zu hohe Gebührenfäge nicht verträgt, bezw. daß bei zu hoben Ge: 
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bühren eine weitere fchnelle Entwidelung und Ausbildung dieſes Verkehrs nicht zu 
erwarten jein dürfte, obgleih fich im internationalen Verkehr gerade Diele Art 
der Ausgleihung von Zahlungsverbindlichkeiten für das Publikum als die be: 
quemſte erweiſt. Namentlich ericheint der durch Art. 3 des Pariſer Ueberein— 
kommens vom 4. Juni 1878 feſtgeſetzte gleihmäßige Gebühreniag von 25 Gentimen 
für jede 25 Francs, 3. B. von 50 Gentimen im Minimum für die einzelne Poſt— 
anweiſung, viel zu hoch gegriffen, und es fteht auch nicht im richtigen Verhältniß 
zu der Leitung der Poſt, wenn die Gebührenfäse im genauen Werhältniß zu den 
eingezahlten Beträgen abgeituft werden. Eine Poſtanweiſung über 100 Fres. ver: 
urſacht den Poftanftalten in der Hauptiache nur diefelbe Mühe, wie eine Poſtan— 
weilung über 50 Fres., da die pofttechnische Behandlung bei allen Boftanweifungen 
ohne Unterſchied des Betrages genau dielelbe iſt. Dem entiprechend sollte bei 
Normirung der Poitanweilungsgebühr zunächſt eine Grundtare, welche eine ange: 
meſſene Vergütung für die poittechniiche Behandlung jeder Poſtanweiſung ohne 
Rüdfiht auf den Betrag derfelben, gewährt, angenommen und dieſer Grundtare 
eine bejondere Vergütung für den Geldbetrag, die nad) der Höhe desielben abge: 
ftuft werden müßte, hinzugerechnet werden. 

In diefer Beziehung find namentlih von der deutichen Reichs-Poſtverwalt— 
ung für den inneren Berfehr Deutichlands recht zweckmäßige Abftufungen des 
Poftanweifungsgebührentarifs getroffen. Es werden nämlich ſeit den 1. Januar 
1875 für Poftanweifungen im Betrage bis zu 100 Marf an Gebühr 20 %), 
für Beträge über 100 -- 200 Mark an Gebühr 30% und Für Beträge über 
200—300 Mark 40 “% erhoben, und feit dem 1. April 1879 fonımt der legtere 
Gebührenſatz auch noch Für Beträge über 300—400 Mark in Anwendung. Die 
Folgen diefer mäßigen, zu der Leiftung der Boft in richtigem Verhältniß jtehenden 
Gebührenfäge find in der Vermehrung des internen Poſtanweiſungsverkehrs des 
deutichen Reichs-Poſtgebiets in recht augenfälliger Weile zu Tage getreten, denn 
es wurden interne Poſtanweiſungen befördert: 

im Sahre 1874 20,247,991 Stüd über 682,580,172 Marf 

1875 23,776,839 „ „u 1118,670,631 „ 

1876 28,562,759 „ J 1,582,770,740 E 

1877 31,063,520 „ . 1,726,459,266 “ 

1878 33,163,530 „u 1,821,061,738 „ 

1879 35,351,306 „ „  1,991,309,760 
1880 38,550,157 „u 2,211,657,444 „ 

1881 40,548,133 2,356,225,427 

Eine ähnliche Steigerung hat ferner auch im Voſtanweiſungsvertehr des 
deutſchen Reichs-Poſtgebiets mit Bayern und Württemberg ſtattgefunden, da mit 
Bayern im Jahre 1874: 726,060 Poſtanweiſungen über 32,267,067 Mark, im 
Jahre 1881 dagegen 2,049,849 Stüd über 145,721,807 Mark, und mit Wirte 
temberg im Jahre 1874: 379,323 Boltanweifungen über 14,694,006 Mark, im 
Jahre 1881 dagegen 1,008,584 Stüd über 64,328,140 Mark ausgewechſelt 
worden find, 

Danf der gedachten mäßigen Poftanweilungstare hat der Poſtanweiſungs— 
Verkehr in Deutichland eine Ausdehnung angenommen, wie diejelbe in feinem 
anderen Lande — etwa die Schweiz ausgenommen — auch nur annähernd er: 
reiht wird. Zugleich haben die deutjchen Poſtverwaltungen durch die dem Poſt— 
anweiſungsverkehr zugewendeten Erleichterungen aber auch erreicht, da das Pub- 
(ifum der Uebermittelung fleiner Geldbeträge bis zu 400 Mark durch Roftanweifung 
immer mehr den Vorzug gibt vor der Verfendung der Geldbeträge in verfiegelten 


424 W. Schulze: Der Briefpoftverlehr der Erde im Jahre 1881. 





Briefen, und daß ſich in Folge deſſen die Zahl der beförberten Briefe und Padete 
mit Werthangabe ſeit dem Jahre 1874 ganz beträchtlich verringert hat, nament: 
lid im inneren Verkehr des deutichen Reichs-Poſtgebiets von 14,698,731 Stüd 
zum Geſammtwerthbetrage von 11,992,352,052 Mart im Jahre 1874 auf 
7,047,000 Stüd zum Gelammtwerthbetrage von 9,413,457,000 Mart im 
Jahre 1881. 

Mit diefer Verringerung der Geld: und MWerthiendungen um 7’/, Millionen 
Stüd, welder eine Vermehrung der internen Roftanweilungen um 20 Millionen 
Stüd gegenüberfteht, hat der Reich3-Poftverwaltung durchaus nur gebient fein 
fönnen, da die Sendungen mit Werthangabe eine viel umftändlichere und ſorg— 
fültigere Behandlung erfordern, ald die Poſtanweiſungen, weil die erfteren bon 
Stelle zu Stelle einzeln gegen Empfangsbeicheinigung nachgewieſen und ſowohl 
beim Transport als auch während ihres Lagernd an den limleitungsorten und 
bei der Beitimmungs-Poftanftalt gegen Entiwendung ficher verwahrt werden müſſen, 
während Poitanweilungen an fich feine Werthobjekte darftellen und daher ohne 
Nachweis uneingetragen vom Abjendungsorte bis zur Beltimmungs:Poftanftalt 
verſandt werden können. . 

Im internationalen Verkehr kommen bei der pofttechnishen Behandlung der 
Werthbriefe einer: und der Poſtanweiſungen andererjeitö die gleichen Geſichts— 
punfte in Betracht. Nur geftaltet fi) der Erpeditionsdienft bezüglich der Poit: 
anmweilungen infofern etwas umitändlicher, als Ddiefelben bei der leberlieferung 
von Land zu Land, der Abrechnung wegen, in beionderen Verzeichniſſen einzeln 
nachgewiejen iwerden müſſen. Im Ganzen verfnüpft ſich daher auch im inter: 
nationalen Poſtdienſt die Behandlung der Briefe mit Werthangabe mit viel mehr 
Mühen und Berantwortlichkeit, ald die der Poſtanweiſungen, und es tft deshalb 
auch im eigenen Intereſſe der Poftverwaltungen gelegen, die Berjendung von 
Bojtanweifungen viel mehr als die der MWerthbriefe mit Heinen Summen zu be 
günstigen, In Wirklichkeit geichieht letzteres jest jedoch nur bezüglich der £leineren 
PBoftanweilungsbeträge, welche gegen die Minimaltare von 50 Gentimen befördert 
werden. Bei höheren Geldbeträgen, 3. B. von 200 Fres., ift die Poftanweij- 
ungsgebühr meiſtens um das Doppelte bis Dreifache höher, als das Porto für 
Werthbriefe. Denn dasſelbe fett Tich aus dem gewöhnlichen Briefporto und der 
Sinichreibgebühr, ſowie aus der VBerficherungsgebühr von 10 Gentimen für je 
200 Fre3. im Verkehr mit angrenzenden Ländern und von 25 Gentimen für 
200 Fres. im Verkehr mit entfernteren Ländern zufammen und beträgt mithin 
für eine Geldiumme von 200 res. in der Negel nur 60 bezw. 75 Gentimen, 
während für einen Boftanweilungsbetrag von gleicher Höhe meiitens die drei Mal 
höhere Gebühr von 2 Fres. erhoben wird. 

Daß bei diefer hauptſächlich nad fisfaliihen NRüdfichten bemeifenen Poſtan— 
weilungstare im internationalen Verkehr Geldbeträge von 100 Fred. und darüber 
nur jehr ſelten mittel Poftanweilung verlandt werden, wenn die Verjendung des 
Geldbetraged auch in einem verfiegelten Briefe mit MWerthangabe geichehen fann, 
wird nicht zweifelhaft fein. Won der deutichen NReichd-PBoftverwaltung war daher 
auch Ihon auf dem Pariſer Poſtkongreß im Jahre 1878 vorgeichlagen, die Tare 
für die internationalen Poſtanweiſungen auf nur 50 Gentimen für je 100 Free. 
feſtzuſetzen. Wie einem Auflage im Archiv für Post und Telegraphie Nr. 21 von 
1882 zu entnehmen ift, wird deuticherfeitö dieſer Vorichlag auf dem im Jahre 
1884 zu Liſſabon ftattfindenden Poſtkongreß erneuert, bezw, nocd dahin erweitert 
werden, daß die Poitanweilungsgebühr auf den Sag von 25 Gentimen für je 
50 Fred. ermäßigt und damit auch der bisherige Mindeitfag für Beträge bis 
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zu 50 Fred. von 50 auf 25 Gentimen herabgelegt werde. Weiter wird die ge: 
nannte Poftverwaltung auch noch den Vorſchlag machen, im internationalen Ber: 
lehr ein einheitliches Poftanweifungsformular einzuführen, deifen Abſchnitt von 
dem Abſender zu beliebigen Mittheilungen an den Empfänger benugt werben 
lann, wie fich dies nicht nur in Deutichland, fordern auc bei mehreren anderen 
Boitverwaltungen bisher völlig bewährt hat. 

Die Zwedmäßigkeit diefer Vorichläge wird fih im Hinblid auf die großen 
Erfolge, welche Deutichland in feinem inländiihen Poitanweilungsverfehr erreicht 
hat, wohl faum widerlegen laſſen, und es dürfte deshalb aud zu hoffen jein, 
dab es gelingen werde, die Vorichläge auf dem nächſten Poftkongreß zur Anz 
nahme zu bringen. Die jegensreihen Folgen einer ſolchen Reform des inter: 
tationalen Poſtanweiſungsverkehrs würden fich fIchnell genug bemerkbar machen 
und zugleich auch im dem internen Poftverfehr aller derjenigen Länder des Welt: 
poitvereind, wo für bie imtändifchen Poftanweifungen zur Zeit noch gleiche oder 
faft gleich hohe Gebühren wie im internationalen Verkehr erhoben werden, zu 
Tage treten, da wohl jedes diefer Länder die interne Poftanweifungsgebühr ent: 
Iprehend ermäßigen würde. Und es würde fih damit vorausfichtlih auch Die 
Rihtigfeit des alten Erfahrungsiages im Poſtweſen wieder von Neuem erweilen, 
dab allein durch mäßige, nicht nach fisfalifchen Nüdfichten, fondern lediglich nad 
der Leiſtung der Poſt bemeſſenen Portofäße die Entwidelung des Poſtverkehrs 
in wirfjamfter Weile unterftügt werden fan, und daß dadurch nicht nur zur 
Hebung des gefammten wirthichaftlichen Lebens und zur Vermehrung des National: 
wohlitands der Völker beigetragen wird, fondern dadurch ſchließlich auch für den 
Poſtfiskus felbit die Höchiten Erträge aus dem Poſtweſen erzielt werden können. 


Aunaien des Deutſchen Weit. 1883. 28 


Sparkaflenmwefen nd Volksbanken. 


Auszüge ans einem Namens der Finanzkommiſſion an den Landes- 
ausihug von Eljaß-Lothringen erjtatteten Bericht. 


Bon 


Charles Grad, 
Mitglied des Reichstags und des Landesausihufies von Eljah = Lothringen. 
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Die gegenwärtige Cinrihtung des Sparfaflenweiens in Elſaß-Lothringen ift 
noch durch die franzöfiiche Geſetzgebung geregelt: Ordonnanzen vom 3. Juni 1829 
und vom 28. Juli 1866; Gelege vom 5. Juni 1835, 31. März 1837, 22. Juni 
1845, 15. Juli 1850, 30. Juni 1851, 7. Mai 1853 ; Defrete vom 26. März 
1852, 15. Mai 1858 und 1. Nuguft 1864. Die Errichtung von Sparkaſſen 
hängt ausichließlid von der Jnitiative der Gemeinderäthe ab, vorbehaltlich landes— 
herrliher Genehmigung. Die landesherrlihe Genehmigung wird in der Form 
Öffentlicher Berwaltungsreglements ertheilt. Soll eine Sparkaſſe eingerichtet werden, 
jo müſſen vorher die Statuten eingereiht werden. Die Statuten jollen für den 
Mangel gejeglicher Beitimmungen über gewiſſe Organijationsfragen Erſatz bieten. 
Sie handeln: von dem Orte, wo die Kalle errichtet wird; von der Bildung und 
Verwendung des eigenen Vermögensbeitandes der Kaſſe; von der Zuſammenſetzung 
und den Obliegenheiten des WVerwaltungsrath3; von dem Mindeitbetrag der Ein: 
lagen; von den Zinfen und ihrer Kapitalifation; von den Sparfaffenbüchern, der 
Verwendung des Vermögens der Kaffe und dem Modus etwaiger Abänderungen 
der Statuten. Ueber alle diefe Punkte hat die höhere Behörde eine feititehende 
Meinung ; fie unterwirft einer übereinftimmenden Sonititution alle Anitalten, welche 
auf demjelben Prinzip beruhen, welche unter ſich durch das Recht der Cinleger, 
ihre Gelder von der einen auf die andere Anstalt übergehen zu laſſen, verbunden 
find und welde in allen weientlihen Punkten gleichförmigen Beitimmungen dur 
Gelege, Dekrete und minifterielle Inſtruktionen unterliegen. 

Mit der Wahl des PVerwaltungsrath3 beauftragt, hat der Gemeinderath 
auch jedes Jahr die nöthige Summe zu bewilligen, welche zur Dedung der Ver: 
waltungsfojten beftimmt find und zwar jo lange, bis der mit den Zinſen des 
Dotationsfonds vereinigte Jahresgewinn zur Dedung diefer Koſten ausreicht. 
Der Dotationsfonds umfaßt die Subifriptionen, Schenfungen und Vermächtniſſe, 
welche in der Kalle zulammengefloffen find, ferner den Ueberſchuß des jährlichen 
Gejhäftsgewinnes, welcher nicht von den Verwaltungstoften des Jahres verzehrt, 
noch aud zum NRefervefonds geichlagen worden it, fall3 die Statuten die Bild— 
ung eines Rejervefonds vorfchreiben. Was den Geihäftsgewinn anlangt, jo befteht 
diejer nach dem Gejege vom 30. Juni 1851 in einem Abzug von !/, bis !/, Proz. 
von den den Cinlegern gewährten Zinfen. Die Funktionen der durch den Ges 
meinderath aus den Notabein der Gemeinde gewählten VBerwaltungsräthe find 
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ührigens unentgeltlih. Nur die Kaſſirer und das Hilfsperfonal jind bejolbdet. 
Die Kaſſirer haben eine Staution bei der Caisses de depöts et consignations, 
unter den für die Depots der öffentlichen Anjtalten feitgejegten Bedingungen, zu 
hinterlegen. 

Aujährlic legen die Bezirkäpräfidenten den Bezirkötagen in ihren Berwalt: 
ungsberichten eine Nachweiſung über die Bewegung der Sparkaſſen vor. Nach 
den Abrehnungen am Schluſſe des am 31. März 1882 abgelaufenen Rechnungs: 
jahrs betrug die Geſammtſumme der zu Diefer Zeit in den 25 Sparfaflen Elſaß— 
Lothringens gemachten Ginlagen 31,546,913,7° Marf auf 100231 Sparkaſſen— 
bücher, wovon 12,981,140,°' Mark auf 14,973 Sparkaſſenbücher mit Einlagen 
über 800 Mart — 1000 Franc kommen. Zu derielben Zeit erreichte das 
Lermögen unjerer Sparfalfen die Summe von 1,116,151,* Markt, wovon 
669,811,7° Mark auf den Dotationsfonds und 446,340, Mark auf den Re: 
jervefonds entfallen und welche einen jährlichen Zinfenertrag von im Ganzen 
33,836,°° Mark liefert. Als Einnahmen find zu verzeichnen 86,20 Mark Schent- 
ungen; 164 Marf Subvention eines Gemeinderaths; 5008," Mark aus verfallenen 
Geldern (decheances trentenaires); 120,824," Mark aus Abzügen von 0, bis 
0,% Proz. von den den Einlegern zuftehenden Zinfen. Die Verwaltungstoften 
haben 38,709, Mark nicht überitiegen und betragen alſo viel weniger als die 
Cinnahmen aus den ftatutmäßigen Abzügen. Mithin ift das Vermögen der 
eliaß-lothringiihen Sparkaſſen im Steigen begriffen und ift ihre Lage jehr befrie: 
digend. Cine diefem Bericht ald Anlage beigefügte Zufammenftellung gibt über 
den Berfehr bei jeder einzelnen Sparfaife während des legten Nechnungsjahres 
vom 1. April 1881 bis 31. März 1882 Aufſchluß. 

Während der legten 15 Jahre haben die Ginlagen in unjeren drei Departe- 
ment von Elſaß-Lothringen wie folgt zugenommen : 


1 Zahl der 
Jahrgang en = Eracalenbüiter 

1869 .21,023,496 77,367 
1871 0. 14,590, 130 50,606 
1872 ar 7,413,117 41,713 
1875 . 0... 14,235,193 46,300 
1876 ... . 13,731,972 59,139 
1878 ..211454, 123 67,096 
1380 2000. 24,578,940 75,174 
1882 31,546,913 100,281 


Bei einer Bevölkerungsziffer von 1,566,670 Einwohnern nach der Zählung 
vom 1. Dezember 1880 hätten wir alſo ein Sparkaſſenbnch auf 15 Individuen 
und der Berrag der Einlagen betrüge ftarf 20 Marf auf den Kopf der Bevölker— 
ung oder 308 Mark durdhichnittlih auf jedes Sparkaſſenbuch. 

Nach der geltenden Geſetzgebung dürfen die Sparkaſſen feine höheren Ein- 
lagen als 1000 Franc oder 800 Mark annehmen, jei es, daß diefes Maximum 
durch das Stapital oder mit den Zinjen gebildet wäre. Das Minimum der Ein: 
lagen ſchwankt zwifchen ı Fr. bis 3 Mark per Woche, je nad den Beſtimm— 
ungen der Statuten; das Marimum beträgt 240 Marf per Woche. Wenn bei 
der jährlichen Regulirung der Zinjen, welche nad) dem Gejege vom 7. Mai 1853 
4 Proz. betragen, ſich herausitelt, daß ein Guthaben den Marimalbetrag von 
800 Marf überjteigt, jo fauft die Sparfafle dem Cinleger, fall er nicht vor 
dem 1. April den überſchüſſigen Betrag zurüdzieht, Nenten auf den Staat, wenn 
niht einer der drei durd das Geſetz geregelten Ausnahmefälle vorliegt. In 
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Frankreich hat ein neues Gejeg vom 9. April 1881 den Marimaljag der Einlagen 
auf 2000 Franes feitgeiegt, aber in Eljaß-Lothringen find ähnlihe Mapregeln 
nicht getroffen worden. Da der Staat für die Einlagen haftet, fo fann er jeine 
Garantie nicht übermäßig ausdehnen, zumal der Zinsfuß von 4 Proz. eine wirt: 
liche Ausgabe für die Staatskaſſe darstellt, jobald der Disfonto auf einen niebri- 
Zinsfuß herabfintt. Wer eine erite Einzahlung auf feine Rechnung macht, bat 
feine Vor: und Zunamen, Ort und Datum feiner Geburt, Wohnung und Stand 
oder Gewerbe anzugeben. Wird die Cinzahlung durd eine verheiratete Frau 
gemacht, fo hat dieſelbe alle diejenigen Nachweiſe zu erbringen, welche durd den 
Code eivile für die Gültigkeit der Akte verheirateter Frauen erfordert werden. 
MWenn die erfte Einzahlung durd einen Dritten gemacht wird, muß dieſer, wenn 
thunlich, eine Vollmacht derjenigen Perſon, für welche er die Cinlage macht, er 
bringen. Jeder Einleger erhält als Titel für jeine Einlagen ein auf feinen 
Namen ausgeftelltes Sparkaſſenbuch. Die Rüdzahlungen finden innerhalb 8 Tagen 
nad dem Nüdzahlungsantrag zu Händen der Einleger jtatt; verheiratete rauen 
fönnen ihre Ginlagen nicht ohne Ermächtigung ihres Mannes zurüdziehen. In 
dem Falle, daß ſeit der legten unter Mitwirkung eines Einlegers gemadıten 
Operation 30 Jahre verfloffen find, ohne daß die Einlage zuridgezogen wird, 
verfallen die bis dahin dem Cinleger auf Rechnung geichriebenen Beträge der 
Sparkaſſe. Wenn die Geringfügigkeit diefer Summen einen Konvertirung in Nenten 
nicht zuläßt, werden fie definitiv zur Sparkaſſe vereinnahmt, um das eigene Ver: 
mögen derjelben zu vermehren. Die Sparkaſſen find gehalten, die bei ihnen 
auf Kontoforrent hinterlegten Summen bei der Caisse des depöts et consignations 
innerhalb 24 Stunden nad jeder Ginzahlung anzulegen. 


11. 


Dies ift die Organifation des Sparkaflenweiens in Eljaß-Lothringen unter 
der Herrichaft der franzöfiichen Geſetzgebung, welche bisher ganz unverändert in 
Kraft geblieben iſt. In Frankreich hat indeſſen dieje Gefeggebung mehrere wichtige 
Aenderungen erfahren. Das Gele vom 9. April 1881 erhöht nicht nur das 
Marimum der Einlagen von 1000 auf 2000 Fr., fondern es geitattet aud 
jelbftitändige Cinlagen von Seiten verheirateter Frauen und Minderjähriger. 
Der Artikel 4 dieſes Geſetzes lautet: 


„Les mineurs sont autorises à se faire ouvrir des livrets sans l'inter- 
vention de leur representant legal. Ils pourront retirer sans cette inter- 
vention, mais seulement apres l’äge de 16 ans revolus, les sommes 
figurant sur les livrets ainsi ouverts, sauf opposition de la part de leur 
representant legal.‘ 


Und der Artikel 5: 


„Les femmes mariees, quel que soit le regime de leur contrat de 
mariage, seront admises à faire ouvrir des livrets sans l’assistance de 
leurs maris: elles ponrront retirer, sans cette assistance, les sommes 
inserites aux livrets ainsi ouverts, sauf opposition de leurs maris.“ 
Früher war die formelle Ermächtigung de3 Ehemannes zur Zurüdziehung 

von Ginlagen der Frau erforderlich, während es jest genügt, daß fein Einiprud 
des Mannes ftattfindet. Dasſelbe Geſetz vom 9. April 1881 führt in Frank— 
reich die Poftiparfaflen ein, indem es die Poftverwaltung beauftragt, Einlagen 
in ihren Stantonalbureaus anzunehmen. Mit einem Sclage hat fich die Zahl 
der franzöfiichen Sparkaffen auf nahezu 5000 erhöht, das ift eine Sparkaſſe aut 
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ungefähr 7000 Einwohner. Der Betrag der bei den Sparkaſſen in Frankreich 
gemachten Cinlagen it von 546 Millionen Franfen im Jahre 1871 auf 1539 
Millionen im Jahre 1881 (von 3,900,000 Einlegern) geitiegen. 

Unter den 1539 Millionen des Jahres 1881 befanden fic) 445,530,700 Fr 
auf Stontoforrent, in der jchwebenden Schuld mitbegriffen und mit 4 Proz. 
Zinfen, der Reit war in Staatörenten fonvertirt worben. Das bedeutende Ans 
wachen der jeit-ziwei Jahren von ungefähr 3 Millionen Inhabern von Spar: 
faffenbüchern gemachten Einlagen wird der Gründung von Poſtſparkaſſen zu: 
geichrieben. 

Die Gründung der eriten Sparkaſſe in Frankreich führt uns in das Jahr 
1818 zurüd. Gin Inititut diefer Art befand fih in England bereit3 jeit dem 
Jahre 1810 in ausgezeichneten Erfolgen in Wirkſamkeit, als einige edelgeiinnte 
Männer, die Verwalter der Compagnie d’assecurances maritimes, die Parijer 
Sparfafje ins Leben riefen. Die Stifter diefer Sparkaſſe, unter welchen fich jehr 
bedeutende Barijer Berjönlicjfeiten, bedeutend durch ihre Stellung und ihr Ber: 
mögen, befanden, traten als anonyme Gejellihaft zuſammen, und wurden durch 
eine königlihe Ordonnanz vom 29. Juli 1818 ermächtigt, ihre Operationen zu 
beginnen. Das Beilpiel fand Nachahmer in den größeren Städten der Departe 
ments. Faſt jeder Hauptort erhielt feine Sparkafie, theild auf Anregung von 
anonymen Gefellihaften wie in Paris, theils auf Anitiative der Gemeindever: 
tretungen, welde zur Führung der Verwaltung dieſer Anftalten hinreichende 
Mittel aus dem Gemeindebudget zuficherten In einzelnen Städten wurden Spar: 
kaſſen in Verbindung mit den Leihhäuſern eingerichtet, jo unter anderen in Mes 
jeit dem Jahre 1820. Diejes Spiten der durch die Gemeinden unter Feitiegung 
eines Marimalbetrages von 1000 Fr. für die Einlagen begründeten Sparkaſſen 
gewann die Oberhand und wurde durch das organiihe Gefeg vom 5. Juni 1835 
geregelt. Durch diefes Gejes übernimmt der Staat die Garantie für die Ein— 
lagen unter der Bedingung, daß der Betrag der Spareinlagen bei der Uaisse 
des depöts et consignations hinterlegt wird. Ein Jahr vorher, im Jahre 1834, 
eröffnete Herr Dulac, Direktor der Gemeindeichulen von Le Mans, die erite Schul: 
ſparkaſſe. 

Schon vor der im Jahre 1810 erfolgten Eröffnung der Londoner sawing- 
bank hatte man in England eine Schuliparfalie in Wirkſamkeit gejeben, nämlich 
jeit dem Jahre 1798 bei der Dorfichule zu Tottenham. Heute haben die Eng: 
länder zwei Arten von Sparkaſſen: die old sawing-banks, gegründet durch Die 
Wohlthätigkeitögefellihaften, und die feit 1860 ins Yeben getretenen Poſtſpar— 
kaſſen. Die alten sawing-banks find reglementivt durch das Geſetz George IV c. 92 
und durch das Gejeg 26--27 Vietoria ce. 87 von 1863. Sie unterliegen der 
Beitätigung durd die tommiflarien der öffentlichen Schuld nad) vorheriger Prüf: 
ung der Statuten. Dieſe Gejellihaften dürfen nicht auf eigenen Gewinn binar: 
beiten, aber fie können fich ihre Verwaltungstoiten durch die Einleger erjtatten 
lajien. Ein und derielbe Einleger darf nicht mehr ala 30 8. St. oder 750 Fr. 
jährlih, und nicht mehr als 150 X. St. oder 3750 Fr. im Ganzen einzahlen. 
Wenn fein Guthaben mit Hinzurehnung der Zinſen 200 %. St. erreicht, werden 
ihm feine Zinfen mehr angerechnet. Falls diejer dagegen Einſpruch erhebt, wird 
darüber durch den barrister einem zu bielem Zweck von den Nommillarien der 
Öftentlihen Schuld ernannten Advofaten, entichieden. Die Fonds gehen in den 
Staatsihag über gegen 3'/, Proz. Zinien, wovon 3'/,, zu Gunſten der Gin: 
leger. Ein Theil dieler Fonds dient zur Nonvertirung der Eonfolidirten Schuld 
in terminable annuities. Aber in dem meilten Fällen fauft die Verwaltung 
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Renten, deren Zinien zur Dedung der vom Staat den Sparkaſſen gezahlten 
Zinſen beitimmt find. Ungeachtet des vom Staat gezahlten jehr niedrigen Zins: 
fuſſes von 3'/, Proz. hat die Staatskaſſe bei diefem Dienitzweig Berlufte. Für 
die bei den Poſtſparkaſſen (post-oflice-sawing-banks) in den dafür beitimmten 
Bureaur gemachten Ginlagen ift der vom Staat gewählte Zinsfur durch das 
Geſetz 24 Victoria c. 14 don 1860 auf 2'/, Proz. herabgejegt und werden für 
die Summen, welche ein Livre Sterling nicht erreichen, überhaupt feine Zinſen 
gezahlt. Seit 1857 hat das Inſtitut der penny-banks, nad) einem eriten ers 
ſuche in Derby, ſowie das Inftitut der Schulfparkafien den Betrag der Einlagen 
in einem fehr ausgedehnten Make erhöht, indem dadurch die Anlage ganz fleiner 
Grivarnifie, welche in die sawing-bank der benachbarten Gemeinde fließen, ſo— 
bald diejelben zu der erforderlichen Höhe herangewachien find, erleichtert wurde. 
Am Jahre 1880 zählte das vereinigte Königreih von Groß-Britannien und 
Irland bei einer Bevölkerungszahl von 34,246,000 Einwohnern 4500 post- 
oftiee-sawing-banks mit einer halben Milliarde Einlagen, ferner 500 Gemeinbe- 
ſparkaſſen mit einem Stod von 1'/, Mill. Fr.; dies ergibt ein eripartes Kapital 
von 2 Milliarden Franken auf ungefähr 3 Mill. Inhaber von Sparfaflenbüchern. 

Wie uns bereits unſer Kollege Herr Baron Hugo Zorn von Buladı 
in feinen intereffanten Mittheilungen vom 26. Januar 1881 nachgewieien hat, 
ift die Organifation des Sparkaſſenweſens in Deutichland, in Oeſterreich und iu 
der Schweiz ſehr verichieden von derjenigen, welche wir bei un® und in Franf- 
reich erbliden. Die Sparkaſſen find in dielen Ländern Einrichtungen der Bro: 
pinzen oder Kantone oder Gemeinden, oder auch einfacher Privatgelellichaften. 
Sie beſchränken fih darauf, ihre Statuten der ftaatlihen Genehmigung zu unter: 
breiten, und beichäftigen fih mit Anlage und Verzinſung der eingelegten Gelder 
nach Maßgabe ihrer Statuten. Die Negierung beichränft ſich darauf, die nöthige 
Aufſicht im Intereife der Sicherheit des Vermögens der Einleger zu üben. 

In Preußen ichreitet das Geſetz in feiner Weile ein, und kaum enthält das 
Neglement vom 12. Dezember 1838 einige Beltimmungen in Bezug auf bie 
Sparkfaffen. Wir finden in diefem Lande Sparfaffen, welche ganz und gar einen 
privaten Charakter haben und wie gewöhnliche Gefhäftsunternehmungen behandelt 
werden. Die meiften dort vorhandenen Sparfaffen find Gemeindeanitalten oder 
find von Wereinen gegründet, die für die Fonds Garantie leiften. Dieje Kaſſen 
werden vom Oberpräfidenten der Provinz als Gemeindeauflihtsbehörde beitätigt. 
Sie legen ihre Gelder theils in Hypotheken, theild in öffentlichen Werthen an; 
fie geben auch Darlehen an Private unter Garantie durd Hinterlegung einer 
Kaution. Sie find von einander unabhängig, haben jede ihre eigenen Statuten 
und haben nur dieje eine Beſtimmung gemeinfam, dab die Differenz zwiichen den 
gewonnenen und bezahlten Zinſen dazu dient, einen Nefervefonds zu bilden 
reipeftive denielben zu vermehren. 

Aehnliche Beſtimmungen gelten in Bayern, mit dem linterfchiede, daß Die 
bayeriichen Reglement3 einen Marimalbetrag der Ginlagen feftiegen, während Die 
preußiichen Neglements nichts über ein Marimum enthalten. Dieſes Marimum 
betrug 400 Gulden, welcher Betrag ungefähr dem in Elfaß-Lothringen geltenden 
Marimum von 800 M gleichfommt. Wor dem Jahre 1843 waren die Fonds ber 
stallen in der Staatskaſſe zu München niedergelegt; aber feitdem hat die Staats— 
kaſſe den Sparkaſſen ihre Gelder zurücdgezahlt und nimmt diefelben nicht mehr an. 

Bei unfern badischen Nachbarn funktioniven die gleichfalls freien Sparlaſſen 
auch als Darlehensfafien, nachdem fie vom Staate ald gemeinnüsgige Anftalten 
anerfannt und mit dem Rechte juriftiicher Perſonen befleidet worden find. Diele 
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gegenwärtig jehr zahlreihen Sparfaflen werden im Namen ber Gemeinden ver: 
waltet, welche für alle ihre Fonds, die fie übernehmen, Garantie leiten. Der 
Staat oder die Regierung befaßt fih nicht mit der Verwaltung dieſer Kaſſen 
und beichränft ficd) darauf, eine Ueberwachung derjelben dahin auszuüben, daß 
nicht die Erſparniſſe zu Spefulationsztveden mißbraudht werben. Nach ihren vom 
Staate genehmigten Statuten funftioniren die in Baden unter der Herrichaft 
eines neuen Gelege: vom 9. April 1880 errichteten Sparkaffen ald Volksbanken 
und Darlehenskaſſen. Ein Theil ihrer Fonds wird in Mobiliarwerthe fonvertirt. 
Ein anderer Theil dient zu Hppothefardarlehen in den Städten und auf dem 
Lande, zu Anleihen von Gemeinden oder Privatperfonen. Das Geſetz ſetzt die 
Bedingungen der fommunalen Garantie feit und beitimmt, in welcher Weile durch 
die Kaſſen operirt werden fann. Die Mobiliarwerthe, welche zur Anlegung der 
Fonds erworben werden fönnen, werben genau bezeichnet. Die an Privatper: 
onen gewährten Darlehen iind auf höchitens ein Viertel des Betrages der Ein: 
lagen beichräntt. Um möglichen Berluften zu begegnen, welche aus einer unglüd: 
lihen Operation erwachlen fünnen, aber jehr jelten vorfommen, werden 5 Proz. 
der Einkünfte als Nefervefonds zurüdgelegt. Unter 107 in diefem Lande beftehenden 
Sparkaſſen find 98 durch die Gemeinden begründet, worunter 24 durch mehrere zu 
einem Syndikat vereinigte Gemeinden, die anderen durd einzelne Gemeinden garantirt 
find. Im Jahre 1880 betrug die Gelammtziffer der Einlagen 107,128,000 M. 
auf 144,082 Einleger, das ift 764 AM. auf den Ginleger und 68 A. auf den Kopf 
der Bevölkerung, alſo viel mehr als in unjeren eljaßslothringiichen Sparkaſſen. 

Die Einlagen bei den Sparkaſſen in Preußen find in den Jahren 1871 
bis 1878 wie folgt geitiegen: 


3 Sartfie —— 
aſſen⸗ e e 

a —— ber Einlagen —— 
1871 1551539 505 437 978 373 
1872 1 706 121 578 802 801 404 
1873 1 907 914 689 465 121 438 
1874 2 061 199 836 627 289 479 
1875 2209 101 1 120 445 330 507 
1876 2 371632 1221 320 415 518 

- 1877 2 560 528 1 300 078 513 520 
1878 2 664 578 1 386 594 597 502 


Die Zahl der Sparfafienbücer iſt in Preußen jeit 1871 bis zum heutigen 
Tage fortwährend im Steigen begriffen, ebenfo die Gefammtfumme der Einlagen. 
Dagegen tft der Durhfchnittsbetrag auf ein Sparkaſſenbuch, welcher von 1871 
bis 1877 von 373 M. auf 520 M geitiegen war, im Jahre 1878 auf 502 M. 
herabgegangen. In Berlin jelbit iſt noch ein fortgelegtes Steigen während ber 
Jahre 1878 bis 1880 bemerkbar; feit 1880 fehlen und die Angaben für bie 
gefammte Monarhie. Die ftädtiiche Sparkaſſe in Berlin weift auf: 

Betrag 


Jahrgang der Einlagen Einzahlungen Rüdzahlungen 
Se Me se 

1876 19 566 784 5 870 570 4 678 031 

1877 21 061 915 5 903 277 5 027 583 

1878 23 473 280 7 163 679 5 427 395 

1879 26 844 413 8 294 019 5 696 246 

1880 30 922 346 9711408 6 567 749 
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In Belgien hat ein Gejeg vom 15. März 1865 die Caisse d’epargne et 
de retraite de l’Etat begründet. Schon vorher beſaßen die Belgier Privatipar: 
faffen. Die gegenwärtige Staatsiparfafje funftionirt gleichzeitig als caisse de 
depöts für die öffentlichen Anftalten, deren disponible Kapitalien fie annimmt, 
um die Geſammterſparniſſe ded Landes zu zentralifiren. Andrerjeitö hat ein 
königlicher Erlaß von 8. Dezember 1869 auch die Poſtanſtalten mit der Ent- 
gegennahme von Spareinlagen vom 1. Januar 1870 ab beauftragt. Die Aus: 
führungöbeftimmungen zu dem genannten Grlaß jagen unter Anderem Folgendes: 

„Quiconque desire deposer des fonds à la caisse d’epargne peut les 
verser chez les percepteurs des postes. Les versements sont regus tous 
les jours, sans en excepter les dimanches, pendant les heures fixees 
pour le service de la poste. Il est defendu aux percepteurs et aux 
employ@s des postes de donner des renseignements aux personnes etran- 
geres a l’administration sur les operations des deposants. Chaque ver- 
sement doit &tre d’un france au moins. Le maximum des depöts à rece- 
voir par les bureaux de poste est limité à 5000 fr. par deposant, & 
moins d'une autorisation speeiale de l’administration de la caisse d'épargne 
et de retraite. Tout versement fait ü la caisse d’epargne est productif 
d’interets a partir du 1” ou du 16 du mois qui suit immediatement 
le depöt. (Quant aus sommes retirees, elles cessent de porter interet 
le 1“ ou le 16 du mois qui precede l’&poque de leur remboursement. 

Les interöts acquis au 31 decembre de chaque année sont ajoutes 

au capital et deviennent, des le lendemain, productifs d’interets; le 

paiement peut en &tre demande à partir du 1” mars. Le retrait 
des fonds a lieu sans avis prealable, si la somme réclamée n’excede 
pas 20 fr. Toutefois le deposant ne peut user de cette faculte qu'une 
fois par semaine. Pour toute somme superieure, le deposant doit pre- 
venir d’avance le directeur general de la caisse d’epargne, par l’inter- 
mediaire du directeur des postes, savoir: 

8 jours pour plus de 20 fr. et moins de 100 fr. 


15: „, er 100 ,„ — 500 „ 
1 mois 7 200 s, 1000 „, 
—A 1000 „, — 3000 „ 
6 3000 „ et plus. 


Ces delais peuvent etre abreges par le conseil d’administration de 
la caisse.‘* 

Fügen wir hinzu, daß die Kaſſe ihre Fonds in günftigfter Weije anlegt und 
fie nit an die Staatskaſſe abliefert. Ein Theil wird in ficheren Papieren ans 
gelegt; ein anderer Theil wird zu Disfontgeichäften oder zu Ausleihen auf kurze 
Berfallzeit, je nad der Beurtheilung der Geichäftsführer der Staffe, verwandt. 

In der Schweiz und in Delterreich leiften die gleichfalls freien Sparkaſſen 
nicht minder bedeutende Dienite. Das Sparfaljenwejen in der Schweiz, welches 
dort gänzlich der Privatinitiative überlaffen ift, zeigt die mannigfaltigiten Kom— 
binationen, ja in einzelnen Kantonen jehen wir dort ganz Tonderbare Erichein: 
ungen, wo zum Beiipiel die Statuten nur die Gründung dieler Anitalten in jolchen 
Orten genehmigen, in welchen alle Cinwohner fi) genau fennen. Der Stanton 
Bern zählt gegenwärtig für fih allein 70 Sparfafjen, der Kanton Argau 39, 
derjenige von St. Gallen 33. Im Kanton Glarus befigt die Hälfte der Ein: 
wohnerichaft ein Sparkaſſenbuch; in den Kantonen Bajel, Zürih und St. Gallen 
foramt ein Ginleger auf drei Einwohner. Die Gejammtzahl der ſchweizeriſchen 
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Sparkaſſen ftellt ih heute auf 312 bei einer Bevölkerung von 2 808 000 Seelen, 
mir duchichnittlic einem Sparkaſſenbuch auf 5 Einwohner. 

Die erite öfterreihiihe Sparfaile, gegründet in Wien, fonnte für fi allein 
327 Mill. Franken Spareinlagen anlegen. Außer diefer gab es in der Monardie 
324 andere Sparkaſſen, welche von den Gemeinden, den Provinzen oder von 
einfachen Privatperfonen verwaltet wurden, mit einem Gelammtfapital von mehr 
als einer Milliarde. Wir fehen ferner noch 322 Sparkaſſen auf ungarijchem 
Gebiete, welche ald Volksbanken funktioniren mit einem Ginlagegefammtbetrage, 
welcher 285 Mill. öfterreichiicher Gulden nicht überichreitet, mit einem Gefellichafts: 
fapital von 87 Mill. Gulden und einem Neiervefonds von 14 Millionen, welche 
für 87 Mill. Gulden Oppothefardarlehen auf Immobilien ausgegeben und im 
Jahre 1881 duchichnittlich 28,7% Proz., bei einzelnen Kaſſen ſogar bis zu 99 
Broz. Dividende bewilligt haben. Die legten Zahlen find ganz zuverläflig, ob» 
gleich fie fait unglaublich jcheinen, fie finden ihre Erklärung nur in dem ſehr 
hohen Zinsfuß und Disfont, nach unseren Begriffen zu bedeutend in einem Lande, 
deflen Strebitverhältnifie zu wünschen übrig laſſen und deſſen landwirthichaftliche 
Entwidelung man befördern will. 

In Italien verdanten die Sparfaflen, casse di risparmio. ihren Urſprung 
in den meilten Provinzen der Initiative edler Menichenfreunde, welche Garantie: 
aftien angeboten und ihre Dienfte zur Verwaltung der Kaſſe unentgeltlich zur 
Verfügung geftellt haben. Bei der Gründung der eriten Sparfaffe in Rom, im 
Jahre 1832, empfahl Papſt Gregor XVI. dieſe Anſtalt als den guten Werfen 
dienbar mit den warmen Worten: „Der Tag des Herrn wird mehr geheiligt, 
wenn man das Geld erjvart, al3 wenn man es zum Spielen und Bertrinfen 
ausgibt.“ Und zu den indirekten Dienften, weldye das Inftitut der Sparkaſſen 
voraussichtlich leiften werde, zählte er die Verminderung der fündigen Ausschreitungen, 
weil „der Hunger und das Glend mit Gewißheit zum Uebel führen“. Seit der 
Heritellung der nationalen Einheit des Königreich® haben fich die Sparfajien - in 
allen italienischen Städten ausgebreitet. Allenthalben find gegenwärtig die Garantie- 
Aktien durch die Gewinnite der Anstalten nahezu zurüdgezahlt. Man hat Neierve: 
fonds gebildet, welche eine neue Garantie gewähren. Die Sparkaffe zu Mailand 
wurde durch die Zentral-Wohlthätigkeitskommiſſion gegründet, welche in den Nach: 
barorten Filialen hat. Die Provinz Modena verdankt die Gründung den Ge: 
meinden; in den Diftriften von Parma und Piacenza führt fich die Stiftung der 
Sparkafien auf die Yeihhänfer zurüd, wie ehemals in Meg. Ueberall find die: 
felben freiwillig, ohne Intervention des Staates, entitanden. Jede Kaſſe oder 
jede Bereinigung von Kaſſen legt ihre Gelder nach eigenem Ermeſſen an, theils in 
Hypotheken, theild in ficheren Werthen, welche leicht realifirbar find. Am 10. De: 
zember 1874 ftellte Herr Sella den Antrag, die Boltagenten zur Entgegennahme 
von Spareinlagen, nad) dem Beifpiele von England und Belgien, zu ermäcdhtigen. 
Dieler Antrag wurde zum Gejeg erhoben im folgenden Jahre. 

Alle dieje Vergleiche über die Yage und die Entwidlung des Sparkaſſen— 
weiens in Europa zeigen, da Elſaß-Lothringen feinen Nacbaritaaten gegenüber 
weit zurücdgeblieben ift. Saum haben wir bei uns 27 Gemeindeiparfailen mit 
16 Yilialen, bei einer Bevölkerung von 1568 000 Einwohnern, jo dak 1 Spar: 
kaſſe auf 38 000 Individuen kommt, während in Baden mit 107 Spartafien 
diejes Verhälnig wie 1 : 13 500 iteht; in Bayern mit 225 Kaſſen kommt eine 
Kalle auf 22 000 Einwohner; in Württemberg mit 85 Kaſſen ebenfallö 1 : 22 000; 
in Preußiſch-Schleſien mit 212 Kaſſen 1 : 4500; in der Schweiz 312 Kaſſen 
1:9000; in England 1 : 5400. Der Betrag der Ginlagen in Elſaß-Loth— 


ringen, welcher fih am 31. März 1882 auf 31 Mill. Mark belief, macht nicht 
viel über 20 Mb. auf den Kopf der Benölferung aus, gegenüber 80 M auf ben 
Kopf in Baden, 27° Fr. in Frankreich, 39 Fr. in Schweden, 54 Fr. in Eng 
land, 81 Fr. in Delterreih, 136 Fr. in Sadien. Wir können hinzufügen, dab, 
wenn mir die Zahl der Sparfafjen in unjerm Lande mit der Zahl der Schaut: 
itellen für geiftige Getränfe vergleichen, das Verhältniß zwiſchen Dielen beiden 
Sattungen von Anitalten einen Prozentſatz von 3 pro Mille darftellt, da 11 100 
Schankſtellen 41 Sparkaſſen, einschließlich der Filialen, gegenüberitehen! Ein jolder 
Zuftand darf uns nicht gleichgültig laflen. Die Moralität und der öffentliche 
MWohlitand machen e3 der Landeövertretung zur Pflicht, hier auf Mbhilfe zu 
jinnen, und wir haben die Genugthuung, in diefen Beitrebungen von der Regierung 
unteritütt zu werden. 
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III. 


Durd die Einführung von Poitivarfaiien würde den Petitionen, welche bie 
Kommiſſion geprüft hat, in einem jehr wichtigen Punkte entiprochen werben. Ob 
die neuen Sparkaſſen von WBofteinnehmern oder von Empfängern ber direkten 
Steuern verwaltet werben, die Vortheile bleiben immer dieſelben für die intereflirte 
Benälferung. Einer der Bittiteller, Herr Karl Stephan, Präfident der Societe 
d’emulation von Golmar und PVerfafler einer von der Socidte industrielle in 
Mülhauſen preisgekrönten Dentichrift, redet der Herftellung von Sparmarten und 
der Vermehrung der Pfennigſparkaſſen das Wort. Die Errichtung dieler Spar: 
fallen für die fleiniten Beträge ift vollitändig frei. 

Herr Stephan hat eine jolche zu Golmar errichtet, welche ſeit Juli 1881 
in Betrieb ift, und jeit dieſer Zeit befteht eine andere zu Straßburg unter den Aufpizien 
der ftädtiichen Verwaltung. Beide funftioniren in der Eigenjchaft oder mit dem 
Namen von Volksſparkaſſen. In Wirklichkeit find fie nach dem Mufter 
der englifchen penny-banks eingerichtet. Jede nimmt Beträge, von je 10 Pfennig 
an. Die Straßburger iſt Samftagd von 6 bis 8 Uhr geöffnet, die Colmarer 
Sonntag Vormittags. Die eritere übermittelt der ftädtiichen Sparkaſſe die 
hinterlegten Beträge, wenn fie die Summe von 2 M. erreicht haben, damit fie 
zu Gunsten des Cinlegerd verzinslich angelegt werben, der ein zweites Buch von 
der gewöhnlichen Sparkaſſe erhält. Die letztere jorgt jelbit für die Verzinſung 
der Einlagen, unter der Garantie ihres Gründers, der Staflirer der Anitalt iſt, 
und den Einlegern, um fie eines jeden Rififos zu entheben, eine erite Hypothelar— 
einichreibung auf ein Immöbel gibt, das den doppelten Werth des durch die 
Statuten vorgeſehenen Marimaltaiienbeitandes befist. Während die Piennig- 
iparfaffe von Straßburg einfach als Vermittlerin zwiſchen den Einlegern und der 
jtädtiichen Sparkaſſe auftritt, indem fie zehn Pfennige anitatt Mark annimmt, 
beiist die Volksſparkaſſe von Colmar mehr den Charakter einer fleineren Volls— 
bant, welche Einlagen annimmt und Niüdzahlungen leiftet, ohne wie die ftädt: 
iiche Sparkaſſe hierfür eine Frist zu begehren. Bei einer Bevölkerung von 106 000 
Seelen hat die Piennigiparfafle von Straßburg 113 039 M. auf 27 810 Spar: 
faifenbiicher oder 4,1% M. per Buch eingenommen, die Volksſparkaſſe zu Colmar 
bei einer WBevölferung von 26 000 Seelen 12 555 JM. für 1620 Bücher oder 
7,° 4. per Bud. 

Die Einrichtung von Sparbureaus dur die Poftveriwaltung würde ermög: 
fichen, auc dem Wunſche des Pittiteller® auf Einführung von Sparmarfen ähn— 
[ich den Briefnrarfen zu Gunften der Kleinen Ginlagen zu entiprechen. Diele 
Marten, im Werthe von 10 Pfennig, wären bei einem oder mehreren Staufleuten 
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einer jeden Ortichaft zu hinterlegen, wo fich nicht ſchon ein Poitiparbureau be: 
findet. Diele Marfen würden auf eine den Käufern verabfolgte Karte geflebt und 
fönnten, wenn jie den Betrag von einer Mark ausmachen, an die Kalle abgeführt 
und in das Sparbucd der Einleger al zinstragend eingetragen werden. Diele 
Mafregel würde einen Erſatz für die Pfennigiparkaffen bieten und die Hinterleg— 
ung Kleiner Beträge ſehr erleichtern. Im Spitem der englifchen penny-banks 
übermittelt der Direktor oder Präfident des Verwaltungsrathes in den eriten 
Tagen eines jeden Monats dem Direktor der bezüglihen Sparfafie den Betrag 
der Ginzahlungen, welche das ftatutenmäßige Minimum für die Einleger erreicht 
haben, nebit einem Verzeichniß, aus weldem die einzelnen Ginzahlungen eines 
Jeden erfichtlich find, während die Cinzahler durch Schreiben aufgefordert werben, 
ihr Buch bei der Hauptiparfafle zurüdzuziehen. Die penny-banks ber Städte 
haben übrigens Filialen in den umliegenden Landgemeinden, welche Filialen mit 
derielben Einfachheit funktioniren. Behufs Einrichtung dieſer Filialen bildet fich 
in den intereflirten Gemeinden eine aus einigen Notabeln zujammengejegte tom: 
million. Die Kommiſſion jegt einen Tag und eine Stunde für die Einnahme 
tet. Sie trägt die hinterlegten Beträge in die Bücher ein und überjendet jie 
mit einem Verzeichniß begleitet, an den Direftor der penny-bank. Nach fünf: 
sehnjährigem Beitehen zählte die penny-bank von Yorkſhire 316 ländliche Filialen 
und diejenige von Glasgow 141. 

Wir Haben im Elſaß auc einige Schuliparfaflen, unter andern zu Ofthein, 
zu Napoleonsiniel, zu Marfirh und zu Gorweiler. Die beiden Schuliparfafien 
von Martirh und Gorweiler, welche im Oftober 1879 gegründet worden sind, 
tungiren als Filialen der ftädtiichen Sparfaflen von Oberehnheim, bezw. Marfirch. 
Die Marfircher Kalle hat während des erften Jahres ihres Beitehens 753,°7 AM. 
von 87 Kindern eingenommen, und die Gorweiler 156,°% Ab. von 25 Einlegern. 
Hier nimmt der Lehrer die Einlagen in Empfang. Die Kommiſſion hat fich die 
Frage geitellt, ob es niüßlich Sei, die Vermehrung der Schulivarfaflen zu unter: 
itügen. Ueber diefen Punkt find die Anfichten getheilt. Mehrere Mitglieder er: 
bliden große Uebelſtände in ihrer Errichtung, einerfeits, weil ihrer Anficht nad 
die Kinder zum Geize getrieben werben, andererieitö beſonders aber wegen der 
Fiferiucht, welche die Errichtung hervorruft zwiſchen denjenigen, welche in der 
Lage find, Einlagen zu machen, und denjenigen, welche dies nicht können, alio 
zwilchen den Neichen und den Armen, Andere Mitglieder haben dagegen die 
moraliihen und ökonomiſchen Antereflen betont, welche die im zarteiten Alter ein- 
gepflanzte Gewohnheit zu Sparen mit fi) bringt. Sie theilen die Anficht des 
Herrn de Malarce, des eifrigen Vorkämpfers für das Volksſparkaſſenweſen in 
Ftankreich, der da jagt: 


„Quand l’eleve a &conomise un france, somme qui lui procure un grand 
livret à la caisse d’epargne, il accompagne linstituteur charge des 
versements à la caisse communale. Par la l'élève apprend à connaitre 
le chemin de cet etablissement, qu'il prendra encore plus tard en ouvrier 
econome; il entre en rapport avec la caisse d’epargne communale, recoit 
personnellement le livret, qui lui apparait comme une distinction hono- 
rable de son &conomie, comme son premier diplöme de citoyen.‘ 


Seit dem Jahre 1877 find Sparkaſſen in 8033 Schulen Franfreichs ein: 
gerichtet, mit 143 272 Schülern, welche große Sparfailenbücher für die Geſammt— 
ſumme von 2 964 352 Fr. beiigen. In Preußen bat der Pfarrer Senfel von 
Hohenwalde unter Beihilfe der Mifoziation der Jugendiparfaiien mehr als 
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300 Sculfparfaffen ins Leben gerufen. Deögleichen hat ber Feldmarſchall von 
Moltte Propaganda für dieje Idee gemacht, indem er allen Schülern der auf 
feinen Gütern gelegenen Schulen ein Sparkaſſenbuch mit einer erften Einlage von 
10 „% übergeben ließ. 

Alles in Allem hat ſich der Landesausſchuß nicht über die Einrichtung oder 
Ausdehnung der Schulfparfaflen in unſerm Lande auszuipredhen, da die Erridt: 
ung dieſer Kaſſen lokaler Jnitiative überlaffen werben kann. 

IV. 

Die Kommiſſion hat mit viel Aufmerkſamkeit die Petition von Heiligenitein, 
zu Gunsten der Errichtung von Spar: und Darlehnskaſſen unter der Garantie 
der Gemeinden behufs Hebung des ländlichen Sredites, geprüft und biskutirt. 
Es herricht nur eine Stimme über die Nützlichkeit, die Opportunität, ja jelbit 
die Nothwendigkeit, den ländlichen Kredit in Elſaß-Lothringen zu heben. Pur 
über die Mittel der praftiichen Ausführung gehen die Anfichten auseinander. 
Schon die große landwirthicdaftlihe Enquete, welche im Jahre 1866 auf An: 
regung der franzöfiichen Regierung gemacht worden ift, fonftatirt die Nothwendig: 
feit der Errihtung von Kreditanftalten, bei welchen die Landwirthe ſich unter 
leichteren und weniger drüdenden Bedingungen Geld verichaffen fünnen. 


„Lous les deposants“, jagen die Herren Lefebure und Tifferant in ihrem 
Berichte über die Enquete, „tous les deposants se plaignent de l’organi- 
sation du credit agricole en Alsace, Le eredit foncier n'est d’aucun 
secours, il n'a rendu aucun service à l’agriculture alsacienne, son siege 
est trop loin, il exige pour les pröts des formalites trop nombreuses 
et souvent impossibles à remplir comme par exemple la possession de 
titres de propriete parfaitement en regle. De plus. les fonds, trouvant 
de meilleurs placements dans l'industrie, alleches par l'appät de gros 
revenus promis et rarement donnes cependant, abandonnent la campagne. 
enfin l’absence d’etablissements de eredit agricole met le publie & la 
merci des usuriers.' 


Die Berichterftatter fügen hinzu: 


„Diapres toutes les depositions, la situation du credit reclame un 
remede en Alsace. Il importe que l’agriculture trouve les facilites de 
credit que le commerce et industrie ont à leur disposition dans les villes, 
et qu'il apprenne à en user moderement.‘ 


Dann weiter: 


„Le plus grand nombre des deposants appelle de tous ses voeux la er®- 
ation de banques agricoles a linstar de celles qui fonetionnent avec tant 
de simplieite et de sucees en Ecosse dans les plus petites communes 
rurales, Quand on a vu le jeu facile et prompt de ces banques on en 
vient à desirer leur realisation dans nos campagnes. Il est à noter que 
les petites suceursales (des banques agrieoles d’Ecosse) ou branch ne servent 
pas seulement à l’agrieulture ; le commerce et l’industrie y ont egale- 
ment recours: ce sont des banques de depöt eü chacun trouve un er«- 
dit en rapport avec sa solvabilit&, son honorabilite et l’importance de 
ses affa'res. Oette institution s’est etendue sur toute la surface du ter- 
ritoire, de fagon A ötre à la portee de chaque agrieulteur; aussi m'est-il 
pas un eultivateur, si petit qu'il soit, qui n’ait son compte ouvert dans 
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un branch, et son livret de bons: personne ne garde d’argent chez soi, 
tout va à la banque ou en vient, c’est un mouvement continuel des 
fonds, mouvement profitable à chacun, puis qu'il n'y a pas un jour 
d’interet de perdu, et que les depöts et les remboursements s’effectuent 
avec une promptitude merveilleuse et presque sans frais. 


L’administration de branch ou comptoirs etablis dans les communes 
rurales est d’ailleurs fort simple. Lä, point de capital engage dans 
des edifices coüteux: la confiance dans l’institution nait de sa solidite, 
de l’honorabilite des hommes qui y ont engage leur fortune et de la 
capacit& de ses directeurs; pas de personnel surabondant: c'est le me- 
deein seul ou l’institutenr, ou une personne notable, avec ou sans aide, 
qui compose tout le personnel d’une branch. La caisse se trouve dans 
son habitation ; tout se passe pour ainsi dire en famille, et il est ex- 
tremement rare que la banque essuie des pertes. Telle est la simpli- 
cite du fonctionnement de ces branch, que, partout oü doit se produire 
un certain mouvement d'affaires, ne serait-ce que pendant quelques 
jours, comme dans les importants marches de betail du Nord, au prin- 
temps et à l’automne, il s’&tablit immediatement un comptoir dans une 
simple baraque en planches, et quelques centaines de mille francs suf- 
fisent pour donner lien à quelques millions d'affaires. La fondation 
d'une telle institution en Alsace serait certainement un bienfait pour 
l'agrieulture. Le cultivateur trouvant pres de lui de très grandes faci- 
lites d’un cöt& pour deposer et faire valoir ses fonds, et de l’autre, pour 
en retirer ou en obtenir & des conditions tres-peu onereuses , quand il 
offrirait des garanties convenables, ne serait plus & la merci des usuriers 
et n’aurait plus aucune raison pour garder de l’argent qui dormirait in- 
utilement au fond d’une armoire. Le goüt de l’epargne se developpe- 
rait, et les capitaux reprendraient leur courant vers nos campagnes, au 
grand avantage de l’agrieulture et de lindustrie nationale.“ 


Seit der Enquete von 1866 haben die Bedingungen des landwirthſchaft— 
lichen Kredits in Folge einer Reihe ſchlechter Jahre fich bedeutend verichlechtert. 
Da nun die Schwierigkeiten für unsere Landbevölferung in dem Maße wachlen, 
als die Schulden fih häufen, die auf der Landwirthſchaft ruhen, jo fann man 
die Öerbeiführung einer Werbeilerung nicht genug beichleunigen. Die Verfaſſer 
der Bittichrift von Heiligenftein glauben in Webereinitimmung mit dem Antrage 
des Herrn Baron Zorn von Bulach (Sohn), der im vergangenen Jahre vom 
Zandesausichufle der Negierung zur Prüfung empfohlen worden iſt, ein wirk— 
james Mittel in der Errihtung von Gemeindes, Spar: und Darlehenskaſſen an 
geben zu fönnen. Herr Lefébur, ehemaliger Abgeordneter von Colmar in der 
Nationalverfammlung von Frankreich und Unteritaatsfefretär der Finanzen, theilt 
uns in feinem Bericht über die Enauete von 1866 mit, daß man bereit zur 
Zeit der Enquete verlangte „la transformation des caisses d’epargne en institu- 
tions de eredit, pretant leurs fonds comme prets chirographaires aux cultiva- 
teurs desireux de realiser des ameliorations foncieres.* Der Staat jollte als— 
dann die Garantie übernehmen und fich durch die Differenz zwifchen dem den 
Einlegern gewährten Zinsfuß und dem von ben Entlehnern verlangten Zinsfuß 
ſchadlos halten. 

Die disponiblen Fonds der Sparfaffen den Landwirthen unter der Garantie 
des Staated oder der Gemeinden vorzufchießen, iſt ein bedenklicher Entſchluß. 
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Die franzöfiihe Negierung hat ſich nicht entichließen können, diefe Mafregel zu 
treffen. Herr Baron Zorn von Bulad (Sohn) hat allerdings in jeinem Gr: 
poſé vom 26. Januar 1882, indem er fih ſowohl auf perfönlihe Beobachtungen 
alö auf das Zeugniß des Herrn Neff, des Berichterftatters des badiichen Geſetzes 
vom Jahre 1880, für die unbedingte Solidität der badiichen Spar: und Dar: 
fehenöfaflen verbürgt. ‘ Unter der Garantie der Gemeinden hätten dieje Kaſſen fein 
Riſiko für die Einleger zur Folge Ihr blühender Zuftand müſſe alö der beite 
Beweis für ihre vollfommene Cinrihtung angejehen werden. Nicht eine einzige 
Gemeinde hätte in Folge diefer Art Volksbanken auch nur einen Gentime Berluit 
erlitten. Ganz im Gegentheil, alle badiihen Sparfajien würden glänzende Ge 
ihäfte machen ; viele derjelben würden jogar über höhere Reſerven verfügen, als 
das Geſetz vorichreibt. Gewiſſe Gemeinden zertheilen den erzielten Gewinn als 
Dividende, andere verwenden denielben zu Arbeiten von öffentlihem Nuten, zur 
Unterhaltung der Schulen, zur linterftügung der Armen. Die Unterzeichner der 
Betition von Heiligenftein zweifeln nicht daran, daß wir in Elſaß-Lothringen 
ähnliche NRefultate erzielen würden, wenn durch Geſetz die Errichtung von Spar: 
und Darlehensfaflen unter der Garantie der Gemeinden gejtattet würde, 

Troß diejes glänzenden Bildes hat fi die Majorität der Kommiſion nod) 
nicht entichließen können, die Umwandlung der Sparkaſſen in Darlehenskaſſen zu 
befürworten. Was die Garantie des Staates betrifft, jo hat Herr North, 
indem er die bezüglich des erften Antrags deö Herrn Baron Zorn von Bulach 
bereit3 vorgebrechten Argumente wieder aufgenommen hat, ſich dahin ausgeiprochen, 
daß die unbedingte Sicherheit, welche für die in die Sparfaflen gemadten Ein: 
lagen erforderlich ift, jih nicht mit dem Rififo verträgt, der mit Darlehen an 
die Yandwirthichaft, an einfache Privatleute, verfnüpft ift und daß, wenn ber 
Staat die Verantwortlichkeit übernimmt, die öffentliche Kaffe oder die Gemeinichaft 
der Steuerzahler das Defizit zu deden haben werden. Solde Opfer fönnen aber 
nicht gefordert werden, beſonders wenn die Vermehrung der Gemeindeſparkaſſen 
und die den Ginlegern zu gemwährenden Erleichterungen in einem ſtarken Verhält— 
niß den Betrag der Ginlagen erhöhen follten. Schon jest bei einem Betrage 
von 31 Millionen Mark, welche bei den Spartafien des Yandes unter der Garantie 
des Staates hinterlegt find, hat die Aftiengefellichaft für Boden und Kommunal: 
fredit zu Straßburg, auf welche kraft Vertrages die Verpflichtungen der ehema— 
ligen Caisse de depöts et consignations unter der franzöfiichen Regierung über: 
gegangen find, Mühe, 4 Proz. Zinfen für die hinterlegten Fonds zu zahlen. 

Was den Zinsfuß beträgt, To iſt derjenige von 4 Proz, der für die bei 
den Sparkaſſen unter der Garantie des Staates hinterlegten Gelder gewährt wird, 
ſehr hoch. In England beträgt der gewährte Zinsfuß nur bis zu 3'/, Proz. 
und noch beflagt ſich der Finanzminister über eine Benachtheiligung des Schages. 
In Frankreich find berufene Nationalöfonomen, unter Anderen Leroy Beaulieu 
und Emil Levaffeur, welche dazu beigetragen haben, daß das Marimum der Eins 
lage für einen und benjelben Einleger auf 2000 Francs erhöht wurde, der Ans 
fiht, den jährlichen Zinsfuß von 4 auf 3,5 Proz. zu ermäßigen. Mit ebenio 
viel Recht faun man von dieſem Standpunkt aus behaupten, daß in Gemäßheit 
ihres Prinzipes die Sparkaſſen weniger berufen jeien, den angeſammelten Sapitalien 
einen hohen Ertrag zu gewähren, als die vollftändige Sicherheit der zu bildenden 
Kapitalien, der Erſparniſſe der fleinen Leute, zu garantiren. In Wahrheit erjebt 
die Sparfafle die frühere Sparbüchſe und den legendenhaften Strumpf, in welden 
der Arbeiter jein Geld legte, um es den täglichen Ausgaben zu entziehen, es da— 
bei aber dody immer zu feiner Verfügung hielt. Abgejehen davon, daß dieſes 
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Geld den Ginlegern Zinſen bringt, die fie ſonſtwo nicht finden würden, fünnen 
fie dasſelbe auch erjt in einem beitinmmten Zeitraum und unter Erfüllung gewiſſer 
Formalitäten zurüdziehen, To daß fie es oft laſſen, nachdem fie es zurüdziehen 
wollten. Wehr als einer wird fo dazu geführt zu jparen und fleine Summen 
wachen mit der Zeit zum Stapital an. Da die Sparfafie den Charakter eines 
produftiven Strumpfes bejist, To kann fie nicht noch dazu in ein finanzielles 
Unternehmen verwandelt werden, wobei ihre Stlienten nur zufünftige Aktionäre 
find. Es jteht jedem frei, das unter der Garantie des Staates angelammelte 
fleine Napital anderswo in Mobiliarwerthen zu einem höheren Ertrage anzulegen, 
aber in feinem Falle kann der Staat in Anjpruc genommen werden, um ipar: 
ſame Perſonen zu bereihern, indem er ihnen auf Koften der Steuerpflichtigen 
Geichente macht und ihnen die möglichit günftige Anlegung anbietet. 

Nirgends, joviel uns bekannt iit, haftet der Staat für die Darlehenskaſſen. 
Die Stataftrophen der Volkskaſſe zu Stuttgart, der Spar: und Darlehenskaſſe in 
der obern Pfalz genügen, um jelbit denjenigen eine ernite Zurüdhaltung aufzu— 
erlegen, welche in Folge der günstigen Rejultate der badischen Kaſſen geneigt find, 
die Einrichtung der Spar: und Darlehenskaſſen unter kommunaler Garantie nad) 
dem Muſter de3 in der Petition von Heiligenftein befirworteten Statutenentwurfs 
in under Land einzuführen. 

Ohne fid) endgültig Ichlüffig gemacht zu haben, verhält fich die Negierung 
in Webereinitimmung mit der Majorität der Kommiſſion abwartend. Nach den 
von uns erwähnten Grflärungen des Negierungstommijjärs fann etwas zur 
Hebung des ländlichen Kredits geichehen, ohne die Sicherheit der unter der Garantie 
des Staates, welche durch die gegenwärtige Geſetzgebung feitgeitellt iſt, den Spar: 
fajien anvertrauten Erjparnifie in Frage zu ftellen. Seit einiger Zeit haben id) 
auf der Grundlage des Genoijenichaftögeieges von 4. Juli 1868 im verjchiedenen 
DOrtichaften des Elſaß Geiellihaften gebildet, um Darlehenstaffen nad) dem Raiff— 
eifen’schen Syſtem einzurichten, bezüglich deren weder die Gemeinden noch der Staat 
eine VBerantwortlichfeit eingehen und welche ausgezeichnete Nejultate in Rhein: 
preußen ergeben haben. 

Mas ift aber eine Genoſſenſchaft nach Raiffeiſen'ſchem Syſtem und weldes 
ift ihr Zwei? Auf dieie Frage gibt Herr Berrot, ein deuticher Publiziſt, in 
feinem Werke über die Spar- und Darlehensftafien, das 1882 zu Straß: 
burg erichienen und von der Societe industrielle zu Mülhauſen preisgefrönt 
worden iſt, folgende Antwort : 

„Sin Darlehenskaſſenverein nad dem Syſtem Raiffeiſen ift eine in der Negel 
auf Grund des Genoffenichaftögeieges vom 4. Juli 1868 gebildete Vereinigung 
von Angehörigen eines fleinen ländlichen oder jtädtifchen Bezirkes, welche das zu 
ihrem Geichäftsbetriebe nöthige Geld, anfangs durch gemeinfame Anleihen, jpäter 
duch Anſammlung von eigenem Stapital, aufbringt und nad) Maßgabe des Be: 
darf? und der Würdigfeit, gegen möglichit billige Zinſen und in längeren Tilg- 
ungsterminen von 1 bis 10 Jahren, bei periodiichen Rüdzahlungen, an ihre Mit: 
glieder ausleiht. Sämmtliche Mitglieder haften gleichheitlih, jedoch jolidariich, 
für die von dem Vereine übernommenen Verbindlichkeiten und Garantien mit ihrem 
gejammten Vermögen. 

„Der Zwed diejer Darlehensfaffenvereine ift, dem weniger bemittelten Bauern: 
ftande das zu feinem Wirthichaftöbetriebe — zu Meliorationen, Ankauf von Vieh, 
Adergeräthichaften, Dünger, Saatfrudt, felbit Grunditüden und Anderm mehr — 
erforderliche Kapital auf möglichit billige und ſolide Weile zu verihaffen und 
dadurd zu verhüten, daß derielbe in die Hände der Wucherer falle, ſolche 
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Landwirthe, welche bereits verjchuldet find, wieder zu befreien und felbft den beſitz— 
lojen Taglöhnern zu einem Gigenthum zu verhelfen. Gleichzeitig joll der Raiff— 
eifen’ihe Darlehenstafienverein in erhöhtem Maße die Eigenichaft einer Spartaife 
befigen, indem er dem wohlhabenden Manne Gelegenheit gibt, fein überflüffiges Geld 
gut und höher rentbar anzulegen und fi dadurch feinen Mitbürgern nügli zu 
machen, während der weniger bemittelte Bauer durch Verbeſſerung jeiner Ader: 
wirthichaft allmälig zu Wohlitand gelangen und dem Gefinde feine Erjparnifle 
auf die innerhalb des Vereins zu bildende regelrechte Sparkaſſe zinsbar unter 
bringen fann. 

„Der jährlihe Geſchäftsgewinn joll nad Abzug der Verwaltungstoften zu 
einem untheilbaren gemeinichaftlichen Vereinsvermögen angefammelt und, jobalb 
dies erreicht ift, der fernere Gewinn zu gemeinfamen Zweden verwendet werben.‘ 

Die Darlehenstaflen nah Raiffeiſen'ſchem Syſtem find im Jahre 1849 im 
Weiterwald, in Preußen, entitanden oder verſuchsweiſe eingeführt worden, auf 
Anregung des Bürgermeijterö der Gemeinde Flammersfeld. Der Grundbeiig Diejer 
Gegend war damals ehr zeritüdelt, der Viehitand der Bauern war Eigenthum 
jüdiicher Wucherer, viele Bauern waren vollftändig verichuldet und verarnt, — 
ein Zuftand, welchen uns heute viele Gemeinden unſeres theuren Landes von 
Elſaß-Lothringen, welches doch von der Natur ſo reich ausgeſtattet ift, zeigen. 
Naiffeiien, welchem diefe Noth zu Herzen ging, überzeugte fih, daß die Haupt: 
urſache des Uebels in der in der dortigen Gegend üblichen Art, Gelder bei Wu— 
cherern aufzunehmen, zu fuchen fei. Gr machte den Verfuch der Heilung des 
Uebels durch die Inſtitution, deren weientlichite Züge wir fo eben jfizzirt haben. 
Der Berfucd gelang, den Wucher im Wefterwald auszurotten und den Bauern 
ihren alten Wohlſtand zurückzugeben. Es wurde von der preußiichen Regierung 
eine Kommiffion beauftragt, an Ort und Stelle die Erfolge der nadı dem Syſtem 
Naiffeiien gegründeten Banken zu unterfuchen und diefe Kommiſſion fonitatirte 
die Nüslichkeit und Lebensfähigkeit des Unternehmens in einer Denkihrift, deren 
Inhalt der Schon zu ſehr ausgedehnte Bericht und nicht erlaubt, auh nur im 
Auszuge mitzutheilen, von der wir nichtödeftoweniger folgende darakteriftiiche 
Stellen abzudruden uns nicht verfagen fünnen : 

„Bas nun den Geihäftsgang der Vereine betrifft, fo find bie Vereine 
„eingetragene Genoffenichaften, welche fowohl von den Mitgliedern wie Nichte 
„mitgliedern Geld anleihen und an ihre Mitglieder wieder ausleihen. 
„Allerdings haben die meisten darunter, namentlich diejenigen, welche einen 
„rein ländlichen Charakter tragen, feine Gefchäftsantheile; die Gerihte haben 
„indeſſen diefen Mangel in allen uns bekannt gewordenen Fällen nicht als 
„Eintragungshinderniß angeſehen. Der Zinsfuß, zu welchem angeliehen wird, 
„iſt nad) dem Kredit des Vereins, der Yage u. ſ. w. einigermaßen verjchieden. 
„Ueberall aber haben wir gefunden, daß die Vereine, je länger fie beftanden, 
„unter deito günftigeren Bedingungen geliehen erhalten fonnten. Bei ihrer eriten 
„Einrichtung haben fie meiſtens 5 Proz. zahlen müſſen und ſelbſt um dieſen 
„Zinsfuß oft nur von Freunden der Sache Geld erhalten fünnen. Gegen» 
„wärtig find faft alle in ber Yage, nicht mehr ala 4'/, Proz. für Anlehen 
„geben zu müſſen und nicht wenige haben fchon für den größten Theil der 
„don ihnen aufgebrachten Kapitalien den Zinsfuß auf 4 Prozent rebuzirt. 
„Es gilt das ſelbſt von Vereinen, die in einer der ungünftigiten Gegenden 
„der Brovinz, auf dem Wejterwald in der oberen Grafichaft Wied und dem 
„reife Altenkirchen liegen. — Nicht minder aber ift ein Zeichen des jich 
„immer mehr verbeifernden Kredits, dab fie mehr und mehr daß Kapital, 





Ch. Grad: Sparkafienweien und Volfsbanfen. 441 


„deſſen fie bedürfen, von ihren eigenen Mitgliedern erhalten, immer weniger 

„von außen aufnehmen. —“ 

Abgeiehen von den Staflirergeichäften werben alle Gejchäfte bei den Raiffeiſen— 
Ihen Kaſſen unentgeltlich beforgt. Die Vereinsmitglieder haften ſolidariſch und 
gleichmäßig für die Schulden der Kaffe mit ihrem Vermögen. Mehr ala 130 
Gemeinden in Rheinpreußen haben, wie gejagt, diefe Art von Banken zum großen 
Vortheil des ländlichen Kredit eingeführt. Herr Perrot hat in feiner fchon oben 
angeführten Abhandlung über die Spar: und Darlehensfaffen von den Erfolgen 
der Raiffeifen’schen Kaffe zu Anhaufen geiprochen, welche in Jahre 1862 begründet 
wurde, nad einem vierzehnjährigen Beltehen einen Refervefonds von 9000 Mart 
aufweilt und heute den Strebitbedürfniffen ihrer 200 Mitglieder genügen kann, 
ohne neue Anleihen von außen aufzunehmen, Würden foldhe Erfolge fih in 
Elſaß-Lothringen wiederholen ?_ Alle Mitglieder Ihrer Finanztommiffion find 
nicht davon überzeugt, nad) dem Mißerfolg der zur franzöfifchen Zeit in Rappolts— 
weiler und Beblenheim gegründeten Volksbanken. Nichtödeftoweniger find mehrere 
Orte im Eljaß und in Lothringen im Begriff, einen Verfuh zu mahen. Wir 
haben gegenwärtig 22 Kaſſen nad NRaiffeifen’schem Spyitem, unter anderen in 
Dambach, in Lüselftein, in Markolsheim, in Oberyeug und in Niederyeutz. Die 
Soeiete d’agriculture, sciences et arts hat auch einen Bericht über die Frage 
veröffentlicht. Herr Houpert, ehemaliger Hypothefenbewahrer, geftorben am 4. März 
1880, hat eine Rente von 1200 Francs, jowie feine Farm in Baſſing, welche 
für 2616 Mark jährlich vermiethet worden ift, für die Gründung von Darlehens: 
und Unterftügungsfaflen in Dieuze, Albesdorf, Finitingen, Pfalzburg, Saarburg, 
NRechicourt und Lördingen hinterlaffen. Der Erfolg diejer Kaſſen wird uns in 
einigen Jahren zeigen, ob das Juftitut der Naiffeifen’schen Kaſſen in unferm 
Lande Fuß fafjen kann, oder ob die durch die Petition in Heiligenitein angepriefenen 
Spar: und Darlehensfaffen unter fommunaler Garantie beffer geeignet find zur 
Hebung des Kredit, welcher für den Wohlitand des Bauers wie des Fleinen 
Handwerker unentbehrlich ift. 


V. 


Nachdem die Kommiſſion die Vorſchläge der ihr überwieſenen Petitionen 
Punkt für Punkt geprüft hat und indem ſie die Verantwortlichkeit für die vor— 
ſtehenden Darlegungen dem Herrn Berichterſtatter überläßt, faßt ſie ihre Anſicht 
dahin zuſammen, daß eine klare Unterſcheidung zwiſchen dem Inſtitut der Spar— 
kaſſen, welches zum Schutz der Erſparniſſe aus den weniger begünſtigten Geſell— 
ſchaftsklaſſen dienen ſoll und dem Inſtitut der Volkskreditkaſſen, welches zur Er: 
langung von Darlehen und zur möglichſt günſtigen Anlage von Kapitalien dienen 
ſoll, aufrecht zu erhalten iſt. Die Verbeſſerung des Kredits und die Erleichterung 
des Sparens müſſen wir alſo als zwei verſchiedene Zwecke zugleich in's Auge 
faſſen, indem wir auf der einen Seite die in Geltung ſtehende Geſetzgebung über 
die Sparkaſſen nach Maßgabe des Zuläſſigen modifiziren und auf der anderen Seite 
die nöthigen geſetzlichen Beſtimmungen einführen, um die Entſtehung von Dar— 
lehenskaſſen unter den den beſonderen Bedürfniſſen Elſaß-Lothringens anzupaſſenden 
Bedingungen zu begünſtigen. Im Intereſſe der leichteren Erlangung von Dar— 
lehen wäre der Regierung eine Reform oder Reviſion des Hypothekenrechts, bie 
Ertheilung von obligatoriich auszuftellenden Eigenthumstiteln an die Grundbefiger 
und die Verminderung der Koften für Schuldverfchreibungen zu empfehlen. Um 
die Niederlage von Erjparniffen in den Sparkaſſen zu erleichtern, hat der Kommiſſär 
der Regierung darauf hingewieſen, daß eine Vermehrung der Zahl der Gemeinde 
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ſparkaſſen Ihon nad den gegenwärtig geltenden gejeslichen Beitimmungen erreicht 
werden kann; im dem gegenwärtigen Augenblid find Unterbandlungen eingeleitet, 
um an verichiedenen Punkten des Landes dem Wunſche der Gemeinden entiprecend 
neue Sparkaſſen zu errichten und die Ausführung des Projekts der Poſtſparkaſſen 
mürde den unmittelbaren Erfolg haben, in Eljaß:Lothringen Sparfafien bei den 
meiften Boftanftalten des Landes, welche fich gegenwärtig auf 267 an der Zahl 
belaufen, entitehen zu laflen. 

Mas die Organifation der Gemeindefparkaffen mit ftaatlicher Garantie betrifft, 
jo wäre Ihre Kommiſſion der Anficht, die Beſtimmungen des franzöſiſchen Gejeges 
vom 9. April 1881 zu Gunften der Einlagen von verheirateten Frauen und Minder: 
jährigen einzuführen. Bon verjchiedenen Seiten wurde aud eine Erhöhung des Ma: 
rimums der Einlagen und eine Vereinfachung der Formalitäten für die Rückzahlungen 
vorgeichlagen. Betreff3 der letteren Punkte ift die Kommiſſion vorerft der Meinung, 
daß die Friſten für die Rüdzahlungsanträge im Interefle des Sparens zweckmäßig 
beizubehalten wären, da jedenfalls ſolche Anträge nicht jo häufig geftellt werden, wenn 
die Inhaber von Sparkaffenbüchern ihr Geld nicht fogleich auf ihre erſte mandmal 
unüberlegte Forderung hin zurüdziehen können. Was dann die Grhöhung de 
Darimaljages der Einlagen über 800 Mark hinaus für einen und bdenielben In: 
haber eines Sparkaſſenbuchs anlangt, jo würde eine jolche ohne eine Herabiegung 
des Zinsfußes wohl faum ausführbar fein bei- der gegenwärtigen Lage des Gelb: 
marktes, wo der Privatdisfont gewöhnlich auf 3 Proz. ftehen bleibt; denn durdı 
eine erhebliche Erhöhung des Gelammtbetrages der Spareinlagen unter Garantie 
des Staates laufen wir Gefahr, bei dem gegenwärtigen durch Gefeg vom 7. Mai 
1853 feitgeleßten YZinsfuß von 4 Proz. der Staatöfaffe und fomit den Steuer: 
zahlern zu Schwere Opfer aufzuerlegen. Im Falle politiicher Krifen können die 
zu zahlreihen Nüdzahlungsanträge in einen gegebenen Nugenblid, wie dies in 
Frankreich unter den Greignilien von 1848 und 1870 der Fall war, den Staat 
in ernfte VBerlegenbeit bringen, wenn er die nöthigen Summen zur Befriedigung 
der Anträge nicht zur Hand hat. Wielleiht wäre es angemeſſen, diefe Cventualität 
durh Ginführung einer fogenannten Schulflaufel vorzufehen, welche die im 
Jahre 1870 von der franzöfiichen Negierung getroffene Maßregel zur Negel machte 
und die Verwaltung ermächtigte, die Rüdzahlungen auf 50 Francs pro Spar: 
falfenbuch, zahlbar von vierzehn zu vierzehn Tagen, feitzuiegen. 

Alles in Allem, wüniht Ihre Kommiſſion eine größere Grleichterung des 
Sparens und eine möglichſt weitgehende Verbeſſerung des ländlichen Kredites. So 
wünichenswerth die Vermehrung der Pfennigſparkaſſen ift, fo bleibt dieſelbe der 
Privatinitiative überlaffen, ebenio das Institut der Darlehenskaſſen nach dem Syſtem 
Raiffeilen. Die Kommiſſion erblidt eine wirffame Maßregel in der Vermehrung 
der Zahl der Gemeindeiparfaflen und in der Gründung von Poſtſparkaſſen und 
ihlägt Ihnen vor, einen Beihluß dahin zu fallen, Die Regierung wieder 
holt zu erjuden, die Frage einer Abänderung der beftebenden 
Geſetzgebung über die jest eriftirenden Sparkaſſen unter ftaat: 
liher Garantie in dem obenangedeuteten Sinne, ſowie die Fragt 
der gejeglihen Ermädtigung der Gemeinden zur Errichtung von 
Spar: und Darlehenskaſſen nah dem Mufter der Statuten der 
Gemeinde Heiligenftein zu ftudiren. 
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Anlage 3. 


Statuten der Spar- und Darlehenskafe der Gemeinde 
Heiligenftein. 


Art. 1. Es wird hiermit eine Spar: und Darlehensfaffe, welche den Na- 
men führt: „Spar: und Darlehenstafle Heiligenftein“ errichtet und bedient ſich 
diejelbe eined® Siegeld mit dieſer Bezeichnung. 

Art. 2. Zweck der Kaffe ift, zur ficheren verzinslichen Anlegung von Er: 
Iparniffen und zur Grlangung von Darlehen Gelegenheit zu bieten. 

Art. 3. Die Spar- und Darlehenskaſſe hat ihren Sig in Heiligenftein. 
Die Geihäftäftunden find auf den Donnerstag jeder Woche um 2 Uhr Nad: 
mittags feitgeiegt. Die Glode des Gemeindehaufes wird dazu das Zeichen geben. 
Den Kuratorium bleibt es anheimgeitellt, die Stunde abzuändern. 

Art. 4 Die Spar= und Darlehenstaffe beiteht als ein jelbititändiges In: 
ititut, unter Garantie der Gemeinde Heiligenitein; alle Verbindlichkeiten derſelben 
bilden Laften diejer Gemeinde und werden durch diefelbige getragen, wenn das 
eigene Vermögen der Kaſſe nicht ausreichen follte. 

Art. 5. Die Verwaltung wird dur ein Kuratorium geführt. Dasielbe 
befteht aus einem von dem Streisdireftor aus den Gemeinderathömitgliedern, auf 
Vorſchlag des Gemeinderaths, für drei Jahre zu ernennenden Vorjigenden und 
fünf von dem Gemeinderathe zu mwählenden Mitgliedern. Won letteren ſcheidet 
alljährlich Eines aus, Das erite Mal wird die Reihenfolge der Ausſcheidenden 
dur) das 2008 bejtimmt. Der Ausicheidende kann wieder gewählt werden. 

Art. 6. Der Vorfigende kann fich im PVerhinderungsfalle durch einen der 
Delegirten nad) feiner Wahl bei jeder Verfammlung vertreten laſſen. 

Art. 7. Das Suratorium vertritt die Spar» und Darlehenstaffe in jeder 
Beziehung bei allen gerichtlichen und außergerichtlichen Geihäften. Dasſelbe hat 
die Befugniß, nicht nur fich für einzelne Geſchäfte andere Perfonen zu ſubſtitui— 
ren, fondern auch häufig wiederkehrende Nechtshandlungen ein für alle Mal dem 
Vorfigenden oder einem Mitgliede des Kuratoriums allein zu überlaſſen. 

Art. 8 Alle Urkunden, welhe von dem Sturatorium ausgeſtellt werben, 
wenn fie die Spar: und Darlehenskaſſe verpflichten follen, müffen von dem Bor: 
figenden oder deſſen Vertreter und von wenigitens einem weiteren Mitgliede des 
Kuratoriums vollzogen und mit dem Siegel der Sparfaffe verjehen fein. 

Art. 9. Das Huratorium faßt feine Beihlüffe nah Stimmenmehrheit. 

Art. 10. Der BVorfigende leitet den Geichäftsgang. Die Berlammlungen 
werben durch ihn anberaumt. Diefelben jollen immer an dem Site der Spar- 
fafje itattfinden. Bei jeder Verfammlung muß auch der Rendant anweſend fein. 
(Siehe Art. 11.) 

Art. 11. Die Haffenführung wird durch einen vom Kuratorium ernannten 
Rendanten ausgeübt. 

Derjelbe wird durch das Kuratorium überwacht und fteht unter der Stontrole 
des Staffenfontroleurs des Kreiſes, welcher mindeitens ein Mal jährlich eine Re: 
vifion der Spare und Darlehenskaſſe abzuhalten hat. 

In jedem Quartal foll eine Nevifion der ganzen Geſchäftslage, insbejondere 
aber der Schuldurkunden der Spar: und Darlehensfajie rückſichtlich ihrer Sicher: 
heit durch eine alljährlich dazu zu ernennende Kommiſſion des Kuratoriums von 
zwei Mitgliedern vorgenommen werben. 
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Art. 12. Der Nendant nimmt die Einlagen der Sparer und die Zinfen 
für die ausgeliehenen Stapitalien in Empfang, klagt diefe Zinfen nöthigenfalls bei 
Gericht ein und leitet die Zahlungen aus der Sparkaſſe. Ausgelichene Kapitalien 
ift er ebenfalls befugt, zu erheben. 


Art. 13. Für jedes Jahr hat der Nendant nad Ablauf desielben eine 
bejondere Rechnung aufzustellen und dem Kuratorium einzureihen. Dieje Ned): 
nung wird von dem Suratorium begutachtet und durch den Kaſſenkontroleur 
repidirt. 

Die Ertheilung der Decharge erfolgt durd) das Kuratorium nad) geichehener 
Reviſion. 

Die Ergebniſſe der Rechnung werden alljährlich öffentlich bekannt gemacht. 


Art. 14. Die Spar- und Darlehenskaſſe nimmt von jeder Perſon aus 
Heiligenſtein Einlagen von 1 bis zu 800 Mark an. Dieſe Einlageſumme kann 
nicht überſchritten werden. Für jede Einlage werden den Einlegern 40/, jähr: 
lihe Zinſen gewährt. 

Art. 15. Die Zinfen werden erft von dem 14. Tage nad der Einzahlung 
berechnet. Ebenſo werden bei Nüdzahlungen, fie mögen das ganze Guthaben 
oder nur einen Theil desjelben umfaſſen, die Zinfen für die legten 14 Tage 
nicht in Anrechnung gebradt. 


Art. 16. Die Auszahlung der Zinſen erfolgt in der Zeit vom 2. bis 
15. Januar jeden Jahres. Werben diejelben während diefer Zeit nicht abgehoben, 
jo werden fie dem Kapital zngeichrieben und wie diefes vom 1. Januar verzinft. 

In feinem Falle fanıı aber das aufgelaufene Guthaben eines Cinlegers in 
Kapital und Zins 1000 Mark überjteigen. Sollte diefer Sag erreicht jein, fo 
wird jofort der Einleger zum Nüdempfang der die reglementarifhe Summe von 
800 Mark überfteigenden Summe aufgefordert. Weitere Zinjen für Tegtere Summe 
werden nicht mehr geleiitet. 


Art. 17. Wer Geld in die Spar: und Darlehenskaſſe einlegt, erhält ein 
auf jeinen Namen lautendes Sparkaſſen-Quittungsbuch. Diejes Buch wird auf 
dent Titelblatt von dem Sturatorium, jowie von dem Nendanten vollzogen und 
mit dem Siegel der Sparkaſſe verjehen. In dasjelbe trägt der Nendant und ber 
Vorfigende oder deilen Stellvertreter, unter Beileßung des Datums und ihrer 
eigenhändigen lnterfchrift, jede Ein- und Nüdzahlung ſowie den Betrag der zu: 
geichriebenen Zinjen ein. 

Ieder Einleger erhält nur ein Quittungsbud und hat dasjelbe bei allen 
weiteren Ginzahlungen ſowie Auszahlungen vorzulegen. 

Art. 18. Die Quittungsbücher werden unter fortlaufenden Nummern aus: 
geftellt. Denfelben wird das gegenwärtige Statut vorgedrudt. 

Art. 19. Der Rendant bezahlt die von der Sparkaſſe zurüdgeforderten 
Beträge, unter Zuziehung eines Mitgliedes des Kuratoriums, nad) einmonatlicher 
Kündigung und zwar an einem dur das Kuratorium dazu feſtgeſetzten Tage 
jeden Monais. I se iſt aber befugt, die zurüdgeforderte Einlage, ganz oder 
theilweife, fofort auszuzahlen, wenn der Ztand dar Kaſſe vies erlaubt. 

Art. 20. Nücdzahlung von Einlagen und Auszahıung ser Zinien kann 
nur gegen Vorlegung des Sparfaflen » Quittungöbuches gefordert werden. Ueber 
jeden ausbezahlten Betrag hat der Empfänger eine der Kaſſe verbleibende, zur 
Stontrole dienende Quittung andzuitellen. Bei theilweiien Zurüdzahlungen wird 
die abgehobene Summe durch den NRendanten im Quittungsbud abgejchrieben und 
letzteres dem Vorzeiger ſodann zurüdgegeben. 
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Wird das ganze Guthaben zurüdgezahlt, jo hat der Empfänger dad Quit- 
tungsbuch an den Rendanten auszuhändigen. 

Art. 21. Die Einleger haben für das Quittungsbuch 20 Pf. zu entrichten, 
welche bei Auszahlung des Testen Guthabens in Abzug gebracht werden. 

Art. 22. Die Gelder der Spar- und Darlehensfaffe werden durch das 
Kuratorium den Einwohnern der Gemeinde Heiligenftein, welche eine Spareinlage 
von mindeitend 10 Markt gemaht haben, und den Gemeinden in Unter » Eliaß 
unter folgenden Bedingungen ausgeliehen: 

a) Gegen hypothekariſche Verpfändung von Häuſern oder Grundftüden, 
welche in der Gemarkung Heiligenftein, jomwie in den angrenzenden Gemarfungen 
gelegen find, bis zur Hälfte des durd zwei von dem Kuratorium zugelaſſene 
Erperten abzuſchätzenden Tarwerthes. 

b) Auf Wechſel oder Schuldicheine ohne Hypothefariihe Sicherheit, wenn 
ein als wohlhabend anerfannter Bürger des Kantons für Kapital, Zinfen und 
Koiten als Bürge und Selbitichuldner eintritt. Zu Darlehen diefer Art dürfen 
übrigens niemal3 mehr als ?/, der Gejammteinlagen der Kaſſe verwendet werben. 
eber die Annahme der vorgeichlagenen Bürgen enticheidet das Kuratorium. 

c) Gegen Handicheine unter Verpfändung von Hypotheken- oder Grund: 
Ihuldforderungen mit der unter lit. a verlangten Sicherheit. 

Die verpfändeten Hypotheken- oder Grundichuldforderungen müſſen der Stafie 
zedirt werden. 

d) An Gemeinden des Bezirkes gegen ordnungsmäßige Schuldverjchreibungen. 

Auch können die disponiblen Gelder zum Ankauf von Werthpapieren, melde 
von dem Deutfchen Reiche oder von dem eljaßslothringiichen Staate emittirt oder 
garantirt oder welche unter Autorität des elſaß-lothringiſchen Staates von Kor— 
porationen oder Kommunen ausgeſtellt und mit einem für alle Male beſtimmten 
Sage verzinälich find, verwendet werden oder in ber Mftienbanf für Boden- und 
Kommunal-Kredit in Elſaß-Lothringen angelegt werben. 

Einer einzelnen Privatperfon follen Darlehen nicht über den Betrag von 
1000 Darf gewährt werden. Der Zinsfuß für die Darlehen joll 5 %/, betragen. 

Die näheren Bedingungen der Ausleihung in den ada, b, c und d gedachten 
Fällen, insbeſondere was Termin der Nüdzahlung, Abtragungsraten, Kündigungs: 
friit anlangt, werden durch das Kuratorium mit den Schuldnern vereinbart. 

Art. 23. Die nad Beitreitung der Verwaltungskoiten verbleibenden Zins— 
überichüffe, über welche der Nendant befondere Rechnung führt, nebit dem etwaigen 
Regierungszuihuß bilden den Neiervefonds zur Dedung etwaiger Ausfälle. 

Art. 24. Für den Fall, dab die Rüdzahlung von Guthaben in unge- 
wöhnlich ſtarkem Umfange verlangt wird, die nöthigen Dedungsmittel auch nicht 
durh Kündigung und Ginziehen ansftehender Forderungen rechtzeitig zu erlangen 
find, fann das Kuratorium zur Beichaffung der erforderlichen Mittel verzinsliche 
Anleihen unter Garantie der Gemeinde Heiligenitein für die Sparkaſſe aufnehmen. 

Das Kuratorium ift aladann verpflichtet, auf die ungeläumte Tilgung der 
Schuld Bedacht zu nehmen, jobald der Zuftand der Kaſſe die Abtragung irgend 
geitattet. 

Art. 25. Sollte fih dur die Praris herausftellen, daß das vorliegende 
Statut mangelhaft wäre, jo fann es jederzeit durch Beſchluß ded Kuratoriums 
abgeändert werden. Die Abänderungen bedürfen der Genehmigung der Landes: 
regierung. Die Beichlüffe, welche diefe Abänderung enthalten, müſſen zwei Mal 
in Zwiichenräumen von je 4 Wochen öffentlich befannt gemacht werben, bevor 
fie verbindliche Kraft erlangen. In diefer Bekanntmachung ift zugleich ausdrück— 
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lich hervorzuheben, daß diefe Beichlüffe mit einem beitimmt zu bezeichnenden Tag 
in Kraft treten. 

Art. 26. Das Kuratorium ift ermächtigt, die Aufhebung der Spar- und 
Darlehenskaſſe zu beichließen. in folcher Beichluß unterliegt der Genehmigung 
der Landesregierung und ift nad Ertheilung derfelben drei Mal, unter Auf: 
fündigung ber Guthaben, in einem Zwijchenraum, vom Tage der erſten Publi- 
fation bis zur legten, von mindeſtens drei Monaten befannt zu machen. Die 
Guthaben, welche in Folge jolcher Kündigung bei Ablauf der gejtellten dreimonat- 
lihen Friſt, nach der legten Publikation nicht zurücdgenommen find, werden nicht 
weiter verzinft, fondern auf Gefahr und Koſten der Empfangsberehtigten gericht: 
lich deponirt. Die Beltände der Nejervefonds aber werben auf die Gemeinden 
ded Kantons nad) Maßgabe der Bevölkerung vertheilt. 

Art. 27. Alle öffentlichen Belanntmahungen, welche in dieſem Statut 
porgeichrieben find, erfolgen durch das „Barrer Kantonsblatt“. 

Art. 28. Den Staatöbehörden verbleibt immer das Auffihtärecht über 
die Kaſſe. 

Art. 29. Gegenwärtiges Statut tritt in Kraft mit dem Tag der Geneh: 
migung durd die Landesregierung. 


Heiligenftein, den Mai 1882. 


Der Verwaltungsratb: 








Die armenrechtliche Familieneinheit.') 


(Zentralblatt für das Deutiche Reich 1883 S. 58, 87, 141.) 


LE 


Der nad) der Judifatur des Bundesamt3 für das Heimatsweſen in dem 
InterftügungSwohnfig-Gejege vom 6. Juni 1870 enthaltene Grundjag der Ber: 
ionen-Cinheit zwiſchen Familienhaupt und Angehörigen wird in jeiner Allge 
meinheit nicht von allen Spruchbehörden in Armenftreitfachen anerkannt. Namentlich 
geht das Königlich ſächſiſche Ministerium des Innern in follegialifcher Zufammen: 
ſezung von anderer Auffaffung aus. Während die Anficht des Bundesamts unter 
anderem in den „Enticheidungen bed Bundesamts*, herausgegeben von MWohlers, 
Set XI ©. 93, XII ©. 31, näher entwidelt ift, ergibt fich die Rechtſprechung 
des Königlich ſächſiſchen Minifteriums des Innern aus „Fiſcher, Zeitichrift für 
Praris und Gejeggebung“ Bd. 3 ©. 270. 

Es folgt hier für eine und die andere Auffaffung je eine der neueren Ent: 
heidungen beider Behörden. 


1. Entfheidung des Königlich ſächſiſchen Miniſteriums des Innern vom 
26. April 1882 in Sachen Wolmirkädt contra Landarmenverband des 
Königreichs Sachſen. 


Entſcheidungsgründe. Der Rekurrent ſucht das eingewendete Rechts— 
mittel unter Berufung auf mehrere Entſcheidungen des Bundesamtes für das 
Heimatweſen durch das Anführen zu rechtfertigen, daß die einem Familiengliede 
gewährte Unterſtützung als mittelbar dem Familienhaupte und beziehentlich auch 
ſämmtlichen übrigen Familiengliedern zu Theil geworden anzuſehen ſei, weil die 
jamilienglieder rechtlich zur gegenfeitigen Unterftügung verpflichtet feien und zieht 
aus diefem Anführen die Folgerung, daß eine und diejelbe Familie nicht zu einer 
Zeit von mehreren Armenverbänden unterftügt werden könne. Er ſtützt fich in 
Anwendung diefer Säge auf den vorliegenden Fall darauf, daß der zu Wolmir: 
ſtädt verpflegte Mar 9. zur Zeit feiner eintretenden perjönlichen Hilfsbebürftigkeit 
19 Jahre alt geweſen, aljo nod zu der von feinem Water geführten „Familie 
im armenrechtlihen Sinne” gehört habe, daß ferner der Vater des genannten 9. 
durh Beichluß der Kreishauptmannichaft Leipzig für landarm erklärt und bis 
jegt von dem Landarmenverbande des Königreichs Sachſen fortlaufend unterftügt 
worden jei, daß mithin Mar I. gegenwärtig nicht von dem Landarmenverbande 
der Provinz Sachſen unterſtützt werden fünne, weil fonft die fürforgende Thätigfeit 
jimeier Armenverbände für eine Familie zu einer Zeit vorhanden ilt. 

Die enticheidende zweite Inftanz vermag fich diefen Ausführungen nicht anzu= 
ſchließen, weil biejelben mit dem Geſetze über den Unterftügungswohnfig vom 
6. Juni 1870 in unlösbarem Widerjpruce ftehen. 


') gl. Hiezu die Ausführungen von Seydel in den „Annalen“ 1877 ©. 566 fi. 
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$ 30 dieſes Gejeges fennt, wenn e3 fih um Grftattung der durch die Unter: 
ſtützung eines Hilfsbedürftigen erwachſenen Koften handelt, blos zwei Arten von 
Unterſtützten, nämlich: 
a) ſolche, welche einen Unterftügungswohniig haben, 
und 
b) jolde, welde feinen Unteritügungswohnfig haben und nah $ 5 des 
Geſetzes „Landarme” heiken. 
Denigemäß kennt das Gejeg auch nur zweierlei Erjagpflichtige, nämlich: 
in dem Falle unter a: den Ortsarmenverband des Interftügungsmwohnfiges; 
in dem Falle unter b: denjenigen Landarmenverband, in deſſen Bezirk fid 
der Unterſtützte bei Gintritt der HilfSbebürftigfeit befunden bat. 
Gegenwärtig liegt der Fall b vor. Der Unterftügte befand fich bei Eintritt 
feiner Hilfsbedürftigfeit im Bezirke des Landarmenverbandes der Provinz Sachſen. 
Der Rekurrent beaniprucht aber trotzdem, daß nicht dieler, Tondern ein anderer 
Yandarmenverband zur Gritattung der durch die Unterftügung des J. erwachſenen 
stoften verurtheilt werde. Cine jolche Enticheidung würde dem klaren Wortlaute 
des Geſetzes zumiderlaufen und deßhalb al! nichtig angefochten werden fünnen. 
Denn das Geſetz macht keinen Unterschied zwiſchen folhen Landarmen, welche in 
einen Familienverbande stehen und jolchen, bei welchen dies nicht der Fall it. 
Mo aber das Gejeg nicht untericheidet, darf auch der Nichter nicht unterjcheiden. 
Daß nad der Gejegesbeftimmung in 8 30b Fälle eintreten fünnen, in wel: 
chen Angehörige derjelben Familie gleichzeitig von verjchiedenen Landarmenverbänden 
unterftügt werden müſſen, ilt dem Gejeßgeber ficher nicht entgangen. Es hätte 
daher, wenn jolche Fälle für unzuläffig erachtet worden wären, .fehr nahe gelegen, 
zu $ 30b hinzuzufügen, dab und unter welchen Vorausfegungen eine Ausnahme 
von der Negel gemacht werden bürfe. In dem ganzen Gefege ift aber hierüber 
nicht die entferntefte Andeutung zu finden. Das Gejeß bezeichnet ausnahmslos 
denjenigen Yandarmenverband als den eriagpflichtigen, in deilen Bezirk der unter: 
jtügte Landarme bei Eintritt der Hilfsbebürftigfeit ſich befunden hat. 
Der Nekurrent ſucht feine abweichende Anfiht durch den Hinweis auf die 
Familieneinheit zu begründen. Dieſer Gefichtspunft mag dann, wenn es fih um 
die Grmittelung des Unterftüßungswohnfiged eines Iinterjtüsten, alſo um einen 
Fall der im $ 30a bezeichneten Art handelt, jeine Berechtigung haben. Er ſchlägt 
aber nicht ein bei Fällen, die nad) 8 30b zu enticheiden find. Zwiſchen den Fällen 
unter a und b beiteht ein ſehr weſentlicher Unterſchied, welcher es auch flar 
erfennen läßt, dab und warum in den Fällen unter b nad ganz anderen Gefichte- 
puntten entichieden werden Toll, al3 in den Fällen unter a. 
In den Fällen von $ 30a ift der Griagpflichtige ſtets der Ortsarmenver- 
band de3 Unterſtützungswohnſitzes. Das Wort „Unterftügungswohnfig” bezeichnet 
ein wirklich vorhandenes Rechtöverhältniß, in welchem fich ein beſtimmter Armen: 
verband befindet, theils dem Hilfsbebürftigen, theild einem anderen Armenverbande 
gegenüber, welcher vorläufige Unterftügung gewährt hat. Der Unterftügungs: 
wohnſitz kann daher erworben, getheilt, verloren werden, und das Geſetz gibt in 
ven SS 9 ff. hierüber ſehr genaue Vorſchriften. 
Aehnliche Beitimmungen bezüglid) der Landarmen wird man aber in dem 
Geſetze vergeblich ſuchen; das Geſetz beſitzt nicht einmal ein Wort zur Bezeichnung 
deſſen, was für den Landarmen an die Stelle des Unterſtützungswohnſitzes treten 
ſoll. Und dies hat jeinen guten Grund. Denn der Begriff, welcher mit dem 
Worte „Landarmer“ beziehentlich „Yandarmenverband* ausgedrüdt wird, ift ein 
fach eine Verneinung. Landarmer ift nach den Worten des Geſetzes derjenige, 
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„melden zu unterftügen Fein Ortsarmenverband verpflichtet iſt.“ Die Landarmen— 
Eigenichaft beruht alio auf dem Nichtoorhandenfein der an einen Unterſtützungs— 
wohnfig fich fnüpfenden Rechte und Pflichten. Die Landarmen- Eigenichaft kann 
daher auch von Niemandem „erworben“ oder „getheilt” werben. Denn wo nichts 
ift, da gibt es auch nicht zu erwerbeu oder zu theilen. Sie tritt von jelber 
ein, wo das Dafein eines Unterftüßungswohniiges verneint werden muß, umd 
verihmwindet von jelber, wo das legtere anerfannt werden muß. 

Dephalb mußte in $ 30 a und b ein Unterfchied gemacht werden bezüglich) 
der Griaßleiftung, je nachdem der Unterſtützte einen Unterftügungswohniig hat 
oder Landarmer ift. 

Mebrigend ift die von dem Nefurrenten betonte Fantilieneinheit, in Fallen 
wie der vorliegende, auc nicht einmal thatlächlich vorhanden. Denn da der Land— 
armenverband ftet3 einen räumlich jehr ausgedehnten Bezirk umfaßt, jo müſſen 
Glieder einer Familie, welche in den Bezirken verichiedener Landarmenverbände 
zu gleicher Zeit unterſtützungsbedürftig werden, auch thatlächlich bereits in räume 
(iher Entfernung von einander leben. Auf das Familienleben des Unterſtützten 
fann es aber niemals einen Einfluß haben, welcher Landarmenverband die linter: 
tüsungsfoften zu eritatten hat. Denn der hilfsbedürftige Landarme empfängt 
die Unterftügung niemalö® von dem Landarmenverbande unmittelbar, jondern ſtets 
durch den Armenverband feines Aufenthaltsortes., 


Aus diefen Gründen war das Rechtsmittel des Nekurrenten als unbegründet 
zu veriverfen. 


2. Erkenntniß des Bundesamts für das Heimatwelen vom 10. Februar 1883 
in Sachen Stendal contra Landarmenverband des Königreichs Sadıfen. 


Entijheidungsgründe. Die Familie des im flägeriichen Armenverbande 
vom 7. Juli bis 23. Auguft 1880 unterftügten, unbejtritten landarmen Schloſſers 
tarl Hermann M. wird jeit März 1877 von dem Landarnenverbande des König— 
reichs Sachſen fortlaufend mit Armenpflege verjehen. Stläger beaniprucht deßhalb 
die für die gegenwärtig in Streit ftehende Berpflegung Tiquidirten Koſten mit 
47 Darf und 2,85 Mark Portoverläge von demſelben Landarmenverbande. Die 
Borinitanzen haben den Anipruch abgewieſen, weil fie die auf den Fall anzu: 
iwenbenden Geiegeöbeitimmungen anders auslegen als das Bundesamt für das 
Heimatweien. Letzteres hat aber auch in diefer Sache feine in zahlreichen Prä— 
indifaten entwidelte Anficht feitgehalten. 

Der Richter zweiter Inftanz will — wie in dem in Bezug genommenen 
Erkenntniß näher ausgeführt iſt — das Prinzip der Fanilieneinheit nur dann 
gelten laſſen, wenn es fih um Feſtſtellung eines Unterſtützungswohnſitzes handelt, 
nicht aber dann, wenn ein fürjorgepflichtiger Landarmenverband zu ermitteln tft. 
Der Begriff „Landarmer” enthalte — jo wird deduzirt — lediglich eine Ver: 
neinung, die Yandarmen = Eigenichaft könne daher weder enivorben noch getheilt 
werden, da es nichts zu erwerben oder zu theilen gebe, wo nichts jei. Diele 
Dedu?ten bexruht anf der unrichtigen Vorausſetzung, daß der Gegenſatz zum Unter: 
ſtüßzungswohnſitz das „Nichts“ jei. Nach dem Gejege ift aber der Gegenſatz zur 
Unterftügungspflicht der Ortsarmenverbände keineswegs das „Nichts“, jondern 
die Unterftügungspflicht der Yandarmenverbände: bie öffentliche Unterftügung Hilfs— 
bedürftiger, welche endgiltig zu tragen fein Ortsarmenverband verpflichtet ift, 
liegt den Landarmenverbänden ob ($ 5 des Unterſtützungswohnſitz-Geſetzes vom 
6. Juni 1870). Es ift nicht wohl abzujehen, werhalb die Landarmen: Eigen: 
ihaft nicht ebenſo getheilt werden könne, wie die Eigenschaft ald Ortsarmer. 
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Zwiſchen einem Landarmen und dem zu feiner Unterſtützung verpflichteten Land: 
armenverbande findet ebenjowohl ein wirklich vorhandenes Rechtsverhältniß ftatt, 
wie zwifchen dem Ortsarmenverbande und dem in feinem Bezirke Unterjtügungs 
wohnfig-Berechtigten. Erjteres ift nur nit im Voraus firirt, fondern wird erft 
durch das Herportreten der Hilföbebürftigfeit im Bezirke des Landarmenverbandes 
begründet, erreicht au mit dem Aufhören der Hilfsbebürftigfeit fein Ende. 

Daß die gejeßgebenden Faktoren die Sache jo aufgefaßt haben, ergeben bie 
Neihstagdverhandlungen. Bei den Berathungen über $ 22 des Geſetzes ift in 
Bezug auf die einen Yandarmen heiratende Frau von feiner Seite in Abrebe 
geftellt, daß fie fortan die Landarmen:Gigenichaft ihres Ehemannes theile, daß 
fie durch die Che mit ihm landarm werde. Man erachtete eine deöfallfige Ipezielle 
Beitimmung nicht für erforderlid, weil die Sahe durch die Erflärungen vom 
Regierungstiih und des Verichterftatters klargeſtellt war. Die rechtliche Familien— 
einheit wird aud dadurch, dab Familienhaupt und Yamilienglieder räumlich 
getrennt find, nicht -beeinträchtigt. Wenn der zweite Richter das Gegentheil anzu— 
nehmen jcheint, fo fehlt einer foldhen Annahme jeder Anhalt. 

Iſt fonah das Prinzip der Familieneinheit wie in Bezug auf Perlonen, 
welche einen Unterftügungswohnfig befigen, jo aud in Bezug auf Landarme an: 
zuerfennen, fo iſt auch die aus diefem Prinzipe fich ergebende Konſequenz, dab 
das Familienhaupt in den Familiengliedern unterftügt wird, keineswegs auf eritere 
Berjonen zu beichränten. Es kann nicht zugegeben werden, daß man mit bieler 
Anfiht in einen unlösbaren Widerfpruh zu 8 30b des Unterftügungswohnfig- 
Geſetzes trete. Man darf nur nicht außer Acht laſſen, daß derjenige Landarmen: 
verband, welchem die hilfsbedürftige Familie eines Landarmen zur Interitügung 
anheimgefallen ift, vermöge rechtlicher Fiktion da3 landarme Familienhaupt unter: 
ftigt und daß daher die Hilfsbebürftigfeit des letzteren juriftiich in demjenigen 
Landarmenbezirfe hervorgetreten ift, wo fi das TFamilienglied beim Hervortreten 
feiner Hilföbedürftigfeit thatlächlih befand. Sp ange dieſe Hilfsbebürftigfeit 
dauert, bleibt ber fürlorgepflichtige Yandarmenverband auch für fernere in der 
Familie eintretende Fälle der Hilfäbedürftigfeit fürjorgepflichtig, da es fich dabei 
nicht um eine neue, fondern nur um eine erweiterte Hilfsbedürftigkeit handelt. 
(Vergl. Wohlerd, Enticheidungen IX. 99, Xl. 93, XIII. 94). 

Bellagter hat noch den Ginwand erhoben, daß die Ehefrau M. im Mai 
1876 von ihrem Chemanne böslich verlaffen und deihalb mit den ihre linter - 
ſtützungswohnſitz-Verhältniſſe theilenden Kindern felbitftändig geworben jei, dab 
deßhalb die ihr gereichte Unterftügung nicht als ihrem Ehemann gewährt ange 
jehen werben könne. Das Bundesamt hat die Gründe für feine abweichende Auf: 
faffung in veröffentlichten Enticheidungen dargelegt. (Vergl. Zentral- Blatt für 
dad Deutiche Reich de 1875 Seite 724; Wohlers, Entſcheidungen XII. 60). 

Nach Vorftehendem hat der klägeriſche Anfprud für begründet, die Paſſiv— 
legitimation des Beklagten als vorhanden angenommen werden müſſen. 


U. Die armenrehtlide Familiengemeinjchaft nad) der Judikatur des Bundes: 
amtes für das Seimatwejen.!) 

Il. Zur Familie im armenrehtlihen Sinne gehören alle Diejenigen, welde 

an den Unterftügungswohnfig-Berhältniffen des Familienhauptes theilnehmen, mag 


) Bei dem Hinweife auf Entjcheidungen des Bundesamts für das Heimatweien ijt, wenn 
nichts Anderes angegeben ijt, „Wohlers, Enticheidungen des Bundesamts für das Heimatiwejen“ 
gemeint. Die römische Zahl gibt das Heft, die deutiche die Seite an. U.WG. bedeutet das 
Reichögejeg über den Unterftügungswohnfig vom 6. Juni 1870 (Bundesgeiepblatt 1870, S. 360.) 
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legtered einen Unterftügungswohnfig haben oder landarm jein (II. 18, VI. 13, 
XII. 17, XIV. 25). 

1. Familienglieder find danach 

a) die Ehefrau während der Dauer der ehelichen Gemeinschaft (11. W. G. 8 15); 

b) die ehelichen und den ehelichen geieglich gleichitehenden Kinder bis zum 
zurüdgelegten 24. Lebensjahre (1. W. G. 88 18, 19, 20) nebit Ehefrau, 

Kindern ꝛc. (X. 35); 

die in die Che gebrachten ehelichen (1. W. G. $ 18 Abjag 1) und außer: 

ebelihen (1. W. G. 8 21) Vorkinder der Ehefrau nebit den ihre Unter: 

ſtützungswohnſitz-Verhältniſſe theilenden Perſonen (Ehefrauen, eheliche, 

Stief- u. ſ. w. Finder) VI. 14). 

2. Nur in einigen Beziehungen — vergleiche unter III. 2 — gehören zur 
armenrectlichen Familie 

a) die in Bezug auf Erwerb und Verluft des Interftügungswohnfiges jelb- 
ftändige Ehefrau (U. W. 6. 8 17); 

b) in Bezug auf den Water diejenigen Kinder, welche den Unterftügungs- 
wohnſitz der jelbitändigen Mutter theilen (U. W. ©. 192). 

3. Nicht zur Familie gehören 

a) die rechtöfräftig geichiedene Ehefrau und die von ihr bezüglich der Unter: 
ftügungswohnjig-Verhältniffe abhängigen Perſonen XIV. 26, 43); 

b) eheliche 2c. Kinder nach zurücdgelegtem 24. Lebensjahre und die von ihnen 
abhängigen Perionen (X. 35, XIV. 26). 

II. Die Familiengemeinihaft entiteht 

1. mit der Eheichliegung für die Ehefrau und die bis dahin ihre Unter— 
ftügungswohnfig-Berhältniffe theilenden Berfonen — ſelbſt wenn Armen: 
pflege unmittelbar oder mittelbar bereits eingetreten war (III. 14, 18); 

2. mit der Geburt, Adoption, Legitimation für die Kinder. 

III. Familienhaupt und Familienglieder bilden eine Perfoneneinheit. 
Daraus folgt, 

1. die Unterftügung, welche einem landarmen Familienhaupte gewährt wird, 
beitimmt, jo lange fie andauert, den fürjorgepflichtigen Yandarmenverband 
für alle Familienglieder, wenngleich diefe in einem andern Landarmen— 
bezirfe hilfsbebürftig werden ; 

2. die Unterftügung, welche einem Familiengliede gewährt wird, gilt alö dem 

Familienhaupte gewährt; 

a) Ddiejelbe bringt für das Familienhaupt den Lauf der zum Erwerb und 
Verluft des Unterftügungswohnfiges führenden Friften zum Stillitand 
(II. 21, XI. 94); 

b) fie beſtimmt den fürforgepflichtigen Yandarmenverband aud für das 
Familienhaupt und andere Familienglieder, welche während der Dauer 
diejer Unterftügung an andern Orten hHilfsbedürftig werden (II. 72, 
IX. 99, XI. 62, XII. 61, XIII. 94). 

In den bier (unter 2a und 2b) aufgeführten Beziehungen gelten aud) 

die unter I. 2 bezeichneten Perſonen als zur Familie gehörend (XII. 61 

— Sentral:Blatt 1875, Seite 724 — XI. 30): 

. Die Uebernahme der Familienglieder kann nicht ohne die des Familien— 
hauptes verlangt werden, falls auch legteres fich im Bezirk des vorläufig 
unterftügenden Armenverbandes befindet (I. 69). 

In der sub 3 hervorgehobenen Beziehung gelten die unter I 2 aufge: 
führten Perſonen nicht al3 zur Familie gehörend. 


e 


* 
— 
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II. Erfenntniffe in Saden des Ortsarmenverbands Krenzuad) wider den 
Yaudarmenverband des Königreichs Sadjen. 


Der Sachverhalt, welcher zu diefer Streitiahe Anlaß gegeben hat, iſt der 
nachſtehende: 

Die Familie des landarmen Bergmanns Karl P. wird von dem Landarmen— 
Verband des Königreichs Sachſen fortlaufend unterſtützt. Nach der Anſicht des 
Klägers iſt daher dieſer Landarmenverband auch verpflichtet, die in Kreuznach wäh— 
rend der Zeit vom 12. bis 21. März 1881 für das Familienhaupt erwachſenen 
Krankenpflegefoften zu tragen. Beklagter beftreitet dies. Die Kreishauptmann— 
ihaft zu Leipzig, unter Mitwirkung des Kreisausſchuſſes, hat als Spruchbehörde 
eriter Initanz den Stläger am 22. Mai 1882 abgewiejen. Die Gründe lauten: 

Obwohl das thatjächliche Klagfundament allenthalben im Partei-Cinverftänd- 
niffe beruht, hat der Beklagte feine Verbindlichkeit zur Erftattung der durch Sur 
und Verpflegung P.'s in Kreuznach erwachienen Koſten um deswillen beitritten, 
weil der Verpflegte zur Zeit feiner Hilfsbebürftigfeit fich nicht im Bereiche des 
Königlich ſächſiſchen Landarmenverbandes befunden hat. 

Diele Anficht entipricht aber, wie in Sachſen bisher konftant angenommen 
worden iſt, dem flaren Wortlaute der hier einfchlagenden Beitimmungen in 8 30 
sub 1b des Neichögeießes vom 6. Juni 1870. 

Denn nad) diefem Wortlaute ift zur Koftenerftattung ftet3 derjenige Land— 
Armenverband verpflichtet, in deſſen Bezirk fi) der Unterſtützte jelbit, d. i. der 
unmittelbar Unterjtügte, bei dem intritte der Hilfsbedürftigfeit befand. 

Dieſer Bezirk ift im gegenwärtigen Falle derjenige, zu welchem der Orts— 
Armenverband Kreuznach gehört, die Klage des legteren war daher unter gleich 
zeitiger Verurtheilung des Klägers in die Prozeßkoſten, wie geichehen, abzuweilen. 

Das Königlich ſächſiſche Miniftertum des Innern hat die Enticheidung eriter 
Inſtanz unterm 1. November 1882 bejtätigt, aus folgenden Gründen. 

Rekurrent ftügt feinen Anfpruch und demgemäß auch fein gegemvärtiges Rechts: 
mittel darauf, daß bei Eintritt der Hilfäbedürftigfeit P.'s, welche deſſen Auf: 
nahme in das Hofpital zu Kreuznach am 12. März 1881 nöthig gemacht hat, 
die in Rieſa lebende Familie des Genannten auf Koſten des Landarmenverbands 
des Königreichs Sachen eine in einer wöchentlichen Brodipende beitehende laufende 
Unterftügung bezog, ein Umstand, welcher nicht beftritten, vielmehr in den Aften 
mit dem Beifügen beitätigt ift, daß dieſe Unterftügung noc während des Prozeſſes 
fortdauerte. Nur gedachte Unterftügung Toll nad der Nuffafiung des Orte: 
Armenverbandes Kreuznach als eine mittelbar dem Karl P. felbit gewährte anzus 
iehen fein und zur Folge haben, daß der Landarmenverband de3 Königreichs 
Sadjen nım auch die dem Genannten für jeine Perſon in Kreuznach gewährte 
Unterftügung zu eritatten verbunden fei. Diele Anficht findet aber die gegenwärtig 
erfennende Inſtanz in llebereinftimmung mit der vorigen Enticheidung in der ein— 
ſchlagenden Beltimmung in $ 30 unter b deö Gefetes über den Unterftügungs: 
wohnjig vom 6. Juni 1870 nicht begründet. Nach dieſer maßgebenden Vorichrift 
ift die Beantwortung der Frage, welcher Landarmenverband zur Erftattung des 
Aufwandes für die Unterftügung einer Perſon, die feinen Unterſtützungswohnſitz 
hat, verpflichtet ſei? von feinerlei rechtlichen Erwägungen, aud nicht von einer 
Mehrheit unter Umftänden verfchieden wirtender Thatſachen, fondern lediglih von 
der einen thatlächlichen Vorausfegung des aktuellen Aufenthalts des Unterftügten 
bei Eintritt der Hilfsbedürftigkeit abhängig. Unter der letztern iſt nad dem 
ganzen Zuſammenhange insbefondere nah den Eingangsworten des $ 30 cit. 
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diejenige Hilfsbedürftigfeit zu veritehen, deren Gintritt die Unterftügung und den 
dadurch bedingten Stoftenaufivand erforderlid gemacht hat. P. befand fi, als 
er hilfsbedürftig wurde, im Bezirke de3 Nheiniichen Yandarmenverbands, folglich) 
iſt dieſer und nicht der gleiche Verband des Königreichs Sachſen, in deilen Bezirke 
der linterftügte damals fich nicht befand, zur Gritattung verpflichtet. 

Gleichermaßen ift die Familie P.'s vom Landarmenverbande des Königreichs 
Sadjien nur deshalb in Unterftügung genommen worden, weil fie fih, als fie 
hilfsbedürftig wurde, im Bezirk desſelben befand. 

Dieje Unterftügung der Familie P.'s kann nicht die rechtliche Folge haben, 
den Yandarmenverband des Königreichs Sachen auch zur Erjtattung der dem Ge: 
nannten jelbft in Kreuznach zu theil gewordenen Unterftügung verpflichtet ericheinen 
zu laſſen. Um dies anzunehmen, müßte man von der Vorausfegung ausgehen, 
daß P. bei Eintritt feiner Hilfsbedürftigfeit ungeachtet feines damaligen augen: 
bliklihen Aufenthalts in Kreuznach) Landarmer im Königreich Sachſen geweſen sei. 
Allein der Begriff „Landarmer* bezeichnet feine pofitive Eigenſchaft einer Perion, 
vielmehr, wie ſich nad dem Wortlaute von $ 30 sub b des Unterſtützungs— 
wohnſitz-Geſetzes Elar ergibt, nur das negative Verhältniß des Mangels eines 
Unterſtützungswohnſitzes. Dadurch ſchon iſt ausgeſchloſſen, daß eine bleibende, der 
betreffenden Perion auc beim Wechſel de Aufenthalts über die Grenze eines 
Yandarmenbezirt3 hinweg folgende Angebörigfeit zu einem Yandarmenverbande 
überhaupt angenommen werden fünne. 

Es beiteht zudem feine WVorichrift, welche den im $ 30 sub b des Unter— 
ſtützungswohnſitz-Geſetzes enthaltenen einfahen Grundjag dahin modifizirte, daß 
Angehörige einer und derfelben Familie nicht in verichiedenen Landarmenbezirken 
unterftügt werben könnten. Wenn thatſächlich die Mitglieder einer Familie, welche 
feinen eigenen Unterftügungswohnfig hat, in verichiedenen Landarmenbezirken wohnen, 
jo ericheint e8 auch nur ganz angemeifen und dem im $ 30b eit. angenommenen 
Srundiage entiprehend, daß, wie die Gewährung der Unterftüßung ſelbſt fich 
nad den Aufenthalt3orte richtet, jo auch die Eritattung der dadurch erwachienden 
Koften von demjenigen Landarmenverbande erfolge, innerhalb deflen der Unter: 
ftüßte fich bei Eintritt der Hilföbebürftigfeit aufhält. 

Könnte man aber auch von der Anwendung der angezogenen Geſetzesbeſtimmung 
in dem vorftchend dargelegten Maße ihrem Klaren Wortlaute gegenüber abiehen 
und der vom Kläger vertheidigten Rechtsanſchauung ſich anichließen, jo würde man 
doch aud dann nach den thatjächlichen Verhältniffen im vorliegenden Falle zu 
einer Berurtheilung des Beklagten nicht gelangen. Denn immerhin müßte man 
zu dem Ende davon ausgehen, daß durch die Unterſtützung der Familie Pe's in 
Rieia mittelbar dem 2c. P. felbit Unterftügung gewährt worden und daß der Eintritt 
feiner Hilfsbedürftigkeit bereit3 vom Beginn diefer Unterftügung an zu rechnen jei. 

Bei diefer Annahme würde indeß nach $ 30b des Unterſtützungswohnſitz— 
Geſetzes derjenige Landarmenverband zur Erftattung der in Rieſa erwachjenen Unter: 
ftüßungstoften verpflichtet fein, in deſſen Bezirk fih P., welcher dann als „der 
Unterftügte” zu gelten haben würde, damals aufgehalten hat. Dab dies aber 
der Yandarmenverband des Königreichs Sachſen gewejen fei, hat Stläger nicht nur 
in der Klage nicht angeführt, noch weniger bejcheinigt, fondern es ergibt fih aus 
den Akten auch nicht einmal eine Vermuthung dafür. 

Denn nad dem eigenen Anführen des Klägers hat fih ꝛc. P. vom Jahre 
1875 ab vagabundirend in der Welt herumgetrieben und feine Familie in Rieſa 
zurüdgelajien. Er felbft erklärt, daß er feit mehreren Jahren von feiner Familie 
getrennt lebe. 
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Im übrigen iſt dieſer letzteren die Unterſtützung vom Landarmenverbande des 
Königreichs Sachſen nur gewährt worden, weil ſie ſich in deſſen Bezirke bei Ein— 
tritt ihrer Hilfsbedürftigkeit aufhielt. Dieſer Aufenthalt der Ehefrau ꝛc. P.'s 
mit ihren Kindern muß nun aber unter den vorgedachten Umſtänden als ein ſelbſt— 
jtändiger im Sinne $ 17 des Unterftügungswohnfig-Gejeges angejehen werben. 
Denn als böslihe VBerlaffung ift es zu betrachten, wenn der Ehemann fich von 
feiner Familie entfernt, fie hilflos zurüdläßt und fi) vagabundirend in der Welt 
herumtreibt. Unter diefen Umftänden fann um fo weniger die der gedachten 
Familie gewährte öffentliche Unterftügung als mittelbar dem Ehemann geleiftet 
angeiehen werben. 

Das Bundesamt für dad Heimatweien hat am 31. März 1883 unter Ab» 
änderung der legtgedadhten Gnticheidung den Beklagten nach dem Stlageantrage 
verurtheilt. In den Gründen heißt es: 

Die Anficht der Vorinſtanz ftügt ſich zunächſt auf die Erwägung, daß die 
Verpflihtung des Landarmenverbanded Lediglich durd den Aufenthalt des Unter— 
jtügten, bier des 2c. Karl B., beftimmt werde. Dabei ift außer Acht gelaflen, 
dag — mie das Bundesamt in zahlreihen Bräjudifaten ausgeführt hat — das 
landarme Yamilienhaupt in feinen Angehörigen unterftüst wird, daß daher die im 
Bezirk des beklagten Landarmenverbandes der Familie P. gewährte Unterjtügung 
als dem 2c. P. jelbit gewährt anzusehen ift. (Vergl. Wohlers, Enticheidungen XI 
S. 94). Das Bundesamt hat ferner wiederholt dargelegt, daß eine einmal be- 
gonnene Unterftügung To lange von dem betreffenden Landarmenverbande fortge: 
währt werden muß, als die Hilfsbedürftigfeit dauert (Wohlers, Entiheidungen II 
S. 72; XI ©. 94; XII S. 94). Im vorliegenden Falle Hatte die in der 
Perſon der Angehörigen hervorgetretene Hilfsbedürftigfeit des 20. P. noch nicht 
aufgehört, als er jelbit der öffentlichen Armenpflege bedürftig wurde Es liegt 
alio nicht eine neue, jondern eine erweiterte Hilföbedürftigfeit vor, gerade jo, wie 
von einer neuen Hilfsbedürftigfeit nicht die Nede jein kann, wenn ein wegen 
stranfenpflege in Armenpflege befindliches Individum der Unterftügung durch Kleidung 
bedarf, weil die jeinige abgerifien ift. (Vergl. Wohlers, Enticheidungen XI ©. 96.) 

Die auf den Begriff der Landarmen-Eigenſchaft als den Mangel eines Unter: 
ſtützungswohnſitzes geftügte Ausführung des Vorderrichters ift in veröffentlichten 
Entſcheidungen des Bundesamts widerlegt (vergl. Gentralblatt für das Deutſche 
Reih 1883 ©. 87). Einer ausdrüdlichen Vorſchrift, daß Angehörige berjelben 
Familie nicht gleichzeitig in verichiedenen Landarmenverbänden unterftügt werden 
fönnten, bedurfte e3 nicht, weil fie aus dem, das Unterſtützungswohnſitz-Geſetz 
beherrichenden — vom PVorderrichter bezüglich des Unterftügungswohnfiges aner- 
fannten und mit Unrecht bezüglich der Landarmen bejtrittenen — Prinzipe ber 
Familieneinheit von jelbit folgt. 

Es bleibt noch auf Wohlers, Entiheidungen II S. 70 und III ©. 80 zu 
verweilen, um das Bedenken des Vorberrichterd hinfichtlich des Umſtandes zu be 
jeitigen, daß 2c. P. zur Zeit der in Rieſa hervorgetretenen Hilföbedürftigfeit der 
Familie fih für feine Perſon dem Anſcheine nach nicht im Bezirk des beflagten 
Yandarmenverbandes befand. 

Endlich iit von dem Bundesamt wiederholt (vergl. Wohlers, Entiheidungen XI 
S. 20 und XIII S. 30) auögeführt worden, daß der Ehemann auch in ber 
Berfon der befugter Weile von ihm getrennt lebenden Ehefrau unteritügt wird. 
Hiernah find die Einwendungen des Beklagten hinfällig und war berjelbe, da die 
Höhe der klägeriſchen Forderung nicht beftritten ift, nadı den Stlageantrage zu 
verurtheilen, demgemäß aber dad Vorerkenntniß abzuändern. 








Der Werth in feiner wirthſchaftlichen und 
geſellſchaftlichen Bedentung.') 


Yon 


Adolph Samter. T 


Der Werth, der Eckſtein der wirthſchaftlichen Erkenntniß?), iſt einer der 
ſchwierigſten, aber auch dankbarſten, zu behandelnden Gegenſtände auf dem 
geſammten Gebiete der Wirthichaft.?) 

Die nächjtliegende Schwierigfeit, die ji) der Ergründung des Werthes 
entgegenſtellt, iſt, ihn nicht zu überſchätzen und ihn nicht zu unterſchätzen. In 
der Wirthſchaft iſt alles darauf zugeſchnitten, Werthe zu erzeugen, alles geht 
der Erlangung von Werthen nach und der Werth He dadurch als einer 
ihrer wejentlichiten Konzentrationgpunfte. Andererſeits jehen wir dagegen an— 
dauernd Werthe in der Wirthichaft untergehen und wie das Leben ein fort: 
geſetztes Vergehen in fich jchließt, der Werthbildung die Werthzerſtörung folgen, 
jo daß der Werth auch wiederum in ſeiner vollen Vergänglichkeit und Nichtig— 
keit ericheint. 

In jeinen Einzelericheinungen ift der Werth nicht nur das unbeſtändigſte, 
ſondern auch das leichteſt vergängliche Element der Wirthſchaft; oft ſieht man 
ihn im Wirthſchaftsgetriebe zu einer nie geahnten Höhe anfchwellen, oft ihn 
unter den Händen zerfließen. Die Gefahr, ihn zu überjchägen oder zu unter: 
ihägen, liegt hierdurch nahe genug. Einerſeits ericheint der Werth als der 
allmächtige Herr der Wirthichaft, um den im ihr jich alles dreht, andererjeits 
ala der willenlofe Sklave, mit dem jehr gemwaltthätig verfahren wird.) Der 


') Die legte Arbeit des verdienten Forjchers und warmberzigen Bolksfreundes. Der 
Veritorbene jchicte uns das Manujkript wenige Wochen vor jeinem Tode mit dem Bemerken, 
daß er die Korrekturen jelbjt vorzunehmen wünſche. Der erite Drudbogen war eben zur 
Beriendung bereit, als die unerwartete Todesnadricht eintrat. Da Hr. Samter ji die Ord— 
nung der Anmerkungen für die Nevifion vorbehalten hatte, jo ijt es nicht unmöglich, dal; die: 
ielbe nicht durdyweg nad) den Antentionen des Hrn. Verfaſſers ausgefallen it. 

2, „Der Werth ijt der Editein des öfonomiichen Gebäudes.“ Proudhon contradietions 
ae Deutiche Ueberſetzung ©. 30. 

) „Die Ergründung des Werthes ift die dankbarjte Aufgabe der National-Oekonomie.“ 
Loßz, einer der tiefſten Denker Deutſchlands, hat daher ſchon mit vollem Recht geſagt, daß 
in dem Werthe „Geiſtiges durch die Güterwelt weht“. (Handbuch $ 15). „Leider iſt die dei 
Richtigkeit der Lehre entjprechende Ergründung des Gegenitandes von Wenigen verjucht 
worden. Selbjt ein J. St. Mill läßt mit Nefignation das Problem ungelöſt zurück.“ 
Schäffle, gejellihaftliches Syſtem Il. Aufl. 18 92. 

Menequin findet die Werthlehre jo jchwierig, dab er den Werthbegrifi „den Drachen 
am Eingang der Volkswirthſchaft“ nennt. Schäffle ebenda. Dagegen äußert ſich J. St. 
Mill: „Glücklicher Weiſe iſt in dem Geſetze des Werthes weder dem Verfaſſer noch einen 
fünftigen Schriftiteller etwas übrig gelafien (!), um es aufzuflären. Die Theorie diefes Ge— 
genitandes iſt abgeſchloſſen.“ Gründſätze der polit. Oekonomie. Ueberſ. Soetbeer, Bud IU 
Kap. . 16. 452, 

9 Eine ähnliche Behauptung jtellt Boisgaillibert ©. 2 vom Gelde auf. „Man 
iebe, der Slave des Handels iſt zu ſeinem Herrn gemacht. Das Elend des Volkes rührt 
nur davon ber, daß man einen Herrn, ja einen Tyrannen von dem gemad)t hat, der Sklave 
jeın follte.“ Dissert. sur la nature des richesses, cıtirt von Marr „Kapital“. 


Amalen des Deutihen Reiche. 1882. 30 
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Werth muß der Kompaß ſein,) welchen jeder Forſcher der Wirthichaft mit 
fich führen muß, aber e8 wäre ein großer Fehler, den Werth als Fahrzeug 
jelbjt zu nehmen und den Werth und die Wirthichaftslchre zu identifiziren.?) 
Wer, den Werth überfhägend, bei Betrachtung der Wirthichaft in den Werthen 
ſtecken bleibt, ift vorweg verloren, er verfinft in Triebjand und verjchließt ſich 
die Möglichkeit, die legten Ziele der Wirthichaft zu erfennen, und wer den 
Werth, ihm unterjchägend, nicht ausreichend würdigt, verliert nicht minder den 
Boden unter feinen Füßen; er bleibt außer Stande, die Wirthichaftsbewegung 
zu verjtehen. 

Die weitere Schwierigkeit ijt, für die Auffafjung des reichhaltigen und 
vielgejtalteten Werthbegriffes den richtigen Standpunkt zu finden. Der grund: 
fegende Fehler, in welchen die ältere Smith'ſche Schule verfallen ift, umd der 
mit ihrer ganzen Richtung zufammenhängt, ift, Die Werththeorie ausjchließlic 
oder mindejtens überwiegend individuell aufgefaßt, eine individuelle Werththeorie 
aufgejtellt zu haben. Die von jener Schule an die Spige gejtellte Unterſcheidung 
von Gebrauchs: und Taujchwerth?) jtellt fich von vorneherein auf indiwiduel- 


) Es ijt erhebend, durd; die Ergründung des Wertbes zu erfahren, wie die Volks: 
wirtbichaft, indem fie der Magnetnadel des Werthurtheils in allem Thun und Lai- 
jen, mit zu bildenden, in Bildung begriffenen und gereift fertigen Gütern folgt, ſchlechter 
dings der Herrschaft des Geiſtes unterworfen ift, und es erregt Bewunderung, wenn man 
aus einer näheren Betradjtung der Bildung des Tauſchwerthes erfieht, wie einfach die mil- 
lionenfältigen wintbichaftliden Werthurtheile in eine geiegmähige gejellidait 
lihe Sejammtbewegu "% in eine wirtbichaftliche öffentliche Meinung von großartigjter 
Wirkung umgejegt werden. Schäffle, gejellih. Syſtem, I 163. 

) Ein ausgezeichneter Schriftjteller hat als Name für die politische Delonomie Katal: 
laktit vorgeichlagen, d. h. die Wiſſenſchaft des Taufches. Andere haben jie die Wiſſenſchaft 
des Werthes genannt. J. St. Mill II. Buch Kap. 1 $ 1. 

», Obgleich (j. Neumann, Tübinger Zeitichriit 28. Band ©. 275) bereit3 Ariite 
teles Bolit. 1 9 den Unterſchied von Gebrauchs- und Tauichwertb im Keim erfannt hat, 
und Turgot (j. Roſcher's Nationalöfon. 16. Aufl. $5 Anm. 4) valeur östimative und 
echangable unterjcheidet, ijt die Unterjcheidung zwijchen Gebrauchs: und Tauſchwerth jeinem 
Wortlaute nad) von Adam Smith eingeführt worden. Das Wort Werth hat zweierlei 
Bedeutung und drüdt bald die Brauchbarkeit einer Sache, bald die durch den Bejig diejer 
Sache gegebene Möglichkeit aus, andere Güter dafür zu kaufen. Tas eine kann Gebraudhe: 
werth (value in use), das andere Tauſchwerth (value in exchange) genannt werden.“ 
Wealth of Nations J. Buch 4. Nap., deutih Stirner &. 41. Und dieje Unterſcheidung iſt 
jeitdem von den meilten Schriftitellern, u. 9. von 3. St. Mill Buch IH Kap. 18 1, von 
Ad. Wagner, Grumdlegung $ 35, $ 41, von Knies, nationalökonomiſche Lehre vom Wertb, 
Tübinger Zeitichrift 1855 ©. 426, von Schäffle, geiellih. Syitem $ 95, $ 108, von 
Roſcher, Nationalötonomie, $ 4,$5, von Hermann, jtaat&wirthichaftliche Unterjudungen, 
S. 21, 22, beibehalten worden. Bezeichnend it, dah Mill behauptet: „Wenn der Ausdrud 
„Werth“ im der politiichen Telonomie gebraucht wird, jo verjteht man darunter den Tauſch-. 
werth“ (Bud) III Kap. 18 2), daß er aljo lediglich den Werth als Tauſchwerth erfaht! 
aud) Adam Smith bebandelt (Wagner, Grundlegung, $ 35 Anm. 4) nur den Tauſch 
wertb, während Wagner (j. dajelbfi) und Schäffle, Bau und Leben des jozialen Körpers’ 
III. 272, 276, den Öebrauchswertb-Charafter voranftellt. „Nicht mißzuverſtehende Fülle aus— 
genommen, werden wir mit dem Worte „Werth“ nicht den gewöhnlichen Sinn (von Preis 
oder Greg. Bali. zweier Güter) verbinden.“ Ebenda ©. 278. 

Dagegen jagt Neumann: „So itrig es wäre, die Zwedmähigfeit und das Verdienit- 
liche der Untericheidung von Gebrauchswerth und Tauſchwerth für die Vergangenheit in Ab— 
vede zu jtellen, den Anforderungen der Gegenwart entipricht fie nicht mehr.” (Tübinger 
geitichrift 1573) und empfiehlt, zwei andere allgemeine Kategorien von Berthbegrifen 
zu unterjcheiden: 1) die einen, die jubjeftiven, die fich auf gewiſſe Perſonen und ihre Ber- 
mögensinterejien, 2) die anderen, die objektiven, die ſich allein auf die Tauglichkeit, gewiſſen 
einzelnen Intereſſen-Bedürfniſſen als joldien zu genügen, beziehe. Schönberg, Handbuch der 
Voltkswirthſchaft S. 127. 
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len Boden und drückt der Werththeorie ein individuelles Gepräge auf.) Es 
wird dabei zuerit betrachtet, welch’ ein Verhältniß zwiichen dem Werthgegen: 
itande und dem Werthinhaber desjelben bejteht, und aus diefem Verhältniß 
der Gebranchswerth fonjtruirt; alsdann wird erörtert, wie der Inhaber des 
Werthobjeftes im Stande iſt, dasjelbe gegen andere Werthe zu vertaufchen, 
und hieraus wird der Tauſchwerth Eonftruirt. Das heißt in der That, den 
Werth vorzugsmweile vom individuellen Standpunkt behandeln. 

Es ift unbedingt geboten, den Werth nicht nur vom individuellen, ſondern 
auch vom gejellichaftlichen Standpunkte aus zu erfaflen, und feitzubalten, daß 
die Gejtaltung des Werthes fich auf geiellichaftlidyem Boden vollzieht.) Die 
Werthfeſtſtellung gebt, wie alles im Gejellichaftsteben, zunächjt von den Indi— 
vidnen aus, gebt aber auch ſofort in das Gejellichaftsgetriebe über und erhält 
bier ihre weitere und jchließliche Gejtaltung. Es ift unerläßlich, das embryo— 
nale Leben des Wertbes, jelbjt wenn er als gejellichaftliche Geftaltung vor 
uns tritt, bis zu dem Individnen zu verfolgen,, e8 darf aber niemals außer 
Acht gelaſſen werden, daß die Wertbfeitiegung fich auf gejellfchaftlichem Boden 
vollzieht. 

Ebenjo unzuläſſig wie die einfeitige individuelle it die ausschließliche 
gejellichaftliche Wertbtheorie, welche die individuelle Seite der Werthbildung 
außer Acht läßt und den Einfluß der Individuen auf diefelbe nicht ausreichend 
würdigt. Es ift ein eben jo großer Fehler, zu überjeben, daß die Werth: 
bildung ſich auf die Beziehungen der Individuen zu den Wertbgegenjtänden 
aufbaut, ala den Werth lediglich oder auch nur überwiegend vom individuellen 
Standpunkte aus zu konſtruiren, und den grundlegenden, enticheidenden 
Einfluß des Gefellfipaftstebens auf jeine Geftaltung nicht im vollen Umfange 
zu berücfichtigen. Es handelt ſich darum, eine Werththeorie aufzuftellen, welche 
dem individuellen wie dem Sozialen Elemente des Wertbes gleich gebührende 
Rechnung trägt. 


Ebenjo äußert jih 9. v. Scheel: Durd die befannten Begrifisbejtimmungen des 
Verthes als Bedeutung des Gutes für den wirtbichaftenden Menſchen, für das Zwedbewuht- 
jein und dergl. wird volkswirthſchaſtlich nichts erflärt, und ebenjowenig durd die 
Unteriheidung von Gebrauchs- und Tauſchwerth.“ Und weiterhin: „Vie Scei 
dung von Gebrauchs: und Tauſchwerth ijt überhaupt bedeutungslos für die Volkswirth— 
ihart.* Hildebrandt, Jahrbücher, 28. Band (1871) 135, 136. 

Und Lange: „Sobald man den Begriff des Werthes dahin bejtimmt, dab man unter 
demielben ein für allemal nur „den Tauſchwerth“, nicht aber den „Gebrauchswerth“ verjteht, 
läßt e& ſich nicht jchwer durchführen, daß aller Werth auf Arbeit beruht“ (Arbeiterfrage 
Seite 287) und fügt dann (Anm. 6 ©. 313) hinzu: „Senau genommen ijt dieje Definition 
nicht nur faljch, jondern aud auf eine jehlerhafte Eintheilung gegründet.” 

') In der Voltswirthichait, die auf Verkehräbeziehungen beruht, gibt e$ feinen Werth, 
der auf jubjeftiver Empfindung beruht. Mit dem „Gebrauchswerth“ hat im der That 
noch Niemand etwas in der Bolfswirtbichaft anzufangen gewußt, weil er nur für eine 
einzelne Perjon privatwirtbichaftlicd gedadt werden kann, dann ijt aber der 
Begriff Taujchwerth auch nicht genügend.“. H. v. Scheel, Hildebrandt's Jahrbücher 28. Band 
Seite 136, 

) Es trifft für den Werth volljtändig zu, was Nodbertus von der Staatswirth; 
ihaft überhaupt behauptet; „Die Staatswirthichaft hat nicht der übertriebenen individualijti- 
ihen Neigung der Zeit entgehen fünnen. Sie hat das, was in Folge der Theilung der 
Arbeit ein unanflösliches Ganzes, ein Soziales iſt, das, was erit bei der Vorausjegung eines 
ſolchen Ganzen Eriftenz gewinnen fann, in Fetzen zerrilien, und von diejen Segen aus, von 
der individualiftiichen Betheiligung der Einzelnen aus, erſt wieder zum Angriff des Ganzen 
aufjteigen wollen.“ Zweiter Brief an Kiſchmann S. 47. 

30* 
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Werth in feiner allgemeinften Bedeutung ift der Grad der 
Geltung, weldher einem Gegenitande auf Grund feiner Yeijtung 
beigelegt wird.) Der Wertb bat ſowohl jeine jubjeftive wie objektive 
Seite.) Beim Werthbegriff ift zu unterjcheiden, ein Objeft, welches Werth 
hat, ein Subjeft, für welches dasjelbe Werth hat, und die Faktoren, mwelce 
den Werth, den Grad der Geltung Eonjtituiren. 

Wird behufs Werthbeitimmung ein bejtimmter Gegenjtand einer bejtimmten 
Perſon gegemübergeitellt, jo handelt es fich um eine indiwiduelle Werthfejtiegung, 
das Nejultat ift der Individualmwerth.) Das Individuum ift es, welches 
fejtjegt, welchen Werth der Gegenftand für ihn hat. Dasjelbe ift der Fall, 
wenn das Individuum ſich mehrere Gegenjtände gegenüberjtellt, und diejelben 
unter einander abwägt, es tritt dann eine Vergleichung von Individualwerthen 
ein, welche das Individuum für jich vornimmt. Auch wenn ein Gegen: 
itand mehreren Perjonen gegenüber gejtellt wird, jo erhält man immer nur 
Individualwerthe. Diejelben fönnen in Zujammenhang gebracht werden, es 
wird aber hierdurch nur den Jndividualwerthen eine gemeinfame Seite 
abgewonnen, wodurch Material zur Bildung des Gefellichaftswerthes gewon- 
nen wird, wie jolches der Inhaber fich verichafft, wenn er den Werth mehrerer 
Gegenjtände miteinander vergleicht. 

Wird behufs Werthfeftiegung ein Gegenjtand im Verhältniß zu anderen 
Gegenjtänden den in einer Gemeinjchaft lebenden Perſonen gegenübergejtellt, 
jo handelt es ſich um eine gejellichaftliche Werthfeitfegung, das Reſultat iſt 
der Gejellichaftswerth.t) Der Gejellichaftswerth jegt ein Verhältniß von 
Gegenjtand zu Gegenjtand, von Perſon zu Perjon?) voraus. Es handelt ſich 
beim Gejellichaftswertb um das Berhältnig von Werthobjeften und Werth: 
jubjeften, den Inhabern der Werthobjefte zu einander. 

Der Gejellihaftswerth ijt der Grad der Geltung, welder 


) „Der vielfady jtreitige Werthbegriff entwidelt jich einfach, wenn man von dem Be 
dürfnig und von der wirtbichaftlichen Natur des Menjchen ausgeht und zum Gutsbegriit 
gelangt, und an diejen den Werthbegriff anfnüpft.*“ Wagner, Grundlegung $ 33. 

„Der Werth ift jubjektiv betrachtet: die einem Gute beigelegte Bedeutung oder Beltung, 
objektiv das Gut in feiner Bedeutung für das ſittliche Bewnßtſein des handelnden Eubjelter.“ 
Schäffle, das geſellſchaftliche Syſtem, I. 162. 

„Wirthichartlicher Werth eines Gutes ijt die Bedeutung, welche dasjelbe fir das Zwech— 
bewußtjein des wirthichaftlihen Menjchen bat.“ Roſcher, Nationalökonomie, $ 4. 

„Im allgemeiniten Sinne läßt ſich der Werth bezeichnen als die einem Gegenjtande 
wegen jeiner Fähigkeit, zur Berriedigung eines Subjektes zu dienen, beigelegte Bedeutung.“ 
Mangold, Volkswirthſchaftslehre, ©. 131. 

) Siehe Seite 455 Note 3. Neumann. 

2) „Die urjprüngliche und natürlichjte Werthihägung ift die individuelle, d. b.. 
die bejigende oder bedürfende Perſon beurtheilt die Bedeutung eines beftimmten Gutes 
in bejtimmter Menge in einem einzelnen Zeitpuntte fir ihre bejtimmten Bediürjmiiie.“ 
Wagner, Srundlegung, $ 37. 

) „Es gibt nur eine Art Werth und das ift der Gebrauchswerth. Diejes ijt entweder 
individueller Gebrauchswerth oder jozialer Gebrauchswerth. Der erjtere bejteht den Indi 
viduum und jeinen Bedürfnifien gegenüber ohne alle Berüdjichtigung einer jozialen Organr 
jation. Der zweite ift der Gebrauchswerth, den ein aus vielen individuellen Organismen 
(bezw. Individuen) bejtehender jozialer Organismus bat. Nodbertus, Brief an 
Wagner in der Tübinger Zeiticrift 1878 ©. 223. Bon Wagner, Grundlegung, $ 35, 
veproduzirt. 

°) Galiani jagt: „Der Werth it ein Verhältniß zwiſchen Perſonen“ (la richezza ® 
una ragione tra due persone“) della Moneta p. 220 citirt von Marx, Kapital, II. Aufl. 
Seite 51. 








und geiellichaftlichen Bedeutung. 461 


einem Öegenjtande gegenüber anderen Wertbhgegenftänden in der 
Gejellichaft beigelegt wird.') 

Und diefer Gejellichaftswerth it es, um welchen es ſich in der Wirthichaft 
vorzugsweile handelt und welcher das Verſtändniß des Wirthichaftsgetriebes 
aufjchließt, während die Individualwerthe eine jelbititändige Exiſtenz in nur 
beihränftem Grade und auf privatem Boden führen,?) und ſoweit fie mit der 
Bolkswirthichaft in Berührung treten, in den Gefellichaftswerth über: und auf 
gehen. Für das betreffende Judividuum iſt der Individualwerth maßgebend, in 
der Volkswirthſchaft bilden die Individualwerthe nur das Material für den 
Geſellſchaftswerth. 

Der Geſellſchaftswerth wird entweder feſtgeſtellt durch den wirth— 
ſchaftlichen Verkehr oder durch hierzu geſellſchaftlich autoriſirte 
Organe. Behufs ihrer Unterſcheidung kann man den erſten wirthſchaft— 
lichen Geſellſchaftswerth, weil er durch den wirthſchaftlichen Verkehr 
feſtgeſetzt wird, den zweiten obligatoriſchen Gejelljchaftsmwerth,?) weil 
er nicht durch die Geſtaltung des wirthſchaftlichen Verkehrs, ſondern weil er 
durch autoritative Anordnung der hiezu beſtimmten geſellſchaftlichen Organe: 
Staat und Gemeinde normirt iſt, und dadurch für die Geſellſchaftsmitglieder 
verbindlich wird. 

Beide Werthe, ſowohl der wirthſchaftliche wie der obligatorische, ſind 
Sejellichaftswerthe, aber beide heben ſich weit von einander ab, und können 
nicht Scharf genug von einander gehalten werden. Es iſt unmöglich, fich über 
den Werth Klarheit zu verjchaften, wenn man nicht Werthobjeft und Werth: 
jubjeft trennt, und es ijt es ebenjo geboten, auf die Unterjchiede zu achten, die 
dadurch) erzeugt werden, daß zwei jo verichiedene Faktoren, wie e8 der Wirth: 
ihaftsverfehr und die gejellichaftliche Autorität iſt, den Werth Eonjtituiven. 
Es treten hierbei jolch’ eigenartige, fich jo weit von einander abhebende Erichei- 
nungen zu Tage, daß die Werthgejtaltung der Erkenntniß ein Yabyrinth bleiben 
muß, wenn dieje beiden Werthfategorieen nicht gefondert behandelt werden. 

Bei dem überaus weiten Uebergewicht, welches in der Gegenwart die 
VWerthbildung durch den wirtbichaftlichen Verkehr hat, iſt mit dem wirth— 
ihaftlihen Geſellſchaftswerth zu beginnen. 

Der Embryo des wirthichaftlichen Gejellichaftswerthes eines Gegen— 
jtandest) ift feine Brauchbarfeit. Der Gejellfchaftswerth entwidelt ſich aus 


') Samter, Soziallehre ©. 203. . 

„Jedes Gut ist, was zuerſt Proudhon jcharf betont hat, in jeinem Werth von dem 
Berth aller anderen und von dem Sejammtitand der Bedürfnifie abhängig. In Folge dejien 
werden die Güter verjchiedenjter Art einander bedingende Beitandtheile des Sefammt: 
bedarfes der Geſellſchaft, beziehungsweiie derjelben taujchverbindenden Berionengemeinichait.“ 
Schäffle, Bau und Leben des jozialen Körpers, 3. Aufl. II. €. 275. 

„Kein Gegenjtand oder Produkt kann einen Taufchwerth haben als im Verhältniß zu 
irgend einem anderen Gegenjtand, gegen den er vertaujcht werden fan.“ Mac Eullod, 
The principles ( of political a. II. Chap.. I pag. 292. London 1830. 

N, Siche Seite 459 Note 1. 9. v. Scheel. 

5) Proudhon und Rodbertus ſprechen vom „konſtituirten Werth“, Fir welchen 
Ausdruck Letzterer in ſeinem zweiten Briefe an Kirchmann (S. 54) die Priorität für ſich in 
Anipruch nimmt. Dieje Bezeihnung erjcheint injoferne nicht glüdlich gewählt, als auch un— 
ee der im freien Verkehr jich herausitellende Geſellſchaftswerth „konſtituirt“ iſt. Wenn 

roudhon (contradietions &conomiques I $ 3, Ueberſ. ©. 64) jagt: „Was Niemand be 
merkt hat, von allen Waaren jind Gold und Silber die eriten, deren Werth fonjtituirt worden“, 
josheißt es wohl zutreffender: deren Werth als Geld obligatoriich feſtgeſetzt it. 
o .% Bom Standpunkte der Wiſſenſchaft fommt es daranf an, nachzuweiſen, wie jid) eigent- 
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der Verwendbarkeit, d. h. der, die ein Gegenftand hat und die ihn zu einem 
Werthgegenftande jtempelt. Ein Gegenjtand, welcher feine Brauchbarfeit in 
fich birgt, welcher nicht fähig ift, irgend einem Bedürfniſſe zu dienen, welcher 
nicht Befriedigungsmittel ift, it auch unfähig, Gejellichaftswerth zu erringen.') 
Nicht fämmtliche Gegenjtände, welche Brauchbarfeit befigen, erringen Gejell: 
ichaftswerth, aber fein Gegenjtand kann Gefellichaftswerth erzielen, welcher nicht 
eine Eigenschaft befigt, die ihn brauchbar macht, wirthichaftlichen Zweden zu 
dienen, welcher nicht Befriedigungsmittel ift oder werden fann. Die Braud)- 
barkeit ift abfolute Vorbedingung zur Werthentwidelung, der erjte Ur: 
ſprung des Gefellichaftswerthes. Hieraus ergibt fich folgender wichtige Schluß: 
Alles, was auf die Brauchbarfeit des Gegenjtandes Einfluß hat oder gewinnt, 
fihert fi) auch Einfluß auf den Gefellfchaftswerth, aljo jowohl Natur wie 
auch Arbeit. j 
Hiermit wird der von Adam Smith bis auf Marz als ariomatiich gel: 
tende Sag zurückgewieſen, daß der Taufchwerth allein auf Arbeit beruhe.?) 
Es iſt diefes eine Doftrin von weittragender Bedeutung geworden, auf welche 
auch die jozialdemokratische Bewegung der legten Jahre refurrirt, indem fie 
davon ausgeht, daß, weil die Arbeit die einzige Quelle des Werthes jei, dem 


lic) der Werth, nämlich die volfswirthichaftliche Bedeutung der Güter, bildet, und jomit 
das Wejen des Werthes zu erflären und nicht mur das Wort „Werth“ zu umſchreiben.“ 
9. v. Scheel, Hildebrandt'S Jahrbücher 28. Band ©. 135. 

) „Wo Tauſchwerth ijt, muß auch Gebrauchswerth beſtehen.“ Hermann, Staatswirth- 
ichaftliche Unterjuhungen S. 110. 

„Ein Ding, weldes entweder niemals und nirgends als müßlic oder unter feinen 
Umjtänden als Koſten veruriadhend, oder welches aud nur dafür angefehen wird, da jein 
Nupen niemal® die Koften erreichen könne, wird auch nie wirtbichaftlihen Werth erlangen 
und auch nie in der Einzelwirtbichaft noch in der Volkswirthſchaft auftreten.“ Schäffle, 
geſellſchaftl. Syſtem, 1. $ 95 ©, 168. 

„Damit eine Sache irgend einen Tauſchwerth habe, jind zwei Bedingungen erforderlich, 
Diejelbe muß von irgend einem Nußen fein, d. b. fie muß zu irgend einem Zwecke dienen, 
irgend ein Verlangen befriedigen. — muß der Sache nicht nur eine Nützlichkeit bei— 
wohnen, es muß auch mit Schwierigkeiten verknüpft ſein, ſie zu erlangen.“ J. St. Mill, 
politiiche Defonomie, Buch III, Kap. II, 8 1. 

2) „Die Arbeit ijt der wahre Maßſtab des Tauichwerthes aller Waaren“ und weiter: 
bin: „Die Arbeit ift ebenjowohl der einzige allgemeine als der einzig genaue Maßſtab des 
Werthed oder das einzige Preismah, nad) welchem die Werte aller Waaren immer und 
überall verglicdien werden können.“ Adam Smith a. a. ©. I. Buch, 5. Kap., ©. 48, 53, 
„Der Werth der Waaren hängt ‚hauptiädlich von der Menge der Arbeit ab, welche zu ihrer 
Produktion erfordert werden. 3. St. Milla. a ®. Bud III, Ch. 4,$ 1, S. 4 

Kraus jagte: „Der von Smith im die Wiſſenſchaft eingeführte und von der Mic: 
cardo'ſchen Schule noch tiefer begründete Sag, daß alle Güter wirtbichaftlich nur als Produkte 
der Arbeit anzufeben find, nichts als Arbeit foften, bedeute für die joziale Wiſſenſchaft, mas 
die don Galilei erfundene Einheit für die Geichwindigfeit der Phyſik ſei.“ Citirt von Rode 
bertus, zweiter Brief ©. 43. 

Mary ceitirt eine anonyme Schrift some thoughts on the Interest of money, London 
p. 36, ohne Datum, die jeiner Anficht nach bereits 1739 oder 40 erichienen iſt: „Der Werth 
von Gebrauchsgegenſtänden, jobald fie gegeneinander ausgetauscht werden, ift bejtimmt durd) 
das Quantum der zu ihrer Produktion nothwendig erheiichten und gewöhnlich angewandten 
Arbeit“ (das Kapital, 1. Abichnitt, 1. Kap., Note 9) und jagt jelbit: „Ein Gebrauchswerth 
oder Gut hat nur Werth, weil abjtraft menſchliche Arbeit in ihm ver egenjtändlicht oder 
materialifirt it... Es ift aljo nur das Quantum gejellihartlih nothbwen- 
diger Arbeitszeit oder die zur Heritellung eines Gebrauchswerthes gejelffchaftlich noth— 
wendige Arbeitäzeit, welche jeine Werthgröße beftimmt.” Das Kapital, ebenda ©. 13, 14. 
Wogegen Knies bemerkt: „Die verdichtete Arbeitszeit mag bei Mary und bei Safjalle 
eine noch jo große Rolle jpielen, jie jelbjt ijt begrifflich ein purer Nonſens.“ Das Geld, ©. 18. 


und geſellſchaftlichen Bedentung. 4653 


Arbeiter auch der volle Arbeitsertrag gebühre, eine Doftrin, die als irrig 
zurücgewwiefen werden muß.") 

Ihr gegenüber iſt als grundlegender Lehria des Werthes aufzujtellen: 
Die Werthbildung ijt ebenſo auf die Natur wie auf die Arbeit zurüczuführen. 
Der Werth entwidelt fi aus der Brauchbarfeit, und da ſowohl die Natur 
wie die Arbeit die Brauchbarkeit jchaffen, jo iſt es vorweg unzuläjjig, den 
Werth ausfchließlih auf die Arbeit zurücdzuführen und die Natur von der 
Werthbildung auszujchließen. 

Der Einfluß der Natur auf die Werthbildung tritt deutlich zu Tage. 
Während Unbrauchbarfeit Werthlofigkeit zur Folge bat und die Werthbildung 
verhindert, gewinnen die verichiedenen Grade der Brauchbarfeit Einfluß auf 
die Werthgejtaltung.?) Die Natur arbeitet wie der Menjch verichieden, vom 
Umvollfommenen, ja Unbrauchbaren, bis zur höchſten Spite des Bolltommenen, 
und diejes ihr Wirken befundet fich bei der Werthbildung in unverkennbar 
hervortretender Weife. Edler Wein erringt höheren Werth als gewöhnlicher, 
und es gejchieht Diefes unabhängig von der in Frage kommenden Arbeit und 
unabhängig von anderen Einflüffen, welche ſich auf die Werthbildung geltend 
machen, wie größere Seltenheit. Der edle Wein erwirbt höheren Gefellichafts: 
werth nicht etwa nur, weil er jelten ift, jondern jeiner ihm von der Natur 
verliehenen Eigenschaften wegen, weil er vorzüglicher ift als gewöhnlicher Wein. 
Es ijt diefes bei allen Naturproduften der Fall, es jei noch jpeziell des Mar: 
mors gegenüber gewöhnlichen Steinmaffen gedacht, auch bei der beſſeren oder 
ichlechteren Qualität der Naturprodukte, wie 3. B. des Getreides in dem einen 
oder dem anderen Jahre Es iſt nicht nur die Arbeit, welche bei ver: 
Ichiedenen von der Natur herrührenden Quantitäten durchaus diejelbe fein kann, 
welche ſich austaufcht, jondern es ijt die höhere und geringere durd) 
die Natur verliehene Brauchbarkeit der betreffenden Güter, welche ſich 
mit austaufcht und bei der Werthbildung mitipricht. Die Doftrin, daß die 
Werthe Tediglich auf die Arbeit zurüczuführen jeien, it mithin nicht haltbar, 
vielmehr ift die Natur neben der Arbeit ebenfalls als Werthquelle Hinzuftellen. 

Es iſt dieſes von bejonderer Wichtigkeit nicht nur weil die Werthtbeorie, 
welche die Arbeit zu ihrem ausschließlichen oder nur wejentlichiten Ausgangs: 
punft nimmt, in der Wiflenfchaft wie im Leben mannigfache Verwirrung an: 
gerichtet hat, jondern auch, weil es von Wichtigkeit iſt, als grundlegende wirtb: 
Ichaftliche Wahrheit zu erkennen, daß: wer im Beſitz der Naturfaftoren 
iſt, auf Die Werth: und Wirthichaftsgeitaltung einen entſchei 
denden Einfluß zu üben vermag. 

Auf Grund der Brauchbarkeit des Gegenstandes ift es der innerhalb der 
Selellihaft fich geltend machende Bedarf, welcher den wirtbichaftlichen Ge: 
jellihaftswerth erzeugt. Man kann den gejellichaftlichen Bedarf als den Vater, 
die Brauchbarfeit als die Mutter des Gejelljchaftswerthes bezeichnen.?) Die 


N Auch Schäffle jagt: Der bloße Arbeitskojtenwertb, wie er jetzt formulirt ist, macht 
die ganze Defonomie des Sozialismus vorläufig zur Utopie... So lange der Sozialismus 
in dieſem Gebiet (der jozialistiichen —— nicht ganz Anderes und Poſitives bietet, iſt 
er ausſichtslos.“ Quinteſſenz des Sozialismus S. 47, 32, 

?) „Die Werthhöhe hängt wejentlih vor dem Grade der Brauchbarkeit eines Gutes 
von deilen objektiven Eigenichaften, von feiner Qualität u. j. w. ab. Die Rangordnung der 
Brauchbarkeit beitimmt alfo die Höhe des Werthes der verjchiedenen für dasjelbe Bedürfniß 
dienenden Güter.“ Wagner, Örundlegung, $ 34 ©. 48. 

9 Betty jagt von der Arbeit, fie ijt der Vater, von der Erde, fie iſt die Mutter des 
ſt offlichen Reichthums. 
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Brauchbarkeit ijt die Stätte, auf welcher der Gefellichaftswerth entſtehen kann, 
der gejellichaftliche Bedarf ift es, der ihn erzeugt. 

Der Begriff der Brauchbarfeit iſt ein leicht verjtändlicher, der einer wei— 
teren Erklärung nicht bedarf, dagegen erfordert der Begriff gejellichaftlicher 
Bedarf eine nähere Auseinanderjegung. Unter gejellichaftlichem Bedarf ijt der 
thatjächlich fich geltend machende Begehr zu verjtehen, der ſeitens der Einzelnen 
in der Geſellſchaft ſich nach Berriedigungsmitteln herausftellt. Vorweg 
jcheidet der Begehr aus, für welchen der Einzelne Befriedigungsmittel ent: 
weder in feinem Beſitz hat, oder jelbjt oder durch feine Hausgenofien ſich 
herſtellen kann, d. b. der Begehr, der, um den Gegenfag deutlich hervor: 
zubeben, in jeinem Haufe jeine Erledigung findet. Gejellfchaftlicher Begehr kann 
erjt der Begehr nad) einem Gegenſtande werden, der in den Händen eines An: 
deren in der Gejellichaft ijt, oder der Begehr nad) einem Gegenftande, den ein 
Anderer heritellen jol. Er fann es werden, denn der Begehr allein nad) 
einem in der Gejellichaft befindlichen oder herjtellbaren Gegenftande reicht noch 
nicht aus, ihn zu einem gefellfchaftlichen Bedarf zu ſtempeln, nur der Begebr, 
der ſich in der Gejellichaft wirklich geltend zu machen vermag, 
der in der Wirthichaft wirfjame Nachfrage hervorruft, bildet den gejell- 
Ichaftlichen Bedarf.!) 

Bei dem — Bedarf ſtellt ſich alſo folgendes heraus: der— 
jenige, von dem der Bedarf ausgeht, hat das Befriedigungsmittel nicht in ſei— 
nem Er und kann oder will es auch nicht heritellen; ebenſo muß das be- 
treffende Befriedigungsmittel im Befie eines Anderen oder von Anderen her: 
ftellbar fein, denn nur unter diefen Umftänden kann von einem gejellichaftlichen 
Bedarf die Rede fein. Ferner derjenige, von dem der Bedarf nad) einem nicht 
in feinem Beſitze befindlichen Befriedigungsmittel ausgeht, muß die Möglichkeit 
haben, ſich dasjelbe durch eine Gegenleiftung wirklich zu befchaffen, da andern- 
falls wiederum nicht von einem gejellichaftlichen Bedarf die Rede jein Fann. 
Der gejellichaftliche Bedarf beruht alſo einerfeits auf dem Nichtbejig des 
begehrten Befriedigungsmittels jeitens der Bedürfenden und der Fähigkeit 
derjelben, jich dasjelbe anzufchaffen, amdererjeitsS auf dem Vorhandenſein oder 
der Heritellbarfeit, aljo in dem vorräthigen oder zu erlangenden Beſitz der 
betreffenden Befriedigungsmittel in den Händen eines Anderen. Der geiell- 
Ichaftliche Bedarf beruht daher in erjter Linie auf etwas Negativen, dem Nicht: 
befit des Bedürfenden, der aber nicht nur etwas Poſitives in fich birgt, die 
Fähigkeit der Bedürfenden, das Begehrte zu erlangen, jondern dem aud) etwas 
Bofitives gegenüberftehen muß, Vorräthiges oder Herjtellbares an einer ande: 
ven Stelle. 


i) „Ein Bettler kann Ananas begebren, allein jein Verlangen, jo jtarf es jein mag, 
hat feinen Einfluß auf den Preis. Die Gelehrten haben daher „der Nachfrage“ einen be- 
ichwänkteren Sinn beigelegt und haben fie definirt als Wunſch, zu befigen, mit der Befähig— 
ung, zu faufen.“ J. St. Mill, polit. Det, B. III Kap. II $ 3, Ueberi. ©. 464. 

„Alle wahre Nachirage nad Arbeit fann nur von denen ausgehen, welche nur Tauſch— 
werthe —— zu bieten haben.” Hermann (I. Aufl. I. 280). 

Deßhalb hat Georg Hirth volllommen Recht, zu behaupten: „daß der vornchmite 
und unumgängliche, gewillermaßen der jouperäne Bejtimmungsgrund für die Er 
zeugung und jomit aud) für den Preis der Taufchgüter in der Kauffähigkeit, in der Kaufkraft 
der Begehrer zu juchen ift.” Das jouveräne Geſetz der Preisbildung. FFreifinnige 
Anfihten der Volkswirthſchaft III. Aufl. S. 324. (Zuerſt abgedrudt in den „Annalen“ 
1375 ©. 1265.) 

„Der effeftive Gebrauchswerth ericheint bedingt durd) die Zahlungsfähigkeit fiir das zum 
Gebrauch vorgehaltene Gut. Schäffle, gejellich. Syftem, I $ 100. 
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Diejer gejellichaftliche Bedarf feitens der Berjonen, infoferne 
und jomweit fie fähig find, Tich den Bedarf zu verichaffen, iſt es, welcher den wirth— 
Ihaftlihen Geſellſchaftswerth hervorruft. Der gleichham impotente Be: 
darf vermag Ddiejes nicht, nur der Bedarf, der, um fich befriedigen zu künnen, 
ettvas einzujegen vermag, der ſelbſt mit gejellichaftlich verwendbaren Befriedig- 
ungsmitteln ausgeftattete Bedarf iſt im Stande, wirtbichaftlichen Gejellichafts- 
wertb zu erzeugen. Wenn Jemand in der Einöde einen Goldflumpen bejigt, 
Niemand aber da tft, der im Stande wäre, dem Beſitzer dagegen Befriedigungs: 
mittel zu gewähren, jo erzielt der Goldflumpen feinen wirthichaftlichen Gejell- 
Ichaftswerth. Derjelbe hat an fich nur Brauchbarkeit, nicht Geſellſchaftswerth; 
dieſen erhält er erſt durch B. oder C. und nur ſo weit als dieſe im Stande 
ſind, dem Beſitzer diejenigen Befriedigungsmittel zu gewähren, die er für ſeinen 
Goldklumpen — etiwa in Berückſichtigung einer ſpäteren Verwendung — anzu— 
nehmen bereit iſt. In letzter Linie ſind es immer erſt die in Händen von 
B. und 0. befindlichen Befriedigungsmittel, welche dem Goldklumpen des A. 
zum Geſellſchaftswerth verhelfen. 

Bei dem wirthſchaftlichen Geſellſchaftswerth treten uns ſomit zunächſt zwei 
Faktoren gegenüber: die Brauchbarkeit und der geſellſchaftliche Bedarf. 
Es verdient Beachtung, daß Brauchbarkeit eine Eigenſchaft der Befriedig— 
ungsmittel, der Sachen; geſellſchaftlicher Bedarf ein Verhältniß von 
Perſonen iſt, das freilich auf die Befriedigungsmittel Bezug hat oder nimmt. 
Die objektiven Eigenſchaften der Sachen einerſeits und der ſubjektive Begehr 
der Perjonen andererjeits iſt es, welche den Gejellichaftswertb in erjter Yinie 
in’s Leben ruft. 

Was die Befriedigungsmittel betrifft, jo tritt bei der Konſtituirung des 
wirthichaftlichen Gejellichaftswerthes zu ihrer Brauchbarfeit die Bertheilung 
des Vorraths hinzu. Ohne Brauchbarfeit, das iſt vorweg feitgeitellt, kann 
ſich der Gejellichaftswerth nicht entwideln und dieſes tritt um jo deutlicher 
hervor, nachdem der gejellichaftliche Bedarf als Schöpfer des Gejellichafts: 
werthes erfannt ijt, denn nach etwas, was nicht brauchbar ijt, wird ein Be: 
darf nicht eintreten.!) Neben diefer Brauchbarfeit der Befriedigungsmittel wird 
die Vertheilung ihres Vorrathes von grundlegender, ja enticheidender Bedeutung. 
Sit der Vorrath der betreffenden Berriedigungsmittel, mag ihre Brauchbarfeit 
jo gering oder jo hoch fein, wie es jet, derartig vertheilt, daß fie in Jeder— 
manns ausreichendem Beſitz jind, jo Fällt der gejellichaftliche Bedarf, das zweite 
Moment, das zur Bildung des Gejelljchaftswerthes erforderlich ift, einfach fort. 
Erjt wenn eine derartige Vertheilung des Vorrathes Plab gegriffen hat, daß 
fie an gewiſſer Stelle Nichtbefig oder nicht ausreichenden Beſitz zur Folge hat, 
to daß ſich nach dem Berriedigungsmittel ein ge) ſellſchaftlicher Bedarf heraus— 
ſtellen kann, vermag dasſelbe Geſellſchaftswerth zu erringen. Auf dieſe Weiſe 
iſt es die Vertheilung des Vorrathes, welche den gejellfchaftlichen Bedarf her— 
vorruft und damit den Geſellſchaftswerth der Befriedigungsmittel entſtehen läßt. 

Der Entjtebungsprozeh des wirthichaftlichen Geſellſchaftswerthes läßt 
ſich folgendermaßen ſkizziren. Damit bei einem Befriedigungsmittel, d. h. brauch— 
baren Gegenſtande der wirthſchaftliche Geſellſchaftswerth überhaupt in Frage 


1) „Der Gebrauchswerth der Gütereinheit iſt abhängig: auf Seite des Subjekts von 
dem Grad und Umfang der Bedürftigkeit und Zahlungsfähigkeit, — auf Seite des Gutes 
von dem Map erkannter und anertannter Brauchbarkeit, welche in der gegebenen Güter 
majje enthalten iſt.“ Schäffle, geſellſch. Syitem, 1. $ 9. 
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fommen fann, muß der Inhaber e8 gejellichaftlich verwenden, d. h. der Ge: 
jellichaft zur Verfügung stellen wollen. Welche Eigenschaften auch dem Gegen: 
jtande anhaften mögen, will der Inhaber ihn nicht geiellichaftlich verwenden, 
ihn nur für fich benüßen, jo behält er nur Individual: und erhält feinen Ge— 
jellfchaftswerth, legterer bleibt latent. Der Gejellichaftswerth wird dem Gegen: 
ſtand in erjter Yinie von dem Inhaber zugetragen, und erhält von ihm die 
Beitimmung, Gefellichaftswerthb zu erlangen. Der Inhaber kann aber dieſe 
Abficht, einem Gegenitande Gefellichaftswerth zu verichaffen, nur dann aus: 
führen, wenn er Brauchbarfeit bejigt und derartig vertheilt ijt, daß nach ihm 
ein Bedarf fich herausftellt. Der Inhaber muß ſowohl die Abficht haben, 
den Gegenjtand gefellfchaftlich zu verwenden, als auch der Gegenftand die 
Eigenschaften befißen und die Verhältniſſe derartig fein, daß er geſellſchaftlich 
verwendet werden fan. 

Der erite Akt ift alfo: der Inhaber muß einen gejfellichaftlid 
verwendbaren Gegenftand der Gejellichaft anbieten. In dieſem 
eriten Akt wird bereits auf einen zweiten verwieſen, das Berriedigungsmittel, 
das gejellichaftlich verwendet werden foll, muß derartig vertheilt jein, daß nad) 
ihm ein und zwar leiltungsfähiger Bedarf fich zeigt, ev muß geiellichaftlich von 
Jemandem erſtrebt werden, der jelbit im Beſitze von gejellichaftlich verwend— 
baren Befriedigungsmitteln it. Der zweite At ift: der Gegenjtand, um 
deſſen wirthichaftlichen Gejellichaftswertb es fich handelt, muß mitteljt anderer 
Gegenftände, die ſelbſt Geſellſchaftswerth erlangen fünnen, verlangt werden.) 

Der Gejellfchaftswerth erweiſt ſich demgemäß als ein Verhältni von Be- 
jriedigungsmitteln zu Befriedigungsmitteln, feitgeftellt durch die betreffenden In: 
haber. Es wird erfichtlich, daß fein Gegenftand wirthichaftlichen Geſellſchafts— 
werth erlangen kann, ohne daß Hierdurch zugleich ein anderer Gejellichaftswerth 
erlangt?) und ebenfo, daß der mirtbichaftliche Gejellfchaftswerth des Gegen: 
jtandes nicht eine einfeitige Feſtſetzung des Inhabers ift, fondern eine Feſtſetz— 
ung, an der einerjeits der Inhaber, andererjeits die den Gegenftand Bedürfen- 
den mitwirken. Der wirtbichaftliche Gejellichaftswerth entiteht, wie es in der 
Wirthichaftsiprache heißt, aus dem Angebot und der Nachfrage von Be: 
friedigungsmitteln feiteng der Inhaber und der fie Bedürfenden. 

Die Feititellung (Konitituirung) des wirtbichaftlihen Geiell- 
Ihaftswerthes vollzieht jich auf Grund der Brauchbarfeit des betreffen- 
den Gegenstandes, die ihn befähigt, Befriedigungsmittel zu fein. Die Brauch: 
barfeit rührt von der Natur umd der Arbeit her, dieſe find e8, welche in 
erjter Linte an der Feititellung des Gejelljchaftswerthes mitwirken. Die Natur 
und die Arbeit jtatten den Gegenjtand mit den Eigenjchaften aus, die ibn be: 
fähigen, Gejellichaftswerth zu erringen, gleichlam twie Eltern, die ihren Kindern 
eine Erziehung angedeihen laſſen. Sie gejtalten die Gegenftände zu Befriedig- 
ungsmitteln, fie jchielen fie, wie die Eltern ihre Kinder, in die Welt, um ihre 
‚Fähigkeiten zu bethätigen, und zwar ganz wie in dem angezogenen Beilpiele, 
mit wechjelndem, oft anscheinend ungerechtfertigtem Erfolge, indem mannigfach 
unbedeutende Eigenjchaften jchon große, bedeutende Eigenschaften nur geringe 
Erfolge erzielen. Welches aber auch Die thatjächlichen Erfolge der Befriedig- 
— auf Grund ihrer Eigenſchaften ſein mögen, Brauchbarkeit müſſen fie 


1) Siehe Seite 461 Note 1. 
2) „Jeder Verkauf it Kauf.“ Quesnay, Dialogues sur le commerce. Citirt von 
Marz, das Kapital, I. Buch, Note 66. 
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baben, wenn fie den Boden der Geſellſchaft betreten und Gefellichaftswerth 
erzielen wollen, und die Urheber desfelben, Natur und Arbeit, beeinfluffen ſomit 
in eriter, wenn auch nicht in letzter Linie den Gejellichaftswerth. 

Se größer Die Brauchbarfeit der Befriedigungsmittel, jei es 
dur die Natur, ſei e8 durch die Arbeit, wird, um jo höher jtellt ſich der 
Geſellſchaftswerth des betreffenden Gegenftandes,") ſoweit derjelbe nicht von 
anderen ich geltend machenden Einflüſſen bejtimmt wird, um jo mehr fteigt 
die Anwartichaft auf einen Höheren Gefellichaftswerth. Die Stein: 
kohle beanfprucht von vorneherein einen höheren Gefellichaftsiwerth als die 
Braunkohle, weil ihre Heizkraft eine größere ift, der Waizen einen höheren als 
der Roggen, weil jein Gejchmad ein bejierer ift,?) ohne daß die Möglichkeit 
ausgeichloflen it, daß die anderen den Geſellſchaftswerth feftitellenden Einflüſſe 
ein anderes Nefultat herbeiführen. Ob die Brauchbarfeit, welche der Anlaf 
zum Gejellichaftswerthe wird, von der Natur oder von der Arbeit herrührt, tft 
zunächſt gleichgiltig. Bei gleicher Brauchbarkeit fann ein Befriedigungsmittel 
depbalb, weil die Brauchbarfeit eine natürliche oder künſtlich (durch Arbeit) 
bergejtellte ift, nicht größeren oder geringeren wirtbichaftlichen Gejellichaftswerth 
beanſpruchen; bis wie weit derjelbe, je nachdem Natur oder Arbeit an der 
Brauchbarfeit mitgewirkt, aus anderen Gründen ſich verjchieden geftaltet, wird 
ſich jpäter herausjtellen. 

Gegenitände von gleicher Brauchbarfeit, mag diefe von der 
Natur oder der Arbeit herrühren, beanspruchen gleichen wirtbichaft- 
lichen Geſellſchaftswerth. Es ift das gleiche Niveau, von dem aus fich 
der wirtbichaftliche Gefellichaftswerth nach verjchiedenen Nichtungen enttwidelt. 
Würden ſich außer der Brauchbarkeit feine anderen Einflüjfe geltend machen, 
jo würden gleiche Brauchbarfeiten gleichen Gejellichaftswerth haben. 

Die Brauchbarfeit allein erzielt jedoch, wie feitgeitellt, feinen Geſellſchafts— 
werth, jondern um diefen in's Leben zu rufen, muß fich eine derartige Ver: 
tbeilung des VBorrathes zugefellen, daß innerhalb der Gefellichaft fich ein Bedarf 
geltend macht. Die Bertheilung des Vorraths iſt es alfo, welche that: 
jählih den Gefellfchaftswerthb auf Grundlage der Brauchbarkeit zu geftalten 
beginnt. Die Vertheilung des Vorraths iſt in erjter Linie abhängig von der 
Höhe des Vorraths überhaupt, fo daß man gezwungen ift, bereitö dem Bor: 
rath Einfluß auf die Gejtaltung des wirthichaftlichen Gejellichaftswerthes zu: 
jugeitehen. Es muß bierbei feitgehalten werden, daß, twie die Brauchbarfeit, 
io der Vorrath ftet3 im Verhältniß zu den Bedürfnifjen gedacht werden muß. 
der Vorrath an fich ift in Bezug auf den Gefellichaftswerth gleichgiltig, es 
bandelt fich immer nur um den Vorrath im Verhältniß zu den Bedürfnifjen. 
se größer der Vorrath bei gleich bleibenden Bedürfniffen, um fo 
Heiner; je Eleiner der Vorrath, um fo größer kann jich der Ge— 
ſellſchafts werth geftalten. Bei gleichem Vorrath und bei unveränderter 
Vertheilung desselben, gleiche Bedürfniſſe vorausgejeßt, wird der Gefellichafts- 
— * ſo wie er durch das Verhältniß der Brauchbarkeit feſtgeſetzt iſt, nicht 
modifizirt. 

| Da ſowohl Natur als auch Arbeit auf den Vorrath von tief eingreifendem 
Kinfluſſe iſt, jo ift hiermit wiederum der Einfluß ſowohl der Natur wie der 


') Eiche Seite 463 Note 2. 
NVergl. Rau, Lehrb. $ 61 u. fi. über den Gattungswerth, ferner Wagner, rund: 
legung, $$ 37, 38. 
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Arbeit, wie er uns bereits bei der Brauchbarkeit entgegentritt, feſtgeſtellt. Gegen: 
jtände, welche die Natur in ungeregelter Menge bervorbringt, müſſen bei ihrem 
ichwanfenden Vorrath einen anderen Gejellfchaftswerth erringen, als diejenigen, 
die im möglichjt gleich bleibender Weife produzirt werden (NRübjen im Ber: 
hältniß zu Waizen oder Roggen) da die Natur willfürlich producirt, ihre Pro: 
duftion mithin eine jehr unregelmäßige ift, jo müſſen folgegemäß diejenigen Ge: 
genjtände, deren Produftion Lediglih von der Natur abhängt, 
einen ſchwankenden Gejellfchaftswertb haben. Dagegen geitaltet ih 
der Gefellihaftswerth, fo weit die Arbeit auf ihn Einfluß bat, bejtän- 
dDiger, weil die Arbeit ſich wenigſtens angelegen jein läßt, mit Vorbedacht 
und unter Berückjichtigung des Bedarfs thätig zu jein, jo viele Irrthümer 
dabei auch mit unterlaufen. Somit tritt, jo weit der Vorrath auf den Geſell— 
ichaftswerth Einfluß übt, zwiſchen Natur und Arbeit bereits ein Unterjchied 
hervor, während diejes, was die Brauchbarfeit betrifft, nicht der Fall üft. 

Auf dieſe Weife ruft der Vorrath in Bezug auf den Gejellichaftswertb 
ihwanfende Verhältniſſe hervor, wie die Brauchbarkeit feite. Ein Gut 
iſt jopiel brauchbarer als das andere, um jo höher kann der Gejellichaftswertb 
jenes oder diejes fein. Der, jei es von der Natur, jei es von der Arbeit, ber- 
rührende Shwanfende Vorrat) modifizirt dieſes Verhältniß und bringt Die 
bis in das Unabjehbare gehenden Schwanfungen des wirtbichaftlichen Getriebes 
hervor. Derjelbe wird unbejtimmbar durch die veränderlichen Schöpfungen 
der Natur, welche an fich regellos jchafft und der Arbeit, welche bald einen 
hinter den Bedürfniſſen zurückbleibenden, bald einen über jie hinausgehenden 
Borrath Schafft. 

Bringt Schon der an fich ſchwankende Vorrath eine mehr oder minder 
lebhafte Bewegung in der Geftaltung des wirtbichaftlichen Gejellfchaftswerthes 
hervor, jo wird diefelbe durch die Vertheilung desselben noch erhöht. Je un— 
gleicher die Vertheilung des Vorraths ſich geitaltet, deſto mehr 
macht fich der Bedarf geltend, deſto höher fann der wirtbichaftlidhe 
Sejellihaftswerth jteigen. Freilich tritt auch der Ueberfluß, der den 
Sefellfchaftswerth ermäßigt, an einer anderen Stelle um fo intenfiver auf; da 
jedoch der Bedarf feiner Natur nach jich jtärfer geltend macht, als der Ueber: 
fluß genöthigt ift, fich feines Ueberſchuſſes zu entledigen, jo ilt es erflärlich, 
daß, je ungleichmäßiger die Vorräthe vertheilt find, je mehr in Folge dejjen 
ſich gewiſſe Vorräthe konzentriren, der Geſellſchaftswerth dieſer jteigt, und ſich 
derſelbe um ſo mehr zu einer Ermäßigung neigt, je gleichmäßiger ſich der 
Vorrath vertheilt. Aus dieſem Grunde tragen alle verbeſſerten Kommunikationen 
bei, den wirthſchaftlichen Geſellſchaftswerth der Waaren an den verſchiedenen 
Drtichaften, die aus dem angeführten Grunde, wenn der Vorrath iu der Ge: 
gend A etwa relativ größer ift, als in Gegend B, eine verjchiedene Höhe des 
Sejellfchaftswerthes erlangt haben, auszugleichen. 

Brauchbarfeit und Vorrath in feiner Bertheilung, das find 
die die bezüglichen Gegenjtände. betreffenden Verhältnifje, auf Grund 
deren fich der wirtbichaftliche Gejellichaftswerth bildet. Gleiche 
Brauhbarfeiten bei unverändert vertheilten Vorräthen bean: 
Ipruchen gleichmäßigen wirtbichaftlihden Gejellichaftswerth. 

Die ſchließ liche Feititellung des Gejellichaftswerthes geht von den In— 
habern der betreffenden Gegenjtände aus. Die Eigenfchaften der Befriedigungs- 
mittel und der Vorrath in feiner Vertheilung find lediglich die Baſis, auf 
welcher die Inhaber den Gejellichaftswerth endgiltig feſtſtellen. Unzweifelhaft 
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bleiben die Inhaber im beftimmten Umfange von den den Befriedigungsmitteln 
anhaftenden Eigenjchaften und von dem Vorrath derjelben abhängig, aber es 
bieße den wirtbichaftlichen Gejellichaftswertb durchaus doktrinär konſtruiren, 
wollte man darüber einen Zweifel bejteben laſſen, daß ebenjo wie die Be- 
ziehungen der Gegenjtände die Stellung der Inhaber auf den Wirthichafts- 
marft einen und zwar jchließlich bejtimmenden Einfluß haben. Es ijt Diejes 
vielleicht einer der folgenjchweriten Irrthümer, welchen die volkswirthichaftliche 
„Schule“ begangen hat, daß fie den „Tauſchwerth“ ausschließlich „aus den 
Gütern“ hat erflären wollen, wobei man jchließlich dahin gelangt ift, als Werth 
des Gutes die zu feiner Heritellung „nothwendige Arbeitszeit“") aufzuftellen. 
Bei der TFeititellung des Gejellichaftswertbes iſt es ebenjo erforderlich, die Be— 
ziehungen der betreffenden Gegenjtände wie der Inhaber zu berüdjichtigen, 
denn der wirtbichaftliche Gejelljchaftswerth ijt feine dem Gute 
anbaftende Eigenschaft, jondern ein ihm von außen beigelegtes Attribut; 
unmöglich können diefe von außen ich geltend machenden Einflüſſe außer Acht 
gelafien werden. Ebenſo falih wie es wäre, die Konjtituirung des wirth— 
Ichaftlichen Gejellichaftswertbes in das Belieben der Einzelnen zu verlegen, 
ebenjo falſch it es, ihm lediglicdy auf die Beziehungen der Gegenjtände zu be: 
Ichränfen. Der wirtbichaftliche Gejellichaftswerth der Gegenstände 
läßt jich von der Stellung ihrer Inhaber nicht loslöjen; er Ändert 
fich mit einer Aenderung derjelben und wird durch diejelbe ebenjo in legter 
Inſtanz bejtimmt, wie Durch die bei den Wertbgegenjtänden zu Tage tretenden 
Ericheinungen in eriter. 

Es ift für die richtige Erkenntniß des Gejellichaftstwerthes unbedingt feit: 
zubalten, wir haben es bei demjelben nicht ausfchließlich mit den Objekten der 
Materie zu thun, Die fich fejtitellen und abwägen alien, jondern bei ihm 
jprechen die Perſonen (die Inhaber) mit, welche, wenn auch nicht ſchranken— 
los, jo doch jelbitjtändig auf jeine Gejtaltung Einfluß üben. Deßhalb er: 
balten Güter von derjelben Beihaffenheit in den Händen ver- 
IhiedenerBerjonen verschiedenen wirtbichaftlichen Geſellſchafts— 
werth. „Hundert Thaler im Belite eines armen Taglöhners haben einen 
ganz anderen relativen Sachwerth, als diejelbe Summe in den Händen eines 
Millionärs.* Georg Hirtb, Freifinnige Anfichten der Volkswirthſchaft, dritte 
Auflage, Seite 319. Neben den objektiven Beziehungen machen fich jubjektive 
Einwirkungen geltend. 

Zunächſt fommt der Inhaber des Gutes in Betracht, deſſen Gejellichafts- 
werth wirthichaftlich feitgeftellt werden joll. Er wägt die Brauchbarfeit und 
die gejellfchaftlichen Beziehungen, den Vorrath und deſſen Vertheilung ab gegen: 
über dem Bedarf des Gutes, das er der Gejellichaft überanttvorten will — 
gegen die Brauchbarfeit und die Beziehungen des Gutes, das er von der Ge: 
tellihaft empfangen will und beitimmt ſeinerſeits auf Grund deſſen den Gejell- 
ſchaftswerth für fein Gut. Sofort macht fich hierbei jeine wirtbichaftlich ge: 
ſellſchaftliche Stellung geltend. Ne mehr das Fortgeben feines Gutes in jein 
Belieben gejtellt ift, um jo mehr fann er feinen Einfluß geltend machen, den 
Sejellichaftswerth zu erhöhen; je mehr er gezwungen ift, jein Gut fortzugeben, 
um jo weniger wird fich fein Einfluß auf den Gejellichaftswerth geltend zu 
machen vermögen, d. h. je weniger er in der Lage iſt, das in jeinen Händen 
befindliche Gut fortgeben zu müſſen, um jo mehr fann er darauf halten, daß 


!) Siehe Knies, Seite 462 Note 2. 








470 A. Samter: Der Werth in jeiner wirthichaftlichen 


dasjelbe einen hohen Gejellichaftswertb erringt; je mehr er gezwungen it, fein 
Gut fortzugeben, um jo mehr muß er es ſich gefallen lajien, dar dasſelbe 
einen niedrigen Gejellichaftswerth erzielt. Das halten können und das 
fortgeben müjjen jeines Gutes bilden die Grenzen jeines Einfluiies auf 
den wirtbichaftlichen Gejellichaftswerth Ddesjelben. Es treten ſofort bei dem 
Einfluß des Inhabers auf den wirtbichaftlichen Gejellichaftswerth die Macht— 
verhältnijje desjelben zu Tage, welche den jchließlichen und enticheidenden 
Einfluß auf den Gejellichaftswerth erringen. 

Ein jeder Inhaber hat, von Ausnahmefällen abgejeben, das Beitreben, 
den Wirthichaftswerth jeines Gutes jo weit als möglich in die Höhe zu jchrauben, 
er faßt jeinerjeits den größten wirtbichaftlichen Gejellichaftswerth ins Auge, den 
er zu erzielen hoffen darf, wenn er auch nicht verhindern kann, daß die geiell: 
ichaftlichen Verhältniſſe ihn thatlächlich herabdrüden. 

Es bedarf nicht des Hinweijes, daß der Einfluß des einzelnen Inhabers 
auf den wirthichaftlichen Sejellichaftswertb ein jehr beichränfter ift, und dat 
bei deſſen Konftituirung es fich um den Einfluß handelt, den jämmtlihe In— 
baber, jo weit fie eben zujammenwirfen, ausüben. An dem den Gejellichafts 
werth Fonjtituirenden Einfluß, jo weit er von dem Inhaber ausgeht, nehmen 
die einzelnen Inhaber Theil, Dderjelbe ift aber das Nejultat ihres Zu- 
jammenwirfens. Da überhaupt immer nur von einem relativen Geſell— 
Ichaftswerth zu ſprechen ift, es einen abfoluten wirtbichaftlichen Gefellichafts- 
werth nicht gibt, und es ſich demgemäß stets um einen jowohl der Zeit wie 
dem Naume nad) bejchränften Gejellihaftswerth handelt, jo kommen nur di 
Inhaber in Betracht, die in Diefem Naume, mag er nun weit oder enge ſein, 
zur Geltung zu kommen vermögen. 

Dieje Inhaber wirken auf den Gejellichaftswertb in Uebereinſtimmung 
oder ſich entgegen arbeitend. Zunächſt macht ſich die Anzahl der Inhaber 
geltend; je geringer diejelbe ift, um jo mehr vermögen fie den Geſellſchafts 
werth hoch zu halten, je größer diejelbe ift, um jo leichter fann er durch die 
Konkurrenz unter denjelben ermäßigt werden. Es hängt dann viel davon at, 
ob und bis wie weit eine Verftändigung unter den Inhabern durchführbar iſt, 
beziehungsweije ob die Inhaber es zu einer gemeinſchaftlichen Kooperation zu 
bringen vermögen. Dieſe iſt im Stande, für Aufrechterhaltung des wirth 
ichaftlichen Gejellichaftswerthes zu wirken, während, wo dieſes nicht der all 
ift, der gegenjeitige Miterwerb der Inhaber, die Konkurrenz den wirthſchaft 
lichen Geſellſchaftswerth bis auf das Minimum herabdrücken kann. Es wird 
hier erſichtlich, wie es möglich iſt, daß der wirthſchaftliche Geſellſchaftswerth 
der Arbeit auf die denkbar niedrigſte Stufe herabgedrückt werden kann, men 
die Arbeiter es nicht zu einem gemeinjchaftlichen Zuſammenwirken bringen. 

Welch’ einen Einfluß auch die Inhaber durch ihre Anzahl umd die Art 
ihres Zuſammen- beziehungsweife Entgegemwirfens auszuüben vermögen, es 
wird ebenjo ein Maximum geben, über welches hinauszugehen die Inhaber 
jetbjt feine Veranlafjung baben, wie ein Minimum, unter welches zu geben 
fie fich nicht entjchliegen werden. Das Marimum ift jedenfalls die Höhe, 
von welcher fie annehmen, daß die das Gut Bedürfenden fie zuzugefteben 
bereit jein werden. Einen Geſellſchaftswerth über dieje Höhe hinaus zu erlangen, 
werden fie als ausfichtslos aufer Acht laſſen müſſen. Weiterhin können fie 
ſelbſt Veranlaſſung nehmen, auf die Erniedrigung des wirtbichaftliden 
Sejellichaftsiwertbes binzumirfen wenn fie dadurch hoffen, eine größer 
Gütermenge, die fie in ihrem Befig haben oder zu bringen vermögen, an die 
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Gejellichaft abzugeben, mit anderen Worten, zu verkaufen, als es der Fall fein 
würde, wenn der Gejellichaftsiwwertb hoch it. Keineswegs ift es immer der 
hohe wirthichaftliche Gejellichaftswerth, der im Intereſſe der Inhaber der 
Wirthichaftsgüter Tiegt; es iſt eine bekannte Gejchäftsmarime der Kaufleute: 
lieber großen Umjag mit relativ Eleinem Nugen, als kleiner Umſatz und relatıw 
großer Nugen, da eriteres für fie gemeinhin ein günftigeres Nejultat Liefert, 
und ebenjo ziehen es die Produzenten vor, große Maſſen zu einem niedrigeren 
Preiſe zu verfaufen, als ſich auf eine fleine Quantität zu bejchränfen , jelbjt 
wenn jie für dieſe verhältnigmäßig mehr bedingen. Es erhärtet diejes, daß 
jelbjt die Inhaber keineswegs immer auf einen hoben Gejellichaftswerth hinzu- 
arbeiten ein Intereſſe haben, jondern es auch häufig für entiprechender halten, 
den Gejellichaftswerth niedriger normirt zu jehen. 

Für das Minimum, welches die Inhaber feſthalten, it die Schwierig: 
feit entjcheidend, mit welcher fie das Gut erlangt haben, beziehungsweile wieder 
erlangen fünnen, die Herſtellungskoſten, bezw. die Wiederheritellungstojten.') 
Der Inhaber wird der Gejellichaft wiederholt Fein Gut übermitteln wollen oder 
auch können, um ein anderes dagegen zu empfangen, falls er in diejem nicht 
einen Erjag für die auf Erlangung der in jeinem Befige befindlichen Güter 
verwandte Mühe und verauslagten Koften erhält. Soweit ihm joldyes von 
der Natur gejchenft ijt (don gratuit) wird er freilich in die Lage fommen 
fünnen, bei der Aufitellung des Minimums dieſes Gejchenf von der 
Natur außer Acht zu lafien. Darauf ift aber auch die von Baftrat aufgeftellte 
Theorie, daß die freien Naturgaben im Taufchwerth feinenAusdrud finden, ?) 
zurüdzuführen. Der Taufchwerth, oder, wie ev hier genannt wird, der wirth— 
Ichaftliche Geſellſchaftswerth, wird durdy mehrere Faktoren bejtimmt; die freien 
Naturgaben brauchen im Gejellichaftswerth feine Rolle zu jpielen, ſie thun es 
aber thatjächlih in hohem Grade und nur bei Aufjtellung des Minimums 
jeitens der Inhaber, welches noch lange nicht den thatjächlichen wirthichaftlichen 
Gejellichaftswerth fejtiegt, wird der Inhaber fich veranlaßt jehen, unter Um— 
jtänden die freien Naturgaben außer Acht zu lajjen, während er um jo mehr 
geneigt jein wird, jo wie er im den Stand gefegt ift, für einen höheren Ge- 
ſellſchaftswerth zu wirken, die günſtigen Natureinflüſſe, die ſich auf ſein Gut 
geltend gemacht, auszunützen. 

Sp weit ſeine von ihm ſelbſt verrichtete oder an Andere gezahlte Arbeit 
in dem Gute verkörpert ift, wird er diefe als Minimum des Gejellichafts- 
merthes fejthalten und nur jo weit davon abgehen, als es ihm flar it, daß 
in der Zeit, die verflojfen it, jeitdem er das Gut erlangt hat, Ddiejes mit 
weniger Arbeit und Koften zu erlangen iſt“). Die Heritellungskoften fallen 
nämlich gemeinhin in eine andere Zeit, als diejenige iſt, in welcher er das 
Gut der Gejellichaft übermitteln kann, in welcher aljo der Wirthichaftsiverth 
fejtgeitellt werden joll. In dieſer Zwifchenzeit können ſich die Verhältniffe 


) Rein Yageböt kann andauern, dejien Koſten dauernd von feinem Begehrer ver: 
gütet werden. Schäffle, gejellih. Spitem, I. $ 115. 

% „Die Naturkräfte an und für fich betrachtet und abgeſehen von jeder geijtigen oder 
törperlichen Arbeit, find ‚unentgeltliche Gejchenfe (doms gratuits) der wg N aus 
diejem Grunde bleiben fie bei aller Verwidelung des menſchlichen Umjages ohne Werth.“ 
Bastiat, harmonies &conomiques, Kap. III. Ueberſ. ©. 78. 

*) Deshalb behauptet Garen: „ragt man, wie viel Werth jedem Segenjtande bei- 
zumellen ift, jo findet man da& Mai in den Kojten der Wiederheritellung gegeben“. Social- 
öfonomie 6. Kap., $ 6. Ueberſetz. S. 59. In diefer Allgemeinheit unvictig, als Moment 
der Bertbfeitfegung. zutreffend. 
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geändert haben und der Inhaber kann fich im Bezug auf den Werth nicht 
nach den in der Vergangenheit gewejenen, jondern nur nach den in der Gegen: 
wart bejtehenden Verhältniſſen richten. Dagegen Kann die Zukunft, die Er: 
wartung, daß ſich die Verhältnife ändern werden auf den Entichluß der 
Inhaber auch bei Aufitellung des Minimums von Einfluß jein!). Deßhalb 
wird bei diefem vom Inhaber aufgeitellten Minimnm der Erjag für Die Er- 
langung des betrefienden Gutes, man fann bei dem Wort Herſtellungskoſten 
jtehen bleiben, nur jo weit eine Nolle jpielen, ala es in der Gegenwart oder 
in der nächiten Zukunft nicht niedriger wieder heritellbar ift. So weit dieſes 
der Fall, wird auch bei dem Minimum nicht das Quantum der wirklich ver: 
twendeten, jondern der gegenwärtigen oder in mächiter Zukunft zu erwartenden 
Heritellungstoften das Minimum bilden, au dem der Inhaber bei Aufftellung 
des Gejellichaftswerthes feithalten wird. Betont muß werden, daß dieſes 
Minimum eine durchaus relative und nichts weniger als feit bejtimmte Größe 
ift, denn die Elemente, aus denen die Herftellungs: oder Wiederheritellungs- 
koſten ſich zuſammenſetzen, find jehr verjchieden umd veränderlich?). Vollends 
für die Herjtellungskoften der Arbeit gibt es feine definirbare Grenze, mit der 
ſich wirthichaftlich etwas ausrichten läßt?). Nur die Thatjache, daß e3 eine 
Grenze gibt, die als Minimum der Zeit und dem Naume nady zu betrachten 
it, eine Grenze, unter welcher der Inhaber jein Gut nicht fortgeben wird, 


ſteht fett). 

Zwiſchen diejer Grenze des Minimums und des Marimums, iiber welches der 
Inhaber nicht hinausgeht, weil jolches bei Feitiegung des Wortes als ausfichtslos 
ſich heraugjtellen würde, bewegt ſich die Mitwirkung des Inhabers auf den 


) Schäffle bemerkt daher mit Necht Carey gegenüber: „Carey bejtimmt den Werth 
aus den Reproduktionskoſten, d. b. im Falle der erneuten Herſtellung. Der Werth kann 
aud) auf künftige Koſten rejleftirt ſein“ Gejellich. Syſtem I, $ 100, ©. 175. 

2) Die Produftionskojten find eine unbefannte Größe. Die Frage, um welden Preis 
Weizen bei uns gebaut werden kann, war der Gegenstand emfigiter Erörterung feit 1813 —46. 
1813 jtellte eine Kommiſſion des Unterhauſes in ihrem Bericht den Sap auf, daß ein Preis 
von 100—105 Eh. erforderlich fei, damit der Yandmann die Bejtellung des Bodens jort: 
jegen kann. Diejer Anja wurde 1815 auf 80 Sh. ermäßigt. QTropdem fiel der Weizen 
binnen wenigen Monaten auf 50 Sh. und in der legten Woche des Jahres 1822 auf 38 Sh. 30. 
Toofe und Newmard, Gejchichte und Beitimmung der Preife 1, S. 66. 

® Die Koöfficienten der „geiellichaftlichen Arbeitszeit” find variable, höchſt „variable 
Größen“. Schäffle, Bau und Leben des jozialen Körpers, III S. 317. 

*# Die Betrachtungen, welhe Schäffle Syſtem $ 95 über den „Koſtenwerth“ an— 
jtellt, find unzweifelhaft jehr lehrreich und zutreffend, jedoch iſt die Frage berechtigt, ob es 
nicht mehr zur Berdunfelung als zur Aufklärung des Werthbegrifis beiträgt, wenn man den 
Werth, wie er ſich mwirtbichaftlich auf dem Boden der Gejellichaft bildet und der deshalb bier 
„wirtbichaftlicher Geſellſchaftswerth“ genannt it, in eine Menge von Werthen auflöft, als in 
Koſtenwerth, — (Gebrauchswerth) weiter $ 96 in Stoffwertb, Ortswerth, Zeitwerth, 
$ 98 fonfreter Werth, effektiver Werth und jchließlih S 107 Tauſchwerth. Hierzu kommen 
jeitens anderer Schriftiteller, wie Neumann „jubjeftiver und objeftiver Werth“, ferner 
Schönberg's Handbuch, Neumann, Grundgriffe der Wirthichaftälehre, $ 9: „Kauf-, Tauſch, 
Ertrags-, Mieths-, Pacht,, Beleihungs-, Nugungs ꝛc. Werth. Wagner, Grundlegung $ 36 
Produktions- oder Erwerbswerth — VBerzehrungs — Berbrauchswerth, $ 37 Mengen umd 
Sattungswerth. Hermann, jtaatöwirtbich. Unterjuchungen S. 432 Sachwerth. Man wird 
hierbei in der That an den Ausiprud eines Referenten über Bärenbachs Sozialwilien: 
ſchaft in der (Münchener) Allgem. Zeitg. erinnert, der auf meine Wertbtheorie hinweiſend, wie 
ich fie in der Soziallehre aufgejtellt, von den landläufigen Erfärungen behauptet: „man 
fieht den Wald vor Bäumen nicht.“ Sicerlich find alle Momente, die zu den am 
gejührten Untericheidungen Anla gegeben, zu berüdjichtigen, diejes rechtfertigt aber nid, 
den Werth jelbit gleichſam zu zerpflücken und dadurch die Einheit des Werthbegriffes zu 
ſchädigen. 
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Werth. Diejer erreicht bisweilen dag Maximum, er wird bisweilen auf ein 
Minimum berabgedrüdt, ja es iſt nicht ausgeſchloſſen, daß er in Einzelfällen 
über die durchgängige Maximal- bezw. Minimalgrenze hinausgedrängt wird, 
je nachdem diejenigen, welche das Gut bedürfen, einen entjcheidenden Einfluß 
zu üben vermögen, oder ſich in voller Ohnmacht befinden. Die Arbeiter, als 
Inhaber ihrer Arbeitskraft jehen den Gejellichaftswerth ihrer Arbeit durch die 
Wirthichaftsbewegung zu Zeiten jo herabgedrüct, daß er jelbjt unter den bisher 
als Minimum geltenden Betrag finkt; in Zeiten von Hungersnoth, Belager: 
ungen u. | 1. vermögen die Inhaber von Yebensmitteln den wirtbichaftlichen 
Sejellichaftswerth Dderjelben auf eine Höhe zu bringen, welcher den Betrag, 
der in gewöhnlichen Zeiten als Marimum angejehen wird, weit überjteigt. 
Die das Gut Bedürfenden nehmen dem Gejellichaftswerth gegenüber diejelbe 
Stellung ein, wie die Inhaber, nur vom entgegengejegten Standpunkt. Auch der- 
jenige, der ein Gut haben will, wägt die Brauchbarfeit und die gejellichaftlichen 
Berziehungen des betreffenden Gutes gegen das Gut ab, das er der Gejellichaft über: 
mittelt und adoptirt auf Grund deſſen den Gejellichaftswerth der von ihm eritrebten 
Güter. Wie bei dem Inhaber das Haltenfünnen und das Fortgeben müſſen 
die Grenzen jeines Einflujjes auf den Geſellſchaftswerth bilden, jo bilden bei 
Jemandem, der ein Gut haben will, das Entbehrenfönnen und das 
Habenmüſſen die Grenzen jeines Einfluffes. Je mehr das Entbehrenfönnen 
in jein Belieben gejtellt it, um jo mehr kann er — negativ — auf den Ein: 
fluß des Gutes erringen, auf welches er jein Augenmerk gerichtet; je mehr er 
gezwungen it, das Gut in jeinen Belig zu bringen, um jo weniger fann er 
auf den Gejellichaftswerth Einfluß üben, d. b. je gleichgültiger ihm der Beſitz 
des betreffenden Gutes ift, um jo leichter kann er der Erhöhung desjelben 
entgegentreten, je mehr er gezwungen iſt, ein beſtimmtes Gut zu haben, um 
Mo mehr muß er ſich eine Erhöhung des Gejellichaftswertbes gefallen laſſen. 
‚ Die arbeitenden Klaſſen find jelten in der Lage, auf den Gejellichaftswerth 
der Wohnungen Einfluß zu üben. Wie bei dem Inhaber, treten auch bei den 
das Gut Bedürfenden jofort die Machtverhältniſſe zu Tage, welche, wie dort 
erwähnt, den jchließlichen und entjcheidenden Einfluß auf den Gejellichaftswerth 
erlangen. 
Die das Gut Bedürfenden ımd die Inhaber desjelben jtehen auf einem 
diametral entgegengejegten Standpunkt. Während der Inhaber des Gutes im 
allgemeinen ein Jutereſſe babe, daß der Gejellichaftswerth Des Gutes jich 
möglichjt hoch halte, haben die dasielbe Bedürfenden das Intereſſe, ihn ſo 
niedrig als möglich geitellt zu jeben. Aus diefem Widerjtreit der Intereſſen 
geht der thatjächliche wirthichaftliche Gejellichaftswerthb hervor, wie er im 
Breije jeinen Eonfreten Ausdruck findet und zwar entjprechend den Machtver: 
bältniffen je der Inhaber oder der Bedürfenden!). 
Das Gut behauptet einen hohen Gejellichaftsiwerth, falls die Inhaber 
das Uebergewicht haben, er erringt einen nur niedrigen, wenn die Inhaber die 
geiellichaftlich ichlechter geitellten find, wie es bei den Arbeitern der Fall iſt, 
die ihr Gut, ihre Arbeitskraft verwerthen müſſen. 
Daß Die verfchiedenen Inhaber durchaus verjchiedene Kräfte haben 
wird bei der Bildung des Gejellichaftswerthes von durchgreifender Bedeutung. 


) Schäffle jagt: „Die Stärke des Verlangens, die bejondere Gebrauchswerthſchätzung 
des eh zahlungsfähigen Käufers wird enticheidend.”“ Bau und Yeben des ſozialen 
Körpers III. S. 280. 

UAnnaten des Deutichen Reihe. 1883. 31 
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Es iſt nicht ausreichend, die Gejtaltung des Werthes aus dem Angebot 
und der Nachfrage hervorgehen zu lafien. Es muß weiter daranf geachtet 
werden, von wem die Nachfrage, von wem das Angebot ausgeht. 
Wie der verjhiedene Boden Gewächſe verjchiedener Güte 
erzeugt, jo gejtaltet jich der wirtbichaftliche Gejellichaftswerth 
verschieden, ob das Gut ſich in dieſer oder jener Klaſſe be 
findet, gleichjam auf dem Boden diefer oder jener Geſellſchaftsklaſſe 
emporjprießt. 

Die Brauchbarkeit und die Vertheilung des Vorraths des be 
treffenden Gutes ſprechen bei der Konftituirung Des wirtb: 
ſchaftlichen Gefellihaftswertbes das erjte, die gejellichaftliden 
Machtverhältniſſe der Inhaber das legte Wort. Der mirtb: 
ſchaftliche Öefellichaftswerthiftnicht das ausſchließliche Nejultat 
desbetreffenden Gutes, das für denjelben nur die Grundlage bildet, auf 
dem er fich aufbauet, Jondern wird jchließlich durch die Machtverhältniſſe 
bejtimmt, die in der Gejellichaft Blaß greifen. 

Was fich zunächſt als ſubjektives Wollen der Perſonen binftellt, ‘den 
Sejellichaftswertb der fortzugebenden Güter zu erhöhen, den der erlangenden 
zu ermäßige Beftrebungen, welche ſich anjcheinend paralyfiren müſſen, tritt 
thatfächlich als eine Machtfrage auf, jo daß die Einen, welchen eine größere 
Macht zur Seite jteht, man denfe an die Kapitaliften, e8 gelingt, ihrem fort: 
zugebenden Gut einen verhältnigmäßig hoben Geſellſchaftswerth auszuwirken 
und die von ihmen erjtrebten Güter zu einem niedrigen Gejellichaftswerth zu 
erlangen, wie andererjeits, man denfe an die Arbeiter, diejenigen, denen nur 
eine geringe Machtentwidelung zur Seite jteht, für ihre fortzugebenden Güter 
nur einen velativ niedrigen Gejellichaftswerth erzielen fünnen und jich gefallen 
laſſen müſſen, daß die von ihnen erjtrebten einen hohen Werth behaupten. 
Diefe Machtverhältnijje find es, welche in legter Inſtanz den wirtbichaftlichen 
Sejellichaftswerth bejtimmen. Bon diefem Gefichtspunft aus it auch wohl 
Hirth zu jeinem „souveränen Geſetz der Preisbildung gefommen:* „Bei 
gleichbleibenden Verkehrs: und Kulturbedingungen haben die in Arbeitsleiftungen 
bejtehenden Preiſe für alle Bedürfnifje und insbejfondere für diejenigen des 
abjoluten Nothbedarfs die Tendenz, in wejentlichem zu jteigen und zu fallen, 
wie der Summe der Einfommenstheile, welche über den allgemeinen 
Durchichnitt fallen, und in dem Maße, wie jich die äußere Grenze derjelben 
vom Durchichnitt entfernt“. G. Hirth, das jouveräne Gejeß der Preisbildung. 
sreifinnige Anfichten der Volkswirthſchaft. III Aufl. S. 388. 

Das Reſultat der Geftaltung des wirtbichaftlichen Gejellfchaftsmwertbes 
it alfo folgendes: der Ausgangspunkt iſt, daß Gegenftände von gleicher 
Brauchbarfeit gleichen Werth beanſpruchen; der Vorrath in erjter Linie und 
in weiterer die Bertheilung desſelben, durch welchen ſich der gejelljchaftliche 
Bedarf entwidelt, modifiziren diefen Werth, wie er fich durch das Verhältniß 
der Brauchbarkeit feſtſetzt; und jchlieglich bejtimmen ihn die Machtverhältniiie 
der Inhaber, wie er durch die Brauchbarkeit und den Vorrath und deſſen 
Bertheilung, je nach dem hiedurch hervorgerufenen Bedarf innerhalb der Ge: 
jellichaft fich geltend macht. Die Inhaber haben unzweifelhaft gegebene 
Verhältniſſe vor fich, auf die fie Nücficht nehmen müjjen, aber fie find je 
nad dem Grade ihrer Machtjtellung befähigt, die gegebenen 
Verhältniſſe auszunüßgen, oder fie müſſen jich ihnen mehr oder 
minder macht» und willenlo8 unterwerfen. 
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Die fonjtituirenden Elemente des wirthſchaftlichen Geſell— 
ihaftswerthes jind daher: Natur, Arbeit, gejellichaftliche Ver: 
bältniffe. „Sch erkenne drei durchaus verschiedene Faktoren der Werth: 
bildung an: 1) die Natur (die wir doch nur umgemodelt, nicht gemacht 
baben), 2) die Arbeit, 3) die Verfettung von Umftänden, welche weder von 
der Natur gegeben, noch mit befonderer menfchlicher Anjtrengung verbunden 
ind“ ©. Hirth a. a. O. ©. 373. Die Natur und die Arbeit, indem fie 
die Brauchbarfeit der Giter hervorrufen, jtatten den Werthgegenjtand 
mit den Eigenjichaften aus, die ihn befähigen, Gejellichaftswerth zu er: 
ringen. Der aus der Bertheilung des Vorraths entipringende Bedarf, 
ohne welchem der Gegenjtand es zu einem Gejellichaftswerth nicht bringt, 
beitimmt der Gejellihaftswertb, wie es ſich aus der Auseinander: 
jegung des Inhabers und der das Gut Bedürfenden ergibt. Hinter dieſem 
Bedarf Stehen aber die wirtbichaftlihen Machtverhältniſſe, 
welche bei der Konjtituirung des wirtbichaftlichen Geſellſchafts— 
wertbes den Ausſchlag geben. 

In der Konftituirung des wirtbichaftlichen Gejellichaftswerthes ſpiegeln 
jih bereits alle jozialen Kämpfe ab, welche die Gejellichaft bewegen. Es iſt 
eben gejagt worden, die Inhaber der Güter haben bei der Konftituirung des 
Geſellſchaftswerthes gegebene Verhältniſſe vor ſich, Die fie berücjichtigen müſſen, 
aber jie find je nach ihrer wirthichaftlichen Stellung befähigt, dieſe gegebenen 
Verhältniſſe auszunügen oder fie müſſen fich ihnen mehr oder minder wider: 
itandslos unterwerfen. In der Möglichkeit, die gegebenen Berhältnijje aus: 
wügen zu können, in der Nothwendigkeit, ſich denjelben fügen zu müſſen, liegt 
auch der Schwerpunft der jozialen Kämpfe Diejenigen, welche auf den 
wirtbichaftlichen Gejellichaftswerth entjcheidenden Einfluß üben, jind diejelben, 
welche als Herren des gejellichaftlichen Getriebes auftreten, und Diejenigen, 
weldhe der Geitaltung des Gefellichaftswerthes gegenüber machtlos find, Die 
Barias der Gejellichaft. Deshalb it auch der wirtbichaftliche Geſellſchaftswerth 
verichiedener Güter ein zutreffendes Barometer für die gelellichaftlichen Zuftände. 
Der Gejellichaftäwerth der Arbeit, der Gejellichaftswerth des Grundbeſitzes u. U. 
gewährt einen deutlichen Einblick in die geiellichaftliche Yage eines Bolkes. 

Bei der grundlegenden Bedentung, welche der wirthichaftliche Gejellichafts- 
werth für die Volfswirtbichaft hat, iit e& geboten, noch näher auf ſpezielle 
ii geltend machende Einflüjje im Zuſammenhange einzugeben. 

Die Natur und die Arbeit erhöhe den Gejelljchaftswertb, 
indem fie die Leiftungsfähigfeit, die Brauchbarkeit der Güter 
erhöhe, fie vermindern ihn, indem fie den Vorrath vermehren, 
Auch die Arbeit iſt nicht allein werthbildend, jondern vermindert ihn aud). 
indem fie den Vorrath vermehrt!) Bei Ueberproduftion jchreitet diefer Prozeß 

bis zur völligen Entwerthung des Arbeitsproduftes fort. Es iſt dieſes ein 
| weiterer Beweis, wie unzuläjjig es ift, den Gejellichaftswerth Lediglich auf 
Arbeit zurückzuführen, und die Natur als Werthquelle außer Acht zu Lajjen. 





') „Die erjte Wirkung, die unvermeidliche Wirkung der Vermehrung der Wertbe, iſt ihre 
berabjegung. Je häufiger eine Waare wird, dejto mehr verliert fie im Tauſche und 
entwerthet fich kommerziell.” Proudhon, contradictions commereielles. I, 2. Bud) 
$ 1. Ueberſ. S. 34. Proudhon jieht darin „einen Widerſpruch zwiſchen der Nothwendigkeit 
der Arbeit und ihren Rejultaten“, während hierin nichts weiter liegt als eine Zwiejpaltigkeit 
der Wirkung der Arbeit, die, worauf jpäter eingegangen werden wird, Für die Bejellichaft 
ſtuchtbringend wirkt. 

31? 
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Die Theorie, daß die Natur nur Brauchbarkeit, die Arbeit allein Werthe ſchafit, 
ift volljtändig unhaltbar.“) Natur und Arbeit wirken in dieſer Beziehung durch— 
aus gleich; indem fie die Brauchbarfeit vermehren, tragen fie zur Erhöbung 
des Gejellichaftswerthes bei, indem fie den Vorrath vermehren, bewirken fie 
deſſen Ermäßigung. Der Unterjchied zwiichen Natur und Arbeit it, daß 
die Natur willenlos Brauchbarfeiten ſchafft, die Arbeit Dagegen mit Bedacht, 
d.h. mit Nücdficht auf die Bedürfnißfrage der Wirthichaft. Die Natur jtör 
durch ihre Produktionsweiſe die Feititellung des wirtbichaftlichen Geſellſchafis 
werthes, während die Arbeit einer Regelung derjelben zuftrebt. Die Arbeit 
erfcheint als die requlirende, die Natur als die verwirrende Macht, aber beide 
treten als thatfächlich wirkende Faktoren bei der Bildung des Geſellſchafts— 
werthes auf. 

Bei dem Einfluß, welchen der Menſch auf die Natur und deren Wirk: 
iamfeit zu üben vermag, ift Die Arbeit bis zu einem gewiſſen Grade im Stande, 
auch die Einflüfle der Natur zu regeln; der Menfch vermag der Natur gewiſſe 
Nichtungen anzumeifen und jomit auch Einfluß auf den Gejellichaftswertb ver: 
mittelit der Naturproduftion zu erringen. Stets wird die Natur ihre Eigen- 
macht dem Meenjchen gegenüber geltend machen, aber mit der fortjchreitenden 
Entwidlung des menschlichen Geiftes verliert fie an ihrer Unbezähmbarfeit und 
fügt fich der ordnienden Hand des Menjchen. Sp war und ift, wo die Natur 
mächte überwiegend wirken, dev Gejellichaftswerth Reſultat der Naturmädte, 
und twird, je mehr der menschliche Einfluß Boden gewinnt, Nefultat der Arbett. 
Der Menſch bejtimmt immer in ibm geitedten Grenzen und gejtört durch die 
Eigenmächtigfeit der Natur, was und wie viel fie erzeugt. Es iſt ein großer 
Unterichted, anzuerkennen, daß ſich der Einfluß der Natur auf den Gejellichafts- 
wertb unter den Menschen fortfchreitenden Einfluß verringert, oder, den Einfluß 
der — ignorirend, denſelben aus dem Bereich des Geſellſchaftswerthes zu 
ſtreichen. 

Uebrigens darf nicht außer Acht gelaſſen werden, daß in einer Geſellſchaft, 
in welcher die Einzelwirthichaft die vorberrichende ift, die Arbeit ähnlich wir 
die Natur auf den Gejellichaftswerth ungeordnet wirft, daß es ſich Feinesmweg: 
um einen bejtimmten geregelten Einfluß handelt. Diejes fünnte nur der Fall 
jein, wenn berjelbe fich von einer und zwar allmädhtigen Stelle aus geltend 
machen wiirde, welche die gefammte Arbeit regelt, wie ſolches in einem ausge 
prägt jozialen Gemeinweſen geplant wird. Das Reſultat wirde dann nid! 
der wirtbichaftliche, Jondern der obligatorische Geſellſchaftswerth 
fein. So lange aber wie jet die Produktion nach den Intentionen, Sweden, 
Anschauungen einer großen in fich geipaltenen Menge einzelner, ebenjo unter 
fich Eollivirender wie in einander greifender Jndividualitäten ausgeht, jo lange 
Eingelwirthichaft bejtebt, hat auch die Produktion feitens der Arbeit in Betret 
ihres Einfluſſes auf den Gejellichaftswerth dem Erfolge nach Aebnlichkeit mi 
der Produftion der Natur, Die Einzelnen arbeiten freilich in bejtimmter Ab: 
ſicht und mit Berechnung der zu erwartenden Nefultate, doch iſt nicht daran 
zu zweifeln, daß dieſe Einzelberechnungen im Chaos des großen Ganzen wenn 
auch nicht verloren, jo dody überaus häufig irre gehe. In diejer Beziehung 


) „Die Sachen erhalten nur Werth, wenn die Arbeit fie ihnen gibt. . . Alles, mar 
tür den iſolirten Menjchen umsonst ift, bleibt es auch Fir den Menjchen in der Geſellſchaft 
und Die unentgeltliche Gaben der Natur, wie groß auch ihre Nüglichkeit jei, baben feinen 
ISerth.“ Bastiat Harmonies économiques. 
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jeben ſich oft die unglaublichjten Berechnungen oder ganz ohne Berechnung 
aufs blinde Ungefähr unternommmene Arbeiten mit Erzielung eines hohen 
Sefellichaftswerthes belohnt, wogegen die mit gewijenhafter Prüfung umd mit 
Vorbedacht unternommenen Arbeiten oft fo gut wie ohne jeden Gejellfchafts- 
werth bleiben, mit anderen Worten, oft gewinnt eine gleichſam frivole Arbeit 
iehr hohen Einfluß auf den Gejellichaftswerth, oft müht ſich die ernftefte Arbeit 
vergebens ab, fich den geringjten Einfluß auf den Gejellichaftswerth zu fichern. 
Dergleihen Vorkommniſſe find bei der wirtbichaftlichen Feſtſetzung des Gejell- 
ſchaftswerthes unvermeidlich. 

3a es verdient hervorgehoben zu werden, daß die Natur zwar im Ein: 
zelnen unregelmäßig, in großen Zeiträumen aber jehr unregelmäßig arbeitet, 
und ſomit, von den einzelnen Schwankungen abgejehen, auf den Gefellichafts- 
werth innerhalb größerer Zeiträume einen leichter bejtimmbaren Einfluß aus: 
übt, al3 die Arbeit, welche zwar mit Berwußtjein vorgeht, aber nie das Bor: 
liegende und auch dieſes nie in gewiſſen Grenzen berechnen fann und überhaupt 
oft fehl geht. Nur jehr bedingt kann man von der Arbeit, welche nicht von 
einer Zentralitelle geleitet, jondern von taufendfältigen Händen ausgeht, einen 
bewußten requlivenden Einfluß auf den wirtbichaftlichen Gejellichaftswerth zu— 
ihreiben. (Wirthichaftskrifen!) - Weil der Arbeitsprozeß in den jelbitjtändigen 
Willen von Taufenden von Einzelnen gelegt ift, iſt das Reſultat der Geftaltung 
des wirthichaftlichen Gejellichaftswerthes ein durchaus jchwanfendes. Nur wenn 
der Gejellichaftswerth unter eine Minimalgrenze finft, wird die Arbeit einge: 
ſtellt, ebenſo wie, falls Dderjelbe fich jteigert, ihre Wirkſamkeit erhöht wird. 
Hierbei ift darauf hinzuweiſen, daß jo weit dieſes gejchieht, die Arbeit fic) 
mehr nach dem Gejellichaftswerth richtet, als umgekehrt, daß alfo der Gefell- 
ihaftswerth mehr die Arbeit, als leßterer den erjteren beeinflußt. 

Nur in den angegebenen Grenzen gewinnt die Arbeit Einfluß auf den 
Geſellſchaftswerth. Jedenfalls waltet in dem Verhältniß der Arbeit zu dem 
Sejellichaftswerth ein unausgejegtes Wogen ob, dadurch hervorgerufen, daß 
ſowohl Natur wie Arbeit auf den Gejellichaftswerth zwiejpältig wirken, 
ihn einerſeits erfiechend, andererjeitS ermäßigend. Die wirthichaftliche Feſt— 
ſetzung des Gejellichaftswerthes muß unverjtanden bleiben, ſobald diejes nicht 


feſtgehalten wird. Man hat fich zu ſehr daran gewöhnt, die Arbeit nur 
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als werthbildend zu betrachten, als daß man nicht Gefahr laufen ſollte, die 
Thatſache, daß ſie auch werthverringernd iſt, zu überſehen oder zu unter— 
Ihäßen. 

= wo die Natur in bejchränftem Maße erzeugt, müſſen die Güter einen 
verhältnißmäßig hohen Gefellfchaftswerth erringen, der fich bis zu einem Selten: 
beitswerth jteigern kann. Ein edler Wein, der auf einer nur Fleinen Boden= 
fläche wächſt, erzielt einen hohen Gejellichaftswerth nicht nur im Verhältniß 
jeiner Eigenfchaft anderen Weinen gegenüber, jondern auch feiner relativen 
Seltenheit wegen. Ganz dasfelbe tritt auch bei denjenigen Befriedigungs- 
mitteln ein, die feiten® der Arbeit nur in beichränftem Maße erzeugt werden. 
Beiondere Kumftleiftungen erzielen ebenfo Seltenheitsiwerthe, wie feltene Natur: 
erzeugniffe. Vorzügliche Bilder und Skulpturen ftehen in diefer Beziehung 
auf gleicher Stufe mit edlem Johannisberger. Ihr Gejellichaftswerth wird 
nicht nur durch ihre Eigenschaften, ſondern auch durch ihre Seltenheit bejtimmt. 
Ta es kommt vor, daß feltene Gefchielichkeiten, die nichts weniger als Kunſt— 
— ſind, einen höheren Geſellſchaftswerth als jene erringen, weil ſie 
elten find, 
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Der höhere Geſellſchaftswerth, welcher durch die Beſchränktheit der Pro— 
duktion, ſei es ſeitens der Natur, ſei es ſeitens der Arbeit hervorgerufen wird, 
ſpielt eine große Rolle. Zwar gibt es wenig Befriedigungsmittel, deren Vor— 
rath ſich nicht durch die Natur oder Arbeit ſteigern ließe,) dieſe Vermehrung 
bleibt immerhin eine relative und den menſchlichen Bedürfniſſen gegenüber eine 
beſchränkte, welche ſich in Bezug auf den Geſellſchaftswerth mit voller Kraft 
geltend macht. Wer im Beſitz eines Stückes Bodens iſt, welcher einen ganz 
beſonders guten Wein erzeugt, wer im Beſitz eines Grundſtückes iſt, welches 
ſich durch geſellſchaftliche Verhältniſſe als ganz beſonders gut gelegen aus— 
zeichnet, wer beſondere Arbeiten verrichten kann, und ſeien es auch die einer 
Tänzerin, der kann ſicher ſein, für ſeine Güter einen beſonders hohen wirth— 
ſchaftlichen Geſellſchaftswerth zu erzielen. Dieſer hohe Geſellſchaftswerth kann 
in den angegebenen Fällen dadurch ermäßigt werden, daß man ſich bemüht, 
auf möglichſt weiten Bodenflächen edlen Wein zu erzielen, daß möglichit vielen 
—— eine gute Lage bereitet wird, daß ſich möglichſt viele Damen zu 
Tänzerinnen ausbilden; es wird aber von vornherein klar, daß dieſe möglichen 
Vermehrungen, durch welche ſich der Geſellſchaftswerth drücten läßt, immer 
nur in befchränftem Maße ftattfinden fünnen. Da der wirtbichaftliche Gejell: 
ichaftswerthb nur ein Verhältniß von Berriedigungsmitteln zu Befriedigungs: 
mitteln ift, fo fteht die Thatjache feſt, daß diejenigen Gegenftände, deren Ber: 
mehrung eine bejchränfte iſt, einen höheren ee Geſellſchaftswerth 
erringen müſſen, als diejenigen, welche ſich leichter, d. h. in erhöhtem Grade 
vermehren Lafjen, und daß eine Ausgleichung nur dadurch ermöglicht werden 
fann, daß infoweit der beichränften Vermehrung entgegen getreten wird. 

Ebenfo wie die in beichränften Mae ftattfindende Herjtellbarfeit der 
Befriedigungsmittel den wirtbichaftlichen Geiellichaftswerth erhöht, ebenjo er: 
höht ihm Die ungleiche Bertheilung, wobei der beachtenswerthe Unterichied 
in den Vordergrund tritt, daß erjtere mehr durch die Natur veranlaßt, 
legtere eine gejellfichaftlihe Einrichtung iſt, jo daß der Einfluß, 
welcher durch die ungleiche Vertheilung der Vorräthe auf den Gejellichafts- 
werth hervorgerufen wird, durch die gejellichaftlichen Zuftände paralyfirt werden 
fann. Se erfolgreicher daher gewirkt wird, daß fich der Vorrath gleichmäßig 
vertheilt, um jo mehr gleicht fich der wirthichaftliche Geſellſchaftswerth der 
Güter dafür aus, daß er fich auf die Unterfchiede der Brauchbarfeit bejchränft 
und durch dieſe diktirt wird, und es bei den Unterſchieden bleibt, die ſich aus 
der ungleihen Vermehrung ergeben. 

Die ungleiche Vertheilung des Vorrathes der Güter wie die Vertheilung 
iiberhaupt erfcheint auf den eriten Blick als der Ausflug des wirtbichaftlichen 
Prozeſſes und zwar des Taufchprozeiies. Die Theilung der Unternehmen, 
von der bisherigen Schule wohl nicht korrekt jchlechtiweg als Theilung der 
Arbeit bezeichnet, erfordert e&, daß die Güter behufs Verarbeitung und Ber: 
triebes in Händen Einzelner zufammengefaßt werden und dann ihre Verbreitung 
in der Bevölkerung finden, was in der gegenwärtigen Gefellichaft gemeinhin 
mittelſt des Taufches geſchieht. Diejer wirthbichaftlihe Prozeß beruht 
jedoch auf einem allgemeinen tieferen Grunde, als es der Taufch ift, der mehr 


) „Obſchon es wenige Artikel gibt, die zu allen Zeiten und für immer keine Vermehrung 
des Angebotes zulafien, jo fann dies doch bei jeder Waare zeitweilig jtattfinden und hin— 
ſichtlich gewiſſer re ift diefes gewöhnlich der Fall.“ N. St. Mill, pol. Delonomic 
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eine ſekundäre Ericheimung it, er berubt auf der Geftaltung der Eigen: 
thumsverhältniſſe, wenigſtens wirken diefe in grundlegender Weile an 
dem Tauſchprozeß mit. Die Eigentbumsverhältniffe find es umd zwar in 
unſerer Geſellſchaft vorzugsweiſe die des Privateigenthums, welche in erſter 
Linie die Scheidung der Unternehmen und der Arbeit und dann die Theilung 
der Unternehmen herbeiführen. Auf dieſem Boden der Geſtaltung der Eigen— 
thumsverhäliniſſe vollzieht ſich in dem wirthſchaftlichen Prozeſſe die Vertheilung 
der Vorräthe, und welche ſelbſtſtändige Reſultate auch im weiteren Verlaufe 
der wirthſchaftliche Tauſchprozeß hervorruft, das eigentliche Triebrad 
der Vertheilung der Vorräthe iſt in den herrſchenden Eigenthums— 
verhältniſſen zu ſuchen. Deshalb iſt es erforderlich, die Geſtaltung des 
Geſellſchaftswerthes bis auf die Eigenthumsverhältniſſe zurückzu— 
führen, welche für ihn von grundlegender Bedeutung werden, während die 
Vertheilung, ſpeziell die ungleiche Vertheilung, erſt eine aus den Eigenthums— 
verhältniſſen reſultirende Erſcheinung iſt. In unſerer Geſellſchaft fußen die 
wirtbihaftlihen Geſellſchaftswerthe, wie fie find, auf Grund 
der Gejtaltung der Eigenthumsverhältniſſe und mürden fich mit 
Henderung derjelben entjprechend anders gejtalten. Es ijt bier wiederholte 
Gelegenheit, darauf zu verweilen, wie unzureichend der Ausjpruch it, in 
welchem für viele Volkswirthe alle wirtbichaftliche Weisheit gipfelt, der 
Werth wird durc Angebot und Nachfrage regulirt. Sicherlich geſchieht dieſes, 
aber ihr Einfluß iſt ein rein äußerlicher. Um in den wirthſchaftlichen Geſell— 
ſchaftswerth tiefer einzudringen, iſt erforderlich, zu erkennen, wodurch die Trieb— 
räder Angebot und Nachfrage in Bewegung geſetzt werden, welches die eigentlich 
wirkenden Urſachen ihrer Bewegungen ſind; und als urſprünglicher Grund iſt 
die Geſtaltung der Eigenthumsverhältniſſe zu nennen, welche durch Begründung 
der geſellſchaftlichen Machtverhältniſſe den ausſchlaggebenden Einfluß auf 
Konſtituirung des Geſellſchaftswerthes üben, aber bereits auf die Vertheilung 
der Vorräthe grundlegenden Einfluß gewinnen. So wirft die Geſtaltung 
der Eigenthumsverhältnifie bereits bei Entjtehung des Gejellichaftswerthes 
mit, wie fie auf die ſchließliche Konftituirung desjelben den Hauptdruck 
ausübt. 

Der höhere Gejellichaftsiwertb, der in Folge der Gejtaltung der Eigen: 
thumsverhältnifje durch die ungleiche Bertheilung der Vorräthe bewirkt wird, 
findet einen Ausgleich durch eine vermehrte Produktion der betreffenden 
Gegenftände. Die Erhöhung des Gejellfchaftstwerthes durch die ungleiche Ver: 
tbeilung der Vorräthe entipringt dem ich hierdurch jtärfer geltend machenden 
Bedarf. Der erhöhte Gejellichaftswerth ruft von verjchiedenen Seiten An— 
jtrengungen hervor, dem Bedarf Genüge zu leijten und zwar von um jo mehr 
Seiten, je intenfiver fich der Bedarf geltend macht, und diefe Anstrengungen 
münden in eine vermehrte Produktion. Dieje muß den Erfolg haben, daß die 
Inhaber der in größerer Menge erzeugten Güter zu einer Ermäßigung des 
Werthes derjelben fich entjchließen, bezw. in diefelbe willigen. Sie wollen die 
durch die vermehrte Produktion gejteigerte Gütermenge unter die Bevölkerung 
bringen und fie vermögen bei einem gegenüber dem Bedarf vermehrten VBorrath 
diejes nur, wenn der Werth fich entjprechend verringert und dadurd) der Kreis 
der das Gut Begehrenden jteigen kann und jteigt. Der durch die vermehrte 
Produktion vergrößerte Vorrath der Güter macht jeinen Einfluß geltend, troß 
der jtattfindenden ungleichen Vertheilung derjelben und troß des Uebergewichtes, 
welche die Eigenthumsgejtaltung den Bevorrechtigten gewährt; die durch den 
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größeren Vorrath der Güter bewirfte Nothwendigkeit der breiteren Vertheilung 
derjelben bricht durch und paralylirt die Einflüſſe der ungleichen Vertheilung 
und der Eigenthumsgeftaltung. In welchem Grade diejes gejchieht, hängt ganz 
von den obwaltenden Berhältnijien ab. Der wirtbichaftliche Gejellichaftswerth 
ist, wie jchon hinlänglich klar geworden fein muß, das Nefultat von den viel- 
fältigjten in einander greifenden und gegen einander wirfenden Strömungen, 
und es erhalten hierbei bald dieje, bald jene, oft ganz unbedentend jcheinende 
Umstände das Uebergewicht. Es iſt nur zu fonftatiren, daß die vermehrte 
Produktion den Einflüffen der ungleichen Bertheilung des Gütervorraths ent: 
gegen zu wirken vermag; es ift aber ebenjo nicht ausgejchlofien, daß die Ver: 
theilung des Gütervorrath3 troß der vermehrten Produktion aufrecht erhalten 
bleibt und von feinem bejtimmenden Einfluß auf den Gefellichaftswerth wenig 
einbüßt. — Wo umd jo weit die Vermehrung der Produktion auf Schwierig: 
feiten jtößt, behauptet ſich der höhere Gejellichaftsiwertb, wie er fich durch die 
ungleiche Bertheilung der Vorräthe gejtaltet, und es wird hier wieder erjichtlich, 
von welcher Bedeutung die größere oder geringere Vermehrbarkeit!) der Güter 
auf deren wirtbichaftlichen Gejellichaftswerth wird. 

Weil die VBermebrbarfeit bezw. die Vermehrung der Produktion auf den 
wirtbhichaftlichen Gejellichaftswerth Einfluß gewinnt, fo gewinnen auch diejenigen 
Faktoren auf ihn Einfluß, unter deren Aegide die Gütererzeugung fich vollziebt. 
In dieſer Beziehung iſt in erjter Yinie das Kapital zu nennen. Diejes ift um 
jo mehr der Fall in der gegenwärtigen Gefellichaft, in welcher die fapitaliftiiche 
Produftionsweile eine jehr große Wolle jpielt; hier übt das Kapital einen 
ebenjo jelbjtjtändigen wie umfaſſenden Einfluß aus. Diejenigen Güter, welche 
von der Natur in relativ bejchränften Maße erzeugt werden, erringen einen 
höheren Gejellfchaftswerth als diejenigen, welche von der Natur reichlich pro— 
duzirt werden; entiprechend werden diejenigen Befriedigungsmittel, welche nur 
durch Mitwirkung von Kapital hergeitellt werden fünnen, in ihrem Geſellſchafts— 
werth beeinflußt gegenüber denjenigen, bei welchen diefe Mitwirkung gar nicht 
oder nur in geringem Maße erforderlih iſt. Der Gejellichaftswertd von 
perjönlihen Dienftleijtungen, bei welchen feine Kapitalien mitwirken, 
muß ſich am jich anders gejtalten, als von Fabrifanten, welche eine Mit: 
wirfung bedeutender Kapitalien erfordern. Weiterhin werden diejenigen Güter, 
welche nur unter Mitwirkung des Kapitals herjtellbar find, in ihrem Geſell— 
Ihaftswerth beeinflußt, je nachdem das vorräthige Kapital ein umfangreiches 
oder nur bejchränftes ift, je nachdem es fich in wenigen Händen fonzentrirt hat, 
oder in weiten Kreiſen verbreitet, ob es flüſſig oder der wirtbichaftlichen Be: 
wegung ſchwer zugängig it. Dit der Kapitalvorrath ein mur unbedeutender, 
bleibt das Kapital in wenigen Händen und ift feine Bewegung eine gehemmte, 
jo muß der Gefellichaftswerth der Güter, für deren Herftellung ein größeres 
Kapital erforderlich ift, auf einer unverhältnigmäßigen Höhe fich behaupten, 
und fann erit bei einem Anwachjen und Verallgemeinerung des Kapitals fallen. 
Es ijt eine befannte Thatjache, daß, je weniger Kapital im Umlauf ift, ſei es, 
daß es überhanpt nur wenig vorhanden oder daß es fich in wenigen Händen 
fonzentrirt, Fabrifate einen hohen Gejellichaftswerth behaupten und mit dem 
zunehmenden SKapitalbetrag und deſſen erleichterten Umlauf im Gefellichafts: 
werth ſinken. 
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Je mehr die Kapitale amwachien, um jo mehr müſſen fie fich ausbreiten. 
Ein Wachfen derjelben nur in die Höhe, ohne daß dasielbe auch in die Breite 
erfolge, it ebenjo undenfbar wie bei einem Baume, wohl aber fann die Ver: 
mebrung in weitaus größerem Maße jtattfinden, als e8 mit der Ausbreitung 
der Fall ift, umd wenn auch jede Vermehrung des Kapitals den Geſellſchafts— 
werth der unter jeiner Mitwirkung erzeugten Güter verringert, jo wird dieſer 
Einfluß weientlich erweitert oder eingeengt, je nachdem das Kapital fich aus: 
breitet oder in gewillen Kreiſen fonzentrivt. Alles was die Dezentralifation 
des Kapitals befördert, fommt bis zu einem gewiſſen Grade einer Vermehrung 
des Kapitals gleich, wie alles, was das Kapital in gewiſſe Kreiſe bannt, die 
Wirfung übt, als wenn das Kapital ſich verringert. 

Auf dieſe Weije iſt das Kapital je nach jeinem Umfange, nach jeiner 
Verbreitung, wie auch nach feiner Flüſſigkeit Faktor des wirtbichaftlichen 
Sejellichaftswertbes. 

Inmitten der verichiedenen Einflüffe, welche ich auf den Wirthſchaftswerth 
geltend machen, ift es die Arbeit, welche, wenn auch in bejtimmten Grenzen, 
jo doch im weiten Umfange den Ausgleich unternimmt Als Ausgangs: 
punft der Geſtaltung des wirtbichaftlichen Gefellfchaftswerthes iſt erfannt die 
Brauchbarfeit und der Vorrath der betreffenden Güter und der nach ihm fich 
berausftellende Bedarf. Die Brauchbarfeit ift als das Niveau bezeichnet, auf 
welchem fich der Gejellichaftswertb erhebt, die Vertheilung, jpeziell die ungleiche 
Vertheilung des Vorraths als die Quelle, aus welcher der Bedarf der Perjonen 
fich entwidelt. Zunächſt jtehen fich mithin Vertheilung der Borräthe und der 
Bedarf gegenüber. Die äußerjten Gegenfäße hierbei find: entweder find Die 
Vorräthe jo gleichmäßig vertbeilt, daß ſich nach ihnen ein gejellichaftlicher 
Bedarf faum entwicelt, dann wird fich auch ihr Geſellſchaftswerth dem Null- 
punft nähern, oder diefelben find in jo wenigen Händen, daß dieje eine Monopol: 
macht auf den Gefellichaftswertb zu üben vermögen, dann wird derjelbe den 
denfbar höchſten Standpunkt erreichen, d. bh. den Standpunkt, über den hinaus 
von der Befriedigung des Bedarfs einer gejellichaftlichen Verwendung abge: 
jehen werden muß. Zwiſchen Ddiejen äußerſten Grenzen bewegt ich die Ge: 
italtung des wirtbichaftlichen Gejellichaftswerthes, je unter den verjchiedenen 
Einflüſſen, die fich auf die Vertheilung der Vorräthe dem Bedarf gegenüber 
auf Grund der Brauchbarfeit geltend machen. 

So weit die verichiedenen Gelellichaftswerthe auf der VBerjchiedenheit der 
Brauchbarfeiten beruhen, ericheinen fie als ebenjo naturgemäße wie legale; ein 
Berriedigungsmittel, das noch einmal jo brauchbar tft, als ein anderes, hat 
einen gleichlam rechtmäßigen Anspruch auf einen doppelt jo boben Werth, 
joweit aber die verichiedenen Gefellichaftswerthe nicht auf der Brauchbarkeit 
bafiren, Sondern durch geiellichaftliche Verhältniſſe hervorgerufen werden, 
gleichſam durch Verſchiebung der Vorräthe im Verhältniß zum Bedarf, ſo geht 
die wirthſchaftliche Bewegung dahin, und muß dahin gehen, die dadurch ent— 
ſtandenen Verſchiedenheiten auszugleichen, und dieſer Ausgleich kann nur durch 
die Arbeit erfolgen. Die verſchiedenen Vorräthe, ſoweit ſolche die Natur im 
Verhältniß zum Bedarf liefert, ſind gegebene Verhältniſſe. Der Menſch 
bemüht ſich, dieſe Vorräthe entſprechend dem Bedarf zu vermehren und um— 
zugeſtalten, indem er theils der Natur die Direktive zur Produktion gibt, theils 
die Naturprodukte ſeinen Bedürfniſſen gemäß verarbeitet. Beides unternimmt 
er entſprechend den geſellſchaftlichen Bedürfniſſen, alſo eutſprechend der Brauch— 
barkeit der Befriedigungsmittel und dem in der Geſellſchaft nach ihnen ſich 
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herausftellenden Bedarf. Es Liegt nicht der geringite Grund vor, der Natur 
größere Vorrätbe gewiſſer Befriedigungsmittel mit Vorbedacht abzugewinnen, 
falls ſolche nicht für die Bedürfniije brauchbarer find als andere. Ebenſo 
wird auf die Verarbeitung der Güter nur jo viel Mühe der Qualität wie 
der Quantität verwandt, als ihre Brauchbarfeit den Bedürfniiien gegenüber 
rechtfertigt. Troßden, wie hervorgehoben, unter der Herrichaft der Einzel: 
wirtbichaft ſehr viele Nechenfebler und Mißgriffe vorkommen, ſowohl bei der 
Yeitung der Naturproduftion, wie bei der Verarbeitung derfelben — das Be: 
itreben geht dahin, die Natur wie die Arbeitsleiftung mit der Brauchbarkeit 
der Berriedigungsmittel nach der qualitativen wie quantitativen Seite in Ueber: 
einftimmung zu bringen’) und foweit diefes gelingt, gleicht fich der Vorrath 
mit dem Bedarf aus. 

Diefer Prozeß erfährt andauernd Schwanfungen und Hindernifje, in eriter 
Yinte durch die Funktion der Arbeit ſelbſt, ferner durch die Selbititändigkeit 
der Naturproduftion, welche zu oft Die Berechnungen und Beftrebungen der 
Arbeit durchkreuzt, ſei es, daß fie längere Zeit ihre erwartete Mitwirkung 
verjagt, jei es, daß fie nur Erzeugnifle zu Tage fördert oder vielmehr, daß 
nur Erzeugniſſe jeitens der Menschen als brauchbar anerfannt werden, welche 
die Arbeitsrichtung zwingen, die alten Bahnen mit neuen zu vertaufchen, drittens 
und dieſes iſt der weientlichite Punkt, Durch die Schwankungen und Neuge: 
ſtaltungen der Bedürfniſſe jelbit, welche ebenjo die früheren Arbeitsbejtrebungen 
zu nichte machen, wie neue Arbeitsrichtungen erfordern. Trotz aller 
Diefer Bewegungen, die ſich mit einem ſtürmiſch bewegten Meere vergleichen 
lajlen, tritt, wenn auch feine abjolute, fo doch eine relative Ausgleichung 
zwiichen dem Vorrath und dem Bedarf durch die Arbeit ein. Der Gefell: 
Ichaftäwerth der Gegenftände, der, jo Lange der Vorrath hinter dem Bedarf 
zurückbleibt, ein hober ift, fällt, da die Beitrebungen dahin gerichtet find, die 
Borräthe zu vermehren; der Gefellichaftswertb der Gegenjtände, der, ſobald 
der Vorrath den Bedarf überragt, ein niedriger ift, fteigt, da die Beſtrebungen, 
die Vorräthe zu vermehren, aufhören und Ddiefelben dadurch zuſammen— 
Ichmelzen. Im Allgemeinen gehen die Beitrebungen, troß Gegenbejtrebungen 
Einzelner, dahin, den wirtbichaftlichen Gejellichaftswertb der Befriedigungs— 
mittel zu ermäßigen und bis zu einem gewillen Grade gelingen diejelben 
auch. Da der wirtbichaftliche Gefjellichaftswerthb nur ein Berhäliniß von 
Befriedigungsmitteln zu VBerriedigungsmitteln it, d. b. da der Gefellichafts: 
werth eines Befriedigungsmittels fih mur an dem der übrigen abmiht?), ſo 
fann jelbitredend der Geſellſchaftswerth jämmtlicher Befriedigungsmittel weder 
zu gleicher Zeit fallen noch fteigen, vielmehr muß, wenn eine Gruppe fteiät, 
die andere fallen und umgekehrt”). Wohl aber kann, und das ift der Aus: 
gleich, auf den die wirtbichaftlichen Beitrebungen gerichtet find, der Geſell— 
Ichaftswertb, der ein befonders hoher ift, ermäßigt werden. Dieſes ſchließt 
nicht aus, daß durch neu auftanchende Bedürfniffe, durch neue Geftaltungen 
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5) Merth ijt ein relativer Ausdrud. Inter dem Werth einer Sache verſteht man die 
Quantität irgend einer anderen Sache oder anderer Dinge im Ailgemeinen, gegen welche ſich 
diejelbe austanichen läht. Die Wertbe Jämmtlicher Dinge fünnen demnad niemals gleich— 
zeitig fteigen oder fallen. Ein allgemeines Steigen oder ein allgemeines Fallen aller Werthe 
iſt ein Unding. Jedes Steigen des Werthes ſeßt ein Fallen voraus und jedes Fallen ein 
Steigen." J. St. Mill ebenda, Beh. II, Kap. 6, $ 1. 
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im gejellichaftlichen Yeben andere Berriedigungsmittel wieder in die Höhe ge: 
ichnellt werden und zwar in größere Höhe, als fie diejenigen Befriedigungs: 
mittel einnahmen, um deren Ermäßigung fich die Arbeit bemühte. Dann be: 
ſchäftigt fich die Arbeit mit diefer ihr neu aufgelegten Aufgabe, um nach deren 
Erledigung nene zu finden. Es it Ddiejes jedoch feine Siſyphusarbeit. Die: 
jenigen Befriedigungsmittel, deren Geſellſchaftswerth durch die feitens der 
Arbeit vermehrten Vorräthe fich verringert hat, kommen der Gejellichaft 
zu gut; fie find für diefelbe ebenfo eine Wohlthat, wie die reichlichen Gaben 
der Natur, und umgekehrt Fehlt diefe Arbeit und vollzieht fie fich aus irgend 
einem Grunde träge oder irrig, jo iſt das für die Gejellichaft ebenjo ein Ver— 
luft, wie die jpärlichen Gaben der Natur die Gejellichaft beeinträchtigen. 

Indem es der Arbeit obliegt, den Ausgleich zwijchen Borrath und Be: 
darf zu bewirfen, wird der enticheidende Einfluß erfichtlich, welchen die Arbeit 
auf den Gejellichaftswerth zu üben berufen ift. Während die Arbeit nach einer 
Richtung die Brauchbarfeit der Befriedigungsmittel beritellt und vermehrt, alio 
ihnen die Grundlage fir den mirtbichaftlichen Geſellſchaftswerth verichafft, 
trägt fie, indem fie die Befriedigungsmittel vermehrt, nach der anderen Richtung 
dazu bei, den Gejellichaftswerth der Befriedigungsmittel zu ermäßigen, fie tritt 
auch als Zerjtörerin desselben auf und erfüllt in beiden Richtungen ihre 
Miſſion, der Befriedignng der Bedürfnifje zu dienen. Wo fie 
Wertbe Schafft, ermöglicht fie die Befriedigung von Bedürfnifien, die ohne 
ihr Eintreten hätten umterbleiben müſſen, wo fie den Werth verringert, 
verallgemeinert jie die Befriedigung der Bedürfniſſe, die ohne ihr Eintreten 
nur eimer geringeren Anzahl von Perſonen hätten gewährt werden fünnen'). 
In dieſer ihrer wirtbichaftlichen Miſſion ſpiegelt fich ihr bedeutfamer Einfluß 
auf den Werth ab: die Arbeit wird der Angelpunft des Gejell- 
ſchaftswerthes. 

Man darf ſich daher nicht wundern, daß der Tauſchwerth, wenn man 
dieſen Ausdruck wählen will, — freilich mit Unrecht — auf Arbeitsquanta?) 
zurücdgeführt iſt. Unzweifelhaft ift e8 die Natur, die urjprünglich ſchaffende 
Macht, welche, indem fie Brauchbarfeiten erzeugt, in erjter Linie dem wirtl): 
ichaftlichen Gejellichaftswerth feine Grundlage bereitet. Der Einfluß der 
Natur ift der primitive, er wird jedoch durch die hinzutretende Arbeit modi— 
fizirt und zwar in jo weit- reichendem Maße, daß er fich in einzelnen Fällen 
faum mehr geltend macht. Hiervon ijt bei der Benrtheilung des Einflufies 
der Arbeit auszugehen, wenn man ihn nicht überichägen und ihm nicht unter- 
ihägen will. Die Arbeit findet einen unzweifelhaften Einfluß auf den wirth: 
ichaftlichen Gefellichaftswerth jeitens der Natur vor, es erwächit ihr die Auf: 
gabe und es jteht ihr die Macht zu, dieſen Einfluß durch Vermehrung der 
Brauchbarfeit zu erhöhen, durch Vermehrung der Vorräthe zu verringern. Dieſer 
Einfluß ift nicht weitreichend genug, den primitiven Einfluß der Natur aus 
der Welt zu jchaffen, aber weitreichend genug, fich zum Herren der Situation 
aufzumwerfen. Schritt für Schritt ift es dem Menjchen durch feine Arbeit 
gelungen, den Einflüſſen und der unbedingten Herrſchaft der Natur entgegen 
zutreten und — in gewiljen Grenzen feinen Willen als maßgebend hinzu: 
jtellen. So weit dieſes der Fall, wird der Gejellichaftswerth weitaus mehr 
rs von den Einflüſſen der Arbeit als von denen der Natur. Die 
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Arbeit wird die Macht, welche vorzugsweife den wirthichaftlichen Gejellichafts- 
werth bejtimmt und die Natur erfcheint lediglich als die Schranfe, welche der 
Arbeit als Alleinberricherin gezogen ist. Diefes kann und muß unbedingt zu: 
gegeben werden, nicht aber, daß die Arbeit allein den Werth Ichafft. 

Die Natur ift nicht die einzige Schranke, welche der Arbeit bei ihrem 
Einfluffe auf den Gefellichaftswertb — — iſt, ſie hat noch eine und zwar 
viel mächtigere Schranke, die geſellſchaftlichen Verhältniſſe, deren 
Beſchaffenheit neben der Natur und Arbeit als der dritte und zwar Ausſchlag 
gebende Faktor des wirthſchaftlichen Geſellſchaftswerthes hingeſtellt iſt. Die 
Arbeit vollzieht ſich unter ſo fundamental verſchiedenen geſellſchaftlichen Be— 
dingungen, daß es unbedingt geboten iſt, neben den Geſichtspunkten, welche 
die Arbeit an ſich darbietet, die geſellſchaftlichen Verhältniſſe geſondert in Be— 
tracht zu ziehen. Es iſt in der That nicht mehr die Arbeit, welche dieſen 
Einfluß übt, ſondern es ſind die geſellſchaftlichen Verhältniſſe, welche, wenn 
auch mittelbar durch die Arbeit, deshalb aber nicht minder entſcheidend die 
wirthſchaftlichen Gefellſchaftswerthe beeinfluſſen, während die Arbeit unter dem 
Drucke dieſer Verhältniſſe des ſelbſtſtändigen Einfluſſes entkleidet erſcheint. 

Von erſter grundlegender Bedeutung iſt, ob in der Geſellſchaft Zwangs— 
arbeit oder freie Arbeit herrſcht, mit all den Uebergängen und Zwiſchenſtufen, 
welche die Geſchichte der Menſchheit aufweiſt. Im Geſellſchaftsweſen, in 
welchem unbedingte Zwangsarbeit herrſcht, kann von einem Einfluß der Arbeit 
auf den Geſellſchaftswerth nur bedingt die Rede ſein; man kann zwar von 
den Einflüſſen der Sklavenarbeit ſprechen, aber der Ton iſt nicht auf die 
Arbeit, ſondern auf die Sklaverei zu legen. Nicht die Arbeit, ſondern der 
die Sklaven beherrſchende Herr iſt es, welcher als der eigentliche Motor 
des Einfluſſes der Sklavenarbeit anzuſehen iſt. Nur ſo weit es der Arbeit 
geſtattet iſt, ſich ſelbſtſtändig zu entfalten, vermag man von einem ſelbſtſtändigen 
Einfluß der Arbeit auf die Geſtaltung des wirtbichaftlichen Geſellſchaftswerthes 
zu Sprechen; von ihm fann im eigentlichen Sinne nur in der Gejellihaft die 
Rede fein, in welcher freie Arbeit herricht. 

Aber auch da, wo Die Freiheit der Arbeit grundſätzlich anerkannt 
it, Steht fie unter dem Banne der fie beeinflujfenden Mächte, ganz be: 
Jonders der Eigenthumsverhältniſſe. Der jelbjtändige Einfluß derjelben wurzelt, 
wie feitgejtellt, in der Vertheilung der Vorräthe, die Eigenthumsverhältnifie 
üben aber auf die Arbeit jelbjt und durch diefe wiederum Einfluß auf den 
Gejellichaftswerth aus, ähnlich wie die Herren auf die Sflavenarbeit. Mit 
eigenem Beſitz ausgejtattete Arbeit erzielt andere Nefultate als die Broletarier: 
arbeit, welch legtere fich der Sflavenarbeit nähert. Bei der Proletarierarbeit 
tritt ganz wie in der lebtgenannten die Arbeit mit ihrem Einfluß zurüc und 
der Beſitz, unter deſſen Megide die Arbeit thätig it, it es, welcher jich in 
den Vordergrund jchiebt. Much bier kann man mur bedingt von dem Ein: 
fluß der Arbeit auf den wirtbichaftlichen Geſellſchaftswerth ſprechen; derjelbe 
wird vom Befit ausgeübt, der einerjeits die Arbeit dirigirt, andererfeit den 
Arbeitern den felbititändigen Einfluß entzieht") und ihn nur jomweit bejtehen 


! Der volfswirthichaftlihe Vorgang bei dev Beitimmung der Produftion und der 
Preiſe durch das Einkommen bejteht darin, daß die Arbeit (im allgemeinen Sinn des 
Wortes) von dem zum Güteraustauſch verwendeten Beſitz angezogen und in Be— 
wegung geie bt wird, wobei gewiſſermaßen nach dem Geſetze der Gravitation Anziehungs: 
und Schwerkraft im Verhältniß der anziehenden und angezogenen Mailen —— ab⸗ reſp. 
zunehmen. Georg Hirth, freiſinnige Anſichten der Volkswirthſchaft, II. Aufl. S. 331. 
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läßt, al& der von dem Arbeiter gelieferte Arbeitsgegenjtand mehr oder minder 
den wirtbichaftlichen-Anjprüchen genügt. Das Arbeitsproduft bleibt gemeinhin 
nicht in den Händen des Arbeiters, jondern geht in die des Befigers über 
und diefer iſt es, welcher auf den wirtbichaftlichen Gejellichaftswerth den vollen 
Einfluß gewinnt, welcher dem Inhaber erwächſt. Die Stellung der In: 
haber der Güter in dem wirthichaftlichen Getriebe, nicht der Arbeiter ent: 
icheidet über den Gejellichaftswerth in legter Linie. 

Als Refultat, welches zunächſt aus der Betrachtung des wirtbichaftlichen 
Gejellichaftswerthes zu ziehen it, ergibt fich, daß Dderjelbe überaus ver: 
änderlih und nah Ort und Zeit jehr verjchieden iſt. Alle ihn kon— 
jtituirenden Elemente funktioniven mehr oder minder unregelmäßig, die Natur 
wie die Arbeit und die gejellichaftlichen Verhältnifje find in fteter Wandlung 
begriffen, jo daß der wirthichaftliche Sejellichaftswerth im einzelnen wie im 
großen Ganzen einem jteten Wechlel unterworfen ijt. Cine jede Zeit drückt 
ihren Gütern ihren ſpezifiſchen Wirthichaftsiwerth auf, der wirtbichaftliche 
Gejellichaftäwerth der Güter der Vergangenheit war ein anderer, als es der 
in der Gegenwart ilt, und er wird im der Zukunft ein anderer als in der 
Gegenwart jein. Der wirtbichaftliche Geſellſchaftswerth ijt Schließlich Ausfluß 
des Gejellichaftslebens. Hieraus folgt die gewichtige Konſequenz, der Werth 
der Güter it in einer Gejellichaft, in welcher die Privatwirtbichaft nahezu 
ausschließlich herricht, ein anderer, als er in einer Gejellichaft ſein würde, in 
welcher die Gemeinwirtbichaft weiteren Boden gefunden und vollends ein 
anderer, al3 er jich in einer Gejellichaft, der nad) jozialiftiichem Muſter ein: 
gerichtet wäre, ſich gejtalten würde. 

Das zweite bedeutungsvolle Nejultat, das mit dem erjten im nahen Zu: 
ſammenhange fteht, it: die Feſtſtellung des wirtbichaftlichen Gejellichaftswerthes 
iſt nicht nur im großen Umfange eine willfürliche, jondern, weil die gejell: 
ichaftlichen Machtverhältnijje den Ausjchlag geben, wird den wirthſchaftlich 
gut Gejtellten ein ebenjo großes Uebergewicht eingeräumt, wie ſich die ungünftig 
Gejtellten in eine üble Yage verjegt jehben. Man mag immer davon ausgehen 
und jelbit es als Axiom feithalten, daß die Wertbfeititellung durch den wirth— 
ichaftlihen Verkehr — aljo die Bildung des wirtbhichaftlichen Gejell- 
ihaftswerthes, wie fie jih auf dem privatwirtbichaftlichen Boden vollzieht, 
die matürlichjte und den Gejellichaftsinterejjen entjprechend jei, es hieße Die 
Augen vor offenfundigen Thatjachen verjchließen, daß fie mit weitreichenden 
Härten, ja mit umnzweifelhaften Ungerechtigfeiten verknüpft iſt). Die 
jozialen Mißſtände der Gegenwart Jind unfraglich bis auf die 
Werthbildung in unjerer Gejellichaftsordnung zurüdzuführen 
und eine Wandlung derjelben jtellt jich als unabweisbar heraus. Die unbe: 
fangene Werthlehre läßt es durchbliden, daß es mit der aus der Privat: 
wirthichaft hervorgehenden Wertbgejtaltung der Güter und deshalb mit der 
Privatwirthichaft allein nicht abgemacht ift — und da die Wirtbichaft aud) 
nach anderer Gejtaltung zu ringen hat. 


Rösler jagt: „In dem Belig ijt auch die Herrichaft enthalten” und er fordert deshalb 
ausdrüdlih: „das das Necht der Lohnbeitimmung prinzipiell dem Beſitz zuftehen muß.“ 
Borlefungen über Volkswirthſchaft ©. 421. 

!) „Die Taujchvergeltung durd freie Marktpreije wirkt wirtbichaftlid und gerecht, jo: 
weit die Konkurrenz rechtlich zuläſſig und faktiich entwickelt iſt. Dieſe VBorausjegung trifft 
feineswegs immer zu.* Schäffle, gejellih. Syitem I, $ 128, S. 216. 
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Neben dem wirtbichaftlichen Gefellichaftsivertb macht fich der obli: 
gatoriiche Gejellichaftswerth geltend. Gegenüber eriterem,, welcher aus 
dem mirtbichaftlichen Verkehr bervorgebt, ericheint letzterer, welchen die 
gejellichaftlich berufenen Organe rechtsverbindlich feitiegen, und für welchen 
daher die Bezeichnung obligatorischer Gefellichaftsivertb in Vorſchlag gebracht iſt, 
von umtergeordneter Bedeutung und nimmt thatſächlich nur ein verhältnigmäßig 
bejchränftes Gebiet ein. Nichtsdeſtoweniger it feine Behandlung unerläßlich, 
nicht nur, weil er, auch wenn er nicht die gebührende Beachtung gefunden, in 
der Gegenwart mehr Geltung gefunden, als im Allgemeinen angenommen wird, 
jondern und bejonders auch der Zufunft willen. Es kann darüber ein Zweifel 
nicht obwalten, daß Dderjelbe einer umfangreichen Entfaltung fähig iſt, umd, 
was die Hauptiache ift, die gefammte Wirthichaftsbeiwegung dahin drängt, ibm 
einen weiteren Spielraum, als er ibn bisher einnimmt, einzuräumen. 

Um den obligatoriichen Gejellihaftswerth, wie er vorzug® 
weiſe und im größten Umfange vom Staate feitgejegt wird"), in feiner All: 
gemeinbeit leichter zu verjteben, iſt es angebracht, an die perſönlichen Dienit- 
leiftungen anzufmüpfen, welche ſich nicht auf wirtbichaftlichem Boden vollzieben. 
Es wird als etwas ganz natürliches und jelbjtverjtändliches angejehen, daß 
der Staat die Gehälter jeiner Beamten normirt, ja es wird ein anderer 
Modus, die Beamten für ihre Dienftleiitungen zu entjchädigen, gar nicht mebr 
(früher ijt er wohl vorgefommen: Stellenfauf!) für möglich gehalten, und 
dennoch it die Normirung des Gehaltes nichts anderes als die Feititellung, 
welchen Gejellichaftswert der Staat den Dienftleiftungen der Beamten bei: 
legt. Hat man jich dieſes Elar gemacht, jo wird es leicht verjtändlich, daß 
die Werthfejtitellungen, welche der Staat auf dem wirtbichaftlichen Boden 
vornimmt, wie Die Normirung der Eifenbahntarife, der Telegrapben- 
und Bojtgebühren nichts anderes ift, als die Feititellung von Ge: 
jelljchaftswertben — und dieſe nur der fundamentalen Unterjchied 
von den im Wirtbichaftsverfehr feitgeitellten Geſellſchaftswerthen in ſich 
ſchließen, daß die letzteren die Wirthſchaftsfaktoren fixiren, wogegen bei 
den erſteren der Staat die Werthfeſtſetzung vornimmt. 

Es bedarf kaum vorangeſtellt zu werden, daß der Staat den obligatoriſchen 
Geſellſchaftswerth nicht willkürlich feſtſtellen darf, wenn dieſer ſeiner Be: 
ſtimmung dienen ſoll, ſondern daß er, wie der wirthſchaftliche Geſellſchaftswerth 
ſich auf ganz beſtimmten Vorbedingungen aufbaut, die mit den Vorbedingungen 
des letzteren mannigfach zuſammenfallen. 

Die erſte Grundlage des obligatoriſchen Geſellſchaftswerthes iſt, wie bei 
dem wirthſchaftlichen Geſellſchaftswerth, die Brauchbarkeit. Auch der Staat 
muß ſeinerſeits bei Zumeſſung des Geſellſchaftswerthes in erſter Linie die 
Brauchbarkeit berückſichtigen. Leiſtungen und Sachen, deren Werth er zu be— 
ſtimmen hat, kann er einen Geſellſchaftswerth nicht beilegen, falls ſie ſich als 
unbrauchbar erweiſen, und je größer die Brauchbarkeit iſt, um ſo mehr hat 
er Veranlaſſung und um ſo mehr vermag er dem Werthgegenſtand einen 
höheren Geſellſchaftswerth beizulegen. In ganz derſelben Lage befindet er ſich 
gegenüber dem Vorrath der betreffenden Güter und ſogar ihrer Ver— 
theilung, die freilich in dem Wirthſchaftsverkehr um deßwillen eine größere 
Rolle ſpielen, als hier erforderlich iſt, weil die Vertheilung des Vorraths ſofort 

Der Kürze wegen wird in der Folge bei dem obligatoriſchen Geſellſchaftswerth nur 


vom Ztaat geſprochen werden, obwohl auch die Gemeinde ihn vielfältig jeſtſtellt, jo daß 
dieje mit einbegriffen fein jol. 
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in die Machtverhältuiffe der Wirthichaftsfaftoren hinübergreift und dieſe 
ihren jelbitjtändigen Einfluß geltend machen, während der Staat fich lediglich) 
auf die durch Vertheilung des Vorraths — Verhältnijje au bejchränfen 
braucht. Würde der Staat auf den Vorrath umd, joweit es erforderlich it, 
auf die VBertheilung des Vorraths nicht ausreichend Nüdficht nehmen, jo würde 
er einen Geſellſchaftswerth normiren, dev fich ebenfo als unangemejjen heraus 
itellen würde, wie es der Fall ift, wenn er die Brauchbarfeit des Werthgegen: 
itandes nicht ausreichend berüdiichtigt. Die Gefichtspunfte, die er bei Feſt— 
jegung des Gejellichaftswertbhes in’s Auge zu faſſen bat, find diejelben, welche 
der Wirthichaftsverfehr in Anſchlag zu bringen hat: Güter von’gleicher Brauch— 
barkeit hat er zumächit gleichwerthig zu veranjchlagen, aber zu berüdfichtigen, 
in welchem Vorrath fie jich ihm zur Verfügung ftellen. Auch bier macht fich 
das Angebot wie im Wirtbichaftäverfehr vollgiltig geltend, welches wiederum 
nicht nur von dem Vorrath, jondern auch von dejien Vertheilung abhängt. 
Es iſt ausgeſchloſſen, daß der Staat, jelbjt bei gleicher Brauchbarfeit, den ſich 
anbietenden Vorrath unberücjichtigt läßt. 
Hierdurch wird, alles wie bei dem Wirthichaftsverfehr, bewirkt, daß Die 
Arbeit es fich angelegen jein läßt, die größte Brauchbarkeit zu erzielen und 
emen mangelnden Vorrath jo weit als möglich auszugleichen. Auch dem 
obligatorifchen Gejellichaftswerth gegenüber tritt Die Arbeit werthbildend und 
durh Bermehrung des Vorraths werthermäßigend auf. 
Der fundamentale Unterjchied der Werthkonſtituirung zwijchen dem wirth— 
haftlichen und obligatoriſchen Geſellſchaftswerth tritt erſt im Schlußakt auf. 
Der Staat beſtimmt den Werth nach ſeinem Ermeſſen, zwar nach einem 
bedingten, aber immer nach ſeinem Ermeſſen. Er berückſichtigt die Arbeit, die 
zur Erzielung der Brauchbarkeit des Gutes erforderlich wird, und den Vor— 
rath, der ſich ihm zu dem von ihm feſtgeſtellten Preiſe zur Verfügung ſtellt. 
Handelt es ſich um Feſtſetzung von Taxen auf dem Boden des wirthſchaft⸗ 
lichen Verkehrs, jo genügt es nicht, daß er einerſeits die Arbeit in Anſchlag 
bringt, fondern er muß ſich auch verfichern, daß ſich zu der von ihm getroffenen 
Berthbejtimmung ausreichendes, d. h. dem Bedarf entiprechendes Angebot ein: 
tellen wird, andererjeits bleibt jeine Werthfeſtſetzung eine abjtrafte und erhält 
feine konkrete Gejtaltung. Ganz dasjelbe iſt der Fall, wenn es fich um eine 
Verthbeitimmung für Dienftleiftungen handelt, die er beanjprucht. Normirt 
er den Werth gegenüber der Brauchbarkeit und der zu ihrer Erzielung erfor: 
derlihen Arbeit zu niedrig, jo muß er gewärtig jein, daß ihm diejelben vor- 
enthalten bleiben, während andererjeits, wenn er den Werth zu hoc) greift, 
jih ihm ein folcher Vorrath anbietet, daß er ihn nicht entfernt zu verwenden 
vermag, wobei er dann aus dem Uebermaß der Anerbietungen bereits entnehmen 
muß, daß ſeine Werthbeſtimmung eine ungerechtfertigte iſt. Der umgekehrte 
Fall tritt ein, wenn der Staat für Dienſte, die er leiſtet, den Werth beſtimmt. 
Bleibt ſeine Dienſtleiſtung hinter dem feſtgeſtellten Werth zurück, ſo findet 
dieſelbe keine Abnehmer; überſteigt ſie dieſelbe, ſo finden ſich ſoviel Abnehmer, 
daß der Staat ſich außer Stande ſieht, die Anforderungen zu befriedigen. 
\ Beiden Werthfeftitellungen für Dienftleiftungen, welche der Staat empfängt oder 
| gewährt, ijt derjelbe gezwungen, die ihm zu Gebote jtehenden Mittel zu berüd- 
ſichtigen. Weder vermag er Dienjte zu leiten, und am alleriwenigjten zu dem 
von ihm beitimmten Werthe, welche feine Kräfte überjteigen, noch ijt er im 

Stande, Dienfte zu dem von ihm fejtgetellten Werthe in Empfang zu nehmen, 

für welche es ihm an ausreichenden Mitteln fehlt. Der Staat ijt hierin 
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ebenjo wie die Inhaber von Werthgegenftänden durch ſein Können gebunden 
Auch hier fehlen die Erjcheinungen nicht, die auf dem Gebiet des Wirthichafts- 
verfehrs bei dem Angebote und der Nachfrage fich zeigen. 

Die Feſtſetzung des obligatorischen Geſellſchaftswerthes jeitens des Staates 
nach jeinem Ermeſſen ijt mithin nach den verjchiedeniten Seiten eine bedingte; 
er muß nicht nur auf die gegebenen realen Verhältniſſe, ſondern auch auf ſein 
Können Rückſicht nehmen; dennoch bleibt ihm bei der Werthbeitimmung ein 
weiterer Spielraum umd bier tjt es, wo fich der Unterjchied zwiſchen der 
Werthfeſtſetzung jeitens des Staates und der Wirtbichaftsfaftoren, der Unter: 
jchied zwiſchen dem obligatorischen und dem wirthichaftlichen Gejellichaftswertb 
jich geltend madt. Der Staat vermag auf dem durch die Verbält 
nijje und durch ſein Können bereiteten Boden den ihm gelai- 
jenen Spielraum zu benüßen, um den Werth der „Serechtigfeit 
gemäß zu fonftituiren, während die „Wirtbichaftsfaftoren“ ledig 
lich ihr „Intereſſe“ geltend laſſen, mindejtens geltend zu laſſen brauchen. 

Deshalb kann die Werthgejtaltung durch die Wirthichaftsfaktoren, die 
mit der größten Nückichtslofigfeit vorzugehen vermögen, ſehr unbefriedigend: 
Nejultate zur Folge haben, und ein Blick auf unjere jozialen Zujtände 
belehrt uns, daß es an denjelben im weiteſten Umfange nicht feblt, 
während die Wertbgeitaltung durch den Staat, welche dem Recht und der 
Billigkeit Nechnung zu tragen vermag, zwar ebenfalls abhängig bleibt von 
gegebenen Berhältnifien, Diefe aber zu Gunſten der Gejellichaftslage ver: 
wenden Fann. Als abhängig erjcheinen ſowohl Wirtbichaftsfaftoren mie dei 
Staat — aber der fundamentale Unterfchied jpringt in die Augen — die 
Wirthichaftsfaftoren fünnen die vielfah ungünjtigen Beding 
ungen, unter denen fich die Wirthichaftsgeitaltung vollzieht, verschärfen, 
indem die wirtbichaftlihen Machthaber die Miflage, die fih au 
dem wirtbichaftlichen Boden entwidelt, bei der Werthgeitaltung zu ihrem 
Vortheil ausbeuten; der Staat fann es ich angelegen fein Lalien, 
die Mißſtände zu lindern, umd den Durch fie Betroffenen durch die Werth— 
jejtitellung zu Dilfe zu kommen. Trotz der beiderjeitigen Abhängig 
feit von den gegebenen Berhältniifen vermögen die Wirtb 
Ihaftsfaftoren den Werth zum Schaden, vermag der Staat 
den Werth zu Gunsten der Wirtbichaftszuitände zu geitalten. 

Es wäre ſehr voreilig, hieraus Anlaß zu nehmen, ſich vorweg gegen die 
Werthfeſtgeſtaltung durch die Wirthſchaftsfaktoren und ausſchließlich zu Gunſten 
der Werthfeſtſetzung ſeitens des Staates zu erklären. Es iſt zuzugejteben, daß 
in Betreff der Werthgeſtaltung die Wirthſchaftsmächte nicht nur ungünſtig 
funktioniren können, ſondern dieſes auch in weitem Umfange thatſächlich der 
Fall iſt; damit iſt aber auch nicht im Entfernteſten der Erweis geliefert, dat 
der Staat, der günftig funktioniven kann, auch ziwedentiprechend junftioniren 
wird. a es fann micht nur, ———— es muß hiergegen begründeter Zweifel 
erhoben werden, zumal wenn es ſich darum handeln ſollte, die Werthbeſtimmung 
ausſchließlich in die Hände des Staates zu legen. Es müßten dann !o 
viele Funktionen jeitens Des Staates in Ausficht genommen werden, daß der 
Schaden, den der Staat anrichten fann, höher veranjchlagt werden muß, 
als der iſt, welchen die Wirtbichaftsfaftoren tbatfächlich anrichten. Es iſt hier 
in Erinnerung zu bringen, daß nur in gegebenen Grenzen die Wirthſchafte 
faftoren durch die Wertbgeitaltung die wirtbichaftlich unvermeidlichen Schäden, 
fie verjchärfend, der Staat, fie lindernd, beinflußen können, läßt man ji aber 
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dadurch verleiten, die geſammte Werthgeftaltung dem Staate zu überant: 
mworten, jo muß man darauf vorbereitet fein, daß durch faljche Maßnahmen 
des Staates die ganze Wirthichaft in Unordnung und Verwirrung gebracht 
werden fan. Dem Staate würde dadurch die Zumuthung geftellt, das ge: 
ſammte Wirthichaftsgetriebe zu überfehen umd zu regeln, und dieſes ftellt ſich 
vorweg als eine nicht zu bemältigende Aufgabe heraus. Der obligatorifche 
Geſellſchaftswerth muß dann zum Unheil der Wirthichaft ausfallen, während 
er neben dem woirtbichaftlichen Gejellichaftswerth Lindernd und Mißſtände 
bejeitigend zu wirken vermag. 

Hieraus ergibt ſich weder der wirtbichaftliche, noch der obli- 
gatorifche Gejellichaftswerth hat ausſchließliche Berechtigung; 
jeder allein funktionirend ift unzweifelhaft mit Bedenken für die Wirthichafts: 
geitaltung verknüpft, während fie beide zufammentirfend, ſich gegenfeitig er: 
gänzen und ihre Mißſtände verringern können. 

Sowohl der wirthichaftliche wie der obligatorische Geſellſchaftswerth findet 
men thatfächlichen Ausdruck im Preise. 

Bei dem wirtbichaftlihen Gejellihaftswerth ilt der Preis der 
äußere Ausdruck des Gejellichaftstwerthes, zu welchem die Inhaber von Werth: 
gegenftänden denfelben austauschen.) Dieſer Taufch vollzieht ſich in weitaus 
größtem Umfange mittelft eines gejellichaftlich feitgeftellten Taujchmittels, des 
Beldes, jedoch können auch unmittelbare Waaren gegen Waaren ausgetauscht 
werden und es fommen in der That ſolche „Naturaltaufche”, wenn auch ver: 
anzelt, andauernd vor.?) In beiden Fällen ijt der Preis, der zum Eonfreten 
Ausdruck gelangte, wirtbichaftlicher Gejellichaftswerth. Der Gejellichaftswerth 
trüdt den Grad der Geltung aus, welchen ein Gegenjtand gegenüber dem 
anderen erringt, iſt alfo ein allgemeines Verhältniß, der Preis ein gleichjam 
lebendig gemwordenes fonfretes. 9) Geſellſchaftswerth haben die Güter auch 
chne Tausch, Preis nur im Falle des Tauſches. Lebteres jchließt nicht aus, 
daß ald Preis der Werth bezeichnet wird, welchen der Inhaber eines Gutes 
tordert, bezw. welchen der Nefleftant bietet; dieſes geichieht aber immer mır 
im Hinbli auf einen in Aussicht genommenen Taujch, auf einen vereinzelten 
Ak, während der Gejellichaftswertb eine Wertbrelation ift, die zwar unaus— 
geſetzt durch die gefellfchaftlichen Berhältnifie verändert werden fann und verändert 
wird, aber andauernd den betreffenden Gütern anbaftet. Der enge Zufammen- 


ij „Preis einer Waare nennen wir den Tauſchwerth derjelben, ausgedrüdt in dem 
Cuantum einer bejtimmten anderen Waare, das dafür eingetaujcht ift oder werden joll.“ 
Roiher, Grundlage der Nat.:Dek., $ 100. 

) „Wenig ftihhaltig iſt die frühere Auffaſſung, dab der Preis der in Geld ausge: 
drüchle Werth jet. Denn beide, Preis und Werth, werden regelmäßig in Geld ausgedritdt, 
nd fönnten beide auch z. B. in Roggen oder Weizen oder in irgend einer anderen Furrenten 
Saare ausgedrücdt werden.“ Neumann, Grundbegriff der Volkswirthſchaft. Schönberg, 
dandbuch der Volkswirthſchaft, S. 142. 

Irrig ift die Behauptung, daß der Werth nur die allgemeine „Möglichkeit“ der 
Gewinnung von Entgeltsobjeften, der Preis dagegen die „ſpezielle Wirklichkeit“ bedente. 
Bielmehr kommt bei beiden, Werth wie Preis, eine ganz „ipezielle Wirklichkeit“ in Frage. 
Neumann, Ebenda. ©. 142. FR . 

In unſerer Wiſſenſchaft iſt noch immer Vielen verborgen geblieben, daß der Rreis 
rgelmäßig etwas Geſetztes, Normirtes ein: oder zweifeitig Bejtimmtes ift, während 
der Werth vorzugsweiie auf Erwägungen, Beurtheilungen oder Schägungen beruht. Neu— 
mann, Ebenda. ©. 109. | 

* Vgl. Wagner, Grundlegung, 8 4%. 

Annalen bes Deutichen Reichs 1883 42 


490 N. Samter: Der Werth in jeiner wirtbichaftlihen und gejellichaftlichen Bedeutung. 





Der wirthichaftliche Gejellichaftswerth wird Lediglich durch Angebot und 
Nachfrage, wie er ſich naturwüchſig im freien Verkehr entwidelt feſtgeſtellt. 
Es iſt jedoch in Erinnerung zu bringen, daß der ſogenannte freie Verkehr 
nichts weniger als wörtlich zu nehmen iſt, und daß in ihm durch die Geſell— 
ſchaftsverhältniſſe, die ſich geltend machen, die Feſtſtellung des Geſellſchafts— 
werthes ſich mannigfach ſehr einſeitig vollzieht. Die nächſte Folge hiervon 
iſt, daß auch mannigfach die Geſtaltung des Preiſes nicht auf freier Ueber— 
einkunft beruht, ſondern auf Grund eines Machtgebotes erfolgt, ſo daß in 
dieſem Falle der Preis nur nach der formellen, nicht nach der materiellen 
Seite Ausfluß des freien Verkehrs iſt und ſomit in der That ſich als „Noth— 
preis“ herausſtellt. Der Satz: der Preis wird im freien Verkehr durch Angebot 
und Nachfrage regulirt, iſt daher ebenfalls, wie in Bezug auf den Geſellſchafts— 
werth, mit großer Vorſicht aufzunehmen, und es darf nicht außer Acht gelaſſen 
werden, daß hierbei oft jehr ungleiche Kräfte einander gegenüber ftehen, welche den 
Preis nur zu häufig jehr einfeitig feſtſetzen oder, wie es auch richtig heißt, diktiren.') 

Der obligatoriiche Gejellichaftswerthb fällt thatjächlicd mit feinem 
Preije zujammen. Nichtsdejtoweniger iſt es geboten, beide Begriffe theoretiſch 
zu umterjcheiden. Der obligatorische Geſellſchaftswerth ift die von den berufenen 
Organen dem Werthe beigelegte Schäßung,?) der Preis des Aequivalent, 
welcher für denjelben entrichtet wird oder zu entrichten ift, ſobald der Werth: 
gegenjtand gegeben oder genommen wird. 

Weil der obligatoriiche Gejellichaftswertb von den hierzu berufenen 
Organen, wenn auch nicht willfürlich, jo doch einjeitig feitgefeßt wird, je 
kann der Preis und der obligatorische Gejellichaftswerth ſich nicht von einander 
abheben, während der wirthichaftliche Gejellichaftswerth, welcher auf Schätzung 
der Wirthichaftsfaktoren beruht, nur im Moment des Taufches mit dem Preiſe 
zufammenfällt. Der verlangte und der gebotene Preis vor dem Austaujce 
weichen oft ganz beträchtlich von einander ab. 

Db es ein Vorzug für den obligatoriichen Gejellichaftswerth it, daß er, 
weil durch Mutorität fejtgeitellt und dadurch für die Betreffenden verbindlic 
wird, jich jtets mit dem Preiſe deckt, bezw. ein Nachtheil des wirthichaftlichen 
Sejellichaftswerthes, daß er auf Schäßung der in Mittwirfung fommenden 
Wirthichaftsfaktoren berishend, nur beim zuftande gekommenen Taufche im Breite 
jeinen thatfächlichen Ausdruck findet, mag dahin gejtellt bleiben. Das Feſte, 
dag in dem obligatorischen Gejellichaftsiwerthe Liegt und in dem Preiſe unein— 
geichränft zum Ausdrude gelangt, bat ficherlich feinen verführerifchen Reiz,?) 
wie das Schwanfende, das mit dem wirtbichaftlichen Gejellichaftswerth unzer— 
trennlich “verknüpft it, jo daß er, bis es zur jchließlichen Preisfeſtſetzung 
fommt, mannigfache Stadien zu durchlaufen hat, nicht frei von Bedenken iſt. 
Aber es mag darauf verwiefen werden, daß die Bewegung das Element 
des Lebens ift, daß das Feſtgeſtellte — feſtſtehen bleiben thut ſchließlich 
nichts — nur Todesfeime in fich birgt. 

Auch die Betrachtung des Preijes führt dahin, daß es abjolut unzuläflig 
iſt, den wirtbichaftlichen Gefellichaftswerth durch den obligatorischen ſchlechtweg 
erjegen zu wollen, jo daß alle Preiſe in autoritativer Weife fejtgejtellt werden 
würden. Es hieße dieſes die Bewegung in der Wirthichaft wenn auch nicht 
aufgeben, jo doch über Gebühr gefährden. 


— 


Ueber die Preisbildung bei dem wirthſchaftlichen Geſellſchaftswerth ſiehe die Komiti 
fuirung des wirthſchaftlichen Geſellſchaftswerthes, ©. 466 u. j. 
9 S. Neumann, Seite 489 Note 3. 

» ©. Seite 461 Note 3. 
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Abſchnitt 1. Poſtſendungen. 

Abſchnitt II. Eſtaffetenſendungen. 

Abſchnitt II. Perſonenbeförderung mittels der Poſten. 
Abſchnitt IV. Extrapoſt- und Kurierbeförderung. 


Auf Grund der Vorſchrift des 8 50 des Geſetzes über das Poſtweſen von 
28. Oftober 1871 wird nachſtehende Poſtordnung erlaflen. 


Abſchnitt I. 
Poflfendungen. 
81. 
Allgemeine Beſchaffenheit der Poſtſendungen. 
J. Die Poſtſendungen müſſen den nachfolgenden Beſtimmungen entſprechend 
xerpactt, verſchloſſen und mit Aufſchrift verſehen fein. 
II, Es beträgt das Meiſtgewicht: 
eines Briefed 250 Granım, 
einer Drudiahe 1 Kilogramm, 
einer Waarenprobe 250 Gramm, 
eines Packets 50 Kilogramm. 


82. 
Außenſeite. 

I. Auf der Außenſeite einer Poſtſendung darf außer den auf die Beförderung 
iezüglihen Angaben nur der Name oder die Firma des Abjenders enthalten fein, 
Begen der befonderen Beſtimmungen für Poſt-Packetadreſſen, Poſtkarten, Drud: 
ſachen, Waarenproben und Poftanweilungen fiehe SS 3, 12, 13, 14 und 16. 

I. Die Freimarfen ſind in die obere rechte Ede der Auffchriftieite, bei 
Saderfendungen auf die Vorderſeite der Poſt-Packetadreſſe zu Kleben. 

$ 3. 
Begleitadreiie zu Padeten. 

I. Jeder Vadetjendung muß eine Begleitadreſſe (Poſt-Packetadreſſe) in der 
bon der Poſtverwaltung vorgeichriebenen Form beigegeben fein, 

II. Formulare zu Poſt-Packetadreſſen fünnen durd alle Poitanitalten be— 
jogen werden. 

IN. Für Formulare, welche mit Freimarken belebt find, wird nur der Be: 
trag der Freimarke erhoben. Unbeklebte Formulare werden zum Preiſe von 5 Pf. 
fir je 10 Stüd abgelafien. 

32* 
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IV. Formulare, welche nicht von der Poſt bezogen werden, müſſen in Größe, 
‚Farbe und Stärke des Papiers, ſowie im Vordrud mit den von der Poſt ge 
lieferten Formularen genau übereinftimmen. 

V. Der an der Poſt-Packetadreſſe befindlihe Abſchnitt kann zu schriftlichen 
oder gedrucdten 2c. Mittheilungen benugt werben. 

VI Die Boft:Padetadreife muß bei der Aushändigung des Packets an die 
Poſtanſtalt bezw. an den beitellenden Boten zurücgegeben, der Abſchnitt kann 
jedoch durch den Empfänger abgetrennt und zurüdbehalten werden. 

SA. 
Mehrere Badete zu einer Begleitadrefie. 

I. Mehr als drei PBadete dürfen nicht zu einer Begleitadreffe gehören. 
Auch ift es nicht zuläflig, Padete mit Werthangabe und folche ohne Werthangabe 
mittels einer Begleitadreſſe zu verjenden. 

il. Gehören mehrere Badete mit Werthangabe zu einer Begleitadreile, fo 
muß auf derſelben der Werth eines jeden Padets beionders angegeben fein. 

Il. Zu einer und derielben Begleitadreſſe dürfen weder mehrere 
Padete, auf denen Poſtnachnahme haftet, noch Radete mit und Padete ohne 
Boftnachnahme, gehören; jedes Nachnahmepadet muß vielmehr von einer be: 
jonderen Poſt-Packetadreſſe begleitet fein. 


8 5. 
Aufichrift. 

I. In der Auffchrift müſſen der Beſtimmungsort und der Empfänger jo be- 
ſtimmt bezeichnet jein, daß jeder Ungemwißheit vorgebeugt wird. 

Il, Dies gilt auch bei foldhen mit „poſtlagernd“ bezeichneten Sendungen, 
für welche die Poſt Gewähr zu leiften hat. Bei anderen Sendungen mit dem 
Vermerk „poftlagernd“ darf, Statt des Namens des Empfängers, eine Angabe in 
Buchſtaben oder Ziffern angewendet fein. 

II. Die Aufichrift eines Packets muß die weientlihen Angaben der Begleit- 
adreife enthalten, jo daß nöthigenfall® das Padet auch ohne die Begleitadreife 
beftellt werden fanı. Zur Aufichrift gehört auch, daß im Falle der Franfirung 
der Vermerk „frei“ ꝛc. und im Falle des Verlangens der Gilbeitellung der Ber: 
merk „durch Eilboten“ 2c. angegeben wird. Nacdnahmepadete müſſen im der Auf: 
Ichrift mit dem Vermerk „Nachnahme von....... * (unter Angabe der Mark— 
ſumme in Zahlen und Buchitaben, der Pfennigſumme in Zahlen) verjehen fein, 
und unmittelbar darunter die genaue Bezeichnung der einliefernden Behörde oder 
Firma, bezw. den Namen, Stand und Wohnort — in größeren Städten auch 
die Wohnung — des Abjenders in deutlicher Form enthalten. 

IV, Die Auffchrift eines Padet3 muß in haltbarer Weile unmittelbar auf 
der Umhüllung oder auf einem der ganzen Fläche nad) aufgeflebten oder ſonſt 
unlösbar darauf befeftigten Papier ꝛc. angebradyt werden. it dies nicht aus: 
führbar, fo iſt für die Aufichrift eine haltbar befeitigte Fahne von Pappe, Ber: 
gamentpapier, Holz oder jonftigem feiten Stoffe zu benußen. Belonders groß 
und deutlich muß der Name des Beitinmmungsorts geichrieben oder gedrudt jein, 
wobei unverlöichliher Stoff zu verwenden ilt. 


8 6. 
Wertbangabe. 


I. Wenn der Werth einer Sendung angegeben werden soll, fo muß 
derfelbe bei Briefen im der Aufichrift, bei anderen Sendungen in der Auf— 


— | 
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Ichrift der Begleitadreife und des zugehörigen Packets erfihtlih gemacht 
werden. 

II. Die Angabe des Werths einer Sendung hat in der Neihswährung zu 
erfolgen. Der angegebene Betrag ſoll den gemeinen Werth der Sendung nicht 
überfteigen. 

II. Bei der Berjendung von kurshabenden Papieren iſt der Kurswerth, 
welchen dieſelben zur Zeit der Einlieferung haben, bei der Verjendung von hypo— 
thefariihen Papieren, Wechſeln und ähnlichen Dokumenten derjenige Betrag an- 
zugeben, weldyer vorausfichtlic zu verwenden fein würde, um eine neue rechts: 
giltige Ausfertigung des Dokuments zu erlangen, oder um die Hindernifle zu 
bejeitigen, welche fich der Einziehung der Forderung entgegenftellen würden, wenn 
Das Dokument verloren ginge. Iſt aus der Werthangabe zu erfehen, daß dieſelbe 
den voritehenden Regeln nicht entipricht, fo fann die Sendung zur Berichtigung 
zuriidgegeben werden. Sit Iebtered aber auc nicht geichehen, ſo darf dennod) 
aus einer irrthümlich zu hohen Werthangabe ein Anſpruch auf Grftattung des 
entiprechenden Theiles der Verfiherungsgebühr nicht hergeleitet werden. 

IV. Der Vermerk über Poftnahnahme gilt nicht als Werthangabe. Nach— 
nahmejendungen werden daher nur dann als Werthiendungen behandelt, wenn 
neben der Angabe de3 Nachnahmebetrages auf der Sendung ausdrüdlicd ein Werth 
angegeben ift. 

V, Weber Sendungen mit Werthangabe wird ein Einlieferungsichein ertheilt. 


87. 
VBerpadung. 

I. Die Verpadung der Sendungen muß nah Mahgabe der Beförderungs: 
ftrede, des Umfangs der Sendung und der Beichaffenheit des Inhalts haltbar 
und fichernd eingerichtet fein. 

11. Bei Gegenständen von geringerem Werthe, welche nicht unter Drud 
leiden, und nicht Fett oder Feuchtigkeit abjegen, ferner bei Akten: und Schriften 
jendungen, genügt bei einem Gewicht bis zu ungefähr drei Kilogramm, wenn die 
Dauer der Beförderung verhältnigmäßig furz ift, eine Hülle von Padpapier mit 
angemeſſener Berichnürung. 

II. Auf größere Entfernungen zu verfendende, oder ſchwerere Gegenstände 
müſſen, injofern nicht der Inhalt und Umfang eine feitere Verpadung erfordern, 
mindeſtens in mehrfachen Umſchlägen von ftarfem Padpapier verpadt fein. 

IV. Sendungen von bedeutenderem Werthe, insbeiondere ſolche, welche durd) 
Näſſe, Reibung oder Drud leicht Schaden leiden, 3. B. Spisen, Seidenmwaaren ꝛc., 
müflen nah Maßgabe ihres Werths, Umfangs und Gewichts in genügend ficherer 
Weiſe in Wachsleinwand, Pappe oder in gut beichaffenen, nad Umſtänden mit 
Leinen überzogenen Kiſten 2c. verpadt fein. 

V. Sendungen mit einem Inhalt, welcher anderen Poſtſendungen jchädlich 
werden könnte, müſſen jo verpadt fein, daß eine ſolche Beihädigung fern ge 
halten wird. Fäſſer mit Flüfligfeiten müſſen mit ftarfen Neifen verſehen jein. 
Kleinere mit Flüfligfeiten angefüllte Gefäße (Flaſchen, Krüge 2c.) find nod) be: 
fonders in feiten stiften, Kübeln oder Körben zu verwahren. 

VI. Wenn in Folge fehlerhafter Verpackung einer Sendung während der 
Berörderung eine neue Verpadung nöthig wird, jo werben die Kojten dafür von 
dem Empfänger eingezogen, demjelben aber eritattet, wenn der Abjender die Ente 
richtung nachträglich übernimmt. 
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88, 
Verſchluß. 

I. Der Verſchluß der Poſtſendungen muß haltbar und jo eingerichtet fein, 
daß ohne Beihädigung oder Eröffnung desielben dem Inhalt nicht beizukommen ift. 

II. Bei Briefen nad) Gegenden unter heißen Himmelöftrichen darf zum Ver: 
ſchluß Siegellad oder ein anderer, durch Wärme fich auflöfender Stoff nicht be 
nutzt werden. 

II. Bei Padeten mit Werthangabe hat die Befeftigung der Schlüſſe ſtets 
durch Siegellad mit Abdrud eines ordentlihen Petſchafts ftaitzufinden. 

IV, Bei Padeten ohne Werthangabe kann von einem Verſchluß mittels 
Siegel oder Bleie abgeiehen werben, wenn durch den fonjtigen Verſchluß oder 
durd die Untheilbarfeit des Inhalts ſelbſt die Sendung hinreichend gefichert er: 
icheint. Bei Sendungen, deren Umhüllung aus Padpapier beiteht, Tann der 
Verſchluß mitteld eines guten Klebeftoffs oder mittel8 Siegelmarfen aus Papier 
oder einem ähnlichen feiteren Stoffe hergeltellt werden. Auch bei anderen PBadeten 
fünnen Siegelmarten in Anwendung kommen, ſofern diefe mit Nüdficht auf den 
zur Berpadung benutzten Stoff jo beichaffen find, daß daburd ein haltbarer 
Berichluß erzielt wird. 

V. Bei Neifetafhen, Koffern und Kiſten, welde mit Sclöflern verſehen 
jind, ſowie bei gut bereiften und feſt verſpundeten Fäſſern, auch feit vernagelten 
Kiſten, bedarf e3 ebenfalls feines weiteren Verſchluſſes durch Siegel oder Bleie. 

VI. Desgleihen können gut umhüllte Mafchinentheile, größere Waffen und 
Instrumente, Startenfajten, einzelne Stüde Wildpret, 3. B. Hajen, Nehe ꝛc., ohne 
Siegel: oder Bleiverihluß angenommen werden. 


89. 
Bejondere Anforderungen bezüglich der Werthiendungen. 


I. Briefe mit Werthangabe (Gold, Silber, Papiergeld, Werthpapieren u. ſ. w.) 
müſſen mit einem haltbaren Umſchlage veriehen und mit mehreren durch dasielbe 
Petſchaft in gutem Lad hergeftellten Siegelabdrüden dergeſtalt verjchlofien sein, 
daß eine Verlegung des Inhalts ohne äußerlih wahrnembare Beſchädigung des 
Umfchlages oder des Siegelverichluffes nicht möglich ift. 

I. Geldftüde, welche in Briefen veriandt werden, müfjen in Papier oder 
dergleichen eingefchlagen und innerhalb des Briefes fo befeftigt fein, daß eine 
Beränderung ihrer Lage während der Beförderung nicht ftattfinden kann. 

IM. Scwerere Geldjendungen find in Padete, Beutel, Kiſten oder Fäfler 
feit zu berpaden. 

IV, Sendungen bis zum Gewicht von 2 Kilogranım dürfen, jofern der 
Werth bei Papiergeld nicht 10,000 Mark und bei baarem Gelde nicht 1,000 Mark 
überfteigt, in Badeten von ftarfem, mehrfach umgeichlagenem und gut verfchnürtem 
Bapier eingelictert werden. 

V. Bei jchwererem Gewicht und bei größeren Summen muß die äußere 
Verpadung in haltbarem Leinen, in Wachsleinwand oder Leder beftehen, gut um: 
ſchnürt und vernäht, ſowie die Naht hinlänglich oft verfiegelt fein. 

VI. Geldbeutel und Säcke, welche nicht in Fäſſern u. ſ. w. verjandt werden, künnen 
in dem Falle aus einfacher ftarfer Leinwand beftehen, wenn das Geld darin ge 
hörig eingerolit oder zu Päckchen vereinigt enthalten it. Andernfalls müſſen die 
Beutel aus wenigftend doppelter Leinwand hergeitellt fein. Die Naht darf nicht 
auswendig und der Kropf nicht zu furz fein. Da, two der Sinoten geihürzt üt, 
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und außerdem über beiden Schnur-Enden muß das Siegel deutlih aufgedrüdt 
fein. Die Schnur, welde den Kropf umgibt, muß durch den Kropf jelbit hin- 
durchgezogen werden, Dergleihen Sendungen Sollen nicht über 25 Kilogramm 
ſchwer jein. 

VII. Die Geldkiften müſſen von ſtarkem Holz angefertigt, gut gefügt und 
feſt vernagelt jein, oder gute Sclöffer haben ; fie dürfen nicht mit überitehenden 
Dedeln verjehen, die Eifenbeichläge müſſen feſt und dergeltalt eingelaſſen fein, 
daß fie andere Gegenftände nicht zericheuern können. Weber 25 Kilogramm ſchwere 
stiften müſſen gut bereift und mit Handhaben verjehen fein. 

VIII. Die Geldfäſſer müflen gut bereift, die Schlußreifen angenagelt und 
an beiden Böden dergeitalt verfchnürt und verliegelt fein, daß ein Deffnen des 
Falles ohne Verlegung der Umſchnürung oder des Siegels nicht möglich ilt. 

IX. Bei PBadeten mit baarem Gelde in größeren Beträgen muß der Anhalt 
gerollt fein. Gelder, welche in Fällern oder Siften zur Verſendung gelangen 
jollen, müſſen zunächſt in Beutel oder Padete verpadt werben. 


S 10. 
Bon der Bojtbeförderung ausgeichlojiene Gegenftände. 

I. Zur Verjendung mit der Poſt dürfen nicht aufgegeben werden: Gegen: 

ſtände, deren Beförderung mit Gefahr verbunden ift, namentlich alle durch 
Reibung, Yuftzudrang, Drud oder Tonft leicht entzündliche Sachen, ſowie ätende 
Flüſſigkeiten. 

II. Die Poſtanſtalten find befugt, in Fällen des Verdachts, daß Die 
Sendungen Gegenftände der obigen Art enthalten, vom Aufgeber die Angabe des 
Inhalts zu verlangen, und falls dieſelbe verweigert wird, die Annahme der 
Sendung abzulehnen. 

III, Diejenigen, welche derartige Sachen unter unrichtiger Angabe oder mit 
Verſchweigung des Inhalts aufgeben, haben — vorbehaltlid der Beltrafung 
nad) den betreffenden Geſetzen — für jeden entitehenden Schaden zu haften. 

IV, Die Poftanftatten können die Annahme und Beförderung von Bolt: 
jendungen ablehnen, ſofern nad) Maßgabe der vorhandenen Pojtverbindungen 
und Bojtbeförderungsmittel die Zuführung derielben an den Beftimmungsort 
nicht möglich ift. 

8 11. 
Zur Bojtbeförderung bedingt zugelaflene Gegenftände. 

I. Flüffigkeiten, Sachen, die dem ſchnellen Verderben und der Fäulniß aus: 
gejegt jind, unförmlich große Gegenstände, ferner lebende Thiere, fünnen von den 
Boftanftalten zurüdgemwieien werden. 

Il. Für dergleichen Gegenstände 2c., wenn diejelben dennoch zur Beförderung 
angenommen werden, ſowie für leicht zerbrechliche Gegenitände und für in Schachteln 
verpadte Sachen, leiltet die Poſtverwaltung feinen Erſatz, wenn durch die Natur 
des Inhalts der Sendung oder durch die Beichaffenheit der VBerpadung während 
der Beförderung eine Bejchädigung oder ein Verluſt entitanden ilt. 

II, Zur Verwendung für Hand-Schußwaffen beftimmte Zündhütchen, Zünd— 
jpiegel und Metallpatronen (mit Pulver, Zündhut und Kugel bejeste Metallhüljen) 
müſſen im Siften oder Fäſſer feit von außen und innen verpadt und als ſolche, 
jowohl auf der Begleitadreffe als auch auf der Sendung jelbft, bezeichnet fein. 
Bei den Metallpatronen müffen außerdem die Bleie mit den Metallhülſen jo feit 
verbunden jein, daß ein Ablöjen der Kugel und Ausſtreuen des Pulvers nicht 
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ftattfinden kann. Der Abjender ift, wenn er diefe Bedingungen nicht eingehalten 
hat, für den aus etwaiger Entzündung eutitandenen Schaden haftbar. 

IV. Die im $ 10 Abſatz II ausgeiprochene Befugniß der Poſtanſtalten tritt 
auch in folchen Fällen ein, in welchen Grund zu der Annahme vorliegt, dab die 
Sendungen Flüffigfeiten, dem ſchnellen Verderben und der Fäulniß ausgeſetzte 
Sachen, lebende Thiere, Zündhütchen oder Zündipiegel enthalten. 


s 11a, 


Dringende PBadetiendungen. 

Il. Die Poftverwaltung übernimmt es, dringende, zur Beförderung mit 
der Poſt geeignete Padetiendungen, deren beichleunigte Uebermittelung mit Rückſicht 
auf die DBeichaffenheit des Inhalts beſonders erwünicht ift, wie 3. B. Sendungen 
mit Fiſchlaich oder Fiichbrut, mit lebenden Thieren oder mit frischen Blumen 
bezw. Pflanzen auf Verlangen der Abſender mit den jich darbietenden ſchnellſten 
Boitgelegenheiten nach dem Beltimmungsorte zu befördern. 

II. Die betreffenden Sendungen müflen bei der Einlieferung zur Poſtanſtalt 
äußerlich durch einen farbigen Zettel, welcher in fettem ſchwarzen Typendruck 
oder, bei bejonderen Fällen, in großen handichriftlihen Zügen die Bezeihnung 

„Dringend“ 
und darunter eine kurze Angabe des Inhalts trägt, hervortretend fenntlicd ges 
macht fein. Die zugehörigen Poſt-Packetadreſſen find handichriftlic mit dem 
gleichen Vermerke zu verjehen. 

III. Dringende Padetjendungen müſſen von dem Abſender frankirt werden. 
Als Entihädigung Für die aus der bevorzugten Beförderung und der abweichenden 
Behandlung der Sendungen ſich ergebenden bejonderen Aufwendungen ꝛc. iſt 
außer dem Porto nad der Tare für fperriges Gut und außer dem etwaigen 
Eilbeitellgelde (8 21) eine Gebühr von 1 Mark für jedes Stüd bei der Einlieferung 
zu entrichten. 

IV, Die Beförderung dringender Badetiendungen geihieht nur auf Gefahr 
des Abſenders. 


$ 12. 
Poſtkarten. 

J. Auf der Vorderſeite der Poſtkarte darf außer der Aufſchrift ($ 5) nur 
Name und Wohnort des Abienders enthalten fein. Die Rückſeite kann zu ſchrift— 
lihen Mittheilungen benugt werden. Die Aufichrift und die Mittheilungen 
fönnen mit Tinte, Bleifeder oder farbigem Stifte geichrieben werden; nur muß 
die Schrift haften und deutlich fein. 

I, Poſtkarten, aus deren Inhalt die Abficht der Beleidigung oder einer 
ſonſt ftrafbaren Handlung ſich ergibt, ferner Postkarten, welche nad) Beſeitigung 
der urfprünglichen Aufſchrift oder der auf der Rückſeite zuerst gemachten jchrift: 
lihen Mittheilungen mit anderweiter Aufichrift, bezw. mit neuen Mittheilungen 
verjehen zur Poſt geliefert werden, ebenſo Poſtkarten mit Belebung, 3. B. mit 
aufgeklebten Photographien, find von der Poftbeförderung ausgeſchloſſen. 

IH. Die Postkarten können aud gegen ermähigtes Porto (8 13) als For: 
mulare zu Druckſachen benugt werden; in diefem Falle müfjen die Mittheilungen 
auf der Nüdjeite der Poſtkarte durch Drud oder fonft auf mechanischen Wege 
hergeitellt fein; sie dürfen feine weitergehenden jchriftlichen Ginfchaltungen oder 
Zuſätze enthalten, als nah $ 13° bei Druckſachen geftattet find. Die Anfügung 
von Waarenproben zu Poſtkarten ift unzuläflig. 
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IV, 3u den Boitfarten mit Antwort werden beionders dazu eingerichtete 
Formulare verwendet, von denen die zweite Hälfte zur Antwort dient. 

V. Poſtkarten müſſen franfirt werden. Für Boftfarten mit Antwort ift 
auch für die Antwort das Porto vorauszubezahlen. Unfranfirte oder unzureichend 
franfirte Postkarten werden nicht befördert. 

VI. Die Gebühr beträgt ohne lnterichied der Entfernung 5 Pf. für jede 
Boitfarte Für Poſtkarten mit Antwort werden 10 Pf. erhoben. Bei der Ber: 
wendung von Poftkarten als Formulare zu Drudjachen beträgt das Porto 3 Bf. 

VII, Formulare zu Poſtkarten können durch alle Poftanftalten bezogen 
werden. 

VIII. Ungeitempelte Formulare zu Poſtkarten werden zum Preife von 5 Br. 
für je 10 Stüd verabfolgt. Für geitempelte Formulare zu Postkarten wird nur 
der Betrag des Stempels erhoben. 

IX, Formulare, welche nicht von der Poſt bezogen werden, müffen in Größe 
und Stärke des Papiers mit den von der Poſt gelieferten übereinftimmen, auch 
auf der Vorberfeite mit der gedruckten oder geichriebenenen Ueberſchrift „Poſtkarte“ 
verſehen fein, dirfen aber nicht das Reichswappen tragen. 

8 13, 

Il. Gegen die für Druckſachen feitgeießte ermäßigte Tare können befördert 
werden: alle durch Buchdrud, Kupferſtich, Stahlftih, Holzichnitt, Lithographie, 
Metallographie und Photographie vervielfältigten Gegenftände, weldhe nad) 
ihrer Form und jonftigen Beichaffenheit zur Beförderung mit der Briefpoft ge: 
eignet find. 

I. Die Sendungen können entweder unter der Auffchrift beſtimmter Empfänger, 
oder als außergewöhnliche Beilagen folder Zeitungen und Zeitichriften, deren 
Bertrieb die Poſt beiorgt, zur Einlieferung gelangen. 

II. Für die Einlieferung unter der Aufichrift beftimmter Empfänger gelten 
die nachitehend unter IV. bis IX., für die Ginlieferung als außergewöhnliche 
Zeitungsbeilagen die unter X. bis XIII. gegebenen Vorichriften. 

a) Bei der Einlieferung unter der Aufichriit bejtimmter Empfänger. 

IV, Die Sendungen müſſen offen, und zwar entweder unter Streifz oder 
Streuzband, oder umichnürt, oder in einen offenen Umſchlag gelegt, oder aber 
dergeitalt einfach zufammengefaltet eingeliefert werden, das ihr Inhalt Leicht geprüft 
werden kann. Drudjahen find auch in Form von Poſtkarten zuläflig (8 12 
Abſatz IN. Unter Band (Verſchnürung) können auch Bücher, gleichviel ob ge: 
bunden, gefalzt oder geheftet, verfandt werden. Das Band muß dergeitalt ange: 
legt fein, daß dasjelbe abgeitreift und die Befchränfung des Inhalts der Sendung 
auf Gegenitände, deren Berjendung unter Band geftattet ift, leicht erkannt 
werden fanıt, 

V. Die Sendung fann eine innere, mit der äußeren übereinftinmende Auf— 
ichrift enthalten. 

VI. Mehrere Drudiachen dürfen unter einer Umhüllung veriendet werden ; 
die einzelnen Gegenftände dürfen aber nicht mit verichiedenen Aufichriften oder 
beionderen Umſchlägen mit Aufſchrift verfehen fein. 

VII. Die Verſendung von Drudjahen gegen die ermäßigte Tare ift unzu— 
Läflig, wenn diejelben, nad) ihrer Fertigung durch Drud u. ſ. w., irgend welche 
Zufäge oder Menderungen am Inhalt erhalten haben, wobei es feinen Unterſchied 
macht, ob die Zuſätze oder Menderungen geichrieben oder auf andere Weile bewirkt 
jind, 3. B. durch Stempel, durch Drud, durch Heberfleben von Wörtern, Ziffern 
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oder Zeichen, durch Punktiren, Unterftreihen, Durchitreihen, Wegichaben, Durch— 

itchen, Ab» und Ausſchneiden einzelner Wörter, Ziffern oder Zeichen ır. I. m. 

Es joll jedod) geitattet jein: 

1. auf der äußeren Seite des Bandes den Namen, die Firma und den Wohn: 
ort des Abſenders anzugeben; 

2. auf der Drudiache felbit den Ort, das Datum und die Namensunter— 
ichrift bezw. Firmazeichnung, fowie den Stand des Abjenders haudichriftlich 
oder auf mechaniichem Wege anzugeben oder abzuändern; 

3. einzelne Stellen des Inhalts, auf welde die Aufmerkſamkeit gelenkt 
werden joll, durch Striche kenntlich zu machen ; 

4. Drudfehler zu berichtigen ; 

5. bei Preisliften, Börienzetteln und Handelszirkularen die Preije, sowie 
den Namen des Reiſenden handichriftlic oder auf mechaniſchem Wege ein: 
zutragen, oder abzuändern; 

5. in die Sendungen mit Büchern, Muſikalien, Zeitichriften, Landkarten und 
Bildern eine Widmung handfchriftlich einzutragen, auch diefen Sendungen 
eine Rechnung beizufügen und Iegtere mit jolchen handichriftlichen Zuſätzen 
zu verſehen, welde den Inhalt der Sendung betreffen und nicht die Eigen- 
ihaft einer bejonderen, mit diefem in feiner Beziehung jtehenden Mit: 
theilung haben; 

. den SKorrefturbogen das Manujfript beizufügen und im denjelben Aender: 
ungen und Zuſätze zu machen, welche die torreftur, die Ausftattung und 
den Drud betreffen, ſolche Zufäge auch in Ermangelung des Raumes auf 
befonderen Zetteln anzubringen; 

8. bei Bücherzetteln (offenen gedrudten Beitellungen auf Bücher, Zeitichriften, 
Bilder und Mufifalien) die Werke, welche verlangt werden, auf der Rück— 
jeite handichriftlich zu bezeichnen und den Vordruck ganz oder theilweiie 
zu durchftreichen oder zu unteritreichen ; 

9. Modebilder, Landkarten u. ſ. w. auszumalen. 

VII, Drudiahen müſſen franfirt fein. Das Porto beträgt auf alle Ent: 

jernungen:: 


1 


bis 50 Gramm enihließlid . . . 3 BE. 
über 50 „ 250 _ 2 3008 22 
„ 250 „ 500 ö B 30 


„ 500 Gramm bis 1 Kilograum einſchließlich 80 „ 


IX. Für unzureichend franfirte Druciachen wird dem Empfänger der doppelte 
Betrag des fehlenden Portotheils in Anſatz gebradt, wobei Bruchtheile einer 
Mark nöthigenfalls auf eine dur 5 theilbare Pfennigſumme aufwärts abgerundet 
werden. Druckſachen, welche den fonitigen vorftehenden Beſtimmungen nicht ent: 
Iprechen, oder unfrankirt find, gelangen nicht zur Abjendung. 

b) Bei der Einlieferung als außergewöhnliche Zeitungsbeilagen. 

X. Als außergewöhnliche Zeitungsbeilagen find jolhe dem Abjat 1 ent: 
iprehende Drudjachen anzufehen : 

1. welde nit nach Form, Papier, Drud oder ſonſt Beitandtheile derjenigen 

Zeitung oder Zeitichrift bilden, mit der die Verfendung erfolgen joll; 

2. welde zwar als regelmäßige Nebenblätter zu Zeitungen erfcheinen, die 
aber, da fie auch unabhängig von der Hauptzeitung für fi allein be 
zogen werden fünnen, von der Verſendung al® ordentliche Zeitungsbeilagen 
ausgeſchloſſen Find. 
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XI. Jeder Berjendung außergewöhnlicher Zeitungsbeilagen muß von dem 
Verleger eine Anmeldung derjelben bei der Poitanitalt des Aufgabeorts und die 
Gntrihtung des Portos für jo viele Sremplare, al3 der betreffenden Zeitung ꝛc. 
beigelegt werden jollen, vorhergehen. Das Einlegen in die einzelnen Zeitungs: ıc. 
Gremplare iſt Sache des Verlegers. 

XI. Außergewöhnliche Zeitungsbeilagen dürfen einzeln nicht über zwei Bogen 
ſtark, auch nicht geheftet, gefalzt oder gebunden fein, ſondern müſſen, wenn fie 
aus mehreren Blättern beftehen, in der Bogenform zujammenhängen. Die Poſt— 
anftalten find zur Zurüdweifung ſolcher Beilagen befugt, welche nad) Größe und 
Stärke des Papiers oder nad) ihrer ſonſtigen Beichaffenheit zur Beförderung in 
den Zeitungspadeten nicht geeignet erjcheinen. 

N. Das Porto für Druckſachen, welde als außergewöhnliche Zeitungs: 
beilagen zur Einlieferung gelangen, beträgt für jedes einzelne Beilage-Erenplar 
/, Pf. Gin bei Berehnung des Gelammtbetrages ſich ergebender Bruchtheil 
einer Mark wird nöthigenfalls auf eine durch 5 theilbare Pfennigſumme aufwärts 
abgerundet. 

S 13a. 
Zur Beförderung gegen die Drudjadentare bedingt zugelafiene Scriftitüde. 

I. Gegen die für Drudjahen im 8 13 Abſatz VIII feſtgeſetzte ermäßigte 
Tare können ferner befördert werden: die mittels des Heftographs, Papyrographs, 
Ghromographs oder mittels eines ähnlichen Umdrudverfahrens, nicht aber mittels 
der Kopirprejie, auf mechanischen Wege hergeitellten Scriftitüde, welde nad 
ihrer Form und fonftigen Beschaffenheit zur Beförderung mit der Briefpoft ge: 
eignet find. 

N. Die Einlieferung der vorbezeichneten Gegenftände, auf welche im übrigen 
die Beitimmungen des S 13 Abi. IV, V und VI Anwendung finden, muß 
unter der Aufichrift beitimmmter Empfänger in einer Anzahl von mindeitens 20 
vollkommen gleichlautenden Eremplaren am Poſtſchalter erfolgen. 

II. Die Gegenſtände dürfen nach ihrer Fertigung mittels Heftographs u. ſ. w. 
feinnerlei Zuläße oder Menderungen am Inhalte erhalten haben, ſei es, daß Diele 
Zufäge handichriftlih nachgetragen, oder in Geftalt von gedrudten 2c. Zetteln 
beigefügt oder eingeflebt find. 

IV. Hektographien 2c., welche vorichriftswidrig durd die Brieffaften oder in 
nicht genügender Zahl zur Ginlieferung gelangen, find von der Vergünftigung 
der Porto-Ermäßigung ausgeſchloſſen. 

8 14. 
Waarenproben. 

I. Gegen die fir Waarenproben feſtgeſetzte ermäßigte Taxe werden nur 
ſolche Waarenproben zugelaſſen, die keinen eigenen Kaufwerth haben und nach 
ihrer Beſchaffenheit, Form und Verpackung zur Beförderung mit der Briefpoſt 
geeignet ſind. 

Il. Hinſichts der Verpackung gilt als Bedingung, daß der Inhalt der Sen— 
dungen als in Waarenproben beitehend Leicht erkannt werden fann. Die Verpadung 
fann unter Band, in offenen Briefumichlägen oder in Stäftchen oder Säckchen 
erfolgen. 

II. Die Aufichrift muß, außer den Namen des Empfängers und des Be: 
jtimmungsorts, den Vermerk „Proben“ („Muſter“) enthalten. In der Aufichrift 
dürfen außerdem mur noch angegeben fein: 
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der Name oder die Firma des Abjenders, 

die Fabrik» oder Handelözeichen, einſchließlich der näheren Bezeichnung 
der Waare, 

die Nummern und 

die Preiſe. 

IV. Dieje Angaben dürfen, ftatt in der Aufichrift, bei oder an jeder Probe 
für ſich angebracht jein. 

V, Den Waarenproben dürfen Briefe nicht beigeihhloflen oder angehängt 
werden. Mehrere Waarenproben dürfen unter einer Umhüllung veriandt werden, 
die einzelnen Proben dürfen aber nicht mit verichiedenen Auffchriften oder Um: 
ihlägen mit Aufichrift veriehen fein. Die Vereinigung von Druckſachen mit Waaren: 
proben zu einem Veriendungsgegenftande bis zum Gewicht von 250 Gramm iſt ge 
ftattet ; die Drudfachen müſſen in diefem Falle den Beſtimmungen des $ 13 entiprechen. 

VI. Die Sendungen müffen frantirt fein. Das Porto beträgt, gleichviel 
ob die Waarenproben für ſich allein verfandt werden oder ob Drudjachen damit 
vereinigt find, ohne Unterfchied der Entfernung und des Gewichts 10 Bf. 

VI. Für unzureichend franfirte Waarenproben wird dem Empfänger der 
doppelte Betrag des fehlenden Portotheild in Anja gebracht, wobei Bruchtheile 
einer Mark nöthigenfall® auf eine dur 5 theilbare Pfennigſumme aufwärts abge: 
rundet werben. 

VII, Waarenproben, welche den vorjtehenden Beftimmungen nicht entiprecen 
oder unfranfirt find, jomwie diejenigen Waarenproben, welche einen Werth haben, 
oder deren Beförderung mit Nachtheil oder Gefahr verbunden jein würde, 3. B. 
Flüſſigkeiten, Gegenſtände aus Glas, jcharfe Instrumente, ſtark abfärbende Stoffe 
oder dergl., gelangen nicht zur Abſendung. 

8 15. 
Einichreibjendungen. 

I. Briefe, Poſtkarten, Drudjahen, Waarenproben, Briefe mit Behändigungs: 
ihein, Poſtnachnahmeſendungen, ſowie PBadete ohne Werthangabe, können unter 
Einjchreibung befördert und müſſen zu diefem Zwecke von dem Abſender mit der 
Bezeihnung „Ginichreiben” veriehen werden. Bei Padeten ohne Werthangabe 
muß diefe Bezeichnung auf der Begleitadrejfe und auf dem Padete angegeben 
fein; die Wirkung der Ginichreibung in Bezug auf die Gewährleiſtung eritredt 
fich in dieſem Falle nur auf das Packet und nicht zugleich auch auf die Begleitadrefie. 

II. Weber eine eingefchriebene Sendung wird ein Ginlieferungsichein ertheilt. 

II. Für eingeichriebene Sendungen wird, außer dem Porto, eine Ginjchreib: 
gebühr von 20 Pig. ohne Rückſicht auf die Entfernung und das Gewicht erhoben. 

IV. Wünſcht der Abſender eines eingejchriebenen Briefes u. ſ. w. eine von 
von dem Empfänger auszuftellende Empfangsbeicheinigung (Rückſchein) zu erhalten, 
jo muß ein jolches Verlangen durch die Bemerkung: „Rückſchein“ in der Auf: 
ichrift ausgedrüdt fein; auch muB der Abſender fich namhaft machen oder angeben, 
an wen der Rückſchein abzuliefern ift. Für die Beihaffung des Rückſcheins iſt 
eine weitere Gebühr von 20 Pfg. vom Abſender im voraus zu entrichten. 

V. Eine Werthangabe ift bei Einichreibjendungen nicht zuläffig. 


Ss 16. 
Rojtanweilungen. 


1. Die Boftverwaltung übermittelt im Wege der Poſtanweiſung Geldbeträge 
bis zu vierhundert Mark einichließlid). 


ge 
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I. Bojtanweifungen müſſen franfirt werden. Die Gebühr beträgt ohne 

Unterfchied der Entfernung : 
bis 100 Mart . 2. 2 2 2 20 Pfg. 
über 100 bis 200 Matt . . : 2.2.7830 u 
4: BO OO ee ne 

II. Formulare zu Poſtanweiſungen können durch alle Poftanftalten bezogen 
werden. Den Abſendern iſt nicht geitattet, für eigene Rechnung hergeitellte For: 
mulare zu Poftanweifungen poſtmäßig zu verwenden; es fteht ihnen jedoch frei, 
die Ausfüllung des Adrekraumes und des Abſchnitts der von der Poſt bezogenen 
Formulare ganz oder theilweile durch Druck bewirken zu laſſen. 

IV. Ungeftempelte Formulare zu Poſtanweiſungen werden in Mengen von 
mindeftend 20 Stüd zum Preife von 10 Pf. für je 20 Stüd verabfolgt. Fir 
geitempelte Formulare zu Poſtanweiſungen wird nur der Betrag des Stempels 
erhoben. 

V. Die Angabe des Geldbetrages auf der Poftanweifung hat in der Reichs— 
währung zu erfolgen. Die Markſumme muß in Zahlen und in Buchitaben aus: 
gedrückt fein. 

VI. Der der Bojtanweilung angefügte Abichnitt kann vom Abjender zu 
Ihriftlihen Mittheilungen jeder Art benutt werden. 

VII. Ueber den eingezahlten Betrag wird ein Einlieferungsichein ertheilt. 

VII. Die Auszahlung des angewieſenen Betrages erfolgt, nachden der 
Empfänger die auf der Poſtanweiſung befindliche Quittung vollzogen hat, gegen 
Rückgabe der Poitanweifung. Der der Boftanweifung angefügte Abſchnitt kann 
von dem Gmpfänger zurücdbehalten werden. 

IX. Die Erhebung des Geldbetrages bei der Poftanftalt am Beſtimmungs— 
orte muß, ſofern der Betrag nicht durch den beitellenden Boten überbradht wird, 
jpäteftens innerhalb 7 Tagen, vom Tage der Aushändigung der Poftanweifung 
an den Smpfänger gerechnet, erfolgen. Andernfalls wird die Rückzahlung des 
Geldes an den Aufgeber eingeleitet, oder, jofern derjelbe nicht zu ermitteln ift, 
das für umbeitellbare Sendungen vorgeichriebene Verfahren zur Anwendung 
gebracht. 

X. Stehen der Pojtanftalt am Beltimmungsorte die erforderlichen Geldmittel 
aungenblidlic nicht zur Verfügung, jo fann die Auszahlung erit verlangt werden, 
nachdem die Beihaffung der Mittel erfolgt ift. 

XI. Wenn dem Empfänger eine Poſtanweiſung abhanden gekommen iſt, jo 
bat derielbe der Poſtanſtalt am Beitimmungsorte von dem Verluſte rechtzeitig 
Mittheilung zu machen. Von diejer Boitanjtalt wird alödann bei etwaiger Vor: 
legung der vom Gmpfänger als verloren angegebenen Anweifung die Zahlung 
bis auf weiteres ausgelegt. Es ift Sache des Empfängers, durch Bermittelung 
des Abſenders bei der Aufgabe-Boftanitalt die Ueberjendung eines vom Abjender 
auszufertigenden Doppels der fraglichen Poſtanweiſung behufs Erhebung des 
eingezahlten Betrages zu erwirfen. Bei der Einlieferung des Doppel3 muß der 
bei der Aufgabe der abhanden gekommenen Poſtanweiſung ertheilte Einlieferungs: 
ihein von dem Aufgeber vorgelegt werden. Die Ueberſendung des Doppels von 
dem Aufgabe: nad) dem Beltimmungsorte erfolgt koitenfrei. 


$ 17. 
Telegraphiiche Bojtanweilungen. 


1. Die Weberweifung der anf Poftanweifungen einzahlten Beträge fann auf 
Berlangen des Abjenders durch Vermittelung des Telegraphen erfolgen, voraus: 
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gefegt, daß zwiſchen der Poftanftalt am Aufgabeorte und der Poſtanſtalt am Be- 
ftimmungsorte oder doch auf einem Theile des Weges eine telegraphiiche Ber: 
bindung beiteht. 

II. Falls ein ſolches Verlangen ausgeſprochen wird, liegt die Ausfertigung 
des Telegramms, mittels deflen die Ueberweiſung erfolgt, der Poſtanſtalt des 
Aufgabeorts ob. Wünſcht der Abjender durch dieles Telegramm weitere, auf Die 
Verfügung über das Geld bezügliche Mittheilungen zu machen, jo muß er dieje 
der Poſtanſtalt am Aufgabeorte Ächriftlich übergeben, welche fie in das abzulafiende 
Telegramm mit aufnimmt. 

II. Bei telegraphiichen Boftanweifungen, welde an Orten ohne Telegraphen: 
anftalt zur Poſt gegeben werden, wird das Ueberweiſungs-Telegramm von der 
Annahme Boftanitalt mit der nächſten Poftgelegenheit der am jchnelliten zu er: 
reichenden Reich3: Telegraphenanftalt als Einſchreibſendung portopflichtig zugeführt. 

IV. Iſt eine telegraphiiche Poſtanweiſung nad) einem mit einer Telegraphene 
anftalt nicht verjehenen Poſtorte (bezw. nach dem Beſtellbezirk desjelben) gerichtet, 
jo erfolgt die Weiterbeförderung des betreffenden Ueberweiſungs-Telegramms von 
der legten Telegraphenanftalt bis zur Beſtimmungs-Poſtanſtalt ebenfalls mit der 
nächiten Poftgelegenheit als portopflichtige Ginichreibeiendung. 

V. Der Aufgeber hat zu entrichten: 

1. die Boltanweiiungsgebühr, 

2. die Gebühr für das Telegramm. 

Außerdem kommt zutreffendenfalls zur Erhebung: 

a) eine Gebühr von 25 Pf. für die Beforgung des Telegramm am 
Aufgabeorte von der Poſt- bis zur Telegraphenanitalt, wenn Die 
Telegraphenanftalt fich nicht im Poſtgebäude mit befindet; 
das Porto und die Cinichreibgebühr für die Beförderung des lleber: 
weilungss Telegramms zur nächſten Telegraphenanitalt, ſofern am 
Aufgabeorte eine dem öffentlichen Verkehr dienende Telegraphenanftalt 
nicht vorhanden ift; 
das Porto und die Ginjchreibgebühr für die Beförderung des lleber- 
weilungs:Telegramms von der lebten Telegraphenanftalt bis zur 
Beltimmungs-Roftanftalt, falls die telegraphiiche Poſtanweiſung nad 
einem mit einer Telegraphenanftalt nicht verfehenen Poſtorte ge: 
richtet iſt; 
infofern die Anweilung nicht mit dem Vermerk pojtlagernd veriehen 
it, das Eilbeftellgeld für die Beitellung am Beitimmungsort bezw. 
für die Beltellung von der letzten Poitanftalt nah dem Wohnorte 
des Empfängers ($ 21). 

Die Gebühren unter a und b jind ftets vom Abſender vorauszubezahlen ; 
Dagegen bleibt es in jein Belieben geitellt, ob er die Gebühren unter c und d 
ebenfalls vorausbezahlen oder deren Entrichtung dem Empfänger überlaflen will. 

VI. Die Poſtanſtalt des Beitimmungsortes hat gleih nad Empfang des 
Ueberweiſungs-Telegramms dasſelbe dem Empfänger, ohne Unterſchied, ob dieſer 
im Orts: oder Landbeitellbezirk wohnt, durch einen bejonderen Boten zuzuitellen. 
Die Auszahlung des angewiefenen Betrages erfolgt gegen Rückgabe des mit der 
Quittung des berechtigten Empfängers verfehenen Ueberweiſungs-Telegramms. 

j VI. Die Telegraphenanftalten an ſolchen Orten, an denen eine Poſtanſtalt 
beitebt, ind ermächtigt, in Vertretung der Poftanitalt Beträge auf Poſtanweiſ— 
ungen, welche auf telegraphiichenm Wege überwieſen werden follen, von den Ab: 
iendern anzunehmen oder am Beſtimmungsorte auszuzahlen. 


— 
— 
— 
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8 18. 
Roitnadinahmejendungen. 

I. Boftnachnahmen find im Betrage bis zu einhundertfünfzig Mark ein: 
ſchließlich zuläſſig. Eine Auszahlung des Nachnahmebetrages gleich bei der Ein: 
lieferung der zugehörigen Sendungen findet nicht ftatt. 

II. Handelt es fih um Beförderungsauslagen und ähnliche Koſten, welche 

auf Sendungen haften, jo find auch Nachnahmen zu einem höheren Betrage zuläflig. 

IM. Nachnahmejendungen müſſen in der Aufichrift mit dem Vermerk „Nach: 
nahme von ... . Mart .. Big.“ (Markſumme in Zahlen und Buchſtaben, 
Pfennigſumme nur in Zahlen) verjehen jein, und unmittelbar darunter die genane 
Bezeichnung der einliefernden Behörde oder Firma, bezw. den Namen, Stand und 
Vohnort — in größeren Städten auch die Wohnung — des Abjenders in deut: 
liher Form enthalten. Bei Badeten müſſen vorjtehende Wermerfe ſowohl auf 
xt Sendung selbit als aud auf der zugehörigen PBadetadreiie angebracht jein 
5 II. 

IV, Dem Muflieferer einer Nachnahmeſendung wird über den Betrag eine 
Leiheinigung ertheilt. Iſt über die Sendung ohnehin ein Ginlieferungsfchein zu 
verabfolgen (bei Einſchreib- und Werthiendungen), jo wird der Nachnahmebetrag 
in diefen Schein mit aufgenommen. 

V. Eine Nahnahmejendung darf nur gegen Berichtigung des Nachnahme: 
betrages ausgehändigt werden. Dieſelbe muß der Boitanftalt am Mufgabeorte 
ſpäteſtens 7 Tage nad) dem Eingange zurücdgefandt werden, wenn fie innerhalb 
diefer Friſt nicht eingelöft worden ift. Diefes gilt aucd von den Nachnahme: 
Sendungen mit dem Vermerk „poftlagernd”. 

VI, Eingelöfte Nachnahmebeträge werden den Abjendern von der Beitimmungs: 
Foltanftalt mittels Poftanweifung ohne Abzug übermittelt. Auf dem zugehörigen 
Abſchnitt, welchen der Empfänger lostrennen und zurückbehalten kann, wird poſt— 
kitig Name und Wohnort des Empfängers der Nachnahmeſendung, ſowie Ort 
md Tag der Einlieferung der letteren vermerkt. 

VI. Nicht eingelöſte Nachnahmeſendungen werden den Abjendern gegen Nüd- 
gabe der im Abſatz IV erwähnten Beicheinigungen wieder ausgehändigt. 

VII. Für Nachnahmeiendungen iſt Porto und eine Nachnahmegebühr zu 
entrichten. 

1. Das Porto beträgt: 

a) für Nachnahmebriefe, Drudfahen und Waarenproben bis zum Gewicht 
von 250 Gramm, ſowie für Poſtkarten auf Entfernungen bis zehn 
geographiiche Meilen einihliehih - : >» —20 Big., 
auf alle weiteren Entfernungen . . . 40 

Für unfranfirte Nachnahmebriefe 2c. wird ein Portozuſchlag von 
10 Big. erhoben. Diefer Zuichlag fommt bei „portopflidtigen 
Dienſtſachen“ nit in Anſatz; 
; b) für Nachnahme: Padete ebenjoviel wie für Padete ohne Nachnahme. 
Falls eine Werthangabe oder Ginichreibung stattgefunden hat, 
| tritt dem Porto die Verficherungsgebühr, bezw. Ginichreibgebühr 
hinzu. 

2. Die Poſtnachnahmegebühr beträgt für jede Mark und jeden Theil einer 
Mart 2 Pfg., mindeſtens aber 10 Pig. in bei Berechnung der Nach— 
nahmegebühr sich ergebender Bruchtheil einer Mark ift nöthigenfalls auf 
eine durch 5 theilbare Pfennigſumme aufwärts abzurunden. 
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IX. Die Poftnahnahmegebühr ift auch dann zu entrichten, wenn die Nach— 
nahmeſendung nicht eingelöft werden follte. Die Zahlung der Nachnahmegebühr 
hat zugleich mit der des Porto zu erfolgen. 


$ 19. 
Pojtaufträge zur Einziehung von Seldbeträgen. 

1. Im Wege des Boftauftrages können Gelder bis zum Betrage von ſechs— 
hundert Mark einjchließlic) eingezogen werden. 

I. Dem Boltauftrage ift das einzulöjende Papier (die quittirte Nechnung, 
der quittirte Wechiel, der Zinsſchein 2c.) zur Mushändigung an denjenigen, welcher 
Zahlung Fleiften Toll, beizufügen. 

II. Das Formular zum Auftrage ift vom Auftraggeber durch Angabe feines 
Namens und Wohnort, des Namens und Wohnorts des Zahlungspflichtigen, 
jowie des einzuziehenden Betrages auszufüllen. Die Markfumme muß in Zahlen 
und in Buchftaben ausgedrücdt fein. 

IV. Zu jchriftlihen Mittheilungen an den Zahlungspflichtigen ift der Poſt— 
anftrag, welcher im Falle der Ginziehung des Betrages in den Händen der Poſt 
verbleibt, nicht zu benugen. Briefe dürfen dem PBortauftrage ald Anlagen nicht 
beigefügt werden. 

V. Einem Bojtauftrage können mehrere Quittungen, Wechſel, Zinsicheine 2c. 
zur gleichzeitigen Einziehung von demfelben Zahlungspflichtigen beigefügt werden ; 
die Geſammtſumme des einzuziehenden Betrages darf jedoch ben Betrag von 
600 Mark nicht überfteigen. 

VI. Die Vereinigung mehrerer Boftanfträge zu einer ER iſt nicht 
itatthaft. 

VII. Der Muftraggeber hat den Boitauftrag nebjt deilen Anlage unter ver: 
ichloffenem Umichlage an die Poſtanſtalt, welche die Einziehung bewirken joll, 
unter Ginjchreibung ($ 15) abzufenden. Der Brief ift mit der Aufſchrift „Poſt— 
auftrag nad)... .. (Name der Poſtanſtalt)“ zu verjehen. Soll die Vorzeigung 
an einem beftimmten Tage geichehen, dann darf die Cinlieferung des Poſtauftrags 
nicht früher als jieben Tage vorher erfolgen. 

VII. Ueber den Boitauftragsbrief wird ein Ginlieferungsichein ertheilt. 

IX. Die Boftverwaltung haftet für die Beförderung des Poſtauftragsbriefes 
wie für einen eingeichriebenen Brief, für den eingezogenen Betrag aber im dent: 
jelben IUmfange wie für die auf Poftanweilungen eingezahlten Beträge. Eine 
weitergehende Gewähr, insbeſondere für rechtzeitige Vorzeigung oder für recht— 
zeitige Rück- oder MWeiteriendung des Poſtauftrags nebit Anlage wird nicht ge: 
feiftet; auch übernehmen die Poſtanſtalten feinerlet Verpflichtung zur Erfüllung 
der beionderen VBorjchriften des Wechſelrechts. 

N. Die Einziehung des Betrages erfolgt gegen Vorzeigung des Poſtauf— 
trags und Aushändigung der auittirten Rechnung (des auittirten Wechjeld 2c.). 
Die Zahlung ift entweder jofort an den Poſtboten oder, wenn der Auftraggeber 
nicht die jofortige Nüdfendung verlangt hat, binnen ſieben Tagen nad) der Bor: 
zeigung des PBoftauftrags bei der einziehenden Boftanftalt zu leilten. Erfolgt 
‚die Zahlung innerhalb diefer Friſt nicht, jo wird der Poftauftrag vor der Rück— 
jendung nochmals zur Zahlung vorzeigt. Als Zahlungsverweigerung gilt nur 
eine desfallfige Erklärung des Zahlungspflichtigen ſelbſt oder deilen Bevollmäch- 
tigten. Hatte der Zahlungspflichtige oder deſſen Bevollmächtiger bereits bei Der 
eriten Vorzeigung die Einlöſung endgiltig verweigert, jo unterbleibt die nochmalige 
Vorzeigung nah Ablauf der fiebentägigen Friſt. Verlangt der Auftraggeber Die 
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fofortige Rüdjendung nad einmaliger vergeblicher VBorzeigung, fo ift ſolches durch 
den Bermerf „Sofort zurüd” auf der Rückſeite des Poftauftrags: Formulars zu 
bezeichnen. Theilzahlungen werden nicht angenommen. 

XI. Boftauftragdbriefe müſſen franfirt werden. Die Gebühr für einen Poſt— 
auftragöbrief beträgt 30 Pf. Der eingezogene Betrag, nad Abrehnung der Poſt— 
anweilungsgebühr, wird dem Auftraggeber von der einziehenden Poſtanſtalt mittels 
Poſtanweiſung übermittelt. Wird der Betrag nicht eingezogen, fo fommt, außer 
der bei der Aufgabe entrichteten Gebühr, eine weitere Gebühr nicht zur Erhebung. 

X. Dem Belieben des Auftraggeberö bleibt es überlaſſen, dem Poftauftrage 
gleidy das ausgefüllte Poſtanweiſungs-Formular — bei Beträgen über 400 Mart 
zwei Formulare — zur Webermittelung des eingezogenen Betrages beizufügen. 
Dabei darf in den beizufügenden Poftanweilungs- Formularen nur derjenige Be— 
trag ber Forderung angegeben werden, welcher nad Abzug der Poſtanweiſungs— 
gebühr übrig bleibt. 

XIII. Wird der Zahlungspflichtige nicht ermittelt oder Teiftet er, auch bei der zweiten 
Borzeigung des Poftauftrags, nicht Zahlung, fo wird der Pojtauftrag nebit defien 
Anlage dem Wuftraggeber mittelö eingeichriebenen Briefes koftenfrei zurüdgefandt. 

XIV. Der Auftraggeber kann verlangen, daß der Poftauftrag und deſſen 
Anlage nad einmaliger vergeblicher Vorzeigung nad einem innerhalb des 
Deutihen Reichs belegenen Orte weitergefandt werde. Diejes Verlangen ift 
unter genauer Bezeihnung ded anderen Empfängers durd den Vermerk „Sofort 
an N. in N.“ auf der NRüdjeite des Poſtauftrags-Formulars auszudrüden. Eine 
ſolche Weiterfendung findet foftenfrei ftatt. Diefelbe geichieht unverzüglich, und 
zivar mitteld Cinjchreibbriefes an den neuen Empfänger. 

XV, Wünfcht der Auftraggeber, daß die Weiterfendung an eine zur Auf: 
nahme des Wechſelproteſtes befugte Perſon geichieht, jo genügt der Vermerf „So— 
fort zum Proteft* auf der Nüdieite des Poſtauftragsformulars, ohne daß es der 
namentlihen Bezeihnung einer ſolchen Perſon bedarf. Alle PBoftaufträge, auf 
welhen für den Fall der Nichteinlöfung die Weitergabe zur Proteftaufnahme ver: 
langt ift, werden jofort nad) der eriten vergeblichen Vorzeigung oder nach dem 
eriten vergeblich gebliebenen Verſuche der Vorzeigung weitergeſandt. Mit der 
Weitergabe des Poſtauftrags und deijen Anlagen an den betreffenden Notar, Ge: 
rihtspollzieher 2c. ift die Obliegenheit der Poitverwaltung erfüllt. Die Proteft- 
koſten hat der Auftraggeber unmittelbar an den Erheber des Proteſtes zu entrichten. 

XVI. Den Auftraggebern iſt geitattet, auf der Morderjeite deö Auftrags: 
formulard dad Datum desjenigen Tages anzugeben, an welchem die Cinziehung 
deö Betrages erfolgen jol. Für die Beitimmungs- Boitanitalt ift dann Diejer 
Zeitpunft bezüglich der Vorzeigung des Poſtauftrags maßgebend. 

XVI. An Sonntagen und an geſetzlichen Feiertagen findet die Vorzeigung 
von Poftaufträgen nicht ftatt. 

XVII Formulare zu Poftaufträgen können durch die Poſtanſtalten zum Preiſe 
von 5 Pf. für je 10 Stüd bezogen werden. Den Abjendern ift nicht gejtattet, 
für eigene Rechnung hergeftellte Formulare zu Poitaufträgen poftmäßig zu ver: 
wenden; es fteht ihnen jedoch frei, die Ausfüllung der von der Poſt bezogenen 
Formulare zu Poftaufträgen ganz oder theilweife durch Drud bewirten zu laſſen. 


$ 20. 
Pojtaufträge zur Einholung von Wechſelakzepten. 
I. Im Wege des Poftauftrags können auch Wechſel an den Bezogenen behufs 
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Il. Zu den Boftaufträgen für Atzepteinholung fommt ein bejonberes Formular 
in Gebrauch. Derartige Formulare werden zum Preiſe von 5 Pfennig für je 10 Stüd 
bei Sämmtlichen Poitanftalten zum Berfauf bereit gehalten. Den Abjendern ift nicht 
geitattet, für eigene Rechnung hergeitellte Formulare zu Poftaufträgen poſtmäßig zu 
verwenden; eö fteht ihnen jeboch frei, die Ausfüllung der von der Poſt bezogenen 
Formulare zu Poftaufträgen ganz oder theilweife durch Drud bewirfen zu Laffen. 
Der Auftraggeber hat auf der Vorderſeite des Formulars anzugeben: 

den Namen und Wohnort des Bezogenen, 

den Betrag des Wechſels, wobei die Markſumme in Zahlen und in 
Buchſtaben ausgedrüdt fein muß, 

den eigenen (des Auftraggebers) Namen und Wohnort. 

Die Ausfüllung des Vordrucks bezüglich des Tages der Fälligkeit bes 
Wechſels und die Angabe der etwaigen Wechſelnummer bleibt dem Auftraggeber 
anheimgejtellt. Der unbedrudte Theil der Nüdjeite des Formulars dient zur 
Aufnahme etwaiger Beitimmungen deö Auftraggebers darüber, ob der Boftauftrag 
nach einmaliger vergeblicher Vorzeigung en ihn zurüd, oder an eine andere Perſon 
(ſ. Abſatz IX) weitergeiandt, oder einer zur Protejterhebung befugten Stelle über: 
geben werden ſoll. Für jolche Fälle bedarf es der Vermerfe: „Sofort zurüd“, 
„Sofort an N. in N.*, „Sofort zum Broteft*. Zu fchriftlihen Mittheilungen 
an den Wechjelbezogenen iſt das Pojtauftrags: Formular, welches im Falle der 
Annahme des MWechjeld in den Händen der Poſt verbleibt, nicht zu benugen. 

II. Dem Boftauftrage find die zum Zwed der Annahme vorzuzeigenden 
Wechſel beizufügen. Das Beilegen von Briefen, fowie die Vereinigung mehrerer 
Poſtaufträge zu einer Sendung find unftatthaft. Demjelben Boftauftrage 
können mehrere Wechfel nur dann beigefügt werden, wenn. fie auf den nämlichen 
Bezogenen lauten und gleichzeitig zur Annahme-Erflärung vorzuzeigen find. 

IV, Der Auftraggeber hat den Poftauftrag mit dem Wechſel in verichloflenem 
Umſchlage unter Einichreibung an diejenige Poſtanſtalt abzujenden, welche bie 
Atzepteinholung bewirken jol. Der Brief ift mit der Aufichrift „Poſtauftrag 
nt (Name der Poſtanſtalt)“ zu verjehen. Weber den Poftauftrag 
wird ein Einlieferungsichein ertheilt. 

V, Die Vorzeigung des Poſtauftrags und des beigefügten Wechſels erfolgt 
an den Wechſelbezogenen jelbft oder an deſſen Bevollmädtigten. Als 
bevollmädtigt wird hierbei, fofern der Bezogene nicht bei der Beſtimmungs-Poſt— 
anftalt eine im befonderen auf die Annahme von Wechſeln lautende Vollmacht 
niedergelegt hat, poftieitig jede Solche Perfon angejeben, welche zur Empfangnahme 
von Ablieferungsicheinen über Sendungen mit einer Werthangabe im Betrage von 
mehr ala 300 Mark für den Bezogenen berechtigt iſt. An Sonntagen und an geſetz— 
lichen Feiertagen findet die Vorzeigung von PBoftaufträgen nicht ftatt. Diejenigen 
Wechſel, welche bei der eriten Vorzeigung von dem Bezogenen oder feinem Be 
vollmäcdhtigten mit einem jchriftlichen MAfzept oder einer fchriftlichen Annahmever— 
weigerung nicht verjehen worden find, werden nad) fieben Tagen nochmal vor: 
gezeigt, Falls nicht der Auftraggeber durch einen Vermerk auf der Rückſeite des 
Boftauftrags: Formulars ein anderes Verfahren vorgeichrieben hat. 

VI. Die Annahme des Wechſels muß durch den Bezogenen oder deſſen Be 
vollmächtigten auf dem Wechſel jchriftlich geichehen. Die Annahme gilt als ver: 
weigert, wenn dieſelbe nur auf einen Theil der Wechſelſumme erfolgt, oder wenn 
ber Annahme-Erflärung andere Einſchränkungen beigefügt werden. 

VI. Der angenommene Wechſel wird von ber Beitimmungsd-Poftanftalt unge 
fäumt an den Auftraggeber in einem Umfchlage unter Einfchreibung zurüdgelandt. 


u EV 
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VI. Hat der Auftraggeber auf der Rückſeite des Poſtauftrags-Formulars 
niht andere Beltimmung getroffen, jo find ber Poftauftrag und die Anlagen an 
ihn zurüdzufenden, jobald feititeht, daß der VBezogene nicht zu ermitteln ift, oder 
jobald der Bezogene bezw. fein Bevollmäcdtigter eine die Verweigerung der Ans 
nahme ausdrüdende oder ihr gleich zu achtende Erklärung auf den Wechjel nieder: 
geihrieben, oder jobald die zweite Vorzeigung ftattgefunden hat. 

IX. Der Auftraggeber fann verlangen, daß der Poftauftrag nebſt dem 
Wechſel nad) einmaliger vergeblicher Vorzeigung nad einem innerhalb des 
Deutihen Reichs belegenen Orte, nicht aber nad) dem Aufgabeort des Poſt— 
auftragd, mweitergejandt werde. Dieſes Verlangen ift unter genauer Bezeichnung 
eines anderen Empfängers durch den Vermert „Sofort an N. in N.* auf ber 
Rückſeite des Poftauftragds- Formulars auszudrüden. Cine ſolche Weiterfendung 
findet foftenfrei ftatt. Diejelbe geichieht unverzüglich, und zwar mittel Ein: 
ihreibbriefed® an den neuen Empfänger. 

X. Wünſcht der Auftraggeber, daß der Poftauftrag nebit Wechſel nach ein: 
maliger vergeblicher Vorzeigung an eine zur Aufnahme von Wechielproteften be: 
fugte Perſon zum Zwed der Protefterhebung abgegeben werde, fo genügt der 
Bermert „Sofort zum Proteft“, ohne daß es der namentlichen Bezeichnung einer 
ſolchen Perſon bedarf. Alle Boftaufträge, auf welchen für den Fall der nicht zu 
erlangenden Annahme die Weiterfendung des Wechſels zur Proteftaufnahme vor: 
gezeichnet ift, werden fofort nach der erften vergeblichen WVorzeigung oder nad) 
dem eriten vergeblich gebliebenen Verfuche der Vorzeigung weitergejandt. Mit der 
BWeiterfendung des Poftauftrags nebit Wechſel an den betreffenden Notar, Ges 
rihtövollzieher 2c. ift die Obliegenheit der Poitverwaltung erfüllt. Die Proteit- 
toiten hat der Auftraggeber unmittelbar an den Erheber des Profteftes zu entrichten. 

xl. Die Gebühren für einen Poftauftrag zur Bejorgung des Wechſelakzepts 
beftehen aus folgenden Sägen: 

a) dem Porto für den Poftauftragäbrief mit . . 30 Br. 
b) ber Gebühr für die Vorzeigung, ohne Rückſicht auf die Höhe 
des Mechielbetrages, von . . I; 
c) dem Porto für den Sinfehreirie mit bem surücgehenben 
Wechſel mit . . . . 30 
— Fa 70 Br 

Das Porto unter a ift vom Auftraggeber vorauszubezahlen. Die Beträge 
unter b und c werden dem Auftraggeber angerechnet, ſobald die Rüdjendung des 
blogen Wechſels, oder des Poftauftrags nebit Wechiel ftattfindet. Werden Poſt— 
aufträge zum Proteitaufnahme abgegeben, jo bleiben die Gebühren unter b und c 
außer Anſatz. 

XI. Die Boftverwaltung haftet für die Beförderung eines Poſtauftrags— 
briefes, wie für einen eingejchriebenen Brief. Cine weitergehende Gewähr, ins: 
befondere für rechtzeitige Vorzeigung oder für rechtzeitige Rück- oder Weiter: 
ſendung des Poftauftrags nebit Anlage, wird nicht geleistet; auch übernehmen 
die Poftanitalten keinerlei Verpflichtung zur Erfüllung der befonderen Vorſchriften 
des Wechſelrechts. 

S 20a. 
Poftaufträge zu Bücherpoftjendungen. 

I. Den Bücherpoftjendungen, d. i. den Sendungen mit Büchern, Muſika— 
lien, Zeitfhriften, Landfarten und Bildern, foweit diefelben den Be— 
ftimmungen für Drudiahen ($ 13) entiprechen und ein Gewicht von mehr als 
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250 Gramm haben, darf gegen Zahlung der für Drudjachen feitgejegten ermäßigten 
Tare und einer befonderen, vom Abſender zu entrichtenden Gebühr von 10 Pi. 
ein Boftauftrag zur Ginziehung der die Sendung betreffenden Rechnung bei: 
gefügt werden. 

1. Die Auffhrift der Sendungen hat lediglich zu lauten: „PBoftauftrag 
zur Büherpoftjendung Nr... . (Geihäftsnummer) nah ..... (Name 
der Voftanftalt, in deren Bezirk der Empfänger wohnt)“. 

In einem mit gleichlautender Aufichrift verjehenen Briefumſchlage müflen 
der Sendung ein gehörig auögefülltes Formular für Poftaufträge zur Einziehung 
von Geldbeträgen (8 19), fowie ein ausgefülltes Boftanweifungsformular ($ 16) 
jo feſt beigebunden fein, daß unterwegs ſich fein Theil von der Sendung trennen 
fann. Auf dem Auftragsformular müfjen neben der Ueberſchrift „Roftauftrag“ 
die Worte „zur Bücherpoſtſendung“ zugejegt und dahinter die Geſchäftsnummer 
wiederholt fein. Das Verlangen der Weitergabe oder Weiterfendung ift bei dieſen 
Voftaufträgen nicht zuläflig. 

Auf der Nückjeite eines jeden Poſtauftrags zu einer Bücherpoftiendung muß 
entweder der Vermert: „Ohne Friſt“ oder folgende Quittungsformel 
niebergeichrieben fein: „Die Anlagen diejed Poftauftragd habe ich ohne Zahlum 
des umftehend angegebenen Geldbetrages empfangen . . .* 

III. Ueber Bücherpoftiendungen mit PBoftauftrag wird ein Einlieferung 
fhein nit ertheilt, fofern der Abjender nicht die Einjchreibung unter Zah 
ung der Einfchreibgebühr ($ 15) ausdrüdlicd verlangt hat. 

IV. Die Vorzeigung und Aushändigung der Poſtaufträge zu 
Bücherpoftfendungen und ihrer Anlagen erfolgt nad den Grundfägen für Polt 
aufträge zur Einziehung von Geldbeträgen ($ 19). 

Wird die Annahme jofort beftimmt verweigert, jo wird die Sendung an den 
Abſender kojtenfrei zurücdgejandt, und zwar unter Einſchreibung, wenn fie bei der 
Einlieferung eingejchrieben worden war. Ein Gleiches tritt ein, wenn bei folden 
Sendungen, deren Boftauftrag den Vermerk „Ohne Frift“ trägt, bei der eriten 
Borzeigung die Zahlung nicht geleiftet wird. In den übrigen Fällen ift es dem 
Empfänger überlaffen, die Anlagen des Poſtauftrags entweder unter jofor 
tiger Zahlung des vollen Geldbetrages, welcher auf letzterem angegeben iſt, 
oder unter dem Verlangen der jpäteren Berichtigung diejed Betrages 
anzunehmen. 

Wird der Betrag nicht ſofort berichtigt, fo werden dem Empfänger die Drud— 
jachen gegen Vollziehung der Quittung auf der Rückſeite des Poſtauftrags aus 
gehändigt. Der Poftauftrag wird ihm fodann nad Ablauf von 7 Tagen nod: 
mals behufs Berichtigung der Auftragsfumme vorgezeigt. Erfolgt aud) bei bieler 
wiederholten Vorzeigung die Zahlung nicht, fo wird der mit entjprechender Be 
iheinigung des beitellenden Boten zu verjehende Poftauftrag ſammt beigefügten 
Poitanweilungsformular ohne Anſchreiben ald Poſtſache an den Abjender zurüd: 
gelandt, Cine Zurüdnahme der Drudiaden ſeitens der Poſt iſt in 
dbiejem Falle unftatthaft. Die weitere Abwidelung der Angelegenheit bleibt 
vielmehr lediglich dem Abjender und Empfänger überlaflen. 

V. Die für Vücherpoftiendungen mit Poftauftrag bezahlten Beträge 
werden den Abjendern mittelö der beigefügten Poſtanweiſung übermittelt, und 
zwar unter Berechnung des tarifmäßigen Franko's für leßtere. 

VI. Für die auf Bücherpoſtſendungen eingezogenen Geldbeträge haftet die 
Poftverwaltung wie für die auf Poftanweilungen eingezahlten Beträge Cine 
weitergehende Gewähr, inäbejondere gegen Verluft und Beihädigung der 
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Bücerpoftiendungen felbit, ſowie für rechtzeitige Vorzeigung, Beſtellung, Rück— 
fendung 2c. wird nicht geleiftet. ft eine derartige Sendung unter Ein- 
Ihreibung eingeliefert worden, jo wird für biejelbe in gleichem Umfange wie für 
Einihreibfendungen Gewähr geleiftet. 


8 21. 
Durch Eilboten zu bejtellende Sendungen. 

I. Sendungen, welche fogleih nad der Aufunft dem Empfänger bejonders 
zugeftellt werben follen, müffen in der Aufjchrift einen Vermerk tragen, welcher 
unzweidentig dad Berlangen ausdrüdt, daß die Beftellung an den Empfänger 
ſogleich nach der Ankunft dur befonderen Boten erfolgen ſoll (Eilbeftellung). 
Diefem Zweck entiprechen folgende, vom Abjender durch Unterftreihung bejonders 
hervorzuhebende Vermerke: „durch Eilboten“, „durch befonderen Boten”, „beſonders 
zu bejtellen“, „fofort zu beftellen“. Bezeichnungen wie „cito, citissime, dringend, 
alig“ 2c. bleiben unberüdfichtigt. 

I. Im Falle der Vorausbezahlung des Botenlohns hat der Abjender unter 
dem Bermert „durch Eilboten“ ꝛc. hinzuzufügen: „Bote bezahlt”. Bei Padeten 
iſt lesterer Vermerk auf der Sendung jelbit zu wiederholen. 

IH. Bei Sendungen an Empfänger, die im Orts- oder im Lanbbeftellbezirt 
des Aufgabe-Poſtorts wohnen, ift die Eilbeftellung ausgeſchloſſen; deßgleichen 
bei Sendungen mit Zuftellungsurfunden. 

IV. Gewöhnlihe und eingefchriebene Briefiendungen (Briefe, Poſtkarten, 
Drudfahen, Waarenproben, Nachnahmebriefe) werden den Eilboten ſtets mitgegeben. 
Dasselbe gilt von Poftanweifungen nebft den zugehörigen Gelbbeträgen, forte 
von Padeten ohne Werthangabe bis zum Gewicht von 5 Kilogramm und von 
Sendungen mit Werthangabe bis zum Betrage don 400 Mark und bis zum 
Gewicht von 5 Kilogramm, foweit nicht zollamtliche Vorfchriften entgegenftehen. 
dei ihmwereren Padeten, fowie bei Sendungen mit höherer Werthangabe eritredt 
ih die VBerpflihtung der Poftverwaltung zur befonderen Beftellung in bie 
Bohnung der Empfänger nur auf die Padetadreffe bezw. den Ablieferungsicein. 
Die oberſte Poſtbehörde ift indeß berechtigt, die bezeichneten Gewicht: und Werth: 
grenzen allgemein oder für beftimmte Orte bauernd oder vorübergehend zu erweitern 
und die im Abſatz V feitgeießten Gebühren entſprechend zu erhöhen; ebenfo fann 
die Voftbehörde, foweit es fih um Werthiendungen und um Poſtanweiſungen 
handelt, die Eilbeftellung für die Dauer der Nachtſtunden beichränten. 

V. Für die Eilbeftellung von Poſtſendungen find zu entrichten: 


A. Im Falle der Borausbezahlung durch den Abfender: 


a) bei Sendungen an Empfänger im Örts&beftellbezirf der Poſt— 
anftalten, und zwar: 

1. bei gewöhnlichen und bei eingeichriebenen Briefen, Poftkarten, Drud: 
fahen und Waarenproben, jowie bei Nachnahmebriefen, Poſtanwei— 
jungen nebit den zugehörigen Beträgen, Briefen mit Werthangabe 
bis 400 Mark einschließlich, Ablieferungsfcheinen über Geldbriefe mit 
höherer Werthangabe und Padetadreifen ohne die zugehörigen Padete: 
für jede Sendung 25 Pf.; 

2. bei Badeten ohne Werthangabe und mit Werthangabe bis zum Einzel: 
betrag von 400 Mark einſchließlich, in allen Fällen, in welchen bie 
Sendungen felbft durch Eilboten beftellt werden, 40 Pf. für jedes 
Packet; 
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b) bei Sendungen an Empfänger im Landbeſtellbezirk der Be 
ftimmungd:PBoftanftalt, und zwar: 
1. bei allen unter a 1 genannten Gegenftänden für jede Sendung 
80 Pf.; 
2. bei PBadeten ohne und mit Werthangabe: 
in allen Fällen, in welden die Sendungen ſelbſt durch Eilboten 
beftellt werden follen, für jebed Padet 1 Mark 20 Bf. 


B. 3m $Salle der Entrihtung des Botenlohns durch den Empfänger: 


bei allen Sendungen die wirklich erwachſenden Botenkoften, mit der Maßgabe, 
daß bei Beitellung im Ortöbeftellbezirte in Anjag kommen, und zwar: 
1. bei den unter A a 1 genannten Gegenständen: 
für jeden Beſtellgang mindeftens 25 Pf.; 
2. bei den unter A a 2 genannten PBadeten: 
für jedes beftellte Stüd mindeſtens 40 Bf. 


VI. In Fällen der gleichzeitigen Abtragung mehrerer Sendungen durd den 
jelben Boten an denfelben Empfänger finden die vorftehenden Beitimmungen unter 
V B gleihmäßige Anwendung mit der Einſchränkung, daß für Gegenftände be 
unter V A a 1 bezeichneten Art, welche gleichzeitig mit einer der bi VAa?2 
erwähnten Sendungen beitellt werden, Botenlohn überhaupt nicht in Anjag kommt. 
Werden im übrigen durch denfelben Boten an denjelben Empfänger gleichzeitig 
jolde Eilpoftjendungen abgetragen, für welche das Eilbeftellgeld im voraus 
bezahlt ift, und folche, bei welchen die? nicht der Fall ift: fo ift vom Empfänger 
das erwachſende Botenlohn abzüglih der im voraus bezahlten Beträge zu ent 
richten. Die für etwa gleichzeitig zur Abtragung gelangende Telegramme im 
boraus bezahlte Beftellgebühr bleibt hierbei außer Betracht. 

VII. Eine Beihränkung der Vorauöbezahlung auf den Betrag für die Padet- 
abreffe (25 oder 80 Big.) ift bei Padeten bis 5 Kilogramm einfchließlich nur 
dann zuläffig, wenn die Padete an ihrem Beitimmungsort einer zoll- oder fteuer: 
amtlichen Behandlung zu unterwerfen find; bei fchwereren Padeten auch in bem 
Fall, wenn vorauszufegen ift, daß die Eilbeftellung ſich auf die Sendung felbit 
nicht erftreden werde. Findet in Ausnahmefällen dann gleichwohl die Beitellung 
der Sendung ſelbſt ftatt, jo find vom Empfänger die wirklich erwachienen Boten: 
foften abzüglich der vom Abfender für die Abtragung der Adreſſe vorausbezahlten 
Gebühr zu entrichten, bei Beitellung im Ort3beftellbezirt jedoch mindeftens 15 Pf. 
und bei Beitellung im Lanbbeitellbezirt mindeitend 40 Bf. 

VII. Reichen bei Brieffendungen, welche im Brieffaften vorgefunden werben, 
die vom Abfender verwendeten Poftiwerthzeichen zur Dedung des Portos und ber 
Eilbeftellgebühr (V A a 1 und b 1) nicht aus, fo werden die Briefe 2c. wie ſolcht 
Gegenftände behandelt, bezüglich deren eine Vorausbezahlung von Eilbeftellgel 
überhaupt nicht erfolgt ift. 

IX. Verweigert der Empfänger die Zahlung des zu feinen Laften fallenden 
Botenlohns, jo ift die Sendung ala unbejtellbar zu behandeln. 

X. Die Beförderung von Poftfendungen mittels bejonderer Eilboten vom 
Ginlieferungsort nad) einem anderen Poftort ift nicht geitattet. Dagegen fann 
auf Verlangen der Abfender die befondere Beförderung von Poftjendungen, welche 
einer Poſtanſtalt von weiterher zugehen und nad) einem anderen Poftorte gerichtel 
find, durch Eilboten ftattfinden, wenn bie Entfernung zwifchen den beiden Poll 
anftalten nicht über fünfzehn Kilometer beträgt. Die Aufichriften derartiger Sen 
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dungen müflen, unter Angabe des eigentlichen Beitimmungsorts, den Bermerf 
enthalten: „von (Bezeichnung des Ortönamens der PBoitanftalt, von mwelder aus 
die Beförderung durch Eilboten erfolgen joll) durch Eilboten.“ Für derartige 
Eiljendungen find durchweg, alfo aud im Falle der Vorausbezahlung dur den 
Abiender, die wirklich erwachfenden Botenkoſten, mindeften® aber die unter VAbı 
und 2 bezeichneten Säge zu entrichten. Der Abjender ift verpflichtet, auf Ber: 
langen ber Aufgabe: Boftanftalt einen angemeffenen Betrag zur Dedung dieler 
Koften zu hinterlegen. Werweigert der Empfänger die Zahlung des Botenlohns, 
fo wird ihm die Sendung gleichwohl behändigt, wenn er, unter NRüdgabe des 
Briefumichlags 2c. und jchriftlicher Anerkennung der Zahlungsperweigerung,, den 
Abjender bezeichnet. Die Koſten der Beitellung find alsdann von dem Letzteren 
zu tragen. 


8 22. 
Briefe mit Behändigungsicein. 

I. Wünſcht der Abfender eines gewöhnlichen oder eingeichriebenen Briefes 
über die erfolgte Beſtellung eine poftamtliche Beicheinigung zu erhalten, jo muB 
dem Briefe ein gehörig ausgefüllter Behändigungsichein äußerlich beigefügt und 
in der Auffchrift vermerkt werden: „Mit Behändigungsihein“. Auf die Außen- 
feite de3 zufammengefalteten Behändigungsiheins ift vom Abſender des Briefes 
die für die Rückſendung erforderliche Aufichrift zu fegen. In Betreff der Be- 
ftellung 2c. der Briefe mit Behändigungsſchein fiehe $ 35. 

I. Für Schreiben mit Behändigungsihein werden erhoben: 

1. dad gewöhnliche Briefporto, 

2. eine Behändigungsgebühr 

a) von 10 Pf. wenn die Abjendung von einer Staats: ober Gemeinde: 
behörbe, oder von einem Notar erfolgt, 
b) von 20 Pf. wern die Abfendung von Privatperjonen erfolgt, 

3. das Porto von 10 Pf. für die Nüdfendung des Behändigungsicheins. 

MWird die Einfchreibung verlangt, fo tritt dem Porto zu 1 die Einſchreib— 
gebühr von 20 Pf. Hinzu. 

II. Formulare zu Behändigungsfcheinen können dur die Poftanftalten zum 
Rreife von 5 Bf. für je 10 Stüd bezogen werben. 

& 38, 
Behandlung ordnungswidrig beichaflener Sendungen. 

l. Sendungen, welche nicht den vorftehenden Beltimmungen gemäß verpadt, 
verfchloffen und mit Aufichrift verjehen find, können dem Einlieferer zur Her: 
ftellung der vorſchriftsmäßigen Bejchaffenheit zurückgegeben werben. 

Il. Berlangt jedoch der Einlieferer, der ihm gefchehenen Bebeutung ungeachtet, 
die Beförderung der Sendung in ihrer mangelhaften Beichaffenheit, jo muß die 
Beförderung gejchehen, wenn aus den gerügten Mängeln ein Nachtheil für andere 
Poſtgüter oder eine Störung der Ordnung im Dienftbetriebe nicht zu befürchten 
ift, der Einlieferer auch auf Erfag und Entichädigung verzichtet und dieſe Ver: 
zichtleiftung in der Aufichrift durch die Worte „Auf meine Gefahr“ ausdrückt 
und unterjchreibt. Wird über die Sendung ein Einlieferungsichein ertheilt, jo 
bat die Poftanftalt über die Verzichtleiftung des Einlieferer® auf dem Scheine 
einen Vermerk niederzujchreiben. 

II. Zft aber die Annahme der Sendung auch nicht wegen mangelhafter Be: 
Ihaffenheit beanitandet worden, fo hat dennoch der Abfender alle die Nachtheile 
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zu vertreten, welche aus einer vorjchriftsmwidrigen Verpadung, Verſchließung und 
Aufichrift hervorgegangen find. Ebenſo hat der Abfender den Schaden zu er: 
fegen, welcher durch die Beförderung von Gegenftänden entiteht, die von ber Poſt— 
beförberung ausgeſchloſſen oder zur Pojtbeförderung nur bedingt zugelaffen find 
(88 10 und 11). 


8 24. 
Ort der Einlieferung. 


l. Die Ginlieferung der mit der Poſt zu beförbernden Sendungen muß, fo: 
weit biefelben nicht in die Brieffaften zu legen find (Abi. II), bei den Poſtan— 
ftalten an der Annahmeftelle geichehen. 

1. Infofern der Umfang und die fonftige Beichaffenheit der betreffenden 
Gegenftände nicht ein Anderes bedingen, find gewöhnliche Briefe, gleichviel, ob 
franfirt oder unfranfirt, ferner Postkarten, Drudiahen und Waarenproben mitteld 
der Brieffaften zur Einlieferung zu bringen. Es ift auch geitattet, derartige 
Sendungen den Boftbegleitern, Poftillonen und Postboten (Beförberern von Boten: 
poften), wenn biejelben ſich unterwegs im Dienit befinden, ſowie den Führern der 
zu Poftzweden dienenden Privat: Berfonenfuhrmwerke, zu übergeben. 


11. In größeren Städten, in welchen mit Pferbefräften ausgeführte Padet: 
beitellung3fahrten beftehen, dürfen den Padetbeftellern auf ihren Beſtellungsfahrten 
Padete ohne Werthangabe zur Abgabe bei der Poftanftalt übergeben 
werden. Es iſt auch geltattet, durch frankirte Beftellichreiben oder Poſtkarten bei 
der Poftanftalt die Abholung von Padeten aus der Wohnung zu beitellen. Die 
Padetbefteller nehmen die Padete entweder innerhalb der Häuſer jelbit, welche fie 
zum med ber Beitellung bezw. Abholung betreten, ober an denjenigen Stellen 
entgegen, wo ihr Fuhrwerk jeweilig hält. Den Landbriefträgern dürfen auf 
ihren Beitellungdgängen zur Abgabe bei der Poitanftalt ihres Amtsorts oder zur 
Beitellung unterwegs die nachbezeichneten Sendungen übergeben werben: 

gewöhnliche oder einzufchreibende: Briefe, Poftkarten, Briefe mit Behän— 
digungsfchein, Drudfahen und Waarenproben, 
Poftanmweifungen, 
Nachnahmeſendungen, und 
Sendungen mit Werthangabe, im einzelnen bis zum Werthbetrage von 
150 Mark. 
Eine Verpflihtung zur Annahme von Padetjendungen liegt den Landbriefträgern 
nicht ob. 

IV. Infofern in einzelnen Bezirfen die Mitgabe von Poftiendungen in 
einem weiteren Umfange, ald im Abf. II und im Abi. III angegeben, geitattet 
iſt, bewendet es, fo lange nicht abändernde Anordnung getroffen wird, bei ben 
desfallfigen beionderen Beitimmungen. 

V. Jeder Landbriefträger führt auf feinem Beltellungsgange ein Annahme: 
buch mit ſich, in welches er die von ihm angenommenen Sendungen mit Werth: 
angabe, Einſchreibſendungen, Poltanweifungen, gewöhnlichen Padete und Nach— 
nahmeiendungen einzutragen hat. Gin gleiches Annahmebuc zum Gintragen ber 
gewöhnlichen Padete führt auch jeder nad Abfag III zur Annahme gewöhnlicher 
Padete ermächtigte Padetbefteller auf feiner VBeftellfahrt mit fih. Zum Eintragen 
diefer Sendungen ift auch der Auflieferer befugt. Die Ertheilung des Einliefer— 
ungsſcheins über die vom Landbriefträger angenommenen Sendungen mit Werth: 
angabe, Einichreibfendungen und Poftanweifungen erfolgt erft durch die Poftan: 
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ftalt; der Landbriefträger ift verflichtet, den Cinlieferungsfchein dem Auflieferer 
wenn möglich beim nächſten Beitellungsgange, zu überbringen. Dielelben Grund— 
läge gelten auch in Betreff der bei Nacdhnahmefendungen nah 8 18 Abi. IV An: 
wendung findenden Beicheinigung. 

Vl. Für die von den Landbriefträgern auf ihren Beftellungdgängen einge: 
ſammelten portopflihtigen Einjchreibbriefiendungen, ſowie für Padete bis 2'/, kg 
einſchließlich Poſtanweiſungen und Briefe mit Werthangabe (Abj III und IV) 
fommt, wenn diefe Gegenftände zur Weiterfendung durh die Poitanftalt 
des Amtsort3 des Landbriefträgerd nach einer anderen Boftanftalt beftimmt find, 
außer dem Porto und den fonftigen Gebühren, eine Nebengebühr von 5 Pf., 
welche im voraus entrichtet werden muß, zur Erhebung. Gelangen Padete von 
höherem Gewicht als 2"/, kg zur Giniammlung, fo ift unter denjelben Voraus: 
jegungen eine Nebengebühr im Betrag der für gleich ſchwere Padete feitgejegten 
Landbeftellgebühr ($ 32 Abſ. VII) zu entrichten. 

VII. Für die von den Bacdetbeftellern auf ihren Beſtellungsfahrten einge: 
lammelten gewöhnlichen Badete (Abſ. III) kommt außer dem Porto eine Neben: 
gebühr in Höhe des im $ 32 Abi. III feſtgeſetzten Beitellgeldes zur Erhebung, 
weiche im voraus zu entrichten ift. 


$ 25. 


Beit der Einlieferung. 
l. Die Einlieferung bei den Poftanftalten muß während der Dienitftundben 
und, wenn die Verjendung des eingelieferten Gegenstandes mit der nächſten dazu 
geeigneten Poſt erfolgen joll, vor der Schlußzeit diefer Poft geichehen. 


a) Dienftftunden. 


Il. Die Dienftftunden der Poftanftalten für den Verkehr mit dem Publikum 
find im allgemeinen: 

1. in dem Sommer:Halbjahr (vom 1. April bis letzten September) von 

7 Uhr Morgens bis 1 Uhr Mittags, 
2. in dem Winter-Halbjahr (vom 1. Oftober bis legten März) von 8 Uhr 
Morgens bis 1 Ihr Mittags, und 

3. zu allen Jahreszeiten von 2 Uhr Nachmittag bis 8 Uhr Abends. 

Die Ober-Poſtdirektionen find jedoch ermächtigt, nad) Maßgabe der beitehenden 
Poftverbindungen und der fonftigen örtlichen WVerhältnifie die Dienftftunden zu 
verlegen, auszudehnen oder zu beichränfen. 

I. An Sonntagen fallen die Dienftftunden von 9 Uhr Morgens bis 5 Uhr 
Nahmittagd aus. An foldhen geieglichen Feiertagen, welche nicht auf einen 
Sonntag treffen, werden die Dienftitunden in der Weiſe beichränft, daß in ber 
Zeit von 9 Uhr Morgens bis 5 Uhr Nachmittags, ſowohl des Vormittags als 
auch de3 Nachmittags, zwei Stunden ausfallen, in der Zwiſchenfriſt aber min 
deitens während zwei Stunden der Dienjtverlehr mit dem Bublitum ununterbrochen 
ftattfindet. Die ausfallenden Stunden werden für jede Poftanftalt durch die vor: 
gejegte Ober: Boftdirektion beitimmt. Die Ober:Poftdireftionen können in befon- 
deren Fällen die Beichräntung der Dienftftunden an Sonn: und geieglichen Feier: 
tagen zeitweile ganz oder zum Theil aufheben. 

IV. Infofern bei einer Boftanftalt eine Einrichtung befteht, welche von ben 
vorftehenden, in Bezug auf die Dienftftunden, jei ed an den Sonn und gefeß: 
lihen Feiertagen, fei e8 an den MWochentagen, als Regel giltigen Beitimmungen 
abweicht, fann es dabei bis auf weiteres jein Bewenden behalten. 
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V. Die von den Ober-Poftdireftionen in Bezug auf die Dienftitunden der | 
Poftanftalten getroffenen Feitfegungen müflen zur Kenntniß des Publikums ge: 
bracht werben. 

b) Scylußzeit. 

VI. Die Schlußzeit für die Ginlieferung bei den Annahmejtellen der Bolt: 
anftalten tritt ein: 

1. Für Briefe, Poſtkarten, Drudjahen oder Waarenproben, über welche dem 

Abfender ein Einlieferungsichein nicht zu ertheilen ift: 
eine viertel bi3 eine halbe Stunde vor dem planmäßigen Abgange 
oder Weitergange der Poſt. 

Bei Poftanftalten auf den Eiſenbahnhöfen tritt für die bezeid)- 
neten Gegenftände die Schlußzeit erft fünf Minuten vor dem plan: 
mäßigen Abgange des betreffenden Zuges ein; auch können dieſe 
Gegenftände bis unmittelbar vor dem Abgange des Zuges in die an 
den Eiſenbahn-Poſtwagen angebrachten Brieffaften gelegt werben, jo: 
weit die Perrond zugänglich find. 

1. Für einzufchreibende Briefe, Poſtkarten, Drudjachen oder Waarenproben: 
eine viertel bi& eine halbe Stunde vor dem planmäßigen Abgange 
oder Weitergange der Poft; jedoch jind ſämmtliche Poftanftalten be 
rechtigt, im Falle durch denfelben Abiender mehr als drei Einjchreib: 
briefe zugleich eingeliefert werben, eine Schlußzeit von einer Stunde 
in Anfprucd zu nehmen. 

3. Für alle anderen Gegenftände: 
eine Stunde vor dem planmäßigen Abgange ober MWeitergange 
der Poſt. 

VI. Falls die ordnungsmäßige Bearbeitung der Sendungen innerhalb ber 
vorſtehend beitimmten Schlußzeiten wegen befonderer örtliher Verhältniffe nicht 
ausführbar fein jollte, können die Ober: Bojtdireftionen eine angemeſſene Verlän— 
gerung der Schlußzeiten eintreten Laffen. 

vi. In jedem Falle werden bei Boftbeförderungen auf Eifenbahnen bie 
Schlußzeiten um fo viel verlängert, als erforberlid ift, um die Sendungen von 
der Boltanftalt nad) dem Bahnhofe zu befördern und auf dem Bahnhofe jelbit 
überzulaben. 

IX. Für Bolten, die außerhalb der gewöhnlichen Dienjtftunden abgeben, 
bildet der Ablauf der Dienftftunden die Schlußzeit, infofern nicht, nad) Maßgabe 
des Abgangs der Poſt, die Schlußzeit nad den vorstehenden Feitfegungen früher 
eintritt. 

X, Die an oder in den Bofthäufern befindlichen Brieftaften müfjen bei Ein: 
tritt der Schlußzeit jeder Poſt und zu dem außerhalb der gewöhnlichen Dienit- 
ſtunden abgehenden Poften audy noch vor deren Abgang geleert werden. Bei 
Sendungen, welde in Brieffaften fern von Bofthaufe gelegt werden, ift auf Mit: 
beförderung mit ber zunächit abgehenden Poſt nur infoweit zu rechnen, als die 
Sendungen nad der gewöhnlichen Zeit der Leerung der Kaften vor Schluß ber 
betreffenden Posten zum Pofthaufe gelangen. 

XI. Bei denjenigen Poftanftalten und felbftftändigen Telegraphenanftalten, 
welche von der Poftbehörde hiezu befonders ermädtigt find, dürfen Einjchreib- 
briefiendungen zu ſolchen Poitbeförderungsgelegenheiten, melde außerhalb oder 
furz nad Beginn der für den Verkehr am Schalter beitimmten Dienftftunden fid 
darbieten, auf Verlangen aud außerhalb der Dienftftunden angenommen werben. 
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Vorausfegung für die zu ertheilende Ermächtigung ift, daß zur Zeit der Ein: 
lieferung auch ohnehin ein Beamter oder mehrere Beamte bei der Verfehrsanitalt 
in Wahrnehmung von Dienitgefhäften anmwejend find. Für jeden Brief ift eine 
befondere Einlieferungsgebühr von 20 Pf. im voraus zu entrichten. Bei Poft- 
anftalten muß die Ginlieferung bis fpäteftens eine halbe Stunde vor dem Abgange 
der Beförderungsgelegenheit, bei Telegraphenanftalten jo zeitig erfolgen, daß bie 
Briefe eine halbe Stunde vor dem Abgange der betreffenden Poſtbeförderungs— 
gelegenheit der Ortöpoftanftalt überliefert werben können. Werben burd) benfelben 
Abjender mehr als drei Einfchreibbriefe eingeliefert, jo kann eine Schlußzeit von 
einer Stunde in Anipruch genommen werben. 


$ 26. 
Sranfirungsvermerf. 

I. Briefe u. |. w., in deren Auffchrift der Frankirungsvermerk durchftrichen, 
weggeichabt oder abgeändert ift, find bei der Annahme zurückzuweiſen. Wenn 
derartig beichaffene Briefe oder Briefe mit dem Frankirungsvermerk, für melde 
dad Porto nicht durch Poftwerthzeichen entrichtet worden ift, im Brieffaften vor— 
gefunden werben, fo wird die Ingiltigkeit des Frankirungsvermerks amtlich be— 
Iheinigt, und die Briefe werben als unfrantirt behandelt. 

1. Wenn Briefe, welche dem Frankirungszwange unterliegen, von ben Ab— 
iendern unfrantirt oder ungenügend frantirt in PBrieffaften gelegt worden find, 
jo werden diefe Briefe am Aufgabeorte zurücdbehalten und dem zu ermittelnden 
Abjender zur Frankirung zurücgegeben. 

Wegen ungenügend franfirter oder unfranfirter Drudjahen und Waaren: 
proben vergl. $ 13 Abſatz IX bezw. $ 14 Abfag VII und VII. 


8 927. 
Einlieferungsicein. 

Il. Die Ginlieferung folder Sendungen, über welche die Poftanftalt einen 
Einlieferungsichein auszuftellen hat, wird durch den ertheilten Schein bewielen; 
der Einlieferer hat fich daher nicht zu entfernen, ohne diefen Schein in Empfang 
genommen zu haben. Vermag — gegebenen Falles — der Abfendegg diefen Schein 
nicht vorzulegen, jo wird die Einlieferung nicht als gejchehen erachtet, wenn Die: 
ſelbe nicht aus den Büchern oder Karten erfichtlich ift, ober wenn nicht in anderer 
Weife überzeugend dargethan wird, dak die Sendung als eine folche eingeliefert 
worden ift, für welche die Poltverwaltung Gewähr leiſtet. 

Il. In Betreff der Einlieferungsfcheine über die von Landbriefträgern ein: 
gefammelten Sendungen gelten die VBorfchriften im $ 24 Abſatz V. 


8 28, 
Leitung der Boftjendungen. 
1. Auf welchem Wege die Poftfendungen zu leiten find, wird von ber Poſt— 
behörde beftimmt. 
8 29. 


Zurüdforderung von Poſtſendungen durch den Abjender. 
I. Die zur Poft eingelieferten Sendungen können von dem Abjender vor der 
Zuftellung an den Empfänger zurüdgenommen werden. 
I. Die Zurüdnahme kann erfolgen am Orte der Aufgabe oder am Beſtim— 
mungdorte, ausnahmsweiſe auch an einem Unterwegsorte, injofern daburd Feine 
Störung des Dienftes herbeigeführt wird. 
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IM. Die Zurückgabe geſchieht an denjenigen, welcher den Einlieferungsichein, 
wenn aber ein folder nicht ertheilt ift, eine von bderfelben Hand, von welcher die 
Auffchrift der Sendung geichrieben iſt, auögefertigte® Doppel der Aufichrift 
abgibt. 

IV. Iſt die Sendung bereit3 abgegangen, fo hat derjenige, welcher biejelbe 
zurüdforbert, den Gegenftand bei der Poftanitalt des Abgangsorts ſchriftlich jo 
genau zu bezeichnen, daß berfelbe unzweifelhaft als der verlangte zu erkennen tft. 
Die gedachte Poſtanſtalt fertigt das Verlangichreiben aus. 

V. Soll die Zurüdforberung auf telegraphiihem Wege geichehen, jo darf 
ein beifallfiges Telegramm nicht abgeſandt oder demjelben Folge gegeben werben, 
wenn nicht die Poftanftalt des Aufgabeort3 amtlich befcheinigt hat, daß der Ab— 
fender fi als zur Zurüdforderung berechtigt bei derſelben ausgewieſen habe; daß 
dieß geichehen, muß in dem Telegramm bemerkt jein. 

VI. Iſt die Sendung nod nicht abgegangen, fo wird von der Poitanftalt 
das Franko bei Rüdgabe des Briefumſchlags bezw. der Begleitadreffe eritattet. 

vn. Iſt die Sendung bereitö abgejandt, jo finden hinfihtlid der Porto- 
erhebung für die Nüdbeförderung dieſelben Beltimmungen, wie bei einer gewöhn: 
lihen NRüdjendung (8 39 Abſatz VII) mit der Maßgabe Anwendung, dab das 
Rüdporto eintretendenfalls nad) der wirklich zurüdgelegten Beförderungsftrede 
berechnet wird. 


8 30. 
Aushändigung von Boitfendungen an die Empfänger an Unterwegsorten. 

I. Auf Verlangen eines fid) gehörig ausweifenden Empfängers kann, jofern 
im einzelnen Falle feine dem Beamten befannte Bedenken entgegenftehen, Die Aus— 
händigung einer Sendung an ben erfteren aud an einem Unterwegsorte ſtatt— 
finden, wenn daburd feine Störung des Dienftes herbeigeführt wird. 

Il. Das Porto wird nad Maßgabe der wirklich ftattgehabten Beförderung 
berechnet. Cine Erftattung von Porto für frantirte Sendungen findet nicht jtatt. 


8 31. 
Herſtellung des Verſchluſſes und Eröffnung der Sendungen durch die Poſtbeamten. 

I. Hat das Siegel oder der anderweite Verſchluß einer Sendung ſich gelöft, 
fo wird derjelbe von dem PBoftbeamten unter Beidrüdung des Poftfiegeld und 
Hinzufügung der Namensunterfchrift des betreffenden Poſtbeamten wiederhergeitellt. 

1. Iſt durch die gänzliche Löfung des Siegel oder andermweiten Verjchluffes 
einer Sendung mit baarem Gelde oder mit geldwerthen Papieren die Herausnahme 
des Inhalts der Sendung möglich geworden, fo wird vor Herftellung des Ber: 
ſchluſſes erſt feitgeitellt, ob der angegebene Betrag der Sendung noch vorhanden ift. 

Ill. Bei Pojtanftalten, bei welchen zwei oder mehrere Beamte zugleih im 
Dienſt anwefend find, wird zur Herftellung des DVerfchluffes und bezw. zur Weit: 
ftellung ded Inhalts fofort ein zweiter Beamter al3 Zeuge hinzugerufen. Iſt 
ein zweiter Beamter nicht im Dienft, jedoch ein Poftunterbeamter zugegen, jo 
wird diefer ald Zeuge hinzugezogen. 

IV. Hat nad) den voritehenden Beltimmungen ein anderweiter Verihluß der 
Sendung jtattgefunden, jo ift — wenn es fih um Briefe mit Werthangabe oder 
um Padete mit oder ohne Werthangabe handelt — bei Ankunft der Sendung 
am Beitimmungsorte der Empfänger davon in Kenntniß zu fegen und zu er: 
ſuchen, zur Eröffnung der Sendung in Gegenwart eines Pojtbeamten im Poft: 
dienftzinmmer innerhalb der zu beitimmenden Frift ſich einzufinden. Leiftet ber 
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Empfänger biejem Erjucden feine Folge, oder verzichtet derielbe ausdrücklich auf 
Eröffnung der Sendung, jo ift mit deren Betellung und Aushändigung nad) 
Maßgabe der folgenden Vorjchriften zu verfahren. Etwaige Erinnerungen, welche 
der erihienene Empfänger bei Eröffnung der Sendung gegen deren Inhalt erhebt, 
find in die Verhandlung aufzunehmen, durch welche der Befund fejtgeitellt wird. 

V. Die Poftbeamten müflen fich jeder über den Zwed der Eröffnung hinaus: 
gehenden Einficht der Sendung enthalten; aud muß über die geichehene Eröffnung 
eine Verhandlung aufgenommen werden, in welcher die Veranlaffung der Maß: 
regel, der Hergang bei derjelben und der Erfolg anzugeben find. 

VI. Sendungen mit Drudjachen oder mit Waarenproben (88 13 unb 14) 
zum Zweck der Prüfung über die Zuläffigfeit des ermäßigten Portos zu Öffnen 
und einzujehen, find die Poftbeamten auch ohne weiteres Verfahren befugt. 


$ 32. 
Beitellung. 

I. Die Verbindlichkeit der Poftverwaltung, die angefommenen Gegenftände 

den Empfängern ind Haus fenden (beftellen) zu laſſen, erftredt ſich: 
. auf gewöhnliche und eingejchriebene Briefe und Poſtkarten, 

. auf gewöhnliche und eingejchriebene Drudiahen und Waarenproben, 

. auf Boftanweilungen, 

. auf die Anlagen zu den Poftaufträgen, 

. auf Begleitadrejfen zu gewöhnlichen Padeten, 

. auf Ablieferungsfcheine (Poſt-Packetadreſſen) über Sendungen mit Werth: 
angabe und über Einjchreibpadete. 

Il. Soweit die Boftverwaltung die Beitellung nicht übernimmt, müffen Briefe 
mit Werthangabe, Padete mit Werthangabe, ſowie Cinjchreibpadete und ferner 
die Geldbeträge auf Grund des Ablieferungsfcheine® (der Poſt-Packetadreſſe, der 
Poftanweifung) gewöhnliche Packete dagegen auf Grund der behändigten Begleit- 
adreſſe, von der Bolt abgeholt werden. 

III. Für die Beftellung der gewöhnlichen Padete im Ortöbeftellbezirf werden erhoben: 

1. bei den Poſtämtern I. Klaſſe: 

a) für Padete bis 5 Kilogranım einfshlißih . . . . 10 Br, 
b) für fchwerere Padete. . . 15 

Für einzelne große Orte kann dur befondere Verfügung ber oberſten Boft- 
behörde die Beftellgebühr bei Padeten bis 5 Kilogramm einjchließlih auf 15 Pf. 
und bei ichwereren Padeten auf 20 Pf. feſtgeſetzt werben. 

2. bei den übrigen Poſtanſtalten: 

a) für Padete bis 5 Kilogramm einihließid .: .» » .. 5 BE, 
b) für ſchwerere Padee . ei CEO 

Gehört mehr als ein Bader zu einer Begleitadreffe, ſo wird für das ſchwerſte 
Packet die ordnungsmäßige Beſtellgebühr, für jedes weitere Packet aber nur eine 
Gebühr von 5 Pf. erhoben. 

IV, Für die Beitellung der Briefe mit Werthangabe, der Padete mit Werth: 
angabe und der Einfchreibpadete im Ortöbeftellbezirte werden erhoben : 

1. für Briefe mit Werthangabe: 

a) bis zum Betrage von 1500 Marl . . 5 Pf., 
b) im Betrage von mehr als 1500 und big 3000 Dart 10 Pf.; 
2. für Padete mit Werthangabe: 
die Süße für Briefe mit Werthangabe, wenn aber der Tarif für 
die Beftellung der gewöhnlichen Padete höhere Süße ergibt, diejelegteren ; 
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3, für Einfchreibpadete: . 
die Süße der Packete mit Werthangabe bis zum Betrage von 
1500 Mark; 

V. An Orten, wo Briefe und Padete mit höherer Werthangabe ala 3000 
Mark beftellt werden, ift dafür eine Beitellgebühr von 20 Pf. zu erheben. Für 
einzelne große Orte kann durch befondere Verfügung der oberiten Poitbehörde die 
Beitellgebühr auch bei Einfchreibpadeten und bei Padeten mit Werthangabe von 
3000 Mark und weniger auf 20 Bf. feſtgeſetzt werden. 

Vi. Für die Weberbringung von Poſtanweiſungen nebit den dazu gehörigen 
Gelbbeträgen im Ortöbeftellbezirt wird für jede Poſtanweiſung eine Gebühr von 
5 Pf. erhoben. 

VI. Für das Abtragen der Briefe mit Werthangabe, der bis 2 '/, Kilogramm 
Ichweren Padete mit oder ohne Werthangabe, der Einfchreibpadete bis zu dem: 
felben Gewicht, und der PVoftanmweifungen nach dem Landbeftellbezirfe wird ohne 
Rüdfiht auf die Höhe der etwaigen Werthangabe bezw. des Geldbetrages ein 
Beitellgeld von 10 Pf. erhoben. Werden Badete von höherem Gewicht als 2'/, 
Kilogramm abgetragen, jo beträgt das Beitellgeld 30 Pf. für das Stüd. 

VII. Die Beitellgebühren werden auch von portefreien Sendungen erhoben. 

IX. An Einwohner im Orts- ober Landbeftellbezirt ded3 Aufgabe-Poſtorts 
werben Boftjendungen im gleichen Umfange wie an Empfänger im Bereich anderer 
Poftorte angenommen. Wegen der Ausnahme in Betreff der durch Eilboten zu 
beftellenden Sendungen fiehe $ 21 Abi. V. 

X. Für Briefe an Einwohner im Orts- oder Landbeitellbezirt des Aufgabe 
Poſtorts kommt im Frankirungsfall, jowie für Dienftbriefe, eine Gebühr von 
5 Pf, im Nidhtfrankirungsfall eine Gebühr von 10 Pf. zur Erhebung, ſoweit 
nicht abweichende Sätze durch bejondere Verfügung angeordnet find. Bei Briefen 
mit Behändigungsichein wird für die Rüdjendung des Behändigungsicheins eine 
weitere Gebühr nicht erhoben. Bei eingejchriebenen Briefen tritt den vorftehenden 
Sägen die Einſchreibgebühr (8 15 Abi. III) und bezw. die Gebühr für Beihaffung 
des Rückſcheins ($ 15 Abi. IV) Hinzu. 

xl. Alle übrigen Sendungen, welde an Einwohner im Orts- oder Land: 
beftellbezirf des Aufgabe-Poftorts eingeliefert werden, unterliegen denjelben Taren 
(einſchließlich der Beitellgebühren), wie die mit den Poſten von meiterher einge: 
gangenen gleichartigen Sendungen mit der Maßgabe, daß, jomweit bei den Taren 
die Entfernung mit in Betracht fommt, der für die geringjte Entfernungsitufe 
beitimmte Sag in Anwendung zu bringen ift. 

XI. Eine Porto: und Gebührenfreiheit findet bei Beforgungen an Ein: 
wohner im Orts: oder Landbeitellbezirf des Aufgabe-Poftorts nicht ftatt. 

XI. Für die Abtragung der im Poſtwege bezogenen Zeitungen und Zeit: 
fchriften find ſowohl nad dem Ortäbeftellbezirfe als auch nad dem Landbeftell: 
bezirfe für jedes Gremplar jährlich zu entrichten: 

a) bei Zeitungen, welche wöchentlich einmal oder jeltener 


beitelit werden . ; j ’ ; : 5 60 Pf., 
b) bei Zeitungen, welche zwei- oder dreimal wöchentlich 

beitellt werden . . 1 Matt, 
c) bei Zeitungen, welche mehrmals, aber nicht öfter als 

einmal täglich beitellt werben . 1 Markt 60 Bf, 
d) bei Zeitungen, welche zweimal täglich beſtellt werden 2 Mark 
e) für die amtlichen Verordnungsblätter 60 Pf. 


Das Zeitungsbeitellgeld wird für denjenigen Zeitraum im voraus erhoben, für 
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welhen die Borausbezahlung des Bezugspreiſes für die betreffende Zeitung ac. 
erfolgt ift. Die Zahl der Beitellungen richtet ſich danach, wie oft Gelegenheit 
zur Beitellung vorhanden ift. Der bei Berechnung des Beſtellgeldes ſich ergebende 
DVructheil einer Mark ift eintretendenfalls auf eine durch 5 theilbare Pfennig: 
ſumme aufwärt3 abzurunden. 


g 33. 


Zeit der Bejtellung. 

I. Die Poſtbehörde bejtimmt, wie oft täglich und in welchen Friſten die 
Ortöbriefträger die eingegangenen Briefe u. ſ. mw. zu bejtellen, und wie oft die 
Landbriefträger Beftellungen nad Orten, an welchen ſich Poftanftalten nicht be- 
finden, zu bewirken haben. 

Il. Die nad) dem Verlangen der Abiender „durch Eilboten“ zu beftellenden 
Gegenftände (8 21) müſſen in allen Fällen, aud wenn fie zur Nachtzeit ein- 
treffen, ohne Verzug beftellt werben, jofern nicht vom Abjender oder Empfänger 
ein Anderes ausdrüdlich beitimmt ift. 

II. Sendungen mit dem Vermerk in der Aufichrift: „poftlagernd“ werden 
bei der Poftanftalt des Beſtimmungsorts einftweilen aufbewahrt (8 39 Abjag I 
Punkt 3 und 4) und dem Empfänger behäudigt, wenn fich derjelbe zur Empfang- 
nahme meldet und auf Erfordern ausweiſt. 

g 34. 
Un wen die Beitellung geichehen muß. 

I. Die Beitellung dur die Poitanitalten erfolgt an den Empfänger jelbft 
oder an deſſen Bevollmächtigten. Der Empfänger, welcher einen Dritten zur 
Empfangnahme der an ihn zu beitellenden Gegenitände bevollmäcdhtigen will, muß 
die Vollmacht ſchriftlich auöftellen und in diefer die Gegenstände genau bezeichnen, 
zu deren Empfangnahme der Bevollmächtigte befugt fein joll. Injofern die betref- 
fenden Gejege nicht eine bejondere Form der Vollmachten vorjchreiben, muß die 
Unterſchrift des Machtgeberd unter der Vollmacht, wenn deren Richtigkeit nicht 
ganz außer Zweifel fteht, von einem Beamten, welcher zur Führung eines amt- 
lihen Siegeld berehtigt iſt, unter Beidrüdung desſelben, beglaubigt fein. Die 
Vollmacht muß bei der Poftanftalt, welche die Beitellung ausführen läßt, nieber- 
gelegt werden. 

Il. Iſt außer dem Empfänger noch ein Anderer, wenn auch nur zur näheren 
Bezeihnung der Wohnung des Empfängers, in der Auffchrift genannt, 3.8. an 
A bei B., fo ift diefer zweite Empfänger au ohne ausdrüdlice Ermächtigung 
als Bevollmächtigter deö erftgenannten Empfängers zur Gmpfangnahme von ge: 
wöhnlihen Briefen, Poitkarten, Drudiahen und Waarenproben anzufehen. Iſt 
ein Gafthof als Wohnung des Empfängers in der Auffchrift angegeben, fo kann 
die Beitellung diejer Gegenitände an den Gajtwirth auch dann erfolgen, wenn 
der Empfänger nod nicht eingetroffen ift. Sind bei Poftaufträgen mehrere Per: 
ſonen bezeichnet, jo erfolgt die Vorzeigung nur an die zuerft genannte Perſon 
oder deren Bevollmächtigten. 

II. Wird dem Empfänger oder deſſen nad den vorftehenden Beltimmungen 
beitellter Bevollmächtigter in feiner Wohnung nicht angetroffen, oder wird dem 
Briefträger oder Boten der Zutritt zu ihm nicht geftattet, jo erfolgt die Be— 
ftellung bezw. Aushändigung 

der gewöhnlichen Briefe, Poſtkarten, Drudiahen und Waarenproben, jo= 
wie der Begleitadreffen zu gewöhnlichen Padeten ($ 32 Abj. I) bezw. 
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der Packete jelbit, ferner der Anlagen zu Poſtaufträgen, fofern der dafür 
einzuziehende Betrag jogleich beridhtigt wird, 
an einen Haus- oder Gefchäftöbeamten, ein erwachſenes Familienglied oder einen 
fonftigen Angehörigen, oder an einen Dienjtboten des Empfängers bezw. beö Be: 
vollmächtigten besfelben.. Wird niemand angetroffen, an den hiernah die Be 
ftellung bezw. Aushändigung geichehen kann, fo erfolgt diejelbe an den Haus: 
wirth oder an den Wohnungsgeber oder an den Thürhüter des Hauſes. 

IV. Hat der Empfänger oder deſſen Bevollmächtigter (Abſ. I) an feiner 
Wohnung einen Brieffaften anbringen laſſen, jo werden gewöhnliche franfirte 
Briefe, Poſtkarten, Drudiahen und MWaarenproben durch die beitellenden Boten 
infoweit in den Brieffaften gelegt, als deilen Beichaffenheit es geitattet. 

V. 1. Einfchreibjendungen ($ 15), 

2. Poftanweifungen bis zum Betrage von je 300 Mark ($ 16), 
3. Telegraphifche Poſtanweiſungen bis zum Betragevonje300 Mart($ 17), 
4. Üblieferungsicheine über Sendungen mit einer Werthangabe bis zum 
Betrage von je 300 Darf ($ 32 Abi. D), 
5. Bolt: Padetadrefien zu eingeichriebenen Padeten und zu Padeten mit 
einer Werthangabe bis zum Betrage von je 300 Marf ($ 32 Abi I) 
find an den Empfänger oder deſſen Bevollmächtigten ſelbſt zu beitellen. Wir 
der Empfänger oder deſſen Bevollmächtigter in feiner Wohnung nicht angetroffen, 
oder wird dem Briefträger oder Boten der Zutritt zu ihm nicht geftattet, io 
können die bezeichneten Gegenitände aud an ein erwachſenes Familien: 
glied de3 Empfängers bezw. des Bevollmächtigten desjelben beitellt werben. 
Poftanweifungen und telegraphiihe Poftanweifungen im Betrage von mehr 
al 300 Mark, Ablieferungsicheine über Sendungen mit einer Werthangabe im 
Detrage von mehr als 300 Mark, jowie Poſt-Packetadreſſen zu Packeten mit 
einer Werthangabe im Betrage von mehr als 300 Marf müfjen an den Empfänger 
oder dejien Bevollmächtigten ſelbſt beftellt werben. 
Die Beitellung der Einichreibjendungen, der Poftanmweifungen, der telegraphi: 
ihen Poſtanweiſungen und der Ablieferungsfcheine, ferner der Poſt-Packetadreſſen 
zu eingeichriebenen Padeten und zu Padeten mit Werthangabe hat ftet3 an den 
Empfänger jelbit ftattzufinden, wenn die betreffenden Sendungen vom Ab: 
fender mit dem Vermerk „Gigenhändig“ verjehen find. 
VI. Zautet bei gewöhnlichen Padetjendungen, bei Einfchreibiendungen, bei 
Boftanweifungen, bei telegraphiihen Poitanweifungen und bei Sendungen mit 
Werthangabe die Aufichrift: 
„An A. zu erfragen bei B.“ | jo muß die Beitellung an den zuerit ge 
„An A. abzugeben bei B.* nannten Empfänger (A.), feinen Bevoll- 
„An A. im Haufe des B.“ mächtigten oder den fonftigen nad den 
„An A. wohnhaft bei B.“ | Beltimmungen unter III und V Empfangs: 
„An A. logirt bei B.“ berechtigten erfolgen; 

lautet die Aufichrift dagegen: 


„An A. zu Händen bes B.“ 
„An A. abzugeben an B.“ 





jo muß die Beftellung an den zulegt ge 
nannten Empfänger (B.), deſſen Bevoll— 
. „y; mächtigten oder den fonftigen nad) den 
* 2 — SB de B. Beſtimmungen unter III und V Empfangs— 
, i j beredhtigten erfolgen 

Wenn die Aufichrift lautet: „An A. per adresse des B.“ oder „An A. 
pour remettre à B.*, jo darf die Aushändigung fowohl an den zuerft ge 
nannten Empfänger (A.), ald aud an den zulegt genannten (B.) itattfinden. 








. er" 
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| VII. Die Beſtellung von Einfchreibfendungen, von PBoftanweifungsbeträgen 

und von Sendungen mit Werthangabe darf nur gegen Empfangäbefenntniß ge 
ihehen ; der Empfänger bezw. deſſen Benollmächtigter oder dasjenige Familien- 
glied, an welches die Beitellung erfolgt, hat den Ablieferungsichein bezw. die auf 
der Rüdfeite der Poftanweifung oder Poſt-Packetadreſſe vorgedrudte Quittung zu 
unterfchreiben. 

VM. Die Beitelung der Poftiendungen an Militärperfonen, jowie an Zög— 
Inge von Erziehungsanftalten, Penjionaten 2c. erfolgt auf Grund der mit den 
Militärbehörden bezw. den Vorftehern der Erziehungsanftalten getroffenen be— 
ionderen Abkommen an die von den Militärbehörden bezw. den Anftaltövorftehern 
beauftragten Perjonen. 

IX. Die an Sranfe in öffentlichen Krankenanſtalten gerichteten Boftiendungen 
dürfen an den Borftand der Krankenanſtalt behändigt werden, ſoſern dem Brief: 
träger oder Boten der Zutritt zu dem Kranken nicht geitattet wird. 

X. In Betreff der Behändigung von Sendungen durch Eilboten gelten die: 
jelben Beſtimmungen, welche bezüglich der im gewöhnlichen Wege zur Beitellung 
gelangenden Sendungen maßgebend find. 


$ 35. 
Beitellung der Schreiben mit Behändigungsicein. 

I. Auf die Beitellung von außergeridhtlihen Schreiben mit Behän- 

digungsichein finden folgende Beitimmungen Anwendung: 

1. Die Behändigungen follen in der Behaufung derjenigen Perjonen, an 
welche fie zu bewirken find, und bei den Handelsleuten in ihren Läden 
und Screibftuben geichehen. 

2. Die Behändigung muß an den auf dem Schreiben benannten Empfänger 
oder an deſſen Bevollmächtigten erfolgen. Wird der bezeichnete Empfänger 
oder deſſen Bevollmächtigter nicht perlönlich angetroffen, fo find gewöhne 
lihe Schreiben mit Behändigungsicein 

a) einem erwachjenen Yamiliengliede de Empfängers, bezw. des Bevoll- 
mächtigten besjelben, 
b) in Ermangelung eines ſolchen Familiengliedes einem Dienitboten des 

Empfängers, 

ce) wenn es an dergleichen Perjonen fehlt und das Schreiben an einen 
Haus: oder Grumdeigenthümer gerichtet ift, dem Verwalter oder dem 
Pächter des Empfängers, endlich 
d) in Ermangelung aller diejer Perfonen dem Hauswirth 
zu behändigen. Die Zuftellung darf nit an unerwachjene Kinder, an 
Miether oder an Fremde gejchehen. Denjenigen Perjonen, an welche jtatt 
des Empfängers behändigt wird, ift zu empfehlen, das Schreiben dem 
Empfänger ungefäumt zuzuftellen. 

Eingefchriebene Briefe mit Behändigungsichein find dem Empfänger 
felbft oder einer derjenigen Perſonen zu behändigen, an welde die Beitel: 
lung von eingejchriebenen Briefen nad $ 34 Abi. V zulällig iſt. 

3. Der beftellende Bote muß den Behändigungsicein dem Empfänger oder 
in deſſen Abmwejenheit derjenigen Perion, an welche nad) den Beitimmungen 
unter 2 die VBehändigung auszuführen ift, vorlegen und dur Namens: 
unterfhrift den Empfang des Schreibens anerkennen lafjen. 

4. Verweigert der Empfänger oder in deſſen Abmwejenheit eine der unter Nr. 2 
bezeichneten Perſonen die Beicheinigung de Empfanges, fo ift Died von 
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dem bejtellenden Boten auf dem Behändigungsicheine unter näherer Ans 
gabe des Grundes zu vermerken. 

5. Wird die Annahme des Schreibend aus dem Grunde verweigert, weil der 
Empfänger bie etwa zum Anfag gefonmenen Beträge an Porto, Behän- 
digungsgebühr 2c. nicht zahlen will, jo hindert diefer Umſtand allein die 
Aushändigung an den Empfänger nicht, und werden bie Beträge in jols 
chem Falle vom Abfender eingezogen. Wird die Annahme dagegen aus 
einem anberen Grunde verweigert, oder tritt der Fall ein, dab Niemand 
von den unter Nr. 2 bezeichneten Perjonen angetroffen wirb: fo jind die 
von Behörden oder Notaren ausgehenden Schreiben an die Stuben= ober 
Hausthür des Empfängers zu befeftigen, die von Privatperfonen aus— 
gehenden Schreiben aber als unbeftellbar zu erachten und zurüdzufenden. 
Bevor der beftellende Bote die Befeftigung an die Thür bewirkt, muß er 
fi) davon überzeugen, daß die Wohnung, an deren Thür die Befeftigung 
erfolgen joll, dem Empfänger wirklich (ald Miether, Nutznießer oder Eigen 
thümer 2c.) gehört. 

1. In Betreff der Beltellung von gerichtlichen Schreiben mit Behändig- 

ungsichein beivendet es bei den hierüber beitehenden beionderen Beftimmungen, 

II. Die Porto, bezw. fonftigen Beträge für ein Schreiben mit Behändig— 

ungsfchein müffen ſämmtlich entweder von dem Abjender oder von dem Empfänger 
entrichtet werben. Will der Abjender die Gebühren tragen, fo zahlt er bei ber 
Einlieferung de3 Schreibens zunächſt nur das Porto für die Beförderung des 
Schreibens nad) dem Beitimmungsorte, die anderen Beträge werden erit auf Grund 
des vollzogen zurüdfonmenden Behändigungsfcheins von ihm eingezogen. Walls 
die Behändigung nicht ausgeführt werden kann, kommt nur das Porto für die 
Beförderung des Schreibens nadı dem Beitimmungsorte und bezw. die Einfchreib- 
gebühr zum Anſaktz. 
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$ 36. 
Berechtigung des Empfängers zur Abholung der Briefe u. j. w. 


I, Der Empfänger, welcher von der Befugniß, feine Poftjendungen abzu— 
holen oder abholen zu laſſen, Gebrauch machen will, muß folches in einer fchrift- 
lihen Erklärung ausſprechen und diefe Erklärung, in welcher die abzuholenden 
Gegenstände genau bezeichnet ſein müffen, bei der Poitanftalt niederlegen. Die 
ihriftlihe Erklärung muß auf gleiche Weife beglaubigt fein, wie die Vollmacht 
im Falle des $ 34 Abſatz I. Die Aushändigung erfolgt aladann innerhalb der 
für den Geichäftsverfehr mit dem Publikum feitgeiegten Dienftftunden (8 25). 
Die Poftverwaltung ift berechtigt, anzuordnen, daß eine und dieſelbe Perſon fich 
höchſtens zur Empfangnahme der für drei Abholer eingegangenen Poftiendungen 
melden darf. 

II. Infomweit die Poitverwaltung die Beftellung von Padeten ohne Werth: 
angabe, oder von eingejchriebenen Padeten, oder von Sendungen mit Werthan- 
gabe, oder von baaren Gelbbeträgen zu Poftanweifungen übernommen hat, find 
bezüglich der Beitellung : ; 

a) die gewöhnlichen und eingeichriebenen Padete, ſowie die Badete mit Werth: 
angabe und die dazu gehörigen Begleitadrefien, fowie etwaige Mbliefer- 
ungsſcheine, 

b) * Briefe mit Werthangabe nebſt den dazu gehörigen Ablieferungs— 

einen, 
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c) bie Poftanweilungen nebft den dazu gehörigen Gelbbeträgen 
je ald eine zufammengehörige Sendung anzuſehen. 

II. Die mit den Poſten anfommenden gewöhnlichen Briefe, Poſtkarten, 
Drudiahen und Waarenproben müflen für die Abholer eine halbe Stunde nad 
der Ankunft zur Ausgabe geftellt werden, vorausgeſetzt, daß die Abholungszeit 
in die gewöhnlichen Dienftitunden ($ 25) füllt. Cine Verlängerung jener Frift 
it nur mit Genehmigung der oberften Poitbehörde zuläflig. 

IV, Bei eingeichriebenen Briefen und Briefen mit Werthangabe wird zu: 
nächſt nur der Ablieferungsichein, bei gewöhnlichen und eingeichriebenen Padeten, 
fowie bei Padeten mit Werthangabe zunächſt nur die Begleitadreffe bezw. der 
etwaige Ablieferungsichein an den Abholer verabfolgt. Bei Poftanmweifungen 
wird zunächſt nur die Poſtanweiſung ohne den Betrag dem Abholer ausgehändigt. 

V. Die Beitellung erfolgt jedoch, der abgegebenen Erklärung des Empfängers 
ungeachtet, durch Boten der Poſtanſtalt: 

1. wenn der Abfender es verlangt und dieſes Verlangen in der Aufichrift, 

3. B. durd den Vermerk „durch Eilboten“ 2c., ausdrüdlich ausgeiprochen 
hat ($ 21); 

2. wenn es auf die Beitellung von Briefen mit Behändigungsicein ($ 35) 

bezw. auf die Vorzeigung von Poftaufträgen (55 19 und 20) antommt ; 

3. wenn der Empfänger nicht am Tage nad) der Ankunft, oder wenn er 

außerhalb des Drtöbeftellbezirt3 der Poſtanſtalt wohnt, nicht innerhalb 
der nächſten drei Tage den zu beitellenden Gegenſtand abholen läßt. 


$ 37. 


Aushändigung der Sendungen nad) erfolgter Behändigung der Begleitadrefien und der Ab— 
lieferungsicheine, jowie Auszahlung baarer Beträge. 

l. Die Aushändigung der gewöhnlichen Padete, ſoweit diejelben dem 
Empfänger nicht in die Wohnung beitellt werben, erfolgt während ber Dienft- 
Hunden in der Poftanftalt an denjenigen, welcher fich zur Abholung meldet und 
die zu dem Packet gehörige Begleitadrefle zuridgibt. 

II. Eingeichriebene Sendungen und Sendungen mit Werthangabe, ferner 
bei Boftanmweifungen die auszuzahlenden Geldbeträge, werden, injofern die Ab— 
bolung von der Poft erfolgt, an denjenigen ausgehändigt, welcher der Boitanitalt 
den mit den Namen des Empfangsberehtigten unterichriebenen Ablieferungsichein, 
die quittirte Poft:Padetadreife oder bezw. die unterfchriebene Poſtanweiſung über: 


. bringt und aushändigt. 


|; 
j 
I 


b 


| 


IM. Eine Unterfuhung über die Echtheit der Unterfchrift und des etwa hin— 
zugefügten Siegeld unter dem Ablieferungsicheine u. ſ. w., ſowie eine weitere 
Prüfung der Berechtigung desjenigen, welcher dieſen Schein u. |. w. überbringt, 
liegt der Boftanftalt nad) $ 49 des Gejeges über das Poſtweſen nicht ob. 

8 38. 
Nachſendung der Boftiendungen. 

I. Hat der Empfänger feinen Aufenthalt3: oder Wohnort verändert, und tit 
iin nener Aufenthalts- oder Wohnort bekannt, jo werden ihm gewöhnliche 
und eingeichriebene Briefe, Poſtkarten, Drudjahen und Waarenproben, ferner 
Voſtanweiſungen nachgeiendet, wenn er nicht eine andere Beitimmung getroffen 
bat. Dasfelbe gilt von den Poftaufträgen nebſt ihren Anlagen, falls der Ab: 
ſender nicht die jofortige Rüdiendung oder die Weitergabe zur Protefterhebung 
eder die Abjendung an eine andere, namentlich bezeichnete Perion verlangt hat 

34* 


— 
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Il. Bei Padeten, bei Briefen mit Werthangabe, ſowie bei Briefen mit Nach— 
nahme, erfolgt die Nachlendung nur auf Verlangen des Abfenderö ober, bei vor: 
handener Sicherheit für Porto und Nachnahme, auch des Empfängers 

III. Für Vadete, für Briefe mit Werthangabe und für Briefe mit Nach— 
nahme wird im Falle der Nachſendung das Porto und bezw. auch die Werficher: 
ungögebühr von Beltimmungsort zu Beſtimmungsort zugeichlagen ; der Porto: 
zuichlag von 10 Pf. wird jedoch für die Nachſendung nicht erhoben. Für andere 
Sendungen findet ein neuer Anja nicht Statt. Einſchreib-, Poſtanweiſungs-, 
Poftauftragd: und Pojtnachnahme-Gebühren werben bei der Nachſendung nid 
noch einmal angejegt. 

IV. Wenn eine Perſon, welche eine Zeitung bei einer Poftanftalt bezieht, 
im Laufe der Bezugszeit die Ueberweiſung der Zeitung auf eine andere Poſt— 
anftalt verlangt, fo erfolgt die Weberweilung gegen eine Gebühr von 50 Pr. 
Die Ueberweilungsgebühr fommt ebenjo oft in Anfas, wie der Bezieher im Laufe 
der Bezugdzeit die Beſtimmungs-Poſtanſtalt gewechjelt zu jehen wünſcht. In: 
fofern jedoch die Zeitung wieder nach dem Orte überwielen wird, an welchem der 
Bezug uriprünglich ftattgefunden hat, ift für die desfallfige Heberweifung eine 
nochmalige Gebühr nicht zu erheben. 


8 39, 

Behandlung unbejtellbarer Poſtſendungen am Beitimmungßorte. 

l. Poſtſendungen find für unbeftellbar zu eradten: 

1. wenn ber Empfänger am Beitimmungsorte nicht zu ermitteln und 
die Nachſendung nad den Vorſchriften im $ 38 nicht möglich oder 
nicht zuläffig iſt; 

. wenn die Annahme verweigert wird; 

. wenn die Sendung mit dem Vermerk „voftlagernd“ verjehen ift und 
nicht innerhalb eines Monats, vom Tage de3 Eintreffend an gerechnet, 
von der Poſt abgeholt wird; 

4. wenn es fih um eine Sendung mit Poſtnachnahme handelt, aud 
wenn fie mit „poftlagernd“ bezeichnet ift und die Sendung nidt 
innerhalb 7 Tagen nad ihrer Ankunft am Beltimmungsorte ein 
gelöft wird; 

5. wenn bei Poftanweifungen innerhalb 7 Tagen nad) ihrer Beſtellung 
ohne den Geldbetrag oder nach ihrer Abholung der Geldbetrag nicht 
in Empfang genommen wird; 

6. wenn die Sendung Looſe oder Anerbietungen zu einem Glüdsipiele 
enthält, an welchem der Empfänger nad) den betreffenden Geſetzen ſich 
nicht betheiligen darf, und wenn eine ſolche Sendung jofort nah ge 
ichehener Gröffnung an die Poſt zurücgegeben wird, 

Il. Bevor in dem Falle zu Abiag I Punkt 1 eine mit einer Begleitadreile 
verfehene Sendung deshalb als unbeitellbar angeiehen wird, weil mehrere dem 
Empfänger gleihbenannte Perionen im Orte fich befinden und der wirkliche Em: 
pfänger nicht ficher zu untericheiden ift, muB eine Unbeitellbarfeitö-Meldung, unter 
Beifügung der Begleitadreffe nah dem Nufgabeorte gejandt werden, um den Ab: 
fender, wenn derielbe ermittelt werden kann, zur näheren Bezeihnung des Em: 
pfängers zu veranlafien. 

Für die Beförderung der Umnbeftellbarkeits:Meldung und der zu ertheilenden 
Antwort an die Poftanftalt am Beitimmungsort der Sendung hat ber Abiender 
die PBortofoften mit 20 Pf. zu entrichten. Verweigert der Abjender die Zahlung, 


t 
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jo wird feiner etwaigen Beitimmung über die Sendung feine Folge gegeben. In 
diefem alle, ſowie wenn der Abjender innerhalb einer Frift von 7 Tagen eine 
Erklärung nicht abgibt, wird die Sendung nad dem Aufgabeorte zurüdgeleitet. 

II, Alle anderen Roftiendungen find, wenn fie als unbeftellbar erfannt wor: 
den, ohne Verzug nah dem Aufgabeorte zurüdzufenden. Nur bei Sendungen, 
die einem fchnellen Werderben unterliegen, muß, Sofern nad dem Ermeffen der 
Poftanftalt des Beltimmungsorts Grund zu ter Beſorgniß vorhanden tft, daß 
das Verderben auf dem Rüdwege eintreten werde, von der Nüdjendung abgefehen 
werden und die Veräußerung des Inhalts für Rechnung des Abſenders erfolgen. 

IV. In allen vorgedadten Fällen ift der Grund ber Zurüdjendung oder 
eintretendenfalld, daß und weßhalb die Veräußerung erfolgt fei, auf dem Briefe, 
bezw. auf ber Begleitadrefie zu vermerfen. 

V. Die zurüdzufendenden Gegenftände dürfen nicht eröffnet fein. Eine Aus: 
nahme hiervon tritt nur ein bezüglich derjenigen Briefe, welche von einer mit 
dem Empfänger gleichnamigen Perſon irrthümlich geöffnet worden, und bezüglich 
der im Abfag I unter 6 bezeichneten Briefe. Bei irthümlicher Eröffnung von 
Briefen durch gleichnamige Perſonen ift übrigen®, fofern dies möglich ift, eine 
von biefen Perfonen jelbit unter Namensunterichrift auf die Rückſeite des Briefes 
niebergeichriebene bezügliche Bemerkung beizubringen. 

vi. Wenn Abfender gewöhnlicher oder eingefchriebener Packete im Falle der 
Unbejtellbarfeit derjelben die fofortige Rückſendung vermieden zu ſehen wünfcen, 
fo ift feitend der Abjender auf der Vorderfeite der Begleitabrefje in herportretender 
Meile der Vermerk: „Wenn unbeftellbar, Nachricht” niederzufchreiben, ſowie Name 
und Wohnung anzugeben. Der Vermerk kann auch mittel3 Stempelabbruds oder 
durch Typendruck hergeftellt werden. Bleibt ein ſolches Padet demnähft am Be- 
ftimmungsorte unbeitellbar, fo muß die Boftanftalt des Beſtimmungsortes eine 
Unbeftellbarfeit3:Meldung an die Aufgabe Bojtanftalt erlaffen. Lettere hat dem: 
nächit bei dem Abjender anzufragen, ob dad Padet zurüdgeihidt oder an eine 
andere Berion, fei es an demielben oder an einem anderen Orte des Deutichen 
Reichs, ausgehändigt werden fol. Auf Grund der Beitimmung des Abjenders 
ift die Unbeftellbarfeits - Meldung von der Aufgabe: Poftanftalt zu beantworten. 
Für die Beförderung der Meldung und der auf diefelbe an die Beſtimmungs— 
Poſtanſtalt abzulaffenden Antwort hat der Abiender die Portokoſten mit 20 Pf. 
zu entrichten, Sofern der Abjender die Zahlung verweigert oder feine Erflärung 
nicht innerhalb 7 Tagen nah) Empfang der Benachrichtigung bei der Aufgabe: 
Poftanitalt abgibt, wird die Rückſendung des Padet3 nad) dem Mufgabeorte ver: 
anlaßt. 

Iſt das Padet auch dem zweiten Empfänger gegenüber unbeftellbar, fo fann, 
wenn der Abiender ein bezigliched Verlangen ausgeiprochen hat, vor der Nüd- 
fendung noch einmal in derielben Weiſe die anderweite Beftimmung des Abſenders 
durch die Poftanftalt eingeholt werden. Sollte alddann die Beitellung an den 
dritten Empfänger ebenfalls nicht ftattfinden können, fo muß die Rüdiendung ein- 
treten. Die Bezeichnung mehrerer Perionen, welchen das Padet im Falle ber 
Unbeftellbarfeit der Reihe nad zuzuführen ſei, iſt nicht geftattet. 

VII Für zurüdzujendende Padete, Briefe mit Werthangabe und Briefe mit 
Poftnahnahme ift das Porto, bezw. auch die Verfiherungsgebühr für die Hin- 
und für die Rüdjendung zu entrichten; der Portozufchlag von 10 Pf. wird jedoch 
für die Nüdjendung nicht erhoben. Für andere Gegenftände findet ein neuer 
Anſatz nit ftatt. Einſchreib-, Poſtanweiſungs-, Poſtauftrags- und Poſtnach— 
nahme-Gebühren werden bei der Rückſendung nicht noch einmal angeſetzt. 
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g 40. 


Behandlung unbejtellbarer Boitiendungen am Aufgabeorte. 

I, Die nad) Maßgabe des $ 39 unbeftellbaren und deßhalb nad) dem Ab: 
gangsorte zurüdgehenden Sendungen werden an ben Abſender zurüdgegeben. 

I. Bei der Beitellung und Behändigung einer zurüdgefommenen Sendung 
an den ermittelten Abjender wird nach den für die Beitellung und Aushändigung 
einer Sendung an den Empfänger gegebenen Vorſchriften verfahren. Der über 
eine Sendung dem Abjender ertheilte Einlieferungsichein muß bei der Wieberaus- 
bändigung der Sendung zurüdgegeben werden. 

II. Kann die Poftanftalt am Abgangsorte den Abjender nicht ermitteln, jo 
wird die Sendung an die vorgelegte Ober-Poſtdirektion eingefandt, welche diejelbe 
mitteld Stempeld als unbeftellbar zu bezeichnen und durd Eröffnung den Abjender 
zu ermitteln hat. Die mit der Eröffnung beauftragten, zur Beobachtung Itrenger 
Berichwiegenheit beſonders verpflichteten Beamten nehmen Kenntniß von der Unter: 
ichrift und von dem Orte, müffen jedoch jeder weiteren Durchſicht fi) enthalten. Die 
Sendung wird hiernächſt mittels Siegelmarfe oder Dienftfiegeld, welche eine ent- 
ſprechende Inſchrift tragen, wieder verichloffen. 

IV. Wenn der Abfender ermittelt wird, derjelbe aber die Annahme verweigert, 
oder innerhalb 14 Tagen nad) Behändigung der Begleitadreffe oder des Abliefe— 
rungsfcheins oder der Poftanweifung bie Sendung bezw. den Geldbetrag nicht 
abholen läßt, fo fünnen die Gegenstände zum Beten der Poltarmen bezw. Poſt— 
Unterftügungstaffe verkauft bezw. verwendet, Briefe und die zum Verfauf nit 
geeigneten werthlofen Gegenftände aber vernichtet werben. 

V. Iſt der Abfender nicht zu ermitteln, fo werben gewöhnliche Briefe und 
die zum Verkauf nicht geeigneten werthlojen Gegenstände nach Verlauf von drei 
Monaten, vom Tage des Eingangs berielben bei der Ober-Boftdireftion gerechnet, 
vernichtet ; dagegen wird 

1. bei eingeichriebenen Sendungen, ferner bei Briefen mit Werthangabe, oder 

bei Briefen, in denen ſich bei der Eröffnung Gegenstände von Werth vor: 
gefunden haben, ohne daß biefer angegeben worben war, ſowie bei Polt- 
anmweifungen, 

2. bei Padeten mit oder ohne Werthangabe 
der Abſender öffentlich aufgefordert, innerhalb vier Wochen die unbeftellbaren 
Gegenftände in Empfang zu nehmen. Die zu erlaflende öffentlihe Aufforderung, 
welche eine genaue Bezeichnung des Gegenstandes unter Angabe des Abgangs« 
und Beitimmungsorts, der Perſon des Empfänger und des Tages der Ein: 
lieferung enthalten muß, wird durch Aushang bei der Poſtanſtalt des Abgang? 
orts und durch einmalige Einrückung in ein bazu geeignetes amtliches Blatt 
befannt gemadht. 

VI. Inzwiſchen lagern die Sendungen auf Gefahr des Abſenders. Sachen, 
welche dem Verberben ausgelegt find, fünnen fofort verfauft werden. 

VII. Bleibt die öffentliche Aufforderung ohne Erfolg, fo werben die Sachen verkauft. 

VIII. Sind unbeftellbare Sendungen in einem fremden Poftgebiete zur Poit 
gegeben, jo werben fie dorthin zurückgeſchickt, und es bleibt das weitere Verfahren 
der fremden Poſtanſtalt überlaflen. 


41. 
Laufichreiben wegen Poſtſendungen. 


I. Die Gebühr für den Erlaß eines Lauffchreibens bezüglich einer zur Polt 
gelieferten Sendung beträgt 20 Pf. 


— ——— 
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I. Für Lauffchreiben wegen gewöhnlicher Briefe, Poſtkarten, Drudjachen 
ober Waarenproben foll biefe Gebühr erſt nachträglich und nur in denjenigen 
Fällen erhoben werben, in welchen die richtig erfolgte Aushändigung der Sendung 
an den Empfänger feltgeftellt wird. 

II. Für Lauffchreiben wegen anderer Sendungen ift die Gebühr vor dem 
Erlaß des Lauffchreibens zu entrichten; die Nüderftattung erfolgt, wenn fich 
ergibt, daß die Nachfrage durch Verſchulden der Poſt herbeigeführt worden ift. 

IV, Für Laufichreiben, welche portofreie Sendungen betreffen, wird eine 
Gebühr nicht erhoben. 

8 42. 
Nadlieferung von Zeitungen. 

Bei verfpätet erfolgender Beitellung auf Zeitungen ift, wenn bon dem Be: 
zieher die Nachlieferung ber für die Bezugszeit bereitö erichienenen Nummern einer 
Zeitung gewünicht wird, für das an die Zeitungd-Verlags-Poitanftalt wegen der 
Nachlieferung abzulafiende befondere Beitellichreiben das Franfo von 10 Pf. zu 
entrichten. Ebenſo ift, wenn Bezieher von Zeitungen die nochmalige Lieferung 
einzelner ihnen fehlender Nummern der Zeitung verlangen, für das diejerhalb an 
die Verlags-Poſtanſtalt zu richtende poftamtliche Schreiben das Franfo von 10 Pf. 
zu erlegen. 

8 43. 


Verkauf von Roftwerthzeichen. 
a) Freimarken. 
I. Die Freimarken werden zu dem Nennmwerthe des Stempel3 an dad Publikum 
abgelaffen. 
b) Gejtempelte Briefumjchläge. 
II. Der Verkaufspreis der geftempelten Briefumschläge beträgt, einfchließlich 
der Herftellungsfoften, 11 Pf. für das Stüd. 
©) Geftempelte Roftlarten und Poſtanweiſungen. 


111. Die geitempelten Poſtkarten und Poitanmweifungen werden zu dem Nenn: 
werthe des Stempels an dad Publitum abgelafien. 


d) Gejtempelte Streifbänber. 

IV. Bei einzelnen größeren PBoftanftalten werben geitempelte Streifbänder 
zu 3 Pf. zum Verkauf geftellt. Der Abſatz findet nur in Mengen von 100 Stüd 
ftatt, und zwar mit einem Zuſchlage von 35 Pf. für je 100 Stück. 

e) Abitempelung von Briefbogen, Briefumſchlägen EStreifbändern und Poſtkarten 

für Brivatperjonen. 

V. Die Anftalt, in welcher die Poftwerthzeihen hergeftellt werben, über: 
nimmt die Abftempelung von Briefbogen, Briefumichlägen, Streifbändern und 
Poſtkarten mit dem Freimarfenftempel für das Publitum unter den bei jeder Pojt- 
anftalt zu erfragenden näheren Bedingungen. 

VI. Außer Kurs geſetzte Poftwerthzeichen werben innerhalb ber durch ben 
Deutichen Reichs-Anzeiger und andere öffentlihe Blätter bekannt zu machenden 
Frift bei den Poftanftalten zum Nennwerth gegen giltige Poftwerthzeichen ums 
getaufht. Nach Ablauf der Frift findet ein Umtauſch micht mehr ftatt. Die 
Reichd-Poftverwaltung ift nicht verbunden, Poſtwerthzeichen baar einzulöfen. 

VII. Die Verwendung der aus geftempelten Briefumichlägen, Boftanweifungs- 
formularen, Poſtkarten und Streifbändern ausgeſchnittenen Brantoftempel zur 
Franfirung von Poftfendungen ift nicht zuläffig. 
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Zum Umtausch in den Händen des Publitumd unbraudbar gewordener Bott: 
werthzeichen (Freimarken, geftempelter Briefumschläge, Poftanweifungsformulare, 
Poſtkarten und Streifbänder) ift die Poftverwaltung nicht verpflichtet. 


8 44. 
Entridtung des Portos und der fonftigen Gebühren. 

I. Die Poftiendungen können, fofern nicht das Gegentheil ausdrücklich be: 
ftimmt ift, nach der Wahl des Abſenders frankirt oder unfrantirt zur Poſt ein: 
geliefert werden. Zur Frankirung der durch die Brieffaften einzuliefernden Gegen: 
ftände ($ 24 Abſ. II) müflen Poftwerthzeichen benugt werben. 

I. Reicht das am NAbgangdorte entrichtete Franko nicht aus, fo wird der 
Ergänzungöbetrag und bezw. dad Zuſchlagporto vom Empfänger erhoben. Bei 
gewöhnlichen Briefen, Waarenproben und Drudjahen, fowie bei allen Sendungen 
vom Auslande, gilt die Verweigerung der Nachzahlung des Portos für eine Ber: 
weigerung der Annahme des Briefes x. Bei anderen Sendungen fann ber 
Empfänger die Auslieferung ohne Portozahlung verlangen, wenn er den Abiende: 
namhaft maht und bezw. den Briefumichlag oder eine Abichrift davon zurüd: 
zunehmen geftattet. Der fehlende Betrag wird alsdann vom Abſender eingezogen. 

Il. Sendungen, welche mit Poſtwerthzeichen einer fremden Poftverwaltung 
franfirt aufgeliefert werden, find al3 unfrantirt zu behandeln und die Boftwerth: 
zeichen als ungiltig zu bezeichnen. 

IV, Wird die Annahme einer Sendung von dem Gmpfänger verweigert, 
oder kann ber Empfänger nicht ermittelt werben, fo ift der Abfender, felbit wenn 
er die Senbung nicht zurüdnehmen will, verbunden, das Borto und die Gebühren 
zu zahlen. 

V. Für Sendungen, welche erweislich auf der Poft verloren gegangen find, 
wird fein Porto gezahlt und das etwa gezahlte eritattet. Dasjelbe gilt von 
ſolchen Sendungen, deren Annahme wegen vorgefommener Beichädigung vom 
Empfänger verweigert wird, infofern die Beihädigung von ber Poftvermaltung 
zu bertreten ift. 

VI. Hat der Empfänger die Sendung angenommen, jo ift er, fofern im 
Borftehenden nicht ein Anderes beitimmt ift, zur Entrichtung des Portos und 
ber Gebühren verpflichtet und kann ſich davon durch fpätere Nüdgabe der Sendung 
nicht befreien. Die Reichs- und Staatöbehörden find jedoch befugt, aud nah 
erfolgter Annahme und Eröffnung portopflichtiger Sendungen die Briefumſchläge 
zu dem Zwede an die Poftanftalt zurüdzugeben, dad Porto von dem Abſender 
nachträglich einzuziehen, bezw. bei Padeten fich dieferhalb jchriftlih an die Poſt— 
anftalt zu wenden. 

VI, In Fällen, in welden dad Porto geſtundet wird, ift dafur monatlid 
eine Stundungdgebühr zu erheben. Diejelbe beträgt 5 Pf. für jede Mark oder 
den überjchießenden Theil einer Markt, mindeften® aber 50 Pf. Wenn in 
einem Monat Porto nicht zu ftunden geweſen tft, fo wird eine Gebühr nidt 
erhoben. 

VIN. In denjenigen Fällen, in welden auf Antrag des Betheiligten zur 
Vermittlung der Abgabe ber für ihn eingehenden bezw. der Einlieferung der von 
ihm abzufendenden gewöhnlichen Briefe, Poſtkarten, Drudfahen, Waarenproben 
und Zeitungen mit den vorbeifahrenden Poften verfchloffene Tafchen befördert 
werden, ift für dieſe Vermittelung eine Gebühr von 50 Pf. für den Monat 
zu erheben. 
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Abſchnitt 11. 
Eftafettenfendungen. 


8 45. 


a) Annahme. 

I. Briefe und andere Gegenstände können zur eitafettenmäßigen Beförderung 
nur bei jolhen Bojtanftalten eingeliefert werben, weldye an Orten mit Eitafetten: 
Station fich befinden oder welche an Gilenbahnen liegen, deren Züge zur Beför— 
derung der eingeliefertien Sendung zweckmäßig benugt werden können. 

Il. Sendungen, welche ausfchlieglid auf der Eifenbahn zu befördern find, 
werben zur eftafettenmäßigen Beförderung nicht angenommen. 


b) Gewicht und Beichaffenheit. 

m. Mit Ejtafetten werden nur Gegenftände bis zum Gelammtgewicht von 
10 Kilogramm befördert. Briefe bis zum Gewicht von 250 Gramm müfjen in 
haltbares Papier eingeichlagen, fchwerere Briefe und Padete aber in Wachslein— 
wand verpadt, auch müfjen die Briefe und Padete in einer jolden Form zur 
Poſt eingeliefert werden, daß fie in der Gitafettentafche Raum finden. 

IV. Die Auffchrift muß den Beſtimmungen des $ 5 entiprecen. 

V, Eine Werthangabe ift bei Eftafettenfendungen nicht zuläflig. 

VI. Ueber die Citafettenfendung erhält der Abſender einen Einlieferungs— 
Schein. 

c) Beförderungsweiſe. 

VIl. Die Beförderung geihieht zu Pferde oder mittel Kariold. Eijenbahn- 
züge werben, infofern der Abjender nicht eine andere Beförderungsweiſe verlangt 
hat, benußt, wenn berechnet werden fann, daß die Gitafettenfendungen mit ben: 
jelben ihren Beftimmungsort eher oder wenigitend eben jo früh erreichen, wie bei 
der Beförderung zu Pferde. 


d) Beitellung am Beitimmungsorte. 

VII. Die durch Gftafette eingegangenen Gegenstände müſſen ohne Verzug 
beitellt werden, fofern vom Abiender oder Empfänger nicht ein Anderes beftimmt 
ft. Sie müſſen derjenigen Perſon behändigt werden, an melde die Aufichrift 
lautet. Wird dies durch bejondere Umſtände verhindert, jo fann die Aushändig- 
ung an Haus- und Geichäftöbeamte oder erwachſene yamilienglieder des Empfängers 
geihehen. Der Abnehmer muß dem Weberbringer quittiren und die Stunde bed 
Empfanges befcheinigen. 


e) Zahlungsjäge für Eftafetten, welche zu Pferde oder mitteld Kariols befördert werden. 

IX. Für jeden Gegenitand 2c. ift das Porto und für jede Eitafette außer: 
dem eine Abfertigungdgebühr von 1 Markt 50 Pf. zu entrichten. 

X. Nur die Poftanftalt des Abjendungsorts, oder,. wenn die Citafette aus 
einem fremden Poſtgebiete fommt, die zuerft berührte Poſtſtation, ift zur Anſetzung 
der Abfertigungsgebühr berechtigt 

Xl. Die Zahlung für ein Eftafettenpferd, einichließlich des etwa zu benugenden 
ſtariols, erfolgt nach demjelben Sate, welcher für ein Kurierpferd beftimmt- ift 
(fiehe 8 59 Abf. D. | 

AU. Das etwaige Wegegeld, ſowie jonftige Wege: 2c. Abgaben werden nad) 
den betreffenden, zur öffentlichen Kenntniß gebraten Tarifen erhoben. 

XI. Die NRittgebühren werden nach der poftmäßigen Entfernung auf dem 
wirklich Zu benugenden Wege berechnet. 
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XIV. Bei Cftafetten nah Orten, melde weniger als fünfzehn Stilometer 
entfernt find, erfolgt die Berechnung der Gebühren nad) den im 8 59 für Extta— 
poften 2c. vorgeſchriebenen bezüglihen Grundfägen. 

XV. Wünjcht der Abfender einer Eftafette, welche nur bis zur nächſten Station 
oder nad einem Drte geht, der ohne Pferdewechſel erreicht werben fann, die Rüd: 
beförberung der Antwort durch den Boftillon, welcher die Citafette überbracht hat: 
jo ift diefes zuläffig, wenn der Poſtillon den Nüdritt innerhalb ſechs Stunden 
nad) jeiner Ankunft antreten fann und zwiſchen der Ankunft und dem Rüdritt 
mindeſtens eine Ruhezeit von der Dauer der einfachen Beförderungsfriſt gewährt 
wird. Der Abſender der Eftafette muß feinen Wunjch aber gleich bei Aufgabe 
derjelben der Poftanftalt zu erfennen geben. Für den Nüdritt wird dann bie 
Hälfte der Rittgebühren entrichtet. 

XVI. Die Erhebung des Wegegeldes und der jonftigen Wege: 2c. Abgaben 
geichieht im Falle der Rüdbenugung (Ab. XV) ſowohl für den Hin= ala aud für 
den Rückweg. Die Abfertigungsgebühr ift dagegen nur einmal zu entrichten. 

XV. Für die Beftellung einer jeden mit Eſtafette eingehenden Sendung 
werden am Beitimmungsorte 50 Pf. erhoben. 

f}) Zahlungsſätze für Eftafetten, welche auf der Eifenbahn befördert werden. 

XVII. Für die ftredenweife Beförderung von Eftafettenfendungen auf Eijen- 
bahnen werden, wenn wegen mangelnder Poftbegleitung ein beſonderer Begleiter 
R Sicherung der Sendung mitgegeben werden muß, an Begleitungsfoften 
erhoben: 

a) das Perfonengeld für die Hinreife des Begleiterd auf einem Plage dritter 

Stlafle, oder wenn mit bem betreffenden Zuge Perfonen in der britten 
Klafje nicht befördert werden, auf einem Pla der vorhandenen nädit 
höheren Klaſſe, 

b) das Perfonengeld für die Rückreiſe des Begleiterd auf einem Plage dritter 

Klaſſe, 

c) die Tagegelder des Begleiters für jeden angefangenen Tag, welcher zur 
Hinreife des Begleiterd und zur Rückreiſe deöjelben mit dem nächſten 
Zuge erforderlich ift. 

g) Berichtigung der Koſten. 

XIX. Der Abjender einer Eftafettenfendung muß fämmtliche Koften, mit 
Ausnahme des Beitellgeldes, bei der Abjendung bezahlen. Können diefelben von 
der abjendenden Poftanjtalt nicht genau angegeben werben, jo muß ein ange 
meffener Geldbetrag hinterlegt werben. 


Abſchnitt III. 
Perfonenbeforderung mittels der Poſten. 
8 46. 

Meldung zur Reije. 

I. Die Meldung zur Neife mit den ordentlichen Poſten kann ftattfinden: 
a) bei den Pojftanftalten, oder 
b) bei den unterwegs belegenen Halteftellen, welche von den Ober-Poſt— 
direftionen Öffentlich befannt gemacht werben. 
a) Bei den Roitanftalten. 

II. Bei den Poftanftalten kann die Meldung früheftens acht Tage vor dem Tage 
der Abreife und jpätefteng bei Schluß der Poſt für die Perfonenbeförderung geſchehen. 
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II. Der Schluß ber Poft für die Perfonenbeförderung tritt ein: 
wenn im Dauptiwagen oder in den bereitö geftellten Bei wagen noch Plätze 
offen find: fünf Minuten, und 
wenn dieſes nicht der Fall ift, jondern die Geftellung von Beiwagen er: 
forderlih wird: fünfzehn Minuten 
vor der feitgefesten Abgangszeit der betreffenden Poſt. 

IV. Die Meldung muß innerhalb der für den Geichäftöverfehr mit dem 
Publikum beitimmten Dienjtitunden ($ 25) geichehen, fann aber, wenn die Poſt 
außerhalb der Dienftitunden abgeht, auch noch gegen die Zeit der Abfertigung 
der betreffenden Poſt erfolgen. Uebrigens darf die Meldung — über die ge 
wöhnlihe Schlußzeit der Poft für die Verfonenbeförderung hinaus — ausnahms— 
weile noch unmittelbar biß zum Abgange der Poſt ftattfinden, infofern dadurch die 
pünftlihe Ablendung derjelben nad) dem Ermeſſen der Boftanftalt nicht verzögert wird. 

V. Erfolgt die Meldung bei einer Poſtanſtalt mit Station, jo fann die 
Annahme nur dann wegen mangelnden Plage beanstandet werden, wenn zu der 
betreffenden Poft Beimagen überhaupt nicht geftellt werden und die Pläße im 
Hauptwagen ſchon vergeben oder auf ben Unterwegs-Stationen bei Ankunft ber 
Poſt ſchon bejegt find, oder wenn auf ber betreffenden Station nur eine be 
Ihränfte Geſtellung von Beiwagen ftattfindet. 

VI. Erfolgt die Meldung bei einer Poftanftalt ohne Station, fo findet die 
Annahme nur unter dem Vorbehalt ftatt, daß in dem Hauptwagen und in ben 
etwa milfommenden Beimagen noch unbejegte Pläte vorhanden find. 

VI. Bei ſolchen Poften, zu welchen Beiwagen überhaupt nicht geftellt 
werben, können Pläge nach einem vor der nächſten Station belegenen Zwiſchen— 
orte nur inſoweit vergeben werden, als fich bi zum Abgange der Poſt zu den 
vorhandenen Plägen nicht Perſonen gemeldet haben, welche bis zur nächſten 
Station oder darüber hinaus reifen wollen. Doch kann der Reiſende einen vor: 
handenen Plat ſich dadurch fihern, daß er bei feiner Meldung fogleich das Per: 
ſonengeld bis zur nächſten Station bezahlt. 


b) An Halteftellen. 


VI. Die Meldung an Halteftellen kann nur dann berüdjichtigt werben, 
wenn noch unbeſetzte Pläte im Hauptwagen oder in den Beitwagen offen find. 
Der Neifende muß an diejen Halteftellen, wen die Poſt anhält, Sofort einfteigen. 
Sepäd von folhen Neifenden fann nur infoweit zugelaffen werden, als dasjelbe 
ohne Beläftigung der anderen Reifenden im Berjonenraume leicht untergebracht 
werden fann. Die Padräume des Wagens dürfen dabei nicht geöffnet werden, 
auch ift jedes längere Anhalten der Poſt unftatthaft. 

IX. Wünfchen Neifende fi die Beförderung mit der Poft von einer Poft- 
anftalt ohne Station oder von einer Halteftelle ab zu fichern, ſo müſſen fie ſich 
bei der vorliegenden Poftanftalt mit Station melden, von dort ab einen Plak 
nehmen und das entiprechende Perfonengeld erlegen. 


8 47. 
Perſonen, welche von der Reife mit der Roft ausgeſchloſſen find. 
I. Bon der Reife mit der Poſt find ausgeichloffen: 
1. Kranke, welche mit epileptiichen oder Gemüthsleiden, mit anftedenden 
oder Ekel erregenden Uebeln behaftet find, 
' 2. Perſonen, welche durch Trunfenheit, durch unanftändiges oder rohes Be— 
nehmen, oder durch unanftändigen oder unreinlichen Anzug Anftoß erregen, 
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3. Gefangene, 
4. erblindete Perſonen ohne Begleiter und 
5. Perſonen, welde Hunde oder geladene Schießwaffen mit ſich führen. 


8 48. 
Fahrſchein. 

J. Geſchieht die Meldung zur Reiſe bei einer Poſtanſtalt, ſo erhält der 
Reiſende gegen Entrichtung des Perſonengeldes den Fahrſchein. 

Il. Bei durchgehenden Poſten kann die Abfahrtszeit nur mit Rückſicht auf 
die Zeit des Eintreffend der anihliegenden Posten oder Gijenbahnzüge angegeben 
werden, und es liegt dem Reiſenden ob, die möglichft frühe Abgangszeit zur Richt— 
ſchnur zu nehmen. 

Il. Die Nummer des Fahrſcheins richtet ſich nad) der Neihenfolge, in wel: 
cher die Meldung zur Mitreife geichehen tft; doch fteht es Jedermann frei, bei 
der Meldung unter den in Hauptwagen noch unbejegten Plätzen ſich einen be 
ftimmten Plag zu wählen. 

IV. Berfonen, die fih an Halteftellen gemeldet haben und aufgenommen 
worden find, können einen Fahrſchein erft bei der nächiten Poftanftalt ausgeſtellt 
erhalten, und haben das Perjonengeld bei diefer Poftanftalt, oder, wenn fie nicht 
fo weit fahren, an den Poſtſchaffner oder Poſtillon zu entrichten. 


8 49. 
Grundiäge der Berjonengeld-Erhebung. 


I. Das Perfonengeld wird erhoben, entweder 
a) nad der von dem Reiſenden mit der Bolt zurüdzulegenden Entfernung, 
unter Anwendung des bei dem Kurſe für das Silometer angeordneten 
Satzes, oder 
b) nad dem für einen beitimmten Kurs angeorbneten befonderen Sate. 

II. Das Perfonengeld kommt bei der Meldung bis zum Beitimmungsorte 
zur Erhebung, jofern Diefer auf dem Kurfe liegt und fich dafelbft eine Poftanitalt 
befinbet. 

I. Will der Reifende feine Reife über den Kurs hinaus oder auf einem 
Seitenfurie fortiegen, jo fann das Perſonengeld nur bis zu dem Endpunfte oder 
bis zu dem lebergangspunfte des Kurſes erlegt werden; der Reiſende fann aud 
nur bis zu diefen Punkten den Fahrichein erhalten und muß fich dort wegen 
Fortjegung der Reife von Neuen melden und einen Platz löſen, fofern nicht Ein: 
richtungen zur Durcherhebung des Perſonengeldes getroffen worden find. 


a) Bei Reifen nach Zwiſchenorten. 


IV, Für Plätze, welche bei einer Boftanftalt zur Reife bis zu einem zwischen 
zwei Stationen auf dem Kurſe gelegenen Orte (Zwiſchenorte) genommen werden, 
fommt, gleichviel, ob fi in diefem Zwiſchenorte eine Boitanftalt befindet oder 
nicht, das Perionengeld nad der wirklich zurüdzulegenden Stilometerzahl, min 
deitens jedoch der Betrag von 30 Pf., zur Erhebung. 


b) Bei Reifen von Halteitellen aus. 


V. Für die Beförderung von Halteftellen ab wird, fofern die dort zugehenden 
Perſonen fih nit etwa einen Platz von der vorliegenden Station ab gefichert 
haben, das Perfonengeld nad) Maßgabe der wirklichen Entfernung bis zur nächften 
Station, oder wenn die Reifenden jchon vorher an einem Zwiſchenorte abgeben, 
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bis zu dieſem erhoben. In jedem Falle kommt jedoch mindeitend der Betrag 
von 30 Bf. zur Erhebung. 

VI. Wollen an Halteftellen zugegangene Perſonen mit derjelben Poſt von 
der nächſten Station ab weiterbefördert werden, jo haben fie dort den Platz für 
die weitere Reiſe zu löſen. 

ce) Für Kinder. 

VI, Für ein Sind in dem Alter unter und bis zu drei Jahren wird Ber: 
ionengeld nicht erhoben. Das Kind darf jedoch feinen befonderen Wagenplat 
einnehmen, jondern muß auf dem Schooße einer erwacjienen Perjon, unter deren 
Obhut es reiit, mitgenommen werben. 

VIN. Für ein Kind in dem Alter von mehr als drei Jahren iſt das volle 
Perſonengeld zu erheben und ein beſonderer Platz zu beſtimmen. Nehmen jedoch 
Familien einen der abgeſchloſſenen Wagenräume oder auch nur eine Sitzbank ganz 
ein, ſo kann ein Kind bis zum Alter von acht Jahren unentgeltlich, zwei Kinder 
aber können für das Perſonengeld für nur eine Perſon befördert werden, inſo— 
fern die betreffenden Perſonen mit den Kindern ſich auf die von ihnen bezahlten 
Sispläge beichränten. Dieje Vergünitigung fann nur für den Hauptwagen uns 
bedingt, für Beimagen aber nur infomweit zugeitanden werden, ald auf Beibe- 
haltung der uriprünglihen Pläge zu rechnen ift. 


$ 50. 
Erjtattung von Berjonengeld. 

I. Die Erftattung von Perfonengeld an die Reilenden findet ſtets ftatt, 
wenn die Poftanftalt die durch die Annahme des Neifenden eingegangene Ber: 
bindlichkeit ohne dejlen Verſchulden nicht erfüllen fann. Die Erftattung von 
Berionengeld foll aud dann zuläflig fein, wenn der Neifende an der Benugung 
der Poſt aus irgend einem anderen Grunde verhindert ift und die Erftattung 
mindeftend 15 Minuten vor dem planmäßigen Abgange der Poſt beantragt. 

I. Die Eritattung erfolgt gegen Rüdgabe des Fahrſcheins und gegen Quittung 
mit demjenigen Betrage deö Perfonengeldes, welcher von dem Reiſenden für Die 
mit der Poſt noch nicht zurüdgelegte Strede erhoben worden ift. 


$ 51. 


Verbindlichkeit der Reifenden in Betreff der Abreife. 

1. Die Neifenden müffen vor dem Poſthauſe oder an den fonit dazu bes 
fimmten Stellen den Wagen befteigen und an diefen Stellen zu der im Fahr: 
iheine bezeichneten Abgangszeit fich zur Abreife bereit halten, auch den Fahrſchein 
zu ihrem Ausweis bei fi führen, widrigenfall® fie es fich ſelbſt beizumeſſen 
haben, wenn aus dem Grunde, weil fie fih auf das vom Boitillon gegebene 
Zeihen zur Abfahrt nicht gemeldet haben, oder weil fie ſich über ihre Berechtigung 
zur Mitreife nicht ausweilen fünnen, die Ausichließung von der Mit: oder Weiter: 
teile erfolgt und fie des bezahlten Perfonengeldes verluftig gehen. Haben foldhe 
Perfonen Neifegepäd auf der Poſt, jo wird dasjelbe bis zu der Poſtanſtalt auf 
welche der Fahrſchein lautet, befördert und bis zum Cingange der weiteren Be: 
fimmung jeiten® der zurücgebliebenen Perſonen aufbewahrt. 


8 52. 


Pläge der Reiienden. 
I. Die Ordnung der Plätze im Hauptwagen ergibt fi) au& den Nummern 
über den Sigplägen. 


Bi 





II. Bezüglih der Folge der Plätze in den Beimagen gilt als Regel, bat 
zuerft die Eckplätze des Vorderraumes, dann der Vorderbank und der Rückbank 
de Mittelraumes, zulegt in derfelben Neihenfolge die Mittelpläbe kommen. 

III. Geht unterwegs ein Reiſender ab, fo rüden die nad -ihm folgenden 
Perſonen fümmtlih um eine Nummer in dem Hauptwagen und in ben Beiwagen 
vor. Leiſtet ein Neifender bei einem unterwegs eintretenden Wechſel in den 
Plägen auf das PVorrüden Verziht, um den bei feiner Anmeldung gemählten 
oder ihm ertheilten bisherigen Platz zu behalten, jo ift ihm dies, jobald er feinen 
urfprüngliden Plas im Hauptwagen hat, unbedingt, wenn jich jedoch der Plat 
in einem Beimagen befindet, nur jo lange geitattet, ald nah Maßgabe der Ge 
fammtzahl der Reiſenden noch Beiwagen geftellt werden müſſen. Der erledigte 
Plag geht alddann auf den in der Reihenfolge der Fahricheine zunächſt fommen: 
den Neilenden über, dergeltalt, daß bei weiterer Verzichtleiftung der zulegt ein: 
geichriebene Reifende verpflichtet ift, den fonjt ledig bleibenden Plas einzunehmen 
Ein Neifender, welcher auf dad Vorrücken verzichtet hat, fann bei einer ipäteren 
Veränderung in der Perfonenzahl und namentlich, wenn die Beiwagen ganz ein- 
gehen, auf die frühere Reihenfolge feinen Anfpruh machen, jondern nur nad 
der freiwillig beibehaltenen Nummer vorrüden. 


a) Bei dem Augange auf einer unterwegs gelegenen Poſtanſtalt. 

IV. Die bei einer unterwegs geiegenen Poftanftalt hinzutretenden Perjonen 
ftehen den vom Kurſe kommenden und weiter eingefchriebenen Neifenden im ber 
Neihenfolge der Pläge nad. Läßt fih ein mit der Poſt angefommener Reifender 
zu berjelben Poſt weiter einjchreiben, jo verliert er den bis dahin eingenommenen 
Plaß und muß den legten Pla nach den dort hinzutretenden und bereits vor 
ihm angenommenen Reiſenden einnehmen. 


b) Bei dem Uebergange auf einen anderen Kurs. 


V. Reifende, welde von einem Kurſe auf einen anderen übergehen, stehen 
den für den legteren Kurs bereits eingefchriebenen Reiſenden binfichtlich des Plage: 
nad. Etwaige Abweichungen hiervon bei Kurſen mit fremden Poftanftalten, ſowie 
bei jolchen Kurjen, bei welchen eine Durcderhebung des Perſonengeldes jtattfindet, 
richten ih nad den für folche Kurfe gegebenen befonderen Beltimmungen. 

ec) Bei Reifen nach Zwiichenorten. 

VI. Reiſende, welche die Pot nach einem zwiſchen zwei Stationen belegenen 
Orte benugen wollen, müſſen, ſobald durd ihren Abgang unterwegs ein Beiwagen 
eingehen kann, allen bis zur nächſten Station eingeichriebenen Reifenden nad: 
ftehen und die Pläße in den Beimagen einnehmen. 


d) Bei Reifen von Haltejtellen aus. 


VII. Reijende, welche von den Poftichaffnern oder Poftillonen unterwegs an 
Halteftellen aufgenommen worden find, ftehen bei der MWeiterreife über die nächſte 
Station hinaus den bei dieſer zutretenden Reiſenden hinſichtlich des Platzes nad. 

VII. Ueber Meinungsverichiedenheiten zwijchen den Neijenden wegen der von 
ihnen einzunehmenden Pläge hat der abfertigende Beamte der Poſtanſtalt nad 
den vorangeichidten Grundfägen zu enticheiden. Beruhigen fich die Neifenden bei 
dieſer Entiheidung nicht, fo fteht ihnen frei, die nochmalige Erörterung der 
Meinungsverichiedenheit bei dem Worfteher der Poftanftalt nachzuſuchen, fofern 
foldes, ohne den Lauf der Poft zu verzögern, thunlich if. Der getroffenen 
Entſcheidung haben ſich die betreffenden Reiſenden, vorbehaltlich der Beſchwerde, 
zu unterwerfen. 
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8 53. 
Reiſegepäck. 

I. Jedem Reiſenden iſt die Mitnahme ſeines Reiſegepäcks inſoweit unbeſchränkt 
geſtattet, als die einzelnen Gegenſtände zur Verſendung mit der Poſt geeignet ſind 
(vergl. 88 1, 10 und 11). 

II. Kleine NReijebedürfniffe, welche ohne Beläftigung der anderen Reijenden 
in ben Netzen und Taſchen des Wagens oder zwiichen den Füßen und unter den 
Sigen untergebracht werben fünnen, dürfen die Reijenden unter eigener Aufficht 
bei fih Führen. 

II. Anderes Reiſegepäck muß der Poftanftalt zur Verladung übergeben 
werben. Die Uebergabe desjelben von den Reifenden an Poſtſchaffner und Poitillone 
ift an Orten, an welchen ſich Boftanftalten befinden, unzuläffig. Das Reijegepäd 
muß, wenn dafür ein beftimmter Werth angegeben wird, den für andere mit der 
Poſt zu verjendende Werthgegenftände gegebenen Beitimmungen entiprechend ver: 
packt, verfiegelt und bezeichnet fein; die Bezeihnung muß außer dem Worte 
„Reiſegepäck“, den Namen des Neilenden, den Ort, bi zu welchem die Ein- 
ihreibung erfolgt ift, und die Werthangabe enthalten. Bei Reifegepäd ohne 
Werthangabe bebarf es einer Bezeichnung nicht. 

IV. Das Neifegepäd, foweit dasfelbe nicht aus Eleinen Reifebedürfniffen be— 
iteht, muß fpäteften® 15 Minuten vor der Abfahrt der betreffenden Poſt unter 
Borzeigung des Yahrichein bei der Poftanftalt eingeliefert werden. Erfolgt die 
Einlieferung fpäter, fo hat der Neifende auf die Mitbeförderung des Gepäds 
nur dann zu rechnen, wenn durch deſſen Annahme und Verladung der Abgang 
der Poſt nicht verzögert wird. Soweit Neifende von einer Poſt auf die andere 
oder von einem Bahnzuge auf die Poft unmittelbar übergehen, wird das Gepäd 
ſtets umgejchrieben, jo lange es überhaupt noch möglid) ift, den Neifenden zu der 
Veiterfahrt mit der Poſt ohne Verſäumniß anzunehmen. 

V, Der Reiſende erhält über das eingelieferte Neifegepäd eine Beſcheinigung 
(Gepädichein). Der Neifende hat den Gepädichein aufzubewahren. Die Aus- 
lieferung des Reifegepäds erfolgt nur gegen Rüdgabe des Gepädiceins. 


8 54. 
Ueberfradjtporto und Berficherungsgebühr. 


I. Jedem Reiſenden ift auf das der Poſt übergebene Reiſegepäck ein Frei: 
gewiht von 15 Kilogramm bemilligt. 

I. Für dad Mehrgewicht des Reiſegepäcks iſt bei der Ginlieferung Ueber— 
frahtporto zu entrichten. Dasfelbe beträgt nach Maßgabe derjenigen Entfernung, 
welhe der Perjonengeld:Erhebung zum Grunde gelegt wird, für jedes Kilogramm 
oder den überfchießenden Theil eines Kilogramms: 

1. bei Beförderungen bis 75 Kilometer 5 Pf., mindeſtens 25 Pf.; 
2. bei Beförderungen über 75 Silometer 10 Pf., mindeitend 50 Bf. 

MI. Wird der Werth des Neifegepäds angegeben, jo wird die Verſicherungs— 
gebühr für jedes Stücd jelbitftändig erhoben. Dieje Gebühr beträgt ohne Unter: 
ihied der Entfernung und zu jeder Höhe der Werthangabe 5 Pf. für je 300 
Mark oder einen Theil von 300 Mark, mindeſtens jedoch 10 Bf. 

IV. Iſt dad Gepäd mehrerer Neifenden, welche ihre Pläge auf einen Yahr: 
Ihein genommen haben, zufammengepadt, jo ift bei Ermittelung deö Ueberfracht— 
vortos das Freigewicht für die auf dem Fahricheine vermerkte Anzahl von Per: 
fonen nur dann von dem Gejanmtgewicht des Gepäds in Abzug zu bringen, 
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wenn die Perſonen zu einer und derielben Familie oder zu einem und demielben 
Hausftande gehören. 

V. Die Erftattung von leberfrahtporto und Verficherungsgebühr regelt fi 
nad) denfelben Grundjägen, wie die Erftattung von Perfonengeld. 


$ 55. 
Berfügung des Reiſenden über dad Reifegepäd untermweg®. 


I. Dem Reifenden fann die Verfügung über das der Poft übergebene Reiſe— 
gepäd nur während des Aufenthalt an Orten, an welchen ſich eine Bojtanitalt 
befindet, und gegen Rüdgabe oder Hinterlegung des Gepädicheind geitattet 
werden. 

II. Reifende nah) Zwiſchenorten müſſen ihr Reiſegepäck bei der vorliegenden 
Boftanftalt in Empfang nehmen, von wo ab die Pojtverwaltung dafür Gewähr 
nicht mehr leiftet. 


8 56. 
Wartezimmer der Boftanftalten. 


l. Bei den Boftanftalten werden nad) Bedürfniß Wartezimmer unterhalten. 
Der Aufenthalt in den Wartezimmern der Boftanitalt ift den Reiſenden geitattet: 

1. am Abgangsorte: eine Stunde vor der Abgangdzeit, 

2. auf der Reife mit derfelben Poſt: während der Abfertigung auf jeder 

Station, 

3. an den Endpunften der Reiſe: eine Stunde nad der Ankunft, und 

4. beim lebergange von einer Boft auf die andere: während 3 Stunden. 

I. Berjonen, welche die Reifenden zur Poſt begleiten, oder welche die An 
funft der Post erwarten wollen, fann der Aufenthalt in den Wartezimmern mur 
ausnahmsweiſe und in geringer Zahl geitattet werden. 


II. Beſchwerden, welche die Reifenden nicht unmittelbar bei einer Poſtbehörde 
anbringen wollen, fönnen in ein Beichwerbebaudy eingetragen werden. Dieles 
Buch befinder fih im Poſtdienſtzimmer und wird den Neifenden auf Verlangen 
vorgelegt. 


8 57. 
Verhalten der Reifenden auf den Poſten. 


I. Jeder Reiſende fteht unter dem Schutze der Poſtbehörden. 

li. Andererfeitö ift es die Pflicht eines jeden Neilenden, ſich in die zur Auf: 
rehthaltung des Anftandes, der Ordnung und der Sicherheit auf den Poſten 
und in den MWartezimmern getroffenen Anordnungen zu fügen. 

II. Dad Nauen im Poftwagen ift nur geftattet, wenn fich in demfelben 
Raume Perſonen weiblichen Geſchlechts nicht befinden und die anderen Mitreifenden 
ihre Zuftimmung zum Rauchen gegeben haben. 

IV. Reiſende, welche die für Aufrechthaltung des Anftandes, der Ordnung 
und der Sicherheit auf den Poften und in den MWartezimmern getroffenen An: 
ordnnungen verlegen, können — vorbehaltlicy der Beitrafung nach den betreffenden 
Geſetzen — von der betreffenden Poſtanſtalt, unterwegs von dem Boftichaffner, 
von der Mit= oder MWeiterreife auögeichloffen und aus dem Poftwagen entfernt 
werden. Grfolgt die Ausichließung unterwegs, fo haben ſolche Neilende ihr 
Gepäck bei der nächſten Poftanftalt abzuholen; fie gehen des gezahlten Perfonen: 
geldes und des etwaigen Weberfrachtporto’3 verluitig- 
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Abſchnitt IV. 
Ertrapofi- und Aurierbeförderung. 
S 58. 

Allgemeine Bejtimmungen. 


1. Die Geftellung von Ertrapoft: und Kurierpferden kann nur auf denjenigen 
Straßen verlangt werden, auf welchen die Poftverwaltung ed übernommen hat, 
Reifende mit Ertrapoft: und Surierpferden zu befördern. 

I. Auf diefen Straßen erftredt fi die Verpflichtung der Pofthalter zur 
Geitellung von Ertrapoft= und Surierpferden nur auf die Beförderung von Reifenden 
mit ihrem Gepäd. 

II. Ausnahmöweife können jedoch auch zu Fuhren, bei welchen die Beför- 
derung von Gegenftänden die Hauptfadhe ift, Extrapoſt- und Kurierpferde geftellt 
werben, ſofern die Gegenftände von einer Perfon begleitet und beauffihtigt wer: 
den, und ihre Beförderung überhaupt ohne Gefahr und Nachtheil bewerkftelligt 
werden fann. 

IV. Die Poithalter find nicht verpflichtet, zu den eigenen oder gemietheten 
Pferden der Reiſenden Vorſpannpferde herzugeben. 

8 59. 
Bahlungsfäge. 
a) Für die Pferde. 
I. An Pferdegeld ſind für jedes Kilometer zu En 
für ein Ertrapoftpferd . i 20 Pf., 
für ein Kurierpferd : ; i SE- . 
b) Wagengeld. 

II. Das Wagengeld beträgt ohne Unterfhied der Gattung des Wagens ober 
Schlittens für dad Kilometer 10 Pf. 

III. Größere, als vierfigige Wagen oder Schlitten herzugeben, find die Boft- 
halter nicht verpflichtet. 

IV. Die Befugniß, Stationswagen zur Weiterreife über den Punkt hinaus 
zu benugen, wo der nächſte Pferdewechſel Itattfindet, fünnen Neifende nur durch 
ein Abkommen mit dem Bofthalter erlangen, welcher den Wagen herzugeben ſich 
bereit finden läßt, und deflen Sorge es überlaffen bleibt, die Rückbeförderung des 
fedigen Wagens auf feine Koften zu bewirfen. 

c) Beſtellgebühr. 

V. Das Beitellgeld beträgt für jeden Extrapoſt- oder Kurierwwagen auf jeber 
Station 25 Pf. Auf anderen Punkten, als den wirklichen Stationen, findet Die 
Erhebung der Veftellgebühr nicht ftatt. 

d) Schmiergelb. 

VI. Für das Schmieren eines jeden Wagens, der nicht von der Poſt geftellt 
ift, find 25 Pf. zu zahlen. 

e) Erleuchtungskoſten. 

VI. Auf Verlangen der Reifenden find die Vofthalter verpflichtet, die Wagen 
zu erleuchten. Für die Erleuchtung zweier Laternen werben 20 Bf. für jede 
Stunde der vorichriftsmäßigen Beförderungszeit erhoben. Ueberſchießende Mi: 
nuten werden für eine halbe Stunde gerechnet. Die Erleuchtungstoften müffen 
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ftationsweile da, wo die Erleuchtung verlangt wird, von ben Neilenben vor ber 
Abfahrt mit den anderen Gebühren berichtigt werden. 


f) Wegegeld und fonftige Wege ıc. Abgaben. 


VII. Das etwaige Wegegeld, fowie die jonftigen Wege: 2c. Abgaben werben 
nah ben betreffenden, zur öffentlichen Kenntniß gebraten Tarifen erhoben. 
Unentgeltlich hergegebene Mehrbeipannung kommt bei Berechnung des Wegegeldes 
nicht in Betradt. 


g) Poitillonstrintgeld. 


IX. Das Poitillonstrinfgeld beträgt ohne Unterfchied der Beipannung für 
jeden Poftillon für das Kilometer 10 Pf. 


h) Rüdbenugung einer Ertrapoft. 


X. Ertrapoftreifende, die jih am Beltimmungsorte ihrer Neife nicht über 
ſechs Stunden aufhalten, haben, wenn fie mit den auf ber Hinreile benusten 
Pferden bezw. Wagen einer Station die Rüdfahrt bis zu dieſer Station bewirken 
wollen und fi vor der Abfahrt darüber erklären, für bie Rüdfahrt nur die 
Hälfte der nad den Sätzen unter a, b, c und g fich ergebenden Beträge, min: 
deſtens jedoch für die ganze Fahrt die Koften für eine Hinbeförderung von 
15 Kilometern zu entrichten. Eine Entfhädigung für das fehsftündige Still- 
fager des Gefpanns und des Poftillons ift nicht zu zahlen. Zwiſchen der An: 
funft und dem Antritt der Rückfahrt muß den Pferden eine Ruhezeit mindeſtens 
von ber Dauer ber einfachen Beförderungsfrift gerwährt werden. Will der Reifende 
auf der Rüdfahrt eine andere Straße nehmen, al® auf der Hinfahrt, fo wirb die 
ganze Fahrt als eine Rundreiſe angeiehen, auf welche vorstehende Beitimmungen 
nicht Anwendung finden. Bei Hurierreifen ift eine Nüdbenugung der auf ber 
Hinreife verwendeten Pferde bezw. Wagen nicht zuläflig. 


i) Borausbezahlung von Ertrapoft- oder Kurierpferden. 


XI. Neilende fünnen durch Laufzettel Ertrapoft: oder Hurierpferde voraus: 
beftellen. Die Wirkung der Pferbebeitellung beichräntt fih auf 24 Stunden, für 
welche der Reiſende auch bei unterbliebener Benugung der Pferde nur das Warte: 
geld zu zahlen verbunden ift. Im dem Laufzettel muß Ort, Tag und Stunde 
der Abfahrt, die Zahl der Pferde und der Reiſeweg mit Benennung der Stationen 
angegeben, auc bemerkt werden, ob die Reife im eigenen Wagen erfolgt, oder ob 
ein offener, ein ganze oder halbverbedter Stationswagen verlangt wird, jowie ob 
und mit welchen Unterbrechungen bie Reife ftattfinden ſoll. Die Abfafjung folder 
Laufzettel ift Sache des Reiſenden. Die Roftverwaltung hält fih an denjenigen, 
welcher den Laufzettel unterjchrieben hat. ft der Neifende nicht am Orte an: 
ſäſſig oder ſonſt nicht hinlänglich bekannt, fo muß er feinen Stand und Wohnort 
angeben. Für Berörderung eines Laufzettel3 mit den Poſten behufs Norausbe- 
ftellung von Extrapoſt- oder Sturierpferden iſt eine Gebühr nicht zu entrichten. 


k) Wartegeld. 


NIT, Jeder Ertrapoitreifende, welcher fi an einem unterwegs gelegenen 
Orte länger al3. eine halbe Stunde aufhalten will, ift verpflichtet, hiervon der 
betreffenden Poſtanſtalt vor der Abfahrt Nachricht zu geben. Dauert der Aufs 
enthalt über eine Stunde, jo ift von der fünften VBiertelftunde an ein Wartegeld 
von 25 Pr. für Pferd und Stunde zu entrichten. in längerer Aufenthalt als 
24 Stunden darf nicht ftattfinden, 
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XII. Für voraußbeitellte Pferde ift, wenn von benjelben nicht zu der Zeit 
Gebrauch gemacht wird, für welche die Beſtellung erfolgt ift, für Pferd und 
Stunde ein Wartegeld von 25 Pf. auf die Zeit des vergeblichen Wartens 

a) bei weiterher fommenden Reiſenden von ber fiebzehnten Biertelftunde an 

gerechnet, 

b) bei im Orte befindlichen Neifenden von ber fünften Viertelftunde an ge- 

rechnet, 
zu entrichten. 
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I) Abbejtellung von Ertrapoften. 


XIV. Benugt ein im Orte befindlicher Reiſender die beftellten Ertrapoftpferbe 
nicht, jo hat derjelbe, wenn die Abbeitellung vor der Anipannung erfolgt, feine 
Entihädigung, wenn dagegen die Pferde zur Zeit der Abbeitellung bereit3 ange 
fpannt waren, den Betrag bes beitimmungsmäßigen Extrapoſt- zc., Wagens» und 
Trinfgeldes für fünf Kilometer, fowie die Beitellgebühr als Entihädigung zu 
entrichten. 

m) Entgegenfendung von Ertrapojtpferden und Wagen. 


XV. Der Neifende fanı verlangen, daß ihm auf langen oder jonft beſchwer— 
lichen Stationen auf vorhergegangene fchriftliche Beitellung Pferde und Wagen 
entgegengelandt und möglichit auf der Hälfte des Weges, inſofern bort ein Unter: 
fommen zu finden iſt, aufgeltellt werden. Für die Beförderung folcher Beitell- 
ungen mit den Poſten ift eine Gebühr nicht zu entrichten. Die Beitellung muß 
die Stunde enthalten, zu welcher die Pferde nnd Wagen auf dem Umſpannungs— 
orte bereit jein jollen. Trifft der Reiſende ſpäter ein, jo ift von ber fiebzehnten 
Viertelitunde an das beitimmungsmäßige Wartegeld zu zahlen. 

XVI. Für entgegengelandte Ertrapoiten wird erhoben: 

1. das beitimmungsmäßige Ertrapoits 2c., Wagen: und Trinfgeld, 

a) wenn die Entfernung von einem Pferdewechſel zum anderen 15 Silo» 
meter oder mehr beträgt, nach der wirklichen Entfernung, 

b) wenn ſolche weniger ald 15 Stilometer beträgt, nad dem Satze für 
15 Kilometer, 

2. die einfache Beltellgebühr, welche von der Poſtanſtalt am Stationd-Ab- 

gangsorte der Extrapoſt zu berechnen ilt. 


Für das Hinfenden der ledigen Pferde und Wagen wird, wenn mit benz 
felben die Fahrt nach derjenigen Station, wohin die Pferde gehören, zurüdgelegt 
wird, feine Vergütung gezahlt. Geht aber die Fahrt nach irgend einem anderen 
Drte, gleichviel, ob auf einer Poſtſtraße oder außerhalb derielben, jo müſſen ent— 
richtet werben: 

1. für das Hinfenden der ledigen Pferde und Wagen von der Station bis 
zum Orte der Abfahrt die Hälfte des beitinnmungsmäßigen Ertrapoits 2c., 
Wagen: und Trinfgeldes nad) der wirklichen Entfernung, 

2. für die Beförderung des Neilenden der volle Betrag dieler beſtimmungs— 
mäßigen Gebühren, 

3. für das Zurüdgehen der ledigen Pferde und Wagen von dem Orte ab, 
wohin die Ertrapoft 2c. gebracht worden ift, bis zu der Station, zu 
welcher die Pferde gehören, die Hälfte des beitimmungsmäßigen Extra— 
poſt- zc., Wagen» und Trinfgeldes für denjenigen Theil des Rückweges, 
der übrig bleibt, wenn die Entfernung abgerechnet wird, auf welcher die 
Ertrapoft= 2c. Beförderung ftattgefunden bat. 
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n) Ertrapoften ꝛc. auf Entfernungen unter 15 Kilometern. 
XVII. Für Ertrapoften 2c. auf Entfernungen unter 15 $tilometern werden 
die Gebühren für eine Entfernung von 15 Kilometern erhoben. 


0) Ertrapoften zc., welche über eine Station hinaus benugt werden. 

XVII Wenn die Neife an einem Orte endigt, welcher nicht über 10 Kilo: 
meter hinter oder ſeitwärts einer Station liegt, To hat der Reifende nicht nötig, 
auf der legten Poſtſtation die Pferde zu wechleln, vielmehr müſſen ihm auf der 
vorlegten Station die Pferde gleich bis zum Beitimmungsorte gegen Entrichtung 
ber vorgejchriebenen Sätze für die wirflihe Entfernung, jedoch mindeftens für 
15 Kilometer gegeben werben. 

XIX. Geht die Fahrt von einer Station bezw. von einem Eifenbahn-Halte 
punfte ab und über eine Station hinaus, welche nicht über 10 Kilometer vom 
Abfahrtsorte entfernt Liegt, fo kann über diefe Station ohne Pferdewechſel eben: 
fall3 gegen Entrichtung der vorgeichriebenen Sätze für die wirkliche Entfernung, 
jedoch mindeltens für 15 $tilometer, hinausgefahren werben. 

p) Extrapofttarif. 

XX. In dem Pojtdienftzimmer einer jeden zur Geftelung von Ertrapoft: 

ober Hurierpferben bejtimmten Station befindet ſich ein Ertrapofttarif, deſſen Bor: 


legung der Reifende verlangen und aus welchem derjelbe den für jede Station 
zu zahlenden Betrag des Poftgeldes und aller Nebenkoften eriehen kann. 
8 60. 
Zahlung und Quittung. 

Il. Die Gebühren für die Ertrapofte und Kurierreifen müſſen, mit Ausihluf 
des Trinfgeldes, welches erſt nach zurüdgelegter Fahrt dem Poſtillon gezahlt zu 
werden braucht, in der Negel ftationämweife vor der Abfahrt entrichtet werden. 

II. Jedem Reifenden muß über die gezahlten Grtrapoit= 2c. Gelder und 
Nebenkoften unaufgefordert eine Quittung ertheilt werden. Der Reiſende muß 
fih auf Erfordern über die geichehene Bezahlung der Extrapoſt- 2c. Gelder und 
Nebenkoſten durch Vorzeigung der Quittung ausweiſen und hat folche daher zur 
Vermeidung von Weitläufigfeiten bis zu dem Orte bei fich zu führen, bis wohin 
die Koſten bezahlt find. Unterläßt er jolches, fo hat er unter Umständen zu ge 


wärtigen, daß in zweifelhaften Fällen feine Beförderung bis zur Aufklärung 


über die Höhe des eingezahlten Betrages unterbrochen oder die nochmalige Zahlung 
von ihm verlangt wird. 

II. Die Entridtung der Ertrapoft: 2c. Gelder für alle Stationen eines ge 
wiffen Kurjes auf einmal bei der Abfahrt am Abgangsorte ift nur auf folcden 
Kurſen jtatthaft, auf welchen wegen der Vorauszahlung hierauf berechnete Ein: 
rihtungen beitehen. 

IV. Macht der Reifende von einer ſolchen Vergünftigung Gebrauch, fo hat 
derjelbe für die Beſorgung des Nechnungsgeihäfts, und zwar für jede Beför— 
derung, welche die Ausitellung eines bejonderen VBegleitzetteld erfordert, eine 
gleichzeitig mit dem Ertrapoftgelde zu erhebende Gebühr zu zahlen. Diele Red: 
nungögebühr beträgt für Ertrapoften und Sturiere 1 Mark. 

V. Im Falle der Vorauszahlung werden das Ertrapoft: ac. Geld und fänmt: 
liche Nebenkoften, als Wagengeld, Beitellgebühr, Wege, Damme, Brüden: umd 
Fährgeld von der Poftanftalt am Abgangsorte für alle Stationen, ſoweit ber 
Reifende ſolches wünſcht, voraus erhoben; dad Poſtillonstrinkgeld jedod nur 
dann, wenn deſſen Vorausbezahlung von dem Neifenden gewünicht wird. Das 
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Schmiergeld und die Grleuchtungsfoften werden da bezahlt, wo der Wagen des 
Reifenden wirklich gejchmiert wird, bezw. wo der Vofthalter auf Verlangen des 
Reifenden für Erleuhtung des Wagens forgt. 

VI. Findet der Reiſende ſich veranlaft, unterwegs ben urſprünglich beab» 
fihtigten Weg vor der Ankunft in dem Orte, bis wohin die Vorausbezahlung 
ftattgefunden hat, zu verlaffen, oder auf einer Zwiſchenſtation zurüdzubleiben, 
ohne die Reife bis zum Beſtimmungsorte fortzufegen, fo wirb das zu viel be— 
zahlte Ertrapoftgeld 20. ohne Abzug, jedoch mit Ausnahme der Rehnungsgebühr 
bem Reiſenden von derjenigen Poſtanſtalt, wo berjelbe feine Neife ändert oder 
einstellt, gegen Rüdgabe der ihm ertheilten Quittung und gegen Empfangsbe— 
Icheinigung über den betreffenden Betrag, erftattet. 


S 61. 
Beipannung. 


I. Die Beipannung richtet fih nad der Beichaffenheit der Wege und ber 
Wagen, ſowie nad) dem Umfange und der Schwere der Ladung. 

Il. Findet der Poftichaffner oder der Poithalter die von dem Reiſenden be- 
ftellte Anzahl Pferde für eine normalmäßige Beförderung nicht ausreichend, fo 
ift ſolches zunächſt dem abfertigenden Beamten und bon biefem dem Reiſenden 
vorzuitellen. Kommt feine Vereinigung zu Stande, fo fteht dem Vorfteher der 
Poſtanſtalt die Entiheidung zu, und bei dieſer behält es, unbeichadet des ſowohl 
dem Neilenden ald auch dem Poſthalter zuftchenden Rechtes der Beichwerdeführung 
bei der Ober: Boitdirektion, fein Bewenden. 

I. Bei mehr als vier Pferden müſſen zwei Boftillone geitellt werben. 


S 62. 
Abfertigung. 


a) Bei vorausbeftellten Extrapoſten und Kurieren. 


J. Sind die Pferde bezw. Wagen vorausbeftellt worden, jo müſſen fie ber- 
geitalt bereit gehalten werben, daß zur beitimmten Zeit abgefahren werben fann. 

I. Für weiterher fommende Reiſende müſſen die Pferde ichon por der Ans 
funft aufgeichirrt ftehen, und auf Stationen, anf welden die Pofthalterei über 
200 Schritte vom Poſthauſe entfernt liegt, in der Nähe des letzteren aufgeftellt 
werben. 

11. Die Abfertigung muß, ſofern der Reiſende fich nicht länger aufhalten 
will, bei vorausbeſtellten Ertrapoften innerhalb 10 Minuten, bei Sturieren inner- 
halb 5 Minuten erfolgen. Wird ein Stationswagen verwendet, fo tritt Dielen 
Friſten noch fo viel Zeit hinzu, als zur ordnungsmäßigen Aufpadung und Be: 
feftigung de3 Reiſegepäcks erforderlich ift. 


b) Bei nicht vorauäbejtellten Ertrapojten und Kurieren. 


IV. Sind Pferde und Wagen nicht vorauöbeitellt worden, jo müſſen Ertra- 
poften, wenn der Neifende einen Wagen mit fich führt, innerhalb einer Piertel- 
ftuende, und wenn ein Stationöwagen geitellt werden muß, innerhalb einer halben 
Stunde, Kurierreiiende dagegen, welche einen Wagen mit fich führen, innerhalb 
10 Minuten, und wenn ein Stationswagen geitellt wird, innerhalb 20 Minuten 
mweiterbefördert werden. 

V. Auf Stationen, bei welchen felten Ertrapoften und Kuriere vorkommen, 
und wo zu deren Beförderung Roitpferde nicht befonders unterhalten werden 


— 
* * 


542 Die revidirte Poſtordnung 


können, müſſen die Reiſenden ſich denjenigen Aufenthalt gefallen laſſen, welchet 
zur Beſchaffung der Pferde nothwendig iſt. 


ce) Reihenfolge. 
VI. Kuriere gehen hinſichtlich der Abfertigung den Extrapoſten vor. 


$ 63. 
Beförderungäzeit. 


I. Die Beförderung muß innerhalb der Friſten, welche durch die oberite Pot: 
behörbe für die Beförderung der Ertrapoften und Kuriere allgemein vorgejchrieben 
find, erfolgen. Eine, jene Beförberungdfrift enthaltende Ueberfiht muß ih in 
dem Dienftzimmer einer jeden zur Geftelung von Extrapoſt- oder Kurierpferden 
beitimmten Station befinden und dem Reifenden auf Verlangen zur Einſicht vor: 
gelegt werben. 


a) Beförderunggzeit bei nicht normalmäßiger Beipannung. 


Il, Hat auf Perlangen des Reiſenden eine Einigung dahin ftattgefunden, 
daß der Reiſende durch eine geringere Auzahl von Pferden befördert wird, als 
nach dem Umfange der Ladung, fowie nad) der Beichaffenheit der Wege und der 
Wagen eigentlich erfordert waren, fo fann derjelbe auf das Einhalten der normal 
mäßigen Beförderungszeit feinen Anſpruch machen. 


b) Anhalten unterwegs. 


III. Beträgt der zurüdzulegende Weg nicht über 20 Kilometer, fo darf der 
Poſtillon ohne Verlangen des Reifenden unterwegs nicht anhalten. Bei größerer 
Entfernung ift ihm zwar geftattet, zur Erholung der Pferde einmal anzuhalten, 
jedoch darf dies nicht über eine Viertelftunde dauern. Auf diefen Aufenthalt it 
bei Feititelung der Beförderungsfriit gerüdfichtigt worden, und es muß daher 
einſchließlich desſelben die vorgeichriebene Beförderungszeit eingehalten werden. 
Während ded Anhaltens darf der Poitilon die Pferde nicht ohne Aufſicht laflen. 


$ 64. 


Roftillone. 
a) Dienjtkleidung. 


l. Der Poſtillon muß die vorichriftsmäßige Dienftkleidung tragen und mit 
dem Poſthorn verjehen fein. Die Hilfsanfpänner haben zu ihrem Ausweis ein 
von ber oberiten Poſtbehörde feitgeiegtes Abzeichen zu tragen. 


b) Sitz des Roftillons. 


11. Bei zweilpännigem Fuhrwerk gebührt dem Poſtillon ein Sig auf dem 
Magen. Iſt dafelbit fein Pla für ihn vorhanden, jo muß ber Neifende ein 
dritte Pferd nehmen. Bei ganz leichten Fuhrwerk und wenn der leichte Wagen 
etwa nur mit einem Neifenden befest ift, der fein umfangreiches Gepäd mit fih 
führt, fann jedoch bei kurzen Stationen eine zweifpännige Beförderung aud dann 
ftattfinden, wenn der Boftillon vom Sattel fahren muß. Bei drei= und bier 
ipännigem Fuhrwert muß der Poſtillon vom Sattel fahren, wenn ihm der Reifende 
feinen Plag auf dem Magen geftattet. Bei einer Beſpannung mit mehr als vier 
Pferden muß ftet3 lang geipannt und vom Sattel gefahren werden, infofern nid! 
der Neijende das Fahren vom Bode verlangt. 
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c) Wechſel mit den Pierden. 


II. Das Wechſelun der Pferde mit entgegenfommenden Posten darf gar nicht, 
bei fich begegnenden Ertrapoften aber nur mit ausdrüdlicher Einwilligung ber 
heiberjeitigen Reiſenden geichehen. Der durch das Wechieln entitehende Aufenthalt 
muß bei ber Fahrt wieder eingeholt werden. Das Trinkgeld erhält derjenige 
Boftillon, welcher den Reiſenden auf die Station bringt. 

d) Vorfahren beim Poſt- oder Gafthaufe. 

IV. Der Reiſende hat zu beitimmen, ob, bei der Ankunft auf der Station, 
beim Poſthauſe oder bei einem Gafthaufe oder bei einem Privathaufe vorgefahren 
werden fol. Wird nicht beim Poſthauſe vorgefahren, fo muß der Boftillon, 
wenn der Reiſende es verlangt, die Pferde zur MWeiterreife beitellen. 

e) Führung ber Pferde. 

V. Dem Boftilon allein gebührt es, die Pferde zu führen. Wenn der 
Reiſende oder deſſen Leute an dem Poſtillon Thätlichkeiten verüben, jo hat der 
Boitillon die Befugniß, ſogleich auszuſpannen. Dasfelbe gilt, wenn der Reiſende 
die Pferde durh Schläge antreiben jollte. 


8 65. 
Beſchwerden. 


J. Sofern der Extrapoſt- 2c. Reiſende Anlaß zur Beſchwerde hat, ſteht ihm 
die Wahl zu, diefelbe in den Begleitzettel einzutragen oder fich dazu des Beſchwerde⸗ 
buchs (K 56 Abſ. III) zu bedienen. 


Die internationale Beblauskonvention.') 
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IV. Reichsgeſetz, Maßregeln gegen die Reblauskraukheit betr. 
Bom 6. März 1875. 
RGBl. ©. 175.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deuticher Kaifer, König von Preußen ꝛc- 
verordbnen im Namen des Deutſchen Reichs, nad erfolgter Zuftimmung des 
Bundesraths und des Neichötags, was folgt: 

8 1. Der NReichöfanzler ift ermädtigt: 

1 Ermittelungen innerhalb bes Weinbaugebieted der einzelnen Bundesftaaten 

über das Auftreten der Neblaus (Phylloxera vastatrix) anzuftellen. 

2. Unterfuchungen über Mittel zur Vertilgung des Inſekts anzuordnen. 

$ 2. Die von dem Neichöfanzler mit dieſen Grmittelungen und Unter 
juchungen betrauten Organe find befugt, auch ohne Einwilligung deö Verfügungs- 
berechtigten den Zugang zu jedem mit Weinreben bepflanzten Grundftüde in 
Anſpruch zu nehmen, die Entwurzelung einer dem Zwecke entiprechenden Anzahl 
von Nebftöden zu bewirken und die entwurzelten Nebjtöde, fofern fie mit der 
Reblaus behaftet find, an Ort und Stelle zu vernichten. 

8 3. Die dur die Ausführung diefes Geſetzes erwachienden Koften eins 
Ihließlicd der nöthigenfalls im Nechtöwege feltzuftellenden Griagleiftung für etwa 
zugefügte Schäden werden aus Reichsmitteln beftritten. 

Urfundlih unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterfhrift und beigedrudtem 
Kaiferlihen Infiegel. 


Gegeben Berlin, 6. März 1875. 
(L. S.) Wilhelm. 
Fürft von Bismard. 


V. Reichsgeſetz, betr. die Abwehr und Unterdrückung der 
Neblausfrantheit. Vom 3. Juli 1883, 
(RGBl. ©. 149.) 


Bol. Verhandlungen des Reichötags. V. Legislaturperivde, II. Seifion 1882/83. 
Drudjaden Nr. 295 (Gejegentwurf) und Nr. 350. Sten. Ber. S. 2782—2785 (erjte und 
zweite Bearathung), S. 2843— 2847 (dritte Berathung). Siehe auch Sten. Ber. S. 971 und 

©. 1047—1049 (nterpellation Schulze Deligich). 


Die Motive bemerken zur allgemeinen Begründung des Gejetentwurfes 
Folgendes : 

Die internationale Reblaus-Konvention vom 3. November 1881 (Neich® 
Gejeßblatt für 1882 ©. 125) hat nicht den Zweck, für die Behörden und An— 


ı) Vgl. „Annalen“ 1882, ©. 625 ff. 
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gehörigen der einzelnen betheiligten Staaten unmittelbar verbindliche Nechtönormen 
aufzuftellen, jondern fie verpflichtet vielmehr die Regierungen diefer Staaten zur 
Heritellung eines mit den Grundſätzen ber Konvention übereinftimmenden Nechts- 
zuftandes. 

Inſoweit daher der auf dem fraglichen Gebiete in Deutichland zur Zeit be- 
fiehende Rechtszuſtand den Anforderungen der Konvention nicht bereits entipricht, 
it die nöthige lebereinitimmung durd Ausführungsvorichriften herbeizuführen. 

Zur Ausführung der Artikel 2 bis 8 und 10 der Konvention, welche die 
Ordnung der internationalen Beziehungen betreffen und den Erlaß theilö unbe: 
dingter, theild bedingter Ein- und bezw. Ausfuhrverbote erheifchen, genügt der 
Berordnungsmweg. 

Die Ausführung des Artifel® 1 hingegen, welcher die Regelung der Ange: 
fegenheit innerhalb des einzelnen Staatsgebiet zum Gegenftande hat, macht ge: 
ſetzgeberiſche Maßnahmen erforderlich. 

In dieſem Artikel 1 der Konvention haben die Vertragsſtaaten ſich gegen: 
feitig verpflichtet, 

„ihre innere Geſetzgebung, ſofern fie es nicht bereits gethan haben, zu 
vervollftändigen, um ein gemeinjames und wirfjames Vorgehen gegen die 
Einichleppung und Verbreitung der Neblaus zu fichern. 

Diefe Gefeßgebung wird hauptſächlich ins Auge faſſen: 

1. Ueberwahung der Weinberge, der Pflanzichulen jeder Art, der Gärten 
und Gewähshäufer; Unterſuchungen und Nahforichungen nach der 
Neblaus, um dielelbe ſoviel wie möglid zu vernichten ; 

2. Feititellung der angejtedten Bodenflächen und der Ausdehnung der 
wegen der Nähe von Anſteckungsherden als verdächtig erjcheinenden 
Bezirke, nah Maßgabe des Auftretens und der Verbreitung des Uebels 
innerhalb des Staatsgebiet; 

3. Negelung des Verſandts und der Verpadung der Neben, der Abfälle 
und Erzeugniſſe derjelben, ſowie der Bilanzen, Sträucher und 
jonftigen Erzeugniſſe des Gartenbaues zu dem Zwed, um eine Ber: 
ichleppung der Krankheit von den Anſteckungsherden aus im eigenen 
Lande oder nach den übrigen Staaten zu verhüten; 

4. Vorſchriften Für den Fall der Verlegung der angeordneten Maß: 
regeln“. 

Der vorliegende Geſetzentwurf iſt beſtimmt, die eingegangene Berpflichtung 
deuticherieitö zu erfüllen. 

Wie befannt, find der Neblausfranfheit gegenüber von Reichswegen durch 
den Erlaß der Verordnung, betreffend das Verbot der Einfuhr von Neben zum 
Lerpflanzen, vom 11. Februar 1873 (Reichs-Geſetzbl. S. 43), Schutzmaßregeln 
ergriffen worden, noch bevor das Inſekt ſich bei uns gezeigt hatte. Nach dem 
Auftreten desjelben erging das Geſetz, Maßregeln gegen die Reblauskrankheit be: 
treffend, vom 6. März 1875 (Reichs-Geſetzbl S. 175), über deilen Ausführung 
in einer Neihe von Denfichriften eingehend Rechenſchaft abgelegt worden ift. 
Später hat die Verordnung vom 11. Februar 1873 durd die Verordnung vom 
31. Oktober 1879 (Reichs-Geſetzbl. S. 303) dahin eine Erweiterung erfahren, 
dag die Einfuhr nicht nur von Neben ohne Unterichied der Art, Sondern aud) 
von allen ſonſtigen Theilen des Weinftodes — blätterloje Trauben ausge— 
nommen — verboten worden ilt. 

Auf die gedahten Maknahmen hat die reichörechtliche Regelung der Materie 
bisher ſich beſchränkt. 
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Das Geſetz vom 6. März 1875 bewegt ſich in engen Grenzen. Alsbald 
nach den erſten Erſcheinungen der Reblaus auf deutſchem Boden in der Abſicht 
erlaſſen, zunächſt nur die nothwendigſten Maßnahmen zur Erforſchung und Feſt— 
ſtellung der Krankheit in Verdachtsfällen zu ermöglichen, dagegen die Ergreifung 
der alsdann nöthigen Schutzmaßregeln den einzelnen Bundesſtaaten zu überlaſſen 
(Stenogr. Berichte, Sitzung vom 9. Januar 1875, S. 915 und 919), hat jenes 
Geſetz fih auf die Ermächtigung des Reichskanzlers beichränkt, innerhalb ber 
Meinbaugebiete Iinterfuhungen über das Auftreten der Reblaus und über 
Mittel zur Vertilgung ded Inſekts durch Reichsorgane zu bewirken, welden bie 
Befugniß beigelegt worden ift, im einzelnen Falle eine dem Zwecke der Unter: 
ſuchung entiprehende Anzahl von Rebſtöcken zu entiwurzelm und dieſe, inſoweit 
fie etwa mit der Reblaus behaftet find, zu vernichten. 

Diefer Zuftand genügt weder der von Deutichland im internationalen Ber: 
trage übernommenen VBerpflihtung, noch dem eigenen Bebürfniffe des Reiche. 

Denn die Wirkjamkeit des gedachten Geſetzes ift, ftreng genommen, auf die 
eigentlihen Weinbaugebiete beſchränkt, während vielfadh auch außerhalb der 
letzteren, namentlih Rebſchulen, Handelögärtnereien und ähnliche Inſtitute 
fih befinden, welche, wenn fie infizirt find, durch den von ihnen auögehenden 
Pflanzenverkehr eine Verbreitung des Inſekts in weit größerer Ausdehnung be 
wirfen, ald durch die natürliche Entwidelung des legteren geichieht. 

Das Geſetz verpflichtet ferner die Bundesftaaten nicht zu Maßnahmen, melde 
dem Uebel vorzubeugen oder zu fteuern geeignet find; e3 ſieht namentlich eine 
regelmäßige, auf weitverzweigter. Organijation beruhende Ueberwachung und Be 
auffihtigung der Weinberge 2c. durch fachkundige und geübte Perſonen nicht vor; 
es gewährt die Mittel nicht, um wider den Willen der Berechtigten eine infizirte 
Nebpflanzung ihrem ganzen Umfange nad) auszurotten; den Boden unſchädlich 
zu machen; die Entfernung von Pflanzen aus dem betreffenden Grnnditüde und 
aus dem Umkreiſe desjelben, ſoweit er dem Verdachte der Anftedung unterliegt, 
zu verhüten; die einjtweilige Wiederbenugung der Infektionsitätten zur Rebkultur 
zu verhindern, — jo daß es hat geichehen können, daß einer der umfangreidjiten 
und gefahrdrohenditen Neblausherde, welche in Deutichland bisher ermittelt 
worden, in Folge des Widerfpruch® des Beſitzers mehrere Jahre hindurch hat 
unangetaftet bleiben müffen. 

Endlih hat das Gefeg vom 6. März 1875 eine Anzeigepflicht der Beliger 
ſolcher Grundftüde, welche von der Neblaus offenbar oder muthmaßlic befallen 
find, nicht feftgejegt; wegen der Entichädigung der in allgemeinen Intereſſe von 
nachtheiligen Verfügungen der Obrigkeit betroffenen Perſonen Beſtimmung nicht 
getroffen, auch die wichtige Frage der Negelung des inneren Rebverkehrs unbe 
rührt gelaflen. 

Der voritehend angedeuteten Maßnahmen bedarf es, nicht blos um den Ans 
forderungen der internationalen Konvention gerecht zu werden, jondern aud um, 
fo weit wie möglich, eine Bürgichaft dafür zu gewinnen, daß nicht wie in an 
deren Ländern, die Reblauskrankheit bei und überhand nehme und mit den Wein 
geländen eine reihe Quelle des Boltswohlftandes je länger je mehr zeritöre. 

Unter den Bundesftaaten find bisher nur Preußen, Baden, Heſſen auf dem 
in Nede ftehenden Gebiet gejegeberiichh vorgegangen. Das preußiicde Geiek, 
Maßregeln gegen die Verbreitung der Reblaus betreffend, vom 27. yebruar 1878 
(preußiiche Gejeg-Samml. S. 129), weldem dad unterm 16. April 1880 er 
Iaffene badiiche und das unterm 30. Mai 1880 ergangene hefliiche Geſetz nad: 
gebildet find, hat — namentlich auch bei der Bekämpfung der inzwiſchen im Ahr 
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thale umfänglicd; aufgetretenen Krankheit — fih durdaus bewährt, fo daß ber 
vorliegende Gejegentwurf, unter Berüdfihtigung der durd) die internationale 
Konvention gebotenen Erweiterungen und Abweihungen, ebenfall® an jenes 
preußiſche Geſetz ſich anlehnt. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König von Preußen ꝛc. 
verorbnen zur Ausführung der internationalen Reblaus-Konvention vom 3. No— 
vember 1881 (MReich3:Gejegbl. für 1882 ©. 125) im Namen des Neichd, nad) 
erfolgter Zuftimmung des Bundesraths und des Reichstags, was folgt: 

$ 1. Alle Rebpflanzungen unterliegen der Beauflihtigung und Unterfuhung 
durh die von den Landesregierungen ermäcdtigten Organe. Die legteren find 
befugt, zum Zweck von Nachforſchungen nad) der Reblaus (Phylloxera vasta- 
trix) die Entwurzelung einer entfprechenden Anzahl von Nebitöden zu bewirken. 

$ 2. Die Landedregierungen werden die Rebpflanzungen überwachen laffen. 

Insbejondere find diejenigen Rebichulen, in welchen Neben zum Verkaufe ges 
zogen werden, einer regelmäßigen, mindeitens alljährlichen Unterfuhung zu unter: 
werfen. Die höheren Verwaltungsbehörden fönnen Ausnahmen zu Gunften der- 
jenigen fleineren Rebſchulen geitatten, in welchen ausichließlic in der Gegend 
übliche Rebſorten gezogen werden. 

$ 3. Im Falle der Ermittelung des Inſekts liegt den Landeöregierungen 
ob, nah Möglichkeit Verfügungen zu treffen, welche eine Verbreitung desſelben 
zu verhindern geeignet find. 

Zu diefem Behufe können die Landesregierungen namentlic 

1. verbieten, dab Neben, Nebtheile, Weinpfähle (Nebftügen) oder Erzeugniffe 
des MWeinftods, ferner auch, daß andere Pflanzen oder Bflanzentheile von 
dem betreffenden Grundftüde entfernt werben ; 

2. bie Vernichtung der angeitedten oder dem Verdacht einer Anſteckung unter: 
worfenen Rebpflanzungen und die Unihädlihmahung (Desinfektion) des 
Bodens anordnen; 

3. die Benutzung des Grundftüds zur Kultur von Neben für einen beftimmten 
Zeitraum unterfagen. 

Die vorbezeichneten oder ſonſt erforderlihen Maßregeln können einzeln oder 
in Verbindung mit einander angeordnet werden; diejelben fünnen auf Theile des 
Grundſtücks befchräntt, aber auch auf mehrere Grundftüde und erforberlichenfalla 
auf größere Bezirke eritredt werden. 

$ A. In den Weinbaugebieten des Reichs werden alle Gemarfungen (Orts: 
fluren), in welhen Weinbau betrieben wird, beſtimmten Weinbaubezirken zuges 
theilt. Die Grenzen biefer Bezirke werben von den betheiligten Landesregierungen 
feftgefegt und durch den Reichskanzler im Zentralblatt für das Deutiche Reid) 
befannt gemacht. 

Die Berfendung und die Einführung beivurzelter Neben in einen Weinbau— 
bezirk ift unterjagt. 

Für den Verkehr zwifchen den einzelnen MWeinbaubezirten fünnen mit Zu— 
ſtimmung des Reichskanzlers Ausnahmen von diefem Verbote von den Landes: 
Zentralbehörden zugelafien werben; aucd können die höheren Verwaltungsbehörden 
der einzelnen Bundesftaaten Ausnahmen zu Gunften desjenigen geftatten,- welcher 
Rebpflanzungen in benachbarten Weinbaubezirfen befist. 

Innerhalb des einzelnen Weinbaubezirts ift der Verkehr mit bemurzelten 
Reben aus Nebichulen verboten, in welchen andere als in diefem Bezirke 
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übliche NRebiorten gezogen werden oder innerhalb der legten drei Jahre gezogen 
worden find, 

Weinbau im Sinne diejes Geſetzes ift die Pflanzung und Pflege der Rebe 
zum Zweck der Weinbereitung. 

8 5. Der Reihöfanzler wird die Ausführung dieſes Geſetzes und der auf 
Grund desſelben erlajlenen Anordnungen überwachen. 

Tritt die Reblauskrankheit in einer ſolchen Gegend des Reichsgebiets ober 
in folher Ausdehnung auf, daß von den zu ergreifenden Maßregeln die Gebiete 
mehrerer Bundesftaaten betroffen werben müffen, jo hat der Reichskanzler oder 
ein von ihm bejtellter Reihsfommiffar für Herftellung und Erhaltung der Einheit 
in den ſeitens der Landesbehörden zu treffenden oder getroffenen Maßregeln zu 
jorgen und das zu dieſem Zwed Erforderliche anzuordnen, nöthigenfall® aud die 
Behörden der betheiligten Bundesstaaten unmittelbar mit Anweifung zu verliehen. 

8 6. Don jedem Auftreten der Reblaus, jowie von jeder einen dringenden 
Berdaht des Vorhandenſeins des Inſekts begründenden Erſcheinung innerhalb 
eines Bundesftaates wird die Regierung des legteren, unter eingehender-Darlegung 
aller in Betracht kommenden Berhältniffe, namentlid auch der ermittelten oder 
muthmaßlichen Uriahe der Anftekung, dem Neichöfanzler ſtets unverweilt Mit: 
theilung maden. 

8 7. Die Regierungen der Bundesitaaten, in welchen das Vorhandenſein 
der Reblaus feitgeitellt ift, werden in einem dem Zweck entiprechenden Maßſtabe 
eine Karte aufitellen und richtig erhalten, welche den Stand der Krankheit jeder: 
zeit erfichtlih macht. 

Auf Grund der bezüglihen Mittheilungen wird der Neichäfanzler eine dus 
ganze Neichögebiet umfaſſende starte heritellen laſſen und die Grenzen der als 
angeitedtt oder wegen der Nähe von Anftekungsherden als verdächtig zu betrad: 
tenden Bodenflächen beitimmen. 

Ebenſo werden die Regierungen der YBundesftaaten dem Reichskanzler im 
Laufenden zu erhaltende WVerzeichnifle derjenigen Gartenbaus oder botaniichen An- 
lagen, Schulen und Gärten mittheilen, welche regelmäßigen Unterjuchungen in 
angemellener Jahreszeit unterliegen und amtlich als den Anforderungen der inter: 
nationalen Reblaus-Konvention entiprechend erklärt worden find. 


$ 8. Der Eigenthümer oder Nubungsberechtigte eines Grundftüds, auf 
welchem die Neblaus auftritt oder Anzeichen für das Norhandeniein des Inſelts 
fich finden, iſt verpflichtet, hiervon der Ortspolizeibehörde unverzüglid Anzeige 
zu machen. 

$ 9. Die Koften der nad Maßgabe dieſes Geſetzes auf obrigkeitlihe An- 
ordnung ausgeführten Vernichtung von Rebpflanzen und Unſchädlichmachung de 
Bodens fallen demjenigen Bundesitaate zur Laſt, in deilen Gebiete bie infizirte 
Nebpflanzung belegen iſt. 

$ 10. Derjenige, deſſen Rebpflanzungen von den in den $$ 1 bis 3 be 
zeichneten Mahregeln betroffen worden, ift befugt, den Erſatz des Werthes der 
auf obrigfeitlihe Anordnung vernichteten und des Minderwertheö der bei der 
Unterfuchung beihädigten gefunden Neben zu verlangen. 

Die Beltimmungen darüber: 

1. von wem dieſe Entihädigung zu gewähren und wie dieſelbe aufzu— 

bringen iſt, . 

2. nad welchen Normen die Entihädigung zu ermitteln umd feſtzuſtellen it, 

find von den einzelnen Bundesitaaten zu treffen, 


8 11. Der Anſpruch auf Entihädigung ($ 10) geht verloren, wenn ber 
Eigenthümer oder Nutungöberechtigte der im $ 8 ihm auferlegten Verpflichtung 
wiffentli oder aus einem vertretbaren Verſehen nicht nachgekommen iſt. 

8 12. BZumiderhandlungen gegen die Vorichriften der SS A und 8 dieſes 
Gefeged, gegen die auf Grund desſelben erlaffenen Anordnungen oder gegen die 
zur Verhütung der Verbreitung der Reblauskrankheit erlaffenen Cinfuhr: und 
Ausfuhrverbote werden mit Geldftrafe biß zu 150 Mark oder mit Haft beftraft. 

8 13. Dur dieſes Gejeg werben die Beitimmungen des Geſetzes, Maß— 
regeln gegen die Reblausfrankheit betreffend, vom 6. März 1875 (Reichs-Geſetzbl. 
©. 175) nicht berührt. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedrudtem 
Kaiſerlichen Infiegel. 

Gegeben Bad Ems, den 3. Juli 1883. 

(L. S.) Wilhelm. 
vd. Boetticder. 
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VI. Verordnungen. 


1. Raiferlihe Verordnung, betr. das Verbot der Einfuhr von Heben zum 
Verpflangen. Bom 11. Sebruar 1373. 
(RB. ©. 43.) 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deuticher Kaiſer, König von Preußen ꝛc. 
verordnen im Namen des Deutichen Reichs, nah erfolgter Zuftimmung des 
Bundesraths, was folgt: 

8 1. Die Einfuhr von Reben zum Berpflanzen (Wurzel: und Blindreben, 
Fechſer 2c.) über fämmtliche Grenzen des Zollgebiet3 ift bis auf Weiteres verboten. 

8 2. Das Reichskanzleramt ift ermächtigt, Ausnahmen von diefem Verbote 
zu geftatten und die desfall erforderlichen Kontrole-Maßregeln zu treffen. 

$ 3. Gegenwärtige' Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung 
in Kraft. 

Urkundlih unter Unſerer Höchiteigenhändigen Unterſchrift und beigebrudtem 
Saiferlihen Infiegel. 


Gegeben Berlin, den 11. Februar 1873. 
(L. S.) Wilhelm. 
Fürft v. Bismard. 


2. Raiferlihe Verordnung, betr. das Verbot der Einfuhr von Reben und 
fonfligen Cheilen des Weinſtocks. Bom 31. Pktober 1879. 


(R.-B.-Bl. ©. 303.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutjcher Kaiſer, König von Preußen ꝛc. 
verordnen im Namen ded Reichs, nad erfolgter Zuftimmung des Bundesrathz, 
was folgt: 

$ 1. Die Verordnung, betreffend das Verbot der Einfuhr von Reben zum 
Berpflanzen, vom 11. Februar 1873 (Reichs-Geſetzbl. S. 43) findet fortan auf 
alfe Reben, gleichviel ob diefelben zum Verpflanzen geeignet find oder nicht, ſowie 
auf alle fonftigen Theile des MWeinftods, inöbefondere aud auf Rebenblätter An: 
wendung. Die Einfuhr von Trauben ift nur dann geltattet, wenn zu deren Ver: 
padung feine Rebenblätter verwendet worden find. 
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8 2. Gegenmwärtige Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verfündung in Straft. 
Urfundlich unter Unſerer Höchiteigenhändigen Unterfhrift und beigedructem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 
Gegeben Ludwigsluſt, den 31. Oftober 1879. 
(L. 8.) Wilhelm. 
Otto Graf zu Stolberg. 


3. Kaiſerliche Berordnung, betr. das Berbot der Einfuhr und der Ausfuhr 
von Pflanzen und fonftigen Gegenftänden des Wein- und Gartenbaues. 
®om 4. Iuli 1883. 

R.G.⸗Bl. ©. 158.) 


Wir Wilhelm, von Goties Gnaben Deuticher Kaifer, König von Preußen zc. 
verordnen zur Ausführung der Beitimmungen in den Artikeln 2, 3, 4, 5, 7,8 
der internationalen Reblaus-Konvention vom 3. November 1881 (Reichs-Geſetzbl. 
für 1882 ©. 125) und in Erweiterung der Verordnung, betreffend dad Verbot 
der Einfuhr von Reben und jonftigen Theilen des Weinftods, vom 31. Oktober 
1879 (Reichs-Geſetzbl. S. 303) im Namen des Reichs, nad) erfolgter Zuftimmung 
des Bundesraths, was folgt: 

$ 1. Die Einfuhr von ausgeriffenen Weinftöden, trodenem Nebholz, Kompoit, 
Düngererde, gebrauchten Weinpfählen und Weinitügen über die Grenzen des Reichs 
und die Ausfuhr der genannten Gegenstände ſowie die Ausfuhr von Nebblättern — 
al3 Berpadungsmaterial oder ſonſt — aus dem Neichdgebiet in die Gebiete der 
bei der internationalen Reblaus-Konvention betheiligten Staaten iſt verboten. 

Die Ausfuhr von Nebpflänzlingen, von Schnittlingen mit oder ohne 
Wurzeln, jowie von Rebholz aus dem Neichögebiet in das Gebiet eines ber bei 
der gedachten Konvention betheiligten Staaten iſt verboten, falls nicht der betreffende 
Staat die Einfuhr ausdrüdlich genehmigt hat. 

8 2. Die Einfuhr bewurzelter Gewächſe, welche aus Gebieten der bei der 
internationalen Reblaus-Konvention nicht betheiligten Staaten ſtammen, über bie 
Grenzen des Reichs ift verboten. 

$ 3. Die Einfuhr von Tafeltrauben, Trauben der Weinlefe, Treitern über 
die Grenzen des Reichs und die Ausfuhr diefer Gegenftände aus dem Neichögebiet 
in die Gebiete der bei der internationalen Reblaus-Konvention betheiligten Staaten 
ift nur geltattet, wenn die genannten Erzeugniffe und zwar: 

1. bie Tafeltrauben in wohlverwahrten und dennoc leicht zu durchſuchenden 

Schadteln, Kijten oder Körben, 

2. die Trauben der Weinleje eingeitampft in gut verichloffenen Fäſſern, welche 
einen Raumgehalt von wenigftens fünf Hektolitern haben und derartig 
gereinigt find, daß fie fein Thetlchen von Erde oder Nebe an fi tragen, 

3. die Treiter in gut verichloflenen Kiſten oder Fäſſern 

ſich befinden. 

8 4. Die Einfuhr aller zur Kategorie der Nebe nicht gehörigen Pflänzlinge, 
Sträucher und ſonſtigen Begetabilien, welche aus Pflanzichulen, Gärten oder 
Gewächshäuſern ftammen, über die Grenzen des Reichs und die Ausfuhr der 
genannten Gegenftände aus dem Neichögebiet in die Gebiete der bei der inter: 
nationalen Reblaus-Konvention betheiligten Staaten ift nur unter den nachfolgenden 
Bedingungen geitattet: 

1. die Ginfuhr hat ausschließlich über die hierfür vom Neichöfanzler zu be— 

zeichnenden Zollämter ftattzufinden ; 
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2. die Ausfuhr hat ausſchließlich über die zu dieſem Behuf von einem jeden der 
betheiligten Staaten für ſein Gebiet zu bezeichnenden Zollämter ſtattzufinden; 

3. die in Rede ſtehenden Gegenſtände müſſen feſt, jedoch dergeſtalt, daß ſie 
die nöthigen Unterſuchungen geftatten, verpackt, ſowie mit einer Erklärung 
bed Abſenders und mit einer auf der Erklärung eined amtlichen Sachver— 
ftändigen beruhenden Beicheinigung der zuftändigen Behörbe verfehen jein, 
aus welcher hervorgeht: 

a) daß die Gegenftände von einer Bodenfläche (einer offenen oder ume 
friedigten Pflanzung) ftammen, die von jedem Weinſtock durch einen 
Zwilchenraum von wenigitend zwanzig Meter ober durd ein anderes 
Hinderniß getrennt ift, welches nad) dem Urtheil der zuftändigen 
Behörde ein Zujfammentreffen der Wurzeln ausichliekt; 

b) daß jene Bodenfläche jelbft keinen Weinftod enthält; 

c) daß auf derjelben feine Niederlage von Neben fich befindet; 

d) daß, wenn auf derfelben von der Neblaus befallene Weinitöde ſich be— 
funden haben, eine gänzliche Ausrottung der legteren, ferner wiederholte 
Desinfektionen und drei Jahre lang Unterſuchungen erfolgt find, welche 
die vollitändige Vernichtung des Inſekts und der Wurzeln verbürgen. 

> obengedadhte Erklärung bes Abienders muß 
I. beieinigen, daß der Inhalt der Sendung vollftändig aus feiner eigenen 
Gartenanlage ftammt; 

II. den legten Beitimmungsort und die Adreffe des Empfänges angeben; 

IIT. ausdrüdlich beftätigen, daß die Sendung Neben nicht enthält; 
IV. angeben, ob die Sendung Pflanzen mit Erdballen enthält; 

V. die Unterfchrift des Abjenderd tragen. 

8 5. Der Neichölanzler ift ermächtigt: 

1. Bon der Beitimmung im $ 2 Ausnahmen zu geftatten; 

2. für den Verkehr in den Grenzbezirken 

a) von den Beitimmungen im 8 1 und 

b) von den im 8 3 hinfichtlih der Weinlefetrauben und Treitern ge: 
troffenen Beſtimmungen 

Ausnahmen zu geftatten, vorausgefegt, daß die fraglichen Gegenitände 
nicht aus einer von der Reblaus heimgeluchten Gegend herrühren; 

ce) hinfichtlich der Einfuhr von Erzeugniffen des Gemüſebaurs, melde 
zwiſchen infizirten NRebpflanzungen gewachlen find, beichräntende Maß: 
regeln zu treffen ; 

3. binfichtlih der nicht zur Kategorie der Neben gehörigen Gewächſe, der 
Blumen in Töpfen und der Tafeltrauben ohne Blätter oder Rebholz, 
welhe von Reiſenden ald Handgepäck mitgebraht werden, Ausnahmen 
von ben Beitimmungen der SS 3 und 4 zu geftatten. 

$ 6. Die den vorftehenden Beſtimmungen oder den Vorſchriften der Ein: 
gangs gedadhten Verordnung vom 81. Oktober 1879 zumider zur Einfuhr ges 
langenden Gegenftände find nad dem Ort der Herkunft auf Koſten des Ber: 
pflichteten zurüdzufchiden oder, nach Wahl des etwa anweſenden Empfängers, 
Durd Feuer zu vernichten. 

Diejenigen Gegenitände, auf welchen die zu Nathe gezogenen Sachverſtän— 
Digen die Reblaus oder verdächtige Anzeichen derielben finden, find nebit dem Ver— 
padfungsmaterial fofort an Ort und Stelle durch Feuer zu vernichten. Solchen— 
falls ift behufs der Mittheilung an die Regierung des Urfprungslandes ein Pro— 
tofoll aufzunehmen. 
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Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterfhrift und beigebrudtem 
Kaiſerlichen Infiegel. 
Gegeben Bad Ems, den 4. Juli 18383. 
(L. 8.) Wilhelm. 
vd. Bötticder. 


Bekanntmachung des Reichöfanzlers, betr. die Einfuhr und Aus: 
fuhr von Pflanzen und jonftigen Gegenftänden des Wein: und 
Gartenbaued. Vom 12. Juli 1883. 

(RGBl. ©. 242). 


Auf Grund der Vorfchriften im 8 4 Ziffer 1 und im $5 Ziffer 1 und 3 
der Verordnung, betreffend das Verbot der Einfuhr und der Ausfuhr von Pflanzen 
und fonftigen Gegenftänden des Wein: und Gartenbaues, vom 4. Juli bs. 38. 
(Reich3:Gejegbl. S. 153) beftimme ih: 

$ 1. Die Einfuhr aller zur Kategorie der Rebe nicht gehörigen Pflänz— 
linge, Sträuder und fonftigen Vegetabilien, welche aus Pflanzſchulen, Gärten 
oder Gewähshäufern ftanımen, über die Grenzen des Neich® darf nur über bie 
nachſtehend bezeichneten Zollämter erfolgen: 

a. in Preußen. 

Hauptzollämter zu Myslowitz, Liebau, Danzig, Stettin, Flensburg, Aachen 
(einschließlich der Zollabfertigungsftelle im Bahnhof Templerbend) und 
Emmerich (einfchließlich der beiden dortigen Dampficiffsabfertigungs: 
jtellen) ; 

Zollerpedition am Bahnhof zu Luxemburg ; 

Nebenzollämter zu Woyens und Weener. 

b. in Bayern. 

Hauptzolämter zu Lindau, Paſſau, Simba und Furth a. W.; 

Nebenzollämter zu Kufftein, Salzburg und Eger. 

e. im Königreich Sadjen. 

Hauptzollämter zu Zittau und Schandau; 

Nebenzollämter zu Bodenbach, Tetihen und PVoiterdreuth. 

d. in Württemberg. 
Hauptzollamt zu Friedrichshafen. 
e. in Baden. 
Hauptzollamt zu Sonftanz ; 
Sollabfertigungsftellen auf den Bahnhöfen zu Schaffhaufen und Bafel. 
f. in Elſaß-Lothringen. 

Nebenzollämter I, zu Fentſch, Noveant, Amanmweiler, Deutſch-Avricoutt, 
Chambrey, Markirh, Saales, Altmünfterol und Diedolshaufen ; 

Nebenzollamt II. zu Urbis. 

$ 2. Die Beftimmung im $ 2 der Eingangs gedachten Verordnung findet 
auf Gewächſe, welche aus Rußland ftanımen, bis auf Weiteres nicht Anwendung. 

$ 3. Die Beftimmungen in den 88 3 und 4 der Eingangs gedachten Ver: 
ordnung finden auf nicht zur Kategorie der Nebe gehörige Gewächje, auf Blumen 
in Töpfen und auf Tafeltrauben ohne Blätter und Rebholz, welche von Reifen: 
den als Handgepäd mitgebracht werden, nicht Anwendung, fofern nicht im einzelnen 
Falle, nach dem Urtheil des zuftändigen Zollamts, befondere Umftände den Per: 
dacht einer Ginfchleppung der Neblaus begründen. 


en 











Die Vertretung der 
wirthſchaftlichen Intereffen in Deutſchland. 


Eine Antikritif 
bon 


Prof. Dr. Bid. von Kaufmann. 


Als wir gegen Ende des Vorjahres Veranlafjung nahmen, im Anſchluß an 
die Verhandlungen des Zentral:Berbandes deuticher Induftrieller zu Nürnberg, 
die Frage der Vertretung der wirthichaftlichen Intereflen in Deutihland nochmals 
eingehend zu erörtern, jpradhen wir am Schluffe der bezüglichen Abhandlung den 
Wunſch aus, daß die Reichs-Regierung diefer außerordentlich bedeutſamen Frage, 
deren Austrag auf Baſis der ftattgefundenen Diskuffion nunmehr ald im Bereiche 
greifbarer Möglichkeit liegend zu erachten fei, ihre Aufmerkſamkeit zumenden möge. 

Faſt gleichzeitig mit diefem Wunſche ift die Hoffnung auf NRealifirung des: 
felben durch eine Kundgebung derjenigen Stelle hervorgetreten, welche auf dieſem 
Gebiete die einflußreichite und maßgebendfte ift. Der preußiiche Handelöminifter, 
Fürft Bismarck, hat in feinem befannten Erlaffe vom 18. Dezember 1882 an 
die Handeläfammer zu Osnabrück feiner Ueberzeugung „von der Nothwendigkeit 
einer einheitlihen Organifation der wirthichaftlichen Intereflen-Vertretung für die 
gelammten Zweige der gewerblichen Thätigfeit“ Ausdrud gegeben, und bat damit 
die Grundidee der von und ſeit dem Jahre 1878 vertretenen NReformporichläge 
vom Gebiete der afademiichen Debatte auf den Boden ausſichtsvoller Realität hin— 
übergeführt. 

Bei der hervorragenden und jelbit auf politiichem Gebiete zur Zeit wejentlich 
entiheidenden Beachtung, die den wirthichaftlihen Fragen glüdlicherweife in den 
festen Jahren überall zu Theil wird, ift dad von uns wiederholt betonte Be— 
dürfniß, den wirthichaftlichen Intereflen des Landes durch geeignete Organijation 
eine zuverläffigere Beachtung und Förderung zu gemährleiften, in den letten 
Jahren von fo vielen Seiten anerfannt worden, daß dem Imftande, daß aus ge 
willen Streifen den unſererſeits geäußerten Neformideen bezüglich der gewerblichen 
Intereifen : Vertretung feine Sympathien entgegengebradht werden, bei ernfterer 
Bürdigung eine Bedeutung faum wird beigelegt werden fünnen. 

Bekanntlich erbliden wir die Verwirklichung unfere® Gedanken in der Neu: 
bildung einheitlih für das ganze Neih organifirter Wirthſchafts— 
Kammern mit möglichit gleid großen Bezirken, in welchen ſämmtliche Er: 
werbögruppen des Landes: Handel, Induftrie, Landwirthſchaft und Kleine 
Gewerbe eine ihrer Bedeutung für den lokalen Bezirk entiprechende Vertretung 
finden, während neben denſelben ebenfalls ſolchen freien wirthſchaftlichen Ver: 
einigungen, welche eine beſtimmte Wirthichaftsgruppe oder eine Spezial-Brande 
vertreten und den dafür aufzuftellenden Normativ-Beitinnmungen entſprechen, der 
Charakter einer offiziellen Kompetenz zu verleihen wäre. 
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Als Spike und Zentral:Organ jener lokalen Organilationen hätte alö- 
dann ein theils durch Wahl der legteren, theils durch Faijerlide Er- 
nennung zu berufender Volkswirthſchaftsrath zu fungiren, um bei wirtb- 
ihaftspolitiihen Fragen von weitgreifender Bedeutung die gründliche Berüdfihti- 
gung deö allgemeinen Staatö-ntereffes gegenüber dem Lokal-Intereſſe ficher 
zu jtellen. 

Nach der erihöpfenden Darlegung, in welcher diefe Grundzüge ihre ausführ: 
liche Srpofition und Grörterung gefunden haben, genügt es wohl an dieler Stelle 
auf unjere dem Gegenitande bereitö früher gewidmeten Schriften!) zu verweilen. 

Die darin vertretenen Anfichten haben aud) in den Intereflentenfreifen und zumal 
feitend des in feiner bezüglichen Kompetenz wohl faum anzufechtenden Organs 
der deutichen Industrie, nämlich des Zentral-Verbandes deutſcher Imduftrieller, 
eine durchaus verftändnißpolle Aufnahme gefunden. In der vorjährigen Delegirten: 
Berfammlung dieſer Körperfchaft ift der diesſeits aufgeltellte Grundgebante nur 
in demjenigen Punkte nicht afzeptirt worden, welcher die Einbeziehung der Land: 
wirthichaft auch in die gemeinfame Lokale Intereifen-Vertretung betrifft; in allen 
übrigen Punkten beiteht der Hauptſache nad) eine vollitändige Uebereinſtimmung 
der Anfichten. 

Schon damals haben wir es alö ein erfreuliches Symptom betrachten müflen, 
daß gerabe diejenige Körperihaft Deutichlands, welche es verftauden hat, fid in 
der Behandlung der einichneidenden Momente unferer neueren wirthichaftlichen Ge 
leßgebung die ernfte Beachtung der maßgebenden Kreiſe der Regierung wie der 
(Srwerbögruppen des Landes zu fihern, nunmehr aud die Reform ber wirthidaft- 
lihen Intereflen: Vertretung auf ihre Fahne schrieb. Der deutihe Handelstag 
dagegen, die bißher beitehende Vereinigung ber deutichen Handel3- und Gewerbefanmern, 
hat trog allerhand Kommiſſions-Verhandlungen und bereitS vor Jahren gefahter 
Beichlüfle nur einen Reformentwurf zu Stande gebracht, deſſen fragwürdiger Inhalt 
den deutlichen Beweis liefern mußte, wie die beſtehende Organilation unterer 
offiziellen wirthichaftlihen Interefien-Vertretung mitſammt ihrer Spige nicht in 
der Lage ift, den praftiichen Stern der vorliegenden Frage richtig zu erfaflen. So 
wurde denn auch die ganze Angelegenheit von jener Inſtanz einjtweilen in laut- 
loſer Stille begraben. Hatten wir daher von dieſer Seite faum die Cinleitung 
einer ernftlichen Kritik unſerer Vorſchläge erwartet, jo muß es andererſeits dod 
immer noch überraichen, daß die einzige biöher in einer willenichaftlichen Zeitichritt 
unferer legten Schrift gewidmete Beiprehung, die den Handelskammerkreiſen ent: 
ftammt, — eine fo unzureichende Kenntniß fachlichen Material und eine fold« 
Unklarheit der Auffaffungen verräth, wie folches in dem vom Hallenier Handels: 
fammer:Sefretär, Herrn F. Ritſchl, gezeichneten Artikel „Die Reform der deut- 
ihen Handelsfammern“ im VII. Bande der Jahrbüder für National-Oekonomie 
und Statiftif 1883, 1. und 2. Heft, der Fall ift. 

It ſchon das im erften Sate des erwähnten Aufſatzes ausgeiprochene Motiv: 
Die Beiprehung unferer Schrift fei durch den Umſtand veranlaßt, „weil die in 
derielben gemachten Neformporichläge weit über diejenigen des Zentral-Verbande— 


1) 1, Richard v. Kaufmann: Die Vertretung der wirthſchaftlichen Intereſſen in den 
Staaten Europas, die Neorganifation der Handel und Gewerbefammern und die Bildung 
eines volkswirthſchaftlichen Zentralorgans in Deutichland. Berlin 1879. 

‚ 2. Richard v. Kaufmann: Die Reform der Handels: und Gewerbefammern. in zweiter 
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deutſcher Induftrieller hinausgingen“, angefichts des weiteren Inhaltes des vor: 
liegenden Auflages abjolut unverftändlih, weil nad dieſem Vorderſatze geichloffen 
werden mußte, daß der Kritifer bis auf die Einbeziehung der Landwirth— 
Ihaft in die lokalen Inftitutionen mit unferen Vorſchlägen einverftanden jei, jo 
fennzeichnet gleich der zweite Sag die Tendenz der gedachten Beiprehung in einer 
Weije, daß man eine objektive Auffafjung des gefanımten Reformgedantens jeitens 
des Herrn Ritſchl allerdingd nicht weiter erwarten darf. 

Herr Ritſchl glaubt nämlich — denn daß er wiſſentlich dieſes längft wider: 
legte Märchen auftiicht, wollen wir nicht annehmen — dab die auf eine Reform 
der beutichen Handels- und Gewerbefanmern zielenden Beſtrebungen aus dem Ende 
der fiebenziger Jahre „eng mit der Schutzzoll-Agitation“ zufammenhingen. 
Ueber die Motive, welche uns bei der Anregung und Behandlung diefer Frage 
geleitet haben, ift in der Einleitung des Buches „die Vertretung der wirthſchaft— 
lihen Jntereffen in den Staaten Europas ꝛc.“ Ausführliche nachzulefen. Dod) 
möge man und auch ohne die wörtliche Wiedergabe derielben glauben, daß uns 
in dieſem Falle nichts ferner gelegen hat, als in dem Streite zwiichen Freihandel 
und Schupzoll Bartei zu nehmen. Wenn dann Herr Ritſchl weiter die fonderbare 
Mär auftifcht: man habe durch das Hinzuziehen des Handwerkerſtandes geglaubt, 
das ſchutzzöllneriſche Element abermalö verſtärken zu fönnen, jo darf man freilich 
geipannt jein, woher der in unsre geheimften Gedanken eingeweihte Verfaſſer jener 
Beiprehung für diefe fühne Behauptung die Beweiſe zu holen gebentt, ohne welche 
man füglih in der kritiichen Beiprehung einer literariichen Arbeit derartige Ober: 
flächlichkeiten nicht druden laſſen ſollte. Bei näherem Nachdenten würbe übrigens 
Ihon ein Blid auf die entiprechenden Organifationen in den Stönigreichen Bayern, 
Sachſen und Württemberg gelehrt haben, dab die Zufammenfaffung von Induftrie, 
Handel und Handwerk in einer Korporation feitens der Intereſſentenkreiſe ſchwer— 
lih von dem vorwiegenden Gefichtöpunfte der Zollpolitit für naturgemäß und 
nüglid erachtet wird. Intereſſant wird aber die betreffende Bemerkung dur den 
Nachſatz, „dab die Intereflen de3 Handwerkes, ſoweit fie mit denen von Handel 
und Induftrie zufammenfallen, von den jegigen Handelskammern jchon gratis ver: 
treten werden.“ Dieje gemüthliche Kiebensmwürdigfeit der jegigen „Handels— 
fammern“ in Ehren, wird Herr Ritſchl doch wohl zugeben müflen, daß, wenn 
bereit die Handelskammern, foweit fie ihre Aufgabe richtig verftehen, fich die 
Mitvertretung der wirthichaftlichen Interefjen des Lokalen Stleingewerbes angelegen fein 
laffen, dieſe Vertretung in den zu reorganifirenden Stammern wohl auc eine Berechtigung 
haben dürfte. Iſt aber diefe Berehtigung vorhanden, fo kann nur ein recht naives 
Gemüth zu der Anſchauung gelangen, daß die Vertretung des Handwerks gewiifer: 
maßen in einer VBormundichaft fjeitens der Handelskammer erblicdt werden könne, 
ohne dab die Intereffenten felbit irgend welches Necht und noch weniger Ge: 
fegenheit haben, dieje ihre Vertretung über ihre Bedürfniffe in geeigneter Weile 
zu informiren und ihren Standpunkt bei der Diskuſſion auch Tie berührender 
(ofaler Fragen kontradiftoriich zur Geltung zu bringen! Hier ift ſehr wohl zu 
beachten, daß auf wirthichaftlichem Gebiete die Intereſſen von Handel, Induſtrie 
und Sleingewerbe (von der Landwirthichaft vorläufig abgeiehen) keineswegs immer 
zufammenfallen, wohl aber, richtig ausgedrückt, in jehr vielen Fällen „gleichzeitig in 
Frage kommen“ jo zwar, daß dem Geſammt-Intereſſe unmöglich gedient fein fann, 
wenn ‚über das Ginzelintereife der einen Grwerbsgruppe ohne Mitwirkung der: 
jelben Die anderen alö Vormünder enticheiden. So weit die Intereſſen des 
Kleingewerbes bei wirthichaftlichen Fragen nicht im Betracht kommen, werden 
allerdings feine ſonſtigen Bedürfniſſe, ebenſowohl anf internem Gebiete Liegen, 
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wie 3. B. die Angelegenheit der richtigen Nomenklatur der Erzeugnifle der Eiſen— 
und Stahl: Fabrikation eine interne Frage der Eifen- und Stahl-Induſtrie, und 
der Verkauf des Mehles, inkl. ober exkl. Sad, eine ſolche des Müllergewerbes 
und des Mehlhandels ift. — Es ift daher ebenſo ſchwer zu verftehen, was Herr 
Ritſchl mit der geiftreichen Abſchweifung, „daß die internen Fragen ded Hand: 
werks von demfelben ganz allein erledigt werden könnten“, hat jagen wollen, als 
man ihm glauben fann, daß die Verftärfung der Jubuftrie durch eine Gruppe 
herbeigeführt werben jolle, deren geſammte Intereſſen — ausſchließlich der lediglich 
internen Angelegenheiten — von den Handeldfammern angeblich bereit3 vollitändig 
vertreten würden ! 

Herr Ritſchl meint weiter, die Inftitution der Hanbelö- und Gewerbefammern 
beruhe in allen Ländern darauf, baß Handel und Inbuftrie eine weit größere 
Anzahl gemeinfamer Interejfen haben, al3 irgend eine andere Zufammenftellung 
zweier Erwerbögruppen. Abgefehen davon, daß hier verfannt wird, wie in den 
füddentichen Ländern die Inftitution der Handelö- und Gewerbefammern von vorn: 
herein auf die Zujammenfaflung von Handel, Induftrie und Kleingewerbe 
gerichtet war, hat fich Herr Ritſchl bei der vorftehend aufgeführten Behauptung 
hiftorifch nur ſehr wenig in die Frage vertieft. Es ift hier faum der Ort, ein— 
gehend nachzumeijen, wie den jegigen Handel3- und Gewerbefammern die vormali- 
gen Gilden und Zünfte der Handwerker und Kaufleute als Vorbilder gedient 
haben und daß, wie jene getrennt nebeneinander beitanden, auch in dem Lande, 
in welchem wir den neueren Organismen zuerft begegnen, nämlich in Frankreich, 
bis zum Jahre 1872 die Gewerbefammern getrennt nur die Vertretung der Fabrik— 
Industrie und des Handwerks, die Handeldfammer jene des Handels, des Bank— 
geſchäftes und der Schiffahrt zu beſorgen hatten. Freilich war der eigentliche 
Grund diejer getrennten Vertretung bereit3 jeit der großen Nevolution, welche die 
allgemeine Gewerbefreiheit einführte, in Wegfall gefommen. Und trogdem hielt 
man Dezennien hindurch jelbit in Frankreich die Intereffen des Handels und ber 
Induftrie für jo auseinandergehend, daß eine gemeinjame Vertretung derfelben 
dort erit viel jpäter zu Stande fam als in Deuiſchland. 

Schon die im Anfang des Jahrhunderts in Preußen gefchaffenen Handels— 
kammern ſahen die gemeinjame Vertretung des Handeld und der Induſtrie vor, 
und fand die Einbeziehung des Kleingewerbes in jene Inftitutionen damals aus 
dem offenbaren Grunde nicht ftatt, weil für dieſes legtere befanntlich noch faft ein 
halbes Jahrhundert lang Innungen beitanden, denen, bei entiprechender Beichränf: 
ung der Gewerbefreiheit, auf dem Intereffen-Gebiete des Handwerks weit größere 
Befugnifje ertheilt waren, als wie jolche den Handelskammern beigelegt werben 
fonnten. 

Als jpäter 1844 die Errichtung der Handeläfammern in Erfurt, Hagen und 
Halle, und 1848 die allgemeine Ginführung der AInftitution für die gelammte 
Monarchie erfolgte, beitanden jene Berhältniffe, wenn auch in abgeſchwächter Form, 
doc noch jo weit fort, daß diejelben immerhin wejentlic dazu beigetragen haben 
werden, wenn die preußiichen bezüglichen Inftitutionen nicht, wie die denjelben 
jpäter nachgebildeten Korporationen der ſüddeutſchen Staaten, auch dent Handwerf 
eine Stelle in den Handelsfammern eingeräumt haben. Als im Uebrigen das 
Prinzip der bürgerlichen Freiheit den Bann der Zunftfeſſeln vollitändig zerichlug, 
ftellte ji bei den meilten Staatöregierungen jehr bald das Bedürfniß heraus, 
aud dem Stleingewerbe und dem landwirthichaftlichen Gewerbe eine gewiſſe Ver— 
tretung ihrer Intereſſen durch Schaffung von Gewerberäthen und ftaatlich jub: 
ventionirten Vereinen zu geben. 
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Wenn trogdem der Gedanke einer Verichmelzung diefer geſammten Korporatio- 
nen innerhalb lokaler Bezirfe bis dahin nur vereinzelt der öffentlichen Diskuffion 
unterbreitet worden ift, jo läßt ſich das einerjeit3 durch die, gerade in Folge ber 
vorhandenen Trennung, künſtlich groß gezogenen Gegenjäge zwiſchen den einzelnen 
Ermwerbögruppen erklären, andererjeit3 und nicht zum Minbeiten aber aud durch 
die bis zu den legten Jahren in der That relative Bedeutungslofigfeit ber 
Handelätammern, deren Kompetenz und Anſehen mehr wie fraglih war: Der 
Kommilfionsbericht des preußiſchen Abgeorbnetenhaufes vom Jahre 1870 konnte 
fi no) dahin ausſprechen, „daß, wenn die Handeldfammern auch nicht nothivendig 
feien, ihnen doch ein Zugeltändni der Nützlichkeit nicht verfagt werben dürfe, 
jedenfald aber ein Bedenken gegen die Befaſſung der Gefeßgebung mit dieſer 
Snftitution nicht vorliege*. Das heißt mit anderen Worten: die Inftitution war 
bi5 dahin höchſtens eine „nügliche Spielerei”, und wenn aud die Neform des 
Fahre 1870 eine etwas lebenäfräftigere Organilation herbeigeführt hat, und 
namentlich ſeitdem das bei den Regierungen wachſende Verſtändniß von der Wichtige 
feit der Pflege der wirthichaftlichen Intereilen der Nation, anderjeit3 aud neues 
Leben in die Intereflentenfreiie jelbit hineintrug, To bleibt die Halbheit des In: 
ftitut3 dennoch unzweifelhaft fortbeitehen, wenn dasfelbe noch länger einer zeit- 
gemäßen limgeftaltung entbehren muß. 

Der befte Beweis für dieſe Thatiache, welche zugleich die von Herrn Ritſchl 
betonte Gemeinſamkeit nur der industriellen und fommerziellen Intereifen in charalter: 
iſtiſcher Weiſe illuftrirt, liegt wohl darin, daß faſt ſämmtliche einigermaßen bedeuten 
den nduftriezweige des Yandes es für nothwendig erachtet haben, ſich ſowohl 
in lofalen, als in das ganze Land umfaſſenden Gruppen und zwar vielfach im 
Gegenjage zu dem beitehenden Handelskammern, zu vereinigen. Diele Vers 
einigungen find feineswegs zu ihrem größeren Theile Schöpfungen der Wera 
des zollpolitiſchen Kampfes, ſondern entitammen theilweiſe einer weit früheren, 
theilweije aber auch einer fpäteren Zeit und find vorwiegend gerade deshalb 
ins Leben getreten, weil die biäherige freiwillige fog. Vertretung des deutichen 
Handels und der Induſtrie, der „deutſche Handelstag“, es nicht verftanden hat, 
aucd die Antereflen der heimiichen Produktion in richtiger Weile zu würdigen. 
Dabei ſoll keineswegs verfannt werden, daß den Streifen des Handels und der 
Induſtrie, im denen man mit Recht eine intelligente Auffaifung wirthichaftlicher 
Fragen zuerft zu erwarten hat, inzwilchen ein gewiſſer Begriff aufgebämmert, 
ift, daß fie im gegenfeitigen Interefle Hand in Hand zu gehen haben. Dieſes 
erwachende Verſtändniß muß indeilen dort überall als unklar bezeichnet werden, wo 
neben ihm die Anſchauung noh Pla findet, daß umgekehrt aber zwiichen Handel 
und Induſtrie einerieits, und Stleingewerbe und Landwirthſchaft 
andererjeits Gegenfäte beitänden, welche bedeutender wären, als Diejenigen 
zwiſchen Spinnern und Webern oder etwa zwiſchen Getreidehändlern und Müllern. 
Es berührt uns jedesmal fcherzhaft, wenn wir diefem Einwande des Intereflen: 
gegenfages zwiichen den verichiedenen Erwerbögruppen begegnen, — ſcherzhafter 
noch, wenn dieſer Einwand nicht von einem „Iheoretifer“, ſondern von einem 
Praktiker vorgebracht wird, welcher doch zur Genüge willen follte, daß die Inter— 
eſſen des Bankiers nicht identiich find mit denen de3 Maichinenfabrifanten, — 
Diejenigen des Garnipinners nicht mit denjenigen des Tabafhändlers und nod) 
weniger diejenigen des Manufakturiften mit denjenigen des Zuderraffinadeurs. 
Es wirft in der That erheiternd, wie dielen faftiichen Verhältniffen gegenüber 
von einzelnen Leuten immer mit der mämlichen Gebanfenlofigkeit, — zugleich 
natürlich mit dem größten Pathos, — die felbitverftändlich regelmäßig unerwieſene 
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Behauptung wiederholt werden fann, daß innerhalb des Handels und der 
Induftrie alle Intereilen gewillermaßen ſolidariſch ſeien, daß aber bei Leibe 
eine Intereſſengemeinſamkeit zwiichen bdiefen Gewerben und denjenigen des Klein— 
gemwerbes und der Landwirthſchaft nicht beftehe. Es heimelt einen dabei 
an wie ein Anklang aus der guten alten Zeit, da Handwerker und Bauer mehr 
oder weniger gebunden, als nicht vollberedhtigt erichienen. Der Gejekgeber hat 
darüber heutzutage eine andere Meinung und begreift, wie in erfter Linie bie 
landwirthichaftlihe Bevöllerung die umfaflendfte Fürſorge des Staates verdiene, 
wie im Uebrigen aber auc der Handwerferftand in eine für den Staat höchſt 
bebentliche Lage gerathen müſſe, wenn nicht auch feinen Bebürfniffen die erforder: 
liche Würdigung geichenft werde. Nur Herrn Ritſchl genirt das nidt, viel- 
mehr glaubt derjelbe, daß unjere Handelskammern allenfalla unter wohlwollender 
Benormundung ded Sleingewerbes Gejeßgebung und Verwaltung in Bezug auf 
die wirthichaftlihden Dinge füglich allein berathen fönnten, obwohl es feinem 
Zweifel unterliegt, daß bei fait allen Fragen von allgemeiner wirthichaftlicer 
Bedeutung die Intereflen der Landwirthichaft und des Handwerks ebenſowohl 
in Betracht fommen, wie diejenigen des Handels und der Induſtrie. 

63 mag Herrn Ritfhl denn wohl auch heimlih das Gefühl be 
fhlihen haben, daß in der behaupteten Gemeinſamkeit bezw. Werjchiedenheit der 
Intereſſen fein jehr haltbarer Grund für fein Argument gegen unsere Vorſchläge 
fih etabliren laſſe und hat er deshalb diejem noch eine andere Stüte beigegeben, 
deren Originalität die offenite Berwunderung verdient. Er findet nämlich, daß 
die Gemeinjamkeit der Intereffen von Handel und Induſtrie in der bei beiden 
hervortretenden hohen Bedeutung des mobilen Sapitald ala Erwerböfaftor 
wurzele, zwiſchen welchem und der Landwirthichaft mit ihrem immobilen Sapital 
eine „unüberbrüdbare Kluft“ beitehe. Diele Ausführung mag geiftreich ſein 
folen, — als ftihhaltig wird fie ernithaft nicht erachtet werden können, es ſei 
denn, dab die Begriffe des „mobilen“ und „immobilen“ Kapital je nad pro 
pinziellen Verhältniffen oder der Gemüthsanlage des Begreifenden eine verjchieden- 
artige Bedeutung haben: Anderen Leuten will e3 nämlich erjcheinen, als komme 
bei einem großen induftriellen Werfe 3. B. ebenfowohl zum überwiegenden Theile 
immobiles Stapital zur Geltung, wie ſolches bei einem Iandwirthichaftlichen Beſitz 
der Fall ift. — Läge aber wirklich eine Verfchiedenheit hier vor, jo möchten wir 
den logiſchen Grund fennen lernen, aus welchem bier in Bezug auf die Stellung 
zu den allgemeinen Fragen der wirthichaftlichen Gefeßgebung und Verwaltung 
eine jogenannte „unüberbrüdbare Kluft“ zu fonftruiren wäre! 

Der Gedanke ift jo neu, daß wir ihn gern feinem Urheber zur weiteren 
Neife überlaſſen. 

Nachdem im weiteren Verlaufe des Aufſatzes der Jahrbücher Herr Ritſchl 
zunächſt unfern Formationsvorichlag zu dem Volkswirthſchaftsrath wiedergegeben 
hat, „unterfucht“ er angeblid, wie jich „bei temdenzfreier Ausführung“ unferer 
Borichläge die Vertretung der wirthichaftlichen Intereffen geftalten werde. Waren 
wir bisher der Meinung, daß bei einer „wiſſenſchaftlich“ fein follenden bezw. 
einer überhaupt nur kritiſchen Unterſuchung ſich eine objektive Darlegung aller 
einzelnen Gefihtöpunfte, und die Prüfung derfelben auf ihre Motive von ſelbſt 
verstehe, jo werden wir bei Diejer „Unterfuhung“ eines anderen belehrt; denn 
diejelbe befteht einfach in der durch Nichts unterftügten Behauptung, daß 
bei den nach unferem Plane zu bildenden Wirthihaftstammern im Großen und 
Ganzen die Interefien des Handels eine weit beſchränktere Vertretung als die 
übrigen Grmwerbögruppen finden würden. 
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Wären hier unfere Vorjchläge über die Normirung des Wahlreht3 zu den 
Wirthſchaftskammern auch nur andeutungsweile wiedergegeben, jo würde fich zu 
einer folhen Behauptung ſchwerlich der Muth finden laſſen; geht ja doch unfer 
hauptſächlichſtes WBeftreben gerade dahin, in den künftig zu jchaffenden Tofalen 
Korporationen jede einzelne Erwerbögruppe nad) Maßgabe ihrer fpeziellen Be— 
deutung für den betreffenden Bezirk zur entiprechenden Geltung zu bringen. Daß 
auf ſolche Weife, dort wo vier verichiedene Erwerbögruppen von eventuell gleicher 
oder annähernd gleicher Bedeutung in Betracht fommen, derjenigen des Handels 
ebenfowenig das Uebergewicht in der wirthfchaftlichen Intereffenvertretung gebührt, 
wie ſolches von jeder der anderen beanſprucht werden könnte, bedarf allerdings 
feiner Ausführung, und wenn Herrn Ritſchl in diefer Beziehung eine Beſorgniß 
für den Handel vorgeichwebt Hat, fo ift diefelbe ebenjo berechtigt als freilich ab- 
folut gegenſtandslos. 

Im Grunde genommen hätte aber der Fritifer der Jahrbücher faum eine 
gewichtigere Erwägung für unfere Reorganijationspläne beibringen fönnen, als 
das in diefem Bedenken jih ihm jpontan aufdrängende Zugeltändniß, daß nad 
unleren Propofitionen den einzelnen Ermwerbögruppen die Ujurpation einer ihnen 
nicht gebührenden dominirenden Stellung in den Kammern unmöglih gemacht 
wird, — ein Moment, von welchem nach unferer lleberzeugung die erfprießliche 
Wirkſamkeit diefer Inftitutionen ganz beſonders bedingt ift. — 

Wenn Herr Ritſchl nun ferner auszuführen verfucht, daß in Konſequenz 
unferer Vorſchläge Landwirthihaft, Induftrie und Sleingewerbe allerding3 zu 
einer einflußreichen Vertretung gelangen, nur dem Handel dagegen jede jelbit- 
ſtändige Ginwirfung auf die wirthichaftlihen Dinge benommen fein werde, To 
darf ſich der leßtere zu der Wahl diejes Ritters, — denn als jolcher gerirt ſich 
Herr Ritſchl — allerdings faum Glüd wünſchen. Wir gehören gewiß nicht zu 
denjenigen, welche, wie die ertremen Schußzöllner, im Handel überall das enfant 
terrible erbliden, und welche überjehen, daß von unserer deutihen Kaufmann» 
Ihaft in den großen Seeplägen wie in den Emporien ded Binnenlandes groß— 
artige und für das mirthichaftliche Leben der Nation ſegensreiche Erfolge ge: 
zeitigt worden find. Noch weniger aber verfennen wir die Thatiache, daß es im 
Laufe der hinter uns liegenden Dezennien niemand beſſer als gerade der Handel 
verftanden hat, auf wirthichaftlichem Gebiete ipeziell feine Intereflen ebenſowohl 
mit Geſchick als ftellenweife mit rüdjicht3lofer Energie zur Geltung zu bringen. 
Nun höre man aber, wie e3 Herrn Ritſchl gelingt, die „durch unjere Vorſchläge 
befiegelte Ohnmacht des Handels für die kommende Zeit” der eritaunenden Mit: 
welt begreiflich zu machen: 

Daß für unferen Reformplan eine vollftändige Umgeitaltung der be— 
ſtehen den Intereffenvertretungs-Verhältniffe Grundbedingung ift, wird natürlich 
ignorirt, da ſonſt die jest vorgetragenen Lamentationen in jehr bedenkliche 
Lichte erfcheinen müßten. Herr Ritſchl fagt nämlich, daß die Landwirthſchaft 
neben den zu bildenden Wirthichaftstammern in technischer Beziehung noch offiziell 
duch das Landesötonomiekollegium (Preußens), in wirthichaftlicher nicht offiziell 
noch durch den Landwirthichaftsrath vertreten jei, dab die große Induſtrie durch 
den Zentralverband deutjcher Induftrieller ſowie durch andere große Vereine, ihren 
Einfluß ausüben fünne und daß auch das Handwerk jich mit Hilfe der Innungs— 
verbände leicht zu zentralifiren vermöge; — nur dem Handel fei jo etwas 
nit möglich. Allerdings heißt es jofort im folgenden Satze, daß durch ſolche 
Umftände auch der Handel veranlagt werden müßte, fi im Wege der freien Ver: 
einigung im’ entiprechenden Gruppen zufammen zu faflen, fo daß es mit jener 
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behaupteten Unmöglichkeit nicht ganz viel auf fih hat, während zudem ver= 
fhwiegen wird, daß fchon heute derartige Vereinigungen auf dem Gebiete des 
Handels beftehen. Daß fpeziell der deutiche Handelötag vorwiegend ald eine Ver— 
tretung des Handels angejehen wurde, jo zwar, daß die Induftriellen, angeblich 
aus Nothwehr, demielben ihren Zentralverband gegenüberftellten,, ſei bier nur 
beiläufig erwähnt. Die Delegation der deutichen Seeſtädte ift jedenfalls als 
nichts andere als eine Vertretung reiner Handelsintereſſen aufzufaflen, und 
wenn unsere Ideen die glüdlihe Folge hätten, in einzelnen Spezialgruppen des 
deutichen Handels beiondere Vereinigungen hervorzurufen, welche fich die Förderung 
ihrer wirthichaftlichen Separatintereffen nahbdrüdlih angelegen fein laſſen, fo 
mwürbe das zmweifeldohne nur mit Befriedigung zu begrüßen fein. 

MWiefo dadurd Gegenfäse erzeugt oder verichärft werden fünnten, ift doch 
offenbar ebenjo unerfindlich, als es Niemandem einfallen wird zu behaupten, daß 
beiſpielsweiſe durch die Vereine der deutihen Tabaksfabrikanten und Händler, 
der deutfchen Leberinduftriellen und der deutichen Eiſen- und Stahlinbuftriellen 
Gegenfäte zwiihen den hier genannten Spezialgruppen der Induſtrie hervor— 
gerufen worden find. Soll aber von Herrn Ritſchl behauptet werden, daß 
gerade der Handel, obwohl „zwiſchen ihm und der Induftrie weit mehr gemein 
fame Intereſſen beftehen als zwiichen irgend welchen anderen Gruppen“, die 
eigenthümliche Neigung habe, fih in einen Gegenlag zu jämmtlichen anderen Er: 
werbözweigen zu bringen, fo müflen wir jenem Herrn die Werantwortung für 
feine Behauptung, deren Richtigfeit wir unbedingt beitreiten, überlaflen. — 

Wir haben bisher ſtets den Werth einer offiziellen wirthichaftlihen In— 
tereflenvertretung in dem Umſtande erblidt, daß ihre Organe der Gelekgebung und 
Verwaltung als foniultative Behörden dienen follten, bei denen Erſtere, Dank einer 
zweckentſprechenden Organifation der zu bildenden Wirthicdaftsfammern, ftet3 zu— 
verläffigen Aufichluß über die Bedürfniſſe des heimischen Gewerbfleißes erhalten 
fönnten, und daß die Kompetenz dieler Kammern dahin ausgedehnt werde, daß 
fie befragt werden müßten, wenn es fih um eine, auf die wirthichaftlichen 
Berhältniffe des betreffenden Bezirfd Bezug habende Frage handelt. Das näm— 
liche wird wohl aud bislang die Meinung der fämmtlichen Kreiſe gewefen fein, 
welche fich irgendwo mit der Bildung von fog. „Handelskammern“ ꝛc. befaßt 
haben, und konnte ſich darüber Serr Ritſchl — um nicht zu weit zu ſchweifen — 
in jehr ausreichender Weile aus dem Kommiſſionsbericht des preußiichen Abge— 
orbnetenhanfes bezüglich des Geletes vom 24. Februar 1870 unterrichten. Wenn 
es Handeldfammern gibt, welche e3 vorziehen, anitatt ein mit offiziellem Charakter 
befleidete3 fonfultatives Organ für die Staatöregierung zu fein, Iediglih als 
„Mundftüd” des SHandelsftandes zu fungiren, fo Dürfen wir dieſe Marotte 
den betreffenden Korporationen getroft überlaffen. Wer uniere Reorganiſations— 
porichläge, ſowie überhaupt die eingehenden Debatten, welche über die Materie an 
fompetenter Stelle gepflogen wurden, nur einigermaßen verfolgt hat, wird bie 
Richtigkeit desjenigen Poſtulats, welches als wejentliche Bedingung für die er- 
ſprießliche Wirkſamkeit wirthichaftlicher Korporationen, den anerfannt offiziellen 
Gharafter derielben aufftellt, nicht wohl in Zweifel ziehen können. Dak wir 
darunter die Ausdehnung der zur Zeit mangelhaften Kompetenz der Handels— 
fammern dahin veritehen, daß diefelben nicht nur — wie jetzt — aus eigener 
Initiative Wünſche und Anträge an die Faktoren der Verwaltung und Geſetz— 
gebung richten dürfen, fondern daß fie bei allen, die wirthichaftlichen Verhält— 
nifie des Yandes berührenden Maßnahmen, vor deren Nealifirung der Regel 
nad befragt werden müſſen, ift bei gleicher Gelegenheit jo oft und deutlich 
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betont worden, daß es ſelbſt Herrn Ritſchl nicht hat entgehen können. Trotz— 
dem genügt ihm die flägliche Role „Mundſtück“ des Handeld: und Induſtrie— 
ſtandes ohne jegliche offizielle Kompetenz zu fein. — Habeat sibi! 

Daß die weitere Behauptung, es folle nad) biesfeitigen Propofitionen ohne 
Rüdfiht auf praktiſche Ausführbarkeit 2c. alles fchablonifirt werben, ebenfo grundlos 
ift, wie die übrigen Behauptungen bed Herrn Ritſchl wird jeder Inbefangene 
bei objektiver Einficht des vorliegenden Materiald unſchwer erkennen, e8 fei denn, 
er huldige etwa der lleberzeugung, daß jedes Geſetz eine „Schablone“ fei, und daß 
fih ohne Geſetze einheitlich geregelte Inititutionen, welche auf irgendwelche Be— 
deutung Anſpruch machen könnten, organifiren laſſen. 

Sei es, um jeine bejondere Gelehriamfeit darzuthun oder um ber Ober: 
flächlichfeit feiner Kritit das richtige Relief zu geben, aus dem einen oder anderen 
Grunde fieht fih Herr Ritſchl weiter noch veranlaßt, fich mit der Definition des 
Begriffs „technifcher Fachverein“ zu befaſſen? Er hat nämlich die Entdedung 
gemacht, dab auch die Handelsfammern in gewiſſer Beziehung „techniiche Fach— 
vereine“ jeien und zwar gerade jo gut, wie die landwirthichaftlihen Vereine, da 
es in dieſer Beziehung gleich zu achten jei, ob legtere ihre Aufmerkjamteit auf 
Düngungs: und Anbauverjuhe oder erftere ihre Thätigfeit auf die Erörterung 
von Hanbdelöverträgen richteten. — Es heißt eigentlich die Komik dieſer logiſchen 
Ausführung abihwächen, wenn man es unternimmt, berjelben noch eine Be: 
merkfung zu widmen. Nach unferer Meinung betreffen die beiden Thätigfeiten 
doch jehr verichiedene Dinge, und zweifeln wir gewaltig, ob es außer Herrn 
Ritſchl noch irgend Jemanden gibt, der nach feinem Nezept 3. B. den Verein 
deutjcher Ingenieure oder auch die jog. Induftrievereine der Handwerker in Bezug 
euf ihren Charakter etwa mit dem Verein deuticher Eifen: und Stahlinduftrieller 
bezw. mit den Innungen und Handwerferverbänden fonfundiren wollte. 

Wie es kommt, daß die landwirthichaftlihen Vereine zur Zeit, aus Mangel 
der Berüdfihtigung diefer Erwerbsgruppe innerhalb anderer legaler Intereſſen— 
vertretungen, ſich neben den thatſächlich rein fach-techniſchen auch noch mit allges 
mein wirthichaftlihen Fragen beichäftigen, iſt bereit3 des öftern jo ausführlich 
erflärt worden, daß wir an dieſer Stelle davon abiehen wollen, dieſem Punkte 
noch weitere Ausführungen zu widmen. Ob Herr Ritſchl aber mit feinen be= 
zügliden Bemerkungen eine Kenntniß der Thätigkeit beider Arten von Störper- 
Ihaften, nämlich der Handelsfammern und der landwirthichaftlichen Vereine doku— 
mentirt? Wir vermögen hier nur auf das Gegentheil zu jchließen, denn die be— 
züglihen Auslaflungen zeigen von der nämlichen Konfufion, die den Stritifer der 
Sahrbüher zu dem groteöfen Gedanken gebradıt hat, es würden durd unſere 
Vorichläge getrennte Vertretungen des immobilen und mobilen ftapitals 
intendirt! 

Die an den Zentralverband deuticher Induftrieller gerichtete wohlmeinende 
Apoftrophe, daß er mit Feuer fpiele, wenn er mit unferen Ideen ſympathiſire, 
mag dieje Korporation jelbit würdigen. Wir legen feinen Werth darauf, auf 
biefen Punkt näher einzugehen, auch verzichten wir bier gerne auf eine noch— 
malige Zurüdweijung der Verdähtigung, als ſeien unfere Vorichläge von einer 
feindjeligen Abficht gegen die deutichen Handelöfammern getragen — deren Kompe— 
tenz und Anjehen wir ja gerade gefördert jehen möchten; — eine Behauptung, 
für welche auch Herr Ritſchl es tapferer Weiſe vorzieht, den Beweis jchuldig 
zu bleiben. Dagegen müſſen wir es im Intereſſe des deutichen Handelstages 
lebhaft bedauern, daß es der Kritiker der Jahrbücher für nüßlich hält, den im 
Lande felbit nad; verſchiedenen Richtungen etwas zweifelhaft gewordenen Nimbus 
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diefer Korporation dadurch aufzufriihen, daß er zufällige Zeitungsftimmen von 
auswärts ald Zeugen für denjelben aufruft. Wir glauben, daß er dieſer In: 
ftitution kaum einen fchlechteren Dienft hätte leiten können, als indem er bie 
folgende Auslaffung des in Paris erjcheinenden „Journal de commerce“ in feinem 
Auflage als Schlußtrumpf ausfpielt — dem aud wir zum Schluß unſerer 
Entgegnung bier in Weberfegung eine Stelle geben wollen. Es heißt nämlich in 
dem gedachten Blatte wie folgt: „Die deutihen Handeldfammern haben fi in 
„ihrem Berliner Handelätage vereinigt, und ihre Macht ift derartig erftarkt, daß 
„Fürſt Bismard, um in der Lage zu fein, fie zu befümpfen, fofern ihm das 
„für feine Politik nüglich erfcheinen ſollte, ſich das Portefeuille des Handels: 
„minifteriums zugelegt hat.“ Wer lat da!? Wir glauben, daß biefer Schluß- 
effeft der Ritſchl'ſchen Beiprehung derfelben eine jo ſchöne Krone aufſetzt, daß wir 
fürchten müßten, den Glanz berjelben zu verbunfeln, wollten wir den borftehend 
genügend gefennzeichneten Ausführungen noch weitere Bemerkungen anfügen. 


St. Morik, im September 1883. 
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Berehnung nah dem Reichshaushalts-Etat für 1883/84 zur 
AN der Gejammtausgabe aufzubringenden Matrikular— 


Beiträge.!) 


wanna, 


Die Gefammtausgabe des Reichs beträgt nach den in der Se. 
zweiten Berathung bes ser für 1883/84 ge 


faßten Beichlüffen 


Darunter find enthalten an Ausgaben, welche nicht für 


590,367,977 


Rehnung der Gefammtheit zu beftreiten find, an deren 


Aufbringung im befonderen nicht theilnehmen : 
a) Bayern für fid: 

1. Ausgaben für dad Reichs-Eiſenbahn-Amt, 
Kap. 70 der fortdauernden Ausgaben (75 Proz. 
bed Gejammtbetrages) . 

2. Bon der unter Kap. 72 Titel i und 1a der 
fortdauernden Ausgaben angelegten a 
audgabe der Betrag von. . 

3. Ausgaben für den Rechnungshof, Kap. 73 
ber fortdauernden Ausgaben (67 Proz. des 
Gefammtbetrages) 

4. Ausgaben zur Erweiterung. der Artillerie 
Schießplätze, Kap. 6 Titel 14 der einmaligen 
Ausgaben 

5. Ausgaben zu Rafernenbauten, Kap. 6 Titel J 
der einmaligen Ausgaben 

b) Bayern und Württemberg: 

1. Von der unter Kap. 72 Titel 1 und 1a ber 
fortdauernden Ausgaben angeſetzten Zinfen- 
audgabe der Betrag von. . 

2. Einmalige Ausgaben der Boft- und Telegraphen⸗ 
verwaltung, Kap. 4 der einmaligen Ausgaben 

c) Bayern, Württemberg, Baden und Elſaß— 

Lothringen: 

Ausgaben für Sontrole der Branntwein= und 
Brauftener, Kap. 69 Titel 5 der fort- 
dauernden Ausgaben R 
Seite 


Ab. 
232,774 


1,947,600 ®) 


354,479 


3,581,832 


6,514,422 


2,482,000 


2,841,710 


8,000 


17,962,817 590,367,977 


9 Vergl. die Ueberficht in den „Annalen“ 1878 ©. 696, 1879 ©. 891 u. 1880 ©. 497, 
2) Bon dem Betrage unter Titel 1a von 100,000. M fallen nach Verhältniß der den 





betreffenden Anleihebewilligungen zu Grunde liegenden Ausgabeanfäge auf die Gemeinſchaft 
fämmtlicher Bundesstaaten 64,400 M und auf die Gemeinschaft der Bundesſtaaten mit Aus— 


ſchiuß von Bayern 35,600 M 
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Mb. Mn; 
Uebertrag 17,962,817 590,397,966 
d) Bayern und Elfaß-Lothringen: 
Ausgaben für das Bundesamt für das Heimat: 
weien Kap. Te der fortbauernden Ausgaben 
und dafelbft aus Kap. 7 Titel 3 und 6 ‚(Be 
foldung und —— F 





einen Bureaubeamten) . .. j 34,800 
Nach Abzug dir . - - ee te OT LT 
verbleiben von der — — ee... 0... 572,400,349 


An ordentlichen eigenen Einnahmen, welche für Rechnung 
der Gefammtheit zur Neichötafle fließen, weiſt der Etat nad: 
Zölle und gemeinfame Verbrauchsſteuern, 


Kapitel 1 Titel 1 Bd A. . . . %  286,384,520 
Averſen der Zollausſchlüſſe, Kap. 1 Titel 7 6,127,610 
Stempelabgaben, Kapitel 2 . » . . ....19,850,080 


Ueberfhuß der Neihsdruderei, Kapitel 3a 1,081,040 
Ueberſchuß der Eifenbahnverwaltung, — 4 15,985,600 
Bankweſen, Kapitel 5. .. 1,685,850 
Verſchiedene Verwallungseinnahmen, die 

unter Kapitel 6, 6a, 7, 8, 9a, 10, 11, 

12, 13 Titel 3, 14, 15 Titel 2, 16 

und 17 aufgeführten Beträge und von 

den unter Kapitel 13 Titel 1 und 2 

nachgewieſenen Beträgen 25 Prozent . 2,877,637 
Aus dem Neich3-Invalidenfonds, Stap. 18 29,340,315 
Zinien aus belegten Reichögeldern, Kap. 20 2,358,982 
Außerordentliche Zuſchüſſe, Kap. 21 Titel 1 

und Kap. 22 Titel 1a, 2, 3 und 4 .  27,890,825 

zufammen . . 393,582,459 


Bon der obigen — —— Ausgabe bleiben N ne 

anderweit aufzubringen . . .. 178,817,890 
Diefem Betrage find — die Nachlaſſe an * 

Ausgaben für die Reichsgeſandtſchaften, welche den, eigene Geſandt— 

ſchaften haltenden Bundesſtaaten — Nino, und zwar: 


für Bayern . . . 2.» 106,348 
u: Sachſeen. 57284 
„ Württembergc. 8600 
„ Braunſchweig.... — 621 


= 120,853 
Summe . . 178,938,743 
Zu diefer Bedarfsſumme hat Bayern nach Maßgabe der orts— 
anweienden Bevölkerung von 1880 beizutragen. 
Dieielbe beträgt 


für Bayern . . 2 0..5,284,778 Köpfe, 
für das übrige Reichsgebiet . + 39,949,283 . „ 


im Ganzen . . 45,234,061 Köpfe. 
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Danach beläuft fich der matritularmäßige Antheil Bayerns 
an ber vorftehenden Summe auf . . i 
Hinzu tritt der Beitrag Bayerns zu den Koſten der Zentral: 
verwaltung des Poſt- und Telegraphenmwejens mit . — 
ſind 


Dagegen kommt in Abzug der Bayern ———— Nachlaß 
an den Geſandtſchaftskoſten mit . , : 
Abgeſehen von dem bayerifchen Antheile an * Reftbetrage 
bes Ueberſchuſſes aus dem SRApE: u bleiben als 
Matrikularbeitrag Bayern s 


Da von der obigen Bedarfäjumme von . 
auf Bayern ein matrifularmäßiger Antheil von . 
fällt, bleiben von ber Gefammtheit der übrigen Bundesftaaten noch 
aufzubringen. . - R 
Es treten inbeffen für Rechnung biefer Gemeinſchaft hinzu: 
1. die oben unter a Nr. 1 zu Gunſten Bayerns abgeſetzte 
Quote der Ausgaben für das Reichs-Eiſenbahn-Amt mit 
2. die oben unter à Nr. 2 zu Gunſten Bayerns abgeſetzte 
Zinſenausgabe mit 
3. derjenige Theil der oben unter a N. 3 abgefegten Aus⸗ 
gaben für den Rechnungshof, zu welchem Württemberg 
mit beizutragen hat (nämlich 49 Proz. des Geſammtbetrages 
der fortdauernden Ausgaben für den Rechnungshof mit . 
4. die oben unter a Nr. 4 abgejegten Ausgaben zur SEITHER 
der Artillerie-Schießpläte mit . 
5. bie oben unter a Nr. 5 — Ausgaben zu Stafernn 
bauten mit. . . ä 
find 


Für Rechnung der Bundesftaaten, mit Ausnahme bon Bayern, 
fließen dagegen zur Reichskaſſe: 
1. die eigenen Einnahmen der Verwaltung des sb. 
Reichsheeres unter Kapitel 9 im Betrage von 3,829,117 
2. bieeigenen Einnahmen des Reichs-Eiſenbahn— 
Amts, Kap. 13, ſoweit fie nicht oben bereits 
angerechnet find (alſo mit noch 75 Proz. 
von Titel 1 und 2), im Betrage von . 3,179 
3. don den eigenen Einnahmen des allgemeinen 
Penfionsfonds der Kapitel 15 Titel 1 auf: 


geführte Betrag von . . 10,776 
4. an außerordentlichen Zufchüffen der Kap. 22 . 
Titel 1b aufgeführte Betrag mit . . . 10,096,254 
zufanımen . 


Es bleiben fomit noch zu beichaffen . 
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M 
20,905,740 


21,306 
20,927,046 


106,348 


20,820,698 


178,938,743 
20,905,740 


158,033,003 


232,774 


1,947,600 


259,246 
3,581,832 


6,514,422 
170,568,877 


13,939,326 


156,629,551 


Zu diejer Bedarfäfumme hat Württemberg nad) Maßgabe der ortsanweſenden 


Bevölkerung von 1880 beizutragen. 


er... 
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Diefelbe beträgt: A. 
für Württemberg . - .  1,971,118 Köpfe, 
für das übrige Reichögebiet, mit Aus: 
nahme von Bayern . . . . .37,978,165 „ 


— 39,949,283 Köpfe. 
Danad) beläuft ſich der matrifularmäßige ntheil Württem⸗ 
bergs an ber vorgedachten Bedarfsſumme auf . . 7,128,182 

Hinzu tritt: 

1. der matritularmäßige Antheil Württembergd an ber von 

der Neihögemeinichaft mit Ausihluß von Bayern und 

ElfaßsLothringen aufzubringenben, oben unter d von ber 

Gefammtausgabe abgelegten Ausgabe für das Bundesamt 


für dad Heimatweſen (34,800 MA) mit . . 1,787 
2. der Beitrag Württembergd zu den often ber entralver 
waltung des Poft: und Telegraphenweien® mit . . 7,962 


find . . 7,1737,931 
Dagegen kommt in Abzug ber — ie 
Nachlaß an den Gejandtihaftstoften mit . . . 8,600 
Abgejehen von dem württembergifchen Antheile an — Heft: 
betrage des Weberichufles aus dem Etat3jahre 1881 N bleiben ala 
Matritularbeitrag Württembergd . . - ; 7,729,331 


Wenn von der legtgedachten Bedarfäfumme von . . . .  156,629,551 


auf Württemberg ein matrifularmäßiger Antheil von . . . .- 7,128,182 
fällt, jo bleiben von den Staaten außer Bayern und Württem— 
berg noch aufzubringen . . “2... 148,901,369 


Es treten indeß für Rechnung. dieſer Gomeinſchaft hinzu: 

1. derjenige Theil der oben unter a Nr. 3 abgelegten Aus: 
gaben für den Rechnungshof, welchen diefe Gemeinichaft 
für fih aufzubringen hat (nämlid 18 Proz. des Geſammt— 
betrag3 der fortdauernden Ausgaben für den — 


hof) mitt . . y 95,233 
2. Die oben unter b Nr. ı abgeſetzte Zinfenausgabe mit ; 2,482,000 
3. die oben unter b Nr. 2 abgelegten einmaligen Ausgaben 

der Poſt- und Telegraphenverwaltung mit . . 2... 2,841,710 


zuſammen 1354,320,312 
Dagegen fließen für Rechnung dieſer Gemeinſchaft an gemein— 
ſamen Einnahmen zur Reichskaſſe: 
1. der Ueberſchuß der Poſt- und Telegraphen— sb 
verwaltung, Stapitel 3, mit . . . 23,867,023 
2. die Beiträge von Vayern und Württemberg 
zu den Koften der Zentralverwaltung des 


Pot: und Telegraphenweiens mit —J 29,268 
zufammen © . 23,896,291 
Es bleiben fomit noch zu beichaffen je . ....130,424,021 


Zu diejer Bedarfsfunme hat Baden nad) Mahgabe der ortsanweſenden Be: 
völferung von 1880 beizutragen. 


j _ = 373 
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Diejelbe beträgt: 


für Baden. . . . .. 1,570,254 Köpfe, 
für die übrigen Staaten außer Bayern 
und Württembrg . » » .  . 36,407,911 „ 


= 37,978,165 Köpfe. 

Danad) beläuft ſich der matrifularmäßige Antheil Badens 
an der vorgedachten Bedarfsſumme auf . 

Hinzu tritt der matrifularmäßige Beitrag Babens zu der 
von der Reichsgemeinſchaft mit Ausſchluß von Bayern und Elſaß— 
Lothringen aufzubringenden, oben unter d von ber Geſammtaus— 
gabe abgeſetzten Ausgabe für das Bundesamt das — 
weſen (34,800 M) mit . } 

Abgeſehen von dem badiſchen Antheile an be Neftbetrane 
des Ueberſchuſſes aus dem Gtatsjahre 0 — 
der Matrikularbeitrag Badens 


Wenn von der letztgedachten Bedarfsſumme von . . -» 
auf Baden ein matritularmäßiger Antheil von 
fällt, fo bleiben von den Staaten außer Bayern, Wirttener 
und Baden nod aufzubringen . . — 
Dagegen fließen für Rechnung diefer Gemeinſchaft an gemein⸗ 
ſamen Einnahmen zur Reichskaſſe: 
1. die Branntweinſteuer und Uebergangsab— M 
gabe von Branntwein (Kapitel 1 Titel 5) 35,704,940 
2. bie entiprechenden Averſen der Zollaus: 
Ihlüffe (Kapitel 1 Titel ). . » . . 948,540 
zuſammen 


Es bleiben ſomit noch zu beſchaffen 
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5,392,542 


1,424 


5,393,966 


130,424,021 
5,392,542 


125,031,479 


36,653,480 


88,377,999 


Zu diefer Bedarfsjumme hat Elfaß- Lothringen nach Waßgabe ber ortsanz 


weienden Bevölkerung von 1880 beizutragen. 
Diefelbe beträgt: 


für Elfaß-Lothringen . .» » . .. 1,566,670 Köpfe, 
für die übrigen Staaten außer Bayern, 
Württemberg und Baden . . . 34,841,241 „ 


— 36,407,911 Köpfe. 
Danach beläuft sich der matrifularmäßige Antheil Elſaß— 
Lothringens an der vorgedachten Bedarfsſumme auf . 
welher Beirag, abgejehen von dem elfahslothringiichen Antheile 
an dem Rejtbetrage des Ueberichuffes aus dem Gtatsjahre 1881/82, 
den Matrifularbeitrag Elſaß-Lothringens ausmadt. 


Wenn von der leßtgedachten Bedarfsſumme von 
auf Elfaß-Lothringen ein matrifularmäßiger Antheil von 
fällt, jo bleiben von der Reichsgemeinſchaft außer Bayern, Würt: 
temberg, Baden und Gliaß-Lothringen noch aufzubringen . 


3,802,997 


88,377,999 
3,802,997 


84,575,002 


568 Reichshaushalt vom Jahre 1883/84. 


4 
Uebertrag 84,575,002 
Es treten jedoch für Rechnung dieſer Gemeinſchaft hinzu: 
1. die oben unter c von der Geſammtausgabe abgeſetzten 8,000 
für die Kontrole ber Branntwein- und Braufteuer, 
2. der für dieſe Gemeinichaft verbliebene Theil der oben unter 
d von der Gejammtausgabe abgefegten Ausgabe für das 
Bundesamt für dad Heimatweſen. sb. 
Diefe Ausgabe beträgt im Ganzen . . . 34,800 
Davon find bereit? zur Laft geftellt: 
a) Württemberg der N 


Antheil von . . . „20. 1,787 M 
b) Baben beöglihen . . . .... 1424 „ 
= 3,211 
bleiben . . . 31,589 
) find. . 84,614,591 
Dagegen fließen für Rechnung diefer Gemeinschaft an gemein- 
ſamen Einnahmen zur Reich3tafle: 
1. die Brauftener und Webergangsabgabe von Ab. 
Bier (Hapitel 1 Titel 65) . .» . 15,452,440 
2. die entiprechenden Averfen der ollns- 
Ihlüffe (Kapitel 1 Titel 9) . . s 429,340 
zufammen . .  15,881,780 
Es bleiben mithin noch zu beihaften -. . . » . 66s8,732,811 


Diefe 68,732,811 M find von den gedadten Binnen nach der Zahl 
ihrer ortsanweſenden Bevölkerung von 1880 mit der Maßgabe aufzubringen, dak 
den betreffenden Staaten auf die fi) ergebenden Beträge die ihnen zuftehenden 
Nahläffe an den Geſandtſchaftskoſten zu Gute gerechnet werden. 
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Die Berehnung ftellt ſich hiernach wie folgt: 














Abgefehen von ben 
Darauflommen | Antheilen an dem 








Matrikular: 














| Kopfzahl | mäfiger [in Anrechnung | Reftberrage des 

5 en | die Radhläie | Ueseriaufes sus 

El Bundeßdftaaten z an den 1881/82 bleiben 

2 Bevöl⸗ an den | Gefandtichafts: als Matritular- 
ferung | Ausgaben koſten Er A 
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11 Preußen . - 2 2.2... 127,279,111 |58,814,673 53,814,873 
2|Sadin . . 2.2 ..2....1 2,972,805 | 5,864,580 5,859,296 
DES 936,340 | 1,847,158 1,847,158 
4) Medlenburg: Schwerin . . 577,055 | 1,138,381 1,138,381 
55 SahjenWeimar . . . . 309,577 610,716 610,716 
6 ———— —— 100,269 197,805 197,805 
7| Oldenburg . . — — 337,478 665,757 665,757 
8 Braunjchweig Er 349,367 689,211 688,590 
9) Sadhjen-Meiningen . . . 207,075 408,506 408,506 
10) Sadjen-Altenburg . . . . 155,036 305,846 305,846 
11] Sadjen-Koburg-Gothba . . 194,716 384,125 384,125 
12| Anhalt . . 232,592] 458,844 458,844 
13 Schwarzburg=Sondershaufen 71,107 140,276 140,276 
14 80,296 158,403 158,403 
15] Waled . . \ ; 56,522 111,503 111,503 
16| Reuß älterer ine oo. 50,782 100,180 100,180 
IT| Reuß jüngerer Linie. . . 101,330 199,898 199,898 
18 —— um: Ba 35,374 69,784 69,784 
19] Lippe RE 120,246 | 237,215 237,215 
PN) We 63,571 125,109 125,409 
Al Bremen -. . . . 2... 156,723 309,174 309,174 
22 es 453,869 895,367 895,367 






34,841,241 | 68,732,811 5,905 68,726,906 


Anmerlung. Nah den vorjtehenden Berechnun ngen find diejenigen Beträge, welche 
Bayern, Württemberg, Baden und Eljah-Lothringen an Stelle der für Rechnung der übrigen 
Staaten auffommenden Einnahmen an Braujteuer bezw. an Branntweinjteuer, an den Ueber: 
khüfien der Pojt: und Telegraphenverwaltung, ſowie an den eigenen Einnahmen der Ber: 
waltung des Reichsheeres für 1883/84 zur Reichskaſſe abzuführen haben, in den Meatrikular- 
beiträgen mitenthalten. Diejelben berechnen ſich wie folgt: 





Elſaß⸗ 











Bezeichnung der Einnahmen Zuſammen 






A: 




















Braufteurr - 2 2 2 2202000. |] 2,408,975| 898,500 714,140 | 4,737,388 
Branntweinfteuer . . 5,320,423|1,984,413|1,580,845 8,885,681 
Ueberſchuß der Pojt- und Telegraphen⸗ 
verwaltung 2,947,043]1,099,204 4,046,247 
— — der Verwaltung des 
heeres .I 506,543] — 506,543 
Summe j 18,175,859 
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Schluß- Bufammenftellung 
der Matrikularbeiträge für 1883/84. 


Davon ab 











| Mithin für 1883/84 
bie Antheile Sonaqh 
An an dem Reft: u Im 


etrage des | betragen bie 


J = 
Mairikulars] weberichufies Etat für 

















ẽ FOREN, aus dem baat zu 
= Bundesstaaten beiträgen Etatsjahre | zahlenden 1882/83 j 
= iind oben 1881/82 JMatritular: find mehr weniger 
= — laut der bei beiträge für 
erechne liegenden er angeſetzt 
beſonderen 1888,84 
Berechnung 
Mk. A K HM Ab Me. 
1) Preußen . . .] 53,814,6753] 9,565,297[44,249,376] 52,249,733 — | 
2| Bayern . . . .1 20,820,698]| 1,073,624|19,747,074| 20,278,807 — 531,733 
3 Sadhien. . . .| 5,859,296] 944,639] 4,914,657| 5,598,007 — 683,350 
4| Württemberg . .| 7,729,381] 418,186] 7,316,145] 7,670,015 — 353,870 
5l Baden . . . „| 5,393,966] 592,687] 4801, 2791 5,359,876 _ 558,597 
Bl Helfen - . . .| 1,847,158] 326,821] 1,520,3537| 1,794,671 _ 274,334 
7) Medlenburg: 
Schwerin. . .| 1.138381] 222,520] 915,861] 1,124,024 — 208,163 
81 Sadjien:Beimar . 610,716] 110,280] 500,427 594,570 _ 94,143 
9 Medlenburg Stre 
| 11 197,305 37,459 160,346 194,189 — 33,843 
10] Oldenburg . . . 665,757 120,154 545,573 648,117 102,544 
11] Braunichweig . . 688,590] 117,718] 570,877 664,101 — 93,244 
12] Sachſen-⸗Mein— 
ngen ı 20. 408,506 70,600] 337,897 394,767 — 56,970 
13] Sachſen-Alten— 
burg . .» 305,846 53,360] 252,486 296,021 — 43,535 
14] Sadylensftoburg: 
Sotba. . . 384,125 65,768] 318,357 370,624 — 52,267 
15] Anhalt . . . . 458 844 68,615 390,229 438,477 — 43,248 
16] Schwarzburg— 
Sondershaufen 140,276 25,761] 114,515 136,964 — 22,449 
17] Schwarzburg-Ru— 
dolitadt . - . 158,408 30,120] 128,274 155,629 * 27,355 
181 Waldet . . - . 111,503 22,889 88,614 111,112 Br 22,498 
19] Reuß ülterer Linie 100,180 15,761 84.419 95 365 — 10,946 
20] Reuß jünger. Yinie 199,808 28,438] 171,460 187,495 _ 18,085 
21] Schaumburg: 
Sippe . 2... 69,784 11,862 57,922 67,252 — 9,330 
221 Lippe . . . . 237,215 39,936] 197,279 228,247 — 30,968 
23 Lühed . . . . 125,409 15,567] 109,542 115,515 — 5,873 
24] Bremen . Zn 309,174 42,516] 266,658 288,627 — 21,369 
251 Hamburg 895,367 12,459 822,308 788,783 34,125 — 
261 Elſaß Lothringen J 3,802,997] 655,675] 3,147,322) 3,838,381 _ 691,059 
*) 105,000}. 105,000 
34,125|12,098,360 
— — — | 
Summe . . ta 91,730,134]103,789,369 — 12,059,285 


*) Laut Nachtrags-Etats (Befeh vom 26. Juni 1882), 
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Berechnung 
der Beträge, mit welchen die Bundesftaaten an dem in den Etat für 1883/84 ein- 
gefellten Keſtbetrage des Ueberfchuffes aus dem Etatsjahre 1881/82 betheiligt find. 


Der Rejtbetrag des Ueberſchuſſes aus dem Etatsjahre 1831/82 beläuft 
ih nach Seite 317 der Reichshaushalts-Ueberſicht für 1881/82 auf rund . 14,518,764 M 
Dazu an Einnahmen in Folge der Revifion der Rechnungen: 


a) bei der Verwaltung des Neichöheerred® . . . . 175,000 Mk 
b) bei den übrigen Verwaltungen . . » 2. ....50,000 „ 
zujammen . . . 225,000 „ 
Mithin ergibt ſich als Etatsanjag für 1883/84 . . . 14,743,764 M 


An den Einnahmen der Verwaltung des Reichsheeres iſt Bayern nicht betheiligt. In 
Berreii der Einnahmen bei den übrigen Verwaltungen wird vorbehaltlich der demnächſtigen 
definitiven Feitjtellung davon ausgegangen, dal; diejelben allen Staaten gemeinſchaftlich find. 
Hiernad) jtellt fi die Berehnung wie folgt: 








| Die Antheile an | - Mithin betragen. 
dem obigen Dazu die Antheile 
Ueberfhußbetrage| die Antheile an | an dem in den 


S von 14,518,764 A| den Einnahmen | Etat für 1883/84 
E beziffern ſich nad) in Folge eingejtellten 
3 Bundesftaaten der Haushalts- der Kevition Neftbetrage des 
= Ueberficht für | der Rechnungen | Ueberihuftes aus 
1881/82 (©. 382) mit dem Etatsjahre 
auf 1881/82 
Mb: M Se 
1] Preußen . . . — 9,415,646 149,651 9,565,297 
2| Bayern. . . . We 1,067,782 5,842 1,073,624 
3| Sadien . 2 2 2 20. 928,331 16,308 944,639 
al Württemberg . . » 2... 402,373 10,813 413,186 
51 Vaden.. 584,073 8,614 592,687 
6 Heſſen. 6 321,684 5,137 326,821 
TI Medlenburg Schwerin . . . 219,354 3,166 222,520 
8] Sahjen-Weimar . . . . . 108,591 1,698 110,289 
9 MedlenburgStreelif . . . 36,909 550 37,459 
107 Oldenburg . cr 118,333 1,851 120,184 
11} Braunihweig -. . . » .. } 115,796 1,917 117,718 
12] Sadjen-Meiningen . . . . 69,473 1,186 70,609 
13] Sacdjen-Ultenburg . . . . 52,510 850 53,360 
14] Sadjien-Roburg-Gotha . . . 64,700 1,068 65,768 
151 Anbalt - - - 2 222. 67,339 1,276 68,615 
16] Schwarzburg-Sonderöhaufen . 25,371 390 25,761 
17) Schwarzburg-Rudolftadt . . 29,689 440 30,129 
181 Walded . . 2 2 22.2. 22,579 310 22,889 
19] Reuß älterer Linie . . . . 15,482 279 15,761 
20| Reuß jüngerer Linie . . . 27,882 558 28,438 
21) Schaumburgkippe . . . . 11,668 194 11,862 
221 five .» > 2 2 ren 39,276 660 39,936 
23 Lübed . > 2 222 15,218 349 15,567 
241 Bremen . 2.2220. 41,656 860 42,516 
25] Hamburg . . 2» 22... 69,969 2,490 72,459 
26 Eljagkothringen . . . . 647,080 8,595 655,675 
Summe 14,518,764 | 225,000 14,743,764 
37* 
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Armuth und Arbeit. 


In der „Allgemeinen Zeitung“ (Beilage zu Nr. 267 d. Is.) leſen mir 
folgende beachtenöwerthe Ausführungen: Gegen die Bismarck'ſchen Sozialreform- 
pläne ift mit Necht der Einwand erhoben worden, daß fie die Reform nicht an 
dem Punkte angreifen, wo fie am nothwendigften ift, nämlich bei dem niederiten 
Grade der Armuth. Die Sranfenverfiherung, die Infallverfiherung berühren 
Kreiſe der Gejellihaft, die keineswegs als die Hilflofeiten betrachtet werden können. 
Die Arbeiter der Fabrifen nnd Werkftätten, foweit fie eben wirklich beichäftigt 
find, Stehen durchaus nicht auf der nieberften Staffel der jozialen Stufenleiter, 
was ſchon daraus hervorgeht, daß gerade in dieſen Streifen der Grundiag der 
Selbithilfe bereit3 große Fortichritte gemaht hat. Wir geben gern zu, daß, wie 
die Verhältniffe in Deutichland Liegen, eine gejellichaftlihe Nachhilfe zweckmäßig 
eriheint. Die Vereinsbildung iſt bei uns nod lange nicht jo weit vorgeichritten, 
daß man nicht Pläne, welche diefelbe zu fördern und zu unterftügen oder die— 
felben auf anderen Wege zu erreichen juchen, freudig willfommen heißen müßte. 
Bon diefem Gefihtöpunfte haben auch die liberalen Barteien den Bismarck'ſchen 
Reformplänen ſtets ſympaäthiſch gegenübergeftanden, jelbft den Grundjag der Frei— 
willigfeit und Selbithilfe moderirt und fich bis zu einem Grade auf dem Boden 
der Ziwangdverficherung geitellt. Freilid) wird man niemal3 auß den Augen ver- 
lieren dürfen, daß der Zwang gewijjfermaßen nur ein pädagogifches Mittel ift, 
welches ſich nur dadurch rechtfertigen läßt, daß es auf dem fürzeiten Wege den 
Zweck zu erreichen verfpriht — den Zweck nämlich, die Selbitbeftimmung der 
Maffen anzuregen und auszubilden. Der Zwang ſoll zur Selbitbeftimmung 
erziehen. Diefer Zwed darf um fo weniger aus den Mugen verloren werden, 
als durch dad Sozialiftengefeß, möge man im übrigen davon halten was man 
wolle, die Vereinsbildung unter ben arbeitenden Klaſſen einen ſchweren Schlag 
erlitten hat. Die Neichöregierung ſelber verhehlt ſich dies offenbar nicht, da fie 
oft genug betont hat, daß die Sozialgefeßgebung gewifjermaßen das pofitive 
Gegenftüd zu der Unterdrüdung der fozialdemofratiichen Agitation darftellen folle. 
Wir fagen, die Arbeiter der Fabriken und Werkſtätten ftehen, jolange ſie Be— 
ihäftigung haben, durchaus nicht auf ber niederſten Sproffe der jozialen Stufen- 
leiter. Sie thun es jo wenig, daß fie vielmehr jchon ſehr entichiedene Kraft— 
proben geleiftet haben und fortwährend leiften. Für Fülle der Erfrantung ift 
ihon viel durch freiwillige Fürſorge geichehen; für Unfälle hatte die beutiche 
Sefeggebung, allerdingd mangelhaft, durh das Haftpflichtgefeg gelorgt. Die 
Invaliditätd- und Alteröverfiherung der Arbeiter ift ein Problem, von bem es 
heute noch volltommen zweifelhaft ift, ob es auf dem Wege bes ftaatliden 
Zwanges zu löſen fein wird. Jedenfalls Hat man fi zu hüten, fünftlih ein 
Rentnerthum zu Schaffen, das unter Umftänden für die Gejelfchaft zur uner- 
Ihwinglichen Laft werden könnte. Geſetzt aber auch, es gelänge mit dem Plane 
der Invaliditäts- und Altersverficherung über Erwarten gut — würde nın Da= 
durch wenigitens der größte und fchmerzhaftefte Theil der bejtehenden Noth be— 
feitigt ? Ganz und gar nicht! 


— Be © 
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Die ſchmerzhafteſten Wunden werden der Gefellichaft offenbar durch die 
unverfchuldete, erzwungene Arbeitslofigteit geichlagen, und die Armuth ſenkt fich 
mit ihrer ganzen unheilvollen Schwere auf diejenigen, welche, auf ihrer Hände Arbeit 
angewiejen, für ihre Arbeitötraft feine Beichäftigung finden können. Die Land: 
wirthihaft, das Handwerk, die Induftrie, der Handel, dad Screiberthbum und 
jelbit die gelehrten Stände — fie alle werfen zu jeder Zeit ungezählte Maffen 
aus der jozialen Bewegung, Maſſen, die als der jchlammige Niederichlag hilf: 
lojefter Armuth, widriger Bettelei und Landftreicherei, ftrafwürdigen Verbrechens, 
auf die Bodenfläche der Gejellichaft finfen und eine beftändig fließende Quelle 
der Berzweiflung, der Verfommenheit und der Verruchtheit bilden. Gelingt es 
nicht, dieſe Quelle zu verftopfen, gleichjam einen feiten Grund, ein Niveau her: 
zuftellen, unter welches zu finfen unmöglich ift, jo wird jede jog. Sozialreform 
unzulänglidhes Stüdwerf bleiben. 


Gedanken ähnlicher Art find es, welche in einer kürzlich erfchienenen Schrift 
von Jul. Boft, die eben in der Preſſe einige Aufmerkjamteit erregt, entwidelt 
werden. Der Berfafier befämpft die Bettelei und jchlägt Organilationen vor, 
um die Almofen durch Beihaffung von Arbeitsgelegenheit zu eriegen. Gr 
mwünjcht das Gejeg über den Unterftügungswohnfig dahin abgeändert, daß die 
Verwendung der in Armenhäufern Untergebrachten zn entiprechenden Arbeiten, 
anjtatt fafultativ, obligatorijc werde. Cine ſolche „Arbeitsverfiherung“ würde, 
nah Anſicht des Verfaflers, die Unfalle, Alters: und Invalidenverficherung über: 
flüffig machen. 

Dieje Gedanfen find, wie wir glauben, jehr beadhtenswerth, obwohl durchans 
nit neu. Gin im Jahre 1881 erichienenes Buch von F. Stöpel, („Die freie 
Geſellſchaft. Verſuch einer Schlihtung des Streitens zwiichen Individualismus 
und Sozialismus“) entwidelt diejelben weit erichöpfender. Hier wird fogar ein 
„Recht auf Arbeit“ zugeitanden, obwohl der Accent viel weniger auf dieſe viel 
angefochtene jozialstheoretifche Forderung, als auf die Heritellung von Einricht— 
ungen gelegt wird, welche jedem Arbeitiuchenden die Möglichkeit, Arbeit zu finden, 
gewährleiften. Während Poſt feine Organijationen auf den Zweck beichräntt, 
bereitö eingetretene Armuth durch Beihaffung von Arbeitsgelegenheit von der 
Bettelei zurüdzuhalten, erfaßt Stöpel die ganze Angelegenheit von einem viel 
umfafienderen Geſichtspunkte, und will durch geeignete Organifationen,, für die 
er beitimmte Vorſchläge macht, der äußerjten Armuth, fo weit fie auf Arbeits: 
lofigfeit zurüdzuführen ift, überhaupt einen Damm geiegt wijien, während der 
unter jolchen Umſtänden jede Entichuldigung verlierenden Bettelei und Land— 
jtreicherei mit rüdjichtslofer Strenge ein Ende zu bereiten wäre. 


Die Arbeiterkolonien, die neuerdings nad) dem Muſter von Wilhelmsdorf 
ins Leben getreten find und in immer weiterem Umfange Nachahmung finden, 
geben den Beweis, daß auf Arbeitsverjorgung gegründete organiiche Einrichtungen 
zur Verhütung äußeriter Verfommenheit und zur Nettung aus äußerſter Noth 
recht wohl möglich find. Es liegt aber nicht der mindeite Grund vor, fich ſolche 
Ginrihtungen auf die Verhütung der Bettelei und Landitreicherei nothwendig 
beichräntt zu denken. Ebenjowenig brauchen diejelben jporadiich und rein privaten 
Gharafterö zu fein. Sie können zu öffentlichen Anitalten der Gemeinden aus— 
gebildet, unter einander organijch verbunden und bei gehöriger Ausdehnung jedem 
Bebürfniffe gerecht werden. Die Beſchäftigung, die ſie barzubieten haben, läßt 
fih je nad) Bedarf vermehren und vervielfältigen, obwohl allerdings die Bes 
ihränfung der Arbeit weſentlich auf folche, die zur Produktion von Nahrungs» 
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mitteln und Rohftoffen der Induftrie dienen oder dieſe Probuftion unterftügen, 
eine nothiwendige Vorbedingung des Erfolges jein würde, 

Der Haupteinwand, der von jeher gegen Ideen dieſer Art erhoben wurde, 
ift der, daß der Arbeitskräfte zu viele vorhanden und für ben Ueberſchuß ber: 
jelben feine Beihäftigung zu ſchaffen ſei. Auf diefen Einwand, den der mehr: 
fach erwähnte Schriftiteller mit ſehr triftigen Gründen zurüdweift, fann hier bei 
beſchränktem Raum nicht näher eingegangen werden. Nur dies fei bemerkt, daß 
die Vorftellung, ed könne zu viel nützliche Arbeit geleiftet, es könnten 3. B. zu 
viel Nahrungsmittel produzirt werden, an einem Selbſtwiderſpruche franft, der 
fih auch oberflählicher Betrachtung aufdrängt. Ueberdies mag man bebenfen, 
was wohl an und für fih ausführbarer und räthlicher ericheinen muß: einer 
Klaſſe der Gefellichaft, die ſich bis zu einem gewillen Grabe zur Selbfthilfe reif 
zeigt, mit Staatszwang und öffentlichen Mitteln zu Hilfe zu kommen, oder denen, 
die fich thatfächlich nicht jelbit helfen fönnen, Gelegenheit zu verſchaffen, der Ge- 
jellichaft durch Produktion unentbebrlicdyer Güter nüglich zu werden. 
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Die privatrechtlichen Rechtsgebiete im Deutſchen Reiche. — Innerhalb 
des Deutſchen Reiches beſtehen für das „Privatrecht“ mit ausſchließlicher bezw. 
ſubſidiärer Geltung die drei großen Rechtsgebiete des preußiſchen Landrechtes, 
des franzöſiſchen Rechtes und des gemeinen deutſchen Rechtes. Ueber die räumliche 
Ausdehnung und Bevölkerungszahl dieſer Rechtsgebiete und derjenigen Theile 
derielben, in denen das franzöfiihe Recht (Großherzogthun Baden) oder das 
gemeine deutſche Neht (Königreich Sachen) noch beſonders Eodifizirt und theil- 
weiſe durch landesgeſetzliche Vorfchriften abgeändert find, gibt folgende Weber: 
ſicht Auskunft. 























Släcenraum | geysfferun Davon entfallen auf 
Rechtsgebiete: ee am 1. Desbr. den preußiſchen Staat 
| qkm al | qkm | Bevölferung 
Preußiſches Landrecht 256,443,3 19236,014 247,688,, |18,754,181 
Franzöſiſches Nehbt . . . | 60,824, | 7,542,250| 23,924, | 3,450,893 
davon kodifizirtes badiſches | 
ODE X. 0 2. Br 15,081,, | 1,570,254 | — 


Deutſches gemeines Recht | 223,254,, |18,455,797 | 76,644,0 | 5,074,037 
davon kodifizirtes ſächſi— 


ſches Nedt . j 14,992,, | 2,972,805 — — 
Deutſches Reich . | 540,521, 45,234,061 348,257, 127,279, 111 





Das preußiihe Landredt gilt im größten Theile des preußifchen 
Staates, nämlich in den Provinzen Oftpreußen, Weitpreußen, Berlin, Branden- 
burg, Bommern mit Ausschluß der neuvorponmerichen Kreife Greifswald, Grimmen, 
Franzburg, Stralfund und Rügen, in Poſen, Sclefien und Sachen, einichließlich 
der zugehörigen Exklaven Schleufingen, Mühlberg und Ziegenrüd, im Land: 
drofteibezirfe Aurich mit Ausschluß des Stadtbezirfes Wilhelmshaven, in der 
Stadt Dubderftadt und dem Amte Gieboldehaufen (Landdrofteibezirt Hildesheim), 
in Weftfalen, fowie in ben rechtörheiniichen Kreiſen des Negierungsbezirkes Düſſel— 
dorf, Rees, Duisburg, Mühlheim a. Ruhr, Elfen Land und Stadt Eſſen. Außer: 
dem gilt preußifches Landrecht in den ehemals preußiichen, jet bayeriichen fräntis 
ihen Fürftenthümern Ansbach und Bayreuth. 

Die öftliche Hauptgruppe des Geltungäbereiches des preußiichen Landrechtes 
umfaßt mit Ginfhluß der vorerwähnten jächfifchen Erklaven, ſowie des zur 
Sandbroftei Hildesheim geichlagenen Theiles des Eichsfeldes 223,192,, qkm 
Fläche mit 16,099,118 Bewohnern, Weitfalen mit dem angrenzenden rheinijchen 
Gebiete 21,390, qkm Fläche mit 2,456,003 Bewohnern, DOjtfriesland 3,105,, qkm 
Ylähe mit 199,060 Bewohnern und die fränkischen Fürftenthümer Ansbach und 
Bayreuth 8,754,, gkm Fläche mit 481,833 Bewohnern. 
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Die Geltung des franzöfiihen Rechtes erftredt fih auf die preußiichen 
Nheinlande mit Ausihluß der im Gebiete des preußiſchen Landrechtes belegenen 
Kreiſe des Negierung&bezirkes Düffeldorf, des Kreiſes Meifenheim und des rechts 
vom Rheine und links von der Sieg belegenen Theiles des Regierungsbezirkes 
Koblenz, zu welchem auch die Nheininfeln gehören. Ferner gilt franzöfiiches 
Recht im Reichslande Elſaß-Lothringen, in der bayriichen Pfalz, in Rheinheſſen 
und — in-bejonderer Kodififation — im Großherzogthume Baden. Das Rechts— 
gebiet des franzöſiſchen Nechtes ift ein im fich geichloffenes, innerhalb deſſen nur 
im Kreiſe Meifenheim anderes (und zwar gemeined deutiches) Recht gilt; dasjelbe 
eritredt fih im Weiten des Neiches von der holländifchen Grenze bis zur Schweiz. 

Das gemeine deutihe Recht endlih hat feine Geltung in den preußi: 
ihen Provinzen Schleswig-Holftein, Hannover, mit Ausnahme von DOftfriesland 
und dee zum Eichsfelde gehörigen Theiles des Hildesheimijchen Kreiſes Oſterode 
am Harz, in Hellen-Naflau, im Kreiſe Meifenheim und im rechtörheinsfchen, links 
der Sieg gelegenen Theile des Negierungsbezirfes Koblenz, ſowie in Hohenzollern 
und den ſchon erwähnten neuvorpommerſchen Kreiſen. 

Ferner gilt gemeines deutiches Necht im Königreihe Bayern mit Ausschluß 
der Rheinpfalz und der Fürſtenthümer Ansbah und Bayreuth, im Königreiche 
Württemberg, in Hellen mit Ausnahme von Nheinheifen, in Sadjen:Weimar, 
Sachſen-Meiningen, Sachſen-Altenburg, Sachſen-Koburg-Gotha, im Königreiche 
Sachſen (in beſonderer Kodifikation), in Anhalt, in Schwarzburg-Rudolſtadt und 
Schwarzburg:Sondershaufen, in Neuß älterer und jüngerer Linie, in Walded, 
in Schaumburgs2ippe und Lippe, in Braunſchweig, in Oldenburg, in Medlenburg: 
Schwerin, in Medlenburg-Strelit und in den freien Hanſeſtädten Hamburg, 
Lübet und Bremen. Das Nectögebiet des gemeinen bdeutichen Rechtes ift ein 
gleichfalls geſchloſſenes und eritredt fi) von der jütiichen Grenze ununterbrochen 
bis zum Bodenſee. Erklaven desjelben im Gebiete des preußifchen Landrechtes 
bilden Anhalt, die Unterherrihaften von Schwarzburg-Rudolſtadt und Schwarz: 
burg-Sondershauſen, ſowie Kleinere, zu Medlenburg Schwerin, Braunjchiveig, 
Sachſen-Weimar und Sachſen-Koburg-Gotha gehörige Gebietötheile. Im Gebiete 
des franzöfiichen Nechtes liegt die Erflave Meifenheim. Cingeichloffen vom 
Geltungäbereiche des gemeinen deutfchen Nechtes find die preußifchen, zur Provinz 
Sachſen gehörigen Erflaven Schleufingen, Mühlberg und Ziegenrüd, ſowie die 
bayerischen, in Franken gelegenen Fürftenthümer Ansbach und Bayreuth. 





Zum Gefeke über die Reichs- und Stants- 
angehörigkeit. 
Bon 
Dr. War Seydel. 


Die mangelhafte Fallung des Gejeges über Erwerbung und Berluft der 
Bundes: und Staatdangehörigfeit bietet der Auslegung erheblihe Schwierigkeiten. 
Es ift daher nicht zu verwundern, wenn im Laufe feiner praftiichen Anwendung 
Zweifel über den einen oder andern Punkt fich ergaben, die der Aufmerkſamkeit 
der theoretiihen Bearbeiter des Gegenftandes bisher entgangen waren. 

Einige diejer Fragen jollen in Ergänzung der Abhandlung, welche ich in 
den „Annalen“ 1876 ©. 135 ff. (fiehe aud 1881 ©. 67) veröffentlicht habe, 
hier Beiprehung finden. 

I. 

$ 9 Abi. 1 des Staatsangehörigkeitsgeſetzes lautet: 

„Eine von der Regierung oder von einer Zentral: oder höheren Verwaltungs: 
behörde eines Bundesitaates vollzogene oder beftätigte Beſtallung für einen in 
den unmittelbaren oder mittelbaren Staatödienft oder in den Kirchen-, Scul- 
oder Kommunaldienſt aufgenommenen Ausländer oder Angehörigen eines anderen 
Bundesstaates vertritt die Stelle der Naturalifationsurfunde, bezw. Aufnahme: 
urfunde, Sofern nicht ein entgegenjtehender Vorbehalt in der Beitallung aus— 
gebrüdt wird,“ 

Es ift Die Frage aufgeworfen worden, ob auc der Militärdienit als Staats: 
dienft im Sinne dieier Beitimmung anzuiehen jei. Das k. ſächſiſche Miniſterium 
des Innern hat die Frage verneint, wie aus einem Erlaſſe erhellt, den Neger, 
Enticheidungen der Gerichte und VBerwaltungsbehörden ꝛc. Bd. 1 ©. 111 (aud der 
Zeitichrift für k. fächfische Verwaltung) mittheilt. Gründe für diefe Anficht find 
nicht angegeben. Ich halte diefelbe für unrichtig. 

Daß der Militärdienit an ſich alle Merkmale des Staatsdienſtes befigt, iſt 
wohl faum zu leugnen, und jo rechnet denn auch das preuß. allg. Land— 
recht Thl. II Tit. 10 die „Militärbedienten”“ zu den „Dienern des Staates“. 
Ebenſo iſt im Staatsangehörigfeitägefege Telbit S 22 dad Wort Staatödienft 
in einem Zufammenhange gebraucht, aus welchem deutlich erhellt, daß der Militär: 
dienft unter dem Ausdrude mit begriffen it. Laband (Staatsrecht des deutichen 
Neihes IIL, ı S. 211) bemerkt treffend: „Der Eintritt in den berufsmäßigen 
Militärdienit ift Eintritt in den berufsmäßigen Staatsdienit, der Offizier ift im 
juriftifchen Sinne ein Staatsbeamter, die von ihm verwaltete Stelle im Heere 
im juriftiichen Sinne ein Staatsamt ; die ihm obliegenden Pflichten find Beamten: 
pflichten.“ Wenn der gewöhnliche Sprachgebrauch dazu gelangt ift, bei Staats- 
bienern regelmäßig an Zivilftaatsdiener zu denken, jo hat das feinen Grund 
in der gefonderten Ausbildung, welche dad Recht des Militärftaatsdienftes gefunden 
hat. Wo alſo eine gefetliche Beitimmung das bejondere Berufsrecht im Auge hat, 
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wird man beim Worte Staatsdienſt an den Zivilftaatsdienft zu denken haben. 
Dagegen ift an der hier in Rede itehenden Stelle eine jolche einjchräntende Auf: 
faffung des Wortes nicht nur nicht nöthig, Tondern fie wideripricht jo ſehr der 
ratio legis, daß man nad den Grundiägen der analogen Geſetzesauslegung 
die Beitimmung auf den militärischen Staatödienit ausdehnen müßte, wenn der 
gebrauchte Ausdrud in der That nur vom Zivilitaatsdienit veritanden werben 
fönnte, Der Grund der Beitimmung ift offenbar folgender. Durch den Staatö- 
dienst wird ein jo enges Verhältniß des Staatödienerd zum Staate begründet, 
daß die Aufnahme in den Staatöverband als eine natürliche Folge der Anitell- 
ung ericeint. Die Pflicht zur Treue und zum Gehorſam ift im militärischen 
Staat3dienft Ficherlich feine Ächwächere wie beim Zivilitaatsdienit. Sie iſt bei 
jenem ſogar durch ſchärfere Disziplinar- und Strafbeitimmungen gefihert, wie 
bei dieſem. Gin innerer Grund ift alfo nicht vorhanden, hinfichtlich der Wirkung 
auf die Staatsangehörigfeit einen Unterſchied zwiſchen der Anitellung im einen 
und im andern Dienfte zu machen. 


II. 


Zu $ 15 Biff. 1 des Staatsangehörigkeitögeleges haben fich außer den von 
mir bereitö in den „Annalen“ 1881 ©. 67 erörterten?), inzwilchen noch zwei 
weitere Schwierigfeiten der Auslegung ergeben. 

Ich laſſe zunähft den Wortlaut der Beltimmung folgen: 

„Die Entlaffung wird jedem Staat3angehörigen ertheilt, welcher nachweiſt, 
daß er in einem anderen Bundesftaate die Staatdangehörigfeit erworben hat. 

In Grmangelung dieſes Nachweiſes darf fie nicht ertheilt werden: 

MWehrpflichtigen, welche fih in dem Alter vom vollendeten fiebenzehnten bis 
zum vollendeten fünfundzwanzigiten Lebensjahre befinden, bevor fie ein Zeugniß 
der Kreiserſatzkommiſſion darüber beigebracht haben, daß fie die Entlaffung nicht 
blos in der Abſicht nachluchen, um jich der Dienftpflicht im ftehenden Heere oder 
in der Flotte zu entziehen.“ 

Die erjte der erwähnten Auslegungsfragen ift die, ob die voritehende Be: 
ſtimmung auch auf Militärpflichtige Anwendung finde, welde zwar das 25. 
Lebensjahr bereits zurückgelegt haben, über deren Dienftpflicht jedoch eine endgiltige 
Entſcheidung noch nicht getroffen wurde, weil sie fi) vor der Erſatzbehörde 
nicht Stellten. 

Das württembergiihe Minifterium des Innern hat die Trage bejaht. Der 
betreffende Grlaß (württ. Min.“Bl. 1881 S. 300, auch bei Neger, Entſcheid— 
ungen der Gerichte und Verwaltungsbehörden ꝛc. 1 S. 452) führt Folgendes aus: 

„Wenn auch der $ 15 Abi. 2 Ziff. 1 des Reichsgeſetzes vom 1. Juni 1870 
über die Erwerbung und den Verluſt der Bundes: und Staatdangehörigfeit nur 
von Wehrpflichtigen unter 25 Jahren fpricht, jo erhellt doch aus Ziff. ı bis 3 
des $ 15, daß allgemein die Auswanderung Wehrpflichtiger vor erreichter Milttär- 
pflicht und vor endgiltiger Entiheidung über die Dienitpflicht (vergl. 
820, 826 Ziff. 4, $27 Ziff. 3 und 4, $28 Ziff. 2, 829 Ziff. 4, 8 30 Ziff. 4, 
$ 34 Ziff. 4 der Erſatzordnung) nur dann zuläffig jein foll, wenn der Nachweis 
erbracht ift, daß die Entlaffung nicht in der Abficht, ſich der Dienftpflicht zu ent» 
ziehen, nachgefuht wird. Die Annahme, daß das Geſetz hievon gerade in den— 


N Ach füge bei, daß ein Erlaß des baperifchen Staatminifteriums des Innern, ab⸗ 
gedruckt bei Neger, Entſcheidungen der Gerichte und Verwaltungsbehörden ıc. 1 ©. 218 
der in meinem Artikel vertretenen Auffaſſung ſich anschließt. 
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jenigen Fällen, wo der Militärpflichtige fih erwiejenermaken der Dienftpflicht 
über das 25. Lebensjahr hinaus bereit3 entzogen hat, habe eine Ausnahme 
machen wollen, würde in Widerſpruch damit ftehen, daß die Militärpflicht in 
iolhen Fällen erſt mit dem Erlöſchen der Wehrpflicht, d. i. mit dem vollendeten 
42. Lebensjahr, endet, und für die Fortdauer der Militärpflicht die Staats- 
angehörigkeit die Vorausjegung bildet. Ein Redt auf Entlaffung aus leßterer 
vor erfüllter Militärpflicht würde ferner in den vorwürfigen Fällen einem Recht 
auf Entziehung von der Wehrpflicht nad vollendetem 25. Lebensjahr durch Aus: 
wanderung gleichtommen, was der Intention des Gejeges ſchon deshalb nicht 
entipricht, weil eine jolche Entziehung regelmäßig nah $ 140 Ziff. 1 des Reiche: 
itrafgeiegbuches auch dann ftrafbar ift, wenn der Militärpflichtige bereits das 25. 
Lebensjahr überichritten hat.“ 

Das Minifterium beruft fih alfo auf die Abficht des Geſetzes. Es mag 
fih auch in der That mit dieſer Abficht jo verhalten, wie das Minifterium an— 
nimmt, oder, genauer geiprochen, hätte der Gejeggeber an den Fall gedacht, io 
würde er ihn wahrficheinlich in dem angegebenen Sinne geregelt haben. ber er 
bat das eben nicht gethban und der Wortlaut des 815 Ziff. ı aa. O. ift 
deutlich und Har. Für Vergeklichkeiten des Geſetzgebers kann und darf die Aus— 
fegung nicht aufkommen. Es gilt hier, was ich bei anderem Anlafje in den 
„Annalen“ 1881 ©. 650 bemerkt habe: „Die Nechtswiflenichaft wird, wenn fie 
nicht jeden Halt verlieren will, davon nicht abgehen fünnen, daß die Auslegung 
nur jenen geießgeberiichen Gedanten berüdfichtigen darf, der wenigitens irgend. 
einen, und jei er auch noch jo unpolltommenen Ausdrud im Gejege gefunden hat. 
Der gejeggeberiihe Gedanke dagegen, der blos Gedanke geblieben ift und feinen 
Körper erlangt hat, kann niemals Gele fein.“ 

Im vorliegenden Falle halte ich aljo eine Korrektur des Geſetzes, wie fie 
das württembergiiche Minifterium des Innern vorgenommen hat, für unftatthaft. 

Die zweite Frage bezieht ſich darauf, welcher Zeitpunft für die Enticheidung 
von Anträgen auf Entlaffung aus der Staatsangehörigfeit maßgebend fei, ob 
der Zeitpunft der Einreichung des Gejuches oder ein ſpäterer. Es ift dies von 
Bedeutung, wenn bei Stellung des Geiuches Gründe der Entlaffungsverweigerung 
nicht vorliegen, im Augenblide der zu treffenden Enticheidung aber vorhanden find. 

Mit diefer Frage beihäftigt fih ein Schreiben des Reichsamts des Innern 
an die k. jächfiiche Negierung von 20. Januar 1883. Dasielbe ift aus der 
Zeitichrift für k. jächiiche Verwaltung bei Neger, Enticheidungen der Gerichte 
und Verwaltungsbehörden 2c. III. ©. 424 abgedrudt. Die Grörterungen des 
Schreibens beziehen fih nur auf $ 15 Ziff. 1 des Staatsangehörigkeitsgeſetzes. 
Es wird erwähnt, daß in den Bundesjtaaten bei Anwendung dieſer Beltimmung 
nicht gleihmäßig verfahren worden jei. „Während ein Theil der Regierungen, 
inöbejondere die f. preuß. Regierung, die Auffaflung vertritt, dab das im dem 
8 15 Ziff. 1 des Geſetzes erwähnte Zeugniß der Kreiserſatzkommiſſion nur dann 
beizubringen ift, wenn der die Entlaſſung aus der Staatsangehörigkeit Nach— 
juchende bei Ginreihung feines Geſuches bereits das 17. Lebensjahr voll: 
endet hat, pflichtet der andere Theil der ftrengeren Anficht bei, welche den Zeit: 
punft der Entlaflung für maßgebend erachtet.” 

Das Reichsamt reiht hieran folgende Ausführungen: „Es ift nicht in Mbrede 
zu stellen, daß der Wortlaut des Geleges auf den eriten Blick für die lestere 
Anficht zu ſprechen jcheint. Gleichwohl muß ich Bedenken tragen, derſelben bei: 
zutreten. Das Geſetz vom 1. Juni 1870 enthält in dem $ 15 ff. diejenigen 
Beitimmungen, von deren Erfüllung die Entlaſſung aus der Staatsangehörigfeit 
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abhängig gemacht wird. Meines Erachtens ift davon auszugehen, dab das Geſetz 
mit der Bezeichnung des Termins nicht nur eine Initruftion für die ausführenden 
Behörden geben, fondern auch die Rechte und Pflichten der die Entlafjung aus 
dem Staatöverbande Nachſuchenden an fid und der zur Entiheidung berufenen 
Behörde gegenüber beftimmt begrenzen und fie in die Lage ſetzen wollte, jelbit 
beurtheilen zu fönnen, ob fie — abgejehen von dem Cintritt unvorhergeiehener 
Greignifie (vergl. Ziff. 3 des $ 15) — die Entlaffung zu beanipruchen befugt 
find und eventuell welche bejonderen Nachweije fie zur Begründung ihres Ge: 
ſuches beizubringen haben. 

Diejer Abſicht des Geſetzgebers dürfte die Interpretation des — nicht ent- 
ſprechen. Nach derjelben würde ein Gejuchiteller, welcher zur Zeit der Einreich- 
ung feines Antrages das wehrpflichtige Alter noch nicht erreicht hat, nicht über: 
jehen können, ob er das Zeugniß der Kreis-Erſatzkommiſſion mit vorzulegen hat. 
Es würde dieſes vielmehr ausjchlieglih von dem jchnelleren oder langjameren 
Geſchäftsgange bei den betheiligten Behörden abhängen. 

63 muß nad meinem Dafürhalten angenommen werden, daß der Geſetz— 
geber, jofern er für die Beurtheilung von Gejuchen der bezeichneten Art den Tag 
der Ausfertigung als den maßgebenden hätte bezeichnen wollen, eine ausdrüdliche 
Beitimmung darüber getroffen haben würde, bis zu welcher Friſt Perſonen, 
welhe an der Grenze des wehrpflichtigen Alters stehen, ihre Geſuche um Ent» 
laflung aus dem Staatöverbande einzureichen haben, wenn fie von der Beibring- 
ung des Zeugniljes der Kreis-Erſatzkommiſſion befreit fein wollen. Der Mangel 
einer ſolchen Bejtimmung jcheint mir die Folgerung zu rechtfertigen, daß es Die 
Abficht gewejen ift, die Altersgrenze, bezw. die Anbringung des Gejuches vor 
der Ueberſchreitung diejer Grenze, als das fir die vorliegende Frage ausichlieglich 
entjcheidende Moment binzuitellen. An einem derartigen ficheren Anhalt würde 
eö bei der von dem — vertretenen Auffaffung auc um deswillen fehlen, weil 
dann die Vorſchrift in $ 18, daß die Entlafjungsurkunde erjt mit dem Zeitpunkte 
der Aushändigung wirkſam wird, fogar Zweifel darüber auffommen ließe, ob 
nicht die etwa nad der Ausfertigung, aber por der Aushändigung der Ent: 
laſſungsurkunde eingetretene Vollendung des 17. Lebensjahres zu einer Bean: 
ftandung der Entlaffung bis zur nachträglichen Beibringung des mehrgedadhten 
Zeugniffes führen müßte, 

Indem ich daher mehr der eriteren Anjchauung, welcher aud die Praris in 
dem größten Bundesftaate zur Seite fteht, mich zuneige, bin ich der Meinung, 
daß für die Beurtheilung und Enticheidung von Anträgen auf Entlaflung aus 
der Staatsangehörigfeit in den Fällen des $ 15 a. a. O. derjenige Zeitpunft 
als maßgebend zu erachten ei, an welchem das enticheidungsreife, mit allen ſonſt 
erforderlichen Belegen (Eimwilligung des Vaters, bezw. Vormunds) verjehene 
GEntlaffungsgeiuch bei der zur Ausfertigung der Entlaffungsurfunde zuftändigen 
höheren Berwaltungsbehörde (8 14 des Geſetzes) eingegangen ilt. 

Die vorgedahte Auslegung, welche ich als eine vermittelnde bezeichnen 
möchte, läßt fich, indem fie ein bereits in vollftändig jubitantiirter Geftalt vor— 
liegendes Entlaſſungsgeſuch vorausiegt, mit dem MWortlaute des $ 15 jehr wohl 
in Einklang bringen. Denn man wird die Annahme nicht als unzutreffend bes 
zeichnen Dürfen, daß die Ertheilung der Entlaffung ohne Zeitverluft, unmittelbar 
nach, d. 5. nahezu gleichzeitig mit dem Cingange‘ des enticheidungsreifen Geſuches 
erfolgen kann und ſtreng genommen auch erfolgen müßte.“ 

Die vom Neichsamt des Innern gegebene Löfung ift meines Erachtens nicht 
befriedigend, die Begründung aber ungenügend, weil fie den juriftifchen Kern der 
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Frage nicht trifft. Die Ausführungen Eleben an dem vorgelegten Falle, während 
die daraus gezogene Folgerung, wie es fcheint unbewußt, über diejen Fall 
hinausgeht. 

Das Schreiben erörtert, ob im Falle des 8 15 Abf. II Ziff. 1 des Staats— 
angehörigfeitögeiege® das Zeugniß der Kreis-Erſatzkommiſſion zu fordern jet, 
wenn der Gejuchitellee zwar bei Einreichung des Geluches das 17. Lebensjahr 
noch nicht erreicht, dasielbe aber im Augenblide der Enticheidung über das Geſuch 
bereits vollendet hat. Es wird zu Gunsten des erfteren Zeitpunftes Verichiedenes 
beigebracht; dann aber überhaupt die Anficht ausgeiprocen, daß für die Be 
urtheilung und Entiheidung von Anträgen auf Gntlaffung aus der Staats: 
angehörigfeit in den Fällen ded 8 15 derjenige Zeitpunkt als mahgebend zu 
erachten fei, an welchem das enticheidungsreife, mit allen jonft erforderlichen Be— 
legen verjehene Entlaſſungsgeſuch bei der zur Ausfertigung der Entlaffungs: 
urkunde zuftändigen höheren WVerwaltungsbehörde eingegangen it. 

Auf diefe Theſis folgt dann ein Sat, welder deren allgemeine Nechtfertig: 
ung bezwedt: Man wird die Annahme nicht als unzutreffend bezeichnen dürfen, 
da die Ertheilung oder Entlaſſung ohne Zeitverluft, unmittelbar nad d. 5. 
nahezu gleichzeitig mit dem Gingange des enticheidungsreifen Geſuches erfolgen 
fann umd ftreng genommen auch erfolgen müßte. 

Es fällt jofort in die Augen, daß alle diefe Ausführungen mehr bureaus 
fratiich als juriltisch find. Auf die „Entſcheidungsreife“, die „erforderlichen Be: 
lege“, die Geichäftsregel der ichleunigen Erledigung des Ginlanfes fann nichts 
anfomnıen. 

Maßgebend ſcheinen vielmehr folgende rechtliche Gefichtspunfte zu fein: Der 
Staatdangehörige hat ein Necht entlaflen zu werden, wenn er es verlangt, ſofern 
diejem Verlangen nicht ein geietliches Hinderniß ſich entgegenitellt. Der Anſpruch auf 
Entlaſſung tritt alfo durch das Entlaſſungsgeſuch ins Leben, vorausgeſetzt, dab 
fein Umstand vorliegt, welcher ihn geſetzlich ausſchließt. Daraus folgt, dat die 
‚stage, ob ein Recht auf Entlaſſung beiteht, jo beantwortet werden muß, wie fie 
in dem Augenblide zu beantworten war, als der Anipruch auf Entlaffung er— 
hoben wurde. Spätere Menderungen in der Nechtslage können nur in Betracht 
fommen, Soweit fie dem Gefuchiteller günstig find"). Erhoben ift der Anſpruch 
dann, wenn er bei derjenigen Behörde, welche zur Entgegennahme des Ent: 
laffungsgejuches zuftändig ift, geltend gemacht iſt. Und zwar ift für die Wirk: 
ſamkeit diefer Geltendmahung weiter nichts erforderlih, als daß der Anſpruch 
objektiv begründet ift; es ift nicht motbiwendig, daß diele objektive Begründung 
zugleih nachgewieſen iſt. 

Hieraus ergibt ſich der Anſicht des Reichsamts des Innern gegenüber 
‚Folgendes: 

1. Der Grundiag, daß für das Recht, die Entlaffung zu fordern, der Zeit: 
punkt des geitellten Gejuches maßgebend ift, gilt nicht mur für die Fülle des 
$ 15 3iff. 1, jondern überhaupt, alio inäbejondere, was das Reichsamt zu ver- 
werfen jcheint, auch für die Fälle („unvorbergefehene Ereigniſſe“) der Ziff. 3 
des 8 15. 


1) Die Berückſichtigung ſolcher Aenderungen rechtfertigt jid) daraus, daß es feinen Sinn 
hätte, ein Gefuc ex tunc abzufehnen, das man, wenn jegt gejtellt, genehmigen muß, wie 
3. B. wenn derjenige, welcher um Entlajjung einkömmt, bei Einreihung des Geſuches noch 
nicht 25 Jahre alt war, bei Beſcheidung desielben aber das 25. Lebensjahr zurüdgelegt hat. 





532 M, Seydel: Zum Gefepe über die Reichs- und Staatsangehörigkeit. 


. Der Zeitpunkt des geftellten Geſuches ift nicht jener, wo das „enticheidungs: 
reife c. Gejuch bei der zur Ausfertigung der Entlaffungsurfunde zuftändigen 
Behörde einläuft, fondern jener, wo es in die Hände der zur Empfangnahme 
berufenen Behörde gelangt. Denn abgeſehen von allen andern Erwägungen 
würde ja ſonſt eintreten, was das Reichsamt verwirft, es würde das Schidial 
des Entlaffungsgefuches „ausichließlid von dem fchnelleren oder langjameren 
Geichäftsgange bei den betheiligten Behörden abhängen.“ 

3. Das Geſuch ift mit dem Augenblide rite eingereicht, wo alle Umſtände 
gegeben find, die für feine objektive Begründung erfordert werden. Kann der 
Gejuchiteller 3. B. nachweiſen, daß, als er fein Geſuch einreichte, die Cinwilligung 
jeines Gewalthabers bereit vorlag, To ſchadet eö dem Geſuche nichts, wenn er 
die Urkunde über diefe Gimwilligung erit nachträglich einiendet. 


Ill, 


Das Staatsangehdrigfeitsgeieg beftimmt in $ 21 Abi. I: 

„(Rord)deutiche, welche das Bundesgebiet verlaffen und fich zehn Jahre lang 
ununterbrochen im Auslande aufhalten, verlieren dadurch ihre Staatsangehörigfeit. 
Die vorbezeichnete Frift wird von dem Zeitpunfte des Austrittö aus dem Bundes: 
gebiete oder, wenn der Austretende fich in Beſitz eines Neilepapiers oder Heimat: 
icheines befindet, von dem Zeitpunfte des Ablaufs diefer Papiere an gerechnet. 
Sie wird unterbrochen durd die Eintragung in die Matrifel eines Bundes— 
fonfulats. Ihr Lauf beginnt von Neuem mit dem auf die Löſchung im der 
Matrikel folgenden Tage. * 

Die Mehrzahl der Schriftiteller hatte jeither die Meinung vertreten, dak 
für diefe Verjährung der Staatsangehörigfeit Lediglich die Thatiahe des Auf: 
enthaltes im Auslande enticheidend fei, dagegen die Willens: und Handlungs: 
tühigfeit des Betreffenden nicht in Betracht komme. 

e Val. BP. Yaband, Staatsrecht des deutichen Neiches Bd. ı K 18 ©. 173 
Anm. 1; 

G. Meder, Lehrbuch des deutichen Staatsrehts 8 77 Anm. 24; 

D. v. Sarmwey, Staatsrecht des Königreichs Württemberg I ©. 172. 

Dieſe Auffafiung ift auch in der That die einzige, weldhe dem Wortlaute 
des Geſetzes entipricht und, um mit den Motiven des Entwurſes zu reden, das 
Erlöſchen der Staatsangebörigkeit „an ein einfaches, im einzelnen Falle ohne 
beiondere Schwierigkeit feftzuftellendes Merkmal“ knüpft. Bei etwaigen Härten 
bieten die Beltimmungen über die Wiederverleihung der Staatsangehörigfeit 
in 8 21 Abi. 4 und 5 des Geſetzes Mittel zur Abhilfe. 

Neuerlich hat fich aber unter dem Einfluſſe der früheren preußiichen Praxis 
($ 23 des preußiſchen Staatsangehörigkeitögeleges vom 31. Mai 1842; vgl. 
L. v. Rönne, das Staatsreht der preußiihen Monardie, 4. Aufl., Bd, 2 
©. 32 Anm. 1, b) und des Neihsanıts des Innern eine andere Anſchauung geltend 
gemacht Dieſelbe findet fich in zwei Erlafien des bayeriichen und württembergi- 
ihen Minifteriums des Innern vertreten, welche in diefem Jahre ergangen und 
in den betreffenden Amtsblättern veröffentlicht find"). Die Erlafle ftimmen ziem— 


!) Der mwiürttembergiiche we. iteht auch bei Neger, Entiheidungen der Gerichte und 
Berwaltungsbehörden ⁊c. ILL. 
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lih genau überein, was wohl daher rührt, daß fie ihre gemeiniame Grundlage 
in den Ausführungen des genannten Neichsamts haben. Auch wird im den 
beiden Entichließungen erwähnt, im Königreiche Sachſen und im Großherzogthum 
Baden habe die gleihe Anſicht Billigung gefunden. 


In den bezeichneten Erlaſſen wird nun der Sat aufgeltellt, daß bei Be- 
rechnung der Verjährungszeit nad) $ 21 Abſ. 1 des Geſetzes die Jahre der Minder— 
jährigfeit, bezw. die Zeit des Irrſinns nicht eingerechnet werden dürfen, Es wird 
alſo verlangt, daß der Abweiende während der Zeit der Abwejenheit handlungs- 
fähig bezw. nicht in feiner Handlungsfähigfeit beſchränkt gemeien ſei. Der Ge: 
danfe ift demnah der, es müfle die Abmweienheit und der dadurch veruriachte 
Berluit der Staatsangehörigfeit auf dem rechtlich wirkſamen Willen des Ab- 
wejenden beruhen. Die Aufdeckung dieſes zu Grunde liegenden Gedanfens zeigt 
vor Allen, dab der erwähnte Sag ungenau formulirt it, weil man fich nicht 
über die .gerade vorliegenden Fälle zu erheben vermochte. Denn eritlich iſt Elar, 
was auch die preußiiche Praxis anerkannt bat, dab, wenn der Minderjährige 
oder Geilteöfranfe mit Zuftimmung feines Gewalthabers oder Kurator abwejend 
ift, die Beichränfung, bezw. der Mangel feiner Handlungsfähigfeit ergänzt er: 
icheint; ſodann it zweitens einleuchtend, dab folgerichtiger Weile die Verjährung 
auch dann nicht als laufend angenommen werden darf, wo der Abweſende zwar 
handlungsfäbig, feine Willensfreiheit in Bezug auf die Rückkehr aber aus: 
geſchloſſen ift. 

Die nunmehrige offizielle Anficht wird auf zwei Gründe, einen äußern und 
einen innern, geitügt. 


821 Abſ. 1 des Geſetzes, jo jagt man zunächſt, ſei dem 8 23 des preußi- 
fchen Gejeges von 1842 nacgebildet, leßterer jei in Preußen in der angegebenen 
Meile ausgelegt worden; hätte man die preußiiche Praris ändern wollen, jo 
hätte man fie durch entiprechende Menderung in der Faſſung des Geſetzes ab: 
Ichneiden müflen. Man beruft jich überdies auf folgende Stelle in den Motiven: 
Der Sab des 821 Nbi. 2 des Geſetzes „erichöpft Freilich nicht alle Fälle, in 
weldhem Zweifel 3. B. über den Beginn der Werluftfriit während der Minder— 
jährigfeit der Kinder, entitehen können. Es dürfte ſich jedoch empfehlen, 
die Enticheidung ſolcher Fälle der Praris zu überlaſſen und das Geſetz jelbit 
von Kaſuiſtik frei zu erhalten.“ Dieje Bemerkung iſt nun allerdings jehr 
erltaunlid. Der Geſetzgeber, wie wir ihm der Kürze halber nennen wollen, 
findet, ob mit Necht, fei dahin geitellt, daß feine Beltinunung zu Zweifeln Anlaß 
geben könne; aber er überläßt es der Auslegung, zu ermitteln, was er hätte 
denfen jollen, wenn er hätte denfen wollen. Er fieht bezeichnender Weile mur 
Ein Mittel zur Verhütung von Zweifeln, die Kaſuiſtik, und erinnert fich der 
Lehre, daß dieſe im Gejege zu vermeiden ſei. Dagegen erinnert er fich nicht, 
daß dieſe Lehre deshalb gegeben wurde, weil eö ein anderes, das allein richtige 
Mittel zur Abſchneidung von Zweifeln gibt: die Aufftellung klarer Grundjäge. 
Indeſſen, jo wenig löblid die Art und Weiſe jein mag, in welder der Geſetz— 
geber hier jeine Aufgabe begriffen hat, aus den angeführten Worten der Motive 
erhellt das gerade Gegentheil von dem, was man aus denjelben herausleien will. 
Der Geleßgeber wollte keineswegs die preußiiche Praris janktioniren, fondern der 
Vraxis, bezw. der willenichaftlichen Auslegung anheimgegeben, unbeengt von jeder 
Direktive, den rechtlichen Anhalt des $ 21 Abi. 1 zu entwideln. Die preußiiche 
Praxis befigt aljo für die Auslegung des Neichsgejeges feinen anderen Werth 
als den inneren, der ihr etwa an und für fich zukömmt. 
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Damit ftehen wir bei dem zweiten Punkte der Beweisführung. Dieſelbe 
(autet folgendermaßen: Der Berluftgrund der Verjährung beruhe auf der Prä— 
jumtion, der im Auslande fi) Aufhaltende wolle feine Staatsangehörigfeit auf: 
geben. Der Minderjährige, der, ohne den Aufenthalt mit feinem Water zu 
teilen, im Auslande verweile, und analog der Geiftesfranfe, könne aber durd 
jeine Abweienheit ebenjo wenig feine Staatsangehörigfeit aufgeben, als er dies 
durd) eine ausdrüdlice Erklärung vermöchte. 

Dat die Verjährung auf der Präfumtion des Rechtsverzichtes beruhe, iſt 
entichieden unrichtig.. Um eine Verjährung aber handelt es ſich hier, um einen 
Berluft der Staatsangehörigfeit durch Nichtgebrauch, wie Laband es treffend 
ausgedrüdt hat. Bei der VBerwirkung der Staatsangehörigfeit durch zehnjährigen 
Aufenthalt im Ausland frägt es ſich um feinen Willensaft des Abweſenden; 
der Verluft tritt ein, er mag wollen oder nicht. Es bedarf eines pofitiven 
Millensaktes (Verlangen de3 Eintrags in die Stonjularsmatrifel), um den Berluit 
abzuwenden. Gin allgemeiner Rechtsſatz endlih, wonach gegen einen Minder: 
jährigen oder Handlungsunfähigen niemals eine Verjährung laufen könnte, be: 
jteht nicht. 

Die preußiihe Praris erweiit ſich hienach bei näherer Prüfung als nicht 
haltbar. 

Indeſſen, wenn auch die angeführten Erwägungen jchwerwiegender wären, 
als fie es in der That find, fie müßten vor dem oberiten Grundlage aller 
Auslegung weichen, dab von dem flaren Wortlaute des Geſetzes nicht abgewichen 
werden darf. Was aber diefer Wortlaut jagt, hat Yaband richtig entwidelt: 
„Der Gejeggeber fnüpft den Berluft (der Staatsangehörigkeit) au den zehnjährigen 
Aufenthalt, aud ohne daß ein neuer Wohnfig begründet wird, alfo an ein 
rein thatſächliches Verhältniß. Daher kommt die Willens: und Handlungs: 
fähigkeit nicht im Betracht, welche wohl für die Niederlaflung, nicht aber für 
den Aufenthalt erforderlich it.“ 


IV, 


Das Staatsangebörigfeitögeiet enthält in den 88 22 und 23 folgendes: 

„Tritt ein (Nord)deuticher ohne Erlaubniß feiner Regierung in fremde Staats: 
dienite, jo kann die Zentralbehörde feines Heimatsitaates denſelben durd Be: 
ichluß feiner Staatsangehörigfeit verluftig erklären, wenn er einer ausdrüdlichen 
Aufforderung zum Austritte binnen der darin beftimmten Friſt keine Folge leiſtet. 

Wenn ein (Nord)deuticher mit Erlaubniß feiner Negierung bei einer fremden 
Macht dient, jo verbleibt ihm jeine Staatsangehörigfeit.“ 

Ich hatte dazu in meinen früheren Grörterungen („Annalen“ 1876 ©. 149 
Anm. 1) bemerft: „Die Erlaubniß ift nicht widerruflih”. Niedel (die Reichs: | 
verfaffungsurfunde 2c. Nördlingen 1871 ©. 269), deilen Anſicht ich durch jene 
Bemerkung beipflichtete, äußert: „Die mit Grlaubniß ihrer Regierung in fremden 
Dienst Getretenen fünnen nicht mehr zum Austritt genöthigt werden. Dagegen 
werden auch joldhe Perjonen einer vom Bundespräfidium auf Grund des 8 20 
erlafienen (allgemeinen) Aufforderung zur Rückkehr Folge leiſten müſſen.“ 

Eine wiederholte Prüfung der Frage bat mich von der Irrthümlichkeit 
meiner früheren Anfchauung überzeugt. Der Anhalt des $ 23 a. a. O. Icheint 
mir vielmehr in folgendem Sage Laband's (Staatäreht des deutichen Reiches I 
S. 148) richtig wieder gegeben zu fein: Der Staatsangehörige „kann von feiner 
Megierung nicht durch Androhung der Entziehung der Staatdangehörigkeit zum 
Austritte genöthiat werden”, dagegen, wie id) ergänzen möchte, durch andere ge 
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keelih zur Verfügung stehende Mittel. Ob nur Laband mit diefem Zufate 
einverftanden ift, jcheint mir trog des Wortlautes jeiner Aeußerung deswegen 
nicht ganz ficher, weil er bei derjelben auf Riedel Bezug nimmt. 

Die Gründe für meine nunmehrige Meinung find nachitehende: 

Die angeführten beiden Paragraphen handeln Iediglih von einer Folge, 
welhe der unerlaubte Gintritt in fremden Staatsdienſt auf die Staatsangehörig: 
feit äußern fann. Sie thun dies deshalb, weil nad) der reichsrechtlichen Regel: 
ung des Grwerbes und des Verluftes der Staatsangehörigfeit das Landesrecht 
an den unerlaubten Eintritt in auswärtigen Staatsdienit diefe Folge nicht mehr 
Inüpfen konnte. Dagegen liegt es außerhalb des Zweckes des Neichögeieges, ja 
auserhalb der Zuftändigfeit des Reiches, zu beſtimmen, ob und warn ein deuticher 
Interthan der Grlaubniß zum Gintritt in fremde Staatödienfte bedarf, welche 
Bedingungen ihm auferlegt werden können, ob die Grlaubniß widerruflic it 
oder nicht, welche anderweitige Nachtheile, abgejehen von dem Verluſt der Staats— 
angehörigfeit, au dem Ungehorfame etwa fich ergeben‘). Denn es handelt ſich 
hei alledem lediglich um Vorſchriften, welche die Sicherung der lnterthanentreue 
gegenüber der Staatögewalt des Heimatitaates bezweden. Der $ 20 des Staats- 
angehörigfeitsgejeges aber kann derartige landesrechtliche Anordnungen deshalb 
nicht berühren, weil er auf etwas ganz Anderes fich bezieht, als hier in Frage 
fteht, nämlich auf den Aufenthalt im Auslande, nicht auf den Gintritt, bezw. 
das Verweilen in fremdem Staatödientft. 

Allerdings kann der Eintritt in fremde Staatsdienite landesrechtlich nur 
infoweit beichränft werden, als es fih um den Dienft eines nicht zum deutſchen 
Reihe gehörigen Staates handelt. Der Gintritt in den Dienit eines bundes— 
angehörigen Staates — und jelbitverftändlich auch der Gintritt in den Dienft 
des Neiches, der ein allen Bundesſtaaten gemeinſamer Staatödienit iſt — kann 
einem Deutichen niemals verwehrt werden. Dies ergibt ſich aber nicht aus 
s$ 22 und 23 des Staatdangehörigfeitögejeges, jondern aus anderweitigen Normen. 

Nah Art. 3 der Neichöverfaflung ift jeder Deutiche in allen Bundesitaaten 
„zu öffentlichen Memtern zuzulaſſen“. Wenngleih nun dieſer Sag feine Spitze 
gegen jenen Bundesitaat richtet, in weldhem Jemand angeitellt werden will (vgl. 
meinen Kommentar zur Berfaflungsurfunde für das Deutiche Neih S. 47), io 
ergibt ſich doch aus demielben nothwendig, daß auch Beſchränkungen Seitens 
des Heimatjtaates gegenüber den eigenen Angehörigen, welche in einem anderen 
Bundesftaate Anstellung ſuchen, nicht ftatthaft fein fönnen. Dazu kommt nod) 
die Beitimmung in $ 9 des Staatsangehörigkeitsgeieges, wonach ‚die Anstellung 
im Dienfte eines Bundesitaates als Aufnahme wirft. 


V. 


Den vorſtehenden Erörterungen mag noch die Beſprechung einer Streitfrage 
ſich anreihen, bezüglich welcher die Theorie bisher zu einem abſchließenden Er— 
gebniſſe nicht gelangt iſt. 

S 7 des Staatsangehörigkeitsgeſetzes lautet: 

„Die Aufnahmenrfunde wird jedem Angehörigen eines anderen Bundesitaates 
ertheilt, welcher um dielelbe nachſucht und nachweiſt, daß er in dem YBundesftaate, 
in welchem er die Aufnahme nachſucht, ſich niedergelaflen habe, jofern 20.” 

Angefihts diefer Faſſung des Geſetzes ericheint es zweifelhaft, ob man es 
bier mit einer Beitimmung zu thun habe, welche die Vorausfegungen des Ans 


) Diesbezügliche Vorſchriften enthält die bayerische Verfaſſungsurkunde in Beilage 1811. 
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ſpruchs auf Aufnahme regelt, oder ob die Abficht dahin geht, die Vorausieg: 
ungen dev Aufnahme überhaupt zu normiren. 

In legterem Sinne hat ih PB. Laband, Staatörecht des deutichen Neiches I 
©. 167 Anm. 3 entichieden, welcher jagt: 

„Die Verleihung der Staatsangehörigfeit an Deutiche, welche ſich nicht im 
Staatögebiete niederlaſſen . . . iſt demnach unzulälfig.“ 

Val. auch Riedel, die Reichsverfaſſungsurkunde 2c.; Nördlingen 1871, 
©. 258 Anm. 3, b. 

Die Mehrzahl der Schriftiteller dagegen nimmt an, daß $ 7 nur ausſpreche, 
es könne unter den dort angegebenen VBorausiegungen die Aufnahme in den 
Staatöverband nicht verweigert werden, e& dagegen nicht verwehre, dieſelbe aud) 
in anderen Fällen zu ertheilen. 

Bol. G. Meyer, Lehrbuch des deutichen Staatörehts $ 76 Anm. 13. 

2. v. Rönne, Staatsreht der preußiichen Monarchie II $ 131 Anm. 4, b. 

Ph. Zorn, Staatsrecht des deutichen Reichs I $ 16 Ann. 12. 

D. dv. Sarwey, das Staatsrecht des Königreichs Württemberg I 8 35 
Anm. 7. 

Mir fcheinen für dieſe legtere Anficht die überwiegenden Gründe zu ſprechen. 
Ein Interefie daran, Beichränfungen für die Verleihung der Staatsangehörigfeit 
feftzuiegen, hat dad Neich nur bei der Naturalilation, welche einen bisher nicht 
Reihsangehörigen zum Neichsangehörigen macht, nicht bei der Aufnahme. Bei 
der letteren wird das Intereſſe des Neiches wohl nur dahin geben, die Reichs— 
angehörigen vor ungebührlichen Erichwerungen der Ueberwanderung von einem 
Bundesſtaate in den andern zu fichern. 

Diejer Gedanke tritt auch in folgender Stelle der Motive ziemlich deutlich 
zu Tage. 

„Es wideripricht dem Begriffe der ftaatlichen Selbitändigfeit, das freie Er: 
meſſen des Staates darüber einschränken zu wollen, wem er die Aufnahme unter 
feine Angehörigen gewähren oder verfagen will. Von diefem Grundiage wird 
jedoch den Angehörigen der andern Bundesitaaten gegenüber eine Ausnahme zu 
machen jein.* 

Aus dem ganzen Zulammenhange diefer Sätze geht unverkennbar hervor, 
daß man nur an eine Ausnahme zu Gunſten der Neichdangehörigen dachte, 
nicht aber daran, die Niederlaflung zur conditio sine qua non der Aufnahme 
zu machen. 

Damit ift es dann den Bundesitaaten keineswegs verwehrt, bei mangelnder 
Niederlaffung die Aufnahme zu verfagen und für die Negel wird es ſich aud 
rechtfertigen, wenn die Bundesstaaten diejen Standpunkt einnehmen. 





Bayerifcher Geſetzentwurf über die Errichtung 
einer öffentlichen Hagelverſicherungsauſtalt. 


———— 


Wir glauben dieſen Entwurf, welcher dem eben verſammelten bayeriſchen Landtage vorgelegt 
worden iſt, als einen auch außerhalb Bayerns Intereſſe bietenden geſetzgeberiſchen Verſuch zur 
Kenntniß unſerer Leſer bringen zu ſollen. 


Art. 1. Zum Zwecke der Verſicherung gegen Hagelſchaden wird für Die 
Negierungsbezirfe rechts des Nheines eine öffentliche Dagelverficherungsanftalt auf 
Gegenfeitigfeit errichtet. 

Diejelbe genießt die Rechte der milden Stiftungen und hat ihren Sitz in 
Münden. 

Art. 2. Der Eintritt in die Anftalt iſt einerleits von der freiwilligen An: 
tragitellung des Berficherungsnehmers, andererſeits von der Genehmigung der 
Anitaltöverwaltung abhängig. 

Art. 3. Die Wirkjamfeit der Verfiherung beginnt mit dem der Ausfertigung 
der Aufnahmsurfunde folgenden Tage. 

Die Verjicherung bauert jolange, als nicht der Verficherte feinen Austritt 
bei der Anjtalt3verwaltung in der von dieſer vorgeichriebenen Form erflärt oder 
die Anstaltöverwaltung die Verlicherung kündigt. 

Austritt und Kündigung werden erft für das nächſtfolgende Verſicherungs— 
jahr wirkſam. 

Das Berficherungsjahr beginnt mit dem 1. März. 

Art. 4 Durch Wechiel des Beligers wird der Austritt nicht bewirkt; viel: 
mehr tritt der neue Beſitzer in die Rechte, die ordentlichen Yeiftungen und dies: 
bezüglihen Zahlungsrüditände feiner Vorgänger ein. 

Art. 5. Der Berficherungsbeitrag iſt am 1. März fällig; die Anftalts- 
verwaltung kann für die Ginhebung einen jpäteren Zeitpunkt feftiegen. Für das 
Jahr, in weldem der Gintritt in die Anstalt erfolgt, ift der ganze Beitrag zu 
entrichten. 

Nachſchüſſe werden nicht erhoben ; ebenio wenig finden Nachläſſe an den 
Ichuldigen Beiträgen oder Zurüderftattungen einbezahlter Beiträge ſtatt. 

Wird eine Verficherung von Mehreren genommen oder geht fie auf Mehrere 
über, jo haftet Jeder derjelben für den ganzen Beitrag. 

Art. 6. Wer wegen eines erlittenen Hagelſchadens Gntihädigung bean— 
jprudt, bat hierüber binnen 48 Stunden nad) eingetretenem Schaden jchriftlic) 
oder mündlich Anzeige an die Gemeindebehörde zu eritatten, welche bei Vermeid— 
ung disziplinärer Einſchreitung ſofort von dem Schadensfalle der Anſtaltsver— 
mwaltung Kenntniß zu geben hat. 

Die Verſäumung der Anzeigefriit Seitens des Beihädigten hat den Verluſt 
de3 Gntihädigungsanipruces zur Folge, infoferne nicht die Verzögerung ſich als 
unverſchuldet daritellt, worüber die Anftaltsverwaltung entjcheidet. 
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Art. 7. Die Anſtaltsverwaltung ſetzt, ſoferne eine Schätzung nothwendig 
erſcheint, den Termin für die Erhebung des Schadens feſt, läßt zu den Ver— 
handlungen den Beſchädigten durch die Gemeindebehörde laden und den Schaden 
durch einen beeidigten Sachverſtändigen ſchätzen. 

Die Anweſenheit des Beſchädigten bei den Verhandlungen iſt nicht geboten; 
derjelbe kann ſich eines ſachverſtändigen Beiftandes bedienen. 

Bei dieſer Schäkung trägt die Anftalt die von ihr, der Beichädigte die von 
ihm veranlaßten Koſten. 

Auf Grund diefer Verhandlungen jest die Anftaltöverwaltung die Ent: 
Ihädigung feſt. 

Art. 8. Soferne der Verficherte mit der Feſtſetzung der Entihädigung nicht 
einveritanden ift, fann derielbe innerhalb 8 Tagen von Zustellung der Entichädig: 
ungsfeltiegung an bei der MAnitaltsverwaltung eine nochmalige Schätung ver: 
langen. 

Auf dieſe finden die Beſtimmungen des Art. 7 Abi. I und II gleichmäßige 
Anwendung. 

Auf Grund der zweiten Schäßung kann die eritmalig feitgeleßte Entſchädig— 
ung beitätigt, erhöht oder gemindert werden, 

Die Koften der zweiten Schätzung trägt der Beichädigte dann, wenn die 
Entihädigung nicht erhöht wird; außerdem die Anstalt in dem durch Art. 7 
Abi. III bezeichneten Umfange. 

Die auf Grund der zweiten Schägung erfolgte Feltiegung der Entichädigung 
iſt endgiltig. 

Art. 9. Wer in Anjehung des erlittenen Hagelſchadens wegen Betruges 
oder Betrugsverfuches an der Anftalt gerichtlich verurtheilt iſt, verliert feinen 
Entihädigungsaniprud. 

MWührend des Strafverfahrens darf die Gntichädiqung nicht ausgezahlt 
werben. 

Art. 10. Zur Leiſtung der in einem Verfiherungsjahre angefallenen Ent: 
ſchädigungen werden verwendet : 

1. die Beiträge diefes Jahres nah Abzug der Verwaltungstoiten, 

2. die Zinſen der nicht zum Nejervefonde gehörenden Bermögensbeitände und 

3. eventuell höchſtens ein Viertel des in dem betreffenden Jahre vorhandenen 

Neiervefondes. 

Neichen diefe Mittel zur Vergütung des Jahresſchadens nidt aus, jo find 
die einzelnen Entichädigungsbeträge um jo viele Prozente zu kürzen, als zur 
Deckung des Gelammtichadens fehlen. 

Die Auszahlung der Entichädigungen erfolgt jpäteftens bis zum Schluſſe 
des Walenderjahres. 

Beträge, welche binnen zweier Jahre nach erfolgter Anweiſung nicht in 
Smpfang genommen werden, find verfallen. 

Art. 11. Für die Anftalt iſt ein Nefervefond zu bilden. Demielben werden 
einverleibt:: 

1. die Beitrittsgebühren, 

2. die nach Art. 9 und Art. 10 Abi. IV verfallenen Entichädigungsbeträge, 

3. die nad Beitreitung der Entihädigungen und Berwaltungsfoiten ver: 

bleibenden Ueberſchüſſe. 


Art. 12. Die Verwaltung und rechtswirffame Vertretung der Anitalt mird 
der Brandveriiherungsfanmer übertragen. 
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Das f. Staatsminifterium des Innern hat von der Geihäftsführung der 
Anftaltsverwaltung von Zeit zu Zeit Einfiht zu nehmen und hiebei das Intereſſe 
ded Staates, der Anitalt und der Verficherten zu wahren. 

Art. 13. Die Anitaltsverwaltung fest, ſoweit nicht das Geſetz jelbit hier: 
über Beitimmungen enthält, die Verfiherungsbedingungen, das Verfahren bei der 
Berliherungsnahme, bei der Beichreibung und Schätzung des Schadens, ſowie 
die Beitrittägebühren feit. 

Sie beitimmt die Abitufung der Beiträge nah Gefahrenklafien und die 
Grenzen, innerhalb welcher Entihädigung geleiftet wird. 

Art. 14. Die Fonds der Anftalt werden ausſchließlich zu deren Ziveden 
verwendet und gejondert verwaltet. 

Ueber die Ergebnifle der Verwaltung ift alljährlich öffentlich Rechnung zu Stellen. 

Art. 15. Die Saffengejchäfte der Anſtalt werden von der E. Bank in 
Nürnberg bejorgt, welche mit der Anjtaltsverwaltung laufende Rechnung führt. 
Zahlungsanweifungen müſſen die Unterfchrift des Vorftandes und eines weiteren 
Beamten der Anjtaltsverwaltung tragen. 

Die Einziehung der Beiträge und Koſten erfolgt nad den Beitimmungen 
über Cinhebung und zwangsweiſe Beitreibung von Staatöftenern: 

a) in unmittelbaren Städten durd den Magiitrat, 

b) in fonftigen Gemeindebezirfen, in welchen fih der Sik eines Rentamtes 
befindet, durch das Nentanıt, 

e) in: allen übrigen Gemeinden durd Wermittelung der Gemeindebehörde, 
welche die Beiträge zum Rentamte abliefert und demfelben Rückſtände zur 
Zwangsbeitreibung überweiſt. 

Die Anjtaltöverwaltung theilt, ſobald die Ginhebung der Beiträge ſtatt— 
zufinden hat, die Einheberegiiter zur weiteren Ginleitung den Nentämtern, bezw. 
unmittelbaren Stadtmagiftraten, mit, welche die Beiträge unmittelbar und koſten— 
frei an die f. Bank in Nürnberg einienden. — 

Die Auszahlung der Entihädigungen erfolgt durch die Nentämter bezw. 
unmittelbaren Stadtmagiitrate. 

Art. 16. Zur Beitreitung der Verwaltungskoften leiltet die Hagelverficher: 
ungsanftalt an die Brandverfiherungsanftalt eine jährliche Averjaliumme mit zwei 
Pfennig auf hundert Mark der Verfiherungsfumme. Cine allenfalliige Aenderung 
diejes Beitragsverhältnifies beitimmt das Finanzgeſetz. 

Für Cinhebung und Ablieferung der Beiträge einfhließlih der Porto: 
auslagen werden den Gemeindebehörden und den Nentbeamten je 4 Prozent, für 
unmittelbar von einem Nentamte perzipirte oder von ihm beigetriebene Beiträge 
dem Rentbeamten 1'/, Prozent von der Anftalt vergütet. 

Vollſtreckungskoſten werden, infoweit fie nicht von den Pflichtigen erhoben 
werben fönnen, von der Anftalt beionders vergütet. 

Art. 17. Der Anitaltsverwaltung wird ein Ausschuß von fieben Mitgliedern 
beigegeben. 

Der Landrath eines jeden Negierungsbezirfes rechts des Rheines wählt auf 
die Dauer von ſechs Jahren aus der Zahl der Verficherten ein Ausſchußmitglied, 
fomwie einen eriten und ziveiten Erſatzmann. 

Der Ausſchuß wird von der Anftaltsverwaltung jährlich mindeftens einmal 
einberufen. 

Den Borfig im Ausſchuſſe führt der Vorftand der Anitaltöverwaltung oder 
deffen Stellvertreter; derjelbe beitinmt die zur Berathung beizuziehenden Anftalts- 
beamten. 
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Den Ausſchußmitgliedern, welche nicht am Sitze der Anſtalt wohnen, werden 
von der Anſtalt die Reiſekoſten vergütet und für die Dauer der jeweiligen Ver— 
ſammlung unter Einrechnung des vorausgehenden und nachfolgenden Tages eine 
Taggebühr von 5 M. gewährt. 

Art. 18. Der Ausihuß iſt einzuvernehmen: 


1. über theilweile Berwendung des Neiervefondes zur Leiltung von Ent: 
ihädiqungen (Art. 10 Abi. I Ziff. 3), 

3. über Kürzung der Entihädigungsbeträge (Art. 10 Abi. ID), 

3. über die allgemeinen Verficherungsbedingungen (Art. 13 Abi. I. 

Dem Ausichuffe wird die geprüfte Anitaltsrehnung zur Einfiht und Er: 
innerungsabgabe vorgelegt. 

Das k. Staatöminifterium des Innern kann die Einvernahme des Aus 
ſchuſſes über jonftige Angelegenheiten anordnen. 


Art. 19. Die Anftalt iſt bezüglich aller in das Hagelverficherungsiweien 
einichlagenden Gegenftände und Geichäfte, gerichtlicher ſowohl als außergerichtlicher, 
von der Entrichtung von Staatögebühren befreit; ebenjo find die Quittungen 
über die von ihr geleilteten Gntichädigungen der Staatögebühr nicht unterworfen. 

Die Korreipondenzen der Behörden in Sachen der Anitalt jind portofrei; 
Geldiendungen unterliegen der Portopflicht. 

Art. 20. Der Anitalt wird aus den Ueberſchüſſen der Brandverficherungs: 
anitalt ein unverzinslicher VBorihuß von 1‘000,000 Ab. überwieien. Dieſer Be 
trag ift unangreifbar. Der Zeitpunkt der Refundirung bleibt geſetzlicher Beſtimm— 
ung vorbehalten. 


Motive. 
I. Im Allgemeinen. 


Die Verfiherung gegen Hagelſchaden wird in Tandwirthichaftlichen Kreiſen 
vielfah als Bedürfniß empfunden. 

Die Gefahr eines Hagelichadens jelbit zu tragen, ift eigentlich nur derjenige 
im Stande, deilen Gefammtvermögen ein beträchtliches Vielfache von Dem beträgt, 
was durch einen Dagelichlag beichädigt werden fan. Die Zahl jolcher Perſonen 
ift naturgemäß eine geringe. 

Für zahlreiche Grundbefiger ericheint daher die PVerficherung gegen Hagel: 
ichaden in hohem Grade wünichenswerth. 

Wenn auch in Bayern Hagelverficherungsvereine und Gejellihaften beitehen, 
bezw. zum Betriebe zugelaffen find, jo iſt nicht? deftoweniger das Verlangen nad) 
Errichtung einer Staatlich geleiteten, öffentlichen Dagelverficherungsanitalt jeit einer 
Neihe von Jahren vielfad laut geworden. 

Insbeiondere find in der Kammer der Abgeordneten wiederholt Interpellationen 
in diefer Nichtung geitellt worden. 

(Verhandl. der K. d. Abg. 1873/75, Sten. Ber. Bd. 1 S. 105; 1880/81, 
Sten. Ber. Bd. 5 ©. 128; 1881/82, Sten. Ber. Bd. 1 ©. 171.) 

Auch das Generaltomite des landwirthichaftlichen Vereines hat fih im den 
letzten Jahren eingehend mit der Hagelverfiherungsfrage befaßt und die Erridt: 


— a 
rn een 
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ung einer öffentlichen, auf Gegenseitigkeit beruhenden Hagelveriicherungsanitalt 
befürwortet. 

Die f. Staatöregierung hat dieie Anregungen und Anträge jorgfältigit ge: 
würdigt und fich in Folge gepflogener Erhebungen und Erwägungen der Au— 
erfennung des Bedürfniſſes nach einer ſolchen Anstalt nicht verichließen fünnen. 

Demgemäß wurde der vorliegende Entwurf ausgearbeitet, welcher von folgen: 
den mejentlichen Geſichtspunkten ausgeht: 

Freiwilligkeit der Betheiligung ohne Ausschluß der Privatgeiellichaften, Ver: 
gütung der Schäden auf Grundlage der Gegenieitigfeit, feite Beiträge ohne Nach— 
ihüfle, Verwaltung der Anstalt durch die k. Brandverficherungsfammer, möglichite 
Verringerung der VBerwaltungsfoiten mit thunlichiter Vereinfachung des Schätzungs— 
verfahrens. Diejenigen Beitimmungen des Geſetzes vom 3. April 1875, die 
Brandverfiherungsanftalt für Gebäude in den Landestheilen rechts des Nheines 
betreffend, welche fich zur Webertragung auf das Hagelverficherungsweien eignen, 
wurden mit ben entiprechenden Menderungen in den Entwurf aufgenommen. 

Die aufgeführten Geſichtsvunkte werden in den Erläuterungen zu den ein— 
zelnen Geiegesartifeln ihre Begründung finden, 


II. Im Befonderen. 


Zu Art. 1. Die Hagelverfiherungsanftalt hat zum Zwecke die Verſicherung 
gegen Hagelichaden. 

Bezüglich der verichiedenen Arten von Hagelichäden, für welche Verficherung 
genommen werden fann, ift feine Ginichränfung vorgelehen, um der Anſtalts— 
verwaltung die Möglichkeit offen zu laffen, mit der Werficherung landwirthidaft: 
fiber Bodenerzeugnifie, welche zunächit die Hauptaufgabe der Anjtalt bilden wird, 
auch Die Gagelverficherung anderer Gegenitände nad) Maßgabe der Entwidelung 
der Anftalt und des hervortretenden Bedürfniſſes zu verbinden. 

Da die Hagelverlicherungsanitalt nad) mehrfachen Richtungen in nähere Be— 
ziehungen zur Brandverfiherungsanitalt fir Gebäude in den Landestheilen rechts 
des Mheines treten joll (Art. 12, 16, 20), wurde der Wirkungsfreis der genannten 
Anftalt auf diejenigen Yandestheile beichräntt, für welche die £, Brandverficherungds 
fammer nach rt. 1 und 80 des Geſetzes vom 3. April 1875 zu wirken bes 
ftimmt iſt. 

Für den Negierungsbezivt der Pfalz beiteht auf Grund der Verordnung 
vom 26. November 1817 eine beiondere Brandverficherungsanitalt, deren Re: 
organisation auf theilweiie neuen Grundlagen gegenwärtig in Frage fteht. Sollten 
die in dieſer Beziehung eingeleiteten Verhandlungen zu dem Grgebniffe führen, 
daß die pfälziihe Brandverlicherungsanftalt mit der rechtsrheiniſchen vereinigt 
wird, to würde der Grund der Beichränfung der Wirkſamkeit auf die rechts 
rheiniichen Negierungsbezirfe entrallen und es bliebe jodann der Geſetzgebung an— 
heimgegeben, die Ausdehnung auf den Regierungsbezirk der Pfalz herbeizuführen. 

Der in das Leben zu rufenden Anftalt ift im Entwurfe der Charafter der 
Deffentlichfeit und Gegenseitigkeit in gleicher Weile beigelegt, wie er der Brands 
verficherungsanitalt bereit3 zufommt. Ebenſo find der Hagelverficherungsanitalt 
auch die Nechte der milden Stiftungen eingeräumt. 

Zu Art. 2. Die Theilnahme an der Hagelverliherungsanitalt ift als eine 
freiwillige vom Belieben des Cinzelnen abhängig. 

Der Anitaltsverwaltung fällt die Aufgabe zu, dem Berficherungsbedürfnifie 
nach Mlöglichkeit Rechnung zu tragen und bei der Aufnahme der Mitglieder thun: 
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lichſte Rückſicht walten zu laſſen. Da die Anſtalt auf Gegenſeitigkeit beruht, 
müſſen bei der Aufnahme von neuen Mitgliedern auch die Intereſſen der bereits 
Verſicherten entiprechend gewahrt werden. Es wäre dies jedoch nicht möglich, ohne 
der Anitaltöverwaltung die Befugniß zuzugeltehen, Beitritt3anträge auch abzulehnen. 
Außerdem würde möglicherweije ein allzu großes Riſiko auf unverhältnigmäßig 
feinem Raume angelammelt und die wünſchenswerthe Gleihmäßigfeit in der örı- 
lihen Vertheilung des Riſiko in Frage geitellt werden. Die Zunahme des Rifito 
fann nur nah Maßgabe der fortichreitenden Entwidelung des Verſicherungs— 
ftandes allmählich erfolgen. Die Berfiherungsiumme für eine Flur oder einen 
Bezirk Soll daher nur dann beträchtlich wachien, wenn fie gleichzeitig auch im den 
meiften anderen Fluren oder Bezirken zunimmmt. 

Wenn in dem Entwurfe von jeden Zwange zum Beitritte abgejehen it, io 
waren biefür folgende Grwägungen maßgebend: Es ſteht zunächſt feit, da die 
Hagelgefahr in den einzelnen Gegenden und Ortichaften des Königreiches auke: 
ordentliche WVerichiedenheiten zeigt. Bei Heranziehung aller Grundbefiger würden 
vielen derſelben zwangsweiſe Opfer auferlegt werden, zu welchen fie jich freimillig 
nicht veritehen würden; von diejen würde die Entrichtung von Hagelverlicherungs: 
beiträgen lediglich als eine feinen wirthichaftlichen Vortheil in Ausficht Itellende, 
dauernde Mehrbelajtung empfunden werden. Zur geit fehlt es auch an gemügenden 
Grfahrungen, um die Rechte und Werbindlichfeiten auf dem vorwürfigen Gebiete 
in ähnlicher Weile geleglih genau abzugrenzen, wie dies für die Immobiliat— 
verficherung durch das Geſetz vom 3. April 1875 geichehen ift. Cine zu er: 
richtende öffentliche Hagelverficherungsanitalt wird ſich allmählig aufzubauen haben 
und wird für den Anfang nicht eine finanzielle Belaftung und ein Riſiko über: 
nehmen können, welche Sich bei dem Mangel zureichender Anhaltspunkte nicht 
überblicen laſſen. 


Nach dem Entwurfe bleibt dem Grundbeiiser auch die Wahl offen, wo er 
gegebenen alles Verſicherung nehmen will; der Anftalt ift feine ausſchließende 
Stellung eingeräumt und es fönnen daher neben ihr die in Bayern ſchon be 
jtehenden, bezw. zugelafienen Gejellichaften und Vereine dad Hagelveriicherungs: 
geſchäft fortſetzen. 

Die Antragſtellung auf den Eintritt in die Anſtalt ſteht nicht allein den 
Gigenthümern, ſondern auch den Pächtern, Nutznießern und ſonſtigen Beſitzern 
zu. Das in den Aufſichtsbefugniſſen begründete Recht, in den hiezu geeigneten 
Fällen und nad) Lage der Verhältniſſe zu veranlaſſen, daß die Gemeinden un 
Stiftungen die Verfiherung beantragen, bleibt unberührt. 

Zu Art. 3. Für den Beginn der Wirkjamkeit der VBerficherung muß em 
beitimmter Zeitpunkt feitgeltellt werden, um in dieſer Beziehung Zweifel um 
Streitigkeiten auszufchliegen. Als folcher Zeitpunkt wird ſich der der Ausfertig- 
ung der Aufnahmsurfunde folgende Tag empfehlen, und zwar ſchon mit Rüchſicht 
darauf, daß die Verficherung nicht nur von der Antragitellung, ſondern auch von 
der Genehmigung des Antrages abhängig iſt. Die Wirkjamkeit beginnt an ben 
vorbezeichneten Tage, gleichviel, ob die Aufnahmsurkunde bereits zugeftellt iſt 
oder nicht. 

Nach der Anſchauung betheiligter Kreiſe entſprechen von Jahr zu Jahr fort: 
laufende WVerficherungen gegen Hagelichaden dem Intereſſe der Landwirthiceft 
mehr, al$ die nur für die Dauer eines Erntejahres abgeichloflenen und mit Ende 
desielben von jelbft aufhörenden Verfiherungen. Durch jährliche Erneuerung der 
Berfiherung werden aud die Verwaltungstoften erhöht. 
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Das Berfahren bezüglic; Erhöhung und Minderung der Verfiherungsfumme 
und des Beitrages, namentlich in Folge von Aenderungen im Befisftande und in 
der Feldbeftellung, wird durch die allgemeinen Verfiherungsbedingungen (Art. 13 
Abi. I) geregelt. | 

Die Beitimmung, daß Austritt und Kündigung erft für dad nächſtfolgende 
Beriherungsjahr wirkſam wird, geht einerfeit? von der Rückſicht auf eine ge 
ordnete Verwaltung und andererjeit3 von der Rückſicht auf wohlerworbene Rechte 
der Berficherten und der Anftalt aus. 

Da die Verwaltung der Anftalt dur die k. Brandverfiherungstammer in 
Ausfiht genommen ift und das PVerficherungsjahr fir die Brandverficherungd- 
anftalt mit dem 1. Oktober beginnt, jo liegt es im Intereſſe einer guten Arbeitö- 
vertheilung, das Hagelverfiherungsjahr mit dem 1. März anfangen zu laſſen. 
Zudem entſpricht es auch der Natur der Sache, das Verfiherungsjahr vor Beginn 
der hagelgefährlihen Monate zu eröffnen. 

Zu Art. 4. Durch Beſitzwechſel fol die Verfiherung nicht unterbrochen 
werden; fie geht vielmehr auf den neuen Beſitzer über, welcher in die Rechte und 
Berbinblichkeiten feines Vorgängers eintritt. Das gleiche Rechtsverhältuiß befteht 
auch bezüglich der Gebäudeverficherung, welche gemäß Art. 76 des Brandverficher: 
ungsgeſetzes durch Beſitzwechſel nicht unterbrochen wird. 

Wenn die Fortiegung der Verfiherung an das Erforderniß einer beſonderen 
Antragftellung durch den Befisnachfolger gebunden wäre, jo würden in jenen 
Fällen, in welchen die rechtzeitige Stellung des Antrages auf Erneuerung der 
Verfiherung verabjäumt wird, den Grundbejigern Vermögensgefährdungen drohen. 

Eine Erneuerung der Verfiherung fann um fo mehr entbehrt werden, ala 
auch das Riſiko der Anstalt unverändert bleibt. 

Wenn ein beitehendes Pachtverhältniß zur Auflöfung gelangt, geht die Ver: 
üiherung auf den in den Pacht eintretenden neuen Pächter über. Wird das 
Pachtverhältniß aufgelöft, ohne daß eine Wiederverpachtung erfolgt, jo tritt ber 
Verpächter in die Verficherung ein. 

Allenfallfige von dem Pächter herrührende Beitragsrüdftände werben zunächſt 


von diefem, eventuell von dem Verpächter erhoben. Lebterem jteht der Negrek 


gegen den Pächter zu; diefer Regreßanſpruch kann im Wege des Pachtvertrages 
durd Kaution 2c. fichergeitellt werden. 

Zu Art. 5. Die Vorſchrift wegen Fälligkeit des Beitrages ift dem Art. 67 
ded Brandverficherungägejeged nachgebildet; die Fälligkeit muß an den Beginn 
des Verfiherungsjahres zur Fernehaltung von etwaigen Zweifeln und Streitig- 
keiten in dieſer Richtung im Intereffe der Stabilität der Verwaltung geknüpft 
werden. 

Um jedoch den Landwirthen möglichſte Erleihterung zu gewähren, bleibt es 
der Anftaltöverwaltung vorbehalten, das gejammte Cinhebungsgeihäft auf einen 
ipäteren Zeitpunft zu verlegen. Für die Verjendung der Einheberegifter ift der 
1. Oktober in Ausficht genommen. Hienach wird die Einhebung der Hagel: 
verfiherungäbeiträge regelmäßig erit nah Schluß der Ernte beginnen. 

Neben der Schonung, die der Beitragspflichtige hiedurch genießt, ergibt ſich 
der Vortheil, daß die Einhebung der Hagelverficherungsbeiträge gleichzeitig mit 
jener der Brandverficherungsbeiträge erfolgen kann. Diejes Verfahren liegt im 
Intereffe einer einfachen und wohlfeilen Verwaltung. 

Beitragsnachſchüſſe werden nicht erhoben. Der Berficherte, welchem feine 
Beitragsichuldigkeit im Voraus befannt ift, wird hiedurc der Terlegenheiten ent: 
hoben, welche für ihn aus der Forderung von Nachſchüſſen entitehen fünnen. 
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Die Beitimmung, dab einbezahlte Beiträge nicht zurüderftattet werden, hat 
jelbitverftändlich die Schuldigkeit diefer Beiträge im einzelnen Falle zur Vorauss 
feßung; Zahlungen, welche indebite geleiftet worden jein jollten, find alſo hier: 
unter nicht begriffen. 

Wenn die Bodenerzeugniffe von in gemeinihaftlidem Eigenthume ftehenden 
Grundftüden verfichert find, jo fann der ganze VBerficherungäbeitrag von dem einen 
oder anderen Miteigenthümer eingehoben werben. Diejem jteht jelbftveritändlich 
der Rüdgriff gegen die übrigen Miteigenthimer zu. 

Zu Art. 6. Dem Rechtöverhältnifie zwiichen dem WVerficherten und der Ans 
ſtalt entipriht es, daß der Verficherte, wenn ihn ein Schaden trifft, under dafür 
Entihädigung beansprucht, diejen Anfpruch anmelde, 

Die Anmeldung hat bei der Gemeindebehörde zu geichehen und kann jchriftlich 
oder mündlich erfolgen. Der Entwurf glaubt, diefer Art der Anmeldung den 
Vorzug vor direkter Anzeige an die AnftaltSverwaltung geben zu jollen, inbem 
hiedurch den PBerficherten die möglichite Erleichterung gewährt und zugleih in 
den meilten Fällen eine Vereinfachung geichaffen wird. Letzteres um deßwillen, 
weil erfahrungsgemäß bei Hagelichlägen meift mehrere Verficherte eines und des— 
jelben Gemeindebezirfes Schaden erleiden, welche bei Verpflichtung zu direkter Ans 
zeige an die Anftaltsverwaltung einzelne jchriftlihe Meldungen zu vollziehen 
hätten, während bei dem im Entwurfe vorgejehenen Berfahren Eine gemeindliche 
Anzeige die fämmtlichen, bei der Gemeindebehörde angemeldeten Beihädigungen 
umfaſſen kanı. 

Hiebei wird überdies dad Material richtiger einfommen und Ergänzung fich 
in minderen Maße als nothwendig erweiien. Die Vermeidung von Perzöger: 
ungen in diefer Richtung ermöglicht auch eine raſchere Vornahme der Schäßungen. 
Die Mitwirkung der Gemeindebehörden ift auf das geringſte Maß reduzirt, indem 
fie nur das von der Anitaltsverwaltung aufzuftellende Anzeigeformnlar ordnungs— 
gemäß auszufüllen und an die Anftaltöverwaltung einzufenden haben. 

Die Frift von 48 Stunden ift als genügend zu erachten; gegen eine länger 
dauernde Friſt Ipricht der Umstand, daß anderenfalls das Schätzungsgeſchäft nicht 
nur verzögert, fondern auch erfchwert und dadurch da Interefle der Verficherten 
einer Gefährdung ausgeſetzt wird. 

Es läßt fich nicht umgehen, an die Unterlaffung der Anzeige Seitens ber 
Berfiherten das Präjudiz des Werluftes der Entichädigung zu fnüpfen. Um 
jedoch Härten zu vermeiden, foll diefe Folge nicht eintreten, wenn eine entichuld- 
bare Verzögerung vorliegt; die Entiheidung hierüber muß der Anitaltöverwaltung 
anheimgegeben werben. 

Zu Art. 7. Die Abihägung der Hagelihäden erheifcht einen ganz erheb— 
lihen Koftenaufwand, wenn nicht das Verfahren thunlichit einfach geftaltet wird. 

Die Schedendregulirung ift deshalb der Anftalt3verwaltung übertragen, 
welche in ihren Organen für eine gleihmäßige und gerechte Ermittelung und 
Feſtſetzung des Schadens im ganzen Anftaltöbereihe die beiten Garantien bietet. 

Es können Eleine Schadensfälle vorfommen, bezüglich deren fich eine Schäß- 
ung nicht al nöthig erweist, indem entweder von vorneherein feititeht, daß ein ers 
fagfähiger Schaden nicht in Frage ift, oder indem anderweitig genügende Anhalts— 
punkte zur Feſtſetzung der Entihädigung vorliegen. Die Umgangnahme von der 
Schätzung jest felbitverftändlich das Zuftandefommen einer Vereinbarung zwiichen 
der Anftaltöverwaltung und dem VBeichädigten voraus; ift dieß nicht der Fall, 
fo muß zur Schäßung geichritten werben. 
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Die Beeidigung der Sachverſtändigen erfolgt durch die einichlägigen Diftriktö- 
verwaltungsbehörben. 

Zu den Koſten der eriten Schäßung, foweit fie von der Anitaltöverwaltung 
veranlagt find, fol der Beichädigte jelbit dann nicht herangezogen werden, wenn 
fih fein erjagfähiger Schaden herausftellt. Dagegen werden ihm jene Koſten zu— 
gewielen, welche er durch Beiziehung eines eigenen Sadverftändigen oder fonjt 
verurſacht hat. 

Auf Grund diefer Schäßung erfolgt die Feltiegung der Entſchädigung durch 
die Anftaltsverwaltung. Vorſchriften darüber, in welchem Auftande der Beſchädigte 
das verhagelte Objeft bis zur Schäßung erhalten muß, eignen fi nicht zur 
Aufnahme in dad Gejeß und find den allgemeinen Berficherungsbedingungen vor— 
zubehalten. Die Beſchädigten befinden fich hiebei in befferer Lage, weil die An— 
ftaltsverwaltung dann eine Berückſichtigung des einzelnen Falles eintreten laſſen 
kann, während die Geſetzgebung der Verfchiedenheit der Verhältniffe nicht in 
gleicher Weile gerecht zu werben vermöchte. 

Zu Art. 8. Glaubt der Beichädigte fich bei der eriten Schäßung und ber 
auf Grundlage derielben erfolgten Entihädigungsfeitjegung nicht beruhigen zu 
fönnen, fo hat eine zweite Schägung durch die Anftalt3verwaltung ftattzufinden. 
Von einer jolhen Schägung kann Telbitverftändlich Umgang genommen werben, 
wenn die Anftaltsverwaltung die Schadensfeitiegung nah Lage der Verhältniffe 
in einer den Beichädigten zufriedenitellenden Weile ändert. 

Bei der Brandverficherungsanftalt wird die zweite Schägung im Wege des 
Einſpruchs- und fchiedsgerichtlichen Verfahrens vorgenommen; die Leitung der 
Berhandlungen ift hiebei den DiftrittSverwaltungsbehörden übertragen. Die Be: 
tretung des gleichen Weges für Feſtſetzung der Hagelichäden würde, da die Hagel: 
ſchläge fi ftet3 auf wenige Monate zufammendrängen, zweifellos zu einer großen 
Belaftung der Diftriftöverwaltungsbehörden führen und die Möglichkeit des recht— 
zeitigen Abſchluſſes der Schägungen in Frage stellen. Außerdem wiürde der 
große Vortheil der Gleichmäßigfeit und Cinheitlichfeit verloren gehen, welcher in 
der Feſtſetzung ſämmtlicher Entihädigungen durch die Anftaltsverwaltung Liegt. 

Die Koften der zweiten Schägung treffen den Beichädigten nur dann, wenn 
feinem Anipruche auf Erhöhung der Entihädigung nicht ftattgegeben wird oder 
die Koſten von ihm ſelbſt verurjacht find (Art. 7 Abſ. III). 

Die Einziehung der Schägungsfoften erfolgt auf demielben Wege, wie bie 
der Beiträge. 

Zu Art. 9. Da die Möglichkeit betrügliher Handlungen auf dem Gebiete 
der Hagelverfiherung nicht ganz ausgeſchloſſen ericheint (3. B. Abichlagen der 
Frucht oder Nebertreiben der Grundftüde mit Vieh), jo iſt auch in amaloger 
Weiſe Vorſorge zu treffen, wie dies durd Art. 36 des Brandverficherungsgeieges 
geſchah. 

Zu Art. 10. Zur Leiſtung der in einem Verſicherungsjahre angefallenen 
Entihädigungen follen zunächit die Beiträge dieſes Jahres nad Abzug der Ber: 
waltung3foften und die Zinfen der nicht zum Mejervefond gehörenden Vermögens: 
beftände dienen. Da die Hagelihäben der einzelnen Jahre große Verſchiedenheit 
aufweijen, fucht der Entwurf einen Ausgleich dadurch herbeizuführen, daß Weber: 
ſchüſſe, welche ſich in Jahren mit geringeren Schäden ergeben, jowie die Beitrittö- 
gebühren zu einem Nefervefonde angefammelt werden (Art. 11), welcher für 
minder günftige Betriebsjahre zur Verfügung fteht. 

Um den Beitand des Fondes nicht zu erichöpfen und Ießteren auch für bie 
Folge leiftungsfähig zu erhalten, wird für ein Verficherungsjahr nicht das Ganze 
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des Nejervefondes, ſondern nur ein aliquoter Theil desfelben zur Leiſtung der 
Gntihädigungen herangezogen werden bürfen. Im Entwurfe iſt als Marimum 
ein Viertel des in dem betreffenden Jahre vorhandenen Reſervefondes vorgefehen. 

Wenn in einem Jahre die Beiträge (nad) Abzug der Berwaltungstoften), 
die Zinfen ber nicht zum Nefervefonde gehörenden Vermögensbeſtände und der 
verfügbaren Theile des Reſervefondes zur Leiltung der feitgeitellten Entichädig: 
ungen nicht hinreichen, erübrigt nur, — da jede Nachſchußzahlung ausgejchlofien 
it, — die einzelnen Entihädigungsbeträge verhältnißmäßig zu fürzen. 

Mie in den Erläuterungen zu Art. 5 bemerkt it, wird beabfichtigt, die 
SJahresbeiträge regelmäßig nit vor dem 1. Oktober einzuheben. Vor dieſer 
Einhebung verfügt die Anftalt nicht über die zur Leiftung der Entichädigungen 
nöthigen Beitände; fie wird aber auch vorher den Geſammtſchaden des Jahres 
nicht überbliden und folgeweile nicht dad Entihädigungäverhältniß beitimmen 
fönnen. Sollte die Anftaltsverwaltung gleihmwohl in einzelnen Jahren im bie 
Möglichkeit veriegt werden, zu einem früheren Zeitpunfte Entihädigung zu leiten, 
jo wird fie hiemit nicht anstehen. Ebenſo wird fie darauf Bedacht nehmen, nad 
Thunlichkeit zum Anfaufe von Speile- und Saatgetreide, jowie von Futter Bor: 
Ihüffe zu gewähren, welche auf die jpäter zu zahlenden Entihädigungen in An: 
rechnung kommen, 

Abi. IV ift dem Art. 42 des Brandverficherungsgeleges nachgebildet, die 
bezüglichen Beträge verfallen zu Gunften der Anftalt und fließen nah Art. 11 
Ziff. 2 in den Reſervefond. 

Zu Art. 11. Wie ihon zu Art. 10 ausgeführt wurde, bezivedt die Bildung 
des Nejervefondes den Ausgleich zwiichen guten und ſchlechten Jahren. Es iſt 
wünſchenswerth, daß diefer Fond beträchtlich anwädhft, um Kürzungen der Ent: 
ihädigungsbeträge möglichit ferne zu halten. Grreicht der Reſervefond eine ent: 
Iprechende Höhe, fo wird auf eine Abminderung der Beiträge Bedacht genommen 
werden. 

Der Reſervefond bildet einen gejonderten Vermögensbeſtandtheil der Anſtalt. 
Ueber denjelben muß in gleicher Weile eine eigene Rechnung geführt werden, wie 
dies hinſichtlich des Vorihußfondes der Brandveriiherungsanftalt geichieht. 

Zu Art. 12. Durch Uebertragung der Anftalt3verwaltung an die k. Brand- 
verfiherungsfammer wird der beftchende wohlgeorbnete Organismus der letzteren 
auch für die Hagelverfiherung nugbar gemaht, ohne daß hiedurch weientlice 
Koften entitehen. In der Stofteneriparung darf ein Hauptvortheil der vor: 
geſchlagenen Einrichtung erblidt werden. Die Uebertragung ift um jo leichter 
durchführbar, als fich einerfeits bei der Brandverfiherung,, andererjeitö bei der 
Hagelverfiherung gewiſſe, größere Arbeitsträfte in Anſpruch nehmende, unver: 
ichiebliche Terminsarbeiten ergeben, diefe aber zeitlich nicht zufammenfallen, io 
daß das Perſonal, welches die eine Arbeit vollendet hat, fofort für die andere 
verfügbar geitellt werden fann. 

Die Verwaltung der Hagelverfiherungsanftalt ift übrigens, wenn fie aud 
von denſelben Beamten, wie jene der Brandverfiherungsanftalt, bethätigt wird, 
eine vollftändig felbitändig. Sämmtlihe Akten, Bücher und Rechnungen ber 
Anstalt find hienach getrennt zu führen. 

Abi. II beabfihtigt, dem f. Staatöminifterium deö Innern über die Ber: 
waltung der neuen Anſtalt die erforderlichen Auffihtsbefugniffe zuzuerfennen. 

Zu Mt. 13. Inſoweit ſich VBeitimmungen über das Verhältniß zwiſchen 
Anftalt und Verficherten gejetlich abgrenzen laſſen, find diefelben im Gelege ge 
troffen. Weiter gehende Detailvorichriften konnten im Gelege nicht gegeben 
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werden, weil es vor Allem an ausreichenden Erfahrungen und Grundlagen in 
diefer Beziehung zur Zeit noch gebriht. Dieſe Vorfchriften müſſen ihrer Natur 
nach einer den Berhältniffen jeweils anzupaſſenden Aenderung zugänglich fein und 
hängen zum Theil aud) von der Entwidelung der Anftalt ab. Die Erlaffung 
von Detailbeftimmungen ift daher in dem vom Entwurfe bezeichneten Umfange 
der Anftaltsverwaltung anheimzugeben. Es liegt die auch im Intereffe der Ver: 
fiherten, welchen hiedurch andauernd jede mögliche Erleichterung raſch zugewendet 
werden kann. 

Die Anftaltöverwaltung wird nach dem bewährten Borgange Seitens der 
f. Brandverfiherungsfammer zur Vereinfahung des Gefchäftsverfehres Formulare 
aufftellen. 

Hinfihtlih der Feſtſetzung und Einhebung der Beitrittögebühren wird bie 
Anftalt3verwaltung möglichfte Schonung der Verſicherungsnehmer eintreten Taffen. 

Die Beiträge werden nad der Hagelgefährlichkeit der einzelnen Bezirfe und 
nad) der Beihädigungsmöglichkeit der Verſicherungsobjekte abzuftufen fein. 

Die Beitimmung der Grenzen, innerhalb welcher Entichädigung geleitet wird, 
entipricht Feititehender Uebung im Hagelverfiherungsweien und faßt die Feſtſetzung 
einer Minimal: und Marimalgrenze in fih. Im Neglement kann ſohin 3. 2. 
ausgeiprochen werden, daß nur für Schäden von mindeſtens einem oder zivei 
Zehntel an eine Entihädigung gewährt und der Schaden blos fo weit vergütet 
wird, al& er acht oder neun Zehntel nicht überichreitet. Selbitverftändlich ift es 
möglich, Tolche Grenzen ipäterhin im Wege der Abänderung des Neglements zu 
Gunſten der Verficherten zu erweitern, wenn die Entwidelung der Anftalt dies 
zuläßt. 

Zu Art. 14. Zu den Fonds der Hagelvberſicherungsanſtalt gehören alle 
Beiträge, das Nnftaltsvermögen einschliehlih des Mejervefondes, etwaige Zus 
wendungen md alle fich ergebenden Zinien. 

Bezüglid der Rehnungsitellung wird das gleiche Verfahren beobachtet werden, 
wie bei der Rechnungsftellung der Brandverfiherungsanftalt. (Art. 80 und 83 
des Brandverficherungsgeießes.) 

Die alljährliche öffentliche Rechnungsſtellung entipricht dem Grundiage voller 
Teffentlichfeit, in welchen die Anitalt insbeiondere gegenüber den Verſicherten 
mahren wird. 

Zu Art. 15. Dieje Beitimmungen find den Art, 59, 84 und 87 des Brand: 
verſicherungsgeſetzes nachgebildet. 

Zu Art. 16. Der Zufhuß der Hagelverficherungsanftalt zu den Verwalt— 
ungskoſten ift jo nieder ala möglich bemeijen und fann in dem eingelebten ges 
ingen Betrage ald ausreichend nur um deßwillen erachtet werden, weil die k. 
Brandverficherungsfammer, welcher die Verwaltung der Anstalt übertragen werden 
joll, ein genügendes Perſonal und die erforderlihen Cinrihtungen befist und zu 
den Anftaltszweden ohne Entitehung beträchtlicher Mehrfoften verwenden fann. 

Der Zuihuß kann aber weder entbehrt noch niederer gegriffen werden, da 
an fih ſchon das Schätzungsverfahren einen unvermeidliden, nicht unerheblichen 
Aufwand erheifcht. 

Die fraglihe Averſalſumme kann im Bedarfsfalle durd das Finanzgeſetz 
geändert werden. (Vgl. Art. 90 des Brandverfiherungsgeieges.) 

Abi. IT und II find dem Art. 91 des Brandverſicherungsgeſetzes nad): 
gebildet. 

Beitrittögebühren werden in Bezug auf Einhebung und Einhebungsgebühren 
wie Beiträge behandelt. 
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Zu Art. 17 und 18. Der Anftaltsverwaltung muß, wie in den Motiven 
ihon wiederholt zum Ausdrude gebracht ift, im Intereſſe einer gebeihlichen, die 
Mannigfaltigkeit der Verhältniffe berücfichtigenden Entwidelung der Anftalt mög: 
lichite Freiheit der Bewegung zufommen. Diefer Umftand läßt es im Intereſſe 
der BVerficherten wünfchenswerth erjcheinen, denjelben eine Vertretung zu gewähren. 

Es ſoll daher der Anftalt3verwaltung ein Ausſchuß beigegeben werben, 
welcher über die im Entwurfe bezeichneten wichtigeren Anftaltsangelegenheiten ein 
zuvernehmen und welchem auch die geprüfte Anftaltsrehnung zur Einſicht und 
Grinnerungsabgabe vorzulegen ilt. 

Das f. Staatöminifterium des Innern wird von den Verhandlungen jeder: 
zeit Kenntniß nehmen und behält fih vor, die Cinvernehmung des Ausſchuſſet 
über fonjtige Angelegenheiten anzuordnen. 

Art. 17 Abſ. II will durch die Faſſung „aus der Zahl der Berficherten“ 
außer Zweifel ftellen, daß der einzelne Landrath bei feiner Wahl nicht auf die 
jenigen Verficherten beichränft ift, welche in dem bezüglichen Regierungsbezirke 
wohnen oder begütert find. 

Zu Art.19. Diefe Beltimmungen rechtfertigen fih im Hinblide auf den 
hervorragend gemeinnüßigen Zwed, welchen die Anftalt verfolgt, und durch die 
dem Beichädigten gebührende NRüdjichtnahme (Man vergleihe aud Art. 3 des 
Geſetzes vom 28. Dezember 1831, die Privatvereine zur Verficherung der Feld— 
früchte gegen Wetter- und insbefondere Hagelihäden betr., Art. 92 Abi. I und 
Art. 93 des Brandverficherungsgeießes, Art. 223 Ziff. 16 des Gebührengefeges.) 
Daß unter den „Quittungen über die von der Anjtalt geleifteten Entſchädigungen“, 
welche der Staatögebühr nicht unterworfen fein jollen, nur die Bejtätigung über 
den Empfang der Vergütungen für erlittene Hagelihäden, nicht aber 
auch fonftige Zahlungen zu verfehen find, wird faum einer bejonderen Erläuterung 
bedürfen. 

Zu Art. 20. Der Anftalt werden für den Beginn ihrer Gejchäftsthätigfeit 
Betriebsmittel in entiprechender Höhe zugeführt werden müſſen; wenn fie jolde 
nicht befigen würde, läge die Gefahr nahe, im Anfange die Beiträge unverhältnib: 
mäßig body halten oder ſehr erhebliche Kürzungen an den Entichädigungsbeträgen 
eintreten laffen zu müſſen. 

Es ift nicht beabiichtigt, der Anſtalt unrefundirliche Zuſchüſſe zu gewähren, 
indem von der Erwägung ausgegangen wird, daß die Anftalt mit der Zeit io 
eritarkt, um fremder Hilfe entbehren zu können. 

Zuſchüſſe aus der Staatökaffe zu entnehmen, würde jchon dem Bedenken be 
gegen, daß die Wirkfamkeit der Anftalt nicht auf das ganze Königreich er: 
jtredt ift. 

Dagegen bietet ſich das Auskunftsmittel, einen refundirlihen Zuſchuß aus 
Beitänden der Brandverficherungsanftalt verfügbar zu ſtellen. Die Brandver: 
fiherungsanftalt kann dies ohne Beeinträchtigung ihrer Zwecke leiften, indem für 
das Jahr 1883/84 ein halber Beitrag erlaffen wird und trotzdem Ueberſchüſſe 
bon etwas mehr als einer Million vorliegen. Auch aus dem mäßigen Zinſen— 
entgange auf einige Zeit leitet fich für die Brandverfiherungsanftalt feine erheb: 
lihe Schädigung ab, Drei Viertheile der Mitglieder der Brandverfiherungsanttalt 
gehören landwirthichaftlichen Kreifen an, für welche auch die Hagelverficherungs: 
anftalt zunächft zu wirken beftimmt if. Das weitere Viertel könnte für den 
treffenden Antheil am Zinfenentgange durch Bedahtnahme auf äquivalente Zu: 
wendungen nad Maßgabe ded Art. 89 des Brandverficherungsgejeges jchadlos 
gehalten werden. 
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Auch der Brandverſicherungsanſtalt wurden bei ihrer Errichtung in ähnlicher 
Weiſe Fonds zugewendet. Dieſe Anſtalt hat nunmehr ſeit 72 Jahren ihres Be— 
ſtehens unter ſtaatlicher Leitung vielfache Vortheile als eine Wohlfahrtsanſtalt 
genoſſen, welchen Charakter die Hagelverſicherungsanſtalt ebenfalls an ſich trägt. 
Beide Anftalten ſollen, insbeſondere durch Uebertragung der Verwaltung der 
Öagelverfiherungsanitalt an die k. Brandverficherungsfammer, in enge Beziehungen 
zu einander treten, fo daß eine gewiſſe Zulammengehörigkeit derſelben faum wird 
in Abrede geitellt werden fünnen. 

Der im Entwurfe vorgejehene Betrag dürfte keinesfalls als zu hoch ge 
griffen zu erachten fein, indem berjelbe als unangreifbar erklärt ift und es fi 
hienach nur um eine Zuwendung der Zinfen von jährlid) etwa 40,000 M handelt. 

Sobald die Anftalt ſoweit erftarft ift, daß fie des Vorſchuſſes nicht mehr 
bedarf, ift nad) dem Entwurfe die Nefundirung in Ausficht genommen. 

Der Zeitpuntt diefer Refundirung läßt fi der Natur der Sade nad im 
Augenblide noch nicht feftitellen und muß daher jpäterer gejeglihen Beſtimmung 
vorbehalten bleiben. 

Nachdem es ſich hiebei um einen rüdzahlbaren Vorſchuß, nicht um eine 
definitive Vermögendabtretung handelt, wurde eine Unterftellung des Artifeld unter 
die Vorschrift des Tit. 10 $ 7 der PBerfaflungsurfunde nit für nothwendig 
erachtet. 
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Die Geſammtumſätze der Reichsbank im Jahre 1882 haben nad der An- 
lage A betragen: 


bei der Neihöhauptbant . . . 14,704,726,900 MM. 
bei den Neichöbantanitalten . . 41,300,962,300 „ 
aufammen . . .  56,005,689,200 M. 


(1881: 56,336,057,800 A&), alio 330,368,600 M. weniger als im Jahre 
vorher: 


Der Bankziusfuß war 
für Wechſel für Lombarddarlehne 

vom 1. Janmar bis 31. Januar 1882 5 Proz., 6 Bro. 
„ 1. Februar „ 17. Februar 6 2 7 


„ 18. Februar „ 2. März 5 2 6 J 
„ 3. März „ 9. März E 27 Fe 5’ 5 
„ 10. März „ 7. September 4 B 5 a 
„8. September „ zum Schluß des 

Jahres 5 a 6 a 


im Durhichnitt des ganzen Jahres 4,5% Proz. für Wechſel und 5,% Bros. 
für Lombarddarlehne, gegen 4,*? bezw. 5,4? im Borjahre. 
Als Eigenthümer der Reichsbankantheile waren 
am 31. Dezember 1881 


6,150 Inländer mit 29,516 Antheilen 
1,463 Ausländer mit 10,484 . 


alfo 7,613 Eigner und 40,000 Antheile 
am 81. Dezember 1882 
6,135 Inländer mit 29,513 Antheilen 


1,451 Ausländer 10,487 
mithin 7,586 Eigner und 40,000 Antheile 


in den Stammbücern der Reichsbank eingetragen. 

Die Zahl der inländischen Antheilseigner hat ſich hiernach um 15, Die ber 
ausländiihen um 12 vermindert, 3 Bankantheile find von Inländern auf 
Ausländer übergegangen. 


) Bergl. die früheren Berichte, und zwar fir 1881 „Annalen“ 1882, S. 329 ff.; 13% 
„Annalen“ 1881, ©. 354 ff.; 1879 „Annalen“ 1880, ©, 433 ff.; 1878 „Annalen 1879, 
©. 577 ji. ; 1877 „Annalen“ 1878, ©, 673 ff; 1876 „Annalen“ 1877 ©, 736 fi. 


Be 
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Die unverzinslichen Depoſitenkapitalien haben betragen 


am 1. Januar 1888. arre 751,371 M. 
Nen eingezahlt ſinn. 223352,940 „ 


madt . » . 3,104,311 M. 


abaehoben > > en nn. 2,847,508 M. 
bleiben . . . 456,803 Mb. 


(494,568 AM. weniger als zu Anfang des Jahres). 


An Banknoten waren im Umlauf: 
al3 niedrigite Summe am 15. Mär . . .  668,999,000 M 
als höchſte Summe am 30. September . . . 841,533,000 „ 
durchſchnittlich . . . . . . .  747,020,000 „ 
ed find aljo gegen das Vorjahr (739,727, 000 ib) Burfepnittlich 1,293,000 M 
mehr in Zirkulation geweien. 

Wie viel Banknoten nad den einzelnen Abſchnitten am Schluffe jedes Monnats 
im Umlauf waren, ergibt die Anlage B. 

Für die Anfertigung neuer Banknoten find 105,482 MH. in Ausgabe be— 
rechnet. 

Am 30. September 1882 iſt der der Reichsbank im 8 9 des Bankgeſetzes 
zugewiejene Betrag ungededter Banknoten um 19,224,097 M. und am 7. Oftober 
um 12,185,240 M. überichritten worden. Die hiervon zu entrichtende Steuer 
ift mit 32,718 M. unter den Paſſiven aufgeführt. 


Der Metallbeitand an kursfähigem deutichen Gelde und an Gold in Barren 
oder ausländiihen Münzen, das Pfund fein zu 1,392 AM, berechnet, betrug: 


ala niebrigite Summe am 7. Oktober. . . 503,248,000 M. 
ald höchſte Summe am 15. Juni . . . ...591,482,000 „ 
durchſchnittlich . . . 2... 548,984,000 „ 
gegen das Vorjahr /556,749,000 Mk.) alſo durhſchnittlich 7,165,000 M 


weniger. 


Die umlaufenden Noten waren im Durchſchnitt des ganzen Jahres mit 
73,%° Proz. durch Metall gededt. 


Die Giro-Guthaben (Anlage C) 
betrugen am 1. Januar . . . . . 120,751,263 Mb. 
Im Laufe des Jahres find auf 
Giro-Konto vereinnahmt : 
durch Baarzahlung 6,603,641,431 M. 
durch Uebertragung 
am Plate . . 5,239,083,887 „ 
durch lebertragung 
von anderen Bank— 
stellen . . . . 6,257,728,103 „ 1881: 
18,100,453,421 M. /18,724,187,313 46.) 
find 18,221,204,684 Mb. 
Dagegen auf Giro-Konto verausgabt: 


—ñif 
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durch Baarzahlung 7,741,431,395 Ab, 

durch Uebertragung 

am Plate . . 5,239,083,887 „ 

durch Uebertragung 

auf andere Bant: 

fielen . . . . 5,109,173,428 „ 1881: 

18,089,688,710 M. /18,734,589,141 M.) 

der Reit von 131,515,974 M. 

ift ald Guthaben am 31, Dezember 1882 verblieben. 


Bon Behörden, Perfonen und Firmen, welde fein Giro-Konto haben, find 
nad) Anlage D für Giro-Kunden an anderen Plätzen baar eingezahlt:: 





1881: 
1,317,040,369 Me. (1,239,720,192 M 
Unter Zutritt der Uebertragungen 
zwifchen Giro-Intereffenten an verjchie- 
denen Bankplägen von . . . .»  . 5,109,173,428 „ (8,464,430,727 M 
beläuft fich aljo bie ganze Summe der 
Hebertragungen zwiichen verichiedenen 


Plägen auf. . . “209 + 6,426,213,797 „ (6,704,150,920 M) 
Davon find im gahre 1882 zur Sut- 
ihrift gelangt . . . . + 6,423,906,647 „ (6,698,422,121 M.) 


und * Reſt von 2,307,149 M. 
zuzüglich des — am 1. Januar 
1882 von . . . A 29,013,089 „ 
ift mit 81,320,239 M 
in der Bilanz unter ben Paſſiven aufgeführt. 
Durchſchnittlich haben 
die Giro-Guthaben 111,960,000 AM (1881: 126,962,000 A) 


betragen. 
Der höchſte ru war . . .. 155,117,000 4. am 31. Januar, 
der niedbrigite . . .» . . .87,000,000 „ am 15. November. 
Das Guthaben des Reihe und der ——— 
betrug am 1. Januar 1882 ... . 15,006,755 M 
Im Laufe des Jahres find für dieſelben na : ... 926,340,701 „ 
macht 941,347,456 M 
dagegen ausgezahttt.. 4881,816, 639 M 


und  49,530,817 M 
al& Guthaben verblieben. 

Der Geſammt-Umſatz in Einnahme und Ausgabe im Giro-Verfehr ein: 
Ichlieglich der Ein- und Auszahlungen für Rechnung des Reichs und von Bundes— 
ftaaten hat hiernad) in 1882 : 38,008,299,472 M betragen, gegen 39,283,302,295 Ak 
im Vorjahre. 


Auf dem Effekten-Konto haben auch im Jahre 1882 Umſätze nicht ſtattge— 
funden. Die Reichsbank befist feine Effekten für ihre Nechnung. 


eu 
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Der Reſerve-Fonds belief fih am 1. Januar 1882 auf 17,724,081 Mk 
Hierzu treten nach 8 24, Ziffer 2 des Bankgeſetzes 20 2 
des Reingewinned für das Jahr 1882 mit . . . z 1,532,154 „ 


— .18938256,235 M. 
welcher Betrag auf das Jahr 1883 übertragen iſt. 


Das Grundſtücks-Konto der — Anlage, ”) war am 1. Januar 
1882 belaftet mit -. . . . . 18,633,000 M 


Hinzugefommen find für Neu: und 
Umbauten u. dergl.: 


für das Banfgrunditüd in Bodum . . . . 23,500 M 

EN A „ Bremen . . .. 390,000 „ 

Bi " „Flensburg. . . 120,000 „ 

ER s „ Mml . . .. 5,000 „ 

— — „ Wiesbaden . . . 73,000 „ 611,500 M. 
find . 19,244,500 Ak. 


welcher Betrag auf das Jahr 1883 übertragen ift. 


Die Grundftüde Haben neben der Benugung zu Bantzweden 35,916 M. au 
Miethe eingetragen, weldhe als Gewinn verrechnet find. 


An Diskonto-Wechſeln waren nach der Anlage F am 1. Januar 1882 im 
Beitande: 
82,252 Stüd im Betrage von. 175,738,791 Ab. 


Diskontirt wurden: 1881: 
504,702 Stüd im Betrage von. 1,164,780,204 „ (1,082,125,229 M.) 
find 586,954 Stüd mit . . . .1,340,518,995 Mk. 
Davon twieder eingezogen: 
499,591 Stüd mt . . . .1,153,371,769 „ /1,069,060,659 AM) 
bleiben 87,363 Stüd mit . . . ...187,147,226 M. 


Beitand am 31. Dezember 1882, und zwar: 


14,945,196 Ab. bei der Reichshauptbant, 
172,202,031 „ bei den Reich&banfanftalten. 


Der Gewinn aus diefem — ME 1881: 
bei der Neihöhauptbant . . 488,044 M. ( 439,309 Mb) 
bei den Reihsbanfanftalten . » 2 2. 6349,549, (8,745,526 „) 
zufammen . . 6,837,593 M. (6,184,835 M 


im Ganzen aljo 652,758 AM. mehr als im Vorjahre. 


Die durhihnittliche Anlage in Diskonto-Wechſeln hat 
156,164,000 A. (1881: 149,733,000 M 
die hödhfte Anlage . . 188,740,000 „ am 7. Öftober, 
die niedrigite Anlage. 131,881,000 „ am 23. März betragen. 


Die durhichnittliche Größe aller disfontirten Wechſel iſt 2,308 „A. und 
die Berfallzeit derjelben nad den einzelnen Bankanftalten verfchieden, 19 bis 79 
Tage geweien. Die durhichnittliche DVerfallzeit hat 48 Tage betragen. 
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Rimeſſen-Wechſel auf’3 Inland waren nad) den Anlagen G und H am 


1. Januar 1882 im Beftande: 


178,609 Stüd im Betrage von 
Angelauft wurben: 
1,875,398 Stüd im Betrage von 
es treten ferner durch 
zur Wiedergutichrift ges 
fandte Wechſel hinzu: 
4,308 Stüd im Betrage von 
find 2,053,315 Stüd und . 
Eingezogen wurden: 
1,861,718 Stüd mit . 
bleiben 191,597 Stüd mit . 
als Beitand am 31. Dezember 1882 


. 2,812,653,288 „ 


258,684,765 Me. 


2,835,866,721 „ 


1881: 
/2,680,833,490 Mk) 


1,085,643 „ 


. 3,095,637,129 Mb. 


2,536,070,342 M 
282,983,341 Ma 


‚ und zwar: 


39,461,794 Ab. bei der Reichshauptbank, 
243,522,048 „ bei den NReichsbanfanitalten. 


Der Gewinn an dielen — hat betragen: 
bei der Reichshauptbank . 1,006,982 Mb. 
bei den Reichsbankanſtalten 8,404,000 „ 
zuſammen 9,410,982 Mb. 
mithin 1,395,158 AM. mehr ald im Vorjahre. 
Die durhihnittliche Anlage in dieſen Wechjeln betrug 
210,420,000 M. (1881: 188,512,000 A), 
die höchſte Anlage 282,345,000 „ am 31. Dezember, 
die niedrigite Anlage 153,161,000 „ am 15. März. 

Die durhichnittliche Größe diefer Wechſel ift 1,509 M und ihre Ber: 
fallzeit nach den einzelnen Bankanſtalten verjchieden, 17 bis 57 Tage gemeien. 
Die durchſchnittliche Verfallzeit hat 27 Tage betragen. 

Bon den am 31. Dezember 1882 überhaupt Beſtande 
470,131,068 M. Wechſeln wurden fällig: 


1881: 
( 930,664 Mk) 
(7,085,159 „) 
/8,015,824 %) 


im geweſenen 


binnen 15 Tagen 


„168 bis 30 Tagen . 


m 31 „ 60 
u 61 „ W 
wie oben 


An Wechſeln 
Beltande: 

1,311 
augefauft wurden: 
Stüd für 
Stüd und 
veriverthet wurden: 

7,255 Stüd für 
mithin find 603 Stüd für 
im Beltande geblieben. 


6,637 
find 7,948 


216,545,500 M 
89,930,500 „ 


„. ..104,047,500 „ 
W 59,607,500 „ 


470,131,000 Mb. 


aufs Ausland (Anlage J) waren am 1. Januar 1882 im 


Stüd im Kurswerthe von 17,540,838 Ab. 


1881: 
. 42,809,594 „ (56,630,100 Mk) 
. 60,350,432 Mb, 


54,558,342 „ 
5,792,039 ‚Mb. 


(57,899,745 M) 


__ 
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Diefelben hatten am 31. Dezember 
1882 einen Kurswerth von . . . . .6,223,809 M 
es find alſo . . ... 431,720 M (382,707 M 


al Gewinn zu berechnen, mithin gegen das Vorjahr 49,013 M mehr. 
Die durchſchnittliche Anlage in biefen Wechſeln hat 
5,590,000 M (1881: 7,481,000 M 


die Höchite Anlage . . . 17,269,000 „ am 15. Januar, 
die niedrigite Anlage . . 2,530,000 „ am 28. September 
betragen. 


Wechſel zur Einziehung für fremde Rechnung wurden bei ſämmtlichen 
Bankanftalten 9,359 Stüd im Betrage von 6,941,011 (1881: 7,107,794 M) 
eingezogen und wieder ausgezahlt. An Provifion wurden dafür 13,072 4 
(1881: 13,437 46) erhoben. 

Die durhichnittliche Größe dieier Wechſel hat 742 M betragen. 

Die Gefammtjumme aller disfontirten, angefauften und zur Einziehung 
übernommenen Wechfel betrug: 


an Diskonto-Wehieln . . . . 504,702 Stüd über 1,164,780,204 M. 
„ Rimeffen-Wechieln auf’3 Inland 1,875,398 „ „ 2,835,866,721 „ 
„ Wechieln auf’3 Ausland . . 6,637 „ . 42,809,594 „ 
„Wechſeln zur Einziehung . . 9,359 „ a 6,941,011 „ 


überhaupt . . 2,396,096 Stüd über 4,050,397,530 M. 

(1881: 2 ‚318,265 Stüd über 3, 725, 567, 275 M 

mithin gegen das vorige Jahr in der Stückzahl 77,831 und im Geldbetrage 
324,830,255 Mb. mehr. 


An Gejammtgewinn aus den Wecjelgeihäften find, die 13,072 M. für 
bie zur Einziehung übernommenen Wechiel eingerechnet, 16,693,367 AM. (1881: 
14,596,803 4), alio 2,096,564 M. mehr aufgefommen. 


Nach der Anlage K waren im Lombard am 1. Januar 1882 auögelichen: 
4,544 Darlehne im Betrage von 109,373,100 Me. 


neu ausgeliehen wurden: 1881: 
4,797 Darlehne mt . . . 900,870,500 „ (1,046,570,550 M 
find 9,341 Darlehbne mt . . . 1,010,243,600 Ab. 
Zurüdgezahlt find: 
4,778 Darlehne mit . . .  925,388,650 M. (1,032,885,000 A.) 
alio am 31. Dezember 1882 
4,563 Darlehne mt . . . 84,854,950 M. 


ausgeliehen geblieben. 
Die aus diefem Geſchäfte aufgefommenen Zinfen haben: 


bei der NReihshauptbant . .  1,099,097 AM. (1881: 1,250,338 M) 
bei den Reichsbankanſtalten. 1,905,953 „ (1881: 1,780,333 „) 
zufanmmen . .  3,005,051 M. (1881: 3,030,671 %) 


alfo im Ganzen 25,621 mehr als in 1881 betragen. 


Die durchſchnittliche Anlage im Lombard hat 
54,426,000 MM. (1881: 57,308,000 M/ 
die hHöhste Anlage . . 102,830,000 „ am 30. September, 
die niedrigfte Anlage . 38,958,000 „ am 23. Mai 
betragen. 
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Die am Scluffe des Jahres ausftehenden Darlehne waren mit 
281,200 Mb. auf Gold oder Silber, 
80,364,950 „ auf Effekten (einschließlich Wechfel) der im $ 13, Ziffer 3 
Buchſtaben b, ce, d des Bankgejeges bezeichneten Art, 
4,208,800 „ auf Waaren 
ertheilt. 
Die Ueberſicht L ergiebt, welche Wechſel- und Lombard-Beſtände am Schlufie 
jedes Monats vorhanden waren. 


An fälligen aber unbezahlt gebliebenen — * — Forderungen 


waren am 1. Januar 1882 vorhanden : .  3,103,439 M 
Im Jahre 1882 find hinzugetiten >»: 2 2 0. 977,970 „ 

ergiebt einen Beitand von . - 20.0. 4,081,409 Me 
Im Laufe des Jahres * Siena weht. 377,939 sb. 

definitiv abgejchrieben . . . 593,741 „ 971,680 

fonah am 31. Dezember 1882 Reſt geblieben . . » 3109,730 M 


für welche von der alten Reſerve noch 2,339,919 AM. vorhanden und 685,281 .&. 
neu zu rejerviren find. Der Gejammtbetrag von 3,025,200 M. ift in der Bilanz 
unter den Paſſiven aufgeführt. 


Zahlungs-Anweifungen wurden nad der Anlage M vom der Reihshauptbant | 

und ben übrigen Reichsbankanſtalten ertheilt: 1881: i 
a) franco Proviſion 1,700 Stüd über 13,907,328 M. (14,261,275 M) 
b) gegen PBrovifion 5,357 „ „  34,290,299 „  (35.463,506 „) 
zufammen 7,057 Stüd über 48,197,627 M. /49,724,781 &) 


An Provifion ift aufgefommten: 1881: 
bei der Reihshauptbanf . > > 2 2 2 0. 655 AM. ( 635 M 
bei den Neihöbantanftalten - . 2 2 2020..6,955 Me. (7,126 „) 

überhaupt . . 7,610 M. (7,761 .M) 


aljo im legten Jahre 151 Kb. weniger. 
Bon den ausgeftellten Anweiſungen waren beim Jahresichluffe noch 1,646,390 
unerhoben, welche in der Bilanz unter den Paſſiven aufgeführt find. 


In Goldbarren und oe acde BEIN waren am 1. Januar 1882 
vorhanden . . 74,183,184.4 
angekauft wurden für De a a . .. 110,885,99 „ 

macht . .  182,019,177 & 

Davon find außgeprägt oder verfauft . 2 2 2.0. 34,263,542 „ 

und . .„ 147,755,635 
im Beftande verblieben. 


Das Gold Hatte einen Wertd von . » 2. 147,860,482.4 
und hat fih alfo ein Gewinn von 2 2 on nn 104,847 
ergeben. } 

Die Guthaben bei den Korrejpondenten der Banf ——— am 1. Januar 
1882 . ; 1,234, 184 

Im Laufe des Jahres wurden ihnen uͤbermacht ..9642,326, 


oibt . .  10,876,510.M 
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Transport . . 10,876,510 Mb. 
Davon find eingezogen - » > 2 2 nn nn = „__10,384,114 „ 


und . - 492,396 M. 
hei denjelben al3 Guthaben verblieben. 
Am 1. Januar 1882 waren an a PANEE SCHEN 


vorhanden . . j 9 Stüd. 
Hinzugefommen find re en ne at Se Bere one e Be & 
maht . . 8,258 Stüd. 
Zurüdgenommen find - » . 2 2 0. 0 4688 5 


mithin . . 83,575 Stüd. 
deponirt geblieben. 


An Gebühren für die —— Lie 1881: 
bei der Reichshauptbank . . 37,203 Mb. (37,805 M 
bei den Reihöbankanftalten . . » » . . 65,964 „ (39,038 „) 
überhaupt . . 103,166 „ (76,843 Me) 
eingefommen. 
Am 1. Januar 1882 waren an offenen Depofiten vorhanden: 
88,661 Depots im Nominalwerthe von . . . -» 975,054,750 Ab. 
Im Laufe des Jahres ag TEN: 
31,705 Depot3 über . . . 453,954,996 „ 
maht 120,366 Depots über . . . 2020200. 1,429,009,746 M. 
Herausgenommen find: 
19,315 Depot3 über . . Erna Ar die 821,585,359 „ 
jo daß am 31. Dezember 1882 
101,051 Depot3 über . . .  1,107,424,387 Mb. 


(gegen 975, 054,750 M. im Jahre 1881) im Beſtande verblieben. 

Die Zahl der verichiedenen Effetten-Gattungen, welche deponirt worben find, 
betrug 2,623 (1881: 2,228). 

Bei 1,587,610 Stüd Werthpapieren (1881: 1,429,816) war dem Komptoir 
die Kontrole über die Verloofung übertragen. 

Bon den deponirten Effekten find im Laufe des Jahres an Zinjen bezw. 
Dividenden 43,558,130 M. (1881: 37,724,752 M.) eingezogen. 

Un Provifion für die Depofiten und für die An- und Verfäufe von 
Effekten find für das Jahr 1882 637,516 M. (1881: 655,178 M) aufgefommen. 

Die Berwaltungstoften haben betragen: 


für die SentraleBerwaltung - >» 2 2 2000.20. 1,177,448 M. 
für die Spezial-Berwaltung 
a) der Reihshauptbanft . . » . 727,571 Mb. 


b).der übrigen Reichsbankanſtalten 3,606,159 „ 4,333,730 „ 


5,511,178 M. 
(1881: 5,437,167 %). 


In der Hauptfumme der Berwaltungstoften im Betrage von 5,511,178 Mb. 
find enthalten: 
nach der Gewinnberechnung wieder vereinnahmte 1,908 Ab. 
für erfparte Gewinnantbele » » 2 > 20. 6,755 „ 8,663 „ 


fo daß . . 5,502,515 M. 


als wirkliche Verwaltungskoſten verbleiben. 
(Fortfegung des Textes auf Geite 612.) 


wu wur mre ww 


003'617'809 
006’108'98 

001367881 
008’ 162821 
006'916’808 
00L’BFETLI 
002269 907 


000’6L9’082’C 


000 36 61 
00L’108'#9F 
008’984'223 
oor’gEr'EH 

000’ 122'88 

008’261'996 
0908’81T'F9r 
008'069’008 
006 392 FFC 
—VV——— 
oos a1F* 83* 


ooo gss oogi 


002'666'803 
000'30T’L1F 
00F'098'208 
009'086’06 1 


008’c10'LoFr'L 
oot ots gagt 


oos s8a26 
000'832'SL1 
00L'3E# 882 
006 803 793 





oos soo ar 
oor ut 
008’06$ 
001'8 
006'01F 
008088 IL 
008'888'6 
002’812’68 
000'E 
008’632'7 
000’L188'L 
008'L 
000’C1F 
ooc oro l 
000'021'9 
000'0+4’4 
0061898 
00F 61 Fr 
ooo e9 
0o0g i a a 
o09’gE1’F 
000'9F8 1 
008’969’51 
003 L18°6 
oos oſst FE 
00 6012 
009’898’8 
008‘LE1 
00F'0F% 
008'659'3 


0091 


00007 
00#’671 


000 18 


900 18 


ooF21 


009,59 
004291 


008'3 





| 009'980'668 


0068'’889'9 
008'180'98 
009 931’88 
9007 301 201 
DOB'ZEFER 
00F’96#'3% 


008'zB€ Hr 


006 159°F8 

001'F0L' 127 
002 E2L FTI 
003 12201 

009'L°0'0€ 

002 08T'885 
009888213 
009'F33'96F 
00T'9LE/BEL 
008’603'99€ 
000'E00’L12 


008 Ir8 Fer T 


006'369'99 

009’98 1'761 
008’L8L/BLL 
oos ost coi 
00F'IBF'SER 
006'078’II6 
000°20L2’FTE 
00F FzE'L9 

008’ 78BL’0L1 
00T'910'381 


008’r0F 
00H RL 
006 71 
dooas: 
002'90€ 
00,'76 
006'S18 
00L'286'% 
0038 *35 
00,'9#9 
oog9’Lag’g 
oor zti 
008 hr 
008'8£0T 
| 002'108 
ool sosi 
| 008F88 
002'829'€ 
| 008'999 
00879 
009266 
| 00F'829 
000 8 
006'89F 
| 008’ 3# 175 
| 0o0r’C12 
| 000 73 
000'121 
oorz*61 
o02'z8L 





00L’'909’C8Z 
00F’686'61 
0o0L’018'L6 
0009 19889 
oor oe vl 
900 719864 
000’6L0'0F1L 
00L'T00’888 
001’z16'9r 
ooo ga 18% 
00F'128'98 
008’ 119**3 
002’91F'9r 
009’ I83 115 
08 663183 
oos too csq 
004 20998 
006’ re rst 
008'682’903 
003 SLe'gg9 
008’L16’%21 
002819613 
oog ers o81 
006'098'29 
00T 1er [Er 
00F F83 615 
00E'LET'901 
001'GFF'66 
000’086'19 
003 FLS'SEL 


00#F0R'04 
00F 189 
0080218 
oor’9or'St 
006'206°L 
008'6L8’9 
00T’ 196'8 
00L'66+'2C 
0o8'g96’C 
oos’Leg'g 
00L'LIE'6 
008'280’F 
000'g18’C 
00.'819'7 
ooL'egeg'E 
008’99T’T1 
006'299°6 
ooB’L2g’ct 
004'319 
000’9c9’E 
008'292'9 
oo8'eLL'z 
008'068'87 
oor’zsr'et 
008229011 
ooc'ger'Lr 
001'656’9 
000'’581'8 
001’7F 
009’ I8F 





Br 





nobo 
Haag 
oao 
v un puva 
v anhuvag 
Bbanqsuojꝰ 
“allg 
"pn 
euaodqiuugꝙ 
vbuiqidð 
oplaaq 
aqj⸗ollug 
uddosaag 
qunuuaog 
Gbꝛieuvg 


puvð 
vbaoquoag 
DB 
rvuaouiaaq 
Braalplunvagg 
oolojaig 
banqsbnʒ 
ruaolpvg 








Verwaltungsbericht der Reichsbank für das Jahr 1882. 


608 


uollvslvviꝰ 
w313quv'n=glpiang 
pm 2g3J20%% 





ata aog 
usjlladaz, 


RU ESARNAPI ENG 
2aumvlag) 


ataaog 
Sbunloatug 


vuung agajlagg-alıg) ahanaogdavquio 

















(uano uvuvg uaquaauaollaa uagplusg uag aaq ¶njipui pm) 


woyaglzuugsprg gun moyapanvgguugspiag ug 129 Holunssuplag "I 
voatoeyuy 


[er] 
o& 
De) 


Bermwaltungsbericht der Reichsbank für das Jahr 1882. 





003'689’C00'9% 
006982.’ F0L FI 


008'E78’#E 
00T7'931'’66 
00T'96L’03T'T 
008802712 
oor'LıI2'cg 
009'668'0z1 
0023 07F'619 
002’ 192'801 
007 188 FCE 
00% F6 
00F 136 884 
o000 l 9 831 
o0oz88018 
006 7298 166 
000’88r'70# 
008'320'0F 
002's#9'coF 
008 69196 
008 0F8 I08 I 
00F’O6T'6OF 
000 208'L90°1 
oos’gBL08z 
000,8B0,BL1, 


DIE toc 














Jdnogaagan 
OOT’TIO’EOL a 8. Halle aunızma aun b aiauuoasi 
001 790 993 ze quyꝛu⸗bog aipruuag 
008’z0T'9#L j ' i BT A "go pm aılpkplag) 
00F'71L'9F8 — —roualvalagꝙ; qun — uut Jayg av ayyplplag) 
009’ErtT j . lust uazaqun qun StpraIg mm alazaar 
008'188°€ " 6 7 ragurladag 
o0s’grT'Lo0‘or | ' a . 7 2ER 
002'399 #1 a a  —_— Te RRdunlisanug 
900 361 2181 ce aaa plpasz 1ajunnolag) 
006’ [68'738 ; —F a4qhaa28⸗avquiag 

a u puvgduvg⸗stpp( 229 1 "II 

008'918 — oozosaui dot vᷣzi 001’68L'02 00T'ELL 1 | HT 
000°351 = 008'392'0F 00F’029° 1 008'98R’0S 002.'892'9 " wmagg 
008'692°12 000° 008’E1T’09L 003'039'F 00r’ 69a 00F 139 * og 
00018 TI — 000 0 008 *ᷣ8* 00L 616183 008 88F'82 D uu vanggvaio 
0052311 — oog'cgs'sı 009’8 oog'ceg'8Z 000°08T'L | qQunllvaꝰ 
oor zosii 008°280°19 008'F90°1 00LLIE'TF oorLaget | “  a09 
000°LF8‘0L 008'26% ooe sos go ooe 1697 oor tob ʒo 0osſ os | 1319 
009°08 * 000’T08’9€ 00L’LBL 001’629'89 o08’z18'2 | : 
006 L18'6 000'0F 000'L18’821 oo1 vᷣ8i 000’709'Z851 0026| ualo 
00L’coT'E = vog’ogg’rg 00g'FoL 008's88’9E€ 002 BE | ppagvusg 
oor oegi — 008 168*6 003'960'1 O08'LLO’TFI 008'801 j Baaquanıg 
008’E1$ * 001'262'9L 008’486'3 000'869 IF 0088291 | : uaindhgaag 
006 3199 — 000'81T FL 001’F9F 009'920' 121 008'981'7 ; ER Jana 
000’888'92 — 009'368'769 001’8C0’9 008°186'797 008'28 op 
006'069 — —VVV— o0oo I18 009’ 9LFFLI 008'967 1 19 um —— 
00L'FF0°1 — 008106’ FL 000 831 oo9'eaC'22 00FzLET | u⸗quuch 
oor 8 ẽ — 006 ee 113 003 .90 0oL'za1/scı 000'988'2 Ha $ 
001,162 re 001 z30 q8 ooe oi⸗ oog ſos xtx oos oui ꝛrr TOULOA 
008186 € — oo obe gos —LVV oos 580,617 009 176% wuzguuvgg = 
dor oed el = oog Leer 066681 OB HELL FEL | MOELERE Ir 
o01’88r' 95 003101 000°F9#'129 00H 08T dol eo THE | 002'889°98 banqog DE 
00#'206 7 008622981 o0g'LrE 008 FEL'7R 00862 | J 
o0o *ᷣp. — 008'990'29 00F13 000’812'06 008199 IR u“ 
oor o⸗oss — 0og'Lna/are'T | ooo“a 00F LF1'199 j 


008'082'08 


40 



























































Be Demand Annarı Fern 1onaar" vr LOHHTY'OT anegr aso’ndrn' er 
u0g'836'00 BOB oLFst aua’1906 FROTIGHFT BRLVOR'GD nrrToLRe BRau’TnH’6 —— a 
SrE/TBELE ‚orte 108,81 2980021 1P9 TRO,LI sLr'rer Le BOB ALSFG 8960021 Brralz Ti nA 
——— —38 ‘+ Lıg'aH gag’Lor/oT  |1000, BERST BLFOLs IT 220,28 ro8r00'8 ‘@. go, inaun 
BF or IL FIR BROT |LHZsIEieTr 99ER 166 0581 orzlearisle's 900,110 182 108 B1E'OTP 196’ 00T’058' 1 "Yr vo Janlgun 
ara 10868 zıe/one'ag  |BRFOTI Bog'Har'zı vig es ot Re su*o11 osg'azg’gt — — 
u rosa i68pos üg 3281321 o6 0 sao'sae’zor enoc cos ou 30913⸗ 128°L20'88 nr 1 RE 
| Oro Laeaeainı logrigıln  vr2,sre,2z sro |LLNTeH DE jOBFOLTE BIS THBLT oe ann 
— 5 MH sꝛo sata  FERLIE 612208 F z88 3189 EGEFIS I FER'LIE 969°082F ara 
© 969,109, T1 I6F2'09% I 02616 sLu’er6 6 183’ 999° TI 18F0r0/11 1026,16 GLB'EET, or Bgm 
- 90r’B62or TIETZOSTT 605 995 Pl aos’gırıaı || arB/gre/sre Ta6r'ıas2et |80R9rERT |LTEE9F 9 laaqi 
= torıısze BLTHer TE 618084 air s09’9S ırs'sos'zt ara  \ELB’E9F BRO'SZT LE .*  Jaoopling 
Haag erriauniıs |arsiscee are ınionı || Ero'Fes’ead |sE6TRHLE ar‘ vg |606806 FE a RR 
eo LeeoeL 19  |183,160,68 Fr8’cH97 206 E6F 88 pr2’9L12 19 Foo’aLzse irEarhe 968°698°27 doQuunuuaog 
zz  9eusıeıaı soso ʒeẽ  ELYHTHE gec’irr'66 22006001 1t TEL TS — * 1 oro'2g8’e9 vbiekuvpg 
* cIy’szg’ Tot 889 T20 633 \AFL/OHT TI I81'998'79 LIE 318 101 1987 06 re (9rL/orttı 11861828 gj>l219 
E eio ect 029 goz'argesı 368 1863  Jozr'ose'los 33906 ‚19 IoLs'sor'ııa 366 19—28368683633 —ulgꝰ 
= 825 216, Ge 289 02, | 960 96191 34911663 — "geoTl - \ep0’GLER Fl or Magen 
K 109374 98 Org L96 85 ELSE sız'ses'ce OKE' THEIR BR Ego ERLIERT Er I68 ve quuuaqu 
* Ira — DRAN |LGPISZ TE I8o *9919 weten, | - \uoF/aze'Ez Pen 
660 6LF 88€ Legose FT |FCE90R BrE RER ES 91a 186 LE 192,880 ‘ce |F66'907 1014692 Gaga 
* z0—— 930ν |206 898 IE *96 048 sel 102 1er 268 ö 1696898 For'Coz ll nv saag 
BE seo  ISIFLSTLLT 1C0G Ir r9 \eLB'ene'ton | Fa6seeichr  |ROR BET SEN Cor Er #9 (HTW ERL CHE NEITIERTeG 
= £C8 867 991 029 F6L 5% see. 18c'8 28 916108 FEFRST AH ors 8s8 96 9888 868 289 09 braaiplunvag 
BE 10 076 85 a ol 168 6r% 25660921 821 106 85 68281*0 8366 202886 3 aralspaıgg 
5 era’tee'os E29 9EFLZ *5 — 8 860 266* EEBOZTIR Iz6e'oog/9g 68681308 e++’gaß’cg Bangsöng 
“ 1 316 C12'6 Fır'S2r OLOZER LE Baaras'Lr Er C960F 283 o2.2’061'9 uatpvſ 
— | | | | 
= uapazlzuoer uararyuock 
J — * quiſh MD bunjgotavog — un oAvith ID bunzgotavog 
= umumoing | Bunbunaagsn bunbvoalaagon — uaunuvom Bunbvaragay bumborjaagart RE * 
Ana ipıng panq Kuna (pang pand 1230 
:Igvdbsnvıaaa qui aJuog-arıyg ing Jmgvumıaısaa quıl ojquagsaorıyg ing 
— — — — — 
m—— — — — — — — — — —⸗te e — Rn | 


881 208 m rend ug aꝛqu Bunaapurg 
yabrjuy 


610 


VELETT DE U 
h ; —* 


% 
1 ö 


ba Ka lan LANE aa c Da ni tun u ra a 


(FI9 99 al g aBozug) 


Digitiz 


| 
* 
| 3 
ızr’ggr/oor'sı gor sz22039 Inss’gso’ser’s ler iro/sog'a | ° cmnoghaoagon 


oRzresirce’# |saz'sıE'rart |Loo’asc’sec’t As ais FEg uvgpdnogs(prrg 29q 10% 
10z‘619'2#1'81 |res’sor'Fer'F \oss’Ler/osg's |asF’1zL'896’F " - aypoylun 


orL'ssg’sso’sı |sergLr’sor'r |Las’eRo'anz’s Icar'TeHrIHL‘L 


892, 129 ‚96, * — —WV HF I 200° 96% ‚898; 11897 ‚66F 956, I 
us dioxzet'er 086'965'299‘E \oss’Lsr/osg'e rer‘ zes’ FBr'c 


00F'99r'7 
esH’sLo'sı 
G12’009'698 
geg’ger'sıe 
6189 
620'6#8'77 
FE0/0LF' 191 
97971691 
362 168 81 
661 7190 
gLs’ire/ezt 
0F0'L02'08 
g98’0R9'zE 
*16169618 
BES’ For 
£68'L06'& 
Fer’L08’z01 
FLı’s96ol 
L10'780’C1F 
317'087'18 
Fo 616 ‘013 


gsc’ozE 
0F0’0F0'L 
866'066'9 11 
a16’9L2’7C 
sız ı8’< 
163 89 
zes vegs 
„09,866, 18 
—A 
9oL’ILE/Ig 
106109 
608'686,81 
688) 1: ‘oT 
181'986’68 
C9F'966 
gır'Lrs'ce 
BEr'86 

102 vᷣpo oen 
898’090'1F 
Los’ LoL’ss 
gcL’gg6’Fe 
gar'gar'g 
880'113'80% 
007'833 
sre’ass’cc 
Fas'sgc's 
og8’g1For 
188'89766 


ggs'szL’sg 
1s8’1z1/01 


£60'L07 
002'69,'9 
gIrcHL 


19906*7 
GEB 0 
TrE'0SI 
664898 C2 
gor'sor'zI 
g9sc’set'Tt 
GzeE'188’68 
gLL'zı6 1 
861/80F'S 
gsız 1eg'Z 
69119 
Fer'sLT Fr 


882'062'68 
EIL’IEG, 

988’300'8 
verIeer 








LIs’sHT'Z 
srı’sso’Tı 
098'016'E81 
GELFECErT 
6189 
r21'089'91 
gro ial as 
BL6' 119° 6 
‚068° 868'98 
#27860 91 
gIg’sgFr'cL 
702.986 82 
9F0 IFC/91 
9.0 6F0,F91 
L+2.0°0 18 
388 0163 
gLo’09L’SC 
9821/69801 
36* 618881 
—A— 
600'608,821 
8191098 
gse'sre,sı 
19F xos 198 


— 


| 
| 
| 


0os6 a88 
118.986 21 
‚068’06F’698 
378'660'91% 
00 *184 
68* 16638 
686g Tal 
FRO'LL6 91 
826 68 8*4 
cos8’olF'sz 
896 ZL8'6Z1 
06669908 
gLe'zLa’zE 
196 886 618 
LILOBT BEI 
sıIr/og8’E 
FRE orC'zol 
662'696 01 


‘ ‘ 


098 LEF'CIr 
IRA TARA. 
#66'196'018 
E16'6L20'#9 
F19'060'18 
198'9#6.809 
184.906 8 
698.680,078 
296 vor ‚9 
986‘ 660 ‚rot 


Ie 


0L1'898'3 
ger'gsL TI 
202'00#’26 
BeL'rag'se 
OF9'sFE F 
gır'zec’ti 
698 23036 
Lo# 26801 
8923'919'92 
609’ *æ6131 
cos’128'08 
6R0’ErEe TI 
698 000 a1 
z2*1 8*1111 
008 01708 
row are 
096 88382 
9.129901 
6466 
206'S18'08 
g98’268F91 
90F 09F'88 
BoT’su8'cT 
069 ‘ger’ 851 


gas’szL's9 
ıss’ızT’01 
860 L0F, 
002'691'9 
gIr'cHL 


179’06+% 
066 1CL 
T1g’0S1 
66489857 
gor'sor'zI 


980 66111 
GzE’188’68 


gLr'ar6ı 
86T/80F'8 
SIzIEE 
69T TR 
Fer'sLtHr 
881/068'68 
891186 
ws 


191618 
931’661'9 
981’198'803 
gsır'sceicht 
298'C9F 
186’ 1C0°T 1 
69809 
198 688° 
oI L'6r2'88 
90291781 
gIc’6rT'Lr 
oeo oc ST 
968 198/61 
ocrg st gst 
6oT'zL8'0L 
11888 
66820 
g8ag roe 
916'008'903 
SFO/LFE'FT 
868.997'86 
+62, 882'8% 
Fr ‚981 s 


* 


* 


| zuvgsppag ug 1a 


az 
- mol 
ADÖNNNS 
banqgvao 
cunhvaiꝰ 
ois⸗ 
1139) 


uaboi 
æ— 


puagvuso 
baquan 
wlnvggrorg 
aaun 6 
u⸗opun 
uolnvhm 
uoduug 
GONE 
"  Pumark 
urguuvyg 
- Anok 
Kangagdung 








612 Bermwaltungsbericht der Reichsbank für das Jahr 1882. 


Der Gejammtgewinn bat nach der Anlage N betragen 21,337,118 Me. 
In Abzug kommen davon: 
1. die Verwaltungstoften . : 2 2 2020. 5,511,178 Me. 
3. für Banfnoten-Anfertigung . .- —— 105,482 „ 
3. an den Preußiſchen Staat gezahlt gemäß 86 
de3 Vertrages vom 17./18. Mai 1875 
(R.G.⸗Bl. ©. 215) . . .  1,865,730 „ 


4. für zu zahlende Notenfteuer nad) z 10 

des Bankgeſetzes . 32,718 „ 
5. für zweifelhafte Mechfelforberungen nen ter 

ſervirt . . . 685,281 „ 


6. für uneinziehbare Buchforberungen, darunter 
75,000 MM. aus dem Nafiendefelt des 
früheren Banfagenten in Gneſen vom 


Fahre 1878 . » . . . . . . . D 75,960 " 8,276,349 M 


bleibt Gewinn . . 13,060,769 M 
Hiervon find bereits gezahlt, bezw, noch zu verrechnen: 
1. an die Antheilseigner 4 '/, Proz. von 120,000,000 M. mit 5,400,000 „ 


bleiben . . 7,660,769 & 


2. 20 Proz. von 7,660,769 A. zum Reſervefonds mit . . . 1,532,154 „ 
3. von dem leberreite von > . 2: 2 on nn nn nn. 6,128,615 M. 
it die Halfte mit ne. 3,064,307 „ 
an die Reichskaſſe, 
die andere Hälfte mit. > > 2a m nn nn. 3,064,307 „ 
an die Antheilseigner zu zahlen. 
Den Lesteren . . . ..3,063,307 „ 
treten die bei dem borigen Abſchluſſe unertheilt gebliebenen . } 1,180 . 
hinzu, wonach fich die Summe von .  ..3,065,488 M 


ergibt, von welcher auf jeden Antheilsſchein der Reichsbant als 
Reſt-Dividende 76 M. 


auf ſämmtliche 40,000 Antheile alio . . . — .. 3,060, 000, 
zu zahlen find. Die übrig bleibenden. nn. 5,488 M. 


werden der jpäteren Berechnung vorbehalten. 

Die Antheildeigner haben hiernach für jeden Antheil von 3,000 Mb. die be 
reits für das erfte und zweite Semefter aa — 2. 135% 
als Neit:Dividenden . » 2 2.2. nr —— ie, 

überhaupt . . 211% 
im Ganzen alfo einen Ertrag von 7,05 Proz. für das Jahr 1882 (1881: 6*/, Proz.) 
zu beziehen. 

Hiernady iſt die beiliegende Vermögend-Bilanz der Reichsbank, Anlage O, 
aufgeitellt. 

Die Bilanz und die Gewinnberechnung find, der Vorſchrift im 8 32 lit. a 
des Bantgejeges entiprechend, vom Herrn Neichöfanzler feitgeftellt. 

Das Verzeichniß der ſämmtlichen Zweiganitalten der Reichsbank, Anlage P, 
das Verzeichniß der Mitglieder des Zentral-Ausſchuſſes und der Bezirks-Ausſchüſſe, 
Anlage &, und die Zuſammenſtellung der im Jahre 1882 verdffentlihten Wochen: 
Ueberſichten, Anlage R, find beigefügt. 
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AnlageD. 


Giro⸗-Uebertragungs-Konto für dns Jahr 1882. 
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Ort 


Aaden . 
Augsburg 
Bielefeld . 
Braunſchweig 
Bremen 
Breslau . 
Bromberg 
Caſſel 
Chemnitz 
Coblenz 
Eöln 
Crefeld 
Danzig 
Dortmund 
Dresden . 
Düffeldorf 
Elberfeld 
Elbing 
Emden 
Erfurt 
Ejien. . 
Flensburg 
Frankfurt a. M. 


Frankfurt a. d. » 


Sera . 
Gleiwitz 


Glogau 

Sörlip 
Graudenz 
Halle a. d. S.. 
Hamburg 
Dannover . - 
Karlsruhe 

Kiel 


Königsberg i i. Br. 


Landsberg a. W 
Leipzig 

Liegnig 

Lü 
Magdeburg - 
Mainz 
Mannheim . 
Memel 

Mep . 





gu q ang: 
Ueber: 
eng Zahlungen von Be: 
zwiichen Giro-f Hörden und Perſonen, 
Interefienten | die fein Giro-Konto 
an haben 
verſchiedenen = 
[Sria | Beyes 
9,275,972 | 5,772| 36,247,041 
27,436,622 | 3,256 | 8,810,287 
10,734,854 | 1,979| 3,282,791 
55,794,670 | 5,963 | 22,144,924 
177,287,615 | 4,878 | 20,596,295 
173,677,026 | 14,338 | 38,819,960 
14,980,397 | 8,041 | 28,918,320 
19,892,789 | 5,605 | 15,443,469 
28.967.640 | 9.228 | 15,490,245 
9.720.832 | 2/5849 | 14,861,294 
183,376,203 8,198 | 24,393,411 
28,071,688 | 3,274| 10,755,420 
52,680,149 | 5,540 | 33,971,918 
25,051,281 | 4,721| 14,918,471 
91,659,442 | 12,861 | 32,263,026 
31,444,173 | 4,276) 26,443,491 
115,071,311 | 5,784 | 29,777,845 
1,565,749 | 2,273 | 6,059, 850 
2,122,048 700| 1,072)229 
16,282,527 5,501 | 14,444,682 
30.666.384 | 3,359 | 15,890,013 
26,666,212 | 2,693| 5,230,621 
631,096,214 | 13,339 | 32,160,479 
4,780,136 | 4,196 | 21,946,851 
18,601,810 | 3,472| 6,385,441 
15,570,908 | 3,790| 12,372,457 
7,029,846 | 2,8371| 5,745,586 
16,698,100 | 4,802] 14,636,577 
= 9092|  2,667,539 
51,039,529 | 4,782] 32,312,526 
510,977,091 6,675] 37,858,155 
99,468,827 | 10,519 | 18,899,850 
40,413,830 | 5,974| 35,198,200 
8,563,824 | 3,376 | 27,739,040 
55,386,343 | 7,312 | 62,738,739 
233,400 | 3,310 | 7,690,142 
203,211,083 | 14,984 | 75,825,309 
5,725,456 | 2,285 | 9,815,477 
34,953,753 | 3,062) 7,196,557 
83,701,807 | 17,999 | 79,560,233 
41,060,868 | 7,247 | 15,233,529 
136,634,201 5,521 21,216,227 
98.438 | 2.736 | 10,592,747 
35,847,473 | 1,610 11,805,914 


Zujammen 


* 


45,523,013 
36,246,909 
14,017,645 
77,339,594 
197,883,910 
212,446,985 
43,398,718 
35,336,258 
44,457,885 
24,551,925 
207,769,6183 
38,827,107 
86,652,067 
39,969,752 
123,922,463 
57,387,664 
144,849,157 
7,625,078 
3,194,277 
30,727,209 
46,556,397 
31,896,533 
663,256,693 
26,726,987 
24,956,751 
27,943,366 
12,775,432 
31,334,677 
2,667,539 
83,352,055 
548,835,246 
118,368,707 
75,612,030 
36,302,364 
118,125,082 
7,913,542 
279,036,392 
15,540,933 
42,150,310 
163,262,039 
56,294,397 
157,850,428 
10,691,184 
47,653,387 


Abgang: 


40,966,452 
36,600,592 
26,619,118 
90,985,940 
135,401,292 
190,140,666 
35,090,066 
28,337,186 
44,375,570 
11,039,370 
287,280,077 
40,708,438 
81,731,419 
37,562 "448 
100, 282 ‚905 
50.986.818 
166,869,392 
11,770,631 
1,814,353 
30,454,577 
69,680,352 
24,541,736 
742,477,341 
11,672,036 
26,747,363 
38,703,346 
10,550,003 
23,918,021 
1,489,113 
79,103,324 
587,540,461 
114,761,400 
38,12 0, 876 
11,386,630 
81. 158.013 
2,629,017 
288,857,782 
15,898,102 
39,776,469 
164,309 ,666 
32,750,117 
136,147,142 
10,662,176 
42,883,960 
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Durch Ueber 
tragungen | Jahlungen von Be 
zwiſchen Giro4 Hörden und Perſonen, 
— Initereſſenten | die fein Girostonto | Zuſammen | Abgang: 
>. an haben 
berichtedenen 
Drten — Betr 
Stüd ron 
sb sb. SE. 
Minden 996,465] 1,703 7,218,670 8,210,185 3,442 ,204 
Mülhauſen i. ©. 39,936,181] 1,352 8.165,535 48,101,716 51,372,358 
München 130.274,339] 11,589 55,748,217]| 186,022,556] 111,165,655 
Minjter i. W. 15,939,509] 3,835 7,164,152 23,103,661 14,311,152 
Nordhauſen 6,014,901 3, 3006 5,965,053 11,979,954 20,793,029 
Nürnberg 51,576,7061 11,783 35,465,496 S7,042,202 80,242 247 
Os nabrück 9,413,7351 2,259 3,627,683 13,041,418 12,194 6509 
Bofen 1,933,504] 8,141 31,060,930 53,054,435 26 ,620,568 
Sienen H,555,238 711 2,551,266 9,106,504| 10,892 ,407 
Stettin 65,478,791] 8,005) 33, 156, 053 95,634, 344 92 342,430 
Stolp ‚,S11,212 3.527 15,246,7%6 21,058,007 11,532,475 
Stralfund 3,647 9,319,796 9,319,796 4 253,722 
Straßburg . E. 55,176,012] 2,348 8.272,094 64,049,005 61 264,944 
Stuttgart 116,960,993| 8,720 213: 11,211] 138,352,204] 92,481,318 
Thorn 7,040,040 1, 464 4,658 ,902 11,728,9483 11 786,156 
Tilft . 20,583] 3,096 6,328,449 6,649,081 2 264 128 
Bei den Reichsbank 
anitalten . 3.667,596,9301322,319 1,224,797,990] 4,592,394 920] 4,659,101,233 

Bei der Reichshauptbant 1,441,576,438] 26,582!  92,242,379] 1,533,818,877] 1,764,715,425 

m man nn nn m m TE a Th — — — — — — —— — 
Ueberhaupt 5,109,173,428[349,201|1,317,040,369] 6,426,213,797]| 6,423,9066# 


6,423,008,647 
2,307,149 
29,013,089 
31,320,239 


Hiervon Ubgang: 

bleibt Reit: 

Dazu Beitand vom 1. Nanıtar 1882; 
Ergibt einen Saldo von: 









Anlage B. 
Spezielle Nachweiſung über den Bauknoten-Umlauf im Jahre 1882. 
Mart-Noten 






































Thaler⸗Noten 
in Darf | 4 1000 | 500.4 | 8.100. | Gefammt: 
umgerechnet —— 
zuſammen Betrag Betrag Betrag 
31. Januar . 1,945,320 212,848,000 87,0562,000 | 455,385,600 | 757,230,920 
28, Februar. 1.943.865 | 187.643,500 | 74.755,500 | 418.792,700 | 683,135,565 
31. März 1,941,570 244,895,500 82, 260. 500 438, 968, "400 768,065,970 
30, April 1.938.480 | 226.885,500 | 82,912.500 | 439,527,500 | 751.263,980 
31. Mai 1,930,3805 | 220,649,500 | 75,435,500 | 417,193,600 | 715,208,905 
30. Juni. 1,928,730 | 277,594,500 | 95,513,500 | 452,962,400 | 827,999,130 
31. Juli . 1,926,525 | 231,417,500 | 82,467,000 | 442,617,800 | 758,428,825 
31. Auguit . . | 1,928,495 | 214,126,500 | 77,290,500 | 444,208,200 | 787,548,695 
30, September . | 1,921,470 | 264,573,500 | 84,560,500 | 490,477,500 | 841,532,970 
31. Oftober . . | 1,916,760 | 231,740,500 | 88,510,500 | 492,312,500 | 814,480,260 
30, November 1,914,030 | 206,578,500 | 77,485,000 | 469,461,700 | 755,439,230 
31. Dezember 1,911,4x0 | 253,684,500 | 79,099,500 | 496,434,900 | 831,130,380 
% 
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Anlage E. 
Grundſtücke der Reichsbauk. 


Der Werth der der Reichsbank gehörigen Grundſtücke war: 
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Berlin: Reichsbankgeb. 
Grundjtüde : 
Kurjtr. Nr. 6 

bis 18 


Aachen 
Augsburg 
Bielefeld . 
Bodum . 
Braunſchweig 
Bremen . 
Breslau -. 
Bromberg 
Caſſel 
Chemnitz. 
Eoblenz; - 
Eöln . 
Grefeld 
Danzig 
Dortmund 
Dresden . 
Düfleldorf 
Elberfeld . 


Flensburg 
—— a. M. 
Gera... 

Sleiwig . 
Glogau 
Görlitz 
Graudenz 
Halle a. d. ©... 
damburg 


29] 6,357,000 


27,563 





781,400 
163,000 ! 
177,000. 
90 ‚000 
23. 500 
190, 000 | 
510.000 
828 ‚000 
100 ‚000 | 
196 000 
113 ‚DOO | 
120.000 | 
279.000 | 
187.000 
120.000 
220,000 
304,000 
90.000 
212,000 
50.000 
145.000 
120.000 
120,000 
851.000 
70.800 
105,000 
72,000 
107,000 
70.000 
199,000 
997.000 


Hannover 


II — Se 


niterburg . 
Karlsruhe 

Kiel . . 
Königsberg i. Dr, i 
Landsberg a. d. W.. 
Leipzig ni 
Liegniß . 

Lübed 

Magdeburg . 

Mainz 

Mannheim . 

Memel u 
2 
Minden . . 


Mülhauſen i. E. 


München 
Münſter i. W. 
Nordhauſen 
Nürnberg . 
Osnabrück . 
Poſen 

Siegen 

Stettin 


Stolp 
Straßburg i. €. 
Stutfgart 
Thorn . 
Zilfit . 
Wiesbaden .. 
Ueberhaupt 


An Erträgen aus Grundſtücken ſind überhaupt — 
Hierzu die 1881 eingezogenen Revenüen pro 1882 . 
und die 1883 einzuziehenden Revenüen pro 1882 . 


Ab davon: Die 1882 eingezugenen Nevenien pro 1881 
Die 1882 eingezogenen Revenüen pro 1888. . „ 


175,000 
50,000 
36,000 

109,000 

145,000 

237,000 
75,000 

190,000 

232,000 
90,000 

350,000 

140,000 

289,000 
75,000 

115,000 
90,000 

200,000 

426,000 
70,000 

110,000 

216,000 
39,000 

180,000 
50,000 

400 000 
72,000 

400,000 

543,000 
50,000 
50,000 
73,000 


M. 48 
68 


„16 


find mithin fir 1882 aufgefommen M 35,916 
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Anlage). 


Rimeſſen⸗-Wechſel-Geſchäft. 
Wechſel auf's Ausland. 


| ) 








Su af auf a j di | Real: 
Ort Stück⸗ Eu Amfte| eu | ei re a 
zahl London | dam | Belgien | Paris | Schweiz | Werth 





Lſtrl. Hollfl. | Free. | Free. Fres. 


Beſtand am 1. Jan. 
isss— 1,311| 830,319 





Angekauft wurden: 


„Deml . . . . 268 81,343| 56,416] 92,039) 13,971 





* 


89,649| 116,770 217,563| 366,952) 17.540, död 





in Berlin . . . . 356 | 250,906: 16,081) 16,915] 39,773| — 5,189,087 
„Uahen . . . . 87| 17,556 2,088] 149,785] 28,977] — | 499,610 
„Augsburg . . . 1 — | — 64 — — 517 
„Bielefeld . . . . 11 46) 621 — 28.912) — 25,314 
‚, Braunjchweig F 301 1000 — — — — 203,921 
„Bremen . . . . 16] 15,320 — — — — 310,615 
„Breslau. . . . 4 _ | 178 4628| 3501| — 6,344 
-„Bromben . . . — — — — — — — 
„Sl .... 202] 19,919| 55,577) 20,183] 327,037) — 177,147 
„Chemnig . . .| 1,098] 172,748) 89,379] 108,321) 408,400| | — 4,081,946 
„&oblen . . . . 45| 16,599! 78,8011| 27,001 — 490,948 
Ei. 4-4 229| 15,790! 123,032] 144,624] 961,02] — 1,415, 763 
Trefeld — 5371 168,3420 — 3u888 603,296| — | 3,982,526 
„Danzig . .» . . 671 27, ‚255 — | 229,980) 130,506) 3% — 842,006 
„ Dortmund . . „| 419] #1,187) 49,267] 94,066| 233,686) 5O— | 1,185,696 
„Dredden . . . . 4 1,270 _ = 5000| — 29,915 
„ Düfledorf . . . 91 6,634 87,08 — 39223 — 594,819 
„Elberfeld. . . . 644 | 170,933 69,763) 55,559] 618,608) — 4,135,875 
„Elbinn . . . . 26 5.327 1222| 1149 — > 119,785 
„Emden . ... 97| 30,329) 24,988 185000 2,70 — 677,414 
= Best: 2.5. 41 2,124) 7,318 2,620 4,027 60,901 
„Ellen . a 196 | 83,590] 361,708] 50,57511,066,2955| — 3,208 828 
a Flensburg ek 981 24490 — — — 496,480 
„Frankfurt a. M. . 2 502 — _ — ._ 10,252 
& Felle d. O. 202| 21,2060 96,619| 6,709 107,579 - 685,884 
„Gera . . 79| 1714 8402 — 32,500 — 398,682 
-Slewiß . >... el zn — = — — 44.017 
» Slogau . . . . 20 104| 27,208) 2,811 6244 — 50,664 
„Sl -. . .. 150 2.015! 92,128! 19,812] 101,518] — 298,253 
Br — er = — — — — — — 
8 a S — — — - — _ 
amburg . i — — = — — 
annoder . . . 2 — 12988 — 2,000 — 23,545 
arlarufe . . . 100 6,113 — 3865| 145,730 85,459| 810,740 
„Kiel... 781 30278 — — 1u1800 — 613,556 
„ Königsberg i i Fi — — — — — —— — 
„Landsberg a. d. W. 25 1339| o — 625 19,8580 — | 43,879 
„Leipig - . . . I — _ — = — — 
„Liegnitz . . . 54 7806| — 994 13,783 — 166,340 
„Lübeck. 179] 46,606! 121,634) 21,006| 51,8644 — 1,210,275 
„Magdeburg . . . — — — — — — 
„Mein: 2... 75] 14,101) 11,502) 5,788) 6,857) 6,384 3, 013 
„Mannheim . . . 421 7,387 64,952| 59,469] 68,027]1,707,020| 1,735,758 


* 1.831,061 
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zii, anf auf auf auf : auf die | Real: 
Stud . Aniter: |... IREHERE DESP EBEN Ip 
zahl | X don dam Belgien saris | Schweiz, Werth 
Kitrl. Hollfl. Fres. Fres. Fres. Ak 
mM... .. 33 1,093 ui 8656| 11,530| 82,671} 105,377 
„Minden . . 6 725) | = - 14,734 
„Mülhauien i. E. — — — — 
München 19 5,406 — — 109,676 
„Münfter. . 275| 154,575 8981| 115,085] 45,532 = 3,292,939 
„Rordhaufen . — — x — — — 
„Nürnberg 41 28,094 — 1944 — | 573,100 
Osnabrüuck - | | a 
„ Bojen 60] 53,594) = 1,090,014 
r Siegen W 17 11,468 — 233,543 
i „Stettin . . . . 6 2,750 4415| — 59,113 
„Stop . ur 17 1,006 3,017 — 22,917 
| „ Straljund 117| 19,320 — — | 398,386 
} „Straßburg i. . 53| 411256 9,961 2,051) 843,680 
| „Stuttgart . . . 31 271 550 | 8779| 25,538) 33,880 
» Thorn — — — 
Tilſit 2 650 | | 13,257 
| Ueberhaupt . 7,948 12,649,221|1,546,071|1,416,760:5,720,307|2,276,076/60,350,432 
verfauft u. an die Kor: 
rejpondenten ge: 
iandt. . ...1 7,255 12,223,990 1,558,074|1,215,465:4,791,499|2,019,184,54,558,342 
| Bleibt Beitand am 
| 31. Dezember 1882 693 | 245,230)  81,045| 201,295 928,809 256,891 5,792,059 





Die am 31. Dezember 1882 im Beitande verbliebenen Wechjel haben einen Realwerth 


wie folgt: 


Lſtrl. 245,280 auf London a 20. 278 M 4,972,783 
ollfl. 81,045 „ Amſterdam à 167.20 „ 135,507 
* 201,295 „ Belgien a 80.32 „ 161,680 
Fres. 928,808 „ Paris a 80.4 „ 747,319 
Fres. 256,892 „ die Schweiz & 80. 392 „ 206,520 


s. 6,223,809 
ievon der Realwerth, mit welchem die vorjtehenden 


Wechſel-Beſtände auf den En der MEHRERE. ftehen, in 
Abzug gebradt mit . . > 2m. 5,792,089 
ergibt einen Gewinn von M. 431,720. 
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Yahen . . 
Augsburg . 

ten . 
Bielefeld. . 
— — 


Neiffe . 
Reichenbach i R Sa 
Bromberg 
Inowraclaw 


Eſchwege 
Göttingen 
Chemnitz 
Erimmitſchau 
Frankenberg i. CH 
Meerane . . 
Plauen i. Bit. 
widau . 
Eoblenz . 
Ereugnadı 


Beplar 

Köln. . 
Düren 

Crefeld 

Danzig 
Marienwerder j 
Eulm. . 

Dortmund . 
Bodum . 
Se : 

jerlohn . 

Lüdeniheid . . - 
Witten a. d. Rum 

Dredden . 0.“ 
Bauten . 
Bittu . 

Düffeldorf . 
Duisburg 

Elberfeld 
Lennep 
Remſcheid 

Elbing 
————— 
Diterode . 
Saalfeld . 

Emden . 


—— a. d. Lapı Ä 


Anlage KR. 


3,757 
'118 
379 
13,206 
5,644 
12,849 
178,971 
998 
4,496 
9,338 
29,484 
2,047 
2,958 
79,816 
3.443 
1,845 
13,998 
4,599 

1,994 


Lombard:Gejhäfte im Jahre 1882. 


Brutto-Gewinn 


2:11 
ne i. ana ; 
Suhl — 


Eſſen .. 
Gelfentirchen 


Mülheim a. d. Ruhr 


Flensburg. 
— a. M. 
Gießen . . 
Hanau . 
Wiesbaden . . . 
Frankfurt a. d. D. 
Cottbus . 
Finſterwalde 
Forſt 
Guben 
Schwiebus . 
Sommerfeld . 
era . 
Greiz. . 
Vöhnel . 
Beiß . 
Gleiwip . 
Beuthen . 
Natibor . 
Slogau . . 
Grünberg 
Sagan 
Görlitz 
Sorau .. 
Spremberg . 
Sraudenz 2 
Hal a.d.©. . 
Naumburg a. d. ẽ 
Hamburg 
Harburg. 
Dannover . - 
Hildesheim . 
Karlsruhe 


Freiburg i. Breisgau 


Konjtanz . 
hr . . 
Pforzheim 
fiel . - 
Neumünfter . 
Königsberg i. Pr. 
Injterburg . 
Allenbur 
Bartenftein . 
Biſchofsburg 
Braunsberg. 


4 





Brutto-Gewinn 
M 


23,244 
1,648 
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Darfehmen . . 
Friedland i. Oſtpr. 
Sumbinnen . ; 
ei j 
Heilöberg 
Labiau 
WE... 
Raftenburg . 
Stallupönen 
Rehlau . . . 
Yandöberg a. d. W. 
Seipzig ; 
Liegnitz 
erg i. Schl. 
ndeshut i. Schl. 
Yübed 3 
Neubrandenburg 
Roſtock 
Magdeburg 
Achersleben . 
Bernburg . 
Halberitadt . 
Quedlinburg 
Main . . 
Darmijtadt 
Worms 
Mannheim . 
Heidelberg 
ailerslautern . 
Landau 


Ludwi hafen a. Rhein 


Neuſtadt a. d. — 
Pirmajens . 


laufen i. erh 
Münden . . 
Regensbu 
Münſter i. 
Hamm . 
Raderborn 
Nordhaujen 


Nürnberg 


Uinnalen des Deutihen Reichs. 


Brutto:Gewinn 
MM 


36 
1,972 
1,997 

8 

717 

458 
560 
2,189 
524 
850 
33,129 
21,566 
36,424 
6,786 
3,762 
5,348 
2,084 
10,111 
32,904 


1883. 


| 





Brutto-Gemwinn 
A 
SL 362 
nn ae _ 
Osnabrück de 4,339 
Poſenn 109,624 
Dielen...» nu a2 7,295 
Krotoihin - 2» 2. . 2,001 
DINO u 3 an a 7,231 
Dfttowms . . . 2... 2,176 
VBleihen . . » 2... 4,504 
Rawitſch.. 2... 14,424 
Rogaien . . 2 2... 857 
Scneidemühl . . . - 6,995 
BEER. 0. nee a 3,691 
Dillenburg . . » » » 213 
Stettin... 61,766 
Anclann 2,169 
ar a 4,581 
Colberg — 13,982 
jarmen . . 4 1,823 
önigsberg i. NM. 3,617 
Neuftettin . . u 5,454 
Bafemalt . . ... 3,279 
Prenzlau . 2... 20,696 
Schivelbein . -» . . . 516 
Schwedt a.d.T.. . . 4,916 
Stargard i. — ar 15,978 
Stolp ; J 34,501 
Eöslin - 2 18880 
Bitom . 22.2. 106 
Lauenburg i. Bomm. . 3,164 
NRügenwale . . . . 2,046 
Stralfund . » . 2... 10,641 
Greifswald . . 4,841 
Straßburg i. era. Ta 22,623 
Stuttgart . . — 6,775 
Heilbronn . .» . . . 2,646 
Reutlingen . . » . . 374 . 
RE: re a rn 4,177 
DE» 2 10a a 21,822 
SIR 2.6 12,425 
Pilllalen - . .» 2. 112 
Schirwindt . . . . . 112 


bei den Reichsbankanſtalten 1,905,953 
bei der Reichs-Hauptbank 1,095,361 
Brandenburg a. d. 9. 3,736 


Ueberhaupt 3,005,050 
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Anlage M. 
Zahlungs: Anweifungen. 





Ort 


Machen . . 
en 
Bielefeld 
Braunſchweig. 
Bremen 
Breslau 
Bromberg . 
Gajlel . 
Chemnitz 
Coblenz 
Cöln 
Erefeld . 
Danzig . ; 
Marienwerder . 
Dortmund. 
Dresden . 
Düfleldorf . 
Elberfeld 


Een . . 
slensburg. . . 
Frankfurt a M. 


—— and. O.. 


era 
Gleiwitz 
Glogau 
Sörlig . 
Graudenz . - 
Halle a. d. S. 
Saunen s 
annover . 
arlsrude . 
Königsberg i. Pr. 
Infterdurg . 


Landsberg a. d. u. 


Leipzig . 
Liegnitz 
Lübel . . 
Magdeburg 
Mainz . 
Mannhein 
Memel . 


Snaarbrüden 

Trier 
Minden . - . 
Mülpauien i. €. 











. Betrag 
Sul 
Stüd * 
35) 605,149 
a7) 78,780 
3! 47,900 
25) 174,853 
51 846,556 
781 695,407 
20) 85,040 
16 75,182 
11 72,452 
4 93,852 
22 245,818 
25 102,093 
1,250, 3,043,139 
9% 93,400 
14 245,900 
12| 141,908 
26) 314,064 
20) 137,013 
9 24,675 
id 709,772 
23! 216,719 
84 312,366 
489| 4,812,416 
1 16,297 
| 13,121 
15] 25,243 
2| 11,218 
2| 28,000 
9 25,370 
295| 1,356,538 
17) 260,817 
100, 386,320 
27) 176,569 
279| 765,330 
7 44,200 
6| 31,095 
88] 678,528 
5l| 139,659 
6| 251,487 
77) 758,691 
98) 391,000 
152| 337,721 
411 39,196 
74| 565,480 
3 25,122 
29) 193,048 


Zahlungs Anweiſungen wurden ertheilt: 


































Sri Betrag 
tück | % 
| 
3) 12,224 
1 300 
1! 25,000 
6 7,840 
30 206,189 
77 316,090 
19 323,058 
22 497,181 
13 101,638 
47 420,520 
59| 232,247 
45] 189,722 
3 3,682 
4| 71,246 
30| 186,091 
17| 140,738 
11) 81,408 
16 273,214 
22! 248,997 
2 1,912 
28 75,846 
23) 336,632 
1 3,652 
39: 254,969 
19| 768,725 
55 47,217 
2 2,118 
5| 24,278 
124| 844,288 
5 183171 
83| 1,455,070 
10 34,418 
10| 75,774 
951 408,755 
11) 70,715 
1 8,000 
22| 84,514 
5 189,911 
39| 84,657 
177 787,856 
7 61,959 
771 322,672 
“ 

6| 41,265 
2 615 


gegen Provifion | franfo Provifion | Gejammebetrag 


Stüc, Me 














1,841,390 





Verwaltungsbericht der Reichsbank für das Jahr 1882, 
















605,149 
78,780 
60,124 

175,158 

371,556 

708,248 

291,229 

391,271 

395,510 

590,98 

347,448 

522,61 

3,275,388 






233,12 
249,582 
213,155 
450,155 
277,751 
106,083 
982,986 
460,716 














768,725 
58,436 
30,118 
49,649 






2,200,821 


278,988 





210,982 
841,104] 2 
44,200 . 

439,850) 
749,243 
3,000 - U 
224,173] 36] 
441,548] - ur 









Bei der Reichs Haupt 


bant. . . 159) 3,133,265 
5,35734,290,249] 1,700 13,907,328 





Ueberhaupt . 











AnlageN. 





— 196| 3,176,077 
7,057148,197,627 
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Gewinnberehnung für das Jahr 1882, 


1. Gewinn von Platzwechſeln 
„Rimeſſenwechſeln 


Einnahmen 


„Wechſeln auf auferdeutfche Bläpe . ; 


2. Gewinn an Lombardgeichäften 


3. Erhobene Provifionen . 


x; inien von vuchforderungen und diskontirten Eifetten 


äge aus den ———— der Bank 


6 Gewinn auf Gold . . 
7. Berjchiedene Einnahmen: 


a) wieder eingezogene Untojten 5 TF 
b) erſparte Tantieme von unbeſetzien Borftands- Beamten: 


ftellen 


e) auf früher. abgejchriebene Wedel: Forderungen nad 


trägli eingegangen 


— 


. 6,837,593 M 
. 9,410,982 „ 


431,720 „ 


. 6,755 „ 


1,733 „ 


7,610]47,605,088 


1,908 M 
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1.8 Baflungs- Anweifungen wurden ertheilt: ss: Be 

Drt gegen Propiiton | franto Provifion Geſammtbetrag „E53 5* 

= sur y = 

Stüd) * Stüd Betrag < “ |. | ®“ 

Ri se Me se 
Münden . . . . 224 — 10 63,421 4,740,663| 972] 1,317 ,388 
Müniter i. W. 7 48 2424,480 | 344,610 51 119,489 
Nordhaufen 1 140) 2,708,648 2,858,648 30 76,731 
Nürnberg —— 99 3 972 653,594] 137] 442,638 
Denabrüd. . . _ 8 17,236 17,236) — 87,310 
Boien u EREE 44 33! 193,464 301,104 30] 882,971 
Stegen. 2.200. 4 7 81,802 93,809 3 93,942 
Stettm. . . . . 274 5 30,239 882,179] 217] 1,775,149 
Stold . 7 64 533,809 »91,105 367,960 
Coslin 1 6 14,685 38,185 5 67,499 
Stralfund . 2 1,637 1,637 7,047 
Straßburg i. Erf. so 13 36,398 286,072 50] 198,195 
Stuitgart FE — 214 65 326,359 4,267,669] 825 352,551 
Thorn. . . 595 64 216,115 1,416,071]| 361] 204,450 
Zilfit 7 6 84,048 103,206 5 30,941 
Bei den Reichsbant: | 

anjtalten 313,864,5161 6,561j45,021,550] 6,955[36,129,129 





655[11,475,959 








A 16,680,295 
3,005,051 
1,146,706 
353,906 
35,916 
104,847 


⁊ 2 u 2 


3 


„10,396 
AM 21,837,118 
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Ausgaben. 
1. Berwaltungstoiten: 
für die ZentralBerwaltung . . © 2 2 = 202000. 1,177,448 Me 
für die Spezial: Verwaltung: 
a. für die Hauptbant . . . . . 727,571 Me ri 
b. für die Bantitelen . . 2»... 8606,159 „ 4,333,730 „ 551,177 
2, Für Anfertigung von Banknoten i 105,481 
3, An den Preußiſchen Staat gezahlt gemäß S 6 des Vertrages vom 17./18. Mai 
1875 (Reichs-Geſetz Blatt 215) . . 1,865,730 
4. Der Betrag der nad) $ 9/10 des Bantgeiepes an die Reichstafi abjuführ 
enden Notenjteuer . — 32,718 
5. Auf zweifelhafte Wechielforderungen reſervirt 685,280 
6. Umeinziehbare Buchforderungen, darunter 75,000 .4 aus dem Raffendefette 
des früheren Bankagenten in Gneſen vom Jahre 1878 un 75,960 
Husgabe . . . Me 8,276,349 
Bilanz. 
Es beträgt wie vorjtehend die Einnahme . 21,337,113 
die Ausgabe ee le 8,176,348 
Gewinn pro 1882 . . .„ M  13,060.769 


Hiervon find bereit3 gezahlt bezw. nod) zu verrechnen nadı 8 24 Ziffer 1—3 
des —— vom 14. Mürz 1875: 
1. an die Antheils-Eigner 
4'/, /, don 120,000,000 M mit 


bleiben . . . Mk 





5,400,000 


7.660,769 


2. 20%, von 7,660,669 M. zum Reſervefonds mit 1,532,154 
3. Won dem Ueberrejte von ae Berta 6,128,615 
it die Hälfte mt 2 2 2 nenne. 3,064,307 Ab 
an die Reichskaſſe, 
und die andere Hälfte mt . 2 2 2.202020.8,064,807 „ 
an die Antheilg-Eigner zu zahlen. 
wie oben . . . 6,128,614 4% 
Zu dem Gewinn-Autheile der Antheila-Eigner von . . . . 3,064,307 „ 
tritt Hinzu: 
der ultimo 1881 unvertheilt gebliebene Reit von . 1,180 „ 
zufammen . . . 3,065,487 .4 
Anlaged. 
Bilanz der Neichsbanf am 31. Dezember 1882. 
Activa. 
1. Der Beitand an Bold in Barren oder ausländifchen —— Me sb 
das Pfund fein zu 1392 M gerechnet . 147,860,483 
2. Der Kafjen-Bejtand, und zwar an: 
a) fursjfähigem, deutjchen ——— Gelde41410, 968,072 
b) Reichstaſſenſcheinen . . “0... 18761,180 


e) und d) eigenen Banknoten 
a 500 Thaler M — 


” 25 " " 75 
” 10 ” SR 
„ 1000 Mart 334,707,000 
„500 „ „.. 176,896,000 
100 „un 205,740,500 
— —z2531734238678 
e) Noten anderer Banken . . 2 2 202020202. 13,376,600 


1160,449,427. 
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3. Der Beitand an Silber in Barren und Sorten. . . . — — 


4. Die Wechjelbejtände, ausſchließlich der unter Ziffer 8 be 
zeihneten, und zwar: 





a) Platzwechſel Mi 
innerhalb der nächſten 15 — ſauig 65,970,662 
in längerer Sidt . . . 121,176,564 
187,147,226 
b) Rimeſſenwechſel auf deutiche ne 
innerhalb der nächſten 15 er ällig 150,574,895 
in längerer Sicht . . .. 132,408,947 
282,983 842 
c) Wechjel auf außerdeutiche van 
per Amfterdam. . . . F 135,507 
2 RER. 3 Se 161,680 
= BONDON = 2 4,972,783 
ME ee ne 747,319 
SEE 5 Ge an re 206,520 
6,223,809 
476,354,877 
5. Der Betrag der Lombardforderungen, und zwar: 
a) auf Gold oder Silber . . . . — 281,200 
b) „Effelten (einſchließlich Wechſeh der in 8 13 
Ziff. 3 Buchſtaben b. c. d. des REN. be 
zeihneten Art . .. .. 80,364,950 
ec) andere Effektennnn... _ 
EN BEER > nt Bee Be ee 4,2083,800 
84,854,950 
6, Der Beitand an Effekten 
a) an diäfontirten SOBRURENENRIGEN., und anderen 
Berthpapieren . . . 2220. 20,158,514 
b) an eigenen Eifelten -. - - » 2 2: 2 2 2 0000 
ec) an Effekten des Rejervefonds . . 2 2 2... — 
— 20,153,514 
T. Das Guthaben der Bank im —— — bei — 
Korrefpondenten . . . 494,396 
8. Der Betrag der fälligen, aber unbezahlt gebliebenen 
Wechielforderungen. . > > 2 2 nn — 3,109,730 
9. Der Werth der der Bank gehörenden Grundjtüde . . . 19,244,500 
10. Verichiedene Aktiva 
a) Vorſchüſſe auf zur Diskontirung genehmigte Wedhjel 440,000 
b) Borausbezahlte Gehälter an die Beamten. . - - 256,895 
co) BauBorihüfe. . . - » ; 15,158 
d) Zum Umlauf nicht mehr geeignete unb deshalb ı bon 
den Kafjen-Bejtänden abgefegte Banknoten . . . 115,676,745 
e) Am 31. Dezember c. unbezahlt Keen und erft 
N Tage jpäter RL ERE or und andere 
rderungen . . Eee er 1,520,642 
117,909,440 
2,030,429,316 
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Passiva. 4 
. Das Grundlapital . 
. Der Reſervefonds: 
derjelbe betrug am 31. Dezember 1881 . 17,724,081 
hierzu treten die, laut $ 24 Ziffer 2 de3 Banfge- 
jeße3 vom Gewinne des Jahres 1882 im Betrage 
von 7,660,769 M abzujegenden 20°/, mit 1,532,154 
. Der Refervefonds für zweifelhafte — 
derſelbe betrug am 31. Dezember 1881 . 2,933,660 
hiervon find im Jahre 1882 abgefchrieben 593,741 
2,339,919 
für das Jahr 1882 neu — 685,281 
find überhaupt Referve . 
. Der Gejammt:Betrag der emittirten “(in den Betrieb“ ge 
gebenen) Banknoten: 500 Thaler 126,000 
„10 , 672,900 
„50 „ 252,975 
.» 8 „ 649,650 
2-70 268,725 
" 1,000 Mart 641,398,000 
500 272,998,000 
100 747,784,450 
. Das Guthaben der Giro: und Kontoforrentgläubiger 212,796,892 
. Der Betrag der Depofiten Very. nur) — 
. Der Betrag der nad) 88/10 des —— an die Reiche 
fafie — Notenjteuer . . 
\ — iedene Bafliva: 
a) Betrag der noch nicht abgehobenen Anweiſungen 1,646,390 
b) Betrag noch nicht ausbezahlter Kommiſſionswechſel 54,469 
c) Die dem Yahre 1883 —— Zinſen und Er— 
träge von Wechſeln, — — und Grund⸗ 
ftüden . ! 1,602,766 
d) Noch nicht a bpehobene Dividenden . 1,061,035 
e) Verſchiedene Buhihulden . . . . 416,313 
. Der Betrag des Reingewinnes für das ya 1882: 
a) für daß Reich . ä . 3,064,307 
b) für die Bankantheils-Inhaber . 3, 064 ‚07 
hierzu treten die 1881 A ge 
bliebenen . 1,180 3,065,488 
AnlageP. 


Verzeichniß jümmtliher Reichsbankanſtalten. 
Wergleiche „Annalen“ 1880 ©. 472, 1881 S. 392, 1882 ©. 368.) 


Als Rn HR ar — 

Bartd . . Waarendepot . . 

Gelfenfirhen . Neben:St. u: 
Eingezogen wurde: 

Dartehmen . he ve — 


Waarendepot 
Gutſtadt 


Neben-St. 


120,000,000 


19,256,235 


3,025,200 


1,664,150,700 


256,803 


32,718 


4,780,974 


6,129,795 
2,030,429,316 


rejlortirt: 
Straljund 
Eſſen 


Königsberg 
Königsberg 
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Anlage. 
a) Verzeichniß 


der Mitglieder und Stellvertreter des Zentral-Ausſchuſſes, fowie der 
Deputirten desjelben. 


15 Mitglieder: v. Hanlemann, Geh. Kommerzienrath. Mendelöjohn, 
Stanz, Geh. Kommerzienrath. Rauers, Peter, Bank-Direktor in Hamburg. 
v. Bleihröder, Geh. Kommerzienrath. Simon, 2. W., Nentier. vd. Roth, 
ihild, M. Karl, Frhr. in Frankfurt a. M. Arnth, Geh. Kommerzienrath. 
Zwider, Geh. Kommerzienratb' Schüler, F. A., Bangquier. Bleichröder— 
Julius, Banquier. Gelpde, Friebr., Geh. Kommerzienratf. Stern, Theod. 
Banquier in Frankfurt a. M. Liebermann, B., Geh. Kommerzienrath. 
vd. Oppenheim, Mlbert, Freiherr, Königl. Sächſ. General:Konful in Köln. 
Beit, Kommerzienrath. 

15 Stellvertreter. Hardt, Richard, Kaufmann. Keibel, ©. Geh. Kom: 
merzienrath. v. Edarditein, Ernit, Freiherr. Sarre, Theod., Stabtrath. 
Simon, Berthold, Banquier. Cohn, Meyer, Geh. Kommerzienrath. Rieß, 
Eduard, Banquier. Helfft, Edmund, Banquier. Richter, Iſidor, Banquier. 
Kohhann, Heinrich. Model, Julius, Banquier Siemend, Werner, Dr., 
Geh. Negierungsrath. Meyer, Felir, Banquier. Delbrüd, Geh. Kommerzien- 
rath. Schönlanf, William. 

3 Deputirte. Zwider, Geh. Kommerzienratf. Mendelsiohn, Geh. 
Kommerzienrath. Arndt, Geh. Kommerzienrath. 

3 Stellvertreter: Gelpde, Geh. Kommerzienrath. Veit, Kommerzienrath. 
Liebermann, Geh. Kommerzienrath. 


b) Verzeichniß 
der Mitglieder der Bezirks-Ausſchüſſe und der Beigeorbneten derjelben.*) 
NB, Die Namen der Beigeordneten find mit * bezeichnet. 


1. Bremen. 8 Ausihußmitglieder: Delius, Fried. Wilhelm, Königl. 
Preuß. General-Konſul. Duidde, Ludwig, Kaufmann. Glauffen, Heinrich, 
Kaufmann. Unkraut, Alfred F., Kaufmann. »Mebelthau, Aug. Georg, 
Kaufmann. Gildemeifter, Joh. Heinrich, Kaufmann. *Heye, Bernh. 9., 
Kaufmann. Tewes, Karl, Kaufmann. 

2. Breslau. 10 Ausihußmitglider: *Heimann, Heint., Geh. Kom: 
merzienrath.. *v. Nuffer, Guft. Heine, Geh. Kommerzienratf. Witte, 
Ernft Chrift., Landgerichts-Direktor. dv. Uehtrik, Oswald, Staatsanwalt. 
Friedenthal, Paul G., Kommerzienrath, Gerihtö-Affeffor a. D. *v. Wallen— 
berg: PBadhaly, Gideon, Banquier und Rittergutsbeſitzer. Bod, Joh. Andr., 
Kaufmann und Fabrikbefiger. Fromberg, Heinr., Geh. Kommerzienrath, Ge: 
ihäfts-Inhaber des Schlefifhen Bankvereind. Landsberg, Ludw., Bangquier 
und Ger.:Affeffor a. D. Schottländer, Julius, Banquier und Ritterguts- 
befiger. 


N) Die mit einem Kreuz Bezeichneten find verftorben. 


De, © 
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3. Köln. 10 Ausfhußmitglieder: *Marcus, Julius, Kaufmann. Her 
ftatt, Friedr. Joh. David, Banquier. Seligmann, Jakob, Banquier. Deid: 
mann, Theodor, Banquier. *Heuier, Aug., Kommerzienrath. vd. Redling 
haufen, Wilh., Kaufmann. Gamphaufen, Arthur, Banquier. Scaezler, 
Guſtav, Banquier. *dom Rath, Emil, Kommerzienrath. v. Oppenheim, 
Albert, Freiherr, Königl. Sächſ. General-Konſul. 


4. Danzig. 6 Ausſchußmitglieder: Mix George Ludwig, Kommerzien- und 
Admiralitätsrath. *Hirſch, Dan. Heinr., Kommerzienrath. Albrecht, Phil, 
Geh. Kommerzienrath. *Steffens, Mar, Kaufmann. Rodenacker, Ernſt 
Theod., Kaufmann. Heyn, Friedr., Kaufmann, Kommerzienrath. 


5. Dortmund. 8 Ausſchußmitglieder: *Heinsmann, Otto, Landgerichts: 
rath. Hammader, Gottl., Fabrikbefiger in Barop. Schrimpf, Ernit, Kauf: 
mann und StabtverordnieteneVorfteher in Sierlohn. Heymann, Moies, Kauf: 
mann und Stadtverordneter. *Brand, Julius, Kaufmann. Elbers, Chriit., 
Dr. und Fabrikbefiger in Hagen. Huyſſen, Robert, Kommerzienrath in Iſer— 
lohn. Overbeck, Julius, Fabrikbeſitzer. 


6. Frankfurt a. M. 10 Ausſchußmitglieder: de Neufville, Guſt. Ab, 
Geh. Kommerzienrath. *v. Heyder, Joh. Georg, Banquier. Bamberger, 
Rudolph, Banquier in Mainz. Schmidt-Poler, Phil. Nicol., Banquier. 
Hauck, Aler., Fr. Joh. Banquier. Eyſſen, Bernh. Ferd., Banquier. Gold: 
ſchmidt, Ad. Bened. H., Banquier. *Ladenburg, Emil, Banquier, Kom— 
merzienrath. gen. Jacques Reiß, Iſaak Ant., Geh. Kommerzienrath. *Stern, 
Theodor, Banquier. 

7. Hamburg. 10 Ausſchußmitglieder: »Amſink, Heinr., Kaufmann.t 
*Borgnis, Alexand. Kaufmann. Burchard, F. W., Konſul. Nottebohm, 
C. F. W., Kaufmann, Inhaber der Firma C. F. W. Nottebohm. Lutteroth, 
Arthur, Kaufmann. Lembcke, ©. Ed., Kaufmann. Behrens, Ed. Ludw., 
Banquier. Rauers, Peter, Bank-Direktor. Goßler, John, Kaufmann. 
Baur, J., Kaufmann in Altona. 


8. Hannover. 8 Ausfhußmitglieder: *Bartels, Otto, Banquier. Simon, 
Dr. Amtörihter. Telgmann, I. © 4, Kaufmann. Müller, 3. ®,, 
Kaufmann. *Meyer, Louis Ephraim, Kommerzienrath. Jänecke, Georg, 
Kommerzienrath. Meyer, Siegmund, Kommerzienratf. Benfey, Julius, Dr. 
jur., Direftor und Rechtsanwalt. 

9, Königsberg i. P. 8 Ausihugmitglieder: Simon, Morig, Geh. Kom: 
merzienrath. Samter, Adolph, Banquier. Wien, Friedrih Karl Werner, 
Kommerzienrath. Bernftein, Jakob Levin, Kommerzienrath. Bittrich, Karl 
Heinr. Columb., Kommerzienrath. Dörkſen, Heint., Kaufmann. *Stettiner, 
Moritz, Banquier. Wiehler, Korn. Herm., Kommerzienrath. 

2 Stellvertreter: Wiehler, Korn. Herm., Kommerzienrath. Dörkſen, 
Heinr., Kaufmann, 

10. Leipzig. 8 Ausihußmitglieder: Schmidt, Jul. Wilh.,t Konjul und 
Banquier. Heidenreich, Guſtav Ernft, Kaufmann. Adermann: Teubner, 
A., Buchhändler. *Schröder, Franz Louis, Kaufmann. »Dodel, Wiilhelm, 
Kaufmann. Wahsmuth, Rud., Dr. jur, Rechtsanwalt und Bank-Direktor. 
Roeder, Emil Ant, NRaph., Kommerzienrath und Banquier. Beder, dern. 
Edm., Bangquier. 
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11. Magdeburg. 8 Ausihupmitglieder: *Meubauer, Fried. Aug., 
Komerzienrath. *Schieh, Louis Heinr, Banquier, Kalkow, Ludw. Aug., 
Kaufmann und Stadrath. Leidloff, Guft. Ad., Kommerzienrath. Hubbe, 
Dtto, Kaufmann. Löwe, Otto, Banauier. Hauswaldt sen., A., Kommerzien- 
rath in Neuftadt-Magbdeburg. reife, Bernh., SKommerzienrath in Neuftabt- 
Magdeburg. 

12. Mannheim. 8 Ausfhußmitglieder: *Köfter, Wilh., Banguier, Kom— 
merzienrath. *Ladenburg, Karl, Banquier, Konjul. Diffene, Philipp, 
Staufmann. Hirſch, Emil, Kaufmann. Baſſermann, Jul., Kaufmann. 
Hohenemſer, Ludw., Banquier. Joerger, Karl, Kaufmann. Reiß, Karl, 
Konsul. 

13. Münden. 10 Ausihußmitglieder: *v. Fröhlich, Nobert, Rentier. 
Suggenheimer, Morig, Banquier und Königl. Handelsrichter. *v. Holm: 
ftein aus Bayern, Graf, Otto, KHönigl. Kämmerer und Hofmarihall Sr. Königl. 
Hoheit des Prinzen Ludwig don Bayern. Merd, Heinr, Dr., Banauier, 
Adermann, Theod., Königl. Hofbuchhändler. Weidert, Joh. Karl, Banquier, 
Kommerzienrath und Präfident der Handels- und Gewerbefammer für Oberbayern. 
v. Schilder-Dietramözell, Wilh., Gutöbefiger. Keſter, Eduard, Direktor 
der Aktien-Geſellſchaft für Yeberfabrifation. *Bullinger, Mar, Königl. Kom: 
merzienrath und Handelörihter. Sendtner, Theodor, Bankdireftor. 


14. Pojen. 4 Ausihußmitglieder: *Goldenring, Leopold, Kaufmann. 
*Jaffé Louis D., Kaufmann. Bendir, Joahim, Kaufmann. Joachimcezyk, 
Emanuel, Kaufmann. 

15. Stettin. 8 Ausſchußmitglieder: *Greffrath, Karl, Kaufmann. 
Karkutſch, Ferd. Aug. Lud. Kaufmann. Kreih, Theod., Brauereibefiger. 
Walter, C. F. W., Haufmann und Handelsrichter. Brumm, Ferd, Geh. 
Kommerzienrath. Meifter, Karl, Kaufmann und Konſul. *Karow, ©., 
Kommerzienrath und Konſul. Theuue, Herm., Kommerzienrath. 


16. Straßburg i. E. 8. Ausfhußmitglieder: Sengenwald, Jul, 
Handelskammer-Präſident. *Blum, Leon, Bangquier. *Sengenwald, Adolf, 
Rentier. Reinhardt, Dr., Rechtsanwalt. Schmitten, Robert. Stempel, 
esriedr., Oberregierungsrath. North Jean, Dr. jur., Bank-Direktor. Blum, 
Gabriel, Banf-Direftor. 


17. Stuttgart. 8 Ausihußmitglieder: Federer, Julius, Konjul. Kübel, 
Edmund, Dr., Rehtsanwalt. O ftertag, Starl, Kommerzienrath. v. flaum, Wler., 
Kommerzienrath und Königl. Sächſ. Konful, VBorfigender des Aufſichtsrathes der 
Württembergiſchen Bant-Anftalt vorm. Pflaum u. Go. und Mitglied des Auf: 
jicht3rath& der Württembergiichen Vereinsbanf. Chevalier, Fried., Kommerzien- 
rath, Vorſtand der Handels- und Gewerbefammer in Stuttgart. *Dörtenbad, 
Karl, Kaufmann, Kommerzienrath. dv. Kaulla, Leopold, Geh. Hofrath, HoF: 
banf-Direftor. Rotbihild, Hermann, Kommerzienrath, Direktor der Würt— 
tembergiſchen Kattunfabrif. 
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Annalen bei Deutihen Heida. 
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Deutſchlands Eifen ihnen 
in den Jahren 1868 bis 1880 81.1 


(Die Angaben über Anlagefapital und finanzielle Betriebsergebnifje ( ‚eberfii 
bezüglihen im Reihs-Eifenbahn-Amt bearbeiteten Aufftellungen, und rt die, 
bis 1879/80 den —— ebniſſen der Eiſenbahnen Deut lands“, - 
der im Betriebe befindlichen Eifenbahnen Deutſchlands“, über die dem öffent iden ser 
dienenden normal und fhmalipurigen Bahnen entnommen, bezw. berechnet. Der Te At 
jtammen auc) die in den Heberfichten A, C und D für das Jahr 1880/81 in zweiter Linie unter» om 
egebenen Zahlen, wogegen alle übrigen Angaben diefer drei Ueberſichten aus den Ueberſichter 
Berichten und Erläuterungen der von der gejchäftsführenden Direktion des Vereins deuticher k N 
Berwaltungen herausgegebenen „deutſchen Eijenbahnitatiftit”, bezw. den „Statiftijchen Nachtich 
den Eijenbahnen des Vereins deuticher Eifenbahn-Berwaltungen“ — r 


A. Länge und Beſitverhältniſſe. 

















Bon den Privat- 
Bahnlänge) Davon entfallen auf bahnen (Spalte 4) 
waren 








8 (eigen- AB Ps 
2 thitmliche) R 2 
triebs⸗ 
jahr) er — Staats⸗ Privat⸗ Staats⸗ Privat⸗ 
— bahnen *) bahnen ver⸗ ver⸗ 
Yahres ?) 
waltung *) | waltung 
kın km km r km km 
ee ————— 5 6 
1868 16,367,° | 7,571,» | 8,796, | 2,119, 6,676, 40 
1869 17,446, | 7,816.% | 9,629. | 21470r 7,482,15 
1870 18,887,12 8,274, s 10,612, | 2,275,% 8,836, 
1871°) 21,481, 9, 626,5% | 11,855,59 | 2,287, 9 567. s 
1872 22,437, | 10,017.% | 1241955 | 2)456,% 9.962,90 
1873 23,900,% 10,169. 4 | 13.7312: | 2,984,% 10,746, a 
1874 25,497,°! 10,538,08 14,959, 3,211, 11.748,10 
1875 27,981,°° | 12,058,0°6 | 15,923,% | 3,376, | 12,546,% 
1876 29,315,°° | 13,578,7° | 15,737,1° | 8,579, | 12,167,% 


1877/78 | 30,729," | 14,495,9° ; 16,233,5° | 4,061,% | 12,171,% 
1878/79 | 31,504, | 15,201,5° | 16,302,°° | 4,427,1% | 11,875,” 
1879/80 | 33,321, K°20,214,%° | 13,106, 9,006,9° 
1880/81 | 33,865,” | 21,935,0° | 11,929,” 7,714,10 
1880/81 | 33,837,52 | 22,082, | 11,754, | | 7,7289 


ı) Bis 1876 einfhlieglih das Aalenberjahr, von 1977/78 ab theils bas — 
theils das ſeitdem für mehrere Bahnen verſchleden angenommene, mit dem 1, April ober 

2) Bon bier an einſchließlich der Neichseifenbahnen in Elſaß⸗Lothringen 

9) Bahnitreden, welde einer beutfchen Bahn aehören, aber im Auslanbe liegen, 
Uebrigen find bier alle beutfhen Bahnen, einſchließlich ber noch für Rechnung bes. 5 be 
genommen, aud bie nicht bem Verein beutfcher ee en. 4, 
1880/81 in oberer Reihe) bie legteren nicht aufführt, find beren Längen für 1880/81 mi 
122,9 km, für 1878/79 mit 90,% km aus bem amtlihen Kursbuch unb aus Dr. t 
Güter: Verkehr" (Berlin 1881 beyw. 1879), für die früheren Jahre auf Grund von &. St 
bahnen” (Brombern 1872) und der betreffenden Kursbücher ermittelt. erner ſind 
tehr (Anſchlußbahnen an Bergwerle, Salinen, Hütten, inbuftrielle Etab —— int i 
ermittelten Zahlen infoweit aufgenommen, ald auf ihnen ein eigentlider * Reit find € 
nah ben angenebenen Quellen, in ber Betrieb slänge mitenthalten fi — 
259,75 km, für 1880/81 ohne Bayern: 243,79 km), Nicht aufgenommen find 
lichen Verkehr beitimmten Bahnen. — Die der Reihs-Fifenbabnftatiftif (für 1 ri 
Hab! bezeichnet die Länge der am Schluß bes Betriebsjahres im Gebiet bes Deutſchen J 
remden Verwaltungen gehörenden (legtere: 85,* km), bem öffentlichen Serte * 
auch bie nad ben früher benugten Quellen nicht dahin zu zühlenden unb baber et 
reg neten fhmalfpurigen Bahnen im Bezirk der oberſchleſiſchen Eifenbahn (104,75 km). Die 
wiefenen, nicht dem öffentlihen Verkehr dienenden Bahnen hatten nad ber 9 die 
von 1477,7! km. Die außerhalb des Gebiets des Deutſchen Reichs belegenen, beutfepen I 
hatten eine Länge von 148,29 km, Sr 

4) In ben ber Bereinäftatiftif entnommenen Zahlen (bis 1880/81 in oberer Bi 
bayerifhen und elfaßelotbringifhen Staatsbahnen gepachteten Privatbahnen ala 
nachgewieſen; in ben ber Reichs⸗Eiſenbahnſtatiſtik entnommenen Zahlen (für ; 
von ben bayerifhen Staatsbahnen gepadteten Kommunal und Brivatbahnen (8 * 

5) Hierunter 8,657,8 km für Rechnung des — Staates verwaltete | 
Königreih ber Niederlande gelegenen Teiles der Köln-Mindener Bahn). 











































8 | 851,897,353 
9 | 848,982,957 
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Deuffilands Ehenbahnen in den Jahren 


— 
a Er - 
er Fe 7 . 
.? . wen Sr : 


P> * 
— —* 


1868 bis 


issd ſoi. 


— B. Anlagekapital und finanzielle Betriebsergebniffe. 


"1 Q x Anlage und 
Ir ng der Bahn 
um luſſe des 


=. | wendete Anlagelapital 
1% betrug 


auf jebes 
Kilometer 
Bahnlänge 


im 
Ganzen 
Mart Mark 
3 


216,167 
222,025 
220,718 
220,276 
225,509 
242,264 
246,666 
249,224 
261,844 
265,025 
262,768 
261,364 
261,869 


8,371,651,713 
3,642,760,037 
4,072,167,621 
4,298,359,471 
4,986,441,457 
5,548,542,175 
6,149,390,760 
6,784,502,242 
7,471,168,294 
7,911,224,778 
8,072,320,511 
0 |8,621,209,351 

)l 8,390,338,330 


Die Betriebseinnahme 
betrug aus allen Ver 
kehrszweigen 


10 


ec 
er Ur, = 


var 
N > 
ei 


Betriebseinnahme bis 1879/80 einjchl. der Refte aus Vorjahren 
und ausfchl. der Reſte aus dem laufenden Jahre, fir 1880/81 
Einnahme des laufenden Jahres; 


aus der Beförfaus dem Güterverkehr, 
einſchließlich der 


berung von Ge 
päd u. Hunden 
aus dem auf Hunde: 


1880/81 ab zum 
Berionenver: 
fehr — ſowie 

von Eguipagen 

und Bierden — 
von 1880/81 ab 

4. Güterverfehr 

Mart Mark 


4 5 


117,349,539 | 6,918,426 
126,937,290 | 7,233,224 
143,744,914 | 16,068,266 
170,523,070 | 16,658,998 
180,257,453 | 11,130,991 
196,147,433 | 11,529,194 
207,987,735 | 11,374,928 
219,845,340 | 12,015,515 
222,622,013 | 12,499,457 
219,317,385 | 12,049,395 
220,013,344 | 12,238,980 
216,485,008 | 12,148,749 


Berjonen- 
verfehr 


e 


förderung von Vieh 


billets) — von mit Ausnahme des in 


überhaupt 


Mart 
6 


287,438,931 
298,052,775 
310,289,167 
368,300,267 
416,136,688 
474,607,300 
511,630,738 
549,751,781 
558,801,192 
553,519,535 
544,103,160 
561,896,310 


236,412,883 | 592,690,874 


Die Betriebdausgabe, 
bis 1879/80 einjchl. der 
Reſte aus Vorjahren und 
ausjchl. der Rejte aus dem 

laufenden Jahre, für 

1880/81 Ausgabe des 

laufenden Sahres, 


Bergütun 


anl 
Betriebsmitteln 


aus der 
für 
Ueberlaſſung 
bon Bahn⸗ 
en oder 


und für Leiſi⸗ 


für jebe 
Tonne 
und 
km 
Pfennig 
7 


6,? 


ungen zu 


Gunften Dritter, 


fowie aus 
jonftigen 
Duellen 
Marf 
8 


34,815,328 
39,535,388 
36,130,856 
46,364,040 
63,075,099 
63,389,198 
61,358,370 
61,409,209 
63,322,924 
67,011,088 
72,627,473 
75,983,647 
57,871,275 


Der Ueberſchuß der Einnahme 
gegen die Ausgabe betrug 





1 


für jedes 
ſtilometer 
im Ganzen 


Mark 
—11 





446,522,224 
471,768,672 | 29,178 
506,233,203 | 28,359 
6 32,110 
6 31,697 
7 33,269 
33,285 
31,906 
30,222 
28,687 
27,383 
26,658 


6, 

1 
601,846,375 
70,600,331 
45,673,125 
792,351,771 


| 843,021,845 
 857,245,586 


29,251 | 224,482,690 


233,431,491 
255,409,318 
308,511,544 
372,532,347 
456,747,899 
503,013,833 
530,672,877 
531,172,743 
520,587,484 
506,556,311 
504,274,214 





im Ganzen 


Marf 
13 


222,039,534 


238,327,181 | 


250,823,885 
298,334,831 
298,067,984 
288 ,925,226 
289,337,938 
312,348,968 
326,072,843 
331,309,869 
342,426,646 
362,239,500 


auf 1 Hilo» 
meter (bi8 
1879/80 Be» 
triebslänge, 
für 1880/81 
Eigenthums= 


länge) 
Mart 


14 


14,545 
14,740 
14,051 
15,917 
14,089 
12,891 
12,155 
11,821 
11,495 
11,155 
11,044 
11,144 


in 
Brozent 
bes ver: 
wenbeten 
Anlage 
tapitals) 


In 


| 








. 26,201 11,712 


494,719,782 392,255,250 


| 
L) 


| 866,513,714 
880.975.032 


= 


re. 1 zur Ueberficht A. 
ie en und Ausgaben ohne Nüdficht auf folgende Bahnen: Militärbahn (45, km), Dppeln-Groß- 
— bahn (74,2 km), Rublaer Eiſenbahn (3,9 km). — Im Mebrigen find in ben Zahlen für 
etapita und Betriebsergebniffe für einzelne Bahnen einbegriffen, bie früher, obgleich vorhanden, nicht mit 
ete Unlagelapital im Jahresdurchſchnitt. 


* 
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C. Betriebsmittel und feiflungen. 








Auf je 00 km | 


| Den Auf eine 
äck⸗ triebslã 
de L ki t 0 Ber: ı © >, | — Bon Lotomotive 
- 0: ſonen— Güter: den Lokomotiven — ©p. 2 - 


| | Ge | wurden zurüc- | berechnen id 


trieb& tiven?) wagen”®) | 
— 8 wagen?*4) Loko⸗ Per | päd- elegt | durrahichmitli 
1 1 mos |jonen=| und Nupkilometer *°) | jährliche My 
tiven | wagen | Güter: filometer®; 


| em Gnde des Betriebs jahres wagenn 
2 RE ERBE EB : — 

















1868 | 4,640 | 8,916 | 98,443 | 101,483,178 22,898 
1869 | 5,012 | 9,508 | 108,981 109,200,018 22,6% 
1870 | 5,455 | 10,484 | 118,477 | 115,598,048 22,088 
ı871 | 5,927 | 11,168 | 126,687 127,145, 176 22,341 
1872 | 6810 | 12715 | 154,675 151,631,575 23,810 
1873 | 7,918 | 14,587 | 179,263 172,080,119 23,368 
1874 | 9,253 | 16,360 | 196,703 183,993,594 21,881 
ı875 | 9,936 | 17,520 | 205,965 189,298,092 19,730 
1876 | 10,294 | 18,343 | 210,009 190,620,970 18,845 
1877/78 | 10,898 | 18,768 | 212,701 193,822,730 18,752 
1878/79 | 10,640 | 19,355 | 216,252 195.920,011 18,864 
1879/80 | 10,841 | 19,804 | 220,081 199,480,416 18,775 
ıs80/81 | 10,848 | 19,890 | 223,301 206,948,244 19,156 
1880811) 10,906 | 19,950 | 225,736 | 32 | 59 | so | 207,465,930 19,077 





') Bergl. Anmerf. 1 zur Ueberfiht A. 

2) Die Zablen in Sp. 2, 3, 4 unb 8 beziehen fich auf die in ber betreffenden Statiftif (vergl. Anmerk. 3 zur ler 
fit A) nadgemwiefenen Bahnen, jebod bis 1880/81 über ber Linie bei einzelnen Jahrgängen mit Ausnahme einige 
Heinen Bahnen, für melde bie Betriebsmittel nicht angegeben find. Bei Berehnung ber Verbältnißzahlen in br 
Spalten 5—7 find die ausgefhloffenen Bahnen auch mit ihrer Betriebslänge nit in Anfay gebracht, fo daß bie Er: 
hältnißzahlen als zutreffend angeſehen werben fönnen, 

3) Bezüglih ber ber Bereinsftatiftit entnommenen Zablen (vergleihe VBorbemerfungen biezu) find in bir 
Spalten aud diejenigen Perfonen-, bezw. Gepäd- und @üterwagen enthalten, welde, ba fie gemeinſchaftlichet Eigr- 
thum mehrerer Eiſenbahnen find, fi in ber bezeichneten Quelle nicht in ber Ueberſicht, ſondern nur in den Erläuterungen 
nachgewieſen finden. Ebenſo find in Sp. 8 die bei einzelnen Bahnen für ben Dienft des Lanbeöheren umb fonftige 7 
fonbere Zmede vorhandenen Salon» und anderen Wagen, fowie bie für ben Babnrevifionsbienft benugten Perfonenwase 
mit eingerechnet. 

4, Einſchl. der Arbeitömagen und ber ben Bahnıverwaltungen gehörenben Poſtwagen. 

5) Bis 1890/81 Über der Linie: bie von eigenen und fremben Rofomotiven im eigenen Betriebe ber Bahnen zurüd: 
gelegten Rugfilometer; für 1880/81 unter ber Linie: bie von ben im eigenen Betriebe befinblihen Lokomotiven auf 
eigenen und fremben Betrieböftreden, einſchl. Neubauftreden, geleifteten Nugtilometer, jedoch mit Ausſchlut ber Militir- 
Peine⸗ Ilſeber und Ruhlaer Fifenbahn. 

6) Die für bie Durchſchnitts zahlen in Sp. 9 nöthige mittlere Zahl ber im Laufe bes betreffenden Jahres im Betrieh 
befindlichen Zofomotiven mußte für bie Jahre 1868 bis 1877/78 einſchl. berechnet werben, ba die Statiſtil beö Berzimi 
deutfcher Eifentahnvermaltungen Angaben darüber, wann new beichaffte Lofomotiven in Gebraud genommen murbın 
und ältere außer Gebrauch kamen, für ben angegebenen Zeitraum nidt enthält. Es murbe bie halbe Summe ber iu 
Ende des Vorjahres und ber zu Ende bes betreffenden Jahres vorbanbenen Lofomotiven ald deren mittlere Jabreisski 
angefegt. Bon 1978/79 ab ift die muttlere Zahl der für den Betrieb vorhandenen Lofomotiven in ber betreffenden als 
Quelle benugten Statiftit befonbers nachgewieſen. 

?) Hier find die dem öffentlihen Berfehr dienenden fhmalipurigen Bahnen eingerechnet, vorher dagegen nick. 
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D. Benußung der Eifenbahnen. 













Zurücgelegte Auf jedes Kilometer 
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triebs⸗ Perſonen— transporte, der für den | für den 
jahr ') | filometer?®) Sahracuge => Perfonen- | Güter: Berjonen: | Tonnen 
Verkehr | Verkehr filometer | filometer 


dienjt= und 
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1868 3,212,812,797| 5,042,342,615 | 15,834,”7 | 15,946, | 202,902| 316,207 
1869 3,534,453,034| 5,329,304,062 | 16,661,;0 | 16,803, | 212,183| 317,162 
* Fa 18,065,® 
1870 4,372,750,356 || (5 395,777,079 | 17,842. [ io285, jg 245,070, 327,681 
z = 19,377,8 
1871 5,020,892,559 || (og,448,484,051 |p 19,130,” ——— 262,455 | 369,484 
1872 5,012,176,783| 8,195,595,545 | 21,533, | 21,658, | 232,764| 378,395 
1873 5,692,690,816| 9,904,453,050 | 23,030,7 | 23,215,% | 247,082] 426,624 
1874 5,843,658,672| 10,146,912,026 | 24,023,%' 24,270, | 243,244| 418,081 
1875 5,994,287,205 | (°10,392,630,912 | 26,136, | (926,472, | 229,347] 392,581 
1876 6,109,415,409 | ("10,786,062,736 | 27,948,°° | (28,391, | 218,593] 379,910 
1877/78 | 6,111,899,306| 11,015,114,116 | 29,460, | 29,922,= | 207,463) 368,123 
1878/79 |(*6,153,015,082 | (?11,148,587,211 | 30,578 31,150 | (201,224 | (9357,900 
1879/80 |(®6,148,676,640 | (?11,913,388,570 | 31,994 32,675 | (®192,182) (9364,603 
1880/81 |(*6,491,660,972 | (°12,655,433,490 | 32,879 33,625 | (197,441 | (9376,370 














("1880/81 | 6,480,871,277 | (?12,699,582,041 | 33,290, | 33,906, | 194,978 | (? 375,118 


1) Vergl. Anmerk. 1 jur Ueberſicht A. 
2) In die Zahlen Sp. 2 und 3 ift bie Kirchheimer Bahn für die Jahre 1963 bis 1972 mit folgenden auf Grund 
einer Berehnung ermittelten Zahlen aufgenommen: 
1868 1869 1870 1871 1872 
Rerfonentilometer 076,609 760,183 718,819 863,290 1,119,186 
j Tonnenfilometer 123,005 266,926 113,116 194,588 229,245; 
dagegen ift bie Hamburg» Bergeborfer Bahn für 1868 bezw. 1969: en — 
1 
mit Perfonenfilometer 7,587,413  8,085,866 
mit Tonnenfilometer  6,604,858 7,499,445 
abgefegt, weil biefe Zahlen in den von der Berlinshamburger Bahn aufgeführten bereits enthalten find. 

3) Die mittleren Betriebslängen konnten für Sp. 4 vom Nahre 1872 ab, für Ep. 5 vom Jahre 1868 ab der Sta« 
tiftif des Vereins deutſcher Fifenbabnverwaltungen, bezw. ber Statiftif des Neichs-Fifenbahn-Amts entnommen werben; 
in Sp. 4 find biefelben für die Jahre 1868— 1871 durch Abzug der nur für ben Guterverkehr betriebenen Streden von 
den Längen in Sp. 5 berechnet worden. 

+) Die Zahlen in diefen Spalten geben an, wie viel Perfonen bezw. Tonnen im Laufe bes Jahres durchſchnittlich 
eg un Bunft der Betriebslänge des gefammten Bahnneges befördert worden find, d. 5. bie mittlere Frequenz 
der Babnen. 

5) Ausfchlieglih der bayerifhen Staatsbahnen und ber von benfelben gepachteten Privatbahnen für welde in 
diefen Jahren Angaben über die zurüdgelegten Tonnenfilometer nicht gemadt find. 

6) Ausschließlich ber Berliner Verbindungstapn — 4,12 kın Bahnlänge. 

7) @Finfchließlih 44,891,545 Tonnenfilometer der Berliner Berbindungsbahn. 

°) Einfhlieklid ber auf Hbonnementbillets zurüdgelegten Perfonenktilometer und der auf ber Militärbahn von 
Militärperfonen unentgeltlich zurücdgelegten Perfonentilometer (für legtere 1879/79: 1,755,509 km, 1579/80 : 1,187,786 km, 
1880/81 : 1,505,379 km, welde in den Zablen der Vorjahre mit ben berzeitigen Längen ebenfalls nachgewieſen find). 

9) Bei Finrehnnng ber fratpflichtigen Betriebspdienft- ıc. Güter, ber Fahrzeuge und bes Viehs, für welche brei 
Kategorien die Tonnenkilometer zum erften Male für 1878/79 genau berechnet find, ſowie bed Gepäds, wurden zurüd» 
gelegt im Jahre 1878/79 insgefammt 11,497,124,092, im Jahre 1879/50: 12,244,340,390, im Jahre 1880/81 über der Linie 
13,020,326,486, unter ber Linie 13,107,056,375, b. i. auf jedes km mittlere Betriebslänge 1878/79: 369,575, 1870/30: 375,091, 
1830/81 über ber Linie: 387,501, unter ber 2inie: 357,154 Tonnentilometer. 

10) Die Zahlen für dies Jahr find aus der für das Betriebsjahr 1380/31 im Reichs-Eiſen bahn- Amt bearbeiteten 
Statiftil entnommen, bejw. auf Grund derfelben berechnet — Sp.6u.7 —. Da für einige Kleine Bahnen Angaben nidt 
aemadt waren, fo find diefelben bei Berechnung ber Durdichnittszablen für Sp. 6 u. 7 von ber Betriebslänge — Sp. 4 

Besw. 5 — im Abzug gebradt. 
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A. Status der einzelnen Notenbanken nach dem mittleren Stande des Zahres 1881. 
Banfgejeß vom 14. März 1875, $ 8. RG.Bl. ©. 178. 


(Zentralblatt für das Deutſche Reich 1881 ©. 6/7, 24/25, 94/95, 134/135, 166/167, 234/235, 2761277, 
356/357, 378/379, 416/417, 432/433, 1882 ©. 8/9.) 











Paſſiva in 1000 M nad) dem mittleren Stande d, 3. 1981, 


| — . | Andere Ber 
Motenumlauf | gr stick: 

Grunde | Rejne] | Binblihteiten 
fapital | fonds iiber: unge 
haupt | dedter 










Notenbanken 






















Reichsbank 120,000) 16, 238 764,241| 149,693) 

















Städt. Bank zu Weslau 43000 600 2,765) 1,100) 

Kölnische Privatbanf . . . . 3,000 7501 2,1261 1,179) 

Magdeburger Privarbant ..| 3,000 606 1.955 980 

Danziger Priv.-Altienbant . 3,000 750| 1,620 694 

Provinz. Altienbant des 
Sroßberzogtb. Pojen. . . 3,000 750 1,918) 1,194 

Hannoverſche Bank :..4 12,000 9561 4,729 2,245) 

Frankfurter Bant . ..f 17,143] 3,665) 10,040) 2,913 

Baperiiche Notenbant . 7,500 459) 65,340] 29,577 

Sächſiſche Bank zu Dresden 30,000) 3,552] 40,198) 16 546 

Leipziger Kaſſenverein . . 3,000 165| 2,911] 1,262| 

Chemniger Stadtbant. . . . 510 127 502 179 

Württemberg. Notenbanft . .| 9,000 404) 21,985) 9,927 

Badiſche Banf........ 9,0001 1,375) 14,513] 9,050 

Bank für Sitddeutichland, „| 15,672] 1,601) 15,025/ 9,301 

Braunichweigiiche Bank. . .| 10,500 326) 2,340| 1,535 

Kommerzbanf in Litbed . . 2,400 55 870 265 

Bremer Bant ........ 16,607) 788 5,210) 8,160 37,08 
Die 18 Banfen zufammen | 268,332! 33,197 958,288 EEE 25; 





Aktiva in 1000 M nad) dem mittleren Stande d. 3. — J 











Notenbanken Metall· Reich⸗s Noten | 
at Ye aaa San | oe [an 
iheine | | Banten | | 
1 2 I 4 78 6... Da 8 
1} 2 
Neihsbanf. 22.22 .... 556,142 37,843] 20,563] 360,492) 73,650] 28, 3,152 26,721[ 5— 
Städt. Bank zu Breslau. . 1,038 4 cos 4 495 8,931 10, 
Külniſche Privatbanf . . . . 836 9 102 8.166 
Mageburger Privatbant . . 748 5| 222) 4,861 
Danziger Priv.:Attienbanf . 653 0) 2783| 6,519 
Provinz. Aktienbank des 
Großherzogtb. Bofen . . . 656 1 67) 5,184 
—— Banlt..... 2,015 38) 430) 12,417 
ranffurter Banl...... 4,607 445 2,080) 18,260 
ie in Notenbank... .| 32,954| 35 2,775 87,362 
Sächſiſche Bank zu Dresden | 17,090) 218) 6,349 47,536 
Leipziger Haflenverein ... 1,085) 21| 592! 4,270 


') Aus dem Statift. Jahrbuc des Deutichen Reichs (4. Jahrgang) fir 1883. 
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Aktiva in 1000 Me nad) dem mittleren Stande d. J. 1881 


Mr | Reiche: | 9 — 
Notenbanken Metall⸗ Reichs toten | —— Effet | Sonft. Summa 
beftand | falien- anderer | Wechiel Eh ten |Mftive der 
‚ icheine Banken ; & Attiva 








Ba ER TE SE ES 








Chemniger Stadtbanf. . . . 217 13 93 2,740 55 130) 622] 3,870 
Württemberg. Notenbant, .| 9,399 50, 2,609 18,549 507 425) 691) 32,230 
Badiihe Banf........ 5,203 16 244 18,017 955 52 1,887] 26,374 
Bank für Süddeutſchland. .| 5,305 19 399| 19,328 7990| 4,636] 2,839] 33,325 
Braunfhweigiihe Bank... 623 18 165) 10,143 2,8731 — | 5283| 19,105 
Kommerzbant in Lübel . . 437 5 162 4,646 740 405) 1,470 7,865 
Bremer Bank ....... 1,886 4 160 27,042 7,122 366, 1,067| 37,647 





Die 18 Banten — 640,844 38,739| 37,908 610,027] 109,148] 39,156] 60,532]1,536,354 


B. Status der Hotenbanken überhaupt am Schlufe der Fahre 1875— 1881. 


(Statiftit der deutſchen Notenbanfen, Zentralblatt für das Deutjche Reid: 1876 ©. 38/39, 1877 
S. 22/23, 1878 ©. 34/35, 1879 ©. 64/65, 1880 ©. 28/29, 1881 ©. 6,7, 1882 ©. 8/9.) 





Paſſiva in 1000 M am Jahresidhlufie 








Zahl Ian | Andere Verbind: — 
Jahre Pa Grund: Reſerve— | Rotenumlauf AUichteiten Sonſtige en 
anken fapital | Fonds über: unge: umge | täglich |mit Kündi-| Paſſiva Paſſiva 
haupt ')| — ne | gungsfrift | 


















































5 T 8 10 

310,470 42,457 |1,050,457 392,286 84,844 214,898 | 105,170] 1,808,296 
1876 281,049 | 27,671) 989,170, 296,539 | 167 444 112,192 12,236 | 1,589,762 
1877 268,332 | 28,526 | 918,102 305, ‚306 | 178, 673. 53,553 9,883 | 1,457,069 
1878 268,332 | 29,925 | 857,761) 239 578) 171 160 47,659 8,885 | 1,383,722 
1879 268,332 | 31,370 | 990,083| 291 480 208, 921! 41,511 8,847 | 1,549,064 
1880 268,332 | 32,059 11,007,650| 312,745 | 198 ‚918 40,344 10,261 | 1,557,564 
1881 268,332 | 33,470 1,057,953 393, ‚038 | 194. ‚28 44,421 9,830 | 1,608,234 












Aktiva in 1000 M am Jahresichlufie 





M Reicht: | Noten — Summa 

Vv re 2 I — 

Jah ru | fafien- | anderer | MWechiel | — Effekten an. der 
) I icheine | Banten | ——J * Aktiva 














10 
1,828,506 


7 
139,981 


3 6 


609,909 


5 











53,926 936,834 25,040 








610,910 | 46,227 | 35,509| 724,740 99,827 19,531: 66,165 | 1,602,909 
1877 542,247 | 43,237| 27,312 | 685,423. 92,154 27,086. 52,143 | 1,469,579 
1878 560,211] 37,178| 20,794 | 611,938 | 93,855 19,958! 51,496 | 1,395,43U 
1879 626,399 | 40,650 31,604 , 650,116 117,527) 39,703, 52,065 | 1,558,064 
1880 614,939 | 37,380 42,696 | 647,821 | 132,231, 39,835 | 55,097 | 1,569,999 
1881 596,581 | 31,536! 36,798 | 714,502 | 148,921 41,947) 52,703 | 1,622,988 





1) Am Schlufle des Jahres 1874 waren bei fämmtlihen damals beftehenben Notenbanfen 1,325,441,6 (1000 Darf) 
en Banfnoten im Umlauf. 


2) Darımter für Enbe 1881 noch nicht zur Ginlöfung gelangte 141,8 (1000 Mart) Guldennoten der Frankfurter 
Bant und 99,! (1000 Marf) Gulben⸗ und Thalernoten ber Banf für Süddeutfchland, 





7 ————— — — —* 
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C. Stückelung der am Jahresſchluſſe 1881 umlaufenden Noten der einzelnen Banken. 


(Berwaltung&bericht der Reichsbanf für das Jahr 1881, Anlage B., ſowie die im Reichdanzeiger 
veröffentlichten Jahresbilanzen der anderen Banfe fen.) 











Umlaufende Noten Gejammt- 
Name der Banken in Abſchnitten von — 
100 4 200 500 M | 1000 M | mälßmm 





2 | 8 4 


Beträge in 1000 War. 
Meichsbant . — 492,030, 97,821,0 | 267,588, 857,439, 
Städtijche Bant zu Breslau 2.2... 1,535,® -- - 1,263, 2,798, 
Kölnische Privatbant ... 2.2... 1,987,° — — — 1,987? 
Magdeburger Privatbant ........ 2,140,° — — — 2,140, 
Danziger Privat-Aftienbant ... :.. 1,675,° — — 1,675, 
Prov. Aktienbank d. Großh. Pofen . . 722,8 | 439,° 829,® _ 1,990, 
Hannoverihe Bank ..... 2:2 22.. 5,262,° _ — — 8262 
Sranffurter Banl .... 2.220... 2,974,! _ 646,5 4,816,0 8,436,° 
Bayerische Notenbanf ........». 64,716,® _ _ — 64,716 
Sähfische Bank zu Dresden ...... 29,910,% _ 17,171,5 — 47,081,! 
Leipziger Hafjenverein.... 222... — — 2,922,5 — 2,022: 
Ehemniger Stadtbant .......... 505 * — — — 60 
Württembergiſche Notenbank ...... 19,214,* — — — 18,214⸗ 
Babiihe 15,87: | — = = 15,457,! 
Bank für Süddeutihland ........ 15,713," — — — 15,718, 
Braunichweigiihe Bant......... 2,156, * — — = 2,156, 
Kommerzbanf in Lübel......... 827,9 _ — — 827, 
RE TEE. 3a ee area __ 3,661, v 5,661, 


Die 18 Banten zufammen  662,491,% | 439,3 ' 119,391,° | 3786 ‚667 ‚i 1,055,988 ! 











1) Hierzu treten für Ende 1881 in 1000 Marf-Beträgen an umlaufenden —— der Thalerwährung bei der Heidi 
bank 1,946,9, Rölnifhen Privatbanf 16,1, Sächſiſchen Bank zu Dreäden 109,7; der Thaler unb @ulbenmwährung bei der 
Bank für Süddeut chland 9,'; der Guldenwährung bei der Franffurter Ban 141,°, Badiſchen Bart 37,2; im Ganz 
2,350,® (1000 Mark), wovon in der obigen Weberfiht B nur bie beiben erjten Au [1,963,° (1000 Mark)] in Spalte 5, 
die übrigen aber in Spalte 7 nachzewieſen find. 





zur Cinführung von BReidyspoft-Sparkaflen. 
Von 
Paul Dehn. 


„Ihe Post Office Savings Banks are the 
greatest and most important work, ever under- 
taken by the Government for the benefit of the 
nation.“ GLADSTONE, 


In der foziafpolitiichen Gejcichte der zweiten Hälfte des neunzehnten Jahr: 
hundert8 hat das deutiche Reich in Folge der Initiative feines Reichskanzlers, 
wie dereinst der Geichichtsjchreiber rücfhaltlos anerkennen wird, eine hervorragende, 
ja eine führende Stellung eingenommen. Xiefgreifende Neformen, welche Wirth- 
ihaft und Gejellihaft in ihren Grundlagen zu erichüttern weiten Kreifen geeignet 
ihienen, find unter jteigender Zuftimmung des Volkes angebahnt oder in Angriff 
genommen oder zum Theil durchgeführt worden und in dem Bewußtjein, daß 
auch jie nicht zurückbleiben dürfen, jchauen die ausländischen Bölfer auf das kühne 
und wirkſame Vorgehen des deutjchen Reiches. Nur in einem, allerdings etwas 
untergeordnnetem, doc aud) nicht ganz unweſentlichem Punkte ift Deutjchland hinter 
der Mehrzahl feiner Nachbarn zurücgeblieben, indem es verabjäumte, auc feiner: 
jeit3 das Inſtitut der Poſtſparkaſſen bei ſich einzuführen. Es ift nicht eigentlich) 
befannt, welche Gründe die maßgebenden Kreiſe veranlaffen, mit der Durdführung 
einer Maßregel zu zögern, welche nur eine Frage der Zeit fein kann; denn Die 
Oppofition des deutjchen MancheftertHums ift längft ohnmächtig geworden und 
über die Bedenken der eigentlichen Sparkaffeninterejjenten ließe ſich leicht hinweg— 
lommen. In den Streifen der Neichspoftbehörde hat man ſich feit Jahren mit 
der Inſtitution der Pojtjparkaffen befreundet. In dem Beiblatt zum Poftamts- 
blatt, dem „Archiv für Poft und Telegraphie“, find die Fortſchritte, welche das 
Poftiparfaffenwejen in anderen Ländern macht, jorgfam verzeichnet worden und 
noch im Juliheft 1880 wurde die Einführung desfelben in den Niederlanden 
eingehend beiprochen mit dem Bedauern, daß „eine ſolche Einrichtung in Deutſch— 
land noch nicht zu finden“, wurden auf's Neue die finanziellen Schwierigkeiten, 
welche jich bei ihrer Einführung in Deutjchland erheben könnten, befämpft, wurde 
ſchließlich noch der „lebhafte Wunſch“ ausgejprochen, „daß der Plan zur Errichtung 
von Reichspoſtſparkaſſen in kürzeſter Zeit feiner Verwirklichung entgegengeführt 
werde.“ Am einer Denkichrift vom Jahre 1878 an den Neichsfanzler hatte die 
oberſte Poftbehörde einen Plan zur Einführung von Poſtſparkaſſen im deutjchen 
Reiche entworfen. Allein von Seite des leitenden Staatsmannes ift Nichts ge— 
Ihehen, um diefen Plan feiner Verwirflihung näherzuführen....... Und doch 
würden Reichspoſtſparkaſſen, wenn fie auch an fich nicht gerade als eine jchöpferijche 
und folgenjchwere That erjten Ranges bezeichnet werden können, nad) mehr als 
einer Richtung Hin geeignet erjcheinen, die großen fozialen Neformprojefte des 
Reichskanzlers vorzubereiten und fördern zu helfen, wobei durchaus noch nicht an 
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eine Zentralifation und Verftaatlihung des gefammten Sparkaſſenweſens, an die 
Gründung einer Neich3-Zentral-Sparfaffe mit ausgedehnteftem Gejchäftsplan für 
Escompte, Yombard, Hüpothefarfredit, Effeftenreport ꝛc. zu denfen wäre. 


Zur Reform der beſteheuden Sparkaſſen. 


Wiederholt find in neuerer Zeit die Mängel der beftehenden Sparfaffen in 
Deutichland beleuchtet worden, u. A. ebenjo unbefangen als erfhöpfend von einem 
Praftiter, dem Reviſor der Sparfaffe zu Gotha, Herrn Oskar Spittel, in 
dem lefenswerthen Büchlein „Die deutihen Sparkaſſen“ (Gotha 1880). Diele 
Mängel find zwiefahe. Einmal find die beftehenden Spartaffen im Allgemeinen 
nicht verbreitet und nicht zugänglich; genua, um dem vorhandenen Bedürfniffe des 
ES parens genügen zu fünnen. Sodann find die beitehenden Sparkaffen vieljad 
— namentlich im Königreih Sachſen — ihrem urjprünglichen Zwed, Erſparniſſe 
zu jammeln und verzinslich zu machen, entfremdet und zu kommunalen Bank— 
geichäften umgewandelt worden, wo Gelder in jedem Betrage angenommen umd 
oft höher als zum gewöhnlichen Bankzins verzinft werden. Für ſolche Sparfafien 
handelt es ſich nicht mehr darum, Erſparniſſe fleiner Leute in Kapital zu ver- 
wandeln, jondern jchon fertiges Kapital zu erlangen. Nach beiden Nichtungen 
hin könnten Poſtſparkaſſen duch ihr bloßes Beſtehen und Wirken reformbringend 
eintreten, weil fie gerade von diefen Mängeln frei, weil fie allgegenwärtig find und 
vom Staate jelbjt betrieben werden. 

Wiederholt hat man in Kreiſen der beftehenden Sparkaffenverwaltungen An- 
fäufe zu Reformen nad) beiden Richtungen hin genommen, ohne es indeß zu 
irgendwie nennenswerthem Ergebniß zu bringen. 

Im Derbft 1881 verfammelten fich die Bürgermeifter mehrerer jächfiicher 
Städte behufs Berathung von Vorſchlägen zur Berbefferung des Sparkaſſenweſens 
und zwar Angeſichts der fteten ‚yortichritte der Poſtſparkaſſen, welche man durd 
größere Erleichterungen und Bortheile von Seiten der ftädtiichen Sparkaſſen zu 
überbieten beftrebt war. Eine befondere Kommiſſion für Sparfaffe-Angelegenheiten, 
welche im Auftrage der ſächſiſchen Sparfaffen im Juni und Anguſt 1881 zu 
Chemnitz und Glauchau tagte, machte folgende Borichläge: 

1. In allen Gemeinden, wo nod feine Ortsfparfaffen oder wenigitens Spar: 
Annahmeftellen bezw. Filialen von Sparkaffen beftehen, find ſolche jchleu: 
nigft zu errichten und es haben hierzu die Gemeindeiparfaffen in entgegen- 
fommender Weife mitzuwirken; 

2. in größeren Ortjchaften find möglichit zahlreiche, bequem gelegene Spar- 
Annahmeftellen, als welche auch die Verfaufstellen für Sparmarfen (vergl. 
Punkt 5) anzuſehen find, einzurichten ; 

3. die Geichäftszeit für Annahme von Spareinlagen ift für das Publikum 
jo bequem als möglich zu beftimmen ; 

4. die Einzelbeiträge der anzunehmenden Spareinlagen find jo niedrig wie 
möglich zu Itellen ; 

5. für Hleinfte Sparbeträge ift die Einführung der Sparmarken-Karten aud 
Seitens der Gemeindeiparfafien zu empfehlen; 

6. die Errichtung und Erhaltung von Pfennig-, Jugend», Fabrik-, Mieth— 
zind-, Steuer: und dergleihen Sparkaffen und Privat-Sparvereinen tt 
möglichit zu befördern; 

. um bet dem Wechſel des Aufenthaltsortes des Sparers, deſſen Spargeld- 
forderung von einer Ortsfparfaffe auf die andere übertragen zu Fünnen, 
jolfen die Gemeindefparfaffen Sparkaffenbüder anderer deutſcher Spar- 
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fafien genen Empfangsbejdeinigung in Empfang nehmen, diejelben an 

die betreffende Sparfaffe zur Rückzahlung einjfenden und den erhobenen 

Betrag an den Inhaber der Empfangsbeicheinigung nach deifen Wahl 

auszahlen oder dafür ein eigenes Sparfaffenbud aushändigen, ohne für 

dieje Mühewaltung etwas Anderes als die erwachjenden Bortoauslagen zu 
berechnen ; 

8. die Begründung einer Facjzeitjchrift für deutihes Sparkaffenwefen — 
zumächft vielleicht als Beiblatt zu einer verbreiteten Gemeindezeitung — 
ft in's Auge zu faffen und anzuftreben, überdies wird 

9 durch entiprechende Flugichriften für die Sparkaſſenſache eifrig gewirkt 
werden müſſen; 

10. für die regelmäßige Schuldentilgung bei den Sparkaffen wie bei anderen 
Gemeindekaſſen ift möglichft allgemein die Annuitätenzahlung einzuführen ; 

11. die Frage der Errichtung von Gentralfaffen und Eentralftellen für die 
Spar-(und Gemeinde)faffen, ſowie von Sparfafjenverbänden und Spar: 
fafjentagen ift 3. 3. offengelaffen worden. 

Will man, daf alle diefe ganz vortrefflichen Vorfchläge auch wirklich aus- 
geführt werden, was im Intereſſe der Weiterentwidelung des deutichen Sparkaſſen— 
wejens jehr erwünjcht wäre, aber bisher noch nicht erfolgt iſt, nicht einmal im 
Bezug auf die Uebertragung von Spargeldforderungen bei Wohn- oder Aufent- 
haltsmechfel des Einlegers von der einen auf die andere Sparfaffe in den ver- 
ihiedenen Staaten, nun jo gibt es fein befjeres Mittel, als die Poſtſparkaſſen 
einzuführen, um durch den ernften Anblick der Nothwendigkeit zu erzwingen, was 
bisher gar nicht geihah und fonft nur ungenügend verwirklicht werden würde. 
Oberbürgermeifter Andre hatte ganz Recht, als er bei der Berathung jener 
Vorſchläge jagte: „ES jei jedoch nur dann möglich, die Poftiparfaffen zu ver- 
meiden, wenn ficher geftellt werde, daß mwirflih allgemein die Gemeinden für 
Sparfaffen zureichend ſorgen.“ 

Inzwiſchen find zwei deutiche Sparfaffentage — 1882 in Darmftadt, 1883 
in Dresden — abgehalten worden, um durch perfünliche Zufammenführung der 
dentihen Sparfaffenfreunde und zugleih durd Gründung deuticher Sparkaſſen— 
verbände diefe und andere Reformen des deutichen Sparkaſſenweſens zu bejchleunigen. 
Zur Beförderung des Sparend wurden namentlich in Heffen und Sadfen mit 
gutem Erfolge nah englischen Vorbilde Marfenfpargelegenheiten im Anſchluß an 
die beftehenden Sparkaffen eingerichtet, ferner im verjchiedenen Formen Schul—-, 
Jugend-, Pfennig, Fabrif und Altersiparfaffen gegründet — allein dieſe ſchätz— 
baren und anerfennenswerthen Beſtrebungen, welche wejentlid auf die im Hinter- 
grund fonkurrenzdrohenden Poftiparfaffen zurüdzuführen fein dürften, find feines- 
wegs geeignet, dieje Yetteren überflüffig zu maden, und bezweden wohl auch 
nicht mehr als die bejtehenden Sparkaſſen bei Zeiten fonfurrenzfähiger und volks— 
thümlicher zu geitalten. 

Wie alle im Ausland gemachten Erfahrungen lehren, fünnen, was nicht oft 
genug hervorzuheben ift, beide Arten von Sparkaffen, Boftiparfaffen und Gemeinde— 
oder Privatſparkaſſen, recht gut neben einander beftehen. Es iſt eine überall fonftatirte 
Thatiache, daß insbefondere den Gemeindeiparkaffen durch die Poftiparkaffen die 
den Erfteren bisher zugeflofienen Kapitalien feinesiwegs entzogen werden Bor 
Allem weisen die Erfahrungen in England darauf hin, daß die Poſtſparkaſſen die 
Privatiparkaffen nicht geichädigt haben. Im November 1860 waren an Einlagen 
der Privatiparfaffen in England vorhanden 41,259,145 %.&t.; im Jahre 1880 
war das Guthaben der Einleger bei den Privatfparfaffen 44,254,850 L.St., 
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woraus ſich ergibt, daß die Eparfafien in ihrem Stande niht zurückgeſchritten 
find, während die Pojtiparfaffen den Erfolg hatten, daß das englische Volk auker- 
dem nod eine Summe von 39,000,000 ? &t rund erjparte, welche ohme die 
Pojtiparfaffen nur zum geringften Theile erjpart worden wäre. In Betreff Italiens 
ift das Argument nod) jchlagender, denn die Zahl der Privatiparfajjen hat fid 
dafelbit jeit 1875, dem Erridtungsjahre der Poſtſparkaſſen, nicht nur nicht ver: 
mindert, jondern ift von 280 im Jahre 1875 auf 357 im Jahre 1880 geftiegen 
und die Einlagen betrugen im Jahre 1875 446 Millionen Yire, während jie 
im Jahre 1880 686 Millionen Lire betrugen und ungeachtet diefer namhaften 
Vermehrung wurden im diefer Zeit nebenbei von der Bevölferung bei den Poſt— 
jparfaffen 46 Millionen Yire als Erjparniffe eingelegt. Auch in Defterreih 
läßt ſich ftatiftiich nachweifen, daß die Poſtſparkaſſen den bejtehenden Sparkaſſen 
feinen Abbruch thaten und überhaupt feine bemertenswerthe Konkurrenz madten. 
Auf Grund ftatiftifcher Ermittelung ift in Nr. 10 des Zirfular-Berordnungsblatts 
des k. k. Boftiparkaffenamtes in Wien vom Jahre 1883 überdies verjichert worden, 
„daß bei Weitem nicht die Hälfte des Kapitals der öfterreihiichen Sparkaſſen auf 
Einlagen unter 1000 fl. entfällt; daß daher die Einleger der Poſtſparkaſſe zu- 
meift andere jind, als die Intereſſenten der Privatiparfajjen.“ 

In DOefterreih haben vielmehr die Poftiparfaffen im Sparweſen eine bedenf: 
liche Lüce ausgefüllt und auch den fleinen Yenten die Gelegenheit zum Sparen 
erleichtert, wa8 die anderen Sparfaffen verabjäumt hatten, da ſie allmählig zu 
reinen Finanzinftituten d. i. Depofitenbanfen für das mittlere Kapital umgewandelt 
und, indem jie der nußbringenden Anlegung von Kapitalien dienten, anſtatt ſolche 
durh Aufſammlung fleinerer und kleinſter Beträge erft zu bilden, diejem ihrem 
urjprünglichen Zwecke theilweife entfremdet wurden. Standen doch in den Jahren 
von 1876—1880 den Einzahlungen in Höhe von 1019,! Millionen Gulden 
Nückforderungen im Betrage von 1014,! Millionen Gulden gegenüber, jo daß im 
Durchſchnitt auf jedes dieſer Jahre 203,5 Millionen Gulden Einzahlungen und 
202,° Millionen Gulden Nüczahlungen entfielen, von 100 fl. Einzahlung alio 
nur 50 fr. definitiv angelegt blieben. 

Auf Grund diefer Thatfahen hat die öfterreichiiche Regierung in den Mo: 
tiven zu ihrem Boftiparfajfengejeg hervorgehoben, daß das Publitum der Poſt— 
jparfafjen ein anderes ift als das der Privatiparfafjen; es bejteht eben aus den 
fleineren Einlegern, die eine Reife nad) dem Site der Sparkaſſe nicht zu machen 
in der Yage jind, theils wegen ihrer Beichäftigung, theil wegen der Kleinheit 
des Sparbetrages im Berhältniffe zu den aufzumwendenden Kojten; jodann jind 
diejenigen Perſonen, die durch ihre Beihäftigung zu einem häufigen Wechjel ihres 
Domizile8 gezwungen find, vorzugsweije Einleger in die Poſtſparkaſſen, melde 
(und darin liegt eben der Vortheil der Poftiparfaffen gegenüber der Geringrügig: 
feit der Zinjen) ihnen die Möglichkeit bereiten, ihre Einlage bei jedem Poſtamt 
zu bewerfjtelligen und auch zurücdzuerhalten. Es iſt eine Thatfache, daR die 
ärmeren Leute lieber ihre Fleinften Sparbeträge der Poftiparfaffe zutragen und 
nit auf hohen Zinsfuß, fondern in eriter Linie auf Sicherheit und Bequemlid- 
feit Gewicht legen. Die Kunden der alten Kafjen refrutiren ji mehr aus den 
wohlhabenderen Schichten des Volkes, die hier ihre überflüffigen Kapitalvorräthe 
für längere oder fürzere Zeit banfmäßig niederlegen. Poſt- und Gemeinde oder 
Privatiparfaffen fünnen und jollen daher einander ergänzen. In maRgebenden 
Kreifen des Königreiches Sachen wendet man hauptſächlich gegen Reichspoſtſpar— 
fafjen ein, daß der bequeme Kredit, welchen die jegigen Gemeindeſparkaſſen durd 
ihre hypothekariſchen Ausleihungen dem kleineren Grundbefig eröffnen, mit Ein- 
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führung der Poftiparfafien jchwinden würde, da der Staat gemöthigt fein werde, 
die Sparkafjenfapitalien in die Hände großer Geldinftitute zu legen. Die Spar- 
tafien jollten aus einem durch Statut und Gewohnheit begrenzten fofalen Bezirk 
die Erjparnifje der Bezirfsangehörigen zur Aufbewahrung und Verzinſung ent- 
gegennehmen und die jo gejammelten Kapitalien in Geftalt von hypothekariſchen 
Darlehen in die Hände anderer geldbedürftigen Bezirfsangehörigen leiten, jo daß 
die in die Sparkaffen gelegten Erjparniffe gewiffermaßen als Dünger für den- 
jelben fofalen Boden dienen, auf dem fie gewachſen find; der Staat hingegen 
werde durch die Sorge um Unterbringung der Sparfapitalien nur jeine Abhängig: 
teit von der haute finance vermehren und den ohnehin jchon vorhandenen Zug 
des mobilen Kapitals, im wenige großen Zentren zuſammenſtrömen, ſtärken. 
Diefe Berürdtungen beruhen auf eier Ueberſchätzung der finanziellen Bedeutung 
der Poſtſparkaſſen und erfcheinen deſto weniger begründet, je früher die deutjchen 
Semeindeiparfaffen, wie dies Herr Bürgermeifter Runge von Plauen in feiner 
Schrift „Sparkafjen und Gemeindefinanzen* (Berlin 1382) angedeutet, zu Stadt: 
banken entwideln und es mehr und mehr den Boftiparfaffen überlafjen, die 
feineren Beträge der minderbemittelten Yente zu jammeln und aufzubewahren. 
Nachdem viele und große ſächſiſche Gemeindeſparkaſſen, wie u. A. diejenigen von 
Plauen und Zwickau, bereits erhebliche, ja Yettere jogar höhere Beträge, als 
gegen hypothekariſche Sicherheit in Papieren angelegt, alio das von den Poſt— 
jparfaffen befürchtete Uebel theilweife jchon gebracht haben, jo daR die Stadt- 
verordnneten Dresdens im September 1833 den Kath der Stadt erfuchten, fortan 
von den Einlagen der ſtädtiſchen Sparkaſſe den größten Theil in guten Hypo— 
thefen und nicht mehr als 25 Proz. in Staats: und Werthpapieren anzulegen, 
würde übrigens die Einrichtung der Poftiparfaffen die erneute Erörterung der Frage 
gejtatten, ob die Einlagen des Yandes nicht im breiterem Maße, als dies bisher 
bier und da der Fall gewejen, für die Bedürfniffe des Kredits insbeſondere zu 
Gunſten der Landwirthſchaft herangezogen werden könnten. 

In Oeſterreich, wo die Sparfaffen meist zu Depofitenbanfen geworden und 
durch hohes Zinsangebot möglichjt viel Kapitalien an fi zu ziehen ſuchen, find 
fie naturgemäß genöthigt, ihrerjeits eine möglichit hohe Werzinjung der bei ihnen 
deponirten Kapitalien anzuftreben und zu diefem Zwecke nicht jelten riskirte Ge— 
ihäfte zu unternehmen. In Defterreich hatten die Sparfaffen im Jahre 1882 
etwa 450 Meillionen Gulden Hypothekdarlehen ausſtehen, während ſämmtliche 
Dppothefen- und Aftienbanten nur etwa 240 Millionen Gulden Pfandbriefe im 
Umlauf hatten, Im Durchſchnitt betrug damals der Hypothefenzinsfuß der Spar- 
fafjen 7 Prozent und überftieg denmad) den landesüblichen Zinsfuß, was die 
fterifalsfonfervativen, in der Majorität befindlichen Abgeordnetenfreife veranlaßte, 
die Regierung aufzufordern, etwa im Verwaltungswege auf die Sparfaffen dahin 
zu wirken, daß fie Nealitäten zu mäßigerem Zinsfuße beleihen. Bei Errichtung 
des Poſtſparkaſſenamtes in Wien iſt jogar der Vorſchlag aufgetaucht, die Einlagen 
dr Boitiparfaffen bejfer zur Errichtung einer Reichs-Hypothekenanſtalt zu be— 
nugen, um hiedurch dem Eleinen Grundbefig eine billige Kreditquelle zu eröffnen. 
Positive Vorſchläge hat nad) diejer Richtung hin das Wiener „Vaterland“, für 
Nationalöfonomen das beachtenswertheite Tageblatt der öfterreichiichen Hauptftadt, 
gemacht, indem es der Poſt die Befugniß ertheilt wijfen wollte, die Spareinlagen 
nicht nur im öfterreichiichen Staatspapieren, jondern aud in Pfandbriefen jolcher 
Hypothelaranſtalten anzılegen, wie die Hppothefenbanf für die Marfgrafichaft 
Mähren, von Galizien und Böhmen, die genofjenschaftlid vom Lande verwaltet 
und deren Pfandbriefe vom Kronlande garantirt find. Die Erridtung ſolcher den 
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preußiſch-haunoverſchen Yandichajten und ritterfchaftlichen Hypothefaranftalten nad: 
gebildeten Hppothefarinftitute werde jedenfalls bald in allen Kronländern folgen, 
und deren Pfandbriefe follten nicht nur die Poſtſparkaſſen, jondern aud die 
anderen Sparfaffen an Stelle der Individual-Hypothelen oder Obligationen faufen. 
In diefem Falle kämen die Spareinlagen auch dem Hppothefarkredit der Yänder 
zugute, und zwar in befferer Form, als es jet mit den Einlagen der bereits 
beftehenden Sparfaffen geihieht In diefem Sinne erwähnte denn auch der 
Kommiffionsbericht des öfterreichischen Abgeordneienhaufes, „daß durch Verwendung 
von Pojtiparfaffengeldern zu Hypothekendarlehen den Privatiparfaffen erſt die 
einzig wahrhafte Konkurrenz geichaffen würde.” Ein weitergehender Antrag, aus 
den Fonds der Poftiparfaffen den Gläubigern der Bauern die meift hochverzins— 
lichen Sculdenjäge abzulöfen und den Gejammtbetrag derjelben, in einem Sate 
vereinigt, zu Gunften der Poſt-Sparkaſſe gegen die mäßige Verzinſung von 3°/, 
bi8 4 Prozent grundbücherlicy einzuverleiben, fann ſchon deshalb nicht durchgeführt 
werden, weil in den öſterreichiſchen Poſtſparkaſſen nad einjährigem Betriebe 
5 Millionen Gulden vorhanden jind, während die öſterreichiſchen Hypothekar— 
ihulden nur im dem mit geordneter Grundbuchsführung verjehenen Kronländern 
(aljo mit Ausihluß von Galizien, YBufowina, Dalmatien, Küftenland und Vor— 
arlberg) die Höhe von 2722,5 Millionen erreichen, wovon 2073,7 Millionen auf 
Hppothefen mit einem 4 Prozent überfteigenden Zinsfuße entfallen. 

In den Städten, welche neben Sparkaſſen auch Pfandhäuſer betreiben, dürfte 
gleichzeitig an die Neform der Yesteren zu denken fein. Faſt nirgends gemügen 
die ftädtijchen Yeihbhäufer in Deutjchland dem vorhandenen Bedürfniß und fait 
überall war die Privatfonfurrenz in der Yage, einzuipringen, um nad Möglichkeit 
aus der Nothlage des Heinen Mannes Gewinn zu ziehen. In den größeren 
Städten Deutſchlands wuchſen auf Grund der Gewerbefreiheit, als in Folge des 
Krachs die wirthichaftlihen Zuftände von Jahr zu Jahr unbefriedigender wurden, 
die privaten Pfandhäufer, in der Neger in Verbindung mit Nüdfaufsgeichäften, 
wie Pilze aus der Erde hervor, und beuteten den Yeichtfinn und die Noth jo wucheriſch 
und oft jo betrügeriichh aus, daR der Staat einjchritt und in Bayern auf dem Ba 
waltungswege, in Preußen durd) Erlaß einer Pfandteihordnung vom Jahre 1881 dem 
gröbjten Unfug ein Ende machte. Hiemit ward der unſolide Betrieb der Pfand: 
leihgewerbes allerdings bejeitigt, für das Bedürfniß des Kleinen Mannes indeh, 
gegen Unterpfand ein Darlehen zu erhalten, in feiner Weife gejorgt. Aufgabe 
der deutichen Gemeindeverwaltungen als vornehmite Pfandhausinhaber wäre es 
gewejen, in diejer Angelegenheit ſchöpferiſche Reformen anzubahnen, allein wie in 
vielen anderen Punkten, jo erwiejen fie ſich auch nad) diejer Richtung hin völlig 
unvermögend dazu. 

Damals — im Frühjahr 1880 -— war es Guftan Schmoller, welder in 
einem bemerfenswerthen Artikel „die öffentlichen Yeihhäufer, ſowie das Pfandleih— 
und Rückkaufsgeſchäft“ (Jahrbuch für Gejeßgebung 1880) einige pofitive Vor— 
ichläge zur Reſorm der Pfandhäufer andeutete. Schmoller trat im Weſentlichen 
für eine Vermehrung und Ausdehnung der öffentlichen Yeihhäufer ein, von welchen 
er mit Bedauern, jedenfalls aber den Thatſachen entiprechend, fonftatirt, dar fie 
nod immer wie früher den Charakter von Armen- und Wohithätigkeitsanitalten 
bejäßen, mit denen zu verkehren eine Schande jei. Er befürwortete eine Reform 
derjelben in dem Sinne, daß die öffentlichen Yeihhäufer aus Wohlthätigkeitsan: 
ftalten in Geſchäftsunternehmungen, aber mit erziehendem Charakter für die unteren 
Klaffen, d. i. in Kreditinftitute umgewandelt würden, welche neben der Sache die 
Perſonen prüfen, in Kreditinftitute für alle diejenigen, welche der Theilnahme an 
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Vorſchußkaſſen und ähnlichen Vereinen noch nicht fähig jind, in Kreditinftitute, 
mit denen zu verfehren nicht jchändet, jondern von welchen Kredit überhaupt oder 
wenigſtens den vollen Kredit zu erhalten, immer ein Zeichen ift, daß die Be: 
treffenden Vertrauen verdienen. 

Auf Grund möglichſt umfaffender Perſonalkenntniß, proponirte Schmoller des 
Weiteren, wie fie in größeren Städten nur eine öffentliche Behörde, die zugleich 
von der Polizei umnterjtügt wird, jich verjchaffen fann, wären wie bei unjeren 
großen Banken VBerzeichniife der geordneten freditwürdigen Berfonen herzuftellen. 
Wenn ſolche ſich meldeten, müßten ihre Pfänder nicht blos halb oder dreiviertel, 
jondern möglichſt voll belichen werden. Gegenüber Unbefannten, Unficheren, als 
liederlich Bekannten müßte die bisherige niedrige Beleihung bleiben und dem 
Yeihamt auch zuftehen, die Pfandannahme unter Umftänden ganz zu verweigern. 
Jeder, der volle Beleihung nachſucht, müßte perjöntich ericheinen; die Annahme 
durh Dienjtmänner, Gejinde und Kinder oder gar durch Kommiffionäre wäre 
möglichit zu verbannen. Die höhere Beleihung hätte den VBortheil, die Konkurrenz 
der Privatpfandieiher und Rückkaufshändler gründlicher als alles andere aus dem 
Feld zu Schlagen. hr müßte aber auch entjprechend dem größeren dadurd ent: 
jtehenden Riſiko ein etwas höherer Zinsfuß folgen. Das würde faktiich aber 
feine Härte fein, da die Mehrzahl der Darlehensjucher doch fofort den Pfand- 
ein gegen ein Superdarlehen weiter verpfändet, dafür häufig 8O— 100 Prozent 
gibt, im Durchſchnitt alfo jet Schon nicht 8 oder 12, jondern 20—30 Prozent 
zahlt. Das Weiterverjegen der Pfandicheine würde mit diefen Maßregeln wohl 
von jelbjt in der Hauptſache verschwinden. Es wäre aber vielleicht angezeigt, 
ihnen den Charafter von Papieren au porteur überhaupt zu nehmen, jede giltige 
Zeſſion an die Zuftimmung des Yeihhaujes zu knüpfen. Die Gründe, aus welden 
man in allen Yändern den Sparkaſſenbüchern ihren perjönlichen Charakter wahren, 
fie nicht zu Papieren au porteur werden lafjen will, treffen hier in ähnticher 
Weiſe zu: bei Zeffionen von Inhaberpapieren wird der Arme, in Noth Befindliche 
viel leichter benachtheiligt; das Inhaberpapier wird, da jeine Uebertragung viel 
leichter, aud) viel leichtjinniger weggegeben. 

Nur ein Yeihhauswejen mit derartigen Neformen — verficherte Schmoller — 
paßt in unjer übriges Kreditſyſtem, in unjere übrigen jozialen Injtitutionen „Wie 
unjer unvollfommenes Armenwejen durd ein ausgedehntes Syitem von Hilfskaſſen 
möglichjt zu erjegen ift, jo ijt der Armenfredit des Yeihhaujes und der Wucher- 
fredit des Rückkaufshändlers zu erjegen durd einen erziehenden Gejchäftsfredit, 
der ſich den Formen und Gewohnheiten des Kredites der Mittelklaſſen nähert, die 
unteren Klaſſen zu dieſen Formen erzieht. “Derartige öffentliche Yeihäufer, von 
den Gemeinden dotirt und verwaltet, find zur Zeit unbedingt möthig, weil zu 
nem genoſſenſchaftlichen Kreditwefen, mit dem ſich der Bauer und der beſſer 
geitellte Handwerker helfen kann, im diejen Kreifen die Kenntniſſe, Kräfte und 
moraliichen Eigenjchaften noch fehlen, weil die Wrivatpfandteiher, welche fid) 
nad unjeren ſozialen Berhältniffen allein jonft heute diejem nicht angenehmen 
Geihäft des Nreditverfehrs mit den Heinen Yeuten und Armen widmen, der Ber: 
ſuchung niemals widerjtehen können, die Unkenntniß und Noth der Betreffenden 
auszubeuten. Das Pfandleihgeihäft, einftmals die Form, im der die Könige ihre 
Kronen kreditmäßig verwertheten, iit heute bis auf das Niveau der Armen und 
der Bettler herabgeftiegen; einftinals die allgemeine Kreditform, ift e8 heute das 
Achenbrödel unter denjelben; und doc eben deßwegen von großer Bedeutung, 
weil es auch die unterften Klaffen vorbereitet und erzieht zu dem Kreditleben, von 
dem ausgejchloffen zu fein ein Hauptmoment der heutigen jozialen Gegenfäge 
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bildet. Jedem ift es zu wiünfchen, daß er fich über das Leihhaus hinaufarbeite 
aber das kann er nur dur Hilfe eines human und gefchäftsmäßig verwalteten, 
Leihhauſes, während ihn der Nücdkaufshändler in den Abgrund zieht." 

Aud von anderer Seite wurde den Gemeinden die Nothwendigfeit von Ne 
formen im Pfandhausweſen nahegelegt. Mehrfach wurde das Verlangen ausge: 
ſprochen, daß die ftädtiichen Sparfafien fich bemühen follten, das geſammte Pfand— 
leihweſen in ihre Hand zu befommen. Das wäre fogar vom rein gejchäftlichen 
Standpunkte aus zu empfehlen gewejen, da die beftchenden ftädtiihen Pfandhäuſer 
nicht unerhebliche Neingewinne liefern, wie 3. B. das ftädtiiche Pfandhaus in 
Münden bei einer Einnahme von 2,609,555 Mark im Jahre 1880 einen 
Ueberfhuß von 59,687 Marf bei einen reinen Vermögen von 976,992 Meart. 
In Defterreid) verwies man auf einige Sparfaffen, weldye aus Pfandleihanftaiten 
hervorgegangen, und wollte die Sparlaffen mit Rückſicht auf ihre Privilegien ge: 
jetlih angehalten wijien, das Bfandleihgefchäft zu pflegen und in den größeren 
Städten eine genügende Anzahl von Filialen zu errichten, jpeziell für jene Ge 
chäftszweige, in denen fie von den unteren Sejellichaftsichichten in Anſpruch ge 
nommen werden und Sadjverjtändige verficherten dabei, daß das Pfandleihweſen 
in die Organijation der Sparfaffen ohne Schwierigkeiten ſich einfügen laffen wiirde, 
und es entfprähe wohl auch einer rationellen Auffaffung, wenn das Geld der 
Armen wieder den Armen zugewendet würde, Allein auc in Defterreih hatte es 
bei den Vorjchlägen jein Bewenden. Was man in Deutjchland und Oeſterreich 
vom freien Entjchluß angeblid erwartet, hat man in Frankreich kurzer Hand mit 
Zwang durchgeführt. In Paris ift das große Öffentliche Prandhaus mit 2 Fi— 
ltalen, 24 Hilfsbureaus und 14 Agenten die einzige Anstalt, welche Geld auf 
Pfand oder gegen Sicherheit ausleihen darf. Dem Privatmanne ift diefes Ge 
ſchäft ftrafgejeßlich verboten. Hiedurch erlangte das Pariſer Pfandhaus einen 
Umfang und eine Bedeutung ohme Gleichen. Alljährlic werden dort zwischen 
50 und 60 Millionen Frances umgeſetzt. Uebereinſtimmenden Berichten zufolge 
it das Parifer Pfandhaus der Banquier des Kieingewerbes geworden und zählt 
unter den Mitgliedern des Gewerbeitandes jeine ftändigen Kunden; fie ziehen die 
loyale Gebahrung, den wicht übertriebenen Zinsfuß des Anftitutes weitaus den 
zweifelhaften Escompteuren vor, von denen fie jonft, wie e3 wohl auch anderwärts 
geichieht, die Baarmittel für ihren Betrieb entlehnen müßten. Auch der Weib: 
nachtsmarkt macht ſich fühlbar. Die Erlaubniß, Buden auf den Boulevards zu 
errichten, die Ausficht, mehr Waare zu verkaufen, ſpornt die dabei intereffirten 
Kreiſe an, einen größeren Vorrath anzufcaffen. Um das Nohmaterial eriwerben 
zu können, verpfänden fie von Anfang November an Alles, was ıhmen entbehrlid 
jheint, in der erjten Hälfte Sänner findet dann die Auslöfung ſtatt. Dieje 
Miſſion des Inſtitutes iſt nicht vorausgeſehen worden, fie ift aber vielleicht die 
jegensreichte, fie ermöglicht Taujenden von fleißigen Menſchen, von dem rtrage 
ihrer Arbeit zu leben, 


Zur Bejeitigung der deutſchen Ztaatslotterien. 


Der Tugend des Sparens natürlicher Feind it das Yafter der Spieljudt. 
In den mannigfaltigiten Formen tt auf die Yeidenjchaften und Schwächen der 
Menſchen durch die Epieljucht jpefulirt worden und mit jo großem Erfolge, daß 
fein Geringerer als der Staat einjchreiten zu müſſen glaubte, indem er einige 
Formen (öffentliche Epielbanten, Hazardipiele, Prämienanleihen, theilweije auch 
Yotterien) gänzlich verbot, andere beauffichtigte und bejchränfte, hier und da endlich 
jogar eigene Staatslotterien einführte 
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Wie von Seite der deutichen Volfsvertretungen zu Gunften der Poſtſpar— 
kaſſen noch kaum Lebhaftere Anregung gegeben worden ift, jo haben fie ſich aud) 
nicht zu einem entjchiedenen Botum gegen die Staatslotterien aufſchwingen fönnen. 
Von diefem zwiefachen Verſäumniß ift auch der deutiche Neichstag nicht freizu> 
iprehen. So wurde in der Situng desjelben vom 28. Mai 1881 bei Berathung 
der Stempelfteuergejetse, nad) welchen nunmehr auch Yotteriepapiere ftempelpflichtig 
iind, von der Kommiffion des Haufes eine Reſolution eingebradt des Inhalts, 
den Neichsfanzler zu erfuchen, auf die Aufhebung der noch beftehenden Staats: 
lotterien der deutichen Bundesftaaten hinzuwirken, inzwischen jedenfalls einer Er- 
weiterung der beftehenden vorzubeugen, womit nad) der Erläuterung eines Mit— 
gliedes der Kommiſſion ausgejprochen werden follte, daß der Neichstag durd) Be— 
willigung der Steuer auf Yotterielooje nicht etwa eine Billigung des unmoraliichen 
Yotteriefpiel8 ausdrüden wollte. In der Kommiffion war diejer Antrag einſtimmig 
angenommen worden, im Hauſe ſelbſt ftieß er nichtsdeftoweniger auf Widerſpruch 
und wurde jchlieglih in der dritten Leſung mit geringer Majerität abgelchut, 
trogdem der Führer einer ausichlaggebenden Partei ſich für den Antrag erklärt 
und denjelben ſozuſagen als einen frommen Wunjc für die Zufunft charafterifirt 
hatte, welcher an die deutichen Yotterieftaaten gerichtet, nichts Anderes bezwecken 
ſollte, als fie freundlich darauf aufmerkjam zu machen, daß es seit jet, die Yot- 
teten aufzuheben. Daß diefer Wunſch berechtigt, daß dieje Zeit längit gefommen 
— wer möchte e3 bezweifeln, nachdem zwei politiich und wirthichaftlich jo hoch 
entwicelte Yänder, wie Großbritannien und die Vereinigten Staaten von Nord- 
amerifa, fchon vor länger als einem Menſchenalter alle Arten öffentlicher Glücks— 
ſpiele, auch folche zu wohlthätigen Zweden, verboten haben? Haben doc jelbit 
Staaten zurücjtehender Kultur fich dem gleichen Vorgehen angeſchloſſen, zulett 
Numänien, deffen Volksvertretung Ende Januar 1881 über alle Yotterien ein 
Verbot verhängte, nachdem in Rußland durd eine Verordnung des Zolldepartements 
vom 9, Juli 1869 die Beichlagnahne aller aus dem Auslande kommenden Send— 
ungen von Yotteriepapteren an ruſſiſche Staatsangehörige angeordnet worden war. 

Gegenwärtig beftehen im Deutſchen Reiche noch fünf partifularftaatlidhe Lot— 
terien, deren Spielpläne der Lotteriekollekteur Bartholomäy in Braunjchweig („Die 
Staatslotterien des Deutihen Reichs", Braunſchweig 1882) nad amtlichen Quel— 
ten zuſammengeſtellt hat") 


. Zahl der Jährliche Geſammt⸗ —— * 
Deutſche Zat 5 — in Jährlicher Staat 
Ztaatslotterien vooſe ———— Gewinn⸗Antheil 
alljührlich pel, Schreibgebühren ıc. 
Preußen 190,000 db. 27 ,264,000 15°/, %, = cn. 4 Mill. M. 
Sachſen 200,000 36,270,000 151/, 9, = a.D A - 
Medtend Schw. 36,000 B3663,000 181, %, = un. ?]; on 
1 


Braunſchweig 200,000 „20,804,000 I5 ca. 3 


Hamburg 200,000 „. 18,280,680 10--15°%, = ca. 3%, u 
826,000 4b. 100, 281,680 ca. 16 Dell. Ab. 


Da an einem Looſe in der Megel mehrere, oft jogar viele Perjonen betheiligt 
find, jo iſt die Zahl der in Staatslotterien jpielenden Deutjchen ohne Zweifel 
nach Millionen zu berechnen -— ganz abgejehen von den zuhllofen Ausftellungs-, 

% Außerdem beitanden deutiche Staatölotterien noch im Nönigreihd Hannover und in 
der freien Stadt Frankfurt a. M., Diefelben wurden von der preuhiichen Regierung bei der 
Annexion im Jahre 1866 aufgehoben. 
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Kunſt-, Kirchenbau-, Kriegervereins-, Invaliden- und fonftigen Wohithätigfeits- 
Lotterien, mit denen in Deutſchland geradezu Mißbrauch getrieben wird. Durch 
Inſerate und Reklamen jeder Art, durch Kolportage, durch hunderttauſende von 
brieflichen Angeboten, ja ſelbſt durch zudringliche Ueberſendungen von Promeſſen ꝛc. 
wird der Abſatz all' dieſer Looſe erzwungen und fort und fort die ſchlummernde 
Spielwuth wieder geweckt. Allerdings belaſtet ſich das ſpielende Volk ſelbſt und 
nur zu gern, in der Hoffnung auf Gewinn, indem es dazu beiſteuert, allein raubt 
man ihm nicht dadurch, daß man ihm Gelegenheit gibt, „dem Glücke die Hand 
zu bieten“, wie auf Jahrmärkten und Meſſen die Ausrufer ſchreien, ein gut Theil 
vuſt an ſolider Arbeitsthätigkeit, das Bewußtſein der eigenen Kraft, reizt man 
dadurch nicht den menschlichen Yeichtfinn ? 

Aus den deutjchen Staatslotterien zieht and das deutiche Reich ſeit Ein: 
führung der Yotterieitempelitener alljährliche Einnahmen. Diejelben werden angejegt 
für Preußen mit DM. 1,540,000, für Sachſen mit M. 1,860,000, für Medien: 
burg. Schwerin mit M. 200,000, für Braunfchweig mit M. 1,100,000, für Ham: 
burg mit M. 1,000,000, wozu noch etwa 600,000 Mark Stempel aus den Privat: 
lotterien kommen, deren Umjag auf 1O— 15 Millionen Darf veranjcdjlagt wurde. 

Leider ift an die Aufhebung der deutichen Staatslotterien nur zu denken, 
wenn der Reichstag dazu die Auitiative ergreift, nachdem die betreffenden Einzel 
landtage es durchweg daran fehlen laſſen. Im preußischen Abgeordnetenhauje 
hatten jich bei einigen Berathungen des Yotterie-Etat$s — am 2. Dezember 1880 
und am 28. November 1882 — mehrere Abgeordnete nicht nur fir dem Fort— 
beftand der preußiichen Staatslotterie, jondern fogar für deren Erweiterung aus: 
geſprochen, darunter auch ſolche Abgeordnete, welche ſich als prinzipielle Gegner 
der Yotterie befannten, wie der Abgeordnete Peters am 28. November 1882, mit 
befonderem Hinweis auf die Thatſache, daR preußiſche Staatsangehörige aus 
Mangel an Yoojen in auswärtigen Yotterien jpielten. Gerade an diefe Thatſache 
wird aber bei allen Anträgen auf Bejeitigung der Yotteric anzufnüpfen ſein. 
Schon in der Sigung des preußifchen Adgeordnetenhaufes vom 2. Dezember 1880 
hatte der preußische Finanzminiſter darüber geklagt, daß das Spielen in auswär: 
tigen (michtpreußiichen) Yotterien einen jehr bedeutenden Umfang angenommen habe. 
Dabei verwies cr auf die Zumahıne der betreffenden ausländijchen Yotterien. Im 
legten Jahrzehnt habe die jächjische Yotterie ihre Yooje von 34,000 auf 100,000 1, 
die Hamburgiſche von 22,300 auf 100,000, die Braunfdyweigiiche von 25,000 
auf 100,000 vermehrt! Bon diefen Yoojen werde ein jehr großer Theil in Preußen 
gejpielt, vielleicht 95,000 — wahricheinlic; mehr. Diejer Erſcheinung gegenüber, 


) Noch Ende 1850 hat das Königreich Sahjen den Umfang jeiner Staatölotterie aufs 
Neue erieitert, doch ganz verſchämt wicht durch ) einjache Vermehrung der Looſe, fondern durch 
Erhöhung des Preiſes und Verringerung der Theile derſelben, ſo zwar, daß an Stelle der 
bisherigen Looſe zu je 160 M., bezw. Viertel und Achtel zu je 40 und 20 M. fortan Looſe 
zu je 200 M., bezw. Fünftel und Zehntel zu je 40 und 20 M. ausgegeben werden. Yon 
Seite der Regierung it verſichert worden, daß ſich trotzdem der Abſatz der Looſe nicht ver— 
mindert hat. In Sachſen tröſtet man ſich damit, daß ein großer, wenn nicht der größte 
Theil der ſächſiſchen Looſe ins Ausland, u. A. namentlich aucd nad) Rußland geht, der Staat 
jeine Einnahmen aus der Lotterie alfo zum guten Theil nicht aus den Tajchen der Yandes- 
finder zieht. Beiläufig hat man der jächjiichen Lotterie nachgeredhnet, daß man genau eben 
jo viele Chancen hat, vom Blipe erichlagen zu werden, als in ihr das große Loos zu ge 
winnen, da unter den 100,000 Looſen derjelben nur ein „großes“ iit und bei 1,445,000 
männlichen Bewohnern, die Sachien bei der Volkszählung 1880 aufwies, in demielben Jahre 
14 Mastulina, aljo ebenfalls 1 von 100,000 vom Bliße getödtet worden find. 
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welche der Minifter auf ein im Volke angeblicd) vorhandenes Spielbedürfnik zurüc- 
führen wollte, jet es jehr jchwierig, eine andere Abhilfe zu jchaffen, als diejenige 
einer Vermehrung der Looſe. Hebe man in Preußen die Yotterie auf, jo werde 
die Zahl der auswärtigen Yooje nur wachen. Anders liege die Sache, wenn das 
Neid) mit diefer Maßregel vorgehe. Aus finanziellen Gründen ſei es für Preußen 
nicht räthlic, hierin die Sfmitiative zu ergreifen. Eine Vermehrung der eigenen 
Looſe habe die preußische Regierung reiflid erwogen, ſich aber nicht entichliehen 
fönnen, ihrergeitS den erjten Schritt auf diefem Wege zu thun. Zwar würde 
dadurch der Staatskaſſe eine nicht unbeträdhtlihe Mehreinnahme zugeführt werden, 
allein Seitens der Negierung werde die Yotterie als eine nicht befonders erwünſchte 
Einnahmequelle betrachtet. Sollte jedod) das Haus einen Antrag im Sinne der 
Vermehrung der Yooje an die Negierung richten, jo werde fie denjelben in jorg- 
fältige Erwägung nehmen. Nachdem alle Beriuche, dem Eindringen fremder Yooje 
entgegenzutreten, ſich als fruchtlos erwiejen hätten, bleibe nichts übrig, als der 
Sade ihren Yauf zu laffen, oder — um die bedauerlihe Möglichkeit einer Straf- 
verfolgung zu bejeitigen — dem Drange nad) Yotteriejpiel eine freiere Bahn zu 
ihaffen. Einen Antrag auf Vermehrung der Yotterieloofe hat indeſſen das 
preußische Abgeordnetenhaus weder damals noch jpäter angenommen, vielmehr bei 
erneuter Erörterung der Yotteriefrage anläßlich der WBerathung des Etats für 1884 
bejchlofien, die preußische Negierung zu erſuchen, im Bundesrath und Neichstag 
ein Geſetz vorzulegen, durch welches alle Yotterien im Deutſchland aufgehoben 
werden. Servorragende Abgeordnete der fonfervativen, Elerifalen und national» 
liberalen Partei haben ſich zulett in der Sitzung des preußiſchen Abgeordneten» 
haujes vom 10. Dezember 1883 mit anerfennenswerther Entjchiedenheit für die 
Aufgebung der bejtehenden jonderftaatlihen Yotterien in Deutſchland erklärt, nach— 
dem am 2. Dezember 1880 der Abg. Windthorſt verfichert hatte, daß er und 
jeine Partei jede Gelegenheit benügen werden, der Staatslotterie ein Ende zu 
maden, da er es nicht für erlaubt halte, daß der Staat fid) durch unmoralijche 
Mittel Geld jchaffe. 

Die bejtehenden Yotteriezuftände in Deutſchland jind der Abhilfe bedürftig, 
freilich nicht im Sinne der Yotterie» Kollefteure und der anderen Lotterie-Intereſ— 
jenten. Eine reichsgeſetzliche Regelung des Yotteriewejens in Deutſchland, wie fie 
diefe Intereſſenten zu vermehrter Ausbeutung des Publiftums wünſchen, durd) 
Gewährung von „Freihandel und Freizügigkeit aller Yotterielooje”, d. i. durch Bes 
jettigung aller einzelftaatlihen Strafgejegbeftimmungen gegen das Spielen in aus. 
wärtigen Yotterien, jteht wohl nicht in Ausjicht, aud wenn die Intereſſenten mit 
ihren Forderungen keck werden, wie die Hamburger Yotterie »Kollefteure in ihrer 
Petition an den Reichstag vom Februar 1881, welche, weil fie Hamburger Yooje 
in Preußen und den genannten übrigen deutſchen Staaten nidyt vertreiben fünnen 
und wegen Uebertretung der dagegenjtehenden Verordnungen je nad den Beſtim— 
mungen derjelben mit Geld oder Gejängnig gebüßt wurden, vom Reichstage for— 
derten, „die Sache zur Wahrung der Ehre des deutſchen Nichterjtandes (!), zum 
Eiege materieller Gerechtigkeit zum Austrag zu bringen, dem haltloſen Zuftande 
da, wo es die höchſten Intereſſen, Recht und Wahrheit, augeht, ein Ende zu 
machen“ und der Bejteuerung der Yotterielooje nur dann zuzuſtimmen, wenn gleich- 
zeitig mit dem Inkrafttreten des Steuergejeges alle deutſchen und insbejondere die 
Hamburger Yotterielooje ungehindert im ganzen Reiche vertrieben werden können, 
in jedem Falle aber den Reichskanzler zum Einjchreiten gegen die Yotterieverbote 
der Einzeljtaaten zu veranlafjen. Beiläufig hat die Berliner Fortjchritt&partei, 
jeıtdem fie mit gewiffen Börſen- und Handelsintereffenten jo eng lürt ift, dieje 
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Argumentirung im Wefentlichen zu der ihrigen gemacht, indem fie im preukifchen 
Abgeordnnetenhaufe durch den Abgeordneten Mundel angeblich im Intereſſe der 
Neditsgleichheit eine dahingehende Petition befürworten ließ — erfreulicher Weiſe 
vergeblih. Im Reichstage find bisher alle derartigen Petitionen für ungeeignet 
zur Berathung im Plenum erklärt worden, in der Regel mit der Begründung, 
dag ein Bedürfniß, das Yotteriewefen durd Abänderung der bejtehenden Geier: 
gebung zu erweitern umd zu fürdern, nicht anerfannt werden könne. Hoffentlich 
entichließen ſich die gejeßgebenden Körperfchaften des Deutſchen Reiches recht bald, 
die Konfequenzen der eigenen Geſetzgebung gegen die Glücksſpiele zu ziehen, ſowie 
dem Beijpiele der übrigen Kulturftaaten, namentlich Englands und Nordamerikas 
Folge zu leiften und kurz und gut alle Arten öffentlicher Giücksſpiele zu ver: 
bieten. Alle übrigen Auswege find entweder ausgejchloffen, wie etwa die Mög- 
lichkeit, die füddeutihen Staaten von Reichswegen zur Rücknahme ihrer Yotterie- 
verbote zu zmwingen,!) oder bedeuten nur ungenügende Broviforien, wie z. B. der 
Vorſchlag eines preußiſchen Abgeordneten, zwischen den deutjchen Yotterieftaaten 
durch den Abſchluß eines Kartell die Grundjäte feitzuftellen, nach denen die Yotterte 
gemeinfan gehandhabt werden jol. Nur ein Definitivum iſt anguftreben: die 
gänzliche Aufhebung der Yotterien, wobei der Gedanke verwirklicht werden könnte, 
welcher einmal im Neichstag ausgejprodyen wurde: daß der Ertrag der Börfen: 
jtener nicht beſſer und wiürdiger verwendet werden könne als zur Dedung der 
durch Anihebung der Yotterie entitehenden Ausfälle. 

Daß mit dem Yotteriewejen Yug und Trug verbunden ift, hat man wohl 
überall erfahren, bei Staatslotterien an den Manipulationen der Zwiſchenhändler, 
bei Privatiotterien an den unterwerthigen oder mangelhaften Gewinnen. Diele 
Gewinner der Berliner Gewerbeausftellungs:-Yotterie vom Jahre 1879 fühlten ſich | 
übervortheilt und einige von ihnen leiteten gegen die Unternehmer mit Erfolg die 
gerichtliche Klage cin. Zweifelhaft find wohl die Gewinne der meisten Pferde: 
lotterien. An unerlaubte Ausbeutung des Publikums grenzten u. A. die Por: 
monter Zilberlotterie, die Yotterien der Chartottenburger Flora, des Hamburger 
Zoologischen Gartens u. ſ. w.?) Zum Yotteriefhwindel gehört auch die inzwiſchen 
unterfagte Gejchäftspraris einzelner Kolportagebuchhändler den Abonnenten von 
bei ihnen erjcheinenden literariihen Werfen ein Anrecht auf einen aliquoten Theil 
des auf beftimmmte im einer erlaubten Yotterie von dem Verleger gejpielte Looſe 
fallenden Gewinnes zu gewähren. 

Unter den Nationalöfonomen bat die Yotterie auch nicht einen Fürſprecher 
gchabt, dejlen fie ji mit ungetheilter Befriedigung rühmen könnte. Leibnitz war 
ein Freund von Yotterien, doch nur, weil er mit ihren Erträgen die Akademieen 
von Berlin und Wien zu unterhalten gedachte. Der treffliche Auftus Moeſer 
empfahl allerdings in feinen „Patriotiſchen Phantaſien“ dem Staate die Einführ— 
ung von Yotterien, aber indem er jagte: „Zorget doch die Polizei im großen 
Städten dafür, daß gewilfe num einmal herrichende Yafter mit der mindejten Un: 


In der bayeriichen Abgeordnetenfammer wurde am 17. Oftober 1379 der Antrag 
des ertren-Herifalen Abgeordneten Schel® auf Einführung der Klafienlotterie vom Minijter: 
tiich aus in das Gebiet der Phantaſie und entichieden zurüdgemieien. 

) Wie derartige Lotterien durchgeführt werden, davon ein neues Beijpiel. Im Jah 
1582 wurde der Stadt Trieit die Beranitaltung einer Ausitellungslotterie gejtattet. Dieſe 
Erlaubniß verkaufte die Ausſtellungskommiſſion um 400,000 fl. mit dem Rechte, 2 Millionen 
Yooje A 50 Kreuzer auszugeben, worunter 1000 Treffer im Geſammtwerthe von 213,500 R. 
sich befinden follten. Bei ſolchem Lotterieplan werden allerdings Gewinne gemadt, dad 
nicht vom Publikum. 


u nude 
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ordnung und Unficherheit ausgeübt werden können .. . .“ Dieſe Vertheidigung des 
Yotteriefpiel8 darf man gelten laffen, denn fie enthält zugleich feine herbfte Ver— 
urtheilung, weil fie Yotterie und Proftitution auf eine Stufe ftelt. Neuere 
Eozialpolitifer wollen dem Wolfe mit der Yotterie nicht den Troſt der Hoffnung 
ranben, deren der Arme dringend bedürfe um fein Yeben zu ertragen, ohne zu 
bedenken, daß diefer Troft der Hoffnung ſich mit jeder Enttäufhung in den Miß- 
muth der Verzweiflung verwandelt. 

Sittlihe und mirthichaftlihe Erwägungen von unumftörlicher Beweisfraft 
jprechen gegen jedwede Art von Lotterieipiel. Es ranbt das Yotteriefpiel durch die 
Hoffnung auf leichten Gewinn die Luft zu ernfter Arbeit, was um jo folgen: 
ſchwerer ijt, als fi) gerade ärmere Leute vorzugsweiſe daran betheiligen, es für: 
dert den Aberglauben und die Arbeitsichen, es hält vom Sparen ab und erregt 
die Gewinnſucht, es jpefulirt auf den Yeichtiinn und Unverjtand des Volkes, es 
erwect Leidenschaften und Yafter und verlodt zu Unehrlichfeit und Betrug. Und 
erfüllt das Glück wirflih einmal unter vielen Tauſenden die Wünfche eines 
Hoffenden, jo tritt die Nemefis ein mit ihrem befannten Erfahrungswort: Wie 
gewonnen, jo zerronnen! Will man diefe jittlihen Gründe nicht recht gelten laſſen 
num wohl, jo wird man die wirthichaftlichen nicht entkräften fünnen. Die Yotterie 
ihafft feine Werthe, fjondern vermag nur bereit3 vorhandene zu verjchteben ; fie 
beunruhigt und gefährdet die jo nothiwendige Stabilität der Einzelnen und daher 
auch der Gejummitheit im wirthichaftlichen Leben und endlich erjcheint jie unter 
allen Umſtänden ein jchlechtes Geſchäft, auf welches ſich ein wirthichaftlich gebil- 
deter Geſchäftsmann niemals einlaffen follte. In ihren wirthichaftlichen nnd 
fittlihen Nachtheilen ftimmen alle Yotterien überein, jtattlihe und private, Klaſſen— 
und Zahlen, Ausftellungs- und Wohlthätigfeitslotterien. 

Staatslotterien und Poſtſparkaſſen find jo entjchiedene Feinde, daß fie gegen- 
einander auf's Erbittertite fonfurriren und ſich faft auszuichließen fcheinen. Bei 
der Aufhebung der Lotterie zu Paris im Jahre 1836 wurden im erjten Jahre 
525,000 Fred. mehr in die Sparfaffe gelegt als im vorhergegangenen Jahre. 
Der Sparfafjen nehme ſich der moderne Staat an, doch unter Bejeitigung des 
Yotterieweiens und er hüte ſich, jenem wohl nicht erfjt zu nehmenden Vorjchlag 
zu folgen und etwa die preußifchen Yotterieloofe nod; über die Nachfrage hinaus 
zu vermehren und den gefchäftsmäßigen Vertrieb derjelben den Poftanftalten zu 
übergeben, was diejen allerdings viel weniger Mühe und Arbeit verurfachen 
mürde als die Verwaltung von Poſtſparkaſſen. 

Meerkfwürdigerweife hat man das Lotto in Stalien, wo es in feiner bedenf- 
lichten Form, als Zahlenlotto, den Staatskaſſen jährlih 70 Millionen Lire brutto 
und 28—30 Millionen Lire netto einträgt, mit den Boftiparkaffen in Verbindung 
zu bringen geſucht, indem durd) Geſetz vom 19. Juli 1880 beftimmt wurde: 

„Gewinne der Staatslotterie, welche nicht über 1000 Lire betragen, werden 
auf Verlangen des Gewinners in Poftiparfafje-Bücheln ausgefolgt Die Intereſſen 
der Gewinne laufen vom Tage des Geſuches, welches der Gewinner an die Lotto— 
Direktion richtet.” 

Hiedurd) wollte man, wie der Finanzminiſter Magliani bei der Begründung 
des betreffenden Gejegentwurfes äußerte, den Verfuch machen, das Spiel ber 
Moral näher zu bringen, es zum Inſtrument jener Wohlfahrts-Ynftitution zu 
machen, deren hauptjäcylichjtes Hinderniß das Lotto bisher gewejen und ſtets fein 
werde. Schlimmſten Falles könne diejer wohlgemeinte Verſuch mißlingen. „Wer 
übrigens wollte leugnen,“ frug dar Minifter. „daß jchon darin ein Erfolg gelegen 
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wäre, wenn wir den Spieler zum erften Male mit dem Büchel der Poſtſparkaſſe 
befannt gemacht haben? Ber der Sparfamfeit ift es nur der erfte Schritt, welder 
Mühe Ekojtet. Gerade der eifrigite Spieler hat von der Poſtſparkaſſe am menigiten 
gehört. Wenn demfelben nun der Potteriegewinn mit den Intereſſen, die derjelbe 
in der kurzen Zeit bis zur Auszahlung getragen, in Geftalt des Poſtſparkaſſen— 
Büchel! übergeben wird, vielleicht kommt ihm das erfte Mal der Gedanke, dak 
jein Gedeihen nicht auf dem Spielc, jondern auf der Wirthichaftlichteit beruhe!“ 
Auf diefen Gedanken ihres Finanzninifters ging die italienische Volksvertretung 
ein und in der Kammer erklärte ſich der Berichterftatter mit der Abficht, den 
Zeufel durch Belzebub austreiben zu wollen, mit folgenden Sätzen einverjtanden: 
„Das Votto repräfentirt den Aberglauben, die Faulheit, die Verſchwendung; die 
Sparfafje repräjentirt die Arbeit, die Einficht, den Unternehmungsgeift. Vielleicht 
wird es möglich fein, die Folgen der Erfteren durd) Folgen der Yetteren zu para 
Iyfiren. Wer weiß, ob nicht gerade dieje Vereinigung (des Fleinen Yottos mit 
der Sparkaſſe) eine Verbeſſerung unjerer geſellſchaſtlichen Moral, die Erziehung 
unjerer Bevölkerung, im Gefolge haben wird?" Nun, die Erfolge diefer Vereinigung 
jind vorerit geringfügige gewejen. Im Jahre 1882 haben 223 Gewinner bei 
den Poitiparfaffen insgejammt 23,847 Yire hinterlegt. 

Zur Yotterie verhält ſich das Yotterie-Anlehen wie ein fleiner Börjenjobber 
zu einem großen, welch' letzterer dann Baron genannt wird und in manchen 
Kreifen falonfähig erjcheint. Je nachdem die Tilgung nebft der ganzen oder par- 
tiellen Berzinfung Gegenstand der Berloojung ift, unterfcheidet man verloosbare, 
bloße Yotterie- uud verzinsliche Lotterie-Anlehen. Mit Hilfe von Yotterie-Anlehen, 
welche fie namentlich jeit den zwanziger Jahren in Defterreich Ungarn, ihrem er- 
giebigiten Ausbeutungsfelde, veranftalteten, legten die Rothſchild's die Grundlage 
zu ihrem Reichthum Durch das Neichsgejeg vom 8. Juni 1871 wurde diejem 
börjefommentmäßigen Glücksſpiel für das deutjche Reich ein Riegel vorgejchoben 
— zu großem Yeidwefen gerade derjenigen Nationalöfonomen, welche den Reiche: 
poitjparfaffen grundſätzliche Oppoſition machen. So juchte der Abgeordnete 
Bamberger bei der Berathung des eben erwähnten Geſetzes die Prämienloofe im 
Anterefje der Natenbanten x. als Sparanlagen hinzuftellen, indem er jagte: „Die 
Yotterien, wie fie bet uns in Süddeutjchland (will jagen: Baden und Heſſen— 
Darmftadt) gelten, jind weiter nichts als eine Art von Sparfajfen mit dem 
Anreiz, durch eine illuforiihe Hoffnung zu eimer Belohnung zu fommen. Der 
Haustnecht, der fih ein Fünfunddreifig-Guldenloos fauft, trägt ſein Waffer nicht 
weniger und hackt jein Holz nicht weniger, weil er hofft, es wird fein Loos 
herausfommen und ihn erlöfen; das ift fein Spieler, wie er in Wiesbaden oder 
Baden zu ſpielen pflegt. Die Käufer folher PBrämienobligationen find unfchuldige 
Arbeiter, Gewerbtreibende, Dienftboten, die, wenn fie einmal 20, 30, 40 oder 
100 Gulden haben, ftatt ſich einen Shawl oder ein jeidenes Kleid zu faufen, 
jagen : ich will mir das ſparſam anlegen, ich will Zinfen davon machen und will, 
wie man fich jehr bezeichnend ausdrüdt, dem Glück ein Hinterthürchen öffnen, — 
ein Hinterthürchen, umd nicht die große Pforte, und darin liegt der ganze Unter 
ſchied.“ Bei diejer feiner Auffaffung von Lotterie-Anlehen fcheint der Abgeordnete 
Bamberger, wie der echte Spieler, nur die glücdlichen Gewinner im Auge gehabt 
zu haben, obſchon diefelben nur die jeltenen Ausnahmen bilden. So hatten von 
je 100 Obligationen der Prämienanleihe der Stadt Bukareſt vom Jahre 1869 
nur je 2 die Hoffnung auf Gewinn, die übrigen 93 aber nur die Ausjicht, den 
Mennwerth zurüdzuerhalten d. i. eine Ausficht auf Verluſt. Damals vertrat der 
Abgeordnete Bamberger bei der Befürwortung der Yotterie-Anleihen und ihrer 
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Zulaffung in Deutfchland mit Betonung den Standpunkt der unbeichränften 
Verfehrsfreiheit und erklärte e3 für eine Anfonjequenz, wenn man, nachdem man 
die Inhaberpapiere auf Aktien, die Kurpfufcherei, den Wucher und Anderes frei- 
gegeben habe, die Prämien-Anleihen nur deshalb bejchränfen wolfe, weil die 
meiften Abnehmer derjelben fich über deren Ertrag und Werth täufchten. Es jet 
dies, jo jchloß Redner unter dem Beifall des hohen Haufes, „eine Verfündigung” 
— nicht etwa an®Perfonen, fondern an — einer Doftrin, nämlich an dem Grund: 
fake des freien Verkehrs. Pſeudoſparbanken, Natenbriefe und Promeſſengeſchäfte 
haben, indem fie die Votterie-Anleihen zu popularifiren und auch die minder: 
bemittelten Kreiſe des Volkes zu beſchwindeln und zu betrügen verfuchten, die 
legten Konfequenzen aus den Prinzipien des Abgeordneten Bamberger gezogen, 
bis der Gejeßgeber ihrem Zreiben ein Ende madte. 


Im Eldorado des Lotterie- und Börjenfpiel® aber, in Oeſterreich, ſchien 
zeitweife verwirklicht zu jein, was Mam Müller, welcher fchon um 1820 
an den öfterreichifchen Anleihen „die ſchändende ‘Form der Kontrafte mit Juden 
und die tiefe Unfittlichkeit der Yotterieanleihen" getadelt hatte, prophezeite: daß 
jede neue Geldverpflichtung des Staates ein neuer Schritt fei, alle individuellen 
Beitandtheile desjelben zur Meiediatifirung unter irgend einer Deputirtenfammer 
von Wucherern und Parvenüs vorzubereiten. 


„Auf jenem Gebiete freilich, wo das Spiel die größte Ausdehnung gewonnen 
hat und den meiften Schaden anrichtet, in der Gemwinnjpefulation auf die Preis- 
fonjunfturen des Waaren- und des Kreditmarftes, ift dieſes Ankämpfen (von 
Recht und Sitte namentlich behufs Verhütung der mit jedem Spiel engverbundenen 
Spielbetrügereien) fat erfolglos gewejen und wird jelbft bei ftrengerer Neaftion 
des Nechtes und der Moral infoweit erfolglos bleiben, als es nicht durdy eine 
geihloffenere Organifation der Großproduftion und des Grofßverfehrs und durd 
Einſchränkung des unproduftiven Kredites gelingt, die Zufälle der Preisfonjunktur 
und die einjeitige Beeinfluffung der Preisbeftimmung (durch Geldübermacht und 
Börjenmandver) einzuengen oder ganz auszuſchließen“ (Schäffle, Bau und Leben 
des jozialen Körpers II 318.) 


Die Praris der Poſtſparkaſſen. 
Die Poſtſparkaſſen in England. 


Der fraatsjozialiftiihe Gedanke, von Staatswegen in den freien Geldverfehr 
und in die Privatthätigfeit einzugreifen und Staatsorgane mit der Annahme und 
Verwendung von Spargeldern zu betrauen, entjtammt jenem Lande, in 
welhen man immer jo lange der Theorie des Meancheftertyums Huldigte, als die 
Praris nicht Abweichungen davon geboten erfcheinen lief. Schon im Jahre 1807 
batte der Abgeordnete Withbread dem engliichen Parlament einen Antrag auf Er- 
richtung einer „Post office savings bank“ verbimden mit einer Lebensver- 
fiherung unter Auffiht und Garantie der Regierung unterbreitet „for the 
benefit of all those who subsist wholly, or in great part by the 
wages of their labour“, alfo zu Gunften derjenigen, welcde theilweiſe oder 
ganz vom Yohne ihrer täglichen Arbeit leben. Vierundfünfzig Jahre fpäter wurde 
dieſes Projekt verwirklicht. Durch Geſetz (Viet. 24 C. XIV) vom 17. Mai 1861 
wurden die englischen Boftiparkafien auf Antrag des Premierminifter® Gladftone 
mit nachfolgenden Hauptbeftinnmungen angenommen, welche either von den Ge— 
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jetgebungen anderer Yänder, injomeit diejelben Poſtſparkaſſen eingeführt haben, in 
ihren wejentlihen Grundzügen angenommen worden find. 

Die Post oflice savings bank ift eine Abtheilung der Poftverwaltung; 
fie führt Rechnung und Verwaltung über die durd die Poftämter gefammelten 
Einlagen; auf ihre Anordnung erfolgt die Rüdzahlung; bezüglid” Einlage jo: 
wohl als Rüdzahlung ift eine finnreiche und zwedentiprechende Kontrole gejchaffen ; 
für die Einlage eriftirt ein Minimum (1 Schilling) und ein Maximum (200 Pf. 
St.), ebenfo für die VBerzinfung (1 Pf. St.); wird das Maximum überjchritten, 
jo hört die Verzinfung (2°/, Proz.) auf und es erfolgt die Umwandlung in Staats— 
papiere ex oflicio, wenn der Einleger die Einlage binnen einer feitgejetten Friſt 
nicht vermindert. Jeder Einleger darf nur ein Einlagebücel befigen; im Falle 
der Uebertretung dieſer Beſtimmung läuft er Gefahr, das Kapital der übrigen 
Einlagebüchel zu verlieren. Die Einlage, die Kündigung und die Nüczahlung 
fann bei jedem Poftamte gejhehen. Das Einlagebüchel lautet auf den Einleger 
in Perjon, und nur an diefen oder feinen gejeglichen Vertreter, Nechtsnachfoiger 
oder Bevollmächtigten wird Zahlung geleiftet. Die Maßregeln zur Feftitellung 
der Identität der Perjon find äußert einfach und bieten weder für die Einleger 
noch für die Poſtanſtalten Schwierigkeiten, vermehren aber die gewünschte Sicherheit. 
Für die Nüdzahlung des Kapitals ſammt Intereſſen haftet der Staat ohne Vor: 
behalt. Beſchlagnahme des Büchel! oder ein Verbot auf dasjelbe werden von der 
Pojtanftalt nicht zugelaffen, welche verpflichtet ift, Niemandem, ohne Ausnahme, 
Meittheilungen über die Perjon der Einleger und den Stand ihrer Einlagen zu 
machen. Der Zinſenüberſchuß gehört dem Staate. Die Veranlagung erfolgt in 
Staat3papieren oder in Werthen, die der Staat garantirt hat. Die Verzinjung 
läuft von einem geſetzlich beſtimmten Monatstage nad) der Einlage bis zu einem 
gejeglich bejtimmten Meonatstage vor der Nüczahlung. Die Zinfen werden am 
Ende jedes Kalenderjahres in die beftehenden Büchel eingetragen und zum Kapitale 
gefchlagen. Für die Korrefpondenz mit den Einlegern beſteht Portofreiheit. Das 
Poftiparkaffenamt unterliegt der Kontrole des Staatsrechnungshofes und hat monatlic) 
einen Gefchäftsausweis zu veröffentlichen. Der jährliche Rechnungsabſchluß wird 
dem Parlamente mit einem Nechenjchaftsberichte vorgelegt. 

In Betreff der Organifation der engliſchen Poftiparfaffen gibt eine amtliche 
Beröffentlihnng von öfterreichiicher Seite (die Boftjparfafjen in England, Belgien, 
Holland und Frankreih, Wien 1882) eingehendfte Auskunft. Die ganze Arbeit 
beruht auf dem Verkehre des Poftmeifters mit dem Publifum und bejteht aus 
folgenden Operationen: 

1. Einleger unterzeichnet eine Erklärung. 

2. Einleger übergibt die Einlage. 

3. Der Poftmeifter trägt die Daten der Erflärung und den Betrag des 
Geldes in das Büchel, das dem Einleger ausgehändigt wird. 

4. Der Poftmeifter macht jeine tägliche Rechnung nad) gewöhnlichen Einlagen | 
und Kreuzeinlagen. | 

5. Der Poftmeifter macht ein Summarium diefer Rechnungen. | 

6. Der Poſtmeiſter macht fein Kafiafonto, 

7. Der Poftmeifter fendet Tagesrehnungen und Summarien nebjt Dekla— 
rationen und jonftigen Einläufen an das Post Savings Bank Office in London. 

8. Der Poftmeifter endet Kaffatonto in Gold an die Pofthauptfafje in 
London. 

9. Das Post Savings Bank Office in Yondon ſchickt dem Einleger eine 
Betätigung. 





P. Dehn: Zur Einführung von Reichspoſt-Sparkaſſen. 665 

10. Der Einleger ſchickt dem Post Savings Bank Office in London eine 
Kündigung. 

11. Das Post Savings Bank Office in London fendet dem Poftmeifter 
ein Avtfo und dem Einleger eine Anweifung. 

12. Der Poftmeifter bezahlt dieje Amweifung gegen Beitätigung des Ein- 
fegers in Perjon oder des Bevollmächtigten des Einlegers und jendet Anweifung, 
Aviſo und im Falle der Saldirung das Büchel an das Post Savings Bank 
Office in London. 


Die Verrehnung über die Gelder erfolgt zwiſchen Poftmeifter und Haupt- 
poftfajje. Yebtere führt ein Kontofurrent mit dem Post Savings Bank Office, 


deſſen Saldo am Ende eines jeden Monats ar das Staatsjchuldenamt abge- 
führt wird. 

Die Entwidelung der englijhen Poſtſparkaſſen veranſchaulicht nachitehende 
Ueberſicht: 





Einlagen Rückzahlungen Verbleibende 
Zahl ber — Einlagen 
Jahr | 3 Zahl der = £ 
| Einleger Zahl der Betrag in — Betrag in | Betrag in 
f Einlagen zahlungen 





61 24,826 





1 46,643 167,530 1,702 6,759 160,771 
1562 | 178,405 592,573 1,947,139 05,592 431,618 1,515,521 
1963 319,669 842,848 2,649,918 197,431 1,026,207 | 1,623,711 
64 470,858 | 1,110,762 | 3,350,084 309,242 1,834,849 | 1,515,235 
1865 611,384 | 1,302,309 | 3,719,018 | 407412 | 2,318,611 | 1,400 407 
1806 746,254 1,525,871 4,400,657 515,348 2,975,055 1,425,602 
1807 854,988 | 1,592,344 4,643,906 581,972 | 3,222,801 | 1,421,105 
18.48 965,154 | 1,757,308 | 5,333,638 637,144 | 3,669,810 | 1,668,828 
1069 1,085,785 | 1,998,844 | 5,787,218 716,466 ‚227,056 | 1,560,162 
°70 1,188,153 | 2,135,993 5.995,12] 787,172 4,758,187 | 1,236,934 
1871 1,303,492 | 2,362,821 6,664,629 845,279 | 5,115,467 | 1,549,162 
1873 1,442,448 | 2,745,245 | 7,699,917 933,975 | D,83#,660 | 1,863,257 
1973 1,556,645 | 2,917,698 7,955,740 | 1,025,333 6,584,181 | 1,371,559 
1974 1,668,733 | 3,044,692 | 8,341,256 | 1,069,669 | 6,876,096 | 1,365,160 
1975 1,777,103 3,182,433 8,753 ,852 1 112,637 7,325,561 1,458,291 
1876 1,702,374 | 3,166,136 | 8,982,350 | 1,195,603 | 7,792,477 | 1,189,873 
1877 1,791,240 | 3,267 851 9,166,749 | 1,252,965 8,.083,992 | 1,082,747 
1678 1,892,756 | 3,360,636 9,485,391 | 1,304,917 8,514,188 971,208 
1879 1,988,477 3,347,828 9,587,109 1,418,543 9,030,174 856,035 
1880 2,184,972 3,754,689 10,501,152 1,465,331 9,346,834 954,318 
188] 2,607,612 | 5,626,066 | 11,345,357 | 1,712,866 | 9,469,668 | 1,876,289 
1882 2,358,.976 6,151,469 | 13,712,859 1,935,129 10,569,553 | 2,343 ,326 





Ende 1882 Beitand der Sparkaſſenguthaben mit Zinjen * 39,087,821 


Wie diefe Ueberficht zeigt, ift die Benügung der Boftiparfaffen in England 
eine jchr rege. Aus ihrem großen Umjag und insbefondere aus den beträchtlichen 
NRüdzahlungen, welche fie zu machen hatten, ericheinen jie als das, was fie fein 
jollen, als die Aufbewahrungsitellen augenbliclic nicht zu verausgabender Beträge, 
welch letztere den eintretenden nothwendigften Bedürfnijfen zufolge jpäter dod) 
zurücgezogen werden müffen und als Eriparniffe nicht verbleiben können. 

Um noch kleinere Erjparniffe als die des Einlageminimums von einem 
Schilling möglid zu machen, find unter freier Mitwirkung von gemeinnügigen 
Kreifen als humane Vereine die jog. Pennybanken gegründet worden, weldye dem 
Sparer eine Karte zum Auffleben von 12 Stück Pennymarfen unentgeltlich ver- 
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abfolgen und ihm Marken verkaufen. Im Jahre 1880 wurden von den 1400 
engliihen Pennybanten 90,000 Sparkarten ausgegeben. 

Im Jahre 1880 murden vom Generalpoftmeifter Fawcett die Sparkarten 
eingeführt. Wer fparen will, erhält von den Poftämtern eine Karte mit einer 
Pennymarfe gegen Zahlung eines Pennys. Wer zwölf folder Marken auf dieie 
Karte geklebt hat, trägt diejelbe auf das nächſte Poftamt, wo man fie ihm als 
eine auf feinen Namen lautende Einlage im Betrage von 1 Edilling (12 Pence) 
abnimmt. Auch diefe Einrichtung hat fich trefflid bewährt. 

In ſozialpolitiſcher Hinficht leiften die englischen Poſtſparkaſſen auch dadurd 
gute Dienfte, daß fie jeder gefeglich regiftrirten Unterftügungs-, Wohlthätigfeits- 
und Verforgungs-Gejellichaft gejtatten, ihre Gelder und Ueberſchüſſe auf Verzinjung 
anzulegen. Hiemit genießen diefe Geſellſchaften ebenfalls die große Sicherheit der 
Anlage ihrer Gelder, die pünktliche, gleichmäßige Verzinfung; fie können ihre 
Rapitatien rajcheft zurüdziehen und find feinen Kursvariationen in Staat$papieren 
ausgejett. Es find dies befonders jchätenswerthe Vortheile für diefe Art von 
GSejellihaften, deren ganzes Wejen zu einer größtinöglichiten Sicherheit der Anlage 
des Kapitals und eines zuverläffigen Eingangs der Zinfen drängt. 

Blidt man auf den großen viel- und weitverzweigten Verkehr der Poſtſpar— 
faffen, in weldhem jo große Summen ſich bewegen durch jährliches Anſammeln 
von Millionen Pfund Sterl., welche in einen Beträgen als Einlagen zufliegen 
und wieder zurüdgezahlt werden, jo bildet ji) umwillfürlic die Frage, ob der 
gejhäftlice Apparat und die beftehende Kontrole genügen, um möglicherweije vor- 
fommende Fälihungen und Veruntrenungen hintanzuhalten. Nun, in der Zeit 
vom 16. September 1861 bis 31. Dezember 1868, fir welde nähere Angaben 
vorliegen, wurden von 4,171,623 Einflegern 8,770,653 Einlagen im Betrage von 
26,211,890 Bf. St. gemadt, worauf 2,745,843 Nüdzahlungen im Betrage von 
15,485,710 Pf. St. erfolgten; das ijt ein Umſchlag von 11,516, 49,6 Einlagen 
und Rüdzahlungen im Betrage vnn 41,697,600 Pf. St. Es fand. n im dieſem 
nämlichen Zeitraum 11 Fälle von Fälfcpungen und Veruntreuungen im Betrage 
von 1367 Pr. Et ftartt, wovon ſechs Fälle als ganz verloren und fünf Fälle 
als eingfebracht erklärt wurden. Dieje Ziffern fprechen ſelbſt deutlich und beweislich 
genug ür die Sicherheit und Nichtigkeit des gejchäftlichen Apparates und der be 
jtehenden Kontrole. 

Aus feinen Poſtſparkaſſen erzielt das britiiche Reich für feine Staatskaſſe 
einen nicht ganz unbeträdtlihen Nuten, welcher aus nachſtehender Tabelle er 
ſichtlich wird: 
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| 23,157,469 | 742,863 524,560 115,384 102,919 | 0,44 
26,996,550 | 908,441 619,331 145,949 143,161 |0,53 
1877 | 28,740,757 | 968,504 661,460 176,281 130,763 [0,45 


1879 | 32,012,134 | 1,067,85% 743,636 192,280 


110,906,910 | 3,687,666 2,548,987 629,894 

Der Gejammtüberfhuß der engliſchen Poftiparfaffen für den Staat jeit 
ihrem Beftehen vom 16. September 1861 bis 31. Dezember 1879 ift auf 
1,420,590 Pf. St. berechnet worden. 
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Die Poſtſparkaſſen in Belgien. 


Auf dem europäiſchen Kontinent folgte zuerſt Belgien dem fo erfolggekrönten 
Vorgehen Englands in Bezug auf Poftiparfafjen und zwar am 1. Januar 1870, 
indem es an dieſem Tage feine Poftanftalten zu Annahme: und Auszahlungs- 
ftellen der unter Verwaltung und Gewährleiftung des Staates jeit dem Jahre 
1865 errichteten Caisse Generale d’Epargne et de Retraite madte. Dieje 
Kaffe ift eine Staatsanftalt, deren Oberbeamte vom König ernannt werden. Die 
Geichäfte gehen unter Garantie des Staates mit einem Nejervefonds, defjen Höhe 
die Megierung bejtimmt, und für Rechnung der Einleger, die den Gewinnüber: 
ſchuß erhalten, je nach den fünfjährigen Abichlüffen. 

Für den „Service postale de la Caisse d’epargne“ ift am 1. Oftober 
1882 ein neues Reglement in Kraft getreten, defjen Hauptbeftimmungen bejagen : 

Jedes Poftamt ift verpflichtet, Spareinlagen entgegenzunehmen und Rück— 
zahlungen zu leiften. Die Poftämter übernehmen und quittiren in ein vom 
Generaldirektor und deffen Delegirten zu unterzeichnendes Büchlein Beträge von 
1 bi8 zu 5000 Francs. Alle diejen Betrag überfteigenden Einlagen find, den 
Fall fpezieller Ermädtigung ausgeichloffen, nur bei der Gentrale zu effeftuiren. 

Der Verwaltung der Sparfafje wird das Recht zugeiprochen, Spareinlagen 
von mehr als 3000 France per Büchlein, nachdem eine diesbezügliche Verftän- 
digung an den Einleger ergangen war, in öffentliche belgijche Werte (Fonds 
publics belges) umzufegen. Zu diefer Maßnahme ift diejelbe jelbjt dann be- 
rechtigt, wenn fie die Ueberzeugung gewinnt, daß, um einer foldhen Transaktion 
zu entgehen, mehrere Antheile eines Intereſſenten mit verjchiedenen Namen ge- 
fennzeichnet wurden. Als Minimum quittirter Einlagen gilt 1 Francs. Kleinere 
Beträge fünnen nur in Forın von Briefmarken der Boftiparfaffe zugeführt werben; 
jo ift es Jedermann gejtattet, jedoch mur bis zum Belaufe von 20 Francs per 
Monat, Poftwerthzeihen zu 5 und 10 Centimes zu dem gedachten Zwede zu 
verwenden. Schüler der öffentlichen und privaten Volks- und Mittelfhulen können 
ih Hiezu fogar der Zwei-Centimes-Marfen bedienen. Rückzahlungen können an 
allen Poftämtern erfolgen und werden bis zum Betrage von 100 Francs jofort 
geleiftet. Den Fall jpezieller Erlaubnig ausgenommen, ift jedoch der Intereſſent 
nur einmal wöchentlich beredtigt, von der Begünjtigung der fofortigen Rüdzahlung 
Gebraud zu mahen. Die Zinfen werden per Jahresſchluß abgerechnet, können 
aber jederzeit behoben werden. Wird um NRüdzahlung in einem anderen Boft- 
amte angeſucht, als in demjenigen, bei welchem die Einlage erfolgte, fo obliegt es 
dem Einleger einen dentitäts-Beweis zu erbringen. Wird die Rüdzahlung von 
Beträgen über 100 Francs beanjprudt, jo erfolgt diefe erjt nach vorhergegangener 
Kündigung, und zwar: 

für Summen von 100 bis 500 Francs nad) 15 Tagen 
„ 500 „ 1000  „ „1 Monat 
„ 1000 „ 3000  „ „ 2 Monaten 
„ 3000 Franc und mehr „ 6 — 

Was den Prozentjag anbelangt, zu welchem die Einlagen verzinſt werden, 
jo firirt da8 Normale einen Zinsfuß von drei Prozent für alle Sparbüdjlein. 
Mit 1. Januar 1882 jedoch ift diefes Ausmaß für alle jene Einlagen auf zwei 
Prozent ermäßigt worden, welde die Summe von 12,000 Francs über: 
ihreiten. Die Höhe des Zinsfußes wird von dem Generafrathe im Einverftändniß 
mit dem Finanzminifter feſtgeſetzt. In ſolcher Uebereinftimmung ift der Generafrath 
des Weiteren berechtigt, von fünf zu fünf Jahren eine Vertheilung des Reſerve— 
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fonds an die Einleger vorzunehmen. Dieſe Nepartirung hat nach beftimmten 
Vorſchriften zu erfolgen; dabei können nur jene Büchlein zu einer ſolchen heran: 
gezogen werden, welche mindeftens eine Yaufzeit von Einem Jahre aufweiſen. 
Derartige Vertheilungen haben im Jahre 1870 für die Periode 1865/70 und 
im Jahr 1875 für die folgende Periode in Höhe von zufammen 1,755,894 Franes 
ftattgefunden, welche Zulage den Zinsfuß auf 3,90 Prozent erhöht hat. 

Die Anlage der Einleger erfolgt in Staatspapieren, Wechſeln und Hypo 
thefen, in letteren beiläufig zum vierten Theil. Die Ummandlung der Einlagen 
in öffentfihe Schuldtitel kann auch jederzeit auf Wunſch des Intereſſenten er- 
folgen, und zwar nad) dem jeweiligen Kurſe der Brüffeler Börſe. 

Bon Seite der Sparfaffe-Berwaltung hat alljährlich die Einladung an die 
ntereffenten zur Vorlage der Büchel behufs Verifikation und Eintragung der 
Antereffen zu ergehen. Wer ohne genügende Motivirung diejer Aufforderung 
innerhalb eines Zeitraumes von ſechs Monaten nicht entfpricht, verliert den Zins: 
genuß von allen während diejes Jahres gemachten Einzahlungen. Endlich wird 
der Verwaltung das Recht vorbehalten, jederzeit, wenn diejelbe es für geboten er 
achtet, Einlagebücher zu veflamiren und gegen Beftätigung acht Tage hindurch in 
Depot zu halten. 

Nachjtehend noch eine Ueberficht der Gejchäftsentwidelung der „Caisse 
d’spargne“, welche jeit ihrer Umwandlung in eine Poftjparfaffe, jeit dem Jahre 
1870, erheblich rafchere Fortjchritte gemacht hat als vorher. 

















Sparguthaben 
Einlagebüher| Adam | Davon durd die 
Snögelammt |" Roftipartafien 
— Franes 





Ende 1865 


800 424,000 | — 


1867 20,600 12,044,000 

1869 52,000 19,390,000 u 
1370 57,100 20,742,400 712,891 
1871 59,400 22,012,800 1,339,762 
1872 66,000 27,321,600 2,219,044 
1873 30,500 32,928,800 3,869,614 
1874 94,900 36,086,400 5,340,030 
1875 111,400 42,904,800 7,342,602 
1876 128,000 59,158,400 10,273,510 
1877 155,500 73,616,000 13,258,030 
1878 176,900 83,892,000 ? 

1879 184,000 94,792,000 2 

1880 er = er 

1881 — — 36,731,951 
1882 136,755,423 44,643,838 


Die Poflfparkaffen in Italien. 


Nach englifchem Meufter mit geringen Abweichungen durch das unterm 27. Mat 
1875 nady mehr als fünfjähriger Vorberathung zu Stande gekommene Geſetz ſeit 
1. Januar 1876 eingeführt, funktioniren die Poftjparfaffen in Italien, wo bis 
dahin neben 2189 2ottofolfeftureu vorwiegend in den nördlichen Gegenden nur 
278 Gemeinde: und Privatiparfaffen profperirten, als Filialen der bereits 
jeit 1863 beftehenden, unter Verwaltung und Gewährleiftung des Staates wir- 
fenden „Cassa dei depositi e prestiti‘. In ihrem Bericht an den Minifter 
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der Öffentlichen Arbeiten für das Jahr 1880 nahm die Generaldirettion der 
italieniſchen Poſten Gelegenheit, auf die Gefchäftsergebniffe der italienischen Poſt— 
jparfaffen im erjten Jahrfünft ihres Beſtehens zurüdzubliden und ihre Hoffnungen 
und Wünfche für die Weiterentwiclung des Institutes zum Ausdruck zu bringen. 
Sie bezeichnete als Umftände und Faktoren, welche der Entwicklung der Poſt— 
iparfaffen hinderlich find, den Mangel an gutem Willen, der fich bei einzelnen 
Beamten an fleinen Boftanftalten in Bezug auf die Wahrnehmung des Spar— 
faffendienftes bemerklich mecht; ferner den Umverftand vieler Perfonen, die noch 
immer mehr Vertrauen zu der Verwahrung erjparter Gelder im eigenen Stroh: 
jad als zur Einlegung derfelben in die öffentlichen Sparfaffen hegen; und endlich 
die grundfägliche Feindfeligkeit, die von den Wucherern, welche fürchten, daß der 
Proletarier ſich aus ihren Schlingen befreie, der Entfaltung eines die Wohlfahrt 
der unteren Volksklaſſen bezwedenden Staatsinftitutes entgegengejegt wird. Troß- 
dem find die Gejchäftsergebniffe des Jahres 1880 fehr befriedigend gewejen, denn 
die Zahl der ausgegebenen Sparfaffenbücher ift gegen das Vorjahr um 100,976 
Stück und das Guthaben der Sparer um 20,020,574 Yire gewachſen. Die Ent- 
wicklung in den erjten fünf Jahren ergibt ſich aus folgender Ueberſicht 


Zahl der am Ende Guthaben der Ein: 


* 1 Vermehrung Vermehrung von 
des Jahres im Um— N cn feger am Ende At 
Jahi lauf befindfichen von Jahr zu Jahr des Jahres Jahr zu Jahr 
Einlagebiücher Lire u Lire Lire “. 
1876 57,354 — — 2443,404 — 


1877 114,291 56,937 99 6,474,616 4,031,512 165 
1878 157 651 45,360 38 11,385,164 4,910,245 76 
1879 238,869 x1,218 52 26,232,286 14,747,122 130 
1880 339,845 100,976 42 46,252,860 20,020,574 76 
1881 471,094 131,249 39 66,996 ,864 20,744,004 45 
1382 592,018 120,924 — 84,951,236 17,954,37 1 — 

Dabei hatten die Privatiparfaffen feineswegs zu leiden, fuhren vielmehr, 
geftügt auf die gefunden Grundlagen ihrer lofalen und provinzielfen Entwidlung, 
tort, der Wohlfahrt ihrer Diftrifte durch Begünftigung des Sparfinnes zu dienen; 
ihre Zahl wuchs von 280 auf 358 umd der Betrag der ihnen zugeführten Ein- 
tagen von 446 Dill. Lire auf 6285 Mill. Yire. 

Als Hilfsanftalten betrachtet die Poftverwaltung Schul-Sparfaffen (die jehr 
blühen), Arbeiter: Sparfaffen (minder gedeihend) und die im Heere eingeführten 
Sparfaffen. „Der Kriegsminifter hat nämlich im gerechter Würdigung des hohen 
Werthes der durd die Poftiparfaffen ausgeübten Wirkjamfeit verfügt, daß die 
militärischen Vorgejetten die von den Nefruten beim Eintritt in den Heeresdienft 
nitgebrachten Geldbeträge in Spartaffenbüchern anlegen jollen, damit die Kenntniß 
von der Einrihtung der Boftiparfaffen immer weitere Verbreitung finde.” Von 
diefer Maßregel veriprad ſich die Poftverwaltung einen guten Erfolg. Während 
ihres fünfjährigen Beftchens hat die Poſtſparkaſſe aus ihrer Geſchäftsthätigkeit 
nah Abzug aller Unfoften einen Reingewinn von 287,524 Yire erzielt. Es trat 
aljo der Fall ein, daß die Beitimmung im Artifel 15 des Gejeges über die Poſt— 
iparfaffen Platz greifen konnte, welche lautet: „Von fünf zu fünf Jahren können 
nah Anhörung des Auffichtsrathes fieben Zehntel des verbleibenden Reingewinnes 
auf die mehr als ein Jahr in Kraft befindlichen Sparkaſſenbücher nach Maßgabe 
der in den letteren im Yaufe der fünf Jahre angewachienen Zinſen vertheilt 
werden.“ Die Poftverwaltung hat daher den Vorſchlag gemacht, auf die am 
31. Dezember 1880 im Gange befindlichen, mindeftens ein Jahr alten Spar— 
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faffenbücher eine Gewinnvertheilung in Höhe von 8 °/, der von 1876 — 1880 
aufgelaufenen Zinfen zu bewirken. Der Vorſchlag der Boftverwaltung hat die 
Genehmigung des Finanzminifters erhalten. Der erwähnte Berwaltungsbericht 
fagte zum Schluffe: „Wir find freudig bewegt, daß die hinter ung liegenden fünf 
Arbeitsjahre nicht ohne Nutzen verftriden find, und von dem feften Worjate beſeelt, 
die Weiterentwidlung unferer Sparkaſſen nad Kräften zu fördern. Dabei find 
wir aber eingedenf der Worte, die uns noch fürzlich ein berühmter Staatgmann 
ins Gedädtnig rief: dak nämlid das Gefet, weiches die Poſtſparkaſſen ſchuf, mur 
einen einzigen Zwed im Auge hat, die wirthichaftlidhe und fittliche Hebung des 
Volkes, — und aus diefem Grunde darf uns nichts ferner licgen als ein Kampi 
gegen die Privatiparfaffen, mit denen wir im Gegentheil vereint fämpfen müſſen, 
um über die Macht des LUmverftandes, der Sorglofigfeit und des Leichtjinnes den 
Sieg davon zu tragen.“ 


Die Poflfparkaflen in den Wiederlanden. 


Es hat nicht geringe Anftrengungen gefoftet, in einem Staate, wie in den 
Niederlanden, wo die Staatsgewalt jo ſchwach und das befigende Bürgertum io 
ſtark ift, eine Einrichtung einzuführen, welche von gewiffer Seite ald eine jtaats- 
jozialiftifche verfchrieen worden ift. Noch in der Eröffnungsfigung des Parijer 
Wohlfahrts-Kongrefjes vom Yahre 1878 verwahrte ſich ein Mitglied desjelben, 
der niederländifche Abgeordnete de Bruyn Kops, Nedakteur des niederländiichen 
„Economift”, dagegen, daß der Staat ſich überhaupt um das Sparkafjfenweien 
fümmere. Das habe er in Holland noch niemals gethan und doch habe es gerade 
dort die Privatinitiative jo weit gebracht. Indeſſen wurde hierdurd die Ein- 
führung der Poftiparfaffen nur verjchoben; fie erfolgte durch das Gejek vom 
25. Mai 1880 in Berbindung mit jpäteren Ausführungsverordnungen (mitgetheilt 
in dem amtlidy-öfterreihiihen Werf „Die Poftiparfaffen in England, Belgien, 
Holland und Frankreich“, Wien 1882) und am 1. Aprit 1881 trat die hollän- 
dische MNijfs-Poftipaarbanf zu Amfterdam in Wirkjamfeit. 

Zwiſchen den englijhen und belgischen ftehen bezüglich) ihrer Organifation 
die niederländischen Boftiparfaffen in der Mitte. Die Rijks-Poſtſpaarbank iſt eu 
Pojtinftitut wie in England, hat aber einen Auffichtsrathb wie in Brüffel. Die 
Geſchäfte werden unter Garantie des Staates und für deffen Rechnung betrieben. 
Der Rejervefond ift unbegrenzt, er wird Eigenthum des Staates. Der Zinsfuf 
beträgt 2,64 Prozent = 11 Cents für den halben Monat. Beträge über O0 fl. 
werden nicht verzinft, doch ift ein Einlage: Marimum nicht vorgejchrieben. Als 
Einlage Minimum jollen 25 Ets. gelten. Die Verzinfung beginnt bei 1 fl. umd 
wird halbmonatlich berechnet. Einlagen und Nüdzahlungen find bei allen Poſt 
iparfafjenftellen vorzunehmen. Die Kündigungszeit ift eine vierzehntägige, dod 
fönnen an einer Anzahl von Stellen NRüdzahlungen bis zu 10 fl. jofort, wenn 
auch nur einmal wöchentlich, erfolgen. Für außergewöhnliche Fälle ift eine Si— 
ftirung der Nüdzahlungen auf 6 Meonate vorgejehen. 

Die Niederländische Bank ift der Kafjirer der Rijks-Poſtſpaarbank und be 
jorgt im Auftrage der legteren die Veranlagung, welde in Staats- und Kom- 
munalpapieren, in Pfandbriefen und in ſonſt bei der Miederländiichen Bank zu: 
gelaffenen Fonds zu erfolgen hat. Der Anfauf von Staatspapieren für Rechnung 
der Einleger ift noch nicht vorgejehen. 

Eine Denfjchrirt des Herrn Armand Safjen „Memoire sur la Casse 
d’Epargne postale des Pays-Bas“* (Amfterdam 1883) ift die nachſtehende 
Ueberficht der erjten Entwidlung der niederländiichen Boitiparfaffen entnommen: 
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1881. | ft. il. 

Mr 2...) 8341| 619] 8,960 113,338]825 111,870152> 
Mai... . | 7,756) 1,258! 9,014 120,275 58° 7,570 26 |] 112,705|32° 
Juni .71i2 LiGi 8,273 os oꝝd 08°] 11,563)54 | 81456 540 
Juli. 2.2 0.20.4 8343| 1,491 9,834 141,959 94 | 20,722 90 | 121,237!04 
August . » . ... 8,262] 1,583 9,845 139,807 36 | 25,480.49 | 114,326 87 
September . . . ı 7,863] 1,538) 9,401 39,12927 | 86,12641 
Oktober. . . . | 8,293| 1,634] 9,927 53.122114 | 67,511j528 
November . . .| 8,477 1,726| 10,203 59,964196°] 80,191/26 
Dezember . . . 8,488] 2,078) 10,566 57,601|02 74,914|07° 

36,023 276,622)38°| 850,389 157° 

1882. | 

Janıtar. . . . 114714] 3,165| 17,879 195,552/0ö°]) 59,26306 | 135,688|99> 
Februar . . . 11,136) 2,458) 13,594 154,088/29 60,666133 | 93,421196 
Wi... .; 11,104 2,964) 14,068 156,423192 | 71,470142 | 84,953|50 
April . ..' 10,507) 2,654 13,161 142,102|78 | 83,145/01 | 58,9571765 
Mai. . .» . ..110,609| 2,452) 13,061 168,535|40°6| 86,738/88 | 81,796525 
Juni . 2... ..'10,856| 2,213] 13,069 178,406/42 | 78,313/785] 100,092)635 
ui. 2.2 02..112,548| 2,556| 15,099 78,236|02 ]| 139,886|54> 
Auguit . .» . . 13,825, 2,480] 16,305 89,567/08 | 114,914|74® 
September . . . , 12,333) 2,323) 14,656 91,991|78 | 84,215137 
Oktober. . . . | 13,476) 2,803| 16,279 110,840/92°]  66,316/68 
November . . . 12,308 2,778 15,084 201,603)76 | 107,492133°] 94,111/425 







Dezember . . . | 11,940) 2,764) 14,704 115,016/80°]|  70,011!87 


185,028/67 
176,959] : 


I | 













1888. | 
Januar. . . .| 20,276 2,788| 23,064 283,446101°| 142,154|57 | 141,291)44> 
fyebruar. . . .!" 15,373. 2,163] 17,536 218,383'58 | 122,742l03°] 95,641/54° 
März . . . ., 15,450 2,608) 18,058 203,508 88° 22 67,281173 





Die Poffparkaffen in Frankreid). 


Nicht in allen Yändern gibt e8 Männer, welche jo weiten Horizontes und 
jo umeigennügig find, daß fie fi über ihren Wirfungs- und Intereſſenkreis 
erheben können. Zu diefen jeltenen Männern gehört Agathon Prevoft, General- 
agent der großen Privatiparfaffe zu Paris, „der Geſetzgeber des neueren Spar- 
faffenmweiens in Franfreih, ein Mann, welcher niemals vergefien hatte, daß die 
Sparfaffen nicht um ihrer jelbft, fjondern um des Volkes willen gegründet 
worden waren.“ 

Im Yahre 1869 wurde Agathon Prevoft von der franzöfiihen Regierung 
nach England zur Unterjuhung der dortigen Poftiparfaffeneinrihtungen entjendet 
und er war vorurtheilsfrei und unbefangen genug, um ſich Angefihts der prafti- 
ihen Bewährung derjeiben von jeinem Mißtrauen gegen Sparkaſſen als Staat$- 
anftalten befehren zu laſſen. „Allezeit,“ jo jagte er in feinem Bericht, „bin id 
ein Gegner von ftaatlihen Sparkaſſen geweien. Allein Nichts ift brutaler als 
eine lebendige Thatſache. Und was ich gejehen und beobachtet, hat meine Ueber— 
zeugung gründlich erſchüttert. In unmittelbarer Aufhauung der Thatſachen und 
in Gegenwart von Yenten, welche uns voranjchreiten und fid) wohl dabei befinden, 
fonnte ich nicht halsjtarrig bleiben und obgleih es mir aus taufend und 
einem Grunde große Uecberwindung foftet, ein ſolches Zugeitändniß zu machen, 
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fo muß ich doch erklären, daß nad meinen Beobachtungen diejes Poſtſparkaſſen— 
igftem ein großartiger Gedanke ift, deren Verwirklichung bis jett wenig zu 
wünſchen übrıg läßt." 

Nachdem man in Frankreich wie ſ. 3. in Holland und Deutſchland erfolglos 
verfucht hatte, die Betheiligung der Poftverwaltung an dem Sparkaſſenweſen in 
der Weife zu regeln, daß ledigli eine Mitwirkung der Boftanjtalten als An 
nahme» und Auszahlungsitellen für die beftehenden Privat-Sparfaffenverwaltungen, 
auf Wunſch der legteren, eintrat, entſchloß man ſich endlich zur Errichtung jelbit- 
jtändiger Poftiparfaffen troß der lebhaften Oppofition der bejtehenden Privat: 
ſparkaſſen. 

Nach dem Geſetz vom 9. April 1881 unterſteht das Poſtſparkaſſenamt dem 
Miniſterium der Poſten und Telegraphen in Vertretung des Staates. Die zins— 
bare Anlage der Eparfapitalien in Etaatsrenten bei einer Reſerve von '/, ber 
Einzahlung, im Maximum von 100 Mill. Fres. in Baarem, hat die Verwaltung 
der ſtaatlichen Depofitenfaffe zu beforgen. Bei allen franzöfiichen Poftanftalten, 
weldye als Agenturen der Sparkaſſe thätig find, können Geldbeiträge eingezahlt 
und zurüdgenommen werden. Der Mindeftbetrag der Einlagen ift auf 1 Fre, 
der Meiftbetrag auf 2000 Fres. feſtgeſetzt Die Spareinleger erhalten einen 
Zins von 3 Fres vom Hundert umd zwar beginnt die Zinszahlung vom 1. oder 
16. des Monats nad) dem Tage der Einzahlung und hört am 1. oder 16. des 
Monats auf, welcher dem Tage der Zurüczahlung voraufgeht. Am 31. Dezor. 
jeden jahres werden die Zinjen dem Kupital zugejchlagen und treten alsdann 
in gleichen Zinſengenuß. Eine Erhöhung des vorbezeichneten Kapitalbetrages der 
Einlagen ift nur zu Gunften von Arbeiterforporationen, jowie von Wohlthätigfeits- 
und anderen gemeinmügigen Vereinen gejtattet, deren Einlagen bis auf 8000 Fres. 
erhöht werden fünnen. Für Nüdzahlungen ift eine Kündigungsirift von 8 Zugen 
fejtgejeßt. Nach den Erklärungen der Negierung ijt indeh die Feſtſetzung dieier 
Frift nur eine Sicherheitsmaßregel, von welcher in gewöhnlichen Zeiten ein Ge— 
brauch nicht gemacht werden ſoll. Zur weiteren Sicherung ift fejtgejegt, daß in 
Fällen höherer Gewalt die Nüdzahlungen, nad) vorherigem Einverftändniffe des 
Staatsraths, in Zeiträumen von je 14 zu 14 Tagen nur in Theilbeträgen von 
mindejtens 50 Fred. ftattfinden fünnen. 

Eine wichtige Beitimmung des Geſetzes bezicht ji auf den Umtaufc der 
Poſtſparkaſſengelder gegen Hententitel des franzöfiihen Staats. Darnach iſt jeder 
Einleger berechtigt, die den Betrag von 10 Fres. erreichende oder überſteigende 
Einlage in Rententitel, bon in Stücken zu 10 Fres. foftenfrei umwandeln zu 
laffen. Ueberfteigt das Guthaben eines Einlegers 2000 Fres., jo erfolgt der 
Anfauf von Nententiteln von dem Ueberjchußbetrage auch ohne Antrag des Ein 
legers, wenn legterer auf eine diesbezügliche Benachrichtigung innerhalb 3 Mo 
naten feine anderweitige Beftimmung getroffen hat. 

Während die Boft-Sparkaffe den Einlegern nur einen Zins von 3 re. 
vom Hundert gewährt, werden der Boftverwaltung feitens der Depofitenfaffe für 
die an diejelbe abgelieferten Kapitalien Zinfen mit 3 Fres. 25 Ets. vom Hundert 
vom Tage der Ablieferung bis zum Tage der Zurüdziehung, den legteren wicht 
mit inbegriffen, gezahlt. Die VBerwaltungskoften der Poſtſparkaſſen werden be» 
jtritten 1) aus der Differenz des den Einzahlern zu gewährenden Zinsbetrages 
von 3 Proz. und des von der Depofitenkaffe zahlbaren Zinsbetrages von 31/, Pros. 
und 2) aus dem Unterſchiede der Zinien, welche die von der Depoſitenkaſſe an- 
gekauften Staatspapiere abwerfen und des von der Depofitenfaffe an die Poll 
verwaltung zahlbaren Zinjenbetrages von 3'/, Proz. Reichen dieje beiden Ein 
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nahmequellen nicht aus, jo wird auf die Zinfen des für die Sparfaffe zu bildenden 
Rejervefonds zurüdgegangen. 

Der Reſervefonds fett fid) zufammen : 1) aus dem Guthaben, welches der 
Fonds für Verwaltungsausgaben ergibt, jobald diefe den‘ Betrag der zu ihrer 
Dedung beftimmten Zinsdifferenzen nicht erreihen. 2) aus Gejchenten und Le— 
gaten dritter Perfonen. 3) aus Neftbeiträgen verfallener Einlagen und 4) aus 
den fapitalifirten Zinſen dieſer verjchiedenen Fonds, foweit fie nicht für Ver— 
waltungsfoften im Anſpruch zu nehmen find. Den Beträgen des Rejervefonds 
fann nur durch Gejet eine andere Verwendung gegeben werden. 

Zur Kennzeichnung der in Frankreich herrfchenden Auffaffung von den Auf- 
gaben der neugejchaffenen Boft-Sparfaffen mögen folgende Aeußerungen dienen, 
weiche der Negierungsbevollmächtigte Cochery gelegentlid) der parlamentarifchen 
Verhandlungen über das Geſetz machte. „Die Poſtſparkaſſe“, äußerte er ich, 
„wird in kurzer Zeit 6000 Poſt- und Telegraphen-Anftalten dem Sparfinn der 
Bevölferung zugänglic; machen, während jet nur 1300 Annahmeftellen vorhanden 
ind. Sie wird ferner die große Menge der ebenjo zuverläfjigen wie dienfteifrigen 
Yandbriefträger, welche bis zu den entfernteften Weilern gelangen, dem Spar: 
fajjenwejen zur Verfügung ftellen; auch wird die Sparmarfe eingeführt werden, 
mit welcher in England fo vorzügliche Ergebniffe erzielt worden find und mittels 
welcher auch die kleinſten Beträge zin&bar angelegt werden fünnen. Wir wollen 
noh mehr thun. In England ift focben ein neuer Verſuch gemacht worden, 
indem in den großen Werkftätten und Fabriken an den Löhnungstagen ein Schalter 
eröffnet wird, an welchem Erjparnijje eingezahlt werden fünnen. Ein gleiches 
joll auch bei uns gejchehen ; mit einem Worte, wir wollen, daß Niemand im 
Yande gehindert werde, die Sparfaffen mit Leichtigkeit bemüten zu können.“ 

Mit Bezug auf die Einwendungen, welche hinfichtlic; der den Privatipar- 
banfen entjtehenden Konkurrenz erhoben werden, bemerkte Cochery, daß der Staat 
da eintreten müffe, wo die Privat-nitiative nicht ausreihe. Könne die lettere 
eine Einrihtung zur Ausführung bringen, jo müſſe der Staat fern bleiben; 
aber da, wo die PBrivatinitiative ſich ohnmächtig erweije, fei es Pflicht des Staates, 
jeine Mitwirkung eintreten zu laffen. Gerade weil die Privatiparbanfen nicht 
alfen Bedürfniffen genügen, habe die Negierung das Geſetz vorgelegt. 

Auf Grund einer jpäteren Verordnung fönnen Berjonen, welche der Yandes- 
poftfparfaffe beizutreten wünjchen, fowie Inhaber von Sparbücern diejer Kaffe 
zur Anjammlung des Meindeftbetrages der Einlagen von 1 Frane auc die ge: 
wöhnlichen Freimarken zu 5 und 10 Eentimes benügen, Sämmtliche Poftanftalten, 
welche zum Poftjparfaffendieuft zugelaffen find, verabfolgen zu diefem Zwecke dem 
Publifum auf Verlangen unentgeltlich Formulare, Sparzettel genannt, auf welchen 
jie den Vor- und Zunamen Desjenigen, welcher von dem Zettel Gebrauch machen 
will, angeben. Der Befiger eines Sparzettels beflebt denfelben mit den zum 
Sparen beftimmten Freimarfen; erreicht der Werth derjelben den Betrag von 
l Franc, jo kann er den Sparzettel als baare Spareinlage bei der Poſtanſtalt 
einliefern, vorausgejeßt, daß die Freimarken nicht beichädigt, beſchmutzt oder zer: 
riffen find. Die mittels Freimarten bewirften Einlagen dürfen den Betrag von 
10 Franes monatlich für jeden Sparer nicht überjteigen. 

Im (erften) Jahre 1882 ihres Beſtehens ergaben die franzöfiichen Poſt— 
iparfafien folgenden Umjag: 

Einzahlungen:  64,634,381 Fries. von 227,438 Einleger 
Rüdzahlungen: 17,810,940 „ 
Verbleibender Bejtand: 46,823,341 Fres. 
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Beiläufig figurirten unter den Einlegern 115,000 Minderjährige und 
12,000 Frauen, zwei Kategorien, welche ihre Erjparniffe fonft in ber Regel auf 
jehr primitive Weife anzulegen pflegten. 

In feinem erften Jahresberichte über die Poftiparkaffenverwaltung wies Hr. 
Cochery nad, von welchem großen Nuten für das Publikum das gleichzeitige 
Begehen der Privat» und der Poftiparfaffen if. Und in der That fonitatirte 
gleichzeitig der Handelsminifter einen außergewöhnlichen Aufſchwung des gefammten 
Sparkaſſenweſens, was er zunächſt dem Umftande zujchrieb, daß die durch Geſetz 
vom 9. Aprit 1881 freirten Boftiparfaffen mit den eigentlichen Sparfaffen in 
organische Verbindung gebradjt und dadurd der Spartrieb der Bevölkerung wejent- 
lich erleichtert und gefördert wurde. Die Einlagen bes Jahres 1882 betrugen 
im Ganzen 744,507 Millionen Franc gegen 446,69" Millionen im Jahre 1881, 
die Steigerung beläuft fich ſonach auf nicht weniger als 297,89 Miffionen Frans 
oder 67 Prozent. Das Gejfammtguthaben der Einieger betrug 1745,57 Millionen 
gegen 1406,'3° Milfionen Ende 1881 oder um 339, Millionen mehr. Ein 
derartiges Nejultat wurde bisher nod in feinem einzigen Jahre erreicht. 


Die Poſtſparkaſſen in Pcherreid). 


Schon im Jahre 1871 war von dem früheren öſterreichiſchen Handelsminifter 
Profefjor Albert Schäffle in einem Brief an den Kaiſer die Einführung von 
Poftjparfaffen in Oeſterreich als „ein mächtiger Hebel des wirthichaftlichen Fort: 
ſchritts und der praktiſch verſöhnenden Socialreform“ bezeihnet worden, nachdem 
bereitS vorher Neumann-Spallart und andere Nationalöfonomen fi in gleichem 
Sinne ausgejprochen hatten. Allein erft nachdem das liberal-mancdhejterliche, mit 
Bank- und Börjenkreifen allzufehr liirte Miniſterium abgetreten war, wurde Eruft 
gemadt. Im Frühjahr 1882 beriethen beide Häufer des Neichsrathes über den 
Entwurf und auf Grund des Gejeges vom 28. Mai 1882 betreffend die „Ein 
führung von Poſtſparkaſſen in den im Reichsrath vertretenen Königreihen und 
Ländern“ trat am 12. Januar 1883 die neue Einrichtung in's Yeben. Der erfte 
Einleger war Kaiſer Franz Joſeph 1. 

Bei der Organijation der öſterreichiſchen Poſtſparkaſſen hat man fich enger 
als anderwärts an die bewährten engliihen Einrichtungen, auch in den Einzeln: 
heiten, angejchloffen, wie aus dem nachjtehenden Geſetze erſichtlich: 

Artikel 1. Unter ftaatliher Verwaltung und Gemährleiftung wird in Wien 
eine dem HandelSminifter unterftehende, dem Reſſort der Boftverwaltung angehörige 
Staatsjparfaffe mit dem Zitel, „KR. k. Boftiparfaffen- Amt“ errichtet. 

Der Wirkungsfreis, Organismus und Perjonalftand des Poſtſparkaſſen-Amtes 
wird im Werordnungswege fejtgejett. 

Als Sammeljtellen des Poſtſparkaſſen-Amtes haben die vom Handelsminifter 
hiezu beftimmten Poftämter in den im Neichsrathe vertretenen Königreihen und 
Ländern zu dienen. 

Dem Poſtſparkaſſen-Amte obliegt die Leitung und Ausübung der durch dieſes 
Geſetz zugewiefenen Geſchäfte; dasjelbe hat hiebei die Stantöverwaltung nach außen 
hin zu vertreten. 

Zur Erftattung gutächtliher Aeuferungen, fowie zur Antragftellung in An 
gelegenheiten, welche die Poſtſparkaſſen betreffen, wird ein Beirath beftelt. 

Die Beitimmungen über die Zuſammenſetzung diejes Beirathes, jowie die 
nähere Feitfegung diejes Wirlungskreiſes erfolgen im Verordnungswege. 








P. Dehn: Zur Einführung von Reichspoſt-Sparkaſſen. 675 


Artikel 2. Das Poſtſparkaſſen-Amt vereinnahmt die bei den Poftämtern 
einfließenden Spareinlagen und zahlt durch Vermittlung der Poſtämter die gefün- 
deten Einlagen zurück. 

Artikel 3. Alle die laufenden Erfordernifje überfteigenden Spareinlagen hat 
das Poſtſparkaſſen-Amt fruchtbringend anzulegen. 

Die Fruktificirung der Spareinlagen findet durch Anfauf von verzinglichen 
öfterreihiichen Staatsjchuldverfchreibungen ftatt. 

Artifel 4. Aus dem Ertrage der fruftifizirten Spareinlagen find die Zinjen 
hiefür, jowie die gefammten Verwaltungs» und fonftigen Auslagen zu beftreiten. 

Inſolange das Erträgnif der Anlagefonds zur Verzinſung der Spareinlagen 
und zur Dedfung der PVerwaltungsanlagen nicht ausreicht, find der Abgang, 
gleichwie die Koften der erften Einrichtung des Inſtitutes aus Staatsmitteln zu 
Yajten des Voftetats vorſchußweiſe zu leiften. 

Die Vorſchüſſe find auch aus den mit Schluß des Verwaltungsjahres ſich 
ergebenden Ueberſchüſſen an den Poftetat unverzinslich rüczuerjegen. 

Der nad) gänzlicher Tilgung obiger Vorſchüſſe verbleibende Ueberſchuß ift zur 
Bildung eines Nefervefondes zu verwenden. 

Artikel 5. Jeder Einleger erhält von der Sammelftelle (Poftamt), bei 
welcher er feine erſte Einlage erlegte, ein Einlagebuch, in welches jede Einzahlung, 
Rückzahlung und der Fapitalifirte Zinfenbetrag einzutragen ift. Jede folgende 
Einlage kann gegen Eintragung in das Einlagebuch bei jeder Sammelftelle (Poft- 
amt) bewerfftelligt werden. 

ALS Einleger hat Derjenige zu gelten, zu deſſen Gunften die Einlage erfolgte. 

Das Einlagebudy wird unentgeltlich verabfolgt und ift ftempelfrei. 

Das Poſtſparkaſſen-Amt eröffnet jedem Cinleger ein Sonto. 

Artikel 6. Das Einlagebudy wird auf den Namen Desjenigen, für welchen 
der Sparbetrag eingelegt wurde, ausgeftellt und enthält die zur Identität des- 
jelben nöthigen Vormerfe, fowie die Unterschrift des Einlegers. 

Einfeger, die nicht jchreiben fünnen, haben einen vertrauenswürdigen Mann 
mitzubringen, der die Identität des Einlegers zu beftätigen und das Einlage: 
buch an jeiner Stelle zu unterzeichnen hat. 

Eine Abtretung des Einlagebuches an einen Andern wird vom Boftipar- 
fajjen-Amte nur dann berüdjichtigt, wenn der Uebertragungsaft vor einem, mit 
dem Poſtſparkaſſendienſte betrauten Poſtamte ftattgefunden hat. 

Iſt dies geichehen, fo wird der Zeſſionär als Eigenthümer des Einlage: 
buches angejehen (Artifel 21, Alinea 3). 

Auch Minderjährige jind berechtigt, ſelbſtſtändig Eparbeträge einzulegen und, 
injofern nicht von dem gejeglichen Bertreter hiegegen jchriftliche Einſprache bei 
denn Boftjparfaffen- Amte erhoben wird, Rüdzahlungen zu empfangen. 

Im Falle des Verluftes eines Ginlagebuches wird nad) Durchführung des 
im Artifel 14 vorgejchriebenen Verfahrens ein Duplifat ansgejertigt 

Für eine und diejelbe Perſon darf nur Ein Poſtſparkaſſen-Einlagebuch aus— 
gefertigt werden. 

Wer ſich zwei oder mehrere Einlagebücher hat ausfertigen laffen, geht der 
Zinſen des in dem zweiten oder in den übrigen jpäter ausgefertigten Büchern 
eingejchriebenen Kapitals verluftig. 

Uebertrifft jedod; der Gejammtbetrag der Einlagen in den zwei oder mehreren 
Einfagebüdern, welche ein Einleger fid) hat ausfertigen lafjen, 1000 fl., oder hat 
ein Einleger binnen Einen Jahre in den für ihn ausgefertigten zwei oder 
mehreren Einlagebüchern mehr als 300 fl. eingelegt, jo geht der Einleger in dem 


1. 
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eriten Falle jenes Kapitalstheiles, welcher den Betrag von 1000 fl., im zweiten 
alle jenes Ktapitalstheiles, weldyer den Betrag von 300 fl. überjteigt, verlujtig. 

Der Handelsminifter ift ermächtigt, aus rüdjihtswürdigen Gründen den 
nad) dem vorjtehenden Abjage eintretenden Kapitalsverluft nachzuſehen. 

Den BPoftbedienfteten ift es unterfagt, außer an ihre Vorgejegten, an irgend 
Jemand Auskünfte über Namen von Spareinlegern und die von ihmen einge 
legten Beträge zu ertheilen. 

Artikel 7. Jede einzelne Einlage muß mindeftens 50 fr. oder ein Mehr: 
fadhes von 50 fr. betragen. Die Gefammtjumme der Einlagen in einem Jahre 
darf, nad) Abjchlag der in diefem Jahre erfolgten Rückzahlungen, den Betrag 
von 300 fl. nicht überfteigen. 

Das Guthaben eine Einlegers an geleifteten Einlagen und Fapitalifirten 
Zinfen darf nach Abjchlag der Nüczahlungen nicht mehr als 1000 fl. betragen. 

Einlagen im Betrage von 50 fr. fünnen auch in Briefmarken oder in be 
fonderen Poftiparmarfen, jobald die Ausgabe folder durd den Handelsminifter 
erfolgt, geleiftet werden. Diejelben find auf foftenfrei auszufolgenden ‚Form: 
laren aufzufleben. 

Artikel 8. Die Höhe des Zinsfußes für Epareinlagen wird mit Drei von 
Einhundert Gulden per Jahr feftgefegt. 

Diefer Zinsfuß kann nur im Wege der Gefeßgebung abgeändert werden. 

Artitel 9. Die Verzinfung der Epareinlagen beginnt von dem auf die 
Einzahlung folgenden 1. oder 16. des Monats und endigt mit Ablauf des dem 
Eintreffen der Kündigung beim Poſtſparkaſſen-Amte in Wien vorhergegangenen 
legten oder 15. Mlonatstages. 

Beträge unter Einem Gulden werden nicht verzinft. 

Mit 31. Dezember eines jeden Jahres werden die erwachſenen Zinjen dem 
Kapitale zugejchlagen und von da ab gleichfalls verzinft. 

Für die Antereffenberehnung wird jeder Monat zu 30 Tagen angeuommen. 

Die amtlich aufgelegte Zinjentabelle wird bei den Sammelftellen (Boftämter) 
öffentlich angeſchlagen. 

Artifet 10. Ein die Eumme von 1000 fl. überfteigender Betrag des Spar- 
guthabens wird nicht verzinft. 

Artifel 11. Das Poſtſparkaſſenamt iſt verpflichtet, jobald Einlagen und 
fapitalifinte Sinfen eines Einlegers die Ziffer von 1000 Fl. überjchreiten , den 
Einleger mittelft refommandirten Schreibens zur Verminderung jeines Spar: 
fapitals aufzufordern. 

Wenn binnen des der Aoifirung folgenden Monats der Einleger jein Gute 
haben nicht vermindert hat, werden nad) Ablauf diefer Frift für denjelben von 
Amtswegen Obligationen der in Noten verzinslihen einheitlichen Staatsſchuld 
im Nominalbetrage von 200 fl. zum Tageskourſe angefauft und der Einleger 
hievon verftändigt. 

Für die Zeit von der Ausfertigung des Avijo bis zur eingetretenen Reduk— 
tion des Guthabens eined Einiegers wird feinerlei Verzinſung geleiftet. | 

Im Falle der betreffende Einleger die für ihn angefauften Rententitel niht | 
an ſich gezogen haben follte, behebt das Pojtjparfaffen- Amt die fälligen Zinjen 
von den in jeiner Verwahrung befindlichen Obligationen und trägt dieje Zinſen 
als neue Einlage zu Gunſten des betreffenden Einlegers in den Büchern der 
Anſtalt vor. 

Ueber die im Poſtſparkaſſen-Amte erliegenden Staatspapiere eines Eintegers 
wird diejem ein Buch ausgefertigt. 
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Artifel 12. Ueber Verlangen des Einlegers und nad Zulänglichkeit feines 
Guthabens kann die Einlage zum Ankauf eines öfterreihiihen Staatspapiers 
verwendet werden. 

Artifel 13. Die Nüdzahlung des Guthabens oder eines Theiles desjelben 
an den Einleger oder deſſen Rechtsnachfolger oder Bevollmächtigten erfolgt über 
eine Kündigung, welche bei jeder von den Kündigenden zu bezeichnenden Sammel— 
ftelle (Poſtamt) gejchehen Kann. 

Die Auszahlung wird durd die in der Kündigung bezeichneten Sammel» 
ftelle (Poſtamt) gegen Worweifung de3 Einlagebudhes auf Grund einer Anweifung 
des Poſtſparkaſſen-Amtes effektuirt, ausgenommen den Fall, daß das nad) Art. 14 
eingeleitete Verfahren oder eine gejchehene Einjpradje (Art. 6 und 17) die Aus: 
zahlung hemmt. 

Gekündigte Beträge bis 10 fl. werden vom Poſtſparkaſſenamte mit Poft- 
wendung angewiefen und von den Sammelftellen (Boftämtern) unmittelbar nad) 
Eintreffen der Anweiſung des Poſtſparkaſſen-Amtes ausgezahlt. 

Die Rückzahlung von Beträgen zwijchen 10 und 100 fi. findet längjtens 
15 Tage, diejenige von Beträgen zwijchen 100 und 500 fl. längjtens einen 
Monat, diejenige von Beträgen über 500 fl. längitens zwei Monate nad Ein- 
treffen der Kündigung jtatt. 

Artifel 14. Wenn ein Einlagebud in Verluft geräth, jo tritt das folgende 
Verfahren ein: 

Der Eigentümer hat, um ein Duplifat zu erlangen, jofort den Verluſt 
unter möglidft genauer Angabe der Merkmale des Buches dem Poſtſparkaſſen— 
Amte entweder direfte oder durch die nächſte Sammelftelle (Postamt) anzuzeigen. 


Das Poſtſparkaſſen-Amt verfügt jofort die Beſchlagvormerkung in den Büchern 
mit der Wirkung, daß bis auf Weitere an Niemanden eine Zahlung auf das 
verlorene Einlagebuch geleifter werden darf. 

Zugleich läßt das Poſtſparkaſſen-Amt bei jenem Poſtamte, weldes das ab- 
handen gelommene Buch ausgefertigt hat und jenem, an welches das Bud etiva 
überwiejen wurde, durd öffentlichen Anfchlag ein Edikt kundmachen, durch welches 
Jedermann erinnert wird, daß nad Ablauf eines Monats, vom Zage der Kund- 
machung, wenn binnen diejer Friſt fein Anspruch auf das verlorene Buch ange- 
meldet wurde, dasjelbe als null und nichtig erklärt und ein neues Bud ausge- 
fertigt werden wird, 

Wird innerhalb der Monatsfriſt fein Anſpruch erhoben, fo hat vom Pojt- 
ſparkaſſen-Amte gegen Entrichtung einer Gebühr von 10 fr. öfterr. Währung ein 
Duplikat ausgefertigt und das in Verluſt gerathene Einlagebud für null und 
nichtig erflärt zu werden. 

Wird innerhalb der Monatsfrift ein Anſpruch erhoben, jo hat das Bots 
jparfafjen-Amt die Parteien an den ordentlichen Richter zu verweilen und weder 
ein Dupfifat auszufertigen, noch irgend eine Verfügung bezüglich des verlorenen 
Buches zuzulaffen, bevor über den geftellten Anſpruch durch richterliches Erfenntniß 
rechtöfräftig entſchieden ift. 

Artikel 15. Die Beitimmung des 8 1480 des allgemeinen bürgerlichen 
Geſetzbuches, wonad die Forderungen an rüditändigen Zinſen binnen drei Jahren 
verjähren, findet auf die Zinfen von Einlagen bei den Poſtſparkaſſen feine An— 
wendung. 

In Bezug auf die Verjährung von Poftiparfafien-Einlagen gelten die all- 
gemeinen gejeglihen Beſtimmungen. 
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Verjährte Einlagen fallen dem Poftärar zu. 

Die Verjährung wird durch jede neue Einlage, durd jede Kündigung und 
durch jede im Einlagebuche erfolgte Eintragung von Zinjen unterbroden. 

Artikel 16. Die von Amtswegen oder auf Verlangen der Einfeger ange- 
fauiten und von dem Poſtſparkaſſen-Amte verwahrten Etaatspapiere fallen dem 
Poftärar anheim, wenn durd 40 Fahre weder um den Bezug der Werthpapiere 
jelbft, noch der Zinjen davon Jemand fich gemeldet hat, noch endlich der Ein- 
feger während diejer Zeit bezüglich des Kapitals oder der Zinjen irgend welde 
andere Verfügung an das Poſtſparkaſſen-Amt hat gelangen Laffen. 

Artikel 17. Auf die bei dem Boftiparfaffen-Amte eingelegten Spargelder, 
beziehungsweije auf die Poſtſparkaſſen-Einlagebücher kann weder ein Verbot gelegt, 
noch ein Pfandredt erworben werden. 

Auch iſt die erefutive Einantwortung eines Poftiparfaffenbuches nicht zuläfiig. 

Diefe Beftimmungen haben auf die in Artikel 11 und 12 erwähnten, über 
angefaufte Staatsrenten ausgefertigten Bücher feine Anwendung. 

Befindet fi ein Einleger im Konkurſe, fo ift der Konkursmafjenverwalter 
berechtigt, da8 Guthaben an das Poſtſparkaſſen-Amt zu kündigen, einzuziehen und 
darüber zu quittiren. 

Eine Einſprache gegen die Rückzahlung von Spareinlagen kann nur im 
Falle eines über das Eigenthumsrecht an dem Einlagebuche abhängigen Rechts— 
ſtreites oder unter der im Artikel 6 enthaltenen Vorausſetzung Beachtung finden. 

Die Anbringung einer derartigen Einſprache hat bei dem Poſtſparkaſſen-Amte 
in Wien ſchriftlich ſtattzufinden und zwar mit den zur Beurtheilung erforder— 
lichen Vorweiſen. 

Artikel 18. Der Reſervefonds, welcher zunächſt dazu dient, allfällige Verluſte, 
von denen die Poſtſparkaſſe betroffen werden ſollte, zu decken, iſt durch Hinter— 
legung jener Ueberſchüſſe zu bilden, welche nach Abſchlag der beſtrittenen Zinſen, 
Verwaltungs- und ſonſtigen Auslagen, dann nad) Rückerſtattung der aus dem 
Proteftetat empfangenen Vorſchüſſe mit Schluß des Verwaltungsjahres aus der 
Fruktifizirung der eingelegten Spargelder verblieben jind. 

Der Nefervefond ift allmälig auf die Summe von 5 Prozent der Gejamunt: 
ſumme der Spareinlagen zu ergänzen, darf jedoch die Höhe von zwei Millionen 
Gulden öfterreichifcher Währung nicht überfteigen. 

Artikel 19. Das Vermögen des Reſervefonds ift fruchtbringend anzulegen 
und das jeweilige Erträgniß dem Reſervefonde infolange zuzufchlagen, als der 
fegtere das feſtgeſetzte Maximum nicht erreicht hat. 

at der Rejervefond die vorgejchriebene Höhe erreicht, fo wird der ganze 
Geſchäftsüberſchuß als Einnahme dem Poſtgefälle gutgejchrieben. 

Artikel 20. Ueber die Gebarung mit den bei den Sammeljtellen (Boit- 
ämtern) eingelegten Spargeldern hat das Poſtſparkaſſen-Amt vorſchriftsmäßig Rech— 
nung zu legen und obliegt die bezügliche Kontrole dem Oberſten Rechnungshofe. 

Mit Ablauf jedes Solarjahres wird der Handelöminifter einen detaillirten 
SGefchäftsbericht über die Gebahrung, die Wirkfamfeit und den Etand des Poft- 
fparfaffen- Amtes den beiden Häufern des Neichsrathes mittheilen und im amt: 
lichen Theile der „Wiener Zeitung” veröffentlichen. 

Das Poſtſparkaſſen-Amt wird den jeweiligen Stand der Anftalt in der 
„Wiener Zeitung” periodifch verlautbaren. 
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Artifel 21. Die Korrefpondenz des Poſtſparkaſſen-Amtes und feiner Organe 
mit den Spareinlegern ift portofrei. 

Das Einfommen der Boftiparfafien ift fteuerfrei. 

Die an das Poftiparkaffen-Amt, die Poftbehörden und ihre Organe gerichteten 
Eingaben der Einleger, ihrer gejeglichen Vertreter oder Bevollmächtigten in An— 
gelegenheiten des BPoftiparfaffendienftes, jowie die im Artikel 6 erwähnten Ueber— 
tragungsafte find ſtempel- und gebührenfrei, ebenjo find die Zinſen von Spar» 
einlagen von der Entrihtung der Einfommenftener und jeder in der Folge an 
deren Stelle tretenden Steuer befreit. 


Artifel 22. Der Zeitpunft, mit weldem das Poftjparfaffen- Amt in Wien, 
jowie die Sammeljtellen ihre Thätigfeit beginnen, wird vom Handelsminiſter 
feſtgeſetzt. 

Artikel 23. Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes iſt der Handelsminiſter 
betraut. 

An der Spitze des Poſtſparkaſſenamtes ſteht ein Direktor, welcher unmittelbar 
dem Handelsminifter untergeordnet ift. Letzterem ift für die Gejchäfte des Poft- 
iparfafjenamtes als konſultatives Organ ein Beirath zugetheilt, weldher aus neun 
Mitgliedern befteht, nämlich einem vom Kaifer auf die Dauer von fünf Jahren 
ernannten Präfidenten, vier vom Handelsminifter aus den gewerblichen und kauf— 
männijchen Streifen der Bevölkerung ernannten Fachmännern, drei vom Handels— 
minifter gleichfall8 ernannten aktiven Staatsbeamten, endlih aus dem Direktor 
des Poſtſparkaſſenamtes. 

Auf Vorſchlag des Schöpfers und Direktors des öſterreichiſchen Poſtſpar— 
kaſſenamtes, des Herrn Hofrath Coch, eines geborenen Hannoveraners, hat man 
in Defterreih unter Berüdfichtigung der nationalen Eigenthümlichkeiten die bes 
währte englijche Organifation zum Worbild genommen, welche, wie der Kommiſ— 
ſionsbericht des Abgeordnetenhaufes beftätigte, „die größte Konzentration des 
Dienstes, Ueberfichtlichkeit des Gebahrens, Sicherheit der Einlagen, Benütungs- 
leichtigkeit und Koftenfreiheit für die Einleger bietet und durch die an jedem Poit- 
amte des Reichs mögliche Nüdzahlung der anderswo geleifteten Einlagen das 
(ofale Konto und den lofalen Gläubiger der alten Eparfafjen zum Nationalktonto 
und Staatsgläubiger umjchafft.“ 

In Betreff aller Einzelheiten der öſterreichiſchen Poſtſparkaſſen-Organiſation 
ift auf die umfangreihen und ausgezeichneten Publikationen des Wiener Poſtſpar— 
faffenamtes zu verweifen, insbefondere auf deſſen „Zirkular-Verordnungsblatt“ 
und? „Sammlung Nr. I" (Wien 1882). Dort finden ſich aud die vielfachen 
Aufforderungen, Belehrungen, Yeitfaden zc. für die Benügung der Poſtſparkaſſen 
abgedrudt, welche raſch volksthümlich und ftart benügt zu machen das Wiener 
Poſtſparkaſſenamt mit Gefhid und Glück bemüht war, wie die erften Betriebs- 
ergebniffe zeigen, welche alle Erwartungen übertroffen und in Bezug auf bie 
Zahl der Einlagen fogar die erjten Anläufe anderer Yänder beträchtlich über- 
holt haben, 

Inzwiſchen hat die Praris bereits zu verfchiedenen willkommenen Erleichter- 
ungen in der Benügung und BVereinfahungen im Betriebe der Poſtſparkaſſen ge- 
drängt, und die eifrige Umficht des Leiters der öfterreihishen Poſtſparkaſſen jtellt 
die ftete Fortbildung diefer Einrihtung in gewiffe Ausficht. 

In der erften Zeit ihres Beſtehens zeigten die öſterreichiſchen Poſtſparkaſſen 
folgende Entwidlung: 


680 2. Dehn: Zur Einführung von Reichspoſt-Sparkaſſen. 


Anzahl Betrag Anzahl Betrag 

1883 der Einzahlungen der Rückzahlungen 

Gulden Gulden 

Januarttt 174,620 773,830 485 10,205 
Eure . 5 ea 233,626 810,558 5,618 75,278 
J— 234,406 773,014 11,853 141,084 
April > 2 2222 190,348 684,455 15,732 200,440 
Hoi - » oe 2 0 2..." 188,808 653,947 18,633 236,535 
JJJ Br RE er 132,297 571,221 16,187 232,221 
er 180,664 567.955 18,778 272.642 
Auguſt. 122,172 538,759 16,515 264,127 
September . . : 2... 111,939 523,812 16,452 268,862 
DIEIDDER. =; -: ur 110,643 589,004 17,577 322,193 
November » » 2 22....113,861 784,873 18,822 352,881 
1,706 369 7,281,432 156,052 2,376,472 


Deftand am 1. Dezember 1883 345,547 Einlagen mit 4,904,959 Gulden. 


Ende 1882 hatten in der Erften öfterreihiichen Sparkaſſe zu Wien 
303,401 Berjonen 137,55 Mill. Gulden hinterlegt. Bei den Poſtſparkaſſen be 
läuft ji die Durdjchnittseinlage auf etwa 4 fl. 10 fr., bei den größeren Spar— 
faffen des Yandes dagegen auf 400 fi 

Um e8 den Einlegern zu ermöglichen, Zahlungen durd das Poftiparfaffenamt 
in Wien bewerfftelligen zu laffen, ift feit November 1883 ein Anweifungsverfehr 
eingerichtet worden. Zu diefem Zwede werden Büchel mit je 50 Stüd Blanquetten 
zu Anweifungen (Checks) ausgegeben, welche vom Einleger nad) Bedarf benütt 
werden fünnen. Solcher Anweifungen kann fid) aber nur derjenige Einleger be: 
dienen, welcher mehr als 100 fl. bei der Poftiparfaffe erliegen hat. Die Summe 
von 100 fl. bildet die Stammeinlage; mittelft eines Chefs kann nur über den 
die Stammeinlage überiteigenden Betrag verfügt werden. Die Anweiſung muß 
innerhalb 14 Tagen beim Boftiparfaffenamte in Wien präfentirt werden, welches 
den angewieſenen Betrag jofort bei Sicht dem Inhaber auszahlt. Hat zum 
Beifpiel ein Einleger eine Zahlung in Wien zu leisten, jo füllt er das Blanguet 
des Checkbüchels aus, läßt den angewiejenen Betrag beim nächſten Poſtamte in 
feinem Einlagebüchel abjchreiben — wobei jeine perjönliche Gegenwart nicht er- 
forderlih ift — und übergibt oder überjendet den Che derjenigen Perfon oder 
Firma, an welche er die Zahlung leiften will. Dieje nun kann den angemwiefenen 
Betrag beim Poftiparfafienamte jelbft beheben oder fie fann den Chef als Zahlung 
an dritte Perfonen weiterbegeben. Will aber der Ausfteller des Cheds, daß die 
Zahlung nicht in Wien, jondern bei irgend einem Boftamte erfolgen joll, jo jetst 
er auf die Nückjeite desjelben feine Unterfchrift und die Adreffe derjenigen Perſon 
oder Firma, am welde, fowie den Namen jenes Boftamtes, bei welchem die 
Zahlung geleiftet werden foll, und jendet den jo ausgefüllten Ched portofrei und 
refommandirt an das Poftiparfaffenamt, welches den Betrag fofort bei dem be: 
treffenden Voftamte zur Zahlung anweift. Will ein Einleger vermeiden, jeden 
mit Che angewiefenen Betrag beim nächſten Poſtamte in feinem Einlagebüdel 
abjchreiben zu Laffen, jo ift ihm dazu auch Gelegenheit geboten, und zwar in folgender 
Form: Er braucht nur fein Einlagebüchel gegen Depotichein beim Boftjparfafjenamt 
zu deponiren, welches dann die Abjchreibung des angewiefenen Betrages im Ein: 
lagebüchel jedesmal jelbft beforgt. Auf Grund diejes Depoticheines können Nach— 
lagen auf das deponirte Einlagebüchel bei jedem Poſtamte bewerfftelligt werden. 

Im Wiener Boftiparkaffenamt bejchäftigt man ſich bereits mit der weiteren 
Ausgeftaltung der Organijation, einmal durd Herftellung einer Verbindung der 
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Poftiparfaffen mit den Schuliparkaffen und fodann durd Einbeziehung der Land— 
briefträger al8 Organe der Poſtſparkaſſen. 

Leider hat man ſich in Defterreic zur Aufhebung des kleinen Lotto, welches 
fort und fort Opfer fordert, nicht entjchließen können, obſchon es doch widerfinnig 
ist, Yotto und Sparfafje zugleich zu betreiben. Was die Regierung zugeftanden hat, 
befteht darin, daß die Zahl der Yottoziehungen von 30 auf 26 jährlich herabgefegt, 
jene der Kollefturen um 200 vermindert wurde, daß ferner neue Spielfammlungen 
nicht bewilligt, endlich Lottodepeſchen nicht telegraphirt werden. Der Staat3vor- 
anjchlag des Jahres 1884 jtellte für das Yotto die Bruttoeinnahmen (Spieleinlagen) 
mit 20,200,000 fl. ein; die Auslagen an auszuzahlenden Gewinnften beliefen 
ſich auf 12,460,000 fl. Aljo Neinertrag circa 7,740,000 fl., welcher ſich nad) 
Abzug der Betriebsausgaben von 1,054,000 fl. auf 6,686,000 fl. reduzirte. 

Nachſtehend noch einige vergleihsjtatiftiihe Angaben über die beftehenden 
europäischen Poſtſparkaſſen: 











Der Poſtſparkaſſen, England | Belgien | Italien Niederlande, Frankreich] Dejterreich 
Vetriebseröffnung 1861 1870 | 1876 | 1881 , 1882 1888 








Zinsfuß 29, 0 39, 3'/,°, 2%/,%, , 3% 3°), 
Veranlagung 3%, 1 37%| 5% 14 | 4% 5,4°/, 
Minimaliag . . . +% 1 0,80 | 0,80 042 | 0,80 0,45 
Marimaljagß. . .„ MA] 4000 4000 1600 — 18300 1700 
Zahl der Einlagen im 

Jahre 1882 525,408 540,531 120,924 | 176,959 | 227,438 |ca. 1,850,000 
Summe der Einlagen im 

Jahre 1882 . . M 274 Mill. 18,5 Mill. 14,3 Mil. 3,7 Mill. | 52 Mill. ca. 13,5 Mill. 
Gejammt = Sparjummen 

Ende 1882. . M|780 „357 „ 1535 „ 135 „ |372,. | ca. 9,5 Mil. 

| | 





| (1883) 


Die Poflfparkaflen im übrigen Ausland. 

Trotz aller Schwierigfeiten der Ein- und Durchführung macht die Einrichtung 
der Poſtſparkaſſen fichtliche Fortſchritte und jcheint ſich langſam in allen zivilifirten 
Yändern einbürgern zu wollen. Nachdem England im Jahre 1861 die erften 
Pojtiparfaffen ins Leben gerufen hatte, folgten bald andere Staaten, in Erfenntniß 
der hohen wirthſchaftlichen und moralischen Bedeutung diejer Jnftitution, dem von 
England gegebenen Beiſpiele. Zuerſt richtete Canada (1871: 30,476 Einleger 
mit 734,260 Pf. St. — 1882: 51,463 Conti mit 9,473,661 Dollars 
Geſammtguthaben) Poftiparfaffen nad englifchem Mufter ein; dann folgten die 
Strait3-SettlementS und andere engliihe Kolonien (Viktoria 1879: 49,233 
Einleger mit 950,101 Pf. St). Auch Japan führte im Jahre 1875 das Poft- 
ſparkaſſen-Inſtitut nad engliſchem Worbilde ein, beiläufig mit dem Erfolge, daß 
am Ende des Rechnungsjahres 1881/82 die Zahl der Einnahmejtellen 1161, die Zahl 
der Einleger 221,000 und die Summe der Einlagen nahezu 4 Mill. Marf be- 
trugen. Am 1. Januar 1884 werden in Schweden die Poſtſparkaſſen ihren Betrieb 
eröffnen. Bei der Reform des dänischen Sparkafjenwejens im Jahre 1879 fcheiterte 
der Gedanke der Einführung von Boftiparkafjen nur an dem Bedenken, daß den mäßig 
bejoldeten Pojtbeamten daraus eine größere Laſt erwachſen fünnte. Dagegen ijt 
ihon vor längerer Zeit dem nordamerifanishen Repräjentantenhaufe eine Bill 
vorgelegt worden, welche die Einrichtung von Poftiparbanfen aud für die Ver- 
einigten Staaten empfiehlt. Der Zinsfuß foll nicht über 2 Prozent, die geringjte 
Einlage 1 Dollar betragen, doc) find die Einlagen im Marimum auf 500 Dollar 
beſchränkt. In Ungarn wird die Einführung der Poſtſparkaſſen nad) öfterreichischer 
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Drganijation ohne erhebliche Abänderungen beabfichtigt. Ferner hat die ſchweizeriſche 
Bundesregierung um die Mittheilung des Organijationsftatuts der öfterreihiicen 
Roftiparkaffen erſucht, da auch jie die Einführung von Poſtſparkaſſen vorbereitet. 
Endlich hat aud) die imdifche Regierung zunächſt in der Provinz Bengalen und 
im Nordweiten Indiens die europäiſche Inſtitution der Poſtſparkaſſen eingeführt. 
Jedes Poſtamt ift eine Annahmeſtelle von Erjparniffen; die geringfte Summe, 
welche eingelegt werden kann, beträgt ſechs Pence, das Maximum eines Einlegers 
in einem Jahre darf fünfzig Pfund betragen. Die Poſt wird 3°/, Prozent Zinjen 
auf die eingelegte Summe vergüten und durchaus Feine Stempelgebühren oder 
andere Sporteln für jede Einlage oder Entnahme berechnen. Man kann darauf 
geipannt fein, ob die neue Einrichtung in Indien Beifall finden wird. 

Schon befteht zwiſchen Frankreich und Belgien ein Vertrag, fraft deſſen das 
Guthaben der Einleger ohne Koften von einem Land ing andere Übertragen werden 
kann. Aehnliche Uebereinfommen will Frankreich aucd mit England, Italien und 
Defterreich abjchliegen. In dieje Kartefle gedenfen auch die Niederlande einzutreten. 
Das ift der Anfang einer internationalen Organifation der Poſtſparkaſſen, welche 
im Weltpoftverein leicht wird weiter gebildet werden fünnen. 


Zur Einführung der Reichspoſtſparkaſſen. 


In einer anläßlich des Parijer Kongrefjes für Wohlfahrtseinrihtungen im 
Jahre 1878 erſchienenen amtlichen Denkſchrift „Die Wohlfahrtseinrichtungen der 
Deutihen Neichspoft- und Zelegraphen-Berwaltung” hatte es die Poftverwaltung 
des Deutſchen Reiches bereits für zwedmäßig erachtet, in einem bejonderen An- 
hange zu ihrem Bericht die Stellung darzulegen, welde fie, wie fie jagt, „zu 
einer der wirfjamften Einrichtungen allgemeiner fozialer Eelbjthilfe, zum par: 
kaſſenweſen“, bisher eingenommen hat. 

Nahdem die Erfahrungen in anderen Yändern, in denen das Poſtſparkaſſen— 
ſyſtem im der einen oder anderen Form Eingang gefunden hat, immer überzeu- 
gender den Beweis lieferten, daß die Epareinlagen in demfelben Maaße wachen, 
in welchem die Zahl der Annahmeftellen vermehrt und die vorhandenen dem 
Publitum zugänglicher gemacht werden: glaubte jchon damals die deutjiche Reichs— 
pojtverwaltung, eine Einrichtung, welche jo umfaſſende wirthſchaftliche Vortheile 
namentlid) für die ärmeren Klaffen der Bevölferung in Ausficht ſtellt, nicht länger 
mehr im Stadium fruchtlofer Anerbietungen ruhen laffen zu dürfen. Und um 
die Aufmerkſamkeit der gejetgebenden Körperfchaften auf diefen Gegenjtand zu 
lenken, verfaßte jie eine Denkſchrift, welche die Entwidlung der Beziehungen der 
deutſchen WNeichspoftverwaltung zum Sparkafjenwejen, jowie ihre gegenwärtige 
Stellung zu demjelben näher beleuchtete. 

Wie aus diefer Denkſchrift zu erfehen, ift man in den Streifen der deutjchen 
Neichspoftverwaltung der Entwidelung des Poſtſparkaſſenweſens in England und 
auf dem Feſtlande vom Anbeginn an mit voller Theilnahme gefolgt. „Wan 
ift bei uns darüber feinen Augenblik darüber zweifelhaft gewejen, daß die Poſt, 
indem fie die Förderung des Sparfafjenwejens in den Kreis der ihr obliegenden 
Aufgaben aufnimmt, der Bevölkerung des Yandes erhebliche Erleichterungen für 
die Bethätigung des Eparbetriebes zu bieten vermag. Die dazu erforderlichen 
Verridytungen können von den Organen der Neichspoftverwaltung ohne Beein- 
trächtigung ihrer jonftigen Pflichten mit Pünktlichkeit und Zuverläſſigkeit wahrge: 
nommen werden. Die Technif des Betriebes würde fih, im Anſchluß an das 
Poftanweiſungsgeſchäft und die fonftigen Geldverkehrseinrichtungen der Reichspoſt, 
bei ung einfacher und billiger einrichten laſſen, als in England." 


u . | —— 
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Gegen den Gedanfen, die engliihe Einrichtung ohne Weiteres auf den 
deutihen Boden zu verpflanzen, erhob allerdings die deutſche Poftverwaltung Be— 
denken. „Die von den engliſchen Verhältniffen völlig abweichenden Grundlagen, 
auf denen das Sparkaſſenweſen in Deutjchland ſich entwicelt hat und noch jet 
beruht, legten nicht wie in England das Bedürfniß nahe, ein neues Sparfafjen- 
inftitut unter Staatsgarantie ins Yeben zu rufen, Mean war vielmehr der An— 
ficht, daß es den deutjchen Berhältniffen mehr entjpreche, wenn die Boftverwaltung, 
was fie befanntlid) erfolglos angeftrebt hat, ihre Meitwirfung bei dem Sparkaſſen— 
betriebe auf die Annahme und Auszahlung von Geldern der beftehenden Spar: 
fafje beſchränkte, um leßteren unter vollftändiger Erhaltung ihrer Autonomie die- 
jenige leichte und ausgedehnte Zugänglichkeit zu verfchaffen, welche einen wejent- _ 
lichen Anreiz zur Hinterlegung von Sparbeträgen bildet.“ 

In diefem Sinne führte die erwähnte Denkjchrift der deutichen Poſtver— 
waltung aus: „Auf dem Boden freiwilliger Wohlthätigfeitspflege entſproſſen, 
haben ſich die Privatiparfaffen in England von den erjten Anfängen an mit un- 
verfennbarer Hinneigung auf Unterftügung aus Staatsmitteln und auf Anlehnung 
an die Einwirkung des Staates entwidelt. Der Staat hat gejetlich bei ver An- 
legung der Brivatiparfaffengelder mitzuwirken; er garantirt den Sparfafjenvor- 
ftänden für dieje Gelder einen beftimmten Zinsfuß, ohne im Uebrigen bei der 
Verwaltung der Sparfaffen betheiligt zu fein. Dies Verhältnis hat dazu geführt, 
daß das bei den engliihen Privatiparfafien betheiligte Publitum den Staat all- 
gemein für die Sicherheit der Sparfajjen für verantwortlich hielt und bei den 
zahlreichen und beträchtlichen Unterjchleifen, zu denen die mangelhafte Verwaltung 
der Kaſſen Anlaf gab, vom Staate Erjag forderte, der ſich diefem Verlangen in 
manden Fällen nicht zu entziehen vermochte. Die Errichtung der englijchen Pojt- 
ſparkaſſen stellt jih im Zuſammenhange dieſer Entwidelung als ein Schritt dar, 
durch welchen der Staat ſich entſchloß, die ‚Sparfaffen, für die er dod einmal 
moraliih und finanziell aufzufommen gezwungen war, zu feiner eigenen Sider- 
jtellung unter jeine Verwaltung zu nehmen. 

In Deutſchland haben die Sparkaſſen fi) bisher, in Anlehnung an den 
Gemeindeverband ftädtijcher oder ländlicher Kommnnen, der Kreis-, Bezirks- umd 
Provinzialförperichaften, im Wejentlihen autonom entwidelt. Die Einwirkung 
de3 Staats befchränft ſich auf eine wirfjame Beauffichtigung der Verwaltung ; 
fie greift jedoc in die Anlegung der Spargelder grundjäglicd; nicht ein und trägt 
für deren Sicherheit und für die Aufbringung der den Sparern zu entrichtenden 
Zinjen feinerlei VBerantwortlichkeit. 

Bei diefem von den englifchen Einrichtungen durchaus abweichenden Ent: 
widelungsgange des deuſchen Sparkaſſenweſens hat die Reichs-Poſtverwaltung bis— 
her angenommen, daß für die Einrichtung felbjtjtändiger Poſtſparkaſſen in Deutjd)- 
land ein ausreichendes wirthichaftliches Bedürfnig nicht vorliege. Sie ijt ferner 
der Anficht gewejen, daß es auch finanz-politifch nicht ohne Bedenken fein kann, 
das Reid) durd) Errichtung eines unter feiner Verwaltung und Garantie jtehenden 
Sparfajjeninftituts für die pünktliche Nüczahlung der Einlagen aud) in Zeiten 
verantwortlich zu machen, in denen, wie beim Eintritte kriegeriſcher Ereigniffe, 
erfahrungsmäßig ein erheblicher Andrang nad Nücdzahlung ftattfindet. 

Aus diejen Gründen hat die Reichs-Poſtverwaltung bisher auf die Einführ: 
ung des Poſtſparkaſſenweſens in Deutjchland verzichtet. Sie hat dagegen mehr— 
fach den Verjud gemacht, die Pojteinrichtungen durch Verbindung mit den 
beftehenden Kommunal und Kreis 2c. Sparfafjen den Sparfinne der Bevölkerung 
zugänglic” zu machen. Bei der Selbjtjtändigfeit diefer Sparkaſſen haben die 
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gedachten Verſuche ſich darauf bejchränfen müſſen, gewiſſen Sparfaffen die Mit: 
wirkung der innerhalb ihres Wirkungskreiſes belegenen Boltanjtalten zur Annahme 
und Auszahlung von Spargeldern anzubieten. 

Ein derartiges Anerbieten ift auf Grund eines im Wege kommiſſariſcher 
Verhandlung zwifchen den Königlich Preußiſchen Herren Nefjortminiftern der Fi— 
nanzen und des Innern, jowie der Reichspoſtverwaltung vereinbarten Negulativs 
im Jahre 1873 den in den Provinzen Rheinland und Weitfalen beftehenden 
Kommunal: und Kreis-Sparkaffen gemadt worden. Auf Antrag des Sparfajjen- 
Kuratoriums follten die innerhalb des Wirkungskreiſes der Sparkaſſe belegenen 
Boftanftalten die Annahme und die Auszahlung der Spargelder gegen cine zur 
Dedung der Unkosten der Poftverwaltung bejtimmte mäßige Gebühr zumädhit 
probeweife auf ein Jahr Übernehmen. Bon diefem Anerbieten ift indeifen fein 
Gebrauch gemacht worden, indem die betheiligten Sparfajjenvorjtände einerfeits 
die der Pot zu entrichtende Gebühr zu hoc, fanden, andererfeitS aber ein Be: 
dürfniß zur Vermehrung der Annahmejtellen für ihre Sparkaffen überhaupt in 
Abrede ftellten. 

Aus den gleichen Gründen hat der Magiftrat von Berlin das Anerbieten, 
die hierortS bejtehenden fiebzig Poftanftalten als Annahmeftellen der ftädtifchen 
Sparfafje, über deren Unzugänglichfeit im Publikum vielfach geflagt wird, fun: 
given zu faffen, von der Hand gewiefen. Im Widerſpruch mit den Erfahrungen, 
die Jedermann in Berlin bei Einzahlung von Einlagen bei der ſtädtiſchen Spar: 
kaſſe und deren in ben Läden einzelner Kaufleute bejtehenden Annahmejtellen 
täglidy zu machen in der Lage ist, erklärt das Schreiben des Magijtrats die in 
Berlin beftehenden Einrichtungen für die Annahme von Sparfaffeneinlagen für 
ausreichend und befriedigend. 

Angefichts diejer Erfahrungen, weldye durch die ungenügenden Erfolge des 
gleichartigen Verſuchs in Frankreich bejtätigt werden, ift die Poftverwaltung zu 
der Ueberzeugung gelangt, dat eine Anlehnung der Voftanftalten an die beitch- 
enden Sparfaffen, jo lange fie von dem Ermeſſen der Sparkfaffenvorftände abhängt, 
nicht zu erreichen ift. Soweit die diesjeitigen Wahrnehmungen reihen, fcheint 
das Intereſſe der letteren mehr auf die möglichit vortheilhafte Unterbringung 
der Sparkafjenfapitalien, als darauf gerichtet zu fein, dem Publikum die Anleg- 
ung geringer Erjparniffe zu erleichtern; fie verhalten fi) deshalb mehr theilnahms- 
108 zu Beftrebungen, weiche dem Heinen Manne möglichft zahlreiche und andau- 
ernde Gelegenheit zur jofortigen Einzahlung erjparten Arbeitslohns zu verjchaffen 
beabfichtigen. Zu dieſem Zwed reihen Annahmeftellen, die nur einen geringen 
Theil de8 Tages oder nur an einzelnen Wochentagen für den Verkehr mit dem 
Publikum geöffnet und die von dem Wohnorte oder der Arbeitsitelle der Sparers 
meilenweit entfernt find, nicht aus. 

Ohne die Erfolge irgendwie zu verfennen, welde die jolide und gedeih— 
lihe Verwaltung der in Deutjchland beftchenden Kommunal und Streis-Spar 
fafjen auszeichnen, ift die Reichs-Poſtverwaltung doc der Anficht, daß die 
Wirkſamkeit der Sparkaffen und der daraus erjprießende wirthichaftliche und me 
valiihe Nugen für die Nation jehr beträchtlich gefteigert werden könnten, wer 
and in Deutjchland, wie dies in England bei Einrichtung der Post-Office- 
Savings-Banks als Ziel vorgeſchwebt hat und thatſächlich erreicht worden if, 
jeder Heine Mann eine Sparkaffe in jeiner unmittelbaren Nähe hätte („within 
less than an hour's walk of his fire side,“ jagt Mr. Sites von Huddersfield 
in feinem an den Schaskanzler Wer. Gladftone gerichteten Vorſchlage auf Errichtung 
von Poſtſparkaſſen, der die Einbringung des bezüglichen Gefeges zur Folge hatte.) 
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Während die Neichs-Pojtverwaltung an dem vorhin bezeichneten Standpunkt 
gegenüber vielfachen Anregungen aus der Mitte der Reichs- und der Yandes- 
vertretung einzelner Bundesjtaaten, jowie von Seiten zahlreicher gemeinnütiger 
Körperjchaften Vereine und Privater bisher fethalten zu müſſen geglaubt und 
ji zu der Forderung nad Errichtung eigener Reichspoſt-Sparkaſſen ablehnend 
verhalten hat: hat es diejelbe Angeſichts der Unfruchtbarkeit diefes Standpunfts 
und der wachjenden Erfolge de8 Boftiparkaffenwejens im Auslande, für ihre 
Pliht erachtet, die Gründe, auf die das bisherige Verhalten in diefer wichtigen 
Frage ſich ftüßte, einer nochmaligen Prüfung zu unterziehen. Hierbei hat fid) 
ergeben, daR die von der Einführung von Poſtſparkaſſen in Deutjchland zu er- 
wartenden woirthichaftlihen, finanziellen und politifhen Wortheile die möglicher 
Weiſe zu bejorgenden Nachtheile bedeutend überwiegen, und daß die bisherige Zu- 
rüfhaltung der Pojtverwaltung gegenüber den in anderen Yändern erzielten Er- 
folgen und den aus verjchiedenen Kreifen im Inlande hervorgegangenen Anreg» 
ungen füglich nicht länger am Plate fein dürfte, 

Daß eine Vermehrung der Zahl und der Zugänglichkeit der Annahmejtellen, 
wie das Poftinftitut mit feiner über das gefammte Yand im Gleihmaße mit der 
Dichtigkeit der Bevölkerung und der Stärfe des industriellen Lebens vertheilten, 
den ganzen Tag oder doch den größten Theil des Tages offenjtehenden Dienft- 
ftellen zu bieten vermag, den Spartrieb der Bevölkerung fräftig und nachhaltig 
anregen würde, darf auf Grund der engliihen Erfahrungen als erwiejen be— 
trachtet werden. Auch gewähren die von der englischen Boftverwaltung veröffent- 
lihten Ermittelungen ausreichenden Anhalt für die Ueberzeugung, daß die Poft- 
iparfajien in weit höherem Mafe von den ärmeren Klaffen der Bevölkerung be: 
nugt werden, als dies bei den Privatiparfaffen der Fall gewejen ift. Hiernach 

‚ läßt fid) erwarten, daß die Gejchäftsthätigfeit der bei ung bejtehenden Kommunal- 
und Kreisſparkaſſen durch die Errichtung von Reichs-Poſtſparkaſſen einen irgendwie 
' erheblichen Abbruch nicht erleiden, wohl aber dein Epartriebe der Bevölkerung ein 
bisher nicht ausreichend angebautes Feld erjchlofjen werden würde. 

| Die engliichen Poftiparfaffen haben dadurd, daß es jedem Sparer freijteht, 
an jeder der dem Sparfafjenverfehr eröffneten Pojtanftalten innerhalb des ge- 
jammten Gebiets von Großbritannien und Irland Einzahlungen zu machen und 
Auszahlungen zu verlangen, einen unermeßlichen Vorzug vor den nur innerhalb 
ihres Vofalbezirts wirkenden Privatiparfafjen. Auf diefer auferordentlichen Be: 
weglichkeit beruht ein großer Theil des Nutens, den fie für die arbeitenden 
Klaſſen ftiften; man nennt fie gerade deshalb People's Purse, die Volksbank. 
Die Zahl der Eintragungen in Boftiparfaffenbücer an anderen als dem Aus» 
gabeorte (Cross Entries) ift eine jehr namhafte; fie beweift, daß der englijche 
Arbeiter fi) der Einrichtung in umfangreichitem Maße bedient. Die deutjchen 
Poftiparfaffen würden die gleiche Erleichterung bei uns, wo fie bis jest voll- 
ftändig fehlt, einbürgern; fie würden damit einem Theil der Mängel abhelfen, 
mit weldem das Syſtem der Freizügigkeit für den deutjchen Arbeiterjtand that- 
ſächlich verfnüpft ift. 

Die Konfurrenz mit den bei uns bejtehenden Kommunal: und Kreis-Spar- 
tajffen würde übrigens aud) dadurd) vermieden oder doc) erheblid) abgeichwächt 
werden, daß die Boftiparkaffen, dem Beijpiele Englands folgend, einen niedrigeren 
Zinsfuß als die Älteren Sparfafjen gewähren würden. Die englifchen Boftjpar: 
fajjen haben ihre Einlagen von Anfang an nur mit 2'/, Prozent verzinft ; der 
itarfe Zuſpruch, den fie troßdem gefunden haben, beweijt zur Genüge, daß es 
einem großen Theile der Sparer, und namentlid dem auf die Boitiparfaffen 
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vorwiegend angewiefenen ärmeren Theile derjelben, bei der Anlegung ihrer Gr: 
fparniffe mehr um unbedingte Sicherheit und leichte Zugänglichkeit als um emen 
Zinsertrag zu thun ift. Wenn, was aud) aus anderen Gründen erforderlich 
jcheint, der Zinsfuß der Reichs-Poſtſparkaſſen höchſtens auf drei Prozent bemejjen 
wird, jo jcheiden fie dadurd) von der Mitbewerbung mit einem großen Theile der 
bei uns beftehenden Sparfaffen, die 3'/,, 4 und aud 4'/, Prozent gewähren, 
von vornherein aus und wenden fi einer Thätigfeit zu, welche für dieje Inſtilute 
wegen der mit der Annahme Eleiner und Eleinjter Sparbeträge verbundenen Be: 
läftigung bisher im Wejentlihen ohne Reiz geblieben zu fein jcheint. 

Der vorwiegend auf Anjammlung Eleiner Erjparniffe gerichtete Zweck der 
Poſtſparkaſſen würde außerdem durd Feſtſetzung eines Meeiftbetrages, über welchen 
hinaus weitere Einlagen unzuläflig oder doch umverzinslic find, zum Ausdrud 
zu bringen fein, wie dies aud in England (Einlagen nicht über 200 Yitr.), 
Belgien (5000 Fres.) und alien (2000 Lire) der Fall if. Das engliſche 
Poftiparfaffengejeß heißt amtlid an Act to grand additional Facilities for 
depositing small Savings ad interest; ein Antrag, die Einlagen bis auf 
300 Yitr. zu erhöhen, fam 1869 nicht durch das Parlament. Für Deutjchland 
würde ein Meiftbetrag von 1500 oder höchſtens 2000 Mark jeitzuhalten fein. 

In finanzieller Dinficht ift das Bedenken, daß durch die Errichtung von 
Poſtſparkaſſen unter Reichsgewähr eine jederzeit einlösbare Reichsſchuld geichaffen 
wird, deren Deckung bei Eintrit politischer Verwickelungen gegenüber einem all: 
gemeinen Andrange nah Rückzahlung die ſchon vorhandenen Schwierigkeiten der 
Lage erhöhen müßte, bei einem Staatsgebiet, welches eine andere geographiide 
Lage hat, als das Britiſche Inſelreich, ficherlih nicht zu unterſchätzen. Es fragt 
fi indeffen, ob die Gefahr eines ſolchen Andrangs erfahrungsgemäß jo hoch iſt, | 
wie dies bei Erörterung diejes Punktes häufig angenommen wird. 

Nach den Angaben, welde das von dem Statiftiichen Bureau des König: 
reichs Italien herausgegebene Werk „Statistique generale desCaisses d’Epargne 
(Rom 1876)" enthält, hat im Jahre 1866 die ftädtijche Sparkaſſe von Berlin 
567,113 Thlr. Einlagen und 939,463 Thlr. Auszahlungen gehabt, aljo fajt 
zwei Drittel mehr ausgezahlt al3 eingenommen. Das Gejammtguthaben der 
Sparer, das Ende 1856 ſich auf 2,600,093 Thlr. belief, hatte ſich Ende 1866 
auf 2,297,327 Thaler vermindert. Die Abnahme betrug hiernady micht mehr 
als ein Achtel des Geſammtguthabens. | 

Im Jahre 1870 betrugen bei derjelben Sparkaſſe die Einzahlungen 
721,020 Thlr., die Auszahlungen 780,386 Thlr., die legteren überwogen jomit 
um 8 Prozent. Eine Verminderung des Gefammtguthabens trat nidt ein. 

Für ganz Preußen hatte das Jahr 1866 einen Nüdgang des Gejammt: 
Sparfafjenguthabens nicht zur Folge. Die Wirkung des Krieges bejchränfte ſich 
darauf, daß die Vermehrung der Einlagen, die im Jahre 1865 den Betrag von 
27 Millionen Franes erreicht hatte, fi) während des Jahres 1866 nur auf rund 
4 Millionen Francs bezifferte. Das Jahr 1870 hatte nicht einmal eine wejentlihe 
Verminderung des Wachsthums der preußiichen Sparfaffen zur Folge, da die Ver— 
mehrung des Gefammtguthabens, welche 1869 46,000,000 Fres. betragen hatte, 1870, 
diefje Summe nocd etwas überjteigend, die Ziffer von 47,000 000 Fres. erreichte. 

Aber auch bei unglücdlichem Kriegslauf ift die Einwirkung der Ereignife 

auf die Sparkaſſen immerhin nur eine bejchränfte. 
Bei der Sparkaſſe ın Frankfurt a. Main ſollen nad) mir gewordenen Mit: 
theilungen während des Jahres 1866 die Auszahlungen nur um 9 Prozent 
jtärker gewejen jein als die Einlagen. 
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Bei der Sparkaſſe von Wien überſtiegen 1866 die Einlagen die Auszahl- 
ungen um rund 2 Millionen Gulden. 

Die Sparfaffe von Paris, deren Vermögen Ende 1869 fih auf rund 
54 Millionen Francs belaufen Hatte, hat fid) in den Jahren 1870 und 1871 
um 18 Millionen, alſo trog Belagerung, Kriegsjteuer und Kommune nur um 
ein Drittel ihres Gejammtbetrages verringert. 

In ganz Frankreich hat das Gejammtguthaben der Sparfaffen betragen: 

am 1. Januar 1870 684 Mill. Fres., 
en 9 „. 43871 632 „ . 
— „ 1872 538, R 

Die Abnahme von 146 Mill. Francs beſchränkt fi auf rund 22 Proz. des 
Gejammtvermögens. 

Dieje Zahlen dürften eine Gewähr dafür bieten, daß ſelbſt in äußerft uns 
günftigen Zeiten und bei ftarfem Andrange nad Rückzahlung höchſtens ein ent— 
iprehender Theil, niemals aber der Gejammtbetrag des Sparkaffenvermögens 
liquide zu ftellen ift. 

Die Gefahr eines Andranges, die jelbft in diefer Begrenzung unver 
fennbar bedeutend ift, läßt ſich jedody durd eine Neihe von Sicherheitsmaßregeln 
mildern, 

Zunächſt wird die Zurücdzahlung der Spareinlagen von Innehaltung be— 
itimmter, der Höhe der Rückforderung entjprechender Kündigungsfriften abhängig 
zu machen jein. Solche Nüdzahlungsfriften, wie fie aud für die Kommunales 
und Kreisſparkaſſen ftatutariich beitehen (in Berlin werden ohne Auffündigung 
60 Mark, mit zweimonatlicher Kündigung 60 bis 240 Mark, höhere Summen 
mit dreimonatlicher Kündigung zurücgezahlt), find auch für die beigiichen und die 
italienischen Poftiparfaffen eingeführt. Ihr Nuten befteht nicht blos darin, daf 
der Sparfaffenverwaltung die Möglichkeit zur Beihaffung von Auszahlungsmitteln 
gewährt wird, jondern daR auch die Sparer Zeit zur Bejinnung erlangen. Die 
Kündigungsfrift mildert für beide Theile den Stoß, den der Kredit durch den 
Eintritt politiicher Verwickelungen erfährt. 

Es wird ferner darauf Bedacht zu nehmen fein, daß das Vermögen der 
Voſtſparkaſſen nicht ausschließlich in Effekten angelegt werde, deren Werth ich 
beim Eintritte, von Kriegsfällen 2c. zu verringern pflegt. Das beigijche Caisse 
Generale d’Epargne et de Retraite unterjcheidet zu diefem Behufe zwijchen 
povijorischer und endgültiger Anlegung der Einlagen; die erftere wird im Wejent- 
lichen durch Beleihung von Dandelseffeften, Wechjeldisfont, Yombarddarlehen ꝛc., 
die zweite durch Erwerb von Staats- und Kommunal-Obligationen und Hypo— 
thefen bewirft Mach der im legten Bericht veröffentlichten Bilanz ijt die Summe 
der proviforischen Anlagen fehr beträchtlich; jie belief fi Ende 1875 auf 34 Mitt. 
Franes oder nahezu °/, des Geſammtvermögens von 58 Millionen. Der Bericht 
fonftatirt, daß die Berjchiedenheit der Vermögensanlage ſich als ein vorzügliches 
Mittel bewährt habe, um beim Eintritte jchwieriger Zeiten den Verbindlichkeiten 
der Sparfafje pünftlih genügen zu fünnen, „Les erises, qui font parfois 
affluer aux Caisses d’epargne des demandes de remboursement plus 
nombreuses, ont des causes diverses. Elles peuvent &tre provoquees 
par des evenements politiques ou. par quelque trouble dans le regime 
financier, industriel ou commercial. Dans les premier cas, les fonds 
de l'Etat eprouvant une certaine depreciation, les realisations porte- 
ront sur les valeurs du portefeuille; dans le second cas, les fonds de 
Etat étaut d’autant plus recherch6s et en hausse que la confiance 
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fera defaut aux valeurs industrielles et commerciales, la vente des 
fonds de l’Etat permettra non-seulement de faire face aux rembour- 
sements, mais encore de venir en aide au commerce, & l’industrie etä 
l’agrieulture.* Wenngleich die beigifhen Erfahrungen nicht ohne Weiteres als 
beweifend für das Verhältnig gelten fünnen, das ſich bei Errichtung deutjcher 
Poftiparfajien herausitellen würde, jo würde es ſich doch empfehlen, daß der Ver 
waltung der Reichs-Poſtſparkaſſen gejetlih eine ähnliche Ermächtigung bezüglih 
der Anlegung der Epargelder ertheilt werde, wie jie für die Adminiftration der 
belgiſchen Caisse Generale befteht. 

Endlic wird auf Anjammlung eines Nefervefonds Bedacht zu nehmen fein, 
der bei einem allgemeinen Andrange fofort zur Hand wäre, um die Nüdzahlung 
prompt zu leiften und dadurd) das Vertrauen auf die unbedingte Sicjerheit der 
Kaſſe aufrecht zu erhalten. 

Wenn durd diefe Mafregeln die finanziellen Bedenken gegen die Errichtung 
von Reichs-Poſtſparkaſſen aud nicht als vollftändig bejeitigt zu erachten find, io 
jcheint doch die Möglichkeit einer Gefährdung oder einer thatfäkhlichen Schädigung 
des Reichskredits feine naheliegende zu fein. Es ift anzunehmen, daß die Poſt— 
jparfaffen auch in bewegten Zeiten ohne Verlängerung der Nüdzahlungsfriten 
und ohne Zuhilfenahme außerordentliher Ausfunftsmittel, wie der Ausgabe von 
Darlehnsfafjenfcheinen u. dergl., ihren Verpflichtungen nachzukommen im Stande 
fein würden. Doch würde jelbft die mögliche Nothwendigfeit des Nüdgriffs auf 
derartige außerordentliche Hilfsmittel Fein ausreichender Grund jein, um von der 
Einführung der Poſtſparkaſſen Abftand zu nehmen. In England it für den 
Fall der Inſuffizienz des Eparfaffenvermögens gejeßlich vorgeſchrieben, daß der 
Fehlbetrag aus dem Staatsſchulden-Tilgungsfonds gededt werden joll. 

Die etwaigen Nachtheile werden jedoch durch die Vortheile, welche dag Projelt 
aud vom rein finanziellen Etandpunfte aus verheißt, überwogen. 

Durd die beträhtlihen Summen, die den Poſtkaſſen baar zufliegen würden, 
würde nicht nur der bisherige Betriebsfonds der Reichs-Poſtverwaltung vermehrt 
werden, jondern aud) das gefammte höchſt bedeutende Geldvermittlungsgeihäft | 
der Poſt (Poftanweifungen, Poſtvorſchüſſe, Einziehung von Geldern auf Poftauf 
träge) eine wejentlihe Erleichterung erfahren. 

Auch über den Bereich der Voftverwaltung hinaus würde durd das Vor— 
handenjein jo beträchtlicher Mittel die Durchführung finanzieller Operationen zum 
Vortheil des Reichs gefördert werden. Die Zinsreduftion der englijchen Konfols 
von 4 auf 3'/, Prozent ift im Jahre 1834 durd den Schatfanzler Lord Althorp 
wejentlid; mittelS der Eparfaffenfonds, über die ihm gefeglid; die Verfügung zu 
ftand, zur Ausführung gebradht worden, eine Operation, die dem Staate eine 
jährliche Zinserſparniß von 53,000 Pf. Et. eintrug. Im gleicher Weije ift von den 
EC parfaffengeldern bei den jpäteren Redultionen der Konfols auf 3/, und 3 Pro;- 
vortheilhaft Gebraud) gemacht worden. Beim Ausbruch des Krimfrieges hat der 
engliſche Schatzkanzler die nöthigften Mittel zur Beftreitung der plötzlich eintretenden 
gewaltigen Ausgaben durch Verwendung von Eparkaffengeldern ohne Aufnahme 
einer Anleihe aufzubringen vermocht. j 

Schließlich gab die Neichs-Poftverwaltung der Ueberzeugung Ausdrud, dab 
die Einführung von Reichs-Poſtſparkaſſen ſich auch politijch als vortheilhaft er— 
weijen würde, indem fie ein neues Band der Gemeinjchaft um die Angehörtgen 
des Reichs fchlingt und aufs Neue befundet, wie nachdrücklich die verbündeten 
Regierungen beftrebt find, für die in der Neichsverfaffung als einer dem Zwede 
des Reichs bezeichnete Pflege der Wohlfahrt des deutjchen Volkes einzutreten. 
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An diefe Denkſchrift haben fich gelegentliche polemijche Erörterungen, außerdem 
aber auch weitere Vorjchläge geknüpft, unter welchen diejenigen des „Deutſchen 
Tageblatt“ in Berlin von dem Redakteur der Handelszeitung desfelben, Herrn 
L. Baltz, herrührend, hier erwähnt fein mögen, weil fie auf eine weiter ausge- 
ftaltete Form der Pojtjparfaffen hinausgehen. Darnach hätte die Poft die Spar- 
einlagen nur entgegenzunehmen; die eingenommenen Summen indefjen an die 
ihrem Bezirke zunächit gelegene Reichsbanf- Zentrale, Hauptſtelle oder -Stelle ab- 
zuliefern und zwar mit den Einzahlungsdeflarationen, die von jedem Sparer bei 
jeiner Depofition mit zu überreichen find, und worin der eingezahlte Betrag in 
Ziffern und Buchitaben, fowie Name und Wohnort, wie jolhe im Quittungsbuche 
angegeben find, aufgeführt jein müffen. Dieje Organe hätten über die poftjeitigen 
Einzahlungen in derjelben Weiſe an die Neichshauptbant Aufgabe zu machen, wie 
dies bezüglich der jeßigen Giro-Einzahlungen geichteht, die letztere aber alle Ein- 
zahlungen der betreffenden Perjonen auf getrennten Konten in einer Kolleftiv- 
Abtheilung „Poftgirofomtoir” zu verwalten und die Summen zinsbar anzulegen, 
Den Sparern wird für ihre Einlagen eine Verzinſung von 2 Proz. gewährt, ein 
Sag, der eine möglicht ſchnelle Heranbildung anſehnlicher Reſerven ermöglichen ſoll. 
Auszahlungen in baar auf Grund diefer Quittungsbücher finden feitens der Poft 
über 10 Mark überhaupt nicht ftatt; vielmehr hätte die Abhebung der Guthaben 
durch Pojtchel3 in Marimalhöhe von 50-—-100 Darf zu erfolgen, welde von dem 
Quittungsbuchinhaber auszuftellen, von jedem beliebigen Boftamt, unter gleichzeitiger 
Abbuchung des angewiejenen Betrages im Quittungsbuche zu vifiren und ausschließlich 
auf die Reichshauptbank in Berlin (Poftgirofomtoir) auszuſchreiben find, die hinwieder 
nur ſolche poftjeitig girirten Chets zu honoriren hat. Für diefe Chefs erhalten 
die Quittungsbucinhaber Formulare gratis ausgehändigt. Beträge über die an- 
gegebene Marimalfunme hinaus find nur durch Einreichung eines jchriftlichen 
Antrages hierauf nebjt Einfendung des Quittungsbuches, was jede Poftanftalt 
für eine fire Gebühr bewirkt, bei dev Neichshauptbanf zu erheben. Die Umlaufs— 
zeit der Poſtcheks ift auf dreißig Tage beichränft; fie find nicht girirbar. Die 
Arbeitsleiftung der Poſt ift allerdings hierbei eine erhebliche, doch bleibt zu be- 
rüdjihtigen, daß fait der gefammte einheimische Poſtanweiſungsverkehr dadurch 
aufgehoben wird. In Verbindung mit diefer fooperativen Reichsbank-Poſtinſtitution 
würden die gejammten ım Umlauf befindlichen Beträge von 5- und 20-Mark— 
Iheinen entbehrlich werden und nur vieleicht Neichskaffenfceine von 50 Mark 
in Umlauf zu belaffen fein. Die Koften der Einrichtung und Berwaltung der 
geſammten Inſtitution dürften durch die Zinsüberſchüſſe reichlich aufgewogen 
werden. Durch die Einführung von Poftchets werden die Boftanftalten in die 
Lage verjet, jeder Anforderung auf Zurüderftattung von Spargeldern unverzüglid) 
zu entiprechen, ohme zum Sonjerviren irgend größerer Kafjenbeftände als bisher 
genöthigt zu jein, jo daß fie, außer der Zahlungsvermittelung mit den Bank— 
ftellen, über ganz Deutſchland verbreitete Organe eines Elearinghoufes bilden. 
Erreicht der Betrag eines Quittungsbuches die Höhe von 510 Mark, jo ift der 
Inhaber berechtigt, den Ankauf von 500 Mark Asprozentiger preußiſcher oder 
Neichsfonfols unter Einfendung des Quittungsbuches bei der Reichshauptbank zu 
beantragen. Ueber denjelben erhält er eine Nechnung, deren Betrag im Quitt— 
ungsbuch abgebuht und wogegen auf einer bejonderen Kolonne über das Eifelt 
quittirt wird, unter gleichzeitiger Angabe der Zinstermine und der dem Inhaber 
je zu diejen Terminen zu freditirenden Zinsbeträge. Die letzteren Zinfen werden 
vom Poftgirofomtoir unaufgefordert auf den betreffenden Konten freditirt und 
lönnen auf Verlangen jedes Eparer8 in einem beftebigen Roftamt im Quittungs- 
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buche zugejchrieben werden, jedoch in einer Weife, daß Doppelfreditirungen aus: 
geichloffen find. Der Antrag auf Anlage kann für alfe Beträge, die durch 500 
theilbar find, gejtelt werden und die Reichsbank übernimmt die Aufbewahrung aller 
dieſer Effektenbeträge, deren Sategorie aber auf preuß. 4-prozent. Konſols und 
4-prozent. Reichsanleihe beſchränkt ift, antheilig an ihrem bezüglichen Geſammtbe— 
jtande, d. h. ohne Nummernaufgabe und ohne Spejenvergütung. Es ift dem Sparer 
aljo überfaffen, fein Guthaben von 500, 1000 Darf ꝛc. anzulegen, oder aber im 
Intereſſe einer leichteren Disponibilität zu 2 Proz. Zinjen jih im Poftgiroverkehr 
gutgefchrieben zu halten. In Form eines Quittungsbuches könnte Jedermann alsdann 
fein Vermögen mit ſich tragen, gegen jede Gefahr gefichert. Mit Hilfe der Poſtcheks, 
welche überall ohne Zwangskurs gerne in Zahlung genommen werden würden, 
liege fih nad) Anficht des „Deutjchen Tageblatt” der gefammte Pojtanweijungs- 
verfehr, welder für die Pojtbeamten entſchieden fehr viel Beläftigung mit jid 
bringt, einfach dadurch erjegen, dat die Pojtverwaltung ſich innerhalb des Rahmens 
des Pojtgirofomptoirs ein eigenes Anweifungsfonto errichtet, auf weldes hin 
jede Poftanftalt gegen Erlegung des Werthes und einer dem Poltanweilungsporto 
etwa entiprechenden Gebühr Checks auszujchreiben berechtigt wäre, welche dann 
wieder genau die gleiche techniiche Behandlung zu erfahren hätten, wie die von 
der Poſt vifirten Cheds der Privaten. Auf diefe Weife würde der ganze Baar- 
geldverfehr innerhalb Deutſchlands in der denkbar vollfommenften Art vereinfacht, 
jo weit es fih um fleinere Beträge handelt, die ja im Anweijungsverfehr aus: 
ichlieflih in Betradt fommen. Das „Deutihe Tageblatt“ glaubt daher, 
nicht zu weit zu gehen, wenn es im Zujammenhange mit diefer Mafregel die 
Einziehung ſämmtlicher Papierwerthzeichen unter 50, ja vielleiht unter 100 Mark 
für möglich hält. Denn der Auszahlungsbedarf bliebe ausſchließlich ein Lokaler, 
und ließe fih zum großen Theil mit Silbergeld befriedigen, weiches lettere da- 
durch allerdings in erhöhten Maße vom Berfehr aufgenommen würde. Die Ans 
ſammlung von baaren Kapitalien bei der Neihsbanf aber würde mit den Jahren 
eine ganz erhebliche werden, umd da ſich diefelbe durch geſchickte Manipulationen 
leicht zum weitaus größten Theile in Gold dürfte bewerfitelligen laſſen, jo bietet 
fi) damit auch Gelegenheit zu einer müngpolitifchen Stärkung der Pofition unjerer 
Reichsbank und zu einem erhöhten Vertrauen auch des Auslandes in unjere Münz- 
verhältniffe, die ja Doch immer fo lange einen proviforiichen Charakter tragen, als | 





der Bimetallismus nicht feine internationale Sanftion wird erhalten haben. 
Durd) die Präjentation der Boftchefs, die ausdrücklich auf Kleinere Beträge lauten, 
wird es der Banf möglich werden, häufig Zahlungen von erheblihem Geſammt— 
betrage in Silber zu leiften und das eingezahlte Gold in höherem Maße zurüd- 
zuhalten, als dies bisher der Fall fein konnte; denn die umlaufenden Checks 
fönnen mit der Zeit jehr wohl einen Werth repräjentiren, welcher den der jegt 
umlaufenden Reichskaſſenſcheine jowohl, wie eines Theils des jett zirkulirenden 
Soldes beträgt. Für die Anbahnung eines allgemeinen Chedverkehrs müßte allers 
dings erit die geießliche Grundlage geichaffen werden. | 

Am Auguft 1883 vereinbarte fid) die Neichspoftverwaltung mit dem Reichs— 
bankdireftorium, in Berlin verſuchsweiſe folhen Empfängern von Poſtanweiſungen, 
weiche mit der Reichsbank in Giroverfehr ftehen, wenn fie ſich damit einverftanden 
erklären, die Poftanmeifungsbeträge nicht baar auszuzahlen, fjondern in thren 
Sirofontos bei der Reichsbank durch Vermittelung der Boftverwaltung gutzufchreiben. 

Endlich könnte die Einbürgerung von Reichspoſtſparlaſſen auch auf die fpätere 
Ausgeftaltung eines gemeinnüsigen Verficherungsmwejens von erjprießlicher Ein 
wirkung jein. In Italien ift man auf diefem Wege bereit vorangegangen, indem 
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Mitte 1883 Negierung und Parlament unter Mitwirkung der Poſt- und Privat: 
iparfaffen die Errichtung einer „Nationalen Verjiherungsanftalt gegen Unfälle der 
Arbeiter bei der Arbeit" in Ausficht genommen haben. 


Zur Einführung der Poftiparfaffen in Württemberg. 


Mit der Einführung von Poftiparfaifen in Deutichland will die württem— 
bergiiche Regierung vorangehen und der diesbezügliche Gejegentwurf trägt das 
Datum des 16. Juni 1883. Derjelbe wird im Herbſt 1883 vom Yandtage 
(Referent wird der Abg. Kanzler von Nümelin fein) durchberathen und nachdem 
aus der Mitte desjelben in den Jahren 1879 und 1881 wiederholt Wünjche 
auf Einführung von Poſtſparkaſſen ausgefprodhen morden waren, hoffentlid) 
angenommen werden. 

In zwölf Artikeln beftimmt diejer Geietentwurf: 

Unter Gewährleiftung des Staates wird eine Poſtſparkaſſe errichtet, deren 
Verwaltung unter der oberen Yeitung und Beauffihtigung des Meinifteriums der 
auswärtigen Angelegenheiten der für den Pojtbetrieb beftehenden Direktionsbehörde 
übertragen wird. Bei Yetterer wird zur Beſorgung der mit der Verwaltung der 
Pojtiparfaffen verbundenen Geſchäfte ein Poſtſparkaſſenamt eingerichtet, deſſen 
Beamten diefelben Dienſtrechte zukommen wie den bei dem Poftbetricb angefteltten 
gleichartigen Beamten. Als Ein- und Auszahlungsitellen der Poftiparfaffe haben 
diejenigen Poftanjtalten zu dienen, welche durd Verfügung des Miniſteriums der 
auswärtigen Angelegenheiten hiezu bejtimmt werden. 

Die Boftiparkaffe kann von Jedermann benügt werden. Ghefrauen und 
Minderjährige können auch jelbftändig Einlagen maden und, fofern nicht von dem 
gejetslichen Vertreter derjelben fjchriftlihe Einſprache bei dem Poſtſparkaſſenamt 
erhoben worden ift, Zahlungen in Empfang nehmen. Durch Verfügung des 
Minifteriums wird beftimmt, ob und unter welchen Bedingungen Bereine, Körper: 
ihaften, Anftalten fich bei der Poſtſparkaſſe betheiligen dürfen. Jeder Einleger 
erhält von der Poftiparfaffe unentgeltlich ein auf jeinen Namen ausgefertigtes 
Sparkaſſenbuch, in weldes die Einlagen, die Rückzahlungen und die aufgelaufenen 
Zinfen eingetragen werden. Für eine umd dicjelbe Perion darf mur ein Poſt— 
ſparkaſſenbuch ausgefertigt werden. Derjenige, welcher jich) mehr als ein Spar— 
faffenbudy hat ausfertigen laſſen, geht der Zinjen aus denjenigen Einlagen ver: 
Iuftig, welde in den Büchern von jpäterem Datum eingetragen find. Wenn 
mehrere Bücher dasjelbe Datum haben, fo wird feine der auf dieje Bücher ge- 
madten Einlagen verzinjt. Eine Uebertragung des Guthabens an die Poſtſpar— 
kaſſe auf Dritte ift nicht zuläfjig, ebenjowenig die Beitellung desjelben als Fauſt— 
pfand, es wäre denn, daß lettere zum Behufe einer Dienftlaution gefhähe. Bet 
der Vorlegung eines Poſtſparkaſſenbuchs iſt die Poftanftalt, von welder eine Rüd- 
zahlung zu machen ift, befugt, aber nicht verpflichtet, die Berechtigung des Vor: 
zeigers zur Empfangnahme zu prüfen und die Echtheit der auf den Namen des 
Beredhtigten lantenden Empfangsbejcheinigung zu unterſuchen. 

Der Mindeftbetrag einer Einlage wird auf 1 Marf feftgejegt, Im Ber: 
ordnungswege fünnen auch Einrihtungen getroffen werden, weldye die Anſammlung 
Heinerer Beträge (etwa durch Verwendung von Poſtmarken) bis zur Erreidhung 
des Meindeftbetrags ermöglihen. Das Guthaben eines Einlegers an Einlagen 
und Binfen darf nicht mehr als 1500 Mark betragen. 

Die Beitimmungen über die Maßnahmen, welche zu ergreifen find, wenn 
da3 Guthaben eines Einlegers den zugelaffenen Meeiftbetrag überjteigt, ferner 
über die Friſten, in welchen die Rückzahlung zurücgeforderter Guthaben nad 
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erfolgter Kündigung jeitens der Einleger ftattzufinden hat, werden im Qerord: 
nungswege erlaffen. Es ift beabfichtigt, fjobald ein Guthaben den zuläfligen 
Meiftbetrag überjchritten hat, den Einleger von der Poftiparfaffe mitteljt Ein- 
jchreibbriefs zur Verminderung feines Sparfapital3 aufzufordern. Wenn die Ver- 
minderung nicht binnen einem Monat von der Benadhrichtigung ab gejchehen ift, jo 
foll nad; Ablauf diefer Frift für den Einleger von Amtswegen und unter An- 
rechnung der Unfoften eine württembergijche Staatsjchuldverfchreibung zum Tages— 
furs angefauft und der Einleger hievon verftändigt werden, indem er zugleid 
aufmerfjam gemacht wird, daß die für die Binjen der Sparkaſſe beftehende 
Steuerfreiheit auf die Zinfen aus der Schuldverjchreibung ſich nicht erftrede. 
Bon einem Meiftbetrag der Guthaben von 1500 Mark ausgegangen, joll die 
zu faufende Staatsfchuldverjchreibung auf einen Nennwerth von 1000 Mart 
lauten. Für den Fall, daß die jo angefauften Staatsjdyuldverfchreibungen auf 
erfolgte Benachrichtigung hin vom Einleger nicht zurückgezogen werden, bejteht 
die Abficht, die betreffenden Echuldverfchreibungen, nachdem zuvor ihre Einjchreibung 
auf den Namen des Einlegers auf deffen Koften ftattgefunden hat, bei der Poſt— 
behörde aufzubewahren, welche auch die fälligen Zinsabjchnitte einlöjen würde. 
Der Betrag der letteren wäre — abzüglid der Depofiteniportel, aud) der etwaigen 
Steuern und Auslagen — je als neue Einzahlung in den Rechnungen dem be 
treffenden Einleger gutzufchreiben. Außer der Aufbewahrung folder Staatsſchuld— 
verjchreibungen und der Einlöfung der Zinsabjchnitte würde auch die Ueberwachung 
der Auslofungen und Amortijationen u. ſ. w. von der Poftiparfaffe im Intereſſe 
der Einleger beforgt, welche abwejend oder aus fonftigen Gründen nit in der | 
Tage oder zu bequem find, die für fie angefauften Papiere an ſich zu nehmen. 

Ob die Einrichtung, daß die Poftiparfaffe auch auf Verlangen der Einleger den | 
Ankauf von Staatspapieren und Renten bejorgt, wie dies in England, Belgien, 

Italien, Frankreich und Defterreich vorgejehen ift, in Württemberg gleihfalls ge 

troffen werden foll, wird von weiteren Erwägungen und Erfahrungen abhängig 

zu maden jein. Als Kündigungsfrift ift im thunlichiter Berücjichtigung der | 
Intereſſen der Einleger beabfichtigt, für gewöhnliche Zeiten zunächſt nur eine für | 
etwaigen augenblidlichen Geldmangel bei einer Poſtanſtalt dienende, alfo nur aus— 

nahmsweife zur Anwendung kommende Frift von 14 Tagen in Anſpruch zu | 
nehmen. Für außergewöhnliche Zeiten find drei Monate in Anjpruch zu nchmen. 

Die Höhe des Zinsfußes für die Einlagen wird durch Königliche Verordnung 
feſtgeſetzt. (In Ausfiht genommen worden ift der Satz von 3 Prozent gegen: 
über einer 3,92-prozentigen Verzinjung der vierprozentigen Staat3- und Reichs— 
papiere bei einem Kurje von 102.) In gleicher Weife wird der Zeitpunkt be 
ftimmt, mit weldem die Verzinfung der Einlagen beginnt und endigt. Die 
Zinſen werden bis zum 31. Dezember jeden Jahres berechnet, den Einlagen zus 
geſchlagen und von da an gleichfalls verzinft. Theilbeträge einer Marf und der 
1500 Mark überfteigende Betrag eines Guthabens werden nicht verzinft. 

Im Falle des Verluftes eines Sparkaſſenbuchs wird nah Durdhführung 
eines umftändlichen Verfahrens gegen Gebühr von 50 Pf. ein neues Buch aus- 
gefertigt. 

Die Verjährung von Boftfparfaffeneinlagen richtet fi) nad) den allgemeinen 
Nehtsgrundjägen. Mit der Verjährung der Einlagen erlischt gleichzeitig der Ans 
Iprudy auf die Zinſen und auf die für die Einleger etwa von Amtswegen ange 
kauften, bei der Poftiparfaffe verwahrten Werthpapiere. Die Verjährung wird 
durch die in dem Sparkaſſenbuch des Einlegers erfolgte Eintragung einer weiteren 
Einlage oder der Zinſen oder einer Rüdzahlung durd eine Kündigung, oder 
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durch die Erhebung eines Anſpruchs auf die vorbemerkten —— oder die 
Zinfen aus denſelben unterbrochen. 


Die Einlagen ſind, ſoweit ſie die laufenden Grforderniffe der Poſtſparkaſſe über: 
fteigen, zunächſt in württembergijchen und fpäter aud) in anderen deutjchen Staats- oder 
Reichs⸗Schuldverſchreibungen zinstragend anzulegen. Die Poft- und Telegraphen- 
verwaltung ift jedoch ermächtigt, zu ihrem Gejchäftsbetrieb dem Kafjenbejtand der 
Boitiparfaffe Vorſchüſſe gegen Verzinjung zu dem Zinsfuße zu entnehmen, welcher 
bei der Anlage der Gelder in Staat$papieren erzielt worden wäre. 

Aus dem Ertrage der Einlagen (fiehe Art. 3) find die Zinſen für lettere, 
jowie die gejammten Verwaltungs- und fonftigen Koften zu bejtreiten. Die 
Koften der erften Einridtung der Poftiparfaffe, wie auch derjenige Betrag an 
Zinfen für die Einlagen und an Verwaltungs- zc. x. Koften, zu deffen Dedung 
das Zinjenerträgniß aus den Einlagen nicht hinreicht, find von der Poſtkaſſe vor- 
ihußweije zu leiften, welcher aus diefen VBorfhüffen Zinſen zu vergüten find. 


Zur Dedung der aus unzulänglichen DBetriebsergebniffen bei der Poſtſpar⸗ 
kaſſe entſtehenden Abmängel und der ſonſtigen Verluſte dieſer Kaſſe wird ein 
Reſervefonds gebildet, welcher in derſelben Weiſe wie die Einlagen verzinslich 
anzulegen iſt. Die Mittel des Reſervefonds können zu anderen als den eben 
bezeichneten Zweden nur auf Grund eines Geſetzes verwendet werden, Syn den 
Nejervefonds fließen: 1) der Ueberihuß, welcher der Poſtſparkaſſe nad) Tilgung 
der in Art. 9 genannten Verbindlichkeiten verbleibt, 2) die eigenen Erträgniffe 
desjelben, 3) die nad Art. 7 infolge Verjährung der Anfprüde angefallenen 
Beträge. 

Ueber das Boftiparkfaffengejchäft ift je nah Ablauf eines Kalenderjahres 
Rechnung abzulegen. Eine Darftellung über die Ergebniffe der Poſtſparkaſſe ift 
zu veröffentlichen. 

Der Zeitpunkt, mit welchem die Poftfparfaffe ihre Thätigfeit beginnt, wird 
vom Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten fejtgejegt. Demjelben fteht 
auch zu, im Fällen des Kriegs und gemeiner Gefahr die Annahme von Einlagen 
in die Poftiparfaffe einzuftellen. 

In den einleitenden Motiven zu dieſem Gejegentwurfe finden ſich folgende 
Sätze: 

„Wie in andern Ländern, ſo tritt ſeit einiger Zeit auch in Württemberg 
das Verlangen nad Einrichtungen lebhafter hervor, welche die ſichere Anlage 
ihon der Heinften Eparbeträge in einfacher Weife ermöglichen, und es haben 
diefem Streben die Pfennigiparfaffen, Schulſparkaſſen und Kinderjparfaffen ihre 
Entjtehung und ihre mehr und mehr zumehmende Ausbreitung zu verdanfen. 
AS vorzugsweife geeignet zu Beförderung des diefem Verlangen zu Grunde 
liegenden Bedürfniffes ift vielfach auf die in verjchiedenen Yändern feit längerer 
oder fürzerer Zeit eingeführten Poſtſparkaſſen hingewiejen worden.“ 


Die k. Regierung konnte fich der Ueberzeugung nicht verjchließen, daß bie 
zur Zeit in Württemberg beftehenden Sparfafjen den Anfprücden auf leichte Zus 
gänglichkeit und auf die Möglichkeit ihrer Benützung auch für die Unterbringung 
der kleinſten Sparbeträge nicht volljtändig genügen und nad ihren Statuten nicht 
genügen können. Namentlich ift dies der Fall bei der Württembergijchen Spar: 
faffe, welche nad) ihren dermaligen Statuten (Reg.Bl. von 1875 ©. 283 ff.) 
nur für die ärmeren Volksklaſſen beftimmt ift und den Mindeftbetrag der Ein- 
lage auf 2 Mark feſtgeſetzt hat.“ 
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„Dem Anjprucd auf leichte Zugänglichkeit kann eine Poftiparfafje mit Hilfe 
der über das ganze Yand ziemlich gleihmäßig verbreiteten Pojtanjtalten (der— 
malen 534), die jeden Tag für das Publifum geöffnet find, leichter und ohne 
Zweifel vollftändiger als irgend eine andere Anftalt genügen; der Wechjel des 
Wohnorts erjchwert den Einlegern weder die Ergänzung noch die Zurüdziehung 
ihrer Einlagen.“ 


„Die Forderung in Betreff der Annahme auch ſchon der kleinſten Sparbe- 
träge kann die Poſtſparkaſſe ebenfalls ohme koſtſpielige Vorkehrungen in einem 
von anderen Anjtalten nur mit bedeutenderen Opfern zu erreihenden Umfange 
befriedigen.“ 

„Die wünſchenswerthe Sicherheit der Anlage ift durch die bei einer jtaat- 
lichen Poſtſparkaſſe jelbjtverftändliche Staatsgarantie volljtändig gewährt.“ 

„Die Nejultate der bejtehenden Bojtjparkaffen find ein beredtes Zeugnik 
dafür, daß in der That das Inſtitut der Poftiparkaffen in ganz bejonderem Grade 
die Anlegung Kleiner Erjparniffe zu erleichtern und zu befördern vermag.“ 

„Die k. Regierung hat in der Erwägung, daß die größtmögliche Erleichterung 
der fjiheren Anlage von Erjparniffen einer der wirfjamften Hebel für die Ent- 
wicklung des Sparjinns und damit für die Beſſerung der wirthichaftlichen Lage 
der ärmeren Bevölferung ift, die Errichtuug einer Pojtiparfajfe für Württemberg 
in das Auge gefaßt. Dieje Sparfaffe wäre eine unter Gewährleiftung des Staats 
betriebene Unternehmung, welche mit der Poftanftalt in eine äußerliche Verbindung 
gebradht wird und durch die Mitwirfung der Organe bderjelben ihre bejondere 
volfswirthichaftliche Bedeutung erhält. Der Staat haftet den Einlegern für ihre 
Anjprühe auf Kapital und Zinſen und trägt die Gefahr bei Verluften durd 
Zufall, Verjehen und Vergehen der Beamten. Die Ueberjhüffe werden Staats: 
vermögen, worüber nad Art. 10 des Entwurfs im Geſetzgebungswege verfügt 
werden kann. Bei Ausarbeitung des Entwurf eines Geſetzes, betreffend die 
Errichtung einer Poſtſparkaſſe, it davon ausgegangen worden, alles, was im Wege 
der Verordnung und des bloßen Neglements beftimmt werden kann, der Regelung 
auf diefem Wege zu überlaffen, um der freien Entwicklung des Inſtituts einen 
thunlichjt weiten Spielraum zu lafjen. Der Negelung im VBerordnungswege find 
in dem Entwurfe insbejondere aud) diejenigen Gegenftände zugemwiejen worden, 
bei welchen die mit der neuen Einrichtung zu madenden Erfahrungen ſowohl als 
fonftige dem Wechjel unterworfene Berhältniffe wejentli in Betracht kommen, wie 
dies der Fall ift bei den Beitimmungen über den Zinsfuß und die Kündigungs- 
friſten.“ 

Zeitungsnachrichten zufolge ſoll nun allerdings die volkswirthſchaftliche Kom— 
miſſion der württembergiſchen Abgeordnetenkammer auf Antrag ihres Bericht— 
erjtatters von Rümelin mit 7 gegen + Stimmen beſchloſſen haben, auf die 
Beratung diejes Entwurfes nicht einzugehen und zwar angeblich im wejentliden 
aus denjelben Gründen, weldye die preußiſche Regierung der Einführung von | 
Poſtſparkaſſen entgegenjtellen joll: das nicht genügend bewiejene Bedürfnig weiterer 
Gelegenheit zu Spareinlagen; die Konfurrenz, die den anderen Sparfafjen damit 
geihaffen würde; die zu befürchtende Verlegenheit für den Staat, in Fällen eines 
Strieges, einer Krijis u. dgl., bei dem im jolden Fällen heftigen Anjtrömen der 
Einleger; endli die große Gejchäftsvermehrung und erjchwerte Kontrole bei den 
Pojtanftalten, welche ohnedieß mit Geldgejchäften überhäuft find. Allein mit 
ſolchen Einwänden wird nur aufgejhoben werden, was nicht aufgehoben werden 
faun: die Einführung von Poſtſparkaſſen auch im Deutſchen Reiche. 
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Zu Gunften der Poſtſparkaſſen. 


Altes Spricht für und Nichts gegen die Poftjparfaffen und wenn die Deutjchen 
nit noch immer im vielen Dingen eine bedenkliche Schwerfälligkeit befundeten, 
würden fie ji) ohne Zweifel die neue Einrichtung ſchon längft angeeignet haben. 
Abgejehen von den Vertretern der vorhandenen Sparkaſſen hat ſich von deutjcher 
Seite eine offene und prinzipielle Oppofition gegen die Boftiparfafjen nicht erhoben, 
es jet denn, daß man die Führer der Berliner Fortjchrittspartei mit ihrer grund- 
fäglihen Oppofition gegen Alles, was nicht von ihnen ausgeht, und insbejondere 
ihren Hauptjpredyer, den Abgeordneten Eugen Richter, ernjt nimmt, welder in 
der Frühjahrsjaifon 1883 des deutjchen Weichstages bei Berathung der Novelle 
zur Gewerbeordnung der Regierung zurief: „Verbeffern Sie lieber die Sparfaffen 
(jtatt die Geldvermittelung zu beauffichtigen) und machen Sie diejelben populär!” 
Man jollte nun meinen, Eugen Richter jei ein Freund der Poſtſparkaſſen, wie 
fie England, Frankreich, Italien, Oeſterreich und andere Länder fo erfolgreich ein- 
geführt und hiemit thatſächlich das Sparkaſſenweſen bei ſich popularifirt haben. 
Weit gefehlt. Bald darauf hat Eugen Richter im Neichstage erklärt, offenbar mit 
Rückſicht auf feine Verehrer von der Börje, daß er die Pojtjparfafjen politiſch, 
finanziell und wirthichaftlid in hohem Grade bedenklich halte und entjchieden da- 
gegen anfämpfen werde. Was mag wohl diefer Volksvertreter eigentlich wollen ? 

In Eljaß-Lothringen hat der Yandesausihuß gegen die Einführung von 
Poſtſparkaſſen Feinerlet Einwendungen gemacht, al8 er über die Reform der eljaß- 
lothringiſchen Sparfaffen Anfang 1883 verhandelt, wie aus dem „Rapport 
sur les petitions adressces ä la Delegation d’Alsace-Lorraine touchant 
organisation de caisses d’epargne* des Abgeordneten Grad vom 1. März 
1883 erfichtlid). 

Ohne Zweifel nehmen die Pojtiparkaffen unter den Wohlfahrtsanftalten, wie 
fie die Gegenwart fördert, anjtrebt und anzuregen bemüht ift, eine hervorragende 
Stelle ein. Bor den vielfad geplanten und errichteten Kranken-, Altersverjorg- 
ungs- und jonftigen Ortsunterftügungsfaffen haben fie den großen Vorzug, da 
fie niht nur dem jehhaften, jondern auch dem wandernden Arbeiter, Geſchäfts— 
mann ꝛc. ihre Dienfte leiften und jo zur Abſchwächung der nadıtheiligen Folgen 
der Freizügigkeit in erwünjchter Weije beitragen. Und fo rühmt denn Gladftone 
mit Necht den Boftjparfaffen in Bezug auf England nad), was aud für die 
übrigen Poftiparkaffenländer gilt, daß fie wejentlicd dazu beigetragen haben, „die 
Vebensbedingungen der ärmeren Klaſſen der Gejellihaft, die Sitten und die 
nationalen Reichthümer zu beffern und zu mehren.“ 

Recht aus den wirklichen Yebensverhältniffen heraus hat ein üjterreichiicher 
Volfswirth, Dtto von Bauer, in einer jchäßbaren Schrift über „die englifchen 
Poſtſparkaſſen (Wien 1881) die Vortheile diejer Einrichtung gejchildert; er hob 
hervor, wie die Poſtſparkaſſen allerwärts, namentlich auf dem Lande, als Erinner- 
ungszeichen auftreten und jchon durch ihr Beſtehen zur Benützung einladen, wie 
fi die Leute der neuen Einridtung anfangs aus Neugierde, jpäter aus Nad)- 
ahmungstrieb und endlich aus Gewohnheit zuwenden. „Je öfters Jemand mit 
Einlagen da erjcheint, wächſt fein Bewußtjein, er weiß fich, feine Verhältniffe ge- 
fannt, und wenn jeine öfteren Einlagen noch jo geringfügig find, jo erhöhen fie ihm 
jein Anſehen bezüglic) feines haushälteriichen Wejens und feiner Erwerbsfähigfeit. 
Jedes ſolche Mitglied ift die zuverläffigfte und anhänglichjte Reklame der Poſt— 
ſparkaſſen, es jucht in jeinen Kreifen Anhänger, um ſich als nachahmendes Beijpiel 
binzuftellen. Es wird eine Eitelfeit erwedt, die eine Aneifernng im Sparen erzeugt.“ 
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Das gilt nun aud) wohl von anderen Sparfaffen, allein diefelben find eben 
nicht überall zugänglich, nicht jo allgegenwärtig wie die Poſtſparkaſſen, vielleicht 
auch nicht jo jicher, jo coulant und jo uneigennüßig. Vielfach beftcht jogar eine 
gewiffe Echeu, mit Fleinen Beträgen wiederholt in den größeren Sparfafjen vor- 
zuſprechen. So geichieht es oft, daß Perfonen, die den Vorjat zu jparen ernſtlich 
befigen, lieber den Zeitpunft abwarten, um mit einem größeren Betrag, welchen 
fie fi anfammeln wollten, im Sparkaſſenbureau zu erjcheinen. Jedoch eine un: 
vorhergejehene Gelegenheit, eine zufällige Yaune, bringt dieje guten Vorjäge ins 
Schwanken. Manche Menſchen, welche einen Theil des zu erjparenden Betrages 
bei fi führen, werden zu einer Ausgabe, die fein unmittelbares Bedürfniß iſt, 
feichter geneigt, oder es werden gegenjeitige Leihgefchäfte gemacht; das eriparte 
Geld wird jomit entweder ganz oder theilweife dem vorgejegten Zwede entzogen. 
Viele Berjonen tragen wohl aud ihr ganzes Vermögen mit fich, im fteter Gefahr, 
es zu verlieren, oder in der Verſuchung, e3 zu vergeuden. Im Schutt des 
Wiener Ningtheaters fand man Yeichen mit Notenfragmenten in den gebaliten 
Fäuſten, mit gefüllten Geldtajchen ꝛc. und allein bei diefem Brande follen an 
Looſen, Obligationen und Papiergeld Summen verloren gegangen fein, melde 
nad Zehntaufenden redinen. Dur die Bequemlichkeit der Einlage in den Poſt— 
jparfaffen wird jeder noch jo Fleine Betrag ſofort dem Erjparungszmwede zuge 
führt. Der Einleger, welcher jeinen entbehrlichen Ueberihuß dahin bringt, ift vor 
den mannigfaltigen Berlodungen zu überflüjfigen Geldausgaben geſichert, er beſitzt 
fein Einlagebudh, ein ftete8 Erinnerungszeihen an feinen fchönen Vorfag zu 
jparen; und da er jchon einmal begonnen, geht er gewiß nicht, nad) kaum ge 
machter Einlage wieder zu feiner Poſtſparkaſſe, wo er perſönlich gekannt ift, um 
den ganzen oder theilweijen Betrag jeiner Einlage zurüczuziehen, außer es drängt 
ihn eine unvermeidliche Nothwendigfeit, oder es trifft der Termin zur Heraus: 
nahme der Einlage für eine im vorhinein reiflic überlegte Ausgabe ein. 

Nicht minder wirkſam hat wiederholt das „Deutſche Tageblatt“ in Berlin 
für die Einführung von deutſchen Boftiparfaffen plaidirt, insbefondere als Schut 
des kleinen Mannes gegen die mannigfachen Berjude der Spekulation. Nicht 
Jedem mag es befannt fein, wie zahlreiche Fallitride den Sparpfennigen de3 
kleinen Publikums gelegt werden, welch' bedenfliches Geſchmeiß ſich durch die Ab- 
(iftung jolher Spargelder ganz profeffionsmähig ernährt. Da gibt c8 Anpreifungen, 
wie man mittelft Hergabe ganz geringen Kapitals in kurzer Zeit durch Betheiligung 
an irgend einem „gemeinnügigen“ Unternehmen reich werden fann; die berüchtigten 
Manipulationen der Ratenlooshändler find neuerdings in weiteren reifen befannt 
geworden; unverjhämte Agenten jchwindelhafter Kapital und Renten Berjicher: 
ungsanftalten machen das Haus des Heinen Mannes unfiher; Winlelbanquiers, 
die werthlofe Effekten an den Börjenplägen nicht unterbringen fünnen, laffen die 
Provinz defwegen bereifen; Reſidenzbanquiers loden den Heinen Dann, den feine 
wenigen Hundert Mark im Haufe geniven, auf den Leim des bejchräuften Riſikos; 
furz, man geht feineswegs zu weit, wenn man die dem Keinen Mann auf jo ver: 
ſchiedenartige Weiſe aus der Taſche gelocdten Sparpfennige jährlich auf Millionen 
von Mark beziffern. Die einmal zur bequemen Gewohnheit gewordene Poſt— 
Sparmethode wird unbedingt diefem Krebsichaden, wenn aud nicht völlig den 
Garaus machen, jo ihm doc jehr wejentlich fteuern. Der Arbeiter, der Dienft- 
bote, der fleine Handwerker, der wöchentlich oder monatlich jeine Erjparnifje auf 
der nächſten beften Poftanftalt abliefert, Erjparnifie, die er jonft vielleicht über: 
haupt nicht maden würde, weil fie ihm bisher von feiner wirflide Sicherheit 
bietenden Stelle in fo geringfügigen Beträgen und mit foldher Coulanz offerirt 
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wurden, wird fo leicht nicht verführt werden können, diefelben zu anderen, als zu 
wirflihen Bedürfnißzweden wieder abzuheben. Gelegenheit macht Diebe, es wirft 
wohl feiner bewußt oder unbewußt Geld fort, der nicht welches flüſſig hat, darum 
wird die populäre Poftiparkaffe dem mduftrieritter-r und Gaunerthum wirkſam 
entgegenwirfen, 

Im Allgemeinen find ja Mahnungen zur Sparjamfeit jelbft da nicht über: 
flöffig, wo beim beiten Willen in der Megel fein Ueberihuß für die Sparfaffe 
verbleibt. Es werden den handarbeitenden Klaſſen das Weſen und die Vortheile 
des Sparens niemald anſchaulich genug, die Gelegenheit dazu niemals bequem 
genug gemadt werden fünnen. In England ift man bemüht, die Arbeiter 
namentlicd an die Poſtſparkaſſen heranzuziehen und in englifchen Fabriken findet 
ji häufig nachſtehender Auſchlag: 


Hilfe zum Wohlſtand. 


„Wie kann man anfangen zu jparen? Jeder Einzelne fann anfangen zu 
jparen, indem er von Zeit zu Zeit einen ganz Heinen Betrag, etwa einen Benny, 
bei Seite legt. Man braudt nur in der Poftiparkaffe ein Formular für Spar: 
Einlagen zu faufen. Diejes Formular enthält 12 Quadrate und fobald eine 
Pennymarke auf jedem Quadrate befeftigt iſt, kann man es zu der Poſtſparkaſſe 
tragen oder durd einen Freund hinſchicken, woſelbſt dem Einleger ein Konto er: 
öffnet und ein Sparbud) ausgefolgt wird. Sobald 1 Bf. St. eingezahlt ift, werden 
jährlich 6 PB. Intereſſen für jedes deponirte 1 Pf. St. zugefchrieben. Jeder Einleger 
fann gegen Borzeigung jeines Einlagsbuches auch bei jedem anderen Poftamte, 
als bei welchem er einzulegen angefangen hat, Einlagen leiften oder Geld beheben. 
Wer 10 Pf. St. erfpart hat, fann für diefen Betrag Staatspapiere (Government 
Stods) kaufen, auf welde 6 Sh. jährlich Intereſſen gezahlt werden. Für die 
Bejorgung der Staatspapiere zu 10 Pf. Ct. ift I P. Provifion zu entrichten. 
Auskünfte und den Ankauf der Staatspapiere bejorgt das Poſtſparkaſſaamt“. 

Etwas weniger platonifch und vielleicht wirffamer find die Arbeiter von den 
Inhabern einer niederöfterreiciichen Metallwaarenfabrik auf die Poſtſparkaſſen 
aufmerfjam gemacht worden, indem diejelben, um die erfte Anregung zur Bethei- 
figung zu geben, erklärten, jedem Arbeiter, der jeit mindeftens acht Wochen in 
der Fabrik beichäftigt ift, ein Poſtſparkaſſebüchel mit der erften Einlage von 50 kr. 
jchenfen zu wollen. Ferner erflären die Chefs der Fabrik fich bereit, wöchentliche 
Sparſummen von mindeftens 10 fr. aufwärts zur Einlage in die Poſtſparkaſſe 
zu übernehmen. Jeder Arbeiter möge an jedem Lohntage feinem Mleifter oder 
Beamten, der ihm den Yohn verredhnet, die Summe, die er zu erjparen im der 
Lage und gewilit ift, befanntgeben; dieſer Betrag wird allwöchentlih vom Yohne 
zurüdbehn'ten und an das Poftamt abgeführt. Der Erfolg diefer Maßregel war 
ein überraichender. Von jämmtlichen ca. 1500 Arbeitern hat fich nicht ein ein: 
ziger ausgeſchloſſen, von feinem Lohne wöchentliche Abzüge für fein Büchel, das 
in der Kanzlei aufbewahrt wird, machen zu laffen, und es ftellt fi der Durd)- 
jchnitt der bis jetzt erſparten Beträge per Arbeiter und per Woche auf ca. 25 fr. 
Die FabrifssChefs haben nun in eimem zweiten Aufrufe an ihre Arbeiter ſich 
bereit erklärt, am Ende des Jahres zehn Prämien a 50 fl. an jene Arbeiter 
ihrer Fabrik zu vertheilen, welche, unter Berüdfichtigung der Höhe ihres Lohnes 
und der Zahl ihrer yamilienglieder, die größte Erſparniß und feine Schulden 
nachweiſen. 

Zu den nachahmenswertheſten Erleichterungen des Sparens innerhalb der 
Poſtſparkaſſen gehören die Sparkarten mit Briefmarken. Von der Anfertigung 
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befonderer Sparmarfen zu diejem Zweck ift meift Abitand genommen worden. 
Alle Staaten mit Poſtſparkaſſen haben diefe Einrichtung nad) engliſchem Mujter 
übernommen. In England wurden von dem Tage ihrer erften Einführung vom 
15. November 1880 bis 1. März 1881 insgefanımt 576,560 Eparfarten mit 
6,918,720 Sparmarfen a 1 Penny gelöft und in Folge deifen über 200,000 
nene Boftiparkaffenbücher eröffnet. In Belgien find vom 1. Oktober 1881, dem 
Beitpunfte des Inkrafttretens diefer Einrichtung, bis 31. März 1882 auf dieſe 
Weife 115,877 Einlagen gemadt worden; in Holland 13,078 Einlagen von 
Einführung der Poſtſparkaſſe (1. Aprit 1881) ab bi$ Ende Dezember 1381. 
Aud in Oeſterreich hat diefe Art des Sparend namentlich bei der Jugend als 
bald großen Anklang gefunden 

Nach Einführung der Poftiparfaffen in England, Frankreich und Defterreid 
wurden die Poftbehörden diefer Staaten auch ermädtigt, Aufträge zum Ankaufe 
der eigenen Staatspapiere zu übernehmen. Beſonders aud in England nimmt 
die Poftverwaltung die angefauften Papiere auf Rechnung des Deponenten in 
Verwahrung und bezahlt ihm die Zinfen Koftenfrei zu den feitgefegten Terminen, 
in Konfequenz der mehr oder minder bewußten Tendenz, die Poft zu einem großen 
Bankinftitut für das Volk zu erweitern. 

Zu Neujahr 1883, als im Oeſterreich die Poftiparfaffen eingeführt wurden, 
verbreitete das Wiener Poftjparfoffenamt durd die Briefträger der Monardie in 
Hunderttaujenden von Exemplaren eine volfsthümliche Aufforderung zur Bethei- 
ligung an dem neuen Juſtitut, indem es zugleid einen „Leitfaden für den Ein- 
(eger der Poſtſparkaſſen“ an Geiftliche, Aerzte, Gemeindevorfteher, Lehrer, Beamte, 
Notare, Fabrikbefiger und an andere Perfonen vertheilen ließ, die durch ihr Amt 
und ihre Stellung in der Yage find, zur Hebung des Sparſinns in der Bevöl- 
ferung beizutragen. Nicht volfsthümlicher und nicht wärmer fann die Poſtſpar— 
fajfe empfohlen werden, als dies damals von Wien aus bei ihrer Einführung 
geichehen ift und in dem Wunſche und mit der Abficht, daß diefe Selbitempfehlung 
mit freundlicher Aufmerkſamkeit gelefen und bald auch in Deutichland praftiid 
angewendet werden möge, ift ihr im diefer nüchternen Befürwortung der Roftipar- 
fafjen das legte Wort zuertheilt worden. 

„Der, welcher nicht fpart, hat feinen Antheil am Fortſchritte der Welt“. 
Nad) diefer Mahnung aus Smiles „Sparjamfeit” heißt es: 

Ein Einleger der Poftiparkafja fann Jedermann ohne Ausnahme werden 
und an Jedermann ohne Ausnahme wendet ſich hiemit das gefertigte f. f. Amt 
mit dem Erfuchen, einige Augenblide wohlwolfender Beachtung der nachftehenden 
Mittheilung zu widmen. 

Das f. E. Boftiparfaffen- Amt ift zunächſt errichtet worden, um eime wirkliche 
und folide volfswirthichaftlihe Stüße dem weniger bemittelten Theile der Bevöl— 
ferung zu bieten. Demſelben ſoll nicht allein gerathen, fondern auch das Mittel 
geschaffen werden, jich jelbft zu helfen. 

Wer immer nur wenige Kreuzer im Tage zu erübrigen Gelegenheit hat — 
und wie Biele find in dieſer Yage, wenn fie nur ernftlih wollen — der joll von 
nun an dieje Beträge leicht, ohne Koften und doch ohne jede Gefahr fruchtbriugend 
anlegen können. 

Zu diefem Ende find die meisten der öfterreichifchen Boftämter — Sammel- 
jtellen — angewiejen worden, auf Grund der ihnen vom k. k. Poſtſparkaſſen 
Amte übergebenen Einlagebücheln, Einlagen anzunehmen, die das k. f. Poitipar- 
faffen-Amt unter Gewährleiftung feitens des Staates verzinft und bei jedem vom 
Einleger gewählten Poſtamte — GSammeljtelle — zurüdzahlen läßt. Auch 
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Beträge, die bisher nicht in die Sparfafja wanderten, weil fie nad) furzer Zeit 
doh wieder gebraucht wurden, follten nunmehr ihre, wenn auch nur vorübergehende 
Veranlagung in der Poſtſparkaſſa finden. 

Ohne Förmlichkeiten, ohne Koften, ohne langes Warten, gegen eine zu jeder 
Zeit auszuftellende Kündigung, die bereit3 vorgedrudt ift, können die Einlagen 
zurüdgenommen werben. Dabei erwachſen dem Einleger feine Koften für Drud- 
jorten, die unentgeltlid) ausgefolgt werden, und es wird von Niemanden eine 
Gebühr oder ein Stempel verlangt werden. Co furz die Zeit auch ift, während 
welher derartige Beträge vorübergehend in der Poſtſparkaſſa gelaffen werden können, 
etwas tragen fie doch, und jedenfall3 wird das Wenige, was fie tragen, dem 
Einleger rein und ganz erhalten bleiben; denn das Einkommen aus der Poftipar- 
taffa ift von der Einfommenfteuer und jeder in der Folge an deren Stelle tretenden 
Steuer befreit. 

Abgeſehen von diefen Vortheilen aber ift die Poſtſparkaſſa, und dies wird bei 
Vielen, die fi) tagsüber von ihrer Wohnung entfernen müffen, jehr in's Gewicht 
fallen, der ficherfte, verläßlichfte und bifligfte Kaffier. E8 mag dem Einleger das 


x Einlagebüchel verloren gehen, entwendet oder geraubt werden, das Geld kann 
‚ weder der umredliche Finder, noch der Dieb beheben, denn nur dem Einleger in 
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verſon oder ſeinem Ermächtigten — Bevollmächtigten — wird die Zahlung 
geleiſtet. Dazu kommt nun noch, daß die Einlagebüchel der Poſtſparkaſſa weder 
gepfändet, noch mit einem Verbot belegt werden können, von wem es auch ſei. 
Vor dem Einlagebüchel der Poſtſparkaſſa macht jeder Exekutor Halt. Abgeſehen 
davon aber wird das Geſchäfts- und Amtsgeheimniß über den Stand des Einlage— 
büchels jedes einzelnen Einlegers von dem Perſonale des Poſtſparkaſſen-Amtes 
und der Boftämter ftrenge bewahrt werden. Das Boftjparkaffen-Amt wird hiefür 
Eorge tragen. 

Diejenigen Einleger, welchen der für die Poſtſparkaſſa geſetzlich feſtgeſtellte 
Zinsfuß von 3 Perzent für das Jahr zu gering erjcheinen follte, mögen fid) ernft- 
li fragen, ob die durch den Staat verbürgte Sicherheit, die Bequemlichkeit, die 
unentgeltliche VBerabfolgung aller Drudjorten, die Yeichtigkeit für jeden Einleger, 
bei allen Sammelftellen des Boftiparfaffen- Amtes Einlagen bewerfftelligen und 
Zahlungen beheben zu fünnen, ferner die Befreiung von Stempel, Gebühr und 
Steuer nicht reichlich aufwiegt, was vielleicht andere Inſtitute im ganzen Jahre 
mehr gewähren follten. Wie immer aber die Antwort ausfällt, es fteht in des 
Einlegers Hand, auch durch die Poftiparfaffa ſich ein höheres Einfommen für 
feine Erfparungen zu Schaffen, wenn er, fobald er den dazu benöthigten Betrag 
in feinem Einlagebücel angejammelt hat, vom Poftiparfaffen-Amte ein Staat$- 
papier für feine Rechnung faufen läßt. Das trägt ihm dann fünf und mehr 
Perzent und er kann es bei der Poſtſparkaſſa liegen laſſen gegen ein von derjelben 
ihm überjendetes Nentenbüchel, auf das er weitere Ankäufe und Berfäufe bewerk- 
ftelligen laſſen kann. Die Boftiparfaffa beforgt Ankauf und Verkauf um eine 
geringe Provifion, rechnet nichts für die Aufbewahrung der Staatöpapiere und 
von je 1000 fl. Zinserträgniß nur einen Gulden für die Einwedhslung der 
Eonpons. Die Zinjen der Staatspapiere, welche der Einleger beim Poftipar- 
kaſſen-Amte erliegen hat, werden, wenn er nicht anderweitig darüber verfügt, 
jeinem Einlagebüchel gutgejchrieben und er Fann fie jodann durch eine Kündigung 
füffig machen, fo daß die Behebung des Geldes bei welcher Sammelftelle immer, 
ohne jede Koften ſich volfzieht. 

Wer nit mit dem Minimum der Einlage von 50 Kreuzern zu fparen 
beginnen kann, der faufe fi eine Poſtſparkarte, die es möglich macht, bei einem 
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Anfange von fünf Kreuzern nad und nad) die Einlage von 50 Kreuzern zu ſammeln 
und in ein Einlagebüdel eintragen zu laſſen. 

Niemand jage, daß ein Betrag zu gering fei, um ihn zu erjpuren, aud das 
kleinſte Kapital ift eine Stütze und fann unter Umftänden die Möglichkeit eines 
Erwerbes bieten, auf den der Befiter ohne diefes Kapital hätte verzichten müſſen 
Uebrigens nicht nad) der ziffermäßigen Höhe feines Betrages allein darf der Werth 
eines erfparten Kapitales bemefjen werden. Mit dem fleinften Guthaben eines 
Einlegers kann eine hohe Summe von Lebensmuth, Kraft der Entjagung, Ord- 
nungsfinn, Pünktlichkeit und NRechtichaffenheit verbunden jein. Faſt immer wird 
man da, wo troß mißlicher Verhältniffe gejpart wurde, im Gefolge der Spar- 
ſamkeit dieſe Eigenjhaften finden. Sie aber find es vor Allen, welche die 
Menſchen wohlhabend maden. Nicht die Spekulation, nicht das tete Jagen nad 
großem Gewinne gründet den Neichthum der Nationen. Wie oft ift bei ſolchem 
Gewinne hier gewonnen, was dort verloren wurde, umd wie jelten tritt dieje Art 
von Glück ein dort, wo es erwartet wird. Und dann, wenn der jahrelang erhoffte 
Gewinn einmal einfchlägt, heift e8 doch nur zu oft: „Wie gewonnen fo zerronnen“. 
Wenn nicht die Geſchicklichkeit des Wirthichaftens mit dem Beſitze des Geldes 
zugleich gefommen ift, jo bringt das Geld felten Segen. Die Wirthichaftlichkeit 
aber fann nur erlernt und geübt werden durch — das Sparen. 

Die Vortheile, die für den Einzelnen hiedurd zur Geltung kommen, find 
in noch höherem Maße vorhanden für das große Ganze der Bevölkerung des 
Staates. Wo von Millionen von Sparern — wie 3. B. in der engliſchen Poſt— 
ſparkaſſa — ein großes Kapital angefammelt wird, das vorher nicht vorhanden 
war, da wird der allgemeine Kredit, der Unternehmungsgeift, werden Handel und 
Gewerbe gehoben und belebt und machen es möglich, daß die Arbeiten des Ein- 
zelnen befjer, preiswürdiger verwerthet werden. 

An dem unfcheinbaren Kreuzer des Sparer hängt eine Summe von pro; 
duftivem Schaffen, gefunder Entwicklung und gejidyerter Wohlfahrt für das 
ganze Reid). 

Wie die Poft felbft ein umentbehrliches großartiges Werkzeug menschlicher | 
Kultur und Gefittung geworden ift, jo joll aud die Boftiparfaifa in jedem Haus: 
halte, fei er groß oder ſei er Klein, ihren Plat einnehmen. Jedermann kann ſich 
der Poſtſparkaſſa mit Vortheil bedienen. 

Der Gewerbsmann fann durch das Einlagebüdjel den Fabrikanten ohne Koften 
und Epejen bezahlen. Der Kaufmann dedt durch das Einlagebüchel den Kom- 
mifftonär, der ihm jeine Waare geliefert, indem er demjelben eine Zahlungs- 
anmeifung des Poftiparfaffen-Amtes fFoftenfrei übermittelt. Der Privatmann 
ſammelt mit dem Einlagebüchel alle in gewifjen Zeiträumen fälligen Poften, wie: 
Miethzinſe, Zeitungsabonnements ꝛc. ꝛc. Der Landwirth legt auf das Einlage 
büdjel der Boftiparkafja ein, was er zurüdlegt für Ankauf von Bieh und Ader- 
werfzeugen. Jeder Neifende, der ein Einlagebüchel befigt, hat mit demjeiben einen 
Kreditbrief für ganz Defterreih, der ihm weder Provifion nod Stempel foftet. 
Allen Fabrifen und Unternehmungen wird die Poftiparfaffa leicht dienen können, 
um die Arbeiter zur Sparſamkeit zu veranlaffen. Allen Familienvätern, allen 
GSeiftlichen, Lehrern und Erziehern jei die Poſtſparkaſſa ein Mittel, um das In— 
terejfe an der Eparfamfeit in der Jugend zu erweden, ähnlich wie dies in Eng- 
land gejchieht. 

Selbſt der Neichite wird ein Einleger der Poitiparfaffa jein wollen, wenn 
er fi) den Zwed des Inſtitutes vor Augen hält und erkennt, daß mit jedem Ein: 
leger mehr der Nuten des Inſtitutes für die Gefammtheit größer wird. Nur 


P. Dehn: Zur Einführung von Reichspojt-Sparkajien. 701 


wer den Menſchen Hilft, ſich ſelbſt zu Helfen, Leiftet ihnen in Wahrheit Hilfe. 
Dieje Hilfe num feiften fich gegenfeitig alle Einleger der Poſtſparkaſſa, von denen 
ein jeder als ein werfthätiger Mitarbeiter an dem Wohle der minderbemittelten 
Kaffe, ob er num felbft zu diefer Klaſſe gehört oder nicht, gelten darf. 

Das f. f. Boftiparfaffen-Amt bat fich bei feiner Einrichtung von den Er- 
fahrungen der anderen Länder leiten lajjen. Manches hat es Hinzugefügt, was 
als eine Verbefferung gelten darf und Alles, was im Laufe der Zeit ſich als 
wünjhenswerth und mit der Sicherheit der Einleger vereinbarlich herausſtellt, 
wird es in jchmeller und umfaſſender Weiſe einzuführen trachten; denn fein ganzes 
Streben bejteht darin, der Bevölferung ein nützliches und praftiiches Werkzeug 
der Sparjamfeit zu bieten, ein forgjamer und treuer Diener des Publitums zu 
fein, in deſſen Hände es nunmehr gelegt ift, die mit der Errichtung des neuen 
Inftitutes verbundenen Zwede zu verwirklichen. 

Das f. f. Poftiparfaffen-Amt beginnt nunmehr feine öffentliche Thätigkeit 
und hofft, wenn es nad Ablauf des Jahres wieder vor die Bevölkerung tritt, 
um Rechenschaft zu legen, daß es von vielen Tauſenden verftändnißvoller Mit- 
‘ arbeiter, von vielen Tauſenden fleißiger Hände berichten und daß es einen wirk— 

then, nicht auf trügerifhen Boden gejtellten, nicht mit fremder Kraft erreichten 
‘ mwirthichaftlichen Fortichritt im der Geſchichte des Katjerjtaates verzeichnen darf. 
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Die bänerlidge Erbfolge. 


Vortrag, gehalten in der Zentral-Berjammlung des landwirth- 
ſchaftlichen Vereines in Buyern 


bon 


Dr. v. Belferich, 
Hofrath und Profeſſor in Münden. 


— —— 


Meine Herren! Unſer verehrter Herr Präſident hat mich aufgefordert, in 

der heutigen Verſammlung einen Vortrag über die bäuerliche Erbfolge zu halten. 
Ich habe dieſen Auftrag gern übernommen; denn ich beſchäftige mich ſeit vielen 
Jahren mit dieſem Gegenſtand und ich darf wohl an dieſer Stelle meine Freude 
darüber ausdrücken, daß Ideen, die ich vor drei Jahrzehnten darüber ausgeſprochen, 
ſich heut zu Tag Geltung in Streifen erworben haben, welche denſelben früher 
fehr ferne ſtanden. 
Die Veranlaffung zu der Aufforderung haben ohne Zweifel die neuen Geſetze 
und geleggeberiichen Beftrebungen gegeben, welche während des legten Jahrzehnts 
in einer Mehrzahl von nördlichen, beſonders nordweftdeutihen Territorien und 
in DOefterreih zu Tage getreten ſind. 

Das Weſentlichſte diefer neuen Geſetze geht dahin, an die Stelle des römi- 
ſchen Inteſtaterbrechts das deutichrechtliche Anerbenrecht zu ſetzen. Jenes zielt 
befanntlich auf eine möglichit gleichheitliche Erbtheilung wie beim beweglichen io 
auch beim unbeweglichen, insbejondere auch dem landwirthſchaftlichen Grund 
vermögen ab, entweder durch Theilung der Grundftüde ſelbſt oder durch den Ber: 
fauf derjelben und die gleiche Vertheilung des Erlöſes. Nach diefem Recht foll 
ab intestato, alfo wenn der Erblaffer nicht3 anderes verfügt, der bäuerliche Be 
fig ungetheilt an einen Erben, den älteften oder jüngften Sohn, den Anerben, 
gelangen. Diefer foll dabei einen ſolchen Vorzug erhalten, daß er im Stand 
ift, den Hof ald Ganzes gut zu bewirthihaften und die Familie im Beſitz des 
jelben zu erhalten. 

Von wejentlichitem Einfluß in diefer Richtung ift, und darin ftimmen alle 
erwähnten beutichen Geſetze und Gefetentwürfe überein, daß für die Schätung 
des Gutes nicht fein möglicher Verfaufswerth maßgebend jein joll, jondern ber 
meift weit niedrigere Nugungs= oder Griragswerth, fei es, daß dieſer nach dem 
ftenerliben Statafterreinertrag ermittelt werden joll wie 3. B. in Brandenburg 
und nad dem öfterreichiichen Projekt, oder durd direkte neue Einſchätzung wie 
3. B. in Sannover. Wie in legterer Beziehung unterfcheiden fich die Gejege aud 
darin, daß entweder das Hofinventar neben dem Gutswerth bei Feſtſetzung der 
Erbmaſſe bejonders in Anja kommen foll oder nicht, und daß der Anerbe noch 
einen Theil des ermittelten Nachlaffe® voraus erhalten ſoll (in Hannover "fs. 
in Oldenburg 40 Proz.), während andere Gejege einen ſolchen Wortheil nidt 
ausdrücklich feitiegen. Dieje Unterschiede, jo erheblich fie find, können in der Wirl⸗ 
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lichkeit fich ald minder bedeutend erweiien, da e8 in der Hauptjache auf die Schägung 
des Gutes anfonmt. 

Die Pflihttheilsberechtigung der Miterben an dem ermittelten reinen Nachlaß, 
alio Hofwerth und fonftiges etwa vorhandenes Vermögen minus Schulden und 
Laften, bleibt intaft. Doc wird mehrfach ausdrüdlich feſtgeſetzt, daß ſolche Be— 
jtimmungen des Grblaflers, wodurch dem leiblichen Vater des Anerben lebens: 
länglich oder der leiblihen Mutter bis zur Großjährigfeit des Anerben der Hof 
zur Verwaltung und Nugung überlafjen wird, und wodurd die Auszahlung der 
Erbtheile an die Miterben bis zu deren Grokjährigfeit hinausgeichoben wird, 
auf Grund angeblich verlegter Pflichttheilsberechtigung nicht angefochten werden 
dürfen. Die bei Gutsübergaben unter Lebenden jtipulirten Altentheile oder Aus— 
träge werden jelbjtverftändlich geihügt, und ebenjo bleiben die ehelichen Güter: 
rechte und die etwa bei der Heirat abgeichloflenen Eheverträge von der neuen 
Inteftaterbgeieggebung unberührt. 

Dieſe wenigen Bemerkungen genügen, um den Charakter der neuen Geſetze 
zu bezeichnen; einiges Weitere, wie namentlich über die Ausdehnung der Geſetze 
auf die landmwirthichaftlihen Beligungen, wird jpäter erwähnt werben. 

Machen wir und ein Bild, wie die Gutöbefiger bei ſolchem Inteitaterbrecht 
fih im Leben befinden werden, fo läßt fich dasielbe jo bezeichnen: Jeder Guts— 
befiger, welcher unter die Wirkjamkeit der neuen Gejege fommt, kann Schulden 
mahen und auf jein Grunditüd hypothekariſch eintragen lafjen wie jest auch); 
er kann Parzellen des Gutes oder auch dad ganze Gut verkaufen; er fann jeinen 
Beiig zu einem von ihm feitgeiegten Preis (Prlichttheile der Miterben vorbehalten) 
dem von ihm beitimmten Erben unter Yebenden oder von Todeswegen übergeben 
oder fämmtlichen Erben gleichheitlih mit oder ohne Naturaltheilung zumenden. 
Thut er aber Nichts, dann tritt das Anerbenreht und nicht das römische Necht 
bei der Erbtheilung ein. 

Auch bei uns find Stimmen laut geworden, welche die gleiche Menderung 
unjeres Nechts anftreben zu dem Zwed unjern Bauernitand zu erhalten. Es gibt 
Biele, welche nach meiner Anficht mit Necht diefe Erhaltung und, wo es noth ift, 
neue Befeftigung desſelben für eine Lebenäfrage unſeres Volks anjehen, von 
deren glüdlicher Löjung die ganze Zukunft desfelben in politiicher und wirth— 
Ihaftliher Beziehung abhängt. Aber man geht bei uns zum Theil noch weiter. 
Es find auch Stimmen laut geworden, welche direkte Beichräntungen der Theil: 
barfeit und der WVerpfändbarfeit de$ Bodens verlangen. Inter dem von Amerifa 
herübergefommenen Wort Heimftätte, das dort einen ganz andern Sinn hat als 
die Vertreter dieſes Gedankens ihm beizulegen pflegen, verlangt man, daß Erb- 
güter, aljo eine Art bäuerlicher Fideikommiſſe, errichtet werden von genügendem 
Umfang, um als Nothanfer für eine Familie Zu dienen, und nicht zu groß, als 
daß nicht noch Boden zur freien Dispofition übrig bliebe. Solche Güter follten 
dann nur in beichränftem Umfang verfäuflih und verpfändbar, auch gegen Zus: 
griffe der Gläubiger wegen perjönlicher Schulden gefichert jein. Wir jelbit haben 
ein ähnliches Geieg vom Februar 1855, wovon jpäter noch die Rede jein wird, 
und in Defterreich iſt es neueſtens zu einem Geſetzentwurf der Art gekommen. 

Dieſe Ietteren Gedanken und Borichläge haben mit dem Anerbenreht den 
Zufammenhang, daß das lettere die innere Vorausſetzung jener it. Allerdings 
lajien fih Familiengüter, Erbgüter, Heimftätten denfen, welche im gemeinjamen 
Bejiß und Genuß der Familienglieder ftehen. Die Hausfommunionen in Serbien 
und im öfterreichiichen Küſtenland find Beiſpiele ſolcher Einrichtungen; im Kleinen 
und vorübergehend findet jich etwas Mehnliches auch bei uns. In Mittel: und 
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Unterfranfen joll es vorkommen, daß nad) dem Tode eines Chegatten der andere 
Theil mit den Kindern zujammen im Miteigenthum die Wirthichaft fortführe. 
Solche Familiengüter können als dauernde Jnftitution dem Zweck jehr gut ent— 
ſprechen, fo lange das patriarchaliihe Syitem dem Familienoberhaupte eine weit: 
gehende Gewalt einräumt und die Zahl der Familienangehbörigen nicht zu groß 
ift. Unter entgegengeiegten Berhältniffen werden fie zum Sig eines landwirth- 
ichaftlihen Proletariat®, wie Erfahrungen aus dem öſterreichiſchen Küftenlande 
zeigen. 

Bei und fann von einer Ginrihtung dieſer Art feine Rede fein, nicht blos 
weil fie ichließlich zum wirthichaftlichen Unglüd Führt, fondern auch weil fie dem 
Geiſt der Bevölferung widerftrebt. Unſer Volk will aud einen Befig als feiten 
Hort der Familie wenigitens für eine Generation. Recht bezeichnend haben unjere 
Bauern für den Hof dad Wort „Heimat“. Aber unſere Leute können ſich doc 
diefe Heimat nur im Beiig und in Verwaltung eines Herrn denfen, eben des 
Bauern. So fommen wir aud für dad Imititut des Familienguts oder des 
Erbgut oder der Heimftätte auf eine Erbfolge, die den ungetheilten Hof einem 
(Srben zumeiit. 

Nun leugne ich nicht, daß es nothwendig werden kann, audı dem Inftitut 
des Erbgutes oder der Heimitätte und vielleicht noch andern Beichränfungen der 
Theilbarfeit bei uns Eingang zu verichaffen. Aber davon joll zunächit feine Kede 
fein. Meine Aufgabe ift für heute darauf beichränft, die auch für dieles Inſtitut 
enticheidende Erbfolgefrage zu beiprecen. 

Fragen wir nun, was eine Aenderung unſerer Inteitaterbordnung in der 
bezeichneten Richtung zu wirken vermag, fo möchte ich Ihnen zuerit eine Geichichte 
erzählen, die ich felbit erleot habe. 

Im Jahre 1854 oder 55, aljo gegen dad Ende der lanbwirthichaftlichen 
Kriſis, die von 1849 an das MWürttemberger Land heimjuchte und wohl intenfiver 
war als unſere jegige, fam ich unter Führung des damaligen Präfidenten der 
Regierung der hohenzolleriihen Lande in einen im Süden dieſes kleinen Terri- 
toriums liegenden Ort, wo ein ſehr wohl fituirter Bauer war, ein rechtes Muiter: 
eremplar eine® Bauern, wie ihn die Verwaltungsbeamten beionderd hochichägen. 
Sch fand ihn mit Ausführung ded Baus einiger Wohn: und Wirthichaftsgebäude 
beihäftigt. Auf meine Frage, was er da made, erwiderte er furz und halb: 
ärgerlich: „ich muß jest meinen Hof zerreißen. Ich habe viele Kinder ; einige 
von ihnen jind ſchon verjorgt ; aber fünf find noch unverlorgt. Für dieſe will 
ich jegt neue Anmelen gründen.“ Auf meine weitere Frage, wie groß der Hof 
fei, antwortete er: „etwa 300 Morgen guter Boden.” Nun jagte ih: „5 in 
300 gibt 60, das ift noch immer ein fchöner Hof. Aber wenn nun die Kinder 
aud wieder fünf Erben haben, dann gibt3 12 Morgen; und wenn die nädhite 
Generation abermals jo ſtark ift, dann gibts 2,4 Morgen für Jeden. Wie ftehts 
dann mit dem Hof und der Familie?” „Ja“, jagte der Bauer bewegt, „dann 
gibts eben ein Dorf und viel arme Leute drin.” „Aber warum zerreißt Ihr 
denn Euren Hof, und laßt ihn nicht wie Eure Rorfahren ungetheilt. Die Familie 
fteht dann doch gefichert und von dem feiten Familiengut aus werden die Slinder, 
die von Gut nichts befommen, unterftüßt und verforgt.* Darauf er: „Was will 
ih machen? ‘Früher war der Hof lehenspflichtig. Da wußte Niemand anders, 
als daß der Hof ungetheilt bleiben müſſe. Gin Sohn übernahm ihn zu einem 
mäßigen Anschlag, die andern Kinder befamen ihre Abfindungen und Alle waren 
zufrieden. Jetzt haben nadı dem geltenden Recht alle Kinder gleichen Anſpruch 
an das elterlihe Vermögen. Alle jagen zu den Eltern gleihmäßig Vater und 
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Mutter; fie wollen und jollen deshalb gleich behandelt werden. Was bleibt uns 
übrig als theilen ?“ 

Dieje Erfahrung war mir lehrreich, weil jie mir zeigte, daß die bloße Sitte, 
im Wideripruch mit dem Necht, harten Stand hat. Das römische Necht erzwingt 
ja unmittelbar nicht das Theilen ; aber es legt fein Gewicht in die Wagſchale 
zu Gunsten der Theilbarfeit der Güter, während das alte Recht, das deutiche 
Anerberecht, und jagen wir, das neuejte Recht einiger Territorien, fein Gewicht 
in die Wagichale fürs Nichttheilen legt. 

Schon das nun, daß durch eine Menderung des Inteſtaterbrechts die Theil: 
ungen zwar nicht unmöglich gemacht werden, aber daß der Sinn des Volks auf's 
Nichttheilen gerichtet wird, werben unglüdlihe Iheilungen verhütet und damit 
der Entjtehung vieler unjelbititändiger Wirthichaften ein Damm entgegengeitellt. 
Das ift Die erfte, wie id) meine, gute Wirkung des Anerbenrehts al3 Auteftat- 
erbredht. 

Die zweite ift die, daß der Grundbeiig ald das, was er für Bauern ebenfo 
wie für die Großgrundbeiiger iſt und fein ſoll, nämlich als Familieneigenthum 
anerfannt wird. Dem reinen Mobiliareigentbum kann dieſer Charakter nur ſchwer 
und jelten zu eigen werden; das Örundeigenthum hat ihn von Natur aus. Der 
Befiger, mag er auch voller Eigenthümer fein, fühlt fich immer nur als eine Art 
Nutznießer ded Guts; die Familie fieht im Hof eine gemeinjame Heimat, die ſo— 
gar über eine Generation hinaus noch Bedeutung behält. Damit hängt die Wirfung 
der Autorität zuſammen, welche dem Bauern als Jamilienoberhaupt zufommt. Er 
bat das Recht, den Anerben zu beitimmen ; von ihm hängt e3 in der Hauptjache 
ab, wie groß die Abfindungen der Miterben fein jollen, Als Vertreter des Hofs, 
das iſt der Familienheimat, beitimmt er die linterjtügungen, welche den Mit: 
erben im Fall der Noth zu Theil werden. Mag dieje Autorität oft genug miß— 
braucht werden, im Ganzen wirft fie als Steigerung des Verantwortlichkeitsgefühls 
und ald ein Stüßpunft der Ordnung und Familienzucht ſegensreich. 

Das Dritte ift, daß dies Recht der übergroßen Verſchuldung ein Hindernif 
bereitet, und indem ich diefe Seite hervorhebe, berühre ich vielleicht die ſchlimmſte 
Wirkung unferes heutigen bäuerlichen Rechts. Denn diejes wirft unmittelbar auf 
eine hohe Schäßung der Grundftüde und damit auf hohe Abfindungen der Mit: 
erben, eben weil dieſe möglichit gleich behandelt werden wollen und jollen und 
ihre Anſprüche auf das höchſte Mai fteigern. Freilich ift dabei vorausgejegt, daß 
das Inteftaterbreht dem Gedanken der Erhaltung des Guts in der Sand des 
Anerben ausreichend fräftigen Ausdrud gibt. Iſt das nicht der Fall, jo darf 
man aud vom Anteftaterbredt, das ja die Gedanken und die Sitten des Bauern 
beftimmen fol, nicht allzuviel Wirkung erwarten, fobald einmal die allgemeinen 
Ideen, die ja auch eventuell den Richter beherrichen, der Gleichheitstendenz bei der 
Erbvertheilung Borichub leiſten. Wir haben in Altbayern mit Ausnahme des 
Sulzbach'ſchen Gebiets noch heute bei Inteltaterbfällen das Anerbenrecdht; aber die 
Beitimmung des Geſetzes, dab der Hof dem älteiten Manneserben um einen 
„Jeidentlihen* Anichlag zufallen Tolle, hat das allmähliche Auffommen jehr hoher 
Hebernahmöpreije mit ihren verberblichen Folgen für die VBerihuldung des Grund: 
befige3 nicht verhindert. Auch von den neueſten Gejegen enthalten einige ſolche 
Beitimmungen, daß ihre Wirkfamfeit in diefer Beziehung bezweifelt werden muß. 

Wie jhon erwähnt, ift die Hauptſache immer die richtige Schägung des Hofs 
nad) dem Ertrags- anftatt nad dem Verkaufswerth. Wird der eritere richtig, 
alfo aud mit Abzug fämmtlicher Arbeitsfoiten vom Rohertrag, geihäst, jo fann 
die Differenz zwiichen beiden jehr groß werden (— man denke beionderd an 
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Waldgüter —), auch wenn die Kapitaliſirung des Ertrags fein beſonders hoher 
Zinsfuß, ſondern nur derjenige angenommen wird, welchen die Bauern gewöhn— 
lich bezahlen. Aber auch ein ſolcher Anſchlag des Guts reicht in der Regel nicht 
aus, um dem Anerben die Uebernahme des Guts möglich zu machen, wenn 
mehrere Kinder oder Schulden von einiger Erheblichkeit bereits vorhanden ſind. 
Die Beſtimmung eines beſonderen Vortheils des Anerben neben der Schätzung 
nah dem Ertrag muß im Inteſtaterbrecht noch hinzukommen, wenn letzteres das 
in der Regel Richtige beftimmen fol. Freilich iſt es unmöglich, ein für alle Fälle 
zutreffendes Maß dieſes Vorzugs zu beftimmen, weil die Verhältniffe nicht nur 
nach den Kulturverhältnifien jondern auch nach dem individuellen VBermögensitand 
des Erblaſſers zu verfchieden find. Faft immer wird deshalb der Bauer veranlaßt 
fein, entweder durch Teftament oder bei der Gutsübergabe unter Lebenden beſondere 
Beltimmungen zu treffen. Aber da der Bauer in diejer Beziehung freie Hand hat, 
fo ift es wohlgethan, eher ftrengere, dem Intereſſe des Anerben und der (Erhaltung 
des Hofs bei der Familie entiprechende Anordnungen für den Fall der Wirkiam: 
feit des Inteſtaterbrechts zu treffen als folche, die den Hof durch zu hohe Ab: 
findungs- oder Erbichulden gefährden können. Erbſchulden haben das Eigen: 
thümliche, daß fie das Kapital der Landwirthichaft entführen, während andere 
Schulden für Ankäufe, Meliorationen 2c. ihr Kapital bringen. Eind fie einiger 
Maaken Hoch, jo gefährden fie unmittelbar die Wirthichaft, die in ber Regel beim 
Antritt des Anerben Kapital braucht, und gefährden auf's Höchſte den Beſitz des 
Hofs felbft, jobald auch nur mäßige Unglüd3fälle oder vorübergehend ein Nieder: 
gang des Ertrags eintreten. Gutsübernahmen zu hohem Preis und ftarfe Erb: 
jchulden bringen den Anerben in die Lage eines Spielerd, der nur jpärlide 
Gewinnfte zu machen im Stande ift, aber jehr viel Nieten in Aussicht hat. 
Das Vierte ift, daß durch die Einführung des Anerbenrehts ab intestato 
die deutiche Erbordnung wieder zur Geltung kommt, und daß damit ein Fehler 
ja ein Unrecht wieder qut gemacht wird, weldes am Bauernitand begangen wurde. 
Das Anerbenreht ift uralt und hat ſich auch feit dem Eindringen des rö- 
mijchen Rechts im bäuerlichen Leben in der Hauptiache erhalten. Das Mittel 
dazu boten weniger Gefekesbeitimmungen in einzelnen Territorien, als vielmehr 
das ſchon jeit dem 9. Jahrhundert auffommende Lehensverhältnig und die Grund: 
herrlichkeit. Hierdurch entwidelte ſich die Gejchloffenheit der Höfe zum Theil aud 
in Gebieten, two vielleicht das Anerbenrecht von früher her nicht beftand. Nur 
in einigen Territorien, wie ich finde meift geiftlichen, hat troß der Grundherrlid- 
feit das römiihe Recht und damit das Syſtem der Theilbarfeit durdhgegriffen. 
Sonſt hat mit der Geichloffenheit der Höfe das Anerbenrecht bis in die nenefte 
Zeit, Dis zur Aufhebung der Lebens: und Grundbarfeit der Bauern erhalten. 
So verderblid nun da3 Syſtem der Lehens- und Grundherrlichkeit wirkte, indem 
es in morddeutichen Territorien, ebenio wie in England, jogar die Einziehung, 
die fogenannte Legung der Bauernhöfe von Seiten des Grundherrn erlaubte und | 
überall die bäuerlichen Laften oft bis zur Unerträglichkeit fteigerte, jo hat es doch 
das Gute gehabt, daß es mit der Intheilbarfeit der Höfe die Erhaltung des An: 
erbenrehtS und darum des Bauernftandes ermöglichte. Als nun, bei uns 1848, 
die Grumdherrlichkeit aufgehoben und die Neallaften für ablösbar erflärt wurden, 
da wäre es nahe gelegen, die Untheilbarkeit der Bauernhöfe und damit das An 
erberecht oder unmittelbar das letztere ohne die eritere geſetzlich feftzuhalten. Jenes 
ift auch hie und da geichehen 3. B. in Braunschweig, in Theilen von Hannover, 
Sachſen in beichränftem Umfang; in der Hauptiadhe aber ift es, auch bei uns, 
nicht geihehen. Man dachte damals nicht daran und ftand noch zu jehr unter 
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dem Eindruck der fogenannten liberalen d. h. ftädtiihen dem Mobiliareigenthum 
entiprungenen Rehtsanichauungen, denen bei der Verbindung bes Freiheits- mit 
dem Gleichheitöprinzip das römische Erbrecht beſſer entſpricht. Etwas fpäter wollte 
man den Bauern wenigitens die Hand reihen, um lUntheilbarfeit und Anerben— 
recht ji zu fichern, und jchuf das Erbgutögefeg von 1855. Aber der Verſuch 
blieb ohne Erfolg. 

Falle ich die Vortheile noch einmal zuſammen, die man durch das Anerben- 
reht ab intestato erreichen fann, jo find e8 ein Damım gegen übermäßige Güter: 
verfleinerung, Befeitigung des Familienſinns und der Autorität in bäuerlichen 
Leben, Minderung der Erbichulden und Lebereinftimmung des Inteſtaterbrechts 
mit der alten Sitte. Alles das wird nicht durch Zwang bewirkt, nicht burch 
Aufhebung oder Beihränfung des freien Verkehrs mit Grund und Boden, fondern 
mittelbar dur Einwirkung auf die Geiftesrihtung und den Willen der bäuer- 
lichen Bevölferung. 

Aber alles hat feine zwei Seiten und man fann mit mehr oder minder 
Grund einer Aenderung des Inteftaterbrechtö im der bezeichneten Richtung auch 
Widerſpruch entgegenfegen. 

Zupörderft wird die natürliche Gerechtigkeit geltend gemadt. Es wird gelagt, 
es ift nur gerecht, wenn alle Erben gleich behandelt werden. Das ift ganz wahr 
vom inbividuellen Standpunft der Einzelnen innerhalb der Familie aus betrachtet, 
aber falich auf dem Standpunkt der Yamilie ald Ganzes. Wir, meine Herren, 
die wir unter dem Gindrude der dem römijchen Erbrecht entiprechenden individu— 
alifirenden Anihauung vom Gerechten stehen, werden jene Forderung für gerecht 
halten und der Landwirth im Theilbarfeitögebiet thut's auch und handelt darnad). 
Der Bauer im alten Sinn aber empfindet nicht jo, ebenjo wenig wie der adelige 
Fideikommißbeſitzer. Er denft zuerit an die Erhaltung der Familie und ihres 
Belites, der „Heimat.* Für diefe Opfer bringen zu jollen, gilt den Angehörigen 
der Familie nicht als Unrecht, das jie erleiden, ſondern als ſelbſtverſtändliche 
Pflicht, und, meine Herren, gerade bei uns it diefe Anſchauung vielfach noch jehr 
feit und weit verbreitet. Auch kommt zur Erwägung, daß überall, wo das Ans 
erbenrecht beiteht, die Familienhäupter eifrig darnach trachten, durch Erſparniſſe, 
eventuell mit Benützung der Yebensverlicherung für die jüngeren Erben nad) Kräften 
Sorge zu tragen. Sodann darf man fragen, was blüht dann jchließlich bei 
fortgeiegter „gerechter“ Theilung den Einzelnen jelbjt für ein Glück? Möglicher 
ja wahricheinliher Weife nichts als allgemeine Verarmung der Bodenbefiger. 
Kann aber das als gerecht gelten, was fchlieglih zum Unglüd führt? Bei Ver: 
gleihung des Wohlbefindens der im Erbe verkürzten Erben in den Gegenden mit 
Anerbenrecht und des Zuftandes der fogenannten kleinen Leute in den Theilbarfeits- 
gebieten wird Niemand im Allgemeinen dem legteren den Vorzug geben. 

ALS die zweiten Gegner führe ich diejenigen an, welche der Theilbarfeit des 
Bodens jelbit das Wort reden und jagen, je mehr die Beſitzungen verkleinert 
werden, deſto beſſer. Kleine Befisungen werden fleißiger bewirthichaftet und kleine 
Eigenthümer find befier daran als Dienftboten und Taglöhner bei größeren Be: 
ſitzern. Gegen Uebermaß der Theilungen ſchützt das eigene Intereffe und die 
Einfiht der Landwirthe. Das Alles ift ja bis auf einen gewiſſen Grad wahr, 
und wir Alle wiffen, dab gewiſſe Kulturen, 3. B. Tabad-, Wein, Gemüſebau, 
fih mit einer weitgehenden Parzellirung und Vefitverkleinerung vertragen, ja die 
ſelbe bis auf einen gewillen Grad verlangen. Aber die große Lehre der Gejchichte 
it do die, daß bei freier Theilbarkeit und einem Theilungen befördernden 
Rehtözuftand die erſte Generation nach Beginn der Theilungen fi in der Regel 
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nicht Schlecht, jondern recht wohl befindet. Bei fortgelegten Theilungen entitehen 
jedoch allmählich viele unfräftige Wirthichaften, welche theils zu flein, theils zu 
tier verschuldet find, um jchlimme Zeiten, wie fie immer wiederfehren, zu über: 
winden. Treten jolche ein, jo greift das ftädtiiche Stapital zu, erwirbt das Eigen: 
thum am Boden und an die Stelle des früheren Bauern tritt ein abhängiger 
Pächteritand. Werden dann größere Pachtungen gebildet wie in England und 
theilweife im nördlichen Frankreich, fo kann das Intereſſe der landwirthſchaftlichen 
Kultur als gefichert erjcheinen ; aber der jelbitändige mittlere und Eleinere Bauern: 
ftand iſt vernichtet. Wird der Grundbeiig im Kleinen verpachtet, wie in Italien, 
dann entiteht neben dem Großgrundeigenthume (Latifundienbeiig) ein proletariiches 
Kolonat. Dft kaufen auch Großgrundbefiger derartige haltlos gewordene Wirth- 
ihaften zufammen und vergrößern damit ihre eigenen Güter, wie nicht eben jelten 
im nördlihen Deutichland, fo dat dann neben ſolchen Grundbeſitzern nichts be 
iteht alö Taglöhner und Dienitboten, ein Verhältniß, das früher oder fpäter als 
ichweres Soziales Unglück fi ermeilen muß. Häufig bleiben die verichuldeten 
kleinen Beſitzer im Beſitz mit oft wiederkehrenden Gantungen und häufigen MWechiel 
der Beliger zwiichen der Lage von Taglöhnern, Pächtern und Gigenthümern; 
ſie bilden mit ihren Zmwergwirthichaften ein Proletariat, das außer Stande it, 
üble Zeiten zu überftehen, die nothmwendigen öffentlihen Laſten zu tragen und 
Dienite zu leiſten Trotz des oft großen Fleißes der Beliger ſinkt dann aud 
die landwirthichaftlihe Kultur, weil es an Kapital und zumal am Biehitand fehlt, 
der noch dazu oft aus fogenanntem Stellvieh beiteht, d. h. thatſächlich dem jüdi— 
ihen Biehhändler gehört. Die Gegenden an der Yahn und Saar, Theile von 
Württemberg, Helfen, unferer Pfalz, auch im nördlichen Unterfranfen jind Bei- 
ſpiele folder Zuſtände. 

Ich bin weit entfernt, zu behaupten, das Syſtem der freien Theilbarkeit 
müſſe ſolche Folgen haben. Wir finden auch bei uns in der Pfalz, in Württem— 
berg, Baden und anderen Gegenden viele Ortſchaften, wo jene Folgen nicht ein— 
getreten find. Wo die Bevölkerung eine höhere Lebenshaltung für ſich verlangt 
und fich davon nicht herabdrüden läßt, da können ſich geſunde Verhältniſſe er: 
halten, Aber die ſchiefe Ebene, die zum Unglück führt, tft vorhanden und man 
darf den augenblidlichen Zuftänden nicht zu viel trauen. Unſer modernes Recht 
ift doch eigentlich überall fehr jung, in der Pfalz noch nicht 100, bei uns noch 
nicht 40 Jahre alt. Und wie viel ift wohl ſchon Seitdem vom alten bäuerlichen 
Beſitz verloren gegangen! Eine ftatiltiiche Nachweiſung darüber befigen wir nidt. 
Ich fürchte aber, daß durch Güterzertrümmerungen, direfte Theilungen unter den 
Erben, durch Aufkäufe der Großgrundbeliser und Kapitaliſten, durch Zwang 
verfäufe in Folge von Ueberſchuldung felbit in den wideritandsfräftigeren Yandes- 
theilen der Verluſt größer iſt als man glauben möchte. Unzweifelhaft it die 
Gefahr auf der ichiefen Ebene weiter hinabzugleiten außerordentlich groß. Der: 
artige Entwidlungen dauern lange, Jahrhunderte lang; aber ihr Ziel und Ende 
iſt ficher. 

Als dritte Hlaffe von Opponenten nenne ich die Peſſimiſten. Diefe — und 
es find tief denfende und patriotiich gefinnte Männer darunter — jagen: es müßt 
Alles nichts, der Stein ift im Rollen, fein Menſch und fein Geſetz kann ihn auf— 
halten. Wir müſſen einmal durch. Später werden Kataitrophen die Lage wieder 
beifern, wenn die Nation noch Straft zu gelunden Neubildungen bat. Aber, meine 
Herren, die peſſimiſtiſche Weisheit ift wohlfeil und gar zu leicht veritedt ſich hinter 
ihr die Faulheit, die nichts thun will, weil das Thun Mühe macht und auf 
Widerſtand ſtößt. Solcen Gegnern können wir entgegengehalten, daß die neuen 
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Erhebungen des Vereins für Spzialpolitif fein Bild von unieren bäuerlichen 
Berhältnifien geben, welches den Peſſimismus als gerechtfertigt ericheinen ließe. 
Und gerade wir in Bayern haben wahrhaftig feinen Grund dazu. Wir haben, meine 
id, wohl noch ein paarmal hunderttaufend geichloflene große und Eleine Bauernhöfe 
im Land und auch in den Theilbarfeitögebieten ift entfernt nicht Alles ſchlecht, und 
der Sinn unierer ländlichen Bevölkerung ift im Ganzen nod auf Feithalten der 
alten Sitte und Ordnung gerichtet. Hier zu retten, was zu retten ift, zu befiern, 
wo Beilerung möglich it, indem wir die entgegenwirfenden Tendenzen befänpfen, 
ericheint durchaus nicht als unmöglich, ja nicht einmal als bejonders jchwierig. 

Eine vierte Klaſſe von Gegnern wird jagen: es ift gar nicht nöthig, daß 
etwas geſchieht. Wir Haben ſchon, was wir brauchen. Diejenigen, welde jo 
reden, können ſich 

a) auf die herrſchende Sitte unſerer Bauern berufen, ihren Beſitz geſchloſſen 
zu vererben, indem ſie ihren Hof unter Lebenden einem Erben übergeben. In 
der That herrſcht dieſe Sitte noch in einem großen Theil unſeres Landes. Am 
wenigſten in der Pfalz, wo nur ein kleiner Strich auf der Sickinger Höhe (Ger— 
hardsbrunn) ihr folgt. Auch in Unterfranken ſind verhältnißmäßig wenige Orte 
mit geſchloſſen ſich vererbenden Bauernhöfen. Zahlreicher ſind fie in Oberfranken. 
In Mittelfranken find fie beſonders im ſüdlichen Theil ſehr verbreitet. Noch mehr 
ift dies der Fall in der Oberpfalz und in Schwaben, wenn gleich hier die ent: 
gegenſtehende Praris von Weiten her bereits ftärfer eingeriflfen ſein ſoll. Faſt 
allgemein dagegen herricht die Sitte in Ober: und Niederbayern. Hier mag auch 
wie im größeren Theil der Oberpfalz das ſchon erwähnte bayeriiche Inteſtat— 
erbreht günstig auf die Erhaltung der Sitte gewirkt haben, wiewohl, wie ich glaube, 
diefes an einem welentlichen Mangel dadurch leidet, daß es nicht vorichreibt, wie 
die Güter eventuell geihäßt werden, und welchen Vortheil die Anerben bei der Gutö- 
übernahne haben jollen. Gin jehr kräftiges Mittel zur Erhaltung der Sitte liegt 
gerade in dieſem Gebiet in der tjolirten Lage vieler Höfe und überall in der 
Schwierigfeit, neue Gebäude zu errichten für die abgeriffenen Theile der Güter. 
Auch die Viehzucht, die im Süden des Landes die Landwirthichaft beftimmt, 
bildet einen Damm gegen die Verkleinerung der Höfe; denn dieſe Kultur in Ver— 
bindung mit Molfereiwirthichaft verträgt fich ſchwer mit Slleingüterbeiig, wiewohl 
dad Berner Oberland ein entgegengeiegtes Beifpiel bietet, freilich hier auch mit 
ſchlimmen wirthichaftlichen und jozialen Zuftänden. Aber täufchen wir uns nicht! 
Auf die Dauer kann fich die Sitte nur ſchwer erhalten, wenn das Geſetz fie nicht 
unterftüßt. Denten Sie an den Bauer, von dem ich oben in meiner Erzählung 
Ahnen berichtete. Gerade ein Moment, die Heberichägung der Güter bei der Ueber— 
gabe wirft zerjegend fort und fort weiter und führt mit der daraus folgenden 
Ueberſchuldung ficher zur Untergrabung des Syſtems. 

b) Sodann können ſich diefe Gegner auf unſer Erbgütergefeg vom 22. Te 
bruar 1855 berufen und jagen : die Bauern können fich ja dieſes Geſetzes bedienen, 
da haben fie ſchon das Anerbenrecht und noch mehr dazu, auch eine Beſchränkung des 
Schuldenmachens und die direkte Nöthiqung zum Nichttheilen des Beliges. Aber, 
meine Herren, wir willen Alle, daß dies Gejeg ein todter Buchſtabe geblieben iſt. 
Nur vier Beligungen ſollen zu Erbgütern gemacht worden fein, darunter zwei 
angeblich von ſolchen Städtern, die eine Art Fideicommiß gründen wollten, deilen 
Erridtung ſonſt ein Privilegium des Adels ift. Und offen gelagt, kann ich es 
nicht nur begreiflih, fondern muß es als richtig finden, daß uniere Bauern 
darauf nicht eingegangen find, Denn eritend geht das Geſetz meines Gractens 
zu weit in der Bindung des jeweiligen Grbgutsbeiigerd; es macht ihn viel zu 
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abhängig von den Anmwärtern und vom Landgericht, jegt Amtsgericht, und zwar 
auch in ſolchen Dingen, welche mit der Erhaltung des Gutes jelbit nichts zu 
thun haben. Die Abhängigkeit des Beligers ijt eigentlich darnach fait noch größer 
als die frühere vom Grundherrn. Sodann verleiht die Erbgutsitiftung den Be: 
figern nicht einmal Sicherheit gegen den Zwangsverfauf wegen perjönliher Schulden, 
ein Mangel deö Gejeges, der bei dem ihm nachgebildeten Heflen-Darmftädtischen 
vermieden wurde. Drittens gibt das Geſetz feine Sicherung gegen zu hohe Ueber— 
nahnı3preije des Gutes durd den Anerben, inden es nur beftimmt, daß eventuell 
Sadpverftändige das Gut Ichägen follen, nicht aber, daß nur der Grtragswerth 
maßgebend fein und wie derſelbe ermittelt werben fol. 

Eine fünfte Klaſſe von Gegnern wird jagen: Die Aenderung des Inteſtat— 
erbrehts reicht zur Erhaltung des Bauernitandes nicht aus; wir brauchen dazu 
pofitiv eingreifende Beſchränkungen der Theilbarfeit und PVerpfändbarfeit der 
Bauernhöfe. Schon oben habe id) gelagt, es jei möglich, daß man weiter gehen 
müſſe; aber vorderhand möchte ich nicht rathen, weiter als bis zu einer Reform 
des Inteitaterbrechtes zu fchreiten. Diejenigen, welche fich mit dieler jubjektiv 
wirkenden, auf die Geiftesrichtung der ländlichen Bevölkerung gerichteten Reform 
nicht begnügen, welche den Grumdbefig objektiv ergreifende Maßregeln verlangen, 
itellen ich damit auf den Standpunkt der Vergangenheit. Unmittelbar nad Auf: 
hebung der Grundherrlichkeit mit ihren Folgen konnten Beihräntungen der Theil: 
barkeit und Berpfändbarfeit eingeführt werden und einige Staaten haben aud 
diefen Weg eingefchlagen. Aber jest nad) 30: bis 40=jähriger Freiheit erjcheint 
eine derartige Politik als ein bedenklicher Anachronismus. Niemand, auch nidt 
der entſchiedenſte Lobredner des Alten, wird heutzutage die unbedingte Geſchloſſen— 
heit der Grundbefigungen verlangen. Gr fieht ein, daß manche Bauerngüter für 
einen tüchtigen bäuerlichen Betrieb wirklich zu groß find. Bei andern Gütern 
macht die durch die Verhältnifje gebotene größere Intenfität des Betriebs eine Ver: 
fleinerung zuläffig und jogar wünfchenswerth. Die Errichtung von Fabriken und 
Ausdehnung der Juduſtrie überhaupt fann die Erwerbung von Parzellen durch 
fleine Gewerbtreibende in hohem Grade nüglich, ja nothwendig machen. Mancher 
Bauer kommt in Verlegenheiten, woraus er fih nur durch Verkauf von Parzellen 
zwedmäßig retten fann. Wird aber die Abtrennung von Stüden von den Bauern: 
höfen nothwendig, wer fol dann über deren Zuläffigfeit entjcheiden ?_ Es gibt 
nur zwei Möglichkeiten : entweder die Gemeinde oder der grüne Tiih. Beides 
aber hat feine Bedenken. Das Lestere jet großes Vertrauen der Bauern zu den 
Beamten voraus, deilen fich Diefe nur ausnahmsweife erfreuen und das Critere 
wird derjenige nur ungern wollen, der den Frieden in der Gemeinde ungeftört 
ſehen will, 

Deshalb jage ich, jo lange wir andere Mittel haben, fo lange wir nit 
gewiß willen, daß dieſe andern Mittel nicht ausreichen, follte man von direktem 
Schluß der Bauernhöfe abiehen. Gin ſolches anderes Mittel ift jedoch allerdings 
die geleglihe Einführung des Anerbenrecht3 mit einer entiprechenden Norm für 
die ers des Ertragswerthes der Güter und für den Vortheil des Anerben 
des Guts. 

Aber, fragen wir weiter: in welcher Ausdehnung follte das Anerbenrecht 
bei ung eingeführt werden ? und foll dasſelbe fakultativ oder mit gefeglihem Zwang 
zur Geltung kommen ? 

Zuerit einige Worte über die lettere Frage. 

In Fämmtlichen Gelesen Nordweitdeutichlands ift die Einführung des An- 
erbenrehts als fafultative Maßregel erfolgt; dagegen nimmt der öſterreichiſche 
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Entwurf für dasſelbe die geiegliche Einführung in Ausfiht. In den nordweſt— 
deutichen Gebieten hat man das Syitem der Höferollen beliebt. Welcher bäuer: 
lihe Grundbeſitzer es verlangt und die ſonſt erforderliche Qualififation hat, kann 
feinen Hof gegen eine fleine Gebühr (in Hannover 3 Mark) beim Amtsgericht 
in die Nolle eintragen laffen, und dann gilt für den Hof das Anerbenreht nad) 
den Beitimmmmngen des Gejeges. In Hannover haben fih von den nad der 
eriten Faſſung des Gejeges aufnahmsfähigen etwa 100,000 Hofbeligern alsbald 
circa 60,000 eintragen laſſen; jeit dem Erlaß der Novelle von 1880 joll die Zahl 
ber eingeichriebenen Höfe noch gewachſen fein. Aus Oldenburg hören wir, daß 
etwas über 40 Proz. der aufnahmefähigen Hofbeliger fih haben eintragen laſſen. 
Wie der Zutritt, jo ift aber auch der Austritt frei, womit dann wieder von ſelbſt 
das gemeine Recht in Geltung tritt. 

Nun frage ih: wird die Sadje bei uns ähnlid gehen wie in Hannover ? 
Werden unjere Bauern auc zum Amtögericht mit 3 Mark in der Tajche fommen 
und ihren Hof in die Höfelifte eintragen laſſen? Meine Herren, ich meines Theils 
kann mich zu einem jolchen Glauben nicht erheben. Möglich ift es ja, daß durd den 
Einfluß von landwirthichaftlichen Vereinen, weltlichen und geiftlichen Vertrauens: 
perfonen ein gewiſſer Erfolg erzielt wird. Im Allgemeinen aber iſt unfer Bauer 
mißtraniich gegen Andre, auch gegen das Amt; am liebiten will er mit diefem 
gar nichts zu thun haben. Und dann die vis inertiae! Unſer Bauer denkt: 
Wozu foll ich erft zum Amtsgerichte gehen und meinen Hof eintragen laſſen? 
Ih brauche das nicht, meine Voreltern haben jo was auch nicht gehabt. Wenn 
ih den Hof übergeben will, jo thue ich's nach meinem Willen; ich bin felbit 
Manns genug, dad Richtige zu machen. ch befünmmere mich nicht um’s Amt 
oder landwirthichaftliche Vereine. Grinnern Sie fih, meine Herren, des Mißerfolgs 
unjeres Erbgütergeieges. Daß die Fehler desielben unſere Bauern abgehalten 
haben, Erbgüter zu ftiften, glaube ich nicht. Dieje Fehler wurden 1855 ſchwer— 
li erfannt und in der Hauptjache entiprady das Gele den bäuerlihen Anſchau— 
ungen. Hätte Jemand damals einem Bauern Vorftellungen gemacht und ihm zu— 
geredet ein Erbgut zu errichten, bderielbe hätte am Schluß gewiß gelagt: „Ach 
brauch's nicht und mag nicht.“ 

So jehe ich die Dinge an, bin aber weit davon entfernt, meine Anficht für 
maßgebend zu halten. Beſſere Stenner unjeres Volks, wie ich ſolche unter den 
Anweſenden erblide, werden vielleicht anderd und richtiger urtheilen. 

Dagegen bin ich ebenio überzeugt, dab unſere Bauern gegen die geießliche 
Ginführung des Anerbenrehts ab intestato oder richtiger gelagt, gegen bie 
Verbeſſerung desielben in Altbayern und neue Einführung in den anderen Landes: 
tbeilen feine Ginwendung erheben, int Gegentheil fih damit bald befreunden werden. 
Sie werden alsbald erkennen, daß ein ſolches Geſetz ihren Antereilen und Ans 
ihauungen entipricht, fo daß es jo zu jagen auf ihrem eigenen Boden gewachien 
it. Sie werden einiehen, daß das Inteftaterbreht fie nicht davon entbindet, 
jelbit durch Tejtament oder durch Uebergabe des Guts unter Lebenden für die 
Familie das Entiprechende anzuordnen, daß aber das Geſetz fie in ihren alt: 
ererbten Gewohnheiten unterſtützt. 

Die legte Frage, die ich zu beiprechen habe, ift die nach dem Umfang, welche 
man dem alten und neueiten Anteltaterbrecht geben joll. 

Der öfterreihiihe Entwurf nimmt nur die Fideikommiß- und Vehensgüter, 
bei denen ein analoges Recht ohnehin befteht, und die Beſitzungen folder Perſonen 
aus, welche nicht miteinander in ehelichen Verhältniſſen ftehen; für den ganzen 
ſonſtigen Beiig, ohne Unterichied der Größe und der Kultur, ſoll das Geſetz 
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Wirkſamkeit erlangen. In Brandenburg ſteht der Zutritt zur Höferolle jedem 
Grunbbefiger frei, der 75 Mark Statafter-Reinertrag nachweiſt. Das hannover’iche, 
lauenburg’ihe und oldenburg’iche Geiles läßt Jeden zu, der einen Grundbeſitz 
mit bejouderen dazu gehörigen Gebäuden befigt. 

Wollte man in Bayern das hannover’ihe Gele in feiner erſten Faſſung, 
wonach nur die thatlählich untheilbaren, in der Hauptjadye die alten Meier-Güter 
der Höferolle einverleibt werden konnten, zum Mufter nehmen, jo würde man in 
analoger Weiſe alle Grundftüde, die bisher geichlofien vererbt wurden, dem Anz 
erberecht unterwerfen. Die Sache wäre unschwer auszuführen; denn die Konitas 
tirung dieſer Höfe ift leicht zu bewirken. Zu bemerfen wäre nod), daß dann die 
Wirkſamkeit des altbayeriihen Privatrehts erheblich beichränft würde, indem 
diejenigen Grundftüde, welche bisher nicht ungetheilt in Grbgang famen, dem 
beitehenden Inteitaterbredht entzogen würden. 

Eine ausgedehntere Menderung fände das projektirte Intejtaterbreht, wenn 
man das hannover’sche Geſetz nach jeiner neuern Faſſung oder auch das brandens 
burgiſche Geleg zum Muſter nähme; es würden dadurch aud in den Landes: 
theilen, welche der Theilbarfeitsordnung unterliegen, zahlreihe Güter dem 
Anerbenreht unterworfen. Aber die Frage entiteht, ob man nicht nach dem öjter- 
reichiichen Entwurf den ganzen land» und forftwirthichaftlichen Beſitz, alio auch 
die biöher als Theilungsobjefte behandelten Eleineren und E£leinften Beiigungen, 
in die Wirkſamkeit de3 neuen oder vielmehr alten Inteſtaterbrechts einbeziehen joll. 
Im preußiichen Herrenhaufe ſprach fich bei Gelegenheit der Berathung des branden- 
burgiichen Geſetzes für eine jo ausgedehnte Maßregel anfänglih jogar die Majo— 
rität aus. Die Folge einer ſolchen Geſetzgebung wäre ihre Einheitlichkeit, wodurd 
fie unzweifelhaft an Wirkfamfeit gewänne, und die aud den £leineren und Eleiniten 
Landwirthen gegebene leichtere Möglichkeit, ihren Grundbeſitz zu fonfolidiren und 
allmählig lebens- und wideritandsfräftigere Befigungen zu bilden, aud da, wo 
heute der Minimalbejis mit feinen übeln Folgen herrichend ift. Ein llebel wäre 
der Widerſpruch des Inteftaterbrecht3 mit den Gewohnheiten der Grundbeliger in 
den Theilbarfeitögebieten und die Nothwendigfeit, daß diejenigen, welde ihren 
Befig wie feither unter ihre Erben gleichheitlicy getheilt wifjen wollen, dieß ſicher 
nur durch eine legtwillige Verfügung erreichen fönnten. Wollte man auch die 
Gebühren, die bei Teitamentserrichtungen zu zahlen find, noch jo jehr herabiegen, 
wo, wie beijpielöweife im Altwürttembergiichen, die Gewohnheit der Grundbeliger 
beiteht, überhaupt fein Teftament zu maden, werden dieje mit dem neuen Inteſtat— 
erbrecht in eine bedenkliche, feinesiwegs leicht und jchnell zu überwindende Kolliſion 
fommen. Trotz dieſes Bedenkens möchte ich einer Ausdehnung des Anerbenrechts 
auf den ganzen Grundbefig wohl zuftimmen. Sch begreife aber, daß diejenigen, 
welche die Nenderung unſres beitehenden Rechts wünschen, aber auch die Schwierig: 
feiten Sehen, welche fich einer derartigen geleßgeberiihen Maßregel entgegenitellen, 
ihrer Ginführung in beichränttem lmfang um deswillen den Vorzug geben 
möchten, weil fie dann leichter ihr Ziel zu erreichen hoffen, indem fie die Wider: 
ſprüche dagen vermindern. 

Im Allgemeinen möchte ich noch die Bemerkung mir erlauben, daß es meiner 
Anſicht nah ein Irrthum ift, zu glauben, man müſſe das Inteftaterbrecht ſo 
geitalten, wie es vorausfichtlich den Privatneigungen der einzelnen Erblaſſer ent 
jpricht, jo daß dieſe der Weranlaffung enthoben werden, ein Tejtament zu errichten 
und ruhig das Gele anftatt ihres Willens wirken laſſen fönnen. Ich babe 
immer als den bejleren Grundſatz angeiehen, daß das Inteltaterbrecht das feitiegen 
jolle, was das Öffentliche Intereffe verlangt, fei e8 auch im MWiderfpruch mit den 
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perjönlihen Wünſchen der Cinzelnen. Werben diefe dadurch genöthigt, felbft 
Verfügung zu treffen, jo wird bei Jedem das Gefühl der Verantwortlichkeit geftärkt 
für die Eriftenz und das Gebeihen feiner Familie, und es kommt ein neues Mo: 
ment des Ernites in das Leben, das wohlthätig wirft. Ein Teftament zu machen, 
iſt eine ernite Sache. Jeder wird dadurch genöthigt, die gegenwärtigen und zu— 
künftigen Verhältniffe der Familie zu überlegen und darnach zu handeln. Das 
gefteigerte Gefühl der Verantwortlichkeit, das geweckt wird, ift von hohem fitt- 
Iihen Werth und die Grundlage eines tüchtigen Familienfinnes. 

Wie verlautet, hat die Kommilfion für Abfaffung eines deutſchen Zipil- 
geſetzbuchs beichlofien, ſich auf die Aufftelung der Grundfäge des gemeinen Inteitat> 
erbrecht3 zu beichränfen und es den Ginzelftaaten zu überlaffen, ob und melde 
Beltimmungen fie für die Bebürfniffe der landwirthſchaftlichen Bevölkerung auf: 
ftellen wollen. Dem gegenüber hat ber Berein für Sozialpolitit empfohlen, daß 
neben dem gemeinen Erbredt auch nod das Anerbenreht und zwar ſowohl unter 
der Borausiegung feiner Ausdehnung auf den Grundbefig überhaupt, ald auch 
feiner Beihränfung auf gewifle in einer Höferolle aufgenommenen Beligungen 
fodifizirt werde. ch enthalte mich einer Bemerkung darüber und bemerfe nur, 
daß, wenn das Anerbenreht im Geſetzbuche Aufnahme finden follte, die näheren 
Beitimmungen über die Schäßung der Güter und den Vortheil des Anerben nad) 
den bejondern Landedverhältniifen getroffen werden müßten, und daß, wenn ein 
Schritt zur geleglichen Einführung des Anerbenrechts geichehen foll, e3 bei uns 
jo wenig als in den norbdeutichen Territorien wohlgethan wäre, bis zur Vollendung 
de3 bürgerlichen Geſetzbuchs zu erwarten. 

Erlauben Sie mir, meine Herren, zum Schluß meines vielleicht allzulangen 
Vortrags noch wenige Worte. 

Gute Zeiten können nicht immer fein. Auf fieben fette Jahre fommen wieder 
fieben magere nit blos in Folge jchlechter Ernten, jondern auch dur) andere 
ökonomiſche oder politifche Ereigniſſe. Aber die jchlechten Zeiten, — ich denke 
jedoch, dad Schlimmite ift bei uns überftanden, und die Webelitände find auch 
übertrieben worden — können zum Segen werden, wenn fie zur Belonnenheit 
und zum berzhaften Angriff gegen die Urfachen des Uebels führen, ſoweit dieſe 
eine Bekämpfung durch Menjchenhand zulafien. Eine dieſer Urſachen erfennen wir 
in der Wirkung, melde das Gleichheitsprinzip des römischen Erbrechts in der 
Richtung zur Auflöfung unfers alten Bauernſtandes theils ſchon hervorgebradt 
hat, theil® hervorzubringen droht. Dagegen Hilfe zu ſchaffen durch Wieder: 
aufrichtung des alten Anerbenrechts, ift in andern Territorien unternommen worden 
und jollte, wie ich meine, auch bei und unternommen werden. Mehr als eine 
Anregung dazu fonnte ich nad) der Lage der Angelegenheit nicht geben. lieber: 
legen Sie nun, meine Herren, die Sache und bilden Sie ſich eine Heberzeugung 
über das, was zu thun if. Wenn Sie aber die Frage überbenfen, dann thun 
Sie ed mit vollem Gefühl der Verantwortlichkeit für die Zukunft unferes Bauern: 
Standes, für die Zukunft unjeres Volkes. 
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Die Beflimmungen 


über 


die Handels- und Gewerkekammern 


in den deutſchen Bundesftaaten.!) 
(Fortjegung.) 


V. Helen. 
Geſetz, die Handelskammern betr. 
Vom 17. November 1871, 


Ludwig IN. von Gottes Gnaden Großherzog von Helfen und bei Rhein ac. ꝛc 
Wir haben mit Zuftimmung Unferer getreuen Stände verordnet und ver— 
ordnen hiermit, wie folgt: 
l. Bekimmung der Handelskammern. 


Art. 1. Die Handelöfammern haben die Beftimmung, die Gefammtinterefien 
des Handel und der Manufakturen ihres Bezirks wahrzunehmen, insbeſondere 
die Behörden in der Förderung des Handels und der Fabriken durch thatjächliche 
Mittheilungen, Anträge und Grftattung von Gutachten zu unterftügen. 


I. Wahlberechtigung und Wählbarkeit. 


Urt. 2. Zur Theilnahme an der Wahl der Mitglieder einer Handelskammer 
find diejenigen Saufleute und Gejellihaften berechtigt, welche ala Inhaber einer 
Firma in dem für den Bezirk der Handeldfammer geführten Handelsregiſter ein: 
getragen ſtehen und einer der vier eriten Stlaffen der Gewerbiteuer angehören. 

Art. 3. Die Wahlftimme einer Aktien-Geſellſchaft oder Genoſſenſchaft darf 
nur durch ein im SHandelöregifter eingetragenes Borftandsmitglied, die jeder 
anderen im Art. 2 bezeichneten Gejellichaft nur durch einen ebendajelbit einge 
tragenen, perſönlich haftenden Gelellfchafter, die einer Perſon weiblichen Geichlechts 
oder einer unter Vormundichaft oder unter Kuratel ftehenden Perſon nur durd 
den im Handelsregiſter eingetragenen Profuriften abgegeben werben. 

Art. 4. Wer nad) vorftehender Beſtimmung (Art. 2, 3) in demielben 
Handelskammerbezirk mehrfady ftimmberechtigt ift, darf gleihwohl nur eine Wabhl- 
jtimme abgeben und hat fi, wenn er gleichzeitig in mehreren Wahlkreiſen des 
Handelöfammerbezirts ſtimmberechtigt ift (Art. 8), vor Ablauf der zu Einwend- 
ungen gegen die Wählerlifte beſtimmten Friſt (Art. 9) zu erklären, in welchem 
Mahlkreife er jeine Stimme ausüben will. 

Art.5. Zum Mitgliede einer Handelskammer kann nur gewählt werden, wer: 

1. das 25. Yebensjahr zurüdgelegt hat, — 

2. in dem Bezirk der Handelskammer feinen ordentlichen Wohnſitz hat, — und 
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3. in dem für den Bezirk der Handelskammer geführten Handelöregifter ent: 
weder ald Inhaber einer Firma oder als perjönlich haftender, zur Ver: 
tretung einer Handels-Geſellſchaft befugter Geiellichafter, oder als Mitglied 
des Borjtandes einer Aktien-Gejellichaft oder Genoffenihaft, oder als 
Profurift eingetragen jteht. 
Art. 6. Mehrere Gefellichafter oder Vorftandsmitglieder einer und derſelben 
Gejellihart dürfen nicht gleichzeitig Mitglieder derjelben Handelskammer fein. 

Art. 7. Diejenigen, über deren Vermögen der Konkurs (Falliment) er: 
öffnet ift, find bis nah Abſchluß dieſes Verfahrens, und Diejenigen, welche ihre 
Zahlungen eingeftellt haben, während der Dauer ber Zahlungseinftellung weder 
wahlberechtigt noc wählbar. 

Art. 8. Mit Genehmigung des Minifteriums des Innern fann ein Handels— 

fommerbezirf zum med der Wahl der Mitglieder in engere Bezirke eingetheilt 
werden, injofern ſich aus ben örtlihen Verhältnifien hierzu ein Bedürfniß ergibt. 


II. Wahlverfahren. 


Art. 9. Für jeden Wahlbezirk ift bei Errichtung einer Handelskammer 
von dem Kreisamt, ſonſt von der Handelskammer jelbit, eine Lilte der Wahlbe- 
tehtigten aufzuftellen und diejelbe 10 Tage lang zur Einfiht offen zu legen, 
fowie die Zeit und der Ort der Offenlegung zuvor mit dem Anfügen öffentlich 
befannt zu machen, dab Einwendungen gegen den Inhalt der Liſte, welche nur 
innerhalb der erwähnten 10 tägigen Frift zuläflig find, bei ihm, beziehungsweife 
bei der Handelskammer, vorzubringen jeien. 

Nah Ablauf der 10 tägigen Friſt hat die Handelskammer, vorbehaltlich des 
Rekurſes an das Kreisamt, beziehungsweile dieſes jelbit, über die vorgebradten 
Einwendungen zu enticheiden; in allen Fällen enticheivet das Kreisamt endgiltig. 

Nur diejenigen find zur Theilnahme an der Wahl beredtigt, welche in die 
feftgeftellte Lite aufgenommen find. 

Art. 10. Die Wahl bei Errichtung einer Handelöfammer wird von dem 
Kreisamte oder einen von demielben hierzu beftellten Kommiſſär, ſonſt aber durch 
einen von der Handeläfammer aus der Zahl ihrer Mitglieder zu ernennenden 
Kommiffär geleitet, welcher al& Urfundsperionen zwei von der Handelsfammer, 
oder wenn es ſich von der Errichtung einer Handelöfammer handelt, von dem 
Kreisamte gewählte Wahlberechtigte zuzieht. 

Art. 11. Späteſtens drei Tage vor dem zur Wahl beftimmten Termine 
hat das Kreisamt, beziehungsiweife die Handeldfanımer, den Tag und die für den 
Beginn und den Schluß der Wahl feltgeiegte Stunde, ſowie das Lofal und 
die Zahl der zu wöählenden Handelsfammer-Mitglieder öffentlich befannt zu 
maden. 

Art. 12. Jeder Wähler zieht in den MWahlzimmer einen der auf der einen 
Seite mit fortlaufenden Nummern verjehenen Stimmzettel und legt denjelben, 
nachdem er auf jener Seite die Bezeichnung Derjenigen, welde er zu wählen 
beabfichtigt, eingetragen hat, in den verichloffenen Stimmfaften. Ueber die ganze 
Bahlhandlung ift ein Protokoll aufzunehmen, welches die Namen der Ab- 
ſtimmenden, jede Abitimmung nit Angabe der Nummer des betreffenden Stimme 
jettel3, jowie auch das Ergebniß der Zuſammenſtellung der Stimmen enthalten 
muß. Es wird von dem die Wahl leitenden Beamten, beziehungsweije dem von 
der Handelskammer ernannten Kommiſſär, und den von ihm zugezogenen Urkunds— 
perjonen unterichrieben ; es werden ihm die Stimmzettel und die jonftigen das 
Wahlgeſchäft betreffenden Aktenſtücke beigefügt. 
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Gewählt find Diejenigen, welche die meiften Stimmen erhalten haben, bei 
Stimmengleichheit enticheidet daS Loos. 

Art. 13. Nach beendigter Wahl hat das Streisamt, beziehungsweile die 
Handelätammer, die Gewählten von der auf fie gefallenen Wahl ſchriftlich in 
Kenntniß zu feßen und die Namen der Gemwählten mit dem Anfügen öffentlich 
befannt zu machen, daß das Wahlprotofoll nebit Anlagen drei Tage zur Einſicht 
der Wahlberechtigten bei dem Kreisamt, beziehungsweife bei der Handelskammer 
offen liege und Einwendungen gegen die Wahl oder die Gewählten binnen biejer 
drei Tage bei Vermeidung des Ausſchluſſes bei der genannten Stelle vorzu: 
bringen jeien. 

Art. 14. Nach Ablauf diefer Friſt hat das Kreisamt, beziehungsweife die 
Handelöfammer, die Wahlaften und die etwa eingelegten Einwendungen an das 
Minifterium des Innern zur Prüfung der Geleglichkeit der Wahl und der ge 
feglihen Eigenichaften der Gemwählten einzufenden, welches hierüber, ſowie über 
die vorgebraditen Einwendungen endgültig enticheibet. 


IV. Bauer der Funktion und Wechfel der Mitglieder, 


Art. 15. Die Mitglieder der Handeläfammer veriehen ihre Stellen in der 
Negel drei Jahre lang. Am Scluffe jeden Jahres werden durd Neuwahl zu: 
nächit die durch Tod oder fonftiged Ausfcheiden vor Ablauf der gejeglichen Zeit 
erledigten Stellen wieder beiegt. Im Uebrigen fcheiden von den Mitgliedern am 
Schluſſe jeden Jahres fo viele aus, daß im Ganzen der dritte Theil jämmtlicher 
Stellen zur Wiederbejegung gelangt. Die Ausicheidenden bejtimmt das höhere 
Dienftalter und bei gleichem Alter das Loos. — Geht die normale Geſammtzahl 
der Mitglieder einer Handelöfammer bei einer Theilung durch drei nicht voll auf, 
jo wird die nächſt höhere Zahl, welche eine ſolche Theilung zuläßt, der Be 
rehnung des ausſcheidenden Dritttheils zu Grunde gelegt. 

Die Ausjcheidenden können wieder gewählt werden. 

Die erfte Ergänzung eines Dritttheils der Mitglieder der beftehenden Handels— 
fammern findet am Schluſſe des laufenden Jahres nad; Maßgabe der Beſtimm— 
ungen dieſes Geſetzes ftatt. 

Art. 16. Jeder in der Perſon eines Mitglieds eintretende Umstand, welcher 
dasjelbe, wenn er vor der Wahl vorhanden gemweien wäre, von der Wählbarkeit 
auögeichloffen haben würde, hat das Grlöfchen der Mitgliedichaft zur Folge. 


V. Gefcäftsführung. 


Art. 17. Zur regelmäßigen Geichäftsleitung der Handeldfammer wählt 
diefelbe zu Anfang jeden Jahres aus ihrer Mitte einen Vorfigenden und einen 
Stellvertreter desjelben. Im Falle des Ausſcheidens des Worfigenden oder jeines 
a vor der gefeglichen Zeit erfolgt eine Neuwahl für den Reit 
er Zeit. 

Art. 18. Zur gültigen Beratung und Beihlußnahme der Handelskammer 
gehört, daß alle Mitglieder unter Mittheilung der Berathungägegenftände einge: 
laden wurden und wenigitens die Hälfte derfelben erfchienen find und abgeitimmt 
haben. Die Beichlüffe werden durch Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmen: 
gleichheit enticheidet die Stimme des Vorſitzenden. 

lleber jede Berathung ift ein Protokoll aufzunehmen. 

Handelskammern, welche die Deffentlichkeit ihrer Sigungen nicht beſchließen 
wollen, haben die Verpflichtung, den Bezirksangehörigen durch Auszüge aus 
ihren Sitzungsprotokollen fortlaufend in den Lokalblättern Mittheilung zu maden. 
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Ausgenommen von der Öffentlichen Berathung und Mittheilung bleiben diejenigen 
Gegenitände, welche in einzelnen Fällen den Handelskammern als für die Oeffent— 
fichfeit nicht geeignet von den Behörden bezeichnet oder von ihnen felbit zur Ber: 
öffentlihung nicht geeignet befunden werben. 

Art 19. Altjährlih bis fpäteltend Ende Juni haben die Handelskammern 
über die Lage und den Gang bes Handels während des vorhergegangenen Jahres 
an Unſer Minifterium des Innern zu berichten. 

Auch über andere Gegenftände, welche nad) der im Art. 1 angegebenen Bes 
ftimmung der Handelskammern zu deren Geichäftsfreis gehören, fünnen diefelben 
unmittelbar an Unſere Minifterien berichten, oder fie fünnen an bdiefelben ihre 
Berichte dur bdiejenige Behörde gelangen laffen, zu deren Geſchäftskreis der 
Gegenftand gehört. 

Art. 20. Die Handelskammern haben bezüglich ihrer Ausgaben jährlich 
einen Boranihlag zu entwerfen und mit ihrem Gutachten dem Minifterium bes 
Innern zur Genehmigung vorzulegen. 

Die nah dem Voranſchlag genehmigten Summen werben, infoweit dieſelben 
nicht etwa durch einen Staatszuſchuß gededt find, auf die Wahlberechtigten des 
Bezirks nad) Maßgabe ihrer Gewerbfteuerfapitalien vertheilt und von denſelben 
erhoben. 

VI. Schlußbefimmung. 


Art. 21. Für die bereits beftehenden Handelöfammern treten die Beltimm- 
ungen de3 gegenwärtigen Gejeges mit ber am Scluffe des laufenden Jahres 
porzunehmenden erſten Ergänzungdwahl eines Dritttheil® der Handelskammer— 
Mitglieder in Kraft und es erlöfhen von da bie für diefe Handelskammern er— 
laffenen beionderen Verordnungen, nämlich: 
1. dad Reglement über die Errichtung einer Handelskammer zu Offenbad) 
bom 21. Juli 1821, 

2. die Verordnung, die Handelskammer zu Mainz betreffend, vom 23. April 
1841, 

3. die Verordnung, die Errihtung einer Handeldfammer zu Wormö betreffend, 
vom 5. Juli 1842, 

4. die Verordnung, die Errichtung einer Handelöfammer zu Bingen betreffend, 

vom 24. Januar 1862, und 

5. die Verordnung, die Errichtung einer Handelskammer zu Darmitabt bes 

treffend, vom 5. April 1862. 

Urkundlich Unſerer eigenhändigen Unterichrift und beigebrüdten Großherzog: 

lichen Siegels. 


VI. Baden. 


A. Gejet, die Handelsfammern betr. 
Bom 11. Dezember 1878, 


Wir Friedrih, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, Herzog von 
Zähringen, haben mit Zuftimmung Unſerer getreuen Stände beichlofien und ver- 
ordnen, was folgt: 


Aufgabe der Handelskammern. 


Art. 1. Die Handeläfammern haben die Aufgabe, die Gelammtintereflen 
des Handels und der Anduftrie ihres Bezirkes wahrzunehmen. 
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' Es kommt ihnen für diefen Zweck die rechtliche Stellung juriftiicher Per: 
onen zu. 


Errichtung. 


Art. 2. Die Erridtung der Handeldfanmern, die Feititellung der Bezirke 
und Site derielben, jowie die Beitimmung über die Zahl der Mitglieder erfolgt 
nad) Erhebung der in den betheiligten Streifen beftehenden Wünſche durch Ver— 
fügung des Handeläminifteriums; demfelben fteht es insbefondere auch zu, feitzu: 
legen, daß in einem beftimmten Zahlenverhältnig Vertreter de3 Handels und 
Vertreter der Jnduftrie zu wählen find und, wenn fich die Kammerbezirke iiber 
mehrere Orte erjtreden, daß eine beftimmte Zahl von Mitgliedern aus am Sitze 
der Hammer nicht Wohnhaften zu beftehen habe. 

Art 3. Die Mitglieder der Handelöfammer werden von den ftimmbered; 
tigten Sanbeltreibenden und Industriellen des Kammerbezirks gewählt. 

Das Amt der Kammermitglieder ift ein Ehrenamt, doch erhalten diejelben 
für Auslagen bei Dienitreifen eine angemefjene Entihädigung. 


Wahlberechtigung und Wählbarkeit. 


Art. 4. Zur Theilnahme an der Wahl find berechtigt: 

1. wer alö Inhaber einer Firma in einem innerhalb des Bezirks der Handels: 

kammer geführten Handels: oder Genoſſenſchaftsregiſter eingetragen ift, 
2. die in diefe Negifter eingetragenen Beamten und Borftandsmitglieder der 
von einer juriftiichen Perſon betriebenen Unternehmen, der Aftiengeiell- 
Ichaften und Genoſſenſchaften, und 

3, die im Handelöregifter eingetragenen perſönlich haftbaren Mitglieder der 
Hanbdelögelellichaften. 

Das MWahlreht der auswärts mwohnhaften Inhaber der Firmen kann auf 
Verlangen, und dad Wahlrecht einer Perjon weiblichen Geichlehtes, ſowie einer 
unter Vormundſchaft oder Beiftandichaft itehenden Perſon kann nur durch einen 
eingetragenen Vertreter (Prokuriſten) ausgeübt werben. 

Art. 5. Die gemäß des Schlußſatzes des Artikels 9 des Crwerbiteuer: 
gejeßed vom 25. Auguft 1876 dom Beizug zur Erwerbſteuer befreiten Perfonen 
find zur Theilnahme an der Wahl nicht berechtigt. 

Auf das Wahlrecht können verzichten Diejenigen, deren Ermwerbiteuerfapital 
den Betrag von 6000 Mark, deögleichen auch Genoſſenſchaften, deren jährlicher 
Umſchlag den Betrag von 100,000 Mark nicht überfchreitet. 

Art. 6. Mer nad) den vorftehenden Beltimmungen in demjelben Kammer: 
bezirf mehrfach ftimmberedhtigt ift, darf gleihwohl nur eine Wahljtimme abgeben 
und hat fich, wenn er gleichzeitig in mehreren Wahldiftriften des Handelskammer— 
bezirf3 (Artifel 11) ftimmberechtigt ift, vor Ablauf der Friſt zu Einwendungen 
gegen die Mählerlifte zu erklären, in welchem Wahlpdiftrifte er feine Stimme 
abgeben will. 

MWird der hierivegen an ihn von der Wahltommilfion erlaffenen Aufforder: 
ung nicht —— fo ruht für die betreffende Wahl ſein Stimmrecht. 

— .Zum Mitgliede einer Handelskammer kann nur gewählt werden, wer 

N 25. Lebensjahr zurüdgelegt hat und nicht in Folge ftrafgerichtlicen 
Urtheils der Wählbarkeit zu öffentlichen Aemtern verluftig geworden it, 
. in dem Bezirke der Handelöfammer wohnt, 
. in einem Handels- beziehungäweije Genofienihaftsregifter des Handels 
fammerbezirt3 entweder als Inhaber einer Firma oder als perfönlid har 
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tender, zur Vertretung einer Handelsgeſellſchaft befugter Gejellichafter oder 
als Mitglied des Vorſtandes einer Aktiengeſellſchaft oder Genoſſenſchaft 
oder als Vertreter eined auswärts wohnenden Inhabers einer Firma ein 
getragen iſt oder früher eingetragen war. 

Art. 8. Mehrere Geiellichafter einer Firma oder bei Aftiengejellichaften oder 
Genofienihaften mehrere Vorftandsmitglieder einer Aktiengejellihaft oder Genofjen: 
ſchaft oder mehrere Vertreter eined auswärt3 wohnenden Inhabers einer Firma 
dürfen, jofern fie nicht zugleich auch al& Inhaber einer eigenen Firma wählbar find, 
nicht gleichzeitig Mitglieder der nämlichen Handelskammer fein. 

Art. 9. Diejenigen, über deren Vermögen das Konkursverfahren eröffnet ift, 
find bis nach Abſchluß desſelben und Diejenigen, welche ihre Zahlungen eingeftellt 
haben, während der Dauer der Zahlungseinjtellung weder wahlberehtigt, nod) 
wählbar. 


Wahlverfahren. 


Art. 10. Die Wahl der Mitglieder geihieht durch in Perjon ausgeübte 
geheime Stimmgebung und einfahe Stimmenmehrheit ſämmtlicher in dem Handels: 
fammerbezirke abgegebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entfcheidet das Loos. 

Art. 11. Jeder Handelskammerbezirk bildet einen Wahlbezirk, welcher jedoch, 
wo nad den örtlihen Verhältniffen ein Bedürfniß hierzu fi ergibt, von dem 
Handel3minifterium zum Zmwede der Stimmenabgabe in mehrere Wahldiſtrikte 
eingetheilt werden fann. 

Art 12. Weitere Beitimmungen über das Wahlverfahren werden durch 
Berordnung feſtgeſetzt. 


Amtsdauer und Wechſel der Mitglieder. 


Art. 13. Die Wahl der Mitglieder der Handelskammer gilt auf ſechs Jahre ; 
alle drei Jahre jcheidet die Hälfte aus und wird durch Neumwahl erjegt. Die Aus: 
icheidenden find wieder wählbar. Bei dieier Neuwahl werden zugleich für die im 
Laufe der legten drei Jahre etwa ſonſt erledigten Stellen neue Mitglieder auf 
den Reſt der Amtödauer der Ausgeſchiedenen gewählt. 

Sollte innerhalb einer Wahlperiode die Mitgliederzahl auf die Hälfte ber 
für die Kammer feitgelegten Zahl herabiinfen, fo iſt unter Zugrundlegung ber 
zur Zeit beftehenden Liften für die Wahlberechtigten eine Ergänzungswahl ans 
zuordnen. 

Am Schluſſe der erjten drei Jahre nach Bildung einer Sammer, ſowie nad 
jeder Gefammterneuerung entjcheidet das Loos über Austritt. 

Art. 14. Mit dem nad erfolgter Wahl eintretenden Erlöfchen einer Be 
dingung der Wählbarkeit erliicht die Mitgliedichaft. 

MWird gegen ein Mitglied ein gerichtliches Strafverfahren wegen einer mit 
Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte bedrohten ftrafbaren Handlung eingeleitet, To 
ruht die Mitgliedichaft bis zu rechtsfräftiger Aburtheilung. Sie erliiht im Falle 
ber Berurtheilung. 

Die Handeldfammer kann ein Mitglied, welches nah ihrem Urtheil dur 
feine Handlungsweile die öffentliche Achtung verloren hat, nad Anhörung des— 
felben durch einen mit einer Mehrheit von wenigſtens zwei Dritttheilen ihrer 
Mitglieder zu fallenden Beihluß aus der Kammer ausichließen; es steht jedoch 
den Betheiligten gegen einen ſolchen Beihluß der Rekurs an das Handelsmini— 
fterium zu. Der Rekurs hat feine auffchiebende Wirkung. 
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In derjelben Art kann die Handelskammer ein Mitglied, gegen welches, ab: 
geliehen von dem im zweiten Ablat diejes Artikel aufgeführten Falle, ein gericht: 
liches Strafverfahren eröffnet wird, bis nad Abſchluß deöjelben aus der Kammer 
porläufig ausjchließen. 

Wegen auffallender Vernadhläffigung der in dem gegenwärtigen Gejege ober 
auf den Grund beöfelben ergangenen Vorſchriften fann ein Mitglied aus der 
Kammer audgeichloffen werden. Für einen desfallfigen Beihluß müſſen wenigftens 
zwei Dritttheile der Mitglieder geitimmt haben und fteht dem Betheiligten der 
Rekurs an dad Handelöminifterium zu. 


Gefchäftskreis. 


Art. 15. Die Hanbelölammern haben gemäß ber im Art. 1 bezeichneten 
allgemeinen Aufgabe insbeiondere die Behörden in der Förderung des Handel 
und der Induſtrie dur thatfählihe Mittheilungen und Erftattung von Gut- 
achten zu unterftügen, ſowie alljährlich über die Lage und den Gang des Handels 
und der Induftrie ihres Bezirkes während bed vorhergegangenen Jahres an das 
Handelöminifterium Bericht zu erftatten. Auch können diefelben zur Mitwirkung 
bei der Leitung und Beauffihtigung von, der Förderung des Handeld3 und ber 
Induſtrie dienenden öffentlichen Anftalten und Einrichtungen herangezogen werben. 
Auf Anordnung ded Handelöminifteriums haben die Handelskammern zur Berath- 
ung zufammenzutreten oder Bertreter zu Berathungen zu entjenden. 

Die Handelöfammern haben dad Neht, Anträge und Wünſche an bie zu 
beren Erledigung geordneten Behörden zu. richten, und jollen, ſoweit thunlid, 
por geieglicher oder behörblicher Regelung von wichtigeren, die Intereſſen des 
Handels und der Induftrie unmittelbar betreffenden Angelegenheiten mit ihrer 
gutächtlichen Aeußerung gehört werden. 

Gefchäftsgang. 

Art. 16. Die Hanbelöfammer wählt aus ihrer Mitte je für brei Jahre 
einen Borfigenden und einen Stellvertreter besielben. Im Falle des Ausscheidens 
des Borfigenden ober feines Stellvertreter vor der geſetzlichen Zeit erfolgt für 
den Reft diejer Zeit eine Erjasmwahl. 

Art. 17. Zu Falfung eines giltigen Beichluffes ift die Ladung aller Mit 
glieber der Kammer und die Anmwejenheit von mindeſtens ber Hälfte derjelben 
erforderlich. 

Die Beihlüffe der Kammer werden in Ermangelung einer anderen beſonderen 
Beitimmung mit einfaher Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmengleichheit ent 
fcheibet die Stimme des Worfigenden. 

Bei den von den Handelöfammern vorzunehmenden Wahlen ift abjolute 
Stimmenmehrheit der Anweſenden erforderlich. 

Art. 18. In der Handelskammer können zur vorbereitenden Berathung 
beitimmter Angelegenheiten beiondere Ausſchüſſe gebildet werben. 

Art. 19. Den Handelöfammern fteht es frei, Sachverſtändige mit berathender 
Stimme zu ihren Verhandlungen zuzuziehen, auch zur VBerathung über wichtigere 
Angelegenheiten die Wahlberechtigten zu berufen. Wird von dem Handelsmini— 
fterium oder von einem Fünftel fämmtlicher Wahlberechtigten eine Berufung ber 
legteren zur Berathung über einen beftimmt bezeichneten Gegenftand oder beſtimmt 
zu ftellenden Antrag verlangt, jo muß dieſem Begehren Statt gegeben werben. 
In der Geihäftsordnung jeder Kammer ift hierüber ſowie insbeſondere auch darüber, 
ob die Wahlberechtigten an den Sig der Handeläfammer oder den Wahlort der 
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einzelnen Wahldiftrifte zu berufen jeien, je nad der Zahl der Wahlberechtigten, 
Größe des Kammerbezirks 2c. nähere Beitimmung zu treffen. 

Art. 20. Weitere Beitimmungen über den Geihäftögang werben bon ber 
Handelsfammer in einer der Beitätigung des Handelsminifteriums unterliegenden 
Geihäftsordnung getroffen. 


Raffenwefen. 


Art. 21. Die Handelöfammern beichliegen über den zur Erfüllung ihrer 
geleglihen Aufgabe erforberlihen Koftenaufwand und ordnen vorbehaltlih der 
Beitimmung in Art. 24 ihr Kaſſen- und Rechnungsweſen jelbftänbig. 

Sie nehmen die von ihnen für erforderlich erachteten Arbeitskräfte an, jegen 
die Vergütungen für dieſelben feit und beichaffen die nöthigen Räumlichkeiten. 

Art. 22. Die Handelölammern haben alljährlich einen Voranſchlag über Ein- 
nahme und Ausgabe aufzuftellen, denfelben öffentlich befannt zu machen oder zur 
Einfihtönahme der Wahlberechtigten während mindeſtens 14 Tagen aufzulegen. 

Der Boranihlag unterliegt der Genehmigung einer alljährlich zu berufenden 
Verſammlung der Wahlberechtigten. 

Die von den Handeläfammern geitellten Rechnungen jind in gleicher Weije 
zu veröffentlichen und erfolgt die Prüfung berielben durch eine von der Verſamm— 
lung der Wahlberehtigten aus Mitgliedern derielben gewählte Kommiſſion. Die 
näheren Beitimmungen hierüber werden dur die Geihäftsordnung feftgeltellt. 

Den Handelöminiiterium wird der Voranſchlag zur Ginficht mitgetheilt ; 
fieht ſich dasſelbe hierdurd zur Ausübung feines Auffichtsrecht3 veranlaßt, To 
wird e& binnen 30 Tagen der Handelsfammer die geeignete Eröffnung machen, 
andernfalld wird der Voranſchlag vollzugäreif. 

Sobald die Rechnung geftellt ift, iſt eine Abfchrift derjelben dem Handels— 
minifterium einzufenden. Dieſem fteht zu jeber Zeit frei, das Original der Ned: 
nung nebit Beilagen zur Hebung ſeines Aufſichtsrechts einzufordern. 

Art. 23. Die Koften der Handelskammer werden, joweit deren fonjtige 
Einnahmen nicht hinreihen, auf die Wahlberechtigten des Kammerbezirks nad dem 
Berhältniffe ihrer Erwerbiteuerfapitalien umgelegt. Die Umlage wird gegen Ent: 
rihtung der geordneten Gebühr von den ftaatlihen Steuererhebungsitellen einge- 
zogen. Bei nothwendig fallender Beitreibung finden die Worfchriften über bie 
Beitreibung der auf dem öffentlihen Rechte beruhenden Schuldigkeiten an bie 
Staatöfteuerfaffen Anwendung. 

Die Beitragspfliht de3 Wahlberechtigten beginnt, abgeiehen von der Zeit 
der Errichtung der Handelöfammer, wo die Beitragspflicht aller Wahlberechtigten 
jofort beginnt — mit dem auf die Erwerbung des Wahlrehts folgenden Jahre 
und erlifht mit dem Ende des Jahres, in weldhem das Wahlrecht verloren 
geht. Die laufenden Beiträge find in zwei gleichen Zielern, 1. April und 
1. Dftober, fällig, die Beiträge für die verfloffene Zeit find alsbald in vollem 
Betrage zu entrichten, 

Das beitragspflichtige Kapital der nicht zur Ermwerbfteuer veranlagten Wahl: 
berechtigten wird alljährlich nad) dem Umfange ihres gewerblichen Geichäftäbetriebs 
im vorhergehenden Jahre von der Handelöfammer durch Einſchätzung feſtgeſtellt, 
für melde die VBorichriften des Erwerbfteuergejetes über die Bildung der Steuer: 
anjchläge analog zur Anwendung fommen. 

Die Betheiligten werden Seitens der Handelskammer von biefer Einſchätzung 
benachrichtigt. Beichiwerden darüber find binnen zehntägiger Frift bei dem Bezirks: 
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amt am Site der Handeläfammer zur endgiltigen, verwaltungsgerichtlihen Ent: 
fcheidung durch den Bezirksrath anzubringen. 

Art. 24. Einer vorgängigen Genehmigung des Staatöminifteriums bedarf 
e3, wenn die Beihaffung des Aufiwandes für ein Jahr einen 5 Prozent der 
Staatöerwerbiteuer überjteigenden Betrag erfordere. 

Art. 25. Im Falle der Auflöfung einer auf Grund dieſes Geſetzes gebil- 
deten Handeläfammer beichließt diejelbe mit abloluter Stimmenmehrheit und mit 
Vorbehalt der Genehmigung des Handeldminifteriums über die Verwendung etwa 
vorhandenen Vermögend. Kommt innerhalb einer von dem Handeldminiiterium 
zu ſetzenden Friſt ein giltiger Beſchluß nicht zu Stande, jo trifft das letztere 
Beitimmung über die Vermögensverwendung, welche, wie auch bei einer Verfügung 
durd die Handeldfanımer, nur zu dauernden gemeinnügigen Zmweden innerhalb des 
feitherigen Kammerbezirks geichehen darf. 

Art. 26. Die bisher beitandenen Handelöfammern werben ſpäteſtens binnen 
Jahresfrift in neue, dem gegenwärtigen Gejege entiprechende umgebildet oder ſie 
erlöfhen. Das Handelöminifterium jest den Zeitpunkt näher feit, von welchem 
an diefe Beitimmung im einzelnen Falle in Wirkſamkeit tritt. 

Handelsgenoſſenſchaften, welche am Site einer auf Grund diejes Gejeges zu 
bildenden Handeldfanımer bisher beftanden haben, werden aufgelöft und geht deren 
Vermögen an die neue Kammer über. Beftehen in bem Bezirke der letteren weitere 
Handelögenoflenichaften, jo werden deren Mitglieder zu einer obrigkeitlich zu lei: 
tenden Verfammlung berufen, um über ihren ferneren Fortbeſtand und im ‘alle 
der Auflöfung über die Verwendung des Vermögen: Beihluß zu faflen. Letzteres 
darf jedenfall®, wenn es nicht an die Handelöfammer überwiejen wird, nur 
dauernden gemeinnügigen Zwecken gewidmet werben. 

Zur Giltigkeit eined Beichluffes ift die abjolute Mehrheit der Crichienenen 
und die Genehmigung des Handelöminifteriums erforderlich, welches auch Die Aus: 
führung des Beichluffes überwachen läßt. Kommt ein gültiger Beihluß aud in 
einer zweiten in angemefjener Friſt zu berufenden Verfammlung nicht zu Stande, 
fo hat das Handeläminifterium über den FFortbeitand der Genoſſenſchaft beziehungs— 
weiſe Die der voranstehenden Beitimmung entiprechende Verwendung des Vermögens 
Verfügung zu treffen. 

Art. 27. Soweit Artikel 5 des Geſetzes vom 5. Dezember 1871, die Ein: 
führung der deutichen Gewerbeordnung im Großherzogthum betreffend, Beitimmungen 
über bie Errihtung von Handelskammern enthält, tritt derielbe außer Wirffamteit. 

Art. 28. Unſere Minifterien des Handeld und ber Finanzen find, jedes 
fo weit es jeinen Gejchäftkreis betrifft, mit dem Vollzuge diefes Geſetzes beauftragt. 


B. Berordnung, die Handelsfammern betr. 
Bom 8, April 1879, 


Zum Vollzuge des Gejeged vom 11. Dezember v. J., die Handelskammern 
betreffend (Gejeged- und Verordnungsblatt Nr. XXX. ©. 229), wird verordnet, 
was folgt: 

Errihtung von Handelskammern. 


8 1. Der Antrag auf die Umbildung oder die Errichtung einer Handels 
fammer ijt mit dem Entwurfe eined® Statutö bei dem Handel3minifterium ein: 
aureichen. 

Das Statut hat Beitimmungen zu enthalten über den Umfang des Bezirks 
und den Sit der Handelskammer, über die Zahl der Mitgliever und, wenn ber 
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Bezirt mehrere Gemeinden umfafjen ſoll, geeignetenfall® auch über die Zahl der 
am Site der Handeldfammer nicht wohnhaften Mitglieder, ſowie endlich über Die 
Aufbringung der Mittel. 

Der Vorlage ift für jeden einzelnen Ort des Bezirks eine Lifte der ein- 
tretendenfall Wahlberechtigten, welche die letzteren in alphabetiſcher Ordnung 
mit Bor: und Zuname und deren Geihäft aufführt und die Gefammtjumme 
der Ermwerbiteuerfapitalien der darin Werzeichneten enthält, nebſt einer in ver— 
fiegeltem Umſchlage befindlichen Lifte mit Angabe des Erwerbfteuerfapitals jedes 
einzelnen Wahlberechtigten anzufchliegen. Zu dem Zwecke der Ausfüllung find 
zuvor die Liften in doppelter Ausfertigung dem betreffenden Steuerfommifjär zu 
überjenden, welcher die zur Vorlage beitimmte Lifte mit den Cinzelangaben der 
Erwerbiteuerfapitalien in verfiegeltem Umſchlage, die andere offen zurüdgibt. 

Hält das Handelöminifterium weitere Vorerhebungen für erforderlich, To 
wird ed, wenn e3 mit deren Veranjtaltung die Antragiteller nicht beauftragt, den 
fegteren vor Erlafjung feiner Entiheidung von dem Ergebniffe jener Erhebungen 
Kenntniß und zur weiteren Erklärung Gelegenheit geben. 


8 2. Gradtet dad Handeldminifterium die Errichtung einer Handelskammer 
für ein Bebürfniß in einem Bezirke, aus welhem ein bezüglicher Antrag Ber 
theiligter nicht einfommt, jo ordnet dasſelbe die in S 1 bezeichneten Vorerheb— 
ungen an und läßt hierauf zur Mittheilung des Ergebniffes derjelben jowie zur 
Erklärung über die Bedürfnißfrage und den bearbeiteten Statutenentwurf durd) 
das betreffende Bezirfdamt oder einen bejonders ernannten Kommiſſär eine Ber: 
iammlung ber Wahlberechtigten oder einen aus der Zahl der lesteren bejtellten 
engeren Kreis berufen. 

8 3. Die Umbildung oder die Errichtung einer Handelskammer ift in dem 
Staat3anzeiger und in den amtlichen Verkündigungsblättern des neuen Handels— 
kammerbezirks öffentlich befannt zu machen. 

$ 4 Das in den 88 1, 2 und 3 vorgeichriebene Verfahren findet 
analoge Anwendung auf die Fälle der fpäteren Menderung des Bezirk einer 
Handelskammer. 


Feſtſtellung der Lifte der Wahlberechtigten beziehungsweiſe Beitragspflichtigen. 
1. Im Allgemeinen. 


$ 5. Die Grundlage für die eritmalige Aufftellung der alphabetiih und 
ortöweile zu ordnenden Liſten der Wahlberechtigten bildet der von dem Amts— 
gerichte oder den Amtögerichten des Bezirks zur Fertigung bed in 88 1 und 2 
erwähnten Verzeichniffes gelieferte Auszug aus dem Handeld- und Genoſſenſchafts— 
regiſter. Alljährlic in der eriten Hälfte des Monat3 Januar nimmt auf Grund 
der von dem Amtögerichte zu erhebenden Zufammenftellung der im Vorjahre ein- 
getretenen Veränderungen der Einträge im Handels- und Genofjenichaftsregifter, 
ſowie der Konkurſe über das Vermögen von Wahlberechtigten die Handeldfammer 
eine Berichtigung der Liſten der Wahlberechtigten vor. 


2. Dffenlegung der Liite. 


$ 6. Die hiernad bereinigten Liften find ortsweiſe in der zweiten Hälfte 
des Monat3 Januar während 8 Tagen in den Räumlichkeiten der Handelskammern 
beziehungsweife in den Gemeindehäufern zur Einficht der Betheiligten öffentlich 
anfzulegen. Zugleih mit der Bekanntmachung über die Offenlegung ift eine 
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Aufforderung zu verbinden, ſpäteſtens innerhalb 8 Tagen nad Schluß ber Offen 
legung bei Ausfchlußvermeiden mit den erforderlichen Beicheinigungen 

1. etwaige Einipraden gegen die Aufnahme in die Lifte oder bie lieber: 

gehung in derjelben, 

2. einen etwaigen Verzicht auf das Wahlreht auf Grund des Art. 5 Abi. 2 

des Geſetzes 
bei der Handelskammer anzumelden; wird dieſer Anmeldung des Verzichts eine 
entgegenſtehende Bemerkung nicht beigefügt, ſo gilt der Verzicht auch für die 
folgenden Jahre bis zu einem ausdrücklichen Widerrufe. 

Desgleichen iſt weiter da, wo ber Handelskammerbezirk in mehrere Wahl— 
diftrifte eingetheilt ijt oder eingetheilt werden foll, in denjenigen Jahren, in 
welchen ftatutenmäßig eine Wahl ftattzufinden hat, an bie in mehreren Wahl- 
diftriften Wahlberechtigten die Aufforderung zu richten, daß fie binnen gleicher 
Friſt bei Vermeiden des Ruhens des Stimmrechts ſich zu erflären haben, in 
welchem Dijtrikte fie ihre Stimme abgeben wollen. Die öffentliche Aufforderung 
hierzu fann bei geringer Zahl der mehrfach Wahlberechtigten durch eine jchriftlice 
Aufforderung erjegt werden. 


Erledigung der Einfpraden. 


8 7. Späteſtens innerhalb 8 Tagen nah Einkunft von Einjprachen oder 
Verzichtserflärungen hat die Handelskammer über bdiefelben eine im falle ab: 
ichlägigen Beſcheids gegen Beiheinigung zu eröffnende Enticheidung zu treffen. 
Gegen dieje iſt innerhalb 8 Tagen eine Beichwerde an dad Bezirksamt zuläflig; 
wird über die ftreitige Stimmberedhtigung oder Befugniß zum Verzicht auf das 
MWahlreht eine verwaltungsgerichtliche Enticheidung verlangt, fo ift diejelbe jorort 
mit der Anzeige der Beichwerbe zu beantragen. 

Rechtzeitig erhobene Beſchwerden legt die Handelskammer nebſt den betreffenden 
Lilten und ſonſtigen Aktenſtücken jofort dem Bezirksamt vor. Iſt verwaltungd: 
gerichtliche Entiheidung verlangt, fo ift dieſelbe jchleunigft herbeizuführen ; jeden 
fall3 fpäteftens nad Ablauf von 14 Tagen nad Einkunft der Beſchwerden erläßt 
dad Bezirksamt unter Berrdjihtigung des etwa erfolgten verwaltungsgerichtlichen 
Erkenntniſſes feine für das betreffende Jahr endgültig wirkſame Entichließung und 
ſtellt hiernach die Lifte feit, welche ſpäteſtens A Wochen nad Vorlage der Be 
ſchwerden der Handelskammer wieder zuzuftellen ift. 


Bildung von Wahldifrikten. 


$ 8. Nah erfolgter FFeititellung der Lilten legt die Handelskammer, mo 
deren Bezirf mehrere Orte umfaßt, diejelben dem Handelsminiſterium mit gut- 
ächtlichem Antrage zur Entichließung über etwaige Bildung von Wahlbiftrikten 
por; legtere gilt aud für die folgenden Wahlperioden, jo lange eine Aenderung 
nicht beichlofien wird. 


Wahlhandlung. 


1. Einladung zur Wahl. 


8 9. Die Handelstammer erläßt fodann eine Öffentliche Einladung an die 
Wahlberechtigten und überjendet außerdem jedem derjelben eine fchriftliche Ein 
ladung ; die legtere ſoll enthalten: 

1. den Anlaß der Wahl; 

2. die Angabe der Erforderniffe der Wählbarfeit; 
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3. die namentlihe Bezeihnung der Austretenden und die Angabe der Zahl 

und Dauer der Dienitzeit der zu Wählenden; 

4. die Bezeihnung der Räumlichkeit, in welcher die Wahl ftattfindet ; 

5. die genaue Angabe der Zeit, innerhalb welcher die Abſtimmung zu ge 

ichehen hat. 

Ye nad der Größe der Anzahl der Wahlberechtigten können für die Stimm: 
abgabe ſchickliche Abtheilungen (nad) dem Alphabet oder nad Wohnungsbezirken) 
feftgefegt werden. 

Die Wahl ſelbſt joll nicht früher als 4 Tage nad) der erfolgten Bertinbung 
der Einladung ftatthaben. 


2. Art der Wahl. 


S 10. Das Wahlreht wird in Perfon ausgeübt. 

Wollen auswärts d. h. niht am Wahlorte wohnhafte Firmeninhaber durd 
einen Vertreter ihr Wahlrecht ausüben laffen (Art. 4 des Gejeges), fo hat letzterer 
dem Wahlausihuß eine Vollmacht des Firmeninhabers und einen Auszug aus 
dem Handelöregifter, wornad er darin als Profurift der Firma eingetragen ift, 
vorzulegen. Einen gleihen Auszug hat Derjenige beizubringen, welcher das 
Wahlreht einer unter Vormundichaft oder Beiltandichaft ftehenden Perſon aus: 
üben will. Auf die Beibringung des Auszugs kann von dem Wahlausihuß 
verzichtet werden, wo das Dienitverhältniß, in welchem der Betreffende zum Wahl: 
berechtigten steht, offenkundig. ift. 

8 11. Die Stimmzettel werden verdedt ohne Unterichrift abgegeben; fie 
müffen von weißem Papier und dürfen mit feinem äußeren Kennzeichen veriehen 
fein; Die Namen derjenigen, welchen der Wähler jeine Stimme geben will, fünnen 
bandichriftlich oder -im Wege der Vervielfältigung aufgeführt werden. 

Jeder Vorgejchlagene muß mit feinem Familiennamen, jowie mit ber Be: 
nennung, duch welche er von Andern gleichen Namens in dem Bezirf unter: 
ſchieden wird, jo bezeichnet fein, daß fein Mißverſtändniß entiteht. 

Beim Zujammentreffen von Erneuerungs- und Grgänzungswahlen gelten 
diejenigen, auf melde die meiften Stimmen gefallen find, als für die längere 
Zeitdauer, Diejenigen, auf welche die nächſt meiften Stimmen fich vereinigt haben, 
als für die kürzere Zeitdauer gewählt. 


3. Berfahren bei der Wahl und Beurkundung derielben. 


8 12. Die Wahl wird von einem Wahlausihuß geleitet; derielbe wird 
von der Handeldfammer jogleih bei Erlaffung der Wahleinladung ernannt und 
beiteht aus einem Vorftande welcher jedenfall Mitglied der Handeldfammer zu 
jein hat, mindeftens zwei Beiligern als Urkundsperſonen, welche jedenfalls dem 
Kreife der Wahlberechtigten angehören müflen, und dem Protofollführer. Falls 
BWahldiitrifte gebildet wurden, wird für jeden berjelben ein aus gleicher Anzahl 
beftehender Wahlausihuß ernannt, wobei jedoch hinfichtlich des Vorſtandes von 
dem Erfordernifie der Mitgliedichaft der Handelsfanmer abgejehen werden fann. 

Der Wahlausichuß hat über alle vorfommenden Zweifel und Anftände zu 
entſcheiden. Mindeitens drei Mitglieder deöfelben müflen während der ganzen 
Wahlhandlung im Wahlzimmer amwejend fein. 

Mährend des ganzen Wahlvorgangs Steht den Wahlberechtigten der Zutritt 
zu dem MWahlzimmer offen. 

8 13. Der Wahlausfhuß führt in dem Wahlprotofoll ein mit Ordnungs— 
zahlen zur verjehendes Negifter, in welches der Protofollführer bei Webergabe des 
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Stimmzetteld den Namen des Abjtimmenden einträgt. Er läßt feinen Wähler 
zu, welcher nicht in die Liſte der Wahlberechtigten eingetragen ift, die während 
der ganzen Dauer der Wahlhandlung im Wahlzimmer aufgelegt bleiben muß. 

Die Stimmzettel werden jo, wie fie übergeben werden, in einem dazu 
paffenden Gefäße gejammelt. 

$ 14. Kann wegen ber großen Anzahl der Wahlberechtigten die Wahl 
handlung nicht ohne Unterbrehung vollzogen werden, jo ift jede einzelne Sigung 
des Wahlausichufles im Protokoll abzuſchließen und zu beurfunden, Die ver 
ichlofienen Stimmzettel find aber einftweilen in einem mit boppeltem Siegel ver: 
wahrten Verichluß aufzubewahren. 


4. Feitftellung des Wahlergebniſſes. 


$ 15. Nad Umlauf der Wahlfrift erfolgt die Eröffnung der Stimmzettel 
in der Weije, daß eine der beiden Urfundsperfonen jeden Stimmzettel einzeln 
entfaltet und ihm dem Vorftande des Wahlausſchuſſes übergibt, welcher denſelben 
nad) lauter Verlefung der andern Urkundsperſon weiter reicht; legtere hat die 
Stimmzettel bis zum Ende der Wahlhandlung aufzuheben. 

Die Stimmenaufzeihnung gejchieht dur den Protofollführer in der Art, 
daß Jeder, auf welchen ein Vorſchlag fällt, einmal mit feinem Namen in das 
Protokoll eingetragen und hinter dem Namen jedesmal die Zahl der bis dahin 
auf ihn gefallenen Stimmen gelegt wird. 

Sn gleicher Weiſe führt eine der beiden Urkundsperſonen eine Gegenlifte, 
welche beim Schluß der Wahlhandlung von dem Wahlausihuß zu unterjchreiben 
und dem Protokoll beizufügen ift. 

$ 16. Ueber die Giltigfeit einzelner Stimmzettel entjcheidet der Wahlaus- 
fhuß, wobei im Falle von Stimmengleichheit die Stimme des Vorſtandes den 
Ausſchlag gibt. 

Die für ungiltig erklärten Stimmen gelten als nicht abgegeben. 

Im Falle mehr Namen, als die Anzahl der zu Wählenden beträgt, auf 
einem Stimmzettel ftehen, werden die legten unberüdfichtigt gelaſſen. 

Nach beendigter Aufzeihnung der Abftimmungen werden die beiden Stimmen: 
aufzeihnungen miteinander verglichen und wird das Ergebniß ermittelt; ftimmen 
die Aufzeihnungen nicht miteinander überein, jo ift die Abweichung durch Ber: 
gleihung der Wahlzettel zu heben. 

$ 17. Nach gefertigter Zufammenftellung der Stimmen werden die nidt 
beanjtandeten Wahlzettel verfiegelt, die beanftandeten dagegen offen dem Protofoll 
beigelegt und wird hierauf das Wahlprotofoll, welches eine vollftändige Dar: 
Stellung de3 ganzen Wahlverfahrens enthalten joll, von dem Wahlausihuß unter: 
zeichnet und nebit deilen Beilagen in dem Wahlraum oder einer bei der Wahl: 
einladung fofort zu bezeichnenden anderen Räumlichkeit zur Einfiht der Wahlbe— 
rechtigten öffentlich aufgelegt. Ctwaige Beanstandungen der Wahl oder Wähl: 
barkeit find innerhalb 8 Tagen nad der Wahlhandlung bei dem Vorjtande des 
MWahlausichufles einzureihen und von leßterem mit der erforderlichen Erläuterung 
nebjt den Wahlaften ſpäteſtens innerhalb weiterer 3 Tage der Handelsfammer 
einzufenden. 

$ 18. Die Handeläfanmer prüft, nachdem fie dort, wo mehrere Wahl- 
diftrifte beitehen, durch Zufammenftellung der im jedem einzelnen abgegebenen 
Stimmen das Schlußergebniß feitgeitellt hat, die Ordnungsmäßigfeit der Wahl: 
handlung und das Vorhandenſein der geſetzlichen Erforderniffe der Wählbarkeit 
derjenigen, auf welche die meiften Stimmen gefallen find. Unter Stimmengleihen 
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enticheidet dad 2008. Findet die Handelöfammer bei der Prüfung feinen Anlaß 
zu Beanftandungen und find auch von Wahlberedhtigten ſolche nicht erhoben 
worden (8 17 a. E.), jo feßt fie die Gemwählten von dem Wahlergebniſſe mit 
der Aufforderung in SKenntniß, fich über die Annahme der Wahl zu erklären, 
mit dem Anfügen, daß wenn innerhalb 8 Tagen eine Erklärung nicht ein— 
fommt, die Annahme der Wahl unteritellt werde. Nach erfolgter ausbrüdlicher 
oder ftillichweigender Annahme der Wahl wird deren Ergebniß öffentlich befannt 
gemacht. 


5. Erledigung von Beanftandungen der Wahl. 


& 19. Ueber etwaige Einſprachen ober Anftände gegen die Wahl ober 
Wählbarkeit ift von der Handelskammer jchleunigit zu enticheiden und den Ein- 
iprechenden jowie, wenn die MWählbarfeit ald nicht vorhanden erachtet wird, 
dem betreffenden Gewählten die Enticheidung jchriftlich zu eröffnen. Es ift da— 
gegen innerhalb 8 Tagen eine Beichwerde an das Bezirksamt beziehungsweife 
im Falle der Aberkennung der Wählbarfeit an den Bezirfärath ald Verwaltungs: 
gericht zuläflig. 

$ 20. Wird das MWahlverfahren wegen Verletzung weſentlicher Vorſchriften 
des Verfahrens für ungiltig erklärt, jo tft jofort mit Zugrundlegung der bis— 
berigen Lifte der Wahlberechtigten eine Neuwahl anzuordnen; von fjolcher ift 
jedody dann Umgang zu nehmen, wenn in Bezirken mit mehreren Wahlbiftrikten 
in einem oder dem andern derjelben das Wahlverfahren zwar ungiltig fein jollte, 
allein hierdurch auf das Stimmenverhältnit in ſämmtlichen übrigen Wahlpiftrikten 
ein Einfluß nicht geübt wird. 

Wird wegen mangelnder geſetzlicher Erfordernifie eine® Gemwählten deſſen 
Wahl für ungiltig erklärt oder lehnt ein Gemwählter die Wahl ab, fo iit eine 
gleihbaldige Eriagwahl nur in dem Falle anzuordnen, wenn die Zahl der 
übrigen Mitglieder der Kammer die Hälfte der ordnungsmäßigen Zahl nicht über: 
iteigen wiirde. 

Nach völlig beendigtem Wahlverfahren werben die nicht beanftandeten Stimme 
zettel von der Handelskammer vertilgt. 


Mitgliedfchaft. 


$ 21. Soll gegen ein Mitglied auf Grund des Art. 14 des Geſetzes das 
Ruhen der Mitgliedichaft, deren Grlöfchen oder die vorläufige oder endgiltige 
Ausichliegung aus der Handeläfammer ausgeſprochen werden, jo hat dies unter 
Angabe des Grundes in einer fchriftlichen Entihließung zu geichehen, welche dem 
Vetreffenden urkundlich zu eröffnen ift. Letzterem fteht im Falle eines Vorgehens 
auf Grund von Abi. 1 und 2 des Art. 14 des Geſetzes das Necht der Beichwerde 
an den Bezirksrath als PVerwaltungsgeriht offen. Die Beichwerde an ben Be— 
zirfsrath ift, wie auch jene an das Handeldminifterium, innerhalb 14 Tagen bei 
der Handelskammer anzuzeigen und auszuführen. 


Geſchäftskreis. 


$ 22. Der von den Handelskammern zu erſtattende Jahresbericht iſt bis 
ipäteftens den 15. April an das Handeldminifterium einzureichen. Für die Anlage 
des Berichts ift der von dem Handeldminifterium beſtimmte Gintheilungsplan 
maßgebend; es ift übrigens der Handelsfammer unbenommen, auch noch weitere 
ihren Intereifenfreis berührende Fragen zur Grörterung zu bringen. 
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Gefchäftsgang. 
$ 23. Wie die Handelskammern in unmittelbaren Verkehr mit ben zur 
Erledigung von Anträgen und Wünſchen berielben geordneten Behörden treten 
(Art. 15 des Gefeges), jo findet auch anderjeit3, wenn Behörden die Mitwirkung 
der Handelöfammern in Anfpruch nehmen, ein unmittelbare® Benehmen mit den 
fegteren ftatt; zur Verbeſcheidung etwaiger Beſchwerden über die von Seiten 
einer Handelskammer eingetretene Geihäftsbehandlung ift das Handeldminifterium 
auftändig. 
$ 24. Sofern nicht in einem einzelnen Falle eine abweichende Beſtimmung 
getroffen wird, haben im Falle der von Seiten des Handelsminiſteriums ergebenden 
Berufung von Vertretern der Handelskammern zu einer Berathung die legteren 
die NReifeentihädigung ihrer Vertreter zu tragen. 


8 25. Von der jeweiligen Zujammenfegung der Handelskammer, von dem 
Grgebniffe der Wahl des Vorfigenden und feines Stellvertreter ſowie von der 
Anstellung eines Schriftführers ift dem Handeldminifterium Anzeige zu erftatten; 
ein Gleiches hat zu geichehen von der orbentlihen und außerordentlihen Be 
rufung der Berfammlung der Wahlberechtigten unter gleichzeitiger Angabe der 
Berathungögegenftände. 

8 26. Die von den Handelskammern zu erlaffenden öffentlichen Bekannt: 
machungen gelten durh Einrückung in die amtlichen Verfündigungsblätter ihrer 
Bezirke für ordnungsmäßig verfündet. 

8 27. Mit Aufftelung des Voranſchlags (Art. 22 des Geſetzes) iſt all: 
jährlid in den erften Tagen de3 Monat3 Januar zu beginnen. 

Zeigt fich hierbei die Umlegung von Beiträgen nad Maßgabe des Erwerb: 
fteuerfapital3 der Wahlberechtigten (Art. 23) zur Beftreitung der Bedürfniſſe der 
Handelöfammer für das betreffende Jahr nicht als nothwendig, jo ift der Vor: 
anihlag noh im Laufe des Monat3 Januar öffentlich befannt zu geben 
beziehungsweije offen zu legen und der Genehmigung der Berfammlung der Wahl: 
berechtigten zu unterbreiten (Art. 22 Abſ. 1 und ? des Gejekes). 

$ 28. Fällt dagegen die Erhebung von Beiträgen nad) Maßgabe des Er: 
werbiteuerfapitals der Wahlberechtigten nöthig, fo hat die Handelskammer längſtens 
auf 1. März, unter Benügung der von der Steuerbehörde vorgeichriebenen For— 
mulare, für jeden Steuerdiftrift eine richtig geftellte Lifte der in alphabetiicher 
Reihenfolge aufzuführenden und nah Art. 23 Abi. 2 des Geſetzes fir das be 
treffende Jahr bereit3 zur Beitraggleiftung heranzuziehenden Wahlberechtigten 
($ 5) dem Steuerfommiffär beziehungsweile den Steuerfommifjären zum Zwecd 
des Eintrags des gefammten Erwerbiteuerfapitald jedes einzelnen Wahlberechtigten 
nad) Maßgabe des neueiten Kataſters mitzutheilen. 

Der Stenerfommiflär hat längftens bis zum 20. März diefen Eintrag zu 
bewirfen und der Handelskammer hierauf alsbald den Betrag der in jeder Liſte 
eingetragenen Steuerfapitalien (in einer Summe für jede Lifte) unter Anſchluß 
eined namentlihen Verzeichniſſes derjenigen in der Lijte aufgeführten Perfonen 
und Unternehmungen anzugeben, weldye nicht in dem Ermwerbiteuerfatafter einge 
tragen oder nur mit einem Theil ihres Gejchäftsbetriebes zur Erwerbfteuer beis 
gezogen find. Iſt dem Steuerfommiffär der Grund der Steuerbefreiung bezich- 
ungsweife nur theilweifen Steuerpflichtigfeit oder des Nichtvorkommens eines 
Wahlberechtigten in dem Erwerbiteuerfatafter befannt, jo hat er ſolchen jofort in 
dem Berzeihniß beizufügen. Andernfall® hat derfelbe beim nächitfolgenden Ab 
und Zuichreiben, ſoweit ihm nicht inzwischen von der Handeläfanmer eine gegen: 
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theilige Mittheilung zugegangen ift, das Geeignete zu erheben und der Handel: 
fammer über das Ergebniß dieſer Erhebungen, eventuell unter Anichluß eines 
Berzeihniffes der nachträglich Lonftatirten Ermwerbiteuerfapitalien derjenigen Wahl: 
beredhtigten, welche nad dem legtjährigen Ab- und Zufchreiben ermwerbfteuerpflichtig 
geworden find, Mitteilung zu machen. 

Wird erſt im Laufe eines Jahres eine Handelskammer errichtet, jo werden 
bie Friften für die Aufftellung des Voranfchlagd und Erledigung der damit zu— 
jammenhängenden Arbeiten im einzelnen Falle beſonders angeordnet. 

8 29. Die Handelöfammer erläßt an diejenigen Wahlberechtigten, welche 
von dem Beizug zur Ermwerbiteuer aus einem anderen als dem in dem Scluß- 
fage des Art. 9 des (Srwerbitenergeiegeg vom 25. Auguft 1876 bejtimmten 
Grunde ganz oder theilweile von dem DBeizug zur Erwerbiteuer befreit find 
(Art. 23 Abi. 3 des Geſetzes), die Aufforderung zur Vorlage ihrer Geſchäfts— 
abſchlüſſe vom vorhergehenden Salenderjahr mit dem Anfügen, daß wenn nicht 
innerhalb der zu ſetzenden kurzen Friſt die nach ben für die Erwerbiteuererklär- 
ungen vorgeichriebenen Formulare einzurichtenden Angaben einfommen, das bei: 
tragspflichtige Kapital gleihmwohl und zwar durch Schätzung werde feitgeitellt 
werden. Nach Umlauf der gelegten Friſt werden die eingefommenen Steuer: 
erflärungen geprüft und die Steuerfapitalien feitgeitellt, Tegteres und zwar dur 
Schätzung aud für diejenigen, welche eine Steuererklärung nicht abgegeben haben. 
In beiden Fällen hat der Steuerkommiſſär, in deſſen Bezirk der Beitragspflichtige 
wohnt, in Perſon oder auf fchriftlichem Wege, je nah Wahl der Handelöfanmer 
und jomeit es dieſe für nöthig Hält, durch Prüfung der Steuererflärungen und 
Abgabe von Gutachten mitzuwirfen. 

Das Ergebniß der Feititellung iſt den Betreffenden gegen Beicheinigung zu 
eröffnen. 

$ 30. Beichwerden gegen den Beizug von Beitragsleiltung oder gegen Die 
Feſtſtellung des beizuziehenden Erwerbiteuerfapitals find binnen zehntägiger Frift 
bei dem Bezirksamt am Site der Handelafammer zur endgiltigen verwaltungs: 
gerichtlichen Entiheidung durd den Bezirksrath anzubringen; die Enticheidung 
erfolgt nad gutächtliher Vernehmung des betreffenden Steuerkommiſſärs bezieh- 
ungsweile Scatungsraths ; wird das Gteuerfapital eines Wahlberechtigten, 
welcher die rechtzeitige Webermittelung der zur Feſtſtellung des Steuerfapitalö er: 
torderlihen Auskünfte unterlafien hat (& 29), ermäßigt, jo hat derielbe gleich: 
wohl die Koften des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens zu tragen. 

8 31. Sobald der Handelstammer die in $ 28 vorgeichriebene Mittheilung 
der Steuerfommifläre über die Gefammtjumme der für’ laufende Jahr beitrags— 
pflihtigen Grwerbiteuerfapitalien zugeht, iſt hiernadh der Umlagefuß für die Bei: 
träge zu berechnen und der Voranſchlag thunlichit bald, längſtens aber bis zum 
15. April öffentlich befannt zu geben beziehungsweile offen zu legen und der 
Verfammlung der Wahlberechtigten zu unterbreiten. 

Hat jedoh ſchon in dem der Aufitellung des Voranſchlags vorhergegangenen 
Jahre eine Erhebung von Beiträgen nad) Maßgabe der Erwerbiteuerkapitalien 
der Wahlberechtigten ftattgefunden, jo hat zwar zum Zwecke der richtigen Er— 
ftelung der Ginzugsliiten des laufenden Jahres das in den 88 28 und 29 vor— 
geichriebene Verfahren gleichfalls einzutreten, bei Aufſtellung des Voranſchlags 
aber ift lediglich die Gefammtiumme der im vorigen Jahre beitragäpflichtig ge 
weienen Steuerkapitalien aud für's laufende Jahr als beitragäpflichtig anzu— 
nehmen und der Beitragdfuß für diefes Jahr hiernad zu bemeilen. In dieſem 
Falle hat die Bekanntmachung beziehungsweife Offenlegung des Voranſchlags 
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und die Vorlage desielben an die Verfammlung der Wahlberechtigten, wenn ein 
Aufihub nicht durch Erledigung von Ginwendungen ($ 32) erforderlich wird, 
noh im Laufe des Monats Januar zu erfolgen. 

Etwaige Einwendungen gegen den Boranichlag find innerhalb 14 Tagen 
von der Belanntgebung oder Offenlegung des Voranſchlags an bei der Handels: 
fammer einzubringen. 

$ 32. Merden rechtzeitig Einwendungen gegen den Voranſchlag bei der 
Handelskammer erhoben, jo hat letztere, wenn fie denjelben glaubt nicht ſtatt— 
geben zu können, einen jchriftlichen Beſcheid hierüber zu ertheilen und gegen Be: 
iheinigung den Ginjprechenden zu eröffnen, welden innerhalb 8 Tagen ein Recht 
der Beichwerde an das Handeldminifterium offen fteht. 

$ 33. Nachdem die Verfammlung der Wahlberechtigten dem Boranichlage 
die Genehmigung ertheilt hat, ift fofort dem Handelsminiſterium eine Fertigung 
deöjelben zur Einfichtnahme einzufenden. Ueber deu Tag des Gintreffens der 
Borlage wird von dem Handelöminifterium der Handelöfammer eine Beicheinigung 
zugefertigt. 

Erhebt das Handelöminifterium Erinnerungen gegen den Boranichlag, melden 
die Handelskammer nicht glaubt entiprechen zu follen, fo fann das Handelsmini— 
fterium durch einen Beſcheid, vorbehaltlich der Beichwerde an das Staatsmini- 
jterium, binnen achttägiger Friſt eine Aenderung des Voranſchlags vornehmen. 

8 34. Nah endgiltiger Feitiegung des Voranſchlags fett die Handels: 
fammer von dem Beitragsfuß alsbald den Steuerfommiffär zum Zwed der Be 
rehnung der Beitragäbetreffniffe und weiteren Amtshandlung in Kenntniß. 

Der Beitragsfuß hat mindeitens in ganzen Zehntelspfennigen für 100 ME. 
Steuerfapital zu beftehen. 


Allgemeine Befimmungen. 


8 35. Die durch die Vorerhebungen über die Errichtung einer Handels 
fammer entitehenden Koſten find, wenn diejelben die Bildung einer Handelskammer 
zum Ergebniß haben, von dieſer, im entgegengelegten Fall von den Antragitellern 
beziehungsweije, wenn die Anregung zur Bildung einer Handelsfammer von bem 
Handelsminiſterium ausging, von der Staatskaſſe zu tragen. 

Für die Fertigung von Auszügen aus dem Handels- und Genojjenihafts- 
regifter, die Dienitleiftungen der Steuerbehörden, ſowie andere durch eine Handels— 
fammer von öffentlichen Behörden in Anfpruch genommenen Dienite fommen die 
dafür vorgejchriebenen Gebühren in Anrechnung. 

Ss 36. Die Beforgung der nach Maßgabe der vorftehenden Beſtimmungen 
über das Wahlverfahren einer Handelsfammer zufommenden Obfliegenheiten ge 
ichieht, wo die erjtmalige Bildung der Handelsfammer oder eine Geſammterneuerung 
derjelben in Frage fteht, durch das Bezirksamt am Site der Handelskammer. 
In dieſem Falle it, wo ſonſt eine Beſchwerde gegen eine Verfügung der Handels— 
fammer an das Bezirksamt zuläflig wäre, zu deren Verbeicheidung das Handels 
miniſterium zuftändig. 

Das Bezirksamt ift befugt, die Vorftandichaft des Wahlausſchuſſes ($ 12) 
einen Wahlberechtigten zu übertragen. 

Tritt die neu zu wählende Handelsfammer an Stelle einer jeither beftandenen, 
io kann auch letztere mit Beſorgung der in Frage ftehenden Gefchäfte von dem 
Handelsminiſterium beauftragt werden. 

$ 37. Zur Entſcheidung von Streitigkeiten, welche nad) Gejeg oder Per 
ordnung von dem Bezirfsamt oder Bezirfsrath zu entjcheiden find, ift, men 
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der Handelskammerbezirk mehr als einen Amtsbezirk umfaßt, das Bezirksamt be: 
ziehungsweiſe der Bezirfsrath am Site der Handelskammer zuftändig. 

$ 38. In Ermangelung einer anderweiten befonderen Vorſchrift ift Die 
Beihwerde gegen eine Entichliegung innerhalb 21 Tagen bei der Stelle, von 
welder diejelbe erlaffen wurde, anzuzeigen und auszuführen. 

$ 39. Wird der Bezirk einer früher jchon beitandenen Handelskammer mit 
dem einer anderen Handelskammer vereinigt, jo findet bezüglich der Beitimmung 
über die fünftige Verwendung des Vermögens der erlojchenen Handelöfammer das 
in Art. 25 des Geſetzes vorgeichriebene Verfahren Anmwendung. 


Uebergangsbefimmungen. 


$ 40. Gegenwärtig beitehende Handelskammern, welche in neue, dem Gelee 
entiprechende Handel3fammern umgebildet zu werden wünjchen, haben jpäteitens 
bis 1. Juli l. 3. ihre bezüglichen Anträge nad Maßgabe des 8 1 bei dem 
Handelsminifterium einzureihen. Won SHandelsfammern, welde bis zu diejem 
Zeitpunfte einen derartigen Antrag nicht einbringen, wird ein Verzicht auf eine 
Umbildung angenommen und demgemäß deren Erlöſchen ausgeiprocdhen werden. 

8 41. Wird die Umbildung einer Handelskammer zugelafien, jo hat die- 
ielbe die bis zu erfolgter Neubeftellung der Handelskammer erwachienden Koſten 
zu beitreiten, hiernac ihren Vermögensſtand durch Rechnung feitzuitellen und 
das noch verbleibende Vermögen nebit allen darauf Bezug habenden Urkunden 
und den früher erwachſenen Aktenjtüden der neuen Handelskammer auszufolgen. 

8 42. Beltanden in dem Bezirke einer neu errichteten Handelsfammer außer 
der an deren Siß befindlichen noch andere Handelsfammern oder Handelögenofjen= 
ihaften, jo haben diejelben innerhalb 4 Wochen nad der die Errichtung aus: 
iprehenden Entichließung des Handelsminiſteriums ihren Vermögensſtand richtig 
zu jtellen und den Rechnungsabihluß dem Bezirksanıt vorzulegen. Letzteres be— 
ruft hierauf jpäteitens innerhalb 4 Wochen mittelit einer in dem Amtsverkündig— 
ungsblatt zu erlaflenden Bekanntmachung eine allgemeine Verſammlung der Ge: 
noflenjchaftsmitglieder, um über den Fortbeitand der Genofjenichaft und die allen- . 
fallfige Vermögensverwendung Beſchluß zu faſſen. 

In derjelben ift auch dann, wenn die abjolute Mehrheit der Erichienenen 
für die Fortiegung der Genojlenichaft und die Belaffung des Vermögens an 
diejelbe fich entjcheidet, zugleich für den Fall der Nichtgenehmigung des Fortbe- 
itands der Genofjenihaft ein Beichluß über die Vermögenswidmung herbeizu— 
führen. Das über die Verfammlung aufgenommene Protofoll, in weldhem die 
Zahl der Erichienenen und das Stimmenverhältnig der Beſchlußfaſſung anzu— 
geben ift, wird von dem Bezirfsanıt dem Handelsminilterium zur Entichließung 
vorgelegt. Verſagt letteres den Beichlüffen feine Genehmigung oder ift über die 
Vermögenswidmung ein giltiger Beihluß nicht zu Stande gefommen, jo iſt 
binnen längitens weiterer 4 Wochen zu anderweiter Beihlußfaflung eine zweite 
Verfammlung zu berufen. 


VO. Hamburg. 
L Geſetz, betr. die Handelsfammer und die VBerfammlung Eines 
Ehrbaren Kaufmanns. 
Vom 23. Januar 1880. 
Der Senat hat in Webereinitimmung mit der Bürgerihaft beichlofien und 
verfündet hierdurch als Geiles, was folgt: 
48* 
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I. Die Handelskammer. 


$ 1. Die Handelsfanmer beiteht aus 24 Mitgliedern, welche von der Ver: 
fammlung Eines Chrbaren Kaufmanns durh Stimmenmehrheit gewählt werden. 

$ 2. In jedem Jahre fcheiden 4 Mitglieder nad) Amtsalter aus; dody find 
diefelben wieder wählbar. Sind im Laufe des Jahres anderweitige Vakanzen 
eingetreten, jo fann die Wahl nad) Umftänden bis zur nächſten ordentlichen Ber: 
fammlung Eines Chrbaren Kaufmanns ausgejegt werden. In der Regel finden 
die Wahlen in der zweiten Hälfte des Dezember itatt. 

8 3. Für jede Vakanz legt die Handelskammer einen Wahlaufſatz von drei 
PVerjonen vor. Wählbar find alle Mitglieder der Verfammlung Cine Ehrbaren 
Kaufmanns, welche die Qualifikation zur Bürgerichaft haben. 

Treten bei einem Mitgliede der Handeläfammer Gründe ein, welche feine 
Wählbarkeit in die Handeldfammer ausgeſchloſſen haben würden, jo ſcheidet das— 
felbe aus der Kammer aus, 

8 4. Die Namen der Gewählten werben durd die Handelsfammer öffentlich 
befannt gemadt. Die Anfehtung der Wahl muß binnen 14 Tagen nad) dieler 
Bekanntmachung jehriftlich bei der Handelskammer erfolgen, welche über die Gültig: 
feit zu enticheiden hat. Bis zu diefer Enticheidung beiteht die Wahl ala gültig. 

8 5. Die Handelöfammer wählt alljährlih ihren Borfigenden und einen 
Stellvertreter desfelben ; hat ein Vorfigender 4 Jahre hintereinander dieje Funktion 
befleidet, jo ijt er für das darauf folgende Jahr nicht wieder wählbar. Die Wahl 
geichieht mitteljt Stimmzettel in geheimer Abftimmung dur abiolute Mehrheit 
der Anmeienden. Bei Stinmmengleichheit enticheidet das Loos. 

8 6. Hinfichtlich der Annahme der Wahl in die Handeldfammer und der Fort: 
führung des Amtes fommen die hinfichtlich der VBerwaltungs-Deputation geltenden 
Beitimmungen der Art. 83 und 84 der Verfallung und des $ 8 des Geſetzes über 
die Organifation der Verwaltung von 1863 zur Anwendung, mit der Abweichung 
jedoch, daß die Enticheidung über geltend gemachte Weigerungögründe bei der Wahl 
. in die Hanbelöfammer oder über nachgefuchte Entlaffung aus derjelben dem Se 
nate zufteht. 

$ 7. Die Handeldfammer ift berufen zur Wahrnehmung und Förderung 
der Intereſſen des Handels und der Schifffahrt Hamburgs. Sie hat die gemein: 
famen Angelegenheiten der Kaufmannichaft zu überwachen, zu leiten und gegen 
Dritte zu vertreten. Namentlich hat fie dieſe Aufgabe durh Mittheilung von 
Thatſachen, durch Anträge und Gritattung von Gutachten an die Hamburgiiden 
Behörden zu erfüllen. 

8 8. Der Senat wird bei der Rorbereitung der an die Bürgerichaft zu 
ftellenden Anträge in Handels- und Scifffahrtsangelegenheiten jo weit thunlich 
eine Begutachtung durch die Handelskammer veranlafien. 

8 9. Die Handelöfammer wird ihre, die Förderung der Fommterziellen 
Intereſſen betreffenden Anträge im regelmäßigen Geſchäftsgange an die Deputation 
für Handel und Schifffahrt richten, dieſer Behörde auch auf Erſuchen über die 
von derſelben bezeichneten Gegenſtände Gutachten ertheilen. 

Direkte Kommunikationen zwiſchen dem Senat und der Handelskammer finden 
nur ausnahmsweiſe in dringlichen Fällen ſtatt. 

8 10. Die Handelskammer bildet alljährlich aus ihrer Mitte Sektionen zur 
ipeziellen Bearbeitung der verichiedenen hauptſächlichſten Berathungsgegenitände, 
ſowie zur Wahrnehmung der laufenden Geichäfte; für einzelne Fälle kann fie 
außerdem beiondere Kommiſſionen ernennen. 
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$ 11. Seltionen und Kommiſſionen wählen ihren eigenen Borjigenden und 
berihten an den Präſes der Handelskammer, welcher erforderlichen Falles das 
Plenum zur Beſchlußfaſſung veranlaßt. 

Die Vorfigenden der Sektionen werben dem Senate bezeichnet. 

$ 12. Die Handelskammer entiendet aus ihrer Mitte 

zwei Mitglieder in die Deputation für Handel und Schifffahrt, 
zwei Mitglieder in die Deputation für indirefte Steuern, 
drei Mitglieder in die Auswanberer:-Deputation. 

$ 13. Die Handelsrichter werden auf Vorſchlag der Hanbeldfammer vom 
Senate ernannt. Für jede zu bejegende Nichterftelle wird nur eine Perſon in 
Vorſchlag gebradt. Die Handelöfammer wird, wenn die Ernennung eines Handels— 
richter8 erforderlich ift, vom Senate zur Bildung des Vorſchlags aufgefordert, 
welcher geheim bleibt. 

Die Handeldtammer hat die gejeglih vorgeichriebenen Wahlen von Sach— 
verjtändigen vorzunehmen und erforderlichen Falles deren Beeidigung durch den 
Präjes der Deputation für Handel und Schiffahrt zu veranlaffen. Auf jchrift- 
liches Erjuchen ernennt fie zu Begutachtungen und Atteftirungen einen oder zwei 
Sachverftändige, und beitimmt, wenn bDiefelben über daS abzugebende Gutachten 
ih nicht einigen fönnen, einen Obmann. 

Sie veranlaft die zweimal wöcentlih, am Dienjtag und Freitag (mit 
Ausnahme von Feittagen) ftattfindende offizielle Notirung der Geld» und Wechſel— 
Kurſe dur eines ihrer Mitglieder unter Hinzuziehung von Unterhändlern im 
Wechſelfache, ſowie die Herausgabe des einmal wöchentlich ericheinenden „Allge— 
meinen Waaren-Preis-Courants.“ 

Sie delegirt eines ihrer Mitglieder in die Kommiffion zur Liquidation und 
Verwaltung der Seemannsfaffe, wählt die Verwalter und Deputirten für die 
Handlungsdiener- und Mäfler-Wittwensftafle und übt die ihr in den Statuten 
diefer Kaſſen übertragenen Auffichtärehte aus. Sie erwählt die Mitglieder ber 
Sachverſtändigen-Kommiſſion für den Effeften-Handel. 

S 14. Der Handeldfammer fteht es frei, in ihr dazu geeignet ericheinenden 
jtreitigen Handelsfällen unter Berüdfihtigung de8 10. Buches der Zivilprozeß— 
Ordnung ein Schiedsgericht zu ernennen, wenn fie von den Parteien um eine 
Entiheidung augeſprochen wird. 

8 15. Die Handelskammer hat die ihr zu dieſem Behufe von den zuſtän— 
digen Behörden zugehenden Bekanntmachungen zur Kenntniß des Handelsitandes 
zu bringen und bleibt es derielben überlaflen, auch jonftige auf zuverläffigen Wege 
ihr zugegangene und ihr im allgemeinen Intereffe ded Hamburgiſchen Handels 
zur Veröffentlihung geeignet ericheinende Mittheilungen in zwedentiprechender Weile 
befannt zu machen. 

8 16. Die von einzelnen oder mehreren Mitgliedern des hieligen Handels: 
ftandes in fommerziellen Angelegenheiten eingereichten Bejchwerden, Wünſche und 
Vorſchläge hat die Handelskammer zu prüfen, möglichit zu erledigen und nöthigen- 
fall3 mit ihren Gutachten und Anträgen an die zuftändige Behörde gelangen 
zu laſſen. 

$ 17. Die Handelöfammer hat die Aufſicht über die Börſe und übt inner- 
halb verjelben die Polizei nad) Maßgabe einer mit Genehmigung des Senats zu 
erlafienden Börjenordnung aus. 

8 18. Es finden in der Negel zwei Plenarigungen im Monat ftatt. Außer: 
dem beruft ber Präjes der Handelötammer das Plenum wann und jo oft es ihm 
erforderlich ericheint oder wenn mindeſtens fünf Mitglieder die Berufung bean: 
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tragen. Zur Beichlußfähigfeit genügt die Anmwejenheit von 11 Mitgliedern. Bei 
Beihlüffen enticheidet die abjolute Majorität der Anmejenden, bei Stimmengleid: 
heit gibt die Stimme des Präfes der Handeldfammer den Ausſchlag. Im Uebrigen 
beftimmt die Handelskammer felbit ihre Geſchäftsordnung. 
$ 19. Die Handelskammer wählt ihre Angeitellten und Hilfßarbeiter. 
8 20. Die Handeldfammer bezieht die Einnahme aus: 
der Börjenfperre, abzüglich des der Mäkler-Wittwen-Kaſſe zu leiſtenden 
Zuſchuſſes, 
den Börſenanſchlägen, 
den Schränken und Briefkaſten an der Börſe, 
den Beglaubigungen von Atteſten, 
den Gebühren für die Eintragungen in das Regiſter der Verſammlung 
Eines Ehrbaren Kaufmanns, 
und erhält ferner bis auf Weiteres aus Staatsmitteln einen jährlichen Zuſchuß 
von 40,000 Mark. 
Sie hat zu Anfang jedes Jahres über die Verwendung ihrer Einnahmen 
im vorhergehenden Jahre Rechnung abzulegen und ſolche nebſt einer Vermögens— 
bilanz dem Senate zugehen zu laſſen. 


II. Die Verſammlung Eines Ehrbaren Kaufmanns. 


g 21. Mitglied der Verſammlung Eines Ehrbaren Kaufmanns iſt, wer als 
foldhes in das von der Handeldfammer zu führende Negifter eingetragen it. 

Die Eintragung wird im Anfang jedes Jahres erneuert, wozu die Handels— 
fanımer eine Aufforderung erläßt. Bei jedesmaliger Cintragung ift eine Gebühr 
von einer Mark zu zahlen. 

8 22. In das Regifter find auf ihren Antrag einzutragen: 

Die in das Hamburgische Handelöregifter eingetragenen Geichäftsinhaber, melde 
vorzugöweile Gejchäfte im Großen betreiben, ſowie bie Vorftände von in Hamburg 
bomtizilirenden kommerziellen oder induftriellen Aftiengeiellichaften. 

Ueber Zweifel hinfichtlich diefer Vorausſetzungen der Eintragung enticheidet die 
Handelsfammer im Plenum nad Anhörung des Antragftellers. Es können ferner 
auf ihren Antrag zufolge Beichlufles der Handelskammer eingetragen werden: In 
Hamburg domizilirende Theilhaber auswärtiger Firmen, ſowie Perſonen, melde 
nad) Aufgabe ihres kaufmännischen Geichäftsbetriebes in Hamburg ihren feſten 
MWohnfig haben. 

In das Negifter können nur Hamburgiſche Staatsangehörige eingetragen 
werben. 

$ 23. Iſt ein Mitglied wegen eines Verbrechens rechtöfräftig zu einer 
Freiheitsſtrafe verurtheilt, jo erliicht jeine Mitgliedihaft. Die gleiche Verurtheil— 
ung wegen eined Vergehens hat in der Regel dielelbe Folge, doc fann die Handels: 
fammer auf Antrag des Betheiligten ausnahmsweiſe davon dispenſiren. 

Die an die Mitgliedichaft ſich knüpfenden Rechte dürfen nicht ausgeübt werden: 

1. von Entmündigten und von ſolchen Perſonen, gegen welche das Ent: 
mündigungs-Berfahren eingeleitet ift; 

2. von Perſonen, über deren Vermögen der Konkurs eröffnet ift, bevor ſie 
von allen Anſprüchen ihrer Gläubiger befreit find; 

3. von Perſonen, welche ihre Zahlungen eingeftellt haben bis zur Wieder: 
aufnahme berjelben ; 

4. von Perſonen, welde fih in Straf» oder Unterfuhungshaft befinden, 
oder gegen welche die öffentliche Klage erhoben iit; 
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5. von Perſonen, denen durch richterliches Urtheil die bürgerlichen Ehren— 
rechte überhaupt oder einzelne bürgerliche Ehrenrechte entzogen ſind, während der 
dafür feſtgeſetzten Zeit. 

8 24. Das Regiſter enthält den Namen, die Firma und den vornehmlich— 
ften Geſchäftszweig des Eingetragenen. 

Im Falle des Erlöſchens oder der Suspenfion der Mitgliedichaft verfügt 
die Hanbeläfammer einen bezüglichen Vermerk im Negilter und gibt von diejer 
Verfügung dem Betroffenen Kenntuiß. 

Die Handelskammer legt das Regiſter jährlich während 14 Tagen zur öffent: 
Iihen Einfiht aus. 

$ 25. Ueber die beſchaffte Eintragung wird eine für das laufende Jahr 
gültige Beicheinigung ertheilt. Gegen Vorzeigung bderfelben ift der Inhaber zur 
Theilnahme an den Verfammlungen Eines Ehrbaren Kaufmanns beredhtigt. 

8 26. Die Verjammlung Eines Ehrbaren Saufmanns wählt in geheimer 
Abitimmung die Mitglieder der Handelöfammer und die zur Kommiſſion für Liqui- 
dation und Verwaltung der Seemannskaſſe gehörenden Rheder und beräth auf 
Veranlaffung der Handeldfammer oder aus eigener Initiative über Gegenstände, 
welche Hamburgs Handel und Schifffahrt betreffen. 

Am Schluffe jedes Jahres findet eine Verfammlung Eines Ehrbaren Kauf: 
mann ftatt, in welcher die Handelöfammer über ihre Thätigfeit berichtet und die 
Neuwahlen zu derjelben vorgenommen werden. Außerdem beruft die Handels— 
fammer eine Verſammlung, jo oft fie es für erforderlich hält. Sie ift aber zur 
Berufung verpflichtet, wenn mindeſtens 50 Mitglieder unter jchriftlicher Mittheilung 
der zur Berathung zu ftellenden Gegenitände darauf antragen. 

$ 27. Die Berufung der Verfammlung Eines Ehrbaren Kaufmanns erfolgt 
durh die Handelskammer in der Regel vermittelt Börſenanſchlages au den beiden 
der Berjammlung voraufgehenden Werktagen, ſowie durch öffentlihe Bekannt— 
mahung. 

Der Präſes der Handeldtammer oder im Behinderungsfalle deſſen Stell- 
vertreter leitet die Verſammlung. 

S 28. Zur Gültigkeit einer Wahl ift die Anweſenheit von mwenigftend 40 
Mitgliedern erforderlich. 

$ 29. Das Protokoll in den PVerfammlüngen führt ein Sekretär ber 
Handelskammer. 

8 30. Die Beſtimmungen früherer Geſetze, welche mit den Vorſchriften des 
gegenwärtigen Gejeges im Widerſpruch ftehen, treten außer Kraft. 


Uebergangsbefimmungen. 


Mit dem Inkrafttreten diefes Gejeges treten die Altadjungirten als ſolche 
außer Funktion, doc haben diejelben das Recht in die Handelöfammer einzutreten. 
Die gegenwärtigen Mitglieder der Handelskammer verbleiben im Amte. Einen 
Monat nah Inkrafttreten dieſes Geſetzes ift durch die Verſammlung Eines Chr: 
baren Kaufmanns die Zahl der Mitglieder auf 24 zu ergänzen. 

Ueber das beitimmungsmäßige Ausscheiden von vier Mitgliedern ($ 2) ent: 
ſcheidet, bis zur Heritellung eine® Turnus nad) Amtsalter, das Loos. 


II. Gefchäftsordnung der Handelsfammer zu Hamburg. 


8 1. In der Regel finden zwei Plenarfigungen im Monat ftatt. Außer: 
dem beruft der Präſes der Handelöfammer das Plenum wann und jo oft e& ihm 
erforderlich erfcheint, oder wenn mindeitens fünf Mitglieder die Berufung beantragen. 
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Zu jeder Sitzung wird mindeſtens einen Tag vorher ſchriftlich konvozitt, 
dringliche Fälle ſelbſtverſtändlich ausgenommen, in denen nach den Umſtänden zu 
verfahren iſt. Die zur Verhandlung kommenden Gegenſtände ſind, ſoweit thun— 
lich, auf dem Konvokationszettel zu bemerken. 

Zur Beſchlußfähigkeit genügt die Anweſenheit von 11 Mitgliedern. 

$ 2. Zu Anfang jeder Sitzung werben das Protokoll der letzten Sitzung 
und die etwa inzwiichen ber Deputation für Handel und Schifffahrt oder dem 
Senat übergebenen Anträge oder Gutachten verlejen. Alsdann trägt ber Präjes 
die Gegenjtände der Berathung vor, und findet über biejelben in der Negel, nament- 
lid) aber, jobald eines der Mitglieder darauf anträgt, vor der Abftimmung eine 
Disfuffion ftatt. 

Dei allen Abitimmungen, mit Ausnahme von folchen über Abänderungen 
der Geſchäftsordnung, für welche eine ?/, Majorität der Anmeienden erforderlich 
ift, enticheidet die abjolute Mehrheit der Anmelenden. Bei Stimmengleichheit gibt 
die Stimme des Präſes den Ausfchlag, bei Wahlen und Wahlaufjägen entjcheidet 
bei Stimmengleicdhheit das Loos. 

Eine zweite Lejung über einzelne Gegenitände findet innerhalb aht Tagen 
ftatt, wenn vor Schluß der Diskuſſion über diejelben ein dahin gehender Antrag 
geftellt und von mindeltens einem Dritttheil der Anweſenden unterftügt wird. 

Es jteht deu in der Minorität gebliebenen Mitgliedern frei, ihre abweichenden 
Vota im Protokolle ausdrüdlich bemerken zu laſſen; in die abzugebenden Gutachten 
fönnen die Anfichten der Minorität jedoch nur mit Zuftimmung der Majorität 
aufgenommen werben, 

Nach erledigter Tagesordnung fteht es jedem Mitgliede frei, Sachen in An— 
regung zu bringen und Anträge zu ftellen, über welche, wenn fich ?/, der Anmwejenden 
dafür erklären, in der erwähnten Weije deliberirt und beichloflen wird. 

8 3. Die Wahl des Vorfigenden und feines Stellvertreterd geichieht in ber 
ersten Sitzung ded neuen Jahres. Bis nah erfolgter Wahl bleiben die Bor: 
figenden des vorigen Jahres in Funktion. Sind beide ausgeichieden oder verhindert, 
jo tritt da8 der Amtsdauer nad) ältefte Mitglied proviforiich an die Stelle des 
Borfigenden. 

Tritt im Laufe deö Jahres bezüglich des Vorfigenden oder deſſen Stellvertreters 
eine Vakanz ein, jo hat innerhalb 14 Tagen eine Neuwahl zu erfolgen. 

8 4. Die Geichäftsvertheilung für das laufende Jahr muß in einer, in 
der eriten Hälfte des Januar abzuhaltenden Situng vorgenommen werden auf 
Grundlage eined vom Vorfigenden und deſſen Stellvertreter gemeinjam vorgelegten 
Entwurfs. 

Die Geichäftövertheilung umfaßt: 

I. Wahl der in die Verwaltungs: Deputationen zu entiendenden Mitglieder; 

II. 2ertheilung der Mitglieder in die Sektionen ; 

II. Beſtimmung der Mitglieder für die Kursnotirung; 

IV. Beitimmung der Mitglieder für Ernennung der Sadverftändigen ; 

V. Delegirung eines Mitgliedes für die Kommiſſion zur Liquidation und 
Verwaltung der Seemannskaſſe; 

VI. Delegirung eines Mitgliedes für die Handlungsdiener- und die Mäkler— 
Wittwen-Kaſſe. 

8 5. In die Berwaltungs- Behörden find zu beputiren: 

zwei Mitglieder in die Deputation für Handel und Schifffahrt; 

zwei Mitglieder in die Deputation für indirefte Steuern; 

drei Mitglieder in die Auswanderer: Deputation. 
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Das eine der in die erſte Deputation zu entiendenden Mitglieder foll in der 
Regel der Präſes fein; für jedes diefer Mitglieder iſt zugleich ein Stellvertreter 
zu ernennen, Von den Wahlen ift dem Präſes der Deputation für Handel und 
Schifffahrt fofort Anzeige zu machen; ebenjo den Vorfigenden der beiden anderen 
Behörden von den fie betreffenden Wahlen. 

8 6. Bis auf Weiteres werden folgende Sektionen mit der angegebenen 
nr gebildet: 

1. Eiſenbahn-, Poſt- und Telegraphenweien: 
fünf Mitglieder; 

2. See: und Flußidifffahrt, Hafen, Auswanderungsweſen: 

lieben Mitglieder; 

3. Handelspolitiſche Fragen, Zoll- und Steuerweien: 

fünf Mitglieder; 

4. Waarenhandel, Mäfler, Uianzen, Maaß und Gewidt: 

jieben Mitglieder; 

5. Bank: und Münzmweien, Effekten-Handel: 

drei Mitglieder; 
6. Auswärtige Handelöbeziehungen, Konfulate : 
drei Mitglieder; 

7. Börſe, Bibliothek, innere Angelegenheiten und Finanzen: 

drei Mitglieder; 

8. Wahlauffäte, Jahresbericht: 

fünf Mitglieder; 
9. Regifter, Archiv, Kanzlei: 
drei Mitglieder; 

10. Aſſekuranz: drei Mitglieder. 

Die Sektionen haben innerhalb aht Tagen nad geichehener Geſchäfts— 
vertheilung dem Präſes der Handeldfammer ihren Vorſitzenden und deſſen Stell 
vertreter namhaft zu machen. 

Auf die Sektiond-Sigungen finden die für die Plenar-Sigungen gegebenen 
Beitimmungen, namentlih Abi. 2 des $ 1 entiprehende Anwendung. 

Der Präjes verweilt in der Negel diejenigen Vorlagen, bezüglich deren er 
eine definitive Beſchlußfaſſung durch das Plenum für erforderlich hält, direkt zur 
Berichterftattung an die Seftionen. Andere Angelegenheiten können, nachdem das 
Plenum fidy über diejelben im Allgemeinen ſchlüſſig gemadt hat, den Sektionen 
zur Erledigung zugewielen werben, ohne daß es einer erneuten Beichlußfaflung 
des Plenum bedarf. Beſonders eilige Sachen, oder ſolche von untergeordneter 
Bedeutung, fann der Präſes direft den Sektionen überweijen und fie nach dem 
Gutachten derjelben erledigen. Doc ift von den ohne Beſchlußfaſſung des Plenums 
erledigten Angelegenheiten diefem in der nächſten Sigung ftet3 Mittheilung zu machen. 

8 7. Bon den im & 4 unter III bis VI aufgeführten Funktionen find ber 
Prüjes der Handelöfammer und deifen Stellvertreter befreit. 

Die Kurdnotirung hat durch ſechs Mitglieder in einem vorher feitzufegenden 
monatlihen Turnus zu geichehen. Iſt das betreffende Mitglied verhindert, jo 
bat es für feine Vertretung durch ein anderes der zur Notirung bejtimmten Mit: 
glieder Sorge zu tragen. 

$ 8. Mit der Ernennung von Sachverftändigen für Begutachtung und 
Zarationen von Waaren ijt wie folgt zu verfahren: 

Es werden 18 Mitglieder der Handeldfammer ernannt, welche je drei und 
drei in vorher feitzuftellendem monatlihen Turnus die Ernennungen beiorgen. 
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Um 1'/, Uhr finden fi die fungirenden Mitglieder auf dem Bureau der 
Handelöfanmer ein, um die eingegangenen Geſuche entgegenzunehmen ; e3 fteht ihnen 
frei, ob fie diefelben gemeinschaftlich erledigen oder fie unter fich vertheilen wollen. 

Bei der Auswahl der Sachverständigen find fie nicht auf Mäfler beichräntt, 
nur müflen andere Sadwerftändige, da fie zur Uebernahme diejer Funktionen 
nicht verpflichtet find, vorher befragt werden. Um 2'/, Uhr begeben fich die Mit: 
glieder wieder auf das Bureau der Handelskammer, um das Erforderliche wegen 
der Ernennungen anzuordnen. Dieſe müſſen von einem der fungirenden Mitglieder 
unterichrieben werben. 


I Börfenordnung für Hamburg. 


$ 1. Die Handelskammer hat die Aufficht über die Börſe und übt inner: 
halb berjelben die Polizei nah) Maßgabe der folgenden Börſenordnung aus. 

$ 2. Der Zutritt zum großen Börjenraum fteht dem gejammten anitän- 
digen männlichen Publitum von Morgens 8 Uhr bis Abends 10 Uhr frei. 

Die Geſchäftszeit in der Börſe iſt zwiichen 1 und 3 Uhr Nachmittags. Die 
Börfensperre beginnt um 1 Ihr 25 Minuten und dauert bis 2 Ihr 15 Minuten. 
Mer während diejer Zeit Zutritt zur Börſe haben will, ſei es von außen oder 
von der Börjenhalle, hat 30 Pfennige zu entrichten. Will Jemand während der 
Sperre die Börfe zeitweilig verlaffen, jo hat er beim Ausgange fich bei dem 
Börieniperr-Offizianten zu melden und iſt von dieſem ohne Bezahlung des Sperr: 
gelbes wieder einzulafien. 

Von 1 Uhr 15 bis ı Uhr 20 Minuten wird mit der äußeren Börjenglode 
geläutet, außerdem wird 5 Minuten vor Beginn der Sperre für die Vejucher der 
Börienhalle ein Zeichen mit der in der Börfe befindlichen Glode gegeben. Während 
der Börjeniperre findet die Verbindung mit der Börjenhalle nur mittelft der beiden 
Haupttreppen ftatt. 

8 83. Vom Bejuche der Börſe während der Geichäftözeit find ausgeſchloſſen: 

1. Berjonen, welche fih nicht im Wollbefige der bürgerlichen Ehrenrechte 
befinden. 

2. Perſonen, über deren Vermögen der Konkurs eröffnet ift, bis zur Auf: 
hebung oder Einſtellung des Verfahrens. 

3. Berfonen, welche ihre Zahlungen eingeltelt haben, bis zur Wieder: 
aufnahme derielben. 

8 4. Die Handbelöfammer übt die Polizei in der Börſe durch die Börſen— 
Offizianten aus, 

Bei porfommenden Widerieglichkeiten gegen diejelben oder Störung des Börſen— 
friedend iſt fie befugt, die Betreffenden jofort aus der Börſe zu entfernen, vor: 
behaltlich jpäterer Verweifung an die Staatsanwaltichaft zur Unterfuhung und 
Beitrafung. 

Bei ftattgehabten Streitigkeiten kann der Vorfigende der Handeläfammer, fo: 
fern die Parteien fih damit einverftanden erflären, die Enticheidung treffen, bei 
welcher es, fofern ein geſetzliches Hinderniß nicht entgegeniteht, Todann fein Be 
wenden hat. 

8 5. Der Handeläfammer fteht die Vertheilung der Plätze in der Börſe zu; 
über diejelben entitehende Differenzen unterliegen ihrer Enticheidung. 

Sie erläßt die Beitimmungen wegen der Sigbänfe, Schränfe und Brieffaiten 
in der Börſe. Deögleihen unteritehen die Börfenanichläge ihrer Aufficht und 
dürfen ohne ihre Genehmigung Anzeigen oder ſonſtige Anichläge irgend welcher Art 
innerhalb der Börſe weder angeheftet noch auch entfernt werden. 








Durchſchnittspreiſe wichtiger Wanren im 
Großhandel für das Jahr 1SS2'). 


— — 


Bon den Veröffentlichungen des Statiſtiſchen Amts über die monatlichen 
Durhichnittspreife wichtiger MWaaren im Großhandel Liegt nunmehr der vierte 
Jahrgang abgeichlofien vor. Diejelben erftreden fich gegenwärtig auf 35 Waaren— 
gattungen und das Material wird von 28 Handelsforporationen der für die 
betreffenden Artikel maßgebenden deutichen Plätze und (für 2 Sorten Steinkohlen) 
von der Königlichen Bergwerksdirektion zu Saarbrüden mitgetheilt. Der unaud« 
geiegten Aufmerkſamkeit diefer Stellen iſt es zu danken, daß dieje Nachrichten 
regelmäßig geliefert werden und fich durch die gleihmäßige Fortführung von Jahr 
zu Jahr mehr zu werthvollen Beiträgen zur Wirthichaftsitatiitit geitalten können. 
Dafür, daß Ietteres geichehe, ift eine Grundbedingung das Felthalten an den für 
die Preiß-Ermittelung feitgeftellten beftimmten Mufter-Sorten der einzelnen Waaren— 
gattungen. Wird mit den Sorten (dem Standard) gewechlelt, jo ilt die Gontinuität 
ebenio unterbrochen, als wenn eine andere Art der Berechnung der Durchſchnitts— 
preije eingetreten wäre, und der vorliegenden Statiftit würde ein weientlicher Borzug : 
daß ſich nämlich die Ermittelungen fortdauernd auf diejelbe thunlichit feitbeitimmte 
Sorte beziehen, verloren gehen. Ganz vermeiden laſſen ich dergleichen Aender- 
ungen natürlich nicht, da Sorten, welche feiner Zeit zur Aufzeichnung gewählt 
wurben, weil fie maßgebend waren und regelmäßig zur Notiz famen, im Laufe 
der Zeit mehr vom Marfte zurücdtreten können; es wird dann darauf anfonmen, 
eine möglichit gleichwerthige Sorte an die Stelle zu jegen. In den vorliegenden 
Verdffentlihungen konnten folhe Aenderungen bis auf wenige Fälle, die an be— 
treffender Stelle vermerkt find, vermieden werden: vom Januar f. Jahres ab muß 
ein Wechſel ftattfinden in der Bremer Notiz für Noggen, wo ftatt Nifolajeff: 
Odeſſa: Südruffifcher, und bei der Breslauer Notiz für Zink, wo ftatt der Marfe 
0.G.H.: „gutes ſchleſiſches“ eintreten fol, joweit eritere nicht daneben fortgeführt 
werden fann. Außerdem jollen für Magdeburg bei Kartoffeln fortan 1. blaßrothe 
ſächſiſche Speiiefartoffeln und 2. Brenn» und Fabriffartoffeln unterichieden werben. 
Eine Vermehrung der Sorten und Waarengattungen in diefen monatlichen Nach— 
weiſen ift natürlich zu feiner Zeit ausgeichloffen; im Jahre 1882 find zu ben 
früheren hinzugetreten: Startoffeln, Hopfen, Melaffe, Thee, Häute und elle. 
Für 1883 iſt feine Vermehrung in Ausficht genommen. Anregungen aus dem 
Handelsitande find dazu nicht gegeben worden, und ber Kreis der Waaren, die 
in den Rahmen diefer Tabellen paffen, dürfte auch in der That nur jchwer 
wefentlich zu erweitern fein. Das ftatiftiiche Amt iſt aber ſtets gern bereit, 
darauf abzielenden Vorſchlägen jomweit als thunlich Folge zu geben. 

Wie alljährlich, jo ift auch in diefem Jahre die Dezember-Veröffentlihung dazu 
benügt worden, um für alle einzelnen Sorten die Preiſe der einzelnen Donate 


!) Bergl. „Annalen“ 1881 ©. 195 ff.; 1882 ©. 517 ff. 
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neben einander zu Stellen und den Jahresdurdyichnitt zu ziehen; daneben konnten 
aus Mangel an Raum nicht mehr die Preife der vier Jahre, auf welche fich die 
Grmittelungen eritreden — die Jahrespreije der einzelne Sorten für 1879, 1880, 
1881 j. „Annalen“ 1881 ©. 195 ff. und 1882 ©. 517 ff. — aufgeführt 
werden, jondern man mußte fid) mit denen des Vorjahres begnügen. Für die 
einzelnen Waarengattungen (mit Ausnahme der erit im Jahre 1882 in die Ta: 
bellen aufgenomenen) und die vier Jahre werben jedoch im Folgenden Berechnungen 
vorgelegt, welche die Jahresdurchſchnitte der Preife der hier berückſichtigten Sorten 
der betreffenden Waarengattungen geben. Dieje Zahlen können aber keineswegs 
ald wirkliche Jahred3:Durhichnittöpreife der genannten Waaren gelten, jondern 
nur als Durcichnittspreile der hier ausgewählten Sorten, und fie find nur für 
die Betrachtung der zeitlichen Preisbewegung brauchbar. 











Ar. der 
Waaren⸗ 
gattung in 


Aus den Notirungen der Monatspreiſe 
der in der Tabelle verzeichneten Sorten ergeben ſich folgende Durchſchnitte 
für das Jahr 


ge 1879 | 1880 | 1881 } 1882 
“| MM | 











I. | Weizen 1000 KB. . > 2 2 2 2020202. 1207,9 | 227,61 | 230,65 | 216, 
I. | Roggen -„— m - "een [145,9] 105,9 | 208,0, 162," 
II. Ge ee RE ee een. [164,9 | 178,0 1 174,9 F 161,9 
IV. Mi re are I TE 189 20 a 
V. Hafer — ...11b, e 150,0 | 156,00 | 145* 
VIlla. Weizenmehl 100 kg. ee nee | Br 32,0 32, 
VIIIb. Roggenmehll 19,5| 27,% 

IX. Rübdl 100 kg. . . . 1372 55,0 

X. Kartoffelipiritug 10,000 i. 3 Tralies . ... 1 523,5°| 60,% 

Xlla. Robzuder 100 kg. . . . will 59,0 | 61, 

XIIb. BEOWENEDE: u. ee re © 78,9 79, 

XIII. Kaffee 100 ke... -» - > 2 "220202. 1168,97] 171,® 

XV. MEET DE 

XVI. Pfeffer ——— ter — 69,20 87,89 

XVII. Heringe 1 Tonne zu 150 Ep — —— 37,2 37,8 

XVIII. Schmalz 100 kg. . . .. en 84,81 

XIX. Speck En ea ee 80,9 

XX. Rohtabad , * Br EM a ann 85,5 | 94,9 

XXI Baumwolle 100 ke. ie reset ar ir 182, * 

XXU. | Wolle 100 KB. 2 2 22 2222022. [889,61 | 430,8 

XXIII. Dani „ Ken er Pie Ai A 58,91| 67,10 

XXIV. | Robleide ik 2 22222000. Lagrl 56» 

XXV. Baummollengarn 1 ke... DL Wr } 2m] 3,1 

XXVI. Kattun 1 Meter.. EEE 0,2 0,28 

XXVII Leinengarn 1 BES. 0-0 ee ee an ch A 2, 

XXIX. Roheiſen 1000 KL. . .» 2: 2 2 2 na. 72,9 | 91, 

XXX. Blei IM Ei ee 30,27] 32% 

XXX. | Supier 100 KL... 02222. J181,00] 141,9 

XXXII. Zint 100 ns la or an a 34,48) 37, 

XXXIII. Sinn „ „ RE er ee AT RE 

XXXIV. Petroleum 100 kg. ee a re. 18,8 | 20,9 

XXXV. Steinkohlen 1000 kg. . 2 2 2 2 22. 9,40] 10,38 
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Berichtigung 
zum Abdrude der Pojiordnung, oben ©. 511 und 521 
g 22. 
Briefe mit Pojtzuftellungsurtunde. 


I Wünſcht der Abſender eines gewöhnlichen oder eingejchriebenen Briefe über die 
erfolgte Beitellung eine poſtamtliche Beicheinigung zu erhalten, jo muß dem Briefe eine 
gehörig ausgefüllte Zuftellungsurtunde nebjt Abſchrift äußerlich beigefügt werden; zugleich 
muß in der Aufichrift vermerkt jein: „Hiebei ein Formular zur Zujtellungsurtunde nebit 
Abjhrift“. Auf die Außenfeite der zufammengefalteten Zuſtellungsurkunde ijt vom Abfender 
des Briefes die für die Rückſendung erforderliche Aufſchrift zu jegen. 

In Betreff der Bejtellung ac. der Briefe mit Zuftelungsurtunde fiehe $ 35. 

U. Für Sendungen mit Zuftellungsurtunden werden erhoben 

1. das gewöhnliche Brieiporto 

2. eine Zujtellungsgebühr von 20 Pf., 

3. das Porto von 10 Pi. für die Rüdjendung der Zuftellungsurkunde. 

Wird die Einjchreibung verlangt, jo tritt dem Porto zu 1. die Einjchreibgebühr 
von 20 Pf. hinzu. 

III. Formulare, weldye jowohl zu Urjchriften als auch zu Abjchriften von Zuftellungs- 
urdunden verwendbar find, können durch die Pojtanjtalten zum Preije von 5 Pf. für je 
zehn Stüd bezogen werden. Die Lieferung von Formularen an Gerichte, Gerichtsvollzieher 
und Gerichtsichreiber erfolgt unentgeltlid). 


8 35, 


I. Auf die Bejtellung von Schreiden mit Zujtellungsurktunde finden die Bejtimmungen 
in den 88 165—174 und 178 der C.P.O. für das deutiche Reid) vom 30. Januar 1877 
mit der Maßgabe Anwendung, das an die Stelle des Gerichtövollziehers der bejtellende 
Bote der Rojtanjtalt tritt. 


I. In Betreff der Beitellung von Schreiben mit Zujtelungsurtunde, welche von 
deutihen Gerichten, Gerichtsvollziehern, Gerichtsichreibern, Reichs: oder Staatsbehörden aus— 
gehen, bewendet es bei den hierüber bejtehenden bejonderen Bejtimmungen. 

III. Die Porto: bezw. jonjtigen Beträge für ein Schreiben mit Zujtellungsurkunde 
müfjen jämmtlih entweder vom Abjender vder vom Empfänger entrichtet werden. Will der 
Abſender die Gebühren tragen, ſo zahlt er bei der Einlieferung des Schreibens zunädjt nur 
dad Porto für die Beförderung des Schreibens nad) dem Bejtimmungsorte, die anderen 
Beträge werden erjt auf Grund der vollzogenen zurüdtommenden Znitellungsurtunde von 
ihm eingezogen. Im übrigen bleibt der Abjender für alle Beträge haftbar, welde bei der 
Beitellung der Sendung vom Empfänger nicht erhoben werden können. Falls jedoch die 

ujtellung nicht ausgeführt werden kann, fommt nur das Porto für die Beförderung des 
Hreibens nad) dem Beitimmungsorte und bezw. die Einjchreibgebühr in Anja. 


Alphabetifhes Gefammt-Kegifter 


über 
die Jahrgänge 1868 bis 1883 der „Annalen“. 


Vorbemerkung. Das folgende Regiſter joll die Benugung der ganzen 
Serie erleichtern. Gegenüber den durchweg jachverftändigen Lejern der „Annalen“ 
bedarf es nicht eines Negifters, das in pedantijcher Umftändlichfeit Taufende 
von Stihwörtern aufzählt; es wird ihnen ein Leichtes jein, das gejuchte 
Spezielle unter der Angabe des Generellen aufzufinden. 

Die fett gedrudten Zahlen 68, 69, 70, , 12, 73, 74, 75, 76, 77, 
78, 79, 80, 81, 82 und 83 bedeuten die jehzehn Jahresbände 1868—1883; 
die mageren Ziffern bedeuten die Seitenzahl des betreffenden Bandes. 

Wir bitten bejonders daraufzu achten, daß im Xaufe der ver- 
jhiedenen Jahrgänge oft ein und derjelbe Gegenstand wiederholte 
Bearbeitung gefunden hat. Beim Nachichlagen wird es fich daher empfehlen, 
die legten bez. Publikationen immer zuerft nachzuſehen, und erjt dann, 
wenn dieſe die gewünschte Auskunft nicht oder unvollftändig enthalten, auf 
ältere Jahrgänge zurüczugehen. 

Dies gilt insbefondere von der Abhandlung des Hrn. dv. Aufſeß über 
die Zölle und Steuern des Neichs; hier ift nicht mehr der erfte Abdrud im 
Sahrgang 1873, jondern die Umarbeitung im Jahrgang 1880 zitirt; — ferner 
von der Bearbeitung des Gewerbepolizeiredts von M. Seydel (Jahrgang 


1878 und 1881) u. j. mw. 


U. 
Abrechnungen des Bollvereins 68, 13 und 


32. 72, 1489. 78, 262. 487. 74, 97. ©. | 


auch Kaſſenweſen, Zölle. 

Uderbaus:Straflolonien und Fürjorge 
für entlajjene Sträflinge (Fläxl) 83, 1,73. 

Acquits-ä-caution 77, 535, 

Adreffe des nordd. Reichstags an den König 
in Berjailles 70, 765. Antwort des Königs 
ib. 767. — Moreffe an den Kaifer 71, 817, 
74, 145. 

Aemter, |. Behörden. 

Aenderung der Berfaffung 71, 77. — ©. 
a. Reſervatrechte, Kompetenz ꝛc. 

Aerzte, in Preußen 76, 637, ſ. Abnahme 
derjelben im Reihe 81, 152. ©. a. Medi- 
zinalperfonen, Gewerbeordnung und reis 
zügigfeit. 

— Berhältniffe, ſ. Geſandtſchaften, 
Konſulatweſen, Seerecht ꝛc. 

Agrarpartei, Programm derſelben, 76, 103. 

Altiengefellihaften, Geſetzgebung über 
diefelben, 71, 216. 381. 72, 127. — Mif- 
bräuche des Aklienweſens, Denkſchrift der 








Die Herausgeber. 


Handelskammer zu Chemnitz 73, 605. — 
Verhandlung im Reichstag 1873. 74, 306. 
— Materialien zur on Be des Aktien 
weſens 74, 359. (Unterfuhungstommiffion, 
Leipziger Handelstammer, Ad. Wagner, 
Der. Sozialpolitif, Juriftentag, Perrot). 
— Ürörterungen von W. Endemann 7, 
388. 75, 1196. Statiftil der preußiichen 
A. 76, 640. 892. — Zur Kenntzeihnung 
des Aktiengriündungsmwejens 77, 194, 240. 
— Umwandlung der Aktien in Reichswähr- 
ung 77, 638. — Statiftif der Kurſe und 
Dividenden preußifher Altiengeſellſchaften 
1858— 75 77, 1075 fi. — Dentichrift ver 
preußischen Regierung 78, 4. — Gutachten 
der Handelsfammer zu Stuttgart 78, 1. — 
Zur Reform des Aktienrechts (Endemann) 
81, 417. — Betrieb konzeffionspflichtiger Ge: 
werbe dur U. 82, 620. Bol. a. Boden- 
fredit, Emiffionen, Krifis ꝛc. 
Altienftempel ſ. Stempelfteuer. 
Altersftufen der preußiihen Bevölkerung 
78, 658. 
Altersverforgumng ber Arbeiter in Elfaß- 
Lothringen (Ch. Grad) 82, 760. 


ll 
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Amerila. Staatsangehörigfeitsvertrag vom 
22. Februar 1868 nebft Erläuterungen und 
dem Auslieferungsvertrag v. 1852, 68, 959, 
— Die Ueberwanderung in der nordameri- 
faniichen Union (von Yandgraff) 72, 508. 
— Konſularvertrag 74, 225. — Zur Kritil 
des Staatsangehörigleitsvertrags (v. Martitz) 
75, 793. 1113. (H. Wefendond) 77, 204. 
— Die wirthſchaftlichen Zuſtände in den 
Vereinigten Staaten 77, 1052. 1123. — 
Wirthſchaſtliche Konkurrenz mit Deutſchland 
80, 965. — Die Unionsverfaſſung (A. 
Haenel) 78, 796. — Die Wirkungen des 
Schutzzollſyſtems in den Vereinigten Staaten 
79, 805. — S. a. Auswanderung, Kriſis 


Amtsbezirke, ſ. Kreisordnung. 

Annalen, Aufgabe derjelben, Vorwort zum 
Jahrgang 1872. — Ein Vorwort aus 
Defterreih (K. v. Stein) 76, 1. 213, 

Antragsdelifte 76, 83. 

Anleihen, fiche Schuldenweien, Kriegs- 
foften ac. 

Anmwaltswejen 75, 1205. 


Apothekenweſen, reihsrechtlihe Ordnung 
74, 1809. Gefegentwürfe und Denkjchrift 
vom Fahre 1877 77, 926. 

Arbeit, volfswirthichaftlier Begriff der- 
jelben, 72, 529. 73, 809, 74, 11. Roesler 
75, 36. Häusliche Arbeit (Werth derjelben, 
Hirth) 75, 912. Preis und Ertrag der 
Arbeit (Hirth) 75, 1296. — Preis der Ar- 
beit im Staatsdienfte 78, 439. — Belaſt- 
ung der Arbeit in dem zivilifirten Staaten 
80, 79. S. a. Gewerbeordnung. 


Arbeiter, jugendliche ac. 81, 69. 
Arbeiterbudgers, Elſäßiſche. Von P. Dehn 
79, 100. Deutſche: Schleſiſche 80, 581. 
Bayeriſche ibid, 843, S1, 540. ©. a. Löhne. 
Arbeiterfrage, Materialien zur, 73, 1471. 
1494. 74, 33. 1195. Beidäftigung von 
Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern im 
Großherzogthum Hefien 77, 253. — Die 
rag für das Arbeiterwohl im Reichs- 
lande (Ch. Grad) 82, 714-768. — Bol. 
a. Hülfslaſſen, Kontraktbruch, Krankenver— 
ſicherung, Unfallverſicherung ꝛc. 
Arbeiterhülfékaſſen 78, 1529. 74, 1195. 
Geſetzentwurf 75, 873, 
Arbeiterverfiherung 80, 492, 
Unfallverfiherung. 
Arbeiterwohnungen in Elſaß-Lothringen 
82, 732, 
Arbeitgeber, ländliche, Thefen der Berliner 
Konferenz derfelben, 73, 1536. 
Arbeitsbücder 74, 427. 1196. 
Arbeitslohn 74, 33. 75, 1296. ©. a. Löhne. 
Arbeitstheilung im Haufe 75, 928, 
Arbeitsvertrag 73, 1541. 75, 40. ©. a. 
Kontraltbruch. 
Arbeitszeit 73, 1474. 74, 33. 430. 
Archivweſen, ſ. Reihsardiv. 
Areal des Zollvereins 69, 885. 89. 633, 


©. a. 





AUrgentinifhe Konföderation, Handels- 
vertrag 73, 316. SO, 621. 816. 

Urmeelorpsbezirte 73,91. 1556. 74, 500, 
77, 486. 

Armenpflege, Organifation derjelben (Seyf: 
fardi-Erefeld) 82, 704. 

Urmenrehtlihe Familieneinheit 83, 449. 

AUrmenmwejen, ſ. Unterftügungsmohnfig. 

Armuth und Arbeit 83, 572. 

Artillerie, Neuformation derjelben, 73, 32, 
S. a. Militärverwaltung. 

Arzneien, unentgeltliche Ueberlaſſung, 76, 83. 

Aufenthaltsgejeg, j. Freizügigkeit. 

Yusfubr, ſ. Zölle. 

Ausgaben des Heihs 73, 490. Bol. a. 
Finanzweſen zc. 

Ausland, Bertretung des Reichs im, ſ. Aus- 
mwärtige Berhältniffe, Konfulatweien, Ge» 
fandtichaften. 

Auslieferungsverträge 75, 1173, 

Auswärtiges Amt des Bundes, 70 165. 
71, 300. 715. Etat desjelben 80, 20. — 
S. a. Verträge, Gefandtichaften, Konfulate zc. 

Auswärtige Berbältniffe, verfafiungs- 
mäßige Negelung und Leitung derjelben, 71, 
87. S. a. Konfulatwefen, Gefandtfchaften, 
Vertragsrecht ꝛc. 

Auswanderung 70, 55. — Die deutſche 
Auswanderung (von J. C. F. Neßmann) 
73, 1455. 75, 1099. 76, 248. Berichte 
über die Thätigkeit des Reichskommiſſars 
75, 1107. 76, 214. 77, 699. 78, 461. 79, 
552, 80, 593. 81, 345. 83, 189. — Ueber— 
fiht 77, 805. 81, 245. 246. 350. — Ein: 
wanderung in Amerifa 1874, 75, 1549, — 
Auswanderung nah Amerika 82, 239. — 
©. a. Reihsangehörigfeit. 

Ausmweifung, S. Freizügigkeit, Gothaer Ber» 
trag, Oeſterreich. 

Averja für Zölle und Steuern 69, 223. 71, 
593. 72, 1622. 73, 509. 80, 531. 644. 
778. — ©. a. Zollausſchlüſſe 


B. 


Baarzablung, ſ. Zahlungsreform. 
Baden. Beitritt zum deutſchen Bund 70, 
768; zur Berfaffung des deutſchen Reichs 
70, 771. 71, 37. 41. — Fu Gültigkeit ges 
bliebene Beftimmungen des Vertrags vom 
15, Nov. 1870, 71, 359. — Einführung 
nordd. Bundesgejege 71, 389. — Bered)- 
nung der Matritularbeiträge 71, 702. 72, 
1624. — gl. a. Einfommenfteuer, Zoll- 
verein, Wahlgeſetze, Waſſerrecht zc. 
Bahnpolizeireglement 73, 338. 
Bankweſen. Denkſchrift von Dr. Al. Meyer 
(März 1870), 70, 95. — Motive zu dem 
Gefeg über die Ausgabe von Banknoten 
vom 27. März 1870 70, 107. — Prome- 
moria der Direktoren der Braunfchweiger 
Bank zc., betreffend gemeinfame Notenaus- 
gabe der Privatbanten 70, 119. — Das 
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Geld, fein Weſen und feine wirtbichaftlichen 
—— Ein Beitrag zur Löſung der 
ank-⸗, Minz- und Währungsfrage von 
F. Perrot 70, 299. — Die Verwaltung der 
preußifhen Bant 70, 216. — Erklärung 
des Minifters Delbrüd über die Zettelbanten 
in Württemberg und Baden 70, 757. — 
Reichslompetenz über das Banlkweſen 71, 
192. — Die jan Bon G. D. Augs- 
purg 71, 1045. — Die Verlängerung der 
Banfnotenfperre 72, 1334. — Rechtsgut- 
achten in der Papiergeld- und Banknoten- 
frage (von W. Endemann) 73, 361. — 
Materialien zur Banffrage 73, 615; Denf- 
fchrift der Banktommiffion des Handelstags 
(1870) 78, 617; vom fünften deutichen 
——— (1872) 73, 685; vom deutſchen 
andmwirthichaftsrarh 
78, 695; Statiftifches über die deutſchen 
— 73, 721 (hierzu die graphiſche 
arſtellung am Schluſſe des Jahrg. 1873); 
Geſchäftsverlehr der preuß. Bank 1862—71 
73, 728; der Wechſelverkehr im deutſchen 
Reiche 1872 73, 736. — Abermalige Ver— 


längerung der Banfnoteniperre 74, 300. — | 


Ueberſicht der geſetzlichen ꝛc. Beftimmungen 
über die ——— Zettelbanken (amtlich) 
ib. 633. — Statiſtik der Notenemiſſion 
1871—73 (W. Herbertz) ib. 709. — Ver— 
waltungsbericht der preußiſchen Bauk 1872/73 
74, 1111. — Der erfte Entwurf eines 
Neichsbantgejeges (juli 1874) ib. 1611. 


— Die Löſung der Banffrage vom rechtl. | 


Standpunft (Hirth) ib. 1631 und 1816, 
— Motenzirkulation der deutschen Banten 
Mitte 1874, 75, 151. — Materialien zum 
Neihsbantgefeg: Bericht der Reichstags— 
fommilfion (Bamberger) 75, 835. 945, An 
lage 996. Das Gefeg jelbit, ib. 999. Das 
preußische Gefeg vom 27. März 1875, ib. 
1019. Bertrag mit der bayer, Hypothefen- 
und Wechjelbant, ib. 1021. Bemerkungen 
zum NHeichsbankgefeg (LT. Sonnemann) 75, 
1027, Bertrag über Abtretung der preuß. 
Banf au das Weich, ib. 1563. Statut der 
Reichsbank, ib. 1585, Statuten der bayer, 
Notenbanf ib. 1581. — Das Bantkgeſetz 
(Ueberficht v. Endemann) 75, 1187. — Aus 
dem Berwaltungsbericht der preuß. Bank 
pro 1874, 75, 1385. — Verorduung betr. 
die Anftellung der Reichsbanfbeamten 76, 
385; Benfionen u. Kautionen der legteren ib. 
387. Die drei großen fontinentalen Banken 
(v. Yıcam) 76, 862. — Die preußische 
Bank in den Jahren 1874 u, 75, 76, 943, 
— Abſchlüſſe der deutſchen Bankınftitute pro 
1875, 76, 986. — Einheit in Münz- und 
Bankweſen (Wehrenpfennig) 77, 277. — 
Jahresbericht über Bankweſen und Geld- 


verkehr im Reiche für 1876 (CE. Stevogt) | 


77, 705. — Verwaltungbericht der Reichs— 
baut für 1876 77, 736; für 1877 78, 673; 


für 1878 79, 577; für 1879 80, 434; für | 


(Dentfchrift Hichters) 








Alphabetifches Gefammt-Regifter 


1880 81, 354; für 1881 82, 329; für 1882 
83, 600. — Ueberficht der Geſetze und Ber- 
ordnnungen 77, 820. — Dividenden der 
Banfen 1868/75 77, 1075. — Statiftil der 
deutſchen Notenbanten 83, 646. — Bgl. a, 
Miünzfrage, Papiergeld. 


Bauffrement (Rechtsfall) 76, 139. 1022. 
Baummolleninduftrie. Geſchäftliches und 


Statiftisches über die Lage derjelben im 
Zollverein vor, während und nach der Krifis 
(vom Herausgeber) 70, 533. — Die 8. in 
Elfaß-Yothringen 71, 999. — Deutihe 8. 
1863 bis 1874 75, 1391. — Die deutiche 
Baummollipinnerei 78, 661. — Motive zum 
neuen Bolltarif 79, 691. — Amerilaniſche 
Baummollen- Produltion 82, 615. ©. a 
Tertilinduftrie, Zolltarif zc. 


Baupolizeireht, das deutſche. Bon €. €. 


Leuthold 79, 809, 


Bayern. Ausnahmebeftimmungen des Ber- 


trages vom 23. November 1870 70, 746, 
771. 71, 362. 366. 369. — Beitritt zum 
deutschen Reih 71, 37.— Die Einführung 
nordd. Bundesgefege in Bayern 71, 371. 
Verhandlungen im Reichstage ib. 382. 
Tabellariiche Ueberficht 389. — Die baper. 
Geſetzgebung über Gewerbsweien, Heimath, 
Verehelihung und Armenpflege 71, 489. 
— Berehnung der Matrifularbeiträge für 
1871 71, 698. — Erklärung der bayeriichen 
Regierung vom 14. Oftober 1871 (Unfebl- 
barfeit betr.) 72, 1—52. — Deutiche Reichs: 
pojt und bayerifche Boftverwaltung 72, 597. 
— Militärperwaltung 73, 38. — Einführ- 
ung der Gewerbeordnung 73, 759. — Kriege 
dienftgeieß 74, 186. — Genofjenichaftsgeiet 
ib, 382. — Die Reform der ni in 
direften Steuern (8. Burkart) 74, 1681. 
— Die Bierbefteuerung 76, 61. — Ham 
dels- und Genofjenichaftsregifter 76, 89. 
Reich«recht und Yandesreht in Bayern (?. 
A. Müller) 76, 340. — Beamtenbejold- 
ungen in Bayern 77,523. — Penſionsweſen 
in Bayern 78, 484. — Bayer. Verfehrsan- 
ftalten 1877 79, 1077. — Bgl. auch Zoll« 
verein, Verfaffung, Mefervatrechte, Bolls- 
zählung, Wahlgeſetze, Waflerrecht ꝛc. 


Beamte des Heichs 71, 304. — Bejoldung®- 


verbejjerungen 73, 80. — Rechtsverhältniſſe 
der Reihsbeamten 73, 345. 74, 223. 254, 
Erörterungen von W. Endemann ib, 400. 
75, 1201. — Beamteneid 76, 84. — Das 
Reichs-Beamtenrecht, erläutert von Fr. Thu- 
dihum 76,261. 1. Geſetz vom 31. März 1873 
nebft Commentar ib. 265. (Allgemeine Be- 
ftimmungen 268; Verſetzung in anderes 
Amt, Rubeftand zc. 287; Penftonirung 292; 
Disziplin 308; vorläufige Dienftenthebung 
329; Defekte der Beamten 332; Anfprüce 
gegen das Neich x. 338; Schlußbeftimm- 
ungen 340). II. Die feit dem 1. Juli 1867 
ergangenen fonftigen Gejege und Beitimm 
ungen über Reichsämter und NHechtsverhält- 
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niffe der Reichsbeamten (fpezielle Ueberficht 
76, 397.) — Klaffififation der Neichsbeamten 
76, 361. 374, — Berzeihniß der Reichs— 
behörden 76, 378. — Yaband’s Auffaffung 
des Beamtenrehts (Meyer) 76, 667. — 
Ueberficht der über die Reichsbeamten er- 
laifenen Gefege und Verordnungen 77, 841. 
s1, 439. — Wıittwen- und Waifenfürforge 
(Thudichum) 81, 551. — Grundfäge f. d. 
Beſetzung der Subaltern: und Unterbeamten= 
ftellen bei den Reichs- und Staatebrehörden 
mit Militäranwärtern 82, 556. ©. a. Be 
börden, Penſionen ꝛc. 
Beamtenbeſoldungen in Preußen und 
Bayern 77, 520. 
Begleitfhein-Regulativ 69, 997. 78, 
166, Bol. a. Zollgefeg, Zölle. 
Behörden. Die Kompetenzen und Berfo- 
nalien der oberen Behörden des nordd. 
Bundes und der einzelnen Bundesjtaaten 
70, 147. 671. — Die Reichsämter und die 
Reihsbeamten 71,375. — Bezeichnung „Kai« 
ſerlich“ 2c. 76, 351. — Verzeichniß der Reichs- 
behörden 76, 378. — Ueberficht aller Geſetze 
und Berordnungen über Neichsbehörden 
77, 838. — (5. a. unter „Beamte“, jowie 
die einzelnen Behörden und Beamten.) 
Belagerungszuftand. Das preuß. Geſetz 
vom 4, Juni 1851, 68, 1055. 
Belgien, Handelsvertrag 73, 319. SO, 818. 
Bergmwerfsproduktion im deutichen Reiche 
79, 637. 1728. 78, 664. 
Berihtigung (Knies gegen Roesler) 75, 792. 
Berlin. Handel und Anduftrie im Sabre 
1868, 69, 342, desgl. im Jahre 1869, 70, 
437, desgl. im Jahre 1870, 71, 833, desgl. 
im Jahre 1871 72, 971. Berlin’s Gewerbe: 
fleiß 78, 110, 
Beſchlagnahme, ſ. Löhne, Boftverwaltung zc. 
Beſitz, vollswirthſchafilicher Begriff desfelben, 
72, 526. 73, 849. Geſchichtl. Entwidelung 
des Beſitzes (Roesler) 75, 27. 
Befjoldungsverbejjerungen 73, 80. — 
©. a. Wohnungsgelder. 
Belfemerftablfabrifation 76, 86. 78, 96. 
Betriebsfonds der Reichskaſſe 72, 1481. 
73, 415. 
Faltiſche 


Bevölkerung. und Zollabrech— 


| 


nungsbevölferung nah der Zählung von | 


1867 68, 779. 793. Staatsangehörige Ber 
völferung 68, 1101. — Ueberficht der Be— 
völferung des Zollvereins (amtliche Auftell- 
ung vom Zentralbureau des Bollvereins) 


69, 855. — Stariftit der Bewegung der | 
Bevölterung 70, 5l. — Die Bevölferungs- 


zahl in der Bundesverfaffung 70, 445. — 
Die Bevölkerung von Elfaß-Yorbhringen 71, 
989. Boltswirtbichaftlihe Bedeutung der 
Bevölkerung (Roester) 75, 281. — Natürliche 
Zunahme der preuß. Bevölkerung v. 1872 bis 
1875, 76, 526. — Zufammenftellung der pro— 
duftiven Bevölferung in Europa 76, 783. — 
Wanderungen der gewerbtreibenden Bevöl— 
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ferung Preußens 76, 891. — ©. a. unter 
Boltszählungen, Statiftik, Areal. 

Bibliothelordnungdes Reichstags 77,501. 

Bierbefteuerung, |. Braumal;. 

Bismard, Fürſt, ſ. Reichskanzler. 

Bodenkredit und Bodenkreditanſtalten mit 
beſonderer Rückſicht auf Hypothekeubanken 
(8. v. Stengel) 78, 841. 

Börſen, vollswirthichaftl. Bedeutung 75, 383, 

Branntwein. Beitimmungen des Zoll« 
bereinsvertragge 68, 8. 20. 23. 45. — 
Steuergeſetze v. J. 1868 68, 701. 705, 
723, — Statiftif der Branntmweinftener 71, 
588. — Die Beftimmungen über die Brannt« 
weinftener (von d. Aufſeß) 73, 220. 74, 95. 
75, 890. 76, 79%. 80, 715, — Gtatiftif 
74, 920. 75, 905. 76, 99. 804. 806. — 
Bertrieb und Ausichant in Preußen 78, 366, 
— Reform der Spiritusbefteuerung (Berrot) 
78, 613. Bgl. a. Berbrauchsfteuern, Finanz⸗ 
wejen ꝛc. 

Braumalz. Beftimmungen des Bollvereins- 
vertrags 68, 8. 20. 44, — Steuergefeg v. 
4. Juli 1868 68, 691, desgl. vom 8. Juli 
68, 699. — Statiſtik der Braumalzfteuer 
71, 585. — Reform der Bierbefteerung 
72, 609; Gefegentwurf 636. — Die Ber 
flimmungen über die Brauftener (v. Aufſeß) 
73, 210. 74, 94. 75, 889. 76, 794. 80, 
704. — Statiſtik 74, 922. 75, 903. 76. 
98. 807. — Zur Reform der Bierbefteuer- 
ung (F. Boccius) 76, 52. — Bgl. aud 
Verbrauchsſteuern, Finanzwefen zc. 

Braunſchweig. Nefjortverhältniffe der Be— 
börden 70, 671. 

Bremen. Organifation der Handelsftatiftit 
70, 407. Reforiverhäftniffe der Behörden 
70, 699. — S. a. Auswanderung, Handels- 
ftatiftit, Zollausschlüffe, Preise zc. . 

Buchführung (häuslihe, Hirth) 75, 931. 

Budgetreht des Reiches (PB. Laband) 73, 
524. ©. a. Finanzweſen, Militärbudget. 

Bund, norddeuticher, ſ. Berfaffung, Reich» 
tag u. ſ. w, 

Bundesafte, deutiche, 71, 4. Der ehemalige 
deutſche Bund nad der Wiener Schlußakte 
ib. 5. Nuflöfung des deutſchen Bundes 


i. J. 1866; 71, 19, 

Bundesangebörigfeit, f. NReicdhsanger 
börigfeit. 

Bundesbehörden, f. Behörden. 

Bundesgebiet 71, 51. 325, 

Bundesgericht, j. Gerichtshof. 

Bundesgefege, norddentfche, Termine der 
Einführung derjelben 71, 359. 371. Ta— 
bellariiche Ueberfiht ib. 389, 72, 485. — 
S. a. Fuftizgefeßgebung, Finanzweſen u. |. w. 

Bundesglieder 71,54. — ©. a. Rejervat- 
rechte. 

Bundespräfidium, ſ. Kaifer, Berfaffung, 
Thronreden. 

Bundesratb, verfaflungsmäßige Stellung 
deafelben 71, 221. Seine Thätigfeit ib. 224, 
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Ueberfiht der Entfchließungen desfelben auf 
Beichlüffe des Reichstags aus der Seſſion 
von 1872 73, 863; desgl. aus der Seffion 
von 1873 74, 727. — Stellung des Reichs- 
fanzlers zum B. 82,9. — S. a. Berfaffung, 
Verordnungsrecht, Weichslanzler, Elſaß— 
Lothringen ꝛc. 

Bee ante a f. Schul⸗ 
denmwejen, 

Bundesftaat und Staatenbund 71, 7, 50. 
Die neueften Geftaltungen des Bundesſtaats— 
begriffes (DM. Sendel) 76, 641. — Yaband’s 
Auffaffung des Bundesjtaats (©. Meyer) 
716, 657. — Zur Kritik der Begriffsbe- 
fiimmung des Bundesſtaats (9. Hänel) 
77, 78. ©. a. Bundesrath, Vertragsrecht, 
Berfaffung ac. 

Bundesftaaten, 1. 
nungsredt ꝛc. 

Bundesfteuern, ein Schweizerisches Urtheil 
über, 75, 785. 

Bundesverfafjung, f. Berfaffung. 

Bundesverjammlung, ſ. Bundesafte, 

Bürgerliches Recht, ſ. Zivilrecht. 


Berfaflung, Berord» 


€. 
Chauffeegeider SO, 646. 
Chemikalien. Zölle auf diefelben, ſowie 
auf Karbewaaren 69, 632. Bgl. a. Boll 
tarif. 


Chemiſche Induſtrie 72, 394. 

Chili, Handelsvertrag 73, 318. 80, 718. 

China, Handelsvertrag 73, 316. 80, 717. 

Cholera. 
ung der Urjachen derjelben ꝛc. (Deulſchrift 
der Reihs-Cholera »-Kommiffion) 73, 1611. 


2. 
Dänemarf, Markenſchutz 81, 404, 
Darlehenskaſſen 72, 1397. 
Debargirumg, ſ. Kontrofe, 
Defelte der Reichsbeamten 76, 332. 
Desinfeltionsperfahren, f. Beterinär- 
polizei. 
Diäten, für den Neichstag, 74, 159. 166. 
249, 


Dienfteid der Neihsbeamten 76,. 346, 84, 

Dienftenthbebung der Weichsbeamten 76, 
329. 

Dienftvergeben, j. Disziplinarbehörden. 

Dienftbotenfrage (Hirth) 75, 917, 

Dienftinfiruftion für Die Konſuln 71, 
095. 72, 1263, 

Diplomatiiher Ausfhuß im Bundes 
rath 70, 759. 71, 229. 

Dieziplinarbehörden 76, 308. 8367. 
Geihäftsordnung derjelben ib. 369. 377. 
— Labaud’s Auffaſſung der Disziplinarge- 
walt (Meyer) 76, 672. — Geſchäftsordnung 
fiir die Disziplinarbehörden 80, 489. 

Dispofition, zur, geftellte Offiziere 71, 
1006. 


Unterfuchungsplan zur GErforfch | 


ne 


Alphabetiſches Geſammt⸗Regiſter 


Doppelbeſteuerung, Beſeitigung der, 71, 
168. 76, 177. 

Dotation der Kreife u. Provinzen, ſ. Kreis— 
ordnung 78, 1392. 1444, 75, 1635. In 
Sachſen 75, 1291, 

Dotationen der Feldherren 74, 158. 

Drei-Könige-Biündniß dv, Jahre 1849, 
71, 12. 

Durchſchnittépreiſe, f. Preife. 


E. 


Edelmetalle, ſ. Münzfrage. 
Egypten, ſ. Konſulaweſen. 
Eheſcheidungen in Sachſen 77, 252. 
Eheſchließung. Aufhebung der polizeilichen 
Beſchränkungen 68, 901. 71, 166. Preuß. 
Verfügung vom 20. Auguſt 1868, 68, 927, 
— Yusnahmebeftimmungen des Bertrags 
mit Bayern 71, 366. — Das baperilde 
Geſetz über Berehelihung 71, 469. 487. 
— Gejchichrliches (von Friedberg) 74, 485. 
— Statiftit 75, 1725. 76, 220. 78, 108, 
79, 109. 378. — Eheſchließungen zwiſchen 
Blutsperwandten 82, 80. — Vgl. Zivilebe, 
Ehrengerichte (f. Offiziere) 74, 1808. 
Eihämter ſ. Maaß- und Gemwichtsordung. 
Eid der Beaniten 76, 84. 346. 
Einigungsäntter 74, 434. 
Eigenthum (wirthſch. Begriff), ſ. Beſitz; 
des Reiches, ſ. Vermögen. 
Einjährigfreiwillige, Lehranſtalt 
Zeugnißberechtigung 76, 765. 
Einfuhr, f. Handelsftatiftit, Zölle. 
Einfommen, Begriff deflelben, 72, 536. 
74, 997. 1793. (Roesler) 75, 271. Ber 
theilung des Einfommens und Einfluß auf 
die Preisbildung (Hirth) 75, 1270. 1283. 
Die vier Grundtypen der Eint.-Bertbeilung 
75 1305. (Hierzu Tafel nah 5. 1312.) 
Einfommensunterihiede in Preußen und 
Sadfen 76, 239. Einfommensverbältnifie 
in Preußen, Berlin, Altona, Wandsbed, 
Geeftemünde, Bremerhaven, Bremen und 
Hamburg 80, 566, 


mit 


‚ Einfommenuftener 73, 846. 74, 25. — 


Materialien zu einer Reichs Einfommenfteuer: 
Die Einfommenfteuer in Hamburg 74, 101,75, 
335. Preuß. Steuerverwaltung 1870/72 ib. 
897. Die preufifche Klaffen- und Einkom; 
menfteuer ib. 927; Anlagen 944; Nachtrag 
1029. Aus den Gutachten des Bereins für 
Sozialpolitif ib. 979. Bom landwirtb- 
Ihaftlihen Kongreß ib. 985. Die Heide. 
Einfommenftener und ihre Geguer ib. 987. 
Vorſchläge zum Progreſſionsmodus ib. 101; 
zur Selbfteinfhägung 1022. — Die Steuer 
reform im Königreih Sachſen (von Geniel) 
74, 1373. 75, 1519. — Die Reform ber 
direften Steuern (Burkart) ib. 1681. — 
Matrikularbeiträge oder Reiche-Eiufommen- 
feuer? (Hirth) 75, 115. — Der beutice 
Steuerreformverein 75, 483, — Maflen- 
fteuer in Berlin pro 1875, 75, 485. — 
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Ein fchweizerifches Urtheil über Bundes: 
ftenern ib. 785. — Die Höchitbefteuerten 
in Berlin 75, 791. — Eiuſchätzungs-In—- 
firuftion fir das Königreih Sachſen 75, 
1534. — Die beftehenden Einfommenftenern 
(vergl. Darftellung v. K. Burkart) 76, 21. 
682. 77, 219. 79, 1. 80, 914. 960. — Ein- 
fommensunterfchtede von Stadt und Pand in 
Preußen u. Sachſen 76, 239. — Dentichrift 
und Betition betr. den badiſchen Geſetzeutwurf 
über Erwerbfteuer (F. Hecht) 76, 400; Er- 
widerung zur Rechtfertigung der Regier— 
ungsvorlage ib. 695; Replik der Handels- 
fanımer zu Mannheim (Hecht) ib. 707. — 
Die Stellung der Vermögens» und Ver— 
fehröftenern im Steuerfyſteme (v. Bilinsfi) 
76, 719. — Beranlagungen in Preußen für 
1876 77, 1014. 78, 262. — it die direkte 
Steuer ein überwundener Standpuntt? 79, 
153. — Einfommenfteuer in Hamburg 
1875/76 79, 600. — Erträge der Ein— 
fommenfteuer in Sadjen 1877 79, 1066; 
1878/79 80, 833. — Einfommensverbält: 


nilfe ves preußischen Bolfes 1877 — 8182, 484. 


Einnahmen des Reiches 73, 496. — ©. 
a, Zölle ꝛc. 
Eifen. Zölle und Produktion im Bollverein 


69, 623. 70, 369. 74, 84. Deutiche Eifen- 
induftrie i. %. 1874/75, 1547. 1661. 1695. 
1728. — Die Beflemer- Stahlfabrifation 
76, 86. Eifeninduftrie und Submiffionen 
77, 237. 1119, — Die Yage der Eijenin- 
duftrie (Handelsfammer Köln) 77, 1054. — 
Dividenden der Eifenhüttenwerte ac. 77, 
1076. 1078. — Die preuß. Eifeninduftrie 
im Dezember 1875 (Engel) 77, 1099. — 
Ein- und Ausfuhr 1877 78, 446. — Eifen- 
induftrie und Eifenönquete (Philippſon) 79, 
649. — Votum der Minderheit in der Zoll« 
tariffommiffion 79, 654. — Motive zum 
neuen Bolltarif 79, 713. — Deutichlande 
Eifeneinfuhr und -Durchfuhr (Laspeyres) 
80, 255. — Bol. a. Bergwerksprodultion, 
BZolltarif, Zölle. 

Eijenbahnen. Reichsgeſetzgebung über das 
Eifenbahnmefen 71, 205. 72, 128. 74, 302. 
1087. — Deutiche Eifenbahnftatiftif flir das 
Betriebsjahr 1867, 69, 947. — Deutich- 
lands Eifenbahnen 78, 875. — Eilenbahn- 
beichlüffe des Handelstags 73, 887. Grüud- 
ung des Reichseifenbabnamts 74, 302. 76, 
858. — Eifenbahn-Unterfuhungstommilfton 
(preußifche) 74, 359. — Reichs-Eiſenbahn— 
gejegentwurf ib, 891. — Die Eontrole 
des Reichs Über das Eifenbahntarifwefen 
(F. Perrot) 74, 1087. — Betriebsreglement 
für die Eifenbahnen Deutfchlands 78, 340. 
74, 1147. 75, 1195. — Bericht des Reichs» 
Eifenbahnamtes 74, 1525. — Die Eifen« 
babntarifreform (1874) ib. 1527. 1639. — 
Kritiiche Beiträge zum 
Eifenbahnmefens (von Trommer) 75, 105, 
(I. Der fommerzielle Betrieb, II. der Uni« 


Verſtändniß des | 
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verjaltarif) 569. (III. Zarifipfteme, IV. 
über Güterverfiherung, V, Einnahmen und 
Ausgaben, VI. von der Erzielung einer 
guten Bilanz, VII. Bergleihsmaßftäbe, VIII. 
vom Sparen, IX. Auffaffung des Trans- 
portwejene). 75, 1057. (X. Staate- oder 
Privatverwaltung? XI. Univerfaltarif gegen 
Publitum und Bahnvermwaltung, XII. Zoll- 
einrichtungen und Eiſenbahn, XIII. Schluß- 
folgerungen. Neue Folge 76, 121. (I. Bom 
Nationalismus im Güter-Tarif-Erpeditions- 
wejen, 11. Werthnachnahmen, III. Ans und 
Abfuhr, Beladen und Entladen der Güter, 
IV. Transportvorbereitung der Einzelgüter zc, 
V, der Univerfaltarif, VI. der Piennig- 
tarif, VII. Paket- und Einzelgut-Beförder- 
ung, VIII. Wertbverfiherung, IX. Folgen, 
X. Schluß). — Gutachtliche Ausfagen des 
Präfidenteen Maybach vor der Lasler'ſchen 
Unterfuhungsfonmilfion 75, 403. — Dent- 
fchrift des Reichs-Eiſenbahnamts über die 
Tarifreform vom 3. Dezember 1874, 75, 
551. 1701. — Deuticher Eifenbahn-Heform- 
verein 75, 935. — Eijenbahn-Polizeiregles 
ment 75, 1175. — VBorläufiger Entwurf 
eines Neichs-Eifenbahngefetes (April 1875) 
nebft amtlichen Bemerkungen 75, 1225. — 
Berriebsergebniffe der Eifenbahnen Deutfch- 
lauds 1875 76, 244, der preußischen Bahnen 
1874 76, 245 — Kautionen der eljaß- 
lothringifchen Neichseifenbahnbeamten 76, 
352. — Statiftif der preußischen Eifenbahnen 
für das Betriebsjahr 1875 76, 425, (I. Aus- 
dehnung 425, 11. Anlagefapital 426, III. 
Transportmittel und Yeiftungen derjelben 
427, IV. Verkehr 428, V. Finanzergebniſſe 
431, VI. Reſerve- zc. Fonds, Beamten ꝛc., 
Unfälle 441). — Ausdehnung und Anlage 
foften des deutichen Eiſenbahnnetzes zu Au— 
fang 1876 76, 445. — Bericht des Reichs— 
Eijenbahnamtes für 1875 76, 460. (Anlage: 
Gutachten der Tarifreform-Enquete-Kom- 
miſſion vom 13. Dezember 1875, ib. 463. 
Anträge des Herrn Bergmann ib. 467. 
Verzeihniß der vernommenen Sachverſtän— 
digen 468.) — Gefetentwurf, betr. die Er— 
werbung der preußischen Eifenbahnen durd 
das deutiche Reich. Nebſt Motiven 76, 470, 
— Für und wider die Ermwerbung der 
Eifenbahnen durd) das Reich 76, 487. (Bor- 
bemerfung 487, Ankaufspreis und Börfen- 
furswerth der preußischen Aktien-Eifenbahnen 
488, Promemoria des Dr. Biltor Böhmert 
489, Rede des Grafen Udo Stolberg im 
preußifchen Herrenhaufe 494, Rede des Dr. 
Elben im mürttembergiihen Landtag 498, 
Berfuch einer objektiven Erwägung der ent- 
gegengefegten Standpunkte 513, Erklärung 
des * G. Bergmann 523. — Die 
Gejeggebung über das Eiſenbahnweſen in 
Preußen und im deutfchen Reiche 76, 529: 
Das preußische Gejeg über die Eifenbahn- 
Unternehmungen vom 3. November 1838 
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ib, 529, Negulativ, die Eiſenbahn-Kom— 
miffariate betr. 538, Aus dem allgemeinen 
deutichen Handelsgejegbuc 540. Aus dem 
Bundesgeieg, betreffend die Kommandit« 
Gejellichaften anf Aktien und die Aktien« 
Geſellſchaften 542, Aus der Berfaffung des 
deutschen Reichs 543. Berfiigung des Dinie 
fters für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten, d. d. Berlin den 6. Sept. 1871 
an den Ausihuß der Privat- Eifenbahnen 
im deutfchen Reiche 544. Bericht der XIII. 
Kommifftion des preußischen Abgeordneten— 
hauſes über den Entwurf eines Geſetzes 
über die Eifenbahn » Kommifjfariate 550. 
Die gegenwärtige Yage der Eifenbahngefeg- 
gebung Preußens 551, die ſeitherige Stell 
ung der Eifenbahn » Kommifsarien und der 
Eiſenbahn-Kommiſſariate 554. Der Juhalt 
des Geſetzeutwurfs 556, General-Diskuffton 
557, Spezial-Diskuffion und Petitionen 561. 
Das Reichs-Eiſenbahnamt 563. Wegulativ 
für das Durch Richter verſtärkte Reichs— 
Eifenbahnamt ib. 563. Eiſenbahn-Betriebs— 
veglement vom 11. Mai 1874 564. Bahn- 
polizei» Reglement für die Eifenbahnen 
Deutfchlands vom 4. Januar 1875 564. 
1. Zuftand, Unterhaltung und Bewadhung 
der Bahn 564, Normal» Profil 565, Il. 
Einrichtung und Zuftand der Betriebsmittel 
567, III. Einrichtungen und Maßregeln für 
die Handhabung des Betriebes 570, IV. 
Beitimmungen für das Publitum 576, V. 
Bahnpolizeibeamte 578, VI. Beauffichtig: 
ung 579, VI. Uebergangsbeitimmung 579, 
VIII. Schlußbeftimmang 579. Eiſenbahn— 
Poſtgeſetz, betr. die Abänderung des $ 4 
des Geſetzes iiber das Poſtweſen des deutſchen 
Reiche vom 8. Oft. 1871, vom 20. Dez. 1875 
580, (Einleitung aus einer Hede des General» 
pojtmeifters Stephan) 580, dar Gejeg 583. 
VBollzugsbeftimmungen zum Eifenbahn-Poft- 
geieve vom 20. Dezember 1875, 587. 

eglement über die Benugung der innerhalb 
des Ddeutichen Weichstelegraphengebiets ge— 
legenen Eijenbahn-Zelegrapben zur Beför- 
derung folder Telegramme, welche nicht den 
Eiſenbahndienſt betreffen, vom 8. März 1876, 
595. Aus dem Bericht der Zarifreform- 
Enquéte-Kommiſſion vom 13. Dez. 1875. 
596. (1. Stellung dev Anhänger des natür— 
lichen Syſtems zu dieſer Frage 596, 2. Stell» 
ung der Anbänger der Klaffififation zur 
Spftemfrage 609, 3. die Stellung der An- 
bänger des gemijchten Syſtems zur Syitem- 
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egal für das Fahr 1874, 
627. B. Privat-Eifenbahnen, bei welchen 
der Staat betheiligt ift 630. Nachweiſung 
über das bis zum Schluffe des Jahres 1874 
auf die Staatseiienbahnen verwendete An- 
lagetapital unter Bergleihung mit dem etate- 
mäßigen Neinertrage der einzelnen Eifen- 
bahnen für das Jahr 1876, 631. Ueberſicht 
der im Beſitze des Staats befindlichen Eiſen⸗ 
bahn-Aktien 632. Ueberſicht der vom Staate 
übernommenen Zinsgarantien für Eiſenbahn— 
Unternehmungen 633. — Vergleich der 
preußiſchen und engliſchen Eifenbahnen in 
den Jahren 1872 bis 1874, 76, 636. — 
Objektive Bemerkungen eines Ausländers 
zur deutſchen Eijenbahn-Reichefrage (AL v. 
Dorn) 76, 738. — Ein englisches Urtheil 
über (für) Staatseifenbahnen 76, 776. — 
Die Landwirtbihaft und die Eifenbahnen, 
Nede des preuß. Minifters Dr. Friedenthal 
958, Aus den Böhmert'ſchen Enqueteberichten. 
(5. Die Neichs- Eifenbahnfrage vor dem 
preußischen Landtage 967. 6. Die Stell 
ung des Fürſten Bisinard und des Minifters 
Delbrüd zur Neihsbahnfrage 974. 7. Die 
Stellung des preußischen Abgeordneteuhauſes 
zur Neichs»Eifenbahnfrage 981.) — Gut 
achten der Münchener Handels» und Ge 
werbelfammer 77, 109. — Bericht über 
Eifenbahn» uud Verlkehrsweſen (Webren- 
pfennig) 77, 292. — Geſchäftsthätigkeit des 
Neichs-Eifenbahnamts bis Ende 1876, 77, 
683. — Die preußifchen Staatseifenbahnen 
im Jahre 1875 1, 696. — Ueberficht der 
Reichsgeſetze 2c. 77,812. — Tarifvorjchriften 
für den Gütertransport 77, 874. — Em 
ſcheidung des Yibeder Oberappellgerichts bei. 
der Berlins Dresdener Eifenbabn 77, 993. 
— Fahrgeſchwindigkeit der Eiſenbahnzüge 
und Dampfſchiffe auf verſchiedenen Routen 
der Erde 77, 104. — Betriebsergebniſſe, 
Kurfe und Dividenden der preuß. Eiſen— 
bahuen 1855—75 77, 1073, 1077. — Das 
Merk der Tarifreform 77, 1106. — Die 
Submiſſionen auf Eiſenbahnſchienen 77,1119, 
— Neues Syſtem der Sekundärbahnen be- 
jonders normal» und jhmaijpuriger Eiſen— 
bahnen mit Dampfberrieb auf Straßen und 
Chauffeen 78, 101. — Eiſenbahuſtatiſtik für 
1876 78, 814. — Der zellpflichtige Eifen- 
bahnverkehr 80, 618. 659. — Zmwangsvoll- 
firedung gegen Eiſenbahnen 81, 402, 411. 
— Der franzöſiſche Eifenbahnausfhug SI, 
566. — Deutichlauds Eifenbabnen 1568 bis 


frage 620.) — Der Etat der preußifchen 1881, 83, 642. Bgl. a. Zollgeſetz, Zölle, 
Eifenbahn-Berwaltung für 1876, 622, All- Poſt. 

gemeine Erläuterungen zum Etat für 1876, | Eiſenzölle, ſ. Eiſen. 

622. A. Staats-Eiſenbahnen 622, Zuſam- Elbzoll, ſ. Stromſchifffahrt. 

menftellung dev gleichnamigen Titel des Etats | Elementarichulen, ſ. Volksſchulweſen. 

der einzelnen Staatseifenbahnen für das | Elſaß-Lothringen. Die Wiedervereinig> 


ung mit dem beutichen Weiche (eingehende 
Mittheilung der Anfchlußverbandtungen im 


nifjes derſelben mit den entiprechenden Zum« h 
Neichsrage) 71, 845— 958. Bejtellung des 


Jahr 1875 unter Vergleihung des Ergeb» | 
men des Gtats für das Jahr 1875 und des | 





über die Jahrgänge 1868—1883 der „Annalen“. 773 


Bundes » Oberhandelsgerichts zum  oberften 
Serichtshofe ib. 959. — Beichaffung von 
Betriebsmitteln für die Eifenbahnen in El» 
faß und Pothringen ib. 968. — Statiftifches 
über Eljaß und Lothringen (natürliche Be» 
Ihaffenheit, Wafferftraßen, franzöfifhe Ver— 
waltung, Kreis- und Ortsbevölterung, In— 
duftrie), von 8. Brämer 71, 969. — Die 
Gejeßgebung vom 9. Juni 1871 bis Mitte 

bruar 1872, 72, 553—598. — Erſter 

ericht des Neichsfanzlers über Gefetgeb- 
ung und Verwaltung für 1871/72, 72, 861. 
(Regelung der Beziehungen zu Frankreich 
863). — Gründung der Univerfität Straß- 
burg 72, 959. — Verlängerung der Dil- 
taturperiode (Geſetz vom 20. Jun 1872) 72, 
1291. — Die Neihs-Eifenbahnen (reichs-, 
finanzredtlih) 78, 414. — Die Stell 
ung von Eljaß-Forhringen im Neichsfinanz- 
recht (PB. Yaband) 73, 562. — Gejege und 
Verordnungen aus dem Bermwaltungsjahr 
1872— 1873, 73, 939. — Zweite Jahres- 
überficht über die Gefetgebung und Ber- 
waltung für 1872/73, 73, 967. — Ber 
handlungen im Reichstage über Elſaß-Loth— 
ringiiche Angelegenbeiten in den Seiftonen 
1871—1873 74, 155, 292. — Einführ— 
ung der Neichsverfaffung 74, 294. — Die 
ftaatsrechtliche Gültigkeit der 1870/71 von der 
franzöfifhen Regierung erlaffenen Geſetze 
(v. Richthofen) 74, 521. — Dritte Jahres- 
überficht über Gejeggebung und Bermalt- 
ung für 1873 74, 773; Gefete und Ber: 
ordnungen bierzu ib. 810, — Yaband über 
die Sonderftellung E.L.'s im Neiche (Meyer) 
16, 677. — Deffentlihes Recht u, Vermalt- 
ungsgeridhtsbarfeit in EL. (v. Stengel) 76, 
808. 897. — Entwidelung der Öefetgebung 
bis 1876 (Wehrenpfennig) 77, 272. — 


Machtbefugniß des Oberpräfidenten nad | 


$ 10 des Berwaltungsgejeges (v. Stengel) 
#8, 113. — Laband über das Weſen der 
reichsländiſchen Gejeggebung 78, 377. — 
Die direkten Steuern in Elſaß-Lothringen 
(von Eh. Grad) 79, 114. — Gefeß betr. 
die Berfaffung und Verwaltung Elſaß-Loth— 
ringens vom 4. Juli 1879 79, 1028. — 
Elſ.-loth. Zollweſen SO, 633. 641. 795. — 
Die Stiftungen für das Arbeitermohl im 
Reihslande 82, 714. ©. a. Arbeiterbud- 
gets, Löhne u. ſ. w. 
Eljaß-Fothringifhe Gefeßgebung u. 
Berwaltung feit 1871. (Berichte des 
Reichstanzlers, Gefege und Verordnungen). 
Geſetz, betr. die Verkündung der Geſetze u. 
Berordnnungen 72, 553. 

I. Organifation der Verwaltung im All- 
gemeinen. Berichte des Reichskanzlers: 72, 
874. 73, 967. 74, 773. Bereidigung 
der Staatsbeamten 72, 554. Einrichtung der 
Verwaltung (Geſetz v. 30. De. 1871) 12, 
555. Tagegelder der Zivilbeamten 72, 590. 
Verlängerung der Diktaturperiode 72, 1291. 





Verfahren vor den Bezirktsräthen 73, 939; 
vor dem faiferl. Rath ib. 945. Befähig- 
ung für den höheren Berw.-Dienft 73, 951. 
Umzugsfoften der BZivilbeamten 783, 951. 
Amt. Geihäftsipradhe 73, 957. Kreisdiref- 
toren 74, 774. 811. Nechtsverhältniffe der Be- 
amten und Lehrer 74, 813. Penſionen der 
Wittwen u. Waifen ib. 816. Kautionen der 
Beamten 74, 819. 823. Verordnung betr, 
den Landesausichuß 75, 481. 

11. Rechtspflege und Juſtizverwaltung. 
Berichte des Neichäfanzlers: 72, 869. 73, 
975. 74, 781. Oberfter Gerichtshof 71, 959. 
72, 565. Abänderung der Gerichtsverfaffung 
72, 566. 570. Etat der Juſtizverwaltung für 
1871/72, 72, 572, Einführung des Reichs— 
ftrafgefegbuchs 72, 573, Kompetenz d. Kriegs- 
gerichte 72, 575. Vorbereitung zum höheren 
Juſtizdienſt 72, 591. Wechſelordnung und 
DEN 72, 1318. Erforderniſſe der 

erichtsjchreiber und Gerichtsvollzieher 78, 
955. Neifegebühren der Friedensrichter ib. 
957. Berfüigungen zur todten Hand ꝛc. 74, 
810. Aufhebung der Kriegsgerichte 74, 781. 
826. Notariatsordunng 74, 828. Zmange- 
verfauf von Liegenſchaften 74, 834. Außer- 

erichtliche Thrilungen und gerichtliche Ver— 
äufe von Liegenfchaften 74, 843. Vormund— 
Ichaftsverwaltung 74,847. Chefcheidung 74, 
849. Bericholfenheitserflärung 74, 850. 

III. Mititär- Angelegenheiten. Berichte 
des Neichstanzlers 72, 867. 73,975. 74, 779. 
Quartierleiftung 72, 576. Einführung reichs— 
geſetzl. Beftimmungen 72, 576. 1329. Koften 
der Garnilonen 72, 596. Militärerfaginitruf- 
tion 72, 868. Kriegsgerichte 74, 826. 

IV. Finanzweſen, Zölle, Steuern. Be— 
richte 72, 885. 78, 992. 74, 801. Etat für 
1872 72, 564. Einführung der deutfchen 
Zoll- und Steuergejeggebung 72, 578; des 
Art. 33 der N.-Berf. 72, 579. Zollverkehr 
72,580. Wechielftempeliteuer 72, 580. Dop- 
pelbefteuerung 72, 581. Etat der Zollvermwalt- 
ung 72, 581. Yandeshaushalt für 1872 72, 
1299. 1317; für 1874 74, 858. Bumider- 
bandlungen gegen Bollgefege :c. 72, 1330. 
Depofitenverwaltung 73, 959. Weinftener 73, 
960. 966. Enregiftrement 73, 1001. 74,802. 

V. Innere Berwaltung, Polizei, Kom- 
munalangelegenbeiten. Berichte des Reichs— 
fanzlers: 72, 874. 73, 967. 978. 74, 784. 
Kriegergrabftätten 72, 596. Einrichtung der 
Gendarmerie 72, 1326. Bezirks-, Kreis- u. 
Gemeindevertretungen 73, 952. 963. 74, 773. 
Statiftit 74, 785. 787. Gefängnißweſen 74, 
790, 

VI. Unterrichtsmwefen und Kultus-Berichte 
des Reichslanzlers 72, 882. 73, 987. 74, 795. 
Gründung der Univerfität Straßburg 72, 959. 
Geſetz betr. das Unterrichtsweſen 73,958. Aus- 
führung deffelben 74, 852. Rechtsverbältniffe 
der Lehrer 74, 813; deren Wittwen und 
Waifen ib. 816. Wittwen-Penſionen der 
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Univerfität 74, 856. Kirchenverwaltung 72, 
882. 73, 991. 74,800. Stiftungen des pro» 
teftantifchen Seminars 74, 857. 


VII Volkswirthſchaftliche Verwaltung, 
(Forſtweſen, Bergwerle, Eiſenbahnen, Bau- 
ten, Landwirthſchaft). Berichte des Reichs— 
fanzlers: 72, 879. 73, 74. Einrichtung d. 
Forſwerwaltung 72, 582. Etat derfelben ib. 
584, Ginrichtung und BZuftändigfeit der 
Bergbebörden 72, 584. Forſtweſen 72, 582, 
584. 73, 1001. 74, 805. Eifenbahnmefen 
71, 968. 72, 586. 73, 414. 74, 792. 76, 
352. 356. 377. Straßen, Wafferbauten u. 
Kanäle 73, 983. 74, 790. Bergverwaltung 
72, 584, 78, 1004. 74, 808. Hochbauweſen 
72, 561. 587. 73, 982. 74, 792. Yandmwirth- 
ſchaft 73, 985. 74, 798. Poft- und Tele- 
graphenwejen 72, 587. Maaß-, Geld» und 
Bankweſen 72, 588. 73, 984. Patentweſen 
73, 985. 74, 793. 


VIII. Regelung der Beziehungen zu 


Frankreich 72, 863. 73, 968. 
ption 72, 1293. 73, 971. 
IX. Bejeitigung der Striegsihäden. 72, 

865, 78, 972. 74, 778. 

Emiffionen von 1870--76 78, 437. 


74, 775. 
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ung (Seydel) 81, 714. — Die Zukunft der 
deutschen Fabrikinſpeltion (P. Dehn) 82, 527. 
—* u. Waarenzeichen 74, 300. 
achgerichte, ftändige, 73, 1546. 
Familienbudget und häusliche Buchführ— 
ung (Hirth) 75, 907. 
Familienfideitommiſſe f. Fideikommiſſe. 
Fauſtpfandrecht für Pfandbriefe (Hecht) 
80, 304. (Endemann) 81, 410. 
von Lebensmitteln 78, 106. 
eſtungskommiſſion, deutſche, 72, 1579. 
Feſtungen, Reichseigentihum an denſelben 
73, 433. — Umgeſtaltung derſelben 74, 262. 
— Garnifonen 74, 263. — Beſchränkung 
des Grundeigentbums 73, 342. 74, 1066. 
Feftungsbaufonds 77, 387. 982, — Weber 
die Berehnung der Erfagfumme nad $ 35 
des Geſetzes vom 21. Dez. 1871 (Megels- 
berger) 80, 241. 
18, 786. 77, 1117. 
ideilommiß des beffifhen Kurhauſes 77, 
844. 1010. Die in den deutſchen Staaten 
beftehenden gefeglichen Beftimmungen über 
Familienfideitommiffe (von W. Lewis) 79, 
465, 


‚ Sinanzredt, f. Finanzweſen. 


Enquöten über Eiſen-, Baummoll«, Taback- 


fabrifation zc, 80, 625, 627. — Vgl. a. die 
betr. Grgenftände. 

Entlaffungszeugnifie, Gejegentwurf 75, 
789. 


Erbrecht, (Preisaufgabe) 74, 748. Bolfs- 
wirthichaftl, Bemerkungen zur Reform des 
E. (von H. v. Scheel) 77, 97. — Die 
bäuerliche Erbfolge (v. Helferih) 83, 702. 

Erbidhaftsfteuer (Hirth) 75, 1309. Ueber- 
tragung derſelben auf das Weich (preuß. 
Antrag) 77, 1036. Ueberfiht der in den 
deutjchen Staaten beftehenden Erbſchafts— 
feuern 79, 955. Tabelle bierzu hinter 
8.990. — Erbichaften in Frantreich 78, 260, 

Erfurter Parlament 71, 14. 

Erlaife, f. Verordnungsrecht. 

Ermland, Biſchof von, ſ. Kremenk. 

Ernteſtatiſtik, ſ. Getreide. 

Erſatzgeſchäft (Militär-) 75, 1447. 1518. 

Ermwerbsgenofjenfhaften, ſ. Wirth 
ſchaftsgenoſſenſchaften. 

Etatsésgeſetze, ſ. Finauzweſen, Budgetrecht 


u. ſ. w. 
Etatsüberſchreitungen 78, 337. 


12 
Fabriken, ſ. Arbeiterfrage, Toziale Brage, 
Frauenarbeit, Kinderarbeit, Yöhne, Gewerbes 
ordnung, Uniallverfiherung ꝛc. 
Fabrikatſteuer 80, 688. 736. 
Fabrifgefeggebung 72, 901. 73, 1471. 
74, 432. 78, 25. ©. a. Unfallverfiberung ac. 
Fabrikinſpektoren, preußiſche 76. 997. 
Die deutſchen Fabrikinſpeltoren (Urberficht 
von P. Dehn) SL, 153. 441. — Geſetzgeb⸗ 


Finanzweſen. Das Finanzwejen des nord» 
deutfchen Bundes (vollftäudige Kodifizirung 
aller gefetlihen Beftimmungen und ber 
Etats pro 1868 und 1869 ac.) 69, 161. 
Anhang: Die Finanzverbältniffe der Bıundes« 
ftaaten 69, 303. — Deufichrift des kgl. 
preuß. Finanzminifters vom 18. Mai 1869, 

403. — Preußens Staatsfinanzen in 
den Jahren 1849 bis 1867, 69, 593. — 
Inftruftion für den Bundes-Rechnungsbof 
70, 157. — Bericht des Borftandes der 
national-liberalen Partei 70, 601. — Die 
verfaffungsmäßige Negelung der Heide 
finanzen 71, 126. — Der Reichshaushalts- 
etat für 1871, nebſt Einleitung 71, 689. — 
Das Finanzrecht des deutichen Reichs (von 
P. Laband) 78, 405. (Einleitung, I. Das 
Neidisvermögen ib. 408, II. Die Finanz 
gewalt ib, 447, Ill. Die Finanzwirtbicaft 
ib. 487, IV. Das Budgetrecht ib. 524.) 
— Steuerfompetenz des Reichs 74, 30. — 
Berbandlungen des Heichstags Über Finanz 
vorlagen 1871— 73 74, 167. 206. 274. 
— Preußens Finanzlage 1873 74, 349, 
1105. — Eimmahmen des Reichs 1873, 74, 
887, Steuerverwaltung in Preußen 1870 
bis 1872 (Bericht des Finanzminiſters) 74, 
897. — Zur Provinzial-, Kreis und Kom 
munalfinanzftatijtif in Preußen 75, 1261. 
— Neichshaushalt vom Jahre 1875 77, 409. 
422. — Abſchluß der Reihsbauptlaffe für 
1876/77 77, 1114. — Reichshaushalt (Ber- 
theilung der Matrifularbeiträge für 1878/79) 
78, 696. — Berechnung der Matrifular- 
beiträge für 1879/80 79, 891. — Spezial 
etats des Reichshaushalis für 1879/80 80, 
1. 104, 161. — Berechnung der Matrifular- 
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beiträge für 1880/81 80, 497. — Die Zölle 
und Berbrauchsftenern des Reichs (v. Aufjeß) 
80, 609 fi. — Einfluß des Neichstanzlers auf 
die Finanzverwaltung 82, 45. — Yaband’s 
Finanzrecht 82, 776. — Bgl. a. Berfaffung-, 
Schuldenweſen; Kriegsentihädigung, Kriegs- 
foften, Kaſſenweſen, Rechnungshof, Rejervat- 
rechte, Zölle, Einfommenfteuer u. ſ. w. 

Fistus des Reichs 78, 408. 74, 403. 75, 
1493. 77, 836. 

Flößerei, Abgaben von der, Aufhebungen 
in Preußen 68, 283; im norbd. Bunde 71, 
183. 380. 77,813. ©. a. Strom⸗Schifffahrt. 
fotte, ſ. Marine. 
lußſchifffahrt, deutiche, 75, 332. 
füffe, zollpflichtiger Bertehr 80, 657. 
orftftatiftik, deutiche, 74, 1677. 

Fortbildungsihulen 78, 837. 1504. 
1543. 74, 29. 1195. — Berordnung des 
preuß. Kultusminifters 74, 1674. 

Fraktionen des Reichstags 72, 282, 332, 
74, 143. — Bol. a. Zentrum ꝛc. 

Frankenheim, traurige Zuftände, 76, 247. 

Frankfurt a. M., ſ. Nationalvderfammlung, 
Friede mit Frankreich, Fürſtenkongreß :c. 


Frankreich. Notiz über den Handelsver- 
trag 68, 226. 73, 326. — Statiſtik der 
Zölle und VBerbrauchsftenern 68, 156 bie 
218. — Organijation der Zoll- und Han- 
delsftatiftift 70, 410. 76, 88. — Die Ber- 
jailler PBräliminarien und der Frankfurter 
Friede 71, 507. — Rede des FFürften 
Bismard über den Frankfurter Frieden 
ib. 876. Wirtbichaftlihe Beziehungen 
zu Frankreich 71, 835. 72, 976. — Con— 
vention vom 12. Oftober 1871, 72, 163, 
Denlihrift dazu ib. 169, Separatkon— 
bention ib. 173, Rede des FFürften Bis- 
mard 176. Die Zujatfonvention vom 11. 
Dezember 1871, 72, 437. — Beziehungen 
zu Eljaß-Lothringen 72, 863. — Die 
Speziallonvention vd. 29. Juni 1872, 72, 
1467. — Die Drei» Milliarden-Anleibe ib. 
1476. — Die Uebereintunft v. 15. März 
1873, 78, 893. — Drdnung der Bezieh- 
ungen Eljaß-Forhringens zu Frankreich 74, 
775. — Einfluß des Kriegs auf die Be- 
wegung der Bevölkerung 75, 626. — Fran— 
zöfisches Geſetz zum Schug der Kinderarbeit 
76, 231. — Die franzöfiihe Rekrutenein— 
ſtellung 76, 233. — Die Barifer Omnibus- 
gejellichaft 76, 234. — Die Steuern 3.8 
im "Jahre 1875 76, 249. — Finanzielle 
Lage Frankreichs 77, 233. — Tabatmonopol 
78, 260. — Erbſchaften und Staatsein« 
nahmen 78, 262. — Handelsvertehr Deutfch- 
lands mit Frankreich 79, 383. SO, 576. -- 
Handelsvertrag SO, 825. — Eifenbahn-Aus- 
Ihuß 81,566. — Stempelfteuern 81, 799. — 
Bewegung der Bevölterung 82,614. — ©. a. 

" Kriegsentichädigung. 

Frauenarbeit in den Fabriken 72, 901. 








78, 1471. 74, 1545. (8. Hirt) 75 
S. a. Familtenbudget. 

Freihäfen f. Zollausfchlüffe, Averſa, Ham- 
burg, Bremen ꝛc. 

Freihändler, das Programm der deutfchen, 
72, 8%. 78, 840. 

Freihandel, f. Zolltarif, Zölle zc. 

Freizügigkeit. Geſetz vom 1. Nov. 1867 
nebft Erläuterungen und Ausführungsver- 
orduungen 68, 467. 71,408. — Die Landes» 
verweilung im Gebiete des nordd. Bundes 
68, 923. — Verfügung betr. den Ausdrud 
„Unterlommen“ 68, 928. — Freizügigkeit 
der Aerzte 68, 995. — Ausführungen von 
L. v. Rönne 71, 161; von M. Seydel 76, 
159. — Einführung in Süddeutſchland 71, 
374. — (Erläuterungen von H. Stolp 71, 
408. — Bahyeriſche Gefetgebung 71, 469. 
491. — Ueberficht 77, 804. — ©. a. Reichs- 
angehörigkeit, joziale Frage. 

Friedensleiftungen (militärifche) 74, 1037. 
75, 1081. 

Friedensverträge. Vom Jahre 1866, 71, 
21. 34. Vom fahre 1871, 71, 507. 876. 
72, 163. 447. 1467. ©. a. Frankreich. 

Friendly Societies in England 76, 229, 
ürftentongreß zu Fraukfurt a. M. 71, 16. 
uhrkoſten j. Zagegelder. 


G. 

Garantie zu Laſten des Bundes, ſ. Schulden- 
weſen. 

Gaſteiner Konvention 71, 17. 

Gebäudefteuer in Preußen 74, 901; in 
Bayern ib. 1688, 

Gebiet, ſ. Areal. 

Geburtsregifter, ſ. Zivilehe. — Statiftif 
75, 1725. 76, 220. 79, 109. 

Gebührenordnung j. Redtsanwaltsord- 


nung x. 
Gefangene, Beichäftigung in Preußen, 76, 
999. 


Geiftige Getränte, ſ. Branntwein. 
Geiftlihe Amtshandlungen 76, 78. 
Geiftliche, Borbildung derjelben, 74, 118, 
Geiftlihes Amt, Mißbrauch desfelben 
(Kanzelparagraph) 72, 983. 

Geld, Geldwirthſchaft (Roesler) 75, 265, 
288 ff. (Hirth) 75, 918, 1266. — ©. a. 
Bankweien, Münzfrage, Papiergeld. 

Gemeindefteuern, |. Kommunalfteuern. 

Gemeindeverwaltung ſ. Selbftver- 
waltung. 

Generalzolltonferenzen des Zollvereins. 
Aufzählung derfelben 73, 125. 80. 615. 
Genofjenfhaftsmwefen, das, in Deutid- 
land, Frankreich und England, von Schulze- 
Deligih, 72, 947. — Reichsgeſetzgebung 
74, 152. 382, 77, 687, — In Bayern 76, 
894. — ©. a. Wirthſchaftsgenoſſenſchaften. 

Genußmittel, ſ. Nahrungsmittel. 

Gerihtlihes Berfabren 72, 141. 73, 
345, 354. Ueberficht der bis 1877 über das 
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gerichtl. Verfahren erlaffenen Reichsgeſetze 

und Verordnungen 77, 828. — Bgl. aud 
ivilprozeß, Schieds- und Handelsgerichte, 
höffen- und Schwurgerichte xc. 

Gerichtshof, oberjter des Reichs. Die Er- 
rihtung des Bundes-Oberhandelsgerichts 69, 
1057. 71, 297. 377. Die Fortentwickelung 
defjelben 72, 150. Perſonal desjelben 70, 
161. — Etat für 1871, 71, 722. — Thä— 
tigkeit desfelben (Kritit) 73, 352. — Die- 
ziplinarbefugniffe desfelben 74, 407. — 
Negulativ für den Geihäftsgang desjelben 
ib. 1537. — Das jchweizerifhe Bundes— 
gericht (Fandgraff) 76, 105. — ©. a. Elfaß- 
othringen. 

Gerichtsorganiſation des Reiches 71, 
85. 72, 150. 73, 348. 354. 75, 420. 1533, 
— in Preußen 70, 249. — Bemerkungen 
zum Entwurf der Gerichtsverfaffung (Gorius) 
73, 97. — Allgemeine Begründung zum 
1874er Entwurf 75, 169. — Schöffen- und 
Schwurgerichte 75, 239. — Bemerkungen 
über das Reichsgericht von W. Endemann 
75, 1208. — Reichsjuſtizamt 75, 1216. — 
Verlauf der Verhaudlungen 77, 646. 79, 
502. 81, 394. — Uebergang von Geſchäften 
auf das Reichsgericht 81, 397. — Bgl. a. 
Juſtizgeſetzgebung, Handelsgerichte, VBermalt- 
ungsgerichte ꝛc. 

Geſandtſchaften im Auslande 70, 167. 
72, 1105. 73, 492. 74, 153. 279. 80, 24. 
BZollfreiheit derfelben 80, 646. — Das 
deutſche Gefandtichaftsrecht (v. Zorn) 82, 81. 
— ©. a. auswärtige Berhältniffe. 

Geſchäftskriſen, ſ. Krifie. 

Geſchäftsordnung, ſ. Reichstag. 

Geſchichte des deutſchen Bundes, des nord— 
deutſchen Bundes und des deutſchen Reiches 
71, 1—44. (S. a. Reichstag, Verfaſſung 
Zollverein ꝛc.) 

Geſellen ſ. Arbeiter. 

Geſetzgeber, Begriff desſelben (Endemann) 
75, 1206. (Yaband) 78, 369. 

Geſetzgebung. MUeberfiht der Gefege und 
Verordnungen zur Ausführung des Art. 4 
der Reichsverfaffung 72, 485. — Bericht 
über die Gefetgebung 1867—70 (Laster) 
70, 568; 1871—76 (Webrenpfennig) 77, 
257 ff. — Ueberficht aller Geſetze und Ber- 
ordnungen von 1867 bis 1877 (Harburger) 
77, 801. — S. a. Bundesgejege, Juſtiz— 
gefeßgebung, Berfaffung, Neichstag, Reichs— 
fanzler, Zollparlament, Preußen xc. 

Gefundbeirsamt, Aufgaben und Ziele des— 
felben 78, 466. Etat 80, 12. 

Getreidezölle 78, 839. SO, 619, — Er- 
nährungsbilang des deutſchen Reichs für 
1878/79 79, 462. — Erntemengen und 
Anbauflähen 1878 79, 552. — Motive zum 
neuen Zolltarif 79, 719. — Jnternationale 
Stariftit 79, 1073. — Bodenbenugung in 
Preußen 79, 1075. — Bgl. a. Zolltarıf ꝛc. 

Gemwerbeanlagen (Seydel) SL, 624. 


Alphabetifches Gefammt-Regifter 


Gewerbegerichte, ſ. Schiedegerichte, 

Gewerbekammern, Organiſation und Ber 
zeichniß derſelben 78, 925. 83, 201. ©. a, 
Handelsfammern. 

Gewerbeordnung. Das Nothgemerbegeiet 
vom 8. Juli 1868 nebft Erläuterungen und 
Ausführungsverordnungen 68, 849. — Die 
Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 (nebft 
Erläuterungen und alphabetiihem Sad: 

'  regifter) 69, 441. — Anweiſung zur Aus 
führung derfelben in der preuß. Monardie 
69, 689. — Vorschriften über die Prüfung 
der Aerzte, Zahnärzte und Apotheter 69, 
919. — Desgl. der Seejhiffer, Seeftener« 
leute auf deutichen Kauffahrteifchifien 69, 
939. — Anweifung der preuß. Minifter für 
Handel ꝛc. zur Ausführung des Tit. III 
der Gewerbeordnung (Gewerbebetrieb im 
Umpberziehen) 68, 987. — Belanutmab- 
ungen betr. ärztliche und veterinär-ärztliche 
Prüfungen 68, 994. Thätigfeit der 
Neihsgewalt für die Ordnung des Gemerbe- 
betriebes 71, 194. — Das baverifhe Ge 
werbegejeg 71, 469. — Einführung ber 
deutichen Gewerbeordnung in Bayern 78, 
759. — Materialien zur Reform der Ge— 
werbeordnung 78, 1471. 74, 425. 11%. 
— (Entwurf eines Gejeßes, betr. Abände 
rung einiger Beſtimmungen der Gewerbe 
orduung 74, 1219. Berhandlungen des 
Neihstags darüber ib. 1233. Kommiſſions— 
bericht dariiber ib. 1317, Fragen zur 
Enquöte über das Gewerbewejen 75, #0. 
— Verhandlungen 1874, 75, 1199. — 
Die Geſetzgebung 1871—76 (Wehreupfennig 
77,287; — (Endemann) 77, 643. — lieber 
fiht der Gejete sc. bis 1877 77, 805. — 
Der Gefepentwurf der fozialdemokratiihen 
Fraktion 77,885. — Referate von Schmoller 
und Dannenberg vom Berein fir Soztal» 
politit 78, 129. — Das Gemwerbepolizeircht 
nach der Heichsgewerbeordnung (M. Seydeh; 
Inhaltsüberſicht 78, 952. SL, 569. — Ge 
feg betr. Abänderung der Gewerbeordnung 
vom 17. Juli 1878 78, 953. 79, 534. — 
Die Hamburger Dentihrift 79, 570. — 
ur Heform der Innungen 81, 171. 600. 
ortlaut der Gem.-Ord. nah dem Stande 
von 1880 81, 724. — Der Betrieb konzeß 
fionspflicht. Gewerbe durch juriſt. Perfonen 
(Seydel) 82, 620. — Das Normal: Funuuge- 
ftatut 82, 644. — ©, a. Arbeiterfrage, Kon 
traltbruch, Fabrikarbeiter, Gewerbeftatiftif, 


Schauſtellungen, Straßenmuſik, ſoziale 
Frage ꝛc. | 
Gewerbepolizeireht des Reichs (M. 


Seydel) 78, 529, 929, 952. — Nene Be 
arbeitung des ganzen Gebietes (Seydel) SI, 
569. Alphabet. Regifter hierzu 81, 719. 
Gewerbefhulen (Hirth) 77, 793. 
Gewerbeftatiftit, Grundzüge zur Organt- 
fation derjelben 70, 58. — Die deuticen 
Gewerbe und ihre ftatiftiiche Darftellung 





Be | 





— 





über die Jahrgänge 1868—1883 der „Annalen“. 


12, 363. Syſtematiſche Ueberficht der Ge: 


werbe ib. 391. — Die Bedeutung der Ger | 


werbeftatiftit (Engel) 76, 101. Ergebniſſe 
der Gewerbezählung in Preußen v. 1. Dez. 
1875 77, 987. — Die Theilung der Arbeit 


im preuß. Staate (Engel) 77, 1120. — | 


Bemerkungen über die preuß. Gemerbe- 


zählung (Samter) 78, 209. (Auffeß) 80, 757. | 


Gewerbeſteuer 74, 905. 999. 1690. 75, | 
129. 76, 400, 695. 77, 241. ©. a. Steuern. 


Gewichte, j. Maß- und Gewichtsordnung. 

Gewinnbetheiligung der Arbeiter 8%, 
753. 

Gleichheit, wirthichaftliche (Hirth) 75, 1276. 

Goldwährung, ſ. Münzfrage. 

Gothaer Bertrag vom 15. Juli 1851 
nebft jpäteren Berabredungen 68, 478. An— 
wendung desjelben in Bayern 71, 366. 472. 


Gotthardbahn. Denktichrift an den Bun» 
desrath und Reichstag 70, 457. Neiche- 
finanzrechtliches darüber 73, 443. 

Grenzauffihtsbeamtes0, 678, 749. 782. 

Griehenland, Handelsverträge SO, 616. 

Großbritannien. Statiftit der Zölle und 
Berbrauchsftenern 68, 155— 218. 79, 571. 
DOrganifation der Handelsftatiftit 70, 407. — 

andelsvertrag mit — 73, 320. 80, 819. 
Stempelfteuern 81, 803. 

Großinduftrie, f. Fnduftrie, 

Großjährigkeit, Reichsgeſetz 75, 1185. 

Gründungswejen, fiehe Attiengejellichaften, 
Krifis ꝛc. 

Grundbeſitz, die drei fragen desjelben und 
feiner Zukunft, von L. v. Stein (befpr. v. 
Stengel) 82, 70. 

Grundeigentbum, ſ. Feſtungen. 

Grundrechte, Aufnahme in die 
Bundesverfaſſung 70, 750. 71, 50. 329. 
74, 146. 

Grundfteuer in Preußen 74, 897; 79, 991. 
SL, 95. in Bayern 79, 1682. 

Güterumlauf (Noesler) 75, 263. S. a. 
Arbeit, Produktion, Preisbildung, Werth. 

Gymnaſien, Maturitätszeugniffe 74, 1671. 
716, 765, 


9, 
Hafenregulative, Normativbeftimmungen 
für die, 72, 1507. 78, 168. 80, 661, 
Haftpflichtgejet 74, 150. 81, 413, 
Hagelverjiherung GBayriſcher Entwurf) 
83, 587, 
Hamburg. Handels» und VBerkehrsftatiftil 
68, 1075. — Anſchluß an den Zollverein 


| 





| 
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Bgl. a. Preije, Zollausfchlüffe, Auswander- 
ung ꝛc. 

Handel, Induſtrie und Verkehr im Jahre 
1870, 71, 549. 833. im Jahre 1871, 72, 
971. — ©. a. Berlin, Zölle, Handels- 
ftatiftif sc. 

Hanpdelsbilanz, deutiche (Nafle) 75, 605. 
— Tabellen über 1872/73, 75, 685. — 
Bemerkungen über die H. Deutichlands 
(Ad. Soetbeer) 75, 731. S. Handelsftatiftif. 

Handels- und Zollverträge, f. unter 
den betr. Staaten, mit denen dieſe Berträge 
abgejchloffen wurden. Bgl. die Ueberſicht 
68, 230. 70, 732. 72, 921. 73, 311. 80, 
812. — ©. a. Zollverein sc, Vertragsrecht. 

Handelsgeridhte. Beihluß des Handels- 
tags 1868, 68, 977. — Die Erridtung eines 
oberften Bundes-Gerichtshofs für Handels- 
ſachen 69, 1057. — Die Organifation der 
Handelsgerichte (aus dem 1874er Entwurf) 
75, 199. — Bgl. aud Gerichtshof, Han- 
delsrecht. 

Handelskammern. Organiſation und Ver— 
zeichniß derſelben 78, 78, 925. Die Be— 
ſtimmungen über die Handels- und Ge— 
werbekammern in den deutſchen Bundes— 
ſtaaten 83, 201, 714. — ©. a. Handelstag. 

Handelsmarine des Reiches, Einheitlichkeit 
derjelben 71, 179. ©. a. Konfulatwefen, 
insbefondere die Dienftinftruftion für die 
Konfuln 71, 607. — Gefeb, betr. die Na- 
ttonalität der Kauffahrteiichiffe 71, 657. — 
Die Hechtsverhältuiffe der deutſchen Handels 
marine (J. Reit) 74, 55. — Wegiftrirung 
der Kauffahrteiichifie 74, 306. 381. — Die 
deutiche Handelsflotte 1874, 75, 1709, — 
Beftand im Fahre 1875, 76, 216. — ©. a, 
Konſulatweſen, Schiffsunfälle xc. 

Handelspolitit, j. Zölle, Bolltarif, Zoll 
verein, Handelsftatiftif 2c. 

Handelsregifter in Bayern 76, 89. — 
S. a. Handelsgerichte. 


| Handelsrecht. Die Einführung der allgem. 





68, 1112. — Organifation der Handels- | 


ftatiftit 70, 407. — Die Hamburger Ein- 
fommenfteuer 74, 101. 75, 335. 79, 600. 
80, 568. 589. 81, 336. — Gewerbefleiß 
78, 110. — Hauptfteneramt 80, 663. 748. 
— Hamburgs Freihafenftellung und Zoll— 
anfhluß (H. A. Bued) SL, 314. — Ulten- 
ftüde betr. den Zollanſchluß SL, 489, 516, 
Unnalen des Deutichen Reichs. 1883, 


' 


deutfchen Wechfelordnung, der Nürnberger 
Novellen und des allgem. deutſchen Handels- 
—— als Bundesgeſetze 69, 1047. — 

inführung in Süddeutfchland 71, 375. 
Entwidelung des reg bis Ende 
1871, 72, 125. — Zukunft desjelben (Ende- 
mann) 74, 417; (Juſtizausſchuß) ib. 1370, 
— Bgl. a. Handelsgeridte, Verfaſſung, 
Aktiengeſellſchaften zc. 

Handelsftatiftil. Zur Literatur derſelben 
68, 239. — Bon Hamburg 68, 1075. — 
Beiträge zu einer deutschen Hanbdelsftatiftil 
(vom Herausgeber) 69, 67. — Bon Berlin 
69, 423. 70, 437. — Grundzüge zur Or 
ganifatton der Handelsftatiftil des Zollvereins 
10, 65. Die Merhoden der Zoll- und 
Handelsftatiftiit im England, Frankreich, 
Holland, Hamburg, Bremen und im Boll 
verein (vom Herausgeber) 70, 407. — 
Thefen zur Reform der Handelsftatiftil des 

51 
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Zollvereins 70, 433. — Werthbetrag der | 


Waareneinfuhr in Hamburg und Bremen 
1851—69, 70, 621. Deutiche Handele- 


ftatiftit pro 1872/73, 75, 685. 731. — Die 
deutjche Handelsbilanz (Spetbeer) 75, 731. 
— Speztalhandel Fraukreiche mit Deutich- 
land ib. 943. — Bremens Waareneinfuhr 
1874, 75, 1388. — Die franzöfiihe Kom— 
miffion des valeurs 76, 88. — Werth der 
Baarenausfubr Deutihlands an Ganzfabri- 
taten 1868—75, 77, 343. — Handelsver- 
fehr zwiſchen Deutfchland und Frankreich im 
Jahre 1875 77, 531. — Ein- und Aus- 
fuhr von Halb» u. Ganzfabritaten 1875/76 
77, 1051. — Ueber die ftatiftiiche Gebühr 
bei der Raaren-Ein- und Ausfuhr 78, 526. 
— Ausweiſe für Januar u. Februar 1878 
78, 666. — Angebliche Zunahmen des eng— 


lichen Erports nah Deutihland 78, 837. | 
Deutſchlands Waaren-Ein- und Ausfuhr | 
 Holzinduftrie 72, 398. Holz-Ein- und 


1854-77 78, 902. 964. — Ein und Aus- 
fuhr der wichtigeren Artitel 1877 und 1878 
79, 421; Nachtrag 679. — Deutiche Han— 
delsbilanz für 1877 79, 657. — Werth der 
Ein- und Ausfuhr 1876/78 79, 904. — 


a. mit Frankreich 79, 383. — | 
eutſche Handelsbilanz für 1879 81, 249. 


Ein» und Ausfuhr in den Jahren 1872 — 
1879 81, 276. — Eim- und Ausfuhr wich— 
tiger Artitel in 1880 81, 284. Neform der 





Handelsftatiftit vom 1. Jan. 1880 SI, 279, | 


— Einfuhr und Ausfuhr im Jahre 1881 
82,565. — Einfuhr und Ausfuhr im Jahre 
1882 83, 107. — Bremens Handels und 
Sciffiahrtsverfehr 1882 53, 390. Bal. a. 
Preife, Werthberehnung, Statiftit, Zölle zc. 
Handelsfpftem des Reiches |. Zölle, Zoll- 
tarif, Zollverein, Handelsftatiftit zc. 
Handelstag, deutjcher, Statut und Be- 
ſchlüſſe desselben im Oktober 1868, 68, 971. 
— Statut vom Jahre 1874 78, 89. — 
Gefhäftsordnung 78, 91. — Wirtjamteit 
bis 1877 78, 93. — (Bgl. die Denkichriften 
des Handelstags bei den betr. Materien.) 
Handelsverträge, internationale 79, 562. 
80, 812. ©. a. Oeſterreich, Zollverein zc. 
andmwerf, moderne Arten desjelben, 77, 787. 
Dandıerfertemmern 74, 1195. 
annover. Die bauptiädhlichiten Staats- 
einkünfte des ehem. Königreichs 9. 69, 619. 
Berhältniß zum Zollverein 80, 615. 618, 
©. a. Preußen. 
ee im Reiche 78, 69. 
aushalts-Etat, f. Finanzweſen. 
Hausbaltungsbudgets (Dehn) 79, 100. 
80, 581, 843. 81, 540. 82, 163. Ar— 
beiterbudgets, Buchführung ꝛc. 
Haufirhandel SL, 665. ©. a. Gewerbeord- 
nung. 
peilgemerbe 78, 607. 
Beinen — ſ. Unterſtützungswohnſitz. 
Heere, deutſche, Kriegsftärte 1870/71, 72, 928, 


Alphabetifches Gefammt-Regifter 


Heeresformation, |. Militärvermwaltung. 

Herz, Anterpellation betr. das Unfehlbarteits- 
dogma ac. 72, 3. 

Helfen. Vertrag mit dem nordd. Bunde, 
die Befteuerung des Branntweins u. Biers 
betreffend, vom 9. April 1868 68, 725. — 
DOrganifation und Perfonalien der oberen 
Behörden 70, 283. — Beitritt zum deutſchen 
Bund 70, 768, zur Bundesverfaffung 70, 
771. 71, 37. — Aufrecht erhaltene Be 
ftimmungen des Vertrags vom 15. Nov. 
1870 71, 359. Einführung norddenticher 
Bundesgeiege ib. 389. — Milttärkonvention 
mit Breußen 72, 57. — Steuerreform 77, 
538. Vol. a. Zollverein, Volkszählung, 
Areal xc. 

Heffifhes Kurhaus, f. Fibeifommiß. 

Heuervertrag 74, 65. 

Hirtenbrief, Fuldaer, vom 11. April 1872 
12, 933. 


Ausfuhr 76, 228. 


' Hopfen (Produftion u. Verbrauch) 75, 1732. 


Hülfslafjen (Arbeiter) 73, 1529. 74, 322. 
Geſetzentwurf des Neichsfanzleramts 75, 873. 
— Statiſtik (Preußen) 75, 1722. 77, 544. 
643, — Der forporative Hülfskaſſenzwang 
82, 602, — Nrbeiterbülfstafien in Elfaß- 
Yorhringen 82, 723. 

Hüttenwerfe, f. Eiſen. 

Hygieine, j. Cholera. 
vpothefenbanten, ſ. Bodenkredit. 


I. 


Japan, Handelsverträge 80, 631. 823. 

Impfgeſetz 75, 1173. 81, 435. 

Indigenat, ſ. Freizügigkeit, Reichs- und 
Staatsangehörigkeit, Rechtshülfe zc. 

Induſtrie. Die Yebensbedingungen der deut 
ſchen Induſtrie fonft und jett (Hirtb) 77, 
777. — Die deutihe Juduſtrie und die 
Neichsregierung 77, 1032. — Umfang der 
Großinduftrie im deutjchen Reiche 82, 605, 
— 5. a. Nrbeiterfrage, Löhne, Fabriken, 
Gewerbe, Handel, Handelsitatiftif, Baum 
wollinduftrie, Elſaß Lothringen zc. 

Infanterie, ſ. Milttärverwaltung. 

A$nbaberpapiere 72, 138. 73, 342. 

Innungen, gewerbliche, j. Gewerbeordnung. 

DOSESCHIERRESELLENAE wirtbjchaftliche 88, 
553, 

$nterpretation, j. Motive. 

Fnvalidenfonde des Reichs 74, 257. 75, 
88. 77, 316. 883. 391. 979. — ©. a 
Penſionen. 

Invalidenſtiftung, Deutſche, 71, 1035. 
S. a. Venſionen. 

Irrenanſtalten in Preußen 78, 443. 

Ftalien, Handelsvertrag 73, 321. 80. 820. 
Stempeljtenern 81, 808. 

Fejuiten, Petitionen im Reichstage 72, 1121. 
74, 230. Das Gneiſt'ſche Referat 72, 1121. 


über die Jahrgänge 1868—1883 der „Annalen“. 


Das Verbot des Ordens ib. 1171. Zur 
Ausführung ib. 1233. 71, 230. 
Jungholz, öfter. Gemeinde 634. 786. 793, 
Jura singulorum, f. Reſervatrechte. 
Juſtizkommiſſion des Reichstags 75, 1202. 
Juſtizgeſetzgebung. Die J. des nord» 
deutihen Bundes von Dr. W. Endemann 
69, 1. — Ueberficht der Thätigfeit der Ju—⸗ 
fliggefetgebung im nordd, Bunde tm Jahre 
1869, von Dr. W. Endemann, 70, 5. — 
Die Serichtsorganifation des Reichs 71, 85. 
— Ueberſicht der Reichs» Fuftizgefetgebung 
71, 212. — Eutwidelung der Juſtizgeſetz- 
gebung und Rechtöpflege bis Ende 1871 
(von Dr. W. Endemann) 72, 113. — Be 
riht W. Endemann’s für das Jahr 1872 
73, 331; für das Fahr 1873 74, 379; für 
das Jahr 1874, 75, 1171; für 1875/76 
77, 631; für die Jahre 1877 und 1878 
79, 501; für die Jahre 1879 u. 1880 81, 
394. — Die großen Gejegentwürfe vom 
Jahre 1874 (Endemann) 75, 1201. — Die 
Rechtseinheit (Wehrenpfennig) 77, 274. 
Auſprache des mationalliberalen Zentral» 
tomitös 77, 444. — Nüchterne Betradt- 
ungen iiber die 18 Punkte des Kompromiſſes 
(3. Völt) 77, 450. — Bericht von W. Ende- 
manı 77, 647. Die Aufgaben des 
Neihsjuftizamts 77, 680. — S. a. Rechts- 
bülfe, Zivilprozeß, Zivilreht, Strafrecht, 
Finanzrecht ꝛc. 


K. 


Kadettenanſtalten 74, 218. 264. 

Kaffee. Ueberſicht der Preiſe, des Verbrauchs 
und des Zolles von Kaffee 1847 bis 69, 
70, 351; für 1847/77 79, 804. Vgl. a. 
Zölle, Zolltarif :c. 

Kaiſer, deuticher, 70, 764. Aniprade an 
das deutihe Bolt 70, 770. Berfaffungs- 
mäßige Rechte und Pilihten 71, 87. 104, 
235. 72, 434. 76, 666. 78, 374. Seine 
Stellung in Elſaß-Lothringen 71, 847, 920. 
— Bgl. a. Verfaſſung, Berordnungsredt, 
Bundesftaat, Reichskanzler, Reichstag ac. 

Kanalſchifffahrt, deutiche, 75, 332. 80. 646. 

Kanzelparagrapb, ſ. Strafgeſetzbuch. 

Kapital (Begriff) bei Roesler 75, 33. 396, 
S. a. Werth, Einfommen. 

Kapitalrentenfteuner (Bayern) 74, 1703. 

Karuſſelbeſitzer, ſ. Schauftellungen. 

Kaſſenſcheine, ſ. Papiergeld, Wechſel. 

Kaſſenweſen. Reichskaſſe und Yandesfaffen 
72, 1481. Das Abrechnungsweſen der 
Zoll: und Steuerverwaltung (v. Aufjeß) 78, 
262. 80, 774. — ©. a. Finanzweſen. 

Kathederjocialiemus 73, 851. 

KRatboliihe Kirche, ſ. Unfehlbarkeit, 
fuiten, Orden u. ſ. w. 

Kauffähigkeit, j. Einfommen. 

Kauffahrteiichiffe, j. Handelsmarine, Kon- 
fulatwejen. 


Je⸗ 
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Kautionen 73, 440. Das Geſetz vom 2. 
Juni 1869 76, 341. Sonftige auf das 
Rautionsweien der Reichsbeamten bez. Be- 
ftimmungen ib, 344, 347. 350. 352. 357. 
368. 375. 387. 

Kinderarbeit in Fabriken 73, 1471. 74, 
©. a. Gewerbeordnung, Arbeiter 2c. 1545. 
SO, 969. FFranzöfiiches Geje 76, 231. 

Kirche, Verhältniß des Staats zur, j. Un— 
feblbarteit, Jeſuiten, Strafgejeg, Schulauf- 
fiht, Namszanomwsti zc. 

Kirhlih-politiiche Geſetzgebung (preuß. 
Maigeſetze) 74, 117. — Geſchichte der bez. 
Reichsgeſetzgebung 74, 187. 228. Die preuß. 
Geſetze vom Mai 1874 ib. 1151. 1578, 
Neichsgeieg betr. Ausübung von Kirchen— 
ämtern ib. 1576. 75, 1174. Oeſterreichiſche 
Kirchengejege 74, 1584, — Gejetgebung 
im Reichstag und preuß. Landtag (Wehren- 
pfennig) 77, 297. — Zorn's firchenſtaats · 
rechtliche Gefebe⸗ 77, 349. — ©. auch Zivil- 
ehe, Schulaufſicht ꝛc. 

Kirchenkollektenweſen in Preußen 76, 77. 

Kirhenftaat. Handels- und Schifffahrtsver- 
trag mit dem N. 68, 675. 

Kirbenverfaifung, evangeliiche (Wehren« 
pfennig) 77, 304. 

Klajienfteuer, ſ. Einfommenfteuer. 

Klauenieuce, ſ. Beterinärpolizei. 

Knappichaftsvereine in Preußen 76, 989. 
s2, 610 

Koalitionsfreiheit 68, 861. 872. 69, 475. 
507. — S. a. Arbeiterfrage, Kontrattoruch ꝛc. 

Koblenz, Kommunalfteuern, 76, 91, 

Koburg-Gotha. Reſſorwerhältniſſe der Be— 
hörden 70, 678. 

Kommunalſteuern. Im Reg.Bez. Koblenz 
76, 91. — Theſen und Reſolutionen vom 
Verein für Sozialpolitit 78, 248. — Statiftif 
der Gemeindeabgaben in Preußen 78, 265. 
— Die finanzielle Bedrängniß der preuß. 
Kommunalverbände S2, 608. 

Kommunismus 75, 23, 1280, 

Kompetenz des Neiches und die Ermweiter- 
ung derjelben 71, 62. 74, 193. 240. 310. 
an — S. a. Verfaffung, Juſtizgeſetzgeb 

* Reſervatrechte, Schulweſen, Finanz- 
weſen ꝛc. 

Konfeſſionen, Gleichberechtigung derſelben 
in ſtaatsbürgerlicher Beziehung 71, 169. 
Einfluß der Konfeffion bei den Wahlen 72, 
338, 359. 1018. Konf. in Preußen 75, 634. 

Kongregation, j. Orben. 

Konkursordnung 68, 978. 72, 149. 75. 
1220. 81, 405. 

Konjulatwejen. Berzeihniß der nordd, 
Konfuln im Jahre 1870 70, 170. — Ein— 
beitlihes Reichs-Konjulatweien 71, 183. — 
Abänderung des Geſetzes vom 8. Nov. 1867 
71, 376. Allgemeine Dienftinftruftion 
für die Konſuln des deutichen Reichs (vom 
6. Juni 1871) enthaltend alle bez. geiet- 
fihen und Berwaltungsvorjchriften 71, 595 
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— Etat für das Konfulatwejen 69, 171. 
71, 719. — Berzeihniß der SKonfulate 
(Januar 1872) 72, 457. Alphabetiiches 
Ortsregifter dazu 72, 481. — Juſtruktion 
vom 1. Mai 1872, betr. den Schuß im 
türfiichen Reiche, China und Japan 72, 
1263. — Gejeß, betr. die Gebühren und 
Koften bei den Konfulaten 72, 1268. 74, 
281. — Die Konfularverträge des deutjchen 
Reihe von J. Reit, 72, 1281. Organi« 
fation der Bundeskonſulate 74, 70. — Kon- 
julargerichtsbarteit in Egypten 75, 1176. 
77, 636. — Ueberfiht jämmtl. Gejete zc. 
77, 809. — Konfulatsetat 80. 26. — Kon» 
jularverträge SO, 827. — Das Gefe vom 
10. Juli 1879 über Konfulargerichtsbarteit 
81, 400. — Das deutsche Konfnlarrecht 
(PH. Zorn) 82, 409— 483. — ©. a. Gefandt: 
ſchaften, Handelsmarine ꝛc. 

Konſumtion (Roesler) 75, 283. (Hirth) ib. 
1269. 


Konfumvereine in Elſaß-Lothringen 82, 
745. — ©. a, Genoſſenſchaftsweſen, Wirth- 
ſchaftsgenoſſenſchaften ꝛc. 

ae bed Del a 80, 343. 

Kontraftbruc der Arbeiter 78, 1494. 1514. 
1528. 1541. 1547. — Berbandlungen im 
Reichstag 74, 323. — Ausführungen W. 
Endemann’s 74, 410. — Gutachten der 


Leipziger Handelsfammer ib. 427. — Ges | 


jeßentwurf, Verhandlungen u. Kommiſſions— 
bericht ib. 1219. 1233. 1340. — ©. a. 
Arbeitsvertrag. 

Kontrole des Bundesfinanzweiens 69, 283. 
71, 146. 689. 78, 552. 74, 9. — ©. a. 
Zollbehörden, Rechnungshof zc. 

Konzeffionspflichtige Gewerbe, Betrieb 
derjelben, 82,620. ©. a. Gewerbeordnung ıc. 

Kranfenpflege, ſ. Unterftügungswohnfit. 

Krankenverſicherung der Arbeiter. Ge— 
feg- Entwurf vom April 1882 83, 223, 

Kredit (Bollem. Wefen und Bedeutung 
Roesler) 75, 371. Kreditanftalten und 
Bereine ib. 379. Kredit für Zölle und 
Steuern 80, 649. 775. ©. a. Zahlungs- 
verfahren. 

Kredite, ſ. Zolle und Steuerkredite. 

Kreditlager 0, 664. 

Kreditregulative SO, 776. 

Kreisordnung, die neue preußische. Geſetz 
vom 13. Dez. 1871 nebſt amtlichen In— 
firuftionen und erläutender Ueberficht 73, 
1271—1456. 5. a. Provinzialordnung. 

Kremeng, Biſchof von Ermland, 72, 1246. 

Kriegsentihädigung, die franzöftiche, 
ihre Berwendung und Bertheilung 72, 1417. 
73, 417. 889. 74. 171. 217. 286. Dent- 
ihrift vom Februar 1874 74, 749. — 
Einfluß der 5 Milliarden auf die deutiche 
Boltswirthichaft (Nafie) 75. 606. (Hirth) 924. 
77, 192. — Die Milliarden und ihre Ver- 
wendung (Webrenpfennig) 77, 260. 265, 
— Amtliche Ueberficht des Standes pro 
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1877/78 77, 761; amtliche Ueberficht vom 
März 1879 79, 1034. Nachweiſung der 
Ausgaben bis 1878 79, 1042. ©. a 
Kriegsfoften. | 
Kriegstoften. Denkichrift über die Aus 
führung der den Geldbedarf für die Krieg. 
führung (pro 1870/71) betr. Gejege TE, 
1371. Tabellariſche Ueberficht der Kriege 
foften ib. — -- — Frankreich, 
Schuldenweſen, Kriegsentſchädigung. 
—— 74, 406, 1050. 75, 1200. 
77, 645. ©. a. Kriegsentihädigung. 
Kriegsminifterium, ſ. Kriegsmeien. 
Kriegsihat des Neiches 73, 41ö. 459 
74, 169. 77, 986. Ze 
Kriegsweſen des Reiches, verfaffungsmäßige 
Ordnung deffelben 71, 99, 351. Ergänzende 
Beftimmungen der Berträge mit den Süd— 
ftaaten 71, 369. 72, 57, 1557. — Die 
Präſenzſtärke und die Milttävausgaben 72, 
426. — Die deutſchen Milttärgejege (Ueber: 
fiht 72, 498. — Das Paufhquantum für 
1872—74, 73, 2. — Die Nachläſſe an den 
Militärausgaben 78, 17. — Ctatsftärte un. 
Formation des Neichsheeres für das Jahr 
1873, 73, 21. — Die provijorifche Neu— 
formation der Artillerie 78, 32, — Der 
Hauptetat für 1873 73, 36. — Das Ertra- 
ordinarium von 1851 —1873 73, 49. — 
Militärausgaben neben dem Pauſchaletat 
73, 69. — Geldverpflegung tm Frieden 
73, 73. — Beſolduugsverbeſſerungen für 
Offiziere 78, 76; für Beamte 73, 80. — 
Geldverpflegung je eines Infanterie, Ka 
vallerie-, und Artillerie-Regiments 73, 3. 
— Naturalverpflegung im Frieden 783, 87. 
— Eigene Einnahmen der Militärverwalt- 
ung 73, 90. — Friedensdislokation des 
deutjchen Heeres mit Angabe der Bataillons- 
Standquartiere xc. 73, 91. 95. — Reichs 
eigenthum in der Militärverwaltung 73, 
429. — Der Entwurf eines Reichsmilitär 
efeges vom Mai 1873 783, 1549. — Ber« 
Are des Reichstags über den Militär 
etat in den Jahren 1871— 1873 74, 178. 
264. — Die Organifation des preußiicheu 
Kriegsminifteriume 74, 487. — Bevöller— 
ung der Armeelorpsbezirfe 74, 500. — Die 
preußischen Offiziers-Ehrengerichte ib. 1809. 
— Entwurf eines Reichs-Militärgeſetzes 73, 
1449. — Das Kriegsweſen des deutſchen 
Reichs, rechtswiſſenſchaftlich dargeſtellt von 
M. Seydel, Inhalt 75 S. 1393, — Er 
gebniſſe des Militär-Erſatzgeſchäfts 1871/74, 
75, 1513. — Kautionsweſen 76, 347. — 
Ueberfiht der auf Widerruf anzuftellenden 
Beamten ib. 353. — Entwidlung der Ge— 
ſetzgebung 1871— 76 (Wehrenpfennig) 77, 
268. — Ueberſicht ſämmtl. Geſetze u. Ber- 
ordnungen 77, 833. Etat fiir die Vermalt- 
ung des Meichäbeers 1879/80 80, 47. 104. 
161. — Schulbildung der Rekruten SO, 238. 
— Das Kriegsweſen in Laband's Reichs- 





über die Jahrgänge 1865—1883 der „Annalen“, 


flaatsrecht (Meyer) SO, 337. — Die Mari- 
routen für — — 82, 668, 
Krifis, volkswirthſchaftliche, in Deutichland. 
Ein franz. Urtheil 76, 95. — Amerikanische 
Geſchäftskriſen 76, 235. — Uuſere volts- 
wirtbichaftlihe Krifis (Hirth) 77, 187. 
(Wehreupfennig) 77, 319. Frauzöſiſche 
Stimmen über die Kriſis in Deutihland 77, 
346. ©. a. Induſtrie, Kriegsentichädiguug 2c. 
Kulturkampf (Wehrenpfennig) 77, 297. 
Kulturpolizei und Nechtögleichheit (vom 
Herausgeber) 78, 795. 823. — ©. aud) 
Bolfsbilding. 
Kulturzuitände (Frankenheim) 76, 247. 
Kunftbandwert f. Handwerk. 


L. 

Laband's „Reichsſtaatsrecht“ (beſprochen von 
Meyer) 76, 656. 78, 369. 80, 337. 82, 771. 

Ladungsverzeichniſſe 70,419. — Bal. a. 
Zollgeſetz. 

Land, Stadt und, 74, 17. 76. 239. 78, 78. 

Landesverordnungen zu Reichsgeſetzen 
(Seydel) 74, 1143. 76, 11. 

Landeskaſſen, j. Kaflenweien. 

Landesverweiſung, ſ. Freizügigkeit, Gothaer 
Bertrag. 

Landſturmgeſetz 75, 655. 

Laudtage der Bundesftaaten, Berathungen 
über die Bundesverfaffung 71, 29. 41. 
Steichzeitiges Tagen mit dem Reichstage 
74, 202. 251. 

Landwehr, ſ. Wehrpflicht. 

Landwirthſchaft, j. Arbeitgeber, Yand, Ge: 
treide, Zölle ꝛc. 

Lauenburg. Bundesftaatlihe Stellung des- 
jelben 71, 52. 709. 90, 622. 792. Be 
bördenorganiiation 70, 256. 

tebensmittelverfälichung (Bresgen) 78, 
106 


tebensverjiherung, j. Verficherungsmeien. 

Sebranftalten, ſ. Schulen, Einjährigfrei- 
mwillige. 

Lehrlingsfrage 77, 790. 78, 25. 81, 715. 
— ©. a. Gewerbeordnung, Arbeiterfrage, 
Entlaffungszeugniffe. 

Liberalismus, Einfluß desjelben auf die 
Bejeggebung 77, 259. 

Liberia, Handelsvertrag 73, 322. 80, 821. 

Lippe-Detmold. Nefjortverhältuiffe der Be— 
börden 70, 693. Berfaffungszuftände 74,320. 

Fiteratur, ſ. Stein, Yaband, Bölle ꝛc. 

Löhne. Die Beichlagnahme der Löhne (Er- 
läuterungen zum Geſetz vom 21. Juni 1869) 
69, 1069. — Taglohnfäge für ländliche 
Arbeiter in Deutichland 75, 629. — Löhne 
in Württemberg ib. 633. — Yöhne in El- 
jafj-Pothringen (Grad) 77, 772. — L. für 
weibl. Handarbeiter im landwirtbichaftlichen 
Gewerbe des deutschen Reichs (v. d. Goltz) 
77, 863. — Die Gefindelöhne im land» 
wirtbichaftl. Gewerbe des deutſchen Neichs 
(v. d. Golß) ib. 897. — Arbeitslöhne in 
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den Fabriken (Ch. Grad) 77, 772. 82, 61. 
— ©. a. Nıbeit, Arbeitgeber u. ſ. w. 

Lothringen, f. Elſaß. 

Yorteriejtempel, j. Stempelftener. 

Lumpenzoll 80, 623. 

Luremburg. Eifenbahuen 74, 226. 291. 
— Auslieferungsvertrag 77, 636. — Ber- 
hältniß zum Zollverein 80, 616. 634. 641, 
786. 792. — Urbereinfunft betr. Arınenrecht 
SL, 402. 

Yurus (Begriff, Roesler) 75, 280, 

Lurusfteuer (Bilinsfi) 76, 719. 

L!übed. Anschluß an den Zollverein 68, 1117. 
— Neffortverhältniffe der Behörden 70, 696. 


M. 


Maakmwefen(wirtbichaftl. Bedeutung) 75, 286. 

Maaf- und Gewichtsordnung v. 17. Aug. 
1868 68, 1007. — Weduttionstabellen zur 
Einführung derfelben von Herter und Duste, 
Anhang zum Ill, Bd. Yahrgang 1870 der 
„Annalen“. — Die neuen Maaße uud Ges 
wichte 72, 185. Konferenz von Eichungs- 
beamten 74, 1813. — Ueberſicht aller Ges 
fege und Verordnungen 77, 817. — Die 
Thätigfeit der deutihen Eichämter 1870/75 
24, 1111; 

Maifhraumfteuer SO, 717. 

Malthuſiſches Gefek Girth) 75, 1281. 

Dalzaufihlag 80, 793, Malzjurrogate 
80, 706. 711. 

Marine. Entwidelungsplan vom Jahre 1867 
69, 194. — Haushaltsetat der Marinever- 
waltung 69, 194. 71, 693. 721. — Bericht 
des Bundesfanzlers über den Stand der 
Kriegsmarine im Beginn des Jahres 1870 
70, 127. — Neflortverhältniffe und Perſo— 
nalien der Bentral-Darineverwaltung 70, 
188. — BVerfaffungsmäßige Bejtimmungen 
71, 125. — Die deutſche Marine-Atademie 
72, 925. — Neuer Flottengründungsplan 
74, 272. — Einjäbrig » Freiwillige der 
Matrojendivifion 76, 85. — Kautionswejen 
76, 349. — WUeberficht der auf Widerruf 
anzuftellenden Beamten ‚ib. 354. — leber- 
fiht der Gejeßgebung 77, 833. — Bal. a. 
Handelsmarine, Finanzrecht, Verfaffung ꝛc. 

Martenfhug. Beihluß des Handelstags 
1868 68, 979. — Das Reichsgejeg (Ende— 
mann) 75, 1192. — Die bei Anmeldung 
von Zeichen zu beobachtenden Förmlichkeiten 
77, 527. ©. a, Mufterihuß, Däuemark ꝛc. 

Marktverkehr 78, 603. SL, 677. 

Marihrouten f. iriegsverhältnifie 82, 668, 

Mafchineninduftrie 72, 393. 

Matritularbeiträge. Etat derfelben 69, 
253. Berichte des Ausschuffes des Bundes- 
raths für Rechnungsweſen vom 3. und 
15. Juli 1868 über die Zuläffigkeit der 
Erhöhung derjelben 69, 274. — Statiftit 
derjelben 71, 690; Berechnung für 1871 
71, 698. — Berechnung für 1873 72, 1621. 
— Die Matrifularbeiträge vom finanzredht- 
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Iihen Standpunkt (Laband) 73, 519. — 
Statiftit für 1868—1875 74, 1010. — 
Erjegung derjelben durch Reichseinfommen- 
fteuer (Hirth) 75, 115. — Berechnung für 
1875 77, 409; für 1878/79 78, 696; für 
1879/80 79, 891; für 1880/81 80, 497; 
für 1883/84 83, 563. 

Maturitätszeugnmiffe der Gymnaſien 74, 
1671. 

Medlenburg. Boll-Uebereinfommen mit 
Frankreich 68, 233. Anſchluß an deu Zoll- 
verein 68, 1117. — Drganifation und 
Perſonal der oberen Behörden 70, 291. — 
Milttärkonvention mit Preußen 72, 1569. 
— S. a. Auswanderung, Bolfsvertvetungen zc. 

Mepdizinalperfonen im preuß. Staate 
16, 637. ©. a. Aerzte. 

Medizinalpolizei, Ueberiht 77, 804. 
Knrpfufcherei S1, 435. Heilgewerbe 81, 681. 

Meßkonten SO, 668. 

Metallinduftrie 72,392. — ©. a. Eiſen ꝛc. 

Merito, Haudelsvertrag 73, 325. 80. 825. 

Militäranmärter 76, 76. 82,556. S. a. 
Beamte. 

Militärbudget (Seydel) 75, 1502. — 
©. a. Kriegsweſen. 

Militärtonventionen (Preußens mit 
deutſchen Bundesftaaten) 71, 99. 72, 1667. 
— ©, ferner unter den betr. Bundesstaaten. 

Milttärgejeggebung, ſ. Kriegsweſen, 
Penſionen, Invaliden, Verfaſſung (XI. Ab- 
ſchnitt). 

Militärpenſionsrecht (Seydel) 75, 53. 
1507. 


Militärpflichtige, Körperbeſchaffenheit 81 
483. 


Militärſonder rechte (Seydel) 75, 1483. 
Militärſtrafgeſetzbuch 73, 337. 74, 220. 
Militärvermögen 75, 1493. 
Militärverwaltung, ſ. Kriegsweſen ac, 
Milliarden, ſ. Kriegsentſchädigung. 
Milzbrand, ſ. Beterinärpolizei. 
Miniſterien der Bundesſtaaten, ſ. Behörden, 
ſowie unter Preußen, Sachſen u. ſ. w. 
Minifterverantwortlichfeit 71, 
74, 252. 
Monographien,  vechtswiffenfchaftliche, 
‚213. 
Motive zu Gefegeutwürfen, Bedeutung der- 
ſelben (Endemann) 75, 1205. 
Münzmwefen. Bejchlüffe des deutſchen Han- 
delstags vom Oktober 1868 68, 974. 
Währung und Minze, von John Prince» 
Smith 69, 143. — Denlſchrift, betr. deutfche 
Münzeinigung vom Ausichuffe des deutfchen 
Handelstags (Berichterftatter Dr. Soetbeer), 
nebſt zahlreichen ſtatiſtiſchen Beilagen und 
einer lithogr. Tafel 69, 729— 854. — Er—⸗ 
mwägungen und ragen zur Miünzenquöte 
(Bromemoria des nordd. Bundesraths) 7O, 
451. — Die mwirthichaftlihen Geſetze des 
Uebergangs zur Goldwährung von G. D. 
Augspurg 71, 757. — Zur Minzreform, 
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ndelsfammer zu Köln 71, 
eſetz, betr. die Ausprägung 


Gutachten der 
825. — Das 
von Neihsgoldmünzen, vom 4. Dez. 1871 
(vollftändige Wiedergabe der Reichstagever- 
| bandlungen) 72, 647—857. Denkichrift 
über die Ausführung des Gefetes ib. 868. 
— Die Verlängerung der Banfnoteniperre 
(Rede Bambergers) 72, 1333. — Gutacten 
der Kölner Handelsfammer (Juni 1872) 
| ib. 1351. — Verhandlungen des Reichs— 
tags über die Minzfrage 1871—73 74, 
180. 297. 354. — Das Münzgejes vom 
9. Juli 1873 (erläutert von einem Mitglied 
| des Neichstags) 74, 545. — BZmeite Dent- 
fchrift des Reichstanzlers, Statiftif der Aus: 
prägungen ꝛc. 74, 618; dritte Deulſchrift 
ib. 875; vierte Dentichrift 76, 180. (An- 
lagen umd jtatift. Neberfichten hierzu ib. 191); 
fünfte Denkichrift 77,353. (Anlagen ©. 366); 
ſechſte Dentichrift 7B, 905; fiebente Dent- 
ſchrift 79, 923; achte Denkichrift 80, 508; 
neunte Denkichrift 82, 134. — Geſetz betr. 
Abänderung des Art. 15 des Münzgeieges 
76, 203. — Die Wertbhrelation der Edel- 
metalle (wirthichaftsgeichichtliche Skizze von 
Soetbeer) 75, 297. — Miinzreform und 
Wechſelkurſe (E. Nafie) 79, 595. — Um: 
rechnung der Altien in Neichsmarfwähr- 
ung 75, 1197. 76, 202. — Silberabflu 
ı nad Oftafien. ib. 1708. — Das Sinfen des 
Silberpreiies 76, 527. — Einbeit im Münz- 
wejen (Wehrenpfennig) 77, 277. — Ueberfidt 
aller Gejege 77, 817. — Das deutihe Münz: 
ſyſtem in Gefahr? (Soetbeerr) SO, 76. — 
Deutiche Dentichrift zur Parifer Münzton- 
ferenz 81, 474 Zur Währungsfrage 
(v. Dechend?) 82, 401. — ©. a. Geb, 
Bankweien, Papiergeld ꝛc. 
Münzhoheit des Staats 78, 363. 
Münzpertrag vom 24. Yan. 1857 68, 129. 
Mufiziren im Umberziehen 76, 80. 
Muſterſchutzgeſetz, das deutiche, (3. Laud⸗ 
raf) 76, 743. (i. Einleitung 743, II. wer 
* Anſpruch auf das neue ſterſchutzgeſet 
745, III. was kann Gegenſtand des Mufter- 
ſchuhes fein? 746, IV. die formellen Vor— 
ausfegungen des Mufterrehts 748, V. die 
Garantieen des Mufterrehts 752. Anlagen. 
A. Das Geſetz vom 11. Januar 1876, 754. 
B Bejtimmungen über die Zufammeniegung 
und den Geichäftsbetrieb der künstlerischen, 
photographiichen und gewerblihen Sad- 
verftändigen-Bereine 757. C. Beftimmungen 
über die Sührung des Mufterregifters 758.) 
. Endemaun 77, 640. 


N. 
Nachläſſe an den Mifitärausgaben 69, 191. 
71, 706. 73, 17. 

Nahrungsmittel, Verfälfchung derielben. 
Dentichrift des d. Landwirtbichaftsratbs 77, 
1079. — Geſetz von 1879 S1, 433. — Das 
Gefeg nebſt Erläuterungen zc. 82, 781. 


— Bericht von 
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Namszanowski, Armeeprobft 72, 1113. 
Nationalitätspringzip, das, in der 
Staatenbildung, von R. Gneift 72, 929. 
Nationalverfammlung, franffurter, 71, 7. 

Naturalifation, ſ. Reichsangehörigkeit. 


Naturalleiftungen im Frieden (Seydel) 


75, 1081. 1200. 
Niederlage-Kegulativ 69, 995. 73, 170. 

80, 663. Vgl. a. Zollgeſetz, Zölle. 
Niederlande, Handels» und Scififahrts- 


vertrag 73, 314. SO, 815. Stempeſſteueru 
s1, 804, 
Norddentiher Bund, I. Berfaflung 


Reichstag ꝛc. 
Nord-Oſtſee-Kaual 74, 273. 
NormalEihungsfommiffion 80, 11. 
Normativbeftiimmungen (W. Endemann) 
73, 397. 
Notariarsordnung 72, 157. 
Nothbedarf, Begriff desielben (Hirth) 75, 
1293. 


O. 


Oberhandelsgericht, ſ. Gerichtshof. 
Oberkirchenrath, evangeliſcher, in Preußen 
70, 213. 
Oberrehnungstamıner, preußiiche 
218, — ©. aud Finanzrecht. 
Defterreih. Frühere Verträge 68, 235, 
Handels: und Zollvertrag mit Oeſterreich 
vom 9. März 1868 (mit GCinleitung und 
Erläuterungen) 68, 545. 71, 546. 73, 322e 
— Ablommen wegen dev Uebernahme Ausr 


zumeifeuder 76, 85. — Die öfterreichiiche | 
Bank (Lucam) 76, 862. — Denkjchrift über | 


Abichluß eines neuen Handelsvrrtrags 78,422. 
— Der Handelsvertrag vom 16. Dezember 
1878 79, 385; Dentfchrift dazu ibid. 609. 
— Verhältniß zum Zollverein SO, 629. 673. 
821. — Uebereinkunft wegen Urkundenbe— 
glaubigung 81, 404. — Der Haudelsver— 
trag von 1881 81, 517. 

Offiziere, ſ. Milttärvermwaltung. 

Olympia, Ausgrabungen zu, Neichsfubven- 
tion bierzu SO, 35. 

Omnibusgeſellſchaft, parifer, 76, 234. 

Dption in Elfaß-Lorhringen 72, 1293. 78, 
971. 

Orden und Kongregationen der katholiſchen 
Kirche in Deutſchland 75, 1381. — 2. a. 
Jeſuiten ꝛc. 


P. 


Papiergeld. Tabellariſche Ueberſicht der 
Staatspapiergeld-Emiſſionen 70, 117. — 
Die Konſolidation des deutſchen Staatspa- 
piergeldes (vom Herausgeber) 71, 1103. — 
Nechtsgutachten von W. Endemann 78, 361. 
— Berhandlungen des Heichstags 1873 74, 
300. — Die Ausgabe von Heichspavpiergeld 
(Hirtb) ib. 715; Tabelle 719. — Reichs- 
faffenicheine, Minzreform und Reichsbank 
(F. Bamberger) 74, 1601. — Weſen des 


70, 
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Papiergelds (Roesler) 75, 374. — Reichs- 
faffeufcheingeleg (Endemann) 75, 1186, — 
2. auch Bantweien, Miünzfrage. 

Papſt. Die deutiche Gefandtichaft beim Papft 
Kandidatur des Kardinals Hobenlohe) 7%, 
1105. — Papit Bius IX. und das deutſche 
Reich (dev Koloß und das Steinchen) 72, 
1227. Kaiſer Wilhelm und der Papft 
(Briefwechfel) 74, 185, 

: Paraguay, Handelsverrrag 80, 621. 





‚ Paris, Die Nabrungsjorgen des Pariſers 
177, 254. 
Paßweſen. Geſetz vom 12. Oftober 1867 


685, 903. — Ueberſicht der Stempel: und 
Ausfertigungsgebübhren 68, 905. — Neiche- 
geſetzgebung 71, 210. 

Patentweſen. Uebereinfunft wegen Ertbeilung 
von Grfindungspatenten und Privilegien v. 
21. September 1842 68, 139. — Moti- 
birter Autrag des Bundesfanzlevs betr, bie 
Reform dev Patentgeſetzgebung 69, 33. 
Denfihriit von W, Siemens 69, 41, — 
Reichspateutgeieh 78, 357. Yatenttare im 
deutichen Weiche 75, 625. — Entwurf eines 
Patentgejebes 77, 325. Dentichrift des 
Patentſchutzvereins 77,505. — Neiche- Patent» 
geſetz v. 25. Mai 1877 77, 914; Berord» 
nungen ac, hierzu 77, 921. 924, 1011. 
Erfahrungen mit dem Gefeg 79, 541. — 
Etat des Patentamtes SO, 14. — Bericht 
des VBatentamts fir 1878 83, 479, 

Pauſchſummen-Etat, ſ. Kaſſenweſen, Mi— 
litärverwaltung u. ſ. w. 

Penſionen. Das Reichs-Militär-Penſions— 
geſetz vom 27. Juni 1871 und die Kaiſer 
Wilhelms-Invalideuſtiftung 71, 1001. Er» 
laß des Kriegsminiſters v. 27. Juni 1871 
72, 181. — Finanzrechtliches über Penſionen 





73, 441. — Das Militärpenſionsrecht 75, 
53. 1507. — Wiedergewährung der Penſion 


76, 83. — Das Penſiousrecht der Reichs— 
beamten 76, 292. 387. — Penſiousweſen 
in Bayern 78, 484. S. a. Beamte, 
Invalidenfonds ꝛc. 


Perſien, Haubelevertrag 73, 316. 74, 100, 
| 308, 80, 816. 
Perſonalunion 71, 60. 
Berionenftand, Vorſchriften zur ‚Feititell« 


ung desfelben in den einzelnen Bundes— 
ftaaten 73, 1251. Entwurf von 1873 74, 
437. 1551. — Tanfen und Trauungen in 
Preußen 77, 245. — Bgl. a, Zivilehe. 

Petroleumlager 9), .65. 

Betroleumfteuer, ſ. Zolltarit. 

Pfandbriefe, zur Frage des Fauftpfand- 
rechts (Hecht) SO, 304. 

Pferdebeftand militärischer in Preußen 77, 
247, 

Photographien, Urbeberredit 77, 640. 

Polizerlihe Geſetzgebung des Reiches 71, 
209. S. a. Gewerbeordnung, Beterinär« 
polizei ꝛc. 

Portugal, Haudelsvertrag 73, 328. SO, 826. 
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Poſtüberſchüſſe, Antheile der Bundes 
ftaaten daran 69, 241. 71, 706, 72, 1627. 
— ©. a. Finanzmefen. 

PBoft- und Telegraphenweſen, verfaß- 
ungsmäßige Ordnung deffelben 71, 198. 
Get ebung über daflatbe 72, 494. Reichs⸗ 
— 73, 428. Verwaltungskompetenz 
des Reiches 73, 492. — Verſchmelzung der 
Telegraphie mit der Poſt 75, 1730. 76, 205. 
— Das Amtsblatt 76, 104. — Abgrenzung 
des Geichäftsfreifes des General-Boftmeifters 
ꝛc. 76, 205. — Bezirks: Poft- und Tele- 
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76, 355. — Die Berner PRoftfonferenz 1876, 
76, 780. — Ergebuiffe der ReichsPoſiver⸗ 
waltung während der Jahre 1872—1875. 
77, 120. 1069; im Nabre 1876 78, 36. 
— Poſtgeſetz v. 20. Dez. 1875 76, 583, 
587; 77, 642. — Aufnahme von Wechſel— 
proteften durch Boftbeamte 78, 42. — Borto- 
freibeit in Zoll» und Reichsdienftiahen SO, 
647. — Bollabfertigung von Postgütern SO, 
662. 750. — Weltpoftverein: Uebereinkunft 
betr. Poftpadete SI, 477. — Die deutichen 
Poftwertbzeichen (Seydel) 82, 617. — Der 


Briefpoftverfehr der Erde im ‚jahre 1881 
(W. Schulze) 83, 398, 
Prämieuverloojungen 72, 138, 74, 151. 
Präjenzftärte des Neichsheeres 72, 426, 
73, 21. 1552. — ©. a. Kriegsweſen 
Militärverwaltung. 
Präzipuen, Wegfall derjelben 71, 545. 


Preisbildung (Roesler) 75, 392. Urfachen 
der Theuerung (Hirtb) 75, 918. Das 
fouveräne Geſetz der Preisbildung (Hirth) 
75, 1265. 

Preiſe. Das Geſetz des Preifes 72, 532. 


raphenbebörden 76, 210. — Kautionen der 
Boh- und Telegraphenbeamten 76, 344, 350, 
368. — Ueberſicht aller Geſetze und Ver— 
ordnnungen bis 1877 77, 815. — Die revi— 
dirte Neichs-Poftordnung von 1879/83 83, 
491. — Berichtigung 83, 765. — ©. a. 
Poftverwaltung, Telegraphenvermwaltung. 
Poftipartajien 78, 807. — Bur Frage der 
Einführung derfelben (Dehn) 83, 649. 
Poftverwaltung. Etat derielben 69, 224. 
71, 693. — Statiſtik der Poftverwaltung 
pro 1868 69, 311; dgl. pro 1869 70, 493. 


— Neffortverhältniffe der Bundespojtbebör- 
den 70, 161. 71, 286. — Gehaltsaufbeiler- 
ungen und Weorganifation des Beamten— 
** 71, 725. — Auszug aus dem Regle— 
ment für die Annahme und Auſtellung von 
Zivil- und Militäranwärtern 71, 733. — 
Grundfäge für die Ueberleitung der vorban- 
denen Beamten in die neue Organifation 
71, 738. — Herftellung eines Dienftgebäu- 
des für das Generalpoftamt ib. 741. — 
Die gemeinfamen Zentral» Boftverwaltungs- 
toften 71, 746. — Dentichrift, betr. den 





allgemeinen Pofttougreß 71, 751. — Deutiche | 
Reichspoſt uud bayerische Poftwerwaltung 72, | 


597. — Das Neichspoftgefeg vom 28. Oft. 
1871 73, 339. 74, 154. Wortlaut desjelben 
73, 1003. Grläuterungen dazu ib, 1237, 
— Die Reorganifation des kaiſerlichen Ge— 
neralpoftamts 73, 591. — Beltimmungen 
über den Verkehr mit der Heichspoft 78, 
1003. — Poftreglement nebſt Ausführungs— 
beitimmungen 73, 1017. — Beftimmungen 
über den Pofttarif 73, 1127, — BZollamt- 
lihe Behandlung im Boftverfebr 73, 1147. 
— Geldvermittelungsverfehr ib. 1163. — 


Portofreiheitsmweien 73, 1217. — Beichlag- | 


nahme von Boftiendungen 73, 1248. — 
Garantieleiftungen 73, 1250. — Wedel» 


verkehr mit Bayern, Württemberg, Defter- | 
reich und Yuremburg 78, 1255. — Ber | 


jegung von Poſtſekretären 74, 155. — ft 


die Poft im Sinne des Handelsgefeßbuches | 


als Kaufmanı zu betrachten? ib. 1530. — 
Der internationale Boftvertrag vom 9, Oft. 
74, 75, 451. Bericht des Bundesrathsaus— 
ichuffes dazu ib. 464. — Erlaß einer neuen 





Poſtordnung 75, 621. 1195. — Neue Poſt- 


tarifbeftimmungen ib. 622. — Ueberſicht 
der auf Widerruf anzuftellenden Beamten 


Preußen. 


— Raaren-Durchfchnittspreife in Hamburg 
(1847— 1863) 69, 85 und 435; für 1869 
70, 399; für 1870 71, 537; für 1871 
bis 1875 77, 165; für mebrjährige Zeit 
räume von 1847 — 75 77, 178; für 1376 
und 1877 79, 81; Spezialüberficht für vier 
Quartale 1877 79, 87; für die Jahre 1877 
bis 1879 80, 81, 856; für das Jahr 1880 
82, 127; für das Jahr 1881 82, 676; in 
Bremen (1851— 1868) 69, 79 und 645. — 
Vreiſe uud Löhne in Württemberg 75, 631. — 
Preiſe fiir den deutichen auswärtigen Handel 
1872/73 75, 689. 695. — Durchſchnittspreiſe 
wichtiger Waaren im Großbandel 1879/80 
S1, 195; desgl. im Jahre 1881 82, 517; 
desgl. im Jahre 1882 83, 739. — Ham: 
burger Waarendirhichnittspreiie 1847— 
1882 53, 753. — ©. a. Werthberechnung. 


Preffe. Die Grundlagen eines Reichsgeſetzet 


über die Preffe, Referat von K. Bieder 
mann 72, 85; Entwurf des Bereins „Ber 
liner Preffe“ 72, 107. 73, 357. — Ber 
bandlungen im Reichstag 74, 160. 197. 
314. — Reichspreßgeſetz (Eudemaun) 75, 
1179. — Deffentlide Aufforderung zum 
Ungeborfam 76, 84. — Das Neichspreß- 
gefet (Wehrenpfennig) 77, 178. 

Neffortverhältniffe,, Berfonalien 
der Minifterien und Provinziatbebörden 70, 
191. — Bericht des Vorftandes der national- 
liberalen Partei über die Yegislaturperiode 
1868— 70 des preußiichen Abgeordneten 
hauſes 70, 563. — Aus dem Verwaltungs 
bericht des Minifters für Handel, Gewerbe 
und öffentl. Arbeiten für 1867—69 70, 
650. — Die Eigenart des preuß. Staats 
(R, Gneift) 74,503. — Stenerlaft 77, 24. 
— Beamtenbefoldungen 77, 520, 78, 439. 
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— Zur Wohlhabenheits- und Stenerftatiftif 
preuß. Städte 78, 442. Altersitufen 
der preuß. Bevölkerung 78, 658. — Innere 
Wanderungen der preußiihen Bevölkerung 
S2, 607. Erwerb und Berluft der 
Staatsangebörigkeit 82, 611, — ©. a, 
Volkszählung, Finanzweien, Grundfteuer, 
Einfommenfteuer, Rommunalfteuern, Ge: 
werbefteuer, Gewerbeordnung, Subhaſta— 
tionsordnung, Unterftügungswohnfig, Bolfs- 
ſchulen, Schulaufficht, kirchenpolitiſche Geſetz— 
ebung, Verwaltungsreform, Provinzial» und 
reisordnung zc., Reiche angehörigkeit, Bank» 
weſen, Sparkaſſen, Wahlgeſetze, Waſſerrecht. 
Privatrecht, ſ. Zivilrecht, Rechtsgebiete ꝛc. 
Produktion (Begriff) 75, 8. 26. 1226. ©. 
a. Preisbildung, Werth. 
Produktivität (Roesler) 75, 259. 
PBrogreifion, j. Einfommenfteuer. 
Promulgation (Yaband) 78, 372. 
PBrovinzialbebörden in Preußen 70, 219. 
und 249. — S. a. Kreisordnung,. 
Provinzialordnung, preußifche, 75, 1593, 
77, 305. 
Prozegordnung, ſ. Zwilprogeß, Straf 
prozch. 


O. 


Quartalsertrakte SO, 771. 
Quartierleiſtungen im Frieden 74, 1037. 
75, 1081, 1201. 


R. 


MRealunion 71, 60. 

Resttion, die wirtbichaftliche 
pfenuig) 77, 319. 

Reblauseinfuhrsi, 434. — Jnternationale 
Neblaustonvention 82, 625, 83, 544—552. 

Rechnungsweſen, j. Kaſſenweſen. 

Rechnungshof des Bundes 70, 157. 74, 
214. 257, — Inſtruktion für den R. des 
Reichs 75, 1258. 

Nehtsanmwaltsordnung 79, 508. Ge 
bührenordnung 79, 1016. 81, 394. 

Rechtsgebiete, privatrechtliche, in Deutſch— 
land 83, 575. 

Rechtsgleichheit. Weber Kulturpolizei und 
Nechtsgleichheit (vom Herausgeber) 73, 795. 
839. Grundiäte der Rechtsgleichheit (Ende— 
mann) 74, 419. 

Rechtshülfe. Bundesindigenat und Nechts- 
pflege (Ausihußberiht Des Bundesraths 
nebjt Anlagen) 69, 13. — Die Gewährung 
der Rechtshülfe im nordd. Bunde 69, 1031, 
— Modifitation des Geſetzes 71, 378. 72, 
158. — Rechtshülfe für Neichsangehörige 
(Seydel) 76, 170. — Ueberfiht 77, 833. 

Rechtspflege, ſ. Juftizgeleßgebung u. j. m. 

Rechtswiſſenſchaft, Beziehungen zur Volfs- 
wirtbichaftslehre 72, 509. 73, 858. 74, 8. 
Aufgaben derjelben im Reihe 76, 6. — 
S. a. Fuftizgefeßgebung. 


(Wehren- 
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Rechtswiſſenſchaftliche Monographien 

76, 248. 

Reduktionstabellen, ſ. Maß- und Ge— 
wichtsordnung. 

Reich, deutſches, Organismus desſelben (2. v. 
Stein) 76, 5. — ©. a. Berfaffung, Reichs— 
tag u. ſ. w. 

Neihsangebörigkeit. Ausführungen zum 
Reichs- und Staatsangehörigfeitägejeg von 
Dr. Th. Yandaraff 70, 625. — Reichs- und 
Staatsangehörigteit, von L. v. Röune 71, 
151. — Abänderung des Geſetzes 71, 381. 
Wortlaut des Gejees ib, 653. — Das 
Recht der Staatsangehörigkeit im inter 
nationalen Verkehr (v. Martit) 73, 793. 
1113. — Erwerb und Berluft der Reichs— 
und Staatsangehörigkeit in Preußen 1873, 
75, 1383. — Die deutſche Reichs- und 
Staatsangehörigfeit (ſyſtemat. Darftellung 
von M. Seydel) 76, 135. (Spezielles In— 
baltsverzeihniß bierzu ib. 179.) Nadtrag 
zu diefer Abhandlung 81, 67. — Die 
Koften der Naturalifationsurftunden (TH. 
Fandgraff) 76, 729. — Das deutiche Naturali- 
fationsverfahren (M. Seydel) 76, 733. — 
Der Fall Bauffremont (Th. Yandgraff) 76, 
1022, — Ueber den deutich:amerifan. Ber- 
trag vom 22. Febr. 1868 (Weſendonch) 77, 
204. Zur Frage der Entlaffung von Re- 
ferpiften 2c. aus dem Neichsverbande SL, 67. 
— GStatiftifches S1, 482. 82, 611. — Zum 
Geſetz über Reichs- und Staatsangehörig- 
keit (Seydel) 83, 577. 

Reichsarchiv. Ueber die Wiederherſtellung 
eines R's und über Reformen im Ardiv- 
weſen von Frhr. v. Hagfe 68, 461. 

Reichsarmenrecht, fiehe Unterftüßungs- 
wohuſitz. 

Reichsbank, ſ. Bankweſen. 

Reichsbeamte, ſ. Beamte, Behörden, 
Reichslanzler ꝛc. 

Reichsbevollmächtigte 
Steuern 80, 803. 

Reichsbürgerthum 74, 20. — Bol. a. 
Reichsangehörigkeit ꝛc. 

Reichseigenthum 72, 1447. 73, 412. 422. 
74, 255. 409. 

Reihseintommenfteuer, ſ. Einfommen- 
fteuer. 

Reichseiſenbahnamt, ſ. Eifenbahnen. 

Reichsgeſetzblatt 71, 48. 

Reichsgeſetze, ſ. Geſetzgebung. 

Reichsgericht, ſ. Gerichtsorganiſation. 

Reichsgewalt, Definition derſelben bei L. v. 
Rönne 71, 45. 62. — S. a. Verfaſſung. 

Reichsgoldmünzen, ſ. Münzfrage. 

Reichshauptkaſſe SO, 786. 

Reichshaushaltsetat, ſ. Finanzweſen. 

Reichsheer, ſ. Kriegsweſen, Militärverwalt-— 
ung x. 

Reihsjuftizamt 75, 1216. 77, 335. Die 
Aufgaben desfelben (Rede des Präſ. Fried- 
berg) 77, 680, 


für Zölle und 
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Reichskanzlei, Etat derfelben SO, 3. 

Reichskauzler. Seine verfaflungsmäßige 
Stellung und Berantwortlichkeit 71, 275. 
— Die Subftitutionsbefugniß des Reiche: 
fanzlers nach deutfchem Staatsrecht (DM. Joel) 
78, 402. — Rede des Fürſten Bismard 
78, 503. — Das Stellvertretungsgefeg vom 
17 März 1878 78 (M. Joel) 78, 761. 
Das neue eietbibaftspro ramm des Fürften 
Bismard 79, 219. Beden des Fürſten 
Bismard: über die Revifion der Reichsver- 
faffung 71, 324. 326; über die Krieystoften« 
Anleihe ib. 686; über den Frieden mit 
Franfreih ib. 876; über den Anfchlug von 
Elſaß-Lothringen ib. 851. 928. 948; iiber 
die Konvention mit Frankreich 72 ‚176, — 
Finanzreformpläne des Fürſten Biemarck 
80, 626. 81, 338. — Die Stellung des Reichs— 
fanzlers nach dem Staatsrechte des deutfchen 
Reichs (P. Henfel) 82, 1-60. — ©. a. aus- 
wärtige Berhältniffe, Bundesrath, Elſaß— 
Lothringen, Kaiſer, Reichstag, Berordnungs- 
recht, Berfaffung ac. 

Reihstanzlevamı. Etat defielben 69, 165. 
Erweiterung des Etats 71, 707. — Neffort- 
verhältniffe defielben 70, 156. 71, 285. — 
Organifation und Etat desjelben 77, 335. 838, 
80, 4. 

Reichskaſſe, j. Kaſſenweſen. 

Reichskaſſenſcheine, ſ. Vapiergeld. 

Reichskommiſſariate SO, 8. 

Reichskontrole für Zölle und 
797. 810, 

Neihsmilitärgefeg, 
73, 1549, 

Neihsoberhandelsgericht 73, 351. 
©. a. Gerichtshof. 

Neihstag. (S. a. Berfafjung.) Der fon« 
ftituirende nordd. Neichstag 71, 28. Recht» 
liche Natur des Reichstags ib. 243; feine 
Zuſammenſetzung ib. 245; ; Bedingungen und 
Dauer feiner Thätigfeit ib. 252; Rechte des 
Reichstags ib. 257; perfönliche Rechte feiner 
Mitglieder ib. 264. — Mitglieder desjelben 
i ahre 1868 68, 433. Geſchäftsordnung 
vom 6. Juni 1868 68, 913. Geichäftsord- 
nung des deuiſchen Reichstags 71, 267. 
Thronreden zur Eröffuung und zum Schluffe 
des fonftituivenden Neichstags 68, 1061, der 
1. ordentlihen Seffion 68, 1066, der 2. 
ordentlichen Seifion 68, 1068, der 3. ordent- 
fihen Seffion 69, 1095, der 4, ordent— 
fihen Seffion 70, 1. u. 617, der 1. außer» 
ordentlihen Seffion 70, 717. tat des 
Neichstages 69, 170. — Bericht des Vor— 
ftandes der national-liberalen Bartei (von 
Ed. Laster) über die Legislaturperiode 1867 
bis 70 70, 563. — Ueberficht der Gefetz- 
gebung des nordd. Bundes und des Zoll— 
vereins 1867 bis 1870 70, 721. — Die 
Gründung des neuen Neiches 70, 735. — 
Nichtgemeinschaftlichteit bei den Berathungen 
der einzelnen Gegenftände 70, 753. — & 


Steuern SO, 


Entwurf deſſelben 


Öffnung des erften deutſchen Weichstags 
(Thronrede und Adrefie) 71, 313; Schluß 
deffelben ib, 1041. — Throureden zur Er- 

Öffnung der 11. Seffion (1871) 72, 51, der 

III. Seffion (1872) 72, 1629. — Die Mit- 

glieder des deutichen Meichstags (biograph. 

Notizen) 72, 191— 282; Fraktionsverzeichniß 

ib. 282. — GStatiftif der Wahlen zum erften 

deutſchen Reichstag (von J. Knorr) 72, 287. 

Thronrede zur Eröffnung des Reichs— 
tage 1873 73, 1641. — Rückblicke auf die 
I. Yegislaturperiode des Ddeutfchen Reichs— 
tags (1871 bis 73) 74, 130. Erfte Seffton 
ib. 142. Bmeite Seffion ib. 162. Dritte 
Seffion ib. 201. Vierte Seifton ib. 245. 
— Borläufiger Bericht über die 1. Seſſion 
IV. Yegislaturperiode (Frühjahr 1874) 74, 
1134. Thronrede ib. 1129. — Berbaft: 
ung von Reichstagsmitgliedern während der 
Situngsperiode 76 82. — Bericht über 
die Geſetzgebung 1871— 76 (Webrenpfennig) 
717, 257. — Sejhäftsorduung des Reichs⸗ 
tags uebft Bibliotbefordnung 77, 490. — 
Ueberſicht der Geſetze und Verordnungen 
über den Reichstag 77, 843. Ergebniß der 
Neichstagswahlen 1878 79, 574, — Etat 
des Reichstags SO, 18. — Die Wahlen zum 
Weichstag 1871 —1878 80, 333. Der 
deutsche Reichstag (vechtswiffenichaftliche Dar- 
ftellung, Seydel) 0, 352. — Stellung des 
Neichefanzlers zum Reichstag 82, 15. — 
Statiftif der Neichsragswahlen 1851 82, 542. 

Reihstagsgebäude 74, 289. 

Neihsverordnungsret, f. Berordnungs- 
recht. 

Reichsverwaltung, 
76, 9. 

Reichsverfaſſung, ſ. Verfaffung. 

Religionsbekenntniß in Preußen 75, 634 

Reſervatrechte in der Reichsverfaſſung 72, 
423. Authentiſche Erflärungen ſüdd. 
Miniſter 72, 1585. — Der Begriff der 
Sonderrechte nach dentichem Neichsrecht (von 
Laband) 74, 1487. Die Sonderrecte 
der deutichen Staaten und die Reichsver— 
faffung (von Loening) 75, 337. S. a. 
Bayern, Bundesftaat, Verordnungsrecht, Ber 
fafjung zc. 

Neftverwaltung 78, 546. 

NRetablifjementsfoiten 72, 1371. 1392. 
1466. 73, 70. 74, 261. 

Nettungsanftalteı 83, 41. 

Neuß (Fürftenthümer). Reſſortverhältniſſe der 
Behörden 70, 691. 

Nhederei, ſ. Handelsmarine, Konſulatweſen x. 

Rheinbund, Geſchichte deſſelben 71, 2 

Rheinſchifffahrt 80, 658. 

Rinderpeft, Geſetzgebung darüber 71, 210. 
77,685. — Dentfchrift über deren Bor- 
fommen 1872 bis 1877, 78, 512, 629. — 
Belauntmadhung, Gebührniffe und Koften- 
erftattung betr. 79, 602. ©. a. Veterinär 


polizei. 
— 


Alphabetiſches Geſammt⸗Regiſter 


Charafter derſelben, 


über die Jahrgänge 1868—1883 der „Annalen“. 


Robben, Schonzeit 77, 6936. 

Rom, Casa Zuccari 80, 41. 

Rob, ſ. Veterinärpolizei. 

Rübenzuder, f. Zuder. 

Rußland. Ueber einen Handelsvertrag mit 
Rußland 69, 1081. — Hinterlaffenicafte- 

regulirung 75, 1175. — Ürbredtsverhält- 

hit Neihsangeböriger nach der Konvention 

von 1874 (Frommelt) 78, 385. — Boll- 

verhältniffe 80, 828. 


©. 


Sachſen (Königreih). Bebhördenorganifation 
und Berjonalien 70, 258. — Militärvertrag 
mit Preußen 71, 106. — Die Steuerreform 
(3. Geniel) 74, 1373. 75, 1519. 76, 95 
— Dotation der Bezirfsverbände 75, 1391. 

Salz. Uebereinfunft wegen Erbebung einer 
Abgabe von Zalz vom 8. Mai 1867 68, 
119. — Bundesgefeß vom 12, Oft. 1867 
68, 141. — Die Denaturirung des Salzes 
68, 1097. — Statiftit der Salzitener in den 
Jahren 1868— 70 71, 575. — Die Be 
ftimmungen über die Salzſteuer (v. Aufſeß) 


73, 203. 74, 93. 75, 888. 76, 794. 80, 
621. 697. 704. — Statiftit 74, 916. 75, 
902. 76, 93. 802. 


Sanltion der Geſetze (Paband) 78, 351. 

Schatzanweiſungen 78, 444. — ©. a. 
Anleiben, Schuldenweſen ꝛc. 

Schauſtellungen 76, 79. 

Schiedsgerichte, gewerbliche 74, 430, 434, 
1195. Gejetentwurf und Kommiſſionsbericht 
ib. 1219, 1317. — Das jchiedsrichterliche 
Verfahren nach dem Entwurf der Zivilpro— 
zeßordnun 75, 153. — Die g. Schieds— 
gi in —— 77, 96. — ©. Arbeiter- 

rage. 


Schiffer, ſ. Handelsmarine, Konſulatweſen ꝛc. 


Schifffahrtsabgaben, Aufhebungen in 
Preußen 68, 238. S. a. Flößerei. 

Schififahrtsjtatiftil. Organifation derfelben 
70, 70 


Schifffahrtsverträge 80, 812. 
Schiffsbau. Beltimmungen über die Ge- 
one Zollvergütung für die ver- 
wendeten Materialien 72, 1530. 78, 186. 
Schiffsmeldungen SL, 437. 
Skhiffsunfölle an der deutichen Küſte 
1867—73, 76, 218. — Gefellichaft zur Rett— 
ung Sciffbrühiger 78, 111. Verhütung 
des Zuſammenſioßens auf See SL, 437. 
Schleswig-Holftein. Anlaß zum Konflikte 
zwiichen Preußen und Defterreih 71, 17. 
— Offiziere der ehem. Schleswig-Holftein- 
iſchen Armee 78, 441. 
Schleufengelder 80, 646. 
Schlußnotenftempel, j. Stempelfteuer. 
Schöffengerichte, Zuftändigfeit nach dem 
74er Entwurf, 75, 239. 
Schulaufiihtsgejeß, das preußiiche, 72, 
1029—1101. Erlaß zur Ausführung des» 
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jelben ib. 1102, Die Stellung der Geift- 
lichkeit zu dem Geſetze ib. 1108. 74, 24. 

Schulbildung in Preußen 75, 634. Schul- 
bildung der 1875—1879 in der deutfchen 
Armee eingeftellten Rekruten 80, 238. 

Schule, ſ. Fortbildungsihule, Gymnafien, 
Volksſchule zc. 

Shulgeietgebung 73, 824. 74, 3 

Schuldenweien des Reiches 69, 287. 
71, 147. Schulden der Bundesitaaten 69, 
309. Die preußischen Staatsichulden 69, 
607. — Die Bundesichulden -Kommiffion 
70, 160. — Die erften drei Berichte der 
Bundesihulden-Kommilfton I: die Jahre 
1868, 1869 und 1870 71, — Die 
Kriegstoftenanleihe vom Safer 1871 1, 
680. — Bericht der Neicheichulden-Kommii- 
fion für das Jahr 1871 72, 1359. — Die 
Reichsſchulden (finanzrectlich, von P. Laband) 
73, 435. 460. — Bericht der Neihsfchulden- 
Kommilfion für 1875/76, 77, 380; für 
1876/77 ib. 973. 

Schuldhaft, Geſetz, betr. die Aufhebung 
derſelben vom 29. Mai 1868 68, 806. 
72,135. Frage der Wiedereinführung s1, 402, 

Schulzmwang, Theorie desjelben 74, 14. 

Schutzzoll, ſ. Zolltarif. 

Schutz- und Trutzbündniſſe 
mit den Südſtaaten 71, 33. 

Schwarzburg-Sondershauſen. 
verhältniſſe der Behörden 70, 687. 

Schweden, Zollvertrag 828. 

Schweiz, Handelsvertrag SO, 673. 823. — Die 
Bundesverfaffung der Eidgenoffenichaft (Gar- 
eis) 75, 489. — Bundesftenern ib. 785, 
— Das Bundesgericht (Landgraff) 76, 106. 


Schwurgericte (1874er Entwurf) 75, 239, 


Seebebörden, Sceunfälle (Berels) 76, 
1001. 

Seeleute j. Marine, Handelsmarine, Kou— 
ſulatweſen ac, 

Seemannsordnung 78, 343. 74, 63. 
224. 380. 

Seeredt, ſ. Strandungsordnung ꝛc. 

Seevertebr, ſ. Hafenregulative. 


Selbfteinfhäßung, ſ. Einfommenfteuer. 

Selbitmorde, ſ. Unfälle. 

Selbftverwaltung, Begriff derjelben 73, 
1444. 74, 28. 83, 283. 305. — ©. in 
_ Preußen (Webrenpfennig) 77, 305. 
Servis, ſ. Militärvermwaltung. 

Seuchengeſetzgebung, f. Medizinal- und 

.Veteriuärpolizei. 

Siam, Handelsvertrag 73, 318. 

Silberwährung, ſ. Münzfrage. 

Sonderrechte, ſ. Reſervatrechte, 
weſen ꝛc. 

Sonntagsarbeit 73, 1471. 

Sonntagsruhe, Störung derſelben, 76, 76. 

Spouvderänetätu. Selbitverwaltuug (Roſin) 
83, 265. 

Soziale Frage 78, 795. 1471. 1536. 74, 


Preußens 
Reſſort⸗ 


Krieger 
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9. 33. 322, — S. Volklswirthſchaftslehre, 
Arbeiterfrage, Freihändler, Voltsbildung ꝛc. 
Sozialdemokratie 73, 812. 74, 33. 75, 
23. 1715. 1716. 76, 226. 77, 885. — 
Geſetz zur Abwehr ſozialdemokratiſcher Aus— 
ſchreitungen. Eutwurf vom Mai 1878 78, 
757. — Preußiſcher Entwurf vom Auguſt 
1878 78, 921. — Vorlagen au den Reichs— 
tag mit Motiven und Anlagen 78, 989. — 
Beriht der IV. Kommiſſion des Reichs— 
tags über den Entwurf 79, 27. Bejchlüffe 
der Kommilfion ib. 67. — Aus den Ver— 
handlungen im Meichstage 79, 161--218 
und 225—284, — Kommentar zum Sozi« 
aliftengefeg dv. 8. Gareis 79, 285; das Nach⸗ 
tragsgefeg von 1880 80, 600. — leber- 
fiht der verbotenen Vereine ib. 295, der 
verbotenen Schriften ib. 324. — Charafter- 
iftif des Gefeges (W. Endemann) 79, 543. 
s1, 437. 
Sozialgejeggebung Bayerns, ſ. Bayern. 
Spanien. Handels- und Scifffahrtsvertrag 
mit Spanien 68, 669. 73, 322. 80, 822. 
Sparfaifen in Preußen 76, 89. 77, 248. 
541. 1115. 80, 157; in Württemberg 76, 
1057. — Einführung der Poftiparkaffen in 
Deutichland 78, 807, — Sparkaſſenweſen 
und Bolfsbanfen in Elfaß-Yorhringen (Ch. 
Grad) 83, 426. 
Spielbanfen, Geſetz vom 1. Juli 1868 
nebjt Erläuterungen 68, 819. 
Spieltarteuftempel 80, 643, 744, 786, 
797. 
Spiritusbeftenerung, f. Branntwein. 
Staat und Kirche, f. Unfeblbarkeit, Jeſuiten, 
Schulauffiht, Namszanoweli ꝛc. — ©. a. 
Souveränetät, Selbfiverwaltung. 
Staatenbildung, das Nationalitätsprinzip 
in der, von R. Gueift 72, 929. 
Staatenbund und Bundesftaat 71, 8 u. 50, 
Staatsangehörigleit, das Recht der- 
jelben im internationalen Verkehr (F. dv. 
Martik) 75, 768, 1113, Ueberficht der Ge— 
feße 2c. 77, 803. Uebrigens ſ. Neichsange- 
börigkeit, VBoltszählung. 
Staatsbeamte in Preußen 77, 250. 
Staatsbegriff (Birth) 74, 5. 


Staatsbürgerrebt, |. Reichsangehörigkeit. 
Staatspaptiergeld, ſ. Papiergeld, Banf- | 


wejen, Miünzfrage. 
Staatsihuldenfommisiion, ſ. Schulden- 
weien. 
Stadt und Land 74, 17. 76. 239. 78, 73. 
Stände, ſ. Wahlgejege, Bollsvertretungen. 
Stahl, j. Eijen. 
Staudarte, fatjerliche, 76, 351. 
Ban j. Zivilebe, Perfonenftand. 
Stationsftontroleure 78, 304. 80, 808. 
Statiftil. Bericht au den BZollbundesrath 
über die Reform der Statiftif des Boll 
vereins vom 28. Mai 1869 69, 641. — 


| 
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der Statiftif des Zollvereins und ihre Ars 
beiten 70, 21. — Ueber Gründung und 
Einrichtung einer Reichsbehörde für Deutiche 
Statiftit 72, 69. 1547. — Organilation der 
Statiftif der Zoll- und Steuerverwaltung und 
des Maarenverkehrs (v. Aufich) 80, 755. 
— Organifation der Statiftif in Italien 
und den Niederlanden 79, 807. — Statift- 
ice Gebühr 50, 628. 763. 786. Val. aud 
Volkszählung, Bevölkerung, Handelsftatiftik, 
Berbrauchsfteuern, Finanzweſen, Münzfrage, 
Eijenbahnen, Telegrapben- und Boftverwalt- 
ung, Wahlen, Gewerbe u. ſ. m. 

Statiftiifhes Amt Des Reiches 72, 69. 
1547. 80, 10. 759. — ©. Statiftil. 

Statiftiihes Bureau in Berlin, Biblio- 
thet, 75, 938. Seminar 80, 831. 

Stein, L. v., deifen Schrift über Die Zufunft 
der Staats und Rechtswiſſenſchaft in Deutic- 
land, beiprocden von K. v. Stengel, 76, 251. 

Steinfoblenförderung in Preußen 69, 
639. 75, 637. 77, 1055. Bgl. a. unter 
Preußen (Bericht des Handelsminifters x.) 

Stempeleinnabmen in Breußen 76, 222. 

Stempelfteuer, Uebertragung a. d. Reich 
77, 1036. Weberficht der Stempelfteuer in 
den deutschen Bundesftaaten 79, 955. Reihe: 
gejeß und Verordnungen 81, 768. 83, 198, 
— leberfiht ausländifcher Beftimmungen 
81, 799. 

Sterbregifter, ſ. Zivilehe. Statiftil 220, 76, 
79, 109. 

Steuerlompetenz des Reichs, ſ. Finanz 
weſen. 

Steuern, ſ. Verbrauchsſteuern. Zölle, Wechſel— 
ſtempelſteuer, Bier, Branutwein, Salz, Ta— 
bad, Einkommenſteuer, Stempel⸗, Erb 
ſchaftsſteuern, Frankreich, Preußen, Elſaß— 
Lothringen, Finanzweſen ac. 

Stewerpolitif, Grundſätze derſelben 
(Schäffle), beſpr. v. Geffcken, 82, 681. 

Steuerreform im Reiche, Denkfchrift des 
Neichstanzlers vom 17. März 1881 81, 338, 

Strafgeietbud. Aus dem Entwurf eb 
jelben 69, 657. — Zur Kritik des Gejehes 
70, 580. — Einfübrung in Bayern 71, 379. 
— fKauzelparagrapb ($ 1304.) Mifbraud 
des geiftlichen Amtes 71, 983. 74, 187. — 
Die Strafgeſetzuovelle vom 26. Febr. 1376 
76, 338. — Bgl. aub Juſtizgeſetzgebung. 

Straftolonien und Fürſorge für entlaflene 
Sträflinge (Fläxl) 83, 1. 73. 

Strafprozepordnung, Vorbereitung dazu 
72, 148. 78, 348. 74, 421. 1533, — Gin 
leitung zum 74er Entwinf 75, 251. — Be 
merfungen zum Ennvurf von W. Endenann 
76, 1218. — Verlauf der Verhandlungen 
77, 646. — Strafverfahren in Zollſachen 
80, 678. 685. 696. 712. 730, — Straf- 
regifter und wechjelfeitige Mittheilung der 
Urtbeile im deutſchen Neiche S2, 635. 


' Strafrecht, Entwidelung desjelben 72, 121, 


Die Kommiſſion zur weiteren Ausbildung | 


78, 337. 75, 1172. 77, 632. 79, 519. — 


-- Me | 


über die Jahrgänge 1868—1883 der „Annalen“, 


Ueberficht der bis 1877 erlaffenen reichs— 
rechtl. Gefege und Berordnungen 77, 825. 

Strafregifter (Nadhmeifung der zur Führ— 
ung derjelben beftimmten Behörden) 83, 199. 

Strandungsordnung 75, 1177. 80, 660. 

Straßburg, Gründung der Univerfität 72, 
959, 

Straßenmufif 76, 80. 

Strites 74, 33. — S. a. Arbeiterfrage. 

Stromſchifffahrt. Beſchlilſſe Des Handels— 
tags vom Oktober 1868 68, 975. — Der 
Elbzoll 69, 430. Ablöfung des Elbzolls 
(Etat der Entihädigungen) 71, 709. 

Subbaftationsordnung. Die preußiiche 
vom 15. Dlärz 1869 69, 635. 

Syrup, j. Zuder. 


T. 


Tabad. Materialen zur Tabachkſteuerfrage (Ge— 
jeggebung bis zum Jahre 1868 und Sta- 
tiftit) 68, 357. Beftenerungsgeleg vom 26. 
Mai 1868 ib. 683 (Entwurf vom 7. Mai 
1868 ib. 685). Zollvereinsländiſche Sta» 
tiftit pro 1867 68, 1093. — Stariſtik der 
Tabadfteuer 1868— 1870 71, 578. — Die 
Beiteuerung des Tabads (Frhr. v. Auffeh) 
75, 387. 76, 793. — Zur Tabadfteuer- 
reform (Statiſtiſches und Beftenerungs- 
modus) 73, 741, 74, 93. — Statiſtik 74, 
919. 75, 901. 1712. 76, 801. — Der 
Tabad im deutichen Zollgebiete (amtliche 
Statiftit für 1876/77) 78, 214 - Bur 
Trage der Befteuerung des Tabades (8. 
Schleiden) 78, 283. 273. — Das Tabad- 
monopol und die amerifaniiche Tabaditeuer 
(Felſer) 78, 300. 449. — Das Tabadıno- 
nopol in Frantreich 78, 260. 658. 671. — 
Zur Frage der Emführung des amerifa- 
niſchen Tabadftempele in Deutjchland 78, 
621. — Wie ſteht fih der Konfument beim 
Zabadmonopol 78, 672. — Ein neues Ta» 
badjteuerprojett 78, 749. — Fragebogen 
zur Tabadenquete 78, 834. — Aus dem 
Berichte der Enquéte-Kommiſſion 79, 456. 
— Der Geſetzentwurf vom April 1879 
79, 627. — Ueberficht der Befteuerung (v. 
Aufſeß) SO, 689. — Die Beftenerung von 
1879/80 Gefeg, Bekanutmachung, Dienft- 
vorfchriften und Wiederlageregulativ) 80, 
689, 875. — Strafgeſetzl. Beftimmungen 
81, 435. — Materialien zur Monopolfrage 
s2, 177—236. 371—400. 489 - 516. 

Tagegelder der Reichsbeamten 76, 381. 384. 

Tara, Beftimmungen über die, 72, 1541. 
74, 90. 76, 790. 80, 655. 

Tarifreform, ſ. Zolltarif, Eiſenbahnen zc. 

Telegrapbenordunung 73, 340. Abänder- 
ungen 76, 761. 

Telegraphenverwaltung, Etat derjelben 
69, 243, — Statiftif pro 1868 69, 719. 
— Zentralverwaltung (Perionalien) 70, 164, 
— Rang der Telegraphendirektoren 76, 351. 
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— Der Vorttarif der Telegramme 77, 1088. 
— Ergebniß der Berwaltung pro 1876 
78, 39. — Eutwickelung des Reichstele- 
grapbenweiens 79, 157. — Telegraphen- 
ftationen und Apparate 81, 456. — Das 
Telegraphenweſen im deutfchen Reiche 82, 237. 
— 2. a. Poft: und Telegraphenweſen. 

Telephonie 78, 254. 

Zertilinduftrie 72, 396. — Die Lage der- 
felben 1872-77 78, 751. — ©. Baum- 
wollſpinnerei :c. 

Theuerung, ſ. Breisbildung. 

Throurede, f. Reihstag und Zollparlament. 

Thüringiſcher Zolle und Handels- 
verein 68, 33, 44. 241, 80, 614. 790. 798. 

Tollwuth, ſ. Beterinärpolizei. 

Tranfitlager 80, 627. 664. 667. 

Transportweſen. Denkſchrift des Handels— 
tags 69, 51. 

Türkei, Handelsvertrag 73, 318. 80, 818. 


u. 


Uebergangsabgaben 68, 11. 21. 38. 43. 
71, 585, 73. 281. 74, 98. 75, 893. 80, 787. 
Ueberſichten, ſ. Berfaflung, Zölle, Geleß- 
gebung x, 
Umzugstoften, ſ. Taggelder. 
Unfallverſicherung in Preußen 76, 994. 
Geſetz- Eutwurf nebſt Motiven von Baare— 
Bochum 81, 69, — Die Reichs-Unfallver—⸗ 
fiherung (erfter Entwurf nebſt Begründung 
und Gutachten) 81, 97. 139. — Berunglüd: 
ungen in Preußen 1879 81, 342, — Zweiter 
Entwurf eines Neichsgefeges (Mai 1882) 
S3, 328. 
Unfälle x. in Preußen 1874 75, 1724. 
Unfehlbarkeit, Dogma der päpftlichen. 
Erflärung der bayr. Regierung v. 14. Oft. 
1871 72, 5. — Stellung der preuß. Re— 
gierung zur fathol. Bewegung 72, 1011; 
Reden des Fürſten Bismard x. 1015. — 
Wer hat den Krieg begonnen? (Ein Zeng- 
niß der deutfchen Biſchöfe) 72, 1233, 
Unionsparlament zu Erfurt 71, 14. 
Unteroffiziere. Berbefferung ihrer Lage 
74, 266. 
Unterridtsanftalten für 
Reichelande 82, 715. 
Unterrichtsweien, ſ. Arbeiterfrage, Kultur— 
polizet, Boltsfchulen ꝛc. 
Unterftügungsmwohnfig 71, 169, Zus 
jammenftellung des Neichsgefeges vom 6. Juni 
1870 mit dem preußischen Armenpflegegefeg 
vom 8. März 1871, mit erläuternden An— 
merfungen von Dr. 9. Stolp 71, 395. Al- 
phabetiiches Sacregifter dazu ib. 436. - 
Inſtruktion des preuß. Minifters des Innern 
vom 10. April 1871 71, 443. — Das 
bayerische Hrimats- und Armenpflegegeieg 
71, 469. 480. 495. — Unterſtützung Reichs— 
angehöriger im Ausland 71, 632. — Etat 
des Bundesamts für das Hetimatswefen 71, 


Arbeiter im 
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713. — Präjudifate 76, 81. 86. — Das 
Reichsarmenrecht (rechtswifjenfchaftl. Mono» 
graphie von M. Seydel) 77, 545; Inhalts- 
überficht hiezu ©. 630. — Abänderung des 
Gefeges über den U. 77, 1042, 

Urlaub der Reihsbeamten 76, 376. 
Urheberrecht, Geſetz zum Schuß des geift- 
igen Eigenthbums 71, 217. 382, 72, 132. 
77, 638. Ueberſicht der Geſetze ıc. 77, 809. 
Uruguay, Handelsvertrag 73, 315. 75, 896. 
80, 816. — Auslieferungsvertrag 404, 


V. 
Verantwortlichkeit des Reichskanzlers 
82, 51. 
Verbrauchsſteuern. Statiſtik bis zum J. 


1866 68, 155—218. — Geſetzgebung vom 
Jahre 1868 68, 689. Statiſtik für 1867 
68, 727. Statiſtik für das erſte Semeſter 
1868 68, 997. — Die Bundeseinnohmen 
aus denjelben 69, 216. — Die Gefetgeb- 
ung des Reiches 71, 30, — Statiftit für 
1868 bie 1870 71, 543. 694. — Die Zölle 
und Berbrauchsfteuern 20. Des deutſchen 
Neichs, von Frhrn. v. Aufieß 80, 609, 
Vertrags» und verfaflungsmäßige Haupt« 
grundjäge für das Zoll- und Steuerweien 
50, 637. — WUebergangsabgaben und Ber- 


— 


brauchoſieuergruppen 73, 281. — Verwalt- 


ungsfompetenz des Reiche (Yaband) 73, 471. 
— Entmwidelung der Gejeßgebung 1873 (v. 
Aufjeß) 74, 81. 75, 881. — Einfluß der 
Steuern auf den Familienhausbalt (Hirth) 
75, 925. — Statiftif fiir 1870/74 74, 914. 


887. 75, 897. — Die Gejeggebung 1871 | 


bis 1876 (Wehrenpfennig) 77, 282. — 
Ueberfidht 77, 820. — Zur Charafteriftif 
der Berbraucdsfteuern 78, 927. (Bgl. a. 
Branntwein, Bier, Zölle :c.) 
Verbrecherthum in. Preußen, Statiftik 
79, 74. — ©. a. Straffolonien. 
Beredlungsverfehr 80, 673. 
Verehelichung, ſ. Eheſchließung. 
Vereinigte Staaten, ß Amorita. 
Vereinsgeſetzgebung 72, 131. 73, 346. 


74, 197. 242, 383. — Audifate des ‚preuß. 
Obertribunale über politische Bereine 75, 145. 
Verfaffung. Gründungsgefchichte des nordd. 
Bundes 71, 22. Die Verfaffung des nordd. 
Bundes mit Anmerkungen von Dr. Metel 
68, 1017. — Die Gründung des neuen 
Neiches (zur Gefchichte und nterpretation 
der Verträge mit den Siüdftaaten) 70, 735. 
— Die Berfaffung des deutfchen Reiches 
(Zujammenftellung mit der nordd. Bundes: 
verfaffung) ib. 771. — Das Berfaffungs- 
recht des deutſchen Reiches, biftorisch » dog- 
matiſch dargeftellt von Dr. L. v. Rönne 
71, 
dazu 71, 311; Ergänzung dazu 72, 421, 
— Grundzüge der Berfaffung 71, 45. 'Kom- 


1— 312; fpezielles Juhaltsverzeichniß 











—— 


Alphabetifches Gefammt-Regifter 


petenz des Meiches ib. 62; Berfaffungs- 
Aenderung ib. 77, — Die revidirte Neid 
verfaffung vom 16. April 1871 nebft dem 
ergänzenden Vertragsbeftimmungen 71, 321. 
Tert der Neichsverfafiung ib. 334. Die 
ergänzenten Bertragsbeftimmungen ib. 357. 
— Befugniffe des Neichs zc. in Bezug auf 
das Kriegsweſen (Seydel) 75, 1393, 
Laband's „Staatsrecht des deutſchen Reihe“ 
(beſprochen von Meyer) 76, 656, 78, 369. 
— S. a. Bundesgejeße, Bundesftaat, Bayern, 
Finanzweſen, Elfaß-Forhringen Kaiſer, Reichs⸗ 
lanzler, Reichstag, Juſtizgeſetzgebung, Reſer- 
vatrecht ꝛc. 

Verjährungsfriſt, einjährige 77, 228, 

Verkehr, voltswirtbichaftliche Bedeutung des- 
felben ( (Roesier) 7 75, 385. — ©. Handel, 
Transportweien , Boftverwaltung , Eifen- 
bahnen, Telegraphenr, Stromidifffahrt ꝛc. 

Vermögen des Reichs 73, 412. 422, 74, 
255. 408. 75, 1493, 

Verordnungsrecht 74, 1143. 76, 7. 
Das Reicheverordinungsrecht (M. Seydel) 
76, 11. (Laband, Meyer) 78, 376. 

Berjailler Berträge 71, 37. 359. 72, 1585. 

Verſetzung der Neichsbeamten 76, 287. 

Berfideru ngemwejen. Beichlüffe des Han« 
delstags 1868 68, 979. — Die Febensver- 
fiherung in Deuiſchiand Statiſtiſches) 68, 
1011. — Geſetzgebung über Verſicherungs— 
recht 70, 19. 72, 129. — Ueberſicht der 
Berficherungsgewerbe 72, 403. 73, 358. — 
Zur Reichs erficherungsgejeggebung (vou 
Th. Sendtner) 78, 773. — Wefen und 
Arten der Berfiherung (Roester) 75, 388. 
— Das Yebensverficherungsgeihäft 1873 
80, 74. — Reichsgeſetzliche Regelung des 
Berfiherungsweiens 80, nn Ueber 
Arbeiterverfiherung 80, 492. ©. a. Unfall- 
verſicherung. 

Verträge, ſ. die einzelnen Staaten, mit 
welchen dieſelben abgeſchloſſen wurden. Val. 
die Ueberſicht 68, 230. 70, 731. 72, 921. 
73, 311. 80, 812. ©. a. auswärtige Ver⸗ 
halimiffe Zollverein, Friedensverträge zc. 

Bertragsreht des deutichen Reihe (F- 
Gorius) 74, 759. 75, 531. — (Yaband u. 
Meyer) 78, 378. — Der Abſchluß völfer- 
rechtlicher Verträge durch das deutiche Reich 
und deflen Einzelftaaten (M. Proebit) 82 
241. 

Bermwaltungstompetenz des Reiches, von 
P. Yaband 73, 458. %.v. Stein 76, 5. 
— Meyer über Laband 18, 382. — ©. a. 
Berordnnungsredit. 

Berwaltungsgerichte. Die Uebertragung 
der Berwaltungsretiprehung an die ordentl. 
Gerichte (Frhr. v. Stengel) 75, 1313. 
Das preußiishe Gejeg vom 3. Juli 1875 
75, 1619. — Berwaltungsgerichtsbarteit im 
Etjaß- «Lothringen (Stengel) 76, 808. 897. 
— Geſetzgebung in ia (Wehrenpfennig) 


7, 305. 
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Berwaltungsorganifation in Elſaß— 
Lothringen 72, 554. 

Berwaltungsreht, Reform desfelben 72, 
538, 75, 1307. 

Berwaltungereform in Preußen (lleber- 
blid) 75, 329. — Denfichrift der Hegierung 
75, 657. — Dotation der Kommunalver- 
bäude (Kreife und Provinzen) in Preußen 
74, 1392. 1444. 75, 1635. -— ©. a. Kreis— 
und Provinzialordnung. 

Beterinärpolizei. Fſtruktion zum @e- 
fette vom 23, uni 1880 81, 205. Die 
Beterinärpolizei-Gefepgebung nach den reichs- 
gefeglichen Beftimmungen (Monogr. v. Ph. 
Göring) 81, 809. Alphabetiſches Inhalts · 


verzeichniß hiezu 973. S. a. Rinderpeſt. | 


Veterinärpolizeiliche Geſetzgebung 81, 432. 
VBiehhandel, Gewährleiſtung im 73, 359. 
viebſeuchen, ſ. Veterinärpolizei. 
Biehtransporte 77, 635. 

Viviſektion 81, 445. 

Bolksbanken, ſ. Sparkaſſenweſen, Genoſſen— 
ſchaften ꝛc. 

Volksbildung, Kulturpolizei und Rechts— 
gleichheit (von Hirth) 73, 795. 823. Das 
deutiche Reich und die Schule 74, 3. 

Boltsfhulen, ftaatsrechtlihe Stellung der- 
felben 73, 823. — Die Reform der preuß. 
Volkeſchule vom 15. Oftober 1872 73, 897. 
— Das deutsche Neih und die Schule (von 
Hirth) 74, 3. — Petition, betr, reichsrecht- 
liche Ordnung des Volksſchulweſens ib. 389, 
— Statiftif der preußischen Volfsichullehrer 
76, 237. — Das Vollksſchulweſen in Preußen 
77, 93. 311. 82, 407. 

Bolfsvertretungen in den Bundesflaaten 





74, 195. 319. — Wahlgefetse deutfcher Bun— | 


Desitaaten (v. &. A. v Müller) SL, 3 
Boltswirtbichaftsichre, Beziehungen zur 
Rechtswiſſenſchaft (von H. Noesler) 72, 509, 
Ueber die Gefegmäßigfeit der vollswirth- 
Ihaftlihen Ericheinungen (von Roesler) 75, 


1. 259. 371, — Die Boltswirtbichaftslebre | 


als Wiffenfchaft (Hirth) 75, 1310. — ©. a, 


foziale Frage. 
Bollswirthichafteratb, preußiiher 80, 
961. Ernennungen hierzu 81, 91. 





Boltszählung. Rejultate der Boltszähfung | 
— errecht, das deutfhe Monographie v. 


vom 3. Dezember 1864 68, 149. — Desgl. 


vom 3. Dezember 1867 (vorläufig, mit | 


Aufzählung der Kreisbebörden in Preußen) 
8, 501. — Definitive Rejultate 68, 779. 
— Die ftaatsangehörige Bevöllerung fämmt- 


licher Staaten des nordd. Bundes (mitger 


theilt von Dr. Engel) 68, 
jeemännifche Bevölkerung im preuß. Staat 
68, 1005. — Ueberfiht der Bevölkerung 
des BZollvereins (amtliche Aufftellung vom 
Zentralbureau des Zollvereins) 69, 855. — 
Die Zollabrehnungs - Berölferung für Die 
Yahre 1868—70 71, 544. — Organifation 
der Volkszählung für das Jahr 1871 70, 


1101. — Die 


| Wechlelftempel. 


24. — Bundesverfaflung umd Borltszählung 
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(Öutachten der nordd. Mitglieder der Kom«- 
miffton zur weiteren Ausbildung der Statiftif 
des Bollvereins) 70, 445. — Borläufige 
Ergebniſſe der Bolfszäblung vom 1.De3.1871 
12, W2. — Definitive Ergebniffe mit den 
verfaffungs- und geſetzmäßigen Unterfcheid- 
ungen 73, 1271, — Boll-Direttivbezirfe und 
Armeekorpsbezivte 74, 493. — Die B. am 
1. Dez. 1875 75, 1720. — Borläufiges 
Ergebniß der V. vom 1. Dez. 1875 76, 888, 
— Definitives Ergebniß 77, 471. 78, 49. 
178. 491. Anhäufung und Bewegung der 
Bevölkerung in Preußen 78, 268. — Alters» 
ftufen der preuß. Bevölkerung 78, 658. 
Bedeutung für die Zollabrechuung 80, 645. 
757. — GStäbtebevölferungen in Preußen 
81,92. — Definitives Ergebniß der Volles 
zäblung vom 1. Dez. 1880 82, 146. — 
Bevölterungsbewegung in Deutfchland und 
Frankreich 82, 614. — Bol. auch Statiftif, 
Bevölkerung ꝛc. 

Bollziebende Gewalt im Reihe (L. v. 
Stein) 76, 5. S. a. Berfaffung, Kaifer, 
Bundesftaat ꝛc. 

Borlagen an den Reichstag 74, 162. 251. 

Borparlament in Frankfurt am Main 
71, 


8, 

Maaren (Ein- und Ausfuhr 2c.), f. unter 
Zölle, Bolltarif, Handelsftatiftif, Preiſe zc. 

Waarenauftionen 77, 1064. 78, 738. 

MWaarenverzeihniß, amtlides 75, 883, 
76, 82. 80, 655. 765. 

Waarenzeidhen, ſ. Martenigub. 

Wablberebtiguug 12, 323. 

Wahlen, Statiftif derfelben 72, 287. ©. a. 
Neichstag. 

Wahlgeſetze deutſcher Bundesftaaten 
(Monographie v. L. A. Müller) 81, 3. — 
Das preußiſche Wahlgeſetz für den Nordbund 
vom 15. Oft. 1866 68, 1053. — Wahlgefet 
vom 31. Mai 1869 71, 245. 

Wahlkreiſe zum Reichstag 72, 291. 213. 

Wahlprüfungen 72, 347. 80, 386. " 

Baifenfürforge, f. Beamte. 

Wanderlager 77, 1064. 78, 707. 

Wappen, faiferliches 76, 351. 


Briüdner 77, 1—77 
—— vlunzwefen. 
Wechſel (Wefen derjelben, Roesler) 75, 381, 
©. a. Bankweſen, Papiergeld, 
Wechſelakzepte, Einholung durch Poftauf- 
trag 77, 231. 
W edjelfähigteit, Beihränfung derjelben 
81, 418 
Wecfelturfe (E. Naſſe) 75, 595. 
Wechjelorduung, ſ. Handelsrecht. 
Wechſelproteſte, Aufnahme derfelben durch 


Poſtbeamte 78, 42. 
Deufichrift des Handels» 


tags 69, 63. — Die Wechſelſtempelſteuer 
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im norbd, Bunde und ihre Erhebung 69, 
1011. 
10. Zuni 1869 71, 377, — Statiftif pro 
1870 71, 592, — Berwaltungslompetenz 
des Neichs (P. Laband) 73, 467. 497, 
Statiftit der Mechfelftempelfteuer 73, 736. 
74, 726. Präjuditate 76, 81. — Lage der 
Geſetzgebung 1880 80, 736. 786. 

Wehrgeld (Steuer) 74, 1013. 

Wehrpflicht, allgemeine 71, 109. 75, 1431. 

Weingroßhandel SO, 666, 

Weinfteuer in Elfaß- Lothringen 73, 960. 
Projeft einer Reichsſteuer 74, 1002, 
Einfuhr und Bollertrag von Wein im 
deutihen Zollgebiet und Elſaß-Lothringen 


tarif ac. 


Weltaus —— in Wien 1873 (Programm | 


2.) 72, 9 

—— f Poftverwaltung. 

Werth (Begriff) 75, 10. — Der Werth in 
feiner voltswirthichaftlichen und gejellichaft- 
fihen Bedeutung (Ad. Samter) 83, 457, — 
S. a. Preisbildung. 

Werthberechnung der Ein- und Ausfuhr 
des Zollvereins 69, 67 u. 438. — lieber 
Werthermittelungen in der Handelsftatiftif 
70. 429. — Bol. a. Handelsftatiftif. Preife zc. 

Werthvertheilung (Roesler) 75, 268. 

Wiener Schlußakte 71. 4. 

Wilhelm» Luremburg -Eiſenbahnen 
74, 291, 

Wirthſchaftliche Inte relfenvertretung 
(v. Kaufmann) 83, 553, 

Wırthfhaftsgenoflenfhaften. Geſetz 
vom 4, Juli 1868 68, 825. 72, 130. Sta— 
tiftit für die Jahre 1859 — 1867 68, 843. 
— Statiftit für 1873 (Pröbſt) 75, 321. — 
S. a, Genoffenichaftsmweien. 

Wirthſchaftéſyſteme (geihichtl., H. Roes— 
ler) 75, 15. 

Wittwenfürforge, ſ. Beamte, 

Bopnungegeitgufgiile 74, 267. 76, 
359, 


tarif ꝛc. 

Wuchergeſetze, Aufhebung derjelben und 
der Schuldhaft 68, 799. — Wuchergeieg 
von 1580 81, 423. 

Württemberg. Anfhluß an den deutichen 
Bund 70, 769, an die Reihsverfaffung 70, 
771. 71, 37. 41. Militärkonvention mit 
Preußen 71, 120. — Aufrechterhaftene Be- 
ftimmungen des Bertrags vom 25. Nov. 
1870 71, 359. — Einführung nordd. Bun— 
desgefete 71, 389. — Berehnung der Ma— 
tritularbeiträge für 1871 71, 701. — Mi- 
litäretat 73, 46. Bierbeftenerung 76, 65. 
S. a, Wahlgejege, Waſſerrecht, Zollverein zc. 


3 
Zahlungsverfahren, Reform desielben, 
76, 1031. 77, 228. 


Wolle, tie ſ. Zölle, Zoll- | 








| h Zivilehe, 
1843/77 79, 802. 803. ©. a. Zölle, Zoll- | 
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Zeitſchrift, Aufgabe einer ſtaatswiſſenſchaft- 
— Modifikation Des Geſetzes vom 


lichen 76, 3. 
Zentralbebörden, ſ. Behörden. 
Zentralbureau des Hollvereins 72, 1556. 
713, 262, 
Bentralgemwalt, 
1848 71, 
Zentrum, Neihstags- Fraktion 72, 1. 283, 
335. 1018. 74, 144. 
Bettelbanten, ſ. Bankweſen. 
Zeugenpflicht 82, 776. 
Zinsfuß 76, 882. S. a. Bankweſen. 
Zinſen, Befet, betr. die vertragsmäßigen, 
v, 14. Nov. 1868 68, 800. 72, 134. 


obligatoriihe 74, 188. 237. 311. 
408. Entwurf und Kommiſſionsbericht von 
1873 74, 487. Das preußifche Geſetz von 
1874 nebft Minifterial-Berfügungen zc. 74, 
1551. Das Neihsgeieh vom 6, Februar 
1875, 75, 641. Ausführungsverordnung 
dazu, ib, 1553. — Beridt von W. Ende 
mann über das Geſetz 75, 1181. — Um 
wandlung von Geld» in Freiheitsſtrafen 76, 
84. — Bildung der Standesamtsbezirfe in 
Bayern 76, 85. — Ausführungen v. M. 
Seydel 76, 172, ©. a. Eheſchließung. 

Zivilprozeß. Aus dem Entwurf einer 
nordd. Zivilprozeßordnuug 69, 649. Borar- 
beiten für diefelbe 72, 143, 78, 348. Aus 
dem 1872er Entwurf 73, 567. — Aus dem 
1874er Entwurf: Das schiedsrichterhiche Ber: 
fahren, 75, 153. 1219. — Berlauf d. Ber: 
handlungen (Endemann) 77, 646. — Bgl. 
a. Juſtizgeſetzgebung. 

Zivilrecht, Entwidelung desielben, 72, 125. 
713, 339. 74, 193. 310, Rede des Minifters 
Fäuftle in der bayeriſchen II. Kammer 74, 
330. Das Neumayr'ſche Neferat ib. 339, 
— W. Endemaun ib. 412. — Eine Feſt— 
rede Yasfer's ib, 743. — Bericht des Ju— 
ftizansfchuffes über Plan und Methode bei 
Ausarbeitung eines bürgerlichen Geſetzbuchs 
74, 1329. Die Mitglieder der Zivilgeſetz⸗ 
bůch Kommiſſion ib, 1680. Weiteres 
über den Entwurf des Geſetzbuchs (Endemann) 
77, 1222. 77, 678. — Stand der Arbeiten 
für das Zivilgeſetzbuch im Sommer 1876 
(P. v. Roth) 76, 940. — Amtlicher Bericht 
über die Arbeiten der Kommiſſion bis 1876 
77, 423. — Ueberſicht der bis 1877 er 
laſſenen zivilrechtl. Gefege und Verordnungen 
77, 822. — ©. a. Konkursordnung, Juſtiz⸗ 
gejepgebung zc. 

Zivilftandsregifter, ſ. Perjonenjtand. 

Zollaussjchlüffe, Bericht der Kommiffion 
zur Erörterung der Trage betr. die Averſa 


proviforische im Sabre 


— 


80, 531. Bei Aufſeß: 80, 634. 636. 748. 
791, 
| Boll und Handelsjyftem des Weichen, 


Einbeitlichkeit dejfelben, 71, 171. 80, 633. 
— Ueberſicht Sämmtlicher Geſehe ⁊c. 77, 807 


— 


— S. a. Zolltarif ꝛc. 
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Zoll- und Steuerfredite, Abbürdung der- 
jelben 72, 1481. 74, 170. — Beftimm- 
ungen über diejelben 73, 266. S. Kredite. 

Zölle. Statiftit für die Zeit bis 1868 68, 
165 — 222. Statiftil für 1867 68, 729. 
— Gtatiftif fiir das erfte Semefter 1868. 
68, 998. — Waaren-Ein- und Ausfuhr 
1867 69, 115. — Bundeseinnahmen aus 
den Zöllen 69, 216. — Organifation der 
Statiftif der Zölle 70, 71. — Statiftil der 
Zolleinnahmen zc. 1862 — 1869, 70, 343. 
— Die Reichs-Zollgefeßgebung 71, 130, 
72, 489. — Statiftil der Zölle und Waaren— 
Ein- und Ausfuhr 1868—70 71, 543. — 
Die Zölle und BVerbraucsftenern ꝛc. des 
deutjchen Reichs, von Frhr. v. Aufjeß 80, 
609. — Bertrags- und verfafjungsmäßige 
Hauptgrundfäge für das Zoll- und Steuer- 
weſen 80, 637. — Bejondere Vorſchriften 
für die Ein- und Ausgangszölle 80, 650. 
— Das Nbrehnungsmeien 80, 769. — 
Neichstontrole der Zoll. und Steuerverwalt- 
ung 80, 797. — Berwaltungstompetenz des 
Reiches (Laband) 73, 471. 498. — Ent 
widelung der Gejetgebung 1873 — 74 (v. 
Aufſeß) 74, 75. 75, 881. 76, 785. — 
Statiftil 74, 911. 75, 897. 1389. 1701. 
76, 799. — Werth- oder Gemwichtzölle ? 
(2. F. Seyfarbt-Erefeld) 77, 135, — Die 
Gejetsgebung über Zölle und Steuern 1871 
bis 1876 (Wehrenpfennig) 77, 282. — 
Ueber Schubzölle (Hirth) 77, 896. — Han- 
delspolitiiche Ertlärung von 203 Reichs— 
tagsmitgliedern 79, 460. — Das handels— 
politifhe Programm des Reichskanzlers 
(Schreiben an den Bundesrath) 79, 219. 
— Eingabe des Freihandelsvereins an den 
Bundesrathb 79, 358. — Rede des Herrn 
v. Riede in der württembergifchen I. Kammer 
79, 370. — Die widtigften Finanzzölle in 
Deutihland und Großbritannien, 79, 571. 
Einnahmen 1879/80 80, 591. -- ©. a. 
Zolltarif, Zollverein, Zollgefeß, Kaſſen- 
wejen, Finanzweſen, Statiftit und Handels. 
ftatiftit, Zollausſchlüſſe zc. 

Zollbehörden in Deutichland Neffortver- 
hältniffe derjelben, Ueberficht der Aemter zc. 
68, 405. — Die Vereinsbeamten des 
deutichen Zollvereins (Anfang April 1870) 
70, 139. — DOrganifation der Zoll- und 
Steuerverwaltung (v. Aufieg) SO, 747. — 
Reichskontrole der Zoll- und Steuervermalt- 
ung 78, 292. 74, 99. 75, 894. 80, 797. 

Zollfartel vom 11. Mai 1833 68, 125. 

Bollgebiet 74, 79. 493. 75. 881. — Be 
grenzung und Bevölkerung der Zolldirektiv— 
bezirfe 77, 478. 

Zollgejet vom 23. Jan. 1838 68, 61. — 
Das Bereinszollgefeß vom 1. Juli 1869 
(mit Erläuterungen und alphabetiihem Sadı- 
regifter) 69, 511. — Zur Ausführung des 
Zollgeſetzes (Anmeifung des Bundesraths 
des Zollvereins) 69, 995. 80, 650. 


Annalen des Deutihen Reis. 1883, 


BZollordnung vom Jahre 1838 68, 61. 


Denkſchrift des Handelstagse betr. Reform 
des Hollverfahrens 68, 249. Geſetz wegen 
Abänderung einzelner Beitimmungen der 
Zollordnung und der Zollſtrafgeſetzgebung 
vom 18. Mai 1868 68, 679. — Bgl. a. 
Zollgeſetz. 


Zollparlament. (S. a. Zollverein.) Mit- 


glieder desfelben 1868 68, 433. — Thron- 
reden zur Eröffnung und zum Schlufje der 
erften Seſſion 68, 1070, der zweiten Seifton 
69, 1100, der dritten Seffion 70, 713. — 
Bericht des Vorftandes der national-liberalen 
Partei (v. Ed. Laster) über die Legislatur— 
periode 1867—70 70, 568. — Weberficht 
der Gejetgebung des nordd. Bundes umd 
= Bollvereins in den Fahren 1867—70 
70, 721. 


Bollftrafgefeß, Grundſätze, betr. das vom 


Jahre 1836 68, 115. — Bol. a. Zollgeſetz. 


Bolltarif (Bereins-) vom 1. Juli 1865 


68, 93. Deukſchrift des deutichen Handels- 
tags über Reform des Bolltarifs 68, 249. 
Geſetz vom 25. Mai 1868 68, 649, Boll. 
tarif vom 1. Juni 1868 ab gültig 68, 651. 
— Material zur Betroleumftenerfrage 69, 
391. — Der Zolltarif zu Anfang des —— 
1870 70, 92. — Die Reform des Vereins— 
Zolltarifs vom Mai 1870 (nebft allgemeinen 
und jpeziellen Erläuterungen) 70, 325. — 
Der Zolltarif vom 1. Juli 1870 an 70, 
379. — Beftimmungen über die Tara 72, 
1541. — Die Beitimmungen über den 
BZolltarif (v. Auffeß) 73, 162. — Tarif 
reform vom Jahre 1873 74, 83. 282, — 
Nedaltion des Zolltarifs vom 1. Oktober 
1873 (in der Martwährung) 77, 144. — 
Freihandel oder Schußzoll? Dentichrift des 
Borfteheramts der Königsberger Kaufmann 
ihaft 75, 1549. Zur Bertheidigung ge- 
mäßigter Schußzölle (J. Schulze) 75, 1681. 
Zur Denkichrift des Bereins der Eijenindu- 
ftriellen ib. 1695. — Ueberſicht der haupt» 
ſächlichſten Schußzölle des Zollvereins 77, 
200. — Die Klaufel der „meiftbeginftigten 
Nation” 77, 534. — Die acquits-A-caution 
77, 535, — Der Bolltarifentwurf vom 
4, April 1879 79, 617. Motive dazu ibid. 
681 (jpezielle Ueberficht im Inhaltsverzeich— 
niß des Jahrg. 1879). Das Tarifgefek 
vom 15. Juli 1879, 79, 993. — Lage ber 
Geſetzgebung 1880 0, 623. 627. 653. — 
Abänderungen des Zolltarifgefeges in den 
Jahren 1880—82 82, 674. — ©. a. Zölle, 
Zollverein zc. 


Bollverein. Mittelbare Zollvereinsglieder 


68, 233. Bertrag vom 8. Juli 1867, bie 
Fortdauer des Zoll- und Handelsvereins 
betreffend. Bericht für den nordd. Bundes- 
rath 68, 1 ff. Text des Vertrags ib. 15, 
— Literatur über den Zollverein 68, 232, 
— Der territoriale Abſchluß des Zollvereins 
68, 1109. 71, 171. — Die Bollvereins- 


52 


794 Alphabetifches Gefammt-Regifter über die Jahrgänge 1868—1883 der „Annalen“. 


ejegebung als Beftandtheil des Reichsver⸗ 
Foffungeredits 71, 357. — Gejchichte des 
Bollvereins (v. Aufſeß) SO, 610. — Um- 
fang, Größe und Einwohnerzahl des Zoll: 
und Handelsgebiets des deutichen Reichs SO, 
633. — Bollvereinsbevollmädtigte 73, 306. 
— Boll-, Handels- und Schifffahrtsverträge 
des deutichen Reichs mit fremden Staaten 
75, 896. 80, 812, — Aus der Enaquäte 
über die Handelsverträge 77, 395. Gutachten 
der Handelstfammer zu Köln ib. 1049, — 
Ueberficht der deutfchen — 79, 
384. 562. — Bgl. a. Verfaffung (VI. Ab- 
Schnitt), Zollparlament, Zollgeje, Zolltarif, 
Handelsftatiftil, Statiftit, Defterreich ꝛc. 

Zuder. Uebereintunft wegen Befteuerung 
des Rübenzuders vom 16. Mai 1865 68, 
123. Befteuerung im Zollverein, in Groß⸗ 


britannien und Frankreich 68, 155. Dent- 
fchrift der Handelsfammer zu Hamburg über 
Reform der Zuderbefteuerung 68, 303, — 
Beſchluß des Handelstagg 68, 983. — 
Dentihrift zur Reform der Zuder- Zoll- 
und Steuergefeggebung von E. Langen 69, 
861. — Die YZuderbeftenerung im Zoll 
verein nach dem Geje vom 26. Juni 1869 
69, 905. — NRiübenzuderiteuerftatiftif für die 
Fahre 1868—70 71, 573, — Die Befteu- 
erung des Rübenzuders (Frhr. v. Aufieß) 
73, 190. 74, 92. 80, 682 — Statiftil ib. 
914. 75, 899, 1551. 76, 248. — Dent- 
fhrift über die Reform der Zuder-Steuer 
von Witte-Roftod 83, 142. 


Zwangsverfiderung, ſ. Berfiherung zc. 
Zwangsvollfiredung gegen Eifenbahnen 


sı, 411. 
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